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Bon den Tandwirtbfchaftlichen Behörden und 
deren Organen. 





Erfte Abtbeilung 
Die Central: Behörden. 


Das Publifandum v. 16. Der. 1808, betreffenn die veränderte Verfaſ⸗ 
tung der oberften Staatöbehörden der Preuß. Monarchie in Beziehung auf 
tie innere Landes» und Finanz» Verwaltung ?), hat vie „Aufhebung aller 
bis dabin beſtandenen Einrichtungen binfichtlich ver oberften Verwaltungs⸗ 
Behörden” ausgefprochen. Die Abficht veffelben war, wie es im Gingange 
des Geſetzes beißt, dahin gerichtet, „ven Behörden eine verbefferte, ven 
Fortſchritten des Zeitgeiſtes, der durch äußere BVerhältniffe geänter- 
ten Lage Ted Staates und den jebigen Bedürfniſſen deffelben angemeifene 
Geſchaͤfts⸗Cintichtung zu geben." Die neue Gefchäfts-Einrichtung bezwedkte, 
„ver Gefchäftd- Verwaltung größtmögliche Einheit, Kraft und Regſam⸗ 
keit zu geben, fte in einem oberften Punkte zufammen zu faffen und 
die Geifteßfräfte ter Nation und des Einzelnen auf die zweckmaͤßigſte und 
einfachfte Art für folche in Anfprud) Fi nehmen.” Zu tem Ente follte, 
wie das Publik. weiter bemerkt, „die Negierungs» Verwaltung Tünftig von 
einem, Dem Oberhaupte des Staates unmittelbar untergeordneten oberften 
Stantpunfte ausgehen.“ Es wurde eine möglichft Eleine Zahl oberfter 
Eraarötiener an die Spihe einfach organifirter, nad Haupt- Bermwal- 
tungszweigen abgegränzter Behörden geftell. Die oberfte allgemeine 

tung ter ganzen Staatd » Verwaltung ſollte fih in dem Staatörathe 
une des Königs unmittelbarer Aufficht vereinigen. Das Miniflerium 
follte in fünf Departements, nämlich: des Innern, ter Sinanzen, der 
auswärtigen Angelegenheiten, des Krieged und der Juſtiz zer- 
fallen. Die Wirkfantkeit eines jeven Departements. follte fich in Ruͤckſicht 


— — 





1) Vergl. daſſelbe im N. C. C. Tom. XII. S. 527 und in Rabe's Samml. 
%.9. ©. 383. 


andet· Kultux⸗Geſeng. Br. II. 1 


2 Don ven landwirthſchafilichen Behörden und deren Organen; 


der Gegenftänte veffelben auf fämmtliche Provinzen erflreden. Das ! 
fterium des Innern follte in ſechs Sektionen getheilt werben, 
eine (die zweite) die Sektion für die Gewerbe» Polizei bilnete, zu 
Gefchäftskreis unter Andern die ganze landwirthſchaftliche Pol 
mit Ausfchluß des Domainen- und Forſtweſens, alle Anftalten zur Be 
derung der Landwirthſchaft, Gemeinheitd-Theilungen, Mı 
rationen durch Austrodnung der Sümpfe ıc., das Geftütöwefen 
KM lediglich in polizeilicher Hinfiht ($. 7. Lätt. a. und b.), ge 
ollten. 

Zur Belebung des Geſchaͤftsganges in den Provinzen wurden O 
Präſidenten angeſetzt; die älteren Kriegs- und Domainen-K 
mern aber blieben unter rem Namen Regierungen“ beſtehen, 
erhielten eine verbefferte Organtfation durch die Verord. v. 26. Dec. 
wegen verbefferter Einrichtung der Provinzial», Polizei» und Bi 
Behörden. 2) . 

Nachdem unterm 6. Iunt 1810 der Freiherr von Hardenberg 
Staats» Kanzler ernannt war, erging, — auf jene Prinzipien fortbe 
— unter Aufhebung des Publif. v. 16. Dec. 1808, die antermeitig 
v. 27. Oft. 1810 über die veränderte Verfaffung aller oberften Staati 
börden in der Preuß. Monarchie 2), welche noch gegenmwärti: 
Brundlage des Organismus der Central⸗Behörden des Staateı 
det. Dieſelbe ordnete einen Staatdrath an, in welchem ter Sta 
Kanzler den Vorſttz führen folte Eine Theilnahme an der Ver 
tung wurde diefem Staatsrathe nicht übermiefen, vielmehr follte de 
bauptfächliy eine berathende Behörde für Tegislative Angelegen 
bilden. Zugleich wurden die Wirkungdfreife der fünf Minifterien 
führlicher feftgeftelt und vie Abtheilungen fehärfer und ganz neu beft 
Jeder Minifter foll danach die ihm anvertraute Verwaltung felbftfl 
und unter unmittelbarer Berantwortlichkeit führen. Sie follten an den . 
berichten und von demfelben Befehle erhalten, aber verbunden fein, 
Staats-Kanzler anf Erfordern Auskunft und Nechenfchaft über jeden 
genftand ihrer Verwaltung zu geben, auch feine Verfügungen in au| 
dentlidyen und dringenden Faͤllen zu befolgen. 

Duch die V. v. 3. Juni 1814 3) wurde demnähft das Geſar 
Staatd-Minifterium, beflehend aus dem Staats⸗Kanzler, ald Bor 
den, und den Miniftern der auswärtigen Angelegenheiten, des Juftiz 
Binanzen und des Handels, des Krieges, ver Polizei und des Innern 
gerichtet, in welchem alle gemeinfchaftliche und in verfchievene Reffortt 
greifende Angelegenheiten Serathen werden follten. 

Was nun insbefondere Me Central» Verwaltung der Ianpwi 
ſchaftlichen Angelegenheiten betrifft, fo ift viefelbe bei der neuen 
ganifatten der oberſten Staats⸗Behoͤrden ganz ſpeciell berädjichtiget 
dabei, fowie bei den demnächft angeordneten weiteren Meformen viefer 
ganifation nach und nach weiter audgebildet worden. 

ie nachftehende Darftellung ergiebt das Nähere hierüber: 

Die V. v. 27. Oft. 1810, weldhe das Publik. v. 16. Der. 
aufhob, behielt dem Minifterium des Innern, welches danach in 
Abtheilungen zerfallen follte, die Angelegenheiten des Handels 
der Gewerbe vor, und beflimmte für deren Verwaltung bie zweite 
tbeilung dieſes Minifteriums, 





1) Vergl. in Rabe’s Samml. Br. 9, &, 467. 
2) 9. © 1810. ©. 3. 
3) G. ©. 1814. ©. 40. 


ku cn 


bie Geniral= Behörben. 3 


In Betreff Ted Reſſorts viefer Abteilung wurde feflgefeßt: 


Die Abth. für den Handel und die Gewerbe hat zu ihrem Gefchäftsfreife al; 
let, was auf ten Gang der Gewerbe bei der Nation, alfo der Probuftion, Fabri⸗ 
fatien und ten Handel Bezug hat. Namentlich gehören dahin: die ganze land⸗ 
wirthichaftliche Polizei (mehin das Domainen: und DomainensKorfimefen felbft 
nicht gehört), alle Anftalten zur Beförderung der Landirirthfchaft, Bemeinheite- 
Iheilungen, Melicrationen, das Lands Geftütwefen, letzteres jedoch nur in Hinficht 


ter Gewerbe: Polizei und gemeinfchaftlich mit dem ObersStallmeifter. 
(8. S. 1810. ©. 3.) 


1. Die demnächſt erlaffene 8. O. v. 3. Ian. 1814, betr. die Anordnung 
des Staats⸗Miniſterii, orbnete eine Theilung der Angelegenheiten 
ed Handels und der Gewerbe an, indem beftimnt wurde, daß biefel- 
ben theil8 auf das Finanz⸗Miniſterium übergehen, theild dem Mint- 
Rerium des Innern verbleiben follten. 

Die betr. Vorfchriften der 8. O. waren folgende: 


Da mehrere bisher zu ber Abth. für Gewerbe und Handel im Min. des J. 
gerechnete Segenflände mit ber Mbgabens Verwaltung und dem Stastshaushalte 
terfiochten find, fc will Ih, um den Bang der Gefchäfte zum DVortheile Meiner 
Untertbanen und des Dienfles zu erleichtern, die Kabrifens Angelegenheiten, das 
Yanmefen, bie Scrge für die Land: und Waſſer-Kommunikation an alle, den Sees 
mb Landhandel in feinem garden Umfange betr. Segenflände dem Finanzmin. 
mit übertragen, jedech bergeftalt, daß diefe zu der bisherigen Abth. für Gewerbe 
mt Hantel gehörig geweſene Ang., unter der Leitung des gedachten Min. von 
einem befenderen Berfonale bearbeitet werben, welches mit der Abgaben: und Do: 
wainen: Verwaltung (die Bauten auf den DemainensAemtern jedoch ausgenom- 
nen) nichts zu thun bat. Das Berg: und Hüttenwefen if dem Zinanzmin. fchon 
untergeorenet und verbleibet ihm. 

as Miniftlerium des Innern hat alle die Gegenflände der innern Ber: 
waltung zu feinem Reſſert, die den vorher genannten Min. nicht zugetheilt find. 
Ferner find tavon ausgenommen, die Ihnen tem Etaatsfanzler befonvers werke: 
baltenen Gegenſtaͤnde und Behörden, namentlich die Ang. des Rönigl. Haufes, die 
Berhandlungen mit den Ständen, in fefern fie vor die höchſte Behörde gehören, 
tie Threnfebne, die höchſten geiftlichen Würden, bie Grbämter und höhere Hof- 
hargen, Rang und Gtifette, das Archiv, tie Ober-Rechnungsfammer und das ftas 
tiftifche Bureau, wie auch diejenigen, die dem Staatsrathe untergeordnet bleiben, 
uämlich tie Geſetz⸗ Kommiſſion und die Obers@raminatiens-Kommiffien. Zu dent 
Nefiert tes Min. des 3. gehören demnach insbefendere alle zum inneren Staats: 
tet gerechnete Gegenitände, infonterheit bie fläntifche Verfaſſung und die Ber: 
hantlungen mit den Ständen, in fofern fie nicht ven Ihnen, tem Staatsfanzler, 
beſergt werten, das Previnzial: und Kommunalſchulden⸗, Kaſſen⸗ und Rechmunges 
weſen, die landfchaftlichen Kreditſyſteme, foweit der Staat dabei Fonfurrirt, die 
Anfficht auf ftädtifche und ländliche Korperationen und alles, was anf tie Lehne- 
verbindung, die Patrimonial- Gerichtsbarkeit u. f. w. Bezug Hat, die Verfaflung 
ver Inden und ihr politifcher Zuftand, ferner die ganze Tantwirthfchaftliche Polizei, 
le Auſtalten zur Beförderung der Landwirthfchaft, die Bemeinheitstheilungen, 
die Regulirung der bäuerlichen PVerhältniffe, die Melicrationen, das Lands Geftüt: 
zeien, alle milte und wohlthätige Stiftungen, das Armenwefen und tie Arbeites 
kinfer, die MWittwenfaffen und ähnliche Inſtitute, die Feuerverſicherungs-Anſtalten 
na andere AffefuranzBefellfchaften, welche Feine Gegenflänte des Handels betrefs 
fen: die Medicinal-Polizei und Aufſicht auf alle Kranfenhäufer und Sanitäts-Ans 
Kalten chne Unterfchied, jedoch in fofern die lehteren Begenflände zum Medicinal⸗ 
weien gehören, unter Mitwirkung des Kriegeminifters; die Militairfachen, in ſofern 
Ne Givil- Behörden dabei konkurriren, endlich alle Angelegenheiten des Kultus und 
öffentlichen Unterrichts, fowie fie von der bisherigen Abth. des Min. des I. für 
tiefe Gegenflände verwaltet werden find, alle Lehrs und Bildungs -Anftalten im 
Allgemeinen mit bem, was davon abhängig ift, cder damit in unmittelbarer Ver⸗ 
tintung ſteht. (G. S. 1814. ©. 40.) 


II. Die K. ©. v. 11. Sept. 1830 verordnete die Trennung Ted 


! Rinifteriums des Innern in zwei Abtheilungen, deren eine, unter 


1* 
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der Benennung: „Mintfterium des Innern und der Polizei”, 
zum Staatöminifter ernannten Reg.» Präflventen Sreih. v. Brenn 
tragen, die andere, unter der Benennung: „Minifterium des Im: 
für Handeld» und Gemwerbe- Angelegenheiten“, dem Staats: 
fr v. Schuckmann belaffen wurde. 

(9. XIV. 715.—4. 1.) 

Nach der gleichzeitig erlaffenen Anordnung über dad Neffortvert 
niß beider Abth. des Min. des I. wurden derjenigen für die Hand 
und Gewerbes Angelegenheiten außer den Handels⸗ und Gen 
Sachen auch das Bergwerks⸗, Hüttene-und Salinen-Wefen und die 9 
lirung der gutöhertl. bäuerl. Angelegend. und der Bemeinheitd«Theilı 
übermiefen. 

(A. XIV. 717,4. 2) 


IV. Durch vie KR. O. v. 6. Juni 1837 wurde die Aufldfung tes 
ER Minifteriumß des Innern für vie Gewerbe-Angele 
eiten, und mittelft 8. DO. v. 13. Dec. 1837 über die DVertheilung 
diefem Minifterium biöber obgelegenen Gefchäfte das Nähere angeordn 
Das Nähere bieräber beftimmen: 
a) die K. O. v. 11. Ian. 1838, 


Auf den Ber. v. 2. d. M. beauftrage Ich das Staatemin., die von m 
uehmigte Vertheilung der im Min. des I. für die Gewerbe-Augel. bisher be 
teten, nach deſſen Auflöfung an die anderen MinifterialsReflorts übergegan 
Gefchäfte nebft dem gegenwärtigen Erlaß durch die G. ©. öffentlich befan 
machen. (©. ©. 1838. ©. 10.) 


b) Staatömintfterials Bekanntmachung des Allerh. Befehls über vie 
Iöfung des Min. des I. für die Gewerbe-Angel. und über vie Verthe 
der diefem Min. bisher obgelegenen Gefchäfte, v. 17. Ian. 1838. 


Nachdem ©. Maj. der König die Auflöfung des bisherigen Min. des S 
Gewerbe sAngel. beſchloſſen, und den Uebergang ber von demfelben bearbe 
Geſchaͤfte an die anberweitigen MinifterialsRefforts durch die A. K. D. v. 13. 
in nachflehender Weife zu genehmigen geruht haben, wird ſolches Kraft A 
fehle v. 11. d. M. zur öffentlichen Kenntniß gebracht. Es gehen denigemüi 
den Geſchaͤfts⸗Gegenſtaͤnden des aufgelöften Min. des 3. für Gewerbe-Angel. 

I. An das Minifterium des Königl. Haufes: 
bie Angelegenheiten der Thronlehne und der Erbämter. 
HN. An das Min. des I. u. d. P.: 

1) die Landesgränze, Gomagials und Hulbigungsfachen ; 

2) bie Angelegenheiten der Mediatifirten und Standesherren ; 

3) bie Angelegenheiten der Domſtifter zu Brandenburg, Merfeburg und N 
burg, des Kapiteld zu Zeig, ber Bräufeinftifter und bie Verwendung ber 1 
fchüfle der Revenüen aus denfelben; 

2 bie — —— Polizei, insbeſondere: 

a) die gutéherrlich-bäuerlichen Regulirungen, die Gemeinheitsiheilungen, 
die Ablöfungen gutsherrlicher und anderer Reallafen: heiienn ß 

b) die Vorſſuths⸗Angelegenheiten; 

c) bie Fifchereis Polizei ; 

d) alle Anftalten zur Beförderung der Landwirtschaft Ceinfchließlich der 
furrenz bei den unter der Leitung des ObersStallmeifters ſtehenden Geftütw 
die landwirthſchaftlichen Lehr-Anflalten und tie Prüfungen der für landwirthſ 
liche Bingelegeuheiten anzuftellenden Beamten; 

PHP: — ung aa ofen Kredit: Anflalten, tie | 
er Korporationen un meinen, der Weftpbälifchen Hülfskafle, 
Kreiss und Kommunals Sparkaflen, u. dgl. ſtphaliſchen valfctaſf 





1) Das C. MR. des Konigl. Min. des I. 0.d.P. u, d. F. v. 21. Dec. 
(9. XXL 869. 4, 1.) bringt bice zur Senntniß. P. ud. 8 v. 21. Dec 
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II. An das Yinanzminifterinm; 

1) die Angelegenheiten der Wittwen - Verpflegungs » Anftalten ; 

2) die Leitung des gelammten, nicht von fpeciellen Reſſerts, wie 3. B. von 
ver Militairs und Domainens Verwaltung abhängigen Bauweſens, ausfchlieglich 
ver dem Min. des 3. verbleibenten Handhabung der Baus Polizei im engeren 
Sinne tes Wortes, ſoweit ſolche in Ausführung der Eanitäte-, Keuerficherheite- 
und ſenſt dahin gehörenden Polizei⸗Vorſchriften befteht; 

3) die Ginteihunge: und Deich⸗Societäts⸗Angel. mit Borbehalt der Konkurs: 
tenz bes Miniftere des 3., wenn es dabei auf eigentliche Randes s Melicrationen, 
de im Mllgemeinen auf die Wahrnehmung fläntifcher und Eerporativer Intereſſen 
anlenm 

IV. Zum gemeinſchaftlichen Refleri der Min. des I. u. der Fin.: 

2 tie Angel. der Pommerſchen ritterfchaftlichen Privatbank; 
2) die Angel., welche ven allgemeinen Marktverkehr, vie Jahr⸗, Wochens, 
Kell:, Vieh: und Fruchtmaͤrkte betreffen. 

V. Die Gewerbes Polizei, in foweit dabei ter Gefchäftsfreis bes Min. des 93. 
berührt wird, insbefendere aber bei Konzelfionen zu folchen gewerblichen Anlagen, 
welhe mit Rückiicht auf Lage und Beichaffenheit der Betriebsſtätten einer befons 
veren Genehmigung bebürjen, wird fünftig gemeinfcaftlich von tem Min. bes 9. 
2.2. B. und tem Finanımin. verwaltet. Wegen der dabei überwiegenden polis 
zeilichen Kücknchten xefiortiren jedech von dem Min. tes 3. ausichließlich: 

a) die Kcuzefficnen zum Betriebe derjenigen Gewerbe, bei deren Unterneh: 
mern eine befondere perföuliche Zuverläffigfeit in fittlicher Hinficht zur Bedingung 


emacht iſt; 
* Beauffichtigung des Abdeckereiweſens; 

c) tie Beaufſichtigung des Schornſteinfeger⸗Gewerbes; 
wogegen tie Aufrechtbaltung aller fonfligen gewerbepoligeilichen Borfchriften, bie Lei- 
img ter gewerblichstechnifchen LchrsUinflalten und Vereine, die Prüfung ber Ges 
werbireibenden und Handwerker u. f. w. dem Din. der Fin. aufländig if, und 
hinſichtlich des Gewerbebetriebes im Umberziehen es bei den Beſtimmungen ber 
Regulative v. 28. April 1824 und 4. Dec. 1836 fein Bewenden behält. (©. ©. 
185355, ©. 11.) 

V. Die 8. O. v. 27. März 1848 1) ſetzte demnachſt das Koͤnigl. Staatd- 
Pinitterium von der Abficht Ted Königs in Kenntniß, ein eigenes Mini- 
ferium für Handel, Gewerbe und Öffentliche Arbeiten zu bilten 
und beauftragte Dad Staatd-Minifterium, die erforderlichen Vorfchläge wegen 
ter taturch betingten Neffort-Veränterungen bei den beflehenden Central⸗ 
Behörden zu machen. 

Auf ten in Folge teffen erflatteten Bericht des K. Staats⸗Miniſteriums 
erging bierauf ver Allerh. Erlaß v. 17. April 1848, betr. die Bildung des 
Pin. für Handel, Gewerbe und Öffentliche Arbeiten und vie 
Geihelkung des Reſſorts deſſelben und tes Reſſorts des Yinanz- Minis 

iums. ?) 

Hiernach wurten dem neugebildeten Minifterlum von dem bisheri⸗ 
gen Meifort des Min. d. I. unter Antern überwiefen: 

die gefammte Tandwirthfchaftliche Polizei, insbeſondere die obere Lei⸗ 

tung ter Regullrungen der gutöherrlich=bäuerlichen DVerbältniffe, der Ge⸗ 

‚meinbeitötheilungen, der Abloͤſung gutöherrlicher und anderer Meallaften, 

ver Vorfluths⸗ und Fiſcherei⸗Polizei⸗Sachen, aller Anftalten zur Befoͤr⸗ 

terung ter Landwirthſchaft, einfchließlich der Konkurrenz bei dem unter 
der Reitung des Ober⸗Stallmeiſters ſtehenden Geftütwefen und der land» 


wirtbichaftlichetechnifchen Lehranſtalten. 


1) Min. Bl. d. 1. V. 1848, ©. 89. Nr. 94. 
2) G. ©. 1848. S. 109 und Min. Bl. d. i. V. 1848. ©. 89. Nr. 95., ſ. 
in Bd. J. S. 1. 
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der Benennung: „Minifterium des Innern und der Polize 
zum Staatöminifter ernannten Reg.» Präflventen Freih. v. Bren: 
tragen, die andere, unter der Benennung: „WMinifterium des \ 
für Handels» und Gewerbe-Angelegenheiten“, dem Sta 
ftir v. Shudmann belafien murbe. 

(a. XIV. 715.—4. 1.) 

Nach der gleichzeitig erlaffenen Anordnung über das Neffortve 
niß beider Abth. des Min. des I. wurden derjenigen für die Ha 
und Gewerbes Angelegenheiten außer den Handels- und € 
Sachen auch das Bergwerks⸗, Hüttene-und Salinen-Wefen und di 
Iirung der gutöherel. bäuerl. Angelegenh. und der Gemeinheitd-Th: 
uͤherwieſen. 

(A. XIV. 717. 4. 2) 


IV. Durch die K. O. v. 6. Juni 1837 wurde die Aufloͤſung! 
erigen Miniſteriums des Innern für die Gewerbe-Ange 
eiten, und mittelft 8. O. v. 13. Dec. 1837 über die DBertheil: 

diefem Minifterium bisher obgelegenen Gefchäfte das Nähere angeoı 

Das Nähere hierüber beftimmen: 

a) die 8. O. v. 11. Ian. 1838, 


Auf den Der. v. 2. d. M. beauftrage Ich das Staatsmin., die von 
nehmigte Bertheilung der im Min. des 3. für die @ewerbe-Augel. bisher 
teten, nach defien Auflöfung an die anderen Miniſterial⸗Reſſorts übergea 
Geſchaͤfte nebſt dem „gesenmärligen Erlaß dur vie &. ©. öffentlich be 
machen. (G. ©. 1833. ©. 10.) 


b) Staatömintftertale Bekanntmachung des Allerh. Befehls über | 
Iöfung des Min, des I. für vie Gewerbe-Angel. und über tie Ver 
ter diefem Min. bisher obgelegenen Gefchäfte, v. 17. Ian. 183°. 


Nachdem S. Maj. der König die Auflöfung des bisherigen Min. be: 
Gewerbe sAngel. beichloffen, und den Uebergang der von demfelben bea 
Geſchaͤfte an bie andermweitigen MinifterialsRefforts durch die A. 8. D. v. 1 
in nachfiehender Weile zu genehmigen geruht haben, wird ſolches Kraft 
fehle v. 11. d. M. zur öffentlichen Kenntnig gebracht. Es gehen demge 
den Gefchäfts-Gegenttänden des aufgelöften Min. des J. für Gewerbe:Ang 

I. An das Minifterium des Königl. Haufes: 
die Angelegenheiten der Thronlehne und der Erbämter. 
I. An das Min. des I. u. d. P.: 

1) die Landesgrängs, Homagials und Huldigungsfacen ; 

2) bie Angelegenheiten der Mediatifirten und Standesherren; 

3) bie Angelegenheiten der Domftifter zu Brandenkurg, Merfeburg un! 
burg, des Kapitels zu Zeig, ter Kräuleinftifter und tie Verwendung de 
fhüffe der Revenüen aus benfelben; 

4) die gefammte lantwirtbfchaftliche Polizei, insbefondere: 

a) die gutsherrlich-bäuerlichen Regulirungen, die Gemeinheitstheilung 
die Ablöfungen re und anderer Reallaften ; 

b) die Borfluthe- Angelegenheiten ; 

c) die Zifcherels Polizei ; 

d) alle Anftalten zur Beförderung der Landwirihſchaft (einfchließlich t 
kurrenz bei den unter der Leitung des ObersStallmeifters ſtehenden Geftü 
die landwirthichaftlichen Lehr-Anflalten und tie Prüfungen der für landwir 
liche Bingelegenpetten anzuftellenden Beamten; 

e) die Beauffihtigung der Tandwirtbfchaftlichen Krebits Anftalten, d 
Zuſtitute der Korporationen und Gemeinen, der Weftphälifchen Hülfsfe 
Kreiss und Kommunals Sparkaflen, u. dgl. 


1) Das C. 9. des Königl. Min. des I. u. d. P. ud. F. v. 21. D 
(8. XXL 869. 4. 1.) bringt dies zur Kenntniß. nn 
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Die Leitung des neu gebildeten Miniftertumd wurde interimiftifch dem 
Wirkl. Geh. Legations⸗Rathe Frhr. v. Patow anvertraut. 

VI. Durch den Allerh. Erlaß v. 25. Juni 1848 (sub No. 5.) 1) wurde 
hiernächft von dem neu gebildeten Miniftertum für Handel, Gewerbe und 
Öffentliche Mrbeiten die Verwaltung der landwirthſchaftlichen An⸗ 
gelegenheiten getrennt, und ein eigenes Miniſterium für tiefe Angelegen⸗ 
beiten gebilvet, vefjen Leitung dem Stadt⸗Syndikus Abgeorbneten Gierke, 
unter Ernennung deſſelben zum Staatöminifter, übertragen wurde. 

Der Allerh. Erlaß v. 21. Sept. 1848 2), durch welchen die Entlafjung 
des bisherigen Staat?» Minifteriumd (v. Aueröwald) und die Bildun 
eined neuen (des Miniſteriums v. Pfuel) erfolgte, beftimmte demmnäch 
(unter No. 5), daß das Miniſterium für die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten vorläufig von dem Minifter des Innern mit vers 
waltet werben folle. °®) 

VIL In ven Reffort-VBerhältniffen des biernach für fich befte- 
benden Minifteriums für die landwirthſchaftlichen Angelegen- 
heiten haben noch einige bier zu erwaͤhnende Modiſikationen flatiges 


den. 

1) Es tft durch den Erlaß v. 11. Aug. 1848 *) die Leitung des Ge⸗ 
ftütwefens, bei welcher, nad) dem Erl. v. April 1848, dem Min. des J. 
eine Konkurrenz mit dem Ober-Stallmeifter zuftand, von dem Ober⸗ 
Marſtall⸗Amte getrennt, und die Leitung diefer Gefchäfte dem Miniftertum 
für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten übertragen worden. ®) 

2) Durch den Erlaß v. 22. Juni 1849 ©), welcher die Uebermeifung 
der gefammten Medizinal»Berwaltung, mit Einfchluß ver Medizinal» und 
Sanitäts- Polizei, an den Min. der Unterrichtd- und Med. Ang. anorbnet, 
ift zugleich —28* worden, daß der Letztere in allen Faͤllen, in welchen 


— — — nn 


Pr —— ©. 159 n. Min. Bl. d. i. V. 1848. ©. 190. Nr. 183. f. 
in Bd. LS. 2. 

2) G. ©. 1848. ©. 255 u. Min. DI. d. i. B. 1848, S. 288. Nr. 336,, f. 
in Bd. J. © 2 

3) Der Erl. v. 2. Sept. 1848 ernannte den bisherigen Ob. Praͤſidenten (der 
Rheinprovinz) Cichmann zum Min. des J. und der über bie Bildung bes Din. 
Branbenburg ergangene Erl. v. 8. Nov. 1848. (G. S. 1848. ©. 347, Min. 
Bl. d. 1. V. 1848. ©. 335. Nr. 402.) ernannte den bisherigen Direktor im Min. 
bes I. v. Manteuffel zum Min. bes J., unter gleichzeitiger Mebertragung ber 
interimiftifchen Verwaltung bes Minifteriums für die Iandwirtbfchaftlichen An- 
gelegenheiten. Mittelſt Erlaſſes v. 19. Dec. 1850. (Min. Bl. d. 1. V. 1850. 
©. 366. Rr. 460.) wurde demnähft der bisherige Min. d. 3. v. Mantenffel 
zum Minifter-Prafibenten ernannt und an beffen Stelle der bisherige Reg. Praͤſi⸗ 
dent v. Weſtphalen zum Miniſter des J. befördert, auch dem Letzteren die in⸗ 
—— Leitung des Miniſteriums für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
aufgetragen. 

Vergl. die 6. R. v. 1. Jan. 1851 an die K. Ober⸗Praͤſidien (Nin. BI. d. 
1. 8. 1851. ©. 1. Nr. 1.) und an bie 8. Gen. Kommifflonen (a. a. O. S. 2% 
Nr. 2.), durch welche der Minifler v. Weftphalen feinen Amtsantritt und die 
Grundjäge, nach welchen er die Verwaltung zu führen beabfichtige, ankündigt. 

4) ©. ©. 1848. ©. 228 u. Min. BI. d. i. B. 1848. ©. Mr. 335., f. 
in Bd. J. S. 2, 

5) Vergl. die K. O. v. 15. Febr. 1816, betr. die obere Verwaltung ber 
Landgeſtüte (G. S. 1816. ©. 101.) in Bezug auf die Theilnahme der übrigen 
Minifterien bei diefem Berwaltungszweige. Bine Konkurrenz bes Min. des I. 
findet nach Obigem nicht mehr flatt. 

6) 8. ©. 1849. ©. 335 u. Min. Bl. d. i. ®. 1849. ©, 169. Nr. 231., f. 
in 8.1. ©. 2. 
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durch Anordnungen in der Med. Werwaltung die Intereſſen anderer Reſſorts 
betroffen werden, vor der Entſcheidung ſich mit den betheiligten Min. zu 
benebmen und nach Lage der Umftänte gemeinſchaftlich mit ihnen gu han⸗ 
ten bat, insbeſondere aber, Daß der Lehrplan ner Thierarzneifchule, 
vor deſſen Genehmigung durch ten Min. ter Der. Angel., ten Min. des 
Kr. und für landwirthſchaftl. Ang. zur Aeußerung mitzuthellen, auch mit 
tenfelben jede organifche Verfügung über die Ausbildung ver Thieraͤrzte 
vorhet zu beratben. 

3) Dem Miniſterium für die landwirthfchaftlichen Angelegenheiten {ft 
Ind) ten Erl. v. 26. Nov. 1849 !) vie Bearbeitung der Eindeihungs- 
md Deich» Societätö«Angelegenbeiten, mit Vorbehalt der Theil⸗ 
nabme des Min. für H., ©. u. Öffentl. Arb. in Bällen, in denen auch das 
Intereffe der Schifffahrt und ter Strom- Polizei betheiligt iſt, namentlich 
auch bei geuen Deich⸗Anlagen in der Nähe ſchiffbarer Ströme, übertragen 
worden.? 

4) Die Anordnungen zur Ausführung des Geſetzes v. 2. März 1850 
über Die Errichtung der Rentenbanken find (nach F. 65. veffelben) 
ten Min. für die Fin. und für landpwirtbfchaftl. Angelegenheiten 
übertragen worten, unter teren Oberaufficht (nach $. 5. ebentaf.) die Di» 
sefrionen Der Rentenbanken geftellt fin. (G. ©. 1850 ©. 112 ff.) 

5) Dem Minifterium für Iantwirthfchaftliche Angelegenheiten iſt die 
Ausführung des Jagd-Polizei⸗Geſetzes v. 7. März 1850 (nach ©. 31. 
deſſelben) 2) übertragen morben. 

Die Minifterien des I. und für lantwirtbfchaftl. Angelegenheiten haben 
teffenungeachtet befchloflen, die Jagd⸗Polizei-Sachen gemeinfchaftlich zu 
bearbeiten und es find temgemäß die Ülegierungen mittelft E.R. v. 17. Nov. 
1851 *) mit Anweiſung verfehen worden. 

VIII. Es if bier noch ter dem Minifterium für landwirthſchaftliche 
Angelegenheiten (beziehungsweife den Finanzminifterium) unmittelbar unter» 
geordneten Drgane zu gedenfen. 

A. Das Landed-DefonomiesKRollegium. 

Tas Land⸗Kultur⸗Ed. v. 14. Sept. 1811 bat im $. 39. den Wunſch 
des Geſetzgebers audgefprochen, „daß erfahrene und praftifche Landwirthe 
in größeren und kleineren Diftriften zufammentreten und praftifche land⸗ 
wirtbfchaftliche Gefelfchaften bilden follten, Damit durch folche ſowohl fichere Er⸗ 
fabrungen und Kenntniffe, als auch imancherlei Hülfsmittel vorbereitet und 
auägetaufcht werten mögen." In der That bat fich denn auch eine erheb⸗ 
liche Anzahl folcher Sorctetäten und Vereine in den veıfchiedenen Landes⸗ 
teilen gebildet. ©) 

Das Land⸗Kultur⸗Edikt (a. a. O.) beftimmte zugleih, daß in Berlin 
ein Gentrals Büreau errichtet werten folle, welches „tiefe verfchledenen 
Aferiationen in eine gewiffe Verbindung zu fegen, Berichte und Anfragen 


— — — — — 





1) G. ©. 1850. S. 3 und Min. Bl. d. i. V. 1850. ©. 11. Nr. 16., ſ. in 
t. I 3 


. I. S. 3. 

2) Ueber tie Motive dieſer Anordnung, vergl. den Immebiat:Ber. des Staats⸗ 
min, v. 23. Nov. 1849 (Min. Bl. d. i. V. 1850. ©. 11. Nr. 16., f. in Bd. J. 
6.3). — Zur Ausführung des Erl. v. 26. Nov. 1849 if das C. R. ber 
Min. für H., ©. u. öff. 9. und des Min. für landwirthfchaftl. Ang. v. 9. Ja, 
1550 ergangen. (Min. BI. a. a. D., ©. 12. Nr. 17., f. in Br. I. ©. 4.) 

3, G. ©. 1850. ©. 172, ſ. in Bd. 1. ©. 4. . 

4) Min. Bl. d. 1. ®. 1851. ©. 302. Nr. 325., f. in Bd. 1. ©. 5. 

5 Bergl. das Nähere hierüber unten im Thl. IV. Abth. VII. Abſchu. 5. (von 
en Tantwirthfchaftlichen Bereinen). 
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von ihnen zu fordern und zu erhalten, nicht nur Mathfchläge zu erthı 
fondern auch durch Beforgung von Werkzeugen, Sämereien, Biehracen 
in gewiſſen Befchäften erfahrenen Arbeitern die gewänfchte Hülfe zu le 
auch gerechte und zweckmaͤßige Wünfche des laͤndlichen Publikums, vie 
durch die Affociationen zukommen, den oberſten Staatsbehoͤrden vorzut 
und zu empfehlen babe.” 

Die näheren Beflimmungen hierüber blieben noch vorbehalten, 

Der verftorbene Thaer war damald zum Dirigenten beflimmt, 
auch die übrigen Müglievder waren bereitd deſignirt; nichtöbeftowenige 
zieth die Ausführung, opne daß der Plan eigentlich wäre aufgegeben 
den, ind Stoden, oder vielmehr er trat vor den wichtigeren und dring 
zen Interefien und Ereigniffen jener und der Eurz nachfolgenden Ze 
ven Hintergrund. Auch nach wiederbergeftelltem Srieden war er nic 
Vergeſſenheit gerathen; indeſſen wurde er eigentlich exft im Jahre 1838 
dem damaligen Minifter des Innern 9. Rochow mit ver ernftlichen A 
der Ausführung, zugleich aber mit der Rückſicht wieder aufgenommen. 
es nach den erweiterten Berürfniffen und Forderungen der in fo Ieber 
Entwidelung begriffenen landwirthſchaftlichen Verhaͤltniſſe rathſam fet, 
einzufegenden Kollegium nicht nur eine beflimmtere amtlihe Stellun 
der die Iantwirtbfchaftlichen Angelegenheiten leitenden oberften Staatsbe 
anzuweiſen, fondern auch daſſelbe in feinem Innern fo Bu femme zu 
dar darin die Intereffen des Landbaues und der Produktion nicht in 
ter uffoilung fondern in ihrer innigen Beziehung zu den übrigen gei 
lichen Intereffen und zu den Verhältniffen des Verkehrs, mit denen 
mannigfaltig durchflochten find, gründlich erwogen werden koͤnnen, 
mögliche Kollifionen vermieden und ein näheres Verſtaͤndniß über dir 
gemeinen Prinzipien, nach denen die dkonomifchen Berhältniffe über 
zu ordnen find, vermittelt werden möge. Durch diefe erweiterte Beftim: 
unterfcheidet ſich Die Organifation des Landes⸗Oekonomie⸗Kollegiums 
fie demnaͤchſt zur Ausführung gefommen ift, von dem früheren Plane 
deffen Wiederaufnahme der gewählte Zeitpunkt befonderd geeignet war 
dem die Intereffen der Produktion fich fo entfchieven neben denen der 
gen Gewerbfamfeit und des Verkehrs geltend machten und die rüftige 
triebſamkeit, die ſich in allen übrigen Zweigen der ökonomiſchen Thät 
offenbarte, auch der Landwirthſchaft ſich mitgetheilt hatte und die ei 
MWünfche und Beftrebungen der aderbauenden Klaffen den wohlwoll 
Abfichten ver Negierung glüdlich entgegenfamen. 

Es murde die Errichtung ded Lande8-Defonomie-Kollegi 
angeordnet durch die K. O. v. 16. Ian. 1842.2) Das C. R. des 
des 3. u. d. P. v. 2. März 1842 2) ertheilte ven Ober⸗Praͤſidien ſaͤ 
licher Provinzen nähere Inäruftionen: 

a) über die zwiefache Beftimmung der neuen Behoͤrde, welche e 
das in dem $. 39. des Land⸗Kultur⸗Edikts verheißene Gentral-Bü 
für die landwirthſchaftlichen Vereine in ven Provinzen bilden, zugleich 
auch zum Organ des vorgefegten Minifteriums, als technifche Deput 
in landwirthſchaftlichen Angelegenheiten und zur Ausführung der ihı 
extbeilenden Aufträge, dienen follte; 

b) über die Stellung und Wirkſamkeit des Kollegiumd und übe 
Art und Welfe der Mitwirkung der Ober» Präfivien und ver Regler 
in Bezug auf die amtliche Thätigkeit des Landes⸗Oekonomie⸗Kollegiun 


1) Vergl. in Bd. J. ©. 5. 
2) Min. Bl. d. i. ®. 1842. ©, 21. Nr. 35., ſ. in Bd. 1. S. 5 ff. 
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Das EM. des Min. des I. u. d. P. v. 5. Mai 1842 1) veröffentlichte 
venmähft dad Regulativ für das Landes = Defonomie » Kollegium vom 


25. rärı 1842. 

B. Die Gentral-Kommiffion für die Angelegenheiten der 
Rentenbanfen. 

Das ©. v. 2. März 1850 über die Errichtung von Nentenbanfen bat 
(im $. 65) die zu deſſen Ausführung erforderlichen Auordnungen, und 
(im 6. 5) die Oberaufficht über die Direftionen der Nentenbanfen den 
Rinifterien der Finanzen und für Iandwirtbfchaftliche Angelegenheiten über» 


nagen. 

In Folge deſſen ift durch ven Allerh. Erlaß v. 21. Mai 1850 2) tie 
Errichtung einer befonderen Gentral» Kommiffion für die Angele- 
genbeiten der Rentenbanken angeortnet worten, welche ihren Sig in 
Berlin Hat und aus einem Borfigenden und je einem oder zmei vortra- 
genden Räthen des Fin.-Minifteriumd und des Minifteriumd für tie land⸗ 
wirthfchaftlichen Angelegenheiten, welche von ten betr. Min. zu diefem Zwecke 

werben, beftebt. Diefelbe bildet Dad Organ der genannten Mi- 
zifterten jur Errichtung der Provinzial» Nentenbanfen und für tie Ober» 
aufficht über diefelben. ?) Auch ift verfelben die obere Leitung und Aufficht 
äber die für einzelne Landeötheile bereitö beftehenten Renten⸗Tilgungs⸗An⸗ 
falten (nämlich die Tilgungskaſſe zur Erleichterung ter Ablöfung der Real⸗ 
ifften in den Kreifen Baderborn, Büren, Warburg und Härter, 
md die Zilgungskaffe zur Erleichterung der Ablöfung der Meallaften in 
den Reifen Heiligenſtadt, Mühlhaufen und Worbis) übertragen 
worden. *) 


Zweite Abtbeilung. 
Die Provinzial-Behörden. 


Erſter Abſchnitt. 


Die Ober⸗Praͤfidien, die Regierungen und die General— 
Kommiſſionen. 


Das Publikandum v. 16. Dec. 1808, durch welches, wie bereits oben 
(Abth. J. S. 1ff.) erwähnt, eine vollkommen neue Organiſation aller ober⸗ 
Ren Staats⸗Behorden angeordnet worden war, verweiſt (im F. 36.) auf 


— — — — 





1) Min. Bl. d. i. V. 1842. ©. 128. Nr. 184., ſ. in Br. J. ©. 10 ff. 

2) G. ©. 1850. S. 334, ſ. in Bd. I. ©. 15 ff. 

3) Laut Din. Bekanntmachyng v. 11. Juni 1850. (Min. BI. d. i. V. 1860. 
6. 191. Nr. 243., f. in Br. J. ©. 16) iſt diefe Central-Kommiſſion mit den 
11. Juni 1850 in Wirkfamkeit getreten. 

4) Bergl. Nr. 2. des Erlafles v. 21. Mai 1850 und Min. Bekanntmachung 
» 17. Sept. 1851. (Min. Bl. d. i. 2. 1851. ©. 206. Rr. 231., f. in Bd. 1. 
6. 16). — In Betreff ver Wittgenfteinfchen Tilgungsfaffe ift eine Uebertra⸗ 
gung der Oberanfficht an die GentralsKommiffton für die Ang. der Rentenbanfen 
noch nicht befannt gemacht worden. 
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ein befonders zu erlaſſendes Gefeh wegen Umgeftaltung der Organifation 
der Provinzial», Finanz und Polizei Behörden, und dies legtere if 
die unterm 26. Dec. 1808 erlaffene Gefchäfts » Inftruftion die Regie⸗ 
sungen in fämmtlichen Provinzen. :) Nach dieſer Gefchäfts +In 

($. 2. Litt. 1.) foßten die Landes» Kultur» Angelegenheiten, Gemeinheitte 
Theilungen, Abbaue und Berfihlagungen größerer Güter, Verwandlung vor 
Dienften in Geld⸗Abgaben, Abfindung von Servituten, Borfluth, Eutwäſ⸗ 
ferung und Landes» Melivsationen von ter Polizet»Deputation. eine 
jeden Regierung bearbeitet werben, wogegen die ſpecielle Ausführung dieſet 
Angelegenheiten in den Domainen zum Gefchäftsbereiche der Finanz⸗ 
Deputation gehören follte. | 

Dur die Verordn. v. 30. April 1815. 2) wurden diefer Inftruftion 
nähere Beflimmungen hinzugefügt, und fle wurde demnaͤchſt größtentheils 
aufgehoben durch die (an deren Stelle getretene) Geſchaͤfts⸗Inſtruktion für 
die Negterungen v. 23. Oft. 1817.°) 

Nach diefer Iepieren follten die Angelegenheiten der landwirthſchaftlichen 
Polizet, folglich alle Landed-Kultur-Angelegenbeiten, Gemeinheitstheilungen 
Abbaue und Zerfchlagung größerer Güter, Verwandlung von Dienften iu 
Geldabgaben, Abfindung von Serbituten, Vorfluth, Entmwäfferung und Yan 
des-Meliorationen, inſoweit dieſe Gegenftände nicht der zweiten Abthei⸗ 
Iung oder befonderen Behörden beigelegt find”, zum Reſſott ber 
erften Abtheilung jeter Regierung gehören. (F. 2. Ar. 4). - 

Die 8. O. v. 31. Der. 1825 *) (sub D. II. 1.) hob die Bearbeitung 
der Gefchäfte der Negierungen in zweit Abtheilungen auf und orduch 
die Vertheilung aller Gefchäfte unter vie Abtheilung des Innern, De 
Abtbeilung für Kirchenverwaltung und Schulmefen, vie Abtheilung 
für direkte Steuern, Domainen und Forften, Und die Abtheilung 
für die Verwaltung der indirekten Steuern an. Der Abtheis 
lung des Innern folten unter Anvern die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten zufallen. 

Das mehrfach erwähnte Publifandum v. 16. Dec. 1808 hatte aud 
bereit (im 6. 34.), zur Belebung des Gefchäftsganges in den Provinzen, 
die Anftellung von Ober-Präfidenten angeordnet. 5) 

Die erfte Gefchäfts-Inftruftion für diefelben erging unterm 23, Der. 
1808 ®), in welcher ihnen eine dreifache Beftimmung beigelegt wirt: 
1) einen Vereinigungspunkt in Anfehung derjenigen Verwaltungszweige zu 
bilden, bei denen e8 von Wichtigkeit iſt, daß fle nad) größeren Abtheilungen 
als einzelnen Megierungs» Departements geleitet und ausgeführt werben, 
welches befonders kei größern allgemeinen Landes⸗Polizei⸗Gegenſtaͤnden der 
Sal ift; 2) ven oberften Staatsbehörden Stellvertreter zu geben, welche 
mehr in der Nähe und an Ort und Stelle, eine genaue und nicht blof 
formelle Kontrolle über die Unterbehörbden, und 3) in dem ObersPräflventen 
eine Behörde zu bilden, welche bei vorkommenden Fällen nach ermeiterten, 
ganze Provinzen umfaffenden, Geſichtspunkten, ihr Gutachten geben Fünnen. 

ad Amt des Ober⸗Praͤſidenten theilt fi) daher in die Eigenfchaft einer 


1) Rabe, Bd. 9. ©. 415 ff. . 

2) G. ©. 1815. ©. 85. 

3) & ©. 1817. ©. 284. 

4) ©. ©. 1826. ©. 1. 

5) 68 follten deren drei angefeßt werben, nämlich einer für die Provinzen 
Dfipreußen, Litiyanen und Weſtpreußen, einer für die Kur⸗ und Neumark umd 
Bommern und einer für Schlefien. 

6) N. C. C. Tom. XU. ©. 545, Rabe, 3b. 9. ©. 402. 
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aan beauffidtigenden (Eontrollirenden) und berathen⸗ 
en rde. 

Nach dem erſten Pariſer Frieden ward durch die Verordn. v. 80. April 
1815 2) in jeder Provinz ein Ober⸗Praͤſident ernannt, und ihre Bes 
i durch die Inſtr. v. 23. Oft. 1817 2) feſtgeſegt; dieſelbe wurde 
jedoch in der Folge einer neuen Prüfung unterworfen und an deren Gtelle 
fine ernenerte Inflr. v. 31. Dec. 1825 ®) erlaffen, in melcher vie früheren 
Schimmungen im Wefentlichen beibehalten und nur im Einzelnen zeitge- 
mäßer abgeändert, insbeſondere aber ihr DVerhältniß zu den Miniſterien und 
den ialbehörden näher beſtimmt, und ihre Stellvertretung der ober⸗ 
fen Stantö» Behörden auf mehrere DBerwaltungdgegenflände ausgedehnt 
vurde. 

Durch vie SS. 1. und 2. ver Inſtr. v. 31. Der. 1825 find auch die 
denerals Kommiffionen ter Oberaufficht der Ober» Präflpenten 
mtergeordnet worden. 

Die Ausführung tes Edikts v. 9. Oft. 1807, betr. den erleichterten 
Beitg und den freien Gebrauch des Grundeigenthums, fo wie vie perfün« 
ihen Berhältniffe der Lanpbemohner, der Verordn. v. 27. Juli 1808 
vegen Berleihung des Eigenthums der Grundſtücke ter Immediat⸗Cinſaſſen 
n den Domainen der Provinzen Preußen, fo wie des Edikts v. 14. Sept. 
811 zur Beförderung der Lant« Kultur, wurde den ordentlichen Verwal 
mgs- umd Gerichtöbehörben, ſoweit ſich eine DBeranlaffung dazu ergab, 
iberlaffen. Indeß zeigte fich bald vie Unzulänglichkeit dieſer Behörden, 
«fonders nach Publikation des Edikts v. 14. Sept. 1811 und defien De- 
laration v. 29. Hai 1816 wegen Regulirung der gutöherrlich » bäuerlichen 
Berhältuiffe in den älteren öftlichen dbroningen ded Staated. Die fchleu- 
ugere Beförderung ver zahlreich beantragten Auseinanterfegungen, deren 
Bearbeitung technifch gebildete und mit landmwirthfchaftlihen Erfahrungen 
nsgerüftete Beamte erforderte, überſtieg die Kräfte der bis dahin vorhan⸗ 
men Behörden. 

Das Land-Kultur-Epikt v. 14. Sept. 1311 hatte im F. 41. verheißen, 
in jedem Regierungd = Departement ein befonderes Kollegium anzu 
orenen, welches die LandesOekonomie⸗- unt Kultur⸗Sachen 
ausfchlieglich bearbeiten und mit Nätben befegt werten follte, tie mit 
ve Tommmener Qualififation für folche, wiflenfchaftlihe Bildung ver- 
inden. 

Dieſe Kollegien ſollten Deputationen der Provinzial⸗Regierungen bilden, 
abei aber doch in ihren Beſchlüſſen von dem uͤbrigen Kollegium unab⸗ 


ſein. 

ae Edikt verhieß ferner (im F. 42.) die Verbeſſerung des Ber- 
abtens in Gemeinheits⸗Theilungs⸗Sachen und den Erlaß einer beſonderen 
Beroren. darüber, in welcher von dem Grundſatze ausgegangen werden 
olte, Daß die Beforgung des Theilungsgefchäftes felbft einen qualifizirten 
Defonomie-Rommiffar unter Mitwirfung eines Rechtsverſtaͤndigen zu übers 
tragen, und bei entflehender Annahme des Theilungsplaned über deſſen 
Dei ng stes Abänderung von einer Kommiffton zu entſcheiden ſei, 
vie and drei Schiedrichtern aus der Zahl ter fachverfländigen Kreisver⸗ 
sttneten befteben ſollte. 

‚ Gegen die Entſcheidungen diefer Kommiſſtonen follte vie Berufung an 
in Revifiond » Kollegium zuläffig fein, welches aus zwei Mitgliedern des 





1) G. &. 1815. ©. 85. 
2). S. 1817. ©. 230, 
3) G. ©. 1826. ©. 1 fi. 


12 Bon ven Iandwirtbfchaftlichen Behörden und veren Organen ; 


Landes » Dekonomie» Kollegiums der Provinz (6. 41.), aus zwei Näthen bei 
Oberlandesgericht8 und einem der Direktoren des letzteren beftehen follte. 

Gleichzeitig beſtimmte das Edikt v. 14. Sept. 1811, betr. die Regu⸗ 

rung der gutöherrlichen und bäuerlichen Verhältnifje, im $. 59.: 

dag, um die ſchnelle und fachverfläntige Ausführung der durch das Er. 
verordneten Maaßregeln zu befördern und zu fichern, für jede Provinz 
eine befondere General-Kommiffion aufgeftellt werben folle, vie 
ſich ausfchließlich wit dieſen Gegenſtaͤnden befehäftigen, und vorzüglid 
dahin wirken folle, daß tie Auseinanverfegung durch götlice Einigung 
der Intereffenten, und in deren Ermangelung durch Kommiffionen erw 
folge und alle Weitläuftigkeiten vermieden werden. 

Die Durch das Rand» Kultur» Erikt v. 14. Sept. 1811 ($. 41.) ange 
oroneten Landes» Defonomie-Kollegien !) wurden indeß, da die 
Sonderung ihrer Verwaltungszweige von denjenigen der Regierungen mit 
Schwierigkeiten verknüpft war, und eine Verwickelung des Geſchaͤftsga 
berbeiführte, durch die Verordn. v. 30. April 1815 wegen verbefferter Ein 
richtung der Brovinzials Behörden?) (6. 10.) wieder aufgehoben, und es 
gingen aus ihrem Wirkungskreiſe zunächft die mit den Regulitungen ber 
gutsherrlich⸗ bäuerlichen Verhältniffe verbundenen Gemeinheits » Thellungen 
auf die General» Kommiffionen über. ?) " 

Was nun die Errichtung der hiernaͤchſt in Wirkfamfeit getreietenen 
BeneralsKommiffionen und der fpäterhin In einigen Provinzen an 
deren Stelle gefegten Regierungs⸗Abtheilungen betrifft, fo muß bel 
der betreffenden Darftelung ter Gang der Darauf bezäglichen Gefeggebung 
für die verfchiedenen Landestheile abgefondert vorgetragen werben. 

L In ven älteren dftliden Provinzen, welche dem Preuß. 
Staate nad dem Tilſiter Friedensvertrage verblieben, nämlid; den Pros 
vinzen Sranbendurg, Pommern, Preußen und Schlefien, wut 
den bald nach der Publikation des Regulirungs⸗Edikts v. 14. Sept. 1811 
folgende General⸗Kommiſſionen errichtet: 

1) zu Berlin, für den Gefchäftd-Bezirk der Kurmärkifchen Regierung, 

einfchließlich ver Magveburgifchen Landestheile rechts der Elbe; 

2) zu Soldin, für vie Neumark, mit Ausfchluß des zur Provinz 

Dommern gelegten Kreifes Dramburg » Schievelbein; 

3) zu Stargard, für Pommern; 

4) zu Königöberg, für Oftpreußen und Litthauen; 

5) zu Marienwerder, für Weſtpreußen; und 

p2 zu Oroß-Streplig, für Ober» Schleflen. 

ie DVerordn. v. 20. Iunt 1817 wegen Organifation der General⸗ 
Kommifflonen sc. (8. S. 1817 ©. 161.) beftätigte (im 6. 1.) viefe 
fech8 Generals Rommiffionen und dehnte den Befchäftsfreid derjenigen zu 
Groß⸗Strehlitz auf die ganze Provinz Schlefien, fomie den Ge⸗ 
ſchaͤftskreis derjenigen zu Marienwerder auf die zum Bromberger 
Meg. Departement der — Poſen geſchlagenen Ortſchaften aus. 

Dieſe Verordnung bildete zugleich die Organiſation der Auseinander⸗ 
ſetzungs⸗Behoörden weiter aus, ertheilte nähere Vorſchriften über deren Ber 
fahren, und grängte ihr Neffort im Verhältniß zu den orventlichen umd 
und DBerwaltungd » Behörden ‚genauer ab. ) 


—— — 


1) Nur in Oſtpreußen war ein ſolches errichtet worden. 
2) G. ©. 1815. ©. 85. 

3) Bergl. Art. 108. der Deft. v. 29. Mai 1816. 

4) Vergl. das Nähere hierüber im Kommentar zur ®. v. 20. Juni 1817. 
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In ter Folge find berüglich der bier erwähnten urfprüänglich nur 
nrichteten ſechs Generals Rommifllonen folgende Aenterungen eingetreten: 

a) Der Birkungsfreid der General» Kommiffion für Ober⸗Schle⸗ 
lien zu Groß⸗Strehlitz wurte durch das Geſetz v. 7. Juni 1821 über 
vie Ausführung der Gemeinheitd-Theil.» und Ablöſ.Ordn. ($. 2.) 1) auf 
ven Regier. Bezirk Oppeln befchränft und für die Regier. Be⸗ 
jirte Breslau und Liegnig, mit Ausfchluß tes Preuß. Antheild der 
Ober-Laufig, eine befondere Generals Kommifflon zu Breslau er- 
richtet. Diefe beiten Schlefifhen Generals Kommifflonen find demnächft 
in Bolge ver K. O. v. 18. April 1825, vom 1. Juli 1825 an, in ver 
Seneral= Kommiffton zu Breslau vereinigt worden. 2) 

b) Durch die Verordn. v. 18. Nov. 1819 3), wegen Anwendung tes 
Regultrungs = Eriftß v. 14. Sept. 1811 auf ten Kottbuffer Kreis 
$. 1.) wurde die Ausführung dieſer Gefchäfte In dem erwähnten Landes⸗ 
teile ver SeneralsKommiffion für die Neumark zu Solpin übertragen. 

Derſelben General⸗Kommiſſton wurten durch das ©. v. 7. Juni 1821 
segen Ausführung der Gem. Theil. und Ablöf. Ordn. (F. 2.) *) die zum 
Stanffurter Meg. Bezirke ver Provinz Brandenburg gelegten ehemals 
Sähfifhen Landestheiles) und tie ObersLaufig, Iebtere zum 
Reg. Bezirke Liegnig gehörig, zugelegt. Auch ward derfelben durch das 
3. v. 21. Juli 1821, wegen Anwendung des Regulirungs⸗Edikts vom 
14. Sept. 1811 auf die Ober» und Nieder-Laufig und tad Amt 
Senftenberg ($. 8.) *) die Ausführung ver Hegulirungen in ven ge⸗ 
unten Landestheilen übertragen. 7) 

c) Durch die Verordn. v. 27. Iunt 1840 °) wurde die General⸗Kom⸗ 
niffisn zu Soldin gänzlich aufgehoben und mit ver Megierung zu 
zrankfurt vereiniget; der F. 2. derſelben Verordn. hat indeß hiervon 
se Ausführung ter Landeöfulturgefege in ter Ober-Laufiß ausgenom- 
nen, welche ter Generals Rommiffton zu Breslau übertragen worden ift. 

d) Die übrigen Landestheile des Herzogthums Sacdfen ?), ingl. 
ad Gebiet Erfurt und Amt Wanversleben, ferner vie vormald 
Großherzoglich Sahfen-Weimarfhen und Fürfllih Schwarz- 
burgfchen, der Provinz Sachſen einverleibten Ortfchaften, wurden durch 
das G. v. 7. Juni 1821 über die Ausführung ter Gem. Theil. u. Ablöf. 
Sren. 19) (6. 2.) der General⸗Kommiſſion für die Kurmark zu Berlin 
überriefen. 


— 0. — — — — — — — — nn 


1) G. S. 1821. S. 84. 

2) Vergl. R. des Min. des I. v. 25. April 1825 (in den Aften des Min. 
des 3., betr. die Organifation der Gen. Komm. au Breslau, Nr. 2. Vol. II.) u. 
Foklif. ver Gen. Komm. für Schleflen v. 21. Zuli 1825 (im Breslauer Amtebl. 
1595. &. 357.) 

3) G. ©. 1519. ©. 249, f. in Bd. 1. ©. 17. 

4) G. ©. 1321. ©. 834, f. in Bo. I. ©. 17. 

9) Dies find namentlich die Nieder: Laufig und das Amt Senftenberg. 

6) G. ©. 1821. ©. 110 ff. f. in Bo. 1. ©. 17. 

7) Durch tie K. O. v. 1. Dec. 1830 ift fpäterhin die Bearbeitung der Aus: 
einanderfegungen in der Grafſchaft Muskau in der Ober-Laufig und in den 
Tranisfhen Gütern im Kottbufer Kreife (auf Antrag des Fürſten Püdlers 
Roslan) der Ben. Komm. zu Breslan belegirt worden. (R. des Min. des J. 
?. 14. Dec. 1830 u. v. 16. März 1831 in den Min. Akt.: GemeinheitssAuseinan: 
terfegungen in Schlefien, Nr. 26. Vol. II.) 

8) G. S. 1840. ©. 132, f. Bd. I. S. 77. 

9) Nämlich der nach dem Friedens⸗Vertrage v. 18. Mai 1815 (G. S., ©. 53. 
Art. 2. u. 4.) an Preußen abgetretene Gebietstheile. 

19) 6. S, 1821. ©. 84, 
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Mit Publikation der Gemeinheits⸗Theil.⸗Ordn. v. 7. Juni 1821 für 
alle Lantestheile, wo das A. 2. R. gilt, wurde auch deren Ausführung 
den General» KRommifftonen zu Magdeburg (fpäter zu Stendal) und 
zu Münfter durch das ©. v. 7. Juni 1821 wegen Ausführung der Gem. 
Theil. Ordn. von demfelben Tage, F. 1. (&. ©. 1821 ©. 83. Nr. 632. 
für ihre Bezirke übertragen, der erſteren jedoch nur in denjenigen 
len ver Provinz Sachſen, in welchen die Ausführung nicht der Kurmärs 
fifhen General» Kommiffton a Berlin beigelegt war. 

Die K. D. v. 22. Sept. 1826 und das R. des Min. des I. v. 8. Der. 
1826 beftimmten indeß fpäter, daß auch vie biäher von der General⸗Kom⸗ 
mifflon zu Berlin in einem Shelle der Provinz Sachſen bearbeiteten 
Auseinanderſetzungs⸗ und Gemeinheitätheilungd» ®elchäfte auf die General⸗ 
Kommiffton zu Stendal übergeben folten. (Dergl. oben sub I. ad d, 
Seite 13—1A. 

Das ©. v. 25. Sept. 1820 wegen der gutöherrlich= bäuerlichen Ver⸗ 
hältnifje wurde demnaͤchſt einer Reviſion unterworfen und durch vie, am 
deffen Stelle tretenden, drei Geſetze v. 21. April 1825 über die den Grunde 

tz betr. Nechtöverhältniffe und über die Nealberechtigungen in ven er⸗ 
wähnten Zandestheilen 1) ($$. 95. 98. u. reſp. 1223 aufgehoben, die 
Ausführung aller Gegenflänte ver drei Geſetze v. 21. or 1825 aber 
und der vorbehaltenen Abldſungs⸗Ordn. (welche demnaͤchſt unterm 13. Juli 
1829 erging) den General⸗Kommiſſtonen zu Münfter und Stendal auf 
gleiche Welfe und mit gleichen Rechten übertragen, wie died in Beziehung 
auf Gemeinheita⸗Theilungen nach dem G. v. 7. Juni 1821 gefchehen war. 
Dur die V. v. 30. Juni 1834 wegen des Gefchäftöbetriebes ꝛc. (G. ©, 
1834 ©. 96.) ift inteß fpäter die Kompetenz und dad Verfahren der 
Augeinanderfegunge- Bendrben allgemein und genauer beftimmt worden. 

Für die Graffhaften Wittgenftein- Wittgenftein uud Witte 
genftein= Berleburg (Brovinz Weftphalen) wurde demnächſt das G. v. 
22. Dec. 1839, betr. die dortigen Nechtöverhältniffe Aber den Grunnbeflg 
und die Ablöfung der Meallaften 2) erlajfen, welches die Abldfung von 
Reallaften ver Hinterſaſſen der dortigen Standesherrſchaften der Wutgen⸗ 
fteinfchen Tilgungs⸗Anſtalt unter Direktion der Megierung zu Arnsberg 
übertragen ($. 3.), Im Uebrigen aber die General» Kommifflon zu Mün- 
flex mit ter Ausführung des Geſetzes beauftragt bat ($. 36.). 

Durch das ©. v. 18. Juni 1840, über vie Nechtöverhältniffe ve 
Grundbeflges und über tie Ablöfung der Nealberechtigungen in dem Für⸗ 
ſtenthum Siegen?) ($. 4.) ift die Ausführung diefes Geſetzes gleich⸗ 
faN8 ver Generals Kommifflon zu Münfter übertragen worden. 

Eben diefer Behoͤrde ift durch vie beiden Geſetze v. 18. Juni 1840 
über tie ven Gruntbefig betr. Mechtöverbältniffe im Herzogthbum Weſt⸗ 
phalen*) und über die Ablöfung ver Meallaften in vemfelben ) De 
Ausführung diefer Geſetze aufyetragen worden. 

erner ift der Generals Kommiffton zu Münfter durch das 9. v. 
4. Juli 1840 wegen Ablöfung ver Neallaften in ten vormals Naffauifchen 


1) &. ©. 1825. Nr, 938., 939. u. 940., S. 74, 94 u. 112. 
2) 8. ©. 1840. ©. 6. 
3) G. ©. 1840. S, 151. Nr. 2105. 
4) ©. ©. 1840. ©. 153. Nr. 2106., $. 4. 
5) G. ©. 1840. ©. 156. Nr. 2107. 8. 138., (f. in Bd. I. &. 23). Died 
* iſt übrigens durch $. 1. Nr. 24. des Abldſ. Geſ. v. 2. März 1850 aufgehe 
n worden. 
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ilen und in der Stabt Weplar mit Bebiel 1), $. 113., die Aus⸗ 
siefes Geſetzes 2) für die Aemter Burbach und Neuenkirchen 


1. 
ch bat vie Gem. Theil. Ordn. für die von und für 
sommern und Rügen v. 19. Mai 1851 ?) ($. 24.) der Generals 
n zu Münfter die Ausführung der darin bezeichneten Befchäfte 
hen ehemaligen Großherzogthum Berg gehörig gewefenen 
des Bezirks des Rheiniſchen Appellations-Ge- 
fes übertragen. 
Die General⸗Kommiſſion für die Provinz Sachſen zu Sten⸗ 
iernaͤchſt durch die V. v. 29. 1850 *) in zwei Be lungen 
worden, von denen der erften Abtheilung die Auselnander- 
fchäfte ter Regier. Bezirke Merfeburg und Erfurt, der 
Dagegen die Auseinanderſetzungen des Meg. Bezirks Magde⸗ 
ectragen wurden. 
Dich den Allerh. Erlaß v. 19. Mai 18516) wurde fpäterbin bie 
1 2.) emvähnte erfle Abtheilung der Beneral- Kommifflon zu 
Lyon dieſer gänzlich getrennt und aus derfelben eine befon- 
it der Leitung der Auseinanderfegungägefchäfte in den Reg. Be⸗ 
Rerfeburg und Erfurt beauftragte Beneral-Kommiffton gebilnet, 
ren Sig in Merfehurg erhalten bat. 
In ver Bolge find die General-Kommiffionen für einige Provinzen 
bedtheile wieder aufgehoben und mit den betreffenden Re⸗ 
en Hereiniget worden. 
In Betreff ver Provinz Preußen. 
, die V. v. 30. Juni 1834 ©) wurden die General« Kommifflonen 
igsberg und Marienwerter aufgehoben und deren Gefchäfte 
terungen zu Königäberg und Gumbinnen für Oftpreu- 
d den Megierungen zu Marienwerder und Danzig für 
außen, jeder Megierung in ven Gränzen ihres Departements, 
w. Bei ven Megierungen zu Königsberg, Gumbinnen und 
werder find für dieſe Gefchäfte befondere (zweite) Abthei- 
des Inmern) eingerichtet; bei ter Regierung zu Danzig find die 
en Gefchäfte ter Abtheilung des Innern zugemiefen worden. 
B. v. 30. Iuni 1834 enthält zugleich die nähern Anordnungen 
. Gefchäftsgang und rad Verfahren. Die danach errichteten bes 
Juſtiz⸗Deputationen (ald Spruch-Kollegien) find jedoch durch 
3. ver V. v. 22. Nov, 1344, betr. Ten Gefchiftögang und ten 
zug bei ten Audeinanterfegungs=Behörten ?), wieder aufgeläft 
ft flatt derſelben bei jeder Der gedachten Megierungen ein Spruch 
n errichtet, welchem in erfter Inftanz die Entfcheidung aller Strei- 
5 — zum Reſſort der Auselnanderfegungd» Behörden gehörenden 
uftebt. 
| neu errichteten Spruch» Kollegien find laut Minift. Bekannt⸗ 


9. S. 1840. ©. 195, f. in Br. I. ©. 23. 

daſſelbe ift Abrigens durch $. 1. Nr. 26. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 
aft gefept worden. 

9. S. 1851. ©. 371. 

3, S. 1850. S. 337, f. in Bd. J. ©. 23. 

8. &. 1851. ©, 459, f. in Bd I. ©. 24. 

3. S. 1834. ©. 93. Nr. 1541., f. in Br. I. ©. 24. 

3.6. 1845. ©. 19. 
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18 Ron ven Iantwirtbfehaftlihden Behörden und deren Organen; 


machung v. 31. Juli 18451) mit dem 1. DOM. 1845 in Wirkfamfeit 
treten. 

B. Die GeneralsKommiffton zu Soldin ifl durch die V. v. 27. 2 
1840 2) aufgehoben und es find deren Gefchäfte der Regierung 
Frankfurt, bei melcher dafür eine befondere (landwirtbfchaftlicge) 
theilung und eine Juſtiz⸗Deputation gebitbet worden ift, übertragen, jel 
mit Ausnahme der Ausführung der Landes» Kultur Gefege in der Ob 
2 aufig, welche auf die General-Kommifflon zu Breslau übergegangen 

C. Die Rhein- Provinz betreffend. 

1) Die Ausführung des Geſetzes v. 4. Juli 1840 wegen Ablöf 
der Meallaften in den vormals Naffauifhen Landestheilen unt 
der Stadt Weplar nebſt Gebiet), wurde durch den $. 113. deſſe 
der Regierung zu Koblenz übertragen, jedoch mit Ausnahme der Q 
führung für die Aemter Burbach und Neuenkirchen, welche 
GeneralsKommiffton zu Münfter beigelegt worden find. Die 65. 114 
120. a. a. O. beflimmen über dad Verfahren und die Kompetenz ver | 
gierung * welche Vorſchriften indeß durch das an Stelle des Geſetze 
4. ab getzetene Ablöf. Geſetz v. 2. März 1850 Mopififationen 
litten haben. 

2) Die Ausführung der Gemeinheits⸗Theilungs⸗Ordnung v. 19. | 
1851 für die Rheinprovinz, fowie für Neu-Vorpommern und Rüger 
if, durch den 6. 25. derfelben, in dem Oſtrheiniſchen Theile | 
Regierungs⸗Bezirks Koblenz, mit Ausfchlug ver Herrſch 
MWildenburg, Kreid Altenkirchen, ver Megierung zu Koblenz 
dem dortigen Spruch Kollegium übertragen worden. 

) In ven Landestheilen des linken Rheinufers ift die Ausf 
sung der Gemeinheits⸗Theil.⸗Ordn. v. 19. Mat 1851 durch das ©. 
demfelben Tage, betr. das Verfahren in ven nach der Ben. Theil. O 
zu behandelnden Theilungen und WAblöfungen *) den betreff. Meg 
rungen in der Rheinprovinz übertragen und das Verfahren und 
Kompetenz durch dad zulegt erwähnte Geſetz näher feftgefeht worden. 

. Meberfiht ver zur Zeit beftehenden Provinzials Auseinan 
fegung® » Behörden. 

Die nach vorflehenden Erörterungen gegenwärtig befteben! 
General-Kommiffionen und (landwirthfchaftlihen) Negierum; 
Abtheilungen find folgenve: 

1) die Generale Kommifftlon zu Berlin für die Kurmark Brei 


denburg; 

2) die landwirthſchaftliche Abtheilung der Regierung 
Frankfurt für die Neumark, und die Nieder-Laufig n 
dem Amte Senftenberg; 

3) die General⸗Kommiſſion zu Stargard für Pommern, einfchli 
Ich NeusBorpommern und Rügen; 

4) die Generals Kommifftion zu Breslau für Schlefien und 
Ober⸗Lauſitz; 


1) Min. BL. d. i. B. 1845. ©. 241. Mr. 245, ſ. in Br. J. ©, 27. 
2) ©. ©. 1840. S. 132, f. in Bd. I. S. 77. 
3) G. S. 1840. ©. 195. Nr. 2109. — Dies Gef. ift durch den $. 1. Rt. 
bes Mbldf. Gef. v. 2. März 1850 außer Kraft gefeht. 

4) Bergl. in Br. I. 3 28 ff. 

5) ©. ©. 1851. ©. 371. Mr. 3404. 

6) &. ©. 1851. ©. 383. Nr. 3405. 
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Beneral-Rommiflon zu Poſen für dad Großherzogthum 
en; 

Beneral= Kommiſſion zu Stendal für den Regierungs⸗Be⸗ 
Magdeburg; 

deneral-Rommifflon zu Merfeburg für die Regierungs⸗Bezirke 
feburg und Erfurt; 

Jeneral-Kommiffion zu Münfter für die Provinz Weftpbalen 
einige Thelle der Rbeinprovinz. 

anbwirtbfpaftlichen Abtbeilungen der Regierungen zu Kö» 
berg und Bumbinnen für Oftpreußen, und ver Regie⸗ 
mn zu Marienwerder und Danzig für Wefpreußen; 
gegierungen der Mheinprovinz für pie letztere. 


Zweiter Abſchnitt. 


örden zur Verwaltung der Rentenbanfen und provin- 
zielen Tilgungs⸗ Anftalten. 


e Direktionen der Rentenbanken. 

zT $. 1. des Geſetzes v. 2. März 1850 über die Errichtung ter 
en bat beftimmt, taß für jede Provinz eine Rentenbank, zur 
3 der Nblöfung der Neallaften unt zur vollfländigen Auflöfung 
yerhältniffes zwifchen ten bisheriger Berechtigten und Verpflich⸗ 
tet werden folle, wobei jedoch feftgefeßt worden iſt, daß die für 
provinz zu errichtende Reutenbank ihre Wirkfamfeit nur auf 
:hten Rheinufer belegenen Theile der Provinz erſtrecken folle 
er Rentenbanf in der Provinz Weſtphalen vereiniget werben 


serationen der Rentenbanken, infoweit fle nicht den Auseinander- 
hörten vorbehalten worden, find durch ten $. 4. des Geſetzes 
ede —A unter tem Namen: „Direktion der Renten⸗ 
zufeßenden Verwaltungs Behörte, fowie, nad) den näheren Be⸗ 
des erwähnten Gefeßed, den zur Einziehung der direkten 
euern Beftimmten Behörden, übertragen worden. 

5. a. a. D. endlich disponirt, daß jede Rentenbanf » Direktion 
Direktor und dem erforterlichen Hülfs⸗ und Subaltern-Perfonal 
We, fo wie, daß vie Direktionen ter Nentenbanfen unter ter 
t ter Minifterien für die Finanzen und für die landwirthſchaft⸗ 
elegenheiten fleben, den Regierungen und Auseinanterfegungd- 
foordinirt fint, und ihre Gefchäfte unter Mitwirkung und Kon 
Provinzialvertretung führen. 
'e biernach angeordnete Errichtung ter Rentenbanken ift vemmächft 
Allerh. Erlaß v. 24. Juni 1350, betreff. die Errichtung der 
‘en !) zur Ausführung gelangt. Es ift Dadurch beftinmt worten: 
die Nentenbanfen für jede Provinz an dem Orte zu errichten, 
1 fich das Ober-Präfitium ter Provinz befindet, mit Ausnahme 





— — — 


S. 1850. S. 341, ſ. in B.1. S. 30 ff. 
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20 Don den Ianpwirtbfchaftlichen Behoͤrden uud deren Organen; 


der Rentenbank für die Provinz Brandenburg, weldhe ihren © 
Berlin haben fol. 

Die Geſchaͤfte der Rentenbank für die am rechten Rheinufer Gele, 
Theile der Rheinprovvinz find der Rentenbank für die Provinz U 
phalen übertragen worden (6. 1.). ' 

b) Die Direktion einer jeden Rentenbank beſteht aus einer Toll 
lifchen Behörde, welche von einem Direktor und zwei Mitgliedern ge 
wird, über deren Befugniffe und gegenfeitiges Verhaͤltniß das Nähen 
geordnet iſt ($. 2.). 

ce) Es werden über vie Dualififation und das Nang-Berhältni 
Mitglieder der Direktion ($. 3.), über ihre Stellvertretung ($. 4.), 
nennung und tie Anftelung des Hülfsperfonald ($. 5.), endlich die 
foldung und Remuneration ($. 6.) Beſtimmungen getroffen. 

1. Die Behörden der provinziellen Tilgungs-Anfta 

Außer den Rentenbanken und neben venfelben beftehen für eiı 
Landestheile befondere Nententilgungsfaffen, nämlich: 

1) für die Kreife Paderborn, Büren, Warburg und Hört 
der Provinz Weſtphalen, Meg. Bezirk Minden, berubenn auf 
durch tie 8. DO. v. 20. Sept. 1836 beflätigten Neglement v. 8. 
1836 (©. ©. 1836 ©. 235.); 

"2 für die Grafſchaften Sittgen kein Wittgenfein und A 
genfte nn erleburg die bei der Meg.» Haupt» Kaffe zu Arne 
errichtete Wittgenfleinfche Tilgungs» Kaffe, berubend auf dem 
v. 22. Dec. 1839, beireff. die Nechtöverhältniffe ver Grunpbefiger un 
Abldfung der Neallaften in den genannten Grafichaften (®. ©. 1840 S 

3) für die Kreife Heiligenſtadt, Mühlbaufen und Worbt: 
Tilgungskaſſe zur erieiänerung der Abldfung der Reallaften, beruhen‘ 
dem duch die KR. DO. v. 18. April 1845 beftätigten Reglement v. 9. 
1845 (®. ©. 1845 ©. 410.). 

Diefe Tilgunge-Anftalten ſind nad) 6. 58. des Gef. v. 2. März 
über Errichtung von Mentenbanfen, unter einigen Modifikationen 
Reglements, einſtweilen und bis zu ihrer Bereinigung mit den Provh 
Rentenbanken, beibehalten und bejtätiget werben. 

Ihre Verwaltung ift befonderen Direktionen, unter Leitung 
betreff.. Regierungen, übertragen worden. 

Der Allerh. Erlaß v. 21. Mat 1850 1) (sub No. 2.) bat den 2 
fterien für die Sinanzen und für die landwirtbfchaftlichen Angelegen! 
die Befugniß extheilt, die obere Leitung und Aufficht über tiefe Zilg: 
Kaffen der Gentral-Kommiffion für die Angelegenheiten 
Mentenbanfen zu Übertragen, welches demnächſt in Betreff ter ob 
1 und 3 erwähnten Tilgungs-Kaffen durch die Miniſt. Bekanntma 
v. 17. Sept. 1851 2) geſchehen tft. 





1) ©. ©. 1850. ©. 338, f. in Br. J. S. 15—16, 
2) Min. BI. d. i. ®. 1851. ©. 206, f. in BL. €. 16. 
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Dritte Abtbeilung. 


a8 Revifiond- Kollegium für Landes - Kultur: 
Sachen.) 


hm Verfolge der Anordnungen tes Land⸗Kultur⸗Edikts v. 14. Sept. 
| ant der Deklaration v. 29. Mai 1816 wurden auf Grund der Aller. 
Ordre v. 10. April 1817 2) Reviſions-Kollegien zur Entſch 
ter zur Kompetenz der General-Kommiffionen gehörigen Streitigkeiten 
t Aypelationd-Inflan; errichtet. Diefe Behörden wurden durch Ten 
I. ver V. v. 20. Juni 1817 wegen Organifation ter General» Kom«- 
men und Mevillond- Kollegien ıc. (©. ©. 1817 ©. 161) beftätiget. ?) 
beftanten unter dem Borfige eines Mitgliedes des Praͤſidiums tes 
2andeögericht8, aus zwei Raͤthen des lepteren und aus zwei der land⸗ 
fchaftlihen Gewerbslehre vorzüglich Fundigen Regierungsräthen ($. 30. 
D.), und waren dazu beftimmt, in zweiter und letzter Inflanz in allen 
Fällen, wo gegen die Entfcheidungen der General» Kommiffionen die 
Nation eingelegt und zuläffig iſt, zu erfennen (6. 32. a. a. O.). 
Späterbin gewann man indeß die Ueberzeugung, daß diefe Revifions- 
egien in der tenfelben ertheilten Berfaffung ihrer Aufgabe nicht zu 
rechen vermochten. Der häufige Werhfel der Mitglieder dieſer Behoͤr⸗ 
in Folge des Umftantes, daß ihre Befchäftigung bei denfelben nur ein 
namt war, mußte nachtheilig auf tie Ausbildung einer feften überein» 
jenden Praxis einwirken, und tie beteutente Ueberladung mit fo wich» 
Arbeiten, neben ihren ordentlichen DBerufögefchäften, benahm übervies 
Ritglietern vie Möglichkeit, fich eine volftäntige Kenntniß der Ver⸗ 
ffe der Provinz und tie wünſchenswerthe Fortbildung in der Land 
t=Partbie und dem Lantwirtbfebafts-Nechte zu verfchaffen. Die nicht 
beträchtliche Verzögerung ter Erledigung der Sprudyfachen war gleich⸗ 
eine Folge mangelnter Zeit ter Mitglieder. 

lußerdem batte es fich als nachtheilig herausgeſtellt, Daß nach ter früs 
Berfaffung tie Entfcheitungen in ver Rekurs⸗Inſtanz über Land» und 
ral- Abfindungen, überhaupt über Gegenftänte, welche eine Kenntniß 
igenthümlichen wirthfchaftlichen und Landespolizeilichen Verhaͤltniſſe der 
nedenen Provinzen erforderten, dem Minifterium tes Innern zu— 


I) Bergl. darüber die Zeitfchrift für die LandessKultur-Gefepgebung der Preuß. 
ten, Br. 1. ©. 388 ff. 

2) Acta tes Min. des 3., beir. die Organtfatien u. den Gefchäftsbetrieb der 
. Koltegien, Landwirthſchl. Behörden Nr. 8. Vol. I. 

3) Nach 8. 29. a. a. D. waren urfprünglich fünf Reviſions-Kollegien ans 
ner werden, nämlich zu Berlin für die Provinz Brandenburg, zu Bres⸗ 
für Schleifen, zu Stettin für Bemmern, zu Marienmwerber für Mefts 
en und zu Königsberg für Oftpreußen und Litthauen. — Später traten 
trei Reriions-Rolegien hinzu, nämlich im Gefolge der K. D. v. 20. Sept. 
(vergl. Magteburger Amtsbl. 1821. S. 344.) gu Münfter für bie Bezirke 
zeneral-Kommiſſionen zu Münfter und Stendal, In Gemaͤßheit des Gef. 
. April 1823. 8. 111. (G. ©. 1823. ©. 49.) ein Revifions > Kollegium zu 
n, and demnächſt, im Gefolge der K. O. v. 13. Sept. 1827. (9. XI. 657. 
41., vergl. Magdeburger Amtebl. 1827. S. 292.), ein befenderes Reviſions⸗ 
zium zu Magdeburg für den Bezirk der General⸗Kommiſſion zu Stendal. 


22 Bon den Iantwirtbfchaftlichen Behörden und teren Diganen; 


flanben, während viele mit der Ausbildung der landwirthfchaftlichen Zuftänte 
im genaueften Zufammenhange ftebente Bragen des Privatrechts wiederum 
großentheild zum Meffort der Reviſions-Kollegien vermwiefen waren. 8 
erfchten wünfchenswerth, die Entfcheidungen in letzter Inflan niemals der 
vielfeitigen Erwägung und Erfahrung eines Richter » Kollegtumd zu ent 
iehen. | 

ln diefen Gründen wurte durch vie V. v. 22. Nov. 1844, betr. den 
Geſchaͤftsgang und Inflanzenzug bei ven Auseinanderfegungds Behörten ') 
($. 7), tie Auflöfung der bisher beftandenen Reviſtons⸗Kollegien und bie 
Errichtung eines an veren Stelle zu fegenten „Reviſions⸗-⸗Kollegiumt 
für Landes» Kultur Sachen* für vie ganze Monarchie ange 
geordnet. 

Es wurde dabei berückſichtiget: 

a) daß das Reviſtons⸗Kollegium, unbefchadet feiner Unabhaͤngigkeit und 
Selbſtſtaͤndigkelt als Spruch» Kollegium zweiter und legter Inflanz, ſich ver 
möge feiner Stellung zu ven AuseinanterfegunggBebdrden und zur höch⸗ 
ſten Verwaltungs⸗Behoͤrde mit Ten ſich fortbildenten ſtaatswirthſchaftlichen 
und landespolizeiltchen Marimen in einen forttauernden lebendigen Zuſam⸗ 
menhange erhalte; 

b) daß taffelbe als Spruchbehörde zweiter oder legter Inſtanz ſich nicht 
bloß für die Streitigkeiten der Partheien in ten Auseinanderſetzungen, fon 
dern bei weiterer Ausbildung auch in allen anderen Zandkulturs Angelegen- 

eiten, beifptelsweife für tie nad) tem Gef. v. 28. Febr. 1848 über vie 

enugung der Privatflüffe unt nad) dem Vorfiuths⸗Ed. v. 15. Nov. 1811 
dem iniflerium tes Innern noch vorbebaltenen Rekurs⸗ Entſcheidun⸗ 
gen eigne; 

ce) daß die vielfache Anſchauung praktiſcher Faͤlle aus allen Landesthei⸗ 
len in einem Central⸗Kollegium für die bei den Fortſchritten der Landwirth⸗ 
ſchaft nicht ausbleibende Entwicelung der Landeskultur⸗Geſetzgebung, beſon⸗ 
ders aber für vie Erhaltung und Fortbildung gleichfoͤrmiger allgemeiner 
Rechtsprinzipien, von großer Wichtigkeit ſei; 

d) daß dadurch auch für die Verwaltung der Landkultur und Ausein⸗ 
anderfegungs = Angelegenheiten an Cinheit, Weberficht und Kraft, und bier 
durch für Die Befchleunigung und beffere Bearbeitung der Sachen, tamit 
ae die Entwickelung der Lantkultur überhaupt Gewinn zu erwar⸗ 
ten ftebe. 

Das „Revifionds Kollegium für Yandes« KRultur- Sachen" 
. ift demnächſt, laut Minift.» Bekanntmachung v. 31. Suli 1845 2) mit dem 
1. Okt. 1845 in Wirkfamfeit getreten. Daffelbe ift den Minifterien ve 
3. und der 8. untergeorpnet, und befteht aus einem Präfldenten und min 
teftend acht Mitglietern, die mit ter landwirtbfchaftlichen Gewerbolehre ver⸗ 
traut, und Ter Mehrzahl nach zum höheren Richteramte qualiflcirt fein 
möüffen, auch durch Hülfdarbeiter von gleicher Qualififation verftärft werben 
können ($. 3. der V. v. 22. Nov. 1844). Die Mitglieter und Hülfsarbei⸗ 
ter haben entfcheitendes Stimmrecht; die Stimme des Vorſitzenden giebt 
bei Stimmengleichheit ven Ausfchlag ($. 9. a. a. D.). 

Das Reviſions⸗Kolleginm ift nur Gerichtshof, und zwar Sprud- 
Behdrde zweiter und beziehungsweife letzter Inflanz (in Mühlen⸗ 
Abldfungs- Sachen aber erfter und beziehungsweife Tegter Inflang) ®) 
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2 G. ©. 1845. ©. 19. 

2) Min. BL d. i. ®. 1845. S. 2411. Nr. 244., ſ. in Bd. J. S. A1—32 
3) Berg. $. 3. des MühlensAblöf. Gef. v. 11. Mär; 1850. (G. S. 1850. 
©. 1417, f. in Br. 1, Thl. III. Abth. J. Abſchn. 1. Kap. 1.) 


eſchaͤftskreis Des Reviſions⸗Kollegiums umfaßt: 
weit er die Anwentung der Geſetze über gutöherrliche und bäuer- 
Irungen, Ablöfungen und Gemeinheitsthellungen, reſp. Servitut- 
ı zum Gegenflande bat, alle Landestheile der Monarchie, mit 
derjenigen des linfen Rheinufers, für welche Iektere das 
nach tem ©. v. 21. April 1852 °) flattfinvet; 
fo weit, als dem Reviſions⸗Kollegium nach tem ©. v. 28. Ian. 
: die Benußung der Privatflüffe, $. 47. (G. ©. 1843 ©. 41), 
9. Ian. 1845, betr. die Einführung dieſes Gef. in den VBezirf 
ations⸗Gerichtshofes zu Köln (G. ©. 1845 ©. 35), der Wiefen- 
den Kreis Siegen v. 28. Oft. 1846 $. 28. (8. ©. 1846 ©. 
Statut ter Meliorationd=Societät der Border Heide v. 24. Juli 
1. (8. ©. 1850 ©. 376), dem Statut für vie Meliorationd«So- 
Skottau⸗Thales, Kreiſes Neidenburg, v. 2. Juni 1852 ©. 6. 
52 ©. 393), dem Statut des Meliorationd-Verbanted im Brüd- 
he v. 21. Iuli 1852 6. 8. (G. ©. 1852 ©. 520), und den 
Dronungen für tie Provinz Poſen v. 7. März 1845 $. 9. 
45 ©. 109), fo wie für die Binnengewäffer ver Provinz Preu⸗ 
Mir, 1845 8.9. (G. S. 1845 ©. 115), die Entfcheidung zweiter 
Inftanz übertragen if, die ganze Monarchie; 
fo weit, als dem Revifiond- Kollegium nach dem ©. v. 2. März 
. die Ablöf. ver Reallaften ꝛc., 6. 67., vie endgültige Entfcheivung 
ekurs ver Mitglieder der Kommifflonen zur Feſtſtellung ter Nor: 
and Normal⸗Marktorte übertragen worden ift, die ganze Monars 
Ausnahme der auf dem linfen Mheinufer belegenen Lan- 
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e Erlaͤuterung if hierbei zu bemerken, daß ſehr bald nach Emanation 
0. Juni 1817 wegen ber Drganifation c. zwiſchen RefurssInfte n3 
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Zu erwähnen iſt endlich noch, 

- d) daß dem Revifiond- Kollegium, nad Art. 1. des unterm 4° 
1850 ratifichten Staats⸗Vertrages v. 11. Sept. 1850 (G. ©. 1850 ©. 4 
auch die Entſcheidung der bei Gemeinheitstheilungen und Ablöfungen in 
Herzogtbum Anhalt-Bernburg vorkommenden Streitig (d 
Leitung und Entfeheidung in erfter Inflanz der General» Kommifiton 
die Provinz Sachfen Eompetirt) beigelegt worden ifl. 


Vierte Abtheiluug. 
Die Organe der Auseinanderfegungs - Behdrd 


1) Die Generals Kommiffionen und Megierungen bedienen fich zur % 
führung der ihnen überwiefenen Auseinanverfegungen in der Regel pral 
ausgebiſdeter von ihnen zu prüfender und anzuftellender Defonon 
Kommiffarien, melche für einzelne Diftrifte, Kreife oder Befchäft 
nannt werden. Es bleibt den Augeinanderfegungs- Behörden jedoch vı 
halten, auch andere oͤkonomiſche Sachverfländige, unter allgemeiner D 
tion autoriftrter Defonomies Kommiffarten, mit ven Auseinanderfegunge: 
befchäftigen, welche dann jedenfalls zu verpflichten find. (Vergl. V. v. 
Juni 1817 wegen der Organiſation ver General-Kommifflonen ıc., 66. 2 
40. ff., 56. ff, Ausführungs=-Gef. v. 7. Juni 1821, 66. 6. u. 7.). 

Die Auseinanderfegungs- Behörden find aber auch berechtigt, die Lei 
der Außeinanderfegungen richterlichen Beamten zu übertragen, w 
fofern ihnen die Qualifikation als ökonomiſche Sacdhverfländige nicht 
wohnt, bei Inftruftion entflehender Streitigkeiten über dfonomifche Fr 
einen Oekonomie⸗Kommiſſarius oder Kreis⸗Verordneten mit ihrem Guta 
vernehmen müffen. (V. v. 20. Juni 1817 ©. 63. ff.). 

Es iſt ven Audeinanderfegungds Behörden ferner geflattet, denjer 
Landrätben und Kreis⸗Verordneten, welche geneigt find, Auf 
u übernehmen, die Auseinanderfegung mit Genehmigung des Minift. 
x zu übertragen. (DB. v. 30. Juni 1834 wegen des Geſchäfts⸗Be 
bes ıc, $.19.). 

Endlich find fle auch für befugt erflärt, mit Der Beſorgung ein 
zum Auseinanderſetzungs⸗Verfahren gehöriger Gefchäfte und felbft mil 
volftäntigen Bearbeitung einfacher Auseinanderfegungen, jeden Staats⸗ 
Gemeinde » Beamten zu beauftragen, welchen fe dazu für geeignet ha 
(©. v. 2. März 1850 über die Ablöſ. der Meallaften ıe., 6. 108., € 
2. März 1850, betr. Die Exrgänz. der Gemeinheits⸗Theil.⸗Ordn. v. 7. 
1821, Art. 15.). 

2) Zur Inſtruktion einzelner Nechtöftreitigkeiten, zur Aufnahme 
Vollziehung von Auseinanderfegungs-Mezeffen, fo wie zur Ertheilung t 
licher Gutachten auf Nequifition ter Oekonomie⸗Kommiſſarien fol, 
$. 61. der V. 20. Junt 1817, für jeden Kreis, oder auch für mel 
Kreife zufammengenommen, von der Auseinanderfegungss Behörde, im 
verfländniffe mit dem Obergerichte des Departements, ein Kreis» Iuf 
tommiffartus aus der Zahl ver Juſtizbedienten mit cinem befll 
gen, jedoch widerruflichen, Auftrage verſehen werden. 
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Bon der Anftelung der Kreis» Juftigfommiffarien iſt jedoch in 
neuerer Zeit großentheils Abſtand genommen worben, ſeitdem durch Aus» 
biftung zichterlicher Beamten zu Delonomie-Rommifjarien und durch beffere 
Ausbiltungen ter Dekonomie-RKommiffarien das Beduͤrfniß richterlicher Hülfe 
in den Gefchäften fich vermindert hat. ') 

3) Zu den Unterbehörden der Seneral-Konmifflonen gehören auch 
vie Kreisvermittelungs=- Behörden. 

a) Dergleihen wurden zuerft für das Großherzogthum Poſen 
und tie mit Weftpreußen wiedervereinigten Diftrifte, den Kulm⸗ 
um Mihelaufhen Kreis und dad Bebiet der Start Thorn, fo 
wie der Start Danzig durch vie für dieſe Landestheile erlaffenen Geſetze 
v. 8. April 1323, reſp. 66. 13. 14. 110. u. 66. 8—11. 13. (G. ©. 1823 
6.49 u. 73) zur mehreren Beförderung gütlicher Vereinigungen eingeführt, 
und aus einem Wittergutäbeflger und einem Sreibauern oder einem anderen 
ſachkundigen Manne zuſammengeſetzt und refp. von den Rittergutsbeſttzern 
und Gemeinden eines Kreifes felbft gewählt. An dieſe Behoͤrden hatten 
fh tie Intereffenten in ihren Anträgen wegen Auseinanderfegung zuvoͤrderſt 
ju wenden, und die Generals Kommiffionen turften auf einfeitige Anträge 
aus dann zur Außeinanterfegung fchreiten, wenn durch Befcheinigung jener 
die Erfolgloſigkeit des Vergleichsverſuchs nachgewiefen war. Da indeß ver 
geheffte Erfolg gütlicher Einigung fich nicht in ver erwarteten Welfe be» 
währte, fo wurde durch vie K.O. v. 27. Aug. 1331 (G. ©. 1631 ©. 186) 
tie erwähnte Beſchraͤnkung der Wirkfamfeit der General⸗Kommiſſtonen, mit 
Beibehaltung ter Vermittelungs⸗Behoͤrden, aufgehoben. 2) 

b) Auch für tie vormald zum Königreihe Weſtphalen, zum 
Großherzogthume Berg und zu den Stanzdfifch » Hanfeatifchen 
Departements gehörig gewefenen Lantestheile wurten durch die drei für 
tiefelben erlaffenen Gefege v. 21. April 1325 über tie den Grundbeſitz 
betr. Nechtöverbältniffe unt vie Ablöfung ver Mealberechtigungen, refy. 
(6. 121. 97. u. 94. (G. ©. 1825 ©. 74, 94 u. 112) Kreisvermittes 
lungs⸗Behörden angeortnet, welche aus zwei zuverläſſigen und fachfun- 
digen, reſp. von ten berechtigten unt belafteten Gruntbefisern jedes Kreifes 
u wäblenden Perfonen beftehen unt unter ter Leitung des Landraths ihre 
Gefchäfte führen follten. Jeder Brovofant Eonnte ſich an dieſe Behörden 
wenten, inteß fland tem Gegentheile frei, diefe Einwirkung abzulehnen. Die 
Wloͤſ. Orten. für vie erwähnten Landestheile v. 13. Iuli 1829, 66. 136. 
u. 137. (G. ©. 1829. ©. 65) änterte demnächſt tie Ginrichtung, Zuſam— 
menfegung, den Wirkungsfreid und die Gejchäftsführung Tiefer Kreisver- 
mitelungd=Behörten ab. 

c) Demnähft wurde das Inftitut der Kreisvermittelungd-DBebdr- 
ten für alle zum Reſſort ver General» Konmiffionen gehörige Angelegen- 
keiten allgemein angeordnet Durch tie V. v. 30. Junt 1834 wegen des 
Geſchaͤftsbettiebes ıc. (G. ©. 1334 ©. 96.) 


Le 





I) Bergl. das Nähere zu SS. 61. ff. der V. v. 20. Juni 1817. 

2) Ben diefen Kreis: Bermittelungs»Behörten unterfchieden waren 
bie turch tie Deff. v. 10. Juli 1336, (©. S. 1836. S. 204) für die oben ers 
wähnten Landestheile angeorbneten KreissKommiffionen zur Beflimmung Ted 
RermalsUmfanges von Adernahrungen, welcher zur Erwerbung des Eigenthums 
derfelben durch biuerliche Wirthe erforderlich war, und zur Beftimmung des ihnen 
bei der Regulirung zu belaffenten Maaßes von Aeckern und Wielen. Diefe 
Lreis-Kommiffionen find mit ber durch den $. 1. Nr. 10. 11. u. 19. des 
Abloſ. Gef. v. 2. Maͤrz 1850 erfolgten Aufhebung des Gef. v. 8. April 1823 und 
ber Det. v. 10. Juli 1836, an deren Stelle das anf anderen Grundſaͤtzen bes 
ubende Abloͤſ. Gef. v. 2. März 1850 getreten if, befeitigel worden. 
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Dies beftimmte der $. 2. a. a. O., indem derſelbe zugleich feftfegte, daß 
die Aber dies Inftitut ertheilten neuen Borfchriften an die Stelle ver bis⸗ 
berigen (f. oben ad a und b) nur für einzelne Landestheile gegebe 
nen treten follten. 

Die Kreisvermittelungs-Behörben werden (nach 6. 2. ff. der B. v. 30. 
Juni 1834) aus den zuverläffigen und fachfundigen Kreiseingeſeſſenen in 
der Zahl von zwei bis ſechs Mitgliedern von den Kreisfländen, unter Be 
ftätigung der Provinzial-Auseinanderfegungd-Behözde, gewählt. Sie führen 
ihre Geſchaͤfte unter der Direktion red Kreis-Landratbes und der oberen 
Zeitung der General⸗Kommiſſionen ($. 3. a. a. O.). Die Vermittelung durch 
die Kreisvermittelungs- Behörde kann von jedem Theile abgelehnt wer 
den; wenn aber beine Theile über die Zuziehung derfelben einig find, fo 
ftebt jeder der beiden Partheien die Wahl eines der dazu ernannten Kreiße 
Berordneten zu (F. 4. 0.0.0.) Kommt durch die Kreißvermittelungds 
Behörde ein Dergleih zu Stande, fo muß der Rezeß der Tompetenten Bra 
vinzial» Auseinanderfegungs» Behörde zur Prüfung und Betätigung einge 
reicht werden ($. 5. a. a. D.). 

4) Zu erwähnen ift bier endlich auch noch der Diftriftd-Kommif- 
fionen zur Beftftellung der Normalpreife und Normal⸗Marki⸗ 
orte, über deren Errichtung, Wahl und Gefchäfteführung das Nähere in 
ten $$. 67— 72. des Gef. v. 2. März 1850, betr. die Abldfung der Real 
laſten zc., angeorbnet worden ift, und welche gleichfalls unter der Leitung 
der ProvinzialsAuseinanderfegungs-Behörven ftehen. 


C.3 2.2 


Zweiter Theil. 


Bon der DBeleitigung der in Betreff der 
perfönlichen Freiheit der Stantöbürger und 
der freien Verfügung über dad Grund-Eigen- 
thum beitandenen Beſchränkungen und 
Hinderniffe der Landes- Kultur. 


Das Edikt vom 9. Okt. 1807, betreffend den erleichterten 
Befitz und freien Gebrauch des Grund⸗Eigenthums, ſowie die 
perfönlichen Verhaͤltniſſe der Landbewohner. ') 


Schmalz, über Erbunterthänigfeit. Gin Kommentar über das K. Preuf. 
tft v. 9. Oft. 1807. Berlin. 1808. >. 

Bertermann, unpartheiifche Bemerfungen über das Cdikt, den erleichter: 
in Beiik betr. dd. Memel, den 9, Oft. 1807. Breslau. 1805. 8. (Vergl. die 
Rerenfien in Mathis jur. Mon. Schrift, Br. 5. ©. 465.) 


Zur Einleitung. 
(Umfang der Bültigfeit des Er. v. 9. Oft. 1807). 


Das Ep. v. 9. Oft. 1807 und die in Folge deffelben bis zum Jahre 
1814 erlaffenen Geſetze zur Beförderung ver Landes⸗Kultur, insbeſondere 
das Land Kultur Ep. v. 14. Eept. 1811, find urfprünglich nur für Dieje- 
nigen Landestheile ergangen, welche nach ten Tilfiter Frieden bei der 
Preuß. Monarchie verblieben. Die jpäteren, für einzelne Randedtheile 
eilaſenen Befege haben bisweilen auf jene Edikte oder einzelne Beſtimmun⸗ 
gen derſelben zurüdgewiefen und teren Gültigkeit für Vie betreffenden Lan⸗ 
tehtheile voraudgefeht.*) In fo weit dies jedoch nicht gefchehen ift, grün 
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1) Vergl. daſſelbe in Bd. I. ©. 33—35. 

2) So die Einleitung der V. v. 18. Ian. 1819, betr. die Aufhebung ber 
Sreunterthänigfeit in dem Kottbuſſer Kreife, den beiden Laufigen und ben übrigen 
vormals Könige. Sächfiichen Landestheilen (G. S. 1819. ©. 21.). Gbenio Pet 
dr 6 181. der Gemeinheitstheil. D. v. 7. Juni 1821, weldye für das ganıe 
Kchtögebiet Des 9. & A. gilt bie Gültigkeit des Landes Kultuvs&d. v. 14. Sert. 


28 Von d. Befeitigung d. Befchränf. u. Hinderniffe d. Landes» Kultur; 


det fich die Anmenpbarfeit derfelben in den neu= und wmiedererworb: 
Randestheilen, in welchen das AU. 2. R. gilt, auf die gleichlaut: 
in den betreffennen Publifationd» Patenten 1) enthaltene Vorfchrift, „ 
das A. 2. R. nebft den daffelbe abändernden, ergänzenden ı 
erläuternden Beflimmungen (in ven betreffenden Lanvestheilen) 
ſetzeskraft haben ſolle.“ Deffenungeachtet find Bedenken darüber entftan 
ob das Ed. v. 9. Oft. 1807 und das Land⸗Kultur⸗Ed. v. 14. Sept 1: 
mit dem A. L. R. für eingeführt zu erachten ſeien, und das Minifter 
des Innern hatte fi in dem (an vie Königl. Megierungen erlaffeı 
C. R. v. 3. Ian. 1817 (Anal. Bd. J. H. 1. © 2. dh. 4) dabin au 
fprochen, „daß unter ben das A. 2. R. um die A. G. D. abändern 
ergänzenden und erläuternden, gefeglichen Verordnungen, welche (iu Gen 
* der Publ. Patente) mit dieſen Geſetzbuͤchern zugleich in Kraft tr 
follten, nur folche Verordnungen zu verftehen felen, tie auf das eigent! 
Giril- und Griminalrecht oder auf das gerichtliche Verfahren Bezieh 
aben, wogegen die übrigen, namentlich alle viefenigen Verordnungen 
ikte, welche die BVerfaffung oder Berwaltung zum Gegenftande ba: 
nur auf vorgängige befondere Publikation und nach fpezteller Anweiſ 
der betreffenden Minifterien in den mit der Monarchie wiedervereini, 
Provinzen und Landesthellen zur Anwendung gebracht werben Fönnten 
Da indeß das A. 2. R. nit bloß Privatrechte beftimmt, fondern ı 
Öffentliches echt enthält, fo entflanden mehrfache Zweifel gegen die 
länglichkeit viefer Inftruktion der Provinzials Behörden, insbefondere ı 
See der Anwendbarkeit des Er. v. 9. Oft. 1807 und des Land⸗F 
tur⸗Ed. v. 14. Sept. 1811 in den neus und wiedererworbenen Landest 
Ien, indem viefe Edikte größtentheild die Verfaffung und Verwaltung 
Begenftande haben. Dies führte zu einer Berathung des Gegenftanves 
Stants-Minifterium, welches unterm 7. Febr. 1818 ven Beſchluß fie 
„Laß die erwähnten Edikte durch die ergangenen Publif. Patente in 
wieder» und neuerworbenen Provinzen, in denen das A. L. R. gilt, 
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1811 für alle dieſe Lanvdestheile voraus, und der $. 29. der Ablöfungs- Drbr 
v. 7. Juni 1821 (8. S. 1821. &. 81), welche (nach ihrem @ingange) auch 
das Herzogtbum Sacdfen, das Gebiet Erfurt und Amt Wandersleben, 
die vormals Großherzogl. Sachfen- Weimarfhen und Fürfll. Schwarzburgif 
Drifchaften, emanirt worden, nimmt ebenfalls die Gültigfeit des Landes: Kultur: 
für die erwähnten Kanbeetäelie an. 

1) Bergl.: Bat. v. 9. Sept. 1814 wegen Wiedereinführung des N. 2. 
und der A. ©. O. in die von ten Preuß. Staaten gran! gewefenen unb 
deufelben wieder vereinigten Provinzen. $. 1. (G. ©. 1814. ©. 89); Bat 
I. Nov. 1816 wegen Wiebereinführung des 9. 2. R. und der A. G. O. 
bie mit der Provinz Weſtpreußen vereinigte Diftriften, den Kulm: und Miche 
fhen Kreis und die Stadt Thorn mit ihrem Gebiete, 8. 1. G. ©. ii 
©. 217); Pat. v. 9. Nov. 1816 wegen Wiedereinführung ber Preuß. 
ice In das Großherzogthum Poſen, $. 1. (©. S. 1816. ©. 225); Bat. 
15. Nov. 1816 wegen Binführung des N. 2. R. in die mit den Preuß. Gte 
vereinigten ehemals Saͤchſiſchen Provinzen und Diſtrikte, 8. 1. (8. ©. U 
©. 233). 3. v. 25. Mai 1818 wegen Einführung des A. L. R. und der. ©. 
in ten mit den mit den Preuß. Staaten vereinigten, zwifchen den älteren Bro 
jen belegenen Diftriften und DOrtfchaften, $. 2. (G. ©. 1818. ©. 46); Bal 

1. Juni 1825 wegen Binführung des N. 8. R. und der 9. ©. O. in das : 
zoothum MWeftphalen, das Fürſtenthum Siegen mit den Nemtern Burbach 

uenkirchen (Freie- und Hücken⸗Gruud) und die Grafſchaften Wittgenfteius® 
genflein und Wittgenflein-Berleburg, F. 1. (®. &. 1825. ©. 153). 

2) Hiermit hat fih das Juſtizminiſterium in den R. v. 25. Vebr. 1 
an das D. 2. ©. zu Naumburg) und v. 22. März 1817 an das Kammerge 
und die DO. 2, G. zu Frankfurt und Slogan einverflanden erklaͤrt. 
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zu achten, und daß ed nur auf die Modifikationen hinſichtlich 
Hbrung ankomme, teren Eroͤrterung ten betreffenden Miniflerien 
ben fei.“ 


m durch fpätere Verordnungen tie erforberlichen Modifikationen 
gabe der bisherigen Verfaſſung der verſchiedenen Lanveötheile 
orden, haben tie Minifterien des Innern und der Finanzen (un⸗ 
nd 27. Juni 1820) von den biöherigen Bedenken gegen tie 
feit ver erwähnten Edikte in den neu= und wiedererworbenen 
en, für welche das A. L. R. eingeführt if, Abfland genommen 
uſtiz⸗Miniſterium bat ſich (nach einem an tie Meg. zu Brankfurt 
A. der Win. des I. u. der F. v. 22. Dec. 1829) mit der Praris 
e einverftanten erflärt, nach welcher von denfelben angenommen 
; die das A. L. R. abindernden Vorſchriften tes Land⸗Kultur⸗ 
jenem zugleich eingeführt ſeien. Dies bat auch unter Bezug⸗ 
eine K. O. v. 20. Mai 1830, welche erflärte, Daß das erwähnte 
ı Serzogtgum Sachſen eingeführt zu erachten fei, das R. 
des I. und ter F. v. 29. Sehr. 1832 (an tie Meg. zu Pots⸗ 
shmald ausgefprochen, und in gleichem Sinne hat das Juſtiz⸗ 
a unterm 27. San. und 13. April 1832 ?) — der vormals 
veiche Weſtphalen gehoͤrigen und der übrigen Landestheile jenſeits 
wo das ALM. eingeführt iſt, an die O. L. Gerichte zu Mag⸗ 
Iberftant, Paderborn, Münfter und Arnsberg reſtribirt. 
)hiernach das Er. v. 9. Oft. 1807 und das Land⸗Kultur⸗Ed. 
pt. 1811, nebft deren Ergänzungen und Deklarationen, in ten 
wiedererworbenen Sanvestheifen, fir welche das A. L. R. gilt, als 
erachten, in fofern deren Beſtimmungen nicht durch fpätere Ver⸗ 
aufgehoben oder abgeäntert find, over deren Anwendbarkeit ge⸗ 
inders audgefchloffen morven ift. 


Zum 8. 1. (Freiheit des Güterverkehrs.) 


a Alinea 1. 
sch die Beflimmungen des Alinea 1. dieſes Paragraphen find 
‚gen Befhränfungen für aufgehoben zu erachten, welche 
. in Thl. 11. Zi. 7. 66. 14— 16. bezüglich der Erwerbung 
er Grundſtücke Seitens ter Gutöherrfchhaften ?), in Thl. II. 
78—85. bezüglich ter Erwerbung und Zufammenziehung ſtaͤd⸗ 
rundſtücke, und in Thl. 11. Tit. 9. 66. 37 — 75. bezüglich des 
d Ermwerbes adlicher Güter angeordnet hatte. 
3 A. L. R. enthält in Thl. II. Tit. 9. 6. 39. die Beftimmung, 
in Beireff ter Brage, in wiefern zum Beflge adlicher Güter außer 
{ auch noch das Snvigenat erfordert werde, bei den Provin⸗ 
erfaffungen bewenden folle. 
'e8 in einigen Provinzen beflandene Indigenat ober Infolat 
der Inländer für aufgehoben zu erachten fei, folgt daraus, daß 
des Er. allen Staatöhürgern bürgerlichen Standes eben die 
hte auf den Bells von Mittergütern giebt, welche bis dahin nur 
batte. In tem R. ver Min. des I. und der F. v. 15. März 


‚gl. die R, beim Landes⸗Kultur⸗Ed. v. 14. Sept. 1811, f. in Bd. 1. 


egl. ebenvaf. ©. 98, 
‚gl. hierüber die $$. 6. u. 7. des Ed. v. 9. Oft. 1807, f. in Br. I. 
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1809 (No. 1.)?), fo wie in der K. O. v. 28. Mär; 1309 und dem G 
der Min. des 8. und der J. v. 4. April 1809 2), tft dies auch ausdı 
licy und mit dem Benerfen anerkannt, daß demnach in Zufunft vie | 
richtung von Inkolatsgebühren und Chargengeldern fortfalle. 

3) Daß auch in den mit Der Monarchie vereinigten vormals Kön 
Sähfifhen Landestheilen durch die mit dem A. L. R. erfolgte | 
führung des Er. v. 9. Oft. 1807 alle daſelbſt früher auf Grund EA 
ſcher Geſetze beftantenen Beichränfungen ter Bauern bei Ermerbung 
Allodialslittergütern, und der Mittergutöbefiger, fo wie der Perfonen 
Avel, fo wie der Bewohner der Stätte bei dem Erwerbe von Bane 
tern, weggefallen feien, folgt ſchon taraus, daß jene Älteren befchränfen 
Vorfchriften, als allgemeine Sächfifche Geſetze, Durch die 66. 1. un 
red Publik. Pat. v. 15. Nov. 1816 (©. ©. 1816 ©. 233) für außer S 
geſetzt zu erachten find. Es ift indeß in tem 6. A. des erwähnten Pu 
Pat. die ausdrückliche Vorfchrift enthalten, daß es in Lehnsſachen 
ven biäherigen Geſezen und PBerfaffungen bis auf Weiteres verble 
folle, und daher mar anzunehmen, daß in Betreff des Erwerbs von Le 
Nittergütern die in den Lehnsgeſetzen und der Lehnsverfaffung der 
nannten Landestheile gegründete Anortnung, daß Perſonen bäuerli 
Standes weder Lehn-Nittergüter erwerben, noch Mitbelehnfchaft daran 
langen Eönnen, noch fortbeftehe. 

Auch dieſe Befchränkung iſt indeß, unter Anerkennung des Grundſa 
daß durch vie mit tem A. L. R. erfolgte Einführung des Er. v. 9. 
1807 die früheren Beſchraͤnkungen hinſtvnio der Erwerbung von Allol 
gütern ohne allen Unterſchied beſeitigt worden, durch die K. O. v. 7.8 
1845 2) aufgehoben. 

4) Mit der im F. 1. des Ep. v. 9. Oft. 1807 ausgefprochenen 5 
bebung aller bisherigen Befchränfungen ter Breibeit des Gütery 
kehrs ftebt die Beftimmung tes F. 1. tes Land-Kultur⸗Ed. v. 14. € 
1811 im Einklange, wonach alle aus der bisherigen Verfaffung entfy 
genten Befchränfungen des Grunteigentbums aufgehoben fein follen 
jeder Gruntbeflger obne Ausnahme für befugt erflärt ift, über feine Gri 
ftüde frei zu verfügen, in fofern nicht Rechte, welche Dritten darauf zı 
ben, und aus Eiteffommilen, Majoraten, Lehnsverband, Schuldverpfi 
tungen, Servituten und dergleichen herrühren, Dadurch verlegt werden. 

Deffenungeachtet beftehen auch nach gegenmwärtiger Lage ter Gefehgek 
noch verſchiedene Einſchraͤnkungen in Bezug auf die Befugniß zum Ei 
erwerb. Es ſind dies folgende: 

a) In Hinficht der Ausländer. 

a) Daß den Ausländern in Feiner Provinz ter Erwerb eines Mitten 
orer Domainen⸗Vorwerks ohne Spezial-Konzeffton des Min. des I. zu 
ftatten, beflimmt die 8. O. v. 28. März 1809.) Im viefer und h 
ER. v. 4. April 1809 5) und v. 15. Mär; 1809 (No. 2.) *) find 
gleich vie näheren Inftruftionen in Betreff ter Nachfuchung und Ertheil 
diefer Konzefflonen, insbefontere über das Erforderniß der Ableiſtung 
Untertbanenelded und der Verhältniffe fürftlicher Perfonen, die ſich a 
Zandes aufhalten, in diefer Beziehung, ertbeilt worden. 


— — — — —— * nm ——— 2— 


1) Vergl. zum Ed. v. 9. Oft. 1807, Bd. I. ©. 35 ff. 

2) Bergl. zum $. 1. des Etd. v. 9. Oft. 1807, Bb. I. ©. At. 

3) Bergl. zum $. 1. des Ebd. v. 9. Oft. 1807, B®b. I. S. 50. 

4) DBergl. zum $. 1. des Ed. v. 9. Oft. 1807, Bd. I. ©. 4647, 
5) a. a. D., ©. 46. 

6) a. a. O., S. 35. 
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Da indeß die Deutſche Bundes⸗Akte im Art. 18. No. 1!) vie Beſtim— 
nung enthält, „daß ten Unterthanen der Deutfhen Bundesſtaa⸗ 
en das Recht zugefichert fein folle, Srunteigentbum außerhalb des Staats, 
m fie bewohnen, zu erwerben und zu befigen, obue deshalb in dem frem«- 
en Staate mehreren Abgaben unt Laften unterworfen zu fein, als beffen 
igene Untertbanen“, fo entftant ter Zweifel, ob bierturch tie K. O. v. 
8 März 1509 außer Kraft getreten fei? Das N. des Juſt. Min. v. 12. 
Sept. 1816 ?) erklärte indeß, im Einverſtaͤndniß mit tem Din. des I. unt 
er ausw. Ang., daß tiefe Brage zu verneinen ſei und daß auch jet 
och Ausländer zur Erwerbung eines adlichen Gutes ter Einwilligung tec 
Rin. tes J. bebürfen. ?) 

ß) Ausnahmen von der hiernach geltenten Hegel ver Nothwendigkeit 
iner Konzeſſion finten flatt: 

aa) wenn ein Auslänter ein Rittergut ererbt, folches aber fofort wie- 
er verkauft, (M. des Min. des 3. v. 30. Juli 1840) *); 

BP) in Betreff folcher Auslänter, die durch Heirath die Admini— 
tsation, nicht aber zugleich das Eigenthum von Grundſtücken erworben 
saben. (MR. des Min. des 3. v. 28. Nov. 1817) ®). 

y) Ueber die Nothwendigkeit der Ableiflung des Huldigungdeites Sei- 
ens der Ausländer vor ter Ertbeilung der Konzefflon zum Erwerb eines 
Rittergutes disponirt dad M. tes Min. des I. v. 14. März 1837. ®) 

b) In Berreff gewiffer Korporationen und jurtflifcher 
Berfonen. 

a) Tas ALM. ertheilt in Th. 11. Tit. 6. 66.83. und 84. die Be⸗ 
immung, daß Korporationen und Gemeinden ohne befontere Ein- 
rilligung der ihnen borgefegten Behörte ?) unbemegliche Sachen weder an 
Ih dringen, noch veräußern oder verpfänten Fönnen, und daß tergleichen 
son einem Dritten ohne tiefe Einwilligung mit ihnen vollzogene Handlun⸗ 
pn nichtig, find. u 

Fr Was insbefondere tie Stadtgemeinden betrifft, fo enthielt vie 
&. D. v. 19. Nov. 1808 feine Vorſchriften tarüber, ob dieſelben ohne 
Benehmigung der Aufſichts⸗Behörde Grundftüde erwerben türften. Das 
Bin. tes I. Hat ſich indeß in ten R. v. 13. Ian. 1827 (X. Al. 136), 
29. Härz 1832 (A. XV]. 129) und 8. Oft. 1832 (Q. XVI. 951) ®) 
dahin ausgefprochen, daß es aus Tantespolizeilihen Rückſichten Tiefer 
Genebmigung beduͤrfe. ?) 


— — — u — — - m — 


1) G. S. 1818. Anh. ©. 153. 

2) Bergl zum $. 1. das Ed. v. 9. OH. 1807, Br. I. ©. 47. 

3) Auch tas Juſt Min. R. v. 13. Zuni 1834. (Jahrb. Br. 43. ©. 583, 
Graͤff, Br. 9. S. 56) ſpricht (ohne nähere Begründung) aus, daß Ausländern 
sine eine Special: Ronzeffion des Min. bes I. nicht geflattet fei, ein adliches Gut 
m Preuß. Landen zu erwerben. 

4) Berg. zum $. 1. des Ed. v. 9. Oft. 1807, Bd. I. ©. 49—50. 

5) a. a. O. ©. 47. 

6) a. a. O., S. 49. 

7) Das R. des Min. des I. v. 4. Dft. 1826. (A. X. 1070.) nimmt an, daß 
anter der: „vorgefebten Behörbe” im Ginne des $. 83. a. a. D. nicht die Mi- 
aißerien, fontern die zunächſt vorgefeßte Behörde, folglich die Regierungen, 
gemeint feien, vorbehaltlich des Rechtes der Minifterien, einzelne Bälle unmittels 
bar zu ihrer Rognition zu ziehen. 

’ vergl. dieſe R. in v. Rönne's Stäbdte⸗Ordn. Breslau, 1843. ©. 551 


9) In Betreff der Veräußerung von flädtifchen Gemeinde: Grundflücen, 
tigl. $. 189, der Stätte:Dren. v. 19. Now. 1808 nebft Dekl. dazu v. 4, Juli 
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Die revid. Städte» Oron. v. 17. März 1831 erforberte bagegen | 
6. 120.) ausvrüdlih, außer dem Einverfländnig des Magiflratd und 
Stadtverordneten-Verfammlung, die Genehmigung ter Regierung. 

‚Die Gemeinde» Ordnung v. 11. Did 1850 endlich enthält Feine : 
ſchränkung in Betreff des Erwerbs von Grundftücken. 

Die Dheinifche Gemeinde⸗Ordnung v. 23. Juli 1845 ſchreibt im $. 
(8. ©. 1845 ©. 314) die Nothwendigkeit der Genehmigung der Re 
zung vor. 

—* muß die Frage der Nothwendigkeit höherer Genehmigung | 
Erwerb von Grundſtücken Seitens der Stadtgemeinden verfchieven bei 
wortet werten, je nachdem für vie betr. Stattgemeinde die ältere oder 
neuere Staͤdte⸗Ordnung, oder die Mheinifche Gemeinde⸗Ordnung von 1! 
oder tie Gemeinde-Ordnung von 1850 als gültig zu erachten. ?) 

y) Sinfichts der Dorfgemeinden enthält das A. L. R. Th. II. 
7. $. 33. die Worfchrift, dab diefelben ohne Vorwiſſen und Erlaubniß il 
Gerichtsobrigkeit Feine unbemegliche Güter durch einen Täftigen 2 
trag an fich bringen bürfen, und das Min. des I. u. d. P. bat in | 
N. v. 29. März 1832 (A. XVI. 129) auögefprochen, daß dieſe Beil 
mung noch fernerhin als gültig zu erachten fi, wobei daffelbe zugleich 
merkt hat, daß fein Grund vorhanden fei, flatt ter Gutsobrigkeit 
welchen das U. 2. R., des landesherrlichen Oberaufſichto⸗Rechts unbefi 
det, tie Genehmigung folder Geſchaͤſte beilege, und die auch nach Meg 
rung der gutöherrlich« bäuerlichen Berhältniffe nicht aufgehört Hätten, 
Polizei in den zu ihren Gütern gehörigen Ortfchaften auszuüben, und 
Aufficht über daB Kommunalmefen zu führen, jedesmal durch tie Xaml 
Voltzei- Behörde ertheilen zu laffen.*) — Da die Gemeintes Drbaung 
11. März 1850 feine Ginfchränfungen bezüglich ded Ermerbs yon Gru 
ftüden feftfegt, fo Fannn nicht in Zweifel gezogen werten, daf da, wo fo 
in Kraft getreten ift, tie erwähnte landrechtliche Beſtimmung nicht a 
für praktiſch gültig anzufeben if. Was aber viejenigen Landgemeinden 





1832 (G. &. 1832. S. 190) und den erläuternden Din. Reffr. in v. Ronn 
Städte⸗Ordn, ©. 548—551, desgl. revid, St. O. v. 17. März 1531. $. 117 
v. Rönne’s St. O., S. 677, und Gemeinde-⸗Ordn. v. 11. März 1850. 88. 
u. 108. (f. v. Rönne’s Gem. Ordn. v. 1850. Brandenburg a. d. H. 11 
©. 160 fi. u. ©. 216 fj.); desgl. Gem. Ordn. für die Landgemeinden in 8 
phalen v. 31. Oft. 1841. 88. 91 - 93. (G. ©. 1841. ©. 313 ff.) und Mheinl 
Gem. Ordn. v. 23. Juli 1845. 8. 95. (G. ©. 1845. S 546.) 

1) Ueber den Grwerb von Grund: Eigenihum Seitens inländifcher Gem 
ben im Auslande vergl. das R. des Min. des 3. m. der B. v. 31. San. 18 
(rin. BI. d. i. V. 1842. ©. 59. Nr. 82, f. in v. Rönne’s GtäbtesDr 


.) 

2) Das WR. bes Din. des 3, u. d. P. v. 30. Nov. 1836 an bie Meg. 
Potsdam nimmt an, dag in Fällen, wo die Butsherrfchaft ſelbſt mit der Gemei 
über Afguifltionen oder Beräußerungen von Grundftüden Tontrabirt, die Geneh 
gung ex $$. 33. u. 35. 9. 2&.R. II. 7. von der betr. Regierung zu erthel 
fei. (A. XX. 940. 

Das M. der Min. d. 3. u. d. B. und ber Abth. II. des K. Hans» Min. 
22. Iuli 1840 führte aus, daß in Gemeinden, wo das Dominium die Palddı 
ntals@erichtebarkeit habe, der Gutsherrſchaft; in Staates Domainen demjenigen 1 
amten, welchen der Biefus als Gutsherr mit Ausübung feiner biesfälligen Hei 
und Pflichten beauftragt habe; wo aber dem Gutsherrn feine Gerichtebarkeit 
lebe, dem Landrathe vie Prüfung und Genebmigurg in Bällen des 0.2.9. IL 
88. 34. u. 35. (Pachtungen, Veräußerungen und Verſchuldungen) zuſtehe. (R 
B.d.1.®. 1840. &. 285.) Diefer Grundſatz trifft aber auch in den Yallın ! 
$. 33. a. a. D. (Erwerb von Grundſtücken) zn. 
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trifft, wo die Gemeinde⸗Ordnung von 1850 noch nicht zur Einführung ge- 
langt iſt, fo ifk für diejenigen Gemeinden, wo die Weftphälifche Gemetnte- 
Ordu. v. 31. Oft11841 gilt, im 6.94. ver letzteren (G. ©. 1841 ©. 314), 
und für die Gemeinden in ter Mheinprovinz durch den $. 97. der Rheini⸗ 
[den Gemeinte-Drtn. v. 23. Juli 1845 (G. S. 1845 ©. 547) die Noth⸗ 
nendigfeit der Genehmigung der Regierung sum Anfauf von Grund⸗ 
Hden unberingt vorgefchrieben, und diefe Vorfchriften müffen, mit Rüͤckſicht 
auf tie Beflimmungen ded $. 156. der Gemeinde-Ortnung vom 11. März 
1850, für Diejenigen Landgemeinden der Provinz Weſtphalen und ver 
Rheinyrovinz als vorläufig fortbeftehend angefehen werten, mo tie Ge- 
meinte Ordnung von 18350 noch nicht in Kraft getreten iſt. Für vie Land⸗ 
gemeinden ter Öftlichen Provinzen dagegen, welche unter ter Herrfchaft tes 
des A. 2. R. fleben, mnf bi8 zur Einführung der neuen GemeindeOrdn. 
tie Vorfchrift des ALM. Th. II. Zi. 7. $. 33. als in Kraft ſtehend 
talstet werten. 1) 

Insbefontere Ten Erwerb von Rittergütern durch Dorfgemeinden 
ster deren Mitglieder betreffend, fo ift tarüber Die K. O. v. 25. San. 1831 
(G. S. ©. 5) ergangen 2), welche feftgefegt bat, daß es tabei jedesmal der 
vergängigen Prüfung nnd Genehmigung ter betr. Provinzial-Megie- 
ting berärfen und daß bis dahin das Gefchäft Feine Rechtsgültigkeit Haben 
fl. Die nähere Inftruktion für die Regierungen bierüber iſt in dem R. 
%. 18. Dec. 1832 2) ertheilt worden. 

d) Hinfichts der Erwerbung von Grunteigentbum Seitens der Innun⸗ 
gen und Zünfte, welche nach $. 191. des A. 2. NR. Ib. II. Tit.8. und 
$ 101. ver Gewerbe-Örtn. v° 17. Ian. 1845 die Rechte ver privilegirten 
Korporationen haben, dDisponirt das A. U R. a. a. D. 66. 83. und 211, 
daß et dazu ter Genehmigung des Magiftrats betraf. Das MR. res 
Juſtizmin. vom 23. Oft. 1841 (Min. Bl. d. 1. V. 1841 ©. 272 und 
Huf. Din. Bl. 1841 S. 343) bat austrüdlich erläutert, daß unter der 
in F. 83. 08 A. V. aa OD. erwähnten: „vorgefegten Behörde" vie 
zunächſt vorgefehte Behörde der Korporation zu verftehen fei, weshalb für 
Zünfte tie Genehmigung ter Negierung nicht erforterlich fet. *) 

€) Ueber den Erwerb von Grundeigenthum für Korporationen oder ju⸗ 
= Mile Perfonen tes Auslandes Tisponitt das ©. v. 4. Mai 1846 
= (8.6, 6.235), welches tazu die Iandesherrliche Genehmigung bei 
>: tafe ter Nichtigkeit erfordert. ®) 

. 9 Die landfchaftlichen Kredit= Direktionen betürfen zur Er⸗ 
>. thing von Grundftücken der Einwilligung des Miniſters des Innern. 
G. v. 21. Ian. 1817, Jahrb. Br. 9. ©. 8, Gräff Br. 1. ©. 184). 
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1) Ob indeß die früheren Guts⸗,Obrigkeiten noch jebt die Fompetente 
, = hörde find, ift mindeflens in Zweifel zu ziehen, ta ter Art. 4%. der 
i Beh, Urkunde v. 31. Ian. 1850, (G. ©. 1850. ©. 22), die Gerichtsherrlichfeit, 

* N peisherrliche Polizei und obrigkeitliche Gewalt für aufgehoben erflärt, nnd 


. 
. — 


32 Ber in. 113. a. 0. D. beftimmt hat, daß es hei den bisherigen Beftimmungen 
u. Zuietig der BolizeisBerwaltung nur bis zur Emanirung der neuen Gemeinde⸗ 
2⸗ Fi 
3 









g v. 11. März 1850 jede Kompetenz der Gutsherrfchaften zur Beaufſich⸗ 
der Gemeinden aufgehört hat. Die Prüfung und Ertheilung ber Geneh⸗ 

eB wird daher als auf die Königl. Regierungen übergegangen zu eradı= 
” n. 


ung verbleiben follen, wodurch alfo mit der Publifation ber Gemeinde⸗ 


.. 
24 
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2) Bergl. zum $. 1. des Ed. v. 9. Oft. 1807, in Bd. I. ©. 50. 

.. . 9) Bergl. ebendaf. ©. 50. 

>54) Bergl. v. Rönne's Gewerbe: Polizei des Preuß. Staates, Bd. 2. ©. 647. 
5) Bergl. ebendaf. ©. 52. 


Une Rultur-Gefegg. Br. 11. 3 
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n) In Betreff der Berechtigung des Fiskus zum Anfaufe yon Grun 
ftüden find ergangen: 

ca) R.v.A. April 1838, daß ter Fin. Minifter für den Fiskus Gum 
ſtücke ohne Allerhochſte Ermächtigung anfaufen darf. (Jahrb. Br. 5 
S. 371, Graf Br. 12. ©. 81). 

BB) K. D. v. 21. Behr. 1845 (mitgeteilt durch ©. R. v. 17. IM 
1845), daß bei Ankäufen von Grundftüden Seitend des Fiskus ein w 
dem betreff. Verwaltungs» Chef in beweifender Form genehmigter Kaufe 
trag zur Berichtigung des Beſitztitels genügt, ohne daß es der Vorlegm 
einer ven a genehmigenden befonveren Ordre bedarf. (Juſt. Min, 8 
1845 ©. 70). 

I) Hinfihts der Kichen-Befellfhaften, geiſtlichen Geſel 
fhaften, Öffentligen Schulanftalten und Gymnaſien, Unive 
fitäten und Armenanftalten vergl. die Vorfchriften des A. 2. ©. ] 
11. $6. 193., 194., 219. ff, 948—952., II. 12. 66. 19., 20., 54., 8 
58. u. 67., 11. 19. 66. 42. u. 43,, deögl. ©. v. 13. Mai 1833, betr. t 
Schenkungen an Kirchen und geiftl. Gefellfchaften, fowie an andere Anfka 
ten und Korporationen. 1) (G. ©. 1833 ©. 49). 

c) In Hinfiht gewiffer Kathbegorien yon Beamten. 

a) Die Mitgliever der Provinzial» Domainen » Verwaltung follen eo 
Konſens der oberen Domainen⸗Verwaltung keine Domainen-Brunpftäde 
iheer rooin erwerben dürfen. (Königl. Befehl v. 29. Febr. 1812, G. 
18 . 16). 2) 

ß) Die Skfzianten ter Domainen⸗Aemter follen in der Regel von d 
Erbpachten der Domainen » Grunpftüde ihrer Aemter ausgefchloffen fet 
ebenfo Forſtbediente nicht folche mit Holz» oder Huͤtungs⸗Gerechtſamen ol 
anderen Servituten verbundene Grunftäde in der Gegend ihres Wohnen 
erwerben, welche an den Forſt gränzen, bei ter fie angeftellt find. (MR. 
10. Iuli 1810, Mathis Br. 9. ©. 234, u. Nabe Br. 10. S. 377, 6. 
v. 15. Mat 1798, N. C. C. Tom. X. ©. 1627 u. Rabe Bd. 5. ©. 11 
und K. O. v. 5. Sept. 1821, ©. ©. 1821 ©. 158). 2) 

y) Daffelbe gilt von Berg» Offizianten in Betreff der Erwerbung 9 
BergwerfösAntheilen (8. O. v. 20. Ian. 1806 u. v. 2. Nov. 1808, 
Erfurter Amtöbl. 1817 ©. 237 u. 238). *) 

d) In Betreff der Einfchränfungen der in wirklichen Kriegsdienſ 
fiehbenvden linteroffiziere und gemeinen Soldaten bei der Erwerben 
von Grundſtücken, vergl. die Vorfchriften des A. L. R. Th. II. Sie 1 
56. 27—34. und V. v. 18. März 1811. (9. ©. 1812 ©. 5). 

e) Zu erwähnen ift bier auch noch der Beſchraͤnkung, daß ein Ar 
in der Megel Eeine Apotheke afquiriren darf (A. L. MR. I. 8. 5. 468 
und daß der Erwerb und Belt der Apothefen im Allgemeinen mehrfach 
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1) Vergl. dies &. nebft deffen Deklaratiouen in Gräff's ıc. Ergänz. u. E 
läut. der Preuß. Rechteb., 3. Ausg. Bd. 4. S. 541—543, zum A. & N. IL 1 
88. 197— 216. 

H Bergl. zum $. 1. des Ed. v. 9. Oft. 1807, f. Br. I. ©. 52. 
3) Vergl. ebenvaf. S. 52—53. Ueber die Nothwendigkeit der Ertheilm 
ber Genehmigung der betr. Regierung zu Grundflüdss Erwerbungen Seitens d 
DomainensRentbeamten von Ginfaffen ihres Adminiftrationes Bezirkes, m 
bei Erſtehung von Srundflüden aus Subhaftationen, in ihrem Amtes Bezirke, ver 
die R. des Min. des K. Haufes v. 18. Jan. 1837. (Art. XXI. 28.) n. v. 4. Di 
1837, er AL. Si) 

ergl. in Eräff’s ıc. Ergänz. u. Erläut. der Preuß. Rechtob. 3, A 
B. 5. S. 280 zum A. L. R. I. —— 138 - 140. Pren. Don 
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eplien Beichränfungen unterliegt. (Vergl. das Nähere hierüber in 
‚Nönne u. Simon Mebizinal- Weien des Preuß. Staates, Breslau 
344, Br. 1. ©. 617—650). 

f) In Betreff der Ermwerbsunfähigkeit der Mönche und Nonnen, 
elche Tas Kloſtergelübde abgelegt haben, vergl. das A. 2. M. II. 11. 
, 1199. 1200. 

I. Zum Alinea 2. 

Das Er. verweift in Anfehung der Fähigkeit ſolcher Einwohner, welche 
a ganzen Umfang ihrer Bürgerpflichten zu erfüllen durch Religionsbegriffe 
hindert werden, zur Ermerbung von Grundſtücken auf die ergangenen 
tfonderen Gefege. 

Die betreff. gefeglichen Vorſchriften, welche Befchränfungen in dieſer 
—5 enthalten, beziehen ſich auf die Juden, Mennoniten und 
uäder. 

1) Die Iuden betreffend, fo war deren Ermerböfähigfeit unbeweg⸗ 
Gen Eigenthums früher nach der Verfchiedenheit ihrer fonftigen bürger- 
den Stelung und ihres Wohnfiges verfchieven beftinmt. 

a) Nach dem Er. v. 11. März 1812 über die bürgerlichen Verhält⸗ 
ife der Iuden im Preuß. Staate, welches indeß nur in den zur Zeit der 
Imanstion deffelben zum Preuß. Staate gehörigen Territorien Gefepeöfraft 
langt —8* ſind die Juden, welche demzufolge das Staatsbürgerrecht er⸗ 
wıben haben, gleich ten chriſtlichen Einwohnern zum Erwerbe von Grund⸗ 
ben jeder Art, welche in jenen Landestheilen belegen find, für befugt 
Härt; wogegen fich diefe Berechtigung auf Grundſtuͤcke in den fpäter hin» 
welommenen Territorien nicht erſtrecken follte. !) 

b) Im Großherzogthum Pofen follten nach der V. v. 11. Juni 
B33 66. 20. und 25.2) nur diejenigen Juden die unberingte Befähigung 
in Erwerb von unbeweglichen Eigenthum haben, welche von ter Staats⸗ 
sierung mit einem Naturalifationds Patente verfehen jint. 

e) In der Rheinprovinz und in denjenigen Lantestheilen, welche 
über zum Königreiche Weipbalen gehört haben, hatte vie Fran 
zſiiche Geſetzgebung jede Befchränfung der Grwerbsfähigfeit ver Juten 
wfgeboben, wobei ed nach der Okkupation belaffen worden ifl. 

d) Im Uebrigen ift durch die K. D. v. 8. Aug. 1830 ?) angeordnet 
ren, daß es in den neu- und wiedererworbenen Lanteötheilen bei 
en Diaherigen über den Gegenfland dort geltenden Geſetzen bewen⸗ 
en fo 

Demzufolge aber waren die Juden 

a) im Kulmer und Michelauer Kreife und in der Statt Thorn 
ch deren Gebiete, weldhe vormald zum Herzogtbum Warfhau 
chorten, zum Ermwerbe von Landgütern gänzlich unfähig, zum Erwerbe 
Ketifcher Grundſtücke aber nur dann berechtiget, wenn fie ten Beflg eines 
Bermögend von 40000 Boln. Gulden nachiwiefen, ter Deutfchen, Polni⸗ 
hen oder Franzoͤſiſchen Sprache mächtig fint, ihre Kinder vom flebenten 
dahre ab zur Schule halten, ſich Feiner äußeren unterfcheivenden Abzeichen 
bebienen, und zu dem Grundſtücke fich ein chriftlicher Käufer nicht findet. *) 


1) Vergl. SS. 7. u. 11. des Ed. v. 11. 1812. (8. ©. 1812, S. 17), R. v. 
u. Jati 1821. (9, V. 590.), R. v. 24. Aug., 3. u. 10. Nov. 1826. (9. X. 781. 
083.), 8. D. v. 8. Aug. 1830. (G. S. 1830. ©. 116.) 

2) &. ©. 1833. ©. 66. 

3) &. ©. 1830. ©. 116. 

4) Defrete v. 19. Rov. 1808 u. 23. Febr. 1810 (in Laube's Bel. Samml.) 
‚NR. tes Min. des 3. dd. Warfchau, d. 13. April 1813. 
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8) Diejenigen Iuden, welche vor Emanation des Geſetzes v. 8. Ar 
1830 fi in der Stadt Danzig niedergelaffen haben oder anfäflig < 
wefen, und für ſich und ihre Bamilien ald mit dem Staatöbürgerrechte vi 
fehen behandelt worden, follten zum Grunderwerb in Danzig befugt w 
berechtiget fein, fich auch in vie anderen Provinzen, in welchen das Ed. 
14. März 1812 gilt, überzufledeln; dagegen follten vie ftäptifchen Behoͤrd 
dafelbft befugt fein, anderen Juden, fie moͤgen das Staatöbürgerredyt 1 
figen oder nicht, die Aufnahme zu verweigern; Juden, die daffelbe alı 
befaßen, durften fle nur mit Einwilligung der Staatsbehoͤrde aufnehmen. 

y) In den vormals Sädhfifhen Provinzen, ſowie in ? 
Kaufig waren die Juden zum Erwerb von Grundeigenthbum unfähig. 

In ven von Heffen-Darmftadt und Naffau ermorben 
Zandestheilen, fowie in NeusDBorpommern und Rügen durften ' 
Srundeigentyum mit Genehmigung der Regierung; flädtifhe Orunpfik 
in den gedachten Rändern fchon mit Genehmigung der ftädtifchen Ber 
tungd« Behörden erwerben. ?) 

e) In Betreff der Kreiſe Paderborn, Büren, Warburg ® 
Hörter batte tie 8. DO. v. 20. Sept. 1836 *) beftimmt, daß Juden zu 
Ermwerbe bäuerliher Grundſtücke nur unter der Beringung zuzulafien, d 
fle diefelben felbft und mit jüdiſchem Geſinde bewirtbfchaften. ©) 

Die vorftehend erwähnten, bis dahin noch beftandenen Befchränfung 
der Juden im Ermerbe unbeweglichen Eigenthums find indeß aufgehobı 
worden. durch den F. I. des Gef. v. 23. Juli 1847 über die DVerhältud 
der Juden ®), indem hierdurch beflimmt wurde, daß vie Juden im on 
Staate den chriftlichen Unterthanen gleichgeftellt fein follten, infowelt 
das ©. v. 23. Juli 1847 außprüdliche Ausnahmen macht, welches 5 
lid des Erwerbs von Grundeigenthum nicht geſchehen ift, mit Ausn 
der nicht naturalifirten Juden im Großberzogtbum Bofe 

welche nach $. 33. Nr. 2. a. a. O. das ftäptifche Bürgerrecht ah 
erwerben durften, woraus auf deren fortgefegte Unfähigfeit zum Euer 
ſtaͤdtiſcher Grundſtücke zu folgern. 

Da die Verfafſungs⸗Urkunde v. 31. Ian. 1850 im Art. 4. die Gleit 
heit aller Preußen vor dem Gefege, und in Art. 12. beftimmt bat, d 
der Genuß der bürgerlichen und N nt8bürgerlichen Rechte unabhängig % 
dem veligidfen Befenntniffe fein fol, fo muß auch vie Iegterwähnte #8 
fhränfung ald befeitiget erachtet werden. °) 

2) Die Mennoniten betreffenn, fo find hinfichts verfelben zundd 
nur für diejenigen in der Provinz Preußen gefegliche Beftimmung 
über deren Grunderwerb ergangen. 





1) 8. D. v. 25. April 1832. (v. Kamp Jahrb. Bo. 44. ©. 65.) 
ea Sp Mane u. Simon, die Verhältniffe der Juden im Brem 

3) Dergl. v. Rönne u. Simon a. a. O., ©. 359, 362 u. 358, f. an 
Koch, bie Juden im Preuß. Staate, 1833. ©. 222 ff. 

3) . ©. 1836, ©. 28. 

) Dergl. die diefen Grundſatz modificirende K. D. v. 5. Jan. 189 
(8. ©. 1839. ©. 73.). Bergl. v. Ri .Si . a. O., ©. ii 

8.6. sure. gl önne u. Simon a. a. D., ©. 388 

7) Das &. R. des Min. des J v. 8 Mai 1848, (Min. BL. d. it B. 184 
©. 149) hat auch ausprüdlich anerfannt, daß bie bisherige Unterfcheivung ber fh 
fhen Bevdlkerung des GroßherzogthHums Pofen in naturalifirte und nicht ua 
turalifirte Juden als bereite durch ven 8.5. des G. v. 6. April 1848, (8. &. 18% 
®. 88), befeitiget gu erachten und demnach die hieranf bezüfichen Worfchriften % 
Gef. v. 23. Zuli 1837. 88. 24—33, als gültig nicht mehr anyufehen ſeien. 
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Das &. v. 30. Juli 1789 1) und die Deklar. v. 17. Dec. 1801 
$1— 7.2) feßen feft, daß tiejenigen Mennoniten, welche e8 mit ihren 
telgiondgruntfägen nicht vereinigen können, Kriegsdienſte zu leiſten, Fein 
aderes Grundeigenthum erwerben dürfen, als ſolches, welches ſich bisher 
a rechtmäßigen Beſitze eines Mennoniten befunten hat, wogegen die 
nign Bennoniten, welche ſich ter Militairpflicht unterwerfen, von jeder 
alien Einfchränfung befreit fein follen. 

Durch die K. O. v. 24. Nov 1803 ?) wurde feftgefegt, daß forgfältig 
nauf zu balten, daß Feine mehreren Grundſtücke, ald gegenwärtig (am 
4. Rov. 1803) in den Hänten der Mennoniten ſich befünten, von Men- 
suiten ohne Uebernahme der Kantonpflidht erworben mürden. *) 

Zu bemerken ift hierbei noch: 

a) daß, nad Tem NR. des Min. des I. v. 28. April 1824 5), die 
ben erwähnten Gefege wegen ter Mennoniten, ald mit dem A. L. R. für 
ageführt in ven neuen Diftrikten Weftpreußens anerfanıt worden find; 

b) taß, nach den, durch Das R. des Juſtizmin. v. 11. Dec. 1843 mit- 
eiheilten, K. Ordres v. 9. Iuli 1840 und v. 9. Nov. 1843 °), die 
lechtöverhältniffe der Mennoniten in dem Gebiete des ehemaligen 
jreifaate8 Danzig und im Kulm- und Michelaufhen Kreife 
sch denfelben Beftimmungen, jetoch unter der Maafgabe zu beurtheilen 
®, daß diejenigen Srundftüde, welche die betreff. Mennoniten unter der 
ertſchaft des Freiſtaates Danzig oder des Herzogthume Warfchau nad 
m Geſehen derſelben eigenthümlich, emphyteutiſch, erbzinslich 2c. erworben 
® bei ihrem Uebergange in ten Preuß. Staatsverband noch beſeſſen 
ıben, mit ven Befchränfungen ver vieffeitigen Geſetze in ihrem Befige ver- 
eiben. Zugleich ift durch die allegirte K. O. v. 9. Nov. 1843 verordnet, 
iß folche Sruntfläde, welche während des Beſtehens des Freiſtaates 
anzig oder der Vereinigung des genannten Kreiſes mit dem Herzogthume 
zarſchau aus dem Beſitze ter Mennoniten herausgegangen find, von Men⸗ 
miten nicht wieder erworben werden dürfen. 

Demnähhft erging für tie Rheinprovinz und die Provinzen Weſt⸗ 
halen und Brantenburg tie K. DO. v. 16. Mai 1830 7), welche bes 
Immmte, daß tie ten Kriegstienft verweigernten Mennoniten von der Bes 
igniß audzufchließen, antere Grundftüde, als folche, „vie fich fchon bei 
nblifarion dieſes Gefeges im Beflge einer mennonitifchen Familie befan= 
en, welche fich ter Militairpflicht nicht unterworfen bat, und auch Fünftig 
icht unterwirft”, zu erwerben. Das Grundſtück eined Mennoniten, welcher 
h entichloffen, tie Militairpflicht zu erfüllen, Eann taher von einem Men⸗ 
sniten, welcher dieſelbe verweigert, nicht erworben werten, nur ausnahms⸗ 
zeiſe iſt es ten einzelnen Mitgliedern ſolcher Bamilien, deren 
Kupter als Grundbeflger die Militairpflicht übernommen haben, geftattet, 


iM Da S C. Tom. VII. ©. 2541. Rabe, Br. I. Abth. 7. S. 780, f. in 

2) X.C.C. Tom XI. S. 1277, Rabe, Br. 6. S. 686), f. in Bd. I. €. 54. 

3) Rabe, Bd. 7. ©. 529, f. in Br. I. S. 55. — Die K. O. v. 25. Febr. 
1824. (@. VIII. 189.) geftattet vie PBarzellirung des mennonififchen Grundbefipes 
Heich der jedes andern freien Gigenthums, (f. in Bd. I. ©. 55.). 

4) In Betreff der mennonififchen Emphyteuten, vergl. die 8. D. 9 
3, Febr. 1825. (A. IX. S. 154 u. Bergius Gef. Samml., ©. 134.) 

5) &. VIII. 475. 

2 Sof. Min. Bl. 1843. S. 302, Gentralbl. für Pr. Juriſt. 1840. ©. 962, 
m 8.1. © 57 


7) @. 6, 1830. &. 82, f. in Vd. L ©. 55—56, 
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bei Erreichung des militaicpfliehtigen Alters die Befreiung vom Kriegspie 
zu erlangen und den vermöge Erbrechtes ihnen zugefallenen men 
nitifchen Grundbeflg zu erwerben; fle find aber verpflichter, ſich desjeni 
Grundbeſitzes zu entäußern, welchen fle over ihre Vorfahren nur in 8 
der Dilitoirpflictigfeit zu erwerben befugt gewefen find. ?) 

In Beziehung auf die übrigen Lanteötheile find Hinfichtlid, der Erw 
fähigkeit der Mennoniten für Grund und Boden Feine befondere Vefl 
mungen ergangen; dergleichen waren auch in Ermangelung von Mitgliet 
diefer Sekte nicht erforderlich. 

3) Hinfichts der Quäcker und Separatiften, melde die Leiſt 
der Militairpflicht verweigern, gelten, nach der allegixten K. O. v. 16. | 
1830 $. 6., diefelben Beflimmungen, wie in Betreff der Mennoniten. 

Zu erwähnen ift hierbei noch, daß nad) $. A. Litt. b. ver 8. O 
16. Mai 1830 vie zum Grunderwerb nicht berechtigten Mennoniten | 
pflichtet find, fich desjenigen Grunpbeftges wieder zu entäußern, welchen 
oder ihre Vorfahren nur in Bolge der Uebernahme der Militatrpflicht 
erwerben befugt gewefen find, und daß fle hierzu durch die Verwaltu 
Behörde erforberlihen Baus gerichtlich angehalten werden follen. 

In Betreff der oben erwähnten Befchränfungen der Mennoniten ( 
Duäder) bezüglich des Erwerb von Grund⸗Eigenthum ift es für zw 
felhaft erachtet worden, ob viefelben als durch vie Verfaffungsel 
tunde v. 31. Ian. 1850 befeitiget anzufehen feien, va die Iehtere 
Art. 4. den Grundfaß der Gleichheit aller Staatsbürger vor dem Gel 
und im Art. 12. das Prinzip ausfpricht, daß der Genuß der bürgerli 
und fantebärgerlichen Rechte unabhängig von dem religidfen Bekennt 
fein fol. 

Das Minifterium des I. hat fi in dem MR. v. 11. Juni 185; 
dahin ausgefprochen, daß die Brage zu verneinen fei. Dafjelbe geht 
bon aus, daß die Verfaſſungs⸗Urkunde binfichtlich der Wehrpflicht 
Neues feftfeße, fondern nur die betreff. Beftimmungen des Gef. v. 9. € 
1814 wieberhole. 2) Die Befreiung der Mennoniten von der Wehrp 
berube auf einen Spezial» Privilegium, welches Durch das erwähnte € 
nicht berührt und durch die Verfaff. Urkunde (Urt. 34.) eher noch beftä 
werde. Ebenfo felen die Verhältniffe der Mennoniten binfichtlicy des 
werbs von GrundsEigenthum durch Spezial⸗Geſetze und Spezial-Privik 
regulist, auf welche der allgemeine Satz tes Art. 12. der Verfaff. Urk 
um fo weniger Anwendung finden Fönne, als diefer Art. zugleich von 
fege, daß au tie Pflichten der Staatöbürger gleiche fein. Mennon 
die diefen Pflichten nicht nachkommen, müßten auch den mit Rückſicht! 
auf feſtgeſetzten Befchränfungen unterworfen bleiben, während umge 
Mennoniten, welche die Wehrpflicht Leiften, nach jenen älteren Geſetzen 
den Beſchraͤnkungen in Anfehung des Erwerbes der fogen. nicht menn 
tifhen Grundſtücke unterworfen bleiben müßten. 

Das Richtige ift offenbar, daß nach Art. 12. der Verfaſſ. Urk 
auch Mennoniten ohne Unterfchled Grund » Eigentbum erwerben Fün 
Dagegen aber auch (nach dem dritten Satze viefed Art., weldyer Im 
„Den bürgerlichen und flaatsbürgerlichen Pflichten darf durch die Ausül 
per Meligiondfreiheit Fein Abbruch gefchehen“), verbunten find, Kıd 


1) Bergl. 88. 2. u. 4. der 8. D. v. 16. Mai 1830. 

2) Min. Bl. d. i. 3. 1852. ©. 164, f. in Br. I. S. 57—58. 

3) Hiermit if die Beftimmung im Art. 34. der Berfafl. Urk. gemeint, ı 
lautet: „Alle Preußen find wehrpflichtig. Den Umfang und die Art biefer 9 
beftimmt das Geſetz.“ 
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ke ga leiſten. Diejenigen Mennoniten, welche fih der allgemeinen 
xpflicht nicht unterwerfen wollen, bleiben dagegen den Befchränkungen 
Befege, „usig des Erwerbes an Grund» Eigenthum auch fernerbin 


Zum $. 2. (Freie Wahl des Gewerbes.) 


8 A. L. R. beſtimmt in den 66. 6. und 7. Tit. 1. Thl. L, daß 
ı Geburt und Berufs⸗Beſtimmung die Stände des Staates 
fieden werden, und daß die Mitglieder eined jeden Standes als 
e, einzeln betrachtet, gerifte Nechte und Pflichten haben. Nach ver 
urt unterfcheidet das A.2. R. ven Adels⸗, den Bürger- und den 
ernfland. In Betreff ver bürgerlichen Nahrung und Gewerbe war 
Del durch tie Vorfchriften des A. L. R. Thl. II. Tit. 9. 66. 76 — 
und der Bauernfland durch die Vorfchriften des A. R. Thl. I. 
7. 96. 2 — 7. befchränft. Diefe Einfchränfungen: bat der $. 2. des 
rt aufgehoben erklärt. ?) 


m 8. 3. (In wiefern das gefekliche Vorkaufs- und Näher⸗ 
Hecht annoch flattfindet.) 


) Das Borfaufs-Necht (Näher-Mecht, jus protemiseos) ift das 
, an die Stelle eines Käufer in deſſen, noch nicht durch Uebergabe 
genen, Kontrakt einzutreten, oder den Kontrakt unter ten für folchen 
voraudbeftimmten Beringungen für fi mit dem Verkäufer abzufchlies 
1) Daffelbe unterfcheivet ji) von dem Retrakte befonders darin, 
9 tem Berechtigten die Befugniß gewährt, ven Eigenthümer zum Ab⸗ 
; eines Kaufd mit ihm vor Andern zu zwingen, wogegen der Metraft 


) Diefer Anficht fcheint auch Dr. Koch zu fein, welcher in feinem Allgem. 
Kehle, Br. 1. S. 377. Note 6. zum Art. 12. des Staatsgrundgefeßes 


lernach fönnen auch Mennoniften und Juden ohne Unterfchied Grundeigen: 
um erwerben, aber fle können auch gezwungen werben, Kriegsbienfle zu 
mahme indeß, daß fie „gezwungen werden können, Kriegsdienfte zu thun“, 
teine irrthümliche zu fein, da dies einen Bewiffenszwang involviren, 
b nicht blos dem Prinzip des Art. 12. der Verf. Urf., fondern auch den 
blägen des 9. 2. R. 11. 11. 88. 1. u. 2. direft widerfprechen würde. Wahr: 
fih Hat der erwähnte Sag auch nur ausprüden follen, daß die Mennoniten 
juden nur dann von den bisherigen Binfchränfungen beim Erwerbe von 
beigenthum für befreiet zu erachten find, wenn fie gleich den übrigen Staats: 
za der allgemeinen Wehrpflicht zu genügen bereit find. 

2) Bergl. auch den Art. 4. ver Verf. Urf. v. 31. Jan. 1850, welcher all- 
ein den Grundfag der Gleichheit der Staatsbürger vor bem Geſetze aufftellt. 
Ja Betreff des Herzogthums Weftphalen, des Fürſtenthumse Sie⸗ 
der Aemter Burbadı und Neuenkirchen und der Grafſchaften Witt- 
teinsWittgenflein und Wittgenflein- Berleburg ift darauf hinzuwei⸗ 
tag dafelbft nach $. A. des Publ. Pat. v. 21. Juni 1825 (G. ©. 1825. 
53), die Vorſchriften des A. L. R. II. 7. u. II. 8. Abſchn. 1-6. (mit Ausn. 
6. 443 — 445.) fuspendirt wurden und beflimmt worben ift, daß es bafelbft 
‚n betreffenden bisherigen Rechten bis zum Erlaß neuer gefehlicher Beſtim⸗ 
m das Bewenden behalten folle. 

) Bergl. A. 2. R. L 20. $$. 568. 605. 
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ein fchon vorhandenes Recht des Berechtigten an der Sache vorausfi 
vermöge deffen er die Sache von dem Beflger vindiciren darf. 

Das Vorkaufs⸗Recht kann duch Geſetz, Tuch Bertrag ı 
durch Tegtwillige Verordnung entflehen. ?) 

Der $. 3. des Er. v. 9. Oft. 1807 bezieht ſich nur auf dad gefe 
liche Vorkaufs⸗ und Naͤher⸗Recht, und zwar nur auf dasjenige an I 
mobilien. Das Er. läßt mithin die auf Vertrag und auf legtw 
Iiger Verordnung beruhenden Vorkaufs⸗ und Nähers echte vd 
unberührt, und ebenfo die gefeglichen Vorkaufs⸗Rechte an bewı 
lichen Suchen. 2) Dagegen hebt es alle gefetliche Vorkaufs⸗1 
Naͤher⸗Rechte auf, mit Ausnahme folgender: 

a) des Vorkaufs⸗Rechts der Lehns⸗Ober⸗Eigenthümer ®), 

b) desjenigen der Erbzinsherren *), ' 

c) desjenigen der Erbverpädter 5), 

d) desjenigen der Mit-Eigenthüner ©), 

e) des BorkaufssMechtes in denjenigen Yällen, wo eine mit and 
Grundſtücken vermifchte oder von ihnen umfchloffene Beſitzung v 
äußert wird. 7) 

Zu Ddiefen nach dem Ev. v. 9. Oft. 1807 noch für fortbeftehe 
erklärten Vorkaufs⸗Rechten an Immobilien ®) ift durch die neuere Gef 
gebung, nämlicy durch das G. v. 3. Nov. 1838 über vie Eiſenba 
Unternehmungen, $$. 16 — 19. (G. ©. 1838 ©. 508.) noch ein anf 
weitigeß getreten, intem dadurch vorgefchrieben iſt, daß wenn eine EH 
bahn» Gefelfchaft ein ter Erpropriation unterworfened Grundſtück, fei 
durch Erpropriation oder durch freien Vertrag, erworben hat, für daſſe 
ein Anfpruch ſowohl auf Wiederfauf, ald auf Vorkauf eintreten fol, wı 
in der Folge entweder die Anlage diefer Eifenbahn aufgegeben, over ! 
Grundſtück zu ihren Zwecken entbehrlich wird. 

Diefe Lage der Gefeßgebung bat indeß fich in neuefter Zeit durch 


— — 


⸗ 


1) a. a. D., 88. 569. 573. 

2) Auf bewegliche Sachen kann ein Vorkaufsrecht mit dinglicher 4 
fung durch Bertrag oder Teptwillige Verordnung gar nicht beftellt wer 
(A. 2%. R. I. 20. $. 572). Zu den gefeslichen Vorfaufsrechten auf bewi 
liche Sachen gehören das DVorfaufsrecht des Fisfus auf das in Brivats Bergn 
fen gewonnene Gold und Silber (A. L. R. II. 16. 8. 95., Ed. v. 21. Juni 18 
$.4. ©. S., &. 106, Gb. v. 30. Mat 1520, G. ©., ©. 88), das der Gewerke 
gen den Örundheren auf Baus und Kohlenholz (A. L.R. II. 16. 6. 111 ), und! 
der I ben Detauf von Schiffsparten (A. 2. R. II. 8. S. 1437. 1} 

\ en Lehns⸗Obereigenthümer iſt nach de emei . 
ein NE nicht beigelegt. ’ N nach dem gemeinen Preuß 

) Das Borfaufsrecht des Erbzinsheren iſt durch die SS. 710-713. 
2. R. J. 18. feftgefept. neh ü ss 

5) Dem Grbverpächter fteht nach gemeinem Preuß. Rechte ein Borkas 
recht nicht zur. 

6) Daffelbe gründet ſich auf die Vorfchriften der SS. 61. 62. 65—68. C 
N. Indien nl — Rab au De. $. 1437., II. 16. $. 282., IL 11. 8. 94 

e ein Fall des Nachbarrechtes. Vergl. das N& 

88. —S g. * I. 20. d d De here barüber 

) Rachrichtlich iſt hier noch zu erwähnen, daß die 8. O. v. 13. Nov. 18 
mit Rüdficht auf die Pelimmungen des $. 3. des Ed. v. 9. Oft. 1807. bas 
dem Lehnspaktum v. 7. Juni 1619 fidh gründende Cinflande: und Vorkaufer 
bes in dem Markgrafthume Ober⸗Lauſih anfäffigen alten Adels auf die an Kr 
munen oder an Berfonen bürgerlichen Standes verkauften Lehn⸗ und Ritt 
mit GE feinen Folgen und Wirkungen für aufgehoben erklärt hat. (9. ©. 1 
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nfchriften des Abloͤſungs⸗Geſetzes v. 2. März 1850 geändert, welches im 
2. Rr. 6. vie ſaͤmmtlichen Vorkaufs⸗Rechte an Immobilien aufbebt, die 
ht im 6, 4. a. a. O. audgenommen find. 

Der $. 4. a. a. O. erhält zuvorderſt, ebenfo wie dad Ep. v. 9. Okt. 
07, alle duch Bertrag oder letztwillige Verfügung begründete 
orfanfo⸗ Mechte an Immobilien aufrecht, außertem aber von den ge> 
tlichen Borkaufs- Rechten nur folgende: 

a) dad Vorkaufs⸗Recht derjenigen, vie eine Sache gemeinfchaftlich zu 
llem Eigenthum befigen, an deren Antheilen °), fowie das Retrakt⸗MRecht 
t nach dem Rheiniſchen Civil⸗Geſetzbuch 2); 

b) das durch die 66. 16 — 19. des ©. v. 3. Nov. 1838 über die 
iſenbahn⸗ Unternehmungen begründete, und zwar unter Auspehnung def 
(fen auf alle Erpropriationsfille, auch zu andern Zweden, als denen 
t Eifenbahn » Anlagen. 

Dagegen find die Vorkaufs»Mechte ver Lehns⸗Ober⸗Eigenthuͤmer, Erb» 
uhertn und Grbverpächter gänzlich weggefallen, welches die Fonfequente 
Age ter durch den $. 2. Pr. 1. und 2. des ©. v. 2. März 1850 ange» 
tueten Aufhebung diefer genannten Mechtöverhältniffe überhaupt iſt. 

Deal die Erläut. zum $. 2. Nr. 6. und $. A. des Abloͤſ. Gef. v. 


2) Bas inäbefondere das Näher-Mecht auf Familien⸗Guter betrifft, 
‚bat ver $. 3. des Er. v. 9. Oft. 1807, indem er deſſelben als fort» 
ftebend nicht erwähnt, jedes auf Provinzial⸗Geſetzen beruhende 
echt dieſer Art aufgehoben. Dies ift unzweifelhaft, da fchon das A. 
&. II. 4. 8.228. ein allgemein gefegliches Naͤherrecht nicht anerkennt 
d danach tie Stammedgenoffen ohne einen befonveren Titel oder ohne 
8 Borhandenfein provinzieler oder flatutarifcher Normen, zu denen vie 
inttagung in dad Hypothekenbuch binzutreten mußte ($. 229. a. a. ©.) 
ht befähiget waren, auf Grund allein der Bamilienyerbindung oder 
tammedgenoffenfchaft ven Retrakt auszuüben. In gleicher Weife hatte 
ten neu= und wiedererworbenen Zandestheilen großentheils die Fremd⸗ 
efengebung gewirft und tie Retrakte meiftentheild aufgehoben. Wo dad 
anzöftfche Recht eingeführt worden war, war dies unbedingt der Ball 
weien; in dem Öftrheinifchen Bezirke des Meg. Bezirks Koblenz ift dies 
oßentheild ebenfo der Sal; in dem Herzugthume Weftphalen war die 
Mefung bereitd durch die Kurköllnifhe V. v. 5. Aug. 1789 und 
ab damals noch aufrecht erhalten war, durch die Großherzogl. Heſſiſche 
.v. 5. Mai 1812 (Scotti's Samml, Abth. II. Nr. 486.) aufgehoben 
den, welches auch für die Graffchaften Wittgenftein gilt. Das Inftitut 
t Erbloſung blieb fomit allein noch in Neue Vorpommern und einigen 
emtern der rechten Mheinfeite provinzialvechtlich beftehen, für welche 
d &. v. 9. Dft. 1807 nicht in Kraft getreten if. Soweit indeß das 
ER. Bültigfeit hat, blieb die Konftituirung eines Fonventionellen Re⸗ 
ats zum Beten gewiſſer oder aller Familiengenoſſen geftattet, da der 
‚3. des Er. nur die gefeglichen Näher-Mechte aufhebt. Die Groß⸗ 
erzogl. Heffifche V. v. 15. Mai 1812, welche für Tas Herzogthum Weft- 
yalen und tie Graffchaften Wittgenftein gilt, hat jedoch auch die durch 
eſtamente oder Verträge beftimmten Näher-Nechte und Metrafte aufgehoben 
d bei Strafe der Nulität verboten. 

Das für den ganzen Umfang der Monarchie, mit Ausnahme der auf 
a linken Rheinufer belegenen Landestheile, ergangene Abloͤſungs⸗Geſetz 





1) Mithin in den Källen des A. 2. R. I. 17. 88. 61. 62. 65—68, 
2) Bergl. Rhein. Civ. Gefebb., Art. 841. 
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v. 2. März 1850 ift in Betreff der Naͤher⸗Rechte und Metraft- echte an 
Immobilien weiter gegangen, ald der 6. 8. des Er. v. 9. Oft. 1807, indem 
daffelbe im $. 2. Nr. 6. ſolche ſaͤmmtlich für aufgehoben erklärt, mit 
Ausnahme der im $. A. ebendaf. aufgeführten; ver 6. 4. a. a. D. erhält 
aber von ven Näher» und Retrakts⸗Rechten nur noch das Metraf 
Necht der Miterben nach dem Nheinifchen Civil⸗Geſetzbuch (Art. 841.) 
aufrecht und hebt fomit alle übrigen Nechte dieſer Gattung einfürallemal 
auf, woraus folgt, Daß auch deren neue Konſtituirung durch Willenserflä 
rungen nicht mehr ftatthaft iſt. 

ergl. die Erläut. zu F. 2. Nr. 6. und $. 4. des Abldf. Gef. v. 
2. Mär, 1850, 


Zum 8. 4. (Theilung der Grundſtücke.) 


Der $. 4. des Ed., welcher den Grundſatz der unbedingten Zuläffigket 
der Zertheilung der Grundftüde, Ieviglich unter Vorbehalt der Rechte der 
Neal» Oläubiger und der Vorfaufs» Berechtigten, aufftellt, iſt zunächft ei 
gänzt und erläutert durch die Vorfchriften des Land⸗Kultur⸗Ed. v. 14. Ser 
1811 66. 1— 3., fodann aber dad bei Dismembrationen und Parzdı 
Iirungen zu beobachtende Verfahren beftimmter normirt und durch allg 
gefeh che DVorfchriften georbnet worden durch das ©. v. 3. Ian. 1848, 

etr. die Zertbeilung von Grundftüden und die Gründung neuer Anſiche⸗ 
Iungen (G. ©. 1845 ©. 25.). | 

Der Darftelung diefer Dismenbrations⸗Geſetzgebung if da 
befonderer Abfchnitt des Werkes gewidmet, (f. unten sub V.), werauf 
hiermit verwieſen wird. 


Zum $. 5. (Erbverpacdhtung der Privat⸗Güter.) 


Der $. 5. des Ed., welcher jedem Lehns⸗ und Fideikommiß⸗Beſttzer die 
Befugniß ertheilt, nicht blos einzelne Pertinenzien, fondern auch das Ber 
werfäland des Lehn⸗ oder Fideikommiß⸗Gutes ganz oder zum Theil und i 
beliebigen Theilen, zu vererbpadhten, ohne daß dem Lehnd-Ober-Eig 
mer, den Lehnd= oder Fideikommiß⸗Folgern ein Widerfpruch geftattet 
infofern nur dad Erbſtands⸗ oder Einfaufögeld zur Tilgung der zuerſt ie 
groffirten Schulden, oder in deren Ermangelung zu Lehn oder Fideik 
verwentet wirt, wurde durch die K. O. v. 28. Juli 1842 (G. ©. 1 
S 242.) bis auf weitere Verordnung ſuspendirt, ſoweit durch ven 
Beſtimmungen den Lehns⸗ oder Fideikommiß⸗-Beſttzern die Vererbpachtutz 
des Vorwerkslandes oder einzelner Pertinenzien von Lehn⸗ oder 
miß- Gütern ohne vie Zuſtimmung des Lehns⸗Ober⸗-Eigenthümers, Wr 
Lehns⸗ oder Fideikommißfolger geftattet worden. 

Die K. O. motivirt dies dadurch, daß, in Folge ver Vorfchriften db 
Land⸗Kultur⸗Ed dv. 14. Sept. 1811 8. 2. und der Ablöf. O. v. 7. Wi 
1821 $. 29. über die Ablöfung des Erbpacht⸗Kanons, die Be 
des $. 5. des Ed. v. 9. Oft. 1807 dahin führen Eönnten, daß ein 
oder Fideifommiß- But zum Nachtheil der Lehns⸗ und Fideikommiß⸗Derch⸗ 
tigten und gegen deren Willen in ein Geld» Lehn oder Geld« i 
verwandelt werte; dieſe Folge aber gehe felbft über die Abſichten des & 
v. 9. Oft. 1807 hinaus, welches die Damals noch beftandene Lnablädben 
feit des Erbpachts⸗Kanons voraudfepe. 

Der $. 5. des Ed. hat indeß nach jegiger Rage der Geſetzgebung Abe 
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haupt Eeine praftifche Bedeutung mehr ) denn durch den $. 2. Nr. 2. ift 
das Eigenthums⸗NRecht des Exrbverpächters ohne Entichänigung aufgehoben, 
wb nah $. 91. a. a. D. die Vererbpachtung von Grundftüden 
gänzlich verboten. 

Dagegen bat Tas G. v. 3. März 1850, betr. ven erleichterten Abver⸗ 
tauf Eleiner Grundſtuͤcke (G. ©. 1850 ©. 145.) jedem Grundbeſttzer, ſo⸗ 
wie jedem Lehns⸗ und Fideikommiß⸗Beſitzer, geftattet, einzelne Gutsparzellen 
gegen Auferlegung fefter, ablößbarer Geld» Abgaben oder gegen Beftftellung 
eines Kaufgeldes auch ohne Einwilligung der Lehns⸗ und Fideikommiß⸗ 
Berechtigten, Hypotheken⸗ und Meal»Bläubiger zu veräußern, ſobald von 
ver im $. 1. a. a. O. bezeichneten Behörde ein linfchäplichkeits- 
Atteſt ertheilt wird. 

n Bergl. das Nähere hierüber unten in dem Abſchn. von Dismembra⸗ 
ionen. 


Zu 98. 6. und 7. (Einziehung und Zufammenfichlagung der 
Banerglter.) 


Kuh (eg. Rath), über Sinziehung bäuerlicher Höfe zu Vorwerksland, über 
Sufanmenziehung mehrerer folcher Höfe und über Ermiffton bänerlicher Grundbe⸗ 
ser. (In der Sur. Wochenſchr. 1842. ©. 1 ff. 

Ueber die Wiederbefegung erlevigter Bauerhöfe im Großherzogthum Bofen. 
(Genizalbl für Preuß. Juriſten 1842. ©. 612 u. 716.) 

1) Die Senden; der Grfehgebung war im Preuß. Staate fehon vor 
Emanation des A. &. R. auf die Verbefferung des Zuflandes des Bauern» 
ſtandes gerichtet. Diefe Sorgfalt äußerte fich unter andern darin, daß man 
dem Einziehen der Bauerhöfe und deren Vereinigung mit den Hauptgütern 
ein Ziel zu ſetzen fuchte. 

Schon eine V. v. 14. März 1739 beftimmt: 
dag die Kammern und Regierungen bei der fchwerften Verantwortung dahin fehen 
fellten, daß fein Landes-Bafall fich eigenmächtig unterftehen bürfe, einen Bauer 
ehue gegründete Raifon, nnd ohne den Hof wieder zu befeßen, aus dem 
Hefe zu werfen. 

Hieran fchloß ſich die V. Friedrichs des Großen v. 12. Aug. 
1249 (C. C. M. Cont. IV. No. 76. ©. 182.), wodurch 


das Zufammenziehen der Bauerhöfe in Vorwerks⸗Wirthſchaften und bie Vereinis 
gung mit den Hauptgütern bei 100 Dufaten Strafe unterlagt, und die jedesmalige 

etzung eines erledigten Hofes befohlen, auch den Beamten und Land: 
täigen, welche dieſes buldeten oder nicht anzeigten, 100 Thlr. fisfalifche Strafe 
angedrohl wurde. 


— — — 


1) Deshalb iR auch das in Simon's und v. Strampff's Rechtsfprücen, 
Br. 3. ©. 362. Nr. 32. mitgetheilte Praͤjudikat zur Brläut. des 8. 5. des @P. 
wicht mehr von praftifchem Intereſſe. Eben fo find auch die nachflehenden auf 
das Berfahren der Hypothefen:Behörben bei Ausführung des $. 5. des 
GHiktes bezüglichen Reffripte: 

a) R. v. 10. Sept. 1830. (Jahrb. Bd. 36. ©. 189), 
b) R. v. 14. Mai 1833. (Zahrb. Bd. 41. ©. 550), 
R. v. 3. Aug. 1837. (Iahrb. Bd. 50. ©. 215), 
a. v. 12. Dec. 1838. (Zufl. Min. Bl. 1839. ©. 6), 
2 v. 26. Juli 1840. —8 Min. Bl. 1840. S. 237), 
v. 
ehr 
.3 


26. Juli 1840. (a. a. O., S. 262), 

von praftifchem Intereſſe. Vergl. indeß bie Erlaͤut. zum $. 1. des 
v. 3. Rarʒ 1850, betr. den erleichterten ıMbverfauf [feiner Grundſtuͤcke, ſ. 
ten sub V. 


— 
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Das Er. v. 12. Juli 1764 (N. C. C. Tom. IH. ©. 449. No. 42 
de 1764) wiederholte diefe Beſtimmungen und ordnete zugleich an: 
daß die unverzügliche Wiederherftellung ber feit 1740 und befonders feit dem Krieg 
von 1756 wüfte gewordenen Bauerhöfe binnen Jahresfrift bei 1000 Thlr. Straf 
für jede nicht retablirte Bauerftelle, von 500 Thlr. für jede Koffäthens und 300 Thli 
für jede Büdnerftelle erfolgen folle. 

Zur Ausführung diefer DB. beflimmte das R. des General= Direktorl 
v. 8. San. 1750 (Königäberger Samml. S. 204.) für Oftpreußen, tei 
die Landräthe fämmtliche wüſte Stellen verzeichnen und über die Fortſchriu 
der Wiederherſtellung vierteljährlich Tabellen einreichen, auch die Raͤthe ve 
Kammer dad Land bereifen und ſich von Ausführung der Anordnung üben 
zeugen follten. " 

Für einzelne Provinzen ergingen zu gleichem Zwecke befonvere Ben 
ordnungen. So wurde: 

a) für Schlefien durch die Konftitution v. 14. Juli 1749 verordnet 
daß die Dominien die eingezogenen Auftifalländereien, die im Jahre 1724 
eriftirten, wieder herſtellen follten. 

(Korn's Ed. Samml. v. 1749. ©. 517.) 

b) Für das Herzogthum Kleve und die Graffchaft Mar? ergimg 
das Er. v. 5. März 1767 gegen die Konfolivation der Bauerhöfe. 

(N. C. C. Tom. IV, ©. 787. Nr. 19. de 1767, Rabe Bd. 18 
Seite 132.). 

ce) Zür die Provinz Preußen waren die Verzeichniffe der vorhandenen 
Höfe nicht genau aufgenommen, weshalb es an einer Kontrolle über die 
jenigen bäuerlichen Stellen, auf welche fih die E. v. 12. Aug. 1749 um 
12. Juli 1764 bezogen, fehlte. Daher wurde durch die R. v. 14. Febe 
und 31. Mai 1806 (Königberger Samml. ©. 205 u. 206.) beftimmt, dei 
dort ein neuer Zeitabfchnitt gebildet und der 1. Juni 1772 als Normaljahı 
angefeben, binfichts aller bis dahin mit den bäuerlichen Höfen vorgenom 
menen DBeränderungen aber eine völlige Amneftie ertheilt werden folle. 

Das A. 2. R. hat die hiernach in mehreren Provinzen und Landeh 
tbeilen der Monarchie verfaffungsmäßig beftantene Verpflichtung der Gut: 
herren, die einzelnen bäuerlichen Stellen und Nahrungen mit Wirthe— 
befeßt zu erhalten, dad Verbot der Einziehung terfelben zu Bormerkt 
länvereien,, fowie ded Zufammenfchlagend und der Veränderung der baͤues 
lihen Stellen, ald Landes-Geſetz aufgenommen. (A. 2 R. IL 7. 
$$. 14 — 16). Die neuere Gefepgebung folgte entichleden entgegem 
gefegten Grundfägen. Das Er. v. 9. Oft. 1807 geht von der —— 
aus, daß tie Staatswohlfahrt durch Vermehrung nnd freie Verwendum 
der Kräfte des Einzelnen nach allen beliebigen Richtungen mehr g 
werde, als durch gefleigerte Bevölkerung Hiermit waren jene älteren Ber 
botögefege unvereinbar und deshalb beftimmte das Ev. in den 66. 6m. 7.: 
daß, wenn ein Gutsbefiger vermeine, die einzelnen Bauerhöfe der ländlichen Ber 
figungen nicht wieder herftellen ober erhalten zu können, ihm die Zufammenz 
mehrerer Höfe in cine Befisung und die Verbintung mit Vormerfss Grand 
gefattet fein folle; bei erblichen, erbzinss und erbpachtweife befeffenen Grun 
folle jedoch zurer das Recht des jetzigen Inhabers befeitigt werden‘, alles dieſt 
aber nicht ohne Konfens der Kammer (Regierung) gefchehen. 

Zur Ausführung diefer Beftimmnngen verwies das Ed. auf beſonden 
Inftruftionen, welche demnächft erlaffen worden find 1), nämlih: 

a) D. für die Provinzen Oftpreußen, Litthauen und Weſtpren 










Sie 9 Bergl. dieſelben zu 88. 6. u. 7. bes Ed. v. 9. Oft. 1807, in Bp. J. €. 


Eritt v. 9. Ok. 1807. 45 


Gen, v. 14. Febr. 1808 (N. C. C. Tom. XI. ©. 279., Rabe 
Br. 9. ©. 105.); 
) B. für Shlefien und vie „eier Blag, v. 27. Mär 
1809 (N. C. C. Tom XIl. 09., Rabe Br. 13. ©. 818.); 
) 8. für die Kur- und Keumart und für Pommern, v. 9. Ian. 
FEN: (Hoffmann’3 Repert. Thl. II. S. 165., Nabe Br. 10. 
eite 24 
Diefe In Nionen ſchrieben die Motalitäten vor, unter welchen der 
ſſens der Regierungen zu ertbeilen fei. Sie feßten, wie die FF. 6. u. 7. 
&., die gefegliche Gelltigung des Veſitz⸗Rechtes der bäuerlichen Wirthe 
m, und befchränften nur Die Einziehung des in gewiffen Nor» 
ljahren der Provinzen befegt gebliebenen Bauerlandes, 
r welhes Niemand ein Erbrecht, Erbpacht oder Erb;ind- 
yt hatte, zum Vorwerkslande, durch vie Beringung ver Verleihung 
Hälfte ſolchen Bauerlanvdes In Beflgungen bis zu einer beftimmten 
pe, zu Eigenthum oder Erbpachts⸗-Rechte. Die Zufammenziehung 
ver Bauernhöfe wurte nur in Etabliffements bis zu einer beflimmten 


) 
te diefe Beichränkungen der freien Verfügung über das Grund⸗ 
enthum ſind indeß groͤßtentheils aufgehoben. 
Für Eigenthümer, Erbzins⸗ und Erbpacht⸗Beſitzer bauerlicher Grund⸗ 
e beſtimmte das Land-Kultur-⸗Ed. v. 14. Sept. 1811 im $. 1. im 
emeinen „die Aufhebung aller Befchränfungen des Grund » Eigen- 
* die aus der bisherigen Verfaſſung entſprungen find”, und ges 
ete iedem Grundbeſitzer, ohne Ausnahme, freie Verfügung über feine 
mdftäde, ohne zu irgend einer Veränderung, fei e8 Vergrößerung oder 
Beinerung des Gutes durch Kauf orer Verkauf, Vertauſchung, Ver⸗ 
fung der Zubehörungen u. f. w. einer befonderen Genehmigung zu 
nfen. Nachtem durch das Er. v. 14. Sept. 1811, betr. die Regu⸗ 
ng der gutäherrlich-bäuerlichen DBerbältniffe, die Verleihung des Eigen» 
ns aller bäuerlichen Beflgungen, welche nicht eigenthümlich verliehen 
en, an ihre Inhaber und refp. deren Erben audgefprochen, und Dadurch, 
e durch die allgemeine Aufhebung ter Erbunterthänigfeit mit dem 
tinitage 1810 ($. 12. des Er. v. 9. Oft. 1807), tie Beforgniß einer 
mäßigen Verminderung der bäuerlichen Stellen befeitiget, ir der 
ee Zweck der zur Ausführung der SG. 6. und 7. des Er. v kt. 
7 elaffenen Verordnungen, tie Befdrterung ter Verleihu " be "Sign: 
ns bäuerlicher Grundſtuͤcke, gefichert war, beflimmte dad Regulirungs⸗ 
v. 14. Sept. 1811 in ven $6. 32. und 33.: 


ber Guisherr nach vollzogener Auseinanderfeßung die Dauerhöfe ganz 
theilweiſe durch Vertrag oder auf andere gefeßliche Weife erwerben und mit 
m Gute vereinigen dürfe, wozu er auch hinſichts felcher Bauerhöfe berechtigt 
folle, die während des Krieges oder bis zu Trinitatis 1809 wüfte geworden 
bei Babl. des ©. ehne Birth feien, wenn Niemand daran rechtliche Aufprüche 
‚oder fich bei der in einem einzigen Termine abzuhbaltenden Subhaflation Fein 
chmer finde, der, neben den Iaufenden öffentlichen und gutsherrlichen Abgaben, 
ı Rüdfänte übernehmen wolle und fein Bermögen dazu nachweife. 

Die Dell. v. 29. Mai 1816 Akt. 76 und 77 erweiterte diefe Vor⸗ 
ten dahin: 

{e Gnteherren erledigte Höfe, auf welche Niemanden ein rechtlicher Anfpruch 
e, als befondere Stellen eingehen laflen, einziehen, oder fonft darüber vers 
türfe, ohne daß es der Ausbietung bebarf, welches auch flattfinden fol, 
ver Gutsherr ſich mit den zeitigen Inhabern der Höfe oder den fonftigen 
htigten wegen Aufhebung ihrer Rechte und Anfprüche verelniget. 


ach Art. 86. 1. c. finden diefe Beſtimmungen auch flatt, wenn ein 
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nicht erblicher Hof durch Ermifflon des Nutznießers oder Pächters, odı 
durch Berzichtleiftung auf die Eigenthbumd-Erwerbung erledigt wird un 
Art. 101. 1. v. verortnet in Beziehung auf nicht erbliche Dienfl 
Ktabliffements, die Feine Adernabrungen (nah Ad. 5. e.) fin 
dag dem Gutsherrn nach erledigtem DBeflgrechte des jekigen Beſttze 
freifteht, darüber nach Gutdünken zu verfügen. 1) 

Die Regulirungs⸗-Geſetze betreffen folche bäuerliche Stellen, die in de 
Normal» Jahren der Provinzen mit bäuerlichen Höfen befegt und bishı 
nicht zu Eigenthum verliehen waren (6. 1. des Erd. v. 14. Sept. 1811 ı 
Act. 2. u. 4. der Defl. v. 29. Mat 1816), auf welche allein die Beſchraͤ 
ung der Verordn. v. 14. Febt. 1808, 27. März 1809 und 9. Ian. 181 
wegen Einziehung des Bauerlandes gerichtet war.” Der Art. 4. der Dei 
fe zwar noch andere Erforderniffe zur Erwerbung des Eigenthums dx 
Mauerböfe durch deren Inhaber auf, und befchränkt die Beftimmunge 
des Megulirungs- Er. v. 14. Sept. 1811 auf bäuerliche Stellen ſolch 
Beſchaffenheit; allein der F. 33. des Regulirungs⸗Ed. und die dazu e 
gangenen Art. der Dekl. handeln von der Befugniß der Gutshert 
haft zur Einziehung ver Bauerhöfe, und insbefondere folcher, bei dem 
eine Verpflichtung zur Leberlaffung des Eigenthums nicht vorhanden {| 
Deshalb muß angenommen werden, daß diefe letztern Beftimmungen fü 
auf bäuerliche Stellen überhaupt beziehen, welche bisher zu Cigenthm 
nicht ausgethan waren, ohne ſich auf die zur Erwerbung des Eigenthum 
geeigneten (tegulicungsfähigen) Stellen zu befchränfen. 

lieberdies find, wie fchon bemerkt, durch den 6. 1. des Land» Kultın 
Ed. allgemein ale verfaffungsmäßigen Einfchränfungen des Bruni 
Cigentpums, welches in Beziehung auf bäuerliche Stellen entweder de 
Wirtbe oder dem Gutsherrn zufteht, alfo auch hinſichtlich der durch de 
Regulirungs⸗Ed. und deffen Dekl. nicht betroffenen bäuerlichen rum 
ftüde, aufgehoben. 

Es fallen fomit alle bis dahin noch beilandenen Einfchränfungen d 
Einziehung und BZufammenlegung bäuerliher Stellen, — melde jar 
ubliei waren, — fort, ohne daß jedoch dadurch dem Privat 

echte auf den Befitz der Höfe, und indbefondere den dur 
tie Regulirungs-Geſetze verliehenen Anfprücen auf Erwer 
bung des Eigentbums Eintrag gefchiebt. Es kann daher je 
jeder Gutsherr ſowohl über eigenthämliche, ald über nicht eigenthümlid 
tegulirungsfähige Höfe, vor und während der Auseinanderfegung, | 
beiden Faͤllen, 

a) wenn ihre Beflger erblos fterben und das Gut vermöge der 4 
ſtehenden Geſetze an den Gutsherrn zurüdfällt; 

b) wenn die Güter in Verfall geratben und auf gefeglich vorgeſchu 
benem Wege an den Gutsherrn fallen (A. 2. R. I. 8. 66. 60. ff.); 

A c) ir gefegliche Gründe zur Ermiffion der bisherigen Beſther va 
anden find; 

d) wenn die Beflger wegen der Aufhebung ihrer Rechte an dem Ge 
mit dem Gutsheren fich vereinigen; gan wilführlih und ohne an die Eh 
fchränkungen ver 66. 6. und 7. des Er. v. 9. Oft. 1807 gebunden | 
fein, disponiren. | 

Im Wefentlichen find von dieſen Grunpfägen auch die Mintfterie 
in ihren über den Gegenftand erlaffenen Befcheidungen ausgegangen, Inde 
fie angenommen haben, daß zwar die Art. 76. 77. und 86. der Dell. 


1) Vergl. die all. 88. des Requl, Ed. v. 14. Sept. 1811 und der Det. 
29. Mai 1816 in Bd. I. S. 65-66. 
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9. Rai 1816 tie Gutsherrſchaften von ver Biöherigen Verpflichtung zur 
Konfervation und Wieterbefegung der bäuerlichen Nahrungen entbinten, 
taß indeß tie Entbindung von tiefer Verpflicstung allemal ald Berin- 
gung voraudfege, daß vie betr. Muftikal- Stelle rechtmäßig erletiget 
jei, und daß infomweit auch fernerhin der Landespolizei-⸗Behörde 
ine Kontrolle über die Wiererbefegung zuftehe 1). 

Dad Ober⸗Tribunal Hat, (in einer Erk. v. 26. Ian. 1833) eben⸗ 
jalls den Grundſatz aufgeftellt, daß die durch das Megulir. Er. v. 14. Sept. 
511 und deſſen Defl. v. 29. Mat 1816 auegefhrochene Aufhebung ter 
Verpflichtung ter Gutsbeſitzer, die bäuerlichen Stellen als ſolche befegt zu 
erhalten, zwar nicht mehr beflehe, Taß aber tie mit tiefer Aufhebung Eore- 
ſpondirende Befugniß, tiefe Stellen zum Vorwerk einzuziehen, überall nur 
unter Anerkennung ter Rechte ter zeitigen Inhaber erteilt fei, fo daß dies 
ſelbe erfi mit ter Erledigung diefer Rechte in Wirkfamfeit treten Eönne. 

Das Er. v. 9. Of. 1807 66. 6 — 7 Scheine zwar dad Recht ver 
Qutöbejlger nur Durch entgegenftehende erbliche, erbpacdhtlidhe und 
erbzinsliche echte befchränfen zu wollen, tiefe Unordnung fei aber 
tur tie 66. 4 — 6. ter vorbehaltenen, fpäter erfchienenen Inftr, erläutert, 
wornach Tie Megierungen ten Konfens zur Einziehung bäuerlicher Stellen 
fetd nur unter tem Vorbehalte zu ertbeilen autorifltt feien, Taß das etwa 
Rattfintende zeitliche Beſitz⸗Recht des bisherigen Beflgerd auch beentiget fei. 

(Entf. des Trib. Bd. 1. ©. 140 fi. 

2) Das ©. v. 2. März 1850 über die Ablöfung ver Reallaſten und 
tie Regulirung der gutöherrlich » bäuerlichen DBerhältniffe Hat demnächſt im 
$ 77. ausdrücklich verorbnet, daß wenn zur Beit der Beftterledigung 
einer (nach jenem ©.) noch zu regulicenten Stelle Niemann mehr vor⸗ 
handen ift, ten ein Anfpruc auf Eigenthums⸗-Verleihung zuftände, tie 
Verpflichtung der Gutöherrfchaft zur Wiererbefegung ver Stelle aufhören, 
unt tie Gutsherrſchaft berechtigt fein fol, über vie Stelle unbefchatet der 
NRechte dritter Perfonen frei zu verfügen. 

Der $. 78. a. a O. ertbeilt zugleich die Beflimmungen wegen der 
Anmetung und Präfluflon ter Anſprüche auf regulirungsfähige Stellen. 

Bergl. die Erläut. zu 66. 77. u. 78. des Ablöf. Geſehes. 

3) Wenn gleich nad) fjegiger Lage ter Gefehgebung, wie ſich aus ten 
vorftehenten Ausführungen ergiebt, die Ertheilung förmlicher Konfenfe 
zu Ginziebung unt Zufammenlegung der Aujtifal» Stellen weyfällt, fo 
behält es doch bei der in polizeilicher Hinficht durch ten F. 1. des 
Gr. v. 9. Okt. 1807 vorgefchriebenen Anzeige von jeter Veränderung 
im Befigtbum fein Bewenden. Die Landeöpolizeis Behörten (die Regie⸗ 
mngen und teren Unterbebörten) aber haben tie Verpflidytung (nad) den 
Verfchriften ter zur Ausführung der 66. 6. und 7. des Er. v. 9. Oft. 
1507 erlaffenen — Febr 1808 66. 13. u. 14., v. 27. März 1809 
fe. 12. u. 13. u. v. 9. Ian. 1810, $G. 12. u. 13.) dafür zu forgen, 
daß turch Die vorgenommenen Veränterungen feine Vermiſchung oder Ver⸗ 
tunkelung in Rückſicht ver öffentlichen Gefälle, Präftationen, Societätslaften, 
ſewie in Ruͤckſicht der Qualität der Grundſtücke entftehe. 2) 

(Bergl. auch $. 78. der Dekl. v. 29. Mai 1816). 





1) Vergl. die hierüber erlaffenen R. des Min. bes J. v. 20. Mai u. 3. Sept. 
1817, 26. Mai 1819 u. 16. April 1840, und des Jufl. Din. v. 5. Febr. 1819 u. 
& Dft. 1830 zu $$. 6. u. 7. des Er. v. 9. Oft. 1807, in 3b. 1. ©. 66—71. 

2) In Bezug anf die fortbeftehente Verpflichtung der Gutsherrfchaften zur 
Reriretung ter RuftifalsOnera eingezogener Bauerhöfe hat das Ober⸗Trib. fols 
. gente Sruntfäge aufgeflellt: 

) Tie Pflicht der Schleflfchen Butsbefiser, die auf eingezogenen wüſten Bauer: 
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Zum $. 8. (Berfhuldung der Lehus⸗ und Fideikommiß⸗Güte 
wegen der Kriegd:Schäden.) 


Das A. & R. geftattet die Verſchuldung und Belaftung der Lel 
und Fideifommiffe in der Hegel nicht ohne Einwilligung der Ag 
ten, und macht biervon nur einzelne Ausnahmen. ') - 

Bei Erlaß des Er. v. 9. Oft. 1807 befand fich das Land im Nı 
ſtande wegen ter vorangegangenen Kriege, und deshalb fekte der $. 
des Ed., abweichend von den landrechtlichen Grundfägen, feſt, daß }ı 
Lehns⸗ oder Fideikommiß⸗Beſitzer berechtigen fein folle, die zum Netablif 
ment der Kriegsfchäden erforderlihen Summen auf die Subfl 
der Güter felbft, und nicht bloß auf die Nevenüen verfelben, hypotheka 
aufzunehmen, wenn nur die Verwendung des Geldes von dem Landrı 
des Kreiſes oder der Departementö»Landfchafts » Direktion atteftirt we 
wobei indeß die Bedingung hinzugefügt wurde, daß nad Ablauf 
drei Jahren feit der Eontrahirten Schuld jährlich wenigftens der 15. T 
derfelben abgetragen werden möäffe. 

Es haben diefe Vorfchriften des Ep. lediglich Bezug auf die Krkı 
fhäten au8 dem Kriege von 1806 bi8 1807; ſie wurden ja 
duch die V. v. 1. Aug. 1817 (S. ©. 1817 ©. 206.) ausgedehnt 
die Kriegsjahre 1812, 1813 und 1814. 

Die Beftimmungen des $. 8. des Ed. und ver ®. v. 1. Aug. 1 
find hiernach rein tranfitorifher Natur. ?) 

Ueber Ihre Anwendung und zur Erläuterung verfelben find mehrf 
Vorſchriften erlaffen worden. 

pP Der Rüdzahlungd- Termin wurde zunächft durch das R 
16. Oft. 1812 (Jahrb. Br. 1. ©. 259.) und die V. v. 1. Aug. 1! 
6. 6. (8. ©. 1817 ©. 206.), demnächſt aber durch die Dekl. v. 21.Q 
1818 (©. ©. 1818 ©. 29.), fihlteßlich aber durch das ©. v. 27. 3 
1824 (©. ©. 1824 ©. 123.) regulirt. 

Ueber die Art der Rüfzahlung diefer Darlehen find außert 
noch ergangen: 


gütern Haftenden Ruftifal-Onera zu vertreten, fofern nicht bei den Kri 
und Domainens Kammern (den Provinzials Verwaltungs: Behörden) nad 
wiefen ift, daß die bei einem herrfchaftlichen Vorwerke befindlichen Ba 
böfe fchon im Jahre 1633 eingezogen gewefen, bezieht fidy auch auf bie 
Herrfchaft zu Leiftenden Dienfte. Cine Berjährung biergegen findet ı 
flatt. Dies ergiebt fich aus der Konftitution v. 14. Juli 1749, Gin 
und Nr. 6. ( Korn'ſche Samml. Bd. 3. S. 517 ff.) und aus den 66.1 
394. A. L. R. 117. 

(Bien. ala. des Geh. Ob. Trib. v. 24. Sehr. 1840, — Entf. Br 

. 199.) 


Dazu: 
a) bie ait von Kuh (Reg. R.) — Goch's Schleſ. Archiv Br 


6) Koch's Beurtheil. d. Entſch. S. 359. 

b) Die Verpflichtung der Gutsherrſchaften in Schleſien zur Fortentrichtung 
auf den von ihnen eingezogenen bäuerlichen Stellen haftenden dffentit 
Kommunallaften und Abgaben ift nicht auf wüſte und erbliche Gtellen 
fhränft. (Erf. des Ob. Trib. v. 8. Juni 1849, Entfch. Bv. 18. ©. 4 
1) Vergl. A. 2. 9. I. 18. 66. 228. ff., 1. 4. 86. 80. ff. 

2) Aus diefem Grunde erfchien der Abdruc der betr. ergänzenden und 
läuternden Beſtimmungen überflüffig. 
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a) 8. O. v. 3. Mai 1808 nebſt R. v. 9. ej. m. 
(Mathis Br. 6. S. 165, Rabe Br. 9. ©. 197.) 

0 R. v. 20. Sept. 1809 (ad 4.). 

(Mathis Br. 12. ©. 550, Rabe Br. 10, S. 150.) 
„MR. v. 2. März 1810. 

(Rabe Br. 10. ©. 292.) 


Insbefontere über. dad Verhältniß zwifchen Bläubiger und Schuld» 
ier, wenn andere als vie geieglichen üdzahlungd-Termine ftipulirt wor» 
en, Möponiren die R. v. 20. Nov. 1820, (Jahrb. Br. 16. S. 228.) und 
. Fe 1809 (ad 3.). (Mathis Br. 12. ©. 550, Nabe Bd. 10. 

b) Ueber die Stage, welchen Interefienten von dergleichen Darlehnen 
kenntniß zu geben fei, disponiren die R. v. 20. Sept. 1809. (Mathis 
8.12. ©. 550, Rabe Br. 10. ©. 150.) und v. 6. Der. 1809. (Mathis 
8.9. ©. 147, Rabe Br. 10. 8. 215.) 

e) Ueber die im $. 8. des Er. vorgefchriebene Beſcheinigung rüd- 
Ali Ter Berwendung des Geldes find ergangen: 

a) 6. R. v. 5. März 1809, betr. mehrere Segenflände des Er. v. 
9, Of. 1807 (sub Nr. 10.). ?) 

(Mathis Br. 10. ©. 65, Rabe Br. 10. ©. 66.) 

M E. RR. v. 12. Aug. 1809, betr. die Darlehne auf Lehn- und Fidei⸗ 
immiß« Büter wegen ver Kriegsſchaͤden. 

(Nathis Br. 8. ©. 319, Rabe Bd. 10. S. 133.) 


y)R. v. 12. Aug. 1809, betr. die Eintragung des Ausfalles bei zur 
Vehreitung der Kriegslaften aufgenommenen Pfandhriefen auf vie Lehn⸗ 
und Fideikommiß⸗ Güter. 

(Mathis Br. 8. ©. 549, Rabe Bd. 10. ©. 129.) 

M C. R. v. 2. März 1810, betr. die in Folge tes 6. 8. des Er. v. 
9. Oft. 1807 auf Lehn⸗ und Fideikommiß⸗Güter aufgenommenen Darlehne. 

(Hoffmann’6 Repert. Br. 2. ©. 175, Rabe Bd. 10. S. 292.) 


d) Rückſichtlich des häufig vorkommenden alles, wo ftatt ter baaren 
Zehlung tergleichen Darlehne in öffentlichen Papieren gegeben, welche un- 
tet pari flanten, die Müdzahlung aber nach deren Nominalwerth ftipulirt 
Baden, Tißponiren: 

a) R. v. 20. Sept. 1809 sub No. 2. 

(Ratsis Br. 12. S 550, Rabe Br. 10. ©. 150.) 

PR. D. v. 30. Oft. 1810. 

(9. S 1810. S. 133.) 

e) Daß tie Beflimmungen des F. 8. des Ed. auch denjenigen Lehns⸗ 
u Fiteifommiß » Beflgern zu Statten fommen, welche jene Laſten aus 
genen Mitteln beflritten haben, ift durch vie K. O. v. 20. Jan. 1808, 
welhe in der Bekanntmachung der Oftpreuß. Negierung v. 29. cj. ın. wies 
derholi if, erläutert worden 

(N. C. C. Tom. XII. &. 277, Mathis Bd. 6. ©. 8, Nabe Bd. 13. ©. 764.) 

1) Es ift vie Frage entflanden: ob Allodialerben befugt find, Ver 
‚ung für die Kriegslaften aus dem Fideikommiſſe durch deifen Verſchul⸗ 


— 





1) Bergl. sum Ed. v. 9. DH. 1807, Br. I. S. 39. 
Iantet-Rultur-Beiegg. Bd. 11. A 
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dung zu fordern, wenn fle der Erblaffer und Fideikommißbeſitzer, ohne 
der gefeglichen Befugniß zur Aufnahme eines Darlehns Gebrauch 
machen, aus ren Einkünften oder aus feinem übrigen Vermögen be| 
ten bat? 

a) Fin Appellationserk. (Gerichtshof und Datum find nicht angege 
verneint, wegen der austrüdlichen Vorſchrift im U. R. II. 4. $.2 
die zunächft nur von Verſchuldung der Revenüen fpreche, demnach 
auf die, dic Subftanz tangirenven Kriegslaften anzuwenten, weil dem U. 2 
überhaupt Subftanzfchulden der Firellommiß- Nachfolger unbekannt gem 
Auch werde in ten die allgemeinen Grundfäge enthaltenten 65. 592— 
A. L. R. 1. 18. beflimmt, daß der Beitter des Fideikommiſſes oder Le 
welcher Subftanzfchulden bezahle, ven Erfag feinen Exben vorbehalten m 
Die durch die neuere Geſetzgebung dem Beftger gegebene Befugniß 
Verſchuldung der Subflanz wegen Kriegslaften fei ein jus personalissin 
des Beſitzers und erlange der desfallſige Anfpruch des Allorit die Ting 
Dualität, vermöge deſſen die Schuld auf den Beflgnachfolger tranem 
werde, erft durch vie wirkliche Ausübung jener Befugniß von Seiten 
Beſitzers. | 

8) Das Ob. Trib. führt in dem jenes Iubifat reformirenden Mevifi 
Urtel aus, daß die den Fideikommißbeſitzern gegebene Befugniß, für tie 
Beften ter Bamiliengüter geleifteten Vorſchüſſe, fich eine Hypothek auf 
Subftanz viefer Güter beftellen zu laffen, ihnen als Beſitzern ihres 9 
Dialvermögend gegeben fei, und als folche gleich anderen Rechten auf d 
Erben übergebe, weil rüdjtchtlich derſelben Feine Ausnahme gemacht, . 
feine Zeit zu ihrer Ausübung beftimmt ſei Der 6. 218.AU. R. U 
mäffe auf die Mevenüenfchulden befchränft bleiben, meil ihm tie Anna 
zu Grunde liege, daß der Befiger die Ausgabe, wegen weldyer er Schu 
auf die Einkünfte des Fideikommiſſes hätte Eontrabiren können, aus 
laufenten Revenüen beftritten babe, und koͤnne daher nicht auf Kri 
foften angewendet werten, welche fo bedeutend find, daß tie Subflanz 
halb verpfändet werten müſſe. Don den 66.592 WEM 1. 
paſſe nur der im 6.593 beſtimmte Ausnahmsfall auf die vorliegenre I 
weil in Betreff der Kriegsfoften Die Zahlungstermine Durch dad Gefeg 
flimmt werten, und in dem vorausgefegten Balle tie Allotialerben 
dasjenige, vwwad nach dieſen Beflimmungen von dem Machfolger des 1 
laſſers zu bezahlen fein würde, fordern. 

(Gentralblatt 1810. S. 102 ff. 130 ff. 


) Das R. v. 19. Aug. 1809 hat erläutert, daß der F. 8. des & 
9. Oft. 1807 nicht blos auf ländliche, fondern auch auf ftäptif 
zu einem Bireifommiß konſtituirte Grundſtücke Anwendung finde. 
(Mathis Br. 9. ©. 48, Rabe Bd. 10. ©. 182. 


Zum 8. 9. (Aufhebung der Tehne, Familien: Stiftungen u 
Fideikommiſſe durch Familienfchläffe. 


1) Das Er. v. 9. Oft. 1807 bezweckte die DBefeitigung aller Hin 
niffe der Wiererheiftelung und Beförderung der Wohlfahrt der rum 
ger, wohin namentlich die Befchränfungen ter freien Verfügung | 
Lehns⸗ und Fideikommiß⸗Grundſtücke gerechnet wurden. Hierauf grün 
fih tie Beflimmungen des $. 9. des Ed. v. 9, Oft. 1807. 
Was zuvörderft die Lehne betrifft, fo ift zu bemerfen, daß ker $ 
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tes Gr. nur von foldden Lehneverbintungen handelt, welche keinem 
Dher-Eigentbümer unterworfen fint. ?) 

Dinh tie Art. 40. und 41. der Verfaffungd» Urkunde vom 31. Ian. 
1850 wurde angeordnet, daß die Errichtung von Lehnen verboten fein und 
tie beſtehenden Lehne in freies Eigenthum verwandelt werden follten, mit 
Ausnabme ver Thronlehne und ter aufßerbalb tes Staated belegenen 

2 


In Gemäßheit Tiefer Beftimmungen ter Verfaſſung erklärte demnächſt 
auch das Abldf. Geſetz v. 2. mir, 1850 in $. 2. No. 1. das Ober» 
Eigenthum tes Lehnsherrn bei allen innerhalb des Staats belegenen 
Lehnen mit alleiniger Ausnahme ter Thronlebne, ohne Entſchädigung für 
aufgehoben, fo Taf alfo gegenwärtig fämmtliche noch beſtehende Lehne 
zit Ausnahme der Thronlehne und der außerhalb des Staated belegenen, 
tea Beſtimmungen tes $. 9. des Er. v. 9. Oft. 1507 unterliegen. 

Die Fideikommiſſe betreffend, fo hatte der Art. 40. ter Verfaſſungs⸗ 
Urkunte v. 31. Ian. 1850 tie Stiftung von Familien⸗Fideikommiſſen un- 
terfagt und angeortnet, Taß vie beftebenten Bamilien- Bireifommiffe durch 
yieklne Anordnungen in freied Eigenthum umgewantelt werten follten. 

iefe Beftimmungen der Berfaffungd-Urfunte jind inte durch das ©. v. 
> Juni 1852 ©. ©. 1852 €. 329) wieter außer Kraft gefeßt worden, 
md es ift fomit bis jetzt in Betreff ver Fideikommiſſe bei ter vor ter 

-  Sablelation der Verfaſſungs⸗Urkunde beflandenen Gefeßgebung verblieben. 

Sahrend das A. 2. R. die Aufhebung der Lehnd-Verbintung ter 
Snmiltenglierer und von Familien⸗Fideikommiſſen überhaupt nicht geftattere, 
uud in Betreff ter Bamilten-Stiftungen anortnete ($$. 39. u. 40. Tit. 4. 
%. IL), daß ſelbſt Durch einen einflimmigen Schluß ter Kamille der me- 
fentlihe Inhalt der Stiftungs⸗Urkunde nicht aufgehoben oder afgeäntert 


- 1) In Folge des Ed. v. 5. Jau. 1717 (C. C. N. Tom. I. Abth. 5. ©. 81. 
Str. 59.) IR die Verwandlung ter Lehne in Erbgüter, feweit fich dies auf den 
Lehnéherru bezieht, nach und nach in ver Marf Brantenkurg und der Neumarf, 
ia Oftprenßen, Hinterpommern, Magdeburg, Mannsfeld, Halberſtadt nebſt Hohen: 
Aria, Minden und Ravensberg bei den landesherrlichen Lchnen, mit Auss 
wabme a) ter Throns und Erbämter-Lehne, b) der feuda extra curtem, c) der auf 
zwei Angen ſtehenden eder beanwartfchafteten Lehne, zur Ausführung gefemmen. 
Die extra curtem find demnäcft (durch Art. 10. des Tilſiter Friedens v. 
%. Juli 1607) ganz ausgefchieten, und in mehreren ter im I. 1807 abgetrenns 
fen Lantesiheile hat die Brangöfifche Geſetzgebung das Lehnsverbälinißg ganz aufs 
Beben. Es blieben daher nur als Gegenſtaͤnde des Lehnredts übrig: 

a) in tenjenigen von jenen Landestheilen, welche nicht von der Monarchie ges 
trennt werden find, a) bie allotificieten Lehne hinfichtlich der Verhältniſſe 
iwilhen den Bliedern der Yamilie, 4) die wenigen Threns und Erbämter⸗ 

Lehne, y) die Privatlehne; 
b) in den anderen Landestheilen, wo das N. L. R. gilt, ce) diejenigen Lehne, 
er - kei welden in den abgetrennt geweienen Käntern eine Wiederherftellung ter 
früheren Verhäftniffe hinfichtlich der Lehns-Beſitzer und Agnaten flattgefun: 
ten bat, A) die in ihrer Berfafung gebliebenen Lehne in denjenigen Lan: 
kestheilen, wo das Allodifikations-⸗Ed. v. 5. Jan. 1717 nicht zur Ausführung 
gefommen if. 
2) Das ©. v. 5. Juni 1852 (G. €. 1552 ©. 319), welches die Art. 40. 
— SU. der Berfaffung anfgehoben hat, beftinnmt gleichfalls, daß tie Errichtung 
u Schnen verboten fein und daß in Bezug auf die noch beſtehenden Lehne, 
WM Ausnahme ter Thronlehne und der außerhalb des Staates liegenden Lehne, 
= &r Befichente Lehnsverband durch gefepliche Anordnungen aufgelöft werben felle, 
1% 
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dung zu fordern, wenn fle der Erblaffer und Fideikommißbeſitzer, ohne 
der gefeglichen Befugniß zur Aufnahme eines Darlehns Gebrauch 
machen, aus ten Einkünften oder aus feinem übrigen Vermögen bef 
ten bat? 

a) Fin Appellationserk. (Gerichtshof und Datum find nicht angegel 
verneint, wegen der ausdrücklichen Vorfchrift im A... II. 4. $.2 
die zunächſt nur von Verfehultung ter Mevenien fpreche, demnach 
auf die, die Subſtanz tangirenden Kriegdlaften anzumenten, weil dem U. 2 
überhaupt Subftanzfchulden der Birelfommiß- Nachfolger unbekannt gem 
Auch werte in ten die allgemeinen Grundfäge enthaltenten 99. 992 — 
A. L. R. 1. 18. beſtimmt, daß der Beflger des Fideikommiſſes oder Le 
welcher Subftanzfchulten bezahle, ven Erfag feinen Erben vorbehalten m 
Die durch die neuere Gefeßgebung den Beftter gegebene Befugniß 
Verſchuldung der Subftanz wegen Kriegdlaften fei ein jus personalissin 
des Beſitzers und erlange der desfallfige Anfpruch des Allorit die Ding 
Dualität, vermöge deſſen die Schuld auf den Beflgnachfolger transm 
werke, erft durch vie wirkliche Ausübung jener Befugniß von Seiten 

eſitzers. 

6) Das Ob. Trib. führt in Tem jenes Jundikat reformirenden Reviſu 
Urtel aus, daß die den Fideikommißbeſitzern gegebene Befugniß, für tie 
Beften der Bamiliengüter geleifteten Vorſchüſſe, fich eine Hypothek auf 
Subſtanz viefer Güter beftelen zu lafien, ihnen als Bellgern ihres 2 
dialvermögens gegeben fei, und als folche gleich anderen Rechten auf d 
Erben übergebe, weil rüdfichtlich derſelben Leine Ausnahme gemacht, . 
feine Zeit zu ihrer Ausübung beftimmt ſei Der $. 218... R. U 
müffe auf die Mevenüenfchulden befchränft bleiben, weil ihm tie Anna 
zu Grunde liege, daß der Befiger die Ausgabe, wegen weicher er Schu 
auf die Einkünfte des Fideikommiſſes hätte kontrahiren können, aus 
laufenten Nevenüen beftritten babe, und Fönne daher nicht auf Kri 
foften angewendet werten, weldye fo bedeutend find, daß die Subflanz | 
halb verpfänter werden müffe Bon den 68.52 ff. A L. R.IJ. 
paffe nur der im 6.593 beſtimmte Ausnahmsfall auf die vorliegende Fr 
weil in Betreff der Kriegsfoften vie Zahlungdtermine durch Tag Gefeh 
flimmt werten, und in dem vorausgefegten Balle tie Allotialerben 
dasjenige, was nach diefen Beflimmungen von tem Macdhfolger des 4 
lafferd zu bezahlen fein würde, fordern. 

(Gentralblatt 1810. S. 102 ff. 130 ff. 


) Das R. v. 19. Aug. 1809 Hat erläutert, daß der F. 8. des Eh 
9. Sn 1807 nicht bloß auf ländliche, fondern auch auf ſtädtiſt 
zu einem Fideikommiß konſtituirte Grundſtücke Anwendung finde. 
(Mathis Bo. 9. ©. 48, Rabe Br. 10. ©. 182. 


Sum 8. 9. (Aufhebung der Lehne, Familien: Stiftungen u 
Fideikommiſſe durch Familienfchläfle. 


1) Das Er. v. 9. Oft. 1807 bezmedte die Befeitigung aller Hint 
niffe der Wiererheiftelung und Beförderung der Wohlfahrt ter Grunt 
figer, wohin namentlih die Beſchraͤnkungen ter freien Verfügung 1 
Lehns⸗ und Fideikommiß⸗Grundſtücke gerechnet wurden. Hierauf grän 
fi die Beftimmungen tes F. 9. des Er. v. 9, Oft. 1807. 

Was zuvoͤrderſt die Lehne betrifft, fo tft zu bemerken, daß ver * 


Edikt v. 9. Oft. 1807. 51 


t von folgen Lehnöverbindungen handelt, welche keinem 
ntbümer unterworfen fint. !) 

e Art. 40. und 41. der VBerfaffungd- Urkunde vom 31. San. 
angeortnet, daß vie Crrichtung von Lehnen verboten fein und 
n Lehne in freied Eigenthum verwandelt werden follten, mit 
er Thronlehne und ver außerhalb des Staates belegenen 


#Heit Tiefer Beftimmungen ver Lserfaffung erklärte demnächft 
Idf. Geſetz v. 2. März 1850 in ©. Y I. 1. das Ober⸗ 
Des Lehnsheren bei allen innerhalb des Staats belegenen 
einiger Ausnahme ver Thronlehne, ohne Entſchaͤdigung für 
., fo daß alfo gegenwärtig ſaͤmmtliche noch beftehende Lehne 
te der Thronlehne und der außerhalb des Staates belegenen, 
ıngen des $. 9. des Er. v. 9. Oft. 1807 unterliegen. 
ttommiffe betreffend, fo batte der Art. 40. ter Verfaſſungs⸗ 
1. Ian. 1850 tie Stiftung von Familien⸗Fideikommiſſen un- 
ngeordnet, daß tie beftehenten Familien⸗Fideikommiffe durch 
yehnungen in freied Cigenthun umgewandelt werden follten. 
mungen der VerfaffungssUrkunde find indeß durch das ©. v. 
©. ©. 1852 €. 329) wieter außer Kraft gefeßt worden, 
mit 518 jeßt in Betreff der Fideikommiſſe bei ter vor ter 
er Berfaffungd-Urkunde beflandenen Geſetzgebung verblieben. 
das U. 2. R. die Aufhebung der Lehnd- Verbindung ver 
= und von Familien⸗Fid miffen überhaupt nicht geftattere, 
f der Bamilten-Stiftungen anordnete (FF. 39. u. 40. Tit. 4. 
ſelbſt durch einen einflimmigen Schluß ver Familie der we- 
ft der Stiftungs⸗Urkunde nicht aufgehoben oder abgeäntert 


Ige des Ed. v. 5. Jau. 1717 (C. C. N. Tom. Il. Abth. 5. ©. 81. 
ie Berwandlung ber Lehne in Erbgüter, feweit fidy dies auf den 
bezieht, nach und nach in der Marf Brandenburg und der Neumarf, 
Hinterpommern, Magdeburg, Mannsfeld, Halberftadt uebft Hohen: 
und NRavensberg bei den landesherrlichen Lehnen, mit Aus⸗ 
Thron: und Erbämtersfehue, b) der feuda extra curtem, c) der auf 
henden oder beanwartichafteten Lehne, zur Ausführung gefommen. 
a curtem find demnähft (durch Art. 10. des Tilfiter Friedens v. 
) ganz ausgeſchieden, und in mehreren der im J. 1807 abgetrenns 
e bat die Branzöfifche Geſetzgebung das Lehnsverbältnig ganz aufs 
blieben daher nur als Segenkände des Lehnred:ts übrig: 
igen von jenen Landestheilen, welche nicht von der Monarchie ges 
orden find, «) die allodificirten Lehne Hinfichtlich der Verhäftnifie 
den Gliedern der Familie, 6) die wenigen Throns und Erbämter⸗ 
) die Privatlehne; 
nderen Landestheilen, wo das N. &. R. gilt, ce) diejenigen Lehne, 
en in den abgeirennt gewefenen Ländern eine Wiederherftellung ver 
Berbältniffe Hinfichtlich der Lehns-Beſitzer und Agnaten ſtattgefun⸗ 
ß) die in ihrer Verfaſſung gebliebenen Lehne in denjenigen Lan: 
1, ri das Allodiſikations⸗Ed. v. 5. San. 1717 nicht zur Ausführung 
ı if. 
3. v. 5. Juni 1852 (G. ©. 1852 S. 319), welches die Art. 40. 
faffung anfgehoben hat, beftinmt gleichfalls, daß die Errichtung 
erboten fein und dag in Bezug auf die noch beflehenden Lehne, 
der Thronlehne und der außerhalb des Staates Tiegenden Lchne, 
Lehnsverband durch gefepliche Anorbnungen aufgelöf werben ſelle. 


4* 
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werden dürfe 2), fondern nur zuläfftg fein folle, durch einen einftimmi, 
Familienfchluß undeutlihe oder mangelhafte Vorfchriften der Stiftun 
Urkunde zu erläutern oder J ergänzen, hatte ſchon das Oſtpreuß. Prov 
—— (v. 4. Auguſt 1801 — 6. März 1802) in Betreff ter Let 

feichterungen feftgefeßt, invem daifelbe im Zufag 56 *) beflimmte, „' 
die Intereffenten befugt fein follten, durch einen, nach 6$. 42—46. U. 2. 
11. 4. abzufaſſenden Bamilienfchluß vie Lehnseigenfchaft von einer St 
auf die andere zu übertragen, fie einzufchränfen und mit oder ohne 8 
fegung eines Lehnftammes gänzlich aufzuheben.“ 

Diefe Vorfchriften des Oftpreuß. Provinzial⸗Rechts hat der $. 9. 
Er. für den ganzen damaligen Umfang der Monarchie generalifizt ?) ı 
Liefelben auf Familien⸗ und Fideikommiß⸗Stiftungen ausgedehnt. 

2) Der $. 9. res Er. ift in mehrfacher Beziehung deklarirt und enl 
tert worden. 

a) Daß vie Vorfchriften tes $. 9. des Er. auf fiveifommiffarif 
Subftitutionen (U. ER. J. 12. 56. 21 ff. u. 77 ff.) nicht anwe 
bar feien, hatte das (auf Königl. Spezialbefehl erlaffene) R. des Iuftizm 
v. 16. April 1808 (Mathis Br. 6. e. 99, Nabe Br. 9. ©. 186) fr 
allgemein vorgefchrieben. Die Det. v. 19. Febr. 1812 *) (G. ©. ft 
©. 13) fegt dagegen feft, Daß ver ©. 9. des Ed. nur auf folche fidellt 
miffarifche Subftinutionen, vie bei ter erfien Generation fie 
bleiben, nicht anwendbar fei, wogegen jede andere fiteifommiffer 
Subftitution, die über die erfte Gefchlechtsfolge hinaus geht, ver Aufhch 
duch Bamilienfchlüffe unbetingt unterworfen fei. ®) 

) Daß ver $.9. des Ed. auh auf Geld⸗Fideikommiſſe Anwend 
finde, ift Durch das (auf Königl. Spezialbefehl ergangene) R. des If 
min. v. 23. Schr. 1808 ©) (Maihis Br. 6. ©. 100, Nabe Br. 9. S. 
erläutert worden. 

c) lieber tie Frage, unter weldhen Betingungen die vormundfchaftlid 
Gerichte ermächtigt jind, Die Aufhebung von Familien⸗ und Pireifonm 
Stiftungen zu bewilligen, disponirt Dad (auf Königl. Spezialbefehl ed 
fene) R. des Juftizmin. v. 29. Aug. 1809. ?) 

(Mathis Bd 3. ©. 339, Rabe Br. 10. S. 139.) 


1) Der 8.39. A. 2. R. I. 4. war bereits durch die K. O. v. 26. & 
1805. [publicirt durch Tas R v. 9. Dft. ej. a.] (N. C. C. Tom. XI. No | 
Mathis Bd. 2. ©. 4, Rabe Br. 8. ©. 354) dahin beſchränkt worden, i 
der Deicendens cder Seitenverwandifdaft des dritten Grades tie Aufhebung? 
Familien s Fideifommiflee durch einen Familienſchluß nachzulaſſen fei. Der $ 
bes Ev. v. 9. Oft. 1807 änterte ibn gänzlich ab, ' 

2) Vergl. mm $ 9. tes @r., in Br. 1. S. 71. 

3) Hiufichtlich der Anwendbarkeit auf die Lehnsverbindungen in mehreren M 
erworbenen Landestheilen. vergl. das Bat. v. 15. Nov. 1816. 6. 4. (8. | 
©. 233), tie V. v. 2 Mai 1818 8.3. (G. S. ©. 45) und vas Pa! 
21. Juni 1625. 8. 5. (8. ©. ©. 153) wegen Ginführung des A. 2. R. ie! 
darin genannten Landestheile. 

3) Bergl. zum $. 9. des Ed., in Bd. I. S. 71. Tas R. v. 16. Jan. 18I 
(Jabrb. Bo 2. 8.23, Graͤff, Bod. 1. ©. 51) enthält lediglich eine Bezugech 
auf dir Dei. v. 19. Febr 1812. 

5) Das D 8 G zu Glogau hat (in dem Erf. v. 6 Juni 1831) il 
führt, daß in der Defl. v. 19. Gebr. 1812 ein unbedingtes Verbot liege, M 
kommiſſeriſche Subſtitutionen, die bei dem erſten Grade ſtehen bleiben, ana 
(Zurit. Wechenſchr. 1841. ©. 635.) v 

6) Vergl. zum $. 9. des Ed. in Bd. I, ©. 72. | 

7) Bergl. ebendaf.,, S. 72—73, 
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e Bälle der Errichtung von Samilienfehläffen bei Familien⸗Fidei⸗ 
. Yamillen-& und Lehnen, forwie das Verfahren, mel» 
zu ‚Beobachten, find vennächft ſpeziell geordnet worden durch das 
| ; 1840 &ber Bamilienfihläffe bei Bamillen - Kiveifommiffen, 
Belftunngen und Lehnen ı) (G. S. 1840 ©. 20), durch das G. v. 
ar 1840, betr. die Familien⸗Fideikommiſſe, ſideikommiſſariſchen 
men und Bamillen- Stiftungen im Herzogihum Schieften und in 
haft Blag ?) (8.6. 1840 ©. 25), durqh die Dekl. v. 11. Juni 
x. die Errichtung von Bamilienfchläffen & Alt» Borponmerfche 
yommerfche Lehne 2) (G. ©. 1845 ©. 482), und durch das ©, 
fi 1852, betr. die Erleichterung gewiffer Dispofitionen über Kurs 
kehne °) (8.5. 1852 ©. 290). 


10. bis 13. (Uufiöfung der Suts⸗ Unterthäuigkeit.) 


68. 10. bis 12. des Ed. Handeln von ver Aufldfung der 
ertbäntgkett. ®) 

. 20. jede neue Begründung des Unterthänigkeits⸗Ver⸗ 
virrch Beburt, Heirath, Uebernahme einer unterthänigen Stelle, 


ng fer unftatthaft. | 

E 11. Hebt fofort das Unterthaänigkeits⸗Verhältniß verjenigen 
mi und Ihrer Weiber nnd Kinder auf, welche die betr. Bauergü⸗ 
ch oder eigenthümlich, erbzinsweife oder erbpächtlich 


. 12, erflärt jede fonflige Battung der Gutsunterthaͤnigkeit mit 
tints-Xage 1810 für erlofchen. 

bereits oben S. 27—29 nachgemwiefen worden, daß diefe Vorfchriften 
licht 6108 für diejenigen Lantesıheile gültig find, welche zur Zeit 
kation deffelben ven Preuß. Staat bildeten, fondern daß die recht» 
Namfeit jener Vorſchriften ſich auch auf die mit der Monarchie 
: wiebervereinigten Landestheile, in welchen das U. 2. R. gilt, 


en finten in ven einzelnen betr. Landestheilen Unterſchiede in 
2 Zeitpunftes und der Folgen ter Aufhebung der Eibun⸗ 
tt. 

e mit der Provinz Weftpreußen wierervereinigten Theile des ches 
erzogthume Warfchau, nämlich den Kulm und Michelauſchen 
wm die Stadt Thorn nebft ihrem alten und neuen Gebiete, des⸗ 
as Großherzogthum Pofen betreffend, fo beflimmen vie für 


gl aum $. 9. tes Er. v. 9 Oft. 1807, iu Br. I. S. 73—76. Die 
ieſes G. werben mitgetbeilt in Dr. Löwenberg'6 Beiträgen jur Kennts 
otive der Preuß. Geſetzb, Br. I. ©. 462 ff. No, XIII. 

zgl. zum $. 9 des @b., in Bd. I. &. 76-77. 

tgl. ebendal., ©. 77. 

rel. ebendaf,, ©. 77-78 

e frühere Leibeigenſchaft, fowohl die perfönliche, als die mit dem 
:6 Srundflüden verbuntene, fommt in den Befegen unter verfchiedenen 
8: Gigenbehörigfeit, Gutspflichtigfeit, glekae adscriptiio, meißentbeile 
tem ein milderes Verhältnig bezeichnenden Ausirude: „Srbunterthä« 
e Unterthänigfeit“, vor. Es find indeß unzweifelhaft alle Battungen 
Kationen berfelben für aufgehoben zu erachten. (Bergl. die K. D. v. 
807, in Bd. L ©. 90.) 
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diefe Landestheile ergangenen Matente v. 9. Nov. 1816 wegen Wiebe 
führung des A. 2. R. (in $. 15.), daß es bei der daſelbſt bereits er 
ten Aufhebung der Unterthänigfeit verbleiben ſolle. (G. S. 1816 ©. 
und 228), Es war aber daſelbſt durch die Konflitution des Herzogtt 
Warfchau dv. 22. Juli 1807 Art. 4. und durch die Einführung des I 
Napoleon, welcher die Leibeigenfchaft nicht anerkennt, nad den Ki 
Sächiifhen B. v. 27. Ian. 1808 und v. 10. Oft. 1809, die Aufhe 
der Reibeigenfchaft erfolgt. ?) 

Für das Gebiet der Stadt Danzig, in welches Tas A. L. R. 
durch das Pat. v. 9. Sept. 1814 (G. ©. 1814 ©. 89) wieder einge 
worden, iſt Durch das Publik. des Raths zu Danzig v. 17. Inni 1808 
Code Napoleon für eingeführt erklärt und damit vie Leibeigenfchaf 
loſchen. 2) 

ee der Wievderbefignahme der mit der Provinz Weſtpreußen vere 
ten vormals Herzoglich Warfchaufchen Diftrifte und des Großberzogil 
Pofen im Iabre 1815 hatte ver größte Theil der bäuerlichen Wirth: 
Höfe nicht erblich inne, fondern Eonnte von der Gutsherrſchaft nach 
Beſtimmungen eimaniger Verträge oder nad) einjähriger Kündigung 
den Höfen entlafen werden. Aue Verbeſſerung dieſes Verhaͤltniſſes 
ſtimmte nun die auf Grund der K. O. v. 83. Mai 1815 erlaſſene Bel 
machung der Juſtiz⸗Organiſations⸗Kommiſſion im Großherzogthum 9 
v. 12. Juli 1815 im ©. 4.: ” 
) daß das biöherige Verbältniß Wiſcher den Gutsbeſitzern und 
auf ihren Gütern befindlichen nicht erblichen Bauern und Lantlı 
nach: welchem ſie ald perfönlich frei und ale Nußnießer der I 
vom Grundeigentbümer überlaffenen Grundflüde gegen beſti 
Reiftungen (gleichviel, ob fie folche in banrem Gelde oder in 9 
talien oder in Dienften abführen), angefehen werden, aufrecht e 
ten werde; 
PB) daß diefen Leuten ſowohl ald den Gutöbefigern nach wie vor fı 
bin ſolle, ihr gegenfeitiges Vethamiß nach vorgängiger kontral 
iger, oder, in Ermangelung eines Vertrages, nad) einjähriger . 
digung aufzuheben und fid) von einander zu trennen. 

Diefe Beflinmungen wurden in tem Pat. v. 9. Nov. 1816 n 
Wiedereinführung der Preuß. Gefege in jene Landestheile ($. 15.), j 
mit Weglaffung des zmeiten Satzes (ad 8), in Verbindung mit der 
Frung der Unterthaͤnigkeit, wiederholt. Indeß übte die kurze Beſitzzei 

auern und die Zuläſſigkeit der Kündigung ihrer Stellen die nachth 
ften Ginfläffe auf tie Landed- Kultur und das Gedeihen des Bauernfie 
aus und indbefontere hatte die Beforgniß der Gutsherren, daß durch 
in ten erwähnten Publ. Patenten verheißene Gefeg wegen Regulirun— 
gutöherrlich-bäuerlichen Verbältniffe den Inhabern der Bauerhöfe das € 
um derfelben werde verliehen werden, viele Kündigungen Seitens 

utöherren zur Folge. Deshalb erging tie K. O. v. 6. Mai 1819 (E 
‚ 1819 ©. 153), welche die vorläufigen Beftimmungen ver K. O. v. 3. 
1815 und der Bekanntmachung der Organifations-Komniifflon v. 12. 
1815 als durch das Pat. v. 9. Nov. 1816 aufgehoben und außer Wirk 
keit gefegt erflärte und vorfchrieb, 

daß die Nechte und Pflichten der bäuerlichen Wirthe an den ihnen 


— (u — — — — 


1) Vergl. Lemann's Einleit. in die Provinzialrechte Weſtpreußens, ©. 
219, 209. 8 Provinzialved ſtpreuß 


2) Vergl. ebendaſ. S. 221 und Leman’s Provinzialrecht von Weſtprer 
3b. 3. G. ZXAX, Provinzialeech J 
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Kultur und ung eingeräumten Stellen und tie Befngniffe ter Guto⸗ 

bern zu ihrer Ontfegung, fo weit tarüber in befonveren Verträgen nicht 

ige Beſtimmungen getroffen find, eig nach tem 6. 15. de 

Bat. v. 9. Nov. 1816 und ten 66. 629. ff. U. 2. N. I. 21. zu beur- 

Wellen und Entfegumgen der bäuerlichen Wirtbe, außer den hierin bes 

——3 blos auf den Grund gutsherrlicher Kündigung nicht 
n follten. 

b) 8 den Kottbuffer Kreis, die beiven Laufigen und die 
nigen vormals Königl. Sächſiſchen Landestheile betrifft, fo iſt für 
tefe Laudeſtheile die V. v. 18. Ian. 1819 1) (G. S. 1819 ©. 21) er⸗ 
angen, welche (In ihrem Elngange) die Aufhebung ter Unterthaͤnigkeit als 
ut Einführung der Preuß. Geſete, insbeſondere des Er. v. 9. Oft. 1807, 

‚ voransfegt ), und im $. 2. beflimmt, daß mit tem Tage ihrer 
n alle aus ver Erbunterthaͤnigkeit bisher gefloffenen Befugniffe 
x Guts aufhören ſollen. 

e) Ptovinz Weftphalen betr., fo war in einer an den Ober⸗ 
Isäfidenten der Provinz erlaffenen K. DO. v. 19. Aug. 1815 ausgeſprochen 
nıden, Daß Tas Ed. v. 9. Oft. 1807 auf vie Verhältniffe ter präftations- 

eigenbehörigen Einfaffen zu ihren Butöberrfchaften Feine Anwen 
ung ‚ fontern eine diefem &. analoge Verordnung erlaffen werben 
We Es iſt demnächſt: 

a) für die vormals zum Königreich Weſtphalen, zum Groß⸗ 
erzogthum Berg und zu ven Branzdfifh-Hanfeatifhen Depar- 
:mentd gehörigen Lanvestheile das ©. v. 25. Sept. 1820 die gutsherr- 
bäuerlichen Verhaͤltniſſe (G. S. 1820 ©. 169) ergangen, und fpäter, 
it deſſen Aufhebung, in ven drei Befehen v. 21. April 1825 für die ge» 
meten refp. Lantestheile (G. S. 1825 S. 73— 128) das Verhaͤltniß res 
lit. Im $. 3. des Geſetzes für die ehemals zum Köntgreiche Weſtpha⸗ 
n gehörigen Lantebiheile, und im 6.4. ver beiden Geſetze für die vormals 
m Großherzogthum Berg und zu den BranzdfifchHanfentifchen Departe⸗ 
ent en Landestheile ift feftgefegt worten, daß die Leibeigenfchaft, 
—— Eigenbehdrigkeit, inſofern ſie irgendwo noch beſtanden 
ätte, mit ihren Folgen aufgehoben bleiben ſolle, wie es in der ganzen 
Benarchie theil früher, theild durch das Ev. v. 9. Oft 1807 fihon ge⸗ 

fel. 


5) Für das Herzogthum Weftphbalen, das Fürftentbum Sie«- 
en, die Aemter Burbach und Neuenkirchen und die Graffchaften 
Bitsgenfein- Wittgenftein und Wittgenflein- Berleburg iſt nad 
m v. 21. Juni 1825 (8. S. 1925 ©. 153) das A. L. R. zwar 
ageführt, jeroch nach 6. A. deſſelben unter antern mit Ausfchluß des 
R. 7. Sb. II. des A.L. R., welcher die Beftimmungen über tie Unter» 
äntgfeit enthält, In Betreff deren bis zum Erlaß neuer gefeglicher Beſtim⸗ 
ungen die bis dahin beſtandenen gemeinen Mechte und vie fich Tarauf 
niehenten Landes-Örtrungen gültig bleiben follten. Es findet daher in 
en Landestheilen das Er. v. 9. Oft. 1807 in Betreff der Aufhebung 
er Untertbänigkeit Peine Anmentung. 

Anlangent nun: 

aa) rad Herzogtbum Weftphalen, welches durch die Traftate vom 
3. Nov. 1813, 10. Iuni 1815 und 30. Iuni 1816 (G. ©. 1818, Anh. 
5. 47. 100) vom Großherzogthum Heffen an Preußen abgetreten worden, 





1) Bergl. in Br. I. ©. 88-89. 
2) Die GBinführung ber Preuß. Geſetze in jene Landestheile if durch das 
Bet. v. 15. Rov. 1816 (8. ©. 1816, ©, 233) vom 1. März 1817 an erfolgt. 
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fo it dafelbft vie Leibeigenfchaft durch die Großherzoglich Heſſiſche ®. 
5. Nov. 1809 wegen ver Kolonat⸗ und Leibeigenfchafts«-Verhältniffe 1) « 
gehoben worden. Bernere Beftimmungen und Modiffationen jener V. 
ertheilt in der DB. v. 8. Sept. 1810 wegen ter Kolonat» Waldungen 
v. 9. Febr. 1811 wegen Bertheilung einzelner Grundſtücke ?), vo. 9. 8 
4811 megen Theilung gefchloffener Büter *), und v. 18. Aug. 1813 wı 
Erläut. der V. v. 5. Nov. 1809. 5) 

Auf diefe Broßberzoglich Heſſiſchen Geſetze bezieht ſich demnächſt 
für das Herzogthum Weſtphalen erlaffene ©. v. 18. Juni 1840 über 
den Grundbeſitz betr. Rechtsverhältniſſe (G. ©. 1840 S. 158) und 
Abloſungs⸗Ordn. v. 18. Suni 1840 (©. S. 1840 ©. 156.). 

BB) Das Fürſtenthum Siegen hat eine Zeitlang zum ehemal 
Zroßherzes umn Berg gehört und iſt durch die Verträge v. 31. Mai 
©. 1818, Anh. No. 3. Art. 5. und No. 4. Art. 2,), nach dem Sepa 
Art. zum Traktat v. 31. Mai 1815 (G. ©. 1819. Anh. No. 2. ©. 
und v. 44. Dec. 1816 (ebendaf. No. 4. S. 99) von Naffau an Pre 
abgetreten. 

Während der Zeit, wo daffelbe zum Srobhergogsbum Berg gehörte 
die Reibeigenfchaft Durch tie Dekrete v. 12. Dec. 1808, 11. Ian. 1809 
13. Sept. 1811 °) aufgehoben und, nach dem Wiederanfall des genau 
Fürftenthums an den König der Niererlande, durch die Naffau« Dran 
V. v. 20. Dec. 1813 nicht wieder hergeftellt worten. Das G. v. 18,1 
1840 über die Mechtöverhältniffe 2c. im Fürſtenthum Siegen (®. ©. 4 
©. 151) (in der Einl. und $ 1. und 3.) bat es hierbei belafien ($ 
tes ©. v. 21. April 1825, G. ©. ©. 94). ! 

yy) Die Aemter Burbach und Neuenkirchen (freie und SM 
grund) waren vormals Naffauıfche Landestbeile (vergl. die zu BB) erw 
ten Verträge). Die V. des Herzogs und Zürflen von Naffau v. 1. 
1808, v. +2. Bebr. 1509 und v. 4. Sept. 1812 hatten vafelbft vie $ 
eigenfchaft, die Manumifflonsgelver, die Abgabe des Beſthaupts umb 
unentgeldlichen Frohnden und Arbeiten aufgehoben, vie in Gigenchy 
Berhältniffen beruhenden Abgaben aber aufrecht erhalten und abiä 


gemacht. 

06) Die Graffhaften Wittgenftein « Wittgenftein und W 
genfteins Berleburg wurden durch den Vertrag v. 30. Juli 1816. 
©. 1818 Anh. No. 17. Art. 2.) vom Großherzogthum Heſſen an Bra 
abgetreten. Die oben (zu aa) erwähnten Broßheriogl. Heſſiſchen & 
wegen Aufhebung der Leibeigenfchaft find dort nicht zur Ausführe 
bracht; es iſt daſelbſt die Leibeigenfchaft nicht ausdrücklich aufgehe 
jedoch im Laufe der Zeit erlofchen und die Preuß. Regierung bat eb 4 
für angemeffen erachtet, darüber noch befondere gefegliche Beitimmunge 
erlaffen, weil dadurch tie Meinung beryorgerufen werden Eönnte, al 
fie ein Verhaͤltniß jener Urt bisher noch geduldet hätte, 

d) Die Mheinprovinz betr., fo iſt in denjenigen Theilen verfd 
auf welche fich die drei Geſetze v. 21. April 1825 nicht beziehen und 
ter Code Napoleon gilt, die Leibeigenfchaft mit mehreren Audflüffen | 


1) Dergl. in Scotti’s Samml., Abth. 2. Nr. 360. 
2) a. a. O., Nr. 388. 
3) a. a. O., Nr. 416, 
4) a. 0. DO. Nr. 417. 
5) a. a. D., Nr. 548, 
64 9* Vergl. Temme's Samml. ber Königl. Weſtphäl. ıc., Dekreie ıc., S 
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aus dem Geſichtspunkte ver Abichaffung ver lehns⸗ und gutäherrli- 
echte und Befälle mit Aufrechterhaltung ter auf Berleibung von 
Rüden berubenten Zinfen und Abgaben aufgehoben durch das Fran⸗ 
Defe v. 4. Aug. 1789 und mehrere fpätere Verordnungen, welche 
tie Bekanntmachungen des Branzdjifchen Megierungs » Kommiffärs 
dd. Mainz den 6. Germinal VI. und 9. Brumaire VII, auf vie 
a der Maas, Mofel und tem Rhein gelegenen L2änter ausgerehnt 
ker durch Branzöfifche auf das linke Rheinufer anwendbare Geſetze 
erorduungen ergänzt worden find. ?) 
a Oſtrheiniſchen Theil des Reg.⸗Bezirks Koblenz betreffend, in 
n tie Branzöftifhe Geſetzgebung nicht gilt, auch das A. L. R. nicht 
hri ift, und auf melden ſich die Sefege v. 21. April 1825 nicht 
m, namentlich: 
den Theil des Koblenzer Kreifes auf der rechten Rheinſeite, 
ten Kreis Altenkirchen, mit Ausnahme ter Herrſchaft Wilden» 
burg, welche früher zum Großherzogthum Berg gehörte, 
den Kıeiß Wetzlar, melde Stadt zum vormaligen Großherzogthum 
Frankfurt gehörte, 
den Kreid Neuwied, deſſen größerer Theil durch den Vertrag v. 
31. Mai 1815 (G. S. 1818, Anh! No. 4. Art. 1.) von Naffau 
an Preußen gelangt ift, 
bezüglich ter darunter begriffenen vormals Naffauifchen Landestheile 
8 oben zu c. yy. Bemerfte Bezug zu nehmen. Im Uebrigen gelten 
t noch die Beftimmungen des gemeinen Deutfchen Mechts neben ven 
ren Landesgeſetzen. 
In Neuvorpommern nebft Rügen, wo das A. L. R. nicht ein« 
ik, iſt Die Leibeigenfchaft Durch das Pat. v. 4. Juli 1806?) aufs 
n worden. 
Die Aufhebung ter Neibeigenfchaft mit deren Zolgen ift durch vie 
. Befeggebung überall ohne Entſchädigung erfolgt. Die drei Ge⸗ 
“21. April 1825 (6. 4.) haben dies ausdrücklich beftimmt; in ven 
zen Sefegen, namentlich in nem Er. v. 9. Oft. 1807 ift eine Ent» 
gung nicht verheißen und das C. R. v.5. März 1809 sub No. 11.) 
über entwidelt, daß und aus welchen Grünten es für unftauthaft er= 
worden, ten Gutsherrſchaften deshalb eine Entfchätigung zu ges 


L 

sl. Art. 42 der Verfaſſungs⸗Urkunde v. 31. Ian. 1850. 

. Durch Die Beflimmung des 6. 10. des Ed., wonach fernerbin ein 
hänigfeitö-Berbältnig werer durch Geburt, noch turch Heirath, noch 
lIebernehmung einer unterthänigen Stelle, noch durch Vertrag entſte⸗ 
mn, find die entgegenftebenvden Borfchrifien des A. L. R. Tb. U. Tir. 
93—112. außer Kraft gefekt. 

7 $.1. ver V. v. 18. Ian. 1819 *) enthält diefelbe Beſtimmung für 
ottbuſſer Kreis, die beiden Laufigen und die übrigen vormald Königl. 
[hen 2andestheile (G. ©. 1819 ©. 21).°) 


Bergl. tiefe Gefepe und Verordnungen in v. Daniels Handbuch der für 
een vertündigten Geſetze ıc. aus der Zeit der Fremdherrſchaft, insbeſ. 
. 971 


Vergl. in v. K. Jahrb., Bd. 35. S. 305. 
Bergl. in Bd. 1. S. 4. 
Vergl. in Bd. I. ©. 88. 
Daß tiefer Grundfag auch für bie übrigen betr. Landestheile gilt, folgt 
15. des Publ. Bar. v. 9. Nov. 1816 u. $.4. der Geſetze v. 21. April AB2D. 
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BB) Das R. des K. Juſtizmin. v. 20. Juni 1831 hatte die 68. ı 
bis 487. a. a. O. au auf Schußgelver für anmentbar erflärt. 
(Jahrb. Br. 37. S. 329, Griff, Dr. 6. S. 102.) 


Da inde nach F. 3. No. 3. und 10. des Abloͤſ. Geſetzes v. 2. 9 
1850 jeder Anſpruch auf Schutzgelder für völlig beſeitiget zu betrachten 
fo ift dies R. als antiquirt anzufehen. 
yy) Das R. des K. Yuftizmin. v. 17. Nov. 1837 hat ausgeführt, 
den Gutöherrfchaften die Befugniß des $. 484. a. a. D., wie die Ver 
chung ter 66. 472. und 493. a. a. O. mit ten $6. 357. und 358. A 
D. 1. 50. ergebe, nicht megen blos perfönlicher, fondern nur wegen 
Brundzinfen und folcher Abgaben beigelegt fei, welche die Einfaffen 
ihren Stellen zu entrichten haben. Das GErefutiondrecht könne 
6. 487. a. a. O. und $80.UNR. IL 14, nur gegen diejenigen In! 
duen geltend gemacht werden, welche vergl. Gruntabgaben bisher der £ 
ſchaft gezahlt haben, und nicht etwa Durch dagegen erhobenen Wirerfy 
bereitö zwei Jahre lang fich im Beſitze der Freiheit von diefer Entrichtung 
finden, ſowie denn audy die Eref. nach Maaßgabe der desfalls gelte: 
Geſetze zu verfügen fel. Die Einziehung von Nugungen der Gerichtsbar 
die wie Schußgelver, nicht zu den Gruudabgaben gehören, könne der 
richtsherr zwar durch feine Berichte bewirken, welche, wenn fte die Bei 
tigung des Gerichtöhern nach vorgenommener Prüfung für unzweife! 
alten, ein Zahlungdmandat erlaffen, hei eintretenter Weigerung oder 
Lobenem MWiderfpruch aber ven Gerichtöheren zum Rechtswege verw 


ten. 
ass. Br. 51. S. 145, Gräff, Bd. 12. ©. 76.) 


00) Das R. des K. Min. des I. v. 13. Juli 1844 (an den Mag 
Frankfurt) führt in viefer Beziehung aus, daß tie Gutsherrfchaft, wem 
einen Oruniine mit tem berechtigten gutsherrlichen Vorweirke vererbpa 
haben (mit Rückſicht auf die Vorfchriften des A. L. R. 1.21. 66. 187. 
201. und 1. 7. 6. 5.) nicht im Beſitze dieſes Zinfes verblieben fei, 
daber (mit Nüdficht auf G. 484. A. L. R. 11. 7.) aud) nicht zur erefu 
fhen Einziehung deifelben berechtiget fei; daß aber tem Grbpächter 
folche Befugniß nicht zuftebe, weil ex feine Gutöherrlichfeit beftge, wes 
für ihn Dad Vorrecht des G. 484, ceffire und ihm nur der Rechtsweg 

attet fei. 
ſ Bl. d. i. V. 1844. S. 235. Nr. 275.) 

es) Dad R. deſſelben Min. v. 19. Aug. 1844 bemerkt, daß nach $. « 
a. a. D. die Verpflichtung der Zinspflichtigen, welche tie Abgaben bef 
ten, folche Teffenungeachtet, mit Vorbehalt ihres Nechted, zu entrichten, 
dafür Sicherheit zu beftellen, davon abbängig fei, Taß die Herrſchaft 
bisher im Beſttze ter ftreitig gemortenen Zinfen befunden habe, intem f 
der Herrſchaft nur zuftehe, ihren Anſpruch geltend zu machen. (Dein. B 
i. V. 1814. ©. 234. Nr. 275.) 

7) In Eu auf ten 6. 487. a.a. DO. bat das Ob. Tribunal 
dem Eik. v. 10. Juni 1848) angenommen, daß deſſen Beftimmung auf 
von Müblengruntftüden zu entrichtenten Betreideabgaben Feine ! 
wendung finte (Präj. Nr. 2031. in den Entſch. des Ob. Trib. Bd. 16. ©. 
und in Striethorſt's Rechtef. Bd. 4. S. 154. Mr. 75.) 

Diefe Entfcheitung berubt auf ver Anftcht, daß ver 6. 487. a. a 
einerfeit8 eine Ruſtikal⸗Stelle ald verpflichtetes Grundſtück, anderaf 
die Gutsherrſchaft ald Berechtigte, ſowie den Entftehungsgrund ver 
gaben in tem gutsherrlichen VBerhältniffe vorausfege, ein Mühl 
grundftüd aber nicht zu den bäuerlichen Stellen gehöre und der M 
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: in keinem folchan Unterthaͤnigkeits⸗Verhaͤliniſſe ſtehe, wie ver 
einer bäuerlichen Stelle. 
gegen wird inteß in ter Zeitfchrift für die Landes» Kultur-Ge- 
ser Preuß. Staaten (Br. 3. S. 55 Note *) eingewantt, daß die 
nnahme in der Allgemeinheit, wie fle Hingeftellt worden, ſich nicht 
je, da tie meiflen Mühlen (3. B. in Schleflen) von den mit der 
erechtigfeit belieben geweſenen Bellgern adlicher Güter erbaut, und 
en Zäntereien, fowie mit dem Derfprechen von Bauholz, gegen 
ares Belt, theild Geld» und Natural Abgaben, unter rem Vor⸗ 
des Laudemiung, veräußert worden. Die Befiter ferien zwar 
egel dienſtfrei gemefen, hätten aber zur Veräußerung ibrer Grund» 
z gutöberrliden Genehmigung beturft und ganz in dem 
ffe zu ten Gutsherrſchaften geftanten, wie die Beflger ver Schol- 
Sreibuben und Kretfhhmerftellen. Dies fei aber ein aus 
sherrlichen Obereigenthume entiprungenes Abhängigfeitöverbältniß, 
Stellen feien bäuerliche gemefen, wenn auch die DBeflger per- 
dem Gutsherrn nicht unterthänig waren. Auch fänden fich in ten 
ven Urbarien, deren Zweck vie Beftftellung der Verhältniffe zmifchen 
ten unt Untertbanen fei, tie Verhältniſſe zwiſchen jener und 
sienbefigern aufgenommen, und mit Rüdficht hierauf, ſowie 
6.471. und 492... R. II. 7., fei anzunehmen, daß ver $. 487. 
fih auch auf die Mühlenbefiger beziehe. Wenn aber das Ob. 
e Anmentbarfeit des letzteren Paragraphen nur bei Getreide— 
audfchließen und ibn alfo, wie es fcheine, bei ven Geld⸗Abga⸗ 
Mühlenbeſitzer zulaffen wolle, fo fei für tiefe Unterſcheidung gar 
and aufzufinden, Ta das Mühlengrundſtück ein Ganzes fei und 
ilmeife ein baͤuerliches, theilmeife Fein folches fein koͤnne. 
Streitfrage erletigt fich übrigens im Wefentlichen daturdy, daß nad) 
8 Müblen-Ablöf. Gef. v. 11. März 1550 jeder Streit über die 
at ter Mühlenabgabe die Audeinanterfeßung zur Folge haben 
md nah 8. 9. a. a. O. die Auseinanterfegungd- Behörden ermäch⸗ 
d, über Die gegenfeitigen Leiftungen interimiftifche Veftfegungen zu 


ı Das Ober» Tribunal bat (in dem Präj. v. 11. Aug. 1837) 
men, daß der Präftantiar nicht nöthig habe, fich Bei der Zahlung 
forterung nody ausdrücklich vorzubehalten (U. L. R. 1. 16. 
. 165.), wenn er fünftig tavon Gebrauch machen will; denn ed 
daß Tas Geſetz (UL. R. 11. 7. $. 487.) ihm dies Recht vorbe⸗ 
bald er vie Verpflichtung im Allgemeinen beftritten babe, fo da 

er zum Prozeß getiehen iſt. (Praͤj. No. 315 in ter Präj. Samml. 
Trib. ©. 154). 

In Betreff ver Kurmark Brantenburg hat das R. v. 1. Juni 
genommen, daß ein Pacht» oder Zindberechtigter, wenn ihn auch 
erichtöbarfeit, noch Erbherrſchaft über ven Verpflichteten zuftehe, 
tivifchen Beitreibung feiner zu fortern habenten Pacht» oder Zins⸗ 
auch ohne Prozeß befugt fei und foldye, ohne ſich an ten Ges 
m zu wenden, durch einen Dritten erefutivifch beitreiben laſ⸗ 


ngel Bd. 15. ©. 223, Nabe Bd. 5. S. 119—124.) 

Tas M. res K. Min des I. v. 8. Dee. 1318 führt aus, daß im 
eszogıbum Poſen ein Gericht Die Polizeibehörde generaliter res 
föune, tie unftreitigen Dominialgefülle auf Anrufen der Gutsherr⸗ 
etutivifch beizutreiben, daß aber der Gutsherr nicht befugt fei, tem 
neifter Tiefen Auftrag zu machen, welcher vielmehr in einer ſolchen 
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Juftizangelegenheit nur auf Requiſttion des kompetenten Gericht3 verfahe 
ven dürfe. !) 

(9. I. 1174--1175.) 

6) Der ©. 1. des &. R. v. 8. April 1809 verweift auf den Inheli 
ter Kaufbriefe und Urbarien, der rechtgültigen Verträge wm 
auf die Obfervanzen. 

DEAN. Th. U. Tit. 7. bemerft in den $. 137., 140 — 148: 

ac) daß die Pflichten der Untertbanen gegen ihre Herrſchaft Kanye 
fählih nad den Kauf» oder Annahmebriefen, biernächft nach den gefepe 
mäßigen Erb» und Dienft-Megiftern oder Urbarien, und endlich nach ber 
Provinzials Befegen zu beurtheilen ſeien ($. 137.); 

BB) daß Annehmungs⸗ oder Kaufbriefe, durch welche tie Laſten 
Unterthanen erhöhet oder abgeändert werden follen, forwie überhaupt die 
Verträge, durch welche die biöherigen Obliegenheiten ter Unterthanen ges 
ihre Herrfchaft Abänterung erleiden follen, mit aller Vorficht und gericht⸗ 
lich abgefchloffen werden müſſen ($. 140.); = 

yy) daß neue Dienſt⸗Regiſter und Urbarien zwifchen Gerrfchaften id 
Unterthanen von dem Landed-Kollegium unterfucht und, nach Befinden ver 
Umftände, beftätiget werden müſſen (6. 141.); 

0d) Taf gegen den deutlichen Inhalt folcher beftätigten Urbarien werer für 
den einen, noch für den antern Theil eine Verjährung flattfinde (6. 148} 

Mit Bezug auf diefe Vorfchriften ift zu bemerken: 

au) Das Ob. Tribunal hat (in dem Erf, v. 30. Sept. 1885) we 
genommen, daß ter $. 137. a. a. O. feine Ausnahme von dem allgemeinen 
Srundfage des 6. 75. Tit. 5. SHE I. des A. 2. R. ausfpreche, melde 
vielniebr ausdrücklich darin hätte gefagt werden müflen; ed Tünne 
eine Gutäherrfchaft ans einem KaufsKontrafte, welchem fie nicht ausbrä 
Beigetreten tft, Feine Nechte herleiten. Insbeſondere liege in der gutbhen⸗ 
lichen Konfirmation *), weldyer früher nach Schleflfcher Verfafſung gm 
Gültigkeit aller über Immobilien der Untertbanen gefchloffenen Veräußerung 
Verträge erforderlich war, nicht der Veitritt der Gutäherrfchaft zum Vertrag 

(Koch's Schl. Archiv, Bd. 2. ©. 494.) 

BB) Denfelben Grundſatz hat ver höchſte Gerichtähof in dem El 
v. 5. April 1845 angenommen, intem er ausführt, daß nur nach folchen 
Kaufs und Annahmebriefen, die gerichtlich vom Gutsherrn und dem Me 
figer einer Auftifaljtelle gefchloffen find, nicht aber nach Kauf- Verträgen 
rer Stellen» Beflger unter einander, die Pflichten der legtern gegen er 
Gutsherrn zu beurtbeilen feien. 

Die Gründe der Entfcheitung führen aus: 

Der $. 139. des A. L. R. II. 7. läßt hierüber Feinen Zweifel. Es verads 
net nämlich der $. 138.: 

„Den neu angehenden Beligeen nnterthäniger Stellen follen die vor⸗ 
bin darauf gehafteten Laften und Abgaben willführlich nicht erhöht werben 

Es iſt alfo der Fall vorausgefegt, wo Rufifalftellen an den Butsheren ae. 
lebigt find, und von ihm gemäß $. 14. daſelbſt wiederum befept werben müſſen 
Menn es nun im $. 139, daſelbſt heißt: 

„Wenn aber dergl. Abäuderung erforderlich ift, fo muß der Grund bang, 
und worin bie der Stelle gegen die Uebernehmung neuer ober dh | 
zugewendeten nenen DBertheile beftehen, in dem Kauf: und Annahme - 

austrüdlich angezeigt fein,“ 


* 


1) 
1) Diefer Anficht widerſpricht indeß das (chen mitgelheilte) neuere A. w- 
5. März 1536. 

2) Vergl. hierüber auch die damit übereinflimmende Anficht von Bau⸗ 
meifter (Seh. Db. Juſtizr.) in Koch's Sch. Arkı., Bo. 2. S. 492, Rote 1. 
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hieraus einmal: daß der im 6. 137. daſelbſt erwähnte Bertrag ber erfte 
ñ, in welchem tas Rechtsverhältniß in Beziehung anf die Leiflungen von 
nfifalftelle feftgeftellt if, weil die fpiteren, Abänderungen enthaltenden, 
e unter die Beflimmung des $. 138. ff. fallen; — und dann: daß nur 
rirägen der Gutsherrſchaft mit dem Stellenbefiger im $. 139. und 
auch im 6. 137. daſelbſt die Rede it. In Beziehung auf die mit dem 
chenten Befiger verabreveten Abänderungen ift überdies der im 6. 139. 
gebachte Bertrag ber erfte. 

ntfch. des Ob. Trib., Br. 13. ©. 335.) 


) Daß der in einem Urfaufe betungene Grundzins ohne Eintragung 
Hypothekenbuch nicht Die Natur eined dinglichen, auch gegen jeden 
Befiger verfolgbaren, Rechtes habe, ift von tem Ob. Tribunal 
brt in ten Erf. in Sriethorſt's Archiv, Br. 3. S. 99 um 
©. 11. 
Ueber das Schhlefifhe Urbarienweſen vergl. Vater's 
rinm ter Schleſiſchen Verfaffung Br. 2. ©. 511, Merkel's Kom⸗ 
zum A. L. R. II. 7. $. 141., und tie Auffäge im Juſtizmin. DI. 
>. 52 u. 84, desgl. in der Zeitfchrift des Reviſions⸗Kollegiums für 
Kulturs®efehgebung, Br. 4. ©. 127 ff. 
8 tie Beweisktaft der Urbarien und Urbarials Verband» 
ı betrifft, fo bat dad Ober- Tribunal in Bezug darauf folgenve 
x angenommen: 

ex Plenarbeſchluß v. 26. Febr. 1844 geht dahin, 
um die Exiſtenz eined der Butsherrfchaft zuſtehenden Rechts, von 
tal» Sruntftüden bei Beſitz⸗ DVeränterungen Laudemien zu fordern, 
rehmen, der in einem konfirmirten Schleſiſchen Urbarium enthaltene 
vert über das gedachte Recht durch fich felbft genüge, ohne daß aus 
Urbarium ter Nechtögrund (Titel) dieſes Rechts erhellt. 
fh. Br. 9. ©. 117, Juſt. Min. Bl. 1844. ©. 52.) 


sol. über tiefen Plenarbefchl. die Abhandlungen yon Koch (Koch's 
Ah. Br. 6. S. 129), Burchardi (Jur. W. 1846 ©. 221 ff. 

Dr. Kahle (ebentaf. ©. 441 ff), NRoloff (Jur. W. 1847 
5), und v. d. Hagen (ebentaf. ©. 297 ff. u. ©. 309 ff.). 

Das Erk. des Ob. Trib. v. 3. Mai 1845 führt aus, Taf ta 
miniß einer Verpflichtung, ohne Angabe des Entſtehungégrundes 
tyflichtung, diefe felbft noch nicht begründe, und daß dies insbeſon⸗ 
on Anerkennntniffen in vorbereitenden Wrbarials-Verbantlungen, 
die Errichtung eines förmlichen Urbariums nicht zur Folge gehabt 
gelte. (Entf. Br. 11. ©. 345). 

Derfelbe Gerichtshof hat (in dem Erf. v. 5. Mai 1847) ans 
ımen, daß tie Vermerfe über unftreitige Punkte in interimifti- 
von den Haupt=Urbariens Kommiffionen zu Breslau und Glogau 
ten Urbarien zum Beweiſe ter Exiſtenz ter dadurch feftgeftellten 
und Verpflichtungen genügen, wenn auch der Entſtehungsgrund 
n nicht angegeben if. 
nifch. Br. 14. ©. 461, Präl. Nr. 1864 u. Bd. 17. S. 396.) 

Derfelbe Gerichtshof bat (in dem Erf. v. 1. Dec. 1843) audge- 
tag Urbarien durch fpätere, damit in Wirerfpruch flebente, ein» 
vom Hypotheken⸗NRichter vorgenommene oder eines befonderen güls 
ſtechtsgrundes entbehrente Eintragungen im Hypothekenbuche 
ibgeäntert werten, ſondern taß vergl. Vermerke wirkungslos find 
löfcht werten müſſen. 
cch’6 Schl. Arch. Br. 5. S. 277-296.) . 


sl. übrigens $. 40. des Abl. Gef. v. 2. März 1850 in Berreit ter 
:mien. | 
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ge) In Betreff der von den Regierungen, nach 6. 20. der Befchki 
Inftruft. v. 23. Oft. 1817, geführten Präftationde Tabellen hat 
Dber- Tribunal (in dem Erf. v. 17. April 1847) angenommen, | 
foldhe feinen Beweis der Pflichten ter Ruſtikal⸗Beſitzer gegen vie Gr 
herrfchaften liefere. 

(Striethorft Rechtsf. des Ob. Trib., Bo. 1. ©. 99. Nr. 47.) 

2) Die zeitherige Verpflichtung ter Käufer von Nuftikal» Stellen 
Gntridhtung der Raudemien, Marktgrofchen orer ähnlicher Abga 
vom Kaufwerthe der Gruntflüde an den Gutsherrn, ald Inhaber 
Gerichtöbarkeit, fol fortbeftehen ($. 2. ver Publik. v. 8. April 1809). 

Diefe Beſtimmung tft indeß mefentlich mob ige worden durch die Ü 
fchriften ter FF. 36 — 49. des Ablöf. G. v. 2. März 1850. (Vergl. 
Erläut. Dazu). 

3) Ter $. 3. des Publik. v. 8. April 1809 erbält das Recht ver 
der Patrimonial» Gerichtöbarkeit beliehenen Gutöherten, in fo lange. 
wegen Verwaltung derfelben nicht etwas Anderes verordnet worden, 
Abzugs⸗ oder Abfahrts⸗Gelder von auswandernden Dorfbemohnern, w 
diefelben außer Landes ziehen, und den Abfchoß von allen aus ihrer | 
richtöbarfeit ind Ausland fallenden Erbfchaften, unter ter im $. 152. 
And. zum A. L. R. vorgefchriebenen Einſchraͤnkung, aufrecht. 

Der $. 152. des Anh. zum A. L. R. ſetzt feft, dag vie Privat⸗Abſch 
Berechtigten Durch tie Verträge ded Staates mit auswärtigen Mächten I 
Abſchoß⸗ und Abfahrts⸗Gelder verpflichtet werden, infofern nicht vom St 
ausrrüdliche Ausnahmen gemacht find oder werden. 

Diefe Beftimmungen hatten ihre praftifche Bedeutung größtentheils fi 
dadurch verloren, daß durch Verträge mit faft allen Staaten dad Abm 
recht aufgehoben worden war !); gegenwärtig aber find diefelbeu dadi 
völlig befeitiget, taß durch vie V. v. 2. Ian. 1849 die Priv 
Gerichtsbarkeit gänzlich aufgehoben worden iſt. 

Vergl. auch 6. 3. Nr. 1. res Ablöf. ©. v. 2. März 1850 und Art. 
der Verſaſſ. Urfunte v. 31. Jan. 1850. 

4) Der $. 4. des Publif. v. 8. April 1809 erhält vie Befugniß 
Gutsherrſchaft aufrecht, von den auf ihren Gütern wohnenden Handwerh 
ten herkömmlichen Handwerkszins, alfo auch Weberzind, zu for 
infoweit vie Befugniß dazu durch rechtögültige Privilegien oder durch 
geitörten Befig feit dem Jahre 1740 begründet ift. 

Vergl. hierüber audy die Beftimmungen unter Nr. 12. des ER 
5. März 18609. 1) 

Diefe Beftimmungen find durch die neuere Gewerbe⸗Geſetzgebr 
vollſtaͤndig befeitiget worten. 

A. Für tie nad) dem Jahre 1807 bei tem Staate verbliebenen 2 
deötheile wurte durch tag Er. v. 2. Nov. 1810 über die Einführung e 
allgemeinen Gewerbefteuer (G. S. 1810 ©. 86) vie allgemeine 
ver Gewerbe dergeftalt eingeführt, daß vie Befugniß zum Gewerbebeir 
letiglicdy von ver Verleihung des Gewerbeſcheines Durch die hierzu beftel 
Staatsbehörden abhängig gemacht wurde, wodurch mithin die bisheii 
Konzeffions»-Errheilungen Seitend der Outsherrfchaften und Di 
Obrigkeiten überflüſſig gemacht und befeitiget wurden. In Folge dei 
verortnete Der $. 30. a. a. O., daß alle bisherigen Abgaben von ven ( 





— — 


1) Vergl. das Nähere hierüber in den Ergänz. der Preuß. Rechtsbücher 
Grff x., (3, Ausg.) zum A. L. R. II. 17. Abſchu. IL, S. 344—351. 
2) Vergl. in Br. I. ©. 42. 


Tnih v. 9. Dit. 1807. 8 


stern fie die Bereihtigung zum Betriebe. derſelben betreffen, als: 
seo, Rahrungsgeld von kataſtritten Stellen, oder unter welcher 
fie fonft vorkommen, fie mögen aljäpılich oder ein Mal für 
Gtasiö > „Raffen, Kämmereien oder an Grund entrichtet 
Einfäh der Gewerbeſteuer aufhören follten. *) - 
theipungen der Berichtähöfe Aber die Frage, welihe 
ter die biernach für " Nufgehoben erklärten gewerblichen Abgaben 
yaben Beranlaffung zu der Deklaration (des $. 80. a. a. O.) v. 
r 1882 2) (8. ©. — 2 S. 64), welche gewiſſe Merkmale und 
ethuugen aufftellte, die bei den Entſcheidungen varäber, ob det⸗ 
it Grundbefig verbundene ne gewerbliche mu 
ws oder nicht, maaßgebend fein ſollten 
den nach dem Jahre 1813 neus und wiedererworbenen Laudes⸗ 
wate das Ed. entre 1810 cine Oktngleit; e® blieb daher 
mwechtigung zur ung bon es Konzeffionen und zur 
on Gavaie ben, Ehforoeit nicht bereits deren Aufpebang 
entoberrlichen © ebgebungen erfolgt war, noch fortbeftehend. 
Pa berorbaete F den ganzen Umfang der Monarchie bat ®. v 
Einrichtung des gabenweſens (G. S . 1820 


— 
—— Patent⸗ und Nahrungs⸗Steuern, die in den 
1. Ian. 1813 wieder» oder neuermorbenen Sanbeötpeilen (zu 
affen). bieder erhoben werben, aufhören follten. 
das Bro netyootbum Poſen erging in dieſer Beziehung fer» 
418. R wegen’ Mufbebung 6 der —— und es 
Gen und Leitungen In den dortigen Mediat- Städten 2) (G. ©. 
5), wodurd vie gewerblichen Abgaben in dieſen Stänten in 
fange, wie durch den 6. 30. des Gewerbe⸗Steuer⸗Ed. v. 2. Nov 
darch die Deklar. v. 19. Febr. 1832, für aufgehoben fl 


as beſtimmte (für den ganzen Umfang der Monarshle) die 
mmerbe-Dron. v. 17. Ian. 5 (in ten 66. 2 u. 3.).°): 
' Bereiitigungen zur Griheilung von Konzeffionen ale. Fin Fi 
oder zum Betriebe von Gewerben, und alle A welche 
Betrieb eined Gewerbes entrichtet werden (vorbebaltlic der durch 
u. 30. Mat 1820 eingeführten Gewerbe⸗Steuer), forte die Be⸗ 
dergleichen Abgaben aufzuerlegen, aufgehoben fein foflten, und 
Bra, ob eine Abgabe zu den ee zu rechnen, nad 
‚9. 19. Febr. 1882 zu beurtheilen fei. *) 
‚1845. ©. 41.) 
auch Art. 42. Nr. 2. der Verfaſſ. Urkunde v. ai San. 1850. 
e Dei. v. 19. Febr. 1832, auf welche ver $. 3. des Gewerbe» 
(7. Ian. 1845, als für die ganze Moueräle gutils, ver⸗ 


8 


Biel 


19. Febr. 1832, nebſt dem zn deren Erldut. erganges 
* Ri 1834, in Bd. I. S. 84. 


—*— bon Mahlen⸗Mrundſtücken vergl eð \ 
unbiif. ©. ». rinnen —*X 


tar⸗Oleſepa. BB. I. „ 
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ie darüber, an 
Me @r ande —— n en wi were 





d Ri 317 
— —— 
damit in Verb en ——— en 1) find folgende: :. .. . Med 


a) Des OberrTribunal ate räger Beieeif en de 
Dell.) den Say. angenommen: ar rc 
Derumfand dAlein, dab von einem: Gruurtade, ih: welchen de’ 
eines Gewerbes verbunden if, ein fährlicher Bis zu enteichten: RR, bewei! 
allein. noch nicht, daß biefer Bine eine Grund⸗Abgabe fels ca unf‘: 
biefes annehmen zu fünnen, ned befonders bargeihan fein, oder auf 
Ränden hervorgehen, daß Bine mi werben nf, das vr 
Grunbrüd. beflimmt if, möge betrieben werben ober nick. ... - 4° 
Später. Wurde. dagegen von benfelben: Gerichtähofe angenepmen: noi 
daß ver. Abgabenpfichtige ben Wen ersehe amgntziten Se Habe, daß bie ie bpb | 
entrichtet werben dürfe, wenn: das werbe, weil 
dafür- 2 daß der Mubehand feinen Brumb zur Ermäßigung N 
abgeben follen; er weile einen Bortheil erzeichen, fi daher oh a 


ad Blenarbefhluß u 15. Sehr. 1847 2). at Andep: die 
—— für bie sigtige ehrt, indem derſelbe senden dechtt⸗ 


















De $. 1. ber Dill 19. Sehr. 1838 Rei: Hehe Nechtoverm 
auf: def —*5 welche anf einem giim Gewerbebetriebe ———— 
—58 Beſiter deſſelben entrichtet werden. müflen, es 

werbe. betrieben werben en aicht; vielmehr. beruht das vichterliche Gi 
auf —— welche von derjenigen Parthei, bie ſich auf bie Verſch w 
beruft, angegeben und erwieien werben müflen. = 

8 Hinſichtlich des $. 2. der Deklar. war es weiſcchat 
wor en: 

ob die in. dieſem $. erwähnte geſetzliche Vermuthung für die 
liche Natur der Abgabe von vornherein tem Abgabepflidytigen 
- Rebe, fo daß er fie jedesmal duch den Beweis, daß die 

Berechtigung zum Betriebe des Gewerbes betxeffe, witerlegen m 


x 
ob dieſe Vermuthung erſt Platz gr wenn die obwaltenden Unfieh 
und. das Mefultat. der Beweiſes⸗ * me keinen näheren — 
die Natur der ſtreitigen Abgabe entnehmen laſſen? 

Die zulegt erwähnte Anfiht wurde in früheren Entfcheldugen 
ObereXribunalt für die richtige erachtet, und dabek angenpmanem 
wenngleich über den Grund und die Entflehung ber Abgabe ‚feine. | | 
Beroeiömittel, namentlich Leine ausdruͤckliche Vertrags - Veilitanungen, A 

anden Kb, Doch dem richtetlichen Ermeſſen — fei, nach der 9 

je der Sache und demjenigen, was aus einzelnen Beftinichuttg A 
vorhandenen Kaufbriefe und den ermittelten Umfländen und Derbi 
hervorgehe, zu urtheilen. 

Später wurde dagegen die zuerft erwähnte Bei r die 
erachtet, und zugleich angenommen, daß ber Atgbeo e, wage 

ng: von der biäher von ihm entt bgabe verlangt, Dew * 
b für die gewerbuuehe Natur voliſtaͤndig — * alſo nachwetfen in 















— 

1) Im Betreff der Natur der Maptenshägnben Inebefoabei. von]. 
—— 8 1. ben Muller len Ablbſ. Bef. v. 11. Re 1860 (5: tut). 

iſſch. AMb. 14.6 N ee tl, inet — 
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ie auf dem Grunbfläde haftende Abgabe nicht dieſen Grund⸗ 

betreffe, viefmehr für Die — E zum Betriebe Ib ‚Gewerbes, 

jem das Grundſtück beſtimmt fei, entrichtet werde.“ 
Plenarbeſchluß v. 18. Sehr. 1847 erklärte: indeß Yie ältere 

g für die richtige, indem berfelbe folgenben Rechtsſatz aufflellte: 
richterfiche Vermuthung für eine Grund⸗ Abgabe greift erſt dann Bias, 

> is jedem einzelnen Zalle .obwaltenden „fer chen Beat oder fon 


dar de 
ve en —— dem richterlichen Ermeſſen keine 


uch. anznuchmen. Bu 


Um den aus $. 3. ber Bett. d. 19. Behr. 1882 folge Den Anfpruß 
eilweiſen Erlaß ver Abgaben zu begründen, Ilegt dem Ver⸗ 
ten der Beweis ob, * ſich die Abgabe wenigſtens theil weiſe 
Gewerbebetrieb bezi eht. 

Kud indeß vie Worte des Geſetzes: 

ie Abgabe fh auf den Bemerbebeirieh bezieht," 

e der $. 2. der Deklaration fih a 

de Abgabe vie Berechtigung ‚um Betriebe des Gewerbes 


—2X verſiedenattig aufgefaßt und ausgelegi 


"Ds. Trib. hatte bei —28 —— — augenonuen: eb 
der Beweis —— daß ver 8 die ——— ‚vom 
betricbe ſonvern * genuͤge zum Nachweiſe der 
Aamuchen Natur der —* daß dieſelbe auf dem Gewerbebetrieb 
ſich ganz oder theilmeife auf denſelben beziehe. Der Umſtand, daß 
abe neben einem Kaufgelve flipulitt, und die daraus gezogene Bol- 
daß fe dann als ein Theil des Kaufgeldes anzufeben fe, ferner, 
auf einem Grundſtücke ge) afiet und mit diefem zugleich 
t warden, fei nicht genügend, um bgabe für eine Grundabgabe 
2. und die Prüfung, ob —* für die erechtigung zum Gewerbe⸗ 
auferlegt worden ſei? auszuſchließen. 
en Entſcheidungen iſt dagegen davon ausgegan n worden, 
ichtete nachweiſen mäffe, die Abgabe werde für die Konzeſſion 
ein qu m Gewerbebetriebe entrichtet, fo wie daß und inwieweit 
— mit veranſchlagt, deren Werth in den Zins auf⸗ 
en, und die Konzefflon mit verkauft worden ſei. Es iſt ferner in 
auf Mühlengrundftücde der Umſtand, daß vie Rittergutsbeſtzer 
en im —*2* des Rechtes geweſen, die Konzeflion zum Betriebe 
zu ertbeilen, für ganz unerheblich erflärt, weil bei 
ee fer igen Mähle die Berechtigung zum Betriebe des 
—* damit dergeſtalt unzertrennlich verbunden ſei, daß ſie nicht 
nderer Gegenſtand der Veräußerung angefehen werden Tönne. 
e Berfhledenher der Entfcheidungen gab Veranlaffung, die beiden 
aft gewordenen Fragen: 
bei einer mit Grundbeſitz verknüpften Abgabe die gewerbliche Natur bes 
ufes fiben dann anzunehmen, wenn ber Zins fi) auf den Bewerbebetrieh 
‚zieht? oder muß ber Abgabenpflichtige nachweifen, daß der Bine für bie 
n ehe —— 6 sum Gewerbebetrieb entrichtet wird? - 
ob die Abgabe fich theils auf den ‚Gewerbebetrieb bes 
Pr * in Fe Ra znläffig, wenn der Zins bei Ber g eines fevs 
gen vehRändig aus eten Mühlenwerke ber mit ber len⸗Derek 
iten belichenen ©, aft vorbehalten worben; oder IR In-Aelem 8 
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Die.Ronzeiflen [t ein Mfceforiam dee Berdn d derin au 
Gallen, daf bi ——— 3 ht Fa aa die * 
zogen werden darf? Ä | Ä \ 


zut Entſcheidung des Blenums des 25. Trib. zu Singen, und. al 
wurden das ven Vlenarbeſchluß y, 15. Bebr. 1847 folgende echt 


- a) Bei einer mit Grunbbeih verfnäpften Abgabe braucht der Abgabenpfli 
. zur Begründung bes Anſpruches anf ganzen ober theilweifen Erlaß 
nachzuwelfen, daß der Zins für die ihm ertheilte Kouzeſſten zum Gen 
betrieb entrichtet worden; es genügt vielmehr, um die —— Ras 
Zinſes anzunehmen, daß der Zins den Gewerbebetrieb tıifft, — beten 
b) Die Ansmittelung: ob die Abgabe fich theils auf den Granbbeflg, 

einen Bewerbebetrich begieht? * ee — 2 5 
jeräußernug eines en, vollſtaͤndig ausgerüfteten en 
u Ta Ein dr ber DMühlen-Wereihiigfeit —** Quieherrſchal 

alten worden. , 0 


Diefe Gründe dieſes wichtigen. Pienarbefchluffes laſſen Pr 
Wefentlichen dahin zufammenfaflen: -- - 62 
Die Beſttzer dee mit BewerberBerechtigungen verſehenen la4undlichen © 
Be " It, et von —e— in Ver 
6 &n digun ie ihnen aus der ‚der Gem r 
Far he Hodtbeile erbeten fondern es if ihnen nit (dirch ven N 
Ed v. 2. Ron, 1810) die Aufhebung ber bisherigen Bewerber ülbg 
eißeniworden: Ihre Lage war um fo uachtheiliger, ale‘ He ſich dieſe 2 
eis erſt durch aſrehe Prozeſſe erfämpfen mußten. _ En 
> Zu den Üben die Mate diefer Abgaben entflehenden Brosefen warf 
hanptung: „sie Abgabe fei eine BruutAbgabe“, das alleinige Becthectth 
mittel, webei dan auf die Behauptung, „ber Hins⸗Berechtigte ſei in Token 
are zu ſchützen, und eine bei Veräußerung eines. Grundſtückes worbehaltene A 
unter na Umfländen für eine Grund: Abgabe p achten,“ - befoniverei 
wicht gelegt wurbe, Es iR jedoch Behufs einer genligenden Würbigung 
wetchenden Anfichten vornehmlich die Bebrängiheit beider Pariheien, ber 
tigten, fo wie der Verpflihteten, ins Wuge au faflen, welche durch die. Aufh 
ber vererblichen und veräußerlichen BewerbesBerechtigungen auf dem Lanbı 
Entſchädigung hervorgebracht worden ik. &6 wird dann audy der wohl 
Einfluß und Zweck des $. 3. der Deft. v. 19. Febr. 1832 klar werden, 9 
fein anderer if, ale: billige Vertheilnug bes entffandenen Sch« 
und Beriufles zu erzielen. ‘ 
Das Welen einer Grund« Abgabe Fann nur darin heſtehen, daß Fe 
Rupung eined Grundſtückeq aufgebracht wird, fei es, daß dieſes zu einem mu 





1) BSiernach find elfe überhaupt diejenigen Abgaben aufgehoben, wei 
Rüdficht auf ven Gewerbebetrich und feine Ginträglichkeit auferlegt warm, 
mit anderen Worten, nicht blos biejenigen Abgaben, welche für die rei 
Möglichkell des Gewerbebetriebes ausbebungen worben (eigentlihes Konzgel 
geld), fondern auch tie auf faktifche Möglichkeit des Bemerbsbetriches Ber 
ten Abgaben und Abgabentheile. Diefer Srundfag findet auch auf biefe 
Eandestheile Anwendung, in welcher die Gewerbes Befepgebung von 1510‘ 
— Indem die Gewerbe⸗Ordn. v. 17. Jan. 1845, welche die beir. Prinstplei 

.2. 2. Ron. 1810 auch für die Banbestheile einführte, im $.3.. alle bie My 
aufbebt, welche für den Betrich eines Gewerbes (alfo nidıt blos für bie 
sehtiaung am Betriebe), entrichtet: werden. Dies iR von dem Dh ri 
bem Plenarbeſchl. v. 15: Febr. 1847 richtig aufgefaßt und «B iR eine» 
lommen unbegräubete Ruficht, wenn von anderen Gerichtahöfen ange 
men. worden if, daß in den Lanbesiheilen, wo das Er. v. %. Nav. 1810 
Die Sir De.zerbiliche, ‚nicht auc ‚für die faktiſche Möglichkeit des 
Bebehebes aushebuugenen Abgaben für anfarheben.-ıu erachten fein, . 
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rimeık Mbbängigkeite: Berhältnifie ſteht, ber daß dem Befiger nur 
bt, einem Andern das Bigentbumerecht gebührt. Iſt das verpflich⸗ 
zu einem Gewerbebetriebe eingerichtet, fo wirb dieſe Binrichtung 
tem veranlaffende Banlichkeiten erfordern, tie einen Werth haben, 
Beſtimmung der Höhe der Abgabe von Binfluß geweien fein kdu⸗ 
werbebetriebe auf dem Lande vor Einführung der allgemeinen Ge⸗ 
n aber ein Wertbs, Objekt in Betracht, welches dem Grundbeſttz 
Der Rittergut s Befiper war der alleinige Inhaber von Bewerbes 
war von ihm konnte die Befugniß, ein Gewerbe ın betreiben em» 
ihm mußte Re abgefauft werden. Eigenthümliche Weberlaffungen 
Berth erichbpfendes Kaufgeld waren aber theils wegen Mangels 
erlichen Bermögene nicht ausführbar, theils fand dem auch bie 
gkeit der Hinterfaffen entgegen, welche die Uebertragung eines obls 
thums nicht, am allerwenigſten dann geflattete, wann die Berech⸗ 
br eines SrundRüdes erteilt werden follte. Die Ueberlaſſiug 
Berechtigung lieferte auch eine fichere und erglebige tauernde 
Ne, da die Ansfchließlichkeit des verliehenen Gewerbebetriebes dem 
ten eine geficherte Criſtenz verfchaffte. Die ſolchergeſtalt aufer⸗ 
t lediglich die Natur einer auf dem Gewerbe laflenden Steuer, 
ic deshalb eine Grundſtener geworben fein, weil dee Belaſtete 
eflgt, welches an und für fidh einen geringen Werth hat, und ans 
die Abgabe in feiner Art aufnbringen vermag. -Rur ber Bewer 
‚Bewilligung einer folhen unverhälinißmäßigen Abgabe Geitens 
ders iR denfbar, dag Ihm mit dem Grundſtücke tie werthvolle Ges 
—— worden. Hiernach kann keln Unterſchied zwiſchen 
treibenden ſtattfinden, welcher ſchon ein Srundſtück beſitzt 
Bewerber Berechtigung erwirbt, und demjenigen, welcher den zur 
; Berechtigten ein Grundſtück zugleich mit der Gewerbes Berechtis 
Der Unterfchied fünnte nur darin beſtehen, daß es im zuerſt ges 
nz Mar ifl, daß lediglich über die Gewerbes Berechtigung kontrahirt 
ie deren Ueberlaffung ausbedungen fei. - In dem anderen Falle 
dſtũck dadurch, daß es mit ber Gewerbe» Berechtigung fhon vers 
den erhöhten Werth, und es IR nicht abzufehen, wie, dem Er⸗ 
ein Beweis darüber abgefordert werden fünnte, daß die Gewerbes 
en BerfaufssÖbjeften gezählt worden fei, und wie es möglich if, 
In and einen Beweis zu fordern, daß und inwieweit die Gewerbes 
verkauft werden. 
ühlen⸗Gewerbe ohne die Mühlens@erechtigkeit gar nicht betrieben 
jo ift Iehtere beim Verkaufe der Mühle ganz von ſelbſt mit das 
Ungntreffend if die Behauptung: weil bei der Veräußerung einer 
bie Berechtigung zum Betriebe des Mühlens Gewerbes bamit uns 
kann fie nicht als befonderer Gegenſtand angelehen werben. Bor 
) war eine Mühle ohne Gewerbes Berechtigung kein möglicher Bers 
d. Die Gewerbe- Berechtigung iſt davon genommen, der Werth 
auf den des Mühlenwerfs und des Grund und Bodens 
Trage if alfo die, wer den Schaden tragen foll? Das 
wdflüd vermag die Steuer nur, foweit es nusbar iſt, aufzubringen; 
deſſen ungeachtet die Abgabe fortentrichten, fo laftet die Stener 
m Gewerbe, und in feiner Art auf dem Grundſtücke. Kür fein 
g aber dem Staate die Stener zahlen und für den Verluſt der Bes 
r der Gteuer an den Grundherrn ledig werben. Für fein Beweiss 
lerbings eine fchlagente Thatfache, wenn er nachweifl, der ganze 
ndfüde, welchem die Öemerbes Berechtigung genommen iſt, erreicht 
den Beitrag der Abgabe, und es if ein billiger Maaßſtab der Theis 
Weberichuß als den Gewerbebetrieb belaftend angefehen wird. 
t, daB dem Sewerbetreibenden die Stemer nur dann erlaflen wers 
a er nachweift, daß fie ausdrücklich und allein für die Kous 
en worden, iſt verwerflich, weil die Abgabe nicht die Konzefflon 
vielmehr eine den Gewerbebetrieb belaftende Steuer iR. Es ers 
us der Beranlaflung und dem ausgefprochenen Bwed des Grlchrs 
—* die Einfuͤbrung ber Gewerbeſteuer, in deſſen Eingaun 
fi 4 
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Unter den im $. 30. a.a. D. gegen bie eingeführte allgemeine @ewerbeftener 
aufgehobenen Abgaben von den Bewerben, find daher nur ſolche zu werfichen, 
bie feld die Natur einer Steuer haben, namentlich aus Berhältniffen Gervorges 
X find, vermöge welcher bis dahin dem Berechtigten ein Beſtenerunge⸗Necht 
uſtand. 
Bon dieſem Geſichtspunkte iſt auch die Dekl. v. 19. Febr. 1832 ausgegan⸗ 
en; denn nicht nur hat fie, wie ihr Gingang ergiebt, die in Beziehung auf tem 
Bemerbebetrieb aus dem grundherrlichen PVerhältniffe entiprungenen Abe 
gaben zum Segenflande, ſondern es werden anch im $. 1. alle folche Abgaben, Ib 
mit dem Gewerbebetriebe in Feiner Verbindung fleben, ale nicht zu deu im $. 30 
bes Ed. v. 2. Nov. 1810 als aufgehoben bezeichneten gehirig, dargefellt. , 

Hiernach muß es daher als ein charakteriſtiſches Merkmal einer ges 
werbzinslichen, für aufgehoben zu erachtenden Abgabe an einen Guuube 
beren angefehen werben, daß fich ihre Konftituirung wirklich aus dag 
mit dem grundherrlichen Berbältnuiffe verfnüpft gewefenen Rec 
zur Ausübung eines Regale in Beziehung auf gewiffe Bewer 
nur herleiten läßt, alfo aus einem gewiffen Befeueruugsrechte des Graue 
herrn entfprungen ift, und in fofern ihr die Natur einer Steuer beigelegt: wen 


den kann. ER 
Die Richtigkeit dieſes Grundſatzes findet (wie näher geseigt wird) ihre Dee 
tigung auch in der Defl. v. 19. Febr. 1832. ehr 
I) Aus der Dekl. v. 19. Febr. 1832 und deren mitgetheilten Wied 
[egungen Seitens des Ob. Trib. ergiebt fich, daß nach Lage der bein 
den Gefeßgebung nur diejenigen gemerblichen Laften und | 
weldhe den Gewerbebetrieb betreffen Cbefleuen), für aufgebaßgi 
zu erachten fint. Die wichtigften Grunpfäge, welche in dieſer Beziehung 
von den Gerichtshöfen aufgeftellt worden, find folgende: 34 
aa) Es iſt im Allgemeinen angenommen worden, daß zwar alleie 
aus der Bezeichnung einer Abgabe in den betr. Verträgen und 
fein beftimmter Schluß auf deren Eigenſchaft ald Gewerbezit 
gezogen werben dürfe, taß aber die Benennung keinesweges ohne Einf 
auf die Beurtheilung der rechtlichen Natur einer Abgabe bleiben köonne. 
In diefer Beziehung führt: 
A. das Ob. Trib. (in einem Erf. v. 24. Nov. 1843) aus, daß neh 
6. 65. Tit. 4. TH. I. des A. L. R., ter Sinn jever Willenserflänng 
mithin auch die in einem DVertrage gebrauchte Bezeichnung einer Abgabe, 
nach der gemöhnlidyen Bedentung ter Worte verftanden werben müffe; We 
Art der Benennung koͤnne deshalb nur ta für einflußlos erachtet werbem, 
wo fich nachmweifen laffe, daß tie Intereffenten mit einem Namen oder Kia 
Bezeichnung einen unrichtigen Begriff verbunten haben, da dann allerdingt 
dad wahre Nechtögefchäft aus den fich ergebenden Merkmalen abgeleitet wer: 
den möge. Wo dergl. Merkmale nicht vorhanden, fondern die Richtigk 
der Bezeichnung, ald einer gewerblichen Abgabe, auch in ven üb 
faftifchen Verhaͤltniſſen eine hinreichende Beſtaͤtigung finde, da ſei wie 
gebe —* ‚einen Gewerbezins zu erachten. (Entfch. des Ob. Trib. x 
B. Die Bezeichnung: „beftändiger erblicher Zins“ ſteht wE 












Behauptung, taf ter Zins vom Gewerbe errichtet werde, entgegen. 
Sp erfannt von beiden Senaten des Ob. 8. Ger. zu Breslaß 
unterm 30. Sept. 1334 und 2. März 1837. Denn mährend der G u 
ins, indem er die Gewerbethätigfeit belaftet, nur die Perfänlichkeit u. 
ahlers angehe und vom Gewerbe und deſſen Betriebe entrichtet werde, 
fet ein beftändiger, erblicher Zins ald eine das Eigenthum vdeb 
Grundſtücks einfchränkende Laft anzufehen, welche jährlich für veffen | 
Beſitz und Genuß ter Herrfchaft d. b. dem jevesmaligen Guts⸗ oder Grub ' 
gem, zu entrichten fi und mährenn der Gewerbezins nur für dif 
auer des Gemwerbebetrichee gezahlt werte, tente tie Bezeichnung: 
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beſtändiger und erblicher Zins“ auf einen ſolchen bin, ter auch 
dann zu entrichten, wenn das Gewerbe nicht betrieben wird. 

(ææoch's Echlef Arc. Br. 2. S. 507 u. 51%.) 

bb) Wenn e8 nachgewieſen ift, daß in einem beftimmien alle 
eine Abgabe als eine Abgabe vom Gewerbe zu erachten fei, fo iſt dies 
felbe nicht allein In rem Kalle für aufgehoben anzufehen, wenn vie Ge⸗ 
werbebereihtigung allein und felbfifläntig Gegenſtand einer Ver⸗ 
leihung geweſen iſt; fontern auch dann, wenn ein Grundſtück, welches 
mit einer Gewerbeberechtigung verfehen ift, überlaffen worden. 

Diefen Grunvfag bat das Ob. Trib. in zahlreichen Entfcheinungen 


Es erbelle deſſen Nichtigkeit fchon daraus, daß ver F. 30. des Er. v. 
2. Roo. 1310 beiſpielsweiſe das Nahrungsgeld von Fataftrirten 
Stellen als aufgehoben aufführe. Linzmeifelhaft aber werte der behauptete 
Sag durch die Borfchrift des F. 3. der Dekl. v. 19. Behr. 1832. Danach 
fi ausrrüdlih die Abfonderung vorgefchrieben, wenn vie Abgabe 
gemifchter Natur ift, fo daß fie fich theild auf den Gruntbeflg, theils 
auf den Gewerbebetrieb bezieht. Es komme alfo lediglich darauf an, von 
welchem Objekt ter Zins entrichtet wird; und wenn fogar in dem Kalle, 
wenn eine umgetbeilt flipulirte Abgabe ver Art vorhanden ift, die Theis 
lung bewirkt werten folle, fo fei es unzweifelhaft, daß die befonders, 
aber zugleih mit einer Srundabgabe verfprochene Gewerbeabgabe, nicht 

‚ weil das Gewerberecht ale Zubehdr des Grundſtückes betrachtet 
werten, habe fortbeftehen follen. Dazu fei auch Fein gefegliher Grund 
serhanden. Denn war dad But vor der Stipulation der Gewerbeabgabe 
ſchen Eigenthum des Gewerbeberechtigten gemwefen, fo liege keine Grund⸗ 
verleihung vor War aber dad Eigenthum des Gutes urſpruͤnglich, unter 
Borbehalt des Zinfes, verliehen worten, fo habe, nach $. 815. Tit. 18. 
SpL des 9. 2. R. folcher Zins mit dem Erbzinſe in der Regel gleiche 
Rechte. Sp wie nun aber durch Ten unverfchulteten Verluft und Unters 
gang Teßjemigen Theild oter Stüdes des verliehenen Grundſtücks, für 
welchen ein befonderer Zins vorbehalten mworten, die Verpflichtung zur 
Fortentrichtung deſſelben ihre Enpfchaft erreiche ($. 770. a. a. D.); eben fo 
mäjfe auch, nach allgemeinen Gruntfägen, ſchon durch den Verluſt der 
Gewerbeberechtigung, wenn fie auch mit tem Grundſtücke verbunden war, 
ver vafkr ſtipulirte befondere Zins wegfallen. Diefe Vorſchrift ſei alfo 
tur ven $. 3. der Def. v. 19. Febr. 1832 auch auf den Fall ausgedehnt, 
wenn ter Zind von dem ganzen Gruntjtüde in Paufch und Bogen unges 
tzennt ſtipulirt worden, aber von gemifchter Natur iſt. 

Diefe Anſicht iſt unter Antern in dem Erk. des Ob. Trib. v. 18. Febr. 
18412 (Koch's Schleſiſch. Archiv Br. 5. ©. 450) und ganz befonderd in 
vom Erf. deſſelben Gerichtshofes v. 24. Nov. 1843 (Entfcheid. des Ob. 
Irib. Br. 9. ©. 377) ausgeführt worden, nnd teren Nichtigkeit unbedenk⸗ 
Ach anzuerkennen. Es fomnıt alfo in allen Bällen, die Gewerbeberechtigung 
mag allein und felbfiflänpig, oder in Verbindung mit einem 
Srundſtücke verliehen worden fein, lediglich auf vie Keftftellung der 
Ratur der Abgabe an. If der Zins ein rein gewerblidyer, fo fait 
er ganz weg, auch wenn dem Verpflichteten ein Grundftück mit verliehen 
worten iſt; wird feflgeftellt, daß er menigftens theilmeife gemerblicher 
Rater it, fo ift ed ein gemifchter Zins und dann muß, nach $. 3. der 
Del. vie dort angeordnete Theilung eintreten. 

ce) Von folhen Abgaben, welche ohne gleichzeitige Leberlaf- 
fung eines Grundſtückes auferlegt worten find, iſt anzunehmen, daß 
fe für vie Konzeffion zum Gewerbebetriebe flipulitt (miihim 
für aufgehoben zu eradten) find, 
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So erkannt von tem Reviſ. Kolleg. für Landes⸗Kulturſache 
unterm 23. April 1851. Ä 

(Zeitfehrift für die LandessKult. Geſ., Bd. 4. ©. 236.) 

dd) Welchen Einfluß auf die Beurthellung der Natur der Bewerb 
Abgaben bat teren erfolgte Eintragung in das Hypothekenbuch? 

Das Ob. Trib. bat (in dem Erf. v. 8. Behr. 1842) angenomm 
daß der Umftant, daß ein Gewerbe⸗Zins ald Grund-Bins in d 
Hypothekenbuch eingetragen worden, die urfprängliche Natur dieſes Zi 
fe8 nicht verändern koͤnne, und daß dieſer Umftand dem Erwerber des I 
rechtigten Rittergutes, auch wenn diefer fich im redlichen Blauben befunt 
fein Mecht gebe. Sei dargethan, taß ter Zine ein Gewerbe-Zint | 
fo behalte er dieſe Eigenfchaft ungeachtet er bei ter Eintragung ı 
Grund» Zind bezeichnet worden; denn diefe Eintragung bewirkte feine M 
vation. Unerheblich fei ed auch, ob der Eigenthümer des Nittergutes bei 
fide den Zins ald Grund- Zins erworben habe, meil verfelbe als fs 
her auf dem Orundflüde eingetragen ftebe; denn der Verkäufer res Kit 
guts habe nicht mehr Mechte Übertragen koͤnnen, ald er ſelbſt befeflen, u 
die Vorfchrift des A. L. R. Thl. I. Lit. 20. $. 423, wonach die Verit 
der im Hypothekenbuche ingrofftrten Forderung, wenn dieſe durch Gel 
an einen Dritten gediehen ift, nicht beftritten werden dürfe, Eönne 4 
NReallaften, welche mit der eigenthämlichen Erwerbung eines Ge 
ftüdes als Zubehör deſſelben afquirirt werten, nicht angewandt wer 

(Koch’s Schlel. Ar. Br. 5. ©. 455.) _ 

Denfelben Grundſat hat ver höchfle Gerichtshof in den Erk. v. 30. d 
und 6. Oft. 1847 zur Anwendung gebracht, welche die erfolgte Gyyedl 
kariſche Eintragung eines Zinfes für einflußlos erklären, weil fie Tel 
Mechtötitel gebe. Bu 

(Rechtsfälle des Ob. Trib, Bd. 2. ©. 30, Nr. 14. u. ©. 283. Nr. 148 

Die Anfiht des Ob. Trib. muß unbedenklich für richtig erad 
werden, denn ter vom Hypothekenrichter einfeitig vorgenommene At ! 
Einfchreibung eines Vermerks in das feiner Führung anvertraute Hp 
thefenbuch Tann niemals der Mechtögrund oder das Nechtögefgi 
fein, durch welche das im Hypothekenbuche vermerfte Mealrecht oxer I 
eingetragene Mealverbindlichkeit zur rechtlichen Eriftenz gelangt; etne 4 
hypothekariſche Eintragung ſetzt vielmehr unerläßlich einen rechtögältig 
durch Geſetz oder Willenserklärung begründeten Titel zur Eintragung vi 
aus. (AL. R. Th. 1. Tit. 20. 6%. 2. ff., 6., 11. u. 12., 399. 4 
und 403.). 

Es ergiebt fich hieraus, daß die bloße Eintragung einer Abgabe 
das Hypothekenbuch des Derpflichteten völlig, einflußlos iſt umd ı 
feinen rechtlichen Werth‘ bat, wenn nicht außerdem nadygewief 
wird, daß ihr ein gültiger MNechtötitel zum Grunde liegt. IR vie 
Rechtstitel nicht in den Eintragungsvermerfe angegeben, fo muß er U 
dem Berechtigten anderweitig dargethan werden und fein Inhalt: 
alsdann bei Beurtbeilung der Natur der Abgabe allein entfcheiden 

ec) Bei den Nechtöftreitigkeiten über Gemwerbeabgaben ift häufig eı 
auf die Behufs der Regulirung ter Öffentlichen Steuern aufgenommen 
Berbandlungen, und die daraus gezogenen fogenannten Baffions-% 
bellen (Grundftener » Katafter) Bezug genommen worden. 

Die Gerichtshöfe haben indeg übereinffimmend angenommi 
daß diefe Urkunden Feinen Beweis binfichrlid, der Qualität (ver Nata 
des Binfes liefern, welcher an die Gutsherrſchaft entrichtet wird, und ba 
wenn aus dergl. Verhandlungen gegen die Gutäherrfchaft ein Anerkenn 
niß ruͤckſichtlich ver VBefchaffenheit des Zinfes entnommen werden fol 
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Zuziehung der Gutgherrſchaft zu den — oder 

Seitens der Gutsherrſchaft dargethan werben mäfle. 
"Vie beiden Genate des Ob. 2. Ger. sn Breslau. unterm 
4 und 2, Mär 1837 and unterm 8. 1884, Bus 
unterm 12. Mai 1837, 4. März und 26. Schi 1 


ef, urch. Bo. 2. ©. 501 ff. Rechtaßie bes Ob. u. 2. d. 
‚Ne. 200. 2. B®b. 4. ©. 221, Mr. 107.). 
— je ur yum Buedı be - 
und berühre d e.der * 
eten nicht; * konne daher deſſen Inhalt auch nicht 3 
aus die Groͤße eines Zinſes darthun, und die darin 
tung müffe nothwendig ald willführlicdh und rt * 
Se Qualitat bei Binfes. einflufßlos erſcheinen; - die 
er * Ger. O. Thl. I. Su. 10. 899. 1584. und 1886. yafııa 


ber. 
dee diefer Entſcheidungen kann nicht bedenklich gefunden 
—— aft die erwaͤhnten Verhandlungen und Urkunden gar 
n, eine Feſtſtelllung der rechtlichen Eigen⸗ 
Abgaben unter den Partheien zu begründen, vielmehr nur 
leg ——— aufgenommen worden ſind; jedenfalls 
aun von juridifchem Werthe in Bezug auf dab 138 
Vartheien unter ſich fein koͤnnen, wenn ſie mit deren Zu⸗ 
sommen, von ihnen genehmigt. worden und etwa 
nerltenntniffe enthalten möchten, welches jedesmal nach den 
tm Ränben zu prüfen fein wird. In dieſem Sinne t 
A. Ser. D. in Thl. I. Zt. 10. 9. 159., daß die Zins» 
* nur inſofern Beweiskraft haben ſollen, als die⸗ 
iehung fänmtlicher Intereffenten aufgenonmen worden find 
einen vollen Beweis ausmachen. 
$. 5. des Publik. v. 8. April 1809 fol den Gutsbeſiher, 
n wegen Verwaltung der Patrimonials Gerichtöbarkeit etwas 
net worden, tie Befugnik zuflehen, von den auf dad But 
Schuverwandten, namentlih von den Hausleuten und In⸗ 
von den Audgedingern, ald Beihuͤlfe zu den kaſten der Ge⸗ 
n ſaͤhrliches Schutzgeld zu fordern. 
9 das C. R. v.5.u. 15. Maͤrz 1809 unter Nr. 14. ad c. ') 
immungen nt antiquirt nd es if die Er Grpebung foge- 
hacıber Seitens der Guts⸗ und Domainen⸗Herrſchaften nicht 
Denn auf Grund des Art. 42. der Verfaflungs-Urkunde v. 
) bat ver $. 3. Nr. 3. und 4. des Ablöf. Geſetzes v. 2. März 
m bereitd durch die V. v. 2. Ian. 1849 die Patrimonial⸗ 
t aufgehoben worden war, alle Abgaben und Leiflungen ver 
ffenen an die bisherige Guts⸗, Grund» oder Gerichtsherr⸗ 
fle aus dieſem Berbäftnig herzuleiten fnd und nicht auf 
Berträgen beruhen, desgl. Die unter verfchiedenen Benennungen 
Beiträge und Leiflungen zus Uebertragung der Laflen der 
Iabastet und gutöherrlichen Boligei-Berwaltung, unentgeldlich 





— — 





in Bd. J. ©. 43. 

). y. 9. OH. 1848 halte Bereits (im $. 2. Litt. h.) die vorläufige 
er Progefit Aber bie aus bem gutes und grunbhertlichen Rechte ders 
ungen anb Mögaben ber Nichtangeleffenen und vie ihmen dafır.yn 
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er, bemerden if’ hierbei indeß: - 
fidye: Va 7 retten IT eng — De Die 
Leibung obes ae Best erung: eines Gruudſtuͤckes auedruckiio 


ea En ae alfo fig Söutpiie, Zurißdiftionsziafen um 
welche bei in nicht wie bar 
Wirihen ir jeden —— ckes austrädiih al Grunde 
sder Ge tdun die erleipen ı) - übernommhen 
oder "(auf Benin daten) die Stelle der Grundfeuer ver 


\; — * H Lage der Gef SH 
e —* rtiger Lage der 
ober —E— — —— nicht Mn ung 


tuirt 
konnen Nat Abgaben⸗ 
Hr EN Bene —A— 
der Vughertſcheſten afee hoben worden iſt.*) vu rang dei 


*8 





en en, beogl. (it 2 Li. 1) be 6 
Ve ende zur den Ohm ur * Mr uns 


elträge der Angefi 

* am Ben her daD Be m Se 
eines en 

—— — —— — ais Grund⸗Abgabe ober Gegenleiſtung für Die 
mn rain ‚ober bie Stelle der Grnudſtener vertritt, angeordu 

And hatte fchon die R. DO. v. 31. Mat 1848 den Ein. Bin. erw 
(Anamilichen Domeinensneifäaffen das fogen. Schußgeld, in forsell 
bisher na von Miethern, Sinliegern und anderen Schu fnstwanbten an 
des Bu. v. 8. April 1809 und der B. y. 18. San. 1819, zur Gtaati 
Goben wurde, In Zukunft au ertafen mb alle Reſte diefer Abgabe nieberzu 
(Ai. Br. 181 80.) 

Darch die Borfchriften des 8. 3. Ar, 3. u. 4. des Ablöſ. &. v. 2.M 
ſtad übrigens die M. der algem. © Bel. Depat. v. 30. San. 1812 (A. VHI 
und des Min. des 3. v. 2 Ye (A. VIU. 1109.) und D. vo. 
1825 (R. IX. 410) ba das © 8 der Meg. au ı Bronffart v. 14. Mär; 1835 ı 

un Die 8 Dec. 1834 (über die Erhebung bes Realich 

— A. —— 965.) gegenſtandelos geworben. 

* er Beziehung ſind über dieſen Gegenſtand zu vergleid 
ie 28 amt der Der der Reg. zu Dppeln v. SO. Ap 
8 Ya —* 24. 6.3 ff, und Wentzel's Schleſ. Prev 


b). in Betreff der aur⸗ uud Neumark des Aufſatz in v. K. Jahrb, 
G 148 ff. und die Erk. Yes Rammergerichte u. Ob. Trib. im &ı 
F Breuß.. Zur. 1840. S. 539 u. 11 
4) Schutgelder und Jurisbiftions:Zinfen, welche nicht in dieſer D 
verragamäßig Ripuftet worden, find bagegen auch dann für unentgelbli 
den gu eramten, wenn fie auf B eiteng ‚beruhen. Es kommt jedesma i 
vertr smäßige Gigenfchäft dabe 
2) Du R. v. 16. Mär 1887 Saite die Zulaͤſſigkeit von Berteig 
Gange —** der * und nen anzlehenden Binliegern ausgef 
Koch'o Schleſ. Arch. Bp. 1. &. 507), und die beiden Sen. des D. 2. | 
reslan hatten denfelben — 3* angenommen. (Bergl. die Erf. « 






©. 12-29 u. &. 510—522 
Das R. des Min. des 3. u. d. P. v. 16. Mir; 1842 an die Arg.' 
Ian * * daß die Stipulation * —— Zinfet 
I fen dar Dertihtabarkeit) bei nenen —— Ctabliſſements für 
10 erachten {ei (ER Bl. d. i. B. IR. 6. 
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Abloſ. Gefeges 1000 tm Butanft bei bes Merknferung 
— nur ni ma uferlegung ‚fehler ablbebarer ee 
senten._ 

Der en 8. Myril 1809 ſprigt ber 6: v 
3 6.0. Da. 1807 erfolgten 9 in rar 
5 auch alle und ie * derſeiben Pr 
zugleich mit Oben zu er· 


if 
Eli 
ur 


11. cher eine ihl derjenigen 
eciell auf, —*— dem —æ& 


8: 05.015. 1809 sub Ar. 13., 14., 16. bis 
O5 Unnbe Regler. In Breslau v. 8. Roy. 1808. *) 
fian folgende Entfigeldungen der Gericechote er⸗· 


— —— 

foffen pergebrachte Abgabe an die Guſeh “ 
Ninteeipänigfeit, mit des Iehtern zugleich aufgehasen. 
” ‚Gen. Bides Bien. Relsg, von Glen, v.'21 Dec: 1838 
EM 28 Behr, 16UE amd des.ON. Ar. da pub. 9, 5nli-1000, Medi Ur, 
B 1 ——— Gubuntesthänigteit und ven ans 
= 6 Gutöbeflger, 
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en vesD. Mae — (Da tonftirt nicht), Genial, 1837. 
fr) — welches einer Gutehertſchaft ua Verträge mit ben 
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den — ——————— jebesmal vorzugsweife een fol,“ 
Grbunterthänigfeit, als seine lediglich aus ihr hervorgegangene Ver⸗ 
— , durch das Ev. v. 9. Oft 1807 für aufgehoben zu erachten. 
p in died Er. hat die Guts-Uniertpänigkeit und, berey Ausflüfle überall, 

auch. da auf at 100 ſie Durch Warifular Reit, und 
ducch, fprzielle Uebereinkunft begründet war. 

— Db. Zrib, 8. Gebr. 1840. — Ceniralbl. 1840. ©. 587.) - 
Wenn auch mittelft gerichtlichen Bertrages vor Bublif, res Ep. v. 
1807 ber vamalige Gutöbeftger den DVeflger einer Papiermuͤhle 
—— ide, unter Begebung der ihm daraus zu⸗ 

—— en ng eines Pauſchquantums von 500 Rtälr., 
entrichtenten Grundzinſes um un 5 Air. 
jetragen worden, — entlaifen bat, fe Tann doch 
—5— gedachten Mehrbetrag des Zinſes von dem 
—— der Mühle fordern.” Denn das Ev. v. 9. Ok. 1807 
um 9, 8. April 1809 Tonnen nut eine Aufhebung der 










1) Die Berfafl. Urkunde 9. 31. Ian. 1850 erfärt im Ari’ 42. Ar. 2, ebens 
alle aus ber früheren Grbuntertänigkeit herſtammenden Berpfiitungen, ohne 
Mir für —— —— sen mit auch dei dafür 
en m 
Begt. in Du ©0274 o- .. 
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bei ihrer Publikation noch beſtehenden Ausfläffe der Erbunterthänl, 
nicht aber der bereits durch Losfauf befeitigten Untertbänigfelt brabſicht 
Nach 9. 12. des Er. follen Vertragsverhältniffe aufrecht erhalten we 
Jede anderweitige Ausdehnung wuͤrde überdies in Nüdficht auf Die X 
v. 24. Oft. 1810 und v. 8. April 1809 eine unftatthafte Ruckam 


bung fein. 

dlich ſpricht dafür auch die Analogie des F. 44. ned ©. v. 

April 1825. Ä 
(StR. des Ob. Trib. v. 19. Mai 1838, Enifch. Bo. 4. &. 201.) ° 


Koch iſt derſelben Anſicht. 
(Beurtheil. der Gntfcheid. S. 247.) 


e) Die unter dem Namen: „Erbes oder Sterbe⸗Kreuzer“, auch „U 
oder Sterbegeld" vorfommende Abgabe an Yutd» oder Gerichtéherrſch 
iſt ein Ausflug der Leibeigenfchaft und daher für aufgehoben zu era 

cart. bes B 2. G. zu Breslau v. 7. Febr. 1839, Koch's Schl. Arch. 4 

f) Das Hecht ver Butsherrfchaft, bei Laffitifchen Banerhöfen 
mehreren Kindern des verftorhenen eigens den SHofannehmer je= 
Ien, tft durch das Publik. v. 8. April 1809 und vie K. O. v.2 
1810 allgemein aufgehoben. — 

(Sr. des Rev. Kolleg. für die Kurmark v. 11. März 1843, Gentralb — 

. &. 675 u. 691.) 

8) Die in Erbverfchreibungen feftgefepten Dispofttim 
ſchränkungen des bisherigen Erbpächters (indbef. dad Recht d — 
verpaͤchters, in Veraͤußerungsfällen die Tüchtigkeit des Akquiree— 
Führung einer Bauerwirthſchaft vorher nachgewieſen zu verlange 
duch das Er. v. 9. Oft. 1807, das Publik. v. 8. April 1809 
Land⸗Kult.⸗Ed. v. 14. Sept. 1811 für aufgehoben zu erachten. 

So erkannt von dem Reviſ. Kolleg. für Landes- Kultur < 
unterm 12. Dec. 1845. 

(Zeitfcheift des Rev. Kolleg. Br. 1. ©. 163-173.) 


Zu bemerken tft bier envlich noch: 

h) daß die R. des Iuftizmin. v. 31. Aug. 1820 und des J. v. 23 
1821 1) (A. V. 842) ausgeführt haben, daß durch den 6. 8. des 9 
v. 8. April 1809 und den $. 1. des Land⸗Kultur⸗Ed. v. 14. Sept. 
das Erfordernig einer Konfens » Erthellung der Grundherrfchaften ger 
—— (und Veraͤußerung) ländlicher Grundſtücke für beſeitiget zu 
achten ſei. 

7) Der $. 12. des Publik. v. 8. April 1809 beſtimmt: 

a) daß die wechfelfeitigen Nerhte und Pflichten der Dienfiherrfchl 
und des Landgeſindes ‚künftig nach den Vorfchriften des A. 2. MR. Il 
infoweit folche auf das Landgeſinde Anwendung finden, zu — 

An vie Stelle des allg. Titels des U. L. R. tritt jegt die 
Ordn. v. 8. Nov. 1810 2) (G. ©. 1810 ©. 102). 

b) Müdfichtlih des Zächtigungsrechtes der Gutsbeſttzer gegen 
(Brohndienft«) Geſinde fol es vorläufig bei den Beflimmungen ver 66. 3 








8 


1) Bergl. in Br. J. ©. 81-83. 

2) Bergl. diefelbe mit fämmtlichen Ergaͤnz. u. Erläut. in v. Nönnen 
mon Bolizeivefen des Preuß. Staates, Bd. 2. ©. 407—457 n. 812— 814, 1 
Enppl. Bd. 1. © 1W—172 u. Suppl. DB, % S. IM. 


Me OO = 9 
—230. 4. 2. &. II. 7. und des $. 123. des Anh: zum UL 8. das 
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bed At. &.281. Gra Br.1. ©. 189-169. Rabe Wi. 10. ©. 185.) 
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a! m ex 66. 227-230. U.2.R, I, 5. turd) die Befinder 
Bar & Ron. 1810 a Nu fei, weldhe in ihrem ingange et das 
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um. e% , 
bemerft hierbei: u“ fei ierig, annehmen, w die rs D. d. 7. Rev. 
Bee allgemeine polizeiliche Büchtigungevecht beziehe. In den 
UM ER EM. IL 5. fei'von feinem polteflichen — , fondern 

f“ die Rebe, deſſen Ginfchränfung fo lange auegefeßt- bleiben 
der ie Dali ‚auf bem Satde befjer fein werde. Dee Dienfzwang werde 
en fschnbergem, nicht zugeanden, 'nub weder für einen Ansfluß 
i 534 noch für, eine X der. Untesthäulgkelt, ang an De pen Sem⸗ 
auch freie Bauern umlerworfen —RE muxben. (Arch. A 
3) Hiergegen bemerkt Koch (Arch. Br, 2. &. 57%, daß —* tlg 
bean die Gin. zur Gel f, Ben bee mi ie Barttaet-@ef, Dre, uf, 
eine neue Redaktion der SS. 1176. A. 2. M ML. 5. umb Habe mit‘ ZU. 7. 
zuthun. Der $.77. ML. R. I. 5. beftimme wörtlich daſſelbe, wie $. 77. 
Gef. Orbn., woburd; doch den SS. 227. FM. £. bi 1. bie —8* vle⸗ 
I# genommen geweſen 


78 Don d. Befeitigung d. Befchränf. u. Hinderniſſe d. Landes- Kultur; 


Koch ſtellt folgende Anflcht auf: 

a) die Beſtimmungen bee U. L. R. im 7. Tit. des II. Shi. S$. 226. Fr 
ben fich niemals anf freies, nur in Folge freiwillig cingegangener Dienfs! 
trafte dienendes Geſinde, fondern nur anf Unterthauenkinder, und anf bie im} 
von RealsBerbindlicdfeiten Dienfte leitenden Perſonen bezogen. 

EB) Der den Gutsherren durch die Beflimmungen gegen Dienende. ber Iegl 
Ralhenork aeiaregle Dienfizwang beſteht noch jebt. 
Hieraus fo 
dag das freim Hg Vene Gefinde der Gutsherren nur nach ben Beflins 
gen der allgem. Geſ D. behandelt werden kann, daß aber die dienſtpflicht 
utss@ingeteffenen und beren zum doferkenkr abgeſchicktes Geſinde dem DA 
zwange unterworfen find. (a. a. 


IL 


Die Verordn. v. 18. San. 1819, betr. die Yu 
Unteripänigtei in dem Kottbuſſer Kreife, den beiven Lu 
und den übrigen vormals Königl. Saͤchſiſchen 
| Landestheilen. ’) 


Es ift bereitd oben (S. 55.) bemerft worden, daß dieſe V, na — 
Eingange, die Aufhebung der Erbunterthaͤnigkeit in den darin bez 
Landestheilen als Ion durch die Einführung ter Preuf. Geſe — 
befondere des Er. 9. Oft. 1807, erfolgt vorausſetzt. De 
fprochene Zweck der * iſt nur dahin gerichtet, au In den darin ec 
Landeötheilen Die volle Ausführung ver über die Aufhebung 7 
untertbäntgfelt ergangenen Preuß. Gefege zu fichern. 

Die meiften Beſtimmungen ver V. And gleichlautend mit > 
tes Publik. v. 8. April 1809. Abweichend find dagegen einige =} 
ten, welche Dad Publif. v. 8. April 1809 mit befonderer Beruck FE 
der Verhauniff⸗ Schleſiens geordnet hat, und einige lediglich 
Provinz Schleſien bezuͤgliche Beſtimmungen find darin weggelaſſern- 

Im Einzelnen iſt Folgendes zu bemerken: 

1) Der 6. 1. ver V. v. 18. Ian. 1819 iſt in dem Publik. v. & 
1509 nicht enthalten und bildet Mur eine Wiererholung der Beſtimmn 
des F. 10. des Er. v. 9. Oft. 

2) Der $. 2.0 V. v. 18 a 1819 enthält im Weſentlichen 
jenigen Beſtimmungen, welche ven Inhalt der 56. 6. und 7. deb 

8. April 1809 bilten. 

Die Beflimmung sub d. des 6. 7. des Publik. v. 8. April 1 

det Ih nit einer odififation im 6. 3. der ©. v. 18, Ian. 1310 


8) Der F. 4. der V. v. 18. Jan. 1819 iſt dem erſten 
F. 12. des Publik. v. 8. April 1809 entſprechend, deſſen zweiter 
von dem Züchtigungsrechte der Gutsherrfchaften) in der v. 18. 
819 feine Aufnafme 4 nden hat. 

4) Der $. 5. der anden ehoonbir dem $. 9. des Publik. v. 8. 
1809 faſt wörtlich. 


nn — — — ——— un m ——— 


1) Vergl. in Br. I. S. 8889. 










Aufsebung der Frbunterthänigfeir auf ven Königl. Demalnen. 79 


3) Ebenfo die 66. 6. und 7. ter V. ven 66. 10. u. 11. des Publik. 
u. 8. April 1809. 

6) Der $. 8. ver DB. giebt ten $. 5. des Publif. v. 8. April 1809 

wörtlich wieter. 

7) Der 8.9. der B. entfpricht dem $. 2. des Publik. v. 8. April 1809. 

5) Der 5. 10. ter V. iſt faſt wörtlich gleichlautend mit dem 6. 1. 

des Vublit. 9. 8. April 1809. 

9) Der 5. 11. ver V. v. 18. Ian. 1819 findet ſich nicht in tem 
Buhl, v. 8. April 1809. Derfelbe fept feſt, daß die DBorfchriften ver 
8. femohl auf diejenigen Fälle angewandt werten follen, wo die Erb» 
- wwerthänigfeit bisher noch befanden bat, ald auch auf alle dem Inhalte 

der ® pwiterlaufenre Einfchränfungen der perfönlichen Freiheit der Rande 
tt, und zwar ohne Unterſchied, ob dieſe oder jene Verhaͤltniſſe aus 
Berortnungen, Provinzialgefegen und Gewohnheiten, over 
Main Verträgen, oder irgend einem andern echtögrunde abgeleitet 
1) Zu erwähnen Bleibt endlich noch, daß die Beſtimmmu der 

WU. 8. des Publik. v. 8. April 1809 in der ®. v. 18. Ian. 
ebrn Bu aAn mthalten find. 

m & „m den betreffenden, in die V. v. 18. Ian. 1819 übergegangenen, 
ven 55. * Vublik. v. 8. April 1809 gegebenen Grläuterungen !) dienen 

Fetmifg zer Erläuterung der V. v. 18. Ian. 1819, weshalb darauf 

vermieien werten kann. 


* a. 
x 


... — — — — — — — 
ine” 
Er’ 
<r II 
a . 


au. ”, 
..s- 


ken? Wſheieng der Erbunterthaͤnigkeit auf den Koͤnigl. Domainen. 


mit .Xäα En. v. 9. Oft. 18072) erwähnt, daß die Erbunter- 
iniae ! af allen Königl. Domainen bereits früher aufgehoben worten 
Pelz rl h beruht inte auf einem Irrthume, intem die Unterthänigfeit 
enizuä 1 ven Domainen Oftpreußens und Litthauens (V. v. 29. Der. 
gesafier 0, MM, die perfänliche Wreiheit ter Königl. Unterthanen in ten Oſt⸗ 
| | KR un) kitthauiſchen Domainen ?) abgefchafft worden war. In anderen 
{ublit } Berker fie auf den Domainen nur theilweife Durch Vertrag auf- 
‚cr SPA Despalb erging die K. O©. v. 29. Oft. 1807%) (N C. C. 

m. AU, S. 257), welche tie allgemeine Aufhebung der Eigenbehdrig⸗ 
— kabeigenſchaft, Erb⸗Unterthänigkeit (gabellae adscriptio) oder Guts⸗ 
EM md ter daraus unmittelbar entfpringenten Verbinvlichkeiten, für 
Eerilihe Domainen⸗-Einſafſen (vom 1. Juni 1808 ab) anortnete, zus 
Y aber bemerkte, daß bierdurch keinesweges die aus dem Beſitze eines 

d8 oder aus einem Vertrage entflandenen DVerpflichtungen, fle be⸗ 
Ben r Geld» orer Naturals Dienflleiftungen, erlaffen oder aufgehoben 


A 








vn 
7 
vn 
[ap 





s 1) Bergl. oben ©. 59 |. 
2) Bergl. in Bo. I. ©. 35. 
3) Bergl. in Bd. J. ©. 90. 
9 a. a. O. S. W-N. 
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IV. 
Das Eoditt zur Beförderung der Landes-Kultur v. 14. Sep 
ber 1811.') | 


Zur Einleitung, 
Umfang der Bültigfeit des Land» Kultur» Evifts, 


In Betreff des Umfanges ver Gültigkeit des Land» Kultur» Eviftt 
auf die betr. Bemerkungen zur Einleitung des Er. v.9. Oft. 1807 (f. 
S.27—28 ff.) verwiefen. Die 8. Min. der Jufttz, des Innern und dem 
haben in den R. v. 27. Jan., 29. Febr. und 13. April 1882), my 
auf das Gutachten des Staatörathed und auf eine K. O. v. 20. Mai 
anerfaunt, daß das Land» Kultur- Er. zu den mit der Publikation b= 
L. R. eingeführten Geſetze gehöre, und ed muß daher angenommen we 
daß daffelbe, nebft Ten dazu ergangenen Ergänzungen und Deflaraiil 
auch in ten neu⸗ und wietererworbenen Landestheilen, für welche de 
2. R. ald geltend zu erachten, Geſetzeskraft erlangt bat, infofern mia 
Beflimmungen des Evifts durch fpätere Verortnungen aufgehoben oe 
geändert oder deren Anwendbarkeit gefehlich beſonders ausgeſce 
worden iſt. 


Zum $. 1. 


I. Erläuterungen des Alinea 1. 

1) Der erſte Sat des $. 1. tes Edikts hebt im Allgemeine 
Beichränkungen des Grundeigenthums gänzlidy auf, tie aus dem 
hberigen VBerfaffung entipringen. 

Unter dem Austrude: „Berfaffung” in tem bier gemeinten 
des Wortes if nicht allein Das Nechtöverhältniß der Unterthanen zur S 
gewalt (Staatd-, Landes -Berfaffung), fondern aud) das Rechtsver = 
mehrerer in einem gefellfchaftlichen Verbande ftehenden Perfonen zur 
ſellſchaft (Provinzial, Kreide, Gemeinde⸗, Städte, Korporationd«, laͤr 
Oris⸗ und Hofed-DVerfaffung) (fo wie die Normen dafür) zu verſ— 

Es find daher durch den $. 1. des Er. alle Befchränfungen tes ( 
eigenthumd, welche dem inneren Staatörechte angehören (welche jur: 
bliei nd), für aufgehoben zu erachten. 

Daß es feinen Unterfchied macht, ob die bisherigen Vefchränfung= 
auf Allgemeine Landesgefege oder auf Brovinzial-Befege, 
tuten oder Gewohnheiten gründen, ift für diejenigen Landesthe : 
welche das Land⸗Kultur⸗Ed. urfprünglich publicirt wide, ohne = 
fen, ta das Edikt in diefer Beziehung nicht diflinguirt Hat. IT 
ift in Zweifel gezogen worden: 

ob dies audy für die neu= und wiederermorbenen Lantestheäll 
für welche das Ep. mit dem A. L. R. eingeführt ift? 

Für die Berneinung der Frage hat man angeführt, daß bei der ' 
führung tes A. L. NR. in mehreren neu⸗ oder wiedererworbenen Yandeid 
len vie Provinzial» und Lokal⸗Geſetze und Gewohnheiten ausdrücklich⸗ 


1) Bergl. in Bv. I. ©. 91 ff. 
2) Bergl. in Br. I. ©. B—IMW. 
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Renthum Siegen betr., fo find für daſſelbe das G. ». 21. pril 
ven Grnnbbefig ‚eh —— — über bie — 
Banbestheilen, wei em ehemal r er 
Sinfhluf des Gürkenfhume Siegen ve 1825. — 94. Mr. — 
18. Juni 1840 über die Rechtöverhältnife des 
' der Realberechtigungen im Fuͤrſtenthume Gi 
'emd, wobel jedoch an bemerken, daß der 5.1. (Mr. 25.) des ubiet 
1850 die Beſtimmungen unter Ar. 3. u. 5. des 5 «des wie 
6 für aufgehoben erflärt dat. 
Shaften Bittgenfein IR das ®. v. 22. Dee. A839. deie, 
sn. 


6 


we 10. 


82 Bond. Befeitigung d. Beichränf. u. Hinderniſſe d. Landes Kaltin 


2) Durch die Vorfchrift des erſten Sages des 6. 1. des Land⸗ 
Erifts finy Insbefondere folgende auf der bisherigen Verfaffu 
ruhende Befchränfungen des Grund⸗Eigenthums für aufgehoben zu er 

a) Das Erforderniß der Extheilung eines gutsherrlichen Ko 
ſes zur Beräußerung und Erwerbung ländlicher Grundſtücke 
A. L. R. II. 7. SE. 259 ff.) 

Dies if in den R. des Juſtizmin. v. 31. Aug. 1820 und dei 
de8. 9. 0. 23. Nov. 1821.) (U. V. 842.) näher entwidelt. 

b) Das A. L. R. IH. 1. Tit. 7, $6. 280—285. enthält die Ve 
daß in allen Fällen, wo ter neue Beſitzer eines Ruſtikal⸗Grundſtücke 
erben abzufinden bat, der Werth des Butes und ves Wirthſchafts⸗ 
tariums nach einer gemäßigten Tare angefchlagen werben ſolle, 
nicht nur auf ſaͤmmtliche Laften und Abgaben, fondern auch auf den 
dürftigen Unterhalt des neuen Beflgerd und feiner Frau Rückſicht z 
men, fowie daß fämmtliche Theilnehmer fi ven nach einer foldye 
beſtimmten Werth ohne Widerrede gefallen Iaffen müflen, und d 
Herauszahlung ver den übrigen Theilnehmern zufommenven Abfin 
billige, den VBermögend-Umfländen Des Uebernehmers angemeffene 1 
beſtimmt werden müffen, auch dergleichen Kaufgeiderreſte, wo e8 nicht 
redet ift, außer dem Falle einer DBerzögerung, nic verzinſt werben 

Der 8. 282. a. a. O. bebält die näheren Beſtimmungen ter Abſchk 
Grundfäge den Provinzial» Befegen. vor. 

Mit Rückſicht auf diefe Vorfchriften hat der Art. 72. der Del. 
Mai 1816 (©. ©. 1816 ©. 171) demnächſt beflimmt, daß die Vai 
der Eigenthum gewordenen bäuerlichen Nahrungen nach ten - 
Provinz geltenden allgemeinen Sufcefftonsgefegen erfolgen folle, Tall 
ben Theilungs halber fubhaftizt werden Eönnen und bei Erbth 
nicht nach gemäßigten Taren (AL. R. IL 7. $. 280.), fondern na 
wirklichen Extrage abgefchägt werben follen. 

Das Iuftizmin. hat nun in dem an das O. L. G. zu Steitim 
fenen R. v. 7. Dft. 1833 (Jahrb. Bo. 42. S. 290, Griff Br. 6. 
audgeführt, daß der $. 280. a. a. D. zum Zwecke ter Auseinande 
der Erben bei allen denjenigen Auftikalftellen fortwährend zur An- 
fommen müfle, deren Regulirung nicht in ®emäßheit nes & v. A 
1811 erfolgt ifl.2) Denn die Beſtimmung der 65. 280 ff. a. a. 


bie Nechtsverhältnifie der Grundbefißer und bie Ablöfung der Reallaſte— 
1840. ©.6) ergangen, welches, mit Ausnahme der durch $.1. (Mr. 23.) 
Gef. v. 2. März 1850 aufgehobenen 88. 33. u. 35., noch jept maafgeliil 

Für die Nemter Burbach uud Neuenkirchen endlih iR dac 
mitumfaffende ©. v 3. Juli 1840, über die Ablöfung von Reallaken is 
mals Naffanifchen Landestheilen x. (G. &. 1840. S 195) ergangen, cz 
x Auer, $. 1. (Mr. 26.) des Ablöf. Gef. v. 2. Maͤrz 1850 für au 

rt if. 

Ein befonderes neueres Preuß. Geſetz über die Rechtöverhältniffe de 
befiger ift für die genannten beiden Aemter nicht ergangen. 

Die erwähnten Geſetze, welche die Mechtsverhältuiffe ber Grundb ef 
Verleihung, Erwerbung, Veränferung, Vererbung und Belaung des Big 
beireffen, verbreiten ſich übrigens Feinesweges über alle im $. 1. des Las 
Inrs@pifts gedachten Rerhisverhältnifie. 

1) Bergl. in Br. I. S. 81-83. . 

2) Das (nicht publigirte) R. des Juſt. Min. u. des Depart. für bie t 
Bolyel im Din. des 3. v. 21. Juli 1812 an die Neumärkifche Reg. n. ta | 

. 2. Ber. nimmt gleichfalle an, dag der $. 280. a. a. D. anf nikt! 
Firte Ruftikalftellen fortvoährend anwendbar (ci. 
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—92 a. a. O. auch anf diejenigen bäuerlichen Beſther Anwendung 
ı weldhe von jeher perfönlich frei (d. h. nicht untertbänig) 
ı Wd deshalb feien auch freie Eigenthümer nicht unterthäniger Stel- 
der Borfchrift des F. 280. begriffen, zumal diefelbe ein Aus⸗ 
tm Staate nach 66. 8. und 9. a. a. D. zuſtehenden Ober⸗ 
Welepres fei. 
nitte dieſe Anficht kann für richtig nicht erachtet werten. Die Ab» 
87 Lfd A. E. 9. IL 7. handeln nur von Unterthbanen; bie 
te Feed. unterfheiden zwiſchen Untertbanen, die es vermöge Ihres 
Ra und foldhen, die es wegen tes Beſitzes untertbäniger 
ER Were, und die 56.89. und 90. a. a. O. beftimmen fobann, 
ge, was von den perfönlichen Berhältniffen folcher Untertha⸗ 
Bem, Be für i Hie Perſonen und vermöge ihres Standes eines Butsherr- 
fat Sem x fen find, weiter verordnet wird, auf perfänlich freie Dorfe 
one ($- 88.) nicht angewendet werden koͤnne, 


deß Die Vorſckzy wiften des A. L. M., welche die der Gutsherrſchaft von ten 
unterthäuig en Stellen zu leiftenten Dienfte und Abgaben betzeffen, 
auf de Ute wihanen aller Provinzen in Jprneie Anwendung finden, 
als befondere SciBelege und DVerfaffungen keine Ausnahme begründen. 
ai. a aD. fließt alfo die Anwendung der Vorfchriften des 
„ER. von ver FPdalichen Berbältniffen der Unterthanen auf freie Verfonen 
, aut eb wer Den die Vorſchriften von untertbänigen Stellen nicht auf 
zieh Gu⸗deiet mu cham ausgedehnt. Es haben mithin die Vorſchriften ber 
289.6. 8 :D., welche von den Mechten angefeffener unterthä- 
* Egtat Amer handeln (59. 246—297. a. a. O.), niemals auf 
jet nicht unterthäniger Stellen Anwendung gefunden. Hier⸗ 
X auqh de Art. 72. der Dekl. v. 29. Mai 1816 im Einklange, und 
ya Om eb Art. 73. a. a. O., wonach ed bis zur Ausführung 
ya usa | ng bei der verfaffungsmäßigen Sufcefiton in die Höfe 
yencma Wh: Vaelde Beftimmung ebenfo, wie das ganze Regulirungs⸗Ed. 
„3b Con. 111 und deſſen Dekl. v. 29. Mai 1816, von nicht eigen« 
spämlihen Oöfen handelt, und daher die Austehnung tes $. 280. U. 
ce ga. i.uf Stellen, welche bereits Eigentbum waren, nicht zechtfertie 
tam. &enfo wenig folgt aber auch die fortbauernde Gültigkeit des 
2. Fra.ııd. aus dem nach 68. 8. u. 9. a. a. O. dem Staate zuſtehen⸗ 
yon Die dnffiingrechte; denn der $. 1. des Land⸗Kultur⸗Edikts hat alle 
and der litherigen Verfaffung entforingenden Einfchränfungen des Grund⸗ 
a n aufgehoben, entlidy aber fehli es auch ‚gänzlich an 
„u Ge zur Ermäßigung einer Ertrags⸗Taxe !), welche lediglich aus 
33 Yun as Dec hältmie der Untertbanen zur Gutshertſchaft bergeleitet 


Chleflig if} hier noch darauf hinzuweifen, daß die B. v. 22. März 
BU (0, €, 1844 ©. 70) für diejenigen Theile der Provinz Preußen, 
zu udn das Dfipreuß. Provinzials Hecht Eeine Geſetzeskraft bat, vor⸗ 

daß fortan bei Aufnahme aller Erbtheilungs-Taren bäuerlicher und 

ine I Mr Grundſtücke, deren Beſitzer im Stante der Landgemeinden vertreten 
ai Merien, der Reinertrag mit fech8 vom Hundert verrechnet werden foll, 
*3 ducch die K. O. vom 23. Febr. 1848 (G. ©. 1848 ©. 86) 
rn werten iſt, daß die V. v. 22, März 1844 durch die Beflim- 
Ru des 8. 3. des Publ. Bat. zum Weſtpreuß. Prov. Recht v. 19. 
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Ayıtl 1844 (8. S. 1844 ©. 108) nicht bat aufgehoben 
fondern als rechtsgültig fortbeftebt. 0 | 
e) Auch vie befonderen Provinzial- und DOrts- Öhfers: 
nach welchen. die Bauergüter ‘früher nach einer den wahren Wer! 
erreichenten fogenannten Erb⸗ oder Grund⸗Taxe vererbt wurden, ſin 
die Borfchrifien des Er. v. 9. Oft. 1807 und des Land⸗Kultur⸗d 
aufgehoben zu: erachten, da’ hierdurch alle aus der biäherigen Bei 
abgeleiteten Befchränfungen des Grundeigenthums befeitigt ‚werben. 
Dies tft von dem Juſtizm. in den R. v. 3. Juli 1813 (Jahrb. 
©. 25, Graͤff Br. 1. ©. 2) austrädticd, anerfannt worden. | 
Zweifelhaft iſt e8 dagegen gefunten worden: ob Tontra! 
Beſtimmungen, durch welche feflgefegt iſt, Daß den Eigenthümern 
eigenthümliche Nuftifal » Stellen vertvantelten Bauer » Nahrungen b 
fein folle, zur Tünftigen Auseinanderſetzung der Erben eine befondere 
tare anzuortnen, weldhe aber die im Hypothekenbuche vermerkte E 
tare niemals überfleigen folle 1), als fortbeftebend zu erachten 
Das Iuftizmin: Hat in dem (nicht publichkten) MR. v..22. Sem 


an das O. R. G. zu Stettin bejahet, wogegen das R. des Ju 
des Depart. der —* Polizei in Min. des J. v. 21. Juli 181 
Regier. und das O. 2..@; der Neumark ®) die entgegengefegt 


aud hen ‘bat. - 
Kann keinem erheblichen Bedenken unterliegen, der verne- 
Aeinung den Vorzug zu geben. Kontraftliche Vorbehalte der Me - 
ſtehenden Art ſtehen ganz in -derfelben Kathegsrie mit kontraktliche 
sBeichränfungen der Art, wonach z. B. In Veräußerung 
Tuͤchtigkeit des. Akquicenten einer Bauerwirthſchaft vorher Tem CE 
nachgewiefen und- treffen Einwilligung ertbeilt werden fol. > 
Vorbehalte widerfprechen dem Geifte der Abldfungsgefege und pl 
den Regulirungs⸗Behoͤrden (nach der V. v. 20. Iuni 1817 und PD. 
brungd » Gefegen) nicht geftattet werten. 2) Ueberbieß find fle 
ällen, wo das Verhaͤlmiß auf Erbzins oder Erbpacht berubhei 
Lage der neueften Agrar⸗Geſetzgebung anch aus dem Grunde für-. 
befeitiget in erachten, weil das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 im 
No. 2. alle Rechte des Exbzinäheren und des Erbverpächters, mit 
nahme der im $. 5. vorbehaltenen Berechtigungen auf Abgaben, 
ftungen und ausdrädlich vorbehaltene Nupungen, aufgehoben un 
Erbzinsmanne und Erbpächter das volle Eigenthum beigelegt, d 
aber jede Art von Dispofitiond-Befhränfungen derſelbe 
feitiget bat, mithin auch die aus vertragdgmäßigen Feflfegunge 
tührenden. 

d) Die Beſtimmung des 6. 604. A. 8. M. I. 11., wodurch dem 
ter vie Verpflichtung auferlegt wird, Darauf zu achten, daß bei der 
Img eines Altentheild over Auszuges der neue Beſitzer dem Abge 
nicht folche übermäßige Bortheile einräume, wodurch er felbft ver 
gehörig vorzuftehen und die Laften verfelben zu übertragen unver 





1) Dergleichen Bekimmangen finden ſich häufig in Erbpachts⸗Veriraͤga 
Verfchreibungen und Verhandlungen aus'den Jahren 1804 über Muftifale 
Domainen, wobei dee Domainen⸗Fiskus als Kontrahent intereffirt if. 

2) Vergl. dafielbe in Grävell’s Rom. zu den Krebitgef. Dh. 1. 4 
Nr. 22. und in Nichter’s Repert. Br. 7. ©. 214. 

3) Bon diefen Grundfägen iſt auch das Revif. Kollegium für La 
Rulturs&ahen in dem Erf. v. 12. Der. 1345 (Beitfchr. deſſelb. DB. 1. 

Bi 173) ausgegangen. 
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‚ wiberftreiten dem Grunbfage tes $. 1. des Land⸗Kultur⸗GEd. 
® mit der Aufhebung der Erbunterthänigfeit nicht vereinbar, mithin 
1 yarahen m erachten. Ueberdies hat der $. 1. Litt. a. des ®. v. 
— Ber 5.8. 1845 ©. 495) den 6. 604. a. a. D. auddruͤcklich 

p ft. 
RT a älteren Verordnungen ?) find theils Anleitungen zur Bes 
{3 ererung ter Viehzucht, theild Beftimmungen wegen —— der 
— dr erfleren, und ſogat Gebote wegen Haltung und Verkauf 
WU Rh sehen worden, welche fi felbft 6I8 auf die. Vienenzuct err 
1 heten, m theil® vorübergehende Zwecke verfolgen, in den früheren Ver⸗ 
ni — ter einzelnen Provinzen beruhen und mit deren Veraͤnderung 
en A find, theils aber auch aus den damaligen flaateruirthe 

; — hervorgegangen und für die Dauer berechnet. 

ve | Ue Berhum find, infofern fle die Haltung von Viehfländen 
et Serftniben, Bee und beauffichtigen, durch den $. 1. des Land⸗Kul⸗ 
BR A aufgehoben zu erachten, weil fle mit der darin audgefpror 
hr gi ern] o al nn nadmäpigen Beſchraͤnkungen des Grund⸗ 
140 I Mteff des Zugbiehes iſt dies ſchon in dem $. 4: des Editts v. 
——— der nafesung des — ale &.7) 

‚indem ver al te Paragrat t, daß alle bil 
über die Gattung des „ a ee Bugviches — — 


KT) Ba erwägen iſt hier auch noch, daß, im Einklange mit dem al 
— runpfage des $. 1. des SandeKultur-Edifts, durch das G. v. 22. 
A (6, S. 1830 ©. 109) vas im $. 21. Kap. 35, der Magder 
s — v. 8. Jan. rg: Kr geh Peg die 
* den Orten, wo es nl ergebracht ift, auf en jenen 
ü Arc Hnen Hordenfchlag halten und mit ihrer Schaafkeerte io 
ı ben Me, fyehaben, zugleich jedoch beſtimmt worben ift, daß die aus jener 
me — Unterfagungsrechte vorbehalten bleiben, weiche indeß nad 
BE der. Gem. ih. DO. v. 7. Juni 1821 abgeldft und eingefchränkt 
en Im. 
"HYE iR die Stage entſtanden: ob der $. 1. des Rand-Kultur-Erifts 
SG Neiaigen. Einfcgränfungen des Grundeigenthums aufgehoben habe, 


ar — der gefeglihen Vorſchriften über bie Mega» 


8 esgleichen tie hierauf bezüglichen Beſtimmungen der Provinzial- 



















4) Die Kontroverfe: ob bie 89. 603. u. 604. WE. R. I. 11. nur anf 
fe Berng haben, welche in einer gutöherrlichen Verbindung ſtehen und 
gemeife im Unterthänigfeit6:®erbande fanden? if hiernarb nicht mehr von 
Bedentang. Bergl. darüber die Grfenniniffe im Gentralbl. für Preuß. 
1, 1838. ©. 681, 1541. ©. 723, 1842. 6. 542, Ulrih's u. Gommer's 
—n ad, 3b. 8, 6. 150 u. 375 und in ber Jur. Wochenſchr. 1843. 
m . 
* 2) Bergl das Citk. v. 15. Märy 1756 für Schlefien, wonach die Grunde 
Fibeften, Gchulgen und Geritte darauf halten follen, daß bie Bauern mehr 
D gusichen und von dem nöthigen Befage nichts verkaufen; — bie Citt, v. 
Bebr., 4. u. 5. Mai 1764 und 11. Rov 1788 für Schlefien, wegen Das 
tung und Bereviung der Pferde zust; — tie B_v. 24. Mai 1751. für das 
"eslamer Depart., daß bei Strafe Niemand feine Schäferei mit polnifchen und 
Anderen Kreiſen Schleflens gene grobhärigen Gtähren vermengen fole; — 
tie Sir. v 22. Bebr. 1766, 10. März 1779 m. 14. Marz 1776 wegen Ber 
Verung ver Bienenucht In Cohleflen. 
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Allein da die Megalien tm Allgemeinen nicht Gegenflände des P 
vateigenthums find, ſondern zum Staatseigenthbume gehören, und 
Land⸗Kultur⸗Edikt fich, wie deſſen Einleitung ergiebt, nur anf jened, n 
auf dieſes bezieht, fo ınuß die Frage verneint werden; denn auch bei 
deren Megalien, welche von Privatperfonen erworben und befeffen wer! 
(A. L. R. I. 14. $. 26.), beruyt diefer DBeftg auf einem fyeziellen 3 
($$. 28. f. a. a. O.) und ift Fein Ausfiuß des Privateigenthums. 

4) Auch diejenigen gefeßlichen Einfchränfungen, die zum Beten | 
gemeinen Weſens angeordnet ſind, und welche beſonders Gegenfl 
der Baus, landwirthſchaftlichen und Gewaͤſſer⸗Polizei betreffen, ſtud di 
den $. 1. des Land =» Kultur» Erikts nicht unbedingt für befeitiget 


erachten. 

Diefe Vorſchriften beziehen ſich auf das Mechiöverhältniß der einzel 
Staatöbürger zur Geſellſchaft (sum. Publitum) und find baber aus 
Berfajfung entfpringende faatsrechtliche Befchränkungen des Figenthu 
allein obgleich ver $. 1. des Land⸗Kultur⸗Edikts im Allgemeinen die ans 
bisherigen VBerfaffung entfpringenden Ginfgränkungen des Grundeigenthi 
aufhebt, und ob die $$. A. und 5. a.a.D. Beſchraͤnkungen der 
Benugung von Waldungen nnd ländlichen Grundftüden, welche zum 
des gemeinen Weſens angeordnet waren (A. L. M. J. 8. 56. 33. 34. 88. 
außdrädlidy aufgehoben haben, fo folgt doch aus rer Einleitung umb 

$. 4. und 10. des Land⸗Kultur⸗Edikts, daß unter den aufgehobenen | 

gen nur diejenigen begriffen werden, welche ald der Landı 
Kultur binderlich zu erachten find. Dahin aber können namentlld 
Beflimmungen über die Erhaltung ver Gebäude in den Städten (U. 
1. 8. 66. 36. ff.), die baupolizeilichen Borfchriften in ten Städten un) 
dem Lande (66. 66. ff. a. a. O.), die Vorfchriften binfichtlich der Bennſ 
der Gewaͤſſer ($$. 96. ff. a. a. O.), desgl. die Einfchränkungen: der Ei 
thümer wegen Benugung der Ufer öffentlicher Fluͤſſe (UL. R. 11. 15. 
57. ff.), nicht gerechnet werben. 

1. Erläuterungen des Alinea 2. 

Das Alinea 2. des $. 1. beftimmt, daß jeder Grundbeſtter bera« 
fein fol, über feine Grunpflüde infoweit frei zu verfügen, als nicht 
welche Dritten darauf zuftehen und aus Bideifommiffen, Mat _- 
Lehnsverband, Schuldverpflichtungen, Servituten und dergl. herrühre — 
durch verlegt werden. 

a) Der gebrauchte Ausdruck: „und dergleihen“ ergieht, EEE 
den fpeziell genannten dinglichen Nechten dritter Perfonen am 
Grundſtück auch nody andere befchränfende Rechte Dritter bei der 
gung über Grundſtücke zu berüdfichtigen bleiben. 
| 2) Vergl. die Erläut. zum $. 9. des Edikts v. 9. OR. 1807 &C 

0 


. 50 ff). 

II. Zum Alinen 3. 

Der im Alinea 3. auögefprodjene Grundſatz, daß jeber en 
mit Vorbehalt der Rechte dritter Perſonen, berechtiget fein fol, fein & 
fü durch Ankauf oder Verfauf, oder fen auf rechtliche Weiſe wiEI 
lich zu vergrößern oder zu verfleinern, findet fich bereits ausgedrückt 4 
68. 4. 6. und 7. des Er. v. 9. Oft. 1807 (vergl. die Erldut. daju 
Das bei der Ausführung von Dismembrationen und Pa ellitung 
beobachtende Verfagten bat demnaäͤchſt feſte ßeſzaug rundie, 
erhalten durch das G. v. 3. Ian. 1845, betr. vie Sertheilung yon Inz: 
flüden und vie Gründung neuer Anflevelungen (G. ©. 1845 ©, 23). 

Die geſammte Dismembrationg - Orfedgebung aber iſt in eins 
Pa Abfchnitte (f. unten sub V.) dargeftellt, worauf hiermit ven 
en wird. 
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Zum $. 2. 


— 2. des Editis iR durch den $.93. (Mlinen 4) des AblBfunge- 
— 1850 aufgehoben worden. 
fige %, eilte vor dem Erſcheinen der Ablöjungs-Gefepe vorläus 
—8W zus Erle ichterung der Diomemiranon von Erbpachts« 
Fr und zur Grleihterung ihrer Berwantlung in freies Cigen⸗ 
3 derbant damit Veftimmungen über die Parzellirung. Die dems 
uf none dene Abldfangs-Oron. v. 7. Juni 1821, welde fich nicht allein 
Hehe 2), elgenthämer und Grösindfente, fontern aud) auf Erbpächter be« 
sehe Veſtimmungen über die Abldfunge-VBefugniffe der zu Leis 
® er fchiedener Art Betechtigten und Verpflicpteten, und mobifiziste 
tel mn des 6. 2. ded Land ⸗Kultur-Edikis über die Ablöfunger 
= 8.29 deren Bahl, forte in Betreff der Parzelirungs - Maafregeln. 
} —* ALBf. Gef. dehme nämlich, wie bereits bemerft, den $. 2. 
alt. Goife wegen Ablöfung jahrlicher flxitter Gelvleiftungen 
te) aus —15 auf andere Leiſtungopfiichtige (Eigenihumer und Gebzins⸗ 
) rap den beftimmte, 
ablär. ichtete wenigftens fo viel von feinem jährlichen Zins 
— Afe ais der anſchlagmaͤßige Ertrag bes verkauften Theils 
va eine Vertheilung der jährlichen Abgaben nur bis zum 
einer er Ahaleın auf jeden einzelnen heil Rattfinden fine, und bei 
auf ® eilung unter diefer Summe die Ablöͤſung durch Kapital 
ngen des echtigten gen müffe. 
u erla Ber J 
* 8 fimmmte die Ablöf. Oron. dv. 7. Juni 1821 mit dem $. 2. 
ant-Rultur-Epifts in dem Orundfage ver Befugniß des Verpflichteten 
© Alöfung von Natural » Renten und Gelvleiftungen durch Kapital in 
heilbeträgen Aerein ($. 16.) und ergänzte die in dem Lant-Kultur« 
ER. wahr vÄhtr erspeiften Borfehriften über die Verwandiung von Laute» 
wa PN unbeflimmten Abgaben in eine jährliche feſte Geldrente 
Die WM. Drpn. v. 7. Iumi 1821 Hatte indeß nur Gültigkeit für tie 
im tem Einange derſelben bezeichneten Landesthelie, wogegen biefelbe für 
womall önigreiche Weftphalen, zum Großherzogthume Berg und 
y Se NG. Sanfeatifgen Departementd (nach $. 2. der Ger 
fe m 3. 1825) nicht In Kraft trat. Füͤr diefe Landesthelle wur⸗ 
tem a * Grunbfäge durch die Ablöf. Oren. v. 13. Juli 1829 fef« 
geftelt, welche yemmächft auch (Rurch das ©. v. 18. Juni 1840) für das 
L * tenthum Stegen, und (durch das ©. v. 22. Der. 1839) 
fir — affdaften MWittgenftein eingeführt wurde. Für das Herzog- 
kat palen wurden ebenfals abweichende Beftimmungen über 
Alt des Grundeigeutbums und Ablösbarkeit und Verthellung 
vn often durch die beiden Gefege v. 18. Juni 1840 erlaffen. 
dorfehend ermähnten gefeplichen Beftinimungen haben nun zuvbt - 
” NR fon dadurch eine wefentliche Abänderung erlitten, daß ver $. 2. 
EM 2 dep Mbföfungs«Befeyes v. 2. März 1850 das Gigenthumdrecht ded 
“ ohne Entfhädigung aufgehoben und beſtimmt hat, daß ber 
7 holt mit dem Auge der Mechtöftaft jenes Geſedes und lediglich auf 
7 Om deſelben das volle Eigenthum erlangen folle, wobel Indeß im $.3. 
. 46D, hinzugefügt ift, daf dies Feine Aufhebung der aus dem Crbpachts- 
D 


4) Bergl. den Cin gang derfelben. 


88 Don d. Beſeitigung d. Beichränf. u. Hinderniffe d. Landes⸗Kultur; 


Verhältniffe entfpringenden Berechtigungen auf Abgaben oder Leiftun, 
oder ausdrücklich vorbehaltene Nugungen zur Bolge haben folle, weldye 1 
zechtigungen vielmehr, fomeit fie nicht in dem Ablöf. Geſetze beſonders 
aufgehoben erklärt worden, fortbeftehent bleiben. 

Das Ablöf. Geſetz v. 2. März 1850 hat aber ferner im $. 1. vie‘ 
If. Ordnungen v. 7. Juni 1821 und v. 13. Juli 1820, —F die Ab 
Ordn. v. 16 März 1811 über vie Abloͤſung der Domanial⸗Abgaben, 
K. O. v. 19. Juni 1837 wegen Abloſung der Domanial⸗Renten, desgl. 
im F. 1. unter Nr. 23 bis 26 erwähnten auf die darin bezeichneten 2 
vestheile bezüglichen provinzielen Vorfchriften über bie — 2 von R 
laſten, für aufgehoben erklaͤrt und dagegen im F. 93., unter vollſtänd 
Aufhebung des F. 2. des Land⸗Kultur⸗Edikts und der dem $. 93. des 
loſ. Gef. v. 2. Din 1850 entgegenftehenden Vorfchriften des $. 2. 
Geſ. v. 18. Juni 1840 über die dem Grundbeſttz betr. Rechtsverhaͤltniſſe 
Sersatäume MWeftphalen, neue Beitimmungen aufgeflelt, durch welche 
Abldfung der Meallaften bei Dismembrationen und die Parzellirungs- Mi 
regeln georhnet werten. Diefe Beftimmungen aber gründen ſich im 
entlichen auf tie aufgehobenen Borfchriften Ted $. 29. der Ablöf. Order 

. Sunt 1821 und des 6.2. des Land⸗Kultur⸗Edikts. 

Vergl. die Erläut. zum $. 93. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 

In Betreff der Ablöfung von Domalnen⸗Renten und Abgal 
an Domainen bei Zerftüdelungen, vergl. F. 64. des Rentenb 
Gef. v. 2. März 1850 und die Erläut. dazu, insbeſ. $. 16. des eg 
dazu v. 1. Aug. 1850. 

. IL Die Vorfchrift des $. 2. des Land⸗Kultur⸗Edikts, daß der Erb 
pächter fich vie Ab Sung des Kanons nad) dem Zinsfuß von vier Pre 
gefallen. laſſen, auch Stüdzahlungen nach ver Konvenienz des Erbpäch 
annehmen möüffe, ift durch vie V. v. 31. Mai 1816 (8. S. 1816 ©. 1 
dahin -eingefchränkt worden, 

daß der Erbpachtszins, welcher von dem Erbpächter an Religions =, 

terrichtö=, Erziehungs⸗ und Wohlthätigfeits = Anftalten begabt we 

muß, nicht anders, als mit Cinwilligung der Obern und Vorfteher 
her Anftalten vertragsmäßig abgeldöft merden folle. 

Diefe B. ift demnächſt Durch ten $.1. Nr. 4. des Ablöſ. Gef. v. 2.9 
1850 ausdrücklich für aufgehoben erklärt worden. 

Indeß beftimmt ver $. 65. (Alinea 4) des Ablöf. Gef. v. 2. März it 
daß die Neallaften, welche Kirchen, Pfarren, Küftereien und Sc 
len zufiehen, vorläufig von ter Ablöfung völlig ausgefchloffen bie 
follen, und es find die Beſtimmungen über deren Fünftige definitive A 
fung einem befonderen Befege vorbehalten worden, bis zu deſſen Erlaf 
nah dem Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 ermittelten Beldrenten d 
an vie gedachten Inflitute entrichtet werden follen. 

Vergl. die Erläuterungen zum 6. 65. (Alinea 4) des Ablöf. Ge 
2. Mär; 1850. 

II. Die Beflimmung im $. 2. Litt. b. sub 8 des Edikts, we 
dem Erbpaͤchter die Befugntß zuftehen follte, einzelne Theile des Erbpat 
gutes dergeftalt zu veräußern, daß die Abgabe an den Akquirenten 
einer Erhöhung von vier Prozent der jährlichen Abgabe ü 
tsagen wird, tft durch die K.O. v. 22. Mai 1833 1) (®. ©. 1833 ©, 
ebgeinbert worden, indem dadurch feflgefegt worden ift, Daß dieſe Worfd 
R dal » Erbpacıtö » Grundſtuͤcken nicht ferner angewendet ı 
en fo 


1) Bergl. zum $. 3, des Land⸗Kultur⸗Ed., in Bd. I. S. 100. 
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Be Beven, —5 aaßgebe der daruber beſtehenden Vorſch 
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ſolle ($ 19. a. a. B gegen deren Feſtſetzung der Rekurs an 
des 3. flattfinde (F. 2 a. O.). 
Vergl. das ben in een diefen Beziehungen in den Erlä 
v. 3. on 1845, betreff. die Bertheilung der Grundſtuͤcke 1. 
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Im Arte beſtehende Verordnung, daß — Grundſtace nicht 
drſen2), für aufgehoben erflärt wird . 
—— — 66. 4 und 5. des Edikts geben zu folgenden Et⸗ 
hudie $$. 5 und 5. des Edikts find die Beſtimmungen des 
b. L zit. 8. 66. 33. und 34., 88—89. begiehungsweife für 
md moediſicirt zu erachten. 
der Naturalexheilung der der Gemeinde- Borken 
ueinfaftlichen Waldungen iſt indeß hierbei auf die 
eitstbeil. Ordn. v. 7. Juni 1821 $$. 17. und 408 
b deren gänzungen und Erläuterungen zu vermeifen. 
an —— 3 und öf. 333 
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—5 — 
» nten e 
Io theils bis dahin beſtandene VBeſchr en Bi 
Malgen Busen, einführt, und within [A Die grnannsem Dre- 
n, ein und genannten ⸗ 
der 68. 4. und 5. des Land⸗Kultur⸗Edikts in Mes 
meinde⸗Forſten und Waldungen der offentlichen An⸗ 
e mobdifizitt. 
ag Darauf eriaſſene K. O. v. 12. Aug. 1889 2) (G. 6. 
M.eflätt, daß vie V. v. 24. Der. 1816 auch in denjenigen 
gmsanten Aainen in Kraft bleibe, mo bie revidirte Gtädte- 
ne iR iſt oder noch eingeführt werten wird; auch die Rande 
v. 31. Oft. 1841 für die Provinz Weſtphalen $. 96: 
e ©. 315), die Rheiniſche Gemeinde⸗Ordn. v. 23. Juli 1845 
5. 1845 ©. 548) und endlich, die Gemeinde⸗Ordn. v. 14. Mär 
(8. ©. 1850 ©. 226) *) feßen die fortdauernde Gultigkeit 
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das U. 2. R. enthält in TH. II. Til. 7. 89.8. u. 9, die Becfhf, 
mann ſchuldig fei, die Kultur feines Seunbflüde, auf zur Unter: 
meinen Rothdarft, wirthſchaftlich & u betreiben, und dazn vom Staate 
nittel ah und bei beharrlicher Bernachläffigung angehalten 
fein einem Andern zu überlaffen. 
m ss ei 8. des Land⸗Kultur⸗Ed., in Bd. L ©. 100 fi 
a. a 102 
hierüber bie Motive zum $. 50. der Gemeinde⸗Ordun. v. 1Min, 
buane’6 Bemeinde-Orbnung (Brandenburg a. H. 1850.), ©. 180 
usführung der V. v. 24. Dec. 1816 find die Juſtrukt. der Reg. au 
9. Sept. 1817 (Amtsbl. 1817. ©. 485.) und ber Regierung zu 
9. Zuli 1819 (RM. HI..670.) ergangen. 
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1) vie im $. 6. ermähnten Bereingelungen Seren jo iR dorf 
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an fi veräußerliher Grundſtücke, unter "Dorbepatt der Mechte der 
gläubiger und Vorkaufs· Berechtigten, die Befugniß zur Trennung ber 
difalien und Pertinenzien, fowie —eE x theilweiſen True 
erteilt Hatte, und daß das Land- Kultu— ee. in $. 1., jedem 
infofesn nicht Mechte Dritter, und die is Bideifomwifjen, ir 
Lehnävesband, Schuldverpflichtungen, Servituten ‚und dergleichen ‚herrübsem 
tadurch verlegt werden, das Recht ertheilt, fein Gut oder feinen: Hof will 
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A Geyt. 1814. zur Beförderung d. Sanbet-Ruktur, 5.6. HR 


Bereiuzelungen fih nur auf. viefenigen Meteinzeiungen 
je durch gutsherrlich-bäuerlie Regulicungen, Seo 
eilangen und Abldfungen ber werden, keines⸗ 
f alle Arten freiwilliger P en, weiche: nicht mit 
in. Berbintung fleben, über welche vielmehr 

&. v. 9. OR. 1807 und ver $. 1. vos Lan Kultur. 


hriften des $.6. des Land⸗Kultur⸗Edikts und ber Belikumun- 
ves Ed. v. 9. Dft. 1807 und im $. 1. bes Saud⸗ſultur⸗ 
n * neben einander, und ver $. 6. des’ Land⸗Kultur⸗ 
rue freiwillige Parzellirungen ertbeilten Vorſchriften kei⸗ 


des Land⸗Kultur⸗Edikts hatte man übrigens vie. Abſicht, in 
jeitetheilungs⸗DDOrdnung nicht bloß die Grampfäge über 
von Gemeinheiten und Servituten, fenderm Auch: über 
er Reallaften aufzunehmen. Später wurde indeß beſchloſ⸗ 
ze befondere Abldfungs-Osbnungen zu- exlaflen. Dies 
jrund, weshalb ter $. 6. des Erilis ur ver :Bereinzelt 
entlichen Holzverkaͤufe aus Weranlafjung " gutößesckicdhe 
Regulicungen und nad der Gemeinheitssgehluggs« 
24 Die Vorſchriften des $. 6. beſchränken ANpidaher 
af guttherrlich⸗ baͤuerliche Regulirungen nad Naaßgabe des 
fast. 1811 und Auseinanderfepungen nach: wei: Gemeinheits⸗ 
baung, fonbern finden auch endung anf. die rung 
ihebäuerlihen Verhaͤlmiſſe Aberhaupt und auf A | 
w, außer ven Gemeinheiten und Servituten, worüber die be⸗ 
Kungs » Drvnungen im Weſentlichen gleiche, wenn auch. nad 
r.Berbhältniffe modificiste, Beftimmungen: feftgefegt haben, wie 
mlirung6 - ımd Gemeinheits⸗ Thellungs » Bejegen enthal- 


here über die Mechtöverhältniffe dritter Perfonen bei guté⸗ 
Uchen Regulirungen, Abi ſungen der Reallaſten und Gemein⸗ 
gen iſt insbeſondere in den V. v. 20. Juni 1817 und v. 80. 
in dem © v. 2. März 1850 über die Abloͤſung der Real⸗ 
der Gemeinheits⸗Theilungs⸗O. v. 7. Iunt 1821 und in dem 
mi 1835 wegen Sicherfiellung der Rechte dritter Perſonen 
hsbäuerlichen Negulirungen ꝛc. vorgefchrieben, deren betr. Bes 
unten fpeziell erörtert werben. Gier genfgt es, darauf hinzu⸗ 
ie wefentlihften Unterfchiede zwifchen Freiwilligen: Barzel« 
den aus Beranlaffung von gut&herzlich« bäuerlichen Reguli⸗ 
inbeitö-Theilungen und Abldfungen von Reallaſten bewirkten 
von Grundſtücken darin beſtehen, daß bei den In. Bolge der 
eſetze eintretenten Theilungen von Grundſtücken 
getzetenen Theilftüdle nicht, wie bei freiwilligen Parzellirungen, 
ten ver Realglaͤubiger des Grundſtuͤckes, von welchem: fie ab⸗ 


terüber 6$. 24. 55. 56. des Regulir. Ep. v, 14. Sept. 1811, 
HE. der Deii. v. 29. Mat 1816, 8. 1. des ©. v. 21. Juli 1821, 
. 107. des Regnlir. &. v. 8. April 1823, 98. 1. u. 14. des G. ». 
(3. S., 6. 73), 98. 23. 29. 40. der Abi. D. v. 7. Juni 1821, 
4 ff. 110. ff. der Abl. DO. v. 13. Jult 1829, 88. 91. 102. 108. 
18. Juni 1840, 98. 65. 76. 82. des ©. v. 4. Juli 1840, 86; 10. €: 
. 8 der Gem. Th. D, v. 7. Juni 1821 n. das G. vꝛ WU. Au 


94 Dont. Befektigung d. Befchränf. u. Hinterniffe d. Landes, Kultun 


getreten find, "behaftet bleiben, fondern in die Berbältniffe derjenigen 
ftüde treten, zu welchen fie als Entfchädigung bingegeben werben; 

b) daß die Vorfchriften wegen Vertheilung der "Abgaben an bei 
Dabei zwar analoge, aber doch weſentlich modificirte Anwendung fin 

-e) daß auf die jur Dedung der neuen Ginrichtungäfoften ve 
Theilſtücke ver Landabfintungen die Privat-Meallaften des Gutes, | 
chen ſolche gelegt worten, zwar nicht übergehen, vie dffentlichen 
aber verhältnigmäßig darauf zu vertheilen find; enplich 

- d) daß das Verfahren hinſichtlich der Sicherftelung der Realg 
in ben jun Meffort der GeneralsKommiffionen gewiefenen Angeleg, 
anders bedingt ift, als bei den zum Reſſort ver ortentlihen Behör! 
börigen freimilligen Parzellirungen. 

2) Was die außerordentlihen Holzverfäufe betrifft, fo 
fi) aus dem bereits zu 1. Bemerften, daß der $. 6. des Edikts a 
diefer Beziehung nur von foldden Holzverkaͤufen fpricht, welch 
Regulirung gutsherrlich-bäuerlicher Berhältniffe, AbIäf 
und Gemeinheits⸗Theilungen veranlaßt werden. 

Bei anderen außerordentlihen Holzverfäufen find mithin die 
berechtigten allerdings befugt zu wiberfpsechen, wenn ihre Rechte 
verlegt werden. 

( 2. R. 1. 10. 6.441. u. 442, I. 18. 66. 577 
21. $$. 136—142., 11. 4. $. 74.) Ä 

8) Die Beſtimmung des $. 6., daß die Nothwendigkeit 
wähnten Operationen durch das Butachten zweier Kreitveror! 
feſtzuſtellen, ift außer Kraft getreten, indem durch Die neuer: 
feße über die Ausführung der Agrar» Wefege tie Beurtheilung ber 
“ wenbigfeit von Aufwendungen zu neuen Ginrichtungen ten Ausein« 

fegungs=- Behörden Übertragen ift und zu deren Kompetenz Eh 

4) Dan bat in der Beflimmung des $. 6. des Edikts eine Abaͤr 
ter Lehns⸗ 10. Gefege in der Art fehen wollen, daß nicht mehr BI 
näcdften Bolger, fondern nun auch den fümmtlichen Agnat 
Recht beigelegt fei, die Sicherfielung durch Berwendung des Erfli 
anßerortentliche Holzſchlaͤge in das Lehn zu verlangen. 

Das Ober⸗Tribunal bat indeß (in tem Erk. v 5. Sept. 184 
geführt, daß unter den im $. 6. ded Land» Kultur» Erifts erwähnten ! 

erechtigten, welchen das Hecht zufteht, dem Lehnsbeſitzer wegen 1 
ſchaftlicher Verwaltung Schranken zu ſetzen (U K. R. I. 18. 54 
578.), nur der jedesmalige nächſte Lehnsfolger, ſofern er mi 
unter der väterlihen Gewalt flieht, fonft der nächfte nach ihm, 
fieben ſei. Denn ver $. 6. des Edikts habe nichts in ten Bor] 
Darüber ändern können und wollen, (weil e8 nicht der Ort zı 
foldyen Beſtimmung fei), weldden Berfonen nach den Sandehgefä 
Befugniß beigelegt if, den Lehnäbefiger in feiner Be ugung des Leh 
zu überwachen, welches Recht nach $. 577. A. 2, 1. 18. m 
jebesmaligen nächften Lehnsfolger gebühre. ?) (CTuiſch. bes Dt 
Br. 11. ©. 428 ff) 


— — — —— —— — ---4 





1) Das allegirte Erkenniniß führt ferner aus, daß die 88. 577. 
a8 NR. 1. 18. auch für das Herzogthum Dagbeburg gelten. 

Der hoͤchſte Gerichtshof fcheint übrigens in dem in Rede ſtehenden 
falle nicht berückfichtiget zu Haben, daß es fich dabei keinesweges von einen 
oedentlichen Holzverkaufe aus Beranlaffung einer Regulirung, Ablöfn: 
Gemeinheitstheilung, fondern von einer Holzbevaftation handelt 
wie oben gezeigt, der $. 6. des Cdikis ſich gar wicht auf Faͤlle der legte 


reift u. 14. Sept. 1811 zur Beförderung d. Yantes-Kultur, $.7. 93 


Zum &. 7. 


Der 5. 7. res Edikts geht von dem Grundſatze aus, daß die 
sung wit ſich felbft in Widerfpruch treten würte, wenn fie auf ter 
Seite die Auflöfung beflehenter Berbältnifje beförkerte, und dennoch 
andern Seite zulaſſen wollte, daß fie fih in gleicher Art wieder 
den könnten. Deshalb verbietet der F. 7. tie Bildung neuer 
ſchädlicher Verhältniſſe, und beftimmt in tiefer Hinſicht: 
daß Miethöverträge mit Arbeiterfamilien niemals ten Zeitraum von 
Jahren überfleigen dürfen, unt 
DaB erkliche Lieberlafiungen von Ruſtikalſtellen niemals unter Ber- 
ng zu fortwährenden Dienften gefchehen türfen, fontern nur im Wege 
ztaufd, oter mit Auflegung einer beflimmten Abgabe an Belt oder 
n auläfilg fein follen. 

& gleichem Stunde bat das Land⸗Kultur⸗Ed. im $. 2. beftimmt, daß 
ibpachts⸗Kanon abläslid fein folle, und Laudemien und an» 
unbefimmte Abgaben auf eine Jährlichkeit firirt und ebenfalls 
lich gemacht werten follen, was der $. 29. ver Ablöf. Ordn. v. 
wi 1821 auch auf andere Leiftungspflichtige, fie mögen Eigenthümer 
Erbzinsleute fein, ausgedehnt hat. ?) 
Ru hierauf bat demmäcft auch die B. v. 20. Iuni 1817 
a ws Gefhäftöbetriebes (8. ©., S. 161) im $. 15. den Beamten 
Unteinsnterfegungsbehörden die Verpflichtung auferlegt, nach näherer 
des $. 43. ebentaf. für reine Beflgverbältniffe zu forgen, und 
8 ta. 43. näher dahin befiimmt, daß im Iantespolizeilichen Intereife 
ichen werten foll: 
WB die bäuerlichen Höfe zum vollen und reinen Eigenthum über» 
‚on keinen Einfchränfungen und Laſten, wodurch deffen Natur vers 
—8 die Kultur und Nugbarkeit deſſelben beeinträchtigt wird, belegt 
’ 
daj in Mückficht der dem Gutsherrn vorbehaltenen Rente, welche 
am finer bei vorfommenten Vereinzelungen theilbaren Meal« Abgabe 
‚ fine die Theilbarkeit befchränfente Abrede getroffen; 
Of keine mehrere, als nach den Geſetzen zuläffige Dienfte, Feine 
Sandemien und Zehnten, und Feine die perfönliche Freiheit be⸗ 
| Belaftungen feftgefegt werden. ?) 

8 dir dem Sioede entfprechenten Richtung der Landes⸗Kultur⸗Ge⸗ 

trat indeß ein Rückſchritt ein, indem Durch das ©. v. 31. Ian. 

0. ©. 1845, S. 93) beftimmt wurde, daß die nad) den bisherigen 
den Beflgern von Erbpachts⸗, Zins» und Erbzinsgrunrftüden 

Behent: verani, die auf dieſen Grundſtücken rubenten feften Gelt- 
x cheide-Abgaben durch Kapital abzuldfen, fortan durch Vertrag aus⸗ 
lefen und befehränft werden dürfe, was forwohl auf fchon beftehende 


— 


TB 


2 


A— 


ü, ſendern lediglich von ſolchen außerordentlichen Holzverkaͤufen handelt, die 
Xrenlaſſung der Ansführung ber agrariſchen Geſetze nothwendig werden, 
use in dem von dem Ober: Tribunal entfchiedenen Nechtsftreite die Bezug⸗ 
Fl den $. 6. des Edikts ſchon aus dieſem Grunde völlig ausgeſchloſ⸗ 


I) Bergl. die Abloſ. Ordn. v. 13, Juni 1829, v. 18. Iumi 1840 m. v. 
ii 1830. Tit. 7. 
) Bergl. auch 8. 16. Mr. 3. bes Regul. ef. für Bofen, v. B. April 1823. 
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Abgaben diefer Art, als auf folche Anwendung finden folle, vie 
bebungen werden. 

Die neuefte Legidlation bat jedoch diefen, mit dem Zwecke unt 
ter agrarifchen Oefedgebung in Widerfpruch flehenten, Weg wiederu 
laffen. Das Ablöf. ©. v. 2. Mätz 1850 bebt im $. 1. Nr. 28 1 
v. 31. Ian. 1845 auf und visponirt im $. 97., daß die Ablöshbarl 
Meallaften, ohne Ruͤckſicht auf früher darüber abgegebene Willen 
rungen, auf Verjährung oder früher darüber ergangene Judikate, li 
nach den Borfchriften des Gel. v. 2. März 1850 zu beurtheilen 
auch beftimmt ter $. 91. a. a. O., taß bei erblicher Weberlaffung 
Srundftüds fortan nur tie Uebertragung des vollen Eigenthums 
fein folle, daß mit Ausnahme fefter Geldrenten Laften, welche nad 
Geſetze ablöslicd, find, einem Grundſtücke fortan nicht auferlegt werde 
fen, daß der Verpflichtete berechtigt fein fol, neu auferlegte fefte Gel 
nach vorgängiger ſechsmonatlicher Kündigung, mit tem zwanzigfedye 
trage abzuldfen, fefern nicht vertragamäßig etwas Unteres 5 f 
Daß auch vertragsmäßig die Kündigung nur während eines beflimute 
raumes, welcher dreißig Jahre nicht Überfteigen darf, ausgeſchloſſen. « 
höherer Abloͤſungsbetrag, als der fünfundzwanzigfache der Rente, nid 
gefent werden dürfe, und endlich, daß vertragsmäßige, viefen Berl 
umtderlanfende Beftimmungen wirkungslos fein follen, unbeſchciü 

echtöverbintlichfeit des fonftigen Inhalts eines ſolchen Wertrageh.:"" 

2) Zu denjenigen Berträgen, melche nadı ven B 
Zantes» Kultur» Gefepgebung für unzuläffig zu erachten, * 

ri 










tiefenigen, durch welche einem Grundftüde unfirirte Befigve 
rungs⸗Abgaben auferlegt werten. 

Dies war früher nicht unbeftritten '); das Abläf. Gef. v. & 
1850 Hat indeß im $. 37. ausdrücklich verordnet, daß alle 
Befig-Veränterungd-Abgaben, welche nach Kinführung des Land⸗ 
Edikts nen entflanden find, unbefchadet der Gültigkeit der übrigen 
mungen ter DBeräußerung oder Verleihung, ohne Entfchädigung W* 
techtigten fortfallen, wogegen Abgaben, vie bei Beſttz⸗Veraͤn | 
einer eins für allemal beſtimmten Summe entrichtet werden malt, 
unflrirte Beflgveränderungs« Abgaben nicht zu erachten. 


1) Die Frage: ch DBerträge, in welchen ein bei jever Beflps Beränbeil 
zahlendes Laudemium ausbebungen wird, zuläffig feien? ik verneint w 
a) von den Min. des 3. und der 3. in dem R. v. 10. April 18974 
Br. 49. S. 508) und von dem Min. tes 3. in den R. v. 9, Im 

u. v. 11. Mai 1844 (Min. Bl. d. i. V. 1844. ©. 172); 

b) von dem Ob. Tribunal in den Erf. v. 5. April 1845 (Guifh. 
©. 333), v. 6. Aug. 1846 (Jur. Wockenfchr. 1847. S. 70), v. ER 
1847 (Bntfch. Bo. 15. S. 242) und v. 4. April 1848 (Gtrietfi 
Nechtef. Bd. 4. S. 20); 

c) von, & och, in defien Lehrbuch tes Preuß. Privat Rechte, Br. 1. 6 


$. 316.; 

d) in der ausführlichen Abhandlung in der Zur. Wochenfchr. 1847. 6 1 
52, 65—74, 81 - 87, 145 — 148, jeboch nur hinfichte der fogen. bi 
lichen, nicht aber in Betreff der bereits eigenthümlic Ixil 
Grundſtücke. 

Die entgegengeſetzte Anſicht war angenommen worden in ben Rei 
zum bürgerlichen Geſetzbuche (S. 149) und ven dem Revifionscd 
gium in Magdeburg in dem Erf. v. 26. März 1843 (Iur. Boceafde 

. 66.) 


J 


Sen. 1511 Due Befreiung kn, ws; 


ee 


m... 


a Serben le 1.8. Be fi, ai 
efien ergangen, wo 
uch "die ba ke Sept. 1768, 8; Febr. 8 11. 
. Yani 1779 und v. 16. Ri, 1797 alle — von 
und Revenüen derſelben an Ausländer, desgleichen 
als Beamte und Anminifirateren auf Ghtern, — * 


waren. 
—— —3 das Farſtent um Salben adt u 
B9 n 1 om. II. ©. 877, Br. 1. 8 
Ausländer Teine zur Statt: wweidraark 
ke 10-073 an a en vürften, 


* 


.0. 


A. des A. E. N TH L zit. 21. Befkimmt: 


d barf der Pächter, wahrend feines Beſtzec 
1 Dingers nit Deike be misbern, ald Iehleser von Km enpahene here 


Hient wird. 
der $. 9. des Edikts dahin monifelrt, ' 

Idee rn nicht Frl die ah “ Biches gefehen werben 
ka darauf, Daß nach Gutachten ver eine 
Ben fo ſtarke Sant felögenomnenen Sukert, als vorber, 
| whanbene Vieh wirthſchaftlich konſum 

iſ, wie Thaer bemerkt (vergl en — fifche Landwirth⸗ 
iM), ein öfonomif richtiger Grundfatz, daß der Zuſtand der 
min fi die en befinden, ſeht viel zus Gute des Düngers 

gut geflittertes 2, Die) zeichliheren und keaſtigeren Dünger 

* und fra aflioſet 


Hi 


in den vorhergehenden Parägraphen des Edikts von der 

erjenigen Kultur= Hindernifie gehandelt worden, welche in der 
‚Berfaffung gegründet .worben, ſpricht der F. 10. ven alle 
Izunvfak au, daß bie Sefehgebing außerbem auch die Auf⸗ 
Amählig diejenigen, Kulturhinderniſſe zu befeltigen, welche aus 
Berhälsniffen und Servituten entipringen. . 
a Zwede extheilt das Edikt dennächfk in den nun ‚fanden 
eine Reihe von Vorſchriften; vie Gemeinheits⸗Theil Ordn. 
321 und die fpiteren Gemeinheits⸗Thellungs⸗ und an Abtsfunge- 
aber nunmehr auch diefenigen erweiterten Mitt Er 
fehlten, um ven Iandwirthfchaftlichen Betrieb von 


flein zu befreien. 


Zu 88. 11. bis 17. 


erſtes Mittel zur Erreichung des im $. 10. des art bes 
weckes ver Befeitigung folder Kulturhinderniffe, die aus 
Verhältniffen und Servituten entfpringen, ſtellu Ver 
dikts ven Brundfag feſt 

Sefepg. 3b. II. 7 
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daß tie Ackerbeſttzer berechtiget fein ſollen, ven dritten Theil ihrer — 
laͤndereien einer jeden In Weidekommunion befindlichen Feldmarfk —— 
den in den folgenden 66. 12. bis 17. vorgeſchriebenen Bedingu — 
ver gemeinen Hütung zu entziehen und ſolchen ausſchließlich zu bey —— 

Die hierdurch Auer angeordnete. Ausmweifung des hatf — 
Drittels if demnaͤchſt durch die Vorfchriften der Gemeinheits⸗ rn 
Ordn. v. 7. Sunt 1821 $$. 181—191, beftätiget, jedoch anderweitig 4 
befkimmt worden. ?) | 

Diefe Lehre ift indeß gegenwärtig faft nur noch von biflorifcheue — 
tereffe; denn die Intereffenten haben bereit allgemein vie Ueberze 
ewonnen, daß tie vollffändige Gemeinheits⸗Theilung von —— 

ugen iſt, als die bloße Hutfreilegung eines Theiles, wesha t —— 
immer die gänzlidhe Separation vorgezogen wird. Die 65. 1- 
19. des Edikts und die 99. 181. bis 191. ver Gem. Thell. Ordn. — 
daher feine praftifche Anwendung mehr. 

I „gm Einzelnen findet fich zu den $$. 12. bis 17. Nehfn ii « 
u bemerfen: 
| 1) Zum $. 12. Die Hier erwähnte [hiensrichterlihe CE un 
£ung findet nicht mehr Fatt; das Berfabren if duch ven ME - 
ver Gemeinheits⸗Thl. Ordn. v. 7. Juni 1821 anderweitig regulif I um 

Die V. v. 20. Juni 1817 und v. 80. Juni 1884 aber beein < 
Verfahren in Auseinanderfegungsfachen näher beftimmt und die | 
dung der Anbeinandesfegungsbehörde vorbehalten, welcher freiſte ii 
fchiedsrichterliche Verfahren eintreten zu laffen, in welchen Falle — 
teres Rechtsmittel gegen den ſchiedsrichterlichen Ausſpruch nich Siem in 

2) Bum $. 13. a) Der $. 13. geftattet die Entfchärigeiuggrm Ze 
Hütungs» Berechtigten, welche durch die Ausweiſung des freien 2Bu- 
leiden, durch eine Mente; der $. 189. der Gem. Th. D. v. 7. ee u 
beflimmt dagegen, daß die Entfchidigung auch auf die in ven GG. — rm 
176. ebendaſ. vorgeſchriebene Weife gefcheben Eönne, und Hiernae> zum 
Abfindung dur Geld nur dann erlaubt, wenn der Gegenfland - — 
bedeutend iſt; im Allgemeinen aber foll eine Abfindung dur Nee ZW 
66. 77. ebendaf. nur da Statt finden, wo der Berechtigte nie Be 
Grundftüde abgefunden werden kann, oder der Berechtigte ſihe — 
zuldfende Nußung durdy die Rente verfchaffen fann. 

E8 muß daher angenommen werten, daß der $. 13. ded Lane” = 
Edikts durch die Gem. Th. O. abgeändert ſei, welches auch fifer EEE 
folgt, Daß nach dem Hauptgrundfage der Gem. Th. D. $. —— 
Regel die Abfindung der Weideberechtigten durch Land geſchehe — —— 

Die Entſchaͤdigung der beſonderen und fremden Hütungöberehi — 
daher in der Regel in Land erfolgen und kann nur in be;ſ 2 
Faͤllen (nach $. 77. ver Gem. Th. O.) durch Rente erfolg ———— 

Vergl. indeß Axt. 10. des ©. v. 2. März 1850, betr. die ug 
Abänd. der Gem. IH. DO. v. 7. Iumt 1821. PyYY 

b) Die im $. 13. gebrauchten Worte: „worunter der —— " 5 
nicht zu zählen ift“, beruhen auf einer ungenauen Faſſung. u 2237 
haft ift jeder Hütungsberechtigte, welcher fich nicht mit feinen Gtu ES 22% 
im Gemenge und in Hütungdgemeinfchaft befindet, als ein befn® e#* 7 
fremder Hütungsöberechtigter anzufehben und muß daher bei Ausweifzz = 
hutfreien Drittel für tie Gemeinheitömitglieber für fein HütungseredF 2 
gefunden werden. t 

Wenn nun der Gutsherr, wie der F. 13. des Edikte offenbar, VO 
































1) Vergl. die Erlaͤnt. zu $6.A8L—1MN. der Gemeinheits⸗Th. v. 9. Jul 
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* Äh finen @runpflüden im Gemenge und in Hütungsgemeinfchaft 
[3 * igem Mitgliedern der Gemeinheit befindet, fo erhält er ebenfalls 
bar el feines Aders Hutfrei und wirt dadurch auf feinen Hütungss 
LES Sfrieiger. IA er Tagegen ſchon vollfändig mit feinen Grunt! den 
== org „0 fat er wur Hhtungsrechte auf bie Crundftüde ver Gemeluheit, 
zu ap „rt Miıglied derfelben fontern ein befonderer Hütungsberechtigter 
— ich auch für dies diecht bei Ausweifung des huͤfreien Bru 
die Gemeinheltoglieder entfe ige werden. Die folgt auch aus 

3) 2. ber Gem. IH. O. v. 7. Sunt 1821. " 
4 — 3um $. 14. Die Borfriften dee ah 4 Por Dur, den 
erläutern Mi Semeing. Theil. DO. v. 7. Jum 1824 beflätiget und näher 


en. 
Pur um $- 13. Der $. 15. if dutch den $. 182. ver Gem. Th. O. 


‚et und näher erläutert worden. 
3) Zum S. Tee um. x. ©. v. 7. Junt 1821 $$. 20. 





Zum 9. 18. 
Bag. ven &_ 187. ver Gem. 3. O. v. 7. Juni 1821. 


Zum 9. 19. 

Da nungen bet $. 19. des Cdilts ſchlleßen ſich diejenigen der 
s —— Ser cheits⸗Theil O. v. 7. Juni 1621 an. Eergl. 
Srlänt- a2). 

Zum 8. 20. B 


—8 des $. 20. sub a. des Edikts hebt ven Raſen⸗ 


ven mter ver provinziellen Benennung des Bülten» 
e 


& 


es, ter Hackſtreu ıc. vorfommt, auf Bemeinmwelden 
[8 er in ehem Mißbrauche beruht, und geftattet dad 


2} Gebrauches nm ausnahmäweife, wenn diel Viertel 
lieder damit einverftanten ſind. Inſoweit ordnet alfo der 


% umuittelfar diefe der Benuf der Gemeindeweide, 
erh, die Befugniß he Thellnehmer auf ion rung einer or 
—8 zu befchränfen. (Vergl. 68. 170. und 171. ver 

“, hr 7. 


3 






v. 7. Iuni 1821). 
m 8.20. sub b. ertheilte Worfchrift Über das Maaß der 
ahme beim Bafenhieb (Plaggen-, Heiden» und Wültenbieb) ift 

Berfiheiften der $$. 52. und 53. der Gem. Th. D. v. 7. Juni 
aber befttmt und hierdurch ver $. 20. sub b. des Land» Rultur« 
erglt worden. (Mergl. die Erläut. zu 68. 52. und 53. ter Gem. 
97. Yanl 1821). 

De Beimmung sub c. des $. 20. des Edilts bezieht ſich auf die 
Baulimng der Benugungsart der Gemeinweiden. &8 Mi verordnet, daß 
heißer dur Sachverfländige, nämlich dutch eine Kommiffton der 
heitoerordmeten emtfäjleden werben folle, worüber ver $. 42. des 
Aa dab Nähere beftimmt hat. Das Verfahren und vie Kompetenz im 
et⸗aten Angelegenheiten, forste in Gemeinheit-Theilungs-Sachen, regu⸗ 
* I fit Indeh jet nach den Vorſchriſten ver V. b. 20. Juni 1817 und 

8% Juni 1834, worauf hiermit verwleſen wird. . 


= 


LAD Ben d. Beßiigung v. Deſchtant. u:-Ghtbernife d. dandet· ulluc; icd 





Zu 68. 21. bis 23. 


Er. 'üeG Cditis allegizt den $. A. des U. €. a. 
was EN offenbar auf einem Irrtyume beruht, indem Der 


ne der % des Goifts allgemein auf den 
pi zu bemerken, J hier nur. die 
er si era —8 In ‚Betracht Fommen, 
—88 — 
ai dem $. 21. deB Ed. iſt die — Kr je veranl 
den: ob hafür, daß naſſe vg Wieſen im Fri 
mit der Hütung vderſchont werden follen, von dem B enthümer eine 
Schädigung geleiftet werden fe, oder ob ver Gigenthümer, ohne zu 
9— igung verpflichtet zu fein, darauf beſtehen Fönne, daß ſeine 
— und Herbſt geſchont werden? 
fe Frage iſt in Sachen der Gemeinde Schäpe wider den Ki 
Fiskus, vertreten und durch das. Forſtamt Kuners dorf, in dem 
denen Inflanzen verſchieden beantwortet worden. Die Generale 
zu Berlin erlannte unterm 19. Behr. 1825, daß der Cigenthi 
egen Entfhädigung auf die Schonung feiner naffen dur: 
kakfen önne, weil zufolge $$. 46. u. 47. U, 8, Mt, 
gegen GEntfhädigung, eine Beſchränkung der 


sftegium ‚fr die Proving Brand 
Urtel, m. 1826 das Gegenthell, baupifächl 
dem Grunde, weil fonft der $. 112. Heveutungslos fein tolirde, une 
$. 118. denſelben al® ein Berbotögefeg bezeichne. 
Das Ob. Trib. ſtellte jedoch in der esifions- In 
feanenip wieder m (Motive zur Geſetzteviſ. zum A. 8. 

Vergl. auch die Erf. der Gen. Kom. zu Berlin v. 28, Dec. 1 
des Ren. Koll. der Brevin Branbenburg v. 27. Sept. 
Rdmeral, Zeit. 1847 ©. 3 
Der m der Beflmniung des 6. 112. UM 22 

t an und. für ſich und — ten $.,118. ‚deutlich genug, fein 

ſich Aus der geſchichtlichen Entftehung der ‚Stelle ‚vo 

% in; daß die druhl Jahräbepätung der-Wiefen, unbedingt ° 
Entfhävigung des Berechtigten — fein Hallen In 
Entrourfe zu dem, vorliegenden Theil heißt es 

54. Die @iefen ſollen im linge gar nie, dm ten en 
bei Möitenem Boden behütet wer! ..—- * 
: Dazu bemerkte Suarez: 
Das jus pascondi erfireift fich in ber Regel nicht anf fätefene 
nur au Orten, wo Lplches durch Verträge her Difermanz tn 
4%, fann diefer $. Anwendung finden. 5 
Pe ganbet fih die weitere Bemerkung: „Rafe und tunctchäige 

fen gar ni 
Darauf ſind — (ud im gebrudten Entwurf febende) m 


ak FH "46. Die —e auf geſchloſſene Wiefen vet im win 


dan an Bi eins ober — ee ® 
Li 3 
— 3— A im auch — Sehe — 
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Giergegen war erinnert worden: der $. 76. mäffe auf den Ball Be- 
hinkt werten, wenn nicht etwaß Anderes rechtlich beftinmt worden. Dies 
3 Monitum iſt durch Die Bemerfung befeitiget: 

„eine ſolche Beſtimmung wäre uvernänftig und gemeinfchäblich, und kann nie 
gelten ;” 

mer hatte man gegen diefen $. erinnert, ter Ausdruck „im Srühjahre 
ar nicht,” fei zweideutig, weil die gefchloffene Zeit nicht überall mit dem 
ee ae dem Kalender übereinftinnme. Darauf fchlug man vor, flatt 
u fagen: 

———— auf Wieſen findet zu geſchloſſenen Zeiten niemals 


Auf die weitere Erinnerung gegen den $. 77., daß die Provinzial⸗ 
Ki meiftentheild Feine Beftimmung enthielten, ſchlug man vor, 
e immung dahin zu faffen: 

ri nach Beſchaffenheit ber Umſtaͤnde durch vereibete Sachverflänbige feftzus 

Die Beflimmungen haben hierauf diejenige Yaflung erhalten, wie fie 
& in ten 66. 109-112. des A. 2. R. finden. Daß man diefelben als 
efepliche Einfchränfungen der Servitut, und nicht als ein durch Ausein» 
merſegung zu erreichentes Reſultat angefehen babe, ergiebt deutlich vie 
krwerfung des erfien Moniti gegen den $. 76. des Entwurf, und er 
Met auch ganz unzmweideutig aus dem 6. 118., welcher bei Umarbeitung 
3 getzudten Gntwurfs, vieleicht mit Rückſicht af jenes verworfene 
tonitum, eingefihoben iſt. Nar durch das Kultur» Erikt find die an und 
5 fih Haren Beſtimmungen des U. 2. R. einigermaaßen vertunfelt 
orden. 

(Sefehresif. a. a. O. 195). 

Die Motive zum neuen bürgerl. ©. B. bemerken, wie bereitd aus 
m Metinen ver Geſetz⸗-Reviſoren erbelle, daß man die von der 
Biefenbutung handelnden $$. 109-111. A. 2. R. I. 22. bei Abfaffung 
xs Rulmı-&n. v. 14. Sept. 1311, namentlich in deſſen 66. 21. 22. 
öflig mißverflenden habe, indem man die durch das A. 2, R. unterfagte 
träbjabröbehbätung, welche als eine gefegliche Einfchränfung der Servitut 
insft feſtſtand, für ein durch Entſchaͤdigung des Berechtigten erft Fünftig 
a Idfendes Verhaͤltniß anſah. 

(a a. D. Thl. 11. Abſchn. 1. ©. 259). 

4) Bergl. in Betreff der Frühjahrsbehütung der Wiefen und bins 
lchts ter Hütungd-Termine überhaupt: 

3) Gem. Th. Ordn. v. 7. Juni 1821 $. 173. Nr. 4. 

b) R. v. 19. Mat 1770, betr. die Abſtellung der Grühjafröbehätung 
ter Wiefen. ) (Mylü C. C, Tom. IV. ©. 6787, Rabe Br. 1. 
Abth. 4. ©. 22). . 

e) R. v. 31. Aug. 1800, wodurch die durch Verträge oder Gewohn⸗ 
beiten nach tem Iulianifchen Kalender angeordneten Hütungs⸗ und 
Hekungd- Termine auf die Iahrestage des verbefferten und Gregoria⸗ 
nifchen Kalenders verlegt werden. ?) (N. C. C. Tom. X. ©. 3094, 
Nabe Br. 6. S. 235). 

d) Publik. der K. Reg. zu Erfurt v. 6. Juni 1817, wegen der Hü« 
tungd» und Hebungs= Termine. ®) (U. L 72—2. 43.) 


1) Bexgl. in Br L ©. 103. 
2) Bergl. in Br. 1. S. 103— 104. Der $. 60. des A. 2. 8. I. 22. ver⸗ 
weit hierauf. 

3) Bergl. in Db. L ©, 104. 
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lich der vormals Königl. Saͤchſiſchen Landestheile, unterm 13. Mai 1832 
(a. a. O.) ein Publifantum hierüber erlaifen, wobei jedoch zu bemerken 
daß deſſen Beftimmungen, infoweit fle fidy nicht auf die Schonung ! 
Forſten beziehen, ald durch die Feld⸗Polizei⸗Ordn. v. 4. Noy. 1847 
(8. ©. 1847 S. 376) außer Kraft gefett zu erachten find. | 
b) Ueber die Anwendbarkeit ter Beftimmung sub b. tes $. 38. 
Edikts auf die in Folge der Separation abgebauten Hofwir 
at das C. M. des Min. des K. Haufe v. 5. Ian. 1838 °) (A. XI 
) nähere Inſtruktionen ertheilt. ., 
c) Die Feld» PolizeisOrtn. v. 1. Nov. 1847 (8. ©. 1847 ©. 3 
bezieht fich, wie dies die Ueberfchrift und der in Eingange. derſelben au 
gebene Zweck des Geſetges, fowie deren Inhalt, insbeſondere die 99 
und 43. ergeben, nicht auf die Forſten, beziehungsmeife das uuerka 
Hüten In denfelben und dadurch veranlaßte Pfäntungen. Somit befle 
bie Kühe Beftimmungen über dieſen Gegenfland fort. . 
Inſoweit find daher noch gegenwärtig die verfchiebenen ha 
über die Gültigkeit der provinzielen Gefege über Pfändungen i 
meinen von praftifchem Intereffe. nn 
Ueber Pfaͤndungen bat faſt jede Provinz ihre provinziellen ah 
mungen. In viefer Beziehung iſt e8 von Wichtigfeit, daß das. Ob. IE 
unterm 11. April 1840 in einer Nichtigkeitöfache, gegen den Inhh 
beiden erften übereinflimmenden Greenntniffe, entſchieden hat, wie n 
Publikation des A. X R. beſtandenen ProvinzialsBefepe Über Pfärum 
fo weit file den ausdrücklich einfchränfenden oter verbietenden 
ber 65. 413. ff. I. 14. und 179. ff. 1. 22. U. 2. R. zuwiderlaufen, 
Kraft gefegt und nur noch in Betreff ter öde des Pfandgelde« 
Gültigkeit fint. Die Frage, in welchen Fällen, in weldhem Umfaregs 
auf welche Gegenftänte rad Pfäntungdrecht ausgeübt werden fine 
dehe lediglich nach Tem A. L. R. zu beurtheilen, (dem gegenwäx: 
Feldpolizei⸗ Ordnung v. 1. Nov. 1847 zu ſubſtituiren fein würde). 
Bon der entgegengefegten Anficht geben aus: tag R.v. 2E. 
1800 (Rabe Br. 6. ©. 363); die Gefegreviforen in ven NRoık= 
zit. 14. 16. (Pens. XIV. ©. 63); Bornemann, Syſtem L © — 
Scholz, Prov. R. ver Rurmark, Abth. I, hl. 1. S. 154 fi; e 
Prov. R. der Altmarf, Thl. I. Abthl. I. ©. 104; v. Klewig, Pu 
des Herzogthums Magdeburg, Thl. 11. ©. 42; ein Ungenannter im Ge 
21. 1842 ©. 324, welcher darauf binweifl, daß lange nad Publ 
A. L. R. in der V. v. 8. April 1806 über dad Audtreiben ve FE 
das Pfändungdrecht ganz in dem Umfange aufrecht erhalten wird, in 
chem e8 vor Einführung des A. L. R. befand. Iene V. befagt im 
daß auch folches Vieh, welches unter Aufficht eines Hirten (mit einer 
fannten Berfon) fteht, gepfindet werden fann, und daß Niemand. 
nachdrücklicher Geld- oder Gefängnißftrafe fi der Pfändung widerf® 
fol. Der $. 11. erklärt fich noch deutlicher, indem er fagt, daß wenn .- 
Vieh in ungefchloffenen Feldern unter Aufficht des Hirten „blos über#1 
ohne Schaden zu verurſachen“, unter Nachbarn feine Pfändung flatefiel 
fol. If ein Schade mirflich gefcheben, fo finde mithin auch unter Re 6 
barn, d. 5. unter ganz befannten Perfonen, die Pfändung ftatt. 
Das Ob. Trib. rechtfertiget feine Entfcheivung in folgender Art: 
Nach dem Art. des Publik. Bat. zum A. L. R. vom 5. Febr. 1794 follen p 





5) Bergl. a. a. O. 
2) Vergl. $. 75. der Feld⸗Pol. Orb. v. 1. Nov. 1847, 
3) Bergl, zum $. 33, des LandsKultur:&b., in Bd. l. S. 109, 


vie:alne polizeiticher oder Krafrechtlich er Beiminuugen 
ht weiter we} das u —* ——— 


eſchehen iR. 

der Veſung der —R 4. ei. 14. Thl. IL: des Er 
hilfe laßt fich die Abſicht des Befchgebero tadnselfen ; an’ die 
zen ngen über en über Bfändun en andere Rormen zu fepen. Wie 
in ver — — erge von den Meneuten 
Atmung überhaupt als ‚ce Relignie des Fanfiredrts” bezeichnet 
en auch. die-56. 413. u. 414. 0.0. D. bes a2. 8. die Pfändung 
eumächtige Beliguchmung einer fremden Sache“, für „eine rt 
eat.“ e MR im Allgemeinen auf das Entfeievenfle verboten; 
g .3 A. L. R. Th. 1. Tit. 18. 8. 2. ebend. TU. u. 
R, auch bie Gteatögewalt ausuchmewelfe in einzelnen 
zit. 14. 88. 413. u. ff, chend. IH. U. TE. 16, 
zg. 319. u. 820., fo And dabei doch die Grängen 
deren fie nur nachgelaffen IR. In dieſer 285 

—* ver bereits allegirte Abſchn. A. Tit. 14. TH. I 
Ilgende Borfchriften: Der 8. 414. beflimmt zunächk die Falle, in 
* ale eine Art Privaigewalt, „n ur zulaͤſſig“ fein fall. Der 
eu Gebrauch von „gefährlichen Be und „seißeuden- Hun⸗ 
erklärt, daß in der Regel „nur Vieh und andere bewegliche 
Berfonen — rin erlaubter Gegenſtand der Pfändung feien, und 
nach $. 425. „nicht mehr genfäntel werden”, als Im In⸗ 
ten „nothwendig if.“ Der . 418. „verbietet” bie 
hen, Stafetten und Komiere, und ber $. 427. das Pfänden ges 

Tg Fracht⸗ und Meifemagen. Der $. 429. endlidy verordnet: 

Heerden zu pfänten, iſt nur alevann erlaubt, wenn einzelne 
er pfändet werden Fönnen, oder wenn durch Pfaͤndung ſol⸗ 
der geſezmüßige Zweck der Pfaͤndimg gar nicht 9 errei⸗ 


* Fällen ſoll nach 8. 442, ſofort vonder Vehorde Beftlamint wer⸗ 
Gihde der Heerde zur Deckung des erlititnen —— oder 
8 der unternommenen Beeinträchtigung zuruckzubehal⸗ 


mail iı1.. .0#P. ..a 1. Polen ae OR. 3.4. IM. Taain.. L_.a im!. — — — — 
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nen, Boften, Frachtgütern ıc. gr nicht mehr, und am ganzen Heerben nur 
Maaßgabe des S. 429. a. a. D. ausgeübt werden; nicht minder hat ber 
dende fich des Bebrauche gefährlicher Waffen und reißender Hunde zu enth 
Anderenfalls überfchreitet der Pfänvende das Maag der ihm erlaubten Brk 
walt und greift in das Straf⸗ ober polizeiliche Mecht des Staats ein. EI 
mug fich derfelbe nach gefchehener Pfändung den in den $$. 431. nm. ff. emi 
nen Borfchriften über die fofortige Anzeige an die Obrigfeit und über das m 
Berfahren unterwerfen, möchte ihm nach ben älteren Provinzialgefegen in 
diefen Beziehungen auch freiere Hand gelafien fein. 

Schr beveutfam ift überdies die Art und Weile, wie das A. L. R. Bei ! 
Rede fiehenden Lehre auf das Brovinzialrecht verweifel. Nackdem im 5. A 
georbnet iſt, wie es mit dem eventuellen Berfaufe ber gepfändeten Sachen | 
ten werden foll, beißt es im $. 439.: 

„Bon dem gelöfeten Raufgelde kann der Pfänder den Erſatz des Schabem 
gerichtlichen und amßergerichtlichen Koften und das in den Brovimsia 
feden näher befimte Bfandgeld fordern;“ vergl. A.L.R. TH. 1. 2 
$. 1 


Nur bier, in Beireff ver Höhe des Pfandgeldes, wird Ausbräckid 
die PBrovinzialgefege verwiefen; in allen übrigen Beziehungen treten bagegeı 
die Vorfchriften des A. L. R. als allein maaßgebend hervor, wicht nur wegen: 
prohibitorifchen Faſſung und megen der Natur ihres Gegenſtandes, fonberz 4 
weil in dem $ 438. den Brovinzialgefegen nur noch eine eingefchränkte ü 
famfeit zugefchrieben wird. 

Hiernach find die älteren PfändungssOrbnungen, welche vor dem A.2. MM 
flanden haben, ausfchließlich nur nody in der Beziehung gültig, daß nah 
der Sap des Pfanpgeldes zu beflimmen if, welches der Gepfändete dam 
nach dem A. 2. R. rechtsmäßig gepfändet worden, und von ben Stücken, 
Pfaͤndung das A. 2. R. geflattet, zu erlegen verbunden if. 

Gin ähnliches Beiſpiel von Befeitigung der Provinzialrechte durch daf— 
R. ergeben übrigens die 8$. 419. u. 420. Til. 7. Thl. II. (Entf. Bd. 6, €. 


Wegen des »iandgelde® ift fowohl im 6. 439. 2... U 
ale im $. 181—184. A. 2. R. 1. 22 auf das Provinzialsch 
wiefen, welches indeß nach der obigen Ausführung nur noch bei Fc⸗ 
zur Anwendung kommt. ?) 


Veen en —— — ru 


1) Die wichtigften hier in Betracht kommenden provinzialrechtlichen E 
mungen find folgende: 
a) Für Ofls und Weftpreußen, bie Kurs u. Neumark und Pommgi 
B.v. 1. Mai 1803 u. 8, Aprit 1806 (N. C. C. Tom. XI. S. 18 
Tom. XII. ©. 121, Rabe Br. 7. ©. 448 u. Bd. 8 ©. 505), (A 
jedoch Oftvreuß. Prov. R. Zuf. 88. 26. u. 27., Weftpreuß. Prev. £ 
1544. $. 8.); Forſt⸗Ordn. für Oftpreußen u. Litthauen v. 3. Der, 
(N. $: C. Tom. V.e. ©. 273. Nr. 55. de 1775, Rabe Br. I. ab 
. 81). 


b) Für das Großherzogthum Pofen beflimmt die Strafen das (ungebri 
Publik. v. 1. März 1794 8. 10., welches vie Dekl. der Rammer zu $ 
v. 9. Nov. 1799 näher erläutert. 
(Stengel Bd. XIV. S. 156. Nabe Bd. V. ©. 608.) 


c) V. v. 22. Juni 1800, betreffend die Pflichten und Berbinblichkeiten da 
tungs-Berechtigten in den Bommerfchen Forften. 
(Hoffmann’s Rep. Dritte Kortf. S. 566, Rabe Bd. VI. ©. 141.) 


d) Forſt- und Jagp : Ordnung für Weſtpreußen und ben ! 
Difrift, v. 8. Oft. 1805. Tit. I. Bon den Hütunge und Holy 
Gerechtigkeiten, desgleichen von den Zorftverbeiferungss Dienften. 

(N. C. C. Tom. XI. &. 3152 des zweiten Nachtrages de 1805, 
Harrer ©. 783. Nr. 6. des Nachtrags de 1806 ‚ Rabe Br. 


S11 zur Befärderung d. Landes Kultur, $$. 18--20. ION 


Zum $. 38. | 
m Eifis erneuert bie Aue Bewa y Felder und 
Digumgen ergangenen ordnungen. et 
bu. © 1. Rev. 1847 (G. ©. 1847 &. 97 vers 
he die früheren und — die man 


© 
—— — — Erläut. ne 


Zum $. 35. 


h N a vergl. Sam. m Stoaf- 
ur Erhebung 

Zuf- Beftimmungen Mg u. is, und die M. — 

d. L ®. 1846 ©. 125), v. 7. Juli 1846 (e a. 

5. Oft. 1820 (9. IV. 888). 9 

8 G. v. 2. Iumi 1882, betr. Sc Dita ae 

uten. (G. ©, 1852 ©. 805). 


Beftrafung der Feld⸗Diebſtaͤhle Strafg 
$ 217. Br. 1. 2 . und —2 * in Too, 


Zum $. 36. 


. 8. des Fin. Min. v. 29. Febr. 1840 en Sefde» 
umzucht an den Landftraßen. (Min BI. d. i. V. 1840 


Zum $. 37. 


e dispofitive Beflimmung des g. 87. des Edikts if 
eſtſetzt, daß es lediglich von der Willkühr des Be ers 
»bängen folle, 06 er das Flache» und Hanf⸗Röt 
wi. 





argifchen muß ber Gigenihümer ber Heerde, welde von 
ı die Schonungen gefrieben iR, nicht bie das Pfandgeld be; 
a auch deu Schaden erflatten, ge en das A. L. R, wonach der 
loß das Pfandgeld gu bezahlen ha 

m Ober-Revifionss Kollegium im Sabre 1798, Stengel Dr. VL 


» einzelner Gegenflände find befondere Beflimmungen er⸗ 


tungen bes Diehet ia Königlichen Seren; das Bu: 
8. Eept. 1784. (N. C. C. Tom VIE ©, 2961. 

vatforftien das R v. ti. Jan. 1790. (N. C. C. Tom VII. 
‚ Rabe Br. 2. ©. 1.) 

‚nungen, Debenmegt, Gräben, das Publik. v. 21. Sept. 1796. 
. Tom. X. ©. 1497, Rabe Dh. 3. ©. 557.). 

a ber Biegen in Blahern und Brüchen iſt beſonders verpönt 
ı @. v. 27. Nov. 1719. (C. C. M. Tom. IV. €. ‚ss, Rabe 
bth. 1. &. 527.) 

3 Vege⸗Polijet, &. 460 4b3J. 
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Es ergiebt fi aus dem erflen Sage des F. 37., in Verbindu 
der Motififatton des Verbotes, wonach ſolches von dem Ermeſſen bei 
figers abhängig fein fol, daß die Beflinnmung des F. nur auf ſte 
Bewäfler (abgefchloffene Seen, Teiche, Pfühle) Anwendung findet u 
fliegende Gewaͤſſer nicht ausgevehnt werden Tann. 

n Sinficht ter Brivatflüffe aber ift im 6. 6. des G. v. 28 
1843 über die Benugung der Privatfläffe (8. ©. 1843 ©. 42) in 
Beziehung vprgefährieben, daß die Anlegung von Flachs⸗ und Kam) 
von der Poltizeibehödrde unterfagt werden kann, wenn foldhe die 
amkeit der Luft beeinträchtigt, oder daraus ein Hindernig für den 

bfluß des Waſſers entfleht, oder Dadurch der Bedarf der Limgegt 
reinem Waſſer beeinträchtigt, oder eine erhebliche Beläftigung des 
kums verurfacht wird. 

Die allgemeinen und befonderen für einzelne Landedth eile ergei 
Geſetze und Verordnungen !), wonach das Flachs⸗ und Kanfröthen | 
Strömen, Seen, Leichen, Bächen und frifchen Gewaͤſſern, wegen de6 
entftehenden Nachtheils durch Verunreinigung und Verderben ver & 
und der Luft für Menfchen und Vieh, insbeſondere für vie Fiſchere 
boten, und Anordnungen zu dem ewa unvermeidlichen Flache um 
söthen in abgefonderten Gruben und ®räben, ertheilt worden, fx 
den $. 37. des Land» Kultur» Erikts und den $. 6. des G. v. 2 
1843 über die DBenugung der Privatflüffe nicht aufgehoben, 
nur dahin abgeändert worden, daß in Betreff ſtehender Gera 
Zuläffigkeit des Flachs⸗ und Hanfröthens von der Einwilligung 
figerd des Gewaͤſſers abhängig gemadht, in Betreff ver Privarfiıdk 
der Polizeibehoͤrde das Recht ertheilt worben if, das Blachd- a ya 
sbıhen in den im $. 6. des G. v. 28. Febr. 1843 bezeichneten F 
verbieten. 

2) Die zum Schuge der Bifcherei erlaffenen Polizei» Befege 
unten in Thl. IV. zufammengeitellt. 

3 Ueber die Abldsbarkeit der Fiſcherei⸗Berechtigung vergl. 
des G. v. 2. März 1850 zur Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821. 


Zum $. 38. 


1. Die 1. ©. ©. 1.9. $. 38. beftimmt, daß die Gerichte in 
Faͤllen, wo fich ergiebt, daß bei Unterfuchung und Erörterung eines 
ſtreites folche Thatfachen vorkommen, deren zuverläfftye Beurtheilung | 
Kenntniß und Hebung in einer gemwiffen Kunft oder Wiffenfchaft vorn 
von Amtöwegen einen Sachverſtändigen zuziehen und nach veffen 
und Butachten fowohl bei ter Inſtruktion, als bei der Aufnahme ve 
weismittel verfahren follen. 


(EEE — — — —— — — 


1) Dergleichen Verordnungen find: 

a) Mandat v. 16. April 1707, wegen Röthung des Flachſes und Er 
von Hanfs oder Flache: Mühlen. (C.C.M. Tom. V. Abth. 3. Kap. 2. | 
Rabe Br. I. Abth. S 281); 

b) Ed. v. 23. Febr. 1733, dag fein Flache noch Hanf in Flüſſen oder ı 
frifchen Waflern, fondern berfelbe auf vorgefchrichene Art geröthet 
foll. (C. C. M. Tom. V. Abth. 3. Kap. 2. ©. 387, Rabe Vp. I. 9 


©. 76); 
c) Oftpreuß. Prov. Recht, Zuf. 227., u. R. des Min. bes 3. v. 13. Jan 
(Min. DI. d. 1. ®. 1840. ©. %0.) 


Het u. 14. Sept. 1BL1 zur Beförderung d. Landeöefulkir, 5.88. 109 


die 64. und 65. deB 4.80. : 
I eine We ein» für aflenel —— ——— 


nd vereldigten den 
elung und —— Pet 16 Barthelen ben Ab vie 
vieler Art I Aninfacen untegeerone nv, Mädfyrache 
er misſa u net a 
fm, wert Dann Die von be Amaköchhie 8 —— — 
ee fen ſollen, das — —— —X dem —** 
nucheee. Wenn e — o chverſtůn 
Die wicht in dieſer Eigenſchaft beim Gerichte angeſtellt und ein⸗ 
ſind, au nicht von den ihnen vorgeſetzten Behörben 
eien ſelbſt vorgefchlagen find, fo 0 der Borgefchlar 
Kunft und Wiſſenſchafi ihn ernährt, verpflichten fein, ſich 
diger der unmittelbarer Aufforberung fei eit ges 
8. eidlich a zu laſſen. eun er de mi 
—— — — fo ſoll das Gericht 
73 —— den, um ner nad} Dem 
er dung verfahren (Und. $. 
De Untwahl der —— een entweder dem 
‚klinnien, oder von ter ——ſ genannten, ſoll, in Er⸗ 
2* Bereinigung der Parthelen, zur Kompetenz des Prozeß⸗ 
(9.65. a. a. O.). ri ı ver 
n 


*8* Her Tanbwisthfänftlice Onge Gegrnfänhe näher 
verordu 


y RR Vergleichen Fallen uur ſolche Gutachten gültig fein ſollen, welche 
Inmihisten Detononien&ommirfiönen —* zeiß- Ber: 
Arten abgegeben toerden. 1) 
Gere ip indeß darauf hinzüweifen, daß die Vorſchriften wegen Zu⸗ 
Sachverſtaͤndigen eine Anwendum finden auf die In⸗ 
Wie den ODekonomie⸗Kommiſſarien in Tanbwirth- 
Pan Angelegenheiten üibertxagen werden; denn ver $. 107. der 
» 26 Saal 1817 beftimme antdrädiig, daß es dabei de⸗ Gut⸗ 
en anderen Sachverſtaͤndigen nicht bedarf. 
aber die Sugiehung der —S Komnif arien in —7— 
denhelen hei ven Gerichten betrifft, fo bat wi 6. R. ve 
Gr Örmerbe-Angelegenheiten v. 15 Mär; 18352) (A. XIX. 70) 


















⸗Kommiſſtonen noch befonders nngewieſen, den betr. Re uiſi- 
We Gerichte möglichft Folge ' 
Nuckſicht auf die ee ne des 
—J —— für das —2 bei 
— verpachteter Sandgäter E getroffen 
die V. der Min, des 9. für 9 und ver & v. 16 Sant 
? (A. XV. 91., Jahrb. Br. 40. & 186) und Publik. der Ne 
Kurz und des D. 2. G. zu Naumburg v. 15. Bebr. u. 1. Bin 
A. XVIL 75). ® 
D. Die Zaration der Rittergüter im Großherzogthum Pofen, 
t wit Pfanpbriefen der Pofenfchen Landſchaft belafter find, oder zum 


$. 88. bes Gifts find’ be⸗ 
lpänungen det In: 





) Die Riätbeobechtung diefer Borfchrift muß nach 6. 5. Nr. 10. Lit. c. 
». 14. Dec. 1833 als Richtigfeitsgrund gelaflen werben 

' Bergl. übrigens den $ 127. ber ®. v. W. Juni 1817 —— ben &:länt. dazu. 
Bergl. zum $. 38. des Land⸗Kultur⸗Ed. in Bd. I. ©. 1 

Bergl. zum $. 38. bes Sand Kulturs@, in 3. 1. ©, ta. 
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Weſtpreuß. kandfchaftlichen Verbande gehören, erfolgt durch Die ] 
lichen Behörden nady ven für fie geltenden ——— ( B. v. 
1831, G. ©. ©. 1., K. O. v. 1. Juli 1834, G. ©. ©. 88). 

Die gerichtliche Taration adlicher Büter im Großherzo 
Poſen, welche weder zum Verbande des Pofenfchen, noch des U 
Kredit» Syftems gehören, erfolgt nach den Tarationd» Prinzipien 
Iandfchaftlichen Krebitverein des Großherzogthums Pofen und dei 
V. v. 8. San. 1831 (G. ©. ©. 1) vorgefchriebenen näheren Beftin 
In die Stelle der in dieſer V. in Bezug genommenen Taxgru 
15. Der. 1821 tritt die revidirte Tax⸗Ordn. y. 6. Juli 1840, gı 
duch die K. O. v. 31. Jult 1840 (8. ©. 1840 ©. 263). Die 
Fationen und AUbänderungen der DB. v. 8. Ian. 1831 ſind nicht au 

In Betreff des Verfahrens bei ven gerichtlich aufzum 
Taren adlicher Güter im Großherzogthume Poſen, welche nicht 
brieft find, hatte die K D. v. 29. Sept. 1885 (G. ©. 1885 
vorgefährieben, daß foldhe Zaren durch Kommiffarien, von denen Eh 
das O. 2. Bericht, der Andere durch vie Pofenfchen Gen. Komm 
Regulirung der gutöhertlichebäuerlicyen Verhältniffe zu ernennen, aı 
men und durch die Beneral- Kommiffion revidirt und feſtgeſtell 
follten. Diefe 8. O. ift indeß aufgehoben worden durch die J 
23. Sept. 1847 (8. ©. 1848 ©. 17), welche feflgefeht bat, de 
Rede ſtehenden Taren fünftig durch einen von der Beneral-Kemn 
ernennenden Spezial» Rommiffarius, ohne Mitwirkung eines geı 
Kommifjarius, nad) den Tarationd- Brundfägen des Poſenſchen 
Syflemd aufgenommen und durch die General: Kommiffion revid 
geftellt und auögefertiget werben follen. 

Die K. O. v. 29. Sept. 1835 hat Übrigens die Minifter des 
der F. angerwiefen, tie General⸗Kommiſſion und die Berichte mit I 
Inftruktion über das zu beobachtende Verfahren g' verfehen, un 
diefe Inftruftion unterm 21. Dec. 1885 (A. XIX. 988, Jahrb. 
©. 522) 1) erlaffen worden. Diefelbe findet noch gegenwärtig 
Berfahren der General-Kommuifflon mit denjenigen Modifikationen 
dung, welche fih aus ter nunmehrigen ausfchließlichen Komp 
General⸗Kommiſſion von felbft ergeben. 


Zum 8. 39. 


Der F. 39. des Edikts, welcher ven Wunſch des Gefehgebi 
Spricht, daß durch Errichtung Iandwirtbfchafticher Vereine 
tereſſe für die verfchiedenen Zweige des landwirthſchaftlichen Gewerl 
und die Induſtrie gehoben werden moͤge, zugleich aber auch die E 
eines Gentral»Büreaus zur zweckmäßigeren Verbindung und B 
dieſer Affoziatianen in Ausficht ſtellt, iſt ſeitdem realiſtrt worden. 

Es haben ſich in den verſchiedenen Landestheilen eine große 
landwirthſchaftlicher Vereine zn dem im $. 39. des Edikts ermähı 
ähnlichen Zwecke gebildet 2), und das verheißene Gentral»- BA 
gleichfans ins Leben getreten durch die mittel 8. O. v. 16. % 


— 0 — — 





nn. — 


1) Vergl. biefelbe zum $. 38. bes Land-Kulturs@p,, in Bb.L 6, 1 
2) Bergl. das Nähere hierüber unten in Thl. IV. Abth. VII. Wbfchn. 
den landwirtbfchaftlichen DBereinen). 


AM. Bea: 1811: zu Befbebsrung d. Banpes-Rultur, 56. 89-42. KILL 


dueic des Lamyed-Drlomomis-Rollegiums, weihet 

) —— F Reue für — * 
eqn nn eihelltee Kuftcar Hein An 

— zut Ausführung ertpeilter Aufträge bildet. : er 


Sum 5 26.. 


N ie $ 40. d 8 
OR 


) Zum 8. a1. 

5 A. des Eoifts Hat angeorbnet, daß in jedem Üegierungs- 
Be Bar Heller SE 
d ewalt bei Gegenftän 
X —** ie kg mi zit 600 on 
Ba UMen, dabei jedoch in feinen aeicläfen von der Regierung 
, fein fü en Zandes» Delonomie- Kollegien follten die 
Hlum praſtdiren, weide leich vie Cheffs der nach $. 59. 
nu u 1. Ent 1811 wegen Regulirung der 
geräte und bäuerlichen Berbäftnffe In errichtenden General "one 
ne a 

gutthen —* über - —— 


| lich⸗ bäuerlichen. 
| Bar und die Gemeinheits⸗Theilnugen, desgleichen die Ver⸗ 
. Berung der Domainen und Forſten anvertraut und bie 
* — * Dolkel übertragen. 
B ®. v. 30. April 1815, wegen verbefferter Einrichtung der 
| —*8*— ($. 103°) die Senbes- ekonamie⸗Kolle⸗ 
—5* af und überfrug' (im $. 5. ff.) den Regierungen die 
rd Finanz⸗Ange —2 
Se Ösepifarien ‚uud Bad 28 Ref. der verfihiehenen Abtheilungen der 
kglenuagen, ſowie das Neffort und das Verhaͤlini der den Regierungen 
Wien General» Rommiffionen vörgefegten Ober⸗Praſidenten, find dem⸗ 
Dat worden durch die ‚9 23. Oft. 1817 und durch 
—— ungen die Regierungen und Ober 











ah: ul. 

A im 5.42. des Exikis vorbehaltene Verb bed Verfahrens 
— auch das darin argekund gte Reviſions⸗Kolle⸗ 
) errichtet worden. 





Vergl. das — baräiber in chl. 1J Abih. I. sub VI. ſ. oben S. 7Tff. 


um 
Bergl da Bihee Keräden in TC. Abth. 2. Abſchn. 1. oben S. 9 ff. 
Bergl. Revifions s Kollegium je Landes » Kultur: 


) 
} 
' 
über das 

n das Näherre in Thl. J. . 3. oben ©. 21 


112 Don d. Befeitigung d. Befchränf. u. Hinderniffe d. Landes⸗Kultur; 


Vergl. die betreff. Verordnungen v. 20. Juni 1817, 7. Sunt 1 
30. Juni 1834, 29. Iunt 1835 und 22. Nov. 1844 ımten in SH. 
Abth. IH. Abſchn. 1. 


Zum $. 43. 


Deral in Betreff ver Qualiftfation und Anftelung ter Defonon 
Kommtffarien das Nähere zum 6. 57. der V. v. 20. Juni 1817 w 
Organifation der General- Kommifflonen ꝛc., und zum 6. 7. des Ge 
7. Sum 1821 über die Ausführung ter Gem. Theil. und Ablöf. O 
v. 7. Juni 1821 (f. unten in Thl. III. Abth. III. Abſchn. 1.). *) 


Zum $. 44. 


Ueber die Dotation der Schullegrer-Stellen mit Lank 
Qemeinheits-Zheilungen und gutäherrlih-bäuerlihen & 
lirungen, vergl. die 65. 101. und 102. der Gem. Thl. Ordn. v. 7. 
1821 unt die Erläut. dazu (f. unten in Thl. III. Abthl. II. sub 1.) 


V 


Die Geſetzgebung, betreffend die Zertheilung von Grundſtä 
und die Gründung neuer Anfledelungen. 


— — 


Erfter Abſchnitt. 


Geſchichtliche Einleitung, nebft Erörterung der allgess 
nen und leitenden Grunpfäge der betreffenden Geſe! 
gebung. 


Erftes Kapitel. 
Die ältere Verfaffung und Gefehgebung vor dem Edikt v. 9. Oft. 1E 


In der allgemeinen Einleitung (in ®r. I.) ift bereit dargeſtellt, wis 
Gruntbeflgungen der verfchiedenen Volksklafſen, — die Ritters und 8 
fallen«, die Bürger» und vorzugsweiſe die Bauergüter, — als felbfiftän 
Snbjefte eigenthämlicher Rechte und Pflichten mit Ruͤckſicht einerſeits anf | 
politifchen Prärogativen und Verbinvlichfeiten, antererfeit® auf Staatsflen 
und andere dffentliche Xaften, forwie auf Keiftungen an Kirche, Gemeh 
Gerichts⸗ und Gutsherrſchaft, betrachtet wurten; ferner, wie man d 
halb beſtrebt war, jene Grundbeflgungen der verſchiedenen Volkskle— 
durch gefegliche Anortnungen in ihrer Selbfifläntigfeit einestheils alb 
trennte, für fich beſtehende, anderntheils als gefchloffene und unth 
Ganze zu erhalten; endlich, wie eben weswegen einerfeits die Parzellin 
andererfeitd aber auch die Zufammenfchlagung mehrerer, ganz befen 


1) Bergl, auch Thl. I. Abth. 4. oben S. 24 F.! 
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enartiger Güter zu einem Beflgthume und in einer Hand unterfagt, 
ſcheidung vorzugsmeife Ted eingezogenen Bauerlantes aus tem 
m Rittergüter und die Wieterherftellung der bäuerfichen Nahrungen 
wieverbolt und von Neuem angeortnet, auch fogar die Mefonfolida- 
wtereinlöfung früher abverfaufter Trennftüde geftattet wurte. 1) Es 
xb gleichfalls bereits bemerft mworten, daß am Rhein, fowie in 
Rmen Gegenden Weſtphalens und Sachſens, theild das herge⸗ 
: Eigentbumisrecht, tbeild das ſpätere Bedürfniß der Bevölkerung, 
die Wirkung von Krieg und Verheerung, dort bereitd von Altersher 
iheiberfeit und Parzellirung der Grundbeflgungen überwiegend zur 
eghakt, hier im Laufe ter Zeiten vie Gefchloffenheit ter Höfe gro» 
hei —— und aufgelöſt batten. 2) 
Ya Beimtlihen gingen die als landesverfaſſungsmäßig geltenden, die 
fd biidenden Grunnfäge wegen Erhaltung der Selbftfläntigkelt, ſowie 
Getisfimgeit aller Kathegorien von Gütern, in das Allgemeine 
Weßrät über; fie wurden auch in der vemfelben folgenden Periode 
ram Nahıe 1807, 3. B. bei der Erbverpachtung oder Eigenthumsüber- 
uns huerlicher Güter auf den Domainen, feftgehaltn. So beftimmte 
si 7. Th. II. A. 2 R. daß vie Anzahl der bäuerlichen Be⸗ 
af tem Lande weder durch Einziehung der Stellen und der 
ehdtigen Mealitäten, noch dur das Zufammenfchlagen der⸗ 
ert werden ſolle, und der F. 16. a. a. O., daß auch Ver⸗ 
olcher Bauernahrungen, auf welchen Geſpann gehalten werden 
andere, vos dergleichen nicht gehalten wird, ohne beſondere Ge⸗ 
dei Staats nicht vorgenommen werten dürften. Damit über» 
ſchüeb der F 78. Tür. 8. Th. II. Des A. L. R. vor: „Die Zahl 
! Obeperbänfer fol erhalten und mehrere terfelben follen ohne befonvere 
laubnĩ ep Magiftrats nicht in Eins zufammengezogen werden”; und 
* —X hi D.: «ra, * ip einer FAR Burglehne oder andere von 
ra gerlichen Laſten befreite Häufer befigt, Fein damit gränzen- 
a Okgeban an fich bringen dürfe.” 3) | 
Lof da Berhet der Einziehung don einzelnen Auftifal » Grundftüden 
elihen Gütern, wies ter 8. 74. A. 8. R. II. 9. „vom Adel“ zurück 
I der Emerb folcher Grundſtücke Seitens des Adels, ald eigener für 
beſtehe nder Güter, war nach F. 73. a. a. O. an die ausdrückliche Ges 
"der Landes⸗Polizeibehoͤrde gebunden, bei deren Ertheilung alle auf 
Arfilel⸗Grundſtücken haftenden dinglichen Laſten und perfänlichen Leis 
Yen ch vom adlichen Beflger terfelben vertreten werten follten ($. 75. 
O) und wenn durch Erbgangsrecht gemeine Bürger» und befreite 
RR oter Landgüter mit flärtifchen Uedern urer Wiefen in einer Perfon 
wanfonmen, fo follte ter Magiftrat die erforderlichen Maaßregeln 
gr Berhütuug aller Vermifchung ter Graͤnzen und Gerechtfame 
E.LER II 8.). 
% gleichen VBoraudfegungen beruhten tie Vorfchriften der allgem. Hy⸗ 
Ö. y. 20. Dec. 1783 und das landrechtliche Hypotheken - Spftem. 
%. Drtn. verlangt nur: „ta Nummer, Benennung, Qualität und 
‚überhaupt folche Kennzeichen, worurch das Grundſtück von ans» 
Heiher Art oder gleichen Namens unterfhieten wirt, im Hyp. Buch 
t werten; nicht, daß dies auch bezüglich ter Pertinenzftäde und 
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Bergl. tie allgem. inleitung, in Br. 1. S. XXIV, XXVI, LVII, LXI, 
XXI. 

u. a. O. S. XXX m LIXI. 

Bergl. auch 95.520.838... X IM. N. 
eultar-@rjeßyg. Bb. II. 


Gerechtlgkeiten, welche zu einem Gute gehören, geſchehe — di 
eiwa unter eier anderen Gerictäbertei Legen“ (65. 83. 84.2.1. 
— dab UL MR. aber erſtieckt das dingllche Hecht des Küpetheleni 
auf dad ganze, umier einer befonberen Rummer 4 
und ale durch die Ratur damit verbundenen une 

6.4.2.2 216.444 8. RL 20,), ingleihen auf die j 
der Exekutionsvolftzetung dabei befindlichen: ¶ beweglichen h 
num. andere, beſonders vermerkte -Büter deſſelben Schulpmerd, anf 

jung her Forderung nicht gefchehen, ing! fpäter, aus 

ume beigefügte un! ide Bleiben ven Hu 
ron (AL. NR. 1. 20. 58. 441440; AU 
. Died söengeradte Reqn umfaßt im Allgemeinen alles alle 5 
verſindeten Ganzen, An⸗ und Zuwüichſe, ſowie neu errichtetr S 
iñ gegen jeden ‚britten Befiger verfolgbar, — ohne Y” 
der bei dam nerhfändeten. (ald ein: fel inbiged und in Fi 
Gange. betrachteten). Gute oder Grundftäst beſindlich gewei ? 
feihen ‚hinzugetretenen: Theile und Bubehärungen heriirfte: 

‘ . waren Total» - oder Partial» Diemembra; 
Preuß. Geſedaebung fhon. vor dem. Ed. v. O. Ok. 1807 
aus fremd. " — 


BSie Syp. Ordn. beſtimmte bereits, wie bei 
neuer, vbisher beim Gute nicht befubfger : 
B hen, wir, bei Berk ‚ae —* 
ungeweiſe einzelner ,vwelche zu eluer fogenanisten, 
Heriſcaf gehörig, zu verfaßren fi ( 88. ab 

Syp. D.) und. der $. 91. U. ver Hyp. D. ſchrieb vor: 
mbaß die Berichte in folchen Fällen, um Eünftigen Berwirrungen vorzubrugl 
felen, von Amts wegeu baranf zu halten, dag wegen de 
m(Baupts) Gute bereits Haftenden und alfo auch’ das abzureumenbe Berti 
ober einzelne Gut mit angehenden Schulden, ein gewilles .Negulatit 
„ieht, folglich darüber nicht nur zwifchen dem Kontrahenten, fd 


gig 











„mit den eingetragenen Realgläubigern ſichere und —— 
Fredungen getroffen werden. Ehe und bevor Sees gefebehen, folle vie 
mbnng des Befiptitete auf ein ſolches Pertinenzftüd oder einzelnes uf 
mmenen Erwerber nicht Rattfinden“. 

* Die damalige Geſetzgebung Eonnte ſich hierauf befchräfen, 
den eine Veränderung —E —X Ba J 
len eines Lehn⸗ oder Fideikommißgutes jedenfalls die Genehmig 
Agnaten und des Lehnsheren, refp. ein Bamilienfchluß hinzukommen 
ferner jun Varzelllrung ver bäuerlichen, alfo derjenigen Grund! 
auf welchen (abgefehen von erwanigen Hppothefenfchulden) im det 
mannigfache Staais⸗ Societät- und Gemeinde-, ingleichen ort3obi 
amd gutöherrliche Abgaben und Leiſtungen hafteten, unbebingt der 
der Guts⸗ und Gerichtöherrfchaft erforderlich war und Diefer di 
den durfte, „wenn dadurch das Gut an feinem Erträge im Ganzen 
men einen dauernden Abfall erleiden würde“ ($$.247. 261. U. CR, 
außerdem aber auch noch die Genehmigung des Staates, zefh, 
de ·Pollzelbehdrde (der Krieges» und Domalnen- Kammer) voran 
hatte ($. 16. und 262. a. a. O., Oftpreuß. Prov. Recht Zuf. 1 
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Zweites Kapitel. 


e Geſetzgebung des Edikts v. 9. Of. 1807 und der fid 
daran reihenden Berorbnungen. 


Britt v. 9. Ott. 1807 und deffen Erläuterungen v. 


h . | 
fäheren Zandes = Berfaffung gegenüber gewann indeß das Dis⸗ 
uöwefen in feinen Prinzipien und Wirkungen eine ganz andere 
8 das Er. v. 9. Oft. 1807 die Dismembrationd» Befugniß zur 
inen Regel erhob und nach $. A. deſſelben: 

an fich veräußerlicher Räpdtifcher und Iänblicher Grundſtücke al 
los wach erfolgter Unzeige bei der LandessPolizeibehörbe 
ker Vorbehalt der Rechte der Realgläubiger und der Vorkaufs⸗Berech⸗ 
pt Trennung der Radikalien und Bertineniten, fo wie überhaupt zur 
s Beräußerumg befugt erflärt wurde, ohne daß diefe Befugniß fortan 
Genehmigung der Landes-Polizeibehörbe oder ber zu ngen bes 
bneherrſchaft abhing” ; 


W (mach F. 6. a. a. O.) auch ven Gutsbeſthern geſtattet 


Wie auf ihren Gütern vorhandenen einzelnen Banerhöfe oder ländlichen 
Bit Zuſtimmung der ProvinzialsRegierung, In eine bänerliche Be⸗ 

wit Vorwerks⸗Grundſtücken zufammenzuziehen, — fobalb die Höfe 
i erbpachts oder erbzinsweife ausgetban And, auch auf dem Gute Feine 
Sinigfeit mehr flattindet.“ 
etblichem Beſitze folcher bäuerlichen Höfe, welche ber Outöbefiper 
ı Hißherigen landesverfaſſungsmäßlgen Pflicht gemäß), — nicht 
atellen oder erhalten zu fönnen meinte, follte nur (nach $. 7. 
) daB Recht dee bisherigen bäuerlichen Beſitzers, durch Deräufßes 
de Ontsherrfchaft oder auf einem anderen gejeplichen Wege zuvor 
fin, ehe yon Einziehung oder einer Veränderung in Betreff ber 

gehörigen Grundſtücke die Rede fein Fünne.“ 
der 6.5. tes Erifts jedem Brundelgenthämer, felbft dem 

id Fideikommiß⸗Beſitzer, die Befugniß: 
Linſchraͤnkung, nur mit Vorwiſſen der Landes⸗Polizeibehörde, nicht blos 
Imerhöfe, Krüge, Mühlen und andere Pertinenzien, fondern auch das 
nd ganz ober zum Theil und in beliebigen Theilen zu vererbpachten, 
em Lehns⸗Obereigenthümer, den Fideikommiß⸗ und Lehnsfolgern, wie 
irten Glänbigern aus irgend einem Brunde ein Widerfprucherecht ges 
be, wenn nur das Grbftande: oder Binfaufsgeld zur Tilgung des zuerſt 
Glaͤubigers oder bei Lehnen und Fideikommiſſen in tee Gutsfubllanz 
und rüdfchtlich der nicht abgelöften Realrechte oder Hypotheken⸗Glau⸗ 
ver landſchaftlichen Krebits Direktion der Provinz oder von der Landes⸗ 
rde atteftirt wird, daß die Erbverpachtung derſelben unſchaͤdlich ſei.“ 
gierungen (Kammern) wurten hierauf in Rückſicht auf den $. 6 
“wegen Zufammenziehung flädtifcher Ländereien, ſowie mebrerer 
Höfe oder Cinziehung derfelben zum Gutsvorwerk vorbehaltenen 
n ertheilt, wonach nur in Beziehung auf bäuerliche Höfe einige 
‘e Bebingungen vorkommen, im Allgemeinen aber vorgefchrieben 
in forgen, daß feine Vermiſchung oder Verbunfelung in Rück⸗ 
Fentlichen Gefälle, Präftationen und Sorietätölaften, fowie in 
rt Qualität der Grundſtücke entflehe.” 2) 


I. in Bd. 1. ©. 58—65. 
8% 


146, Bon Y. Biteltigung d. Beſchrank. u. Snderniffe v: Laudet Acc⸗ 
Die Anwendbarkeit des $. — 9. Oft. 1807 aus da 


iete der —— ce 1a, Le pelvatzeht 
tur, namentlich deri 
feffene) Bäuerfiihe” . 
Ben gelahe —— uf 


1809 sub No. 7!) by Zuweli 
* Pu Borbı der Rechte rd Nealgläubigern und | 
welche ua} $. 3. des Gp. v. 9. Oft. 1807 
en w fih, vernidge der Wirkungen des nb= und 
sehtd, von felbft, imd damit u. die —— Antspflicht des 
Tenrichtbrß zur derfuchfweifen Bermittelung eines Negulatios is 
Kontrahenten und mi vn eingetragenen Glaublgern na 
des $ 91. & I. pp. O. Pu u den Iegteren gehörten, nach dei 
irten R. o. 5. und 35. Mı ‚auch die ‚herren wege 
———— an Dienften, * und anderen, auf den diemee 
Bauergütern baftenden Abgaben, — fofern fie sub Rub, II. over 
Hyp. Buches Denn. erft mit Emanation der ra 
Abidſung — und Abgaben v. 7. Juni 1821 wurde 
den ‚Gefeger moht wegen Bertheilung reſp. Ablöfung jener 
———— Natur, tnöbefondere der nicht eingetragenen, ala am 
— Behdrde, die jene Vertheilung ober 
——— en, wie der icht eingetragenen hit 
Tondern auf eines Thells zwangsmeife, zu see 
Betreff der Bestellen bon — dffentlica⸗ 
iur —8 das —X 6 —— £ rem iQ 
zungen, „wie fle auf re eife Das in ae ‚pol 
Iutereffe in jedem beſonderen Balle wahrnehmen zu Können. meinten. 
Die Anzeige beider Landeö-Polizeibehörde na = 
9. Dft. 1807 war keines weges Bevin; aur Gültigkeit 
einer Abtrennung von —E and Genen me 
gwedte nur, der Behörde Kenntniß und dadurch Beranla 
mung ber Iandeöpolizeilicyen Intexeffen, alfo auch in 
ung Fr erigeilung der Grundfteuern, zu geben. 
barkeit der Domainen, inöbefondere die Zulä 
——— jenthümlichen oder erblichen Verleihung von Be 
als Müplen, en ꝛc., ferner der Sigentumduerleifung bäuerlicher | 
Pe] ohne Kaufgeld, und einer Erbverpachtung von Domainen«@runil 
it inzwiſchen durch das ‚Sausgefep dv. 17. und 26. Der. 1808 ai 
m. v. 6. Nov. 1809 $. 3. b. und c. begründet. *) 








1) Bergl. dies BR. in Bd. I. ©. 35—46. 
2) Bergl. Reset Samui. Br. 10. ©. 177. Der 8. uud. 
ur « befimm! 
b) daß der ebesmattge Gouverain befugt fel, die zu den Domalnen’ g 
ter, Mühlen, Krüge und andere einzelne Bertinengien Fr 
3 et nitteln Webertragumg des vollen Bigenthums ober Grbyer) 
rlethaug zum erblihen Behs, ober mittelſt eines 
Seen Titels, zu ofrändern, fobald er Tolches den 
wirthid afilichen —e gemäß findet; auch erſtredt ſich di — 
die Hebertragung des vollen @igenthums an bäuerlichen Beflgungen ohue.Miag 
eines Kaufgeldes, wie folde in Oſtpreußen, Lithauen und Weſtpreußen du 
B. v. 27. Juli 1808 gefchehen if, und in den übrigen Provinzen noch 
c) daß dem Souverain auch in Mbficht der übrigen Dome 

Grfäle und Bechte die Veräußerung gegen arte, ledoch nur mi 
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Das Land⸗Kultur⸗Edikt v. 14. Sept. 1811. 

e weitere, noch durchgreifendere und entfcheitennere Beflimmung 
e :heilbarkeit des Grundbeſitzes, als die in dem Ev. v. 9. OH. 
wnögeiprochene, ertheilte dad Land⸗Kultur⸗Ed. v. 14. Sept. 1811. — 
‚1. deſſelben erklärte: „daß zuvörberft im Allgemeinen alle Befchrän« 
ı 8 Grundeigenthums, welche aus ver bisherigen Berfaffung 
J— gaͤnzlich aufgehoben fein ſollten“, — und ſetzte außer⸗ 


Wr Grunbbeflger ohne Ausnahme befugt fein ſolle, über feine Grundſtücke 
ſen frei zu verfügen, als nicht Mechte, welche Dritten darauf zuflehen, umd 
I Wellenniffen, Maforaten, Lehnsverband, Schuldverpflichtungen, Gervituten 
berg harühren, dadurch verlegt werben. Demgemäß fünne, mit Ausnaßme 
her Jile jeder Gigenthümer fein Gut oder feinen Hof durch Anfauf oder Bers 
Veh ſin anf rechtliche Weiſe willführlich vergrößern ober verkleinern, die 
Whlzeueen an einen ober mehrere Erben überlafien, diefelben vertanfchen, 
Khenken oder ſonſt nach Willkühr im rechtlichen Wege damit fchalten, oßne 
a hiefen Beränderungen einer befonderen Genehmigung zu 
a. 


Die Verhel leitend gemwefenen Motive bilden ven weiteren Inhalt des 

$ 1. (Bergl. in Br. 1. ©. 91). 

Wr. v. 9. Oft. 1807 im $. 4. unter den „an ſich ver u⸗ 
lichen Grundſtücken und Gütern, deren Theilbarkeit es gefaltet, ver⸗ 
d were im F. 1. des Land⸗Kultur⸗Edikts nur durch Hinweiſung auf 
vie Wellbarkeit befchränfenden, nicht zu verlegenden Rechte Dritter aus 
lenniffen und Lehnsverband erläutert, deren Inhaber bei einer 

‚ durch welche Eigenthum definitiv übertragen werden 
K, uch Vorſchrift der beftehenten Geſetze zugezogen werden und ein« 
mußten, während es dagegen für den Ball einer Dismembration 
lblejer Erbverpachtung von Lehns⸗ und Fideikommiß⸗Grnundſtücken 

ng des F. 5. des Er. v. 9. Oft. 1807 verblieb. 
beyweckte auch das Land⸗Kultur⸗Ed. eine Aenderung des bezuͤg⸗ 
Derworckeitsrechte und Hypothekenforderungen geltenden Rechts⸗ 
richt. Dienſtbarkeitsrechte ſtehen an ſich, wenigſtens in der Re⸗ 


ur Dimenbration nicht entgegen, bleiben aber auf den Trennſtücken 


a dere ver Vertheilung, reſp. Ablöfung von Realver— 
Ügleiten gab dagegen der F. 2. des Kultur⸗Edikts, — der fpäter 
wa Abloͤſungs⸗Ordnung vorgreifend —, jedoch allein für Erbpacdhts«- 
igleih für Eigenthums⸗) Verhältniffe!) zur Befeitigung der 
nen entfpringenten Hinderniffe ter Bereinzelung, ſpecielle Vorſchrif⸗ 
x die Verpflichtung des Erbverpächterd, ſich Die Ablöfung des Ka⸗ 
sh einen Zinsfuß von A Prozent und die fufcefitve Zahlung des 
148» Rapitald in zertheilten Summen, jedoch nicht unter 100 Thlr., 
ju laſſen, und beftimmte zugleich, daß Laudemien und andere bes 


— — — 


29; bie Veraͤnßerung des vollſtaͤndigen Eigenthums aber, fo wie bie Ver⸗ 
ng umb Belaftung der Domainen aller Art mit bypothefarifchen und ans 
glihen Berbinblichkeiten, nur in dem Yale geflattet fein foll, wenn 
zedürfniß bes Staats es erfordert und mit dem Kaufgelde oder dem ers 
en Kapital Schulden des Staats bezahlt werten müffen, die in der Er⸗ 
18 befielben entſtanden find; als folche würden zugleich alle jeht ſchon vors 
we Schulden und diejenigen, die zur Bezahlung der an Frankreich abzus 
den Krieges Kontribution verwendet werden, erklärt. 
Bergl. das Erf. des Ob. Trib, v. 31. Mai 1845, tn deſſen Entih. 
G. 6260, 


[18 Bon d Befeitigung d. Befchränf. u. Hinberniffe d. Banbessituktui; 


fimi I be eine keit gebi 
Ian a ut ma at 
haben, —28 — Siem en ne Erbverpachters 
—* end Ge Vechafen md 85 —S Kr 
ee ect ke ahtlg una ohne Sinti des Exbverpächters zul 
die ſchedung von Schiedsrichtern Ekutreien Fönnen Der DB 
der Pe das Trennfäd en a 74 Ab; all den Gil 
——x deſſelben e der einzelnen 
4 t werben * 
* “in beftkumte der $. ———— 
& ‚ober 
* — — ee au Brake u Er; gene 
Sand ji Ba je ng jen laſſen wüffen, wenn nach Bier 
nit über d e —ãXãc ber ntsherrlich-Dänerlihen 
„nitte und Ber, erfo! steige erben —* LT | 
"Berwendung der be Bere X — vu She ae Rs 
AÆeaiſcuidta geſchichi. 
indeß in die elfgemeinen Gtundſihe 


3 at 18. sn 8 infoweit ein, 'al8 eine Auseinande: 

1, welche 4eb e Br A 
te — -bänsıt — NRegalitunz 
& 4811) Hatte, dabei im Befenfken lichen auf ven — re 

a rn deb Berechtigten mit Verwendung Der 

u neuen ven und in vie Butafubflang, befchränfe 
Ben aber, auch —8 bloſangen und Biden eifız 
(nad den Orbnungen vom Jahre 1821), igre Anwendbarkeit und 
8 durch die mauen Vorfchriften er Geſehe erhielt. (Berge 
v. 29. Mal 1816. Art. 70., desgl. ©. v. 27. Juli 1835 und Defen 
get. @. ©. 1835. ©. 135.) 

Wegen Bertheilung der Staatsabgaben er 
flen enthält zuerſi dad Land⸗Kultur⸗Edikt im $. 8. die 
daß — — niemals ein Hinderniß der Vereinzelung Bi follen, ** 
ordnet ſodann 

a) (m Betreff der Vertheilungsprinzipien): 

1) daß die Grundſteuer bei Vereinzelungen auf bie abrunen 
Theile verpältnigmäßig repartirt werden folle, und zwar - 


Be 
1) a) Damit war indeß bie Erbpachtes@erechtigfeit nicht in freiet 
thum verwandeltz dieſe folkte nur, fi weit es —8 angeht, erleichtert 
. 9. 2. Lanb⸗K. @b. Abfag 1.) RL 
) Durch die ®. v. 16. März 1811 (®. &,, S. 157) über die 
Domanials@bgaben war bloß, denjenigen Befipern von Grunbküden, 
hen Beſchraͤnkungen ober Reallaften —— Art zu Gunfen einer 
rechtigten — Domaine Hafteten, ober welche zu em eine 
— _ Domins —8W die Er geben, 
dern Grundf: ®. ». 16. März 1814 anzutragen Much folten meh 
dexfelben ſoli Barifar —X m von —X ‚tern aufhören, 
{gel am Meihte ui Berpfichtung anegemitelt, Yabımc, 
und bie vw — herbeigeführt. werben. * 
dem R. b. Binanymin. v. 14. Aug. 1818 (d. 2. Ann. 6:2. &: 
BR ehe 
vom. Rapitalew 
Bergl andy $. Eu de6 Hansgefehes v. 17. Der. IRRE, (..aben 
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mit einer Erhöhung von A Prozent zur Beftreitung der meh⸗ 
Rendanturfoften; 
‚ (in Betreff des Verfahrens): daß die Mepartition nach der Ent⸗ 
ung tes (nach 6. 31 in jedem Megierungd= Departement zu errich⸗ 
a und für tie Gegenflänte feines Reſſorts mit Polizeigewalt zu ver» 
Den) Landes⸗Oekonomie⸗Kollegiums gefchieht, welches vom Kreis⸗ 
wrs Amt und nach Befinten von einem Kreisverorbneten Gutachten 
ser erfordert. 
Ueber die Repartition von Realleiftungen und Abgaben an die 
meine, ferner an die Kirche, Pfarre und Schule oder andere 
we, mie an die Berichts» und Poligei- Obrigkeit, enthielt 
u dab Lands RultursErikt keine Beflimmungen, indem tafjelbe infonder- 
MR wegen der Bemeintelaften von ver Vorausſetzung ausging: 
Krach Aufhebung der auf dem Ganzen ver Güter ruhenden und nicht vers 
Melden öfentlichen Laften, namentlich bes Borfpanns und ber Keurage-Liefes 
Maag, mie bei Fünftiger Uebertragung des nicht anfgehobenen Militair-Borfpanne 
eu Berhältnig des Zugviehſtandes '), Die neuen Abgaben des plats 
Undes entweder direkt oder indirekt bloß perfönliche wären, 
—ã— die Schwierigkeit wegen Vertheilung ber Brunbfleuer zu beſeitl⸗ 
- Ra item indeß die in den $$. 3. und 41. des Kultur⸗Edikts er- 
prrvinziellen Landes⸗Oekonomie⸗Kollegien (abgefehen von der kur⸗ 
s einer folchen Gineihtung in Koͤnigsberg in Preußen) nicht ins 
; We denfelben zugedachten Gefchäfte wurden in Gemäßheit ver V. 
Einrichtung der ProvinzialsBehörden v. 30. April 1815 
(0.6. ©. 85) größtentheild den Megierungen, theilmelfe, in Folge 
8.4.20. Juni 1817, wegen Organifation der General-Rommifflonen ꝛc., 


en. 
DM Sererdnungen und Gefege im Reſſort der Audeinan- 
ecſeſungi⸗Behorden. 
Ydi Serordnung v. 30. Juni 1817. 


4) der Sertheilung von Reallaſten und Abgaben an Kirchen 
Id Schulen (welche aus dem öffentlichen, d. i. tem Kirchen= und 
hal Berhältnig entfpringen), fowie an antere öffentlidhe Anftalten, 
HLter RommunalsLaften, enthielt zuerft die V. v. 20. Iuni 1817 
43) eine Grgänzung tes $. 3. des Kultur» Evifts, — jedoch lediglich 
der Wirkungökreis der Auseinanderſetzungs⸗Behörden, mithin nur für 
Öle einer vor dieſen Behörden ſchwebenden Regulirung, wobei ben 
aul⸗Kommiſſionen die Bertbeilung jener Laften, in Wahrnehmung der 
Spollzeilichen Intereffen, oblag ($$. 7. 15. a. a. D.). Der $. 43. 
4. geflattete, Daß ein Intereffent für ven anderen die Realabgaben an 
en, Kirchen, Schulen u. f. w. gegen andermweite angemeflene Sicherheit 
ehme, beftimmte hingegen, „daß ſolches in NRüdficht ver Stantslaften 
ei.“ 


ı füdficht 

Ider dem Gutsherrn vorbehaltenen Nente, welche die Natur 
ei vorkommenden Vereinzelungen theilbaren Realabgabe 
ſchtieb ver $. 43. unter No. 2. noch vor: „daß feine deren Theilbar« 
ſchrankende Abrede getroffen werten dürfe, und 

wegen anderer Abgaben privatrechtlicher Natur, unter Nr. 8: 


— — — — — — — — — 


Bergl. Edilt v. 28. Of. 1810, ©. ©. 1810. ©. 77. 
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daß es geſtattet fei, mehrere als die anläffigen Diak 
BE Zaubemien und Zehnten feſtzi —— 
2) Das Re; eat v. 14. Sept: 1814. - : 
3a Urbereiuflumung mit dem in dem @. v. O,/OFE 18076 
noch durchgreifender in dem Land-Kultr-@bitt ausgefhrorenen 
Prinzip der Thellbarkeit des Grambelgemtpums und veifen Be 
en 
en fe v. 14. Sept. — 


der ſteuer 
blos auf Grundſthcke und nicht Gebäude und Berechtigungen A 
genauen werben (el Dabei griff, — wie das des Min, des 
un 6. Juli 1834 noch beſonders anerlanntet), — bei Diez 
tionen ber ung bem Rsaattrungd - Evitt F 14. re = 
Cigenthum jenen: Bauer! anal — 
des Kultur⸗ — wegen 3 Bias nt Bee vo 
rennftht abzuzwelgenden Rente nicht ” 
b) See war, ——— zur —— I jeden 


eng be ale . 28. und 54. del 


„ über eh bes wit et 
Be ee a arg ee 
. — bis auf ein — 54 Yarhanbenen ze le befe: 

BR * freier Hand bie Hälfte des Kaufgeides an bie erfte ie 


ur KWeſtſtellumg des Werthe » Wiertheils für ob Ant 17 Ei 
Zare der Höfe —E normirt werben, wot 

Del. v. 29. Mat 1816 eine weitere Erläuterung gab. Pf agaı 
ve Snpothetanifigen Verſchuldung wurde indeß durch die 8.O.n. 3 

1823 (©. ©. 1823 ©. 33) für folhe VBauergüter, auf denen er 
Pe nt von Bellgern bäuerlihen Standes nicht unternommene 4 
und en oder dergl. zur DVerfchönerung ſich befinden oder 
werben Te 1, und fpäterhin unbedingt und allgemein durch die ® 
Der. 1843 (@. ©. 1844 ©. 17) aufgehoben. 

3) Die Abldfungd-Ordnung v. 7. Juni 1821. 

Erft durch die Ordnung v. 7. Iunt 1824 wegen Abldfung der 4 
Naturale und Geld-Leiftungen von Grundftüden, welche eigenthäs 
p ne, ober Erbpachtrecht befeffen werben, wurde die Ber 

Hung, sb . Abldfung der Meallaften privatrechtlicher Nas 
tömenibrationen, beſonders bäuerlicher Beflgungen, vollftändig au 
bat, jedenfalls erft ef erleichtert. Eines Theils geflattete die ! 
Ordn. die Verwandlung der NaturalsReiftungen in Rente oder derm. 
liche Abldfung dur ayl auf einfeltige Provofatton des Bon 
(des Dismembranten). Andern Theil wurde auch für den Wal 
bloßen Bermanbtumg der Meallaften in Rente, nad) $. 29., die Ba 
des $. 2. des Land-Rultur-Ediktd wegen Vertheilung der iriaen [} 
flungen der Erbpachter auf alle Leiftun —— 333 
mochten Gigenthämer oder Erbzinsleute fein; mit den näheren & 





mungen: 


4) v. Kamph Jahrb. Dh. 44. ©. 131 m. Annal. Bd. 18. '&. 969. 
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daß der Berpflichtete wenigftens foviel von ieinem jährlichen Zinfe ablöfen 

müfle, als der aufchlagemäßige Ertrag des verkauften Theiles betrage, und 

daß eine Bertheilung der jährlichen Abgabe nur Eis zum Betrage von 4 Tflr. 

auf jeden einzelnen Theil ftattfindet, bei einer Bertheilung unter diefer Summe 

3 die Abloſung durch Kapital auf Verlangen des Berechtigten erfolgen 
e. 


Darurch wurde nun die Dertgeilung der eingetragenen, fowie beſon⸗ 
bau ter nicht eingetragenen Pr oateMeallaten der verpflichtes 
i Srantflüde jeder Art allgemein und beſtimmt geortnet, auch in Betreff 
Leingeitagenen ter blos verſuchsweiſen Bermittelung ver Hy⸗ 
ean⸗dehorde, nah $. 91. T. II. der Hyp. O., in dem Falle entzogen, 
vemn, der eine oder andere der Betheiligten ausprädlich provocitte, welchen 
MER fe ten Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrden zufiel 1), welche nach $6. 7.15. 
BB. 0.20. Juni 1817, fowie nach näherer Beflimmung der $6. 1. 
m 8 der ergänzenden V. v. 30. Juni 1834, auch vie damit in Verbin⸗ 

teimde Negulitung der Öffentlichen Abgaben-, fowie der Hypotheken⸗ 
—* bewitken konnten. 

Mr 8.O. v. 22. Mai 1833 (G. ©. ©. 65) *) iſt ſodann die 
Befkeht des $. 3. des Kultur⸗Edikts, wegen Erhöhung der Grundſteuer 
bei Ayerition derfelben auf tie Trennftüce um 4 Prozent, aufer Kraft ’ges 
Ya gleichzeitig diefelbe Beftimmung in dem $. 2. Litt. b. wegen Er⸗ 

v8 Kanons u. f. w. bei Dismembrationen yon Domanial- Erb» 
Rüden aufgehoben. 
deweittge Geſetze zur Beförderung der Parzelli— 


van 
Di Geſetz v. 13. April 1841 (8. ©. 1841 ©. 79). 

flbe eleichterte den Austaufch einzelner Parzellen von Gruͤndſtücken, 
weiße in Verhiliniß zum ganzen Gute, von dem ſie abgetrennt werden 
ai geringem Umfange find und teren Austaufch vermöge eines 
nt iſſenents tem ermerbenten Gute Vortheil bringt. Dabei 
W Cenehmigung reſp. der Kretit-Direftion oder, bei nicht bepfand⸗ 
eieten Ohr, der Provinzial-Auseinanderfegungs-Behörbe, den Konfens 
Fe een. Bläubiger und anderen Neal» Berechtigten und es erlöfchen 
DE Atke der legteren auf ter vertaufchten Parzelle, indem fte von felbft 
uf de Aingetaufchte übergeben. Nur bei Gütern, welche im Lehn⸗ oder 
* Berbante ſtehen, findet auf einen ſolchen Austauſch das ©. 
lenſchlüſſe v. 15. Sehr. 1840 $. 15. (©. S. ©. 20) An⸗ 


| Ei Geſetz v. 3. März 1850 (©. ©. 1850 ©. 145). 
m wurde der F. 5. des Edikts v. 9. Oft. 1807, in foweit Danach 
Ra Eeinks oter Bideifommiß » Beflgern vie Vererbpachtung Ted Vorwerks⸗ 
oder einzelner Pertinenzien, obne Zuflimmung des Ober Eigenthü- 
MM, Ver Lehns⸗ oder Fideikommißfolger geftattet war, auf Antrag des 
enlal- Landtages von Brandenburg und der Nieterlauftg durch die 
-D, 9. 28. Juli 1842 (©. ©: ©. 242) fuspendirt; biernächft aber 
"fon damals eingeleitete Iegislative Berathung, ſowie vie Beflimmung 
15.des Er. v. 9. Oft. 1807 felbft, durch ten Urt. 42. der Berfofl 
ne v. 31. San. 1850 und durch ven $. 2. No. 2. des G. über Nb- 
"3 der Meallaften sc. v. 2. März 1850 erleviget. ?) 












) Bagl. $. 1. des Ansführ. Gef. v. 7. Juni 1821. 

) Bergl. in Bd. I. S. 100. _ 

) Radı Art. 42. der Verf. Urf. iſt bei erblicher Ueberlaffung eines runs 
me bie Uebertragung des vollen @igenihums zuläffig;, — und nah $. %. 


192 Don d. Befeitkgung d. Veſcheunk. u. Hindetnite d/ Semesktitiult; 


Dagegen bietet das Geſetz v. 3. März 1850 für den In obiger fi 
feiligten $. 5. des Ed. v. 9.Dft. 1507 infe ern einen Er a 
felbe jedem he een ſowle jedem Lehns⸗ und Bid 
fißer die Befugniß beilegt, einzelne Gutsparzel en, welche im 
um Hauptgut von geringem Werthe und Umfange find, gear fl 
fer, ablösbarer Gelvabgaben vder gegen Feſtftellung eines Ka 
au ohne Einwilligung der Lehns⸗ und Fidelkommit 6 
thefen- und Real⸗ Glaubiger, zu veräußern, wenn bei landſcha 
nen Gütern die Krebite Direktion, bei anderen die Auseinandı 
örbe beftheinigt, daß die Abveräuferung den gedachten Intereffentt 
fei, namentlich die Geldabgabe urer das Kaufgeld den 0 
au des Trennftüces erreicht, vie Kaufgelver auch in das R 







Maafgabe der wegen ver Verwendung der Ablöfungs-Kapitalten 
Se verwandt werben. ’ 


Seven Öcfte 0, 18. Apit 181, uıb 9. Ming 1800 beta 


id) das rt d thefen - Behörte. Das ©. v. 3, 
—9 aber Kun —* bi —— ene vihbe 
wi 
Drittes Kapitel, e 


Ueberficht der. feit Pubfifation. des Edikis ».,9. Of. 1807 in & 
des Dismembrationswefens geltenden materiellen und form 
fimmungen; deren weitere praftifche Entwidelung und 

durch die Gefeggebung vom Jahre 1850; 


Treten ie du 
L a) Das Gefeg Betr. die Sertheilung von Grundſtücken 
—— neuer — en v. En Fi fi 845, weldeß zu eindilt 
fentlicyen Abfchluß auf Diefem Gebiete der Befepgebung 
{nesft den abändernden Beflimmungen in dem ©. v. 24. Bebr. 1 
diglich mit der Vertheilung der Öffentlichen Meallafık 
Staat, Societäten und Kommunen) zu thun, befchränkt ſich Aöriger 
mit Ausſchluß der Rheinprovinz, der Provinz Weftphale: 
Nen-Borpommerns, — auf die Provinzen Preußen, Bruni] 
burg, Bommern, Schleften, Pofen und Sachſen, z 
b) In demfelben find weder neue oder abweichende Mi 
1 








yien über die Bargeilizungs-Befugniß, noch Beftimmii 
ber die, fei es reale oder perfonale Natur der verfcie 


— — — — a 
Mr. 2 des Abldſ. Gef. u. 2. März 1850 iſt das Obereigenthum bes 
Grunberen, fo wie bes Erbzinsherrn, desgi. das Bigenthumsrecht des 
ter ohne Eniſchadi aufgehoben und Fraft des Geſehes das nukbare 
Bezlehungsweife die Erbpacıt:@ererhtigfeit in volles Cigenthum verwandelt 

An begegnet jegt dem Motiv der Suöpenfion in ber K. D. v. 28, 
1842: „daß feit Geſtatiung der Abldebarkeit des Erbpachtekanons bumch bie‘ 
9.7. Junt 1821, die Borausfegung des $. 5. des @d. v. 9. Oft. 1807 nick 
beſtehe:“, der Mit. 42. der Berfaf. Url, „wonach ſtets nur ein feher mb 
ablösbarer Sins uurbegelten werben darf“, besgl. 8. 91. des MbLf. Gef. v.% 
Sembfädi uzlgen (den Srbenten mu mine Yan bla 

'en auferlegten feſten Gel ten nur send 

sanmd, welcher 30 a 


Ich, „t Aber J— ſchlo je 
Gr Slien Besfäetien jenbetienfane Betimntugnukheneetee Alan U 
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Atten von Öffentlichen Abgaben uud Laften gegeben. Daffelbe 
ſen vielmehr die unveränderten Prinzipien tes Er. v. 9. OR. 1807 und 
del Land⸗Kultur⸗Ed. über Die Theilbarkeit des Eigenthums als feine Grunt- 
In voraus, und es kann auch nur nach ter Berfaffung ver Provinzen, 
u eife oder Orte, niemald aus dem Geſetze v. 3. Ian. 1845, ermeſſen 
zw extfchieten werden, ob tie zur Repartition geftellten öffentlichen Abgaben 
% wi Reiftungen ſolche find, welche auf dem tiömembrirten Grundſtücke Hafs 
33 wre doch in MRüdjicht auf deffen Beilg zu entrichten feien, daher einer 
2*8 nah dem ©. v. 3. Jan. 1345 (8. 7. ad 1) wirklich unter 


3” O4 find die Beflimmungen über tie Bültigfeit des Dismem- 
une Would Vertrages, ſeidem die $$. 2—A. des Gef. v. 3. Ian. 1845, 
327 Wegen Infnahme eines folchen Vertrages vor dem Richter, ter das Hypo⸗ 
Br zu führen bat, durch den $. 31. ver V. über Organifation ber 
s» "Weißen 2 Jan. 1849 (©. S. S. 10) modifleirt und tur das ©. v. 
3. 2. Mühe 1850 gänzlich aufgehoben worden ), lediglich nach ven all» 
A-:2 gemelsen sefeglihen Vorſchriften über die Abſchließung von 
sttigen an beurtheilen. Bei Lehn- und Fideikommiß⸗Gü— 
era gen wegen der Zuläffigkeit eines Umtaufches oder einer DVeräufe- 
My finelner Gutöparzellen oder Pertinenzien gegen Erwerbung anderer 
Gmakide, — ſomit Über die Bültigkeit des Parzelirungs-Vertrages, — 
. I Weiteren Beftimmungen der 66. 15—18. des ©. über Bamilien- 
07 = I kan Saniien» iocitommiffen, Familien» Stiftungen und Lehnen, v. 
fürn: !) 
> %r L Se Giundſatze über Veräußerung und Abtrennung von Domai⸗ 
Mens Ormnrkäcden nach dem Hausgeſete v. 17. und 26. Dec. 1808 
sad dem Rift u. 6. Nov. 1809, nebft deren fpäteren Erläuterungen und 
den wegen ihrer Anwendung ergangenen Inftruftionen, gehören tm 
Se: de Gebiet des Staatörechts 3), während die Beſtimmungen über die Re⸗ 
en * ur Re Abldfung von Domainen= Abgaben bei Didmembration eines 
*5 mb Leiſtungen an Domainen oder fiskaliſche Güter belaſteten 
Bu aid aa den Geſetzen und principienmäßig tiefelben find, welche 
1 fh Brigatgäter gelten, und infofern mit diefen zufammenfallen, die Ab⸗ 
EIOR daher nur atminiftrative Anordnungen zum Gegenftande 
“= Yaben Iomnten, deren unten gedacht werben wird. 
w Ma Die Abtrennung von Grundſtückstheilen im Wege der Erpros 
— dehufs Anlegung von Kunft» und Landftraßen, Eiſenbahnen, Ka- 
nmd anderer durch das Recht zur Erpropriation bedingter öffentlicher 
ern and Unternehmungen, ift bier ebenfalls nicht zu erörtern; ter 
„II e, auf befonveren Gefegen beruhende Titel ter Frwerbung von 
den, welcher in einer anteren Sphäre des Öffentlichen Rechts wur⸗ 
iſt für die Wirkungen einer Abtrennung von Gruntftüdstheilen tm 
auf die vorzunehmente Vertheilung, reſp. Ablöfung der auf das 
N > übergebenden Mealverbinvdlichkeit, an ſich ohne Einfluß. *) 
sm h Daffelbe gilt bezüglich ver Abtretung von Trennſtücken Behufs der 
SATT Ente oder Benäfferungsanftalten nad; dem Vorfluths⸗Geſete 
I) Bergl. die G. v. 3. Jan. 1845 u. v. 24. Febr. 1840 in Bd. I. S. 121 
2) Bergl. tas Gef. v. 15. Febr. 1840 in Br. I. S. 73—76. 
3) Bergl. das Nähere hierüber in dem (binnen Kurzem erfcheinenden) Theile 
Derkes über bie Verfaſſ. u. Verwalt. des Preuß. Staates, welcher da6 „Do: 
ren⸗Beſen“ betrifft. 
%) Berl. baräber: v. Roͤnne's Weges Bolizei und Wege: Recht des Breub. 
es, S. 44 qf. © 221 
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9. 15. Nov. 1811 (8.6. S. 352) und dem ©. über bie Bem 
ee 28. Sehr. 1848 (G. S. ©. 41-54). 

,‚ ju dem einen oder andern Hueske exyroprlicl 

erung —— Parzelle, in Folge der a ea 


—— ne de Ghiememnen ——— 
e , u n 
ee Da 0 0 24 Kost. IBB0 (U, ©. 6 68 


Befigerb, 
ſteuerfrei, ober wird bie abgezweigte Parzelle (vermöge Dez, durch 
tsennung ten veränderten, befferen ober geringeren Kaltur⸗ 
—A— nach ht ee * henden —* über die Bi 
B. des Grund bie wefllichen :Bropingen :0:24.. 
6-—12. 28.29.), in d % one gi dht oder —— — f 
Veränderung der Steuern und La 
e der Dismembration, fondern ſie bat h er Steuer. 
fang en 6 Grand, deren Erörterung nicht hierher 
geltenden Grundfägen —* die ev eliteun 
niß 8 ken a a hier die bel Ausführung der Gri 
Ioelungen und refp. neuen elungen vorkommenden Operatir 
8 in Pi der —ãæ——— umd Ä 
b) in Betreff der Hypotheken⸗Forderungen; 
vorzugsmelfe aber auch vie Grundſaͤtze und pas Verfahren bei Repartiti 
priyatrechtlicher Menlabgaben und Leiſtungen verfchiedener Art erd 
den, weil hiervon das ©. v. 8. Ian. 1845 nebſt 
nat dert bei Griäuterung der einzelnen Paragraphen deffelber 
, fenilichen Abgaben» erhältniffe und das Verfahren 
lich derfelden zur Sprache kommen. Jene Beflimmungen geb 
zur Ueberſicht ver „gensen Rechtsmaterie von dem Dismembrationdt 
dem die privatrechtlichen und die öffentlichen Neallaften häufig zufan 
gen oder doch beim ee kungs- erfahren vermifcht werden und 
dur die Graͤnze und Aufgabe des ©. v. 3. Ian. 1845 genaue 
wird. Auch erwähnt dies Geſetz jener —8 zum Dismembrai 
fehäfte im Ganzen gehörigen Regulirung der Privat-Meallaften, | 
eingetragenen Forderungen, allein nur, um viefelbe als eine fold 
zeichnen, worüber es Teinerlei Diöpofitionen trifft 1) und worübe 
theilung befonderer Vorfchriften außerhalb feiner Aufgabe Tiegt. 
Nach obigen Vorbemerkungen, eines Theils über die aus den 
genden Erläuterungen ganz ausſcheidenden, und. anderen Theils ü 
nigen Segenflänvde, welche dabei mitberhdfichtigt werden müſſen 
nachfeigende weitere Erörterung fich mit folgenden Gegenſtaͤnder 


I. mit den Aber die Theilbarkeit des Grundeigenthun 
geltenden Nechts⸗Prinzipien; 

IL mit den. bei der Ausführung des Dismembrations - 
vorkommenden Gefchäftsatten, insbefondere der Negulirı 
Vertbeiluug der auf dem zertrennten Grunbftüde bi 
Laften und Verbiundlichkeiten nach deren verfchiebenen J 
rien, insbeſondere: 

4 den materiellen Beflimmungen über vie Vertheilung 

. den formellen Vorſchriften und zwar: 


1) Bergl. das WI. 3. des 8. 8. des ©. v. 3. Jan. 1845. — Der 8 
rekapilulirt nur die Vorſchrift des $. 91. Tit. II. Hyp. O. und es if er 
Bindung, im welcher das Regulativ bes — nit at ben 
vr Begierung Rand, durch da6 ©. v. 2A. Jebe. 1850 
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über die Kompetenz ter verfchiedenen (Verwaltungs⸗ oder Landes⸗ 
‚ Auseinanderfegungd- und Hypotheken⸗) Behörden, fo wie 

über Dad von ihnen zu beobadhtente Verfahren. 

Betreff ter verfchietenen Kathegorien von Mealverbintlichkeiten, 
auf einem zertheilten Grundftüde haften, find aber zu unterfcheiten: 
. Abgaben und Laften öffentlicher Natur: 

‚an den Staat, 

In die Kirche, Pfarre, Schule, die Gerichts- und Polizei— 
igleit, die Gemeinde, ſowie an’ andere, unter Aufflcht des Staates 
we daſtitute oder Geſellſchaften; 

B Reallaften privatrechtlicher Natur: 

1) (isgetragene oder nicht eingetragene) Realabgaben und Leiflungen 
a) m Privatperfonen, 

93 die Domainen⸗Verwaltung und den Fiskus. 
Aotheken-Forderungen, wie auch eingetragene Reale 

3 
a iR ferner wegen der Kompetenz und des Verfahrens zu 
iekehen: ob die gedachte Megulirung und Mepartition 
I) m unmittelbaren Zufammenhange mit einer Regulirung der guts⸗ 
“len and bäuerlichen Verhältniffe, reſp. mit einer Ablöfung von Mar 
als er Geldleiſtungen und einer Semeinheitstbeilung ſteht, oder aber, 

als beſonderer und felbfiftändiger Gegenſtand des Verfah⸗ 
B, ia Geige einer auf Vertheilung reſp. Abidſung nach den betreffenden 
„— 6. 29. Ablöf. O. v. 7. Juni 1821, $. 28. Regul. Er. 
U eql 1811 u. ſ. w. — gerichteten Provokation, — in welchen Bäl- 

Algemeinen die AuseinanderfegungdsBehörven berufen find; 

2) 6 fe außerhalb eines ſolchen Zufammenhanges mit einer Ausein- 
2* ohne Provokation auf Vertheilung von Reallaſten privat⸗ 
Geller dr geſchieht, in welchem Falle die öffentlichen Verhaͤltniſſe durch 
beſc gegietungen, die Hnpothefenverhältniffe durch den Kypothefen« 
cheer una werden. 


Er 


il 


X 
au 


Erfter Titel. 
Ben der Theilbarkeit und deren Beſchränkungen. 


Ührfeher von ven Sütern, melche ſich im Fideikommiß⸗ oder Lehns⸗ 
haztz befinden (vergl. das ©. v. 15. Febr. 1840, 66. 15—18) 1), 
Ne Diimembrationd-Befugniß befchräntt: 

I) In Betreff ver Erb pächter laut F. 2. des Land» Rultur-Er. v. 14. Sept. 
I?), nach fpäterer Annahme auch in Betreff der Erbzinshefiger, 





) Bergl. In Bd. I. S. 73—76. 

)Bergl.: a) die Reffripte des Juſtiz-Min. v. 30. Dec. 184 u. 8. Der. 
sit ben darin alleg. K. Ordres (Juſt Min. Bl. S. 10 u. 387. 1842), wos 
Hinslente in Beziehung auf den 8. 4. des Ed. v. 9. Oft. 1807, 8. 2. des 
&. u. 8. 29. Ber Ablöf. D. v. 7. Zuni 1821 den Erbpächtern gleich zu ſtel⸗ 
taher anch die Abfchreibung von Trennſtücken nebſt der Berichtigung des 
. für dem Parzellen: Erwerber nicht ohne Genehmigung des Erbjinsheren 
buerpächtere oder Erfüllung der Bedingungen des $. 2. des Kult. Ed. zuläffig 
0. Bl. d. i. B. 18412. ©. 426 u. ©. 29.) Vergl. au die R. des Min. 
j. Hauſes v. 29. Juni 1541 u. v. 7. März 1842 wegen der befchräuften 
angesBefuguig der Srhpächter. (Min. BI. d. i. V. 1841. S. 247 u. ABAR. 
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welche Befchränfung jeboch gegenwärtig, in Volpe der Verwandlung 
Murbpalhtögerechtigfeit in volles Sigenigum und Aufhebung des Obere 
thums, nad) $. 2. Nr. 2. Abloͤſ. ©. v. 2. März 1850, fortgefallen if 


— —— —û — — — — — —— — 


b) &. R. des K. Min. des I. v. 13. März 1846: | 

„Die Zweifel und verfchichenen Auslegungen, welche bei einzelnen Beh 
„der $. 2. des Land⸗Kultur⸗Ed. v. 14. Sept. 1811 und der 8. 29. ber Abldf. 
„v. 7. Juni 1821 erfahren, haben Veranlaffung gegeben, die zur Kenntalf 
„Min. des I. gefonımenen Kontroverfen einer Prüfung zu unterwerfen und 
„Hufs übereinflimmender und richtiger Auslegung der gedachten gefeglichen Bi 
„mungen, die nöthig befundenen Erläuterungen, wie folgt, zufammenzuftellen, 
„jeroch dadurch dem Ermeſſen der Generals Kommiffionen und landwirthſchaft 
„Spruchkcllegien in den zu ihrer richterlichen Entſcheidung gelangenden fh 
„gen Bällen vorgreifen zu wollen. 

„S. 1. Verträge über Zertheilung von Erbpachts⸗ und Erbzins⸗Grun 
„($. 2. des ©. v. 3. San. 1845) erlangen ohne die ausdrüdliche Cini 
„des Erbverpächters und Erbzinsherrn, gegen biefelben erft dann rechtliche 
„kung, wenn ber Erbpächter und Erbzinsmann ih Betreff aller auf den Grube 
„aus dem Erbpachts⸗, reſp. Erbzins⸗Verhältniß haftenden Dienſte, Zebeutrmm 
„demien oder anderen unbeſtimmten Naturals und Geldleiſtungen zuvor, ulm 

„a) die gänzliche Ablöfung, oder 
„b) die Verwandlung in eine ablösliche jährliche Mente, 
„uach den Vorfchriften der Abloͤſungs⸗⸗Ordnung bewirkt hat. 

„$. 2. Außer diefen Bedingungen ($- 1.) if zur Gültigkeit einer M 
„gung von Wiefen tie Abldfung der Hälfte und von Gebäuden die bes = 
„trages aller aus dem Erbpachts⸗ beziehungsweile Erbzins⸗Berhältuiß m- 
„jertheilten Grundſtück haftenden Leitungen und Abgaben erforderlich, im 
„der Schverpächter, reſp. Erbzinsherr auf diefe Abldfung nicht ausdrücklich 
„tet. Findet eine ſolche Verzichtleiftung nicht flatt, fo Tann die Abzweig 
„die vergebachte Ablöfung nur dann mit rechtlicher Wirfung gefchehen, we 
„Selbe nothwendig und ohne Nachtheil für den Erbverpächter, reſp. Grbji 2 
„ausführbar ift. 

„In ftreitigen Faͤllen tritt das fehietsrichterliche Verfahren nah R— 
„ber Borfchriften ter B. v. 30. Juni 1834. $$. 31 —34, wie der Je 
„12. Oft. 1835 und die Entfcheidung der Auseinanderfegungss Behörde eñ — 

„$. 3. Die BVerfchrift des $. 2 findet nicht Anwendung, wenn die & 
„des Kanons cder der feften Geld- und Getreite-Abgaben dem Verpflichtelezt, 
„Ginwilligung des Berechtigten, nicht freifteht (vergl. B. wegen Ablöfung bed 
„pachtszinfes von Sruntflüden, tie ven geiftlien und milden Stiftungen ge 
„dv. 31. Mai 1816. ©. ©, S. 181 und G., betr. die Zuläfligfeit von V 
„über unablöslihe Geld: und Getreide-Abgaben v. 31. Jan. 1545. G. 6, © 
„und der Berechtigte diefe Ginwilligung verfagt; vielmehr hat Ichterer alsvanı 4 
„in den Fällen des 8.2. nur bie ihm bet jeder Zerflüctelung des befafteten GM 
„ſtücks zuſtehende Befugniß, die Vertbeilung des Kanens und ter fonfigen 8 
„abgaben auf Koften tes DVerpflichteten nach Maaßgabe ter Beftimmunge I 
„8. 5. zu verlangen. 

„$. 4. Diefelbe Befugniß ($. 3.) fteht auch allen fenftigen Leiflung 
„tigten bei einer jeden Zerſtückelung des belalleten Grundſtücks zu. 

„S. 9. So weit feine Zwangsverbindlichfeit des Verpflichteten zur 8 
„Abldfung Rattfindet ($. 2.), cder nicht anbererfeits been einfeitige 
„hierzu ansgefchloffen iR (vergl. Allegate im $. 3.), flieht dem Verpfich 
"akt zu, entweder 
„a) foviel von dem Betrage des Kanons und fonftiger, fei es urfprüng 

oder aus Berwandlung von Naturallaften entflandener Renten un 

„Beldabgaben durch Kapital abzulöfen, ald der anfchlagsmäßige 

„veräußerten Theile feines Grundftüds beträgt, N 


oder 
„b) einen nach Verhaͤltniß des Ertragswerthe ber veräußerten Theile 8 
„Ueberreſtes des Grundſtücks zu beſtimmenden Antheil von denjenigen 8 
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In Betreff der eigenthbümlichen Bellger bäuerlicher Güter. 
Im Großherzogthum Poſen, dem Kulm- und Michelau⸗ 
Kreife und vem Landgebiet von Thorn war die Dismembrationd« 
niß befchränft nach $. 79. ned Regulirungs⸗G. v. 8. April 1823, 
ter nach diefem Geſetze in Eigenthum verwantelten Bauerhöfe, fo 
diefelben noch mit größeren, al8 den beflimmten Hülfsdienften belaftet 
in welchem alle die Gutsherrtſchaft der Zerftüdelung in ſoweit wi⸗ 
when fonnte, als ter Beſitzer dadurch außer Stande fommen würde, 
Ya noch obliegenden Dienfte gehörig zu leiften. 
I) m der Provinz Weftphalen. 
e) Ma den vormald zum Königreiche Weftpyhalen, zum Groß» 
tzezthume Berg und zu ven Sranzdfifch » HSanfeatifhen De— 
stement& gehörigen Landesthellen, zufolge der drei Befege v. 21. April 
8, 1. Ar. 938. 5. 40. und Nr. 939 und 940. $. 20., wonady zu 
em Serfiälelungen foldyer Grundſtuͤcke, auf denen noch irgend eine bäuer« 
Wfeifung hafter, ohne Unterfchien, ob ver Beſitzer dak volle oder nur 
B.uupbare Eigenthum hat, die Einwilligung des Berechtigten noͤthig if, 
Me Verfelbe in jedem Falle verfagen und hei Vererbung des Butd an 
A Riterben auch verlangen kann, daß fie einen aus ihrer Mitte ber 
men, welcher das But ungetheilt zu übernehmen bat, welche Bes 
wänlung doch inſoweit nicht galt, als die Vorfchriften der Gemeinheitd- 
ng eine Abweichung nöthig machen, oder als Zerftüdelun. 
nahe Eimsilligung des Berechtigten fchon vor Einführung der fremden 
waren. 
ütſtenthume (Kreis) Siegen, laut &. v. 18. Iuni 1840 
B. 6. 180, 6.151), in gleicher Weife wie zu a, vermöge der Anwen- 
mg Wh Gefepes v. 21. April 1825 Nr. 939. 
- Mm Herzogthume Weftphalen, nach den in Kraft gebliebenen 
Bali Heffifchen Verordnungen v. 5. Nov. 1809 und 9. Februar 
BU, AA mit einigen, in dem fpäteren Preuß. Befege v. 18. Juni 1840 
BE, 153) näher beftimmten erleichternden Modifikationen. 
9) am ganzen Provinz Weftphalen, laut Geſetz über bie 
Önerlißg Cſelge v. 13. Juli 1836 ($. 20.), und in den vier Kıeifen 
Iaderhorn, Büren, Warburg und Hörter, laut Reglement für die 
Ugangkfafle daſelbſt v. 8. Aug. 1836 ($. 14. No. 1.), in foweit, als vie 


— o 


„ten und feflen Gelbabgaben, welche nach Erfüllung einer etwanigen 
„Swangss Berbinblichfeit zur theilweifen Ablöfung (8. 2.) verblieben fint, 
„Mit Erhöhung dieſes Antheils um 4 pCt, auf die Trennflüde zu übers 
„iTagen. 
Ke6. Zu $. 5. b. bewendet es jedoch auch fernerhin bei der K. ©. v. 
Mai 1833 (G. S., S. 65), wonach tie Erhöhung um 4 pCt. zu Laſten des 
ber abgezweigten Parzelle bei Domantals Srundflüden keine Anwen: 


n 

8.7. Ergeben fich bei der Vertheilung ($. 5. b.) Mentens und Abgabens 
file von weniger als Vier Thaler, fo müflen folche, auf Berlangen des Bes 
ıten, vom Berpflichteten durch Kapitalzahlung abgelöft worden. 

Sollten in den einzeluen, der richterlichen Entſcheidung der General: Koms 
sen and landwirthfchaftlichen Spruchkollegien unterliegenden Fällen von den 
jenden Beftimmungen abweichende Grundfäge angenommen werben, fo if 
ift ſelcher Erkenntniſſe einzureichen, demnaͤchſt feiner Zeit zu erwägen, ob 
ie weit es einer Deklaration des $. 2. des Lands Rultım-Ed. und des $. 29. 
bIöf. Ord. im Wege der Gefeßgebung bebürfe nnd dieferhalb eine weitere 
tive Berathung einzuleiten fein möchte”. 

tin. DI. d. 1. B. 1846. S 42, Nr. 57.) 


Ko. ı - 
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bauerlichen Wirthe jenem Erbfol, v. 13. Jult 1836 untetwörfen 
Defen —* iſt indeß — Jahre 1848 erfolgt: - * 
In den vormals Sachſiſchen Randesthellene), wg; en 
Din teuerverfaffung befondere Vorfchriften über Form und KÜanß berfl 
membrationen, forte über das Berfahren der Obrigkeit dabei ante; ke 
Dismembration unzuläffig war, nämlich, ra 
e) in den vormals erbländifgen Kreifen ve derieen 


Sachſen 
aa) Be gefehloffenen Bütern, wenn -bei Hufen und fat a 
mulnneflend + Sufe, 5 bei Halb⸗H "Olten nicht + Sufe, Se 
Gütern nicht 2 Dreddner Sch es befferen {db — 
us belegenen Belvdes) mit dem Bohnkufe verbunden Ku; Ze 
Gel Bandelädern (walzenden Grunpflüden) eine Ttenmuuugi 
— mit welchem fie fett 25 Jahren verbunden ſind, nicht. 
follte, wenn nicht mindeſtens 8 Ader Feld guten Bandes Bei Bu) 
verblieben, ingleichen ein einzelnes größerer Wandelacker von 300 Ki 
ruthen wicht unter der She ꝛ ein kleinerer von 188 
gar nicht dismembrirt werden Tollte. 
Keen a Stift —ã— in Gebietstheile, we eine. 
) Fr Fr —e lches Nachbarrecht WÄRE 
"08 er Bela na nes ſes, welches t 
1516 8 Gteuerfchorten nicht 3 Adter Beld, oder wenn im Orte ml 
nere Hufen find (unter und bis 12 Ader auf eine Hufe —2 
* Landes oder 2 Ader Wieſen oder 2 Acker Holz ver a 
Pe wenn bei einer Belaſtung und bei Pleinerer Hufen & Sun MED 
tefen oder Holz verblieben; 
er wenn bei einer Belaflung mit 9-10 Schocken nicht werke 
kr —— bei kleineren Hufen Landes oder 8 Acker Wieſe der * 
dd) wenn bei ver Belaftung mit 11—12 Schoden nit menigfeni 
Hufe (unter oder bis 12 Aeder haltend) oder 8 Ader Wiefe odet d 
verblieben ; 
ee) wenn bei der Belaflung eines Haufes mit 13 —18 Steunfget 
a re 18 Ader over 14 Hufe, oder 12 Ader Wiefen ode 
verblieben; ir 
ff) wenn bei 19—24 Schocken Belaftung nicht minveftens 24 
ober 2 ie oder 16 Ader en oder Wiefe bei dem Haufe 
en. 2 
Jedoch war bereits burd die K. D. v. 20. Mat 1830 und de 
fripte des Min. des I. v. 6. Juli 1830, des I. u. der F. v. 29. 
1932, und der I. v. 13. April 1832 die Anmendbarkeit der 68. 4. 
bes Ev. v. 9. Okt. 1807 und ver 66. 1. und 3. des Kultur⸗Ediltl 
annt. ?) 
Alle jene Befchränkungen der vollen oder nußbaren Figentbämer 
licher Grundſtuͤcke und des Rechts freier Verfügung über ihr G 
thum und binfichtlich der Theilbarkeit veffelben, find gegenwärtig bef 
get durch den Art. 42. der Verfafſ. Urk. v. 31. Ian. 850 ®), und 


un 
Bet allgem. Einf. S. LVn. 


era. Pinder's Sächſ. Provinz. Recht Bd. J. $.59., $. 2125 
v. 4: a 26 3. Aug. II. 345); Gen. v. 4. Mai 1784 (Ce Ang. B. 
792 (ibid. 1037). | 















A 








Gen. 9. n 
3) Anl. in Bi. 6, 06-Ki0 m oben in Bd. II. &. 29. u. 80. 5 
4) Bergl. in DB». I. ©. 121, 
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» 2. No. 2. und 6. 3. No. 2. des Gef. v. 2. März 1850 betr. vie 
ang ter Reallaſten und die Regulirung der gutöherrlichen und bäuers 
nerhältnif. 
gegen haben die Beſiter erblicher oder nicht erblicher bäuerlicher 
»Büter und der im Abfıhn. 4. Ti. 21. Th. J. des A. L. R. 66.626 ff. 
ben zur Kultur audgefegten Güter, wie die der Domainen » In» 
a in Srenfen (abgefehben von einer ausprüdlichen und freimilligen Ges 
nigung des Gutöheren), die —— ur Parzellirung ihrer noch 
Nin Wege der gutshertlich⸗baͤuerlichen Regulirung in Eigenthum 
xa andelten Höfe weder früher gehabt, noch gegenwaͤrtig erhalten 1); 
i Titenthumsrecht an ſolchen Bütern gehört dem Gutsherrn und 
af mu dem Ausführungs » Termine der Megulirung auf vie bäuerli« 
ben Behper über (6. 87. des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850); alle Ber- 
beider Theile — mit Ausnahme der gutöherrlichen Pflicht zum 
es Hofwehr — dauern bis zum Ausführungs- Termin fort ($. 90.) 
wide Anfpruch auf Regulirung, refp. Eigentbums» Vers 
Ayung wird mit tem Beitpunfte der Oefegedftafe des Abloſungs⸗Geſetzes 
went 79), Der 6. A. des Er. v 9. Oft. 1807 geftattet tie Parzel⸗ 
Üsung und nur ten Beſitzern an fich veräußerlicher Grundſtücke, vedgl. 
der l. des Kultur⸗Ed. ausprüdlich nur jedem Eigenthümer. 


Zweiter Titel. 


Bon ten Repartitions⸗Grundſatzen, den Wirkungen der Dis» 
membration und dem Berfahren. 


Erſtes Stück., 


Kon den Repartitious: Brundfähen und den Wirkungen der Dies 
mmiestiom bezüglich der Heals Abgaben und Laften. 


L Die taken Öffentlicher Natur betreffend. 
H Brüßere gefeglihe Beflimmungen. 
sd) 3 Æacſicht auf Siaats-Abgaben galten: 
2) Sinfihtlich Der Sheilungs-Grundfähe ($. 3. des Land-Kulturs 
in Berbintung mit ter K. DO. v. 22. Mai 1833) 2) die verhältniß- 
Sertbeilung ver Grundſteuer auf die Trennflüde, ohne Zufchlag von 
) 
hiaſichtlich des Verfahrens und der Kompetenz ($6. 3. u. 31. 
Fl» Er. in Verbindung mit $. 10. der DB. v. 30. April 1815 
Ka verbeiferter Einrichtung ter Provinzial» Behörden, G. S., ©. 85) ?), 


Serfchrift, daß über die Mepartition von der Regierung entfchie> 
werden folle. 






) Bergl. unter Andern das Publif. der Reg. zu Königsberg v. 26. März 
(v. KR. Annal. Br. 2. ©. 26), C. R. der Reg. zu Danzig v. 2. Juni 1623 
r. 3. d. c. (Annal. Bd. 7. ©. 272.). Das R. v. 23. April 1824 (Jahrb. 
, &. 223) handelt nur von Dismembratien ehemaliger, jedoch regulirs 
ßgüter u. das R. des Juſtiz⸗Min. v. 8. Oft. 1830 (Annal. Bd. 14. ©. 755) 
nur von Binziehung der laffitifchen Höfe oder einzelner Theile zum Rits 
and daß dazu eine Genehmigung der G. Rommiffion nicht erforberlich. Beide 
ch die ſpätere Sefepgebung erlebigt. 
Bergl. in Br. 1. ©. 92 u. S. 100. 

Bergl. in Br. I. ©. 92 96 u. 17. 


I-Æultur⸗Geſeſtao. BE. I. y 
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5) In Müdkht auf die Real-Abgapen/uny Bein 
Kirchen, Säuien und andere: Sffentlicht “Raten, “u 
KommunalsLaften, befland nur die Worfchrift des ra 
wegen: Organtjation der General-Rommiffienen: se.: vi 
weicye indeß auf daß Meffort der ‚Nubeinanterfegungt-Meh then * 


———— 
ei ©. 

Süjlefien v. 27. Mäıg 1809 und 3 Ru a Riemen 

wen ©. 9. Jan. 1810 2),. bezogen "fc, tin EBefenttidhek dub: MR 

m m Ye Bufanmenjlehkng bänenli Sen Rei da 

WVorwerlsland nnd gereährten feinen näheren: Anha 

P we Sefeg v. 3. Ian. 1845 u. deffen —e 
dem Rangel von Tyeilungsgrundfahen in 











—— fe (i ) 3 
wie Fl n oben in (nen, m. 

ſich aubſchli Pr) auf die rt wi 
wi in 


— 
— —2*28 war a durch die analoge Anwendung und 
wenig. en vermittelt verſchied 
—— a, Welle, —— 


ormiſſtonen V 

ER Be —— 3 Ma 
Diefet Heil Werbältnife m 
a. vn resp. di eg —R8 — — gehört vor 
Bublikation des Gefehes dv. 9: Ihm. 1845, im Allgemeinen 
der Regel: zum Wirkungslreife der Beyizken egieram 
Abtheilungen des Innern), als Sandespoligeis und. Kom 
Auffihtö-Behörden, — außnahmömeife jedoch, unter beftimmten 
fegungen, in Verbindung mit einer Oegultcung, A6löfıng oder Gen 
theilung, zum Reſſott der Auseinanderfegungs- Behörden. ! 
FH Matte, ir durch das G. v. 3. Jan. 1845 nichts in ven t 
Kinden, fondern es tft daſſelbe von biefem Gefege 
In dem Wirkungokreiſe der auasinanderft 

Pr — ſchon früher eine Erhoͤhung der öffentlichen L 
A Prozent bei teren Vertheilung nicht ein. Ueber die Kompete 
die MR. des Min. des I. v. 5. Juli 1845 (M. Bl. d. i B. 1848 
. Rt. 208.), dv. 30. Nov. 1845 (M. Bl. d. 1. ®. 1846 ©. 14 
und v. 12. San. 1848 (a. a. D. 1848 ©. 28. Nr. 16.) ®) und‘ 
nit fattfindender Erhöhung der Öffentlichen Laften bei mi 


Bent (m an Le, 86-65 
A nie befondere gefehichtttche Darfelung amd Charak 


. ar 
KL: 8 Weite im ®b. L. (am 8. 8 dee GIF. 3% 
5: 132. Me de ange die älteren hierauf Augfihen Minift. Erla 
Min. es J. 1. ver 3. v. 6. Juli 1838 (9. N. Anal 
ce Fin v 5. —— 
a: . u ber 3. 9. 9. Sumi 1837 (aa. DO, 3b) 21.6. 389 
. 49. ©. 1 der 3. v. 1%. Bebr. 1835 (v. Fr anal, Bu. 1% | 
». 20. Iuli 1839 ad 1. (v. 8. Annal. Bo. 136). 
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Alung das R. des Min. des I. v. 10. Juli 1818 (f. in Koch's Agrar⸗ 
ferebung [4. Ausg.] ©. 20). 

Unter gleichen Borausfegungen ift für den Kal, daß nur Hinterſaſſen 
» Kifnd oder von den Megierungen reffortirente geiftliche und milde 
üftangen, ſowie andere öffentliche Anftalten intereffiren, in deren Gütern, 
€ in ten Domainen, das Neffort refp. der Finanz⸗ oder ter geiftlichen 
tgkerange» Abtbeilungen ald Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrden begründet, ſo⸗ 
a fe fh der Verhaudlung unterziehen wollen. !) 

De Regulitung jener Öffentlichen Abgaben » Berhältniffe 
ıLedl.a.b. durch die Auseinanderfegungs- Behörden, ift jedoch immer nur 
4 Theilfäl einer Haupt Auseinanderfegung oder als Ne- 
engejhäft hei einer Megulitung, Abldfung oder Gemeinheits⸗Theilung 


Dabei mußte dennoch die Grundſteuer⸗;Repartition in allen Fäl- 
m der betr, Departements» Negierung zur Genehmigung (vor Beflätigung 
8 Arefet) mitgetheilt nnd im Rezeffe austrüclich bemerkt werben, daß 
W Srermertbeilung nach ten beflebenten Steuergrunpfägen und mit 
Beheizung ter Regierung, mie gefcheben, regulirt ſei. ($. 11. ver 2. 
nA dni 1834 megen des Befchäfts- Betriebes in den Angele enheiten 
x rheutheilungen, Abloͤſungen und Regulirungen, G. &. 1834 





1) Brut. 96. 65. 66. der V. v. 20. Jun 1817, 8. 39. dee V. v. 30. Juni 
SHLEXL der K. DO. v. 31. Der. 1825 Nr. 98%. betr. eine Abänderung in 
m Me Drganifation der Provinzials Verwaltungsbehörden (G. ©. 1826. 
5, 9); Gehe. nmwelfung für die Regierungen de eod. 6. K. Jahrb. Bd. 28. 
5.628), R. des Pin. d. Königl. Haufes v. 7. März 1842. (Min. BI. 
EB... Si.) 
- Da)fa Betreff des Orbnens der Kommunal: Berhältniffe bei 
Auttlunerfegung en und außerhalb derfelben, beflimmt das C. M. des Min. 

SU 8, 20. Zult 1839 (v. K. Annal. Bd. 23, ©. 142. Nr. 116.): 

img 7. u. 43. der V. v. 20. Juni 1817 u. $. 11. der B. v. 
X, Sort 1834 (vergl. auch deren 8. 7.) zu den Obliegenhelten und zur 
Rnapdem der Nuseinanderfegungs: Behörden gehöre, die Feſtſetzungen zu 

a mwegen eines bei Theilung gemeinfchaftlicher Gruntfläde und Nupuns 

FR in Derfgemeinden, vergleichsweife ober durch richterliche Cutſcheidung 
zu erdnenden Maaßſtabes nnd Beitrags-Verhältniffes gu ben Ge⸗ 
mirdelaſten, und darüber zu entfcheiven, fefern das Verhältniß burch bie 

Bekeinanterfeßung alterirt und verändert ift, auch das Erforderliche in den 

Rereh aufnehmen zu laffen; 
Di übrigens biefe Angelegenheit zum Verwaltungsmwege gehoͤre und von ben 

gferragen zu ordnen fei. (Kergl. auch Zeitfchrift des Revif. Kolleg. Bd. A. 

. 9.) 


b) Begen Berüdfichtigung der Grundſteuer bei Land-Abfinduns 
'relp. Theilungen iſt zu bemerken: 

Dre 8.156. der Gem. TH. O. v. 7. Zuni 1821 beftimmt: „daß wenn Grunts 
E gegen Rente oder Kapital abgetreten find, die öffentlichen Laſten auf ven 

den verbleiben und alfo bei deren Befimmung hierauf Nüdficht zu 

en if.“ 

für ben Fall, dag ServitutsBerechtigte zu ihrer Abfindung nur ein dem Werth 
Serechtigfeit entfprechenbes Lanvflüd erhalten, foll ihnen eine Konkurrenz au den 
m fervitutpflichtigen Gute haftenden Steuern nicht zugemuthet werben, (vergl. 
Min. dee J. v.8. Aug 1822, ſ. in Koch's Agrar⸗Geſetzgebung [4. Ausg.)], 
4). Uebernehmen fie die Steuern, fo mußte bei der Beſtimmung des Grund⸗ 
d. 5. bei Anrechnung des Werthes deſſelben, darauf gerüdiichtigt, mithin 
laaß der Land: Abfindung um den Betrag der vom Berechtigten darauf mit: 
mmenen Stenern erhöht werben. Daſſelbe Rechtsprincip galt für den Tal, 
wie 3. B. nach ber Schleſiſchen Grundſteuer⸗Berfaſſung, auch die den 


9% 


1ER Don D.Brfeiigung d. Delq aat. u. Obiremaiffe d Santnbefiel 


8 & 8. de6-Piin..des 3.0. & Null 18480) (RL BE 
13498 178 90° 208) Hate man (umer Isis I3 Angenitnet, 








Baur T ER TSF 
Sutsherren gufändigen Gerechtfame, „Gefälle und Dienfte, ingleichen der ! 
1 en veranfchlagt waren (vergl. R, bes Min. des J. v. 11.4 
, in Koch's Agrar⸗Geſebgebung Ik Ausg, ©. 155— 1 
— Dienften durch ‚Rente, indem dieft als das 
Renerten Dienfte auch Hinfehtlid der Ctenerbefal 
<h. D.) von felbft an bie Stelle ver Dienfle trat. 
Kapitals: Entfchädigung die Grundfleuer, deren Jährlichteit bei Se 
Abfindungs-Summe des Gutshern vorweg‘ abge werben muß, auf 
Dienſten belaftet gewefenen Grundftüde der Berpflichteten‘; en, wi 
den gutsherrlichrbäuerlichen Regulirungen nach dem Ed. v. 14. Sept. 18 
4d., $. 20. c. und mad, Art. 15. der, Defl, v. 29. Mai 536 die Repaı 
Srundflener lebiglich der Landtheilung folgte, (Vergl. R, des Min. bes 3. 1, 
4524, [in Roc"s AoransÖkisbgefung DI, Musg.), ©, 160). Die Bebb 
dem inbep auch im Allgemeinen angewiefen, möglichft datauf ARE 
bei Ablöfung yon Dienfen und gutsherelichen Abgaben gegen Sande: 
nach der AL D. v. 7. Juni 1821, die verhältnigmäßige Grundftener 
berechtigten Gutaherrn auf die Landabfindung übernommen werde. (Ber, 
Min! des 9. v. 6. Mpril:1825, 1. im Ko ch" 8 AgrarsÖefepgebung [4 Ausg.) 
Sodann war in bem N. der Min. des I., des Königi. Haufes u. d. 8. 1 
1836 (v. K. Ann. Bb. 20. S. 985. Mr, 85.) beftimmt: „daß bei allen 
lichebänerlichen Regulirungen, Gemeinheitstheilungen nnd Ablöfungen ı 
eine gütlice Ginigung dahin zu, vermitteln fin daß —5 — Au⸗ 
he Renerpflichtige öftüc, ‚gan Verzihtleiftung auf Renten, B: 
und andere Gerech ten erwarben, bie auf Miefen Gruft 
tenbe_ Orundfleuer mit übernehmen ‚und dafür durch. Vermehrung des M 
Landes ober alf andere Weile entfebädigk werden. Domainens und Forl 
flüde follten in dieſer Beziehung anderen teuerpflichtigen Grumdflüden | 
achtet und follte die von ben Erwerben berfelben zu übernehmende Steuer 
nel;werben, wie es nach $. 5. des Abgaben⸗Geſ. v. 30. Mai 1850 gefdeher 
Gegenwärtig verordnet nun aber der 8. 66. des Abloſ. Gef. v. 2. M 
daß bei Ablöfung der Reallaften nach den Befiimmungen biefed ( 
weder eine Grmäßigung der Abfindung wegen ber den pflichtigen Grund 
legten oder fünftig aufzulegenden Grundteuern, noch auch eine Umfehre) 
An den „berechtigten Grunditücten für bie abgelöften Reallaften, zu enlı 
Steuern, anf tie verpflichteten Grundflücte Ratifinbet.“ 
Die Entfchädigung für die Beibehaltung der vollen Grundſteuer auf de 
peden der Bflichtigen, welche nach den Abfindungs-Brunbfägen bes Gel. v 
1850 wur Rente und nicht mehr Landabfindung zu gewähren habtı 
teits bei den Abfindungs-Rormen und Bnifchäbigungs: Principien, wonat 
fegliche Berechnung der Rentes@ntfchädigung erfolgt, berüdfichtigt und and 
Ueberelnfimmend damit verordnet ferner der 8. 96. des Abldf. Gef. » 
1850: „daß in Beziehung auf die Grundſteuer, durch die Ausführung b 
feges feine Veränderungen eintreten, vielmehr bie Regulicung biefer B 
ver Kauftgen GemeindesDrbnung und den Befegen über bie @runbfener 
en I 
Das obengebachte R. v. 27. Dec. 1836 behält daher nur feine 9 
Semeinheitstheilungen, wogegen bei Reguficungen und bldfı 
jobald an Stelle der allgemein gefeplichen Mbfindungsart durch Rente, 
dee befonderen Vergleiche eine Abfindung des Berechtigten durch Land trü 
Ausgleibung des Landempfängers und Berechtigten wegen ber auf die € 
dung zu veparticenden GrundReuer und reſp. wegen des Minderwerthe ' 
abf . Im Verhältuig zur Gutlhäbigungss Forderung für feine ad 
{ ‚en n. f. w, befonders zu erfolgen hat. 
J Beigens in Betreff dieſes Segenfandee den Kommentar zuı 
tm 0m. 26.D. v. 7. Juni 1821 und zu ben 88. 66. u. 96. bes WI 
» 


2. Mär . 
4) Bergl. in Bi. L ©. 128-130. 
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en 8⸗Behoͤrde auch in ſolchen Fällen vie Regulirung ter 
aben auf Antrag eines oder beider Theile vor ſich ziehen 
me, wenn fie nach F. 2. Des Kultur⸗Ed. v. 14. Eept. 1811 und 6.29. 

Al O. v. 7. Juni 1821 zur Vertheilung oder Abldfung von Renten 
d andern Privat⸗Leiſtungen bei Gelegenheit von Parzellirungen berufen iſt. 
DEENR. des Min. des I. v. 12. Ian. 1848 (Min. Bl. d. i. V. 
48 8.23 Nr. 16.) ?) hat indeß tiefe Beflimmung des C. R. v. 5. Juli 
M5 wieter aufgehoben, und angeorbnet: „daß wenn die Auseinander- 
Ahle hei Oelegenheit von PBarzellirungen, zur Vertheilung oder Abldfung 
m Ga und anderen Privatleiftungen, nach 6. 2. des Kultur⸗Ed. und 
Am Ablöſ. O. v. 7. Iuni 1821, berufen ift, fie in folhen Fal— 
en, i welchen tie Grundſtücks⸗Theilung nicht unmittelbar 
nö einem vor ihr ſchwebenden Geſchäfte hervorgeht, die 
gulitung der Sffentlihen Abgaben abzulehnen hat, diefe 
egulicang vielmehr lediglich durch die Kandräthe oder Ma« 
bte zu bewirken und von der Regierungs⸗Abtheilung des 

Hr die allgemeine Verwaltung zu beflätigen If, weil 
) Cap viefelbe den Regierungen als forum speciale überweift, einer 
m eher nicht verftattet werden kann, durch ihre Anträge dieſe allges 
wem wrhnete Kompetenz zu aͤndern. 2) 

L die Repartition (reſp. Abldfung) der gutsherrlichen und 
deren Reis Abgaben und auf den Grundſtücken haftenden 
kißnngen yeinatrechtlicher Natur °). 
ve hr zunächſt zum Meffort der Auseinanderfegungd- 
hökten, md zwar: 

I) ie ven Falle, wenn die Dismembration unmittelbar mit 
fuer Regulitung, Ablöſung oder Separation zufammenfällt, 
ud de Abtretung von Grunpftüdd» Parzellen ein Abfindungs⸗ und 
Köefbmite für die Aufhebung von Dienften, Natural» und Geldleiſtungen 
u fi ante in vie Separationd-Majje eingeworfene Grundſtücke bildet; 







2) anf in dem Falle, wenn diefe Repartition erft im Gefolge eines 
#7 Hgler oder Notar abgefchloffenen Dismembrationd- 
Vertrages, fei e8 fofort bei der Verhandlung über das, nach $. 91. 
«ML der hyp D., vom Hppothefenrichter zu verfuchende Regulativ, von 
nem Sepficteten oder Berechtigten beantragt wird. 

Fällen gebt dann auch die fonft dem Hypothekenrichter (nach 

97.1. ter Sup. DO.) obliegenre Regulirung wegen der dadurch 

Rechte ter eingetragenen Gläubiger auf vie Auseinander⸗ 
u orde über. 


tie Fälle ad 1. betrifft, fo gelten: 

ala Theilungsgruntfäge die Vorfchriften des $. 43. Nr. 4. 
8.9. 20. Juni 1817 und deſſen fpätere Grgänzungen ?); 

)in Betreff de Verfahrens die allgemeinen prozeffualifchen Vor⸗ 


— — —— — — — — — 


BSergl. in Bo. I. ©. 130. 

Bergl. auch über die Oränzen der richterlichen Kompetenz zur Entfcheibung 
teitigfeiten über vie in Folge von Parzellirungen gefchehene Vertheilung 
nilichen Abgaben, das Erf. des Rev. Kolleg. in der Beitfchr. f. Landes⸗ 
Befengeb., Br. 2. S. 395. 

Bergl. R. des Min. des 3. v. 30. Nov. 1845. (Min. BI. d. i. B. 1845. 
ſ. in Bd. I. ©. 131.). 

Vergl. den Kommentar zum $. 43. ber ®. v. 20. Juni 1817. 
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ſchriften im Auseinanderſetzungs⸗Reſſort ($$. 1. u. .8. Abſchn. 4. deu 
9. 30. Juni 1834 !); Ä 

e) in Betreff der Wahrnehmung der Rechte der eingeizage 
Bläubiger indbefonvere, die Vorfchriften der 99. 45. u. 90. der MB 
20. Suni 1817, und zwar: 

«) für den Ball eines bloßen Landumtauſches die Beſtimmm 
des 66. 147—149 der Gem. hl. O. v. 7. Juni 1821, wonach die fı 
Theilhaber durch die Auseinanderſetzungs⸗Behörde gewährte Entſch 
al8. ein Surrogat der dadurch abgetretenen Grundſtuͤcke oder dadurch 
Iöften Berechtigungen von felbft in alle Rechts⸗ und Berpilichtungsue 
niffe der letzteren eintritt 2); u 

P) für ven Ball einer Kapitals⸗Entſchädigung gegen Abt 
tung von Grundſtücken oder anderen Bertinenzien und {| 
rechtigungen, nach $. 150. der Gem. Theil. O. u. $. 39. der Abi. 
v. 7. Juni 1821, und nach den daſelbſt allegisten Beflimmungen 
66. 460-— 465. Tit. 20. Th. I. des A. 2. R., ſowie deren Ergäupmm 
und den Abänderungen der ergangenen früheren Verordnun en, zufa 
geftellt und modifizirt in dem G. v. 29, Juni 1835, betr. Die. i 
der Rechte dritter Perſonen bei Megulirungen, Ablöfungen und Gemein 
theilungen (G. ©. 1835 ©. 135). u 

Alle diefe Beftimmungen zu 1. gelten noch jegt wem 
ändert fort. oe 

2) Die Fälle ad 2. betreffend. 0 

Außerhalb eines foldhen unmittelbaren Zufammenhanges mit mm 
MRegulirungs⸗, Abloͤſungs⸗ oder Separations- Gefchäfte, für den Sell. 
bie Abgaben» Repartition von einem Betheiligten in Folge einer DU 
bration verlangt wird, galten: 

a) bi8 zur Geſetzgebung des Jahres 1850, folgenve mat 
Beftimmungen und Theilungs » Örunpfäge: 

&) für die Dismembration von Erbpachts⸗Gütern, bei welche 
Befugniß zur Dismembration von der voraudgegangenen Erfüllung 
befonderen Beftimmungen im $. 2. res Kultur» Ep. abhängig blieb, 
befonderen Beftinmungen mit den Motiftfationen des 6. 29. der Ale 
v. 7. Juni 1821 und der 8. O. v. 22. Mai 1833 3) megen Fre 
des Zufchlags von vier Prozent bei Theilung von Domainen⸗ 
Grundſtücken; 

8) für alle anderen leiſtungspflichtigen Eigenthuͤmer oder Erbzinslass 
deren Befugniß zur Diemembration nicht beringt ift, die Beflimmunge m 
$. 29. der Abl. O. v. 7. Juni 1821 mit einem Zufchlage von vr Pz 
auf die Beiträge der Trennftüde; 

y) für die nah dem Er. v. 14. Sept. 1811 regulitten Baue 






— — — —— — — — — a 


1) Vergl. den Kommentar zu 88. 1. u. 8. der V. v. 30. Juni 1834. 

2) Bergl. das Erk. des Revif. Kolleg. in deffen Zeitſchr. Br. A. ©. : 
wonach: „Kommunal: und Societäts :Laften durch tie Gemeinheitstheilung 18 
Regel Feine Abänderung erleiden“, was jedoch die VerwaltungssBehörde nicht 
dert, eine anderweite Regulicung jener Laften auf dem geordneten Wege vor 
men, im Kalle fich in folge einer Geneinheitstheilung ein Mißverhältnig der 
berigen Beiträge berausftellen follte. 

3 Vergl. in Bd. J. S. 100. 

4) In Betreff der Erbzinsleute ſchwankte die Anſicht ſpaͤter. Vergl. 
G. N.des Min. des Königl. Hauſes v. 7. Maͤrz 1842, nebſt dem N. bes 
des 3. u.d P. v. 23. März 1842 und das KC. R. des Min, des Koͤnigl. H 
v. 17, Olt. 1541, (f. unten tie Noterau b. d, ©. 136), 


jertheilung von Grundſtücken u. Gründung neuer Anflevelungen. 135 


Theilung der Renten, die Beflimmung tes $. 28, dieſes Edikts, 
a Zuſchlag der vier Prozent. 

yei Eonnte die Löfung der Solivarität in den Abgaben⸗Verhältniſſen 
omainen⸗Erbpächtern auch noch nach Publifation der Abl. D. dv. 
i 1821 im Wege ver V. v. 11. März 1811 (laut 6. 10. der⸗ 


geigehen. 
ber die Auslegung und Anwendung diefer sub II. 2. a, @. ß. z. 
a Befinmungen betr. die Vertheilung diefer Reallaſten privatredht- 
Natur walteten jedoch reine Kontroverfen ab. inige der wich⸗ 
a etichied ſpaͤter das C. M. des Min. I. v. 13. März 1846 (Min. 
di B. 1846. ©. 42, Nr. 57.) ') Sie find inteß gegenwärtig ohne 
wediihe Bedeutung für das Verſtaͤndniß und die Anwendung der 
gern Geſete; denn das Abl. ©. v. 2 März 1850 hebt die 
8.7. Suni 1821 und deſſen 6. 29., fomwie den $. 2. Ted Kultur» 
wi. Laut $. 2. Nr. 2, des Ablöf. Gef. v. März 1850 iſt das nutz- 
Kienthum, ſowie die Erbpacht= Gerechtigkeit, in volles Eigenthum 
mumel, überdieg hat der 6. 3. Nr. 2. a. a. O. das in einigen Landes⸗ 
Im mö.beehende Necht des zu Abgaben und Leiſtungen Berechtigten, 
Bhkdelung des pflichtigen Grundſtücks zu widerfprechen, ebenfalls 
w bufhädigung aufgehoben. Indbefondere aber hat deffen $. 93. über 
ng der bei Zerftädelung von Grunpftüden zu berückſichtigenden 
ıllafen jeder Art allgemein durchgreifende Vorſchriften ertheilt. 
b) Rah dem Abldf. Gef. v. 2. März 1850 und Dem Nenten» 
lo Gefede von demfelben Tage gelten jegt folgende Beſtim⸗ 


—7* nach F. 64. des Abloͤſ. Geſ. v Mär, 1850 abloͤslichen 
»allaßen müſſen durch Kapital abgeldft oder auf die Renten⸗ 
we bernommen werden, bis wohin ſie dem Hauptgute und den 
rin solidum zur Laſt bleiben. 
N de nch F. 64. a. a. O. nicht ablösbaren Menllaften (vergl. 
3.5,6. 66. 91. a. a. O.), deren Verwantlung in Rente und 
Ihre ekihterte Theilbarkeit, gegenwärtig nach dem ©. v. 2. März 
et zuläſſig ift, zu denen nach deſſen $. 65. Alinea 4. auch 
‚ Barren, Küftereien und Schulen zuſtehenden Renten ge- 
„velche tie Rentenbank nicht übernimmt, — werden auf die Trenn- 
m Verhaältniß des Werthes derfelben, auch wider ven Willen des 
Bellen, venheil, welcher letziere nur befugt iſt, für Mentenbeträge unter 
ale die Ablöfung durch Kapital zu forkern. 
Hemit iR auch die frühere gefepliche Erhöhung der Menten um vier 
ient von felbft überall befeitiget. 
) Sofern bereits die Rentenbank felbft Inhaberin der Ren⸗ 
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) a) Bergl. dies C. R. oben ©. 126. Note ad b. 

) Berg. auch über die Auslegung und Anwendung bes $. 2. des Kulturs 
des 6. 29. der Abi. O., mit befonderer Berhdfichtigung der Dienſt⸗ und 
tehtigten bei Dismembrationen von eigentbämlichen, au Grbiinss u. Erbs 
ten befeffenen Grundſtücken, die Zeitichr. f. Landess Kult. Geſetzg. Bd. 2. 
l. Desgl. Entfch, des Ob. Trib. Br. 17. ©. 253 über die Pflicht des 
Imannes bei Guts⸗-Parzellirungen einen dem Ertrage der Trennfüde ents 
Iden Theil des Zinſes durch Kapital abzulöfen, auch wenn ex dem Erbzine⸗ 
ht perfönlich" verhaftet war. 

Begen der Erbzinsleute und deren Bleichftellung mit den Grbpächtern, 
R des Juſtiz⸗Min. v. 30. Dec. 1841 u. 8. Dee. 1842 nebſt 8. O. v. 
1. 1842 (Iuf. Min. BL 1822, ©, 10 u. 387). 
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ten ift, finten (nach 6. 20. des Rentenbank⸗Geſetzes) bei Zerflüde 
von Gruntftüden, auf welchen dergleichen Renten für die Bank haften 
gefeglichen VBorfchriften wegen der Staat8-Stenern Anwendung, 
nur Mentenbeträge, welche nad Vertheilung ter Mente jährlich wer 
als 5 Sgr. betragen, müffen auf Verlangen ter Mentenbanf» Direktion 
fort durch Rapitalgzahlung (nad) ven Vorfchriften des $. 23. es € 
abgelöft werden. 

I) In Betreff ver Domainen»Abgaben refp. Renten insbefon 
gelten | 


aa) binfichtlich ver zu 4. getachten, die dafelbft erwähnten Beflimmun; 

bb) binfichtli derjenigen Domainen⸗Renten aber, welche nad 
Grundfägen red Rentenbank⸗Geſetzes zu amortiſiren find, die Veſtimmu 
zu y. Mit Aufhebung der ®. v. 16. März 1811 durch das G. u. 2.9 
1850 ($. 1.) ift auch ver F. 10. jener V. erledigt und durch die ol 
neue Beftimmungen überflüfflg geworden. 

Da jede Ablöfung von Reallaſten nur auf den Antrag ded einen 
antern Betheiligten (des Berechtigten oder DBerpflichteten) eintritt, fo — 
auch tie Vertheilung oder die Uebernahme auf vie Nentenbanf sum 
Bolge einer folchen Provokation flatt, mährend in Ermangelung = 
gleichwie beim Einverſtaͤndniß beider Theile, die foliparifche Ucherium 
der Meallaften auf die Trennftüde Plab greift. !) u 





— — — 


1) a) Durch das Reglement reſp. die Inſtruktion wegen Abloͤſung und 
tifation der den DomainensFisfus als Berechtigten zuſtehenden Reallaftın » = 
1850 (Din. DI. d. i. B. 1850. ©. 303) $. 1. find die Verwaltungs de 
angewiefen, 

a) die noch rüdftändigen gutöherrlichen und binerliben Regulirungen 
volfländig zur Ausführung zu bringen; 

PB) alle an fi ablöslichen Reallaften, welche den Domainen-Fisfus ale BE 

. tigten zuftehen, oder ihm als Gegenleiftung obliegen, fofort in fele= 
renten umzuwandeln; 

y) die hiernach für den Kisfus ermittelten Regulirungs: und Umwant 
Renten, fowie die ihm fchen jeßt zuftehenten feſten Geldrenten, bucdmm 
Kapitalsgahlung, event. auf ten Wege ter Amortiſation zur Ablöfe= 
ringen. 

Danach kemmen in Zukunft unfiririe Domainen : Abgaben und Präle 
nicht mehr vor. Waͤre dies dennoch der Kall, fo hat die Domainen : Bere 
bei Zerflüdelung fofert und zuerſt nad) obigen Vorfchriften die Firation, ref 
löfung zu bewirfen. (Vergl. auch & R. des Fin. Min. v. 3. Hai 180 
Syrengel’s Nblöf. Sefepe des Preuß. Staates, S. 110.) 

b) Zur Bertheilung refp. Ablöfung ift, wie oben bemerkt, nach 8.65. * 
v. 20. Juni 1817 tie Domainen: Verwaltung turch ihre Organe ermädti « 
lange fein Streit obwaltet und in Folge deſſen Feine Entfcheidung nöthig iR. 
gegengeiegtenfalls ftchen jene Operationen ten ordentlichen Auseinanderfe 
Behörden (Generals Kommifiionen oder landwirthfchaftliche Megierungss Abt 
gen) zu. — Mit Vertheilung tiefer DemainensAbgaben, welche nicht vie F 
öffentlicher Laften haben, hat bie im $. 7. Nr. 1. des G. v. 3. Jan. 18 
dachte Regulirung der öffentlichen Laſten nichts zu thun. Jene Bertheilung 
Ablöfung der fisfalifchen Abgaben, gleich wie die anderer Realabgaben privat 
licher Natur an Brivatperfonen cder an Kirchen, Pfarren und Schulen, sn 
befonderen Bang. Daffelbe ift gegenwärtig nach $. 2. des &. v. 24. ' 
185U,- wodurch Nr. 2. $. 7. des Gef. v. 3. San. 1845 aufg hoben if, der 
binfichtlidy der Abfchreibung der Trennftüde und der fonfligen Regnlirnng des 
pothefenwelens. Eingetragene Realrechte unterliegen zwar dem nach $. 
zit. IL der Hyp. D. vom Hypothefenrichter zu vermittelnden Regulativ, (me 
als folches eine Beſtaͤtigung der Auseinanderfegungs- Behörde nicht bedarf). (9 
9. Juni 1837, v. Kampp Jahrb. Br. 49. ©. 518) —, aber nur fo lange, 
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Zweites Stück. 


trkungen der Dismembration in Betreff der mit dem 
\ertpeilten Gruudftäcde verbundenen Hechte. 


zffentlichen Reallaſten ver Grunpftüde (an den Staat, Sorie- 
 Rommmnen), fowie ten Neallaften privatrechtlidher Natur, 
we den grunt» und gutöherrlichen Leiftungen und Abgaben (f. oben 





— over Vertheilung nicht von einem Betheiligten in Antrag gebracht 
pegen he bei erhobener Brovofation und in biefem Falle bei ber Verhand⸗ 
ja du Regnlativ des Hypothekenrichters auch alsdann ausfcheiben, wenn 
Deminen⸗Verwaltung der Verhandlung wegen deren Bertheilung oder 
m, infolge der ihr nach $. 65. der V. v. 20. Juni 1817 dieſerhalb zuſtehen⸗ 
uupehen,, unterzieht. 
I Be älteren vor dem Geſetze nr 2. Marz 1850 leilenden Grundſaͤtze 
enden Berwaltung über die Beriheilung der Abgaben und Leitungen an 
Me ud über die GSicherftellung der fisfalifchen Neckte auf jene Abgaben 
Eeagen bei Diemembrationen, welche früheren Grundfäge gegenwärtig nur 
ta hiterifches Intereſſe haben, ergeben fich ans verfchievenen Berfügun: 
© Regierungen und des betr. Minifteriums, (durch welche jeboch an den ge- 
Rechten nichts geändert werben konnte und In ber That nichte 
set werden ſellte). Cie gingen im Wefentlichen dahin: 
W Relerals Leitungen und Abgaben zuvor in Rente vertvandelt und 
tine Sährfichkeit firiet, ſodann vertheilt reſp. abgelöft, im Uebrigen 
denbrationen erleichtert oder jedenfalls doch nicht erſchwert wer⸗ 
IR fa biſer Beziehung auf nachſtehende Erlaſſe hinzuweiſen: 
MEN er Reg. zu Königsberg v. 14. Sept. 1832 (v. KR. Ann. Bd. 17. 
LER) ordnete an: „daß tie unbeflimmte 2eiftung der Neubau⸗Re⸗ 
ve der Barzellirung nach einer funfzigjährigen DurchfchnittssBerechs 
snrgelommenen NRemiffionsbeträge auf eine Jährlichkeit feftgeftellt 
ud af ka remiffiblen Zins zunörberft abgerechnet werde.” — In bieler 
J zu bemerken, daß hy einem vollftändigen Anseinanderfeßunge: 
Haze über die Ablöfung von Natural: und Geldleiſtungen durch Kapital 
"er Beate an und für fich bie Berückſichtigung der dem Berechtigten oblier 
Örgenleiftungen ($. 59. des Ablöſ. ©. v. 2. Mär, 1850), und hier: 
Pr auch der Anfpruch des Berpflichteten auf periodifchen und temporairen, 
2 68 geſeglich oder vertragsweife begründeten Erlaß feiner Real: Berbind: 
Füfeit gehört. Beirag und Werth der fortlaufenden jährlichen Rente, in 
welche tie Leiſtungen des BVerpflichteten verwandelt werben follen, ftellt fich 
nah Abrechnung desjenigen periodifchen Ausftellers an venfelben herans, 
velhen der Berechtigte fich gefallen laſſen mußte. (Vergl. über die geſetz⸗ 
ben Rmifionsfälle von Dienflen und Zinfen 88. 435443. 58. A88 bie 
ER Lit, 7. SH. 1. 8. 211. Tit. 21. 66. 762. 767. Tit. 18. Thl. 1.). 
Irledigt iR das erwähnte C. R. durch das Regul. v. 1. Aug. 1850 (Min. 
A. 8. 1850. ©. 303), nach defien 6. 1. Nr. 2. die DomainensBer: 
wllang verpflichtet if, auf Firation refp. Ablöfung zugleich auc der fiska⸗ 
Segenleitungen hinzuwirken. Bergl. au MR. v. 14. Dec. 1800 
id. 6. 407. Mr. 504.), wonach bei vormaligen Grbpachtsgütern eine Res 
iſſen wegen Menbanes nicht mehr anerfannt wird. 
wG.R. der Reg. zu Frankfurt v. 28. Yan. 1835 (v. K. Ann. Br. 19. 
‚#5. Ar. 39.) beflimmte in Anfehung ter grundherrlichen Leitungen mit 
" auf $. 2. des Kultur⸗Ed. und 6.29. der Abl. O. v. 7. Zuni 1821), 
vor Ginleitung bes Diemembrations-Berfabrens ber Verkäufer der Xrenne 
Iide verpflichtet fein folle, zuvörberft alle unbeflinmten und Natural: Tei: 
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Stück I. sub I. u. II., ©. 129 und 133), fleben gegenüber vie 
nahmesVerhältniffe und Anrechte der Grunpftüds - Beflger: 


I. bezüglich der politifhen, Korporationd-, und Geme 


echte; 





ud 


a 


0 


FR | 


lungen und Abgaben auf eine Jährlichfeit sn bringen und. folce 
ablöslich zu machen, 

P) zur Vermeidung weitläuftiger und Eoftfpieliger Ertrags⸗Anſchläge, ab 
auf die Abldfung eines nach Maaßgabe des auf eine Bodenkiaft rebi 
Blächeninhalte berechneten verhältnigmäßigen Theils vom ganzer 
mit der Maaßgabe zu halten fei, daß der auf dem nicht verk 
Theile des Orundftüdes bleibende Zins durch den Reinertrag deſſelle 
nigſtens im gleichen Maaße, ale bisher gefichert bleibt, — A 

y) ingl. daß die Verteilung der Rente auf die Trennftüde ohne Em 
Adlöfung, nicht unter dem Betrage von 1 Thlr. fattinde uud wem 
die volle Thaler überfchießente Srofchen und Pfennige zur Möldfung 
men (vergl. au C. R. derfetben Reg. v. 30. Juni 1832); E 

9) die ganze ober theilweife Ablöfung der auf dem Haupigut Mail 
dtente, möge viefelbe den Betrag von 1 Thlr. erreichen ober ‘ 
tig nicht mehr als noihwendig verlangt, möglich aber guütlich 
werben folle; 

8) auf Ablöfung bes Obereigenthums bei Dereingelungen von 
Erbzins⸗Grundſtucken nah den Beflimmungen der 8.D. v. 8, 
mit refp. I oder 2 pEt. des Ablöfungs>Kapitals, wenige 
ziehung auf die abgegweigten Theile flets zu halten fei, im We 
falle aber auf den gefeglichen Abldſungsſaß der Mente zu 4 yEt. 
2öfachen, Ratt fon zu 5 pGt. mit dem 20fachen Betrage, ig 
werben folle. 

Das Publif. der Reg. zu Danzig v. 7. Juni 1825 (v. 8. Anz | 

S. 298), wonach zufolge Befimmung des Fin. Min. v. 20. Mei 

Dismembrationen ländlicher Grundſtuͤcke, bei welchen gefeblich bie 

der in Grofchen und Pfennigen beſtehenden DominialgefüllesRaten 

pitalzablung flattfindet, der Sag von 5 pC. Anwendung finden, um 
von 63 pCi. nur bei dergl. freiwilligen Ablöfungen eintreten fol __ 








. Das E. R. des Min. des Königl. Haufes v. 16. Mai 1836 (u EI 


Br. 20. ©. 283), wonach aur Erleichterung des Gelingens von GM 
nen beim DBerfauf der alten Hofeftelle in der Dorflage nebſt 
MWirtbfchaftsgebäuden, von der Korberung ber Rapitale:kiäfung dei & 
oder eines Theiles des Zinfes Abfland genonmen werben foll. Bon 
der unbeftimmten und der Natural⸗Leiſtungen in Geldrente und ders 
theilung dürfe Hingegen nicht abgeflanden werben. 
Nacdı dem C. R. der Reg. zu Potsdam v. 29. Juni 1836 (5. 8 
Bd. 20. ©. 284), welches auf das R. des Min. des K. Haufes v. A 
1836 Bezug nimmt, follte bei Theilung von Wohngebäuden, befonden 
Büdnerhäufern, der Antrag auf Abgaben: Bertheilung zurüdgemwiefen u 
ber gefeplichen Ablöfung der ganzen Abgabe beflanden werden. —.! 
auch ©. R. derfelben Reg. v. 14. Sept. 1836 (v. K. Ann. Br. U, 6 


. Rab dem 6. R. des Min. des K. Haufes v. 13. Febr. 1837 (w. 


follte bei laudemialpflichtigen Grundſtücken die Firation auf eine 
bewirft werben. 


. Das 6, R. deffelben Min. v. 15. April 1840 (Min. Bl. d. i. 


©. 196. Nr. 326.) beftimmte, daß um der Zerfplitterung der B 
weit es geſetzlich zuläffig, entgegenzumirken, die KapitalesMblöfung d 
fes für die verfaufte Hofeftele im Dorfe bei Abbauten auf der nem 
lage in Bolge von Separationen, in dem Falle nicht erlaffen werbt 
wenn mit ven Gebäuden zugleid Gärten, NAeder, oder gar Wiefen w 
würden. Das G. R. deflelben Min. v. 25. Mai 1840 (a. a. D.4 
Nr. 327.) beichränfte indeß diefe Anweilung dahin, daß der Erlaf U 
pitalsAblöfung zuläffig, wenn bie mit der Hofeftelle verlanften ma 
Grundſtücke nicht mehr ale % Morgen beirügen. 
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L begüslich der ven Grundſtücken anklebenden Örundgeredhtig» 
ten und privatlichen Realrechte, 

des if in lezterer Beziehung die Frage: 

&) wegen der Theilnahme der Trennflüde an den Brundgerechtigkeiten 
bganıen dißmembrirten Guts, zum Theil abhängig; 

b) von ter Zuläffigfeit einer ſelbſtſtaͤndigen Abtrennung folcher Dienſt⸗ 
Welt-Blechte, fomwie auch von Dienften und anteren Mealberechtigungen, 
a allen folchen Pertinenzien, welche nicht in Grundſtückstheilen 


% Betreff des Ueberganges ter politifhen und Korpora⸗ 
Räte auf Die Trennflüdd» Erwerber enthält: 
M)Nk-Gefeg v. 3. Ian. 1845 (im 6. 24) die nähere Beflimmung, 
‚eier Uebergang erſt nach befinitiver oder interimiftifcher Feſtſtellung 
Rmalirungsplans der Megierung wegen der Öffentlichen Leiſtungsver⸗ 
erfolgt. *) 
Ja jenen politifchen und Korporations⸗Rechten gehört einer 
de Theilnahme an der Demeinde-Berfammlung und deren 
‚ anderntheils vie Theilnahme an den aus der Mitglied» 
in der Kommune entfpringenden Nugungen 3. B. an 
s&ötungen und Holzungen, alfo inſoweit vergleichen Nutzungs⸗ 
ein Ausfluß und Attinenz des Korporationsrechts fint und von 
Aeenſchaft abhängen. Singegen Tann die Mitbenugung der zum 
en Bebrauche aller Ortts⸗Einwohner dienenden Socie- 
ut Rommunal- Anftalten (von Kirche, Schule, von Gemeinde⸗ 















DEE. 8. defielb. Din. v. 28. Febr. 1843 (Min. Bi. d. i. V. 1843. &. 49, 
%. 83.) ertheilte Vorfchriften über die Gicherftellung von Domainen Abs 
Bei Dismembrationen, deren Rapitale:Ablöfung zum 25fachen Betrage 
b n nicht im Intereffe der Domainen» Verwaltung liege, ferner 
Auueliungen in landespoligeilicher Hinficht, unzwedmäßige oder ſchaͤdliche 
. bratienen möglidıft zu verhintern. 
Louis befielb. Din. v. 7. März 1842, in Verbindung mit dem R. bes 
„ Riz. des 3. n. der P. v. 23. März 1892 (Min. BL. d. i. B. 1842. ©. 81. 
Kr. 121.) und das C. R. des Min. des K. Haufes v. 17. Oft. 1841, in 
u. — mit dem C. R. tes Juſtizmin. v. 30. Dec. 1811 (Juſt. Din. Bl. 
142 6. 10-11 u. Min BL.d i. 2.1842. &. 39. Nr. 57.) ertheilen Anwei⸗ 
fang an tie Berichtes Behörben für das Verfahren bei Aufnahme von Parzellis 
eangssBerträgen über Bauergüter und andere ländliche Grundflüde, und be: 
kimmen, daß die Intereffenten auf die Vorichriften im 8. 2. tes Kultur⸗Ed. 
zus $. 29. der Abloſ. Ordn. v. 7. Juni 1821, fowie darauf aufnıerffam au 
machen, daß es zur Vermeidung fünftiger Weiterungen räthlich fei, vie Ber: 
theilung der Abgaben und ver Fonfligen Leiftungen zwifchen dem Hauptgute 
sad den Barzellen und beziehungsweife die Ablöfung derfelben vor der Aus⸗ 
ng der Parzellirnng auszuwirken, wobei die Regierungen angewiefen 
‚ forgfältig zu prüfen, ob es nicht zur Berbütung von Verbunfelungen 
ben fein möchte, bei Gelegenheit von Parzellirungen ausnahmeweife bie 
agung auch foldher Domainens Abgaben und Laften zu beantragen, welche 
su nach 5.88. Tit. I. der Hyp. Ordn., der Eintragung nicht betürfen. Wies 
erholt macht das R. des Min. des K. Haufes auch darauf aufmerkfam, daß 
ach einer 8. D. v. 11. Aug. 1841 und gemäß $. 2. des Kultur: ®b. zu 
zarzellirungen von Erbpachts-Grundſtücken der Konſens des Brbnerpächters 
Hp. Berechtigten nöthig ſei, defien es bei Parzellitungen von Cigenthums⸗ 
üb Erbzius⸗Grundſtücken nicht bebarf. 
Ueber die Rechte der neuen Anbauer auf bie Nutzung ber enbegeänder 
ie. Bienarbeichlüfle des Ob. Trib. v. 22. März 1841 (Entf. Br. 7 
n. v. 17. OH. 4335 (Gulf. Ob. 11. G. 77-91). 
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Wegen, Gemeinde- Brunnen u. f. w.) feinem Trennftüds » Erwerben 
neuen Anftedler auch noch vor erfolgter Regulirung feines indivi 
Anrechts an den forporativen Genoffenfchafts-Verhältniffen, verfagt wer 
2) Mit ver Aufhebung der Gerichtsherriichkeit, der aut! 
lihen Polizei und obrigfeitliden Gewalt, ſowie der 
Grundftucken zuftehenden Hoheitsrechte und Privilegien, durdy ben & 
der Verf. Urkunde v. 31. Ian. 1850, ferner des Iagdrechts auf fu 
Grund und Boden (®. v. 31. Oft. 1848), erledigt ſich ein großer 
der fo eben erwähnten Wirkungen der Parzellirungen 2); und eb | 
Anſchluß hieran zu bemerken: 
a) Mit Nüdficht auf ten Art. 42. Nr. 1. und 2. der Verf. Un 
v. 81. San. 1850, und den $. 3. Nr. 4. des Abloſ. Befehes v. 2.: 
1850 und die V. über Aufhebung der Privat- Gerichtsbarkeit v. 2. Jan 





—— 


1) Bergl. auch 8. 3. Alinea 1. der Bemeinde:D. v. 11. März 1850. 
0.@. 213) iu 


185 . 
.%) Deshalb if bier nur noch hiſtoriſch anguführen: 4 
a) Aue R. der Me ber 3. u. bes I. v. 5. u. 15. März 1809 enfiung 
Mr 65 (ſ. in Bb: I. ©. 3637.) die Frage, wie es bei Diemembratiesl 
Gerichisbarkeit, dem Patronatrechte, det Jagd und ben Ehrenrechten gi IRB 
dahin: „daß im Gefolge des Ed. v. 9. Oft. 1807 lediglich der freien Om 
überlaffen bleibe, au welcher Parzelle jene Mechte getchlagen ober wie W 
Natur nach theifbaren unter mehrere Parzellen vertheilt werben follen- : MW 
dere fönne die Verteilung ber Jagd dergeftalt, daß jeber Parjellenbeſther 
auf feinem Grundſtuͤcke erhält, um I weniger verhindert werben, als beit 
fehr gewöhnliche Befchränfung des freien Grundeigenthums aufgehoben wih 
gegen fei jedoch fchon mit der Natur der Gerichtsbarkeit und des Palrem 
unverträglich, daß ſolche fo oft zertheilt, als Theile des Ackers veräußert 
im Kalle f. g. Total-Dismembrationen Fönnten dieſe beiden &hrenrechte 
Afguirenten der dismembrirten Dominial:Ländereien, mithin auch felbft ei 
en Dorfgemeinde, indeg nicht anders, als in Gemeinfchaft und zwar mil 
alt überlaffen werden, daß die Juſtiz durch einen gemeinfchaftlich ermanß 
börig Eonfirmirten Zuftitiarius und eben fo auch das Patronafrecht von ME. 
Gemeinde oder von allen Erwerbern der dismembrirten Domanial: Länder 
fammen, als von einer morafifchen Perfon, gemeinfchaftlich und ungeriheil 
übt werden.” Daffelbe fpricht das R. des Juſtiz-Min. v. 23. Xebr. IE 
unter Berweifung auf die 8. D. v. 20. Febr. 1312, wonach bei der DIE 
tion der Domainen die Gerichtsbarkeit nicht mitverfauft, fondern tem Olca 
behalten werben foll. 

b) Die Gerichtsbarkeit über fFleine, von Nittergütern und Domainen 
faufte Parzellen fiel in die Real: Iurisdiktion des nächften — Patrimont 
Königlichen — Untergerichts. (R. des Juſt. Min. v. 30. Nov. 1827, v.8.3 
Br. 30. S. 381; desgl. ©. v. 25. April 1835 betr. die Real: Iurishifties, 
veräußerte Theile eines erimirten Landgutes; woſelbſt auch die Ausnah 
obiger Regel beftimmt werden. (©. S. 1835. ©. 51.) 

c) Die Standfchaft der Rittergüter ober mit diefer Qualität veräu 
mainensBorwerfe, fowie deren gerichts: und polizeiobrigkeitlichen Befug 
ufolge der Gefebe wegen Anordnung der Provinzialftände, verloren, fü 

uts⸗Areal durch Zerftücelung unter dem dort beftimmten Werth ober 
vermindert wurde. (Geſetze v. 1. Juli 1823, 17. Aug. 1825, betr. Kurs, Rei 
Nieder⸗Laufitz, Art. VII. (G. S., S. 198), betr. Bomnern und Rügen, Art. 
©, S. 213), 17. Mai 1827, betr. Sachſen, Art. VI. (GG. S., S. 52) 
2. San. 1827, betr. Schlefien u. die Ober-Laufiß, Art. XII. (@. ©, 
13. Juli 18627, betr. die Rheinprovinz, Art. XVI. (©. S., ©. 108), dee 
t V Art. 35 (8. S., ©. 115) u. v. 17. März 1828, betr. Preußen, 
. 2 n & . 
d) In denjenigen Teilen der Provinz Sachfen, welche der W 
Bwifchen «Regierung unterworfen geweſen, fan ein qutänhtigkeitlicher 
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hedet demnaͤchſt aber auch bei tem Verfahren über ven Abgaben⸗Reguli⸗ 
nethlen (6 7. Rr. 1. 5.9. des G. v. 3. Ian. 1845) die Gutsherrſchaft als 
nicht und Polizei⸗Obrigkeit aus, wogegen fie wegen der im $. 3. unter 
ch des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 gedachten Beiträge und Leiſtungen 
B Uebertragung ter Laften der Privat» Gerichtöbarfeit und gutöherrlichen 
ai-Berwaltung, zufolge des Schlußfages im $. 3., nur noch infofern 
kiesiberechtigter betheiligt bleiben Tann, als etwa desgl. Leiflungen 
Ali für die qutöherrlicherfeits erfolgte Verleihung oder Veräußerung 
1 Gundſtücks von tem bisherigen DVerpflichteten übernommen worden 


been; wogegen 

b) ter frühere Gutöherr in feiner etwanigen Eigenfchaft ald Kirchen» 
nielge $. 9. des Geſetzes v. 3. Ian. 1845, nach wie vor zuzuziehen 

a die Aufhebung des Patronatrechts, laut Art. 17. ter Verf. Urkunde 

8. Yan. 1850, einem fpäteren befonteren Geſetze vorbehalten blieb. 

Y €o lange das Geſetz wegen Aufhebung ter Eremtionen von 

8 Örundfteuerfreibeit v. 24. Febr. 1850 nicht ausgeführt if, geben 
eanſtũcke Eontributiondfteier Nittergüter an ten Trennſtücks⸗Erwerber 

zurfrei über. ) Eine Gemwährsleiftung oder Entſchädigung für 

Fa auferlegte Grundſteuer wird vom DVeräußerer nur gefordert werten 

a wenn eine folche im Vertrage ausdrücklich ſtipulirt worden war. 

re war früher, wie jebt, jete von tem Brundfage verbältniß- 

3 Bertbellung, abweichende Verabredung in Bezug auf die Grund⸗ 

art ($. 43. Ne. 4. ver V. v. 20. Juni 1817, 8. 3. des 

;®&,, $ 1i. des &. v. 3. Ian. 1845), obwohl es bei Feſtſtellung 

Imusten Theile der Staatsfleuern nicht auf eine arithmetifch genaue, 

en sm auf eine Ermittelung ex bono et aequo anfam. 

Verl. R. v. 10. Febr. 1825.) 

6) In Betreff der Wirkung ter Dismembrationen auf die Ge- 

he⸗Anzehdrigkeit if zu bemerfen: 

| ezug auf den Gemeindeverband ter VBarzellen und neuen Ans 

mn Antert die Dismembration an fih und im Allgemeinen nichts. 

Böerungen in dieſer Beziehung, vefp. des Gemeindebezirks, können nur 

dem im $ 1. ver Gemeinde⸗Ordn. v. 11. März 1850 bezeichneten 

‚banirft werten. ®) 

) Bie zur Ausführung der Gemeinde» Ortn. ($. 151. a. a. ©.) 
enfeige des Geſetzes über tie Verpflichtung zur Armenpflege v. 
1842 $. 8. G. ©. 1843 ©. 8) nur einzelne Beflgungen, als 
Krüge, Schmieden, welche werer zu einer Gemeinde gehören, noch 
nfäden von Domainen oder Rittergütern angelegt find, nach An« 

ing der LandeöpolizeisBehörte in Beziehung, wie auf alle Kommunal» 

Hiniffe, fo auch auf tie Armenpflege, mit einer Gemeinde vereinigt 













gefällen von Gemein⸗Gruͤnden und Gerechtigkeiten (8. 35. A. 2. R. 1I.7.) 

her nicht mehr flait, da dergleichen Muffichtsrechte über die Gemeinden, 
58. ». 31. Mär; 1833 (G. ©. 1833. S. 61) dem Landrath vorbehalten 
Birweit und von wem in Zukunft dergleichen Auffichtss u. Konſens⸗Rechte 
en, hängt von ber Semeinde- Ordnung ab. 

Bergl. Zeitfchrift für Landes: Kult. Gefepgeb. Bd. 2. S. 397. 

Damit flimmen auch die Städte-DOrinungen von 1808 n. 1831 im Wefents 
Berein. Nur die bei Gelegenheit von Gemeinheitstheilungen vorkommende 
sungen von Bemeindes Bezirken in Folge Lands Abtretung und Lands Um: 
‚ betürfen der im $. 1. a. a. D. vorgefchriebenen Genehmigung und Bes 
hme nicht, unterliegen vielmehr dem Prineip des $. 147. der ©. Ih. O 
sni 1821. 
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bat, wie folhe im Wiefentlichen in dem Auffage in Br. 1. ©. 1: 
der Zeitfchr. für Landes- Kult. Gefeggeb. ausgeführt ifl. 1) 


Drittes Stück. 


Bon der Hegnlizung der Verhältniſſe der im Hypothekenbe 
eingetragenen NHealgläubiger bei Diemembrationen, und ve 
er Kompetenz der Gerichtöbehörden in Bezug der 


Während tie Regulirung und Nepartition ver dffentlichen Leifk 
ten Negierungen, die Vertheilung oder Ablöfung ter privaty 
lichen Laſten ven Auseinanderfegungd=s Behörden anheimſiel, 
ten Hypothefengerichten im Allgemeinen (mit Ausnahme einer 
vocirten Ablöfung, ſchwebenden Regulirung oter Gemeinheitstheilun, 


1) a) Vergl. Rechtsfälle des Ob. Trib. Bo. I. Nr. 99. u. 125, & 
©. 195, Br. IV. Nr. 32.; desgl. Entſch. des Ob. Trib. Bo. 9. ©. 246 1. 
©. 213 u. 218; ferner Abhandlung in der Beitfchr. für Landess Kult Gef 
Br. 3. ©. 141, 147, Br. 4. ©, 273—293 und Eniſch. daſ. Br. 3. & 
250, 261, desgl. Entich. des Ob, Trib. ebeudaf. Br. 5. ©. 22, wo 
wird, daß die einem Gute zuftehende Brenn, und Bauholz⸗Gerechtſame, wm 
Aecker ober Wiefen von demfelben getrennt werben, auf lebtere auch nih S 
nigmäßig übergeht, vielmehr an ber Hofftelle und den Gebäuden des Beil 
Gutes gebunden bleibt. — Vergl. ferner das Erf. in Striethorſt's Wed} 
©. 257, wonach das Ob. Trib. angenommen bat, daß bei Parzellü 
Guts eine demfelben zuflehende Gerechtigkeit auf Strenling weder ber & 
noch den übrigen Parzellanten ipso jure zugetbeilt wird, vielmehr nm 
Beiheiligten insgefammt im früheren Umfange ausgeübt werben kann. 4 
b) Ueber die Theilung der Dismembrirten Bauergütern in Königl, he 
fiehenden Hütung vergl.: F 
a) Publik. der Reg. zu Reichenbach v. 4. Oft. 1817 (v. K. And 
9. 4. ©. 63), worin angeerbnet wird, daß die Theilung der DE 
Befugnig, ſofern foldhe nicht ganz bei beim Hanptgute verbleiben folk, F 
mal nur nach Verhaͤltniß der Ouantität und Qualität ber Länderif 
ſchen dem abgezweigten Stüde und dem bleibenden Hauptgute erfeigen 1 
und daß die Landraths⸗Aemter in ihrem Gutachten über die Diemeil 
nen, jedesmal austrüdlich zu bemerfen haben, ob dem zu theilen 
Holzunge: Öerechtigkeiten und Hütungs-Befugniſſe auf Königl. Ger 
ftehen, und wiefern die Art der Dismembration in Beziehung auf be 
Intereſſe zuläfiig fei. 
Publif, ver Reg. zu Gumbinnen v. 24. Juli 1818 (v. K. Annel 
&. 678), wo beftimmt ift, Daß tie Anzahl des Weideviehes, womit I 
Grundſtück die Forſt zu behüten berechtigt war, wie tie Anzahl dei 
Viehes, auf welches das Weiverecht des abgezweigten Srundfüde * 
haͤltniß des Flaͤcheninhalts übergehen ſoll, genau zu beſtimmen, ober W 
Theilung, der Unbetraächtlichkeit des abgezweigten Grundſtücks wegen 
ausführbar fei, ausdrücklich in der Eeflionsstirfunde zu bemerken 
das Weiderecht des alten Grundſtücks nicht mitvertbeilt, fonbern de 
unverkürzt für die volle berechtigte Anzahl Vieh vorbehalten if. 
folle auch noch der betr. Inſpektions-Oberförſter bei der Zerth 
dergl. berechtigten Sruntflüden zugezogen und in jedem wegen Geuchg 
ven Dismembrationen erftatteten Berichte ausprüdlich bemerkt werbe 
das zertheilte Grundſtück zur Weide in der Ferft berechtigt ſei oder n 
y) Eben fo das Publif. ver Reg. zu Frankfurt v. 18. Aug. 1817 fi 
Annal. Bo. 1. H. 4. ©. 42. Nr. 21.) u. v. 8. Juli 1818 8. 6.d 
Annal. Bd. 2. ©. 662. Nr. 24.) 
d) Deagl ber Reg au Königsberg v. 20. März 1820 (v. K. Aunal. U 
©. 22. Nr. 19.) | 
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nae für Sicherftellung der eingetragenen Forderungen nach ©. 91. 
L ll. ver Hyp. Orten. vorbehalten. 
lL Periode vom 9. Dft. 1807 bis zum Erlaß des Gefeges 
3, Jan. 1845. 
Au nicht eingetragene Realberechtigungen vehnt fich, auch zufolge 
‚26. 7. des Geſ. v. 3. Ian. 1845, die Verhantlung des Hypotheken⸗ 
vers nicht aus. Deren Regulirung reſp. Bertheilung oder Ablöfung, 
wü fe der Ablöf. Ordn. v. 7. Iuni 1821 unterworfen waren, ($. 28. 
I Rep, Ev. v. 14. Sept. 1811, 5. 2. des Kult. Er., $. 29. der Abl. 
1 1. uni 1821), fallt der Auseinanderfegungd-Behörde an» 
im, giäwie auch Die der eingetragenen Mealrechte, ſobald auf Ver» 
up. Ablöfung jerier und diefer provocixt wird, oder die gütliche 
zwifchen dem Neal» und Renteberechtigten und dem Beſitzer 
mellehen- und rentepflichtigen Gutes reſp. den Trennſtücks⸗Erwerbern, 
Riem Öspothefengerichte nicht zu Stande kommt. 
Hipeifihen fine tie ganzen Laſten reſp. Renten des vismembrirten 
ki Abfchreibung ver Irennftüde auf tiefe zu übertragen. 1) 
| Beitimmungen finden auch auf fisfalifhe Abgaben Anwen⸗ 
%, wobei ter Anſicht, Daß ed bei Dismembrationen von Ruſtikal⸗ 
der Einwilligung des Fiskus ald Grundherrn bebürfe, entgegen« 
wird. ?) Uebrigens betarf ed der Beftätigung der von Ten 
sBehörden vermittelten Megulative durch die Auseinander⸗ 
Behörde an fich nicht. *). 
verhält ſich das Meffortverhältnig des Hypothefen- 
** egenüber der Ausſseinanderſezungs⸗BBehoͤrde, noch 
wärtig. 
db Berfahren der Hypotheken⸗Behörde, gegenüber ber 
Bde Regierungen zu bewirkenden Regulirung ber öffent- 
2 Abzaben⸗ und Leiftungs-MVerbältniffe bei Dismembra⸗ 
h win Bezug auf tie Abfchreibung der Trennflüde, fowie teren 

















— — — 
5 
I) Sergl R. res Min. des J. für Gewerbe-Ang. u. beriS. v. 6. Juli 1834 
Ü. Kanal. Br. 18. ©. 989. Nr. 46. u. Zahıb. Bb. 44. ©. 129), desgl. v. 
Weis. (v. 8. Annal. Br. 18. ©. 991. Nr. 47. u. Jahrb. Br.4t. ©. 131). 
Käber die Bedenken gegen ein officieles Cinſchreiten der Gerichte bei ben 
mebrsfionen und die fernere Anwendung des $. 91. Tit. II. der Hyp. D., den 
Kies Dr. v.d. Hagen in der jur. Wochenfchr. von Hinſchius u. Temme, 
‚1812. &. 633 ff. 
Bergl. R. des Juſt. Min: v. 13. Febr. 1835 (v. 8. Ann. Bo. 19. ©. 83. 
n. Jahrb. Bd. 45. ©. 277). 
' Auch in ten R. v. 12. Aug. 1838 ift ausgeführt, tag die dienitberechtigte 
rrſchaft der Dismembration nicht widerfprechen türfe, fontern nur das Recht 
ıe felivarifche Mebertragung und Eintragung aller auf dem Bauergute hafs 
kaſten und Abgaben auf das Trennftüd zu verlangen. (Zeitfchr. von Forni, 
Maſauch, Br. 1. ©. 658. Nr. 34.) 
es galt indeß nur von Gigenthums:, nicht von Erbpachts-⸗, ſpaͤterhin auch 
u ErbzinssGrunditüden, (vergl. die Note 2 zu Kap. 3. Tit. 1., oben S 125 
, bei welchen die DismembrationssBefugniß ihrer Befiger an die Srfüllung 
ingungen bes $. 2. des Kultur⸗Ed. geknüpft war. (Berg. K. O. v. 11. Aug. 
ad R. tes Juſt. Min. v. 30. Nov. 1841, Juſt. Min. Bl. 1812 ©. 10 
157). Obige Beftimmungen find jegt aufgegangen in dem $. 2. Ar. 2. 
bem $. 3. Ar. 2. des Abl. ©. v. 2. Mär; 1850. 
Vergl. R. des Min. des 3. Gewerbe-Ang. und ber I. v. 9. Juni 1837 
Ann. Br. 21. ©. 389. Nr. 86. u. Jahrb. Br, 49. ©. 518, Gräff'« 
Br. 11. ©. 48). 
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| auf ein anderes Bollum des Syyoibelenikuiins; 
vor dem St v. 3. Ian. 1845 nad f en An | 
+ Obſchon durch die 8, O. 9. 81. Oft. 1831 (®, 48 
ver 5 12. * 10. ai des N. * —* ver $. 448. 
. wegen Zwangt g des 8 vom 
m war, fe beflimmte doch das M. des Iufliz- Min. v. 24 
u. &. Iahıb. Bd. 40. ©. 471), „DaB nach wie vor ie 
—— nah $. 91. Zt. 1. der Hyp. DO. in Dien 
füllen Aberlauf, ſowohl von Bertinenzien, als von fogı 
Adern, durch ‚die Hy verfucht werden ſolle.“ Ds 
das erwähnte Reſkript indeß an, „naß die Beflinmung des $. 
der Hyp. O. Bun die Borfehriften des 6. 4. des Ev. v. 9. Ott. 
Igiglich mit Borbehelt 6 die der Bralgiin *X —*X 
m der te und ) 
tigten, im Uebrigen unter Aufhebung aller aus der biäherigen 
entſpriugenden chränfungen der Oimembration, — eim 
Modiſfikation erlisten habe“, und wies in Bolge beffen Die. 
Behörden an,:in Grmangelung der Einwilligung ! 
glaäubiger in die ſchuldenfreie Abſchreibung der &: 
lehtere mit allen. auf dem Banzen eingetragenen 
hewirfen, inpem die ganzen Schulden vor wie naı 
veräußerten Sheilen haften bleiben... 

Dazu ergingen unterm Pr —8 * und Don Suni 1 
tere Anweiſungen an die ve: ‚Bei 
urbwenken Dihmenbretisnen von Bütern und einzelnen Grund] 
Gerichte wurden dadurch angewiefen, nach erlangter Kenntn 
Dismembration den Vertrag ex officio einzufordern und nadı $. 
der Hyp. D. eine Proteftatien für ven Par fäufer einzutragen 
eine Bereinigung der Realberechtigten und Sppotbefen 
nah $. 91. aa. D zu verfuchen, event. aber die Poſten 
welche ihren Rechten auf die abgefchriebene Parzelle nicht aust 
fagt haben, von Amtswegen auf diefe zu übertragen. 

Die bin und wieder noch bervortretende Anficht, daß es ein 
brations⸗Konſenſes Seitens der Polizei- Behörde zur Abtrenn 
wurde übrigens vom Juſtiz⸗Miniſterium wiederholt für unricti, 
ed wurde nur daran feftgehalten, daß das Gericht der Polizei⸗ 
der Didmembration Kenntniß geben, insbeſondere dem Kreis⸗Lar 
von den, feiner Eintragung bedürfenden, öffentlichen Abgaben 
machen ſolle, bevor e8 die Abfchreibung und neue Eintragung 
ftüde vornehme. ?) 

Dies Verfahren blieb maaßgebend bis zum Erlaß des 
8. Ian. 1845. 

Daffelbe ging den auf Sicherung der eingetragenen Rea 
Berechtigten bei Dismembrationen aus, forgte auch für Ben 
des Landraths, indem es mit MNüdficht auf die Beſtimmung d 
Er. v. 9. Dt. 1807 die Hypothekenbuchs⸗Berichtigun 
voraußgegangenen Anzeige der Parzellirung bei de 
Behörde abhängig machte; es verwied auch vie Parthei 








— EEE 
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1) Bergl. v. Kamptz Jahrb. Br. 43. ©. 108, 205 n. 595. — 
die Reffripte v. 1. Febr. 1836 und v. 12. Aug. 1838. 

2) Bergl. R v. 20. Jan. 1833 (v. K. Jahrb. Bd. 51. ©. 1‘ 
y. 1. Sehr 1836 (Bd. 47. ©. 362), R. v 22. Sept. 1839 (Juſt. M 
©, 327), Infruft. des O. 2. Ger. zu Inferburg v. 3. Nov. 1839 (i 
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w diferenzen umd Streitigkeiten über die Bertheilung der gutsherrlichen 
m teren Real» Abgaben an tie Auseinanderfegungd»Behörten; im 
iu blieb es aber leviglich auf die Regulirung der Hypotheken⸗Ver⸗ 
Knie nach Lage des Hypothekenbuchs beſchränkt. Die Berichte fchrieben 
kinmfide ab und übertrugen fie auf andere Bolten, ohne ſich weiter 
m befümmern, ob und wie die öffentlichen Abgaben und Leis 
a zgulirt, oder Die privatzechtlichen nicht eingetragenen Real⸗ 
mwelchen tie überwiegende Mehrzahl gehörte, abgelöft oder repartin 
‚ obgleich antererfeitd das Objekt für die eingetragenen Hypotheken⸗ 
ugen in feinem Umfange und Wertbe — (daS Meflgut, wie vie 
u — nicht minder durch die Eriftenz der anderen Sffentlichen 
Rastrchtlichen Realbelaſtungen wefentlich mitbeningt wurde und fiber 
Betheilung und Uebertragung auf die Trennftüde öfter noch fpätere 
fangen und Gtreitigfeiten bervortraten. Hierdurch fand fich befon- 
. mainensBerwaltung befchmert. 
m, Beriore feit dem Erlaß des Geſetzes v. 3. Ian. 1845 
ae Bublifation des Befeges v. 24. Febr. 1850. 
hab verlangte das ©. v. 3. Ian. 1845, — zum Zwecke ver Mege- 
Bw verſchiedenen, ſowohl öffentlihen, als privatrechtlichen Real⸗ 
ar Leiſtungs⸗Verhaͤltniſſe, welche von der Dismembration betroffen 
a diefe alterizt werden, — ein organifches Zuſammenwirken zwi⸗ 
Hin Gerichts⸗ und Hppothefens Behörden einerfeit, und den Regie⸗ 
ı ondererfeitö, damit den mancherlei Nachtbeilen übereilter Darzel- 
und insbeſondere, (3. B. bei den fogen. Hoffchlächtereien, 
Wege der öffentlichen Ausbietung und Verfleigerung, ohne 
5 der Realrechts⸗ und Leiflungs»Verhältniffe, erfolgten), vie 
a der Trennſtücks⸗Erwerber, wie der Hypotheken⸗Glaͤubiger und 
derhtigten, vollſtaͤndiger gefichert würden. 
asaniihe Zufammenmwirken ver richterlichen und der abminifiras 
. und der eben gedachte Zweck follten nach den ©. v. 
| varch folgende Beflimmuugen gewährleiftet werten: 
* dederch, Nah alle Dismembrations⸗Vertraͤge ſtets vor tem Gerichte, 
Mi Hypothekenbuch über das zertbeilte Srundftüd zu führen bat, 
ix einem Kommiſſarius defielben, abgejchloffen werden mußten, wenn 
eine rechtliche Wirkung haben follten, (6%. 2. u. 3.); 
War, daß (nach 8. 4.) die Aufnahme des Vertrages erſt dann 
deifte, wenn der Veraͤußernde entweder 
fisen Befigtitel bereits in das Hypothekenbuch hat eintragen laſ⸗ 


















ſich wenigften® fchon ein Jahr lang im Beſitze des zu dismembriren⸗ 
Ormmtftüdes befindet und gleichzeitig bei Aufnahme des Vertrages vie 
ung feines Beftgtiteld beantragt, worauf dann dieſe legtere nach 
der Ordre v. 6. Oft. 1833 (8. ©. 1833 ©. 124) von 
wegen betrieben werden fol; 
dadurch, Daß die Zwangsverbindlichkeit zur Berichtigung des Beſitz⸗ 
Ar vie Treunſtücks⸗Erwerber wieverhergeftellt wurde, ($. 6.); envlich 
dadurch, daß — mit Aufhebung des in Ten oben erwähnten Juftiz« 
erial = Meffripten feftgehaltenen Grundſatzes, wonach die Abfchreibung 
rennſtücken und Deren andermweite Liebertragung in ven Hypotheken⸗ 
ı völlig unabhängig von der Regulirung der öffentlichen Abgaben 
en folle, — im Öegentheil verorbnet wurde, daß die Abſchrei⸗ 
ter Trennftüde im Hypothekenbuche, ſowie deren Uebertragung 
a anderes Folium und die Berichtigung des Befigtitels für 
eunſtücks⸗ Erwerber in allen Fällen erft Tann gefchehen dürfe, wenn 


10* 


por Bon d. Befeltigung d. Befdgeint. u. Hinberniſſe d Sata 


dem iämembricten Grunpfiäde . |) 
anf oe Bm Eck entrichtenden Abgaben und en, w 
eier einfchlieglich der and ein 






ve: —— ——— oder —* Aerp 
ſten, definitiv oder interimiftifch vertheilt und die In 
55 und auf deſſen Beftg fi grändennen Kommunal 
täts » Berhältniffe definitiv oder interimiftifch regulitt find; übe 
b) der Vorfchrift des $. 91. Te. II. ner Hyp. O. genug: 
von Hypotheken⸗ Hichter wegen eines wit ven Peingetran 
55* und Hypothekenglaubigern zu vermitielnden Regul 


— —— zu 1. beruhte auf ver Vorausſchuug 
—— am ® tm Stande fei, bei Aufnahme des Dis 
ges fofert die Lage des Hypothekenbuchs zu berücdfichtig: 
für alle Intereffenten fihernde Beffegung en herbeizuführen, un! 
theils von der früheren Berfaffung, wonad) die Mehrzahl der 
Behörven. aus Einzeinricytern beftand, andetntheils yon ver daf 
Hera Erfahrung aus, bap Das Geſchaͤft in den Händen Hl 
amı Aiherfien und zugleich zafcheften geordnet wer 
en zu 2. =. und b. follten, abgefeben v 
a Dr oben gedachten fogen. Koffchlächterelen, außerden 
Erwerber vor der fie zu —— fuͤhrenden U: 


een 
8. ſchl die: Bietive der 8. ! 
1888, and) weider, Mm HT. — 


ert werden kann und dann ex officio zu ‚betreiben 1 
yon den BeneralsKommifilionen, wenn es bei einer 
darauf ankommt, ingl. von Gutsherrfchaften, wenn fle unter 
mur die Entrichtung eines Laudemiums oder einer anderen 
Berichtigung des Befigtiteld zu verlangen haben. 

Befonderd aber durch die Beftimmung zu A. follte der ir 
menbang zwiſchen den verfchiedenen Seiten und Aufgaben de 
der Verhältniffe bei Barzellirungen gewahrt werden 

Don d de Beftimmung zu 1. und 2. a. b. hatte das © 
1845 (66. 2. 3. und 4.) im $. 5. nur foldhe Fälle audgenon 
befonderer Verůckſichn gung bedurften, namentlich: 

a) die Srundftüde im lanvesherrlichen oder fiskaliſchen 
Hypothekenbucher über Domainen und Forſten waren größtenthe 
und Fonnte der Beflgtitel für einen Parzellen» Erwerber au 
Dertraged oder eines Atteſtes der Regierung über ten 44 jäl 
ftand orer des letzten Rekognitions⸗Scheins des Fiskus, berichti 

b) die Grundſtücke im Beſitze einer Kirche, Pfarre oder ı 
lihen Stiftung. Schon nad) älteren Verfügungen war deren ( 
die Hypothefenbücher großentheild unterblieben. 

ec), die auf flädtifchen Feldmarken belegenen Grundſtücke; 
auf den bewegteren Verkehr mit denfelben. da deren Veraͤußerun 
fäden Innerhalb der Stadt und Vorfladt, worauf nah $. 
nicht gerichtet war, häufig in Verbindung flebt; 

d) die Grundſtucks⸗Theilungen zwifchen Miterben und Mi 


) Bergl. R. v. 21. April 1832 0 * ae. Br. 39. 
Sufrut.v 16. Iumt 1834 (v. 8. Jahrb. B 512) und * 
1835 (v. * Zahrb. Br. 45. S. 529), 
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aufehelh eines Vertrages, wie die Parzellirungen von Grundſtuͤcken Sei⸗ 

ui kı Eltern; desgl. 

Be. 0) Ye Grundſtũcks⸗Theilungen im Wege des Erpropriations- Verfahrens 

0 Hientlicher Anlagen; 

A) ie Grundſtũcks⸗Theilungen bei Auseinanderfegungen, welche dem 

t der — ichen Gerichte und der Berwaltungs-Behörden überhanpt 

allen. 

L Beriode feit dem Erlaß des Gefeges v. 24. Febr. 1850. 

Feb durch den $. 31. der DB. v. 2. Jan. 1849, über Aufhebung 

Press Berichtöbarkeit und des eximirten Gerichtöftannes, ſowie über 
eeeitige Organifation ver Berichte (G. ©. 1849. ©. 1), wurden 
ie Rotarien zus rechtögültigen Aufnahme von Dismem- 

Esni-Berirägen, nur mit der Verpflichtung ermächtigt, ſolche Ver⸗ 

Yan Gerichte, welches das Hypothekenbuch des betreffenden Grundſtücks 

Bien bat, fofort nach der Aufnahme einzufenden. 
meuchlich waren aber auch die oben zu i. 2. und 4. gedachten 

nen tes G. v. 3. Jan. 1845 auf manche Schwierigkeiten in ber 

hen Ausführung geftoßen. Diefe Iegteren hatte den oben erwähnten 

engen und Erwartungen, von welchen das G. v. 3. Ian. 1845 
feine jener Beftimmungen ausging, nicht entfprochen. Im @egen- 

Br dadurch der freie Verkehr mit dem Grund» Eigentbum gehemmt 

iuferft nachtheiliger Einfluß auf den Real⸗Kredit ausgeübt wor⸗ 

) Die Kontrahenten waren zu Eoflfpieligen Reiſen an ven Sig des 
Feen⸗Kichters gendthigt, die Dispoſitions⸗Befugniß des Eigenthümers 

ee Grundſtück für die Zeit eines Jahres gehindert, da die frühere 

Je Verichtigung nicht lediglich von feinem Willen abhing. Bel dem 

A dar entfprechenven gefeglichen Regelung der durch die Agrar 

Mes im Laufe ter Zeit völlig veränderten Gemeinde Berhältniffe, 

u Bemeinte» Abgaben Wefens in den öftlihen Provinzen, bei 

enbeit und Mannigfaltigfeit der laͤndlichen Grundſteuer⸗ 
| in den verfchietenen Landestheilen, vor Allem aber auch beim 
gel geeigneter Organe zur Vorbereitung der Abgaben-Bertheilungspläne, 
ng AB prompe, ver Lebendigfeit des Büter- Verkehrs folgende Anfertigung 

Eclive, ungenchtet aller Ueberwachungen der Aufiichts» Behörden, 
ber geweien. Zwiſchen dem Abfchluß der Dismembrationd » Ver- 

Bm) rer Weftätigung der dadurch beringten Abgaben » Vertheilungd- 
is nicht felten ein Zeitraum mehrerer Iahre, während deſſen ſich 

Fregelenfäufer Außer Stande befand, ein Darlehn auf fein Grundſtück 

Busen, oter anderweitig über fein Eigentum zu verfügen, weil das 
jelenbuch noch nicht geordnet werten konnte. 

%al6 fchien ein fchleuniges Einfchreiten der Geſetzgebung um fo 
R ringentes Berärfniß, weil die Theilbarkeit des Grund » Cigenthums 
Pie Berfaffungs-Urkunde von Neuem garantirt worten und der Staat 
wefentliches Intereſſe hatte, tem minder begüterten Theile der Bevölke⸗ 
kden Erwerb von Grundſtücken möglichft zu erleichtern. ?) 

Defe Motiven riefen das Geſetz v. 24. Febr. 1850 hervor, welches: 
die oben zu 1. und 2. gedachten Beflimmungen ver 6. 2. 3. u. 4. 
. dv. 3. Ian. 1845, einfchließlich des von felbft wegfallenden $. 5., 

6b, wobei jedoch der $. 6. wegen Zwangsberichtigung des Beſigztitels 

rennſtũcks⸗ Erwerber fortbeftehen bleibt; 


nn 























) Bergl. die Motive der Staats⸗RKegierung sum ©. v. 24. Febr. 1850, in 
erbandl. der II. Kammer pro 1849-1850. ©. 206 ff. 
) Bergl. die allegirken Motive gu ben &. v. 24. Febr. 1850. 
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AR im 8. 2. — mit Aufhebung des au: 
G. 2 —— — „dab die LET 
im Snpnige —* und deren 
— g des Beflgtitele eye 
Ser; von {er ve initipen Ober interimiſtiſchen * 
A ocietätd und Gemeinde» Berbä 
et ı —— ft frühere, auf den oben aten  Sinifer | 
Sezuhende ; Suftig» Behörden 5* 
Be —— di xt. IE ver 









— I 2 —— Ba n 
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EEE E ie * om ner 


68. 25. und 4 deffelben vor gefchriehene Negulirung 
u Borfchrift Fre De Sie der Aufnahme des 
vor dem 

Schon früher war auch duch die Inſtrukt. v. 12. Juni 1 
Jabıh. Br. 45. ©, 510-512) und durch das M. des Jul 

28. Juni 1846 (Min. BI. dv. i. V. 1846 ©. 112. Nr. 172. 
Min. BL. 1846 &. 123 Nr. 38.) beflimmt, daß refp. der { 
Behörde und dem betreffenden Landrathe oder Magiftrate eine 
ſtempelfreie Abfchrift des Dismembrations- Vertrages fofort mitgı 
den foll, wogegen andererfeit6 das R. des Min. des I. v. 18. | 
(Min. BI. d. 1. V. 1846 ©. 41. Nr. 56.) unter Nr. 5. die U 
des definitig beflätigten oder interimiftifch feftgefekten Regulirun 
in befenderer Ausfertigung an bie Grpntbefen Webörbe angeordr 


Diertes Kapitel, 
Wniſtehungs /Geſchichte, u und gaerbereitung bed Ge 


1 Zur Geſchichte des Befeges v. 3. Ian. 1845. 

Die Dismembrationen verurfachten den Behörden von jeber 
feiten, inöbefondere deshalb, weil es ſogar noch an dem Abläfe 
vom 7. Juni 1821 fehlte, und weil die Praris der Behörden 





1) Die Anweifungen in Betreff der Verhandlungen über ein fol 
tiv bleiben in Kraft; dieſelben befchwänten fich auf ei ngetragene g 
tigungen und auf Hyp. —— rg umfehen aber auch folche, weld 
Nekogniti —— der V 820 (G. ©. 1820. ©. 106) m 
Haration v. 28, Juli 1838 (oe . 1838. 6. 428) wit denfelben gleiche 9 
2) Bexgl. bat ©. v. 23. Ayrit 1821 G. ©, 1821. ©. 43), 
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gebildet halte. Der Grund tavon lag theild in dem Mangel aus- 
Vorſchriften über Die Vertheilungd-Grundfäge, indbefontere wegen 
ngen an geiftliche Inflitute, Gemeinten und andere Korporationen, 
ı dad Verfahren, über tie tabei mitwirfenten Organe und zuzu⸗ 
Bertreter jener moralifchen Perfonen, theil$ aber in tem Mangel 
xinde⸗Ordnung, wie in den Mängeln der Grundſteuer⸗Verfafſung 
un Provinzen, deögleichen in ter Bweifelbaftigfeit einerfeits der 
a perfonalen Natur mancher Laften an Gemeinden und geiftliche 
antererfeitö ter öffentlichen oder rein privatrechtlichen Natur man« 
mgen an Kirchen, Pfarren, Schulen, und mithin ihrer Abldshar- 
ih in ten ineinandergreifenden Kompetenz » Berhältniffen ver bei 
e mitwirkenden atminiftrativen, zichterlihen und Auseinander⸗ 
Behörden; überdies waren manche Laften berfelben Art und 
ſelben Rechts⸗ und Leiflungs « Verhältniß eingetragen, an⸗ 
berubte die große Zahl der weiter unten zu ermähnenden Mi⸗ 
le, welche tem Geſetze v. 3. Ian. 1845 voraudgingen und 
nbereiteten. 
Rift hier auf tie in der allgemeinen Einleitung ©. CXL ff. 
taten legislativen Verhandlungen hinzuweiſen, welche zuerft eine 
f Beſchraͤnkung der Parzellirungs⸗Befugniß insbeſondere bäuerli» 
a hinzielende Richtung verfolgten, ſpaͤter jedoch einen anderen 
mbmen, indem die Staats⸗Regierung ven Provinzial» Landtagen 
ÖRlichen Provinzen und ter Provinz Weſtphalen (alfo mit Aus» 
t Aheinprovinz) im Jahre 1541 ten Entwurf zu einem Gefepe 
er Veraͤußerung von Grundſtücken und Unlegung neuer An- 
sand gleichzeitig eine Inftruftion dazu nebſt ten aus ten Gut⸗ 
Nachrichten der Provinzial-Bermaltungsbehörden zufammengeftell= 
vorlegte ?), teren Tentenz tabin ging: „fein neues Drinziy 
ung einzuführen, die gegebene Dispoſitions⸗Befugniß über 
hum weder zurfdzunehmen, noch auch nur ehr gewiſſe 
| dſtücken zu befchränfen, fondern nur die Ausübung ter 
m36-Befuanig in einer Weife zu ordnen und zu regeln, daß da⸗ 
Brivatwwillkuͤhr, ſoweit fie tem gemeinfamen Landes⸗Intereſſe oder 
m Dritter zu nabe tritt, Schranken gefegt, das Verfahren ter 
em Behdrten in Einflang gebracht, die dffentliche Ordnung ge 
über einzelne Zmeifel Entfcheirung getroffen werte, weöhalb der 
vurf weſentlich formeller Natur ſei.“ 
h entbielt jener Entwurf verfchiedene Beftimmungen, welihe bei 
bie Erfahrung inzwifchen veränderten Stande der öffentlichen 
auf mehreren Provinzials Lanttagen Widerfpruch fanten, na» 


Beflimmung, daß vor jeder Abtrennung und bevor der Dis- 
ſons⸗-Vertrag abgefchloffen und die Natural = Uebergabe 
d, eine Iandespolizeiliche Genehmigung, beziehungämeife 
daß der Abtrennung in landespolizeilicher Beziehung nichts ent⸗ 
beraudgehen müſſe; 

Beftimmung, daß jede unveränterte Uebernahme der 
ı oder Hypethekenſchulden auf dad Trennflüd mit 
ber Verpflichtung verboten, ferner jeder DVeräuße- 
strag der Art ohne rechtliche Wirkung erflärt wurbe, fo 
ſt in Solge des nach F. 91. Tit. II. der Hyp. DO. von der Hy⸗ 


1. die Verhandlungen ber verfchiebenen Landtage aus dem Jahre IBAA. 


152 Bon d. Befeitigung d. Beſchrauk. u. Hinderniffe d. Sanbuäululun; 


we Behärve zu vermittelnden KRegulativs die - Einwilligg 
icher eingetragenen ——— ù pi Genermhi 
ser - 









des Treunſtückes oder zur Theilung LDERNEEAEN 
N iele Beßimmungen wärde in die Befuguif ur 3 
Parellirung des Grundeigenthums, fogar an Pa 
eingegriffen, jene niß faft illuſoriſch gemacht, devem Au 
Arbitrium ber — eier geſtellt, ———————— 


tiond⸗ Grundſatze, wie über die Wirkungen der Berfüdeiung 
ae: ferner über neue Aufleveiuugem: 
der deu Gefegentwurfe beigefügten Inſtruktion enthalten. 
. Durch Bergleichung diefer (in dem fpäteren Geſche verlaifenmn 
zöge des den Provinzialftänden im Jahre 1841 vorgelegten Gefchgg 
mit dem hierauf ergangenen G. v. 8. San. 1845,.ergicbt. ch, all 
anf wefentlich anderer Balls und zwar unbedingt auf ven. aid) a 
bend beihehaltenen Prinzipien des $. 4. des Er. v. 9. DB. 180% 
Sg. 1. und 8. des Land-Rultur-Eb. berubt. var 
Dabei wirkten indeß auf einzelne Beſtimmungen des Befehes &, 
1845 vie vielfach vorgefommenen Befchwerden der Behorden, Gi 
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ens a 
a) über die Mißftände bei neuen Anflevelungen und . ; vn; 
in über bie fog. Soffchlächtereien, ' Ba © 
| J 


a 
. 


"Die Beſchwerden über pas Parzelliven betrafen viel. wew 
membrationen an fi, als vielmehr die in Kolge der Grmerbunii 
Trennftüde entſtehenden Etabliffements von unbedeutendem Umfang 
fobald damit nicht ein Gewerbe, z. B. Mülleret, oder bei Stäpnten 
rei u. f. w. verbunden wurde, ihren Inhaber in die Lage verfi Ken 
ner und feiner Familie Erhaltung, Tagelöhnerei oder anderen Neh 
zu treiben, und welche mitunter auf unkultivirten Hinterfeldern fe 
waren, taß fie eine Aufficht und polizeiliche Kontrolle, ſowie die Bes 
mit der Gemeinde, Kirche und Schule, im hoben Grade erfchwerigt 
zu Vergehen, 3. B. Forſt⸗ und Felddiebſtahl, leichter Belegenbeit u 

Hierauf berieben fich (abgefeben von den 66. 25. und 26,), die 
und 28, de G. v. 3. Ian. 1845, wonach neue Anfievelungen uf 
dori gedachten Verhältniffen nach Befinden unterfagt werden können 

Gegen die fog. Hoffchlächtereien patte wiederum der Landtag der 
Brandenburg und Niederlaufig von 1843, geſetzliche Wa 
dringend verlangt. . 

Mit dieſem auch in meuefter Zeit wieder zur Sprache gebracdhimg 
genftande verhält es fich aber folgendergeftalt. | 

Einzelne Spekulanten, weldye fidy mitunter zu Handelstompaz 
einigt haben, fenden Agenten aus, um die zur Berftüdelung geel 
Süter und die zum billigften Verkaufe derfelben am leichteften zu be 
den Befiger aufzufuchen. Deren finden ſich vorzugsweiſe unter den bi 
lidyen Wirthen, die theils Leine Deutliche Vorftellung von der Wertht 
zung des Grund und Bodens Her theild ohne Fleiß und I 
g ng Winel, in ihrer Wirt Jar urhdgefommen ei 
ger nd. Es werden dann uflige durd, Komm 
gezogen uud in Öffentlicher Verſteigerung Dieb und Wirthſchafta⸗ 
rtum, Kom und Buttervorräthe, die Exrndte auf dem Halme ode 
Scheuer, die Gebäude und Hofftellen, ganz over getheilt, ingleichen 
len ver Grundſtücke in beliebiger Größe und Lage, je nachdem Dis 


Ach - 
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jsian zu erwarten ift, vereinzelt zum Kauf ausgeboten und folchergeflalt, 
kim rer Volkoſprache heißt, tie Höfe ausgefchladhtet; Die Kauflufligen 
iz werden durch Branntwein, Tanzluftbarkeit und ſimulirtes Mitbieten 
m hlferöbelfern, auch wohl durch die DBorfpiegelung, daß Geſpannpflich⸗ 
ı im Gemeindedienſt und ähnliche Reiftungen für die Parzellen- Erwerber, 
in Zukunft keine gefpannfähigen Beflgungen haben, ohne weiteres 
von ſelbſt fortfielen, zu unverhältnigmäßig hoben Geboten an- 
dabei über die Öffentlichen und privatrechtlichen Abgaben» und Lei» 
⸗, wie über die Hypotbefen» Berbältniffe des Guts und ter Trenn⸗ 
ia Dunfeln gelaffen, öfter abfichtlich getäufcht und fpäter In Prozeſſe 
R Bringen verwidelt, die fie wieder um das Erworbene bringen, 
Kir die Veräußerer (Ausfchlächter), die das Gut meift nur fehr kurze 

kkfien haben, tie von den Parzellenfäufern gezahlten Kaufgelver in 
Lite Reden, ihren Verkäufer auch wohl auf die, bei einzelnen Par⸗ 
| n ausſtehenden Kaufgelder⸗Rückſtaͤnde verweifen, davon gehen 
bob temnächft ven Parzellen » Erwerben, den Hnporhefen » Gläubigern 

Belberechtigten, ter Gemeinde und anderen zu öffentlichen Abgaben 

Yeungen berechtigten Societäten und Inſtituten überlaffen, un- 
Wer tie Rommunal » Abgaben und Gupothefen » Verhältniffe zu 


Ber Begegnung diefer befonteren Mifibräuche, wie zur Sicherung der 

Sbeflger, der Nealberechtigten und der Hypothekengläubiger im 

‚ hatte das ©. v. 3. Ian. 1845 zwei Beflimmungen aufgenom⸗ 

„ weile Ipäterhin zur Erfchwerung, jedenfalls zur DBerzögerung der 
t . 


g en: 

e) (6 2. und 3.) daß jeder Dismembrations⸗Vertrag bei Strafe der 
vor dem forum rei sitae (dem Hypothekenrichter) abge» 

weten müffe; 

— 4) daß dem Abſchluß die Berichtigung des Beſitztitels oder doch 

ni Beſttz vorausgehen müffe. 

"u ar Kritik des Geſetzes v. 3. Ian. 1845. 

:I) Be der Bannichfaltigkeit und Unvollkommenheit der Grundfleuer- 
9 im den verfchierenen öftlichen Provinzen, wonach 3. B. in 
r Iefien auch Dienfte, Gemwerböberechtigungen, Viehhaltung und Hütung 

indkener mit veranfchlagt waren, ferner in der Marf und in Pom- 
— der grundſteuerfreien Rittergüter ſeit älterer ober neuerer 
A fatrisuable Baueräder mit Eontributiondfreien, nur mit dem Lehnd- 
Ran belafteten Ritterguts⸗Grundſtücken vielfach vermifcht waren, — bot 
Bike Bertheilung der Staatdlaften große Schwierigkeiten tar und fand 

u wieder erhebliche Verzögerung. !) 

AR mit Ausführung tes auf die älteren Finanz⸗Edikte v. 27. Oft. 
(G. ©. 1810 ©. 26), und v. 7. Eept. 1811 (G. ©. 1811 ©. 254 ff.) 
Igebenten Geſetzes, betr. die Aufhebung ter Grunpfleuer-Befretungen, 
er 1850 (©. ©. 1850 ©. 62) wirt dies Hinderniß befeitiget 
1 
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Bergl. wegen Zuſammenrechnung der kontribuablen und nicht kontribuablen 
meines Gutes Behufs Vertheilung der Grundſteuer auf die von ſolchem 
wräußerten Trennſtücke, das R. ver Min. des J. u. d. F. v. 10. Febr. 1825 
ſich's Agrar⸗Geſetzgeb, ©. 21) und das R. der Min. d. G. n. des J. v. 
il 1828 (v. 8. Annal. Bd. 12. ©. 437. Nr. 81.). 

ı Bei den Ablöfungen in Schlefien bietet die Beflenerung von unablös: 
Berechtigungen ber Rittergüter gegenwärtig insbefondere Tann Schwierigkei⸗ 
', wenu ber Haupiwerib Der ittergäter, welche flatt der beeuerten, ducch 


186 Ben d. Befetigung b. Befgpokut, u. Ginveraiffe’d. Bachen in⸗ 


—** ECKE LEN 
7 webhalb der Gefeg« 


Cileuf: won; 
* int amd die 
Dr Ein lan nt We Ban 
durq —— £ Den. v. 7. Juni 1821 war die -AIBt 
von Natural» und Gelvleiftungen allgemein — 
9 [3 at befimmt, daß Dienfte, weldhe die Natur 
ben, dder aus dem Gemeinde» oder Kirdhenner kom 
—X ne 5*75 ſeln er ji 1 
die Landesth € AD ei 
& fen m und heinanı von 1829 und — 
em Wi € anf Ablöfung find 
— —— Sen u aaa ve ——— 
2) die ans dem "Richens aber Schulverbaude enttering 
» — — — — — 
Lerporationã. unb Gsckki laſten, 4 henigen, 
. Deichs@ocietät beziehen.“ : J 
Die Defkrote der Din, des I, und d. C. v. 8. Sam. 1822 (3 
9. ©. 99). v. 8. März 1825 u D95 v. 22. Sept, 1826 (a- 
m. gt v. 12. Mat 1837 (a. a: D,, 8r.22 6.5 
v..28. Behr: 1888 (. a. DO, &. 86-88), dehitten. jenoch mit OH 
auf vie Dei. v.31. Mei 1816 (6. ©. 1806 ©. 181) den $. 5. dem 
Pe v. 7. Sant 1821 auf ale Natural-Abgaben und Leiftungen am 
Auftium, fofeen jene Abgaben und Leitungen auf dem B 
berichten der Be g auß, daß zwar nach $. 26, der AR 
deren Verwandlung in ente, nicht aber deren gänzliche Ablkfumg 
Kapital zuläffig fei; indeß wurde diefe Auslegung in den einzeinum 
bei den Defin id - Entfcheltungen der —eS — 
auch des Miniſteriums ſelbſt, nicht überall anerkanni; fle tief 
fige Kontroverſen darüber hervor: ob die Abgaben und Leiftungen 
Varochial · Verbande, oder ob fle aus allgemeinen Reipeeverbältehfen, 
dem gutöherrlichen Verhältniffe oder dem Zehntrechte, entftanden, 
deshalb zu den nicht ablößlichen oder zu den ablöslichen sehbnent " 


Rentenbriefe abgeldſten Real:Berechtigungen Bepitae, Entfihäbigung 
foweit verninbert, daß der Staat für feine Grundſteuer keine Slcherhell 
Nach $. 66. des Abl. ©. v. 2. Märy 1850 foll aber eine U 
den berechtigten Grundfüsfen für die Abgeläfen Reallaften zu eutrichtenden 
auf bie verpflichteten Orambfänte nicht ſtattſinden, und übereiuftimend 
fimmt der $. 96. a. a. D., „in Beziehung auf die Kommunal» Ber! 
die Grundſteuern treten (nach Ausführung ber Abldfung und abgefehen 
Landestheifen, in welchen die Mblöf. Orbnungen v. 13. Juli 1829, 18. 
und 4. Juli 1840 galten) durch die Ausführung des Mbldf. Geſehes keine 
berangen, ein. Es bleibt vielmehr die Regulirung biefer Berhältnifie der Aı 
Gemelude⸗Ordnung und ben Belegen Über die Grundftener vorbehalten.“ 

1) Nah as . des ©. v. 31. San. 1839 find die Grundeigentgämm 
die Matt ihrer zur Cütrichtung ber Srundfener verbundenen onen u 
yihtet, gen in dem Wigentfums-Berhältnifien der — 
mit der doriſchreibung des Güterwechfels beauftragten Beamten wändih 
ſchrifilich anzuzeigen unb bie zur Merichtigung ber Kataſter⸗Bader * 
erforderlichen Materialien beizubringen. &8 muß entweder aur ber Red 
— die derung eingetreten, angegeben, und bie darbder 

jegt, ober es Bann deren Mangel durch eine vor dem 

Bean von bein Theilen zu Brrthol Sr gebenhe Ertlarung rriept win 
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Das Asldf. Gef. v. 2. März 1850 verorpnet zwar im $. 6.: 
Ausgefhloffen von der Abldebarkeit nach ven Beflinmungen biefes 
ſichet And die Öffentlichen Laſten mit Binfchluß der Gemeindelaſten, Gemeinde⸗ 
gaben und SemeindesDienfle, fowie die auf eine Deichs und ähnliche Eorietät 
biggichnenden Laſten, ferner Kbgaben und Leitungen zur Erbauung 
ns ünterhaltung der Kirchen⸗ Pfarrs und Schulgebäude, weun 
sicht tie Gegenleiſtung einer ablösbaren Reallaft find, in welchen Balle 
gleich mit diefer abgelöft werden. Abgaben und eeiRungen, welche 
a Ormeinden und ben gedachten Gocietäten aus allgemeinen Rechtsver: 
ältaiffen, 3. 9. dem guteherrlichen Verhältniffe oder dem Zehntrecht zuflehen, 
in vea der Ablöfung nicht ausgefchloffen.“ 
dexzen disponirt aber wiedernm der $. 65. a. a. D.: 
vo ven ven Beſtimmungen ter 88. 64. u. 65., (der definitiven Ablöfung durch 
Me Renienbank reſp. durch Kapital), die Reallaften, welche Kirchen, Pfarren, 
Menden nad Schulen zuſtehen, ausgefchloffen kleiben, ') und baß bie Beſtim⸗ 
nung über deren Fünftige Ablöfung einem befonderen Geſetze vorbehalten bleibt.“ 


‚Ban And allerdings mit dem neuen Ablöfungd-Gefepe die Kontroverſen 
Br de yarochiale oder privatrechtliche Natur ter verfchledenen Abgaben 
u kungen an Kirchen, Pfarren und Schulen gehoben, dieſe Inftitute 
MR Sermantlung ihrer Abgaben und Leiftungen in Rente, demnaͤchſt aber, 
NEN. a. a. O. auch verpflichtet, fich teren Vertheilung auf die 
nah Verhaͤltniß des Werthes dieſer Iegteren gefallen zu laffen; 
&tet findet aber die Dismembration in der Nichtabldsbarkeit von 
ben und Leiflungen immer noch ein Hinderniß. 2) 
A) &in größeres Hinderniß der Dismembration beruht in dem Mangel 
de⸗Ordnung, beziehungsmeife in der Suspenflon der Gemeindes 
bit. * 1850, oder doch in einer mit deren F. 3., $. 47. und 
IN (6.6. 1850 ©. 213. 226. 239) übereinflimmenden Vorſchrift, 
m Dedung Ted Berürfniffes oder der Verpflichtungen ter Ges 
u elseffung der erforterten Gelpmittel Umlagen nad) tem Buße 
Etaatd- Abgaben beſchloſſen werden fönnen, ferner alle perſön⸗ 
aufgehoben und die dinglichen ablösbar find, überhaupt 
gültige Brinzipien über tie Leiftung von Rommiunalbeiträgen nach 
* * Steuer- und Leiſtungsfaͤhigkeit aller Gemeindemitglieder eins 








A, dach eine Beſtimmung diefer Art wird den KommunalsBeiträgen 
Üerztter und die Form öffentlicher Laſten, welche fle an fich haben, 
IM beigelegt und die privatrechtlidde Borm genommen, welche 
ed In ten dftlichen Provinzen gegenwärtig maaßgebende Kontribu> 
Wal nach DOrtöverfaffung, Herkommen und Obfervanz und die feflge- 
 Berbiurtung mit den Grumdbeflgungen, wie mit deren früheren 
Hfstion und Größe aufprüdt. 

Bei in Weftphalen nach der Randgemeinde-Ortn. v. 31. Oft. 1841 
ntlih F. 109.) bereits ein ver Gemeinde-Ortn. v. 11. März 1850 
#8 Beitragsverbältnig nad Grund» und Klaffenfteuer, für gewiſſe 
unallaften galt und nach und nad) allgemeine Anmwenvbarfeit erde 
, war dort das Dismembrations⸗Geſetz v. 3. Ian. 1845 mit feinen 


— 


Bergl. das Er. in der Zeitſchr. f. LandsKult. Geſetzgeb. Br. 4. ©. 264. 
Der Unablösbarkeit der auf dem Grundſtücke haftenden Dienfte und ber 
leikungen öffentlider Natur an Gemeinden ungeachtet, müflen übrigens 
ch auch biefe Leiftungen in Leiftungen anderer Art oder in Gelbabgaben 
eit sy fobald eine Dismembration es nöthig macht. ($. 14, des ©. 
ın. . 


156 dien 3. Mofigung d. Deſqi⸗ u. Ciedemiſe d Baahetoan 
— 7 auch für die eheiuns von Sram 


Ar 
















—5—— — eilung von Soeieiiu⸗ und 
—— —— —* 
et lichen —2 

yon shuuer n nn 

gänzlich‘ veränderten Grundlagen un und — *— 

tur; ferner in des ſchwankenden oder 

—— — oder —8 Serlomimen b sachen —e— 
ganzen mühfem erzmittet und deren . 


En he! ni 55 der —— des 


we epe des 3. v. 9. Juni us 
L®. 1845 —X 27 Ro. 201) 2) ſchon früher die fg 
aß ungen wegen lieberweifung ker neien 
und ae an einen anderen und näberen Kicchens- und 
band ber weiteren Erwägung bei Vearbeitung einer ie 


n 
f me 


4) Inden das Sands Kult. Ed. im $. 3 —— a er 
des platten Landes der Theilbarkeit der Grunbkäde nicht im 
entweder direft ober indirekt bloß yerfönlicher Natur —— 
Schwierigkeit wegen der Grundſtener zu beſeiligen bleibe“, — 
Berausfegung aus, daß, wie es wegen ber Gtautöflenern 5 
andy) wegen der Rommunals Gienern insfün bie Praͤſtations· 
Maaßſtab des Beitrages» Berhältniies bilden, daB ſomit tie —— 
des platten Landes mit den neuen Brincipien der Staats⸗Verwaltung in @ 
ebracht werden folle, was als eine nothwenbige Folge erichien, fowchl ve 
efeßgebung im Allgemeinen, ale ber Aufhebung der bis zum Ed. 2.9. 
verfahungemäßig beſtehenden Befchloffenheit und Untheilbarfeit, wie der DE 
Kiaffifilation der bäuerlichen Grundbbefigungen, wonach ſich ihr Leiſtunge⸗ 
niß ebenſowohl zum Staate und zur Gemeinde, wie zur dienſt⸗ und abgae 
taten Gutsherrſchaft richtete, 3. B. als Bany- und Halbs, Vier⸗, 
sdüfner oder Anfpänner, Gany: und Halb» Koflüthen, Groß⸗ und 
* Häusler, Bübner u. f. w. Rach den thatſaͤchlich beſtehenden 
war jedoch damals dieſe Vorausſetzung im 8. 3. des Kult. Ed. 
qutseffend. Denn in den öſtlichen Provinzen richteten fich bisher die Kes 
Beitragsverhältniffe in der Regel nach dem Grundbeflge und ben verfchiebennd 
fen der bäuerlichen Höfe, und hatten im Laufe der Zeit den Charakter u 
Korn von Reallaften angenommen. Sie waren zum Theil den Beitrag! 
niffen aus dem Parochial⸗Verbande nachgeßlfbet. (Bergl. z. B R v. 17. Juu 
Rabe's Samml. Br. I. Abth. 1. ©. 3 Stengel’s Beitr. Vd. . 
Decisum der Geſetz⸗Kommiſſion v. 13. Seit 178%, Stengel Br. 12.1 
ferner die Beſtimmungen wegen | ber Beiträge zu den Barochialtafen in den s 
n. 737. u. 737.9. 8 R. I. 11.) 

In den Öftlichen Beeuimien fand man daher bei den Dismembratiene 
laſten dffentlicher Natur vor, für deren Repartition nur der $. 43. Nr. 4. 
v. 20. Juni 1817 im Birkungskreife ber Anseinanderfegungss Behörden ® 
ten enthielt, auf deren and des $. 3. im Land⸗Kult. Ed. analoge Anwendi 
Ausdehnung, bie Berwaltungss Behörden letiglich angemwielen waren, indem 
gleich für I (be Derfaheen, namentlich für abminiftrative Defmitios Butfcbeibs 
on en ss 162 — 165. der B. v. 20. Juni 1817 und $. 38. der B. v. 3 

834, ferner in ber den AuseinanberfehungsrBehdrben zur vVſlicht gemachn 
ya sMerime bei Wahrnehmung der Iandespolizeilichen und ſtaatewirthſch 
de een Een —— — 8. oe ber V. * *. au 183%: 
en Beſtimmungen even im einanderjehunge 

l. in Bd. 1. ©. 149-151. o 
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dumg ver, und es erflärte das R. veffelben Win. v. 5. Iuli 1845 (Min. 
.d.i. B. 1845 S. 173 (Nr. 202) 1): 


ij die Ertſcheidung vieler Zweifel der Behörden in Betreff der Gruntfäge bei 
Wuenbratienen ben wegen ber Orbnung des ländlichen Rommunalwelens in 
e Sarberritung begriffenen Maaßregeln anheimfalle und ganz außerhalb ber 
Migsbe des Gef. v. 3. Ian. 1845 gelegen habe, indem lepteres nur den Zweck 
habt habe, die von der Zertbeilung der Grundſtücke betroffenen Rommunals 
tniffe zu ordnen und die dafür fehlenren allgemeinen Grundſaͤtze über 

ie in Feige einer Grundſtückstheilung jedesmal nothwendige Repartition folcher 
len a ergänıen, welche auf Grund und Boden ruhen, oder doch in Rüdfirht 
wu es des dismembrirten Grundſtücks zu entrichten waren; daß die 8$. 12. 
WA. ur Eubrepartitionss Prineipien für ſolche Abgaben und Leitungen ents 
welhe die Natur von Reallaften wirflich haben, die Principien der 88. 12. 
17. de gar nicht anwendbar feien, wenn es ſich nicht um Kommunal⸗Laſten 
banler Katar handelte, mithin nidıt das G. v. 3. San. 1845 ale Entfcheis 
über die Frage betrachtet werben dürfe: ob die zu vertheilennen Koms 

een realer oder perfonaler Natur feien und welcher Rontributionsfuß dies 

in den verfchiedenen Landgemeinden und wiederum hinfichtlich der vers 

tu Arten von Rommunalstaften belebt, ferner eb und wiefern bie Foren⸗ 

Ma bitagepſichtig ſeien oder nicht. Die Entfcheidungsquelle über die Natar ber 
staken und den Kontributionsfuß müfle in den Ortsverfaſſungen, in 
‚ g u. f. w., könnte hingegen nicht in dem G. v. 3. Jan. 1845 


Diele Schwierigkeiten follten, zufolge des $. 96. des Ablöf. Gef. v. 
1850, ihre Erledigung In ver Fünftigen Bemeinte-Ortnung, wie 

* Grundſteuer⸗Verfaſſung finden, und es lag deshalb auch 

Bekamıng des F. A. des ©. v. 24. Bebr. 1850, wonach 

dehnij ver Regierungen wegen Feſtſetzung eines fofort vollfiredbaren In⸗ 

h über Bertbeitung ber dffentlichen Laften auf alle Fälle ausgedehnt 

| —* die Regierung für angemeſſen erachteie, die definitive Regu⸗ 








X X der Motive der StantösMegierung, auddrücklich die Erwä⸗ 
Fam Öcante: 


——XX Berhältniffen, mit denen ſich das zu treffende Regulativ beſchaͤf⸗ 
WM aaber Zukunft eine totale Veränderung bevorftehe, weshalb es auf eine 
Erorterung der befiehenden Verhältniffe und anf eine genaue Abwaͤ⸗ 

ker anf die einzelnen Theile ber dismembrirten Grundſtücke zu legendeu 

“ch ankemme, fondern genüge, wenn die Bertbeilung ber Laften nach 
mehr oberflächlichen Anfchauung ber Behörde interimiftifch bewirkt und tie 

Feſtſtellung vorbehalten werde.” 2) 


Be weit und wie bald die in Ausficht genommenen Geſetze zur Aus⸗ 

gelangen, Davon wird es auch abhängen, wie der auf der Grund⸗ 
des F. 4. des Er. v. 9. Dt. 1807 und des 6. 1. des Kult. Ep. bes 
Be Act. 42. der Verfaſſ. Urkunde v. 31. Ian. 1850 wegen ter Ger 
leiſuung des Rechts der freien Verfügung über das Grundeigenthum 
wien Theilbarkeit feine volftändige Erfüllung erhält. ?) 







— — 


Vergl. in Bd. J. S. 134—139. 

Bergl. auch die weiteren Motive ber Staats-Reg. zu dem ©. v. 24. Febr. 
J— den Bericht der Agrar⸗Komm. d. II. Kammer unten im Kommentar zu 

ef. 

Ueber die Ratur der Abgaben nah Maafgabe der Landes: 
ffung, deren Feſtſtellung außerhalb der Beſtimmungen des Gef. ». 3. Ian. 
ag, und deren Grörterung daher zu dem befonderen Kommentar über die 
 Baragraphen jenes Geſetzes nicht gehört, verbreiten fich folgende &riaf 
Bublif. der Reg. zu Königsberg v. 26. März 1818 wegen des \eit.: 
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SAL Borbereitung des Seſetes v. 9. an: 1845: 
Verordnungen der Behörden in Betreff: ver. X 
Grundfäge, des. Berfahrens,.der Zuziehung der Imt: 

_und ber mitwirfenden Organe hei Disimembratipnen 
“A Busblikanda ver —ã— ig 3% . .r 

Diefelben betrafen in der leichgekt Küellunge 

und das Xhellungs » Verfahren und babei die Grumbflener, bb 

und Remmumallaften und die flefalfen. und Domelrk«& 





ze 1784 durch die DomainensWemter verrechneien Rapfı uud c 
ipeeußen, welcher bei ing der Kontribetion, —— 
riet uud mit zue —— — ei 

dm. Gigenfäthiner Eontribnable Grunbäde erwerben, fe 


werben. {R. d. Bin. Mi: "D. 3ac keie) Der 4 Prozent Ü 
. Bin. Min. u. 

ne eat wein ven cn GüteRompler Aber van oehennen 

vingefne ‚wieder a 
van 


" B) it, t ». 8. Zuft 1818 in Wetzel 
— ae as ſel nach ber Ber 


Malzforngeld u. f w., welche lepteren kein Degen 
fo Et Site erbauten u pr 
ienfte, Wweldie nach dem jatıbe „Bandarınen 
Yche teine Reallaft fei, fonberit nur mit MädRcht auf den Grand 
jebesmaligen Anlage: erhoben wird, Schoß, ſofern te wicht nach deu Hu 
nach, dem Nahrungeſtaude ober von den Perfonen det von Bich ı 
faffens Beiträge, welche nur von den Gebäuden nach Me 
ing, getragen werden; — dergleichen Abgaben verthellten 
gi des künftigen Viehftandes, Rahrungeftandes, Gebaͤudebeſthes u. f.t 
jei neuen Gtablißements folle ein Jurisdiftiongzins, wie die Verpfli 
nommen werben, ſich der Regulirung eines angemeffenen Beitrages n 
ber Süntzenhienß-Bemuneration zu unterziehen. (v. 8. Mnnal. Dh. 


€) Bublif. der Reg. zu ainigeberg v. 20, mir 1820. Mr. 6 
dige Gefälle und Leiftungen felen in ber Regel Fein Gegenftand ber 
fondern mäßten ale perfönliche Abgaben immer von demjenigen übern 
den, den fle verfaffungemäßii irefen. Die Firieung bes Kopf» und 
wenn Gigenfäthner Fontribuables Land an fih bringen, müfe zum ei 
der Ginfaffen gefchehen, wo Heine Leute bis 14 en Breußifch | 
buables Land an fidh bringen und nun als Bigenthümer zu betrachten 
da bier eine Kiration nach fechsjährigem Durchſchnitt nit Rattfinder 
Flration mit dem — Betrage, welcher von dergleichen denten 
an unbeſtaͤndigen de fen entrichtet werden muß, d. h. für drei ® 
Kuh und zwel Schweine, nach ber für das Mmt üblichen Sägen gefd 
fo müßten im Grmelande diejenigen, welche kontribuables Land bie 

+ Breußifch inft., afquiriren und abgefondert bewirthfchaften wollen, ange 
fäigen Kontributlons: und Domainen-Zinsgefällen noch als @igenfäth 
niebrigften Sage von 1 Thlr. 10 g®r. Preuß an Spann und Schar 
der Abgaben-Bertheilungs-Nachwelfung gebracht werben. Bei allen I 
Leitungen, welche nicht nach dem Befige von Eontribuablen Mder vert 
mößten dieſe Heinen Wirthe überall als wirkliche Bigeufäthner betze 
und dürften 3. ®. die Kalenden» Abgaben nur als ſolche unb nicht a 
Birthe entrichten. Die Bertheilung der auf dem diemembrirten Grund 
dem Wbgaben an die Kirchen ⸗ und Schul⸗Societäten Eönne fi nur « 
erfitedden, welche nach bem Oftpreuß. Prov. Rechte Zuſ. 213. $. 1: 
‚Öufenmanße vertheilt werben, wogegen diejenigen Präftationen, welche 
Ibaften ober Sewerfiellen emtrlcytet werben müfen, wie 4 B. bie Me 


Hl 
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wem, abgefehen von der angeorbneten Mitwirkung der Domainen» 
x und Domainen-Intendanturen, wie der Kontributiond » Steuerämter, 
%rtheilung und die Einreichung der DVertheilungspläne nebft Gutach⸗ 
en Landrathsämtern, an welche auch die Anzeige wegen ter ſtattge⸗ 
ea Diemembrationen vor Ten Kontrahenten gemacht werben follte. 

) das Publik. der Neumärkifchen Meg. v. 29. April 1810 ver- 
mähft jede flaatöwirthfchaftliche Kontrolle über die Dismembration 
as überfläfflg und nachtheilig, aud, dem Geiſte der Gefehgebung zu⸗ 
t und bemerkte forann: 

„Der Zweck der Anzeige von der Theilung durch den Kreis⸗Landrath bei ber 
kipigei-Inhanz beſtehe nur darin, letztere in ber Ueberſicht vom flatiftifchen 
iaegaphiſchen Zuflande ber Provinz zu erhalten und zur Auflicht über Re⸗ 
hang der Abgaben, wie zur Berichtigung der Steuersfegifter und Präftatiens: 
käea zu veranlaflen; fei gegen die Binigung ter Interefienten über Verthei⸗ 
gie Abgaben vom Landrath etwas Wefentliches zu erinnern, fo werde eine 
ar Repartition feftgefept, und wenn die Kontrahenten verfelben nicht beitreten 
ka, Sisfus von dem Rechte Gebrauch machen, tie Tandesherrlichen Abgaben 
Ikılen von allen Barzeflen des zu trennenten Fundus kerrealiſch zu fors 





| 

tem Hauptgute verbleiben, und auch noch befonders von dem Theilſtücke 
nerden müßten, fofern dieß befonters bebant wird. (v. 8. Aunal. Bd. 4. 

%. 19). Bergl. übrigens in Betreff der Berfaffung des Zehnten, der 
Lelende oder Bartitien, des Saczehnten, der Eleinen und Geld⸗Kalende, 
Yetesals und RealsZehnten, ingl. des Knechts⸗Hafere, die Zufäge zum 
Mm it. zit. 11. Tl. II. des 9. 2. R. im Oftpreuß. Prov. Rechte, &. 139. 
MER der Reg. zu Danzig v. 2. Juni 1823. Wenn ganze Borwerfe 
ta Hand verbunden gewelene Bauerhöfe, welche im Kontributiond : Ka: 
ui en Kontributionen befonders aufgeführt find, wieder vereinzelt wer: 
ki ProzentsZufchlag Ratt; ferner wenn Grundſtücke, auf welchen feine 
heſet, dismembrirt werden und das abgetheilte Grundſtück der Größe 
mia Gigenfächners Befigung bildet, erfolge ebenfalls Feine Erhöhung von 
Dagegen fei vom neu gebildeten Grundſtück das übliche Schupgeld ven 
ser i Thlr., je nachdem an dieſem weniger als ein DM. Morgen 
ye Rngen und mehr gezogen iſt, zu entrichten. (v. K. Annal. Bd. 7. 
) 
Rz der Meg. zu Danzig v. 22. Nov. 1824. Nr. 5. Wenn das 


vbelches zur Errichtung eines Bigenfäthner:Etabliffements dismembrirt 
Wal Oezupfleuer (Rontribution) belegt in und der Antheil des letzteren 20 Sgr. 

Abrlich beträgt, fo folle der Zuſchlag von 4 Prozent, aber fein Schuß: 
„Muerenfalls ohne Rüdficht auf den Flächeninhalt der geringfe Gap des 
B elbes, nämlich 20 Sgr. erhoben, der auf das Käthner⸗Grundſtück 
hende Theil der Kontribution von demſelben eingezogen, die Berechnung ber 
wat son der Kontribution aber nicht flattfinten. (R. des Fin. Min. v. 
damb v. 15. Dee. 1821). (v. 8. Anal. Bo. 8. ©. 1041. Nr. 42.) 
6. R. der Reg. zu Bofen v. 19. Mai 1833. Bei denjenigen Realabga⸗ 
ı Soßen, die nicht aus ein für allemal feſtſtehenden Seldbeiträgen und 
1:Dnantitäten beftchen, fondern von Beranlagungen nach Maafgabe des jedes» 
Bevürfniffes abhängen, fet nur das Berhältniß, in welchem die Verthei⸗ 
klinden Toll, fehtzuftellen. (v. 8. Annal. Br. 17. ©. 350. Nr. 67.). 
X der Reg. zu Kdelin v. 22. Febr. 1843. Die Gemeindelaften, 3. B. 
haltung der Brüden und Wege, Nachtwächterlohn, Schulgengeld, feien 
perfönlicher Ratur und wenn deren Vertheilung auch oft nach dem Grund⸗ 
folge, fei 06 doch genügend, dem Juhaber des Trennftüds feine Nicht: 
in Grinnerung zu bringen und zu eröffnen, daß cr in einem beflimmten 
fe gegen bie übrigen Dorfbewohner beizutragen babe; Beireiungen von 
alzLaflen feien nie anzuerkennen. (Win. Bi. d. 1. V. 1843. ©. 02, 
) 
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* — wie id die Kontrahenten hiuſichtlich ber „Romuminetdsunbid 
Ubgaben ober ber einer Kommune aber einem 

De pi aber ber auf dem Fundus een —55 
aan de De — ar FR: au 3 Jo Be 
er dan ® 


En ET eg Helen, “ “al vn ben Berechtigten Befonbenp, 
„Bades Ganml. Br. 1 330.) 

ri Vublit. Fa a pr Magdeburg 5. 18. Juhl 
beſtinimi unter An * 
daß nuthellbare Eee fe weit es ohne Maxhtheil geichehen Fönue, 
Theile der dismembrirten Grundfüde übertragen und ba, wo bie 
„nflichtelen Pertinenzien davon nicht entbunden werben fünmen, Fe 
„ftationen —— müffen, welche ber Auseinanderfeßung 
allen mbatlR Dehreli Kıbz Daß Tnmifhe Be Hünenkeiten Gr 
„gemeinfchaftlichen Verbinblichfeit unterworfen bleiben, bis wegen 
Yin beftimmtes Abkommen getroffen fei. — Uebrigend hätten. bie 
„erhaltene Anzeige für die Aufklärung ber auf ben parzellirten Grunt 
„tenben Steuern, Kommunal - und fonftigen Öffentlichen aften, auch ber 
„ober anderen —— Anſtalten und Korporatlenen a 
„Sefälle und Relftungen von Anieuen a zu forgen, bie — 
el und Regulicung derfeiben durch Ginztehuug der — 

‚thelen ober on ff mb durch Berhandluug mit den Intereffe 
Arabei auch die Hebüngs: Behörden und unmittelbaren —A 
„renden Mnftaften pr Ta (0. K. Anmal, @r, 1, ©, 64. 9.1. Se 


3) — * Reg. zu Königöbergs v. 26. Din Hl, 


el Reken —S verlediſchen ober jelegenitlichen Um! 
„Grunbabgaben abet Demintafs@rfälen cher nuberen Din —* 
„ben Gtaat, Kirchen und Schalen, oder Kommunen und Gemeinbe-Werbt 
nbürfe es eines eigentlichen Dismembrations-Konfenfes, twitrigenfalls bie! 
„bung and Berichtigung bes Vefiptitele tn den Gnpothefenbücern verwell 
„den ımäfle und alle Theile der zerftädelten Brundküde für diefe Wögibe 
„{R. de6 Bin. des I. m. dee @. d. 24. April 1812, u. des Iuft. Bin. 11 
a: doch müßten bergleichen auf einem Grundftüde rubenbe frithe 
jaben oder fonfige Binafihe Bräfationen, fo viel ale möglich werhäfli 
die einzelnen Theiifüde, und zwar nach lächeninhalt und Weit 
Awertheilt und baranf gefehen werden, daß durch die vorzunehmenden 
„gen feine Verfümmerung, Vermiſchung oder Verbunfelung dieſer 
miole in Mückficht der Qualität der Brunbfihe entfiche. — Bei 50 
„fber Grundfiüde genüge der Konfens des Magifttats in gr 
stehenden Kommunal« Berhäftniffe, wenn anfer eigen Benubabgrhen 
„Stadtgemeinde feine binglichen Präfationen auf ben Grut — 
Beribeilung firirter Abgaden und Präfationen an Kirchen PR Schnien, | 
„Kommunen, Kreis⸗ mıd andere Gemeinde-Berbände, fet aunächk dem 
mBefiger des Hauptgutes und den Vorſtänden jener Inflitute und 
„za vermittelnden Abfemmen zu übertaften; diefelben müßten zugezog 
(0. 8. Anal. Bo. 2. ©. 26. Nr. 28.) 


4) Publik. der Reg. zu Srantfurt v. 8. Juli 1818, PR 
läßt die Wahrnehmung des Intereſſes der Kommunen, der Küfen, 
und Schulſtellen im Allgemeinen ven naͤchſten Vertretern und a 

















4) Ein Grundfag, der fpäterhin von den Minifterien auf bas Cutſe 
verworfen wurde, |. unten. 

nalen weiter unten. ad 1. m. 2. R. v. 17. Sept. 1843. Nie 

Fe —8 21. März 1844. daf. Rr. 104. v. 26. Oft, Il 


Zenheilung von Grundſtücken u. Gründung neuer Anflebelungen. 161 


ihe Anweifungen wegen ter Privatlaften (Burg⸗, Bau-, Spann 
Holzfuhren, Abgaben an Getreide, Gaͤnſen, Hühnern), welche event. 
u Beranfchlagung ver Naturalien und Dienfle nach Durchſchnitts⸗ und 


Lokalpreiſen, in Gelde feftgeftellt und theilbat gemacht werden follen. 
(8. Runal. Br. 2. ©. 661. Nr. 24.) 


N Bublif, ver Meg. zu Königäberg v. 20. März 1820. Daffelbe 


F Ausfertigung des Dismembrations⸗Konſenſes immer die rechtliche Wir⸗ 

hbe, daß daturch vie folidarifche Verpflichtung für fämmtliche auf dem 

* haftende Realabgaben an den Staat, die Kirche und Schule oder 

Bualisuen aufhört.” 

6% diöponirt daſſelbe wegen Zuziebung des Patrons und der beftell- 

Quiniſtratoren geiftlicher oder meltlicher Inftitute, welche der mittelba- 

ae unmittelbaren Kuratel der Negierung unterworfen find; fobann 
ver Beflätigung des Vertheilungsplans Seitens der Negierung, und 

bien Eatholifcher Kirchen des Ermelantes, von tenen Fiskus nicht 

ku it, Seitens des Fürſtbiſchofs. (v. K. Annal. Bd. 4. ©. 22. Nr. 19.) 

ia C. N. ter Reg. zu Danzig v. 2. Juni 1823 ift im Wefent- 

Werinflimmend mit tem vorftebend erwähnten Publik. (v. K. Annal. 

16,72. Nr. 23.) 

Ds Bublif. ver Reg. zu Königsberg v. 4. März 1624 beftimmt, 
Mu Ertheilung des Dismembrations⸗Konſenſes die öffentlichen Ab⸗ 
ai tem zerftüdelten Grundſtücke folitarifcy haften. (v. K. Annal. 

— 9 62.) 

ME M. ver Reg. zu Pofen v. 19. Mai 1833 verordnet die 
turch Die Landraͤthe und Beflftelung eines Kontributions⸗Ver⸗ 

ki Beranlagungen, tie z33 jedesmaligen Beduͤrfniß abhängen. 




















PL. Br. 17. €. 350. Nr. 67 


HR, ver Meg. zu Köslin v. 22. Bebr. 1843 verfügte Hinficht- 
Weben aus tem Pfarr⸗ und Schulgemeinve-Berbante einerfeits 
Auichung des Kirchen⸗Kollegiums unt Patrons, antererfeits, taß tie 
ta Trennſtücke von perfänlichen Leiftungen an Kirche und Schule 
bei Bauten, nie befreit werden Könnten, daß fich vielmehr die Art, 
iu Diefen Laſten beizutragen haben, nach den Ortögemohnbeiten, 
da Grfegen oder ven Befchlüffen der Kirchen- und Schulgemeinde richten 
Bas dagegen die auf Grund und Boden ruhenden Abgaben und 
—8 Pfarre, Küſterei und Schule betrifft, fo disponirt das er» 


IL fti Regel, daß felbige bei der Zerflüdelnng eines Grundſtücks auf befien 

Eeirzelne Theile nach Verhältniß des Werths der lebteren vertheilt werben, 
bi vorhandenen mehreren Abgaben jedoch nicht erforderlich, daß jede einzelne 
Abgabe getheilt und von jeder ein Theil auf das Trennflüd gelegt werde; 
mar Umfänden fünne die eine Abgabe ungetheilt bei dem Hauptgrundflüde 
verbleiben, die andere ungetheilt auf tas Grundſtück gelegt werden. 

) Unbefimmte Abgaben und Leiftungen, (welche nicht jährlich wiederkehren), 
mit Ausnahme der Dienfte, feien auf eine Jährlichfeit zu bringen und fei 
ron der Vertbeilung, wenn fie zu fehr ins Kleine falle und die Grhebung 
zu befckwerlich würde, abzuflehen, in fofern als 

a) tas übrig bleibende Haupiflüd oder ein größere Trennftüd von foldhem 

Werthe fei, daß die Abgabe nad dem Gutachten des Patrons, der Kir⸗ 
chenvoiſteher, beziehungsweife des Pfarrers auf demſelben ficher tft, 

3) viefelbe auf Koflen des Veräußerers hypothekariſch eingetragen wird; 
entgegengefestenfalls müße die Ablöfung der Abgaben nach $. 29. ber Ab: 
föfungssOrbn. v. 7. Juni 1821 vermittelt, und wenn Streit entfteht, bei der 
General: Rommifiion darauf provoeirt werden. (Min. Bl. d. 1. V. 1818, 
©. 52. Rr. 111.) 


ss Rultur-Dejepg. Ab. U. 11 


"103 Bon 1. Aücfeiligung d. Befäcknl. u. Sinteraiftt. Benheseikiänk; 


:B. — Sie 2 
Be | 
ungs-Orundfäge 
tens bei —— —— haben * 9 


an, Berne, und weiter feftgeftellt und verallgemeinert, 
mdfäge zur Geltung gas ht: 
a) 2 die Bert hei 


ai 
an unter Zugiehung der Wertreter ber betreffe nden 3 
tute um Korporationen, 
Ne) mit Berhtfiscigung der Flache und Bonität ur 
Ktennfäde m bewirken ım) 


AA. folgende — die Prinziplen in beidenlen 


ung von Amtswegen, — durch den 


dd die Regt beſtati 
— Ye as Sm * Nr 10. Er. sa 


9) 3b auf je Parade eine serhäftnifmäßige Quote der ana 


ıb) — — E Ai ‚in dem Maaße elart feien, daß eo debel 
auf eine ganz genane arithmetiſch richtige Feſtſteliung des auf bes 
übergehenden allquoten Theils der Gteuer nach Flächeninhalt 
des ganzen umb bes abgetrenmten Theile, fordern mir auf eine «x 
bowo, anzulegenbe ungefähre —— autos aufomme; 


€) ferner daß «6, wenn ber OauptsBundus mehreren am 
* 3 2. Kontribution und Gendle a, ge *8 


8 6, wenn aledanıı nur ein mi Btentchitten 
te von einer biefer Abgaben auf kat dere) 

im Agemeinen müffe bei Mbıweigung einzelner Gtabl 
Granblüde der Grundſah wegen augemefiener Beriheilung der — 
Per — bei Lehnpferdegeldern der Nittergüter durchweg in ür 

t werden. (Koch’6 AgrarsGefepgeb. [4. Ausg.) ©. 21.) 
nee nen tes 6. u. des J. v. 21. Mai 1898 4 
DVertheilung der Kirchen ⸗ und Schul Abgaben bei Di 
den $. 48. der V. v. 20. Juni 1817 und —* 3. des 

ai 







orbnet die verhältnigmäßige gertheltung an g tet auch, 

Beuelung — fehr ind Kieinliche falle, daß vie Abgabe Eu, 
Sauprftelle Bleibe, Dan LE Dmnbepalt der Mitverhaftung ded X 

(0. 8. Annal. Bb. 17. 68.) F 

3) Das R. des Fin. an des I. v. 8. April 18° 
aunääft: . 
„daß eine Ginrihtung, wonach eine Gemeinde in fo viet_Bartlaf 
einaudergehen Fönne, ale zerftüdelte Bauerhöfe in einem Dorfe Genen, 
„unb ber Berfaflung bes Gemeinde- Verbandes entgegen und daher unzall 
ndie nenen Wurflebfer würden ipso facto Mitglieder der Gemeinde uud 
„folche ihre Beiträge zu ben Gemeindelaſten zu entrichten, gegenfeitig 
„an ben GemeinbesAnfalten Theil zu nehmen.“ 

Sodann bemerkt daſſelbe in Betreff der Laſten ſelbſt: 


mbaß ber bei meitem größere Theil ber Abgaben ans dem Parochials ah 
„meindes Berbande feiner Natırr nach erfentt fei, dem Berpflichteten ad 
„glieb der Sotietät obliege und es oft nur Sache der Repartitiom fet, ob du 
träge nach dem Grundbefihe, ober nadı welchem anderen Vertheiinnge:Ma« 
„aufgebracht werben follen. Im Allgemeinen werde der aktuelle 
„Birtbichaft umb Stelle (auch bezüglich der von Guteherrſchaften vereint 
„wieder kißmembrirten Höfe), im Verhaͤltniß zu allen gleichartigen 

„und Stellen, in jebem einzelnen Seitpunfte, ohne weiteres Zurädgehen 6 
„vormaligen Bufanımenfeßungen, den Maapftab der Vertheilung barbieten. 
„Befpannung einer abgezweigten Wisthicgait worte tie Theilungepficht uı 
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Mandienken ter Gemeinde entichelden und es koͤnne fich treffen, daß flakt der 
kisahme von urfprünglich zwei Zweifpännern für den nämlichen Ländereibes 
w Me Kcnfurrenz von drei, vier u, |. w Zweiſpännern eintrete. Die hands 
nirlihtigen Quoten würden ebenfo mit der Zahl der neu augefledelten Fa⸗ 
lite machten, Die baaren Geldabgaben aber auch in diefem Falle nach Maag: 
be der Beribeilung des Euntribuablen Landes repartirt werden müſſen und nur 
‚fefeen der Gemeinde ſelbſt nene Beiträge von den neu angefiebelten Familien 
mehen, als tie feg. Keinen Leute dergleichen herfümmlich in einem anderen 
eltgi: Berhältniffe, als nach dem Maaßſtabe der Brundfteuer, aufzubringen 
Ken. GSelbſt wenn eine gänzliche Umfehrung der vermaligen Befiß:BVerhältniffe 
&ietiete, fo daß 3. B. der größere Theil der Bauergüter durch Diemembras 
im ia Bünnerftellen umgeſchaffen und folchergeftalt tie auf den fyannfähigen 
Birken Ieftenden Spanndienſte für diefeiben unerfchwinglich würden, bürfe in 
Falle fein Anitand genommen werden, eine anberweite und nunmehr 
bi Vertheilungsart an die Stelle ter hergebrachten eintreten zu laflen. Das 
tier Semeinde, hierüber Beſchlüſſe zu fallen, fei nicht zu bezweifeln. (v. 8. 
.12. S. 437. Nr. 81.) 
VER. res Min. des I. und ter P. v. 29. Suni 1835 und v. 
Ba 1833 ermächtigen die Negierungen zur Einführung eined (mitge- 
) Regulativs über das Verhaͤltniß ver Kühe haltenten zu den Pferde 
Bir Birthen bei dem Kommunal⸗Vorſpann. (v. K. Annal. Br. 19. 
W-48. Mr. 90.) 
MER res Min. des J. v. 17. Sept. 1843 verwirft, übereinftim- 
at dem Prinzip des ad 3. ermäßnten Meffripts, das Verlangen einer 
‚ „en Trennſtück von einem, die Uebertragung ter Kommunal 
iq biößerigen DVerbältniß fichernnen Umfange auszufcheiden*, und 
Ve Behörden an, nach Anleitung des M. v. 20. Juli 1839 (v. K. 
Be. €. 128), das Beitragsverhältnig dahin zu reguliren, daß tie Be- 
der Irennftücte eine Gelvabgabe für die Spanndienfle übernehmen 
Mh Viefe dezu verwentet werde, diejenigen zu entfchädigen, welche den 
Saint für das zerftüdelte Bauergut leiften. (Min. BL. d. i. V. 1843. 
MN) 
9 dent ſünmt das M. teffelben Min. v. 21. März 1844 überein, 
* rechtlich nicht begründet ven Antrag verwirft, tie fämmtlichen 
pe eines zerfchlagenen Grundſtückes für tie auf vafjelbe fallenve 
: vn Kommunallaſten als folivarifch verhaftet anzufehen, und darauf 
EA daß der Geltwerth derjenigen Leiftungen, namentlich ter Spann» 
Ze, welhe auf dem Hofe vor feiner Zerſtückelung obfervanzmäßig haf⸗ 
"Amittelt, nach Maaßgabe der Gruntiteuer auf fämmtlihe Parzellen 
A md der biernach auf jedes Theilſtück fallente Betrag von dem 
fr deſſelben event. erefutivifch eingezogen, dieſe Geltabgabe aber zur 
Mligung tedjenigen benugt werde, der den Spanndienſt für das zer- 
a Grundſtück leiſtet. (Min. BI. d. i. V. 1844. &. 82. Nr. 104.) 
) Das R. deſſelben Min. v. 26. Oft. 1839 vermirft, von gleichem 
Dpunkte auögehent, den Antrag einer Gemeinde, wonach der eine Hof⸗ 
z als für alle Leiftungen verpflichtet anzuerkennen, oder den geſamm⸗ 
fquirenten nachträglich eine folidarifche Verpfiichtung aufzuerlegen und 
die Beitellung eines gemeinfchaftlichen Stellvertreter aufzugeben fei; 
en vielmehr jeter nad) feinen Antbeile die auf dem Grundſtücke haf- 
Leiftungen zn präftiten habe, auch alle dem Befiger des ganzen 
obgefegenen perfänlichen Verpflichtungen geleiftet werven müßten, was 
radurch bewirkt werten fünne, wenn jeder einzelne Afquirent nach 
jewiſſen, nad) tem Umfange der erworbenen Grundſtücke zu beſtim⸗ 
n Reibefolge, fobald tie Neihe an ihn kommt, das Ganze ter per- 
en Leiftungen übernehme. (v. K. Annal. Bo. 23. S. 862. Nr. 89.) 


Berfchierene Winifterial-Erlaffe ſtellten als Grundſatz auf, daß tie 
11* 
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Pr eibehörde, und zunähfl ver Kreid-kandraig,, 
ea: £ erhalten, zum Einfchreiter 9 
5858 gehalten, un verp oe feien, nicht bie 
—ãæ zu v⸗ ſondern auch alle 5 
Bee ech vurch bie Pargelliung alterirt werben, 
anch die der Parzellen &xiwerber zur Kommune, 
Varochie und —* Sch ınde, dergeſtalt zu reguliren, daß d 
Benvidelungen oder Wi ten und Schwierigkeiten 
Intbefondere —— das des Min. des Y., landwi | 
v. 7. Of. 1840 (Min. BI. d. 1. ®. 1840 ©. 394 No. on 
1g nicht nut von Amtswegen ben —— 
der unzulaß Stipulationen bekannt zu machen, ſondern 
zu for — En ie, daß je ® Verh e Kr wie — 
en Inter 
et ae — Pa die —— 


















innen 


* ber und ee un ger —J ned aürtigen 
dur. mbraf defin: ellung aber müjje 
u en bewfeft weiden. Das — 


von der Regierung ſel 
Hinzu: 


nn N die Fe auf bie anzeige von Diemembrall 
— je für bie Ordnung und Weftftellung aller‘ 
—— lfenttiäen Berhältniffe faulen fo würden bie 
ndie oc ber Barzel en abnehmen, da biefelben haubifä dh 
tens der Behörden herrührten. Dit 
„nehmung und Regulicung ber Komimunal- und amberen 
nheu Berhältniffe, ber allgemeinen Antereffen des Si 
ber Rorporationen als folder, liege vorzugsweife ben Ri 
Mi als Landespoligeis Behdrbe ob, könne daher nicht bei 
en und ihren Anträgen üderlaffen werben; die Gicherfkl 
"öffentlichen Intereſſe erfordere ein offidelles Ginfchreiten der Behörde, 

9) Durch dieſelben Verfügungen wurde gleichzeitig der $. 3. 
Ed., nach Analogie des $. 43. No. 4. der BD. v. 20. Juni 1817, 
anderen Öffentlichen Laſten an Kirchen und Gemeinden, Öerichtds 
Tigel-Obrigkeiten außgebehnt. 

In jenem Siune des Einfchreitens und der Negulirung der 
2eiftungd» und Abgaben» Verhältniffe von Amtäwegen ift dann 
Gef. v. 3. Jan. 1845 erlaffen, wie dies die R. des Min, des 
Nov. 1847 (Min. d. iD. 1847 ©. 329 No. 401) *) und y. 
1848 (a. a D. 1848 ©. 23 Nr. 16) *) ausprüdlich beftätigen, 

Die Anweiſungen der unter AA. 1—9 angeführten Minifterlalı 
find hr jer noch jegt als Anleitung für das Verfahren bei ‚Bere i 

ven Lelſtungen, reſp. bei Ausführung der Borfihriften des 
1845 tendwerth. 

BB. fen inronungen 68 gegenüber und zur Seite beftim 
Ändern die R. des Juſt. Min. v. 16. Nov. 1830 (v. K. Annal, 
S. 756 No. 32, at Bd. 36 ©. 292) und v. 20. Ian. 1899 





Bet de Bin Din. ». 10. Suti 1817 10. 8 WW 

R. des Min. d. E. m. des J. für K. u. G. v. 21. Mat 1833. 6. 8. 
S. 17. Pre he des I. u. d. F. v0 Beh 183. ( 

2) Bergl. au das iv Di. 1832. (d. 8. Annal. Bb. 21. 6 

3) Bergl. in Bd. I. ©. 1' Rn e 

4) Berl. in Bd. 1. ©. nm. 
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mi ®v. 22. S. 83 No. 72, Jahrb. Br. 51, ©. 173— 174) 1), daß 
deiht nur eine Befcheinigung des Landraths darüber verlangen könne, 
Krk Anzeige von der beabſichtigten Vereingelung bei ihm eingegangen fei 
ba dieſelbe der Regierung eingereicht babe, wogegen es eines fog. Dis⸗ 
mirtions =» Konfenfes niemals bedürfe, der Hypothekenrichter aber 
me Bliht genüge, wenn er die Partheien, weldye bei Belegenheit von 
enbrationen Verabredungen über Vertheilung jener äffentlichen Laften 
fen wollen, Tarauf aufmerffam mache, daß dieſe Vertbeilung Sache der 
wfaden Berwaltungs » Behörve fei, und er nur dahin zu feben babe, 
I% Bolizeis Behörde Kenntnig von der Dismembration erlange. — 
ua Hmmte auch das MR. der Min. ver F. und des J. v. 15. Ian. 1832 
b&.dmal. Br. 16. S 87 No. 35) überein. 
"Oyemmärtig find nun aber diefe Verfügungen (zu BB.) durch vie 
en des Geſ. v. 24. Febr. 1850 erlerigt, indem vie das Hypo⸗ 
über das zertheilte Grundſtüc führenten Gerichte, welchen von 
wa Gerichten oter ten Notaren die Dismembrations⸗Verträge unmit- 
We nach ihrer Aufnahme zugefentet werten müſſen, nach 6. 3. jenes 
Bid verpflichtet find, dieſe Verträge in beglaubigter Abfchrift fofort, 
Wen ſolche zu ihrer Kenntniß gelangt, wiederum demjenigen Landrathe 
R Ngiſtrate zuzufertigen, welchem nach 6.8. des Gef. v. 3. Ian. 1845, 
67. No. 3. und in den $6 25. und 26. veffelben, vorgefchriebene 
Weung obliegt, worauf fih ſodann der Landrath oder Magiftrat dieſer 
fogletih von Amtöwegen zu unterziehen haben. 

AL, lieber das Verbältniß des F. A. des Er. v. 9. Oft. 1807 
A, v. 3. San. 1845 ift bier noch Folgendes zu bemerken. 
af. 4. tes Er. v. 9. Oft. 1807 ſchien vie Bereätigung Aut Tren⸗ 
Bike Radikalien und Pertinenzien, reſp. zur theilweiſen Veräußerung, 
Fa zuvor erfolgte Anzeige bei ver Banbed « Boligeibehbire zu Enüpfen. 

eh von einer ſolchen Anzeige die Gültigkeit des Parzellirungd- 
sicht abbänge, erläuterte bereitö das R. der Min. des I. und der 
15. März 1809 (Rabe's Samml. Bd. 10 ©. 47) ?) und «8 
daber das R. v. 21. März 1810 (Mathis Br. 9 ©. 41) 2), fowie 
28 I. des Iuftiz- Din. v. 16. Nov. 1830 (v. K. Jahrb. Bd. 36. 
N) nur eine Strafe von 20 Thlr. demjenigen Cigenthümer von 

den an, welcher die Anzeige unterlaffe._ Dagegen wurde aber 
dd Berfahren der Behörden immer mehr aus dem Geſichtspunkte 
Enfchreitens von Amtswegen aufgefaßt und felbft die Anſicht 

daß es dabei auf befondere Anträge oder auf die Thaͤtigkeit ver 
Bere mit Ueberreichung der Verträge und fonftigen Beſitzurkunden 
'We Blechtöverhältniffe des Grundſtücks ankomme. 

wollte auch noch der ten Provinzial Ständen im Jahre 1841 

legte Geſetz⸗ Entwurf den Kontrahenten für ven Fall, daß tie landes- 
fHiche Genehmigung nicht zuvor eingeholt fei, eine fisfalifche Strafe 
— 50 Thirn. auflegen. Bel der Entwerfung des Gef. v. 3. Ian. 
ifk Dagegen aber jede derartige Strafandrohung zurüdgemwiefen, weil 
renung ter öffentlichen Mechtöverhältniffe bei ven Dismembrationen 
h zum Beruf der Behörken gehöre. In diefem Sinne ergingen auch 
darauf inftruftive Anmelfungen der Min. des J. und der I. Einer- 
vurde dafür geforgt, daß der Landrath und durch ihn die Landes⸗Po⸗ 








— 


y 


— — — — 


Ueber das Verfahren der Hypotheken⸗ und Beicchtss Behörden überhanpt. 
Rap. MI. Tit. 2. Stüd 3. (oben ©. 144 ff.). 

Bergl. in Bd. I. ©. 35—46. 

Bergl. in Bb. I. ©. 115-117. 


166 Von d. Befeitigung d. Befcyränf. u. Hinderniſſe d. Landes⸗Kuliur; 


Iigeibehörbe von der Dismembration Seitens deö te·ü — 
sichtigt wurde und Cenntuiß erhielt *); anbererfeits beftimmte daB Ei 1, 
Min. des I. v. 13. Mir 1846 (Min, BL. d. i. V. 1846 ©. 41 Rs; 

unter No, 1, daß die Behörden, fobald fle durch die Berichte und 

von dem aufgenommenen oder refognodcitten Dimembrationd «MW 
Nachricht erhalten, das Verfahren fofort vorzunehmen haben, zb 

No. 5, daß auch fyäter ver Megulicungsplan der Hypotbefen- De 
überfandt werben folle. 

W. Zur Gefchichte der Vorſchriften des Geſezes 
1845 in Betreff der neuen Anfiedelungen insbeſondere. 

Ein Bedürfniß ordnender Maafregeln für das Dismen r 
wurde bei den Iegislativen Borverhandlungen hauptfäcjlich im Bey; 
neue Anflevelungen anerkannt, hingegen in ter Provinz Weftphal 
Nothwendigkeit des Erlaſſes von Vorfchriften über bloße © 


Tungen verneint. ?) 2 
der Gefep-Entwurf vom Jahre 1841 jedoch auch den Wei 
liſchen Provinzial» Stänten vorgelegt worden und da vorzug 
viefen die Anträge auf gefegliche Maafregeln wegen ver: neuen Anl 
gen auögingen, fo ift hier auch ter Gntftehungägefchichte des für 
Yinz Weftphalen erlaffenen befonderen Stege d. 11. Sulic 184 
die neu Anfledelungen in tiefer Provinz (©. ©. 1845 ©. 

enfen. 

Schon feit tem Jahre 1828 (feit dem zweiten Landtage der 

Beftphalen) waren von dort aus fortbauernd Beſorgniſſe wegen Des 
jandnehmens mittellofer, lediglich auf Handerwerb angemwiefener Gew 
jamilien und Kleiner Anſiedler auf geringen, zum Theil un! 

ur Ernährung der Bamilien nicht audreichenten, überbied «vom 

ſohnungen entfernten Flächen (beſonders auf getheilten Maren 
meingrünten) oder an ten Graͤnzen von Forfien, laut geworden 
Anflebler nähmen oft wiederum Heuerlings⸗Familien auf, wodurch 
und Dieberei befördert und die Cicherheit von Eigenthum und 
gefährdet werte". Die gleichen Vorftellungen und taran gel 
tionen um Erlaß geſetzlicher Maaßregeln wiederholten fich um fo 
der, als die Spinnerei und Weberei mehr unt mehr fank und in d 
jenden, wo fonft diefe Intuftrie blühte, ein großer Theil ver ® 
angel an Arbeitsverdienſt hatte und einem trüdenden Noth 
der Armenpflege der Gemeinven verfiel. Hierauf hatte der Landi 
dv. 30. Der. 1834 verorbnet: 
„daß in Folge ber Petition der Stände darüber, daß öfters unfichere und 
„mögende Berfonen an ganz unpafienden Stellen nene Anfiebelumgen zu 
„ben verfuchen, fünftig feine Auftedelungen geftattet werben bürfen, Re 
teeffende Gemeinte vorher darüber zu hören, daß deren Widerſpruch audi) 
berüdfichtigt werben felle, wenn ber neue Aufiedeler entweder beicboltenen 
„AR, eber nicht Hinfängliches Vermögen gur Ausfühenng des Neubaues md 
„Sinrichtang feiner Wirthfchaft nachzuweifen vermag, wie denn auch die Pi 







1) Bergl. da6 6. MR, des Juſt. Min. an die Gerichte u. Notare in den 
ößlichen Provingen v. 23. Juni 1846. (Min. BL. d. i. B. S. 112. Mr. 
wonach, in Bolge bes Gef. v. 3. Jan. 1845, die Inftruftion v. 12. Zum 
(Sahrb. Bd. 45. ©. 510) dahin erweitert wirb, bag von jevem Dismembr: 
— eine Pe Bealanbte hen dem Landrath, refp. Magiftrat 
getheilt werden muß, und zwar yleichzei it der Ausfertigung bes Dertrageh 

2) Berg. in Bd. I. ©. 13-18. u! 

3) Bergl. oben sub II. ad 3., ©. 155. 

4) Bergl. in Bd. J. S. 162164. 


A DER Anſicoiungo wejend EINEUETT, worauſ LIE ꝓProvinz AUS 
e vom 3. Ian. 1845 ausſchied und für viefelbe tie befondere 
j wegen der neuen Anflerlungen v. 11. Juli 1845 2) erging. 
öfllichen Provinzen hingegen, wo die Land⸗Kultur erheblich im 
griffen und im Allgemeinen das Bedürfniß von Arbeitskräften 
befriedigt iſt, wo übrigens erfahrungsmäßig die viel weiter vor» 
ı Separationen — (Servitutbefrelungen der vermifcht belegenen 
Wiefen, nebfl deren Zufammenlegung und wirthfchaftlicher Ar» 
laut 66. 1. 2. 61. 69. ver Gemeinheitöth. O. v. 7. Juni 1821 
xs Ausführungd-Gef. d. eod., &. ©. 85) der Zerſtückelung fol- 
die Separation neugebildeter Güterfomplere entfchieten entgegen« 
o aber antererfeitd eine Gemeinde «- Ordnung auf Tem platten 
, fbien es auch hei den neuen Anflerelungen bauptfächlich nur 
Kommen, tie öffentlichen, Societäts⸗ und Kommunal» Berhältniife 
aufestem nur, als erceptionelle, die Beftimmungen ter 66. 27. 
das Gel. v. 3. Jan. 1845 aufzunehmen, wonach mehrere, tem 
en gefährliche und tie polizeiliche Aufficht ungewöhnlich erſchwe⸗ 
wöfegungen fumulativ vorhanden fein müſſen, wenn eine neue 
y unterfagt werden darf. 
Stigen bielt tie Geſetzgebung für die äftlichen Provinzen an dem 
deſches über tie Aufnabme neu anziehenterPerfonen, v. 31. Dee. 
‚ „wenach jedem felbfiftäntigen Preuß. Untertban an dem Orte, 
eigene Wohnung oder ein Unterfommen fich felbft zu verfchaf« 
ide ift, der Aufenthalt weder verweigert, noch durch Läftige Be⸗ 
erſchwert werten tarf“, wie an dem Prinzip tes Ev. v. 9. Oft. 
“6 Land⸗Kultur⸗Ed., wonach „jedem Preußen, ohne Rückſicht 
yerfönliche Eigenſchaften, felbft alfo auch dem Befcoltenen, 
ur Erwerbung von Grundbeſttz jeder Art zuſteht und Beſchol⸗ 
auf die Sußpenflon von politifhen, Ehren- und @emeintes 
ngegen nicht auf den Ermerb und Genuß von Eigenthums⸗, 
und anderen bürgerlichen Nechten einen Einfluß übt, 
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Zweiter Abſchnitt. 


Befondere Erläuterungen zu den einzelnen bie Jertheiln 
von Orundftüden und die Gründung neuer Anſiedelr 
gen betreffenden Geſetzen. 


I 


Erläuterungen zu den $$ A bi8 7. des Edikts v. 9. Okt. T: 
u. zu den $$. 1 bis 3 u. $. 6. des Land- Kultur» Epikts, 
v. 14. Sept. 1811. r 


1) Bergl. Abfchn. I. Kap. 2. sub I. (oben ©. 115 ff.) u. ach 
(oben ©. 121 ff.); desgl. in Betreff Der Befchränkungen der Theile 
von Erbpacht⸗ uud einigen anderen Gruntftüden, ſowie in Benff' 
Aufhebung tiefer Befchränfungen Kap. 3. Tit. 1. (oben S 125 ff); 
über vie Anmentbarkfeit des Er. v. 9. Oft. 1807 auf die Lid 
Elbe belegenen Landestheile, ſoweit das N. 2. R. Geſetzeskraſt hat;“ 
Kommentar zur Einleit. zum Er. v. 9. Dt. 1807. (Oben ©. 27 

2) Der $. 4. des Erifts bat nur tie an fich veränßer 
Brundfläde zum Gegenftante,. mithin nicht Laß⸗Güter und Ne i 
$. 626. ff. Tit. 21. Th. J. A. L. R. zur Kultur ausgefegten Gier’ 
Grundſtücke. 4 

(Bergt. oben Abfchn. I. Kay. 3. zit. 1. S. 125—129). 4 

3) läutert ift 6. A. des Er. v. 9. Oft. 1807 durch Da Ri; 
und 15. Dir 1809. :) (Bergi. Abfcyn. I. Kap. 2. sub I., oben ©. 113 

4) Es ift ferner durch das N. und Publif. v. 21. März 1810 

a) ausgefprochen worden, daß vie ausdrückliche Genehmigung de 
despolizei» Behörde erforderlich fei, wenn einem neuen Erabtife he 









Abbau ein befonderer Name beigelegt oder der alte Name bei irgend 
Grundftüde veräntert werten fol; 
b) für die Kontravention wegen unterlaffener Anzeige einer —X 
bration oder Namensbeilegung eine Strafe von 20 Thlr. angeteeh, 
welche jedoch nach tem C. R. des Min. res 3. v. 9. Febr. I 
bei Veräußerung nur unbedeutender Parzellen oder bei obwaltenden 
derungsgrünten bi8 zu einem Minimum von 5 Thlr. arbitrixt werten 

In Bezug bierauf ift noch zu bemerken: 

a) Das R. des Min. tes I. v. 19. Juni 1822 ?) fchreibt ver, 
wenn neue Ctabliffementd mit einem Namen belegt werden, vie G 
gung des Miniſterums erforterlid, fei, welche Genehmigung nebft 
an das ftatiftifche Bureau, indeß laut MR. des Min. des J. v. 23, 
1823 5) den Regierungen überlaffen worden ifl. Diefe Iegteren 
(nah tem C. R. res Pin. des I. u. d. P. v. 18. März 1833) *) 
Nachrichten über das Entftehen und Aufhören von Etabliffements, Now 
und andere vergl auf die Aufnahme und Karten Bezug habende Berk 
rungen ten General» Kommifflonen durch Die Ober» Präfldenten mitt 
Dabei genügt (nach tem R. des Min. des I. v. 14. Nov. 1837) °) 


1) Bergl. in Br. I. S. 35 —46. 
2) Bergl. in Br. J. S. 115—117. 
R Bergl. in Br. I. S. 118—119. 
4) Bergl. in Br. 1. ©. 117. 

5) Vergl. in Bd. I. S. 117—118. 
6) Vergl. ebendaf. S. 118. 

7) Bergl. ebendaf. S. 118. 
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h der Ortöbefchreibung nener Etabliffements die amtliche Angabe des 
bs üßer die — von anderen Orten nebſt Befereibung der 
welche allenfalls durch eine Handzeichnung zu verdeutlichen ift, ohne 
eines föormlichen korrekten Sttuationsplanes bedarf. 
nal. hierüber auch die Publik. der vn. 7 Marienwerder v. 24. Nov. 
und der Reg. zu Gumbinnen v. 2. Juli 1838. 1) 
; Ueber die Verpflichtung zur Anzeige von der Dismembration bei 
elzeis Behörde (dem Landrath) Seitens des Beräußerers, mmte 
in. für Gew. Aug, und des I. u. d. P. v. 11. Aug. 18872), 
den reſp. Erwerbungs- Dokumenten, Hypothefenfcheinen und Kon- 
alberechtigten und Gläubiger nicht noch eine Nachweliſung 
eilung der Öffentlichen Laften und Abgaben vom “Diemem- 
eichen; es vielmehr Sache der Behörven fet, die Vertheilung 
, dieſelbe allen Betheiligten vorzulegen und nad) Maaßgabe 
das Weitere zu veranlaffen. 
Konfens der Realberechtigten und Gläubiger konnte übrigens von 
überhaupt nicht gefordert und die gedachte Beſtimmung das 
“uf den Konfend des Erbverpächters bei Parzellirungen von Erb⸗ 
bezogen werden. 
A Rkfelution verfelben Pinifterien v. 16. April 1837 (v. K. Annal. 
HL 6, 399. Nr. 96.) befchränft jene Obliegenheit des Barzellanten 
Ki veßifländige Anzeige, welche Alles enthalten muͤſſe, was die Be⸗ 
ee Vertbeilung der öffentlichen Kaflen und Abgaben zu 
8 
Sk ngen des 6. 4. des Er. v. 9. DM. 1807, nebft deren 
wegen ber Anzeige der Dismembration durch den Veräußerer, 
' fu akt ausdrücklich aufgehoben; vielmehr weift noch das M. 
Wie J. v. 12. Juli 1845 *) (Min. BI. d. i. V. 1845 ©. 172. 
RR) anf die Jortdauer dieſer chtung des Didmembranten bin; 
Hal Nefer, infofern die Sandespoligeis Behörde feine Beſihurkunden 
—RXRX des Abgaben⸗Vertheilungs⸗Plans bei der Dismembration 
Met; dieſelben auch jet noch einzureichen haben. &8 haben jene 
euch noch gegenwärtig ihre volle praftifche ‚Debeutung: 
) ia Bang auf Namens» Beilegung oder Veränderung von Etabliffe- 


* 
& 


„+ 
* 


WR 










d, 
I auf die Dismembration von Gebäuden, Baupläten, Hofe 
mnd innerhalb einer Stadt oder Vorſtadt, weil auf 


8. v. 3. Jan. 1845 keine Anmentung findet. 

tUebrigen aber haben obige Verfügungen ihre praftifche Bedeutung 
mrendbarkeit bei Disniembrationen dadurch verloren, daß gegenmärtig 
‚3. tes G. v. 24. Febr. 18350 der das Hypothekenbuch des zer⸗ 
Grundſtückes führende Nichter verpflichtet f die ihm nah ©. 9. 
Jef. von jedem andern Gerichte oder Notar einzureichenden Kontrafte 
n feinerfeits fofort, in beglaubigter Abfchrift dem betr. Landrathe 
ıgiftrate zugufertigen, welchem alsdann die Regulitung von Amts⸗ 
bliegt. in kann in den Fällen, für welche das ©. v. 3. Ian. 
t, eine Kontravention der Partheien felbft und eine Strafe Andrehung 
fegung nur eintreten, wenn der Diämembrationd- Vertrag nicht vor 


— 


zergl. in Br. I. ©. 117 u. 118. 

jergl. in Be. 1. €. 119. 

eral. auc das (übrigens antiquirte) Publif. der Reg. zu Stettin v. 
1813. (v. 8. Aunal. Br. 3. S. 342. Nr. 49.). 

jergl. in ®b. L ©. 126, 
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einem inländifchen Nichter oder Notar, oder wenn verfelbe ald bloße 
var» Vertrag abgefchloffen if. Für tie Bälle, auf welche ſich nad 
3. San. 1845 und die lediglich auf dies Geſetz bezügliche Abaͤnden 
24. Bebr. 1850 nicht bezieht, behält alfo vie Beſtimmung wegen te 
zeige und Straf» Androhung noch ihre praftifche Bedeutung. 

6) Wegen Anzeige der Dismembration folcher ſtaͤdtiſcher Grumpfi 
auf welche das G. v. 3. Ian, 1845 (laut $. 1.) ſich nicht ‚( 
des Min. des J. v. 12. Iuli 1845 1), (Min. Bl. d. i. 15€ 
Nr. 200.), iſt zu unterfcheiden, ob mit den flädtifchen Gebäunen x 
Srundftäde auf der Feldmark veräußert werben. Bür leptere gli 
G. v. 3. Ian. 1845, während in Betreff jener (dee Gebäude) na 
beachten find: | 

a) das R. des Min. des I. u. d. P. (an den Magiſtrat zu Ma 
v. 6. Aug. 1838 (v. K. Annal, Br. 22. ©. 616618) 2), werk 
die Anſicht, Daß es bei Parzellirungen einer vorläufigen Anzeige 
Drtöpolizeis Behörde und der Einbolung ihrer zuſtimmenden 
dürfe, ebenfalld verworfen, aber bemerkt ift, daß die dem oͤffentlichen 
texeffe aus der Parzellirung drohenden Nachtheile durch gehörige Auu 
dung der baupolizetlihen Vorfchriften verhütet werten Ha 
und es Sache des Parzellen» Erwerberd fei, ſich über die Zulkfägiel 
Bebauung vedtzeitig Gewißheit zu verfchaffen. er 

b) 8 R. des Jufliz- Min. v. 14. Oft. 1839, mitgetheilt = 
N. des Min. des I. u. d. P. v. 28. ej. m. (9. K. Annal. 
S. 618) 2), wonach die Notare und Michter angewiefen find, die 
henten darauf aufmerkfam zu machen, daß fle ſich bei der Polld- 
zuvor davon unterrichten mögen, was etwa der mit der Parzelle 
tigten Dispofltion, insbefondere ihrer Bebauung, entgegenftehe: 

co) Das R. des Min. des I. v. 24. Oft. 1845 (Min. BL 
1845 ©. 316 Nr. 352.) %), welches beflimmt, daß auch in 
Abtrennung der Höfe die Befchränfungen gelten, welche vie $6$. 
zit. 8. IH. I. des A. 2. R. vorfchreiben. ‘ 

7) Bu den 66.1—3. und ©. 6. tes Landfult. Ev. v. 14. So ⸗ 

a) Vergl. Abfchn. 1. Kap. 2. sub II. (oben ©. 117 ff.) um Ah 
Tit. 1. (oben ©. 125 ff.). 

b) Un die Stelle des $. 2. des Kult. Er. ift der 6. 99. va W 
v. 2, März 1850 getreten, nachtem die Erbpachtsgerechtigkeit var 
$. 2. Nr. 2. diefes Gef. in Eigenthbum verwandelt und ver $. 29. 
Ablöſ. Ordn. v. 7. Juni 1821 ſelbſt aufgehoben iſt; welches auch dei 
ift mit ter ®, v. 31. Mai 1816 (©. ©. 1816 ©. 181), monat 
pacht⸗Zinſen an Religions⸗, Unterrichts⸗, Erziehungs⸗ und Wohlt 
Anſtalten nur mit Einwilligung der Obern und Vorſteher ſolchet 
vertragsmäßig abgelöft werden dürfen. (Vergl. oben Abſchu. I. & 
zit. 2. Stüd 1. sub II. ©. 133 fi). 












— u nn ee a u — — — —* 


1) Vergl. in Bd. I. S. 126, 

2) Bergl. in Br. J. ©. 119. 

3) Berg. in Br. 1.6 120—121. 
4) Bergl, ebendaf. S. 121. 
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nd 


länterungen zu dem Geſete v. 3. San. 1845, betr. die Zer- 
Kung von Grundſtücken und die Grändung neuer Anfieve- 
ngen !), fowie zu Dem Befege vom 24. Febr. 1850 wegen 
änderung einiger Befimmungen deffelben. 2) 


'L Zum Gefepe v. 3. Ian. 1845. 


) Zur Einleitung. 

das Geſetz auf die ſechs oͤſtlichen Provinzen (übrigens 
uſchluß von Neu-Borpyommern, wo das U. L. R. nicht gilt) 
blieb, iſt bereits oben bei deſſen Entſtehungsgeſchichte entwidelt 
(. ben ©. 150 ſ) 















Zum $. 1. 


Uf welche Veräußerungd-»Berträge der Begriff einer Dismembra- 
anzumenden, ift im Gefege nicht näher angegeben. Es bes 
#4 vies theils durch das rechtliche Beſitz⸗ und Steuer⸗, theild durch 
HSeihelen⸗ Berhältniß. Das R. des — v. 24. Dec. 1832 
Shrh. Br. 40. ©. 471) begreift unter einer Dismembration 
de Ügeräußerung einzelner auf demfelben Hypotheken⸗Folium einge- 

Benteläder, ingl. zu Mittergütern gefchlagener Bauerhöfe; wäh. 
Ka Ygaben- Verteilung durch die Adminiſtrativ⸗Behoͤrden nur ein» 
hi, wenn eine DBermifcyung der Grundſtücke, ver Rechts⸗ und 
„Serhältniffe derfelben vorher flattgefunden hatte; im entgegen« 
hie würde ein Atteſt der Megierung an die Stelle des Abgaben⸗ 
Fe treten. (C. N. d. Min. des I. v. 13. März 1846 

2. — Min. BI. di. ®. 1846 ©. 41 Nr. 56.) °). 

d Sf Gebäude, Baupläge, Hofftellen uud Gärten innerhalb einer 

Kr Vorſtadt findet das ©. v. 3. Ian. 1845 feine Anwendung. 
nn des Min. des J. v. 12. Juli 1845, Min. Bl. d. i. V. 1845 


) 

fie Ausnahme hatten im Allgemeinen mehrere provinzialftän- 
ngen beantragt; fie beruht auf der Rückſicht für den viel 
Verkehr mit vergl. Grundſtücken und ter Begünftigung dieſes 
VBerkehrs und des fläptifchen Gewerbes; in manchen Städten tft 
dach fpecielle Beroronungen für die Vertheilung der öffentlichen 
‚ der Srumdftener und fläntifchen Kommunal» Leiftungen, vergl. 

ad wieder auch auf Häufern u. f. w. ruhen, geforgt. 
Bas zur Stadt und Vorfiant, (deren Häufern, Behöften, Vauplaͤtzen 
damit unmittelbar verbundenen Gärten), gehört, ift in jedem Balle 
der Dertlichfeit, von den Kommunal» Behörden, unter Aufficht und 
eidung der Megierung, event. durch befondere Ortd- Statuten zu bes 


m. 
Auf vie mit flädtifchen Haͤuſern sc. zugleich diomembrirten Feld⸗ 


u rn — 


— — in ** —* ji ff. 
ebenbaf. ©. , 

ı Bergl. ia Bo. 1. ©. I 
Bergl. ebendaſ. ©. 426. 
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Aecker und Wiefen findet tad ©. v. 3. Jan. 1845 Anwentung, aud, we 
dieſe mit jenen auch pertinentialiter verbunden fein follten. !) 

Dagegen beftehen megen Dismembration ter im $. 1. gedachten fe 
ſchen Grundſtücke, (der Häufer, Gehöfte, Bauftellen und Bärten ini 
einer Stadt oder Borftabt), die früheren Anordnungen fort, mithu 
die Verbindlidyfeit des Dismembranten zur Anzeige von ter Perg 
an die Behörde (Stadt- Magiftrat). 2) Indeß find die Magifirat 
diefer Anzeige der vorzunehmenten Parzellirung flädtifcher Grundſt 
der Landespolizeis Behörde entbunten, ausgenommen, wenn daranf 
fteuer für den Staat haftet. 

Im letzteren Falle fol tie Regulirung durch die Regierung el 
welche indeß ven Magiftrat damit beauftragen kann. (MR. v. 12. Juli IM 
























Zu 88. 2. und 3. h 


Nach 8. 2. des Gef. v. 3. Ian. 1845 Eonnten Dismembrationd 
träge bei Strafe der Nichtigkeit (F. 3. a. a. DO.) nur vor dem Mike 
belegenen Sache gefchloffen werten, alfo auch nicht vor Notaren. 
urch die V. v. 2. Ian. 1849 wegen Aufhebung der Privat-Ge 
barkeit sc., $. 31. (G. ©. 1849 ©. 10) wurde indeß geftattet, verai ii 
träge rechtögültig auch vor Notarien aufnehmen zu laffen, welche ai 
nur verpflichtet fein follten, dergleichen Vertraͤge demjenigen Gerich 
welchem das Hypothekenbuch des zertheilten Grundftüdes geführt 
fort nach der Aufnahme einzufenden. 
. Der $. 1. des ©. v. 24. Sehr. 1850 bat jedoch die 66. 25. 
v. 3. San. 1845 aufgehoben und damit den vor dem Exlaffe viefeh WM 
Öefegeb beftandenen Rechtszuſtand wieder hergeftellt, wonach m} 
alle Berichte und Notare Dismembrationd- Verträge aufnehmen dintc 
dern auch die an ſich gültigen Vrivat» Verträge vechtöverbinniih 
bar find. Nur die in der Zmifchenzeit feit tem Exlaffe der V. u. 
1849 6i8 zur Publikation des G. v. 24. Febr. 1850 gefchloffenen WR 
Parzellicungd» Verträge unterliegen der Nichtigkeit. (Vergl. die kb 
Ob. Trib. v. 8. Behr. 1849 und v. 27. Okt. 1851 in Striethort @ 
Br. 1. ©. 21 Nr. 7. und Br. 3. ©. 162 Nr. 32). 
Die zum ©. 2. des Gef. v. 3. Ian. 1845, unterm 7. Aug 
(G. ©. 1846 ©. 395) erlaffene Deklaration, wonach in allen Fl 
welchen nad $. 2. die Wirffamfeit mehrerer Gerichte ald Hypoth 
führender Behörden eintritt, jedes dieſer Gerichte zur Aufnahme ve 
membrations⸗Verttages befugt fein, tasjenige Gericht aber, vor 
oder vor deifen Kommiffarius tie Aufnahme des Vertrages erfolgt, 
den ibrigen beibeiligten Gerichten von dem abaefchloffenen Diomem 
Vertrage Mittheilung machen follte”, ift gleichzeitig mit den 66. 2 
v. 3. San. 1845 durch das ©. v. 24. ehr. 1850 befeitiget. *) 
oben Abfchn. I. Kap. 3. Tit. 2. Stück 3. sub IIT. ©. 149 ff.). 


ne - | 


1) Bergl. Jur. Wochenfchr. 1846. &. 187—155 über die Frage, ch bei 
v. 3. Ian. 1845 auf fläbtifche Grundſtücke in dem Zalle Anwendung findet, u 
folche mit einem Grundſtücke außerhalb der ftäptifchen Feldmark verbunden in 
2) Bergl. die Erläut. und Bemerk. zum $. 4. des Ed. v. 9. Okt 1807, ı 

©. 168, u. das R. v. 12. Juli 1845, f. in Bd. L ©. 126. 
3) Bergl. in Bd. I. ©. 126. 
. % a) Gbenfo erledigt fib das R. des Juf. Min. v. 1. Juli 1846 € 
Min. Bl. ©. 114), betr. die Befugniß der Kreis⸗Juſtiz⸗Raͤthe zur Aufuchme 
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Zum $. 6. 


Dan 6. 6. iſt duch das ©. v. 24. Bebr. 1850 nicht aufgehoben. 
Hypothekenrichter kann, nach ©. 2. dieſes legteren G., fofort nach gültig 
weenmenem Dismembrationd » Bertrage, die Abfchreibung und Berichti⸗ 
5 des Beſthtitels für die Trennftüds- Erwerber im Hypothekenbuche 
women, indem diefe Operationen fortan von der Yoraudgegangenen 
nirung ter Sffentlichen Abgaben» Berhältniffe unabhängig find. Der 
wähıng tes F. 6. muß — gemäß Ordre v. 6. Oft. 1833 — noch jetzt 
werten, es märe denn, daß alle Betheiligte bei tem nach 6. 91, 
sl ter Hyp. DO. zu veranlaffenden Regulativ tarauf verzichten und 
h tie Vorausſetzung und Tendenz der Beflimmung tes 6. 6., vie 
hefelung der Mealberechtigten, einer übereinftimmenden Erklärung aller 
meenten zufolge, fortfiele. 
W Ermangelung eines. Abkommens erfolgt einſtweilen bis zur Feſt⸗ 
mp des Planes, reſp. bis zur DVertheilung nach $. 93. des Ablöf. Gef. 
2. Rir 1850 die folidarifche Uebertragung aller Ingroffate. ($. 24. tes 
‚3% Ian. 1845 u. $. 93. des Abloͤſ. Geſ. v. 2. März 1850). 
F 
N Zu 88. 7. und 8, 
Die Beflimmung, wonach „die Abfchreibung der Trennſtücke im 
Wehlensuche und teren Uebertragung auf ein anderes Bolium, fowie 
Berihtigung des Beſitztitels für den Trennſtücks⸗Erwerber erft alsdann 
darf, wenn die Abgaben und Leiftungen, welche tie Natur dffent- 
tm haben, definitiv oder Interimiftifch durch tie Regierung regulirt 
„in nach F. 2. des ©. v. 24. Febr. 1850 aufgehoben. Die Ab- 
und DBeflgtitelberechtigung Tann mithin jeßt fofort erfolgen. 
Di Yiten tie Anweifungen wegen DBermittelung eines Megulativs nad) 
KUN ver Hop. ©. für die Hypotheken⸗-Gerichte in Kraft. 
vo oben Ahfchn. I. Kap. 3. Tit. 2. Stüd 3. sub III. ©. 149—150), 
2) Grgenftand des Gef. v. 3. Ian. 1845 iſt Tediglich die Megu- 
* and Vertheilung ſolcher auf tem dismembrirten Grundſtücke haften⸗ 
nder in Rückſicht auf deſſen Def zu entrichtenver Abgaben und Lei- 
‚ welde Die Natur Öffentlicher Laften haben, einfchließlic 
b; 


ED —————— — 


“ 
wWnbrationssBerträgen, durch die Aufhebung des erimirten Gerichtsſtandes ber 
Müler nnd ihrer Beſitzer zufolge V. v. 2. Jan. 1849. 
b) Bereits in den R. des Zufl. Min. v. 12. Juni 1835 (Jahrb. Bo. 45. 
10), und v. 23. Zuni 1846 (Min. BI. d. 1. ®. 1846. ©. 112. Nr. 172. u. 
Min. Bl. 1816. ©. 123. Nr. 38.) war die Zufendung des Dismembrationss 
(ges refp. von den Gerichten und Notarien an den Landrath, berichungss 
sen Magifttat (br. m. unter Kouvert und mit Bemerkung diefer Ueberſen⸗ 
ınf den für die Bartheien beflimmten Ausfertigungen) angeoramet vice versa 
ie Zufendung des Regulirungsplans an die Hypotheken⸗Behörden durch das 
des Min. des I. v. 13. März 1846. (Min. Bl. d. i. V. 1846. ©. 40. 
3., f. in Bd. 1. S. 127 — 128.). Diefe lebtgebachte Anordnung des 
»es 3. ift nicht zurückgenommen und die Mittheilung des Regulirungsplane 
Hypethentichter insbefondere alsvann zwedmäßig, wenn, wie nicht jelten 
1, öffentliche Abgaben, 3. B. an Kirchen, Pfarren, Schulen, im Hypos 
uche eingetragen find. Die Auseinanderfegungs: Behörden find 
6 ſtets verpflichtet, die von ihnen beftätigten Receſſe den Hypotbefens Bes 
zu überfenten. ($$. 196. 197. ver B. v. 20. Juni 1817 u. 6$. 57, 61. 
V. v. 30. Inni 1834.) 
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der aus dem Gemeinde⸗, Kirchen⸗, Pfarr» oder Schul⸗Verband 
genten oder fonftigen Korporationd» oder Sorietätö»Laften. (6. 
6.9. a — f.). au der im 6. 7. Nr. 1. gedachten Regulirm 
den von dem Lantratbe, refp. der von Ihm beauftragten Orts 
anzulegenden, von der Regierung, ald Landespolizei-Behörde, zu 
ven Plan, gehört daher die Meyartition von Mealberechtigunger 
rechtlicher Natur — von Dienften, Zehnten, Laudemien, Ü 
anderen Leiſtungen an Gutsherrfchaften — an fi nicht; die V 
begiehungeieife Abldfung derfelben, fält den Auseinanderfegungd 
anheim, binfichtlih deren Kompetenz» und Reſſort⸗Verhaͤltniſſe d 
3. San. 1845 nichts geindent bat. (6. 8. Abf. 3. des ©. | 
1845). (Vergl. oben Abfchn. I. Kap. 8. Tit. 2. Städ 1. sul 
S. 130—133 u. sub U. ©. 133—136.). 

3) Das E. M. des Min. des I. v. 13. März 1846 ad 1. 
d. i. V. ©. 40 Nr. 56.) !) verfant daß auf erhaltene Kenntniß 
Dismembrationd« Gefchäfte die Megulirung der im 6. 7. 9 
6. 25. des Geſetzes bezeichneten DVerhältniffe von Amts wege 
möffe, ohne daß dieſerhalb erſt Anträge der Kontrahenten oder 1 
abzuwarten find. 

Vebereinftimmend damit wicherholt das R. des Min. des I. ı 
1847, (M. BL. 2.1.2. 1847 S. 329 N: 401.) 2), „daß die Meg: 
im $. 7. Nr. 1. des Geſetzes bezeichneten Verhältniffe von Amts 
bewirken ſei, fobald die erfolgte Dismenbration auf irgend eine 
Kenntniß der Landräthe oder Magifträte gelangt“, welches auch 
(in fine) des ©. v. 24. Bebr. 1850 beflätigt. °) 


1) Vergl. in Bd. I. S. 1277-128. 

2) Bergl. in Br. 1. ©. 128. 

3) (Zu den Zufäben ad 2. u. 3.) a) Bereits das R. der Min. 
des 3. v. 8. Aug. 1842 (Min. Bl. d. 1. V. 1832. ©. 347. Nr. 476.) 

a) daß die der LandespoligeisBebörde von jeder Dismembration y 
Anzeige hauptfächlich den Zweck habe, die Behörde in den Stan 
nicht nur die Staates und fonftigen öffentlidhen Abgaben orbnun 
vertheilen, fondern auch alle ſonſtigen durch die Dismembraticı 
BVerhältniffe, insbefondere die Verhältniffe der Parzellen-Erwerbe 
mune, zum Barocial: und Schulverbande, unter Zuziehung di 
derfelben, bergeftalt zu reguliren, daB aus der Dismembration v 
theile für die gebadhten Korporationen, noch Störungen oder Ber 
hervorgehen; 
6) daß zwar die Befugniß zur Entſcheidung über die Vertheilung 
ebachten Korporationen und Inftitute auf den dismembrirten € 
Baftenden Abgaben fich auf diejenigen befchränfe, welche nicht ai 
(PBrivats) Rechtstiteln beruhen und im Hypothekenbuch nicht 
ſtehen; die Landespeligei- Behörde jedech, vermöge ihres Auffid 
befugt, als verpflichtet fei, bafür zu forgen, daß die Interefien 
tigten Inflitute und die denfelben zuſtehenden Gerechtſame au 
der eingetragenen Abgaben gehörig wahrgenommen werden, Y 
Vereinbarung von der PBolisei-Bebörde aud, auf dergleid 
tragenen Abgaben auszubehnen fei. 

b) Allerdings unterfcheivet das ©. v. 3. Jan. 1845 in Betr 
Bolizei s Behörden obliegenden Verpflichtung zur Feſtſtellung der 
über die Bertheilung der Abgaben, nicht zwifchen eingetray 
nicht eingetragenen, fondern nur zwiichen Abgaben und 
welhe die Natur Öffentlicher Laften haben, mithin folchen, 
abgefehben von den ©rundfleuern an den Staat — aus einem 
sber Korperatione = Berbante entipringen, und (elchen, welche 
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Nah dem C. N. des Iufliz-Min. v. 5. Oft. 1848 (I. M. Bl. 
&. 337 Nr. 77. u. Min. Bl. d. i. V. 1849 ©. 98), mitgetheilt 
a6 C. R. des Min. für landwirthſchaftl. Ang. v. 15. Mai 1849 
Bd. i. DB. 1849 ©. 98 Nr. 43.), welches hauptfächlich Ten Aus» 
verfchiedener Parzellen gegen einander nach dem Gef. v. 13. April 
(8. S. 1841 ©. 79) behandelt, if die Parzellirung ſowohl des 
pie des andern Grundſtücks als eine unter das ©. v. 3. Ian. 1845 
ſallende Zertheilung anzufehen und danach das Abgaben» Verhälmiß 


ötstitel, — 3. B. tem gutsherrlichen Verbältniffe, — beruhen. Beſon⸗ 
e bei den Abgaben an Kirchen, Pfarren und Schulen iſt die Natur und 
Hebungsgrund ver Abgaben und Leiftungen häufig zweifelhaft und es find 
b bei Regulirung der Hypothekenbücher auch wohl manche Abgaben öffents 
stur, jedenfalls aber folche in die Hypothekenbücher eingetragen, welche 
48. Tit. I. ver Hyp. D. einer Bintragung nicht beburften. Ueberdieß iſt 
ierung — Domainens refp. geiftliche Abtheilung — (nach $$. 65. n. 66. 
1. 20. Juni 1817, $. 39. der V. v. 30 Juni 1834, $ XI. der 8.0. 
xc. 1825, f. oben Abfchn. I. Kap. 3. Tir. 2. Stück J. subl. add. ©. 130 fi. 
ILL, ©. 133 ff), zur Bertbeilung reſp. Ablöfung auch von Wigaben aus 
histiteln an Stelle ter ordentlichen AuseinanderfeßungssBehörte Fompetent, 
ıdie Abgaben den unter ihrer Oberaufficht und unmittelbaren Verwaltung 
a Kirchen, Pfarren und Schulen oder anderen Kerporationen und Societä⸗ 
den Domainen, aufleben; ans beiderlei Gründen daher ihre Kompetenz, 
Mlirung auf tie eingetragenen Parcchial- und SchulsAbgaben auszudehnen, 
merhin unbedenklich. 
Kern jeboch über bie Vertheilung von dergleichen Abgaben und Privatrechts; 
terit entfteht und eine Entſcheidung nothwendig wird, tritt die Kompetenz 
takiden Auseinanderfepungs: Behörde ein. (Vergl. die obigen Allegate.) 
gaben und Leiftungen an Kirchen, Pfarren, Küftereien und Schulen, weld:e 
e Berpflichtung zur Erbauung oder Unterhaltung der Kirchen:, Pfarrs u. 
Sade zum Begenflande haben und nicht deshalb von der Anwenbung bes 
ef. v.2. März 1850 ausgeſchloſſen find ($. 6. defi.), fallen nach 8. 65. 
eſehen zur von ihrer definitiven Ablöfung durch Kapital, die für jept nicht 
#, — unter das Ablöf. Gef. v. 2. Maͤrz 1850 und haben danach bie 
em peivatrechtlichen angenommen. 
Bebrigens fauftionitte der $. 7. Nr. 1. des Geſetzes nur die bisherige 
‚Behandlung, welche ſich bereits in früheren Reffripten mehrfach ausges 
nd. (Bergl. u. a. R. des Fin. Min. v. 10. Juli 1817, v. 8. Annal. 
5. 35, &. R. des Din. d. 8. u. des 3. für 9. u. ©. v. 21. Mai 1833, 
wal. Br. 17. ©. 351, R. des Miin. des 3. u. der %. v. 10. Yebr. 1825, 
nal. Br. 9. ©. 46, und R. vd. Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. v. 
30, Din. DI. vd. t, B. 1840. S. 394.) Diefe Srlaffe gingen bavon 
die im Jutereſſe des Gemeinweſens nothwendig eradıtete Regulirung ber 
1Mechtsverhältniſſe, welche durch tie Grundſtücks⸗Theilung alterirt wer⸗ 
Behörden als Organen der öffentlichen Ordnung von Amtswegen obliege 
s den Partheien weder überlaſſen, noch zugemuthet werben koöͤnne, eine 
ng aller auf dem zertheilten Gute haftenden öffentlichen Laſten und Ab⸗ 
nie einen Entwurf zum Vertheilungsplane ſelbſt anzufertigen und zu 
ı. (Bergl. auch das frühere R. v. 11. Aug. 1832, v. K. Annal. Bd. 21. 


ser Verfaſſung in Betreff ver Kommunal: und Societäts-Laſten, nad) 
ifchen Sutſtehung und den besfalls geltenden Obfervanzen auf dem plats 
der öftlichen Provinzen, beim Mangel allgemeiner Principien über die 
licht nach dem Maaße der Präftations: Fähigkeit und der tireften Staates 
Die Vertheilung überdieg fehwierig, insbefondere die Enticheidung darüber 
‚ eb die Laften perfönlicher oder dinglicher Natur und wie meit eine 
15 des Kontribntionefußes in der Gemeinde, in Bolge von Dismembra⸗ 
er KRenfolivationen der Güter notbwendig wird, worüber vie Mehrzahl 
rartheien ſchwerlich ein Acheree Urthell bat. 


% 
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u reguliren (vergl. auch dad C. R. des Jufliz-Min. v. 28. 
Sulz“ Min. DI. 1846 ©. 124 Nr. 38. und Win. Bl. dv. 
S. 112 Nr. 172.); wenngleich) e8, worüber die betreffenden V 
Reſſorts einig waren, bei dergl. Taufch- Verträgen in der Regel 
tbeilung ter Öffentlichen Abgaben und Leiftungen nicht bepärfen 
ein Atteft der Regierung tieferhalb ausreicht. 

Die Beflimmungen des erwähnien C. R. des Juſt. Bin. 
1848 wegen der Ab⸗ und Zufchreibung find inzwifchen durch 
24. Gebr. 1850 befeitiget. ' 

Die Frage, ob unter ven im $. 1. des Gef. v. 13. Apr 
wähnten: „anderen Realberechtigten“, auch die wegen öffentlid 
und 2eiflungen zu verflehen, wird verneint. 

5) Dad R. des Min. des I. v. 24. Behr. 1847 (Min S 
1847 ©. 59 Ne. 84.) 1) ſpricht aus, daß die zur Zeit ver 
des ©. v. 3. Ian. 1845 noch nicht vollgogene und genehmig 
Bertbeilung nad) den Vorſchriften und Formen jened Gefep: 


en babe. 

ß & fommt hierbei in Betracht, daß dies Geſetz weſentlich 
mentarifche refp. prozefjualifche Vorfchriften für das Verfahren 
tungd= Behörden enthält und vergleichen nad) allgemeinen Rec 
ruckwirkend anzuwenden flnt. 


3um 6. 8. 


1) Den Magiftraten ſteht die Megulirung ver beregten 

nur für die Feldmarken derjenigen Städte zu, welche feinem | 
ven. 

j 2) Wo die Stände, wie tie Kommunalflänte der Ober: 

der-Lauſitz, bei Erhebung und Abführung ter Staatöfleuen 

ftebt ten betreffenten ftändifchen Behörden auch die Steuer: 

jedocy unter Genehmigung der Negierung, zu. 

3) Der Landrath kann die Regulirungs⸗Verhandlung ver; 
feit übertragen. Nach der Gemeinde-Ordn. v. 11. März | 
darunter ter Kreid- Amtmann ($. 126. und 135.), refp. ter 2 
($. 58. Nr. 5) zu verftehen fein. Wer fortan Darunter zu 
wird erft durch tie noch in ter Umänterung und Berathu 
Gemeinde» Gefeßgebung beftimmt werden. 

4) Nah ©. 3. des ©. v. 24. Behr. 1850 erhält der be 
reſp. Magiftrat vom Hypotheken⸗Gerichte des zertbeilten Grund 
beglaubigte Abfchrift des Dismembrationd » Vertrages und bat 
fogleih nad dem Empfange der Megulitung von Amt 
unterziehen. ?) 

5) Die Regulirung der Steuern und KommunalsLaften, 
den nach ©. 1. des ©. v. 3. San. 1845 diefem Geſetze nicht u 
Gebäuden, Bauplägen, Hofftelen und Gärten innerhalb eine: 
Vorſtadt haften, reifortirt auch in den Städten, welche einer 
gehören, von deren Magifträten, nachdem tiefe im Allgemei 


— — — — 





— —— — 


1) Vergl. in Br. I. ©. 132. 

2) Berge. auch die oben ©. 174 sub 3. allegirten R. v. 13 
Nr. 1. und v. 30. Nov. 1847, desgl. v. 11. Aug. 1837 zum $. « 
9. Dft. 1807, (f. in ®b. I. S. 119), wonach der Landrat refp. M 
genfalls auch tie ErwerbungssDofumente und Befißslürfunden einforde 
er es zur Abgaben :Repartition für nölgig Hält. 
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ren —— der Parzellirung ſolcher ſtaͤdtiſchen Grundſtücke bei 
olizei⸗Behorde (mithin auch bei dem Landrathe, als perpetuir⸗ 
ar derſelben) entbunden find, fofern nicht das Staatsintereſſe 
ag der Grundſteuer betheiligt iſt. Entgegengeſetztenfalls muß 
mgso⸗Plan von ter Regierung beftätigt werden; auch bleibt vie 
flreitiger Fälle ver Regierung vorbehalten. 
zation kann zuräcdgenommen werden. (Bergl. R. des Min. des 
di 1845, Min. BL. d. i. V. 1845 ©. 172 Nr. 200. in Br. 1. 
sind aber Grundſtücke außerhalb der Stadt und Vorſtadt, auf 
eldmark betbeiligt, fo verbleibt es bei der Regulirung durch 
; legterer kann diefelbe dem Magiſtrate nur fommittiren, bat 
3erbardlungen zu prüfen und mit feinem Butachten der Regie⸗ 
hen. 


Zum 6. 9. 


Betreff ter Zuziehung der Butsherrfchaft als Berichts» und 
An vergl. oben Abfchn. I. Kap. 3. Tit. 2. Stüd 2. sub I. 
Oo ff. 
en Bertretung der geiftl. und SchulsInftitute bei Dismembra- 
. dad R. des Min. des 6. u. des I. v. 8. Aug. 1842 1), 
L R. des Min. des C. v. 5. Juni 1848 (Min. Bl. d. i. V. 
5 Nr. 189. sub Nr. 2.) ?), monach die gemöhnliche Vertretung 
m Patron, die Kirchen und Schul» Borfteher und den Nutz⸗ 
ollfommen rechtlicher Wirkung audreicht, da es ſich nicht um 
neuer Beitragd- Berbältnifie, fondern lediglich um Bertheilun 
G. gegebenen Vorfchriften handle, der Fall des 6. 159. 7 
., wo befondere Repräfentanten zu wählen und mit Inftruftion 
eien, alfo nicht vorliege, auch die Zuziehung der ganzen Ges 
deren Mepräfentanten dem Zwecke des Geſ., die Berbältniffe 
wei und einfach zu ordnen, gradezu entgegenmirke. 
A. des Min. des I. v. 5. Juli 1845 (Min. Bl. d. i. V. 
8 Ar. 202.) unter Nr. 5.3), beftimmt, daß in den gemöhn- 
mbrationd= und Anflevelungs» Sachen wegen Wahrnehmung 
als Interefien in ven Stadt-Gemeinvnen die Zuziehung des 
In Bertretung der Land» Gemeinden die Zuziehung der Dorf- 
fonftigen Gemeinde» Borflände, ebenfo bezüglich der übrigen 
ı und Inflitute die Wahrnehmung ihrer unmittelbaren gefeg- 
er um fo mehr genüge, als vie Regierung den Regulirungs⸗ 
eraufſichtswegen zu prüfen und bemnächft feitzuftellen habe. *) 
Intereffe des Staates und fländifcher Kaffen wegen der Grund» 


deſſen Inhalt in der Note 3 zu Zuf. 2. ad 88.7. u. 8., oben S. 174. 
in Br. I. S. 132 —134. 

in Bd. I. S. 134—139. 

ealberechtigten ans öffentlichen Rechtsverhältniffen, deren Abgabens 
rch die Dismembration eine Verindernng erleiden, find ale unmits 
fenten biefer AbgabensRegulirung nach Analogie des $. 90. der V. 
317 zu betrachten. Sofern übrigens ein Grundſtuͤck notorifch von 
an Grundlaften frei und deren Befiger nach Ortes oder Landes-Vers 
rfönlich als Mitglied einer Kirchens oder politifchen Gemeinde ıc. 
r follte, bebarf es ber Sulefung der Bertreter jener Inftitute nicht, 
das Mtefl der LandespoligeisBehörbe (Regierung, Abtheilung des 
stelle des Regnlirungsplans. E. R. des Din. des 3. v 13. März 
Min. Bl. b. 1.2. 1846. ©. 40. Ar. 56., ſ. in Br.l. S.1NT—ı 3) 


Beteng. BB. II. 12 
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PVertheilung if 5 1 
ginn ee harte dienen hin} 


















Zum $. 10. 


Die Beſtimmung des $. 10., ER 
enktete Me Bean öffentlicher auferg, — 
wenn die Formen der dort näher bezeichneten 69. G. O bel 
ind, iſt beſonders wichtig in Being RE häufig konkurrirenden An 
ten. (Bergl. $. 55. ver B. v. 20. Juni 1817). 


Zum $. 11. 


Das Prinzip des $. 11. ift im $. 3. des Landkult. @b, | 
im $. 43. Rn 4. (am gig er Juni 1817 a en 


Zu $$. 12. bis 18. uf 


4) Die $$. 12. bis 18. enthalten die Grundfäge wegen 
der Öffentlichen Abgaben und Leiftungen, mit Ausfi ver On 
infofern alfo fämmtlicher Staatölaften, weil alle übrigen perfß 


Die $$. 13. 14. 15, 16, 17. insbefondere, ent Tegtelaf 
ſcheidungen für fpezielle Vorausfegungen und Bälle. Während 
Vertheilung der Staatslaften nady $. 11. umbebingt das 
daß durch die Berabretungen der Partheien an ven beftchenden G 
der Steuer» Berfaffung niemals etwas geändert werden Farm, ji 
Verabredungen der Betheiligten über die Megulirung und Verth 
Sorietätd- und KommunalsLaften an Gemeinden, ı 
Ien :c., nad) $.18., zuläfjig und zu berüdfichtigen, wenn jte nur W@ 
LZanded-Verfaffung entgegen und nicht von der Art find, daß vie® 
für die nachhaltige Entrichtung jener Leiftungen gefährdet mir, © 
$. 43. Nr. 4. der V. v. 20. Juni 1817, wo bereits Aehnlicha 
Wirkungöfreis der Auseinanderfegungd- Behörden und wo tat 
ſtimmt war, daß bezüglich der öffentlichen Laften und Real- U 
Kirchen, Pfarren, Schulen und andere öffentliche Anftalten ein 
für den andern die Meal-Abgaben gegen anderweite angemeffene 
übernehmen fönne). 

Indeß ift die Zuläffigfeit befonderer Verabredungen nach 
$. 18. angegebenen Vorausfegungen ftetd von der Behörde zu 
zumal auch die Leiftungsfähigkeit der Gemeinde-Korporation, refp. ©% 
dabei in Frage Fommt. (Bergl. $. 15.) 

In Ermangelung foldyer Verabredungen ($. 18.) tritt. der Im 
heftimmte allgemeine Repartitions= Grundfag ald maaßgebend en 
ſowohl Geld» und Natural» Abgaben, ald andere Keiftungen, auf die 
zelnen age des Grundftüds nach deren Ertragswerth oder Blächent 
zu vertheifen find.“ 

Das noch jegt dem Sinne obiger Beftimmungen in den’ gg. 1% # 
©. v. 3. Ian. 1845 entfpreihende R. der Min. des I. und 
10. Behr, 1825 (v. K. Annal. Br. 9. ©. 46. Nr. 28) an di 
Potsdam, verlangte feine. ganz, genaue arithmetifche. Feſtſte 
die Trennftüde zu übernehmenden Abgabenquoten, erachtete vi 
ungefähre Exmittelung ex bono et aequo für genügend, 

2) Mit dem $. 12. des ©. ©. 3. Ian. 1845 nme im Prinzip 


a 
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159. de 9. 2. März 1850 betr. die eilun 

3* Bu, Fr ſoll Fe kucih 

ie der Trennftäde erfol —*8 für ſolche Batch 
ra auf bonsmifche Abſch en ankomunt 

BES 21."Ves Gel gefatiee (Heherätelige Vefahırn pueke 


— der Öffentlichen, Kommunal⸗ und Societats⸗ Laf 
nad) as de-dn alte, iſt u Pan — * 
er e 

In Ka Date * ae an Yin ſoichen Dart Mn m 

me die 

wäre, muß —* $ ‘2: — die Verti "na — 

e, mithin öfonomifce Abfhägung und Werths + Ermittelung des 

Dar — iſt wiederholt, daß elı guiſwe über die reale 

D) Zu bemerken ift wie N ine 

deiſonale Natur der Abgaben and dem v3. San. 1845 nicht ente 
en werden Tann. (Bergl. in Betreff ver Natur der verfchledenen 
— oſda. 1. Rap. 4. sub IL. ad 1. und ad 8. 

£ u 5 






& 














Dia ann, v. De an Br Bi m 1 

1) bei it er u 

&3..3. Ian. 1845, daß bie , von welqher, ob realer oder pers 
u vert mal=Laften find und welcher 


verſchiedenen Landgemein! 

dy der verfchiedenen Arten von Kommunal»Laften, befteht, 
v. 3. Januar 1845, fondern aus Orts-Verfaflung, Her- 
u. f. mw. entſchieden werben mäffe, indem ein neue? Kon⸗ 
4% das Gefeg nicht Habe eingeführt werben follen. — 


aus dem analogen Berhältnife von Gemeindenupungen und Ges 

eindeaftr — gerade ein maaßgebender Cutſcheldungegrund hergenom⸗ 

— J ne; 

hf ehie enwlefenes Berürfalß zu einer indes der hergebrachten Bes 

beverung. —* iftnäffe nicht zu ſchrellen ſel; 

it jefentlichen andy bel dem nach Befigthumskaffen der bau 

I Du eingeführten Maaßſtabe zn Kommtmalleiftum; Band 

Ip der Präftations » Kähigfe * verfchiedenen Gemeindegliel 

liege, dieſem Prineip auch bei Diemembratlonen oder Konfofindien 

if verfhiedener Güter nachzugehen umb das Beitrags Werhältuig der 

dur Dismembration veränderten Befpihümer daher einem als Repartitiones 

lobus für die Gemeindelaßen a hegevradten KlafiensBerhältnife der Grunds 

gen möglichft einzureißen fe 

h 6 auch, das Ghift wegen Aufhebung tes Bilitair-Vorfpanns v. 

5. Oft. 1810 auf die Gefpannleiftungen im Gemeindedienſt nicht unbedingt 

gegen finden fönne; 

def bei vorkommenden Diemembrationen genau zu erwägen fei, ob der fall 

eo 5. 14, des ©. vorliege, und nicht im einzelnen Gemeinden eine anders 

seltige jang der Kommmmalbienfe in Wolge der vorgefommenen Bes 

IRanbs-Beränberungen an ber Zeit fel; 

a auch tie Beitragepflicht der Forenfen, namentlich auch der Rittergüter 
der erworbenen, angelauften und Eonfolidirten Bauerlänvereien feſt⸗ 

hen 3. “a fonft das Seftehen und bie Leifungsfähigkeit der Landges 

lich gefäßrbet werben Lönne. 





Bergl. in Bo. ]. 6. 14-139. 
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180 Yon d. Befeitigung d. Befchränt, 1. Hinderniſſe d. Sawvesukulit; 


Dazu ertheilte das; E. MR. des Min. des Im: 14: April Isas 
Bl. v% V. 1848 ©, 236. Ni. 261) ) eine nnd 
„baß vor Allem als Haupigefihtspunft bei Gntwerfung des 
„maafgebend bleiben müffe, daß bie Gchammtniaffe der zu vertheilent 
„wach, der Bertheitung von den Trennftüden wieder ebracht 
„von zufäifigen Einigungen nach 8. 18. des ©. fei die Mepartifie 
„mäßig leicht anzuwendende Dusten, in Zehntheilen, Zwölftbeilen u. 
zfen: auch fein einyetne Parzellen, in Breiis ohfersangmäfig be 
„eingureihen; endlich fönnten einzelne Abgaben und 
„für die Leiſtungen bequemen Maaßſtabe ungleichmäßig auf 
„werben, in fofeen nur bie Auegleichung mit Rür auf den 
„men Trennftüce angemeflen erfolge.“ ‘ 

Inftruftionen tiber einen zweckmaͤßigen Vertheilungss Mi 
welcher die praftifche Ausführung ——— t Geireide⸗ 
deren Mepartition in zu kleinen Ouantitäten gemißbil wid, m 
ferner die N, des . des I. v. 30. Dec. 1847 ar 
1848 ©. 24. Nr. 17.)?) umd des Min. f. I J 
23. Mat 1849 (Min. BL. i. B. 1849 ©. 99. Nr. 144,)°) 

" Das Publif. der Reg. zu Magdeburg dv. 30. Now. 1 
d. i. 3, 1851 ©. 28 Nr. 37) *) ftellt den (in eine zive 
Ordnung paffenderen) an ſich völlig richtigen Knuptgefte 

aben-Megulirungs= Plänen an die Spige, „da 

glied den ortsüblichen Steuer» Gruntfügen iß na 
& den Laflen herangezogen "werden Fr d 

itmeration der Laſten meiſt für überflüſſig ordnet 
eine fpecielle Darlegung an, wie vie Abgaben und Xeifl 
meinde aufgebracht werden, welche alsdann für jeden Ort auf 
und bei fpäteren Didmembrationen wieder zum Grunde zu Irg 
Publitk. erkennt ferner an, daß durch die Dismenbraticnen die Or 
des berfömmlichen Steuer = Syftems oft ganz umgeftaltet werben, M 
wegen Xeiftung der Spanndienfte, und gelangt zu dem Schluß, 
wo die Grundlagen des Gewohnheits-Rechts einmal untergraben fi 
vie Beteiligten, namentlich die Kommunen, das Gemohnbeitdiät 
durch neue Vereinbarungen ergänzen wollen, am zwertmäßigften A 
neues Steuer» Syftem adoptirt werde, bei weldem der mas u 
der. Stener- Anlage Geltung erlangen müſſe, „daß alle Verprlld 
ihren Kräften herangezogen werten, daß indep zu einem ſolchen Befte 
Modus die Kommunen: zwangsweiſe nicht angehalten werben 
lange nicht eine wirkliche Gefährdung der Präftationsfähigkeit der 
Gemeinde» Mitgliedet klat vorliege*. Auch diefe Verfügung erg 
Evidenz, wie der Mangel einer Gemeinde» Ordnung mit einen te 
fichten der Regierung entjprechenden allgemeinen Prinzip über das ® 
Verhaltniß zu den Kommunal-Laften, überall, — bewußt oder unbenißl 
empfunden wird, wo man an die Vertheilung der Kommunal-tıl 
Dismembrations-Sachen herangeht, und vorzugeweife in-denjenigen 
theilen, wo, wie in der Provinz Sachfen, die Verfehrs- um e 
Berbältniffe ſich bereit# weiter ausgebildet und vom alterößer freier 
wickelt haben. 

4) Bür RealsLaften aus Privatredtstiteln bleiben nach $. 8 





























4) Bergl. in Bd. I. ©. 140. 

2) Bergl. ebenbaf. S. 140-141. 
3) Bergl. in Bd. I. ©. 141—142. 
4) Bergl. ia Bo. 1. S. 142-143. 
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Geſ. ©. 2. März 1850 das Haupt» Grundftäd und die Trennftüde 
m ih solidam verhaftet, wenn die Laften weder durch Kapital, 
Ya Rente DH ‚werden, dagegen aber zu denjenigen gehören, 
ku ven ® des Rentenbank⸗Geſetes auf die Rentenbani 
wusen werben koͤnnen. 
W Solidarität der helle des dismembrirten Grundſtückes für 
Wise 2a auch an Kommunen, Kirchen ꝛc., iſt durch das RM: 
Me. des 3: v. Bi. Dec. 1846 (Min. BL d. i. B. 1847 ©. 16 
)9 ausprädlic verworfen, Indem „in Lünftigen Faͤllen eine foll- 
' Berpflic, af tung bei Teiner Bffenligen Abgabe irgend einer Urt 
& if ferner zu bemerken: 
Ki nach dem Asläf. Befeg v. 2: März 1850 — abgefehen von 
— Tünftig nur Gemeinde», Deich⸗ oder ähnliche Societäts⸗ 
u, ferner Abgaben und Leiftungen zur Erbauung oder Unterhaltung 
uhens, Pfarr⸗ und Sch den (fofern legtere nicht die Begen- 
E einer abldsbaren Reallaſt, z. B. des Zehnten, bilden), von der 
artzeſchlofſen; ee . 
En anderen Meallaften, welche Kirchen, Pfarren, Küflereien und 
Blfichen, für jet zwar noch nicht definitiv abldebar, aber, weil in 
F Verwandeln, doch theilbar find (vergl. $. 65. Alin. 4. und 
se; 2, a. a. O), und infofern die Natur von Privat»Laften 
Übrigens rũckſichtlich annerer geiftlicher Abgabey, mit 
aus dem Kirchen» Berhältniffe entfpringenden Dienfle, fi 
m — obwohl fehr beſtrittenen — $, 5. der Ablöf. Ortn. v. 
Bi der Fall war); 
J jedech, ungeachtet der Unabloͤſsbarkeit der oben zu a. erwähnten, 
des neuen Abldf. Sei. v. 2. März 1850 getachten Gemeinde⸗ 
⸗, fowie der Kichen-, Pfarr⸗, nnd Schulbau⸗L 
r Raus), bei vorfommenden Dismembrationen auch diefe La 
we ne bloß der Vertheilung, fondern nach Befinden auch der 
unterliegen, 3. B. Natural» Leiftungen, befonderd Spann- 
‚ii gen anderer Art und in Beld» Abgaben ($. 14.); fer- 
ng Ye legung der Natural» Dienfle auf ein Theilſtück, nach 
"u 14; des Se v. 3. Ian. 1845, gegen anderweite Entſchaͤdigung 


mh kann dasjenige, was der 6. 65. des Abl ©. v. 2. Mär; 1850 
We hgaben aus dem Kirchen» und Schul» Berhältnig geftattet, in 
Yo membrationen auch Hinfichtlich ver fonft un ablbsbaren Ge⸗ 
ünd Gocietätö» Laften und Dienfte, nur mit dem Unterſchiede ein» 
wi deren Verwandlung in Geld-Abgaben, ihre Erhöhung, je nach 
i, nicht ausfchließt, daher nur ald eine Ouotiſation und 
ung des Beitrags⸗Verhältniſſes erfcheint. 
ewiſſen Sällen (wenn z. B. die Mehrzahl der gefbannfäbigen Wirthe 
Außslerftellen aufloͤſte) muß nach $. 15. im Gefolge von Dismem- 
fogar das ganze Kommunal⸗Abgabenweſen einer Gemeinde andere 
in ver Art (nach Präftationsfähigfeit und Steuerfraft) georbnet 
vie dies allgemein durch eine zwedmäßige Gemeinde⸗Ordnung und 
prechenten prinzipmäßigen Maaßſtab zu den Kommunal-Beiträgen 
8 gefcheben fein mürbe. | 
ritt Die Nothivendigkeit einer Verwandlung von Befpann-Dienften 
gen anderer Art oder in Geld⸗Beitraͤge ein, fo tft doch immer 
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zgf. in Bb. 1. ©. 140. 


182 Bon d. Befeitigung d. Befepränf. u. Hinberniffe d. Landes-Kultın; 


die ee | se den — 3* Trennſtücks⸗ 
beſonderen Gemeinde⸗ ſiedern, geger 

das Aequivalent für den wegi I Benraen 
Sea Art einzieht, refp. —5* und bafür dieſe 2 


jältniffe, wie fie beifpielsweife in Pommern 
B Sean Späte, eek Yen * eines te 


weit 


ntliche Steuern von anderen ehe, 
chalb der Gemeinde für Uebertragung der 
'aften Partial- Verbände gebildet — ſtehen 
Verwaltungs Grundſaͤzen und den Prinzipien des Gef. ze * 
im Widerſpruch. (Vetgl. vie oben Abſchu. J. Kap. 
unter Nr. 3. 5. 6. u. 7. (S. 162 ff.) aliegitten 










Zum 8. 16, insbefondere. . 


Sp lange die Erb⸗ und ——— durch. die, 
Da lat aufgehoben find, wird die Beſfimmung im- 
$. 16, des Sr 8. als Regel gelten können, Da Y 
Ehe (Gehalt. in Bauplan oder a Gelde von 
in Iegterem Falle der Beitrag ekariſch ſicher 
ng. auf eine in ‚der Megel den 
tungs-Brinzip ht, daß das ke te 
deren und einflußreichen — iger. anzuvertrauen it. 

Das N. des Min. des —— Alb w7. DR, 
DL .d. L®, 1847 ©. 394 Nr. 691) verfügte übrigens, daß die 
dismembritten Gute. haftende Verwaltung des Schulgen« Amts, 
aut der, Stellvertretung, nicht der, Gemeinde zur Laft: gelegt N 

innten, 


Zum $. 17. insbefondere, 


Zu ven Abgaben und Leiftungen, welche von jedem Bejlpet 
Grundflüces, ohne Nüdficht auf deſſen Art und Gröpe, mithin ad 
jedem Erwerber eines Trennſtückes und reſp. jeden Anftedler, nach 
oder Provinzial-Verfaffung zu tragen, gehörten fonft, vor dem 
Abldſ. ‚Gef. v. 2. März 1850 ($. 2. und 8.3. Nr. 3. u, 4.) und 
Emanation der VBerfaffungs-Urkunde, häufig Jurisdiktions · ging oder 
geld, und noch gegenwärtig muß in Oftpreußen nach $. 13. Buk 
des Oſtpreuß. Provinz. Rechts vom Jahre 1801 die Fleine und die! 
Kalende, bei Theilungen oder Abbauten, von jeder neuen Bejtgung | 
derd entrichtet werden, ohne daß eine Verminderung der Ab; 
Vortheile des alten Aeriders fattfindet: (Vergl. die oben bjd 
Kap. 4. sub II. ad A. Pr. 3. 4. 5. u. 6. ©. 160 bis 161 em! 
Bublifanda der Regierungen zu Königsberg, Frankfurt und Danzig): 


Zum 9. 1% 


Die $$. 19. bie 22. des Geſetzes segeln das Verfahren der Ami 
tioeWehdrden in den Dismembrationsſachen, und ſchreiben dafür bei 
progeffualifche Formen und Friſten vor. 

1) Ueber die Art der Aufftelung des Regulirungs-Planes, ver; 


Sathellung von Gcundſtůcken u. Gründung neuer Anſiedelungen. 183 
zu Danzig dv. 25. Mäız 1852 (Min. BL. d. i. 


Ei 14 Rı. 100). 1) 

Der vom Landrat —— agiſtrat angefertigte Eaheurf des — 
Wand uf hen ® eibeiligten ($. 9 aus Erklärung entweder 
mine ober re mitgeteilt werben. 2. Abfag des $. 19. 
ve in contamaciam gegen Diejenigen an, welche fi 
einer ihnen —X —— — 7 längfen 4 Wochen alt 6 

‚um e e up für dad ten gu gewinnen. 
17 ui ni — it me ide * Voll⸗ 
dee I eb Biegep = int er in Auseinanderfegungs» Sachen ausbleiben) 


kamaciam verfahren und erfannt. 

‚Nach Rx. 2. des C. R. d. M. des I. v. 19. März 1846 (M. OL 
1346 ©. 40 Nr. 56.) 2) vertritt em Atteh der Regierung bie 
der —— — in dem Falle, wenn keinerlei —* und 
r öffentlicder Natur auf dem zertheilten Grundſtücke h Nur 
dieſem Zieh ein eine e 60 ung gerpäßlt werden, durch welche die un 
‚ ald werde den betreffenden Grundſtücken 

—* eine —— Immunität beigelegt. 
der Prüfung, Befläsigung und Ausfertigung des Regulirungd« 
alle diejenigen Abtheilungen der Regierung mit, zu deren 
8 se und Berwaltung, die von der Regulisung 

ten. 


* eelen pria principaliter um Ablöfung und Ber- 
son Laften —e— cher Natur, in Folge der Provo⸗ 
en, handelt, fo muß da, wo die Auseinanderfegungs« 
Ye 4 landwirthſchaftliche Abtheilung mit einer Regierung 
vi außer diefer landwirthſchaftlichen Abtheilung, die Astbeiln ng 
Vertheilung der Staats⸗Eaſten, fowie der Socie⸗ 
Kommunalı erpältniffe e Augeogen 1 werden (E08 des 
3 0. 12. Ian. 1848, M. B ©. 23 Rr. 16.). 
eb IR wegen der Repartition ve Staatöfteuern in der Regel 
de Finanz⸗Abtheilung der Regierung zu * 
Il. der V. v. 30. Juni 1817), welche mit Rüdficht auf $. 11. 
fu 3. Ian. 1845 über die ertheilung definitiv zu beflicgen 
I pepen beren definitiven Beſchuß In diefer Beziehung nur ein 
—5— sgefegte Binanz » Miniflerlum Ri uläffig iſt, wenngleich der 
n 
t 


Hr; 


E 
— 


SE: 


n folhem Balle, wo die Finanz» Abth. ver lerung 
—æãã konkurtirt, von der Abiheilung des Innern, 
wekpolizei= Behörde, auögefertigt wird (M. der Min. des I. und 
v3. April 1845. Min. BI. d. i. V. 1845 ©. 132 Nr. 160.). ®) 





Bang! ia Bd. 1. ©. 143 ff. Dies Publik. theilt ein Schema zur Anfertis 
gaben. Beztheiinngeplang mit, welches eine vollfläubige und umfaflende 
ng aller Kommunal und Eocietäte-Berhäftniffe ber betreffenden Oriſchaft 
edem Dismembrationsfalle eine fpecielle Cruirung ber lofafen Gewohns 
ohne eine ermehrung bes Schreibwerks davon zu befürchten!) verlangt 
mlaſſi fing nam von vergleichen gelegentlichen Feſtſtellungen zu einer 
a Kod fitaflon aller ländlichen Bemeindes Orbnumgen im Regles 
ſirk zu zu gelangen, demnächft aber fich über die Unterfchiebe —* juriſtiſchen 

N; ergut und Dorfgemeinde, xefp. von Autorität und Najori⸗ 
veiteren ausipricht ! 


182 Von t. Befeitigung d. Befchränf. u. Hinderniſſe d. Lanbes-Rulur; 


die Gemeinde Korporation die den einzelnen —— Em 
befonderen Gemeinde- Mitgliedern, ei * fl h h — 
welche das Aequivalent für den weg der die 
fung ee Art einzieht, reſp. Fa —* dafür dife Leif 


N ältniffe, wie fie beifpielsweife im Pommern 
—5 — ie: unter der Benennung eineh, | 
von 5* Grund ſtucks⸗ 
nee der Gemeinde für Uebertragung der 
— ge haben, ſtehen fe 
— und den Prinzipien des 


— lergl. die oben Abſchu. J. Kap. A 
— EEE 


Zum $, 16, insbefondere, 


So lange die Erb- und Lehnſchulzen- enter. durch 
ware nicht aufgehoben find, wird die Beſtimmun 
6. des Gefeges ala Regel gelten * daß ei 
———— in Grundſtũcen oder in Gelde vom Vert 
Falle der — — ſiger 
muß, da Uebertragung auf in der Regel dem, 
tung$ it, da} m Ocmeinke- Worebere 
ßeren und —2 n Gutsbeſiher anzuvertrauen ift. 
Das N, des Min. des , Innhwirthfi. Abth.,. 0:7. DE. 
DD. i. ©, 1847.©. 394 Nr. 691) verfügte übrigens, vapı vie a 
vismembrirten Gute haftende Verwaltung des Schulzen » Aunts, I 
rl der Stellvertretung, nicht der, Gemeinde zur Laſt gelegt 
Önnten, 













Zum $. 17. insbefondere, 


Zu den Abgaben und Leiftungen, welche von jedem Beflker 
Grundjtüdes, ohne Nüdficht auf deſſen Art und Größe, mithin 
jedem Erwerber eines Trennftüces und vefp. jedem Anſiedler, nad 
oder Provinzial · Verfaſſung zu Baden, gebörten fonft, vor. dem 

Abldſ. Gef. v. 2, März 1850 ($. 2. und $.3. Nr. 3. u, 4.) und) 
Emanation der Verfaffungs-Urkunde, häufig Jurisdiktions-Zing oder 
geld, und noch gegenwärtig muß in Oftpreußen nad $. 13. 20 
des Oftpreuß. Provinz. Rechts vom Jahre 1801 die Fleine und Bi 
Kalende, bei Theilungen oder Abbauten, von jeder neuen Beltum? 
derd entrichtet werden, ohne daß eine Verminderung der A Ya 
Vortheile des alten Beſihers flattfindet. (Vergl. die oben 
Kap. 4. sub II. ad A. Nr. 3. 4. 5. u. 6. ©, 160 bie 164 em 
Publikanda der Regierungen zu Königsberg, Branffurt und Danzig). 


Zum 8. 1% 


Die 55. 19. bis 22, des Geſehes regeln das esfahren der Anıalı 
tigeWehötben in den Diecuembrationsfachen, und ſchreiben dafür ef 
progeffualifche Kormen und Friſten vor. 

4) Ueber die Art ver Aufftelung des Regulitungs-Planes, verg 


Sathellung son Gtundſtuden u. Gründung newer Anſiedelungen. 183 





Le Beateung Nu ig v. 25. Miu 1852 (Min. BL d. i. 
26. 11 fir ng jr — ai . ( u 

at angefertigte Entwurf des u⸗ 
Klaus eu um Beat ch, * Jieen * °) jur —— entweder 
— — ilt werden. Der 2. Abfag des $. 19. 


' de Beffielung in —— en diejenigen an, welche 
ı einer ihnen zu ſtellenden Friſt von längftens — y Wochen nicht je 
’ Beh einen Abſchluß für das Derfahren u gewinnen. 
‚(ui ji enigen en, welche im Termine zur Dolls 
einanderfegung®- Sachen ausbleiben) 
Namaciam verfahren und —* 
Krt. 2 des C. R. d. M. des J. v. 18. Min 1846 (RM. Bl. 
0 Rr. 5639) bertrii ein Mir der De eglerung bie 
8 Regulirungsplanes in dem alle, wenn keinerlei 
der Aatur auf dem zertheilten Grundſtücke ba 
Aue eine eine Bafjung —8 — werden, durch welche e die uns 
‚ als werde den betreffenden Grundſtücken 
—* eine —— Immunität beigelegt. 
Bei ver Präfung, Beflätigung und Ausfertigung des Regulirungs⸗ 
alle diejenigen Abtheilungen ver Regierung ‚mit, zu deren 
ng und Berwaltung, die von der Regulirung 


len 







sine Dismembration prin anne: um Abldfung und Ber» 
von Laften ee (der Natur, in Folge der Provo⸗ 
k en, handelt, fo muß da, wo bie Auseinanderfegunge« 
8 Iondwirtbfpaftlice Abtheilung mit einer Regierung 
ij außer diefer landwirthſchaftlichen Abtheilung, die Abtbeilung 
Anaeın wegen Vertheilung ber Staats«-Laften, fowie der Socie- 
41) Kommunale Derbältniffe e augenogen. 1 werden (6. R des 
RWYY 12. Ian. 1 . Bl. ©. 23 Rr. 16.). 
Mierieg IR wegen ber Nesartiiion ve Staatöfteuern in der Megel 
P mi der Finanz⸗-Abtheilung der Negierung zu kommuniziren 
Il. ver V. v. 30. Juni 1817), welche mit Ruckſicht auf $. 11. 
u 3. Ian. 1845 über die ertheilung definitiv zu befehließen 
— deren definitiven Beſchu m in diefer Beziehung nur ein 
at iu PA da Gi uläfftg iſt, wenngleich der 
n folchem alle, wo die Finanz Abt. der Regierung 
Steuer» Behörde konkurtirt, von der Abtheilung des Innern, 
izei⸗Behoͤrde, ausgeferuigt wird (R. der Min. des J. und 
03. April 1845. Min. BI. d. i. V. 1845 ©. 132 Nr. 160.). 2) 








l. in Sd. 1. ©. 143 ff. Dies Publik. theilt ein Schema zur Anfertis 
gabensBertheilungsplans mit, welches eine vollkändige und umfaſſende 
* aller Kommunal⸗ und Eorietäte-Berhäftuiffe ber betreffenden Oriſchaft 
jedem Dismembrationsfalle eine fpecielle Eruirung der lofalen Gewohn⸗ 
(ohne eine Bermehrung des Schreibwerks davon zu befürchten!) verlangt 
autafıng nimmt, von bergleirben gelegentlichen Feſtſtellungen zu einer 
a Kod filation aller länplichen Bemeindes Orbnungen im Regke⸗ 
ziek zu gelangen, demnaͤchſt aber fich über die Unterfchiede der jurikiigen 
beiten von Rittergut und Dorfgemeinde, refp. von Autorität und Najori⸗ 
weiteren ausfi 
Bexgl. in Br. 1. €. 187. 
Bergl. in Br. L ©. 148. 
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Sind Abgaben an liche Inftitute zu bertheilen und 
Regierung * für die 3* ⸗Verwal ve 
Säyuliwefen (K. DO. v. 31. Dec. 1825 Nr. 982, © ©. 1826 
wird nach Befinden Auch mit diefer Abthellung u 

b) In vem Balle, wenn Hinterfafen der Domainen, n 
Tichen Inftitute, oder Abgaben und Leiftungen an fonfı 
die betreffenden. Negierungs- Abtheilungen von dem 1, n 
und $ 66: der ®. v. 20. Juni 1817, 5.39, ver ®. ©. 30. | 
ingl. $. XI. ver K. O. v. 31. Dec, 1825, zuſtehenden Rechte ) 
Verhandlung Gebrauch gemacht‘ haben, nehmen am der Ausfer 
Planes auch die Abtheilungen refp. für Domainen ur 
Verwaltung und für dad Kirchen- und Schuliwefen, 
Abthellung des Innern, Theil. (Verl, NR. der Min. des I 
und des dv. 13. Nov. 1842 im Min. Bl. der i B. 184 
Nr. 542. und $. VIIL der KO. 0. 31. Dec. 1835, ©. ©. 18 

5) Im Betreff der Form der Urkunde ift durch das M 
% &, © 8. und des J. v. 13. Nov. 1842 (Min. BL dt 
©. 395 Nr. 542) beftinmt worden, daß die Urkunde von d 
denten, und auferdem von dem Abtheilungs+ Dirigenten und I 
unter Beidrüdung des Regierungs+Siegeld, vollzogen fein müfl 
wenn dabei mehrere Regierungs- Abtheilungen betheiligt find, 
—— Dirigenten der betheiligten Abtheilungen Bei 
den möüffen. 

* Der deſinitis beftätigte oder inlerimiſtiſch feſtgeſtellte Pla 
den Landrath allen Vetheiligtem entweder zum Protokoll oder mit 
fendung einer ftempelfret beglaubten Abſchrift, nad) Befinden in 
foweit der Plan das Ense der —— Betheiligten betriff 
zu machen. Auch die Hypotheken⸗ Behörde fol eine Ausfertigun 
(Bergl. Nr. 5. des C. R. des Min. des 3. v. 13. Mär 18 
R. des Juſtiz⸗Min. dv. 23. Juni 1846, M. Bl. d. i. V.184 
Nr. 172. u. Juſt. Min. Bl. 1846 ©. 123 Nr. 38,). 


Zum $. 20. 

1) Die Vorfhriften über das Verfahren und die Entf 
entfprechen mehr oder weniger den betr. Beftimmungen in Ai 
fegungs «Angelegenheiten. Auch die Auseinanderfepungs -Behbt 
Öffentliche Intereffen von Amtöwegen zu vertreten und in Falien 
Öffentlichen Intereffen mit den Anträgen der betheiligten Prival 
in Konflift treten, Darüber in der Borm von Defnitioe Entfgri 
erforderlichen Beftfegungen zu treffen. Nur entſcheiden dieſe Be 
gleich über eine anderweite Audgleihung der Privatpartheie 
Ball einer nothwendigen Abänderung vertragsmäßiger Verabredu 
weit naͤmlich, als diefe mit der Wahrnehmung jener öffentlichen 
nicht vereinbar find, ($. 162. bis 165. der V. v. 20. Juni 1E 
der B. v. 30. Juni 1834), — während in den Diemembration 
(bei welchen nicht etwa die Kompetenz der Auseinanderfegungs 
P lag greift) ), die Entfcheidung über die anterweitig etwa 
werdende Ausgleihung der Privatintereffen nah Maaßgabe 
Kontraktbeftimmungen befeitigenten Regulirungsplanes der 
Nr. 1. und $..19 des Gefeges gedachten Art, außerhalb ver 


1) Bergt. in Bd. 1. ©. 127. 
2) Berg. oben Bolän. 1. Ray. 3. it. 2, @iüd 1. sub 1. add, 
besgl. sah II. ©. 133 f. Bauten . 
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7 — liegt und den ordentlichen Gerichten vorbehalten bleibt. 
den Umfang und das Maaß von Abgaben und 
—5 Berbältniffen (an Kirchen⸗ Schulen ic.) ent⸗ 
— nach Maaßgabe des Gefehes 9. 11. Mai 1842 
keit des Rechtsweges in Bezug auf „zolhekiche Beate ungen 
ı 6. 192), fowie der K. DO. v. 4 1 nebſt —* 
zicht 9. 16. Now. 9 a. (G. ©, 1881 Yon —— 
deutlichen Berichte. ? 
von der Regierung Fefufepente Interimiſtikum tft fofort boll⸗ 
ih wie nach 6. 23. der von des Regierung beftätigte ober 
— des Min. des I. feſtgeſezte Negulierungsplanı 
on beflätigten und vollſtreckbaren Urkunde hat, 
ung einem von der Auseinanderfegungs-Behörde ber 
* (Vergl. $. 168. 169. und 170. der B. v 


Yes des C. R. des Min. des I. v. 13. März 1846 ?) 
rung in Interimiftifum insbeſondere auch dann feflzufegen, 
ich ten obwaltenden Unfländen vie definitive Regulisum Sr 
bältniffe verzögert und eine folche Verzögerung der Regul 

hreibung ter Trennſtücke im Hypothekenbuche und der ee 
z Beſttztitels auf den Namen ter ITrennflüdd- Erwerber für 
Berechtigten mit befonderen Nachtheilen verknüpft fein wärbe. 
Motiv fallt zmar mit Rückſicht auf die Beſtimmung de $. 2. 
U. Febr. 1850 fort, indem hiernach die Regulitung des Hypo» 


gl. Hierüber das R. der Min. des 3. und d. F. v. 3. April 1345 (Hin, Bl. 
S. 132. Nr. 160., f. in Bd. I. ©. 148—149), desgl. das 6. R. des 
‚12. Jan. 1848. (Min. DT. 2.1.8. 1848. ©. 23., Nr. 16., f. in Bo. I 
ia Deireff der Kompetenz ber abminiftrativen und gerichtlichen * 
rtheilung der Abgaben und Leiſtungen an die geiſtlichen un Saul 
6.8. des Min. d. 8. v. 5. Juni 1848 (Min. BL. d. i. 
8.,f. in Bd. J. ©. 132—134), wonach der Grundſatz —E if: 
jen Viemembbralionen ein Streit über bie Art der Vertheiluig von 
en Abgaben Tediglich zur Kognition der Regierung gehört, mag 
ea den Dismembranten allein, ober unter Theilnahme ber geifkfichen 
mitute flattfinden“, hingegen ein Streit zwifchen den Dismembrans 
eißlichen Inftituten über die Briftenz der Verpflichtung im Allgemei- 
tichen Kognition gehört, ohne Rüdficht darauf, ob die Abgabe nur 
die Befreiung auf einen befonderen Titel begründet wird. Bei 
erlichen Entfcheivung gehörigen Streite if forann ein Interimiftikum 
Dies Interimiftifum hat fi unter Anderen auch über die Verpflich⸗ 
n am geiflliche oder Schul-Inflitute zu erfireden. Die befondere 
6. 20. des uͤber die Materie von Dismembrationen erlaffenen ſpe⸗ 
3. Jan. 1845, — welches die Regulirung eines Interimiftiftums 
ven (Landess Poligeibehörben, Adtheilungen bes Innern) zuweiſt, 
yem Yalle die Anwendbarkeit des 8. 709. Tit. 11. Thl. IL. des * 
s R. des Gen. Direktoriums v. 28. Febr. 1805 (Mathis Bd. 
n Anlegung eines proviforifch vollſtrekbaren Bertheilungsplans AH 
chen Oberen aus, da lepterer vorzüglich einen Streit über bie Roth: 
r bie Art bes Baues ober bes dazu zu leiftenden Beitrages. unter 
ten, zum Gegenſtande hat.” — Vergl. über die Kompetenz zwiſchen 
96, und richterlichen Behörde bei Einziehung von — Pfart⸗ 
ıben auch die K. DO. v. 19. Juni 1836. (G. ©. 1836. 198.) 
ven iſt die Entfcheidung in Wällen des 8. 26. Nr. 2. —8 rein ad⸗ 
rt und liegt außerhalb der Wirkſamkeit der Decithte Gergl. €. R. 
. v. 5. — 1848, ſ. in Bb. I. ©. 132- 13 r. 
in 22. 1. ©. 127, 
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‚von. der ee ulirung ‚unal fein 
ver. $, 0. 26 Behr, 1ds0 ee — m, 
Seepung un vollfttedbaren Interimiftikums, auf abe File f 
*— ichen die en g für —— erachten, die i 
664 Fl “ 
war A dabei die eemägung maahgebend, daß Sean 
Harn ee daß zu treffende Regulatis befchäftigt (Bei ’ 
fleuer-Verfajfung) in naher Zufunft eine totale Veränderung h 
4) —— der Form der Urkunde, vergl. die Erläut, um 
sub 4. u. 5, oben ©. 183 bis 184. 


um $. 21. t 


Vetgl. die Erlaut. zu $$. 12—18, 

Die Leitung des ———— Verſahrens und die © 
—— ſteht dem Landrathe zu, 5 A] auch bier dı 
mie» Rommiffarius oder Kreis» Berord vertreten Taf 

($. 33. der B, d. 30. Juni A MR. des Pin. "ie 3. d. 23. In 
v8. Ann, Bo. 22. ©. 79. u, Inftruft, 12. Oft. 1858, u 
23. 19. ©, 975). 

















Zum $. 2, 
Vergl. die Erldut, zu ven $$- 19. und 20. " 


Zum 9. 23. 
Vergl. die Erläut. zum $. 20. 


Zum $. 24. 


1) Ueber die Wirkungen der Dismembrationen und Anfteeluf 
Beziehung auf Grundgerechtigkeiten und Menlberechtigungen, ® 
Verband, politifhe und Korporationg-Rechte, vergl. oben Abfchn. 1. 
zit. 2. Stüd 2. ©. 137 hr 

2) Der $. 24. entfheidet vie Kontroverfe, ob die Theilung de 
Lichen Abgaben und Laften und die Theilnahme an den denſelbe 
ſprechenden Gemeinde- Rechten unmittelbar und von Rechtswegen 
Abſchluſſe des Dismembtations-Verttages eintritt oder ob vie geil 

Zpeilftüdte für die bisher auf der ganzen Beflgung haftenden Laſ 
fange in solidum verpflichtet bleiben, bis vie Regulirung der Ko 
und öffentlichen Abgaben» Verhältniffe ausgewirkt und von der Lundt 
Dee beftätigt ift, und zwar zu Gunften ver Tegteren Alte 

ie Entfcheidung beruht auf der Natur des Nealrechts ?), womn 
Beſtimmung im $. 93. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 in Veit 
Privatreallaften im Prinzip übereinftimmt. 


Zum $. 25, 


Die 55. 25—30. des Geſetzes Handeln von der Gründung ni 
Anfiedelungen, woran ſich die Beftimmungen der $$. 31. md 
wegen Anlegung neuer Kolonien und Ortfchaften anfehliefen. 


1) Bergl. oben Moin 1 90.3. 20.2. O8 3m, © 18 
Sap._ A. sub II. 38 155 
2) Bergl. 3. 8. 3. 39. EERGDO.LE. 


Pal Don mE char wa Foren 187. 
— ff. finden, laut &, 1. des Gef. v. 

Ben und Bärten 
— Per Hat ung. (Berg, Erlaut. 


a aan eu Benennung 
„Beränderung, vergl, die Weldut se de des Ed. 
DR. 1807, oben ©. 168 cm In Be vn ——— 
Berfe um r. . 
Fer ve vn‘ 


Vihrend die Ber ee ſelbſt an den Konfens ber Poligei⸗ 
zit geknüpft id, de es zu nrigtung eines .. 
ſſenents mit PN m $ Sofgebäuren in beupelizeili 
ung eines Konfenfes, und es liegt dem Trennſtückſo⸗ 
arf der aufbauen will, ob, ſich über die Zulaſſigkeit der 
und der Urt derſelben Dr hefikier Mofihliefane buy Ahroens 
' ee a a ne 
orderl u en. war 
I. v. 8. April 1828, (8 Ann. Bd. 12 487 Rx. 81.), 
Rıfekat, des Min Bin deb 3. u. be m 6. Dun 1BB0. (v. 8. Ann, 
a) 2 0 Sl 
te sin. 0 
ee Tr in BL 1839 ©. 889 


der den eeaeiff, eins neuen Aufleneien im Shune bes Ä 
Das Min. des 845°) (in 
172 Nr. 201.) aus. le —* r nur alddann 
auf der für fich beſtehenden jersAflänbigen Grund» 
ch Fein Wohnungs» Etabliffement befand 
nicht unter den Frl einer neuen Anfievel 
* auf feiner Feldmark oder Forſt einen einen Mbhan, ein 
Wa Lageloͤhner⸗ oder * Börfterhaus, eine Ziegelei, —— * 
Ins: Gutagraͤnze anlegt. 
das zu einem bebauten Gute gehörige Landftäd, wenn ſchon 
ebawung, entfernt und iſolirt, außerhalb alles Zuſam⸗ 
nderen zu demfelben Gute gehörigen Srunpftüden belegen 
die Hand eined anderen dritten Beflgerd übergegangen umd 
Im dem —— durch beſonderen Vertrag abgezweigt worden iſt, 
Ver Begriff einer neuen Anſiedelung und mithin der F. 25. des Gef. auf auf 
einer folgen Parzelle, felbft dann feine Anwendung, wenn 
pie —— erbauten Wohngebäude verarmte, nahrungs⸗ 
choltene Perſonen als Miether oder Zagelöhner einfegte. 
ann aus Gründen, welche vem G. v. 3. San. 1845 
$. 27. entnommen werden möchten, niemald unter- 
(DBergl. das R. des Konigl. Saus-Min. und des Sr v. 
i 1845 5) (Bin. Bl. dv. i. V. 1845 ©. 269 Nr. 289.) und das 
erwähnte R. des Min. des J. v. 3. Juni 1845). ®) 



























Bergl. in Br. 1. S. 119—120. 
Berg. ebendaſ. 8. 19—111. 
L die Erlänt. zum $. 1. des &. v. 3. Jan. 1845. (Buf. 1.), oben S. 171. 
a > 1 ge it 149 — 151. 
j Bergl. d. ” 
in Vb. L. ©. ist. — Dies R. motivirt il NAu ſicht ie 
mis mglich in die Breihelt der Dieyokiinn 
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by’ Auch“ Asbauten auf ven Planen nach a ı © 
Ku nicht für neue Anflevelumgen; — nad ee | 
des Imre Pe 2 Mär md des %, Möth: 1; 6.90. 
(o. 8. Ann. Bo. 29. ©. 409. Nr. 131.) ein Wirth, meldyer 
—— ... De nen Bi 
um Nachtwädterlobne, fel dann 
——— die nächtlihe Bewachung des Garkenen Gef zu 
den aufer Stande ſein follte. DE 
ec) Wenn bei oder nach Abbauten auf tem n 
im Dorfe veräußert und abgepweigt | 
feige gung, wenn das Trennſtück elbfän ohne mit‘ 
‚Gehöfte vereinigt zu werden, als beſonderes 
wird, allerdings unter N 2. 8. 25: des Gef, eine 
dr Sinne des Gefepes auch in dem Falle ) 
ein Orundftüct, auf dem ſich bereits Wohngebäude befinden, ve 
gute abgetrennt und nicht fofort einem anderem ſchon mit Wohngeh 
verfehenen Grundſtuͤcke wieder augefatagen wird, 9 
* a ift wu 5. Nr ' En — J 
ehenden um jenen, 3. ®. einem walzenden 
ae Wohngebäude errichtet werden, nicht aber, wenn baranf mt 
Senne oder eim Stall erbaut woird; für den lebteien Ball bedarf | 
Konfenfes nut in baupoligeilicher Hinficht. 4 4 
- 5) Folgende Beftimmungen: a 
a) die des $. 25. am Schluffe, wonach, wenn ein mit We 
bereit® Hp ne Grundftüd abgetrennt und zu Feinem 
bewohnten Grundftürte geſchlagen twird, die julirung der 
der Abfchreibung des Trennftüdes und der Berechtigung des 
vorausgehen fol; i 
by daß (im Falle des $. 25. Nr. 1.), wenn auf einen unbe 
«feloftftändigen und für ſich beftehenden) Grundſtücke nene I 
gebäude errichtet werden, ver polizeiliche Bau-Konfent 
vor definitiv oder interimiftifch erfolgter Abgaben -Reguliund 
gebänvigt werden vürfe, 
find Durch den $. 2. des Gef. v. 24. Febr. 1850 aufgehoben | 
mit dem Vorbehalte, daß in beiden Fällen der Vorfehrift der $$. 27:1 
des ©. v. 3: Ian. 1845 genügt fein muß: . 
Einerſeits ergiebt ſich hieraus, daß ver Baufonfens ſelbſt nit 
anderen, als baupolizeilichen Rückſichten abhängig gemacht werden 
andererſeits aber entfteht die Frage, wie der Gnpotbefen-Michter vM 
Iofalen und perfonalen Verhältniffen, welche ver $. 27. voransfegt un 
den lediglich die-PBolizeis Behörde angehenden Unterfuchungen der $l 
und 28., Kenntniß erlangt, wenn bei ihm unter Produknon des MM 
rungs · Verttages don den Privatpartheien die Abfchreibung und Sf 
Berichtigung beantragt wird; ferner, inwieweit ex gehalten fei, einert 
ftion des Landraths zu entfprechen, in welder unter Darft 
obmwaltenden DVerhälmiffe des F. 27., gegen Abfchreifung und 7 


fugnt der Grundeigenthümer habe eingreifen, und lieber Eine mögliche Um 
deſſelben offen laſſen wollen, zumal in den öffichen Provingen des Gtaatı 
welche das ©. v. 3. Jan. 18 nur erlaſſen, fein Bebürfniß zu Befchrär 
der DispofitionssBefugniß vorliege, da in diefen Provinzen das Diemembi 
und Anflevelungsweien, im Ganzen betrachtet, feinesweges eine Ausdehmu 
GeRtalt gewonnen habe, durch welche Beforgnife aus dem Beflhtepunfte ı 
tereifen. bes. Gemeinwoefene ind reſttitioe Mankregeln gerechtfertigt ſein wo 


» 


‚Jaellung: don Grundſtcſen u,-Öriunnng neuer Unfiedelungen: 1q 


Ben Stenpftällt-Erwerber peoteflirt whrne? Der W 
a 27. 22 8 Ber v. von 1845 — a 
dies Hemmung nen 70 

——— 

Bankonfens vor der — definitiven oder interimiftifchen R —* 

un Be und Leiflu außgehänbigt werden folle, wird 

ver Pollzei⸗Vehbrde, auf I Weiſe eine neue 


* ⸗ Unterfuchung 
9.21.) zu — — ſteht hr In au fernen der 6 at en 


er tung 
mwirmähnten Grunpfiken, Die —** g der — 
die Genehmigung zu ſolchen neuen — 
aicht mar. üebtigent erhält des Landrath, 
a Bauanlage feinen Konfens zu ertbeilen bat, dabei von * 
* auf Privatlaͤndereien ſtets Kenntniß. 


ser: Ctab 
des 3. u. d. P. v. 8. März 1834, ** za S. 455. 
2 Beagle su die Aa, jum J 24. Sehr. yes s * 

















die Wirku Anſiedelungen in der Uebet⸗ 
und — Do ungen, die un 

a 9... ud Abfchn. I. Kap. 3 2. © tüd 2, oben ©, ide ff, 
r 4 ad IV., eben &. 166 * Bl guf. 213 zum Oftpieuß. 
Y 


Awartition der Laften auf neue Anſiedelungen treten auch Ab⸗ 
aeler Natur ein und kommen insbeſondere die Beſtimmungen 
4. Gef. zur Anwendung. Bei ſolchen Abgaben läßt ſich am 
‚ in wiefern fle an fich perfonaler Natur und nur burch 
‚Wie durch Grundbeſitz bedingt und modificitt feien. In der, 
ur IA denfelben ein aus perfönlichen und dinglichen Rechten und 
Alanmengefeßtes und gemifchtes DVerhältniß ob. 
Je Abgaben⸗Regulitung bedarf es alsdann nicht, wenn 
Ma vom Rittergulsbeſitzer erfaufter, mit dem Ritterguts⸗Arcal aber 
wer Bauerhof von dem erfleren wieder feparat veräußert wird, 
un de Ausführung der 66. 6. und 7. des Ev. v. 9, OR. 1807, 
efipreuben, Schleſien, die Kur» und Neumark, ſowie Pom⸗ 
Inftruftionen v. 14. Sehr. 1808 $.13., v. 27. März 1809. 
* * 9. San. 1810 $. 12°) nachgekommen und dafür geſorgt 
* beim Auskauf und bei der Einziehung bäuerlichen Höfe zu den, 
gleich wie bei Zufammenzie ung. —— —* Höfe 
wiſchung oder Verdunkelung in ichen Gefälle, 
tionen und Sorietatslaſten, ſowie in Has er ve ea der Grund⸗ 


borgefommen if. . 
) Ueber die Frage: wiefern etwa neue Anflebler die durch ihren Ha 
t zum Gemeinde⸗, Kicchen-, Pfarr⸗ und Schulverbaude en ul 


ER 







fra 7 —— eben! ($. 26. Nr. 2) iſt ſtets nur im admin 
y M. des Min. des C. v. 5. Juni 1848 2), 
% re 2. 1848 ©. 195 Nr. 189). — Wegen, Ginteihung der 
Hida-Emwerher in bereits ohfervanzmi beftehende @emeindeklaflen,; 








se Br. 1. ©. 58—65. >. “un 
Bergl. in Bd. 1. ©. 132-138. wine 


in 
im 


u 
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1. dad R. des Min. des I. v. 5. Jull IBI5 (Min. BR dB) 
— No. 202) *) und das CRebeffelbe Min. wit April 
(©. 1848 ©. 236 Rr. 261) 9). 












9 chl der Ber (öneroin Aber 
einer — der Gi j 
‚er kleinen — lenis ers 1 
weder als Aderwirth, noch —— 

, Babriten ac. darauf errichtet,“ Gärtnerei 

wurden, vom denen allerdi 

arten, mithin alfo auch von Gen 


KT 
u er 
akapım Sorflany eriäjtet wurden, "der eigen Ama um Ai 


entzogen, hin und — je nachdem fle von Perfonen errichtet,d 
Verbrechen neigten, ganz beſonders zu Feld⸗ und Holzviebftählen und 
Beraubungen fremden hums um fo eher Gelegenheit $ 
— nach $. 27. fake erſte = neue Gründung 
umter den daſel ſedachten Voraus J 
Ka —* — Aa een "Beten untetſagt —— 
jabrung, auch eine große Menge neuer 
tivirten dern, von a jütten und kleinen Etabli 
gen Morgen, ihren Anfang genommen und bei dem 
ne zur ſittlichen Hebung des Volkes fo weft eltra 
mge nach Grwerbung eines eigenen Heerdes, mittelft Spaten ti 
Bu tiger Beftellung der nahen Grunpftüde, durch Fleiß und 
= — im Laufe ver Zeit zu blühenden Oriſchaften 


fen 

sr Um eine folche neue Anſiedelung nad) $. 27. zw unterſagen 
beide ee en: 

a) daß tavon Gefahr für das Gemeinweſen zu beforgen, umd 

b) va en die polizeiliche Beaufſichtigung mit ungewöhnlichen 

ien verbunden ift, 
kumulativ vorhanden fein. 

Ueberdies ift die Zuläffigkeit der Unterfagung nur fakultatit 
Ermeſſen der Behörde geftellt, fo daß dieſe, feier wenn bie Bi 
des $. 27. vorhanden, dennoch nad) Ermeffen der Verhältniffe, die 
Hgung zur he lung erteilen fan. 

—38 nach $. 28. benachbarte Gemeinden, Forſt⸗ und he | 
$ — 8 daher zu vernehmen find, hängt von dem Ermeſſen der 

e ab. 

4) Ueber die Verftattung oder Verfagung einer neuen — 
ven Fällen des $.27. eniſcheidet im erſtet Inftarz der Kreis ⸗Landra 
® Betreff — Fee a —5 * — am 

jet de Stadt-Ma, t. jegen diefe cheidun, ten 

Ks BVerfonen, Tele) den Trennſtucks = Erwerbern, — im ai 
Geftattung, diefen im Balle der Verfagung der Anfedelung, ein Ren 
die Regierung zu, der in diefem Fark an eine zehntägige Brift get 


4) Bergl. in Bd. I. S 134—139, 
y 2) Bergl. in Br. 1. ©. 140. 
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Erg ‘Der eud Yet 
2 en ii len 
* ——— in ee zu een, die —— — wire: 


{ — in zweiter und Iepter 


an 
[ te niemals unterfe fann, präjubieiell; deshalb kaun mit 
Resulirung feklung ei Vergegungen weten, wern Di 


Saffung ter m ang fo fe far ung 
| rn Der. 1006 * ai 


1836 ©. ©, 1886 er 


Zu 88. 31. und 3% 


N der Alegung neuer Rofonen und Date 
‚ug de Plan nachmweifen, vap un 
fe, Gerichts- und —— —— 
ſellen feien, und 


RM. des Min. ©. 3. m. 18. —X i 
. 40 Nr. Bann 


re deſto — 


bi) Knie 
ft in Bezug 5 —ã e 


Nö Gemeinde erhoben worden, und das 
ne ©. 27. Oft. 18402) (Min. BL. X 2. 1 
19) enthält die Anmeifung, daß bei Kommunalifirung jedes * 
———— Ueberficht der —— — der 
— Kommune hinſichilich Benölferung, der 
ſſtandes und Gewerbes, —* des Grunvbefipgpums 
dabei in Betracht Tonmenden G ie 
je anſchaullch machende 
. — —— ——2 He daß a en 
Vekenen Bakıie aus tmanien ge — 
e aus etwanigem jean 
Deſtehume und der ——— — ver er Einzelnen 
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Yfagaiß zur Zertheilung bes Grundbeſitzes zu befchränfen, bei feiner praftis 

Iıtfübrung Gchwierigfeiten bervorgerufen, welche ben freien Verkehr mit 

hantrigentpume hemmen. und einen äußerſt nachtheiligen Cinfluß auf den 
en. 


zaer bemerkt in diefer Beziehung der Bericht der Agrar-Rommiff. 
L.Rammer v. 20. Nov. 1849 1): 


Inhbem tie Gefeßgebung v. 9. Dft. 1807, als Brundpfeiler für alle Agrar: 
miſſe zu betrachten, bie SigenthumssBerfelbumg ausgefprochen und das Er. 
Sept. 1511 alle Beichränfungen des Grundeigenthums, bei Wahrung der 
Dritter, aufgehoben hatte, blieb der neueren Geſetzgebung doch norbehalten, 
Kersbration und Gründung neuer Anliedelungen an erleichtern, dagegen bes 
ke Biteripruchsrechte zu lölen und die Abgaben Berbäftniffe zu regeln. 
MG. v. 3. Ian. 1645 entfprach ten Forderungen feiner Zeit ſedoch nur 
iR denn, wenn es auch alle Widerfpruchsrechte aufhob, die Abgaben⸗Ver⸗ 
n auf zertheilte Grundſtücke vollſtändig zulieg und fo Mängel der früheren 
9 befeitigte, fo waren tie Formen deſſelben doch fo beengend und ber 
fo zeitranbenb und Eoflfpielig, daß das Ende eines eingeleiteten Diss 
afts nie vorher abzufehen war. 
A aber der Gefchäftsverfehr mit Orundflüden, welcher unter allen Verbält: 
mb zu allen Zeiten das ſicherſte Fundament für Kredits Berhältniffe ger 
Eh lange eine untergeorbnete Rolle im Geſchäftäleben einnehmen wirb, bie 
Wagenden Formen von demfelben entfernt find und biefe Veräußerungss Vers 
Kt mehr eingeichränft werben, als es ImmobiliarsBeräußerungssBerträge fein 
ab alle Kredit⸗Verhaͤltniſſe in freiefter Bewegung auch auf gertheilte Grund⸗ 
h geltend machen können, kann als unbeftreitbar Hingefteit werben. 
u ek nach Erreichung ber oben bezeichneten freien Bewegung und voller 
ung des Kredits wird es erreichbar werden, daß biefer große Theil des 
Ken Gefchäftsiebens den Standpunkt einnimmt, welchen der Verkehr mit 
—— a nach Dertlichfeit, Konkurrenz und RultursBerhältuiffen eins 
| gt if. 
5 beſtehenden Befürchtungen der zu großen Zerftüdelung des Grundbefiges 
Kig freier Bewegung uud Einwirkung des Kredits mögen nach einer Seite 
erth erfcheinen; nach ber Grfahrung derjenigen Provinzen bes 
Üben Etantes, welche längfi neben den freien fogenannten walzenden Grund⸗ 
arch geſchleſſene unzertrennliche Batten, iſt dieſe Befürchtung nicht berechs 
Ich fe geltend zu machen, daß fie gegen ben Nutzen der freieften Bewegung 
Bergfeich anshalten kann; denn die beweglichen Gruntflüde in jenen Pros 
Basen an allen Zeiten gegen die gefchleffenen im Preife un 4, ſelbſt 4 
und die zertheilten Bauechöfe wurden von fleißigen Aderwirthen, durch Ans 
eluer Grundſtuͤcke bei freier Konkurrenz und viel erhöhteren Preifen, zum 
des Ganzen wieder zufammengclegt, das Rational» Vermögen, alfo bei ber 
Bewegung bedeutend gefteigert. 
r vorliegende Gefeh: Entwurf if zweckmaͤßig zu nennen, weil er aus dem 
San. 1835 tie den freien Werfche mit Srundftüden hemmenden Hinders 
eitigt, wohl aber die nothwendigen Beflimmungen zur Sicherfiellung bes 
en Staats: und Gemeindelebens, fowie die zur Sicherheit des Ginzelnen 
hen Beflimmungen vollſtaͤndig aufrecht erhält. 
it aber auch zwedmäßig, weil durch ihn dem fleifigen und ſparſamen bes 
Staats:Binmwohner es erleichtert, ja ermöglicht wird, feine höchften Wünfche, 
ſes Grundeigenthum mit Benugung feines Kredits erwerben zu können“, 
fehen. Diefer Gefet Entwurf ift aber auch in feinen Konfequenzen eine 
igfeit; denn nar_ nad Grreihung feiner Zwede kann die Berfaffung 
— (v. 5. Dec. 1848, jeßt Art. 42. der Verf. v. 31. Jan. 1850) — zur 
abrheit werben. 


er Agrar-Rommiffton der I. Kammer wurde (laut Bericht Nr. 467 
106. Sigung v. 4. Bebr. 1850, Stenograph. Ber. ©. 2449 folg.) 





eergl. die ſtenograph. Berichte ber II. Kammet pro 154%. S. 1585 |. 
ultut⸗Geſebo. DB II. 13 


. B 
a 


2 — — * 


* ‚won der U. Kammer 
Eliten als etũ eia ig ee an 
t vdllig era wunde derftlbe 


3 se — in — Feste. 1850... 
Das Gef. v. 24. Behr. 1850 a an 
‚am 1845, nebſt der Deil. v. ER: 
7. Mr, 1.,.96-20.:25.,26. des 0.8. In i 
Mrländ; zu bersagisten $$. Des 6. v. 8. It. 
















van 








hSaon nach 9 31. deri®i vw. 2. 
tion: e andh don Notaren techtögil 
Hatten nım die Verpflichtung, eine — 
wih fen⸗· Rlehier einguſenden, Auf Antra 
De — — ya H ‚eng — a 

3 na 16, der V. 0. 

in ven Händen des-Notars verbleiben. 1)... 
dad ER. des Yuft. Min, v. 28. Juni 1846 ' 
ne 112 Nr. 172 u. Juſt. Min. B1.1846 ©. 
frühere Inftruftion 'w. 12. 8 3 —J 
Due mit —— auf das. hy. — 53 * 
von J—— Fi) FAR — N 
e Berttage ‚eglanbte ‚fe Abſchriſ 
m en. Sppothefenedliher, ‚fo.aud, an —— Landraih vder 
it werden muß, tuelchem nach 80 01.4) 
die Regulirung der öffentlichen Abgaben und ——— DVerbäli 
Tiegt. Die Mittheifung fol gleichzeitig mit der Ausfertigung * 
zefp. der Retogntions ⸗Verhandlung verfügt und in der egel 
Kouvert ohne befonderes Anfchreiben überfandt, auch foll, wie 
folgt ift, auf ver für die Partheien beſtimmten Außferriging, 
werden. 3 
5.2) Img. 1. des ©. v. 24. Febr, 1850 ift nunmehr unter 
tion, obiger Anweifungen beſtimmt, daß refp. von jedem Gerichte MM 
fofort und ummittelbar nach der —— die Zuſendung det 
an den Hypotheken⸗Richter, und im $. 3;, daß von dieſem wicken 
Mittheilung in beglaubigter Abſchrift an den Landrath oder Ming 
Arsen folle. In ver Beſtimmung des $. 16. ver Notatlats · O 

1. Jufi 1845 (G. ©, 1845 ©, 487), wonach der Ur-Vertrag ind 

ven des Notar Bleibt, ift indeß Hierdinech nichts geändert. 





Zum 8. 2%, 

Im Regierungs » Entwnrfe fehlten die Worte: „die Auf 
des BausKonfenfes zu neuen Anfievelungen, fat 

jorfäriften der 68. 27. 28. des Gefeges v. 3. Ian. 1 
nüägt if“, welde erſt die Agrar-Rommiffton der II. Kammer sn 
faft —E beſchloſſen hatte, „weil der Zeitverluſt, welcher über 
ng eines Bau» Konjenfes verftzeicht, oft ein großes GHindernif f 
nflevelungen abgiebt, und es auch Aufgabe des Geſetzes fein r 

Semmniffe zu befeitigen und den neuen Anflevler, hat er ein Gu 





1) Bergl. das Publik. des Appel. Ger. zu Ratibor v. 12. Der. 1845 
BI. d. i. ®. 1849. &..276. Rr. 398). 
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Baumaterial: fich erworben, in tie Lage zu fehen, auch eine Wohnung 
Jeiwerluſt bauen zu Fännen.“ ?) 


IL 


jlliche Beftimmungen, welche ausſchließlich die Reguli— 
ver Berhältniffe der Hppotheken⸗Gläubiger und anderer 
Reals Berechtigten bei Dismembrationen betreffen. 


Bergl. Allgem. Land⸗Recht Th. I. Tit. 20. GE. 441—449., 454 — 
192, 494. und Hypoth. Ordn. Zit. I. 66. 35—40.. Zit. II. $. 9. 2) 
Zum Gefet v. 13. April 1841 über ten erleichterten 
mſch einzelner Parzelen von Grundſtücken.?) 

9 Befep ift durch einen Antrag des Schlefifchen Prov.-Landtages 
ihre 1537 veranlaßt und für diejenigen Landestheile erlaffen 
‚in welden das Allg Land-Recht und die Hyp. Ordn. 
eskraft haben, fonach mit Ausfchluß 

er Lantestheile, welche zum Bezirfe des Rheiniſchen Appell. Gerichts 
a Köln gehören, 

on Neu» Borpommern, 

er rechts⸗Rheiniſchen, vormals Naffauifchen Landestheile des Reg.⸗Be⸗ 
its Koblenz, in welchen gemeines Deutſches Recht gilt. 


Zum 8. 1. 


Zu ven im $. 1. des Geſetzes erwähnten Provinzial⸗Behör— 
welche vie Audeinanderfehgungß- Angelegenheiten leiten, 
w im Allgemeinen auch die Regierungs = Abtbeilungen refp. für Do- 
2 und Forſt⸗Verwaltung und für Kirchen- und Schulwefen, fo weit 
k dgeuen Leitung und Verhandlung von gutäherrlichen und bäuerli« 
OR ‚ Ablöfungen und Gemeinheitötbeilungen nach $. 65. u. 
"BB. ©. 20. Juni 1817, $. XI ver 8. O. v. 31. Dec. 1825 und 
‚der 3. v. 30. Iunt 1834 fompetent find. Died erläutert das ©. 
CHR Min. v. 23. Oft. 1841 *) (Min. BI. d. i. V. 1841 ©. 290 
77 u. Juſt. Din. BI. 1841 ©. 332 Mr. 225). Diefe Verfügung 
we durch das C. R. Ted Min. der 3. und des Königl. Haufes v. 
rt 1844 9) (Min. BL. d. i. B. 1844 ©. 209 Nr. 233 u. Juſt. Min. 
41 S. 152 Nr. 85) näher dahin beftimmt und modificirt worden, 
wen MegierungssAbtheilungen tie Prüfung und Genehmigung von 
hnngen nad) tem Gef. v. 13. April 1341 nur in foweit Fompetire, 
gleichen Tauſch⸗Geſchaͤfte bei Gelegenheit ter von ihnen uns 
bar ſelbſt geleiteten Auseinanderfeßungen vorfommen und zur bef- 
egulirungen der Tegteren dienen, und als unter diefer Vorausfegung 
für fich ſchon die Kompetenz ver Audeinanderfegungs-Behörcen zur 
ebung eines folchen Tanfch » Gefchäfts in das Auseinanderfegungd- 








Rergl. tie ſtenegraph. Berichte der II. Kammer pro 1835 (70. Sitzung 
e. 1349), ©. 1986. 

Bergl. zur Grgänz. u. Erläut. diefer Vorfchriften die Ergänz. u. Erläut. 
5. Rechtsbücer, von Gräff, Simon u. v. Rönne, III. Ausg., zu den 
Geſetzen. 

Bergl. in Bd. 1. ©. 156. 

Zergl. in ®b. 1. ©. 157. 

zergl. in ®b. L ©. 158. 


13* 


196 a. ni m 


geaden wäre. Außer biefen, F& 
und a a — he der —— Fat id 
der Provinz (der General ————— reſp. landw 
run; —— bleiben. 
Dies beftätigt das R. des Min. des I. Abthl. I. v. 10. Iuft I 
(Min 812.1. ©. 1847 ©. 206 Nr. 263). 
2) Bei ver Konfurren, eines — m nit 
pfandbrieften Gute IR in Betreff des erfteren Di 
Betreff deB Tegteren bie Auseinanderfegungs ⸗ nd 
wegen des le nen Bet gu er 
‚Sompetent (Bergl. des R. Bin. des F ung 
BLr,1B. 1844 ©. 52 Sir, 73 
3 Dre @efep ner au) auf Wesunfüungen * 
wenn, (Bergl. daijelde Mefkript)ua mn +1: pm 
18 Outachten und die Genehmigung ‚bet, 
Autenanverfepunge Befärde af om ne ſonſt bel 
von Vrivat· Otundſtucken — nad $. 5. des. Er, n. 9,0. 
‚ber Kredite Direftion oder der Landes-Boligeibehörde,zu jeri 
Tiepfeits-Ntsefteb; jedoch IR bei Laufch-Befdhäften nach, 
ja das Mecht der Lehnd- und KideifommigeBolger,. 
jeue. Behörden nicht mitderttelen. ; 
—X 












Zum 8. 2. 


1) ‚Ueber die Zuläffigkeit des Zaufch- Gefchäftes, alſo 
die der techuiſch · dkonomiſchen Beurtheilung und Schägung anh 
Bedingungen des des $. 2. No. 1. 2. und 3, vorhanden ſeien 
zutretende Parzelle im DVerhältniffe zu dem Gute, wovon fle 
werden fol, von geringem Umfange ift, ob der Taufch wegen 
Bufammenhanges des einzutaufchenten Grundſtücks dem Gute, fül 
die Genehmigung nachgeſucht wird, Vortheil bringt, ob der W 
der abzutretenden Parzelle gegen die einzutaufchende den fü 
des Werths der erſteren nicht überfteigt), entfcheinet lediglich 
She Genehmigung fompetenten Kredit-Direftion reſp. Auselnat 

Behörde. 

2) Das (mittelft 6. R. ves Min. für ——— Aus 
Mai \aa mitgetheilte) & N. des Juſt. Min. v. 5, Oft. 
Bl. d. i. V. 1849 ©. 98 Nr. 143) hat erläutert, rs die pn * 
des Sr v. 13. April 1841 erwähnte Genehmigung das mit 
getragenen Realberechtigten und Hppothefen-Gläubigern nach $. 9. 
der Hyp. Ordn. zu vermittelnde Megulativ entbehrlich mache *), m 
an die Stelle der im $. 7. Nr. 1. des Gef. v. 3. Ian. 1845 vom 
benen Regulirung der öffentlichen Abgaben und Xeiftungen trete, 
von der Hyporheten » Behörde die Anmweifung des R. v. 23. Junk 
uf. Min. Bl. 1846 ©. 124 und Min. Br. i. V. 1846 ©. 1 
Tange zu befolgen fei, bis tiefer Gegenftand im Iegislativen Wege 
weitig geordnet fein werde. 












4) Bergf. ebenbaf. S. 158. 
2) Bergl. ebendaf. S. 157. 
3) Bergl. in Bd. 1. S. 159-160. 
4) Bergl. die Geläut. u. Allegate zu 88. 1. u. 2, des @. v. 3 
(f. unten) und Simon's u. v. Strampf's Rechtefprücke, *. 3. M- 
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twindeß fowelt für modifieirt gm eradjten, als vie 
ng der Parzellen in den Hypotheken⸗Büchern nach $. 2. 
r. 1850 von der definitiven oder interimiftifchen Reguli⸗ 
ı oder Kommunal Verhältniffe fortan unabhängig ik. 


Zum $. 3. 


edingungen bei dem einen der beiden Guͤter, von wel⸗ 
tanfcht werden, nicht zutreffen, fo muß rückſichtlich die⸗ 
ruation vom Reals und Pfandrerbande durch den Kon» 
ıs Gläubiger und Mealberechtigten auf dem Wege des 
dyp. —— — werben. —— iſt eilig 
en fte8 von dem Erfolge diefer im 

ı Beroirfenden Erneruntion abhän - 
Zerfügung wegen des gerichtlich zu deponirenden Werths⸗ 
tr. 3) gehört zum Neffort des Hypotheken⸗Richters, ſo⸗ 
efcHäft nicht bei Belegenheit einer Auseinanderfekung 
ve $. 7: und 6. 8. der DB. v. 30. Juni 1834 dem Ötef- 
sfegung® » Behörve anheimfält. Außer dieſem Falle 
fowohl wegen der Verwendung der Kapital-Abfindun 

hung der Lehn⸗ und Fideikommißfolger nach $. 15 fi. 
t. 1840 1), dem Kppothefen » Hichter Aberlaffen und. 


Pr . 


Zum 6. FR 


en Verwaltungs Minifterien waren darüber einig, daß 
ften ter im ö. v. 13. April 1841 gedachten Art in 
theilung von Abgaben und Leiftungen nicht bedürfen 
ie Uebertragung der auf der abzutrennenden Parzelle 
3 und aus dem Gemeindes, Kirchen⸗, Pfarr- - und 
aus anderen Korporationd» und Societätd- Berhältniffen 
ı und Leiflungen auf die dagegen eingetaufchte Parzelle 
ne, wenn beide Parzellen im Werthe einander gleichfles 
enz fo geringfügig ift, Daß ein Nachthell für die Ab» 
Ir erehtigten nicht zu beforgen if. (Bergl. die zum 
t 


e). 
ten des $. 4., wonach die abgetretene Parzelle aus 
8 Gutes, zu welchem fle gehört bat, ausſcheidet und 
undflüf in Beziehung auf die Hypothefen- 
derer Nealberechtigter an die Stelle der abgetrete- 
ıden, abgefehen von Hypotbefen» Gläubigern, nur auf 
igentlinen Sinne (vergl. oben Abſchn. J. Kap. 3. 
II. ©. 143 ff.), nicht auf Soctetät8- Berechtigte: 
br bleiben tie Societaͤts⸗ Berechtigungen davon unbe⸗ 
f derjenigen Parzelle fort, auf welcher fie bisher haf⸗ 
es Dein. tes I. Abthl. II. v. 18. Ian. 1844, Win. 
5. 17. Nr. 21). 2) On 
m =» Behörde beider Grunpftäde ift von der Genehmi⸗ 
3 jedesmal Anzeige zu machen und Eompetist der Hy⸗ 





I. G. 73 fi. 
L G. 160, 


198 Pond. Befeitigung d. Beſchrank. u. Siarersiffen. Senhehrlelen; 


poihefen-Behörbe nicht. die materielle Pröfung Red: Fanfdzueuiänt, a 
Übrigen im $. Z. gedächten Beringungen. - . " 
| er 


Wegen der Zaufchverträge Über Vertinenzien von Fehn» und Bid 
mißgätern er. die Beftimmungen des ©. v. 15. Bebr. 1840. 









oben Abſchn. L Kap. 3. Borbemerf. ad I. c. ©. 123),, 

°C.’ Zum Gefeg v. I. März 1850, 'Hetreff. den erll 
moyetanf fleiner Gründflüde. —2 

Der Borſchlag zu dieſem Geſehe ging bon dem Ahgrordnete 
v. Goerg aus und wurde don der Agrar-Rommifflon Ber 1 Kaum 
wenigen mögen, hierauf aber der Gefeg-Entonitf Horber IL, 
ver 1. Kammer unter Zuftimmung der Stadts-Megtetitng 
migt. Der betreff. Vericht der Agrar-Roiimiffion der IK 
Tautet: i —* 


Pan vo zu u tummiffion über-ben Kuba, 
v. Gbrb, heireffen e Erlelchternug der Abveräußern J 
* varzelen . (Mr. 8. ber Beni ka ii * 
"Das Mitt vi 9. on. 1807 geftattete vie @rbverpadifung‘ 
wi elyefnen Lhellen derfelben,” tenn Seitens bet Beitefenben 
Aieſt dahin beigebracht -wönxde, Das die Grhvervachtiing der 
Tommiße und Lehneberechtigten, Onpothefeugläubiger 1 icht nachteilig fü 
Der feRgefehte Kanon trat für biefe Imtereffenten in bie Stelle) 
pachteten Brundftüde. 
Durch das Gefeh v 15. Wehr. 1840 wurden berartige Vererb— 
Fibeitommißgäter ausgefchloffen. sung 
Rach Artikel 42. ber Verfaſſung Föinen it Bufunft feine Grunbfi 
Grbpacht antgeifan werben. ; ; n 
Nach der ksigen Rage ber -Bejehgebung find daher Veräuferunge 
zelnen Trennftüden nur im Wege bes gewöhnlichen Rau 1 
möflen alſo bei Lehen und Bideifommiflen die Agnaten ihre Zufl 
hen BVeräußerungen geben, wenn fie gültig fein fellen, und bie fänmll 
pothefenfchulden und Reallaften müffen, wenn die Olänbiger in bie rt 
nicht einwilligen, auf bie veräußerten Parzellen mit übertragen werben. 
‚Hierdurch iſt bie eräußerung feiner Parzellen von größeren Gi 
fehwert, in vielen Faͤllen unmöglich gemacht. 
le Grbverpachtung nach Maaßgabe des Evifts v. 9. DE. 1807 Bikdt 
her die Form, bucch welche den Unbemittelten ermöglicht und erleidet 
einen Meinen Grundbefig gu erwerben und fidh eine geficherte und. befell 
Grifteng in der bürgerlichen Gefellichaft zu verfchaffen. | 
88 ift mithin ducch Aufhebung der Erbpachten eine fühlbare Lüde | 
Befeggebung eingetreten, beren Angfüllung im Intereffe und zur Hebung DU 
tes der nnbemittelten Klaffen ein bringendes Bedauͤrfniß if. 
Diefem Bebürfnig will der Antrag des Mbgeorbneten v. Goth Abhe 


en. 
Die Kommiffion Hat fich mit dem Biwed und ben weſentlichen ‚Grm 
dieſee Anttages vollfommen einverftanden erklärt. B 

Sie Hielt jedoch einerfeits eine Erweiterung der v. Odrtz ſchen Vorſchu 
dererſeits eine Erleichterung in der Ausführung für nothwendig. 

Nach dem Vorfhlägen des Antragfellers Toll die Mbveräußerung um 
Uebernahtne eines feften Geldrinſes uläffig fein. Die Agrar» Rommiffon 
Anficht, daß die Hier in Rebe lebenden Veränferungen auch tm Wege de 
Kaufe, alfo auch dann, wenn bloß ein BeRimmtes Kanfgelb feigeeit in 
gim werben .möffen. Es rechtfertigt fich dieß dadurch, daß, wenn’ mr ei 

eldzins ausbebungen wird, diefer nach dem in Ausficht ſtehenden Mbläfım 
fe ablösbar bleiben muß. 

Wird derfelbe durch Kapital abgeldſt, fo ſtellt ſich bie Sache cha 
wenn don vorn herein bloß ein Kaufgelb feftgeftellt if. B 






















J—— 
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Ws Recht auch nicht zu beiorgen, daß bie Interefien der Lehns⸗ Fideikommiß⸗ 
Kalkerechtigten dadurch, daß auch reine Kaufgefchäfte unter bie erleichtern. 
rimnungen dieſes Befegvorichlages fallen, gefährdet werden. Die Gefähr⸗ 
gnürte, wie fchon angedeutet, bei der Ueberlaſſung von Parzellen gegen feſte 
higaben, bei deren Ablösbarkeit durch Kapital, in gleichem Maaße vorhanden 
u 86 iſt jetoch weber in dem einen noch in dem anderen alle eine folche 
Wrrung vorhanden, weil die Krebits Direktionen beziehungsweiſe die Ausein⸗ 
wiegangs: Behörden die Zuterefien diefer dritten Berfonen wahrzunehmen haben 
uch $. 2. auch mur felche Abveräußerungen von Trennſtücken, bie im Bers 
zum Hauptgute von geringem Werthe und Umfange find, unter biefen 
klag fallen. Sodann iſt im $. 2. des von Görgichen Berfchlages bes 
‚v5 das neben dem Geldzins ausbetungene Kaufgeld gerichtlich deponirt 


tRommiffion hielt es für wünſchenswerih und zweckmäßig, baß bem 
in ben bier in Rede ſtehenden allen auch die Verfügung über tas 
möglichfl, und fo weit es ohne Gefährbung ver Lehns⸗ und Fideikommiß⸗ 

‚ Reals Bläubiger x. angeht, erleichtert werde. 
6 wor der Anficht, daß dies am einfachſten und vollftändigften dadurch 
werde, daß für dergleichen Kanfgelder die geieplichen Beflimmungen bins 
ker Ablöfungss Kapitalien und deren Verwendung für maßgebend erflärt 


diefee allgemeinen Boransichidung find mit Rüdficht auf die in ber 
geltend gemachten Anfichten und geflellten Anträge gu den einzelnen 
der von Görpfchen Borfchläge nur mod, wenige Bemerkungen zu 


$) Unlangend die Ueberſchrift, fo war bie Agrar» Kommiffion der Anficht, 

! das 35 erlaffende Geſetz ſich auf die ganze Monarchie mit Ausſchluß bes 

— erſtreden müfle, alfo auf biefelben Landestheile, für welche das 
Sfongsgefeh in Ausficht ſteht. Co wurde eine Aenderung ber Ueberfchrift 

Wefem Sinne für nothwendig erachtet. 

SH Bug. 1. war bie überwiegende Mehrheit der Kommifflon der Anficht, daß 

Ding 4. des v. Bdrk’fchen Antrages des inneren Zufammenhanges wegen 

% als die Befugniſſe der Lehn» und Fideikommiß⸗-Beſitzer zu den in 

Be fehenden Abveräußerungen feftzuftellen find, fchon bier aufzunehmen fei. 
)) er Worte: „unter Auferlegung“ hielt man ben Austrnd „gegen 
Kuferl fefter” mit der Cinſchaltung „nach den Vorfchriften ber Abld⸗ 
—— ablöabarer" Geld⸗Abgaben für bezeichnender und etwauigem 

BZocfel über die Ablösbarkeit dieſer Geld⸗Abgaben vorbeugend. 
) Ia Gemaßheit des im Eingange entwickelten allgemeinen Grundſatzes wurde 
beſchloſſen, hinter den Worten: „Geld⸗Abgaben“ den Zuſatz zu machen „ober 
— eines Kaufgeldes.“ 
des Wortes „Hypothekenglaͤnbiger“ in der dritten Zeile muß es in 
Felge der theilweiſen Aufnahme des $. 4. heißen: 

„Lehnss und BidelfommißsBerechtigte, Hypotheken⸗ und Real-Blänbiger.* 
Gtatt der Worte: 

„Diejenige Behörde, welche die ländlichen Auseinanderfegungen leitet,“ 
in der fechiten Zeile, hielt man den Ausbrud: 

„Ausetnanderfegungs s Behörde“ 

ür richtiger und bezeichnender. 
Stett bie Ertheilung der Genehmigung als Bedingung hinzuftellen, hielt 
zarı es für angemeflener, anszufprechen, daß bie Krebits Direftionen ober 
Inseinanderfegungs: Behörden die Unfchäblichfeit der Abveräußerung behufd 
er Gültigfeit derfelben zu befcheinigen häften. 

Man ging hierbei davon aus, daß fle biefe im Allgemeinen zu prüfen 
ätten, daß diefelbe aber in Teinem Kalle anzunehmen, wenn nicht mins 
eſtens Lie Bedingungen des $. 2. vorhanden feien. 
nem Mitgliede der Rommiffion wurde der Antrag gemacht: 

Prüfung der Unfchäplichfeit nnd Vie Ertheilung der Genehmigung der In 
fichenden Nbveräußerungen lediglich den Auseinanderfegungss egörben 

Nuefchluß der Kredit- Direktionen au Überiragen. 

Antrag wurde jedech mit großer Stimmenmehrheit abgelehnt. 
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— — 
Worte: „ober überfteigt” in rei Beile uud dem. 
—— * mit —— auf de in — bean 
— 


veiten geife ober vor den Worte‘ „Umfang“ bie: Worte , 
Bi es 


Mini al re 


Ki ü IM ee 
nv rn Bu $.3, be n en, 


nat ae 5 
w ie Ban, mi 










das —— aauſgeld· 
* ſatt Ar ——— an 
en, mit ee Fi — 
aa — den Werten Add "über bie —— 


a en en, allgemeine Betiumung 
— * eg den errifen tes 
e 
8 —* abe Mit defelben- nicht J be 
ge ae wg ee ee 
feblüffen der Agrar-Kemmiſſion würde ein 
* — — für —— unb nid iu ne oa 
Annahme Fu 4 
Berlin; den 29. ——— —— —3 
—B— ern | Agrar et a 1 
Aldenh Verfigender).: Elwan get (Berichterfiatter). 
Saniinten Wedell, von Hellerm 5 
Nich thofen. war. Geringe von Gugen hefmb. Bu 
Tegetmeyere Neuter (Deutſch-Krone).“ 
vo Mahrenholz Ambronun⸗ 


in 

1 (Bergl. die ftenogr. ‚Ber. d. U, Kamm. 99. Sibg. b. 8, 
©: — desgl. 120. und 122. Sihg. de Kamm. 
20, Behr. 1550 ©. 2504 und 2530 der ftenograpb. Berichte der 

1) Dies Gefeg: umfaßt den ganzen Umfang: der. I 
mir"alleiniger Ausnabme der auf vem linken Rhei 
fegenen "Ranvestheile, mithin auch diejenigen Landestbe 
zcchten Rheinufer der Mheinpropinz, welche zum Bexirfe des 2 
* u Köln zehdren und in welchen der Code Napoleon 

I tergitoriale Umfang der Gültigkeit des Gefeges fü 
Fo des Ablöf. Geſ. v. 2. März 1850 zufammen. 

2) —2 bezieht ſich ferner auch auf Lehns⸗ 
— üter und ändert inſoweit das Geſetz v. 15. Feb 
(vergl. $- 5. des Gef. v. 3. März 1850), als der $. 1. jed 
unP Bibeitommip- Befiger, gleich jedem anderen Bruud⸗ 
ii Abseräiferung "einzelner Gutsparzellen gegen ein Kaufgel⸗ 



















‚Abtösbate 6 ohne Zuziehung und Einwin 
ns= und Fideitbuniß-Berechtigten, Gypothe 
—D———— ermächtiget. 
Sie Einwilligung der ſo eben bezeichneten Berechtigten 
die — 236 der Unſchadlichkeit, bei bepfandbrit 
Seitens der Kredit-Direftion, bei anderen Seitens der Augeinu 
Behörde erfegt umd entbehrlich. 

Bela eines folcyen Unfchädlichfeits - Zeugniffes iſt das 
(bereits im al e 1842 fuspenbirten und geaenwärig durch di 
der Erbpadts-Verhältntfe von felbft Befeitigten) $. 5, des Ed 
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M vachgebildet; es tritt nur in dem Bel. v. 3. März 1850 die Aus⸗ 
Butır egungs-DBehdrde an die Stelle der im Er. v. 9. Oft. 1807 


Landespolizei⸗Behbdrde.1) 

Zum $. 9. 
1) Während nach $ 5. des Er. v. 9. Oft. 1807 auch größere Areale 
ganze Vorwerke ohne Einwilligung der Fideikommiß⸗, Lehn-, Meals 
m, wie der Hypothekenglaͤubiger vererbpachtet werben burfin, 
ter 6. 2. des Geſ. v. 3. März 1850 die Erlaubniß zum Ab⸗ 
Hauf ohne dergl. Einwilligung, auf Trennſtücke, welche in dem Ber» 
j bem Sanpigute von geringem Werthe und Umfange find. 
2) Außer dieſem Thatumſtande muß indeß durch die techniſch⸗ dfono- 
Unterfuchung, reſp. Seitens der Kredit» Direktion oder Auseinander« 
Behörde, auch noch audgemittelt werden: „ob das Kaufgeld oter 
beſdabgabe den Werth oder Ertrag des Trennſtückes erreicht.” Nur 
1, wenn beide DBorausfegungen zutreffen, darf das Unſchaͤdlichkeits⸗ 
iberhaupt ertheilt, es kann aber dennoch verfagt werden, wenn an 
den obwaltenden Berhältniffen, (nad) ver Wirthfchafts- Einrichtung, 
des Stückes 2c.) vie Abveräußerung mit Nachtheilen für vie Menl« 

verknüpft wäre. 
















Zum $. 3. 


) Die Beſtimmung, „daß das abveräußerte Trennſtück aus dem bis⸗ 
Igen Nealverbande des Hauptguts ganz ausfcheidet und die Geld⸗Abgabe 
IE dab Kaufgeld in Beziehung auf Lehns⸗ und Bivelfommiß- Berechtigte, 
- und Nealgläubiger des Hauptgutes, an die Stelle ned Trenn⸗ 
den Realverband des Hauptgutes) eintiete”, ift den $$. 147. 149. 

kr Sem. Theil, Ort. v. 7. Juni 1821, und ven 66. 83..u. 39. ter 

MY DON. v. 7. Suni 1821 nachgebildet. (Vergl. auch 66. 1. und 3. 
PS... 29. Suni 1835 ©. ©. 1835 ©. 135). . 
2) Die Solidarität des Realverbandes hört demnächft hinſichtlich des ab⸗ 
| . Srennftüdes völlig auf und es iſt Taffelbe von allen Real⸗ 
| des Hauptguted befreit; Ießtere bleiben fortan nur noch 
den Kaufgelde reſp. der Geldabgabe haften. Gegen etwanige auf ver 
Wiußerten Parzele haftende Servitutberechtigungen, greift eine folche 
kuuetion aber bier ebenfowenig Pla, wie nach dem ©. v. 13. April 
F6erzüglich der vertaufchten Parzelen. : 
De auf dem Trennſtuͤcke haftenden Grundgerechtigkeiten müflen 
ehr befonderd abgelöft werden, widrigenfalls fte mitübergeben. 


. Zum'. 4. 


Die ſtipulirte (jährliche) Geldabgabe, (Rente), — deren Abloͤsbar⸗ 
ich hier nicht ausgeſchloſſen und weiter als es allgemein zuläffig iſt, 


* 
= 










f 









Bergl. R. der Min. der 3. u. bes I. v. 5. u. 15. Mär; 1809. Nr. 8 d. 
re, Sammi. Bd. 10. ©. 52. Mathis, Br. 10. &. 65. u. 74, f. in Bb. I. 
j.), ferner Entſcheidung in Stmon’s u v. Strampff's Rechtsſprüchen, Bd. 3. 
G. 362 ff. u. 372. „Sine Bemweisführung gegen bie in Gemäßheit des 
9. DE. 1807 u. des R. v. 5. März 1809 von den Landes-Bolizeibehörben 
erbpachtung von Pertinenzſtücken ausgeftellten Attefte iſt unzuläſſig.“ „Dies 
hörben ift in Angelegenheiten ſolcher Art eine fouveraine Kompetenz beis 
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————— 

Gef v. % Mir 1850. 

fe zur Sicherſtellung ver Nealberechti J 
im das Hypothefenbuch des Trennſtücks einzutragen und wird 
merfen fein: „daß diefe Geldabgabe ir Bubehör e 


‚die Bäbigfeit des Beilgers Diejes Tepteren, 
a 





tes & 


in, 

9 beſondert Gefa 

fofern die Varzellirungen nicht etwa als Neb bei 

k [eungen —— n a en 
fegungs« Behörden geleiteten Diem, nad ) 
zu liquidiren i . 9n „Dam ——— 
— V—— 
‚eds Nmumm 


mE ltd 


6.11. Yun 1845, | 
ing Weſtphaten 


Geſchichte diefes Geſetzes vergl. oben Abfchn. 
sub IV, ©, 166 fi. —* 


ff 

4) Das ©. v. 3. Jan. 1845 gilt nur für die ſechs örtlichen! 

vingen'erch. NeusV®orpommern, alfo mit Ausfchluß von Mb 
Fand und Weftphalen, wogegen für bie ganze Prodiny Weit! 
allein, wo ebenfalls das N. % N. und die Hy. Ord. Gefepesfraft 
das ©. v. 11. Juni 1845 gilt, deſſen Beſtinmungen ſich aber 
Grundftüde des platten Landes und der ftäntifchhen Feldmarken, ai 

der Städte oder Vorftädte, deren Begrenzung gleichfalls wicht genauft 

mirt iſt, beſchranken 

Auch in Weſtphalen find die nach dem G. v. 21. April 1825 

beftantenen Beſchraͤnkungen der Theilbarkeit des Grund-Eigenthumd, 
das, Erbpacht« und Exbzing-Verhältnif, nunmehr. Durch den, Art, 

Ink b. 31. Ian. 1850 und ven $. 3..Nt. 2.8.8 URL. @ 

& 850 befeiliget. —— 

2) Gegenftand des Geſetzes v. 11. Juli 1845, iſt jede meue 

Tiepelung und unter einer folchen wird hier jede neue Einrichtung 

® —— (Benerftelle) verſtanden, wenn dieſelbe auch durch Ein 

eines Yorbandenen Gebäupes, z.B. eines Stalles zun Wohnha 

ſchleht. Der Bart der neuen Anfledelung ‚bat dagegen; nicht ftatt, 

ein mit einem. Wohnbaufe bereits angefefener Grund = Cigenthümer 
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y Weigt BL 1ER n 
2) Bergl. in Bo. 1, ©. Ir —Iit. 
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ut Grenzen feiner eigenen Brundbeflgung neue Wohngebäude er- 
bet, titt aber, abgefeben von eines Vererbung, alsdann ein, wenn ter 
diefe nenerrichteten Wohngebäude innerhalb der nächften fünf 

sah ihrer Erbauung, von feinem fonft bereitd mit MWohngebäuten 
a Snmpküde abtrennt und an Andere zu neuen Anfiedelungen 


mißt 
3) Die Genehmigung, reſp. die beim Widerſpruch der bei den Ver⸗ 
fonfu * Gemeinde» oder Ortapolizei⸗Behörde 
Anmannes), are Ontfche und 17] Randsaths (66. 9. u. 10.) 
ih allein Is —X in den *8 2. u. 6. des Gef. ee an 
wiönlihen, theifs realen und objektiven Debingn en und N 
dche dei Anfiedler. zu erfüllen und denen bie M elang zu 
I ‚ wogegen auch bier ter polizeiliche Ban. Konfen von elle 
baupolizeilichen Bedingungen nicht abhängig gemacht werben 
Meet. welche Relurs einlegen koͤnnen, gehoͤrt auch d 






de. 
Den beſonderen Belchränktungen der Dispoſitions⸗Befugniß in "Hin 


d 13 yet bie Deiergniß vor, "wachfenden Verpflichtung der 
Haken zur Armenpflege jum ee 


Dritter Theil, 
Bon der Ablöfung der Neallaften m 
Regulirung der gutsherrlichen und 
lichen Verhältniſſe, und von den Gemein 
Theilungen. 
Erſte Abtbeilung 


Bon der Abldfung der Reallaſten und der Regi 
der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältn 





Erſter Abſchnitt. 
Die Ablöfungs- und Regulirungs-Geſetze, 
für den ganzen Umfang der Monarchie, mil 
nahme der auf dem linten Rheinufer belegene 
destheile, zur Anwendung kommen. 





L 


Geſet vom 2. März 1850, betreffend die Abloͤſung der R 
und die Regulicung der gutöherrlichen uud bäuerlid 
Verhältmiffe '). 


Vorbemerkungen. 
Zur Entſtehungs-Geſchichte des Gefeges im Allg 
1 Im Verfolge des, der zur Vereinbatung der Preuß. Verf 
zufenen National» Verfammlung in ver 19. Sitzung dv. 20. Jun 
mitgetheilten Promemoria des Freih. v. Batom v. 10. Iuni I 
die Manfregeln der Gefeßgebung, durch welche die zeitgemäße & 
gutd- und undberslicen DVerhältniffe und die Vefeitigung der 


1) Bergl. Bo. I. ©. 165 fi. 
2) Bergl. die Renogreph. I. der RationalsBerfamml., Bd. I. € 
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jemmungen ber Laub Kultur bezweckt wird p wurde der Preuß. 
Verfammlung demnächft von tem Ge taatöminifterlum in 
‚».11. Juli 1848 die Allerhöchite Botſchaft v. 10. ej. m., nebſt 
bezogenen Entwurfe eines Geſetzes wegen unenigeltlicher Aufhe- 
iedener Laften und Abgaben ?), zur — bergeben. 

ı $. 5. dieſes Geſetz⸗ amurfe And die Erleichterungen, welche 
ter Regnlirung der gutöhertlich-bäuerlichen Verbältniffe. und ver 
der nicht aufgehobenen Dienfte und Abgaben, desgl. hinfichtlich 
hen Leiftungen und Abgaben eintreten follen, befonderen Befegen 


thandlungen darüber, find indeß nicht zum Abſchlu gebichen, 
Far Auflöfung der Preuß. National-Berfammlung —E 


hiernaächſt im Jahre 1849 einberufenen Kammern, und zwar 
mmer, wurde pierauf auf. Srund der Allerhoͤchſten Ermäde 
0. April 1849, in der 33. Sigung v. 23. April 1849 %) der 
ıe8 Geſetzes, betr. vie Ablöfung ter Meallaften und die Regu⸗ 
gutöherrlich bäuerlichen Verhältuiffe, fowie der Entwurf eines 
x die Errichtung von Üentenbanfen, zur Beratbung vorgel: 
uch von diefer Kammer Eonnten die erwähnten Entwürfe nicht 
den, indem die TI. Kammer bereit in ver 37. Sitzung (v. 
849) aufgelöft wurde. ®) 
Entwurf, welcher dem Geſetze v. 2. März 1850 zum Brunte 
iernaͤchſt Seitens des Königl. Staatsminiſteriums auf Grund 
ächtigung v. 9. Aug. 1849 *), gleichzeitig mit dem. Ent⸗ 
Beſetzes betr. die Errichtung von Rentenbanken, zunähft in der 
(in ver 5. Sigung v. 13. Aug. 1849) p zur Berathun 
Die zur Prüfung diefer Entwürfe erwählte rar-Kommif. 
II. Kammer erftattete ihren Bericht über den Entwurf des Ab⸗ 
ıd Regulirungs⸗Geſetzes unterm 18. Oft. 1849 9) und einen 


L darüber die allgem. Binleit. des Werkes, Bd. I. S. CXIX. ff. 
I .. ftenograph. Ber. ber National⸗Verſamml., S. 441 u. 488 ff., 


Gentral s Abihl. Hat darüber in der 71. Sik. v. 10. DE. 1848 
. Ber. der Nationals:Berfamml. S. 1469 ff.) Bericht erftattel, und 
tfegung der Verhandlungen in mehreren folgenten Gißungen erfolgt. 
©. 1503 ff., 1551 ff., 1565 insbefond. über die Befisveränderungs: 
1633 f., 1650 ff., 1702 f., 1722 ff. 1771 ff. 1795 f., 1829 ff. 
er die Zehnten, u. ©. 2021 ff. 

. die flenograph. Ber. der aufgelöften IL. 8. ©. 617, 708 If. 


D., S. 708. 
ſachen der II. K. pro 1849—1850 Nr. 30, 31 u. 32. Stenograph. 
K. 1849-1850 Br. 1. S. 72 fi. 
sgraph. Ber. der I. K. a. a. O. ©. 27 ff.. 
Agrar-Rommiffion der I. Kammer befand aus folgenden 
Aldenhoven (Borligender), Ambronn (Berichtserfiatier), 
Imanger, Bauer (Stargard), Welzer, Tegetmever, Deffe 
strich, Mahrenholz, Schwarz, Gellern, v. Rihthofen, 
Graf Boninsfi, v. Sitgenbeimb, v. Bismarf (Brief), 
Brämer, Kögel, Wolff (Bleigen), v. Wevell,v. Hellermann, 
‚ Berndt (Ballenau), Paul. 
fadıen der II. K. pro 1849—1850 Nr. 260, Stenograph. Ber. der 
49 — 1850, Br. 3, ©. 1286 f . . . . 
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Die an von — in bieten Gninürfen 
bie, um ‚unörderft einen —828 Ueberblict. über Bern zu gew 
fammengeftellt werden, find felgenbe: 

ur, Er alas gina ve Berechtigten follen, außer den. im Ark, 

er erwähnten, aus der , Gerichtshertlichfeit, ber. 
en ei, der obrigfeitlichen Gewalt, der Schußherrlichteit, a 
und der früheren, Steuer: und Gewerbes ® 
herftammenden, auch, folche, die freie Verfügung über das, Orunt 

Befehrhnfende Derehtigungen. ferifllen, melde dem Mereibtiglen 

gar feinen materiellen, ober einen doch mur felten zu realifirenden, 

zufälligen Umftänden abhängigen vonhen gewähren, 

Alle auf dem urfprünglich zu Gigenthum  bejeflenen oder - auf, 

bisherigen Gejege oder der gegenwärtigen Gejeg: Entwürfe in 

verwandelten Grundjtüden haftenden Reallaften,; mit, alleiniger 
der Steuern und ähnlicher öffentlicher Abgaben und Lajten follen 
werben, 

3) Zu, diefem Zweck follen alle vergleichen Reallaſten in, feſte Geldren 
wandelt werben. 

4) Gs foll hierbei-das Prinzip feftgehalten werben, daß die pfichligen 

in präflationsfähigem Zufland bleiben müfen. 

SI) Der Werpflichtete foll befugt fein, Die hiernach fefgeftellie-jährtiche & 
durch. Boarrahlung ihres acıtzehnfachen Betrages, abzulöfen. 

6) Mill der Verpflichtete von diefer Vefuguif Feinen Gebraud), machen, 
die Rente auf die zu errichtenben Mentenbanfen übergehen, ber, Bn 
von diefe, mit dem zwangigfaden Detrage der vollen Rente in! 
Behefet, welche, mit A Prozent verzinft: werden, abgefunden, dem Ver 

N Via —* Key, der au die Rentenbanf: übergehenden Meute ſeſen 


eturch bei den Rentenbanken gewonnene Ueberſchuß won + 
fx zur amätigen Cilgung der Renfenbrsfe veruenbet werben, 1} 
N 


% 


Ro 


teftens nad) Ablauf von 56 Jahren, dieſe Tilgung. vi 
— — Derpflichtete von be ſernerz @ntsichtung der Rente Wi 
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über und während dieſer 56jährigen Beriobe foll der Berpflichtete befugt 
Ki, fine Erſparniſſe feld in den Kleinen Summen zur gänzlichen ober 
Keneifen Abldſung feiner Rente zu verwenden, wobei ihm das aufgefams 
uk Ancrtifatione - DOnantum bergeftalt zu Gute gerechnet wird, daß ſich bie 
. Mifngifamme von Jahr zu Sad vermindert. 
| Die Rollen der Rentenbanfen, fowie die Barantie für bie benfelben aufer 
Berpflichtungen follen vom Staate übernommen werden. 
88 iafütifch befeffenenen Stellen follen gegen Entfchäbigung bes Butsheren 
lecch eine Geldrente in freies Cigenthum verwandelt werden. 
Bei erblicher Meberlaffung eines Grundſtücks ſoll fortan nur die Nebertras 
Br vollen Cigenthums zuläitg fein. 
werden kann ein Grundſtück in Zufunft nur mit ablösbaren feften 
Geldrenten oder mit fünbbaren Rapitalien. Die Künbbarkeit eines folchen 
Bayttals darf nur auf 30 Jahre ausgeichloffen werden. 
kb Nusführung dieſer Grundſätze wird jede noch vorhandene Befchräns 
w freien und moͤglichſt erfprießlichen Benutzung bes Grundeigenthums, 
Hängigfeitsverhältnig der bäuerlichen GStellenbefiger von den Butsherren 
taub der bäuerlihe Stand zu einem dem gutsherrlichen gleichberechtigten 
mithin derjenige Zuftand berbeigefühet werben, welchen die veränderte 
Berfaffiung, insbefondere die beabfichtigte Gründung einer gedeihlichen 
» Kommunal⸗Ordnung erheifchen und ber eben deshalb gegenwärtig zum 
* blos der baͤuerlichen Stellenbeſitzer, ſondern auch ber Butsherren 


iſ 

ſe aus den Bewegungen der neueſten Zeit jedem Unbefangenen ſich auf⸗ 
e Ueberzengung berechtigt zugleich zu ber Erwartung, daß die Gutsherren 
r Opfer und @infchränfungen an ihren bisherigen Rechten willig tragen 
welche die vorliegend entworfenen Geſetze in manchen Beziehungen ihnen 
m. Obne diefe Opfer, deren Umfang übrigens, wie fich bei näherer Bes 
3 der einzeluen Vorfchriften zeigen wird, geringer if, als es auf ben erften 
ıkeint, würbe bie Erreichung des Bochwichtigen Zwecks dieſer Geſetze uns 
fein. Gine richtige Einficht in die Zeitverhältniffe wird die Gutsherren 
berzengen, daß fie durch eine folche Hingebung nicht blos das allgemeine, 
verzugsweiie auch ihr eigenes Interefie fichern und fördern. Anderntheils 
ea aber auch die Srleichterungen, welche bie Gefeb:Entwürfe den Berpflich- 
wi dieſe den Berechtigten auferlegten Opfer, fo wie durch die vom Gtaate 
wehmende Sarantie und Koften für die Nentenbanfen gewähren, durchaus 
br Benn andere Staaten, in welchen die ländliche Bevölferung bisher 
lee fchwererem Drude ſchmachtet, neuerlich zu deren fchnelleren Entlaftung 
b anderweitige direkte Beihülfen und Entfchädigungen aus Staatsnıitteln 
eder wenigftens in Ausficht geftellt haben, fo kann eine folche Maaßregel 
. Staate nicht bevorwortet werben; fie würde ungerechtermeife eine höhere 
laſtnag aller Staatsbürger und unter ihnen auch folcher Klafien derſelben 
vendigen Folge haben, die fi in einer minder günfligen Lage als vie 
 Gruntbeftßer befinden. 


I zunächft den Entwurf des Gefepes über die Ablöfung der Reallaften ıc. 

fo beginnt derfelbe in feinem $. 1. mit Aufhebung derjenigen 29 frühes 

ungs⸗ und Negulirungs:®efege, an deren Stelle die neuen Vorſchriften 

len: es bleiben von diefen Geſetzen nur diejenigen Beſtimmungen in 

[che in das gegenwärtige Gefeb aufgenommen, oder in demfelben beſtaͤ⸗ 

em find. Die bisherigen Gelege über die Bemeinheitstheilungen und über 

ıhren in Anseinanderfebungsfachen werben durch diefen Paragraphen nicht 

ihre minder dringende Reviſion bleibt für jegt vorbehalten. 

übrige Inhalt des Entwurfs zerfällt in 4 Abfchnitte. 

em erften find Beflimmungen über diefenigen Berechtigungen ents 

efche ohne Entfchädigung aufgehoben werben follen. Im Wefents 
men dieſe Verfchriften mit denen überein, welce in einem befonderen 
twurf unterm 10. Juli 1848 der damaligen Berfammlung zur Bereinbas 
Staats: Berfaflung vorgelegt, von terielben aber nur theilweife berathen, 
315 bisher (mit Ausnahme der Interimiftifchen Anwendung, welche ihnen 
rovinz Schieſien durch das proviſoriſche Befeb v. 20. Der. v. J., &+&. 
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augeben wurde) noch, 
ae ei 8 Kay 5 
eren Eut dazu vorgefchlagener 
iſt dies in rmägung ber —— inobeſe 
—— gegen das frühere Projekt aufgefelten 
— weiter unten Men werden follen, 
zweite Mbfe des Gutwirfs entpätt die 
über I Ablöfun der Reallaften von folhen Grundf 
eigenthümlich oder bisher er! = oder erbjinsweife beſeſſenen 


—— Vorſchriften treten an telle der ee 
jangenen — —— B I 
Alanlıa auf Diele Beenlyen, aber — 
allein der auf dem linken Rheinufer belegenen site 
—— — welches bisher Feine M blöfurgs-Orbnung hatt 
dl ’ 


bedarf. 

In dem —— Abfchnitt ſind die neuen Beſtimmun— 
Regulirung und Gigentpums-Berleihung der bisher noch 
zu Gebzins: oder Grbpacbtrecht befefenen landlichen —— 

ſollen an die Stelle der desfallſigen Vorſchriften des E 
181 u Geſetzes v. 8. April 1823 treten und nur für. bie] 
Gefegestraft erhalten, in denen die obengebachten Befepe si 
a s für bie — Landestheile ähnlicher v I 
wirb weiter unten bei Durchgehung ber einzelnen Baragrapken 

— —— Abſchnitt endlich enthält eine Reihe ei 

— ——— ee Ba fowohl auf die — als 
I jan nur tranfitorifcher Art find and 
— N werben Eonnten, 

2) Di Agrar» — Mn Kammer 
ihren Berichten folgendergeftalt außgelffen 

a) Die Kommiffion ber II ammer (Drudf. Nr, 

Der vorgelegte Geſetz Entwurf: betr, die Ablöfung ber Meallı 
Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältnifle, findet feine 
geludung in dem allgemein gefühlten Verürfnife, die Schranfen der 
widelung der LandessKultur, fo weit ſolche noch beftehen, gu befeitl 
der dringenden Nothwendigfeit, den Art. 40. der Verfaffungs-Urfunbe | 
Staats v. 5. Dec. 1848 zur Ausführung zu bringen. Cs fell danadı 
der freien Verfügung über das Orundeigenthum fegeftellt und bie 
der Grunblaften gewährleiftet fein, gleichzeitig aber auch die umentgelil 
bung der aus ber Gerichtöherrlichfeit, der qutsherrlichen Poligei und 
Gewalt aus der Schußberrlichfeit, der frühern Grbunterthänigkeit, ber 
Steuers und Gewerbe-Verfaffung herflammenden Verpflichtungen erfolg 

Die feitherigen Regulirunge: und Ablöfungs:Gefepe haben jenem 
nut eine theilmweife Befriedigung verfcafft. Diefelben gewähren bie Al 
der Grunbfaftlen noch nicht in derjenigen Ausdehnung, welde die Verf 
tunde gefichert wiſſen will. Es betürfen aber auch bie in jenen Gef 
Rellten Ablefunge-Rermen einer Umgeftaltung, wenn eine rafıbe und fid 
des zwifchen den Berechtigten und den Dienft: und Abgabe: Pflichtigen fe 
Berhältniffes erreicht und den Letzteren die erhoffte wefentliche Werber 
materiellen Zuftände gewährt werben fell. 

Cine Fürze Darftellung der gegenwärtigen Lage ter agrarifchen G 
wird darthum, in welcher Richtung dieſelbe einer Vervollſtaͤndiguug und 
derung bedarf. 

Nachdem der König Friedrich Wilhelm IIL dur das Gbift 5 
1807 den Veilg umd den freien Gebrauch des Grundeigenthums erleich 
Stanbesvorrecht zum Beſitz des Legteren, fonie die Grbunterthäni * 
hatte, wurden für die Domainen und zwar zum Behufe der 
bäuerlichen Beitgungen in Oftprenfen, Litthauen und Benpreufen, in &i 
durch die B. v. 27. Juli 1808 und zum Behufe der Ablbſung ber Des 
gaben aller Art durch die D. v. 16. Yin 1811 die Ausgleichun; cur 
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Mi Für die Brivatberechtigten und die ihnen BVerpflichteten wurden dagegen 
Senn zur Berwandlung der bäuerlichen Befigungen in Cigenthum in dem 
14. Sept. 1811 gegeben. Nach biefem warb bie Regulirungsfähigs 
Hfinmtlihen bänerlichen Befikungen, welche fich noch im laffitifchen 
Mährife befanden, zugeſtanden, ohne Rüdficht auf ven Umfang und tie Ouas 
Kierfelben und die Trhaltung ber Präftationsfähigkfeit der bäner- 
her Sirthe an die Spitze gefeilt 88 follte die Fähigkeit des bäuerlichen 
Me, ſelbſt zu beſtehen und den Anforderungen des Staats zu genügen, maaßs 
ib fein und die guteherrliche Entſchädigung nach diefem Gruntfage eventuell 
kisft werden ($. 8. ff. 1. c.). Es wurde beshalb beflimmt, daß für die Er⸗ 
Rn des Gigenthums feiner Stelle und den Erlaß feiner Dienfle und Abgas 
ber erbliche laſitiſche Wirth den dritten Theil und ber nicht erbliche bie 
& finer Beſitzung mit Ausnahme der Hofflelle und in der Hegel auch des 
md als Entſchaͤdigung abtreten ($. 12. ff. 35. ff); auch dem erblichen Wirthe 
kesstation anf eine niedere, als die oben gedachte Normals@ntfchädigung 
halten bleiben folle ($. 30.). 
Inf die Ablöfung der Dienfte, Naturals und Geldleiſtungen von folchen 
#, bie eigenthümlich, zu Erbzins⸗ oder Erbpachtsrechten befeflen werben, 
De damalige Geſetzgebung nicht ausgebehnt: nur die Ablöfung des Kanone, 
wubemien und anderer unbeflimmten Abgaben ber Grbpächter warb den 
u im $. 2. des Landes⸗Kultur⸗CEdikts v. 14. Sept. 1811 gefattet. 
Die Hieranf folgende Geſetzgebung hat auf der vorbegeichneten Grundlage nicht 
went ferigebant, vielmehr wefentliche Befchränfungen eingeführt. 
Ienächft wurde die im Ed. v. 14. Sept. 1811 aufgeftellte allgemeine Regus 
Hähigkeit der bäuerlichen Stellen modiſicirt. Die Det. v. 29. Mai 1816 
von derfelben alle Stellen aus, welche nicht ſelbſtſtaͤndige Adernahrungen 
1 felbe kataſtrirt, und in beflimmten, weit zurückliegenden Normaljahren mit 
üben Wirtben bsfept waren, ferner die Pfarrbauerhöfe (Art. 4—7.). Auch 
das Geſetz v. 13. Zuli 1827 für den Bezirk der Oberfchlefifchen Landfchaft 
liaſchlaß tes Ujefler Halts und des Kreuzburger Kreifes die Negulirungss 
sit denjenigen Stellen ab, welche in ber fiebenten Abtheilung des Kataflers 
wagen, nicht au Spanndienften verpflichtet waren und einen Ackerbeſtand von 
we else 25 Morgen mittlerer Bodenklafle hatten. Das Geſetz v. 8. April 
I wegen Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Berhältniffe im Großs 
Bohen, den mit Weflpreußen wieder vereinigten Tiftriften, dem Eulms 
anfchen Kreife und im Landgebiete der Start Thorn und deſſen Del. 
U Iult 1836 nahm ähnliche befchränfende Beftimmungen auf, indem daſſelbe 
Idernabrungen für regulirungsfähig erflärte und den Begriff einer fols 
Adernahrung feftftellte. 
ah wurten alfo überall tie. feinen Gruntbefiger von dem Anfpruche 
werb des Eigenthums an ihren Stellen ausgefchlofien. 
BB wurde ferner auch das Prinzip der Grhaltung der bäuerlichen Wirthe In 
isnsfähigem Zuftande, welches das NRegulirungs Edikt v. 14. Sept. 1811 an 
ge flellte, aufgegeben. Die Def. v. 29. Mai 1816 that dies dadurch, 
dem Butsheren die Befugniß beilegte, auf eine höhere als die normale 
Idigung feinerfeits anzutragen. Das Belek v. 8. April 1823 folgte dies 
untfage, indem daſſelbe die gegenieitigen Leiltungen zur Örundlage bei der 
rlichen Entſchädigung annahm, jedoch wegen der Sicherung der Präſtations⸗ 
t des bäuerlichen Wirths feine Anordnungen traf. 
ie verftchend entwidelten, noch fest gültigen Grundprincipien der Geſetze 
e Regulitung ter gutsherrlihen und bäuerlichen Verhaͤltniſſe der zu laſſi⸗ 
Hechten beiigenden bäuerlichen Wirthe find auch in vie Geſetze über 
löfung der Dienft:, Geld» und NaturalsLeiftungen der Gigenrhümer, 
befiger und Grbpächter übergegangen. Es wurde in den Mblöfungss 
ıgen 
s 7. Inni 1821 für die Landestheile, in welchen das Regulirungs⸗Edikt 
. 14%. Sept. 1811 Gültigkeit hat, 
. 43. Inli 1829 für die vormals zum Königreich Weftphalen, zum Groß⸗ 
erzogthum Berg und zu den franzöflfchen Departemente gehörig geweſenen 
audestheile, 
. 18. Juni 1840 für das Berzogthum Meſtphalen, und 
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4) ». 4. Juni 1840 für die vormals Naſſauiſchen Landestheile ın 
v gend der Grfalun der bäuerlichen * präftationsfäh 
as er Erhaltung der bäuer! Ihe im 
nicht in Berarbt gegogen, vielmehr das Prinzip angenommen, daß be 
Teviglic, der volle Merth der bäuerlichen Berpflihtungen maafgeben 
Grundfag, daß die Heinen Grundbefiger im Verhältnifien zu 1 
daher von der Ablöfung der Dienfte auszufchliegen feien, wurde dag 
Abfdfungsertwung v. 7. Juni 1821 gift um Gefehe erhoben. 

Die oben erwähnten Gefege v. 13. Juli 159, 18. Juni und 4 
machten jedoch hinfichtlich der Defugnip zur Ablöfung der Reallaften 
terfdhieb zwifchen den gtöfern und Hleinerm Grundbeligern und burch 
v. 18. Juli und 31, Oft. 1545 erlitt auch die Ablöfungsorbnung v. ' 
eine Abänderung dahin, daß in den Provinzen Sachen und .ı J 
ablöfungsfähigkeit auf alle bäuerliche Wirthe ohne üuterſchled des Ur 
Stellen ausgedehnt wurde. In den Provinzen Bommern, Preußen, 
der Mark find daher auch jept noch die Heinen Orundbefiger von be 
auf Abtöfung der. Dienfte ausgefchloffen. 

Was die Ablöfungsmittel aulangt, fo beflehen biefe nad) ben Ge 
weilliben Sandestheile vorzugsweife in Geld, in Nenten oder Kapital 
Regulirungs:@difte v. 14. Sept. 1811 ift aber als Megel die Lande 
und nach ber Ablöfungs-Orbnung v. 7, Juni 1821 hat bei Ablöfung ı 
und Zehnten der Provofat die Wahl zwifben Sand und Rente. Si 
fung der Renten find jedoch mit Ausfebluß ber Kreife Paderborn, 2 
burg und Hörter, der Graffchaften WittgenfleinsBerleburg und W 
g jein, ber Kreife Heiligenftadt, Mühlhaufen und Morbis, in 

li — errichtet worden find, — feine etleichternden Beftim 
fen worden, 

Im den oben bezeichneten Ablöfungs-Drbnungen wird von ber f 
— daß alle Arten guteherrlicher Leitungen ein Hinderuiß 

ultur und der freien Verfügung über die Grundflüde find, und de 
bingt ablöslich fein follen. Es ift jedoch im wenerer Zeit im Mid 
jenem Prinzip durch das Geſetz v. 31, Jan. 1845 wiederum bie 8 
von Verträgen über unablösliche Geld» und Getreide Abgabı 
worben. 

Aus ber vorftehenden Darfellung ergiebt fich, welchen Stanbyir 
geltenden Regulirungs: und Ablöfungs-Gefege einnehmen. Qergleich 
felben mit den Vetimmungen des Art. 40. der BVerfaffungsslich 

| Dec. v. I., fo tritt die Notwendigkeit einer Vernolftändigung und 
Abänderung jener Gefekgebung ar hervor. Die erfolgte -Genwähr 
Ablösbarfeit der Grunblaften verlangt zumäcft von der jehigen C 
die Aufhebung der noch iu eingelnen Candestheilen beftchenden Befdn 
Regulirungs: und refp. Ablöfungs-Fähigfeit der Heinern Grundbelipe 
darf aber auch das feitherige Prinzip der Ablöfung einer Mobififat 
und Verbinplichfeiten aus MNects-VBerpältniffen, welche durch die 
Staats:Berfalung ihre Bedeutung verloren haben, oder wie die Grb 
feit längft Befeitigt find, hat die Verfaffungs-Urfunde bereits ohne Ci 
aufgehoben. 
| Selden Laſten müffen diejenigen BVefchränfungen des Grum 
gleichgefellt werden, welche den Berechtigten feinen nußbaren Wert) 
deu verpflichteten Orunbbefiger aber in einem teläftigenden Abbäng 
haͤltniſſe erhalten, Die Ablöfung der übrigen Reallaften Fann nur 
fdhävigung erfolgen. Diefe muß einestheils dem feitherigen Nupur 
der erſtern entfprechen, auberntheil aber unter Anwendung möglich 
Ablöfungsmittel in einer Weile feftgefelit werden, daß aud die @r 
Zweds, die baldige vollfiändige Loͤſung des MAbhängigfeits s Verl 
meien der Dienfts- und AbgabensVerpflichtete zum Berechtigten ſteht 
leibt. 


Der vorgelegte Gefep Entwurf entfpricht den hier entwidelten leiten 
fügen und die Agrar-Rommiffion hat ſich daher mit dem Prinzip und 
beifelben auch nur einverflanden erflären fönnen. 

Ob und in wie weit'der Entwurf in feinen Details jene Grumdfäl 


X . 
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Many bringt, das wird aber bie Prüfung und Erörterung ber einzelnen Beftims 
beſſelben ergeben. 
“ Be ber Brüfung der einzelnen Feſtſetzungen bes Gefeb-Entwurfs hat bie 
Mon zumächſt die von mehreren Seiten angeregte Frage in Erwä⸗ 
kirgen, ob es augemefien fei, nnter Aufhebung der bisherigen betreffenden 
die Beflimmungen über bie Regulirungen und MAblöfungen in ein nenes 
WM afemmenzufaffen, ever ob es zweckdienlicher wäre, die nothwendige Abäns 
Wa nad Grweiterung der gegenwärtigen Geſetze in Form von ergänzenden Bers 
wagen zu geben, und dadurch die feitherige Geſetzgebung einzelner Landestheile 
Daher. Nur von einem Mitgliede if die zweite Alternative behauptet und 
—— geltend gemacht worden, daß bei einem allgemeinen Geſetze die in 
verfihlebenen Provinzen von einander abweichenden Verhaältniſſe nicht die ge⸗ 
we Berücdfichtigung finden möchten. Die übrigen Mitglieder der Kommifton 
u dagegen fich für die erfle Alternative, für den Grlaß eines allgemeinen Ge: 
‚ausiprechen zu müflen geglaubt. 
Die verfchiedenen Geſetze twegen der Regulirungen und Ablöfungen find wäh⸗ 
eines beinahe vierzigjährigen Zeitraums entflanten.. Wenngleich. biefelben 
Igeneinen gleichartige Gegenflände behandeln, fo haben tod) in den beveus 
u Zeiträumen, welce zwiſchen den einzeinen Geſetzen liegen, bie Anflchten 
ei der Gefepgebung betheiligt gewefenen Berfonen nicht gleich bleiben koͤn⸗ 
mb diefe, fo wie die inzwilchen gefammelten Srfahrungen einen wefentlichen 
ij auf die Fortbildung jener Geſetze ausüben müflen. 
Die Befepe haben dadurch in ihren Details, namentlich in den Beftimmuns 
Über die Mittel der Ansgleichung eine große DBerfchiebenartigfeit erhalten 
u, was wiederum eine Ergänzung oder Deflaratien früherer Geſetze zur Folge 
"hal. Diefe vielfachen Abweichungen und die große Anzahl ber einzelnen 
zauden und refp. abändernden Berordnungen machen die genaue Bekannt⸗ 
"mit den fämmtlichen Befimmungen über die Regulirungen und Ablöfungen 
weflichen Staate zu einer nicht ganz leichten Aufgabe. Es erfcheint daher 
ia fermeller Hinfiht tie Aufftellung einer allgemeinen Ablöfungs-Drds 
‚um fo mehr ein dringendes Bedürfniß, als e8 dadnrch den Betheiligten 
ich erleichtern wird, fich mit den desfallfigen Beſtimmungen befannt zu 
a. 


Wr au in materieller Hinficht erfcheint nach der Anficht der Majorität der 
weten eine folche einheitliche Geſetzgebung nicht allein nothwendig, fondern 
sure Gefahren für lokale Verhältniffe in einzelnen Provinzen. Nothwendig 
BB, weil gleichmäßig die unentgeltliche Aufhebung der im Art. 40. 
Berfeffungs-Urfunde bezeichneten Laften durchgeführt und tie Regulirungss 
Mlöfimgefähigfeit auf alle dazu geeigneten Grundflüde und Leitungen auss 
u werden muß, auch das Haupiprinzip der Ablöfungen, vollfländige Ents 

0 des Berechtigten unter Modalitäten, welche die Präftationsfähigfeit 
Fficteten und die vollländige Ablöfung ber Renten erreichbar macht 
Heichtert, in allen Landestheilen zur Geltung au bringen if. G8 ift jenes 
wen aber auch ohne Verlegung -der Interefien in den verfchiedenen Pros 
ausführbar, weil in der Aufftellung der Normalpreife ein ausreichendes 
gegeben ift, den befonderen Verhaͤltniſſen einzelner Lanbestheile gerecht zu 


Die Kommiffion der I. Kammer (Drudf. Nr. 510.): 


zzüglich feit dem Beginn des vorigen Jahrhunderts waren Preußens 
re daranf betacht, durch eine Reihe von Verordnungen bie Kraft bes 
feiner hervorragenden Stellung unter den europälfchen Staaten rüflig 
nfirebenden Königreichs durch eine fleigende ländliche Bevölferung zu för: 
nd diefe durch erlangte Wohlhabenheit in den Stand zu feben, die Koften 
ingen, beren der Staat bedurfte, um fich feine Macht nach Außen durch 
higerüftetes NKriegsheer zu fichern und feine Verwaltung im Innern zu 
emmnen. 

ie Regierung legte ein entſchiedenes, vorwaltendes Gewicht auf dieſe Ver⸗ 
g. namentlich der ländlichen Bevölkerung. Darum fuchten auch mehrere 
durch große Strafen die Ginziehung des nichtadeligen Befipes zum Mite 
zu verhindern, denn von dem Grwerbe bes Iehteren waren Bürger vvdd 
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Bauern ansgefbloffen. Die Summe bes ihrem Crwerbe unterliegenden $ 
war Yaher Befaesut, fie durfte micht mod mehr vermindert werben, ivcaiı 
Hwest erreicht werden follte. Die Sorge für Steigerung ber 
auch in verfehiebenen Griften und Verordnungen at 
Gleichzeitig ging die für die Erhaltung aller der in ben 
einzelnen ingen eingetragenen Eontribuabeln Befigungen 
hütung ber Beriwirrung der Katafter und der Verminderung fenerbarer 
Nadı 9 damaligen Verfaſſung wäre bie leptere durch Vereinigung bes 
Bei mit dem Nittergut eingetreten und auch aus biefem Grunde 
Gefehe diefelbe zu verhindern. 

Die Gntfehelung des Bodens und der Perfon von ben He— 
ungebinberter Gutwidelung der Kräfte war als das wirffamfte 
Kräftigung, wenigftens nur fehr vereinzelt in der bamaligen Geſe 
Geltung gebracht. 

Grit als der Staat, troß der großen auf ihn verwandten 
Sorgfalt, äuferen Feinden unterlegen war, erhob fich bie preufifche 
12 3 höheren Standpunfte. — Meben den Gefegen, welde bie 
has Gewerbe von Schranken befreieten, neben den Gefehen, welche in ben’ 
den Gemeinfiun erweckten, nimmt das Ebift v. 9. Oft. 1807 eine 
„Stelle ein, indem «6 die Freiheit und Unabhängigkeit der Perfon von 
ren, als dem Staatsverbande als umerläßliche Forderungen ber 
Eündete und gewährte, 

Die nachfolgende Landes⸗Kultur-Geſetzgebung bauete, von bem 
ebift v. 14. Sept. 1811 ausgehend, auf diefem Prinzip weiter fort 
rafchenb ſchnel erhob ſich das Land. Leider verfolgte fie nicht Fonfennent 
Beflimmungen in ber Deil, v. 29. Mai 1816, in ber B, ». 13. Jul 
in dem ©. v. 8. April 1828, ja auch in der Ablöfun, mung v. 7. 
en bie volle Löfung des Bandes zwifchen ben Gutsherzen und ihn 

jaffen. Sie befchränften wiederum —— umd 
ablöfungen von Heinen Stellen. Das Gefep yom 31, Ian. 1845 aber 
nene Begründung unablöslicher Laften. 

Der Gefhtspunft, von dem es ausging, if aus den Motiven mi 
Nach biefen war c4 dazu beflimmt, das watürliche Schutz⸗, Auffictes um 
hängigfeits-Verhältniß, welches zwifchen größeren und gebilbeteren 6 
fisern und den mm das größere Vefipthum her belegenen Fleineren 
beftehe, ein Verbältniß, welches für den Fleinern rumbeigenthümer. ebenie 
— im hoͤheru Staatsintereffe beſonders wichtig ſei, zu fehl 
m Eräftigen. 

Be Wirkung diefes Ganges der Gefehgebung wurde um fo fühlte 
mehr ein großer Theil der gegenfeitigen Nechtsverhältuiffe, namentlich | 
Teten Jahrzehnt, durch widerfprechende Eutfcheidungen der @erichtehäfe in} 
Tiche Frage geftellt war. Cs war ein Zuftand der Rechtsunficherheit eing 
der, wenigfens in einem Theil des Kandes, jenes Verhältmiß, das de 
äußerlich noch unlösbarer machen wollte, innerlich auf das Tieffte erichätter 
auf eine vollfändige Lofung des Bandes hinprängte, in deſſen Werihaltus 
von manchen Geiten eine der wefentlichen Grundlagen der Verfafung det 
Staats zu erfennen glaubte, deffen Trennung daher nicht Aufgabe einer 
@efeägehung fein dürfte. 

solche und manche andere Gründe, Insbefondere bie Heimfalsrebh 
demial: und die Mühlenabgaben:Gefeggebung machen es um fo erflärtih 
im Jahre 1848 die ländliche Bevölkerung, wenn auch nicht in allen Te 
Staats, den Ideen der Zeit von vollfommener Freiheit der Perſon und dei 
thums {fr Ohr willig lich, und dag ſich theilweife das Verlangen danıı 
ober weniger gewaltfam geltend machte. 

Das Promemoria v. 10. Juni 1848 erfannte es daher mit Recht ı 
ber dringendften Anforderungen der Gegenwart, 

„das in mancen Beziehungen unvollfommen gebliebene Werk ver B 
zu vollenten, die mit dem Zeitgeifte nicht mehr zu vereinbarenden Bu 
gutsherrlichrbänerlichen Verhäftniies gu löfen und mit Auffaffung eine 
meinen Gefichtepunftes bie, zum Theil in laͤngſt bedentungslos 

Gtaatsinftitutionen wurzelnden Vorrechte und Befugniffe — 
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velhe der freien Entwidelung der Landeskultur hemmend entgegens 


sis Regierung mußte fich jedoch im $. 5. des In Folge deſſen vors 
ehes über unentgeltliche Aufhebung verfchiedener Laſten und Abgaben 
1848 anf die Zufage befchränfen; 

Brleichterungen, welche hinſichtlich der Regulirung jener Verhäͤltniſſe 
blöfung eintreten müßten, durch ein befonderes Gefep feſtgeſtellt wers 


en geftatteten es die inneren politifhen Zuftände nicht, dies ohne 

egliche interimififche Verordnungen abzuwarten. Die Rationals®ers 

vponirie das, fpäter am 9. Oft. 1843 publizierte Gifirungsgefeg, 

net: 

dligten ein gefehliches Mittel zu Bieten, um ohne Nachtheil bie anges 

efegesreform erwarten zu koͤnnen.“ 

we hat dies Geſez, im Berein mit der Verorbnung über die interimis 

gen in Schlefen v. 31. Dec. 1848 wefentlich zur Beruhigung und 

ıener Aufregungsgründe beigetragen. 

oualsBerfammlung hat den Geſetz⸗Entwurf v. 10. Zuli 1848 nicht 

rathen. Der Art. 40. der Berf. v. 5. Dec. 1848 bat aber feine, 

Ddzüge jenes Promemoria anerkannt. 

bet: 

ht der freien DBerfügung über das Grundeigenthum foll feinen 
Befchränfungen als benen der: allgemeinen Geſetzgebung unters 


barkeit deſſelben und die Abldobarkeit der Grundlaſten iR gewährs 


der Serichtsherrlichkeit, der gutsherrlichen Polizei und der obrigfeits 
Bewalt, und der Schuäherrlichfeit, der früheren Erbunterthaänigkeit, 
heren Steners und Gewerbe⸗Verfaſſung herſtammenden Berpflichtuns 
en ohne Entſchädigung aufgehoben werben; 

licher Weberlaflung eines Grundſtückes foll nur die Mebertragung des 
Tigenthums zuläffig fein, jedoch auch hier ein fefter abloͤslicher Zins 
Iten werden koͤnnen. 

der Kammer vorliegende Geſetz⸗Entwurf findet daher, wie bie Agrar- 
we Zweiten Kammer in ihrem Berichte mit Recht fagt: . 

me Begründung in dem aflgemein gefühlten Bebürfniffe, die noch 
a Schranken der Entwidelung der Zandesfultur zu befeitigen, und 
genden Nothwendigkeit, den Art. AD. der Verfaffung zur Ausführung 
a Beflimmungen des Art. 8. in Cinklang zu bringen.“ 

he innere Begründung hat in allen Zeiten eine, auch felbft in das 
ngreifende- Geſetzgebung gerechtfertigt. 

ht behauptet auch jetzt die Staats-Regierung in den Motiven zum 


Ausführung feiner Grundſätze ter Zuſtand hHerbeigeführt werben 
ven die veränderte Staats:Berfaffung, insbefondere vie beabfichtigte 
einer gedeihlichen Kommunal⸗-Ordnung erheifchen, und ber eben beös 
märtig zum Mohle nicht blos der bäuerlichen Stellenbefiger, fondern 
sntsherren unerläßlidh if.“ 
eß:&ntwurf geht von folgenden Grundfägen aus: 
ntfchädigung werden aufgehoben: 
us der Gerichtsherrlichkeit, der gutsherrlichen Polizei und obrigkeit⸗ 
ı Gewalt, aus der Scupherrlichfeit, der früheren Erbunterthaͤnigkeit 
ber früheren Steuer: und Gewerbeverfaflung herſtammenden Berech⸗ 
gen ($. 3.) auf Grund des Art. 40. der Verfaſſung; 

Berechtigungen refp. Gegenleiftungen, welche die freie Verfügung 
das Grundeigenthum befchränfen, dem Berechtigten aber feinen mas 
(en, oder einen, doch nnr felten zu realifirenden, von ganz zufälligen 
änden abhängigen Vortheil gewähren, $. 2.; | 

f den, urfprünglich an Cigenthum befeffenen, oder auf den in Eigen⸗ 
erwandelten Grundſtücken haftenden Reallaften, mit alleiniger Auss 
der Steuern und ihnen ähnlicher öffentlicher Abgaben und Laften, 


1 Ustöf. ber Reallaſten, ven Regulirungen m 


iernach feſtgeſtellte Rente muß der Verpflid y 
a en 18fachen Bela in Kapital 1 
sechtigte, gegen Empfang vierpregentiger Mi fe 
trage, der Staatskaffe überweifen Fan, 8. 64, 
») mit. 24 an die Rentenbanf zahlen, bie ihm bad | 
Berechtigten mit dem 20fach vollen 
non Mentenbriefen befindet, $. 64.; 
te wird erforberlichenfalls einer Mebuktion 
stete ſonſt nicht präftationsfähig bliebe; gu 
-  exttags frei bleibt, $. 63., 59; 
2 fahren nach dieſem Gefeg unterliegen bie aus 
een Menten, infoweit nicht vertragsmäßig 
- a ausfchließendes Verhältniß eingegangen iſt, 88. 
— ich beſeſſenen Stellen ſollen gegen feſte 
ber — jen Rechte und — einſchi 
ervirucu, unter Vorbehalt ber Präftationsfähigkeit, im 
r verwandelt werden, Abfchnitt 3, $$. 73:—90.; 
7) bei erblicher Ueberlaffung eines Orundftüds foll fortam 
des vollen Gigenthums zuläffig fein, $. 9-5 
8) fünftig Fönuen nur ablösbare feſte Geldrenten, oder 
unfündbare Kabitalien einem Grundſtücke auferlegt 
9) die MWerihefefiitellung erfolgt: 
a) nach ven faftifch gezahlten Vergütungen, 88. 9, 29. un 
b) in ae er = — durch Normalpreife — dem 
| „ 16, 18, 28., 80, 06., Bd. 


fm be andern Dazu janen Fällen durch 
D} — azu angethe 


5 2 

10) die Provofation ftehet mit gleichem Recht jeden Theile Die 
Januar 1855 unterlaſſene Provofation hat dem Beruf aller 
Reallaften zur Folge $$. 9., 95. 

Wenn der Gefegentiwurf diefe hier in den allgemeinen Umriffen anatgd 
Srunbfäge in einem einzigen Gefege für den ganzen Staat, mit Au 
Hinfen Mheinufers, unter Aufhebung ber zahlreichen, zum Theil nur für 
Brovingen beftehenden Ablöfungs: und Nequlirungsgefege zur Geltung Krie 
bat fich die Kommiffton aus politifchen Gründen damit einverftanden 

Die Mangelpaftigfeit und Unzureichendheit der beftehenden Agra 
im Allgemeinen wurde allfeitig anerfaunt, Die in einzelnen Laudedt 
mehr haltbaren gutsherrlichen bänerliben Verhaͤltniſſe, die veränderte 
Stellung des Ruftifallandes, bie veränderte Stellung der Ruftifalgemelnde 
bisherigen Bererbtigten und der Art. 40. der Verfalung, find in. einem 
Umfange chen ein umabweisliches Motiv für eine allgemeine Lanbes-Agnt 
gebung. Ihre Berfchiedenheit in den einzelnen Provinzen ift aber mit 
Ausnahmen Feinenweges in der Ungleichheit fofaler Vedürfnife und Rd 
hältniffe, fondern ganz vorzüglich, wenn nicht ausfchlieflid, in der ver 
Beit der Eutfehung der Gefehe begründet. Bei den fpäteren hat 
inifcen gefammelte Grfahrung das Moment für die abweichenden ® 
gegeben. 

Mögen auch in einzelnen Sandestheilen bie Zuftände der Iepten I 
fo dringend gu einer Abänderung der bisherigen Gefekgebung gemahnt ba 
in andern Provinzen, fo würde es doch für einen politifchen Mifgeiff erlätl 
ben müffen und von bebenflichen Felgen fein, grade jene ruhig gebliebenen 
von den Wirkungen des menen Gefeges auszufchliegen. Much bort haben N 
Bromemoria, bie Gefeges: Vorlage v. 10. Juli 1848, das Eifirungsgefeh *) 
Oft. 1848 Hoffnungen erregt, welche nunmehr durch ben Vefchluß der Auch 
Kammer eine gewichtvolle Verflärfung erhalten haben. 

Endlich würde für die fcharfe Abgrenzung der neuen Befepgebung na 
singen, in beren Grenzfreifen und Dörfern namentlic, eine innere Recht 

jedener Behandlung fehr häufig ganz fehlen und fehr bedenklich un 
58 fein; auch erfahrungemäßig dauernd Unzufriedenheit ervegen, während «--ı 
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t Recht darauf Hinweifen, daß bei einer einfeitigen Gefehgebung bie Bes 
gen über die Normalpreife ein fehr geeignetes Mittel bieten, individuelle 
denheiten vellfommen Jenugend zu berüdfichtigen. 

biefen inneren Gründen tritt ale, wenn auch untergeorbneter, doch wichtis 
je äußerer Grund hinzu, daß die Bewältigung des Stoffes, welcher in den 
biedenen Geſetzen, nebft ihren unzähligen, dazu ergangenen Deflarationen 
cripien fich vorfinbet, felbft dem Bachgenofien kaum, dem Laien aber ganz 
b il. Wenige find vermögend, in der Agrargefehgehung bes eignen Lan⸗ 
urecht zu finden. Daß bie Regierung bie gegenwärtige Gelegenheit zur 
ung längfi gehegier Abficht nicht verfäumt, um jene zerftreute Gefeßgebung 
a einfacheren, auch ber praftifchen Braucbarkeit mehr entfprechenden 
umznarbeiten, if daher vollflommen gerechtfertigt und auch geeignet, die 
: Brovingen noch mehr zu verfchmelzen. 

Kommiffion, wiewohl fich in ihrer Mitte die Anficht geltend machte, bag 
ve Rothwendigfeit einer zumal allgemeinen Gefepgebung, befonders mit 
uf die feRen Geldabgaben, national:öfonomifch nicht anerfannt werben 
ar dennoch einflimmig der Anficht: u 

28 jene vom politifchen Standpunkte unabweislich vorhanden fei. 

ı dem erfleren Stantpunfte aus wurbe bie Frage darum nicht unbebingt 
mil die Belaſtung des Grundbeſitzes ihm ein BetriebesKapital bereitftelle, 
re durch Intenftvität feiner Wirthfchaft und Induſtrie höher zu nußen vers 
ı bie davon zu entrichtenden Binfen. Ohne gleichzeitiges Bintreten von 
Ralten fei. ein Vortheil von der Abbürbung ber Renten im Wege der 
tion nicht zu erwarten. Dem mwurbe entgegnet, daß gerade in ber Abbürs‘ 
r Renten, nicht durch Kapitalifirung, fondern durch allmälige Tilgung, das 
yefunden fei, fortbauernde Leifßungen ohne Kapitalaufwendung zu lilgen 
tem aufzuleibenben DBetriebesKapital einen immer ficherer werdenden Lofus 
afen. Daß Kredit⸗Anſtalten dabei höchſt wirkſam eintreten Fönnten, fei 
lenguen, aber durch das Geſetz nicht ausgefchloffen. Die Rentenbanken 
aber namentlich durch die gegebene Möglichkeit, fich ihrer als Sparkaflen 
men, hoͤchſt fegensreich wirken. 


Zum Eingauge des Geſetzes. 


Das Geſetz kommt, wie fein Eingang befagt, für den ganzen Um 
der Monarchie, mit Ausnahme der auf dem linken Rhein» 
belegenen Landestheile zur Anwendung; indeß tft darauf hin⸗ 
a, daß der III. Abfchn. deſſelben, welcher von Megulirung der 
lich = bäuerlichen Verhältniffe Behufs der EigentHums » Verleihung 
nah $. 73. deffelben, nur an tie Stelle des Ev. v. 14. Sept. 
Iser tie Megulirung ter gutäherrlich-bäuerlihen Verhältniſſe, fo wie 
ſehes v. 8. April 1823 megen Regulirung der gutöherrlich » bäuerlis 
erhältniffe im Großherzogthume Pofen ꝛc. getreten iſt, nur in denjes 
Iandestheilen Anwendung findet, in melchen das erwähnte Epift oder 
achte Geſetz gegolten haben. 

gl hierüber die Exläut. zum 6. 73. des Geſetzes. 

Die Frage, ob das Gefeh auch auf nie auf dem Iinfen Rhein⸗ 
elegenen Landestheile audzudehnen, ift bei der Berathung def» 
weführlich erörtert, aber von beiden Kammern, im Einverftänd- 

der Königl. Staats-Megierung, verneint worben. ?) 


In der II. 8. Hatte der Abgeordn. v. Wedell ausbrüdlich den Antrag 
aus dem Titel des Gefehes die Worte: „mit Musnahme der auf den lins 
Innfer belegenen Landestheile“ zu ſtreichen (Drudf. der II. K. Rr. 322. 
was indeß von der II. K. abgelehnt wurde. (Stenograph. Ber. ber 
ro 1848 Bd. 3. ©. 1368). Dagegen hat die I. 8. den bezüglicher 
Ihrer Kommifflon angenommen, „bie Regierung aufzufordern, baldigſ vi 


Abldſ. der Reallaſten, den Regultzungen u. Gem. Theil 


? nmiffions- Berichte, welche dies mäher motiviren, € 
un ————— ei — den er 
ur Anwendung kommenden Aufhebi 
ife Ablöfung der Reallaſten, nämlich; — 

ericht der Kommiffion der IL Kammer: 


Die lieder der AgrarsKommitfion find getheilter Mi darüb 
uf die auf dem linken Rheinufer belegenen ile da 
ausjubehnen ift oder nicht. 

& Fommen noch jeßt in den Lanbesiheilen auf dem linfen A 
gende frangöflfche Gefege zur Anwendung, welde über bi 
bung ‚ber Reallaften und über bie Ablöfung ber beflehen get 


ih: 
Geſet von A/I1. Aı 1789, 
—* 98 äry 1790, 
18/29. December 1790. 
19/20. April 1791. 
September 1791. 
6. Dftober 5 

24/28. Auguft 1792, * 

» 17. Iuli 1793. 

Dekret vom 1. Dftober 1804 (9. Vendemiaire X) | 

. Da bie verfchiebenen Theile des jetzt Preuß. linken Mheinufers 

nen Zeiten an Franfreich gefommen, fo gelte zwar nicht alle wi 

in allen Theilen des Preuf. linken Mheinufers, auch walten barüber, ch 

* angeführten Gefege in einzelnen Difriften gehörig publigirt im 

Zweifel ob; dennoch fann als y If angenommen werden, daß auf 

zen linken Rheinufer folgende Grund e zur Anwendung Eommen: 
1) Die Lehnss, Guts- und Geruwtsherrlichkeit mit allen | 
fpringenben ober au ihre Stelle getretenen Abgabe 

Laften, namentlich auc alle Zehnten nnd Laften, melde 4 

Stelle der Todten Hand (Hörigfeit) getreten, alle Arten von Zub 

welche von geiftlichen und weltlichen Rörperfchaften, geiftlichen Pfrinh 

Etiftern bezogen wurden, bie Lehnszehnten, wenn fie die Bedel 

ber Lehnse oder Herrfhaftlichen Zinsgebühren haben, find shit 

fhäpigung aufgehoben. 

Dagegen find beftehen geblieben, alle für bie Uchertragun 

Orundeigenthum übernommenen reinen Gelbrenten, 34 

und fonftigen Laften. 

3) @s galt aber ver Grundfaß, daß jedes Grund» @igenthum als frei rd 
Lehn⸗ und Zinsrechten angefehen werben folle, wenn nicht das On 
in ber vorgefchriebenen Form erwiefen worden. 

4) Das Dekret: v. 1. Oft. 1804 (9. Vend. XI.) giebt nähere Bf 
über diefe Präfumtion, indem es verordnet, 

daß Abgaben, befannt unter dem Namen: Erblichen, Grbfchn, | 
Teihung, Grbbeftand, Grbvacht, Grögins, Laudemium, Handlehn, St 
medum, Theiltrauben, Theilwein, Grundpacht, Grundzins ‚ober 
ine infofern diefe nicht auf der Gefammtheit von € 
üden einer Gemeinde haften, welche non derfelben 
f&haft abhängig find, besgleihen bie Zinfen und Al 
Grunphäcden haften, die nicht einer Gerefhaft zußehenden Grm 
Grundzinfen oder Bobenzinfen, endlich die für ein @tablifement ı 
Shift: ober flößbaren Fluß gu entrictenden Wafferlaufgebühren, alı 
Grundabgaben präfumirt werden follen (rt. 1.), 


ununun 
“un... 





2 


Gefepentwurf vorzulegen, burch welchen bie Grundzüge tes Gef. (v. 2. Ru 
anf die gefehlich moch beftehenben Laſten in den Canbestheifen auf den 

inufer 1% Anwendung gebracht werben.“ (Stenograpf, Ber. der L 
1854 ®b. 5. ©. 271). 
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baf alle übrigen älteren Abgaben, Leitungen und Rechte, den Status 
» ten und Landesgewohnheiten gemäß, ale Feudalrechte präfumirt 
und aufgehoben werden follen (Akt. 2.). 


ndlich iſt 
9 bar die Kabinets⸗Ordre v. 29. Okt. 1835 (8. S. &. 231) befimmt 
werten, 
daß bei denjenigen Grundrenten, welche bis zum 1. April 1834, ober in 
einem fpätern Termin entrichtet worden, eine Bermuthung für den fenbas 
len Urſprung berfelben nicht mehr Statt finden, fol, vielmehr diejenigen 
Schuldner, welche eine ſolche Entſtehung behaupten, ven Beweis zu fühs 
ten fchuldig find. 
I Wle hiernach beſtehen gebliebenen Renten und Laflen haben 
ihre Immobiliar⸗Ratur verloren und werben ben beweglichen 
Sachen gleichgeachtet. Sie können von einer Hypothek nicht mehr 
betreffen werben. 
Art. 1. Tit. A, des Geſetzes v. 15/28, März 1790. Art. 529., 526., 535. 
%6 bürgerlichen Geſetzbuchs. Art. 7. des Sefehes v. 1. Nov. 1798. Art. 
21114, 2118., 2119, code civil. 
d Alle Renten find abloslich, aber nur auf Antrag bes Vers 
yflichteten. 
A die Ablöfung erfolgt durch Kapital. 
Grmittelung. 
heibesRenten werden nach dem 14jährigen Durchfchnitt berechnet. 
mllen ebenfalls nad, dem Marktpreis event. nach dem AbfchäpungssTarif 


Mae reife) 

Dere ebenfo. , " 
Mi Teilfrüchten wird veranfchlagt, was das Srundüd in einem gemeinen 
d.h. nach einem zehnjährigen Durchſchnitt tragen Tann. 
tandenien werben unterfchieben: 
B Beinderungefälle durch Verkauf, 
erungsfälle anderer Art. 
e Brten der Verpflichtung werben beſonders entſchaͤdigt. Yür bie erftere 
ag beirägt die Entichädigung nadı Verhaͤltniß der Höhe der Abgabe 
a und 4 eines einmaligen Laudemium und einem vollen folchen 


Her Betrag des Laudemiums in beiden Arten der Beränderungsfälle nicht 
a. "viren, fa beiträgt die Entfchäbigung Z eines einmaligen Laudeminms. 
OR der Betrag der Abgabe verfchieden, fo kann hiernach die Entſchaͤdigung 
Wäßens den iyfachen Betrag eines einmaligen Laudemiums erreichen. 1% 
“ aes folden if die geringfte Entichäbigung. 

Das einmalige Laudemium wirb nach dem ledten Erwerbpreis in ben lebten 

event. nach Abfchägung des Grundſtücks beftimmt. 
Be Hisher untündbaren Kapitalien erfolgt die Ablöfung nach dem nrfprüngs 
* Peßgeßellten Kapitalss Betrag. 
Bei andern feften Geldrenten bildet der zwanzigfache Betrag bie 
Wiels-Entichäbigung. 
art en Bräftationen werden mit dem 25fachen Betrag ihres Selbs 
elöft. 
Tin Abzug wegen der Steuer (Fünftel-Abzug) wird nicht gemacht. 
Sieht dem Berpflichteten vertragsmäßig Fein SteuersAbzug auf bie Rente zu, 
dem Abloͤſungs⸗Kapital „2, binzugefept. 

Renten an den Domainen-Fiskus Fonnten nach dem Geſetze v. 11. San. 1800 
dem fünfzehnfachen Berrag abgelöft worden. Dur die 8. D. v. 5. Sept. 
U wurde tiefe Begünftigung aufgehoben, fpäter aber bei den kleinern Beträgen 
er zugelaſſen. 
Die AblöfungssBerhandlungen und Verträge werden von den Gerichten aufs 


Mauer. 

Bon Seiten des KRommiffarius der Königl. Regierung iſt mitgetheilt worden, 
fa alle dort noch vorfommenden Abgaben ıc. nicht an Outéherren, fondern 
Btäote, Kirchen, Geiſtliche ıc. entrichtet werben, dag überbieß Dienfte, Sans 
en for gar nicht mehr, fondern nur noch vereinzelte Geld» und Belreings Abs 





















im d. Abldſ. der Reallaſten, den Regufirüngen 1. Gem. Th 


oie Theillrauben “vorfommen und für foldhe die bort befiet 
etze amsreichend felen. Derfelbe hat fich beshalb durchaus 
awvurynung ber Beſtimmungen der gegenwärtigen Ablöfungs-Orbm 
Landestheile an beiden Mheinufern erklärt und dieſer Anficht beitreh 
die AgrarsKommiffion ſich entſchieden. 
ie Majorität findet mit dem Kommiffarius der Königl. N 
Begründung ihrer Anficht darin, daß die Swedte des — 
dem linken Rheinufer laͤngſt erreicht And, indem alle dem gutehe 
Hältnif mur irgend im Verbindung ftehenden Laften, Abgaben und 
Weiteres’ aufgehoben tworben find, bie übrigen Grundlaften aber ü 
Natur verloren haben. Was vie Ablöfung felbft aulaugt, fo werden 
welche im baaren Gelbe beſtehen, dort Yen jegt zum zimanzigfad 
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88 wird daher nur die Verſchiedenheit obwalten, daß bie übrige 
nur gegen Grlegung des fünf und zwanzigfachen Beirages ihres | 
ablösbar nd. “ 

Es fünne für jept dahin geftellt bleiben, ob «8 zwertmäßig fein ı 
Teßtere Beflimmung auf dem linken Rheinufer abzuändern, jedenfalls t 
wedmäßig fein, ein Gefeb von 109 Paragraphen in einem Landes 

ihren, wenn mur ein einziger Paragraph deſſelben dort zur Gein 
follte, während alle übrigen Beftimmungen viefes Gefeges dort di 
pafen, vielmehr leicht Verwirrung und unnöthige Aufregung hersorm 
Es fönne bier beifpielsweife nur anf den $. 4. des Gefepentiwurfes 
— werben, wonach bie ans ber Lehnsherrlichfeit, Guis · und © 
'ichfeit herrührenben Abgaben ıc. beftehen bleiben, während fie« 
fen Mheinufer füngft weggefallen find. 

Wollte man daher in ben Ablöfungs-Grundfägen auf bem linke 
eitoas änbern, fo werbe es beſſer durch ein befonberes Gefeg, als di 
nung ber Ablöfunge-Orbnung erfolgen fönnen, um fo mehr, als fell 
eine gleichmäßige Gefepgebung Tinfs und rechts des Nheines nicht | 
werben würde, indem bie Selehgebung auf dem linfen Rheinufer in 
auf Aufhebung der Realfafen viel weiter gegangen fei, als man gegen! 
wolle, eine Gleichmäßigfeit mithin nur dadurch erlangt werben Fönn 
entwweber hier alles aufheben müßte, was dort aufgehoben fei, cber der 
führen müßte, was Bier beftehen bleibe. - 

Die Minorität der Kommiffien hat dagegen für ihre Anficht an 
das gegenwärtige Gefeg felbfiredend für Berhältniffe außer Anwen! 
welche am linfen Ufer nicht mehr vorhanden feien, und daß bie Beſi 
Verwirrung oder Aufregung in Wolge der Cinführung des Befeges di 
gefndet ericheine, weil ie Wrangdfifche Gefepgebung dort die Verhält 

einer Weife geregelt habe, daß über deren Bedeutung bie Rheinlär 
Bweifel feien. 

Cine Gleichmäßigkeit in den Abldſungs-Normen könnten und 1 
die Staatsangehdrigen in jenen Landestheilen um fo mehr verlangen, 
ba Gireben zur Herflellung einer Ginheit in der Gefehgebung tief 6 
und fie daher die Beſtimmungen der gegenwärtigen Gefegebung gerı 
frügeren Franzdfiſchen Orbres vertaufhen würden. 


2) Der Bericht der Kommiſſion der I. Kammer: 

Von der Kommiſſion wurbe die, von der Regierung beabfichtig 
1. 8. beichlofiene Ansnahme der auf bem linken Rheinufer belegenen 
in ihren Gründen näher geprüft. 

Das Lehne:, Gerichte» und guteherrliche Verhältniß iR dort län 
grundherrliche Gefehgebung gelöfet; alle Bräftationen, welche in irger 
siehung damit flanden, alle Reallaften, welche den Beweis ober die ge 
mutgung ber Beubalität gegen fich Haben, find ohne @ntichädigun, 
Nur diejenigen reinen Grundrenten, Zehnten und fonfigen Laften 
ten, welche als Gegenleiftung für die Uebertragung von Grundeigent! 
tet wurden. Mber auch tie rechtliche Natur diefer Grundrenten i 
Sie begründen nur eine perfönliche Schuld deſſen, der zur Zeit des | 
Gefegeöwechfels Bigenthümer des belafeten Grundlüds war. Der 
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u bas Brivilegium des DBerfäufers nur dann gegen britte Beſitzer geltend 
sen er es durch @intragung bewahrt hat. Bine wefentliche chieden⸗ 
ven den andern Landestheilen und den ausgeſchloſſenen findet nur infos 
, al6 Hier die Naturalabgaben zum 2öfachen Betrage, alle Abgaben aber 
Intrag des Verpflichteten ablösbar find. 

biefer ibatfächlichen Verfchiebenheit wurde in der Kommilflon die Ans; 
rer materiellen Beflimmungen des Gefeßentwurfs auf das linfe Rheins 
dh für fehr wünfdbenswerth gehalten; bie von ber Regierung für bie 
ıng geltend gemachten Grüude wurben nicht erheblich und zutreffend 
mtden, um erflere zu rechtfertigen. Möchte das Geſet auch zum größten 
9 Gegenſtand in der Rheinprovinz verloren haben, möchten viele ber 
ufgebobenen Rechte am linken Rheinufer fchon laͤngſt anfgehört haben, 
e Artifel 529., 530. des Givilgeſetzbuchs auch viele Befimmungen des 
fs entbehrlich machen, fo fönne doch der Zweifel, den die Regierung 
rvorzurufen fürchte, nicht entfieben. Was einmal gefeglich nicht mehr 
ve nicht wieder auf, wenn gleiche Rechte in einem allgemeinen Geſetze, 
ch für andere Provinzen gelte, aufgehoben würden. Daß Ungleichheiten 
nden feien, fei auch nicht beftritten und dieſe, es feien ihrer viele ober 
iften ausgeglichen werben. 

utfprechend, wurde aus der Mitte der Kommilfion ein Antrag gefellt: 
Btaatö:Renierung zu erfuchen, baltigft in Erwägung zum nehmen, welche 
Sregelu zu treffen feien, um bie möglichfte Gleichſtellung des linfen Rheins 
) mit ben übrigen Provinzen, in Bezug auf bie, in ben Kreis biefes 
ses fallenden Gegenſtaͤnde herbeizuführen. 

Antrag wurde verworfen; angenommen bagegen ein Aufrag: 
Kammer wolle die Regierung auffordern, baldigſt einen Geſetzentwurf 
legen, burch welchen bie Grundſätze des vorliegenden Geſetzes auf bie 
ich noch beftehenden Laften in ben Landestheilen auf dem linken Rheins 
Anwendung gebracht würden. 

amig wurde erflärt: 

jene Gleichſtellung dringend wünfchenswerth fei. 


Zum $. 1. 


ver 6. 1. des Geſetzes hat durch die Befchlüffe der Kammern 
nderungen erlitten, deren bier zu gedenken tft. | 

er Megierungd- Entwurf führte unter denjenigen Gefeßen, 
nit dem Zeitpunkte der Verkündung des gegenwärtigen Geſetzes 
ıft treten follten”, diejenigen nicht auf, welche der $. 1. in feiner 
fung unter Nr. 1., 20., 32. und 33. bezeichnet, fondern er er⸗ 
die übrigen 29 Gefehe für aufgehoben. 

r Schlußfag des $. 1. lautete, abweichend voͤn feiner jetzigen 
abin: 

er Aufhebung bleiben nur diejenigen Beflimmungen der vorftehend bes 
zeſetze ausgefchloffen, welche in das gegenwärtige Gefeh mit aufgenoms 
n demfelben beftätigt find. 

ommiffion der II. Kammer eracdhtete hierin zwei Modi⸗ 
n für erforderlich, indem fte: 

für aufgehoben zu erflärenden Gefegen die jetzt unter Nr. 1, 
und 32. aufgeführten hinzufügte, und | 

Schlußfage feine jegige, von der Negterungs- Vorlage abwei⸗ 
de, Baflung gab. 

otive giebt der Kommiſſions⸗Bericht und der Nadytrag 
en dahin an: | 
Kommiffiond- Bericht: | 
den in dem Regier.:Entw. bezeichneten Geſetzen iſt auch die Aufhebung 
16. April 1811: über die Ablöfıng der Dominials-Abgaben jeder Art, 


22% Bon d. Abldf. der Reallaſten, den Regulirungen m. 


und der K O. v. 19. Juni 1837 für erforderlich eradhtet worden. 
Hält die Beſtimmungen für bie Ablöfungen in den Domainen, melde 
——— von den allgemeinen Abldfungsotdnungen abiweicher 

im der Form eines Gefepes erfcienen if, mur im 



















Ö * A—— "cafe Alk m ce in das 9 
‚gen in eiben, we 
— en — ——— find, NEE 
— on erachtet es deot angem, 

— Dagegen enthalten noch Unbere Wefene e, namentlich bie | 
— —— April 1828 für die weſtlichen Sumsestpile 2 Beftimmung 
dem Gefegentwurfe in Miderfpruch ftehen und daher ausdrücktich 
den müffen. Dies erfennt auch der Schlußfag des $. 108, des 
indem er ſolche anderweitige widerſprechende Beflimmungen außer 
wifen will. Die Rommifken iR deshalb der Anfikt — 
—— Beſtimmung am Schluſſe des $. 1. ihren Plag ſinden 
tragt deshalb in Stelle des oben als überflüffig —— Sades 


er Beſtimmuug: 

4 werben die Beflimmungen ber vorſtehend nicht .) 
aufer Kraft gefeht, welche den. Vorfchriften des gegenwärtigen Gef 
‚gegen ſtehen oder fich mit bemfelben nicht —3 laſſen ·· 

0) * HER zu dem Kommiffiond » Beridt 


— der bei der landlichen 

im vorigen Iahre hervorgetretenen Aufregung ift unterm 
läufige Verordnung wegen interimiftifcher Regulirung ber 
Berhaͤltniſſe in der gedachten Provinz erlaſſen worden. Der 
Vertreter bes Min. dr landwirthſchafti. Ang. hat jene Verordnum— L 
der 5. Sihung derfelben zur Genehmigung vorgelegt und nachdem folche de 
Kommifften zur Berichterftattung überwiefen worden, hat die ektere ia 
Berichte vom heutigen Tage bei der II. K. beantragt, nicht allein angur 
das für die Grlafung der getachten proviforifhen DB. dv. 20. Der. pr. 
des Art. 105. der Verf. Urk. v. 5 Dee. pr. eine dringende Moll 
vorgelegen habe, fondern auch dem vorbezeichneten Gefege ihre Genek 
eriheilen. 

Bei der Derathung diefes Gefehes hat die Agrar-Kommifften in 
Griwägung genommen, welche Stellung dafjelde zur neuen AblöfungsOrkrin 
äunehen babe und ift hierbei MH der Mbficht gelangt, daß im Mnlap des & 
der —— betr. bie Molöfung der Reallaften sc-, noch zwei yufägli 
fimmungen *) erhalten müffe. 

Die erfte zufägliche Beimmung betrifft die Dauer der Gültigkeit da 
” forifchen ®. v. 20. Dee. v. 3. 88 liegt in der Natur ber Sache um 
Zwecke ber vorbegeichneten B., daß biefelbe mit der Verfündung der wen 
fimgs-Orbmung ihre Bedentung verlieren muß. Cine ansbrüdliche 8 
hierüber iſt im der B. nicht emihalten; e# erfbeint jedoch eine folche win 
werth, weil der Mangel derfelben zu Bedenken darüber Anlaß geben Fi 
bereit6 eingeleiteten interimiftifcen Regulirungen zunächfl nad jener Veren 
anch nach Publifation ber neuen Ablöfungs-Orbnung, fortzufeßen umb dı 
zen feien. Es wird deshalb beantragt, im $. 4. des Gefeg-@utwurfs, 
Abloſung ber Reallaften ıc., auch 

(e proviforifche ®. v. 20. Der. 1848, die interimiftifche 

lirung der a EB LZSE I Berhältniffe in ber 

"ping Schlefien betr, 


A De Die 1 e * 8. — zuſaͤtliche Beſtimmung iſt diejenige des 
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be zu bezeichnen, welche mit dem Zeitpunkte ber Verkündung des Bes 
Abloſung der Neallaften außer Kraft tritt. 


Anträgen der Kommiffton iſt das Plenum der II. 
etreten ?); die I. Kammer aber bat den $. 1. ohne 
m in der von der Zweiten Kammer befchloffenen Baffung ange: 


l Nr. 4. des 8. 1. 4 

gt durch den $. 93. Al. 4. des Abloſ.⸗Geſ. v. 2. März 1850 
) $. 2. des Land» Kultur- Ep. v. 14. Sept. 1811 beflimmte, 
boerpächter fih die Abldfung des Kanons nach dem Zinsfuß 
rozent gefallen laſſen, auch Stüdzahlungen nach ter Konvenienz 
ſters annehmen mäfe Diefe Vorfchrift war durch die V. v. 
316 (8. ©. 1816 ©. 181) dahin eingefchränkt worden, 

der Erbpachtszins, welcher von dem Erbpäcdhter an Meligiond«, 
exrichts⸗, Erziehungs» und Wohlthaͤtigkeits⸗Anſtalten bezahlt 
en muß, nicht anders, als mit Einwilligung der Obern und 
ſteher ſolcher Anftalten vertragsmäßig abgelöft werden folle. 

B. bat der $. 1. Nr. 4. des Abldſ. Gef. für aufgehoben 


£ Beratbung in der II. Kammer hatte der Abgeordnete Sf 
⸗Boytzenburg den Untrag geftellt, die V. v. 31. Ma 
ubehalten?); allein die Kammer lehnte diefen aut ab. ®) 
n ift indeß ſchon bier, daß der 6.65. des Abloͤſ. Gef. (Alin. 4.) 
saß diejenigen Meallaften, welche Kirchen, Pfarren, Küfte- 
Schulen zuftehen, vorläufig von der Abldfung (pur Ka⸗ 
den Beftimmungen ver FF. 64. u. 65. des Geſetzes völlig aus⸗ 
bleiben follen und die Beftimmungen über deren definitive Ab⸗ 
m befonteren Gefege vorzubehalten feien, bis zu deſſen Erlaß 
m G. v. 2. März 1850 ermittelten Geldrenten direkt an die 
aflitute entrichtet werden follen. 

gie Erläuterungen zum F. 65. lin. 4. des Abläf. Geſ. v. 


a Nr. 33. des g. 1. 

Auseinanderfegungs» Behörden in den Stand zu fegen, ſchon 
er Berathung des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 mit der Bil⸗ 
a deffen Ausführung erforderlichen Normalpreife und Nor⸗ 


Antrag des Abgeordn. Schaffraneck (Drudf. ver II. K. Nr. 326. 
ber dahin ging, unter den ald aufgehoben zu begeichnenven Geſetzen 
D. v. 1758 u. 1831 (d. d. Güntersblum), betr. das Quiesciren der 
proteflantifchen und Fatholifeken Pfarreien, aufzuführen, wurde von 
ıbgelehnt. (Stenograph. Ber. der II. 8. pro 1848, Br. 3. © 


nograph. Ber. der II. 8. 1845 Bv. 3. ©. 1374. 

. D., ©. 1380. — Der Berichterflatter (Abgeordn. Ambronn) ers 
eibehaltung der V. v. 31. Mai 1816 mit der (im Art. 42. der Verf.) 
Reten Ablöskarfeit fammtlicher Grundlaſten für unvereins 
D., ©. 1379,) und der Din. des 3. v. Manteuffel bemerkte, daß 
g fich dem Antrage, die erwähnte V. von diefer Stelle nicht für aufs 
erflären, nicht janfchließen fünne, weil das Feſthalten an beren Bes 
nachtheiligen Konfequenzen führen könne, indem Bälle vorgefommen 
chen und Pfarreien Rittergüter erworben hätten, wo dann bie Vers 
idurch fchlechter geftellt würden, daß der ihnen gegenüherfichenne Bes 
: pia cansa fr, (a. a. O, ©. 1380). 


224 Von d. Abldſ. ber Realfaften, den Negulkcungen u 


mal-Marktorte fo vorzuſchreiten, daß dadur 
Geſetes möglichft wenig verzögert werde, find bie 
hriften durch das mit den Kammern vereinbarte 
De betr. die Feſtſtellung der bei Ablöfung der Meall 
ten Normaltreife und Normal-Marktorte v. 19. Nov. 
© en befonders Pe worden. Diefelben : 
ASISf. Gef. v. 2. März 1850 ($$. Fe s.. 
30. u. 57.) wiederholt — mwodurd das 
— — daſſeide für au nn flär 
2 — age ven 
eine Mensen au 
ha a Mi 1850, welcher dispontrt, daß die 
er Sefegen — nen Borfihrifte iften welche” dai 
KNIE zen au — aan 2 
auf o I J— 
©. über —— von Er v. 2. — 
abgeändert worden find. 
Veigl. die Exläuter. zum $. 112. des Abldſ. ©. v. 2. 


Zum. 2, 


L Zur Rechtfertigung der —— N 
$ 2. des Gef. erwähnten Berechtig: — bemerken die 
Fr 9 Königl. Staats-Megierung im, 


en im dem 8. 2. aufgeführten jen laſſen fich zwar im 
men nicht unter die nach Act, 40. der Verf. mde ?) wegfallenden fr 
und es Fönnte daher ver Zweifel enffiehen, ob Heiz hier dennoch 
unentgeltliche Aufhebung nicht mit der im Art. 8. a. a. D,*) feftgefegten 4 
Teflichfeit des Cigenthums in MWiberfprnc trete. 

Man it indeffen bei Abfafjung des Catwurfs über diefen Ziweifel 1m 
Halb Hinweggegangen, weil die meiften diefer Berechtigungen, wie 
näheren Betrachtung ergiebt, ihrem Inhaher entweder gar feinen 
Gelde fhäpbaren und zu einer Entſchädigung bei der Ablöfung 
oder nur einen ſelchen Vortheil, der von rein zufälligen Umftänden i 
genäßeen, gleichwohl aber der im Art. 40. der Verf. Urkunde yugeficher 

fügung über das Grundeigenthum hinbernd in ben Weg treten und 
dem öffentlichen Wohle [chäblidh find. Aus biefen Gründen war ihre une 
Aufhebung bereits in dem umterm 10. Juli 1848 der bamaligen Berfamml 
Volksvertreter vorgelegten Gefeg-Enttwurf vorgefchlagen, und es erfchten 
mehr angemeffen, diefen Vorfehlag jegt erneuert der Erwägung. ber von 
unterwerfen, als in dem gleichzeitig mit der Publikation der Verf. 

fenen Patente v. 5. Dec. 1818 (6. ©. 1548 ©. 393) die Miei 
eines Geſetzes über die unentgeltliche Aufhebung verfchiedener Laſten mı N 
verbeigen, hierbei aber vornehmlich auch an folche Laflen gedacht worben if, 8 
Aufpebung nicht ſchon aus den Beftimmungen des Art, 40, ber Merf. Ui 
nothwendig folgt. 





1) Der Reg. Entw. Hatte bie unter Mr. 8. und 9. bes fehigen $. 
geführten Berechtigungen nicht mit aufgenommen. 

2) Gs iR hier der Art. AO. der oftropieten Verf. Urf. v. 5. Dee 
— an deſſen Stelle der Mt. 42. der Verf. Urk. v. 31. Jan. 1850 


iR: 4 
3) Dedt Met. 9. der Berf. Ur. v. 31. Ian. 1850. | 
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„N Sommiffionen beider Kammern haben ſich mit diefen Prin- 
in Allgemeinen, ohne auf eine nähere Beleuchtung derfelben einzu» 
nden erflärt. ?) 

Zu den einzelnen Beflimmungen des $. 2. 

1) Zu Nr. 1. (Aufhebung des lehnsherrlichen Obereigenthumß). 

a) Diefe Beſtimmung ift ven den Kammern unverändert nach dem 

Her. Entw. aufgenommen worden. %) . 


ı) Die Motive des Regier. Entw. lauten dahin: 


Des Obereigenthum des Lehnsheren, welches mit dem auf Leiſtung ber Hee⸗ 
ge abzweckenden Lchnverhältnis überhaupt feit der Ausbildung ber Landes: 
"uud der fiehenden Heere feine eigentliche Bedeutung Tängft verloren hat, ift 
I ie vielen Provinzen, namentlich bei den Gtaatslehnen, ganz aufgehoben. 
selbe noch fortbefteht, gewährt e8 dem Berechtigten felten noch und meift 
A dem Gintritt ſehr zufälliger Umflände (Apertur:, Heimsfälle) einen wirks 
Bertheil; wohl aber wirkt es durch bie Befugniffe, welche es meiſt dem 
fern sieht der Veräußerung, Berfchuibung, Zerftüdelung bes Lehngutes zu 
oder wenigfiens feine @inwilligung dazu an läfige und foftfpielige 
täten zu knüpfen, noch, eben fo bemmend ale früher auf bie freie Bes 
des Grund und Bodens Seitens des beſitzenden Bafallen und es äußert 
lihe Wirkung minder auf Kleinere bäuerliche Beflgungen, als auf bie 
mu Nittergüter, da gerabe bei folchen das Lehnsverhältnig Bänfiger noch fich 
.Sehaͤlt man, wie es in dem vorliegenden Entwurf 9. 4.) gefchehen if, 
Ihes:Ober:@igenthümes diejenigen Rechte anf Abgaben und Leiflungen vor, 
isn als folchen bisher zuftanden, fo fann im Webrigen die unentgeltliche 
bang dieſes Obereigenthums wohl feinem Bedenken unterliegen. 


) Der Rommiffion8- Bericht der II. Kammer bemerkt: 


eingebracht, welches verlangte, „baß bie für die im $. 2. des Gef. erwähns 
gungen zu gewährende Gntfchäbigung durch ein befonberes Ge⸗ 
Merle werben folle.* — Diefer eintrag wurde indeß von der II. 8. ver 
m. (Gienograph. Ber. der II. K. pro 1845. Bd. 3. S. 1389). 
Sa der L Kammer hatte der Abgeordn. v. Bethmann-Hollweg ebenfalls 
bie im 8. 2. erwähuten Berechtigungen nur gegen Entfhädigung 
. (Dradf. Nr. 535. ad 2. I.) Diefer Antrag wurbe indeg auch bort 
t. (Gtenograph. Ber. der I. 8. 1848, Bd. 5. S. 2483). 
Antrag des Abgeordn. Robe, welcher dahin ging: 
„sem $. 2. nach den Ginleitungsworten und vor den darauf folgenden 
„GpezialsRummern der anfzuhebenden Berechtigungen einzufcalten: 
„1) Jede einem Anderen, ald dem Oberhaupte des Staates zuſtehende 
„TerritorialsHoheit, fammt den darans fliegenden Rechten, insbefon- 
„dere dem Rechte einen Huldigungseid zu fordern;“ 
von der I. R. gleichfalls abgelehnt. (a. a. D. 
Sp der II. 8. Hatte der Abgeorönete v. Kleiſt-Retzow beantragt, 
„der Nr. 1. des $. 2. am Schluß hinzuzufügen: 
„und unter Vorbehalt der Rechte des Lehneheren bei denjenigen Lehen, 
„bie bei Berfündigung biefes Geſetzes auf dem Fall ſtehen.“ 
efer Antrag wurde indeß von ber Kammer verworfen. (Stenograph. Ber. 
R., ©. 1 ). 
per I. R. hatte ber Abgeorbn. v. Betbmann:Hollweg denfelben 
geftellt (Drudf. der J. K. Nr. 535 ad 2. I.), welcher indeg auch bort 
mn wurde. (Stenograph. Ber. der I. 8. Bd. 5. ©. 2483). 
e (im Terte mitgetheitten) Kommiffionss Berichte beider Kammern zu ber 
Rede fiehenden Beflimmung bes Befehls ergeben übrigens, daß berfelbe 
auch in den Kommiffionen, fowohl ver I, als I. Kammer, geſtellt, aber 
eits abgelehnt worden iſt. 
Zept 8. 5. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1800. 


Kultur⸗Geſeßg. 3» I, . 15 


! In der II. Kammer hatte ver Abgeorbn. v. Kleiſt⸗⸗Retzow ein Amer: 
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Abloſ. Geſ. v. 2. März 1850, welcher disponirt, daß die in d 
benen Geſetzen enthaltenen Borfchriften, welche das Koftenı 
Berfahren und die Rechte dritter Perſonen betreffen, ı 
außer Kraft treten follen, als fie durch das Abldf. Gel. und 
G. über die Errichtung von Mentenbanfen v. 2. März 1850 
abgeändert worden find. 

Vergl. die Erläuter. zum $. 112. des Ablöf. ©. v. 2. M& 


Zum 8. 2. 


I. Zur Rechtfertigung der unentgeltlihden Aufheb 
6. 2. des Gef. erwähnten Berechtigungen 2) bemerken die 9 
Entwurfs ver Königl. Stants-Megierung im U 
Folgendes: Ä 


Die in dem $. 2. aufgeführten Berechtigungen laflen ſich zwar 
nen nicht unter die nach Art. 40. der Berf. Urkunde ?) wegfallenden 
und es Fönnte daher der Zweifel entflehen, ob ihre bier dennoch a 
nnentgeltliche Aufhebung nicht mit der im Art. 8. a. a. D.®) feſtgeſ 
leblichkeit des @igenthums in Widerfpruch trete. 

Man ift indefien bei Abfafiung des Entwurfs über diefen Zwe 
halb Hinmweggegangen, weil bie meiften biefer Berechtigungen, wie f 
näheren Betrachtung ergiebt, ihrem Inhaber entweder gar feinen I 
Gelde fchägbaren und zu einer Entſchädigung bei ber Ablöfung fd 
oder nur einen folchen Vortheil, der von rein zufälligen Umfänden 
gewären, gleichwohl aber der im Art. 40. der Verf. Urkunde ungefd 

erfügung über das Brundeigenthum bindernd in den Weg treten 
dem öffentlichen Wohle fchäplich find. Aus biefen Gründen war 
Aufhebung bereits in dem unterm 10. Juli 1848 der damaligen 
Volksvertreter vorgelegten Gefep-Entwurf vorgefchlagen, uud es erl 
mehr angemeflen, diefen Vorſchlag jest erneuert der Brwägung der 1 
zu unterwerfen, als in bem gleichzeitig. mit der Bublifation der Bari. 
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'8ommiffionen beider Kammern haben ſich mit diefen Prin⸗ 

u Algemeinen, ohne auf eine nähere Beleuchtung derfelben einzu» 

inverflanden erPlärt. 1) 

Zu den einzelnen Beflimmungen des $. 2. 

u Nr. 1. (Aufhebung de lehnsherrlichen Obereigenthums). 

Hefe Beflimmung ift ven den Kammern unverändert nach dem 
Entw. aufgenommen worden. ?) - 

te Motive des Regier. Entw. lauten dahin: 


Obereigenihum des Lehnsherrn, welches mit dem auf Leiſtung ber Hee⸗ 
bzweckenden Lchnverhältnig überhaupt feit der Ausbildung ber Landes⸗ 
‚ der flehenden Heere feine eigentliche Bedeutung längft verloren hat, iſt 
vielen Provinzen, namentlid bei den Staatélehnen, ganz aufgehoben. 
be noch fortbefleht, gewährt es dem Berechtigten felten noch und meiſt 
m Gintritt fehr zufaͤlliger Umflände (Apertur⸗ Heim⸗Faͤlle) einen wirks 
theil; wohl aber wirkt es durch die Befugniffe, welche es meiſt dem 
ı giebt, der Beränßerung, Verſchuldung, Zerftüdelung bes Lehngutes zu 
ven oder wenigſtens feine @inwilligung dazu an tähige und Foftfpielige 
en zu knüpfen, noch eben fo hemmend als früher auf die freie Bes 
8 Grund und Bodens Eeitens des beflgenden Bafallen und es Außert 
liche Wirkung minder auf Heinere bäuerliche Beflgungen, als auf bie 
Rittergüter, da gerade bei ſolchen das Lehneverhaͤltniß Bäufiger noch ſich 
ehäͤlt man, wie es in dem vorliegenden Eniwurf 8. 4. ' gefihehen iſt, 
Dbers@igenibümer diejenigen Rechte auf Abgaben und Leiſtungen vor, 
ı als folchen bisher zuftanden, fo fann im Webrigen die unentgeltliche 
| diefes Obereigenthums wohl feinem Bebeufen unterliegen. 


e Kommiſſions⸗Bericht der I. Kammer bemerkt: 


a der II. Kammer hatte ver Abgeorbn. v. Kleiſt⸗⸗Retzow ein Amen: 
cht, welches verlangte, „daß die für bie im $. 2. des Gef. erwähns 
—— zu gewährende Entſchädigung durch ein beſonderes Ge⸗ 
werden ſolle.“ — Dieſer Anfeog wurde indeß von der II. R. vers 

(Gtenograpb. Ber. ber II. X. pro 1844. Bd. 3. S. 1389). 

we L Kammer hatte der Abgeordn. v. Bethmann-Hollweg ebenfalls 

die im $. 2. erwähnten Berechtigungen nur gegen Entſchädigung 

‚ (Dradf. Nr. 535. ad 2. I.) Diefer Antrag wurde indeg auch dort 

(GStenograph. Ber. der I. 8. 1848, Bb. 5. S. 2483). 

ntrag bes Abgeorbn. Robe, welcher dahin ging: 

n $. 2. nah den Ginleitungsworten und vor den darauf folgenden 

ezialsNummern der anfzuhebenden Berechtigungen einzufchalten : 

1) Sede einem Anderen, ald dem Oberhaupte bes Staates zuſtehende 
„ZerritorialsHoheit, fammt den darans fließenden Rechten, insbefon- 
„dere dem Rerbte einen Huldigungsetd zu fordern ;“ ' 

ver I. R. gleichfalls abgelehnt. (a. a. D.) 

der II. 8. hatte der Abgeordnete v. Kleifl:Rebom beantragt, 

Mr. 1. des 8. 2. am Schluß Hinzuyufügen: 

nd unter Vorbehalt der Rechte des Lehnéeherrn bei denjenigen Lehen, 

ie bei Verkündigung dieſes Geſetzes auf dem Fall ſtehen.“ 

Antrag wurde indeß von der Kammer verworfen. (Stenograph. Ber. 

. 1339). 

o KR. hatte der Abgeorbn. v. Betbmann-Hollweg denfelben 

fit (Drudi. der 1. K. Nr. 535 ad 2. I.), welcher indeg anch dort 

urde. (Stenogravh. Ber. der I. K. Br. 5. ©. 2483). 

rn Terte mitgetheilten) Kommifiions-Berichte beider Kammern zu ber 

e flehenven Beftimmung des Geſetzes ergeben übrigens, daß derfelbe 

‚ in den Kommiffionen, fowohl der I, ale II. Kammer, geſtellt, aber 

abgelehnt worden ift. | 

t $. 5. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. 
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Das Obereigenthum des Lehneherren kommt noch vor bei einige 
tern in Pommern, im Herzogthum Gachfen und ter Obers und Rieder 
vereinzelt in mehren Provinzen bei einigen Banergütern. Bei dieſen 
feltener eine Gröffnung des Lehns an den Lehusherru in Ausficht, wieh 
ſich das Verhaͤltniß dadurch, daß bei Derichulbungen, Deräußerungen 
veränderungen noch läftige und Foflfpielige Yörmlichkeiten beachtet werl 
Die Lehnsherrlichkeit if Hiernach in ihrer eigentlichen Bedeutung (ve 
und der Heeresfolge) nicht mehr vorhanden; fie hat mit der Au 
deshoheit und der ſtehenden Heere ihre Grundlage verloren. Es fin 
Mitglieder der AgrarsKommiffion übereinftinımend ber Auficht geweſen 
Verhaͤltniß gelöf werden müfle. 

In Betreff der Begründung der unentgeltlichen Aufhebung defielben 
biefelben verfchievdener Meinung gewefen. Die Mehrzahl der Mitglich 
miſſion fand diefelbe in der Brwägnng, daß mit der Veränderung dei 
jenes Berhältniifes in richtiger Konfequenz auch dieſes und gleichzeil 
gelte befeitigt werben follen, was als ein unmittelbarer Ausflug de 

erhältniffee zu betrachten war; daß die erwähnten Belchränfunge 

Ausflüfe der urſprünglichen Beziehungen zwifchen dem Lehnsherrn ui 
fallen, legtere aber nirgends mehr erißirten und daher nicht Gegenſta 
Iöfung fein fünnten. Bon der Diinorität wurde dagegen eine unenigel 
dieſes Berhältnifies dadurch für gerechtfertigt erachtet, daß mit Rüdke 
der RegierungssBorlage !) nur noch das Heimfallerecht als ein nupbar 
jenem Berhältniffe anzufehen fei, die Nealifirung beflelben aber in t 
fo entfernter Ausſicht Rebe, dag auch nicht einmal annäherungsweifi 
befielben angegeben werben könne. Auf diefe Anficht geflüßt, wurd 
Antrag geftellt: 

die Lehne, welche auf dem alle ftehen, von der unentgeltliche 

auszuſchließen, 
indem bei dieſen eine ſichere Ausficht auf eine Wiedervereinigung d 
Eigenthums mit dem direkten bereits vorhanden und begründet fei u: 
ſolchen Kalle die Schägung bes Werthé der Lchneherrlichkeit feinen | 
ten unterliege. 88 erhielt jedoch dieſer Antrag nicht die Zuſtimmu 
mifflon und wurbe verworfen. 

Daß die Thronlehne von diefer Mafregel ausgefchloflen 
rechtfertigt die Beftimmung des Art. 39 der Verf. Urkunde, ?) welche I 
der Berhältniffe der Erſtern einem befondern Geſetze vorbehält. 


y) Der Beriht der KRommiffion der I. Kammer 
dahin aus: 


Zu Nr. 1 wurde der Antrag geftellt: 
die auf dem Kalle ſtehenden Lehen von der unentgeltlichken An 
zufchließen, 
weil bei der ficheren Ausjicht auf den Nüdfall des nugbaren Eig 
Schägung des Rechts nidıt bedenklich fein könne. 

Er wurde verworfen, weil die unentgeltliche Aufhebung bes Ob: 
bei Lehen, tie mit dem Fortfallen der Grundlage jenes Verhältniſſes, 
bildung der Lanteshcheit und der flehenven Heere ibre, namentlich 
Lehnstreue und Heercsfolge liegende Bereutung verloren hätten, ei 
Konfequenz daven fei. Jenes auf dieſe Weife gefchichtlich bereits g 
fönne daher nicht Gegenfland einer Ablöfung fein, und es fe 
Geſichtspunkte aus gleichgültig, ob ein Ausflug defielben ausnahmem: 
fällig einen in Gelde zu fhägenden Werth habe. Dazu kemme tie, 
dem Lehnbefiger gefeglich gegebene Gelegeubeit, duch Werfügung 
ſchiedenſten Art das Recht des Obereigenthbums auf den Rüdfall t 
verhindern, 





1) Jetzt $. 5. des Abl. Gef. v. 2. März 1850. 
2) Jetzt Art. 41. der Verf. Urk. v. 31. Ian. 1850, an beffen 
fpäterhin der Mrt. 3. des Geſ. v. 5. Inni 1852 (G. ©. 18 
getreten if. 
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die fhon vor Publikation des Ablöf. Gef. v. 2. März 
ı meiften Landestheilen des Preuß. Staates erfolgte Aufhebung 
ded landesherrlichen Lehns⸗Obereigenthums und über bie 
tehend bleibenden Begenflände des Lehntechrs, vergl. Zuf. 1. 
es Er. v. 9. Oft. 1807. (Oben ©. 50 u. 51). 

. Rr. 1. des Gef. erklärt nun das Ober⸗Eigenthum des 
ind die lediglich aus demfelben entfpringenden, im $. 5. nicht 
end bezeichneten Rechte bei allen innerhalb des Staates bele- 
n, mit alleiniger Ausnahme der Thron» Lehne, für aufge- 


emachte Ausnahme hinſichts der außerhalb des Staates 
jenen und ter Thron⸗Lehne betrifft, fo gründet fich die 
auf die betreff. VBeflimmungen des Art. 41. der Berf. Urk. 
. San. 1850, welche auch in den Art. 3. des die Art. 40. u. 
er Berf. Urkunde aufhebenden Geſetzes v. 5. Sunt 1852 (8. 
352 ©. 319) übergegangen find. 
ı den Thron⸗Lehnen gehören: 

früher von der Böhmifchen Krone reffortirenden drei Schle⸗ 
hen Bürftenthümerr Sagan, Dels, Troppau und Ja⸗ 
rndorf (die Sälfıe von legterem gehört zu Oeſterreich); 
3 Fürſtenthum Krotofhin im Großherzogthume Bo» 
a, mit welchem im Jahre 1815 ver Fürft von Thurn und 
ızi8 wegen des an Preußen abgetretenen Poſtregals beliehen 


den; 
Lehne der mediatiſirten Fürften und Grafen a) Stolberg, 
Wittgenftein, c) Hohen⸗Solms, d) Solmb-Braun- 
‚8, e) Vier. 
ie Bortheile der Krone beftehen lediglich in dem eventuellen 
falls⸗Rechte und in den von dem Lehndträger bei Lehnserneue⸗ 
m zu entrichtenden Nefognitionsgefällen. 
Beftimmung des $. 2. Nr. 1. wird ferner eingefhräntt 
die DVorfchrift des $. 5. des Geſetzes, wonach die Aufhebung 
Obereigenthbums des Lehnsheren nicht auch zugleich die 
bung der aus tiefem Verbältniffe entfpringen ten Berechtigungen 
Ubgaben oder Leiftungen oter ausdrücklich vorbehal- 
Nutzungen zur Volge bat, meldye Berechtigungen vielmehr, 
fie nicht durch das Ablöſ. Geſetz befonders für aufgehoben 
t worden, fortbeftehend bleiben. 
rgl. die Erläut. zum $. 5. des Ablöf. Gef. 
. 2. Nr. 1. des Gef. Hebt Übrigend nur das. Obereigen⸗ 
ehnsherrn und die lediglich aus dieſem entfpringenden Rechte 
f, wogegen das Mechtöverhältnißg ter Mitbelehnten und 
durch gar nicht berührt wird. !) Es folgt hieraus, daß bei 


— — — — 


bedenken, welches Wulſten (die neuen Agrargeſetze ıc., ©. 19, 
über aufftellt, ift nicht begründet. Auch das an die Stelle der Met. 
re Berf. Urf. v. 31. Jan. 1850 getretene ©. v. 5. Juni 1852 (©. 
319) beflimmt (im Art. 2.) nur, daß die Errichtung von Lehen 
und daß der in Being auf die vorhandenen Lehen noch beſtehende 
durch gefepliche Anordnungen aufgelöft werden fol. — Der noch 
Rehnsverband aber ift eben, nachdem durch den $. 2. Nr. 1. des 
März 1850 das Ichnsherrliche Obereigenthum, fo weit «6 
völlig befeitiget werden, das Rechtsnerhältnig der Mitbelchnien 
aten resp. Anwarter. u 


15* 
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4) Dies ift in Betreff der vormals zum Königreihe Weftyf 
Großhergogthum Berg und u den rangdt Hanfeatifcen 
ments gehörig gewefenen Sanbestheile im $. 2. Mt. 3. des Gefeges 
ausgefprochen. Much hat der $. 1. Mr. 20 des Gefepes die ®. 
1839, betr. bie Allobififation der nicht nicht zur Rlaffe der Banerlel 

en landesherrlichen Lehen im Sergogthum Wehphalen (®. ©. 
fir anfgehoben erklärt, welche die Bedingungen der Allovifi 
Rchne —* 

2) Die K. O. v. 8. Aug: 1818 und 3. Jan. 1839 Hatten bi 
Grbpächter, die den Kanon von Domainen:Örundfücen ablöfen, 
werbung des dominii directi Gin Progent, Erbzinsleute aber & 
des GrbzinssKanons für das Dbereigenthumsrect des Erb 
Hivei Brogent des Ablöfungs-Rapitals zu entrichten haben follten, 
1839 ©. 187). Diefe X. DO. und die darauf bezüglichen N. tes Piı 
Aug. 1818 (v. KR. Ann. II. 650) und des Juſt. Min. v. 16. Mai 1 
3l. 1839 ©. 187) find durch den $. 2. des Abl. Gef. antiquirt. 

3) Der in der I, K. von dem Abgeorbn. v, Betbmann=-Hollı 
Antrag (Drudf. Mr. 541. ad 1.), die Worte: „und des Grözinehi 
volle Gigenthum“ gu reichen (alfo die Aufhebung nicht mit auf 
1588 des Erbſinsherrn und auf das Eigenthum bes Air 
ſtreden) wurde abgelehnt. (Sten. Ber. der I. 8. Bb. 5. ©. 4 

4) Jeht $. 5 des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, 
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Geundſtücks bei verfäumter Zinszahlung, für den Erbverpächter aber 
im Konkurſe zuſtehenden Borzugsrecht für die Kanonrädflände. Diefe 
fe Beiden nach $. 4. des Entw. ') vorbehalten ; unter diefer Vorausſetzung 

eint im Uebrigen bie unbebingte unentgeltliche Aufhebung der oberherts 
) Urchte des Erbzinssherrn und Grbverpächters unbedenklich und es if nicht 
biefe Aufhebung, wie e6 in dem früheren Entwurf v. 10. Juli 1848 
war, von der vorgängigen Ablöfung bes Erbziufes ober Kanone abs 
ja machen. 


) De BDeriht vr Kommifftion der U. Kammer bemerkt 










#2. Das Obereigenthum des Guts⸗ ober Grundherrn an laſſitiſchen Höfen 
wech dem 3. Abſchn. bes vorgelegten Entw. zur Mblöfung gebraht. An 
ı Grundflüden befchränft daſſelbe den Befiger in der Veräußerung und Bers 
mg der Erſteren. y 
ad Obereigenthum bes Erbzinsherrn begründet den Kückfall des Erbzins⸗ 
wenn tie Bezahlung des Erbzinſes drei Jahre lang im Rückſtande bleibt 
2. Titel 18, Theil L des U. 2.9.) und das Bigenthun des Erbverpächters 
Im Balle des Konkurfes ein Vorzugsrecht wegen der Rüdflände des Erb⸗ 
6. Außerdem machen auch diefe Berbältniffe nach den Tandrechtlichen 
($. 698. seq. Titel 18. und $. 202, Titel 21. Theil I.) bei Bers 
umter Lebendigen die Binholung des Konfenfes des Obereigenthümers 


Hechte der Obereigenthümer verlieren ihre Bebentung nach Ablöfung 
and Abgaben; fie find aber auch jept fchon ohne Werth und nur unnüß 
Hechte der Inhaber, fo dag nach ber übereimflimmenven Anficht 
Miiglieder der Kommiffion auch deren fofortige unentgeltliche Aufhe⸗ 
«8 eine gerechtfertigte Maßregel erfcheint. 
Denn die Befugnis, ber Veräußerung und Berfchuldung der Grundflüde zu 
bat Feine Wirkfamfeit für die nupbaren Rechte der Obereigentbümer. 
beſtehen nur in dem Rechte auf Präftationen. Diefe werben nach 
*22 in ihrer dinglichen Natur mit den Ihnen gebührenden Vorzugs⸗ 
ia vom Vermögen des Derpflichteten beibehalten und müſſen von jedem 
uud resp. den Hypotheken⸗Gläubigern anerfannt werden. Das Wider⸗ 
gegen Zerflüdelungen beswedt zwar die Sicherftellung der Laſten; es 
8 aber nur fcheinbar. Denn wenn auch eine Bertbeilung der Letzteren auf 
nzelnen Trennfüde erfolgt, fo wird diefelbe doch nad dem Berhältnifie des 
je der einzelnen Parzellen bewirkt und die Abgabe behält auch gegen biefe 
je uefpeunglich zuftändig gewefene Vorzugsrecht. 
Bar bei den Gröziusgütern haben bie Rechte des Obereigenthümers eine 
x Ansdehnung in der Möglichkeit des Rückfalls bei verfäumter Zahlung des 
Es ift aber in der That nicht abzuſehen, welche Veranlaſſung bie 
ebeng haben follte, dem Erbzinsherrn einen größeren Rechtsfchup bei Bei⸗ 
g feiner Abgaben zu gewähren, als derjenige iR, den die übrigen Abgas 
<htigten und andere Realberechtigte Haben. Der materielle Vortheil des 
Iherrn aus jenem VBorrechte wird überdieß dadurch entichäbigt, daß ber 
in Zolge der Aufhebung des Obereigenthums, ebenfo wie ber Erbver⸗ 
von der Berpflichtung zu Remiffionen an den Zinfen in ben im See 
3. Titel 18. und $. 207. Titel 21. Theil I. des A. 2. N.) bezeich⸗ 
Bällen befreit und hierfür gleichfalls Feine Entſchädigung von ihm vers 
vird. 


Ueber die Begriffe und allgemeinen Rechtsgrundſätze von 
zinsgut“ und „Erbpacht“. 





8. 5. dee Abldſ. Gef. v. 2. März 1850. 
) $. 5. des Mbldf. Gef. v. 2. März 1350, 


232 Bon d. Abldſ. der Meallaflen, den Besulsungen u. 0.2 
' Generationen eingefhränft, ſo werfteht ſich die 
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fe darf er nicht fordern, Kur, * Her: t Prien u 
(88. 758— 762. 2 a 
ABER AL. RI. 21. Abſchn. 11). 
runter wird dasjenige Nechtöverhältniß verftanden, ver 
Iemanden das erblice, vollftändige Nutzungsrecht an einem 
ober einer nußbaren ig ol gegen einen’ mit dem Extr 
— flehenden fährlichen Zins, verliehen ift. 
* J diefem Rechtsverhaͤltniſſe handelt das A. 2. R. in Th 
m. II. 
Me tft das übertragene Erbpachtstecht (die Erbpachtögerer 
volle Eigenthum des Berechtigten (Erbpächters) ($. 201.) und 
gel immerwährend und auf alle Erben des Beſthers übergehen 
indeß Ändert es das Wefen des Rechtsverhältniſſes nicht, we. 
3 nur auf gewiſſe Grade oder Generationen geſchloſ 





Bei ef Nechtöverhäftniffe hat nach den Grundfägen de 
aa) der Erbverpächter die Verpflichtung zur Wieverberftel 
dem Erbpachtägute verbundenen Gebäude ($. 55. des Anh.) 
Berpflichtung zur Gewährung der fortdauernden Benugung ot 
\ unterfegung, beziehungsweife zum Erlaß des Zinſes (Kanon) 
Vorſchrift der 68. 207—211. a. a. O. 
| BB) Der Erbpächter hat die Rechte und Pflichten eine 
herd, mit Ausnahme derjenigen, welche ſich auf die Nüdgabe 


genthümer beziehen ($. 200.); die Grbpachtägerehtigkeit iſt 
| Eigenthum, worüber er frei verfügen kann, foferm nicht der K 
1 ſchrankungen enthält ($. 201.), 9 bei Veräuferungen gelten 


füge * Erbzinsgütern ($. 202 
©) Der $. 2. Nr. 2, des At. Gef. v. 2. März 1850 he 
zinsmanne und dem Erbpächter das volle Gigentbur 


4) Der Entw. v. 10. Jull 1848 ($. 1. Nr, 2.) enthielt die Di 
$. 2. des Mbtöf, Gef, v. 4 März 1850 in folgender daſſung 
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kigets und Erbpachtsgrundſtücke ohne weitere Befchränfung übertra⸗ 
m, als welche ver $. 5. des Geſetzes feflfegt, nämlich mit Vorbehalt 
er Berchtigung des Erbzinsherrn und des Erbverpäcters 
Wie aus diefen Berhältniffen entfpringenden Abgaben und 
langen oder ausdrädlich vorbehaltenen Nugungen, fofern 
8 duch das Abldſ. Geſetz ſelbſt für aufgehoben erklart wor⸗ 
J 


$keran reihen ſich folgende Bemerkungen und Erläuterungen: 

a) Daß das Recht des Erbzinsheren und des Erbpverpächters 
ka Zins (Kanon), fowie des Erbzinsheren auf Laudemien 
imeit nicht die FF. 36—49. des Abldf. Gef. diefe letzteren aufgehoben 
ge fortbeftebend zu erachten, iſt nach $. 5. des Gef. unzwei⸗ 


N Ebenfo unzweifelhaft ift es, daß das aus den $$. 710—712. A. 2. 
. 18. bergeleitete gefegliche Vorkaufs⸗Recht des Erbzinsherrn 
$ 2. Nr. 6. und $. 4. des Abläf. Gef. weggefallen iſt. 

) Daſſelbe gie von der Verpflichtung des Erbzinsmannes und des 
köters zur Einholung des Konfenfes des Erbzinsheren und des 
npächters bei Beräußerungen des Erbzins⸗ oder Erbpachtsgutes. 
LDegegen ift Fontrovers, ob das Mecht des Erbözinsheren auf 
ückfall des ebginägutee für fortbeftehend zu erachten iſt? 

at A. L. R. Th. 1. Tit. 18. 66. 771—808. giebt nämlich dem Erb⸗ 
am in den dafelbft beflimmten Faͤllen und unter den angeorbneten 


Ohne Enuiſchaͤdigung Geitens der Verpflichteten werben aufgehoben: 

„2) das Bigenthumsrecdht des Brbverpächters und das Obers@igenthum 
„bes Erbzinsheren, fobald der ErbpachtssKanon, Erbzins und bie 
„ſonſtigen Leiſtungen des Brbpächters oder Erbzinsbefitzers vollftäns 
„big gegen Entfhätigung in Land oder Kapital abgelöft find.“ 
(Sten. Ber. der Nat. Verſamml. Bd. 1.6. 488). 

Des Ablöf. Gef.v.2. März 1850 dagegen hatden Nebergang des vollen @igens 
Kaufen Erbzinsmann und Erbpächter nicht von der Ablöfung des Kas 
uud der fonfligen Leiftungen abhängig gemacht, fondern beflimmt, daß biefer 

8 fofort mit ter Bublifation des Gefehes in Wirkſamkeit treten fol. — 

stive des Regier. Entw. (f. oben ©. 228) erflären dies dad urch für 
Hertiget, daß der $. 5. des Ablöf. Gef. dem Erbjinsheren und Erbverpächter 
erzugsrechte ausbrüdlich reſervirt. 

ſernach iſt auch die Frage, ob der Erbzinsmann und Erbpaͤchter durch bie 
ug der Geld⸗ und Natural⸗Leiſtungen und Dienſte zugleich das freie Cigen⸗ 
erlangen? nicht mehr von praftifchem Intereffe und nur Hifterifch darauf 
eifen, daß biefelbe ftreitig war. Die Abhandl. in der Jur. Wochenfcr. 
5. 113 ff. hatte die Frage bejahet, wogegen die Abhandl. a. a. D., ©. 
die entgegengefeste Anficht vertheidigte, welche auch von dem Juſtiz⸗ 
n dem R. v. 21. Oft. 1817 (v. K. Jahrb. Br. 10. ©: 263, Gräfe 
. 3b, 4. ©. 207) für die richtige erflärt worden war. Für dieſe vers 
nde Anficht Hatten fib auch die Gen. Komm. für die Rurmarf Brans 
rg (in dem Erk. v. 28. Aug. 1828) und die Gen. Komm. zu Stendal 
s Erf. v. 29. Oft. 1831), das Revif. Koll. zu Magdeburg (in dem 
29. Dec. 1832) und das Ob. Trib. (in dem Erf. v. 9. Juni 1834) 
den. (Jur. W. 1845 ©. 287 ff.). — Zu erwähnen ift hier noch, daß 
k. des Revif. Kolleg. für Landes-Rult. Sachen v. 12. Der. 1845 
mmen bat, daß mit der Ablöfung der auf einem Erbpachts⸗Gute für den 
pächter haftenden Präflationen und Umwandlung des Grbpachtögutes in 
digenthum die in der Erbverfchreibung feftgefebten Beſchraͤnkungen der Diss 
sbefugniß des bisherigen Erbpaͤchters von felbft hinwegfallen. (Zeitfchr. des 
tollg., Bd. 1. ©. 163 5). 
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z Le Frage ift alfo von el 
Bälle, wo der Kanon noch —2 
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it für den Grbzineheren Tel, und daß bies = 
des Gef ($. A. des —5 vorbehaften bleibe. 
x Be Beat der Kommiffion ber I. 8 


A ac 5— es 


Neo anons ein hfren Detief 
18 ei gid R 
en la Au At In an 


— Verſchieden heit der Auf ig bes Geger 
PM der Plenarberathung en — bi ordneten ——— 
fam eg un armuf Dino 
daß dai Em are 
MH stehung des Erbzinsgutes nicht unter den 
ver Gef. aufsefe ten Begriff der vorbehaltenen Beredhtigum 
Abgaben und Leiftungen mit deren Vorzugsrechten, fusf it 
den fönne; 
denn jenes Tandrechtliche Recht fei fein Vorzugsrecht, welches 
in dem Vermögen eines Andern wegen einer Forderung bat, fü 
Recht auf Aufhebung des ganzen Nechtsverhältniffes, 
Der Minifter des Innern (v. Manteuffel) ermieberte Hieranft, 
Die Regierung Hat bei der Propefition biefes $. midıt tie Mbit ghil 
dem Gröginsverhältniß, weldes überhaupt beflehen Bleibt, etwas zu 
deshalb ift man der Anficht gewefen, daß auch bie Beflimmung Geltu 
wonad) unter getiffen Umftänden der Rückfall des Grözinsgutes an den 
heren ftattfindet. 
Allein der Berichterftatter —— Ambronn) ſprach fh} 
Namens der Kommifjton dahin aus 
Die Agrars Kommiffien iR allerdings der Meinumg gewefen, daß Ki N 
geſproch enen Verleihung des Gigentyums an den Grbzinsmann das Mi 
Grözinsheren wegfalle, bei verfäumter Zinszahfung das Gut einzuziehen. 1 
einen ausdrůcklichen Abänderungs-Antrag nicht geftellt, weil die Faſſung I 
Giegt $. 5.) feine Veranlafung dazu giebt. Die Negier. Vorlage fehlägt ! 
dem $. 4. (jegt $. 5.) mur feflgufegen, daß jene Gigenthums:Berleihung tl 
glei, eine Aufhebung der aus dem Gigenthums: Verhältnife entfpineah 
tehtigung auf Abgaben und Seifungen zur Melge hab. Dem Woran 
Fann das feitherige Necht des Grbzinsheren in Betreff der Gingiehung M 
ginsgutes bei verfänmter Zinszahlung micht hierunter fallen, und des 


1) Bergl. beide oben S. 228 u. 229. 
2) Bergl. die ſten. Der. der U. K. Vd. d. 5, tits 
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usmmiftten, wie erwähnt, Feine Veranlaffaug gehabt, einen Mbänberungss 
Dafllag zu machen. Eie Hat fich aber, wie ber Bericht ergiebt, der Interpres 
Ben, weiche wir fo eben vom Miniftertifche ans vernommen haben, nicht ans 

innen. in anderer Antrag liegt nicht vor. Es IR auch von mir keine 
nt Anubringen; es würbe dies außer dem Kreife meiner Befugniß ale 
Heat liegen. 


‚San iſt der $..5. des Geſetzes in feiner jegigen Faſſung von der 
2 hımmer angenommen worden. ?) Der Neußerung des Berichte 
Ieikerö wurde fein weiterer Widerfpruch, weder von S des Vertre⸗ 
Bier Staatb » Regierung, noch von anderer Seite ber, ent enengefkell, 
Dieter I. Kammer iſt die Frage werer in der Kommiff on, noch 
Slenum zur Sprache gekommen. 
Gton hieraus würde fich der Schluß ziehen laffen, daß die II. Kam» 
x, in welcher die Frage nur erdrtert worben iſt, mit derjenigen 
fung einverflanden fei, welche der Berichterflatter, ohne daß 
Eben ein weiterer Widerfpruch entgegengeftellt wurde, als vie Anſicht 
Kımmiffion ausſprach; allein daß dieſe Auffaffung, auch abgefehen 
Ben, vie richtige, mithin anzunehmen iſt, daß alle Vorfchriften des 
8.1.18. * 771. ff. über das Recht des Erbzinsherrn auf Einzie⸗ 
des Erbzinsgutes für wegfallend zu erachten ſind, ergiebt ſich 
Vans ver Wortfaffung ſowohl, als aus dem Geiſte des Geſehes. 
m, daß unter der im $. 5. dem Erbzinsherrn lediglich vorbehaltenen 
Behtigung auf Abgaben und Leiftungen ober ausdrücklich vor⸗ 
yaltene Nugungen“ den Worten nad nicht das Hecht einbegrif- 
WR bei eintretender Säumniß in Entrichtung dieſer Abgaben und Lei⸗ 
das ganze Rechtsverhältniß aufzuheben und pas für dieſe 
verhaftete Erbzinsgut für fich einzuziehen, ift ebenfo Klar, ale 
hlwie der Abgeordn. Hartmann mit Mecht bemerkte) das nach 8. 5. 
Rhrinsheren vorbehaltene Vorzugdrecht wegen jener vorbehaltenen 
Pe keinesweges das Recht auf Einziehung des Erbzindgutes 
Pe t. Dies Bo zugtuent ift vielmehr dasjenige, welches dem 
nach $. 431. 4. G. D.1.50., wenn der Kanon im Hypothe⸗ 
ade eingetragen ifl, wegen eines zweijährigen Nüdflandes in ver zwei⸗ 
MAaſſe, und wegen der Älteren Nüdflände, ſowie im alle die Eintra- 
Gr das Hypothekenbuch nicht erfolgt if, in der fünften Klaffe, pahrt 
Kecht auf Einziehung des Erbzinsgutes (die Privation) iſt aber 
-Borzugsrecht, fondern ein Ausflug ded Ober⸗Eigenthums—⸗ 
ſtes, welches deshalb meggefallen ift, weil der 6. 2. Nr. 2. des 
Gef. rad Fundament viefes Rechtes — das Ober-Eigentbum des 
bern — aufgehoben und den Erbzinsmann zum vollen @igen- 
er gemacht bat. 


Streitig ift ferner die Frage geworben: 
ob die zeitherigen Nemiffionsberechtigungen des Erb» 
pächters für wegfallen zu erachten find? | 





) BVergl. das Nähere über die Entſtehung des 8. 5 des Gef. in den Er⸗ 
um $. 5. sub 1. (f. unten). Die Annahme diefes &., welcher im Regier. 
. den $.4. bildete, erfolgte mit Binfchaltung der Worte: „oder aus 
ich vorbehaltenen Nusungen“ hinter ten Worten: „Abgaben und 
tugen.“ Daß indes diefe Ginfchaltung für tie bier vorliegende Frage 
son Einfluß if, ergeben die Motive des Verbeſſ. Antrags des Abgeordn. 
ner, auf Grund deſſen die Aufnahme biefes Infages beſchloſen warte, 
felben unten in ber Rote gu ber Gsläut. sub I. zum $.5.). 
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Big das —5—— bes Erb: 
und der Grbpächter a Te at fü nicht, 
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oier eongefteiene Shader mit 
— fee seen eur, Se fie ih} 
um — ‚ganz befeitig! ortfall 
ie Ri Veränderung bes Rech —A— 
Belt 9 ben werben, dan püfe Beet air! 
Kanons-Ablöfung als Begenteiftung geltend gemacht 
BB) von dem: Abgeordn. v. Wedell (Drudf. Nr. en 2): 
j 2. zu Mr. J achen: 
— 


BER ws Pa Bea 


@s ine ——— ver Antrag ad aa mit Ausſchluß va 
„mit Bortfall der zeitherigen Remiſſions-Berechtig 
zur Abftimmung gebracht, indeß abgelehnt, worauf ver ferner 
jurüdgezogen wurde und nicht weiter zur Abftimmung gelangt 

Der Antrag ad 88 wurde demnächft ebenfalls abgelehnt. (St 
Ber. der II. 8. Br. 3. ©. 1389—1391). 1) 

Die beiden erwähnten Anträge unterfcheiden ſich, infofern fle 
miffionspflicht des Erbzinsheren und Erbverpächters betreffen, | 
von einander, 

daß der Antrag ad aa den früheren Erbzinsheren und Er 
‚ter ganz allgemein, der Antrag ad 98 dagegen ihn nur 
eines gänzlichen oder theilweifen Ueberganges des ven 
Grunpftüdes von feiner Remifftons-Verbindlichfeit —5 

Obgleich der letztere Antrag abgelehnt worden iſt, fo g 

wanmersekgandluigen dennoch feinen beftimmten Huftolup 
age: 

ob die Nemiffionspflicht des Erbzinsheren und des Eibv 

gänzlich, oder in welchem Umfange fortgefallen ift? 


1).88 ift hierbei noch barauf hingumeifen, daß in ber IL Rammer 
$. 5. bes Gef, ein ähnlicher Verbefl, Antrag, und zwar von dem Abgeorn 
mann, eingebracht wurde (Drudf. Mr. 329 ad IX.), welcher dort (f 
Worte: „Leiftungen“) folgenden Zufag einſchalten wollte: 

„und ebenfo wenig ben Fortfall der Verpflichtung zu Gegenleiſn 
—— zu Remifſionen am GrbpadtssKanon.‘ 
Diefer Aug wurde indeß — und gelangte beshalb mie 

19: (Bergl. die Grläut. zum $. d, sub I, a. in der Note). 
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er (oben mitgetheilte) Beriht der Kommiffion ver IL Kam- 
uimmt (unter Bezugnahme auf die VBorfchrift des A. 2.0. I. 18. 
3. u. I 21. $. 207.) an, daß die unentgeltliche Anfhebung der Re⸗ 
ußverbintlichkeit eine ſtillſchweigende Folge der Aufhebung des Erb⸗ 
= und Erbzins⸗Verhaͤltniſſes fei. 

gegen bat der Berichterflatter in der IL Kammer (Abgeordn. 
ronn) im Wefentlichen Folgendes bemerkt: 


Die Kommiffion if allerdings der Meinung gemwefen, daß mit Verleihung 
Tigenthums an den Erszinsmann oder Erbpächter auch die Gefahr auf den 
Kan Sigenthümer gbergeben müſſe. Sie hat deshalb den $. 763. A. 2. 8. 
8. =. den 5. 207. A. 2. 8. 1. 21. allegirt, welche beide den Ball betreffen, 
ein theilweiſer oder gänzlicher Untergang des verliehenen oder vererbpachtes 
ı Gnmbfüds eintritt. In dieſen Källen würde der Aufprudy auf Erlaß des 
mes fernerhin nicht begründet fein. Es würde dafielbe fein, wenn Jemand 
endſtuͤck gekauft und das Kaufgeld bezahlt hat, das Grundſtück nachher un⸗ 
und er nun die Hüdgabe des Kaufgeldes verlangen wollte. Anders iſt es 
Wr Remiffionsanfpräcen aus dem Berbältniffe der Erbpächters. Diefe Find 
forderungen des Erbpaächters; es werben fich viele Fälle nachweiſen 
ig welchen mit Rüdficht darauf, daß die Remiſſſon gerät werden muß, 
Kanon flipulirt worden if. Bine ſolche Gegenlelſtung muß ebenfo gut 
erhalten werben. als ter Kanon ſelbſt. Wollte man bebneiren, daß bie 
wegfallen müfle, weil fie auf dem Erbpachteverhältniffe beruhe, fo kannte 
uch weiter debuciren, daß der Kanon wegfallen müfle; denn auch biefer bes 
afdemfelben Verhaͤltniſſe. (Stenograph. Ber, der II. 8. S. 1388). 


Ki ver Verwerfung des Amendements v. Wedell Täßt fi vie 
ver Kammer nicht entnehmen; denn es Tann die Ablehnung eben- 
in der von der Kommifflon gehegten Vorausſetzung, daß der Zu- 
Din ſelbſt verftehe, als auch um deshalb erfolgt fein, weil man 
La, 











iſſonspflicht in den Fällen des F. 763.4. 2. 9.1.18. und $. 207. 
1. 21. fortbeftehen Iaffen wollte. Darüber aber, ob die Remiſ⸗ 
plichkeit in anderen, als ten beregten Bällen fortbeftehen ſolle 
u, hat tie Kammer einen Beſchluß gar nicht gefaßt. 
"Alte Praxis ift die Frage bereiis abweichend entſchieden worden. 
es) Das Bin. Min. bat in dem 6. R. v. 14. Dec. 1850 1) (Min. 
CRLB. 1850 ©. 407. Nr. 504.) ausgeführt, daß mit dem im $. 2. 
5-2, des Abldf. Gef. aydgefprochenen Uebergange des vollen Eigenthums 
"De zeitherigen Erbpächter gleichzeitig alle in dem Abldf. Gef. nicht aus- 
als fortbeftehenn bezeichneten, aus dem Abfchn. 2. A. L. R. J. 21. 
‚ gegenfeitigen Nechte und Verbinplichkeiten der früheren Erb⸗ 
er und GErbpächter als erloſchen zu erachten feien, und daß, da der 
Grbverpächtern in gewiffen Fällen zuftehende Memifflonsanfpruch gegen 
Erbverpaͤchter nicht unter den im $. 5. als fortbeſtehend bezeichneten 
igniſſen aufgeführt fei, ein derartiger Anfpruch fortan nicht mehr ſtattfinde. 
3) Entgegengefester Anfiht ift das Reviſions⸗ßKollegium 
andes-Kultur-Sachen, welches in einem Erk. vom I. 1852 
ihrt, 
daß der Erpaächter durch das Ablöf. ©. v. 2. März 1850, und ins⸗ 
beſondere durch den $. 2. Nr. 2. deſſelben, das geſetzliche oder ver 
tragsmäßige Necht auf Nemiffion nicht verloren babe; 
. daß aber die in einem Erbpachtövertrage von dem Erbpäͤchter all» 
gemein erflärte Verzichtleiftung auf Nemifflon auch auf das Ja & 
recht auszudehnen ſei, inſoweit ſolches durch das G. v. 31. Of, 
1848 aufgehoben und dem Erbpächter entzogen iſt. 
He Gründe des Erf. bemerken: | 


) Bergl. in Bv. 1. ©. 190. 






* 
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201. U 8% RI. 21. if die Erbpachtägerer 
— 3 Va hiers Sieraus folgt: 1) J Kanen 
das Nusungsresbt iſt; 2) daß derſeibe nur in feiweit 
als die Nusung des vererbpachteten Orunbftüds reicht; 3 
nicht fowohl als Eigenthümer (Proprietar) des Srundftücs als 
LER auf vr: Kanon zu ber Remiffion' verfichtet iR: 
Jedes biefer beiden lehten Rechte ift als ein befonderes, von 
hängiges Recht anzufehen, und in beiden gufammen be bad, 
tung. bei dem — Bst die Proprietät und N 
recht umfaflende volle Gigenihum. 
— om @rbverbächter veräußerlen Mnpungsrehte f 
zur Remiffton der dafür vorbedungenen Abgal n 
a te ern werben Fann, umb biefer, Theil des ® 
ie unb Grbperpächter iR Durch dutch bas MbLBNungeg . 
— ——— Nur das Glgenihumerecht des Verpächter 
Nr. 2. 0, a. D., und zwar unentgeltlich, aufgehoben worden, | in, 
auealnhilä Au kung würde aber nicht Ratifuben wenn der 
Rem miffon des unverändert geblii (ebenen R 
Bu ‚der Gebverpächten würde im J en — e 
2 a] N er derliert, wertälo 
18. $$. 815817 fennt {dem a dei ge 
“ real Me ung i6 
aus dem Erbpachisverhältniffe eni 
—* — Hkafachehen, ſo if dies von dem eher 
en 
age. a v- Bla auf jede Reiten auch a das 
‚sieben, wenn dies einen —— der er — u 
es fommt babei micht in Betracht, zur Zeit bei 
— Aufbebung dies Mechis a remen © —— nicht gebadt 
Daffelbe gilt von jevem unvermeiblichen Iufall, Der $. 1. 1 
3 SH. 1848, bah die bisherigen Abgaben und Gegenleiftuugen des Bert 
wegfäflen, bezicht ſich nur auf das Verhätniß bes Jagtberechtigten zu bem 


thümer des mit dem A belaftet geweſenen Sennbfäde. Geiſc 
Neviſ. Koll. Bd. 5. ©. 41 


Die Anſicht des Revifiond-Kollegiums dürfte ven Bezug v 
nen. Der $. 2. Rr. 2. disponirt in der That nur, 


daß dad Ober» Eigenthum des Guts- oder Grundhem e- 
md 















Erbzindherrn, ſowie dad Eigenthumsrecht des 
ohne anefekbigung wegfallen, und der Erbzinsmann u 
ter volle Zigentämer fein follen; 
und der $. 5. des Gef. fügt dem Hinzu, 
rap hieraus nicht zugleich auch die Aufhebung der anb| 
Berhältniffen entfpringenden Berechtigungen auf Abgaben, 
m ober Nupungen folge. 

Es ift eine dieſen Veftimmungen nicht entfprechende Selgerang, | 
das Sinanzminifterium deducirt, mit dem vollen Cigenthume deb 
pädhters hätten fänımtliche im Ablöf. Gefege nicht ausbräctich a | 
beftehend bezeichneten Rechte und Berbindlichkeiten der früheren & 
ge und Erbpächter aufgehört, und es ift ferner eine nicht gr 

ahme, daß hiernach die Remiſſtons » Verpflichtung des 
exlofchen, weil ſie nicht im $. 5. ausdrüdlich vorbehalten fe Der 
handelt vielmehr Ieoigtia von den fortbeftehenden Rechten des ( 
wer Grundherin, des Syinsheren und ded Erbuerpägtert, 
neöweges ‚aber von den echten des Erbzinsmannes und dei | 
pachters. Daraus, daß hier der Bortvauer der diemiſſions - De 
sum nicht erwähnt worden, Tann daher gar nichts in Bezug auf del 

jert werden. Der Umftand, daß der Kanon das —ã 
ugungsrecht iſt, muß für entfcheidend angeſehen und ang 
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bin weten, Daß die ſer Theil des in Rede flehbenden Dee halini 

B dur das Abldf. Gef. v. 2. März 1850 unberührt geblieben fei. 

4) Unierliegen Grundſtücke und Gereshtigkeiten -in den ehemals Fran⸗ 

janſcatiſchen Randestheilen, welche auf höchftens drei Bererbungs- 

IR, a auf eine Zeit von weniger als 100 Jahren, verliehen oder ver- 

7 Fa, ven Beſtimmungen des $. 2. Nr. 2. des Ablöf. Gef. v. 
in 1850.27 


& haben die Ben. Komm. zu Münfter per sent. v. 17. Ian. 
Ham das Reviſ. Kolleg. für Landes» Rultur-Sachen per sent. 
a6 Get. 1851 bejahet und deshalb angenommen, daß vie Be 
Re Orundftäcde durch Das Ablöf. Sefeh volle Eigenthümer verfel- 
erden und als folche berechtiget feien, die Ablöfung der gi den 
Ben baftenten Abgaben und Stiftungen (nah $. 6. des Abldſ. 
‚) pa verlangen. (Zeitfchr, des Rev. Koll. Bd. 4. &.357—375, und Arnds 
fe ko. Bo. 15. ©. 440—458), 
fe Erkenntniſſe bat indeß der II. Sen. des Ob. Trib. per sent. 
RR Uprit 1852 vernichtet und audgeführt, daß foldhe Beſther für 
e kigenthümer der von ihnen befeffenen Srundflüde nicht zu er- 
a mikhin auch nicht befugt feien, auf Abldfung der Abgaben und Prä- 
a zu provociren. (Beitiche. des Rev. Koll. Bd. 5. &. 270-281, Ents 
is Ob. Trib. Bd. 22. ©. 478 Nr. 2374. u. Bb. 23. ©. 126 —148). 
Fol. tie Erläut. zu 66. 15. ff. u. 21. des & v. 21. April 1825, 
—R— des Grundbeſitzes x. in den vormals Franzoſ. Hanfeat. 
& (1. unten). 
) De ILL Sen. des Ob. Trib. hat (in dem Erk. 9.9. April 1851) 


k daß während des noch beflehenden Exbpachtö-Verhältniffes Brund- 

r tigfeiten, unbefchadet der Rechte des Erbverpächterd, gegen den 

r chter durch Verjährung erworben werden koͤnnten, infofern da⸗ 
wir nur feine Veränderung der Subflanz oder einzelner Theile der⸗ 
ſelben in einer von der vorigen ganz verschiedenen Form verbunten 

Wer. (Eniſcheid. des Ob. Trib. Br. 21. E. 371). 

Blefe Entfcheivung, welche ſich auf die Beſtimmungen des A. L. 9. 1. 


iz 91. 199. 201. fügt, ift rs nachdem den Erbpächtern durch 


















Nr 2. (cf. $. 91.) des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 das volle 
verliehen worden, nicht mehr von unmittelbarer praftifcher Ber 
Be; fie iſt aber fortgefegt bei Beurtheilung der Frage von Intereffe, 
der behaupteten Verjährung einer Servitut gegen ein vormaliges 
Krrundftüd die Verjährung erſt feit dem Tage der Publifation des 
> m März 1850 oder ſchon während des GErbpachtöverhältniffes be⸗ 
u Tonnte. 
ı Die Beftlimmung des $. 2. Nr. 2. findet eine Anmendung : 
) in den Fällen, wo ein laſſitiſcher Beflter dem Guts⸗ ober 
bheren gegenÄber ſteht; in ſolchen Fällen ift das Recht des Letzteren 
irkliches Eigenthum, und für die Aufldfung dieſes Verhältniffes jind 
orſchriften des Abſchn. ILL. des Ablöf. Gef. maaßgebend. (Vergl. vie 
A ve su Entw. und der Kommiff. der II. Kammer, oben 
u. . Ä 
) Ebenfowenig fintet die Beſtimmung Anwendung, wenn der Vera 
ete ſich fchon vor Verkündung des Gef. v. 9. Oft. 1848 (die Sifli- 
Betreff.) feines Erbzins⸗ oder Erbpachtsrechtes verluſtig gemacht 


boleich das Amendement des Abgeordn. Reuter (ſ. oben S. 286), 
dies ſpeziell austrüden wollte, nicht angenommen worden iſt, fo 


bach die Richtigkeit des obigen Satzes and der Vorſchriſt neh sten 
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Satzes des $. 99. des Abloͤſ. Gef. und aus dem allgemeinen U 
zip des $. 14. der Einl. zum A. L. R. 

y) Das Reviſ. Kolleg. für Landes⸗Kult. Sachen hat 
Erf. v. 6. Ian. 1853) folgende Nechtöfäge angenommen: 


oa) In Neu- Borpommern und Rügen ftreitet bei Gru 
welche ehemaligen Leibeigenen gegen beflimmte Abgaben und 2 
zur Kultur und Benutzung überlaffen worden, ohne Rückſicht auf ! 
des Beflsrechtes, Die Vermuthung für die Zeitpacht. 

) Sind jedoch derartige Grundſtücke oder Stellen zu er! 
wenn auch Taffitifchen over ähnlichen Rechten einem folcher 
überelgnet worden, fo bat diefer in Bolge des Abldſ. Gef. v. 
1850 das volle Eigenthum erlangt und find demnaäͤchſt die daran 
den Meallaften nady ven Vorfchriften dieſes Geſetzes abldsbar. ( 
23. in der Präj. Samml. des Rev. Kolleg. S. 38). 


8) Vergl. auch die Erläut. zum $. 5. des Ablöf. Gef. 


3) Zu Nr. 3. (Aufhebung des Anſpruchs auf Negulirung 
Allodifitationdzinfes für die aufgehobene Lehnéherrlie 
den vormald Königl. Weftphälifchen, Großherzoglich Bergiſchen un 
zoͤſ.⸗Hanſeat. Landestheilen). 

a) Auch dieſe Beſtimmung iſt von beiden Kammern unve 
nach dem Regier. Entw. angenommen worden. 


a) Die Motive des letzteren lauten dahin: 


Mit der unter Nr. 1. ausgefprochenen Aufhebung der Lehueherdi 
ſcheint es angemeflen, auch den Anfpruch auf Regulirung eines Allodiſil 
ſes für fortfallend zu erflären, welcher den ehemaligen Sehnäherrn in ben 
Landestheilen Durch die $8, 71. u. f. und $. 51. und folg. der 3 Gefe 
April 1825 zugeftanden ift; der Verluft, den einzelne derfelben baburd 
können, ift jedenfalls ein fehr geringfügiger, da jener Zins gefeglich n 
—5 Ma dem Reinertrag ter chemals Iehnspflichtigen Grundſtüch 
rechnen iſt. 


ß) Der Kommiffions- Bericht ter I. Kammer fpricht fid 
folgendermaßen aus: 


ad 3. Die Aufhebung des Anfprudıs auf Regulirung eines Aller 
zinfes für tie aufgehebene Lchneherrlichkeit in denjenigen Landestheile 
vormals zum Königreiche Weftphalen, zum Großherzogthume Berg, zu t 
zöflfchs Hanfeatifchen Departements oder dem Lippe Departement gehört 
eine nothwendige Bolge der Aufhebung der Lehnsherrlichfeit. Die Franzi 
feßgebung, insbefondere das Weitphälifche Defret v. 28. März 1309, tas 
Defret v. 11. Jan. 1809 und das Hanfeatifche Dekret v. 9. Der. 18: 
die Lehneherrlichfeit mit allen ihren unmittelbaren Ausflüffen und zwar ' 
zulegt gedachten Defrete chne Vorbehalt und chne Entfchätigung, das 
lifche Defret aber unter Ausſchluß der Lehne, welde auf den Fall ſtehen 
der Befträinfung, daß für tie Verwandlung der Lehne in Alledium de 
an den feitherigen Lehnsherrn eine jährliche Abgabe 1 Prozent des Re 
bes Lehnes zu entrichten habe. Im ten drei Eeſetzen v. 21. April 18 
der Vorbehalt des Allodifikationszinſes für Weſtphalen betätigt, gleich: 
berfelbe auf die vormals Bergifchen und Branzofifchen Landestheile ausg 
Es follte danach bei ven Lehen, in welchen Tas Recht tea Lehnsheren ı 
durch frühere Geſetze oder Verträge (wie 3. B. durch Ginführung der 2 
gelder) aufgehoben war, dem vormaligen Lehnéherrn eine Entjchädigung 
lich 1 Progent des Neinertrages des Lehns gewährt und tiefe Entfchät: 
dem Tage der Publifatien der cben bezeichneten Tiefrete ab nachgezahlt 

Der Anfpruc auf die Regulirung eines Allotifffationszinfes in den 
Landestheilen fällt daher mit einer Entfchätigung für das Obereigen 
Lehneheren zufammen. Das Lestere iſt zur unentgeltlichen Aufhebung 
fchlag gebracht worden und die Agrars Rommifiton ift daher einflimmig t 
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ba ein Gleiches in Betreff des Anſpruchs auf Regulirung eines Allobis 
infes erfolgen muß. 

dab Recht zur ferneren Erhebung eines bereits fegeftellten Allodifikations⸗ 
wird durch diefe Beſtimmung ber GefebessBorlage nicht alterirt. Es bes 
fh Hieranf die’ 86. 99. sq. des Entwurfs. 


y) Die Kommiffion ter I. Kammer ift dem lediglich beige 




































Es if, wie fchon der Kommiſſions⸗Bericht der II. Kammer 
, darauf binzumwelfen, daß nach 66. 99. ff. des Abldf. Geſ. v. 2. 
1850 das Recht zur ferneren Erhebung eines bereits feftgeftell«- 
fations ⸗Zinſes durch die Beſtimmung des $. 2. Nr. 3. nicht 
wird. 


h übrigens die Erläut. zum $. 5. des Ablöſ. Gef. sub II. ad 1. 


A) Zu Nr. 4. (Aufhebung des Heimfalls⸗Rechte6). 


a) Anh tiefe Beftimmung des Geſetzes iſt unverändert nach dem 
er. Entw. von beiden Kammern angenommen worden. 
) die Motive des Regier. Entw. lauten dahin: 


Heimfallsrecht kommt faſt nur noch in den weftlichen Landestheilen vor. 
deri in der Regel gegen eine Rente von 2 Prozent bes Reinertrags bes 
ten Grundſtuͤcks abldolich; nur wenn letzteres auf A oder 2 Augen fleht, 
fh diefe Rente auf refp. 5 oder 10 Prozent. Gegenwärtig, nachdem 
352 der B. v. 18. Der. 1848 (G. ©. 1848, ©. 424), die bis dahin gels 
a Veſtimmungen der Geſetze v. 21. April 1825, 
uch welchen ein dem Heimfallsrecht unterworfenes Grundſtück nach bens 
Grundfägen vererbt werden foll, welche vor Binführung ber fremden 
befanten haben, 
werten find, und alfo die Vererbung nach denfelben Regeln wie bei 
dortigen Bauerngütern erfolgt, kann ber Heimfall an den Butss oder 
nur noch fehr felten eintreten. Um fo unbedenklicher erfcheint es, 
Am vielen Zweifeln und progeffualifchen Streitigkeiten Anlaß gebende 
ieh eine Weiteres ganz zu befeitigen. 


5’ Der Rommiffiond » Bericht der TI. Kammer bemerft 


4, Das grundherrliche oder gutsherrliche Heimfallsrecht, welches nach der 
96-Borlage sub Nr. 4. unentgeltlich aufgehoben werden foll, fommt vor 
von Lehnsherrlichfeit ober auch als Ausflug der Grbunterthänigfeit. 
festern Bedeutung ift es längft unentgeltlich aufgehoben, in der erferen 
anne noch in den weflichen Sandeötbeilen vor und die Kommiſſion ift 
der NAnficht geweien, dag es auch dort Eonfequenter Weife mit ber 
ichfeit aufzuheben fei, 
Heimfallsrecht hat nur noch eine Bedeutung, wenn die befchränften 
8 Ordnungen, wie fie in den weftlihen Lanbestheilen beflanden haben, 
Bolge beibehalten würten. Es find jene aber bereits durch das provifos 
? Geſes v. 18. Dec. 1848 aufgehoben. worden. 
Danach kann das Heimfallsrecht nur noch eintreten, wenn der Beſitzer gar 
"Geben Hinterlafien und daher Zisfus einzutreten haben würde; dies begrüns 
Ber eine fo entfernte Ausficht auf den Nüdfall eines Guts, dag dieſelbe in 
E nicht ſckaͤtzbar if. 
D Die Kommiffton der I. Kammer ift dem lediglich beige⸗ 
P Das Heimfalls⸗Recht, — dad Necht des ehemali en Guts⸗ 
Drundherrn auf den Rückfall des bäuerlichen Grundſtücks an ihn, 
der bäuerliche Grundbeſitzer (Kolon) keine zur Erbfolge auf das Ko⸗ 
Berechtigte hinterlaͤßt, — hatte, wie die oben mitgetheilten Motiye 
heren ergeben, hauptfählih nur noch in den weſtlichen Landedthel⸗ 
heſ-Æultur⸗GOeſepa. Ob. IV, 4 6 






den drei ‚Gefegen v. 21. 

* und über bie 

< ver yurmald zum Königreiche We 

ıme Berg zu den Franzoſiſch 
y gewefenen Landestheilen ($$. 37. 
end wer na van 

N gung der —* Seeye Beamten f 
— 53 © —5 292) war 
Besälmmip des E au 

‚wrdern daß dieſe Grundfäge auch bei der Auseln 

te einander beobachtet werben follten. 

"te Bd. — — — — eg 
—— De sin 6, 18, Nor, 1249 (8 © 
die Genehmigung der Kanımern erhalten hat, Hat indeß 
— an Gefege v. 21. April 1825 und ber Deil, 

aufgebo I« 
Dadurdy, daß nunmehr der 8. “ Nr. 4. des Ablöf Ge 
1850 das Heimfallereht ı aufgehoßen hat, 
ihre ht ng d Aoren 
J ce) Es — noch varauj — daß der 
Ben (dd 
Apr 1825 enlafen And, auf die vor 


v.9.0) inß 

des Ablöf. Gef. v. 2, März 1! ſchaͤdlgung auf 
fallsrechte nur dann geltend gemacht werden Fönnen, wenn 0 
durch Vertrag oder vechtöfräftiges Erkenntniß feftgeftellt waren, 

5) Zu Nr. 5. (Aufhebung des Rechts des Erbverpächtert 
Binsberechtigten zur Gehöhung des Kanons oder Zinfes). 

a) Auch diefe Beftimmung ift von den Kammern underämden 
dem Regier. Entw. angenommen worden. 

«) Die Motive des legteren Tauten dahin: 

Die bisweilen vorkommende Berechtigung des Erbpächters ober 3 
figten, den Kanon oder Zins nach Ablauf gewifler Perioden wilLtührlld 
höhen, muß unentgeltlich fortfallen, da fie der Ablöfung dieſer *5 
und zu einer Abſchaͤzung im Gelde nicht geeignet it. Hierunter ift fr 
andy eine Vergleichung mit $. 28. des Gutwurfs >) ergiebt, nicht dasjenl 
haltniß zu verfehen, dei welchem ebenfo im Intereffe des Berechtigten 
Berpflichteten, beitimmt it, baf ber Werth eines in KRörnern fegefe ; 
Gelbe abzuführenden Kanons periodifch nach den wechfelnden Getreit 
abgefchägt wird, 


A) Die Kommiffton der I. Kammer bemerkt darüber: 


ad 5. Gine Berechtigung des Grhverpächters ober Zinsberechtigk 
quftehenden Kanen oder Zins willführlich gu erhöhen, it mit den 
jener Rechtöverhältniffe nach den Befimmungen des A. N. ($. 7 
Titel 18, und $. 187. und 199. Titel 21. Th. 1.) nicht vereinbar. © 
mifften hat aber beflenungeachtet aus deu von der Megierung = 
Motiven fi für die Beibehaltung der Nr. 5. entſchieden, weil ı 







4) Betgl. in Bb. 1. 
Bl Jept 5. 28. des abldſ. Bel. v. 2. Mir; 1850. | 
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s Migliebes der Kommiſſion Berechtigungen der gedachten Mrt Bei 
n GröpachtssBerbältnifien beifpielsweile im Gufmfhen Kreife vors 


em Mitgliede ter Kommiſſion war ber Antrag geftellt, Hinter dem 
uhr“ einsnfchalten „oder nad ernenerteen Anfchlägen 
# Borausiehungen“ nnd dies dadurch zu begründen verfucht wor: 
b eine künftige Jeſtſetzung des Kanone nach erneuerten Rupungsans 
19. Titel 21. THE I. A. 2. MR.) der Ablöfung Hinderlich, im Gelde 
ähbar ſei.) Es wurde jedoch diefer Antrag verworfen, weil bie 
: KRommilfion von der Anſicht ausging, daß die Ablösbarfeit des Kas 
nicht zweifelhaft fei, vie Rormen bierfür aber im Titel III. und VII. 
ver Weiſe ihre Stelle finden würden. 


mmiffion ber I. Kammer ifl ohne. weitere Bemerkungen 


mier der Beflimmung des 6. 2. Ar. 5. au der Fall einbe⸗ 
m vertragsſsmäßig eine periodiſche Erhöhung des Kanons, 
reviditter Anfchläge, von dem Berechtigten verlangt werben 


ten bejahet, weil bier unter „willkührlich“ nur der Ent⸗ 
Berechtigten, von feinem Mechte Gebrauch machen zu wollen, 
erden könne. Bälle, in denen Iemand berechtiget fein follte, 
Belieben, ohne allen Anfchlag oder fonftigen in ven Ver⸗ 
zrändeten Anhalt, ven Zins oder Kanon zu ER En feien für 
ſches Verhaͤltniß nicht wohl denkbar, auch wohl ſchwerlich in 
bisher vorgefommen, (WBulfen, Agrar⸗Geſete, S. 19. Anm. 2). 
oben mitgetheilte Entſt ungegefhichte der in Rede ſtehenden 
ergiebt, daB das erwähnte Bedenken zur Sprache gekommen, 
te feheitung darüber aber nicht getroffen worden Wenn 
ffion ver I. Kammer auf vie Deciſton der Brage nicht 
fie annahm, daß die Abldobarkeit eines foldhen Kanone 
yaft fein Fönne, und daß die Tier. III. und VII. des Geſetes 
ierfür enthielten, fo ift dies allerdings richtig, allein da⸗ 

cheidung der In Rede ſtehenden Frage keinesweges 


ſchrift des F. 2. Nr. 5. findet ſich übrigens bereits im $. 1. 
Entwurfs eines Geſetzes wegen unentgeltlicher Aufhebung ver- 


— — — — — 


ver Beraihung im Plenum der II. K. hatte der Abgeordn. Reuter 
it) diefen Berbefl. Antrag dahin wiederholt (Drudi. Nr. 326, 


2. Mr. 5, des Geſetz⸗Entwurfs folgende Worte hinzuzufügen zwifchen 
wien „willtührlich” und au „erhöhen“: 
ber nad; ermenerten Auſchlaͤgen ober ähnlichen Vorausfeßungen.“ 7 


Motive. 

an zur Grreichung der Abficht des Geſetes das ungweifelhaft Kärkere 
pillführlicher Erhöhung der Verpflichtung befeitigt wird, fo kann 
wächere nicht beftehen bleiben, weil es ebenfalls diefer Abſicht, Ber 
ıg der Landes: Kultur und freierer Verfügung über den Grunbbefig, 
eitet. Die Fälle einer durch Vertrag feitgeftellten, dem Betrage nach 
ten Steigerung des Zinfes ober Kanons find felbfiredend hierunter 
» en u 


ag wurde inbeß auch vom Plenum abgelehnt, obgleich der Der 

. Ambronn) fi mit dem Bemerken dafür erklärte, daß, 
aflcht, derſelbe an einer anderen Stelle des Beieet keine Srleviaumg 
ograph. Ber. der II. R. 9b. 3. ©. 1388 u. 1391). 


16* 


id Abgaben, v. 10. Jull 1 welcher 
Fa a a ee a 


Ohne —— Seitens bes Verpflichteten 


werbi 
16) v tigung des Grhverpächters, Grbgint: ober 
N le Bi, auf Nele 


Bene nad dieſe Al — 


Die Motive hierzu bemerfen e): 
J ʒerlommende Bi bes — 
— — Zeit u Beit — — ode 
andfeßungen zu erhöhen, muß wegfallen, ba das Verhäl 
eo Aberhaupt Yurdı @ ‚Errichtung des Renten-Amtes 
m ER unentgeltlich wegfallen, indem yon 
jentarht werden Fann, und beflen Werth, 
N En * das Berhaͤltuiß nicht. verfl 
dan Fr u. Gunſten bes Verpflichteten, als bes B 
a RE Eh 
al ferioben eine verfchlebene Preisbefimmung EA 
. Bar ergiebt ur daß die Abſicht der Königk 
n 
— * des Kanons ober Zinſes fortan. 
fig zu erklären, mit alleiniger Ausnahme ® 
ber Zins in Körnern beftimmt und 
Gelde abgeführt werden, bierdet at 
—— nad) den wech ſelnden —— 


finden folle 

Es — fh die in Rede fehende Beſtimmung des Ab. 
auf den in den öftlichen Provinzen, namentlich in den D 
fonvere Gei Erbpachtsmuͤhlen, öfter8 vorkommenden Fall, wenn i 
trägen Seitens des Grbverpächter® die periopifche Neviflon des dam 
trage zum Grunde liegenden Anfchlages und eine Erhöhung mad 
‚gebniß der Neviflon vorbehalten ift. *) 

Die praftifhe Bedeutung der Vorfchrift ift die, * bei 
dem Ablöf. Gef. v. 2, März 1550 eintretenven Ablöfung 
gegenwärtige Kanon, die Abgabe, wie fle zur Zeit ve aıaf 
zum Grunde gelegt werden muß, und daß dabei für die frühere Di 
tigung zur Erhöhung eine befondere Entfhäpdigung m 
währt wird. 

6) Zu Nr.’ 6. (Aufhebung des Vorkaufs, Näher- 
traftö-Nechtes an Immobilien). 

a) Diefe Veftimmung bat durch die Kammern eine Beränden 
Titten. In dem Reg ierungs-Entw. fehlte nämlich der jehige $. 
Geſetzes ganz, und der $. 2. Nr. 6. Inutete dahin: 

6) Alle Vorfaufss, Räher und Retraftrechte an Immobilien, mit Au 


Borfaufsrechts der Mit-Gigenthümer, fowie des nach dem rheinil 
gefegbuch den Miterben zuſtehenden Retrakrechts. 


























N Nein, © F der Natlonal⸗Verſamml. Bd. 1. S. 489, 


336 kt Binten, ie neuefte Sandes-Rultuns@efepgeb 
1.6. 239 um 8. 2. 0), — Berl, auf be Moll des Kegi 
um $. 2. Rx. 8, oben Son 
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ie Kammern baben dieſer Beſtimmung ihre jebige Faſſung gegeben 
en $. 4. ald neuen $. hinzugefügt. 

ı Die betreff. Motive und Kammer» DVerbandlungen enthalten 
er Bolgentes: 


) Die Motive des Regier. Entwurfs: 


das Borlaufs:, Rähers ober Metraft:Recht, möge es auf Geſetzen oder Wils 
Märung beruhen, if eine ſehr läflige Befchränfung des Grundeigenthums, 
‚6 Kanfluflige zurückſchreckt, da biefelben niemals ficher fein fünnen, durch 
‚vom ihnen oft mit Mühe und Koften eingeleiteten Handel über ein Gut 
Biele zu gelangen. Yür den Berechtigten kann daflelbe allervings unter Ums 
za von Interefie fein; im Allgemeinen aber läßt fidh ein Werth dieſes Rechte 
Beide nicht angeben und deshalb auch Fein Ablöfungsfab dafür aufflellen; 
wie bleibt nur die unentgeltliche Aufhebung das einzige Ausfunftsmittel. 
her geltenden geſetzlichen VBorkaufsrechte find durch $. 3. des Er. v. 9. 
‚1807 fdhon auf die der LehnssObers@igenthümer, Brbzinsheren, Erbverpaͤch⸗ 
Meigenthümer und auf diejenigen Fälle befchränft, wo eine mit anderen 
welhten vermifchte oder von biefen umſchloſſene Beflgung veräußert wird. 
b hat im letztern Sinne neuerlich der-$. 15. des Gef. v. 3. Nov. 1838 über 
Tenbahn⸗ünternehmungen noch ein ſolches Vorkaufsrecht dem Erproprlirten 
a ın den Zweden der Gifenbahns@efellfchaft Ihm früher entzogenen und 
Be duyn nicht mehr nötbigen Grundſtücken zugeſtanden. 
Da vorliegende Sutwurf Hat von allen diefen geſetzlichen Vorkaufsrechten 
das der Miteigenthümer an ben ideellen Theilen einer gemeinfchaftlichen 
ß, fewie das ihm ähnlidye, im Art. 841. des Rheinifchen Ctvil⸗Geſetzbuchs 
gewährte Retraftrecht beibehalten und zwar aus der beachtenswerthen 
daß ſowohl das gefellfchaftliche als das Zamilienverhältnig vor dem wills 
Sich⸗Cindraͤngen dritter Berfonen gefchüst bleiben muß. Die Aufhebung 
gem der Borfaufsrechte des Lehns und Erbzinsherrn, fo wie bes Erbverpächs 
# eine Tonfequente Folge der Aufhebung diefer genannten Rechtsverhiältnifie 
‚und auch das Vorfaufsrecht an den vermifchten oder umfchloffenen Bes 
lau füglich aufgehoben werden, weil feine praftifche Bedeutſamkeit an 
echeblich und Überbies durch die Zuläffigkeit der Bemeinheitstheilungen 
5 fir verringert worden iſt. 


PD Der Bericht der Rommiffion der II. Kammer: 


ad 6. Die unentgeltliche Aufhebung der gefeßlichen Vorfaufsrechte bei Lehns⸗ 
thümern, Grbzinsherren und Srhpächtern hat in der Rommiffton feine 
erregt, da biefelben als ein Ausflug des Öbereigenthums an den Lehn⸗, 
und Grbpachtsgrundftüden erfcheinen, die Aufhebung der letztern ohne 
igung aber bereits oben beantwortet if. Ebenſo ift auch die Kommiſſion 
end der Anficht gewelen, daß das gefehliche Borfaufsrecht in dem 
wo eine mit andern Grundſtücken vermifchte, oder von diefen umfchloffene 
mg veräußert wird, unentgeltlich aufzuheben fei, weil ein Geldwerth deſſel⸗ 
kerhaupt nicht vorhanden, verfelbe auch durch die Zuläffigfeit der Gemein 
wilungen faft überall feine Bebeutung verloren bat. Es hat auch ferner Die 
iſſion tie von der Regierung vergefchlagene Ausnahme als nothwendig erach- 
)as Vorkaufsrecht der Miteigentbümer an den ibeellen Antheilen einer ge: 
yaftlichen Sache und das nach Art. 841. des Nheinifchen Civilgeſetzbuchs 
nde Retraktrecht der Miterben foll einen Schutz gewähren gegen das 
ngen dritter Berfonen in Berhältniffe, welche durch gegenfeitiges Vertrauen, 
nech engere BamiliensBeziehungen ihre Entſtehung erhalten haben. Die 
ung biefer Borfaufsrechte würde oft die Störung der innigften Berhältnifie 
Ige haben und baburch fo weſentliche Nachtheile herbeiführen, daß folche 
die Bortheile ber Miteigenthümer und refp. Miterben aus ihrer freien Ver: 
als überwiegend angefehen werden müflen. 
& hat aber die Agrar⸗Kommiſſion gegen den Borfchlag der Regierung fich 
uf die vorfiehenden beiden Ausnahmen befchränft, vielmehr auch für bie 


altun 
rer buch Berträge begründeten Borfaufsrechte, und) 
‚as burch $. 16. ff. des Geſ. v. 3. Nov. 1838 über die Eifenbahn-Unters 


Gefehgebum, Wise email aharächn — 
Li abge 
—— Hl a“ die Freipeit der Verfügung über cin. Ort 


werben fanı 
Durch die — des ſeblichen Vorfaufsrechts an den zu 
6 
——— wird —— nicht —— — 
hat jedoch dies — die —— 
tet, — auch en und andern Uı 


ale —— ol — ae u r Borfaufert 
er ſe Beranlai vorliegt, 
in als he ——— le verwandten en. 
tum Vorkanfsrechts 
— dem Be; y —E ds ber Grprepriation, 


wanges, zumd Wille des & 
— 
ie wirtbfchaftt 
ke de ans Hefe Rachiheile di durch den Ruͤderwerb der en 


En hat bie Agrar⸗Kommiſſion fich für folgende Abänbı 


2. bahin 5 
DEREN, Bortanfer ehte wahre, A Me he 
ee 3a. aufgeführden, 


2) wwithen 88. 3. und 4. einen neuen $. 3a. in folgender g 
Karten: 


„Das durch Verträge begrümbete Vorfaufsrecht, das Vorl 
Miteigenthümer an den Antheilen der gemeinfchaftlichen € 
das Netraftrecht der Miterben nach dem Mheinifchen Gi 
bleiben auch fernerhin in Kraft. 

„Gin gefepliches Vorfaufsrecht findet ferner wegen afle 
Ratt,- welche in Folge des vom Staate ausgeübten oder 
GrpropriationssRechts zu gemeinnügigen Zweden haben v 
den müffen, wenn in ber Folge bas erproprüirte Grunbftü 
theilweife zu dem beftimmten Zweck nicht weiter mothtoe 
veräußert werben fol. 

een BVorfaufsrecht ſteht dem zeitigen Gigenthümer bes 

rünglichen Erwerb verfleinerten Grundftüds zu. Die Bet 
Set fchaft, welche das GrpropriationssRecht ausgeübt F 
Abficht der Veräußerung nnd den angebotenen Kaufpreis 
ten Aa hing anzuzeigen, welcher fein Vorlauferecht x 
er ſich nicht binnen zwei Monaten darüber erflärt. Wirt 
unterlaſſen, fo kann ber Berechtigte feinen Anſpruch gege 
figer geltend machen. 
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de der Beratbung im Plenum der IL Kammer wurden dieſe 
bie der Kommiſſion, jedoch das Alin. 1. des neuen $. mit Einfchal- 
de Worte: „oder legtwillige Verfügungen“ hinter dem 
ie: „Berträge”, angenommen. ') 

r, Die Kommiffion ver I. Kammer fchloß fi im Wefenilichen 
beſchlüſſen der II. Kammer an und beantragte lediglich einige 
4 = Aenderungen. Der Bericht derfelben bemerkt hierüber Fol⸗ 


sa) Zum $. 2. Nr. 6. befchloß die Kommiſſion, zur Befeitigung des Zwei⸗ 
welher durch die jehige Wortfafiung begünftigt werde: ob die bort erwähnte 
qiue ich auf die Verkaufsrechte beziehe, die Nr. 6 dahin zu fallen: 
„Die Borfaufss, —37 und Retraktrechte u. ſ. w.“ 
Sum $. 4. wurde bie Aufhebung der vertragsmäßigen und ber anf 
Berfügnngen gegründeten VBorfanfsrechte, und zu dem Ende bie 
hung der Worte am CEingang des erfien Sapes vor: „als“ — bie „fo wie“ 
ne. Das Berfaufsrecht, namentlich das unter im Voraus geftellten Be⸗ 
ungen gegründete, wirke befchränfend auf die freie Dispofltion des Befitzers 
da Sruntflüd und hindere ihn vorzüglich an Verbefierungen. Die Beſtim⸗ 
det $. vereitele ferner auch indirekt die Beſtimmung der Berfafiung über 
und Unzuläffigfeit der Fideikommiſſe, indem insbefondere in lebt: 
Berfögungen derartige fdeifommißähnliche Anordnungen getroffen worden 
denen es fchmwer fei, zu entfcheiden, ob fie nur ein Vorlaufsrecht, oder 
tin Sthellommiß gegründet hätten. Der nüpliche Zwed eines Vorkaufé 
verfönfähe Borkaufsrechte, oder durch den Vorbehalt eines Wiederfanfs 
werden: eventuell möge man die Wirkung binglicher Borfaufsrechte we: 
auf den nächflen eintretenden Fall, ober auf eine Reife von nur 30 Jah» 


en. 
Bea der andern Seite wurde angeführt, daß ein Bingriff in die Freiheit der 
Willen nicht nur von materiellen Nachibeilen, fondern auch von einer fehr 
Miden Berſtimmung im Lande begleitet fein würde. GEo folle nicht beftritten 
daß folche Bingriffe aus Rüdfichten des gemeinen Wehls zuweilen ge: 
fein fönnten, aber immer nur dann, wenn fidh folcdhe Inflitutionen als 
für den Staat erwiefen hätten. Dazu genüge, dem Broßen Ganzen 
sicht die Berufung auf vereingelte Fälle: nicht bier fei der Ort zu bes 
us, ia wie weit in DBerträgen nnd letztwilligen Verfügungen Borfaufsrechte 
udel werben fönnten, das müfle ber allgemeinen @efekgebung vorbehalten 
t. 






seitens des Reg. Rommiflarius wurbe hierzu bemerkt, daß fich die Regierung 
ne Berhandlungen in der II. K. von dem Gewicht der Bründe überzeugt 
welche für tie Aufrechtbaltung der freien Diepofitionsbefugnig in diefer Be: 
ı fprächen. Wo mittelft des Vorfaufsrechts die Umgebung der Anordnun⸗ 
sen der Fideikommiſſe verfucht werde, läge ein Gegengewicht in der Beftims 
8 6. 50. Titel 12. Theil I. A. 2. R. 


ei 


Diefe Ginfchaltung erfolgte auf den Verbeſſ. Antrag bes MAbgeorbn. 
rdeck (Drudf. der II. K. Nr. 323.). — Dagegen wurde nachftehender 
‚e Antrag des Abgeordn. Reuter (TilfitsRagnit) (Drudf. Nr. 326. 


3.): 
Schluſſe des Satzes Nr. 6. $. 2. des Geſetz⸗Entw. noch folgende Worte 
inzugufügen: 
„unb der durch Verträge ausdrücklich eingeräumten, fo wie der ans dem 
„©. v. 3. Nov. 1838 über die @ifenbahnsiinternehmungen begründeten 
Vorkaufsrechte. 
Motive. 


„Die Aufhebung dieſer Vorkaufsrechte iſt durch das Prinzip dieſes Ge⸗ 
etzes nicht bedingt; eben fo wenig aber auch die Einführung eines neuen 
Berfanfsrechte und Beftimmungen über deffen Ausübung bier am Orte”, 
ehnt. (Gtenograph. Ber. ber I 8, Bb. 3. ©. 1391—1332). 
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Der Antrag auf Streichung der oben. Begeichneten Worte wurde be 
Gin zweiter Antrag: “in ber erfien Beile hinter „Bork 


Saiatl 
„infofern e8 nicht über eine Generation hinausgeht" hat baffe 
Dagegen wurbe ein Autrag: in ber erften Zeile hinter: „ 

Se — — — — | 
in jerer Antrag: jen — jagen: 5 
bas durch Verträge ober Tepfrwillige Verfügungen bei Berfünbigung 
Geſetzes begründete Vorkaufsrecht an Immobilien n. ſ. w. ] 

wunde Ibewie endlich ein anderer Antrag: | 
am Schluffe des erflen Alinea die Worte: „auch fermerhin“ zu 

als Sache der Faſſung ohme Widerſpruch gelaffen. > 3 

Zu Alinca 2. des $. 4. ift man — Auficht, daß bie 
haltung des Vorfaufsrechts für erpropriiete Grundfüde und bie 
Ginführung befelben auf ſolche erproprüirte Grundſtücke, bei denen e6 
feglich nicht gegolten babe, nothwendig und eigentlich num eine 
der durch den, zwangswelfen Vorkauf gehindesten freien” Diepofition 

Gin Bedenken darüber, ob der jegigen Faſſung bes Geſetzes 
fpreche, dies Vorfaufsrecht nur dann eintreten zu laffen, wenn bas 
Grundflüd wicht das ganze Befigthum des Grproprürten, fonbern mur 
beffeiben fei, während im $. 15. des Gifenbahngefeßes v. 3. Nov. 1848. 
anch im ‚erfteren Walle eintrete, wurbe von dem Kommifjarius ber 
rung babin beantwortet, daß «8 allerdings der Mbficht der Lehteren 
jenes Recht nur im erfteren Falle eintreten zu laſſen, —* dies 
* Satz in Alinea 3. ergebe. Nur in ſolchen Wällen ſel 

janden, 

Die Kommiffton erklärte fich damit, und im Sinne deſſen aud mit 
tragten Abänderung einverflanden: fatt „aller“ Grundftüce, in Zeile 1. 
In en: „aller Theile von Grundflüden.“ y 
it Nüdficht darauf ferner, daß nicht bloß Behörben und Geſe 
Grpropriationsrecht üben, befchloß die Kommiſſion im zweiten © 
3, die Worte: „die Behörbe oder die Gefellfchaft,“ zu ſtreichen und I | 
feßen: „Wer.“ 

Das Plenum der I. Kammer ift den Anträgen der M 
fion mit einer einzigen Modifikation beigetreten. Auf ven ® 
Antrag der Abgeoron. v. zur Mühlen und Kisfer (Drudf. ver 
Nr. 544. ad I.) wurde nämlich befchloffen, im $. 4. lin. 1.) f 
Worte: 

„Miteigenthümer an ben Anteilen der gemeinfchaftlichen Sache“ 
zu fegen: 

„Derjenigen, die eine Sache gemeinſchaftlich zu vollem Gigenthum 

„an deren Antheilen.“ 

(Stenograph. Ber. der I. K. Bd. 5. ©. 2503). 


d) Die II. Kammer ift demnächft den von der I. 
mer nach Obigem befchloffenen Aenderungen ohne weitere Erinn 
beigetreten. (Stenograph. Ber. der II. K. 109. Sip. v. 15. Bebr. 1850 
©. 2755-2765). J 

b) Zur Erläuterung der Beſtimmungen des $. 2. Nr. 6. und 
mit in engler Verbindung ſtehenden Beftimmungen des 
Tann im Allgemeinen auf die zum $. 3. des Er. v. 9. 
gegebenen Erläuterungen !) verwieſen werden. 
Nachſtehender Bragen iſt bier noch zu gedenken: 














4) Berg, oben ©. 39—42. 
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JM es zuläfiig, chte ducch Vertrag oder Tegtwillige 
erfügung neu zu begründen? — 
Tee) Das Min des I. hat mittelſt R. v. 11. Mai 1844 in Bezug 
Borfaufsrechte, die bei gutöhertlich- bäuerlichen Regulitungen für die 
berrichaft auf bauerliche Höfe begründet werten follen, verneint; 
wenn auch durch den Vorbehalt eines Vorkaufsrechtes nicht gerade 
Rultur- und Nupbarkeit oder ver Ertrag des Eigenthums unmittelbar 
ilert werde, fo Iege derſelbe doch der freien Veräußerlichkeit und Dis⸗ 
fionsbefurgniß fehr wefentliche Feſſein an. Wenn nun gleich die V. v. 
Ami 1817 vie Unzuläffigfeit nicht ausdrücklich ausſpreche, fo müſſe fle 
ans $. 43. a. 0. O. gefolgert werten, weshalb vergleihen Abkommen 
Fu beftätigen. (Min. BL. d. 1. ®. 1844 ©. 171 Rr. 192). 
zum $. 43. der ®. v. 20. Juni 1817. 
Das Fin. Min. hat dagegen in dem C. R. v. 12. Mai 1850 ') 
, die Abloſ. Gef. v. 1850 ©. 112. 113) die Anficht ausgeſpro⸗ 
dh das Morfaufsrecht, ſoweit es nad) $. A. des Abldf. Gef. in 
Heißt, dur Vertrag neu begründet werden Fönne, indem 
9. des Abidſ. Gef. und der Art. 42. der Verf. Urkunde v. 31. Ian. 
nicht entgegenftehe. Zugleich führt dies C. R. aus, daß eine 
«Ablöfung beſtehender Vorkaufs-Mechte nicht flattfinde, daß 
Vorkaufs⸗Recht nicht die Befugniß in ſich ſchließe, der Zerftüde- 
theilweiſen Veräußerung des damit belafteten Grundflüdes zu 
en. Gndlich ertheilt das 6. MR. den Megierungen Inftruftionen 
Öit, in welchen Bällen und unter welchen Modalitäten auf eine g 
inbarumg der Ablöfung beftehender Vorkaufs- Rechte des Fiskus 
funbftüce der Domainen-Einfaffen bei Gelegenheit von Dismembras 
üder Negulirungen hinzuwirken ober einzugehen fei. 
) Grey dHerneint die Frage und zwar ganz allgemein. Geine 
fimmt mit der Annahme des Fin. Min. überein, daß die nach 
öf. Gef. in Kraft bleibenden Vorfaufs-Mechte der Zmangs-Ablö- 
it unterliegen, da fle nicht zu ven nad $. 6., welcher tie Ab» 





), und auch die Motive des Megier. Entw. (zum $. 2. Nr. 6.) 2) 

fen, „daß fich ein Werth viefes Mechtes in Gelde nicht angeben und 

Ib eine Ablöfungsnorm nicht aufftellen Iaffe, weshalb nur die unent» 
Aufhebung als einziges Auskunftsmittel bleibe.“ Daher ents 
Eiwar der $. 91. des Ablöf. Gef. fein Verbot der Errichtung neuer 
mfs-Mechte; denn derfelbe verbiete nur die Auferlegung neuer Laften 
Ausnahme der Geldrenten), welche nach dem Geſetze ablöshar fint. 

in aber auch Hieraus nach den Worten des Gefees die Zuläffig- 
der Errichtung neuer Vorkaufs-Mechte zu folgen fcheine, fo flehe dem 
Geift vefielben entgegen, wonach angenommen werden müffe, daß 

es fih um Laften und Einfchränkungen ver Freiheit handelt, die 
ferlegung von Laften, welche nicht (ausdrücklich) erlaubt tft, 
boten fei. Diefe ratio legis erhelle aus ten erwähnten Motiven 
egier. Entw., insbeſondere dem (tarin gebrauchten) Ausdrucke: 
funftömittel*, welder die Abſicht bekunde, daß man das Bor» 
Recht aufheben wollte, daß aber tie Abldfung nicht paffend fchien, 
"reshalb mur die unentgeltliche Aufhebung übrig blieb. Wenn aber 


4) Bergl. zu 88. 4. m 6. des Ablöſ. Geſ. v. 2. Marz 1850 in Dh. I. 
191-192. 
2) Bergl. oben &. 245. 
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da die Borkaufs-Nechte zum einen & 
pn - th gezeigt habe, Buße 33* a 
eile aber nur * von der Abldſung auegeſch 
iner paffenden Aöbldſungsnorm fehlte, fo feheine 
1 ne zu liegen, daß fle von Neuenr nicht begründet werden 
den er ergebe fich dies Elar aus der Beſtimmung des 2 
Mei 9. 31. Ian. 1850, daß „Bei erblicher Mel ei 
‘ bie Nebertragung des vollen Eigenthums 
ſchrift nicht erſt, wie der Schlußfag des irten 
Irbehalte, einer weiteren B: ung zu ihrer Aus 
® aber dad Vorfaufs-Necht eine Wefentlige enſch 
ums befchränfe, nämlich die Befugniß des 
zu jedem Preife A veräußern, an wen er woil 
=“ It. 42. die neue —— von Vorkaufs· Recht 
w srachtet werden. (Frey, Grläut. des MEI. Gef, S. 
wu, Es muß den oben mitgetheilten Anflchten des Min 
und Frey's beigetreten werden. Der Art, 42. der Verf. Ur 
Beziehung entfcheidend, indem er fortan bie erbliche Ueben 
Grundftäden nur durch Uebert jung des vollen Eigenthun 
nad . 9. ML.R. I. 8 aber ı ıdrt zum vollen Eigenthums 
die Sache zu beflgen, zu gebro jem und fich derfelben zı 
Jedenfalls aber bildet die Begr dung eines neuen VBorfauf 
eine wefentliche Befchränfung ded zum vollen Gigenthi 
gen jus distrahendi. Sie ilt — ig, weil der 
Verf⸗Urkunde nur noch den Vorbehalt fefter ablösbarı 
‚ für zuläffig erflärt, und weil das Vorkaufs- Mecht ein nicht 
Recht ift. Ueberdies Bilden vie Vorfaufdr und Näher-Mechte & 
ver freien Verfügung über das Grundeigenthum, welche d 
Entw., mit geringen Ausnahmen, ohne Unterfcheidung zwiſch 
feglihen und vertragämäßigen, befeitigen wollte, indem 
für zfehr Täftige Beſchränkungen des Grundeigent! 
Färte. 2) Wenn die Kammern biervon eine Ausnahme 
der auf Willenserflärungen beruhenden VorkaufssRedhi 
für angemeffen erachteten, fo muß nach dem Geiſte des Gefege 
men werben, daß biefe Ausnahme fich lediglich auf die zur 
Publikation des Gefeges bereitd beſtandenen Mechte 
tung bezieht. 

BD In das gefepliche Vorkaufss- echt der Lehnd » Agnat 
gehoben zu erachten? 

Das Ob. Trib. Hat in dem Erf. v. 22. Mai 1848 (Ent 
©.’ 316), nad damaliger Lage der Geſezgebung, veı 
dem ed außführt, daß aud dem $. 3. des Er. v. 9. DEt. 1807 
bung nicht gefolgert werben könne, da unter den darin ermähr 
mean! auch die Agnaten und Mitbelehn 
fen ſelen. 

Diefe Anficht hat der I. Sen. des gedachten Gerichtshofe 
in dem Erf. v. 10. Nov. 1851 (Striethorft'3 Arch. Bd. 8 ©, 3: 
auch nah Publifation des Ablöſ. Gef. v. 2. März 
palten und angenommen, daß auch durch letzteres das gefi 
ſaufs-Recht der Lehns⸗Agnaten nicht befeitiget ſei. Unter! 
auf die frühere Entſcheldung v. 22. Mai 1848 wird zuwdrdı 





1) Bergl. die Motive des Regier. Entw., oben ©. 245. 
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Er. v. 9. Oft. 1807 fih auf Mitbelehnte ale Miteigenthümer 
heit Habe; es ſei das mit der Geburt des Mitbelehnten eingetre- 
kigenthum veffelben durch das Ev. v. 9. Oft. 1807 nicht betrof- 
wann heißt es in den Urtelsgründen: 

ch wenig if bies aber durch das ©. v. 2. März 1850 gefchehen. Die 
. ». 31. San. 1850 will zwar im Art. 40., daß die noch befichenten 
ch gefeplidhe Anordnungen in freies Gigentkum verwandelt werben fol: 
ſolche Berwanblung ift aber zur Zeit noch nicht erfolgt, und find daher 
ans ber Lehnseigenfchaft eines Butes refultirende Mechte noch fortbefte: 
enn das ©. v. 2. März 1850 im $. 2. Nr. 6. die Vorkaufs⸗ und Nä- 
u Smmobilien aufpebt, fo if damit nicht jnlei das Lehnsvorfaufsrecht 
en befeitigt; denn dieſes beruht in der Mitbelehnfchaft oder im Mit: 
der Agnaten, und im 6. 3. ift das Vorkaufsrecht derer, welche eine 
seinfchaftlich zu vollem Bigentbume befiben, zur Zeit noch aufrecht erhals 
* an gehört das Borlaufsrecht der Agnaten vermöge bes Rech⸗ 
amımiband. 


Anſicht des Höchften Berichtshofes dürfte indeß für unrich- 
sachten und anzunehmen fein, daß das Ablöf. Gef. v. 2, März 
I gefehliche Vorkaufs⸗Recht der Agnaten und Mitbelehnten voll⸗ 
befeitiget babe. 

bereitß oben (sub b. y. S 247—248) mitgetheill worden, enthielt 
uf des Geſ., wie er aus ver II. Kammer hervorgegangen, aller⸗ 
n lin. 1. des $. 4.) die Beflimmung, 

das Berkaufsrecht der Miteigenthbümer an ben Antheilen ber gemeins 
chen Sache aufrecht erhalten werben ſolle. 


u von ter I. Kammer wurde, auf den Antrag der Abgeordn. 
Rählen und Kisker, befchloffen, flatt deſſen zu ſetzen: 

nigen, die eine Sache gemeinfchaftlich zu vollem Bigenthume befißen, an 
ı Antbeilen. 

won tie Lehns⸗Agnaten und Mitbelehnten nicht zu denjeni- 
den, welche das Lehn gemeinfchaftlich mit Anvern zu vollem 
hane befigen, fo folgt fchou aus der jegigen Faſſung des 
ganz Far, daß ihr auf $. 304. A. x. R. I. 18. gegründetes Vor⸗ 
8 nicht für fortbeftehenn zu erachten. Die Kammer⸗Verhandlun⸗ 
ben aber aud) ausvrüdtig, dag die veränderte Faſſung 
lede ſtehenden Beflimmung gerade um deshalb gewählt wor« 
um dad Mißverſtändniß zu befeltigen, als habe daß 
fs⸗Recht der Lehnd-Agnaten von der Aufhebung aud« 
fen bleiben follen. Die Abgeorpneten v. zur Mühlen und 
erflärten nämlich, unter Zuftimmung des Negier.-Kommiffarius 
eg. Math Schellmig), daß der Zweck ihres Verbeſſerungsan⸗ 
Hin gerichtet fei, Die unrichtige Audlegung der Praxis zu bes 
ils feien unter den im $. 3. des Ed. v. 9. Dft. 1807 bezeichnes 
teigenthümern“ vie Lehns-Agnaten begriffen. 
Untragfteller theilten mit, daß, nach Inhalt ver Motive des. 3. 
v. 9. Oft. 1807, die Abſicht der Redaktoren deffelben entfchieden 
yangen fei, dad Vorfaufs-Mecht der Lehnsfolger zu beſeiti— 
d bemerkten ſodann, daß die jetzige Baffung eben deshalb in 
; gebracht werde, um der Interpretation entgegenzutreten, welche 
fe angenommen babe, daß unter den „MiteigenthHämern“ aud) 
ten und indireft bei Lehnen betheiligten Bamiliengliever zu verftes 
1) Diefer Anficht Hat fich demnächſt auch der Berichterftatter 


zgl. die ſtenogtraph. Ber. ber J. 8, Bb. 5. ©. 2501. 
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(Abgeoron. Kuh) angefchloffen +), und es Tann fomit, fe 
Motiven, ald nach der Baffung des Gefeges nicht 

daß die Anficht des Höchften Gerichtghofes auf einer unridt 
faffung beruht, 

7) Zu Nr. 7. (Aufhebung der Verpflichtung, gegen dal 

end übliche Tagelohn zu arbeiten), 
iefe Beſtimmung ift von ven Kammern unverändert 
Regier. Entw. aufgenommen worden. 
ie Motive des lehteren bemerken darüber: 

Die in einigen Gegenden auf bäuerlichen Grunbftüden haftende V 
ber Befiger, ben Gutsherren gegen bas dort übliche Ta, m zu. arbeite 
verwerfliche Befchräufung der perfönlichen Breiheit umd für dem 
Telten ned) einen irgend namhaften Werth, da für das am Orte übl 
GR wohl überall auch, freiwillig ſich darbietenbe Mbeiter zu erh 
werben. E 

Die Rommiffionen beider Kammern haben dem ledi 
geftimmt, 

8) Zu Nr. 8. (Aufhebung der Verpflichtung zur Anpflanz 
Unterhaltung von Maulbeerbäumen). 

a) Diefe Beftimmung war in dem Regier. Entm. nicht 
fondern ift von den Kammern Binyugefügt worden, 

2 Kommiffion ver IM. Kammer motivirt dies ü 

un 


der 


Eine folche Verpflichtung zum Pflangen und Unterhaften von Mi 
men ift häufig im vorigen Jahrhundert bei Weräuferung der 
Staates an Privaten den Befisern auferlegt worden, um ben inländl 
denbau zu heben. 

Zur Begründung des Antrages auf Aufhebung diefer Verpflichtung 
geführt, baß eine folche Befhränfung in der Benugung der Grunbfü 
Beſtimmungen des Art. 40. der Verf, Urf. ?) nicht vereinbar und babe 
tigen ſei. Es Fönne aber auch die unentgeltliche Aufhebung 
fhränfung nicht bedenklich fein, weil die Gtants« Regierung e8 längk 
babe, in jener Beichränfung ein Mittel zur Hebung der Induftrie zu f 
felbe auf die Grfühung jener Derbinblichfeit nicht dringe und bie Fur 
Befchränfung für biefelbe feinen nugbaren Werth habe. 

Gegen jenen Antrag erklärte ſich der Kommiffarius ber Megierum 
diefem und mehreren Mitgliedern ber Kommiffion wurde geltend gemady 
Belugnig auf Verträgen berube, und dem DomainensFiskus feither b 
ldſungen Bortheile gebracht habe, welche aufzugeben um fo weniger Bi 
vorhanden fei, als mit Rüdficht auf jene. Befchränfung bie Höhe des ! 
bei der Veräußerung der betreffenden Grundfüde abgemefien worben fe 
PR ae Agrar Kommiffion hat ſich jedoch für bie Annahme des Au 

eben. 


Belde Kammern find dem ohne weitere Erinnerungen beige 

b) Es ift hierbei darauf hinguweifen, da nach 6. A. der V. v. 
1811 über die Abldfung der Domanial-Ahgaben (©. ©. 1811 S 
Verpflichtung, Maulbeerbäume zu unterhalten, mit 8 gGr. Kapitı 
Stüd abldsbar war, fofern nicht außerordentliche Begünftigungeı 
Laſt bewilligt worden, in welchem Balle ſich die Asldfungd- u 
der Größe der Begünftigung richten ſollte. 





a. a. D. ©. 2502. 
2) Iept Art. 82. der Verf. Url, v. 31. Ian. 1860. 
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Diefe Beflimmungen find nunmehr für wegfallend zu erachten. 1) 

u Zu Nr. 9. (Aufhebung der Verpflichtung des fogenannten 

sinsfhen Kirchganges). 

Nach tiefe Beftimmung war in dem Regier. Entw. nicht enthalten; 
R fle von der Kommiffion der H. Kammer nicht bean 

‚ fondern im Plenum der lekteren von dem Abgeordn. Heffe (San 

wien) (Drudf. der II. 8. Nr. 326. ad IL). Die Motive des 

ges ?) Tauten dahin: 


Gin Theil des Kreifes Sangerhaufen ift durch nieberländifche Roloniften ans 
i welche eine noch unverwifchte Rechtsgewohnheit, das fogenannte flämingfche 
echt, in Uebung gebracht haben. Die in den Flurbezirken der Städte 
und Ballhaufen, fowie der Dörfer Börsbach und Berga belegenen fläs 
Grundflüde und Häufer ſtehen weder in lehn⸗ noch in erbsinslichem 
B; dennoch iſt das Bigenthun fehr weſentlich befchränft durch die Obſervanz 
genannten flämingfchen Kirchgangs und die damit in Verbindung ſtehende 
mung. Unterlaffen nämlich verbeirathete Beſitzer von Mämingichen Grunds 
a den Kirchgang und die Muthung, fo fällt nach dem Ableben des einen 
alten der dritte Theil biefer Srunpflüde der Landesherrſchaft zu. Derfelbe 
it ein, wenn ein Chegatte feine flämingſchen Grundflüde unter Lebendigen 
at, ohne vorher gefirchganget zu haben. 
Die Fortdauer diefer erorbitanten Bigenthumebefchränfung wird amtlich bes 
ia dem vom Oberlandesgerichtsraih Pinder im Nufirage des Sun 
ums herausgegebenen Särbfiichen Provinzialrechte, Theil I. Seite 428. 
icchgang fcheint urfprünglich ein Symbol der freien Brblichkeit und des 
meüberganges ber den niederländifchen Koloniften angehörigen Bruns 
en zu fein; er war mit Firchlichen Yeierlichfeiten verbunden, vie jebt 
ung find, und fich in eine bloße Geldabgabe verbunden mit der aus der 
Ben entichnten Muthung verwandelt haben. 
5 tauın nicht zweifelhaft fein, daß dieſe Bigenthnmsbeichränfung zu denjeni⸗ 
nhtiguimgen der Landes⸗ oder Butsherrfchaft gehört, welche in folgerechter 
4 des . $. 2. des Sefehentwurfs liegenden Prinzips ohne Bntfchävis 
ben find. 














% IL. Kammer ift tem Antrage beigetreten und die Rommif- 
br L Kammer bat fi damit einverftanden erklärt, indem ſie 
du Nr. 9. if zu bemerfen, daß das bier nnentgeltlich aufgehobene Recht des 
ben Kirchgangs im Kreife Sangerhaufen darin befleht, daß bei jeder 
zung eines Grundflüds, welches einem verbeiratheten Flamaͤnder gehört, 
annter Kirchgang gehalten wird. Unter Abfingung eines geiftlichen 
in der Kirche ging man um den Mitar und legte ein Geltflüd darauf, 
bis auf die neuefte Zeit in einer feſten Abgabe von 24 Athlr. fich erhalten 
Der dann ausgefertigte Kirchgangsbrief galt ale Veräußerungs-Urkunde. 
Onterlaffung des Kirchganges hat noch jegt zur Wolge, dag nadı dem 
bes fäumigen Ehegatten der britte Theil des Grundſtücks ter Gutsherrfchaft 


in Stelle des Kirchgangs trat ſpaͤter eine, gleich jener Abgabe, noch jetzt 
ade, lehnsaͤhnliche Muthung, deren Unterlaſſung noch jetzt jene Eigenthums⸗ 
nıng zur VFolge bat. 





) Die Kurmärkfche Kammer hat unterm 23. Juli 1810 angeorbnet, „daß 
aufbeersBlantagen ſchlechterdings nicht abfichtlich zerflört und weggehauen 
ı, fendern ſoͤviel ale möglich zur Brreichung ihres Zweckes benupt werben 
" — 86 dürfte indeß diefe Beflimmung auf PBrivatverhäftniffe 
Inwendung finden. 

) Bergl. auch die Rede des Antragftellers in den flenograph. Ber. der II, 
3. ©. 1385 fi. 


d. Abldſ. der eallaften, den Regulirungen 1. Gem. The 


Nach der von dem Meg, —— ertheilten Auclunft hat der vo) 
Negierung erforderte Bericht dies Sadıverbäftuig als ein ech 
Gr hat dabel baranf hingemwiefen, af biefe, erft von der I. RK. 
flimmung das font im Gefegentwurf befolgte Pringip der io 
iehe, md es auch nicht über allen Zweifel erhaben fei, ob jems 
auf eine aus dem Gemeinde-Berhältnif entfpringende Verpflichtung grü 
Aufgebung im Gefet nicht beabfichtigt fei. 

Demohnerachtet befchloß die Kommifflon bie Auf dieſes mi 
fafung unverträglichen Eingriffs in das Gigenthum und bie Aufrehts 
Sapes. 


Die L Kammer hat hierauf dem Anttage gleichfalls ihr 


Bee erteilt, . 
Fü = Se me ame — en, 
echtigten bei ven im $. 2. dei ſetzes at efobenen Dede 
vergl. 8. 3. Nr. 15. des Gefeges, 

IV. Ueber die Ant er Vorſchriften des 2. = 
gene und ſchwebende tgl. den $. 99. des Qblöf. 
die Grläut. dazu, Insbefonwere auch über die (zu verneinende) 
rechtskräftige Judikate über die Griftenz unentgeldiich au 
Nechte der Anwendung des $. 2. des Ablöf. Gef. entgegenfteher 


Zum $. 3. 


T Rum 2 im Mffagmsiten, 

® diejenigen Bis dahin noch I 
) auf, deren Wegfall eine m 
DVIge eimmweuer Der verfaun gen Aufhebung des guts- u 
herrlichen Ober-Eigenthums (y. 4. Nr. 2. des Ablöf. Gef.), oder 
den Art. 40. der Verf, Urkunde v. 5. Dec. 1848 (jegt Art. 42. 
Urfunde v. 31. Ian. 1850) enatolen Aufhebung der Gerichts 
ter gutshertlichen Polizei und obrigkeitlichen Gewalt, der Schugl 
fowie der bereits früher aufgehobenen Erbuntertbänigfeit, endlich 

auch der veränderten Gemeindeverfafjung ift. 

In diefem Sinne fprechen fi ſowohl die Motive des 
Entmw., als auch die Kommiffiondberichte beider Kamm 
den Gegenftand aus. 

Es bemerken nämlich: 

a) die Motive des Regier. Entw.: . 

Im $. 3. find biefenigen Berechtigungen aufgeführt, deren m 
Aufhebung IHeils in Bolge des Wegfalls des Dber-igentfums des | 
theils nach der Befimmung im Art. 40. der Verf. Urkus 

en map. 

J Die von den Auseinanderfegungs: und ſonſtigen Brovinzial:Behd 
derten Berichte haben übrigens zu der Ueberzeugung geführt, daß in db 
denen Landestheilen Abgaben, welche ihrer Natur nach gänzlich verfd 
oft mit einem und demfelben Namen bezeichnet werben und bag daher 
frügeren Gefep-Entwurf v. 10. Juli 1848 befolgte Methode, einzelne 
hebenden Abgaben und Leitungen beiſpielaweiſe namhaft zu machen, 
denflich und beshalb nicht ferner rathfam if. Zwar hat allerdings die 
—X von. Kategorien zur Bezeichnung dieſer aufzuhebenden Recht: 
Bedenkliches; fie Fann zu einer allzugroßen Ausdehnung des Geſe J 
eflmatifchen Streitigkeiten führen; die Iepteren aber find jebe 

loße Anführnng von Beifpielen nicht zn verhindern, dem der 9 


4) Iept Art. 2. der Berf. Urt. v. 3. Ian. 1850, | 
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bag eine mit. einer ſolchen als Beifpiel aufgeführten, gleichnamige Mb: 
Natur nach nicht zu den unentgeltlich aufiuhebenden gehöre, darf den 
nicht verfchränft werden. Gse fleht zu befergen, daß gerade durch 
eife Ramhaftmachung einzelner Abgaben im Geſetze, Prozeſſe über 
auweifelbafte Natur anderer gleichnamiger Abgaben hervorgerufen wers 


"würden. 

Sulangend tie in dem $. 3. unter Nr. I—15. aufgeführten einzelnen Berech⸗ 
‚fo wirb es bei einer jeden berfelben einer fpeziellen Angabe der Motive, 
Ehhenen ihre umentgeliliche Aufhebung beantragt worden if, nicht bebürfen, bei 
! Meilen treten diefe Motive fchon von felbft hervor, indem tie nähere Bes 

biefer Berechtigungen ergiebt, daß biefelben aus den aufgehobenen Rechs 
Gutes, Grund⸗, Berichtes, oder aus der Schupherrlichkeit ıc. entfprungen 
mb desfalls ebenfalls aufhören müſſen. Nur wo noch befondere Gründe ob: 
* eine naͤhere Erlanterung erforderlich iſt, werden die Motive ſpeziell 

en. 











b Der Bericht ver Kommiffion der I. Kammer bemerkt: 


Die unentgeltliche Aufhebung ber im $. 3. bezeichneten Berechtigungen hat 
Ber Kommilfion dadurch für gerechtfertigt erachtet, daß das gutes und grunds 
Fe Obereigenthum ($. 2. Nr. 2.) die Gerichtsherrlichkeit, die gutebereliche 
$, die Gchugherrlichkeit, fo wie bie Erbunterthänigkeit (Art. AU. der Verf. 
mentgeltlich aufgehoben worden find und mit tiefen Inſtitutionen auch bie 
Be derfelben in Wegfall fommen müflen. Es find jedoch im Schooße der 
fon noch Bedenken theils gegen die Faſſung des Entwurfs, theile gegen 
indigkeit deffelben erhoben und dieſe einer näheren Brüfung unterworfen, 
thellweiſe ale begründet erachtet worden. 


> Ds Kommiffions- Bericht der I. Kammer fpricht ſich da⸗ 









nuentgeltliche Aufhebung ber hier bezeichneten Berechtigungen bat ihren 

Remmiffion einfimmig anerkannten Grund in der verfaffingsmäßigen 

Ing des guts⸗ und grundherrlichen Obereigenthums, der Berichtöherrlichkeit, 

Hikerrlichleit, der guteherrlichen Polizei, der Schuäherrlichkeit, der Grbnns 
MM, ud zum Theil der neuen Gemeindeverfafiung. ' 


MD % iR bei den Verhandlungen über die Abfaffung des Geſetzes auch 
Meqhe gekommen, 

6 nicht auch noch: a) der Fleiſch⸗ oder Blutzehnt, b) die 
ungemeffenen Dienfte in ven an Preußen abgetretenen vormald 
Sanndverfhen Landestheilen und im Herzogthune Weft- 
phalen, c) die unter dem Namen Walpurgisſchoß, Schoß, 
Schoßgeld, Bedegeld, Schäferfteuer und Spinnpienfte 
B vorfommenden Abgaben aufzuheben feien? 

e Motive ded Regier. Entw. und die Kommiffiond- Berichte 
Bammern ergeben hierüber Bolgendes: 

B Die Motive des Regier. Entw.: 

h dem früheren Befehs: &utwurf v. 10. Juli 1848 follten auch noch der 

oder Blutzehnt, fo wie die ungemefienen Dienfte in den durch Vertrag 

Mai 1815 an Preußen abgetretenen vormals Banndverfchen Landestheilen 
ia dem Herzogihume Weftphalen, ohne Entſchädigung zur Aufhebung 


Arten von Berpflichtungen find dagegen in Folge vielfacher Srinneruns 
= Provinzialbehorden in den gegenwärtigen Gefebs Entwurf unter die Zahl 

igeltlich anfzunehmenden nicht wieder aufgeuommen worden, weil, was 
aB die ungemeflenen Dienfle betrifft, fich heransgeftellt hat, daß in den ers 
w Landestheilen Dienfte diefer Art nur noch fehr vereinzelt vorfommen und 
fihen deshalb eine befondere gefepliche Beftimmung in Anfehung ihrer nicht 
fertigt erſcheint, anderentheils aber auch gefürchtet wird, daß durch eine 
e Befinnmumg die in den übrigen weftlichen Landestheilen vielfach früher vor: 
mmmenen und jetzt befeitigten Streitigkeiten über den Begriff der ungemeſſenen 
We in jenen Diſtrikten erſt hervorgerufen werben möchten. In Anfehung vee 
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— gegen deſſen unentgeltliche 
nen Gutachten Ginſpruch erheben werben if, mußte 
a, 
Al at unt „wenn man eren vi 
abldolich erflärt, „fein Grund obwalte, jenen überbies nur 
und nirgends befonders brüctenden Zehnt anders zu behandeln. i 
B) Der Bericht ver Kommiffion der I, Kammer: | 
Bon einigen Mitgliebern der Kommiffion iſt der Antrag 
a) den Wleifche und Blutzehnt; * 
b) bie unbeftimmten Dienſte in den zu dem —— 
gehörigen, durch den Vertrag v. 29. Mai 1815 an Bi 
- pormals hannöverfchen Landestheilen und im —— 
Maaßgabe der für die Übrigen Theile ber Provinz, »diefe! 
yugefihlagen Ur — ua — u 
"e) bie unter dem Namen purgisfchof, B, Sail 

Spinndienfte vorfonmenben Abgaben ueR 
ausdrücklich aufzuheben. Es hat biefer Antrag jeboch nur eine ger 
Mügung gefunden und ift deshalb abgelehnt worden. i 

In Betreff des Fleifch- und Blutzehmten machte ſich bie Anl 
daß biefer auf feinem andern Nechtsverhältnife deruhe, als der = 
felbf die Antragfteller vermochten wicht den Nachweis zu führen, 
der früheren Leibeigenfchaft originire. =. 

ir den Antrag auf unentgeltliche Aufhebung „ber imgemeffenen 
den u den Vertrag v. 29. Dei 1815 au Prcıken a J 
növerfchen Landestheilen (Mmt Reckeberg) wurde ang b 
durch das Gefep v. 21. April 1525 in derfelben Weiſe 
* In den — be —— geweſenen Lan b 

emdherrfchaf etirte Aufhel er Zanres fer EA lic 

und ber zufällige Umftaub, daß bei ber. Miederbefignahme die gefamn 
liſche ©: —D in Hannover aufgehoben und lediglich die frühern 
ber hergeftellt waren, nicht geeignet gewefen fei, eine Gleichſtellung di 
Amts Medeberg mit den übrigen vormals weitphälifchen Landestha 
febließen, wie es im $. 118 des Gefeges v. 21. April 1825 (Mr. 938 
fei. Bon der Majorität der Rommifiton wurde jeboch gegen diefe Ar 
eltend gemacht, daß die jegige Gefehgebung u einer flthen unentgel 
— ber ungemeſſenen Dienſte an ſich feinen innern Grund abg 
wenn man aber einen ſolchen annehmen wolle, diefer dann Fonfeque 
gleichen Maafregel in den öflichen Provinzen führen müfe. Wögeft 
daß eine ſolche Ausbehnung in feiner Weife fich rechtfertigen Taffen ı 
aber dem Antrage der Umftand entgegen, haf eine Menge früher ı 
Dienfte bereits in folcbe verwandelt feien, welche nach ihrer jegigen 
als gemeffene Dienfte au betrachten wären, und daher durch die u 
Aufhebung der ungemeffenen Dienfte in dem bezeichneten Sandestheife 
der Altmark gefchehen fei, viele Progefe hervorgerufen würden, 
Dienfipflichtigen würde der Machweis nicht abgefchnitten werden Fünn 
gemefjenen Dienfte an die Stelle urfprünglich ungemeffener Dienfte ge 
und ebenfo würben auch die frühern Streitigfeiten über den Begriff du 
nen Dienfle wieder auftauchen. 

Zur Begründung des Antrages auf unentgeltliche Aufhebung de 
Benennungen Walpurgisfchof, Schoß, Bedegeld, Schäferfteuer, Spin 
fommenden Abgaben wurde von dem Antrogltellr auf den unterm 10 
der damaligen Volfsvertretung vorgelegten Gefeg-Entwurf und bie M 
ben Veſug genommen. Die überwiegende Majorität der Kommil) 
veffenungeacbtet jenem Antrage ihre Zußimmung verfagen zn müffen, 
und allein nur die im $. 2. und 3. bezeichneten Kategorien von Le 
unentgeltlichen Bufpebung geeignet find, imd man nicht ohne Weitere 
Fann, daß die oben bezeichneten Abgaben überall unter jene fallen. 

Die Kommiffton hat ich überzeugen müffen, daß im bem verfdi 
besiheilen Abgaben, welche ihrer Natur nadı gänzlich verfchieden fi 
einem amd bemfelben Namen bezeichnet werden und es dedhalb für 
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‚eine beifpielsweife Namhaftmachung der einzelnen unentgeltlich aufzu⸗ 
Abgaben und Leiflungen, foweit ale es nur irgend thunlich, zu vers 


Der Bericht ver Kommiffton der L Kammer: 


einem Mitgliede der Kommiſſion wurbe bei diefem $. darauf aufmerffam 
tag in dem Geſetz⸗Entwurfe v. 10. Zuli 1348: * 

die unentgeltliche Aufhebung der in den ehemals Hanndverſchen, früher 
igl. Weftphälifchen Landestheilen der Provinzen Weſtphalen und Sachfen 
) bie frembherrliche Geſetzgebung aufgehobenen, dann aber wieder einges 
tem ungemeflenen Dienfte ausgelprochen worden fei, und die Weglaffung 
re Beſtimmung in dem jeßigen Entwurfe nicht genügend motivirt fcheine. 
a wenn dafür angeführt werde, daß eine Menge folcher ungemeſſener 
Re inzwifchen in gemeflene umgewandelt worden feien, und die Wieder: 
bung der erfleren eine Menge Brozeffe hervorrufen würde, weil ben 
Michteten nicht würde ber Beweis verfchräntt werden koͤnnen, daß ihre 
te urfprünglich ungemeflene gewefen feien, fo Fönne dem einmal nicht 
Rimmt, dann aber auch durch die Faſſung des Geſetzes vorgebeugt 


en. 
te fich jedoch bei näherer Brörterung heraus, daß das praftifche Bes 
se Zeit höchftene nur für den Kreis Wiedenbrüf und das Amt Klöbe 
fein möchte, auch bier aber ſolche Leiſtungen entweder gar nicht mehr, 
nur in fehr geringem Maaße vorkämen, das geſetzliche Kriterium 
neffenbeit in dem Sinne jener Geſetzgebung aber als fo fchwanfend 
Ne, dag die Frage fa nie ohne Prozeſſe entfchieden werden fel, und 
entendheit Des Gegenflandes die Erregung neuer Zweifel nicht lohne. 
Sachverhaͤltniß wird auf die Regierungss Motive und den Bericht der 
amiffion ber II. Kammer Bezug genommen, Seitens der Kommiſſion 
den angeführten Gründen Fein Antrag auf Aufnahme jener Beflimmung 


ven Plenarberathbungen if der Gegenſtand nicht weiter zur 
ng gefommen. 


Bu den einzelnen Nummern des $. 3. 


Ju Nr. 1. (Aufhebung des Mechtes, einen Antheil oder ein 
ıa8 einer Derlaffenfchaft, vermöge guts⸗, grund« oder ge⸗ 
Then Berhältniffed zu fordern). 


ke Motive des Regier. Entw. fprechen ſich über diefe von den 
ı unverändert und ohne Erinnerungen nah tem Regier. 
ngenommene Beflimmung folgendermaaßen aus: 


aus ber Erbunterthänigkeit entfpringende Recht des Gutéherrn, einen 
ver ein Stüd aus der VBerlaffenfchaft des Verpflichteten zu fordern, ge⸗ 
anler dem Namen Mortuarium, Sterbefall, Beſthaupt, Kurmede vors 
iR in den vormals weftphäfifchen und franzöflfchen Landestheilen bes 
» die Geſetze v. 21. April 1825 ($. 10.) aufgehoben. Um fo unbes 
ericheint es daher, daffelbe auch da aufzuheben, wo es etwa fonfl noch 


iefe Beftimmung war bereitd in ven Entwurf des Gefeged wegen 
icher Aufhebung gewiſſer Laften und Abgaben aufgenommen, wel» 
Preuß. National » Berfammlung vorgelegt worden ifl, Diefelbe 
nt (6. 1. Nr. 5.) dahin: 

igung Seitens des Berpflichteten werben aufgehoben: 
nn Antbeil oder ein —5 Stück aus Mi Verlaſſenſchaft 
noge guts⸗ oder grundherrlichen Verhaͤltniſſes zu fordern, meiſt unter den 
en Sterbefall, Beſthaupt, Kurmede vorkommend. 


das in Rede ſtehende Recht als ein Ausfluß der Erbunterthä— 
(Leibeigenſchaft, Eigenbehörigkeit, Hoͤrigkeit) und daher ſchon mit 
ılturs@efepg. Bd. 11 N 
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c) Die Motive des ad b, erwähnten, der Preuß. — Nationale 
vorgelegten Öejeg- Entwurfs bemerken übrigens, daf das hin ı 
in ver Provinz; Sahfen vorfommende terbelohn, * 
desfällen des Beſttzers von den Erben meiſt ‚neben dem gib 
demium zu entrichten ift und bieweifen in beflimmten — 
aſea 3 8. Tiſchzeug, beſteht, ebenfalls unter dieſe Katbı 

öre. ®) 

Daffelbe ift hiernach unzweifelhaft für aufgehoben zu eradhter 

d) Ueber die Aufbebung Des Nechtes ver Guts- oder Gerich 
ten auf „Erbe= over, Sterbekreuzer“, aud) „Erbe= oder Ste 
vergl. das Erf. des D. 2. ©. zu Breslau v. 7. Bebr. 1839 
Schylef. Arch. Br. 3. ©. 106, f. oben S. 76). 


2) Zu Nr. 2. (Aufhebung des Rechtes, der Zerftüdel 
Grundſtücken zu widerſprechen). 


Bergl. über die dothehu ng und di Natur diefes Mechts-t 
Deutfcbes Privat-Mecbt, $$. 50. u. 71. — Daffelbe Fommt gemwöhntic 
Namen: „Sterbefall, —— Tobfallerecht, Verſtarb. Trauer 
Zodtenzoll, Baidmahl, Gröfall, Sterbehandlohn, Fallvecbt, Topifall“, 
Theil haben die Namen eine Beziehung auf die Sache, welche dem 
Leipherrn vermöge dieſes Nechtes zufällt, als Erbgeld, Leibgeld, Leibp 
wandtheil, Gewandfall, Vefhaupt, Beltheil oder Butlheit, (Durfeer 
teuerfte, bele Haupt). Vettgewandt, Rurmede oder Körzecht, Köhrpfe 
webbe, heriotum, Beutelrecht. 

2) Bergl. audb Dönniges Landes: Kultur-Gefehgeb, 2 

3) Bergl. die flenograph. Ber, der National-Berfammi. Bo. a 
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#) Diefe Beflimmung ift von ven Kammern ohne Erinnerungen un⸗ 
Vedert nach dem Regier. Entw. aufgenommen worden. Die Mo» 
je des letzteren lauten Tarüber: 


Unter den unentgeltlich aufzuhebenden Berechtigungen war in dem Geſetz⸗ 
Wer v. 10. Juli 1848 auch das Necht des Butas cder Orundherrn, Ober⸗ 
muöhhmers nnd Brbverpächtere zu der Veränßernng, Vererbung, Zerftüdelung 
Bebuldung ter verpflichteten Grundftüde die Binwilligung zu verfagen, mit 
men. Dies if jetzt nicht mehr erforderlich, da diefes nur ſekundaͤre Recht 

em Ober Eigenthum und mit dem Bigenthum des Erbverpächtere von felbf 
Dagegen Eonnte bisher noch in denjenigen ehemals frempherrlichen Lans 
Illen, in welchen bie trei Geſetze v. 21. April 1825 gelten, nach $. 40. der: 
'auch der blos au Abgaben und Leiftungen Berechtigte, ohne Unterfchieb, ob 
tige Grundſtück zum vollen oder zum nugbaren @igenthum befeflen 
‚der Zerſtückelung widerfprechen, und diefe dem Geiſte der Berfafiung wis 
ade Berechtigung mußte daher, wie bier geichehen, befondere aufgeboben 















Bergl. vie Erläut. in Betreff ver Befchränfungen der Iheilbarkeit 
tflüde, oben ©. 125-129. 


gu Nr. 3. (Aufhebung der Abgaben und Leiftungen Nichtange- 


er). 

Zur Entſtehungs⸗Geſchichte der Beſtimmung. 

Im Regier. Entw., welcher zu dieſer Beflimmung feine befonde- 
e enthält, Tautete diefelbe nur dahin: 


Abgaben und Leiflungen der Nichtangefeffenen an die bisherige Guts⸗, 
ads oder GerichtssHerrfchaft.“ 


Die Rommiffion ter II. Kammer beantragte die unveränverte 
diefer Baffung, indem fie dazu Bolgendes bemerkte: 


Ar. 3. wurde von einem Mitglieve die Beforgniß ausgefprocden, daß der 
‚gebrauchte Ausdruck „Gutéherrſchaft“ Zweifel erregen und vielleicht 
ud die Tagelöhner zu Anfprüchen auf Befreiung von fontraftliden 
verleiten fönne, und deshalb beantragt, in Stelle der Worte; „an die 
Guts⸗, Grund⸗ oder Gerichtsherrſchaft“ zu feben: 
Beide lediglich aus der frühern Gerichtsbarkeit, Schutzherrlich⸗ 
it oder Grundherrlichkeit entfpringen.“ 

erhielt tiefer Antrag jedoch nicht die Zuftimmung der Kommiſſion, weil bie 
jene Beſergniß nicht theilte, vielmehr der Anficht war, daß die Faſſung der 

= Berlage tem Spracdgebrauche entfpreche, und audı der Ausdrud 

'isherige Butsherrfchaft es nicht zweifelhaft erfcheinen lafle, dag nur 
Ipgaben und Leiftungen der Nichtangefefienen gemeint feien, welche in ber 
je anfgehebenen Cutsherrlichfeit ihre Begründung gehabt haben. 


? II. Kammer fchloß fich hierauf Dem Antrage auf unveränderte 
me ter Beſtimmung nach dem Vorſchlage ned Regier. Entw. an.) 


as 


gm Plenum ber II. K. waren zu dieſer Beflimmung des Regier. Entw. 
Merbeff. Anträge geftellt worden: 
ven dem Abgeordn. v. Wedell (Drudf. Nr. 322. ad 3.): 
Mr. 3. im $. 3. fo zu faflen: 
alle Abgaben und Leiftungen der Nichtangefeffenen, welche lediglich 
” aus ber frühern Gerihtsbarfeit, Schupherrlichfeit oder Grundherriich⸗ 
„Eeit entfpringen.” 
fer Antrag wurde indeß ohne Abſtimmung zu Gunften tes näcffolgenden 
en, . 
Ben Gem Mbgeorin. v. Yod: 
Mr. 3. dahin zu faſſen: 
17* 








die Nr. 3. jept erhalten Hat!), und tiefer Faffung if bem 
II. Kammer beigetreten. 

b) Der Grund, aus welchem ver Zufag zu diefer Beftim 
Geſetzes ſchließlich beliebt worden ift, ergiebt ſich nach Vorſtehe 
aus ten in beiden Kammern über ten Gegenſtand flattgefunden 
ten 2) dahin, daß der Beforgniß vorgebeugt werben follte, als 


„alle Abgaben und Leiftungen, die aus dem bisherigen gut 
„ober gerichtsherrlichen Verhältnis herrühren.“ 


„Gründe. 


„Nicht die Leiſtungen der Unangeſeſſenen an bie feitgerige @ 
„Gerichtsherrſchaft fünnen aufgehoben werden, vielmehr nur bi 
„guts⸗, grunds und gerichtsherrlichen Verhältniſſe berrüßrenden 
„der Unangeleflenen. Bei ber gegenwärtigen Faſſung wärbe ;. 
„der Tagelühner, Heidemiethe und Weidezins nach dem firen 
„aufgehoben fein.” (Stenograph. Ber. der II. K, Br. 3. & 

c) Bon dem Abgeortn. v. Hagen u. Gen. (Dradf. Ar. 329. ad 

„im $. 3. Nr. 3. das Wort: „Yuts“ zu flreichen. 

Diefe Anträge wurden indeß abgelehnt und es wurde bie B 
Regier. Entw. unverändert beibehalten. (Gtenograph. Ber. ber IL 
x ©. 1402). 

1) Der Zuſatz: „foweit fie aus tiefem Verbältnifie herzuleiten ſind 
auf anderen Verträgen beruhen“, wurde auf den Verbeſſ.⸗Antrag des 
Gr. v. Rittberg (Drudf. Mr. 534. ad I.) angenommen, beffen Mot 
lauten: 

„Diefer Zufab empfiehlt ih, weil mißverfländlich ſonſt nicht 
„Aufhebung des LievlöhnersBerhältniffes in der Provinz Breuf 
„ber Bericht erwähnt, fondern auch bie der andern anf Vertrag | 
„Verbältniffe darunter fubfumirt werden fünnten. Ge wir ı 
„Dirtenlohn, Weidegelb erinnert.” 

Dagegen wurde ber Verbeſſ.⸗Antrag des Abgeordn. v. Bianco (f 
535. ad 1.) dahin lautend: 

„die Nr. 3. $. 3. wie folgt zu fallen: 

„Mt. 3. Alle aus dem bisherigen guts-, grund⸗ oder geridi 

„Merus fliegenden Abgaben und Leiltungen der Nichtangeſeiſ 

abgelehnt. — Gin dritter Verbeſſ.-Antrag endlich, weldhen ter 

v. Bethmann-Hollweg geflellt Hatte (Drudf. Nr. 535. ad 2. sub I 
„das Wert: „Guts-“ zu ſtreichen“, 

wurde zurüdgezegen. (Stenograph. Ber. ter I. 8. Br. 5. S. 2497). 


2) Bergl. die Aeußerungen der Abgeertn. v. Wedell, v. Fochm 
v. Arnim in den flenograph. Ber. der II. 8. Br. 3. S. 1400 14 
ber Abgeoron. Br. v. Rittberg und v. Bianco in den ſtenograph. 
I. 8. Dvd. 5. ©. 2487 u. 2493. 
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‚ alle Abgaben und Leiflungen des Nichtangefeffenen ohne Nüd« 
afihren Entſtehungsgrund abzufihaffen, fofern nur der Ems 
wrechtigte früher Guts⸗ Grund» oder Gerichtsherr des DVerpflichtes 
efen wäre. Man beforgte ten Tbrofal ſolcher Präftationen, die 
Gut», Grund» ober @erichtöherrlichkeit in keiner nothwendigen 
ung geftanten hatten. 
Bertreter der Staats⸗Regierung haben hierbei die Anflcht 
ochen 3), daß der Zufag ganz unndthig fei, ta auch ohne den⸗ 
Ne Behörten und Richter Feinen Zweifel über die Auslegung des 
haben würden. Es murte von denfelben hervorgehoben, daß die 
des Geſetzes ſei, „alle Leiftungen und Abgaben ter chtangefeffenen 
Buts- und Gerichtsherrſchaften“ aufzuheben, die Abgasen, 
us Dienfl- und ähnlichen Verträgen herrühren, feien feine Abgas 
Ihe an tie Guts⸗ und Gerichtöherrfchaften als folche gegeben 
und wenn foldye vertrag&mäßige Abgaben verweigert würden, 
der Butöherr viefelben unzweifelhaft einklagen oder auf Aufhebung 
zages klagen. 
i wurde von ven Vertretern der Staats-Megierung noch hervorge⸗ 
daß in dem früheren Entwurfe eine ver jetzt beantragten 
entfprechente- gewählt *), davon aber Abſtand genommen worden 
man beforgt, Daß wenn man ten Urfprung des Rechtes in Brage 
er Richter in jedem alle von dem DVerpflichteten ven Nachw 
werde, daß ein folcher Urfprung des Mechtes beftehe (vd. h. daß vie 
aus ten: guts⸗ oder grundherrlichen Verhältniffe herrühre), und 
m biefer Nachweis nicht firingent gefüprt werten Tönne, alddann 
ben fortbeftehen und nicht einmal abId8&bar fein würden, weil 
eallaften feien. 
6 die, ungeachtet tiefes Widerſpruchs der Vertreter der Staats⸗ 
g von ven Kammern befchloffene Aufnahme des Zuſatzes: 


weit fe aus tiefem Verhältniß herzuleiten find und nicht auf anderweitis 
ı Bertzägen beruhen“, 


war jedem Bedenken darüber vorgebeugt, daß nur die aus dem 
zrund⸗ ober gerichtäherrlihen Berhältniffe herrührenven 
und Leiftungen ter Nichteingefeffenen für aufgehoben zu erachten; 


ergl. die Bemerkungen des Din. des Inn. v. Mantenffel in den 
er. der II. 8. Bb. 3. ©. 1401, beagl. des Sch. Reg. Rath Schells 

ı ftenograph. Ber. der I. K. Br. 5. ©. 2187— 2488, 
r Entw. v. 10. Juli 1848 enthielt im $. 1. Nr. 8. diefe Beſtimmung 
- Kaflung: 

aus dem gut6s ober grundherrlichen Rechte ferrüßrenden Leiflungen 
y„ Abgaben der Nichtangefeffenen, wogegen auch bie etwanigen, dafür 
gewährenden Begenleiftungen wegfallen“. 
„tive dazu bemerften: 
e noch beficehenden, aus dem guts⸗ ober geundherlien Verhaͤltniſſe 
rührenden Leiſtungen und Abgaben von nicht angeſeſſenen Perſonen, 
er welchen namentlich das S ra bervortritt, müflen, ale ein ans 
ifelhafter Ausflug der Brbunterthänigfeit, unentgeltlich fortfallen; daß 
im vie Befrelung von der Rüdzahlung etwaniger Darlehne oder Bars 
ıffe sicht zu fuchen if, bedarf kaum ber Grwähnung, fowie es fidh von 
A verficht, daß auch die in Bezug auf die aufgebobenen Leiftungen 
a beftehenden Gegenleiſtungen des Gutsherrn wegfallen.“ 
‚. Ber. der Rat, Verſamml. Br. 1. ©. 488 nm. 521, desgl. Dh, 3 


‘ 
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RI der Laften der Weißst-Gerihiaharteit uud.g 
Tichen Polizeiverwaltung.) 
3) Im Regier. Entw. batte diefe Beſtimmung, zu welcher 
befondere Motive nicht enthält, folgende Faſſung: 
4) die unter verfchlebenen Benennungen vorfommenden Beiträge 
feffenen zu den Laften der Gerichtabarfeit and Beliyelverwaftung. 
Die Kommiffion der II. Kammer hatte ohne Erinnern 
ohne ſich weiter zu äußern, die unveränderte Annahme ver ® 
beantragt; allein die II. Kammer befchloß derfelben ihre jegig 


au ‚eben. !) 
Yen) Kömmiſſion der . Kammer beantragte die Genehm 
fer Baffung, indem fle bemerkte: 


F Diefe Faſſung if auf ven Verbeſſ.-Antrag des Pöggotn. Rol 
Ar. 329. ad NN. 1.) angenommen worden. (Stenograph. Ber. der II. 
©. ala), 

Dagegen wurde der Verbeſſ.⸗Antrag des Abgeordu. RancelTe, ı 


in gin 
a) hie Worte Hinzugufegen: „insbefondere die in Weſtphal 
dem Namen Droftenhafer oder Droftengeld vorfomm 


» dies dem Worte: „Polizei” hie Worte: „oder Marken“ 
fo daß es heißen würde: „Bolizeis oder Marfens Berwa 

von a — 8 
eireff eb Zuſatzes: ua arten. Berwaltung“ bemerfte der ® 
Ra Ahgseren, Ambronn), daß derfelbe überflüffig, weil berfeite 
A en „Poligeis Verwaltung“ fchon mitbegriffen jet (a. a 1 
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r 4. wird allfeitig anerfannt, daß unter biefe Behimmung auch bie 
t ber Angefeffenen und die in ber II. K. zur Sprache gebrachten „Muss 
z in Schleſien“ fallen, es einer befonteren namentlichen Bezeichnung 
ıben aber nicht bebürfe. Ebenſo war man damit einverflanden, daß 
bei der veränderten Faſſung, tie der Satz in der IT. R. erhalten Sat, 
liniß der Städte, in denen bereits früher Rönigliche Gerichte an 
Asdtifchen getreten fin, und befien 8. 8. der ®. v. 2. San. 1849 ge; 
urch mit Recht nicht geändert werde, und zu einer Beflimmung über 
Keloften bier nicht der Ort fei. 


Kammer ift den ohne weitere Erörterungen beigetreten. 

: Berbantlungen ter II. Kanımer peben nähere Auskunft dar⸗ 
be Gattungen von Abgaben und Leiſtungen durch die Beſtim⸗ 
Nr. 4. des G. 3. haben betroffen werden follen. 

vörderft iſt darauf aufmerkfam zu machen, daß ſich das Gefeg 
edigen Baffung nicht, wie der Negier. Entw., auf Abgaben 
fondern auch Leiftungen umfaßt, ſowie daß die Baffung auch 
iehung erweitert worten if, daß nicht bloß Abgaben und Lei» 
et Angefeffenen, fondern auch derartige Abgaben und Präfta- 
Nichtangefeffenen tavon betroffen werten. 

bgeordn. Robe, auf deffen Vorfchlag die gegenwärtige Fafſung 
n mwurte, bemerkte in tiefer Beziehung, daß nicht bloß Ange» 
[ontern auch häufig ganze Gemeinden zu vergleichen Abga- 
eiſtungen verpflichtet feien. (Stenograph. Ber. der II. K., Br. 3. 
jegen hat das Geſetz antvererfeitd eine engere Faſſung erhalten, 
t, wie die Worte ded Regier. Entw. annehmen ließen, alle 
He aus der Gerichtäbarkeit und Polizeiverwaltung 
ndern nur Die Beiträge und Leiſtungen zur liebertragung der 
(aufgebobenen) PBrivats Gerichtöbarfeit und guisherrlichen 
saltung für wegfallend erflärt worten fint. (a. a. O.). 

jen alfo die aus ter Staats» Gerichtöbarfeit und Polizei flie- 
ten durch dies Geſetz nicht für aufgehoben erklärt werten follen.') 
a hat, wie tie VBerhantlungen ergeben, auch bier abfichtlich eine 
Nomenklatur der unter die Kathegorie der Beflimmung 
Yattungen vermieden, um nicht der Gefahr zu verfallen, dennoch 
denen Verhältniſſe nicht erfchöpfend zu berüdfichtigen. 

Ine Gattungen der durch die Beſtimmung berroffenen Laften 
n® bereitö theils bei der Berathung des Gefeges, theild auch 
ıdicando zur Sprache gefonmen. 

anz unzweifelhaft gehören bierber die uͤnter den Benennungen 
d, Schugzins, Jurisdiktionszins vorfommenten Beiträge 
ffenen und Nichtangefeffenen zu ten Laften der Gerichtöbarkeit 
verwaltung, ?) wobei indeß tie Beſchraͤnkung durch das vorlehte 
F. 3. zu beachten ift. 

rad Nähere hierüber in Zuf. IV. Mr. 5. zu 66. 10—12. 
. 9. Oft. 1807, oben ©. 73 — 75. 

(fügen ift bier noch, daß neuerdings das Reviſ. Kolleg. für 


gl. die Bemerkungen in dem Kommifl. Ber. ber I. Kammer, oben 


Entwurf. v. 10. Juli 1845 ($. 1. Nr. 9.) führte nur die ſe auf, und 
rjenigen Beſchraͤnkung, welche jept der vorlegte Sag des $. 3. des 
‚aufgenommen hat. (Gtenograph. Ber. ber Nat. Berfammi. Br. 1. 


21). 
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Robe führte namentlich —— daß „Gerichtshafer“ un. 
—— identiſch feien,, woranf das Amenbement des Abgeordn. Lancı 
ches den „Droftenhafer“ unb das „Droftengeld“ speziell aufnchr 
abgelehnt wurde, um nicht in den fehler zu fpezieller Nomenklatur je 

3) Vergl. die Betreff. Bemerf. des Abgeortn. Robe in den fteneg 
ber I, 2b. 3. ©. 1402. — Die fogen. Nichterfuhren und der S 
der nach Sanbes-Poligeigefeßen von einem Orte yum andern gu —— 
brecher und Landftreicher find im A. L. R. I. 7. 8. 37. Nr 8, 
Gemeindelaften aufgeführt. 

4) Der Abgeordn. Rebe hatte nämlich zu Nr. 7. des $. 3. dem! 
ſtellt (Drudſ. Nr. 329. ad II. 3), biefem Sage die Worte hinzugufüge 

„Tetwie diefenigen Abgaben, welche für ben von ber Gutsbenfi 
„nommenen Schuß des Dorfes gegen Ueberfälle von Aufen d 
zahlt werden.“ 

Der Antragfteller erörterte dabei, daß Hiermit bie fogen. Musketi 
gefroffen werben follten, welche nadı dem 30jährigen Kriege (in Sal 
dens der Gufsherefchaften dafür eingeführt worden, um Musketiere u 
der Dörfer gegen umberziehende entlaufene und. brodfos geworbene & 
unterhalten. Die Musfetiere, bemerkte der Antragfteller, würden jebt 
gebrancht, aber die Beiträge würden unter bem Namen „Musfetierge 
jest forterhoben. 

Der Berichtserftatter —— Ambronn) bewerkte, daß die 
ſchon unter die Nr. 4. des 8. 3. falle, worauf die IL. Kammer den ! 
Abgeordn. Robe nicht annahm. (Stenograph. Ber. ber IT. K., Br. ! 
—1405). 

" Die Kommiffion ber 1.K. erklärte ſich übrigens in ihrem B 
$. 3. Nr. 4. (f. oben ©. 263) damit einverflanden, daß die Musketi 
amter der Beflimmung bet Nr. 4. begriffen feien. 

h —— auch 5 —— — Bi an: —— 
rutengelder ben Auf in Robe’s Lehrzeitung für Entlaftung bes 
Orundbefipes, Jahrg. 1850 Nr, 7. ©, 25 fi. .) 
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a) IR das fogenannte Dreidingsgelt in Schlefien als eine nach 
ER. 4. Tas Ablöf. Gef. aufgehobene Abgabe zu erachten? :) 
de Mevifions- Koll. für Landes» und Kultur-Sachen bat 
heat. v. 11. Juni 1852 bejahet, indem e8 (unter Bezugnahme auf 
Baye'8 und Gtenzel’d Urkund. Samml. S. 221 und P. IL Art. 16. 
"Banded- Oren. Ted Fürſtenthums Dels v. 27. April 1617) ausführt, 
der Hanptzwec des Dreidings in Schleflen die Aufrechthaltung der 
Wichen Sicherheit gewefen, und daß der Zufammenhang deſſelben mit 
Berichtsbarkeit und Polizeivermaltung unzweifelhaft, deshalb aber 
nuehmen fei, daß vie bisher dafür gewährten Abgaben nach $. 8. 
4 des Abldf. Def. aufgehoben, und es gleichgültig ſei, daß ter Staat 
öberıen die Polizeiverwaltung noch nicht abgenommen habe. 
des Revif. Kolleg. Bd. 5. S. 406—410). ' 
) Ueber die Aufhebung der unter dem Namen „Schoß“ zu ent« 
Abgabe, vergl. die Erläut. zum $. 3. Nr. 10. des Abldf. Geſ. 


0) Zu Nr. 5. (Aufhebung ver Abgaben nnd Leiftungen, außer 
eelichen Koften, für gerichtliche Akte oder bei Gelegenheit 
en). 
Diefe Beftimmung ift von den Kammern unverändert aus tem 
r. Entw., welcher befondere Motive dazu nicht giebt, angenommen 
u Auch vie Rommiffiond»-Berichte der Kammern haben fidh 
dieſe Beſtimmung nicht geäußert. 2) 
Gehört die Lehnwaare zu den nach $. 3. Nr. 5. des Abloͤſ. Gef. 
men Laften? 

verneint das Ob. Trib. per sent. v. 12. Febr. 1852 (unter 




















Ya dem Gntw. v. 10. Juli 1848 (8. 1. Nr. 10.) waren die Dreidings 
asmentlich als mwegfallend aufgeführt, und zwar unter den aus der 
tebarkeit entfpringenden Abgaben. (Stenograph. Ber. der Nat. Vers 
Be. 1. S. 388). 

Ber in ber 1. 8. von dem Abgeordn. Robe geftellte Berbefi. - Antrag 
Mr. 329. ad N. 2.): 

ror dem Worte: „Gebührentaxen“ einzufchalten: „allgemeine”, 

ebgelehnt und die Faſſung des Regier. Entw. unverändert angenoms 

(Stenograph. Ber. der II. K. Br. 3. S. 1403). — Zu bemerfen if hier⸗ 
5 der Abgeordn. Robe das erwähnte Amendement dadurch motivirte, daß 
Schlefien von den Privat s Gerichtsherren früher geübte Autonomie in 
Kachen in biefer Provinz eine Menge verfchiedener GerichtesGebührentaren 
thracht Hatte und feit dem Grlaß der allgemeinen Gebührentare v. 3. Aug. 
leffach tarüber geftritten werben mar, in wieweit die Erhebung höherer 
be, als biefe Bebühren-Tare geftattet, noch zuläffig fei. Dielen Bweifeln 
» vergefchlagene Ginfebiebung des Wortes: „allgemeinen“ vorbeugen. 
'n. des Inn. (v. Manteuffel) und der Berichtserftatter (Abgeorbn. Am⸗ 

wantten indeß ein, daß fich die Beftimmung sub Nr. 5. nur mit folchen 

und Leiſtungen befchäftige, die nicht gu den Sporteln gehören, und 

Ablõſ. Geſ. nicht der Drt fei, auf eine Reviflon der Sportel⸗Geſetz⸗ 

einzugeben (a. a. D.). 
dem Entw. v. 10. Juli 1848 ($. 1. Mr. 10.) Tautete diefe Beſtimmung 


„10) die aus ver Gerichtsbarkeit entipringenden Abgaben, welche außer 
ven Koften, beren Grhebung ſich anf gefeplich beſtehende BebührensTaren 
zündet, entweder dauernd an Gerichtsperfonen, oder bei einzelnen gericht« 
ichen Berhandlungen entrichtet werben, 3. B. die Abgaben an Gerichte; 
jener, pie Dreitinggelder, Zählgelver, Siegelgelder.“ 
y5. Der. ber Rat. Verſamml. Bd. 1. ©. 455). 
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a — ‚Ein ——— * 
— 7 me N ’ J 
im engen Sinne, fondern and ge Bi une 
$.8., $. 30. 1. Cap, $. 35. am Onde des  @. 


. ®. *8 
Isıı — in $, 31. der Ab. D. v. 7. Yumi 1824, — in ben $$. 38 
bes Pofener Megulir. Gef. v. 8. April 1823, — in den $$. 20, 38, 
46., coll. 51., $. 58. Nr. 1b,, $$.-67., 69., 72., 88, 89, 94, 114 
über die den Grundbefig betr. Nechtsverhältniffe sc. im wormaligen | 
Wefiphalen v. 21. April 1825, — in den $$. 6. lit. A, 24, 29., 31, 
92., 105., 109, 110, 122, 123, 126, 127, 128, 129., 132. 
D. v. 13. Juli 1829, — in dem Gef. wegen Grleichterung der Ablt 
licher sc. @eiftungen v. 30. Juni 1841, Ja felbft bloße Duldungen (f 
werben nicht felten bazu gerechnet, wie dies namentlid in den Ausbrä 
gerfeitige Leitungen“ umd „Begenleiftungen” gebräuchlich if, fo 5. ®. 

1., 57. Nr. 5. des Negul. Gb. v. 14. Sept. 1511, — in dem Art, 
105. der Deft. diefes Gdifts v. 29. Mai 1816, — im Marginale zu $. 
in den $$. 105. und 178. der B. wegen Organlfation der Gen, Ko 
20. Juni 1817, — im $. 143. der Gem. Th. Ord. v. 7. Juni 1821, 
88. 6. 16., 29., 99. des Pofener Regul. Gef. v. 8. April 1823, — ü 
betr. die Appellation gegen Gutfcheitungen in gutsherrlic, bäuerlichen 
heiten vom 26. Aug. 1825, — im $. 75. der Nblöf. O. v. 13, Juli 
im $. 1. der K. OD. wegen Anwendbarfeit der ®. v. 14. Der. 1833 at 
herrlich bänerliche Negnl. ıc. v. 15. März 1834, — im $. 61. der ©. 
Gefchäfts- Betriebs in Gem. Th. x. v. 30. Juni 1834. 





4) Die Motive biefes Beſchluſes erhellen aus den ftenograpb 
luugen der I. K. nicht, da eine ſpezieile Diskuffion über die Mr, 6. m 
funden hatz indeß ift zu bemerken, daß auf den Antrag des eer 
über bie Beibehaltung des Wortes: „Abgaben“ getrennt abgeflimm 
bei die Hinzufügung jenes Wertes abgelehnt wurde, (Stenogr. Be 
Bb, 2. ©. 2496 u. 2497). 


Gef. v. 2. März 1850, betr. die Abläf. sc., ($. 2.). 269 


Manchmal werden „Leiftungen” den Dienften gegenüber geftellt und umfaffen 
su keiſtungen im engften Sinne und eigentliche Abgaben, 3.8. im $. 7. der V. 
pa Berleibung des Cienthums von den Brundflüden der Immebiat:Ginfaflen in 
ı demainen von Oftpreußen ıc. v. 27. Juni 1808, — im $. 15. des Regul. 
u 13. Sept. 1811, — im Titel und im $. 27. der Abl. Orbn. v. 7. Juni 
1, — im 6. 25. des Gef. über die Ausführung der Gem., Theil: und Abldſ. 
w v. 7. Juni 1821, — in der Einl. zur Ablöf. Ordn. v. 13. Juli 1829. 
Rech Käufiger fichen die Ausdrücke „Abgaben“ und „Leiflungen” einander ges 
kber, und bezeichnet dann der legtere Ausdrud tie Leiſtungen im engften Sinne 
eigentliche Dienfte, fo 3. B. im $. 6. der cbigen 3. v. 27. Juli 1808, — 
8. 9., $. 30. 2. Sag, $$. 35., 48. des Regul. Ed. v. 14. Sept. 1811, — 
Art. 16. ver Del. v. 29. Mai 1816, - im $. 38. der Abläf. Orb. v. 7. 

18521, — im $. 38. Nr. 4. des Pofener Regulir. Gef. v. 8. April 1823, — 

66. 26., 58., 65., 115. des Gef. für das vormalige Königreich Weftphalen 

. April 1825; — im $. 3. Nr. 2. der Ablöf. Ord. v. 13. Juli 1829, — 

A des Gef. wegen Sicherftellung der Rechte dritter Perfonen sc. v. 29. 


Gin und wieder iſt der Ausdruck: „Leiſtungen“ gleichbedeutend mit Abgaben, 
im $. 30. Nr. 4. u. 5. des Pofener Regul. Gef. v. 8. April 1823, — im 
. der Ablöf. O. v. 13. Juli 1829, — im $. 46. der V. v. 30. 


[ man nun, weldhen Sinn der $. 3. Nr. 6. des Ablöf. Gef. v. 2. März 
dem Ausdrucke „Leiftungen” verbinde, und hält man ſich dabei einzig 
an ben Sprachgebrauch, wie er in dem jebigen ganzen Terte biefes 
vorliegt, fo iſt zuvörberfi Far, daß jene Stelle unter ven „Leiflungen“ 
Anderes und Mehreres verfiche, als eigentliche Dienfte, denn es heißt darin: 
und Leiftungen.“ Wan wird aber auch zu der Annahme gebrängt, daß 
ebrauch vieles Geſetzes Leiftungen von Abgaben babe unterfcheiden 
benn in vielen Stellen des Gefebes, nämlich im $. 2. Nr. 2., 3., 5., 7., 
5. $. 6. im 1. und 3. Sage, in der Ueberfchrift des Tit. VIII., im $. 58., 
ie a. Re. 3. lit. b. Nr. 2, $. 32. lit. b. und F. 107., werden Abgaben 
ngen neben einander aufgeführt, und nur dreimal (akgefehen von den 
R, wo das Wort „Begenleiltungen” vorfommt), nämlich im 8. 3. Nr. 14., 
2. Eak, S. 50. lit. b. Nr. 4., wird der Ausdruck „Leiſtungen, unzweid eu⸗ 
weitehen Sinne, worin er auch Abgaben umfaßt, angewendet. Noch mehr 
Üch diefe Annahme durch die Vergleihung von $. 3. Nr. 6. und Nr. 7. 
rtigen, da, während es unter Nr. 6 heißt: 
‚selle in Beziehung auf die Jagd cobliegenden Dienfle und Leitungen“ 
Br. 7. gefagt wird: 
salle Dientte, Abgaben und Leiftungen zur Bewachung gutsherrlicher 
Debaude und Grundflüde.“ 
—* könnte es ſcheinen, als ſei der Sprachgebrauch der Geſ. v. 2. März 
für die Verneinung der Streitfrage anzuführen. Auch könnte man ſich 
auf die allgemeine Regel berufen, daß Gelege, die bisher beſtandene Rechte 
Rutfchädigung aufheben, steictissime ausyulegen feien. 

noch muß man ſich aber für die Bejahung ber Streitfrage enticheiben, 
Ran auf Das Motiv, welches die Sefepgebung in den $$. 2. und 3. dieſes 
® zum Grunde liegt, zurüdgeht und den Gang biefer Geſetzgebung in feinen 
en Statien verfolgt. 
kotiv für die in den 88. 2. und 3. ausgefprochene unentgeltliche Aufhebung 
dener Berechtigungen war bie Abficht, alle diejenigen Berechtigungen unents 
aufzuheben, welche entweder als Ausflüffe der Serichtsherrlichleit, der guts⸗ 
en Boligei und obrigfeitlichen Gewalt, der Schugberrlichkeit, der früheren 
erthänigfeit und der früheren Steuers und Gewerbe-Verfaſſung zu betrach⸗ 
n. oder doch die freie Verfügung über das Grundeigenthum befchränften, 
rechtigten aber feinen materiellen oder einen nur felten zu verwirklichenden 
13 zufälligen Umftänden abhängigen Vortheil gewährten. Die Abficht, alle 
£ ver @erichtöherrlichkeit sc. zu befeitigen, lag namentlich dem $. 3_zum 

Man wollte damit den Art. AU. der Verf. v. 8. Dec. 1848 (Art. 42. der 
 y. 31. Ian. 1850) zur Ausführung bringen, wonach ohne Entſchaͤdi⸗ 


gehoben find: 
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gen 
nach der Abficht der Regierung durd) das Wort „Eeiftum he 4 
auch die Jagd-Abgaben getroffen werden follten. Cie lafen and, 
Zwe darüber, daf es nicht im der Abſicht der beiden Kammern 
in diefer Begichung etwas von dem Regierumgs-Enftwurfe, Mbrweicht 
fimmen und mit dem Meorte „Leiftungen“ einen andern Sinn zu ve 
der Regierungs-Guttonrf. Mindelens aber Läpt fich das ans Sara 
daß man bei Anwendung der Ausdrüde: „Leiftungen“, „Abgaben“, „; 
Leitungen“ se. im ben Ablöf. Gef. v. 2, März 1850 fh eines Genara 
ebrauchs nicht bewußt geworden it, daf mithin die aus dem Spracg 
fs ſes Geſetzes für die Berneinung der Streitfrage hergenommenen Grü 
wicht verlieren. 
Was zunächtt die Mbficht der Regierung anfangt, Fo empfiehlt das ı 
‚Bromemeria d. 20. Juni 1845 zur unentgeltlichen Aufhebung micht BI 
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% und Jagd⸗Leiſtungen fondern auedrüdfich auch bie Jagd⸗Abgaben. — 

st. Ber. der Nat. Berfamml. S. 243. Ep. I. (Br. 1). — 

Beufo war in dem ter Berjammlung zur Vereinbarung ber Preuß. Staates 

ſang durch die Botfchaft v. 10. Juli 1838 mitgetheilten Geſetz⸗Entwurfe 

(&bental. S. 455): 

8. 1. Ohne Gntichätigung Seitens ter Berpflichteten werten aufgeheben: 
„13. die Jagddienſte, die Verpflichtung Jagdhunde zu füttern, Jäger 
anfınnchmen nnd fonftige unmittelbar zum Zwecke der Jagd cbliegende 
Seitungen, Dienfte zur Bewachung gut&herrlicher Gebäude oder ſonſti⸗ 
ger Grundſtücke .... Betendienfte und Abgaben, welche lediglich 
die Stelle der vorbenannten Dienfle und L2eiflungen 
vertreten.“ 

auz tiefeibe Faſſung findet fich in dem Siſtirungs-Geſ. v. 9. Oft. 1848 

der Anl. A. zu der B. betr. die interimiftifche Regulirung der gutsherrs 

lichen VBerbältnifie in der Provinz Schleiien v. 20. Dec. 1848. 

ı der erften gedruckten Redaktien des Entwurfs ju dem jesigen Abloͤſungs⸗ 

». 2. März 1850, welche faft wörtlich aus dem von der Eentral-Abthrilun 

fajungssVereinbarungs-VBerfammlung ihrem Beridte v. 22. Sept. 184 

sten neuen Entwurfe des Geſetzes wegen unentgeltlicher Aufbebang mehre⸗ 

kn und Abgaben (ift in den flenogr. Ber. nicht abgebrudt) entnommen iſt, 

Kim 6. 3. Mr. 11. lit. a.: 

bie in Beriehung auf die Jagd obliegeuten Tienfte und Leiftungen, wo: 

im auchdie unterden Namen: „HDundeforn, Qunbehafer, Hundes 

of” vcrfommenden Abgaben gehören.“ 

M bei ber zweiten Redaktion erhielt diefer Gntmurf die Faſſung des jetzigen 

b: 


Die in Bezug anf die Jagd obliegenden Dienfte und Leiſtungen“, 
man ten Satz: „wehin ..... gehören” weglieg. Diefer Weglaffung Tag 
kb tie Abficht zum Grunte, das Hundefern und andere Jagd⸗Abgaben von 
Matgeltlichen Aufhebung auszuſchließen. Eie hatte vielmehr einen in den 
m zur briften Retaftion des Gefeh: Entwurfs [ftenegr. Ber. der II. K. 
Ey. I. (Br. 1.)] angegebenen allgemeinen Grund, nämlich die durch die 
der ProrinzialsBehörden berbeigeführte Uchergeugung, daß in den einzel⸗ 
eilen Abgaben ron gänzlich verfihiederer Natur cft mit einem und 
Ramen bezeichnet würden und bag daher die beiipielsweile Anführung 
dert Abgaben und Leitungen höchſt berenklich, mithin nicht ferner 
wfei Aus diefem Grunde lieg man bei der zweiten Retaftien auch nicht 
ne einzelnen Beilpiele von Jagd-⸗Abgaben weg, fentern audı die in ber 
kedaktien bei anderen Abgaben und Leiſtungen angeführten Beifpiele. 
t Kaflung der zweiten Redaktion ging demnächſt wörtlich über in die tritte 
w des Geſetz⸗Entwurfs, (cbentaf. S. 73, Sp. Il.), in welcher terfelbe den 
fammern übergeben wurde. 
: Subalt aller diefer Verarbeiten läßt feinen Zweifel darüber, daß bie 
g die Abiicht, auch die Jagd⸗Abgaben der unentgeltlichen Aufhebung 
werfen, urſprünglich gehabt und trotz ter mannigfadıen Beränterungen in 
mg der bezüglichen Geſetzſtelle fortwährend feitgehalten hat. Nude it in 
afungen ver Regierungs:Organe bei der Beratung des Geſetz Entwurfs 
eiden Kammern durchaus nichts enthalten, was tiefe Abficht zweifelhaft 
laſſen kennte. 
Agrar-Kemm. der II. K. bei welcher der Geſetz-⸗Entwurf zuerſt zur Bes 
fam, fand in ihrem Berichte v. 18. Dft. 1849 — Stenogr. Ber. der II. 
291, Sp. II. (Br. L), — daß tie Faflung des Regierungs: Entwurfs 
keabfichtigte Ausdehnung zulaſſe und teshalb einer felchen Abänderung 
welche die unentgeltliche Aufhebung anf unmittelbare und perſönliche 
ı zur Jagd befdränfe, Eie fehlug darum ver, die in der Anl. A. zum 
ben Gefese für Schlefien v. 20. Dec. 1848 enthaltene Faſſung: 
Jagd⸗Dienſte, die Verpflichtung, Jagdhunde zu füttern, Jäger auf 
ehmen, und fenflige unniittelbar zum Zwecke ter Jagd chliegende 


ungen . . , 
ten. Ihr Vorſchlag erſtreckte fich nicht auf die Beibehaltung des Schluß⸗ 


er Fafſſung: 
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‚Hiernacb lann man nicht Br etwas Anderes 
die Abficht Hatte, Im Ginverftändnife mit ber 
„Leiftungen“ auch die Ja; ———— ber umentgeltlichen Aufhebung 
werfen. Diefe Abficht ift im obiger Abftimmung fo bentlich ausgefpn 
auch die Art und Weife, wie fie bei der gleich darauf, folgenden Mbftin 
Reg. Entw. zu Nr. 7. OPräflationen zur Bewahrung gutäherrlicher @ 
amendirte, feinen Zweifel daran zu erregen vermag. 

Bu diefer Nummer war, wie ſchen erwähnt, von der AgrarsKomm 

fügung der Worte: „und Seiftungen“ beantragt werben. Noch weiter 
Yberbefferungs: Antrag eines Abgeordneten für die Provinz Sachen — 
Ber. der IL 8. ©. 1397, Sp. I, ©. 1404, Sp. I, (Bb. I). — Er 
Ginfhaltung des Wortes: „Abgaben“ vor, weil der Sprachgebrauch des 
unter dem Ausbrude: „Leiflungen“ nicht Immer auch Abgaben begreift 
die DomainensBerwaltung in einem Bezirke Thüringens bereits zwar | 
dienfte, nicht aber das Macht und DefenfionssGeld unentgeltlich era 
Diefer —————— wurde von ber II. K. angenommen — @ 
1405, Sp. I, — nachdem der Berichterftatter der AgrarsKomm. 
und dabei namentlich bemerft Hatte, daß dieſe Kommiſſton unter den „| 
and) die Abgaben verfianden habe. — Cbendaſ. ©. 1404, Sp. U. 

Zufolge obiger Abflimmung der I. K. gelangten bie Nr. 6. und 7 
im nachftehender Faſſung: 

„6) alle in Beziehung auf die Jagd obliegenden Dienfte und Leif 

1) alle Dienftie, Abgaben uud Leiftungen zur Bewachung gutehen 
baude und Grundjtüde,* 
an die l. Kammer, 

Deren AgrarsKommilfion ftellte ohne mähere Begründung 
Ber. den Antrag, bei Nr. 6, hinter dem Worte: „obliegenden" das 
gaben“ einzufchalten. — Stenogr. Ber. der 1, 8. ©. 2484, ©p. 1. 
In Uebereinftimmung hiermit werwarf fe bie vom mehreren” ihrer 
Mr. 7. beantragte Streichung der Worte: „Abgaben und Leiftungen,“ ) 
Streichung Diet Mitglieder die durch Umwandlung von Wacht-Dienften 
nen Wächters Gelder vom der mmentgeltlichen Aufhebung auszufchli 
fihtigten. Zur Begründung tiefer Veriverfung führt der Vericht an 
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g einer Naturalsteiltung in eine Geld⸗Abgabe bie causa der Ber: 
Men noch nicht unbedingt äntern,- ein Zurüdgehen auf die causa auch bei 
dertragsmaͤgig fegefepten Wächter⸗Gelde durch Art, 40. der Verf. geboten 
eine tie causa der Verpflichtung treffende Nevation erfi darin gefunden 
Rane, wenn das Wächter:Geld in Ablöfungs-Recefien als ein Theil der 
Rente übernommen worden ſei. — Stenegr. Ber. ter I. 8. ©. 
Ey. II. (Br. V.). — Diefer Anficht entfpricht auch das Outachten ber 
über den vorlchten Schlußſatz des $. 3., wobei von ihr der Antrag eines 
‚ binter dem Worte: „übernommen“ die Worte: „oder durch Vertrag 
fee Geld Abgabe umgewandelt“ einzufchalten, verworfen wurbe, weil 
ver Ort zur Beantragung einer desfallfigen Verbefierung fei. — Eben⸗ 
2486, Ep. I. — Zu $. 100. iſt indefien ein felcher Antrag nicht geſtellt 


Bi den Beraiiungen des Plenums der I. K. brachte man auf den An⸗ 
Abgeordneten — Ebendaſ. ©. 2396, Ep. I. — fowohl den Zufaß 
Kcmmilflon: „Abgaben“ zu Nr. 6., ale die Zufäge der IL K. „Abs 

Fasd Leiſtungen“ zu Nr. 7. getrennt von tem übrigen Inhalte biefer Nums 
jer Abſtimmung, und dabei wurde gu Nr. 6. der Zufag: „Abgaben“ abgelehnt, 
. Ber 1. 8.6. 2497, Sy. I. (Bd. V.), — zu Nr. 7. die Beibes 
er Worte, „Abgaben und Leitungen“ befchloffen. — Ebendaſ. S. 24398, 


He Diskufflonen über diefe Nummern und insbefondere über den Einn 
„Abgaben“ umd „Leiſtungen“ find diefen Abflimmungen nicht voranges 
Es iR daher auch nicht beſtimmt erfichtlich, welche Motive ihnen zum 
lagen. Die Abficht der Agrar⸗Komm. Fonnte nicht zweifelhaft fein. Sie 
uud deutlich dahin, in Bezug auf beide Nummern auch die Abgaben 
etlichen Aufhebung zu bringen. Die Gründe, welche der Komm. Ber. 
"Wufbebung des Wachter⸗Geldes anführt, paſſen auch auf die Aufhebun 
bgaben. Wenn demungeacdhtet die I. K. das Wort: „Abgaben“ be 
flationen (gu Nr. 6.) verwarf, beiden Wacht-Präftationen (zu Mr. 7.J 
beibebielt, fc läßt ficdh dies nur dadurch erflären, daß bei der erſten Abs 
bie Majorität nicht blos von denjenigen Mitgliedern gebiltet wurde, 
Jagd: Abgaben von der unentgeltlichen Aufhebung ausgefchloffen willen 
fentern auch von denjenigen Mitgliedern, welche mit dem Reg. Entw. 
t waren, daß das Wort: „Keiftungen” zur Mitaufhebung der Jagd: Abs 
indem es die Abgaben in fich begreife. Wolgerichtiger Weife 
Beifich dieſe letzteren Mitglieder auch bei der zweiten Abſtimmung (zu Nr. 
ort „Abgaben“ verwerfen müflen. Dies fonnten fie aber nicht, ohne 
auch die Wacht⸗Leiſtungen von der umnentgeltlichen Aufhebung auszus 
denn bier wurde das Wort: „Abgaben“ nicht gefondert zur Abflimmung 
ſondern auf einmal die drei Worte: „Abgaben und Leiſtungen.“ Eichers 
igens auch bei dieſen Abflimmungen ein Motiv mit wirkſam gewefen, 
vielen Beichlüffen der I. K. über das Ablöf. Gef. mitgewirft hat, das 
ig nämlich, fo wenig wie möglich von den Befchlüflen ver II. K. abyus 
‚damit Durch die in Kolge von Abweichungen nethwendig werdende weitere 
kg im dieſer Kammer die allfeitig als dringendes Bedürfniß anerfannte 
Feſtſtellnng und DVerfündigung des Abloͤſungs⸗Beſetzes nicht verzögert oder 
itelt werte. 
enfalls ift in den Verhandlungen der I. K. fein Motiv erfennbar für eine 
tpene Behandlung der Jagd: Präftationen und der WachtsPräftatienen. 
je Abſtimmung berechtigt daher nicht gu dem Schluffe, daß tiefe Kammer, 
ud von Dem Gutachten ihrer Kommiſſion, vie Abficht gehabt habe, zu Nr. 
bgaben von der unentgeltlichen Aufhebung auszuschließen. Vielmehr darf 
b von ber I. KR. annehmen, daß fie in Uebereinflimmung mit der Regies 
Zagt:Abgaben ebenfalls unentgeltlich aufheben wollte, 
porhebung verdient fchließlich hierbei noch der Umftand, daß im ganzen 
ter gefammten (egislaterifchen Verhandlungen über das Ablöſungs-Geſeh 
t ein einziges Dal anf jene engſte Bedeutung des Auedrucks: „Leiſtun⸗ 
nach er einer, Seits die eigentlichen Dieufte, anderer Seits die eigente 
gaben ausfchließt, ausdrüdlich hingewiefen worden if. Diefer Umitand 
; fehe unwahrſcheinlich, daß die gefepgebenden Gewalten den Ausdrud 


tultur⸗Geſetzg DO N. 18 
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laß gegeben, ob auch die auf die Jagd ſich beziehenden Ubgaben 
find. Es it aber die Anficht vorberrichend geblieben, baß dieſe Be 
der Faſſung ale auf einem Redaftionsmangel berubend, nicht zu bi 
und bie ab aben in Berichung auf bie Jagd 'ebenfo aufgehoben fi 
Mächterabgaben und die Jagpdienfte. (Briäut. des Abi. Gef. ©. 29 


Man wird fich der erfchöpfenden und vollfommen üb eupe 
führung tes Reviſ. Kollegiums in dieſer Frage nur anfarke 

2 Die Bezeichnung: „Jagdgeld“ bildet eine Präfumtion 
eine Abgabe fich auf Die Jagd bezieht. 

Sp erfannt von dem Reviſ. Kolleg. für Landes- Kulı 
unterm 19. Nov. 1852. (Bräj. Nr. 13. in der Präl. Samml. des 
leg. ©. 38). 

’ d) Das Sammeln und Mbliefern von Cbrefchenbeeren iſt 
Weiteres für eine unentgelplich aufgehobene Iagpleiftung zu er 
.Erkannt von vem Reviſ. Kolleg. für Landes» Kult. Sad 
16. April u. 5. Nov. 1852. (Bräj. Nr. 12. in der Präj, Samm 
Kolleg. ©. 34). 


7) Zu Nr. 7. (Aufhebung der gutöberrlichen Wachtdien 
a) Dieſe Beſtimmung lautete im Regier. Entw. nur dahi 


7) alle Dienſte zur Bewachung gutsherrlicher Grundſtücke. 
Vergl. die Motive des Regier. Entw. zu $. 3. Nr. € 


. 267. 
a) Die Kommiffion der II. Kammer bemerkte dazu: 


Die Belimmung der Nr. 7. gab mehreren Mitgliebern zu der 
Anlaß, wie es an einigen Orten in der Provinz Echlefien bergebre 
ur Bewachung gutsherrlicher Gebaͤude nicht allein Dienfte, fondern aı 
Getreide gewährt werbe und wegen des gleichartigen Urſprungs bieft 
auch das Geſetz auf folche Leiftungen auegedehnt werden müfle. Die 
hat dies ale gerechtfertigt anerfannt und deshalb hinter den Worten „ 
den Sufag: „und Leiftungen“ für erforderlich erachtet. 


Das Plenum ver I. Kammer entfchien ſich indeß für dir 
fung, welche die Nr. 7. jegt in dem Geſetze erhalten bat. ı) ( 
Ber. der I. K. Br. 3. S. 1405). 


1) a) Diefe Fafung wurde auf den Verbefl. Antrag des Abge 
(Sangerhaufen) (Drudf. Nr. 329. ad IV.) angenommen, deffen Bi 
auten: 

„In ven Motiven des Gefeß- Entwurfs wird anerfannt, da 
„die Dienfle, fondern auch die Abgaben, welche für Ben 
„Beuntflüden geleiftet werden, wegfallen müflen. Die Ken 
„deshalb die Binfchaltung des Wortes „Leiſtungen“ befün 
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N Die Kommiffion der I. Kammer äußerte ſich dahin: 


3a Rt. 7. wurde von mehreren Mitgliedern auf Sireichung ber Worte: „Abs 
zuud Leißungen“ angetragen, weil hänfig durch Berträge eine Umwandlung 
Bacteienke in ein Wächtergeld flattgefunden babe, und zu felchen Verträgen 
‚auch ben neneren Enticheibungen des Obertribunals tie Urbarien gehörten, 
men ebenfalls der Pflicht zur Zahlung des WWächtergelves flatt der Wacht⸗ 
ke erwähnt werte. Gin Bingriff in Privatverträge fei aber nicht gerechtfertigt 
anb ter Grand für die mmnentgeltlihe Aufhebung eines  verfönlichen 
bier nicht vorhanten, wo nur eine Natural⸗ oder Geldabgabe gezahlt 














gen wurde jetoch erinnert, daß die Verwandlung der Naturalfeiftung in 
bgabe tie causa ber Verpflichtung noch nicht unbetingt ändere, und ein 

anf diefelbe auch bei einem vertragsmäfig flipulirten Wächtergelde 
Art. 40. der Berf. ) geboten. fei. Cine, jene causa der Verpflichtung 
Be Nevatien könne erſt darin gefunden werten, wenn das Wächiergeld in 
zeſſen ale ein Theil der zu zahlenden Rente übernommen fe. Der 
ucthwendige Grenzpunkt, über welchen hinaus die Geſetzgebung auf eine 
g der causa einer Verpflichtung nicht mehr eingehen dürfe, fei in den 
gegeben. Bine Brörterung der darauf gegründeten Pflichten, um davon 
Beftehen oder Forifallen abhängig zu marken, fei unmöglich, von dem 
aber anch, wie $. 100. darthue, nicht beabfichtige. Aus diefen Gründen 
der Antrag verworfen. 


vie I. Kammer trat dem Befchluffe ver II. Kammer unbedingt 
(Gtenograph. Ber. ver I. 8, Br. 5. S. 2497— 2938). 

Nach der jetzigen Faſſung der Nr. 7. kann fein Zweifel dar⸗ 
Iten, Daß nicht bloß die urfprünglihen Dienfte zur Bewachung 
er Sebäute und Grundſtücke unentgelvlich aufgehoben find, fons 
alle Tarauf bezüglichen urfpränglichen oder durch Novation an 
nfpränglicdyer Wachtdienfte getretenen Leiftungen und Abgaben, 
er lediglich mit den aus dem vorlegten Alin. des 6. 3. und aus 
100. res Ablöf. Sef.*) fich ergebenden Einfchränfungen. *) 
















„wird fich aber empfehlen, auch noch der Abgaben austrüdlich zu ers 
‚wähnen, weil das Wort „Leiflungen“ nach dem GSprachgebrauche des N. 
NR. nicht immer „die Abgaben” umfaßt.“ 

zu Nr. 7. von dem Abgeerdn. Robe gefellte Verbeſſ. Antrag (Drudf. 
ad Il. 3.), welcher dahin ging: 

Fr. 7. hinzuzufügen: „Towie diejenigen Abgaben, welche für den von 
Gutsherrſchaft übernommenen Schuß des Dorfes gegen Ueberfälle von 
ufen dauernd gezahlt werben“, 

Rbgelehmt. (Vergl. darüber die Mote A, zu $. 3. Nr. 4., oben ©. 264). 
tal. ſtenogr. Ber. der II. 8. Bd. 3. ©. 1405). 
ZJeht Art. 42. der Verf. Urf. v. 31. Jan. 1850. 

Dabei wurde über die Aufnahme der Worte: „Abgaben und Leiftun: 
detre unt abgeflimmt. 

Vergl. vie hierauf bezüglichen Bemerk. in dem Kommiſſ. Ber. der I. K., 


Bereits der Entwurf v. 10. Juli 1848 bemerkte in den Motiven zu 
Battung unentgeldlich anfzuhebender Laften, 

‚daß bazız die Berpflichtung gehöre, gutsherrliche Höfe und Bebäude zu 
‚beisachen ober dafür eine nogene zu entrichten.” 

& enthielt der Entwurf felbit (im $. 1. Nr. 13.) die Beflimmun 
> bgaden, die an Stelle jener Dienfle und Leiflungen getreten, für aufs 
gu erachten fein follten. (Gtenograph. Ber. der NatlonalsVerf. Bo. 1. 


u. 522). 
13* 





108 gegenen, 0D Gum DIE auſ DIE Zago Hm deziehyenden Bagapen 
find. Ge if aber die Anficht vorberrichend geblieben, baß dieſe Be 
der Faſſung ale auf einem Redaktionsmangel berubend, nicht zu 6 
und die Abgaben in Berichung auf bie Jagd 'ebeufo aufgehoben # 
Bächterabgaben und die Jagddienſte. (Erläut. bes Abl. Bel. ©. 29 


Man wird fich der erfchöpfenden und vollfommen ae 
führung des Reviſ. Kollegium in viefer Frage nur anfchlie 

e) Die Bezeichnung: „Iagdgeld* bildet eine Präfumtion 
eine Abgabe fich auf die Iagd bezieht. 

Sp erfannt von dem Reviſ. Kolleg. für Landes» Kul 
unterm 19. Nov. 1852, (Bräj. Nr. 13. in der Präj. Samml. des 
leg. ©. 34). 

® d) Das Sammeln und Abliefern von Ebrefchenbeeren if 
Weiteres für eine unentgeldlich aufgehobene Ja gdleiſtung zu eı 
. Erkannt von dem Reviſ. Kolleg. für Landes-Kult. Saı 
16. Apsil u. 5. Nov. 1852. (Präj. Nr. 12. in der Praͤj. Samm 
Kolleg. ©. 34). 


7) Zu Nr. 7. (Aufhebung der guteberrlichen Wachtdie 
a) Dieſe Beſtimmung lautete im Regier. Entw. nur dahi 


7) alle Dieufte zur Bewachung guisherrlicher Gruudſtücke. 


6 Vergl. die Motive des Megier. Entw. zu $. 3. Nr. t 
. 267. - 
a) Die Kommiffion der II. Kammer bemerkte dazu: 


Die Beflimmung der Nr. 7. gab mehreren Mitgliedern zu ber 
Anlaß, wie es an einigen Orten in ber Provinz Echlefien bergebri 
ur Bewachung guisherrlicher ®ebände nicht allein Dienfle, fondern a 
Getreide gewährt werde uub wegen des gleichartigen Urfprungs biefi 
aucb das Geſetz auf folche Leiftungen ausgedehnt werden müſſe. Die 
bat dies ale gerechtfertigt anerfannt und deshalb Hinter den Worten „ 
den Bufag: „und Leiſtungen“ für erforderlich erachtet. 


Das Plenum ter I. Kammer entfchien ſich indeß für vi 
fung, welche die Nr. 7. jegt in dem Gefege erhalten bat. 1) ( 
Ber. ber II. K. Bd. 3, ©. 1405). 


1) a) Diele Faffung wurde auf ben Verbeſſ. Antrag des Abgı 
(Sangerhaufen) (Drudf. Nr. 329. ad IV.) angenommen, defien RM. 
auten: 

„In den Motiven des Gefeßs Entwurfs wird anerfannt, bi 
„die Dienfte, fondern auch die Abgaben, welche für Ber 
„Brundflüden geleiftet werben, wegfallen müflen. Die Koı 
„deshalb die Binfchaltung des Wortes „Leiftungen“ befür 
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e Lommiffton der I. Kammer äußerte fich dahin: 


re. 7. wurde von mehreren Mitgliedern auf Gireichung der Worte: „Abs 
Leidungen“ angetragen, weil häufig durch Berträge eine Umwandlung 
enfte in ein Wächtergeld flattgefunden babe, und zu felchen Verträgen 
den neneren Entſcheidungen des Oberiribunals die Urbarien gehörten, 
ebenfalls der Pflicht zur Zahlung des Wächtergelves Ratt der Wacht⸗ 
ähnt werde. Gin Bingriff in Privatverträge fei aber nicht gerechtfertigt 
der Grund für die umentgeltlidhe Aufhebung eines verfönlichen 
ter nicht vorhanden, wo nur eine Raturals oder Geldabgabe gezahlt 


en wurbe jedoch erinnert, daß bie Verwandlung der Naturalleiſtung in 
bgabe tie causa der Verpflichtung noch nicht unbetingt ändere, und ein 
ı auf dieſelbe auch bei einem vertragemäfig ſtipulirten Wärttergelbe 
Art. AO. der Berf. ) geboten fei. Cine, jene causa der Verpflichtung 
svaticn könne erſt darin gefunden werten, wenn das Wächtergeld in 
rzeſſen als ein Theil der zu zahlenden Rente übernommen fe. Der 
sothwendige Grenzvpunkt, über welchen hinaus die Geſetzgebung auf eine 
ig der causa einer Verpflichtung nicht mehr eingeben dürfe, fei in ben 
geben. Bine Brörterung der darauf gegründeten Pflichten, um bavon 
Beſtehen oder Forifallen abhängig zn machen, fei unmöglich, von dem 
e anch, wie $. 100. varthue, nicht beabfichtigt. Aus diefen Gründen 
Antrag verworfen. 


die L. Kammer trat dem Beichluffe der Il. Kammer unbedingt 
Btenograph. Ber. der 1. K, Br. 5. S. 2497— 2948). 

ch der jezigen Faſſung der Nr. 7. fann kein Zmeifel dars 
ten, daß Nicht bloß die urfprünglichen Dienfte zur Bewachung 
ber Gebäude und Grundſtücke unentgeldlich aufgehoben find, ſon⸗ 
ale Darauf Kezüglichen urfprünglichen oder durch Novation an 
prunglicher Wachtdienſte getretenen Leiftungen und Abgaben, 
fediglich mit den aus dem vorlegten Alin. des $. 3. und aus 
W. des Ablöf. Bef.?) fich ergebenden Einfchränfungen. *) 


rd fich aber empfehlen, auch noch der Abgaben ausvrüdlich zu ers 
nen, weil das Wort „Leiflungen” nach dem Gprachgebraude des N. 
RR. nicht immer „bie Abgaben“ umfaßt.“ 

zu Mr. 7. von bem Abgeordn. Robe gefellte Verbefl. Antrag (Drudf. 
d II. 3.), welcher dahin ging: 

- Pr. 7. binguzufügen: „fowie diefenigen Abgaben, welche für den von 
Guts herrſchaft übernommenen Schug des Dorfes gegen Ueberfälle von 
fen dauernd gezahlt werden”, 

elehnt. (DBergl. darüber die Note 4, zu $. 3. Nr. 4., oben ©. 264). 
ſtenogr. Ber. ver II. K. Bd. 3. ©. 1405). 


it Art. 42. der Verf. Urk. v. 31. Ian. 1800. 

bei wurde über die Aufnahme der Worte: „Abgaben und Leiftun: 
e unt abgefimmt. 

egl. die Hierauf bezüglichen Bemerk. in dem Kommiſſ. Ber. der I. K., 


.eits der Entwurf v. 10. Juli 1833 bemerkte in den Motiven zu 
ıng unentgeldlich anfzuhebender Laſten, 

bazu die Verpflichtung gehöre, gutsherrliche Höfe und Gebäude zu 
‚achen oder dafür eine Abgabe zu entrichten.“ 
zthielt der Entwurf fe (im $. 1. Nr. 13.) die Beſtimmun 
gaben, die an Stelle jener Dienfle und Eeiflungen getreten, für aufs 
erachten fein follten. (Stenograph. Ber. der RatlonalsBerf. Bd. 1., 


22). 
18* 





eo 1800 yo „—,wyve.o.gywr%® -.o. »yo,e —.——,.y. 


a) Diefe Beflimmung ift unverändert nach vem Regler. 
genommen worten.!) 
Dergl. die Motive des lekteren zu Nr. 6,, oben ©. 267. 


a) Die Kommiffion ter II. Kammer hatte zwar dahin 
am Schluffe diefer Nr., zur Vermeidung von ‚RipverRändniffe 
ag: „u. f. w.“ aufzunehmen; allein das Plenum ver 
lehnte dies ab. (Stenogr. Ber. der II. K. Bd. 3. ©. 1405). 


6) Die Kommiff. der I. Kammer bemerkt in ihrem Be 


Zu Nr. 8. wurde von einem Mitglieve darauf aufmerffam gem 
einem Theile Oberfchlefiens fogenannte Bewofenfuhren, d. h. Reiſed 
Gutsherrn vorfämen, die theils anftatt wirthfchaftlicher Dienfle, the 
valent gewiſſer eingeräumter Vorrechte übernommen fein. GEs ſeiz 
auch fie von dieſer Stimmung getroffen würden. Es wurde jebed 
deshalb nicht geftellt, und auch von der Kommiſſton eine Aenderr 
nöthig gehalten. Man ermeg, daß es Sache des Richters fein wert 
ob diefe Dienfte „Aatt“ wirtbfchaftlicher übernommen feien, welchen! 
der Anficht dor Kommiſſion zweifellos befteben blieben. Andernfal 
vorlepte Sag des $ 3., wenn ihn die Ranımer beibehaite, Schuß ge 
aber allerdings der Dienft fortfallen müflen. 


Die L Kammer ift dem Beichluffe der II. Kammer 
Erinnerungen brigetreten. (Gtenogr. Ber. der 1. 8. Bd. 5. ©. 2 


b) Gehören Spinndienfte und Spinngeld zu ven 
Nr. 8. unentgelvlich aufgehobenen Xeiftungen? 


Es verneint das Reviſ. Kolleg. für Landes- Kult: 
per sent, v. 11. Iuni 1852, indem es ausführt: 


— — — —— m — 


1) An dem der National-Verſamml. voraeleaten (Eintm 
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1, m. 3. Ar. 8. iſt nur von Dienften zu perfänlichen Bebürfniffen des Guts⸗ 
Bus der feiner Beamten bie Rebe. Unter tiefe Kategorie gehört jedoch weder das 
der Epinntienft und nech weniger das Spinngeld, als eine Geldabgabe. 
jere Borfitriften haben unter feinen Umflänten getroffen werden ſollen foldhe 
und Abgaben, welche zum unmittelbaren landwirthſchaftlichen Nutzen der 
aft Behufs Fertſtellung der Wirthſchaft beflinnmt find, oder fich als uns 
reutirende Sinnabmen darftellen, vielmehr nur ſolche Dienfe, welche 
den einen noch ten anderen Gharafter entſchieden tragen, nur au perfönlichen 
 Winslichen Bedürfniſſen und Benuemlichfeiten der Gutsherrſchaft und ihrer 
vielleicht anch nur zur Erweifung einer perfönlichen Ehrerbietung Dies 
deren eigentlicher Urſprung daber in den vielfachen perfönlichen Berles 
der Erbunterthaänigkeit zu ſuchen il. Tie Richtigkeit Liefer Anflcht unters 
auch die im Geſetze feltft angegebenen Beifviele, wie Dienſte zum Reinis 
Häufer und Höfe, aur Kranfenpflege, zum Bewachen und Ausläuten ber 
zu Reifen des Gutsherrn 
3 verfcbieden bierron if tas Verarheiten des Flachſes zu Garn durch 
Westfpinnen ; taflelbe liegt noch innerhalb der Örenzen des lantwirtbfcafts 
Gebranche, und es läßt ſich daher auch nicht behaupten, daß taflelbe den, 
Beziehung des einen Iruntflüdes zum antern begründeten, Gharafter der 
VNeallañ verleugne. Eo wie aber nen einem unentgeltlichen Wegfall der 
zum Gpinnen von Garn nicht tie Rebe fein fann, fo muß dies aus den 
en Gründen in einem noch höhern Maaße von dem Epinngelde, als einer 
be, gelten. 
chr. Des Revif. Kolleg. Br. 6. S. 58). 


Kichtigkeit Tiefer Ausführung ift um fo unzmeifelhafter anzuneb⸗ 
dieſelbe auch durch den oben mitgetheilten?) Inhalt der Motive 
National» Berfammlung vorgelegten Entwurfs v. 10. Juli 1848 
unterflügt wird. 


tritt aber noch hinzu, daß bei der Berathung des Geſetzes in ver 
mer von tem Abgeoıtn. v. Ende (zum $ 3. Nr. 9.) ausdrück⸗ 
agt woorten ift, tie Verpflichtung zum Leinwandweben und 
innen für unentgeltlih aufgehoben zu cerflären.?) (Drudf. 
88. ad III. 2.), welcher Antrag indeß abgelehnt wurde. (Gten. Ber. 
8, Br. 3. ©. 1405—1407). ?) 


Das A. 2. R. handelt von ten durch die Nr. 8. des 6. 3. aufges 
5 Meifefuhren in ten 66. 400—409. Tit. 7. Thl. II. und rech⸗ 
die Fubren für die Perſon des Herrn, feiner Ebegattin und Die 
Hauſe ſich aufhaltenten Kinter; teögleichen zur Abholung und 
rung des Arztes, des Wundarzies, des Beburtöhelferd und ber 
me, zur Herbeiholung, nicht aber zur Abfahrung ver Wirthfchafte« 
und ter Erzieher und Erzieherinnen für die bei der Herrſchaft 
kfhaltenven Kinter derfelben. 

ag alle viefe Battungen der Meifefuhren unter die Beftimmung des 







































’ Bergl. Re * ©. me 2 Mr 

E [. die Erläut. zum $. 3. Ar. 9. 

u die Ratur and Entfehung der Spinngelder wurden übrigene 
Debatte in der 1. K. ſehr abweichende Anfichten aufgeſtellt, und ee blieb 

mbere Areitig, ob tiefelben eine anf dem Grund und Boten haftende (Reals) 

& ober eine periänliche Verpflichtung derjenigen, welche Spinnerei und Ber 

tiben, ſeien. (Vergl. die Neußerungen ber Abgeordn. v. Ende, Br. v. 

en, Robe u. Gr. Renard in den fien. Ber. a. a. D.). 

beugf. auch ben Aufias über Spinn ge? in Robe's Lehrzeitung für Ente 
Ves bäuerl. Grundbeſihes, Jahrg. 1850 Rr. 38, ©. 1494ff. 





nung fpreche, Daß nur die Dienfte zu perfönlichen — 
herrſchaft aufgehoben ſind, und deshalb bäauerliche Dienfte, weit 
rer, nach ter Zuweiſung, zu Reiſen verwentet, nicht als foldy 
lichen Bedürfniffen der Butsherrfchaft angefeben werden könnte 
fpreche für vie Bejahung, daß ver Gutsherr, welcher Dienf 
zen überwies, dieſen nur die Dienfte fo übermeifen fonnte, ! 
ſelbſt zuſtanden. (Wulften, die neuen Agrargelege, ©. 28. Aum 

PB) Im Betreff der eigentlichen Pfarrbauern ſcheint 
jahung ter Frage tie Beftimmung des 6. 815. A. E. ©. 
fprechen, melcher disponirt: 

Wo gewiſſe Dienfls oder Frohnleute zur Pfarre gefchlagen Mi 
Bfarrer, in Anfehung ihrer Dienfte, eben die Rechte, wie der Guicher 
Untertbanen. 


In ten Fällen alfo, wo hiernach der Pfarrer in Be 
Pfarrbanern ald Gutsherrſchaft anzufehen ift, dicfte, 
befondere faktifche DVerbältniffe ein Anderes bedingen, anzum 
daß tadjenige, was der $. 3. Nr. 8. des Abldſ. ®ef. ganz all 
die Dienfte der früheren Gutsuntertbanen zu Reiſen des Su 
feiner Beamten vorfchrelbt, audy da Anwendung findet, wo d 
die Nechte rer Gutsherrſchaft ſelbſt ausübt. 

Auch wird in der Megel angenommen werden müffen, va 
Pfarrer von der Gutsherrſchaft gusemiel ene, urfpränglich de 
ſelbſt zu ihren Privatzweden zuftehenten Fuhren für au 
erachten find, denn da der Gutgsherrſchaft felbft für ſich und ff 
ein folcher Anfpruch an die früheren Butsunterthanen nicht = 
fo fit damit von felbft auch das biäherige Necht derjenigen 
dies Mecht Ieriglich von der Gutsherrſchaft ableiten Eönnen. | 
dürfte dies in denjenigen Fällen en fein, wo die U 
an den Pfarrer ohne ausdruͤckliche Zuziehung und Zu 





— — — —— — — —— — 
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ige Dienſtpflichtigen flattgefunden hat; wogegen allerdings möglich iſt, 
Wh tab Bechtsverhältnig auf Grund etwaniger Verträge, welche mit 
der VBerpflichteten gefchloffen find, anterweitig geftaltet haben 


') 
PR die Botendienfte unter dem ©. 3. Nr. 8. begriffen? 
der Entw. v. 10. Juli 18482) hatte derfelben ausprüädlich als 
d erwähnt, wogegen das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 berfelben 
ſpeziell gedenkt. Die Motive und Kommiff. Berichte berühren vie 
gleichfalls nicht austrüdlih. Da indeß rer 6. 3. Mr. 8. alle zu 
slihen Bedürfniffen ver Gutsherrſchaft und ihrer Beamten be⸗ 

Dienfle aufgehoben hat, fo folgt von felbft, daß auch die unter 
Kathegorie fallenten Borenvienfte für aufgeboben anzufehen 
wogegen folche Dienfte dieſer Art, die von Dienftpflichtigen ftatt 
er (wirtbfchaftliher) Arbeit geleiftet worben, als fortbeftehend anzu» 
fein werden. ® 
af Botengelder nicht zu den durch ©. 3. Nr. 8. aufgehobenen Leis 
gehören, bat das Reviſ. Kolleg. für Landes-Kult. Sachen 
sent v. 30. Sept. 1852 außgefprochen. (Praͤj. Nr. 11. in der Bräj. 
des Revif. Kolleg. ©. 33). 
Zu Rr. 9. (Aufhebung der Abgaben zur Ausftattung oder bei 
en von Bamilienglietern des Gurt» oder Grundherrn). 

e Beflimmung if von ten Kammern nach tem Negier. Entw., 
unter Einfchaltung ter Worte: „oder bei Taufen”, welde in 
egier. Entm. fehlten, aufgenommen mworven. ®) 




























a) Das Db. Trib. bat (in dem Erk. v. 23. Febr. 1848) folgende 
| ausgeſprochen: 
Wo tie ungemeſſenen Dienſte geſetzlich aufgehoben find, findet ſolches 
"wach bei Reifefuhren für einen Pfarrer Anwendung, welche dem Webers 
scehmer des veräußerten Pfarrgutes auferlegt find. 
Heifen nach auswärts, wenn deren Zahl, die Ortsentfernung, und der 
Bwed der Reife, im Vertrage nicht ausgebrüct worden, find in biefem 
e für ungemeflene Dienfle zu erachten. (Praͤj. Ar. 2011., Entſchbeid. 
.16. ©. 241 ff). 
oben (im Terte) ausgefprochenen Anfichten find übrigens nur von Geis 
ie eigentlichen Bfarrbauern dem Pfarrer zu leiftenden Reifefuhren zu 
s auf die Fälle der fogen. Filial⸗Fuhren, welce von Pfarrbauerhöfen 
lichen Zweden zu leiften find, können biefelben feine Anwendung finden. 
Bergl. oben ©. 276 Note 1. 
So bat auch der Entw. v. 10. Zuli 1848 die Frage aufgefaßt, indem es 
Motiven beißt: 
Be verſteht fih von ſelbſt, daß nur diejenigen Dienfte bier verſtanden wer⸗ 
ben können, welche unter den angegebenen Benennungen — (im Entwnrfe 
Waren die Botendienſte fpeziell mit aufgeführt) — in beſtimmtem Ums 
kange zu ben bezeichneten Zwecken geleiftet worden, daß demnach bie regels 
mäßigen, nach Tagezahl beflimmten Spann und Handdienſte bier nicht in 
Betracht Fommen, wenn vielleicht auch ein Dienftpflichtiger, Ratt mit anderer 
Sandarbeit beichäftigt zu werden, 3. B. ein oder das andere Mal zur Aus⸗ 
ãctung einer Botichaft verwendet fein ſollte.“ (Sten. Ber. der Nat. Ber. 
©. 522 


——— über bie Verpflichtung zu Botendienſten vie $$. 410-416 


,„H. 7. 
GEntw. v. 10. Juli 1838 ($. 1. Nr. 14.) erflärte gleichfalls die abs 
De 18 Rattung von Yamilienglievern des Berechtigten und das Hecht 
eupfung der Bänfe der bäuerlihen Wirte für aufgehoben. (Sten. 


* Rat. Berf., Bd. 1. ©. 489). 








Die I. Kammer nahm tie Beftimmung unverändert nad 
ſchluſſe der 11. Kammer an. (Sten. Bericht der 1. K., Bb. 5. ©, 


10) Zu Nr. 10. (Aufhebung ter aus den gutöberrlide 
herrlichen und gruntherrlichen echten abgeleiteten Ab; 
Leiftungen, welche tie Natur der Steuern haben). 

a) Diefer Pafjus lautete in dem Megier. Entw.?), we 
fpezielle Motive nicht giebt, nur dahin: 


Das in einigen Theilen ter Mheinprovinz und der Provinz We 
fommende Recht, für die Benußung des fließenden Waſſers in Yprives 
Steuer zu erheben. 


a) Die Kommiffion der Il. Kammer hielt indeß dieſe B 
nicht für genügend, fondern ſprach jich in ihrem Berichte dahin 


Neben dem allgemeinen Befleuerungs:Syflem des Stauts kann 
liches Befteuerungsredt dee Gutsherren nicht befiehen und es find ba 
der Verf. Urk. v. 5. Dec. 1818 die aus einer früheren Steuerverfaffung ber 
Leitungen unentgeltlich aufgehoben worden. Die Baflung der Begl 
lage kann zu tem Zweifel Anlaß geben, als ob jene Bekimmung ber 
in ihrer ganzen Ausdehnung zur Ausführung gebracht, und nicht vi 
den näher bezeichneten Waflerlaufzins befchränft werben ſolle. Um fe 
feln zu begeanen, bat die Agrar⸗Kommiſſion e6 für erforderlich erachtet 
fimmung ſolche Faſſung zu geben, welche fih näher an bie Verf. Urk 
und insbefondere auch die gleichfürmige Diespofition ber drei Geſetze u 
1825 in fih aufnimmt, und veehalb für eine Abänterndg der Nr. 10, 
fhieden, daß an Stelle der Letzteren geſetzt werbe: 

„die aus den frühern gutsherrlichen, fehußherrlichen und gem 
„Rechten abgeleiteten und bergebrachten, Abgaben und Leiſtung 


1) Der Berbefl. Antrag des Abgeordn. v. Ende (Drudf. Nr. 329. 
welcher dahin ging: 


der Mr 9. Ainmmnfünen» und Nie hen Mofikorn sinısfnor 
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„ohne zum öffentlichen Steuers@infommen zu gehören, die Ratur der Steuern 
5 haben; insbefondere tie in einigen Theilen der Rheinprevinz nnd der Pro: 
& „ring Weſtphalen vorfommende gutsherrliche Abgabe für die Benupung des 


h 


Hießenden Waſſers.“ 


Das Plenum der II. Kammer befchloß indeß, tiefen Antrag der 

smiffion nur mit zwei Abweichungen anzunehmen. Es wurden 
in dem zweiten Satztheile: 

ea) hinter dem Worte: „Weftphalen* die Worte: „oder fonfl 

















W) das Wort: „gutsberrlihe* vor: „Abgabe für die Be 
ang des fließenten Waffers* geftrichen. 2) (Gten. Ber. der 
d. 3. S. 1407—1408). ®) 


D Die Kommiffion der I. Kammer beantragte: 

sa) im erften Al. die Einfchaltung der Worte: „in Privatflüf- 
*, und 

BB) Ten Zufag, welcher gegenwärtig das Al. 2. der tr. 10. bildet. 
motivirt der Bericht in folgender Weife: 


Zu Rr. 10. wurde von Seiten des Regierungs⸗Kommiſſarius aufmerkfam 
emacht, tag am Gchluffe dieſes Sages die Worte: „in Privatflüffen“ ohne 

otivirung weggelaffen worden feien, welche im Reg. Entw. fliehen. Man 
daraus bie unentgeltliche Aufhebung aller Abgaben für die Benutzung tes 

in den Öffentlichen Flüffen Polgern, die jedoch nicht, wie die Waſ⸗ 
fen in Privatwäflern aus dem im Vorderſatze gedachten fchng- nnd grunds 
echte herſtammen. Ihr Berluft würde einen bedeutenden Ausfall in 
affe verurfachen. 


Dies geſchah auf die Anträge des Abgeordn. Robe (Drudf. Nr. 329. ad 
zud des Abgeortn. Langer (Drudf. Nr. 329. ad V.), welche geltend 
dag auch in anderen Landestheilen, als in der Rheinprovinz und Wels 
Vergleichen Abgaben eriftirten, weshalb die allgemeinere Faſſung erforders 


Pr geſchah auf den Verb. Antrag des Mbgeordn. v. Beughem 

.„ 332 ad I.), deffen Motive dahin lauten: 

„In der Grafſchaft Eann-Altenfirchen (Reg. Bez. Koblenz) erhebt der 
„Bergfiskus von den Bifenhütten für die Benugung des Badıwaflers ein 
„fogenanntee Waſſerlaufsgeld. 

„Die Regierung beabfichtigt nicht, wie der Entwurf zu dem vorliegenden 
„Geſetze ergiebt, dieſe Abgabe beftehen zu laflen. 

„Die Faſſung des Kommiſſions-Vorſchlags läßt die Aufhebung deſſelben 
„indeffen aweifelhaft, da er nur die „gutsherrlihen" Abgaben diefer Art 
„ausbdrüdlich aufhebt, die in Rede fiehende aber nicht aus einem „gutes 
Therrlichen“ Berhältniffe, fondern ohne Zweifel aus ber vorpreußifchen 
„Steuer: und Gewerbe⸗Verfaſſung herrühtt. 

„Die Streihung des Worte „gutsherrliche” iſt daher zur Vermeidung 
„ven Zweifeln nothwenbig. 

) Mit Diefem Anfrage fiel der denfelben Zweck verfolgende Verb. Antrag 

georbn. v. Eude (Drudf. Nr. 329. ad II. 3.) zufammen, welcher flatt 

srte: „in einigen Theilen der Rheinprovinz und der Provinz Weſtphalen“ 
sollte: „in einigen Provinzen.“ 

)iefer Antrag gelangte daher nicht weiter zur Abflimmung. 

, Abgelehnt wurde ber Verb. Antrag des Abgeorbn. Robe (Druckſ. Nr. 

ı II. 4.) welcer für den erſten Saptheil folgende Faſſung vorfchlug: 
die aus den früheren gutsherrlichen, fchugherrlichen und grundherrlichen 

"echten, aus der früheren gutsherrlichen Polizei und obrigs 

"gettlichen Gewalt, aus den chemaligen Rittergütern zufläns 

"dig gewefenen Hoheitsrechten und Boheitsrectlien Privi⸗ 

"Legiem abgeleiteten und hergebrachten Abgaben und Leiſtungen, welde." 





„yıul Tilliyic Tal Damyslıe 


den Ginfluß diefes Geſetzes auf die Verhaͤltniſſe der Mühlenzinf 
befonderen Beſtimmung auszutrüden, 
welche in folgendem Zufage zu tiefem Satze befchloffen wurde: 
„Unter diefen Abgaben für die Benutzung des fließenden Wale 
Mühlenabgaben nicht begriffen.“ " 
Mit diefer Aenderung wird der Sag zur Annahme empfohlen. 


Die I. Kammer trat den Anträgen ihrer Kommiffion bei 
Ber. der I. K. Bd. 5. S. 2198) > 
y) Die II. Kammer hat fich demnächſt der von ber I. Ka 
fchloffenen Faſſung angefchloffen. (Sten. Ber. der IL, Br. 5. ©. 
b) Die Beftimmung tes 6. 3, Nr. 10. iſt ter Vorfchrift de 
feße v. 21. April 1825, über tie ten Orundbeſitz betr. Medytöverhl 
über die Mealberechtigungen a) in den Landestheilen, welche os 
Königreihe Weſtphalen gehört haben (©. ©. 1825 ©. 74. 
6. 58., b) in den Landestheilen, welche vormald zum Großher 
Derg gehört haben (®. ©. 1825 ©. 94. Nr. 939), $$. 98. 
und c) in ten Randestheilen, welche vormals zu ten Franidſ. 
Depart. gehört haben (G. ©. 1825 ©. 112 Nr. 940), $$. ! 
nachgebiltet worden. Die drei allegiten Geſetze erklären nämlich 
für unentgeldlich aufgehoben: 
biefenigen ans ehemaligen oberherrlichen, fehußherrlichen unb ge 
Rechten abgeleiteten und hergebrachten Abgaben und Leitung 
on um Öffentlichen Stenereintommen zu gehören, bie Natur bei 
aben. 


Sie beflimmen ferner, daß dabin insbeſondere zu rechnen feh 


a) Nahrungs: und Gewerbsabgaben, ſei es, daß fie ansbrüdtic 
laubniß zum Betriebe eines Gewerbes ober ohne dieſe Bein 
den Gewerbtreibenden gewiſſer Klafien oder von Smnung 
werden; 

b) bie wegen des Schutzes bei allgemeinen. flaatöbürgerlichen MM 


bei befonderen Monopolen oder Wrivileaien ın entrichtenden ®% 
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deſer Beziehung anfchließt, einer weiter gehenden Interpretation 
mm, als vie Berfaffungs-lirkunten. 

Dies iſt namentlich bei ver Debatte in ter I. Kammer angegriffen 
b dagegen bemerkt worden, daß ver Ausdruck: „welche die Natur 
8 Steuern Haben”, dunkel fei und zu Nedhtöftreitigfeiten Anlaß gebe, 
ſich gar nicht beweiſen laſſe, daß etwas „fleuerlicher Natur” und 
b feine Steuer fei.') 

e) Dönniges (Lantes-Kult. Geſetzgeb, Br. 2. S. 181 ff.) giebt in 
kt Beziehung folgende Erläuterungen: 


Die Befimmung: ohne zum Öffentlichen Steuereinfommen an ge: 
ten, bezieht firb nach ten Verhandlungen zu den Befegen v. 21. April 1825 
‚vie tamalige Stenerverfaffung, insbefondere auf das G. v. 30. Mai 1820 
f die Sinrichtung des Abgabenweſens. ©. S. ©. 134 ff. Bon der Aufhe⸗ 
Bu darnach diejenigen Auflagen ausgefchloffen, welche zu den Staatskaſſen 

deögleichen biejenigen, welde zu den Bezirkes und BemeindesBetürfniflen 
nt find, in der Verfaſſung oder auf landesherrlicher Bewilligung beruhen.— 
13. des alleg. Geſ. 

Die Ratur der Steuern befleht in der Zwangspflicht der Privatperfonen 
Kogaben an die Obrigkeit zur Beftreitung öffentlicher Bebürfniffe, mögen folche 
Ms Grunds oder anderes Vermögen, Tie Perfonen, Gewerbe, Produkte oder 
famtion gelegt fein. — Vergl. $. 15. Titel 13. Th. I. A. 2. 9. 

Darcb diefe ſtaatsrechtliche Gigenfchaft von Abgaben und eeiftungen iſt deren 
Hung bediugt, im Gegenſatze von Abgaben und Leiflungen, welche aus pris 
lichen Berhältniffen herzuleiten fint, insbeſondere aus der Gruntverleihung, 
Fren Srundherrlichfeit. — 
fe Berhältniffe, ans welchen beiderlei Abgaben und Leiftungen entfprungen 
eichen jedoch in das graue Alterthum zurüd, haben fih im langen Laufe 
pen, insbeſondere mit der Ausbiltung der Kandeshcheit, umgeftalte. Don 
eu Abgaben und Lerftungen, bie man als gut6herrliche zu bezeichnen vflegt, 
zfprüngliche flenerartige Natur behauptet oder erwiefen worden. In bie: 
Kit wird auf den 8. 67. des Gef. v. 21. Aprit 1825 für tie vormals 
B Weltphäl. Landestheile, vie SS. 48. u. 49. des Gef. de eod. für die vor: 
Bergiicherı Sandestheile, u. den $. 46. des Gef. de eod. für die vormals zu 
u. hanſeat. Depart. gehörigen Landestheile, hingewieſen, wonach bei obs 
Men Zweifel: ch eine auf einem Grunpflüde haftende Leiftung zu den aufs 
zen gehört, für die Fortdauer fo lange vermuthet werben fell, bis der Ber; 
le den Beweis des Begentheile führt. Es foll aber bei Beurtheilung Dies 
ifes nicht blos auf die in den Urfunden etwa vorfommende Benennung 
bern, fondern vorzüglich auf den Urfprung nnd tie Natur berfelben gefe- 
en. — Vergl. Special:Aften der Minifterial-Rommifflen wegen Res 
‚der Geſetze v. 25. Sept. 1820. Regulir. und Ablöf. Gen. Nr. 12. Vol. I. 


exe Auskunft über die Entflehung und Natur der Steuern und Abgaben 
' Sang, hiſtoriſche Entwickelung ter deutichen Steuerverfaſſungen 1793. — 
Stenerverfaflung im Herzegthum Magdeburg 1799. — Hüllmann, Uns 
ungen über die Naturaltienfte 1803 und deſſen Binanzgefchichte des Mittels 
1805. — v. Gensburg, Unterfuchung des Urfprungs unt der Ausbilbung 
ztenern und Abgaben 1623. — Gigenbrobt, über die Natur der Babes 
a 1826. — eichfel, rechishiftorifhe Unterfuchungen. Tb. 1.6. 8, 81 
125 III. 223 fi. 
In dem Aufſatze in Robe's Lehr- Zeitung für Entlaftung des 
chen Grundbeſitzes, Jahrg. 1850 Nr. 29. ©. 115— 116 wird bie 
aufgeftellt, daß nach $. 3. Mr. 10. des Abloöͤſ. Gef. alle Abgaben 
iftungen für aufgehoben zu erachten feien, welche ihren Grund ımd 


















Bergl. pie Bemerkungen des Abgeordn. Trieft in ben flenogr. Ber. der 
BD. 5. S. 2489. . 





zu Ipinnen und Schußzgeld oder Juristikticnsjind zu zahlen anferiegt. 
gaben und Leifturgen der Nichtangefeffenen find in Ar. 3. 5. 3. des 

ehoben. Daß bei den Nichtangefeflenenen die Abgaben und Leitungen 

erleihung von Brunteigentbum aufgemegen wurden, fentern aus bei 
nigkeite⸗ oder einem fonfligen Abhängigfeitsverhältniß Hervorgingen, & 
Zweifel unterliegen. 

88 wurde aber audi häufig der Grundbeſitz mit Abgaben beleg 
Auferlegung nur in tem obrigfeitlichen Recht der Gutsberrſchaft der 
bie Veranlaſſung lag. Wurde eine Stelle aus einem bänerlichen Gut 
oder ans Gemeindes@igentbum, wie 3. B. aus der GemeintesBichwel 
Gemeinde⸗Viehweg neu gebildet, — in welchen Fällen tie Buteber! 
von ihrem Gigentbum etwas bergab, noch an den auf dem Hanptiga 
Abgaben und Laflen trotz der Berfleinerung befielben etwas erließ — 
dennch von der neuen Stelle eine Anzahl Hoferienfte, die Abgabe vi 
Giern, ein Geldzins, die Pflicht zum Garnfpinnen, Botenlaufen m. T. ı 
Sie wurden auch meiftentheils auf den Hypothefenfolien der neuen Gtel 
Diefe Sintragung ängert jedoch nichts in ihrer Natur, tie Gintragun: 
Gutsherrſchaft nur ein Pfandrecht für ihre Forderung; das Bfandrecht 
nicht länger als die Forderung felb und if diefe durch das Beleg aul 
erlifcht das dafür vorbandene Pfantrecht von ſelbſt. Solche Auflagen 
andere Begenleiftung feitens der Herrichaft, als die Erlaubniß zur Bi 
neuen Stelle, die Aufnahme ihres Beſitzers in die Unterihänigfeit und ir 
keitlichen Schu. Eben aber weil nur diefe Gegenleiflungen tafür ı 
werden fönnen, fo fallen dergleichen Abgaben und Laflen unter die Ka 
in $. 3 Nr. 10. unentgeltlich aufgchobenen. Es kommt alfo bei Bi 
des Kortbeftehens von Abgaben, welche bisher als Grundabgaben angefeh 
darauf an, woher tie Stelle ihren Urfprung genommen hat, ob fie an 
lihem, oder Gemeinde: und fonfligem nicht gutsherrlichen Brivateige 
fanden il. Im legterem Ball — wenn nidt etwa die Laflen bes ! 
zrolfchen diefem und ber Parcelle getheilt werben, alfo keine neuen Laf 
nur ein Theil der alten tes Diutterguts auf die Parcelle übertragen 1 
— find die blos aus dem gutsherrlihen Recht auferlegten Laſten jebenf 
artiger Natur, nur obrigfeitliche, Feine eigentlichen, für Berle 
herrlichen Bigenthums als Gegenleiftung übernommene Reallaften. € 
Feine Reallaften in vem angedeuteten Einn, fo find fie auch nicht d 
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bei dem Wegfall der ungemefienen Dienfte des Cinen, bie 
an einer gemeinfamen Laft verringert und fomit bie biefelbe 
träger vertheilt, für jeden einzelnen größer wird. Wo aber 
fene waren, und der Wegfall der gemeflenen Dienfte des 
ıeßenen Dienfte der Andern nicht erhöhen Fonnte, nahm bie 
turaldienfles in Dienfigeld in ver Regel dem Berechtigten 
arzer Kündigung flatt des Dienſtgeldes wiederum den Nas 
Der Freisins dagegen ließ eine foldhe Wahl niemals zu, 
rechtigte den Freisins nach Belieben ablehnen and Raturals 


verhältnigmäßig neueren Urfprunge, aus einer Zeit, da bie 
endet und nur noch Fleine Bodenflecke, nicht mehr zu großen 
n nur noch zu Anflebelungen für Eleine Leute zu vergeben 
worin ein Freizins verfprochen wird, reichen faft nie meiter 
ı vorigen Jahrhunderts zurüd. 

Bearbeitung der berrfchaftlichen Känderelen durch die Ros 
n vorhandenen Anfiebler vollländig gefichert war, konnte 
t Anfledler ver Herrfchaft feinen Vortheil mehr bringen; 
uen an der durch das gegebene Maaß der herrfchaftlichen 
br au vergrößerndem Umfang feſtſtehenden Pflicht der alten 
ne Grleichterung der letzteren geweſen. Statt der Dienfle, 
erfchaft nicht mehr nupbar gemacht werben Eonnten, wurde 
edungen. 

3 feiner rechtlihen Natur darf man nicht außer Acht 
m zu den damit belafleten Stellen genommen worden if. 
elungen entflanden entweder auf herrfchaftlihem Vorwerks⸗ 
ve, oder endlich nicht felten auf von bereits ausgethanen 
eren Gärtnerftellen abgetrennten Parzellen. 

hielt das unterthänige Hauptgrundſtück, troß feiner Verklei⸗ 
rennung, alle berrfchaftlihen Abgaben und Laflen, welche 
ünglichen Umfange obgeleaen hatten; fie wurden nicht nach 
Müds vom Hauptgut zwifchen dieſem und jenem vertheilt. 
nnte ohne berrfchaftliche Bewilligung nicht erfolgen, und bei 
rden, neben dem Fortbeftehen der Laften des Hauptguts in 
n Umfange, tem Trennftül neue Dienfte und Laften aufs 
:eren, die in Natur nicht mehr gebraucht werden Fonnten, 
ı aber nicht felten auch Beiträge zur Uebertragung der ben 
eien obliegenden Steuern bebungen. 


e hierauf wirt fodann in dem Aufſatze a. a. O., 
aufgeftelt, daß die zulett erwähnten Arten des 
n die Stelle ver rein obrigkeitlichen, nicht aus Verlei⸗ 
n Grundeigenthums bervorgegangenen, alfo nicht ale 
ı zu betrachtenden Abgaben und Leiflungen getreten, 
‚3. Nr. 10. des Ablöf. Gef. für unentgelvlich aufge 
ien. 


tftehbung und rechtliche Natur der namentlich in Schle⸗ 
in foldyen Ortfchaften, vie früher Klöftern und Stif⸗ 
er tem Namen: „Steuerübertrag” oder „Hülfs- 
den Abgaben fpricht fich der Auffag in Robe's 
Nr. 34. ff. ©. 136. ff. ausführlih aus. EI wird 


ftet, wo fie vorfommt, in der Regel nicht auf den einzelnen 
abe, fondern wird — obwohl die Aufbringung derſelben nas 
n auf die einzelnen nöthig madt — von ber ganzen Ge: 
richtet. Sie bat feine antere Beftimmung, als daß die Ges 
-beil der nach der Steuerverfaffung nicht ihre, fondern ben 
obliegenden landeaherrlihen Steuern bezahlt. 


nehreren praftifchen Bällen und den darauf verbalen 





Schleifen Herrfchaften niemals gehabt, obwohl Herrfcbaften unb Bazı 
wie tie Schleſiſche Konſtitulion v. 14. Juli 1749 fagt, fidh beifommen I 
Kontribuenten nach einer willfürlihen Art zu kollektiren“ Collecta 
frühefter Zeit, ſchon im 13. Jahrhundert, der Schoß, bie Srundkeue 
welche von jeder Hufe angebauten Landes an den Herzog oder fonfig 
herren gegebeu werben mußte. Dieſer Scoß iſt häufig an bie grund 
terfchaft abgetreten werben und zeigt fi) noch heute im Grunds un! 
Aber diefen Schoß willführlich zu erhöben, oder noch außer ihm ander 
aufzulegen, hatten bie Befiger der Mittergüter rechtmäßig niemals. %ı 
Große nennt in der erwähnten Konflitution v. 14. Juli 1749 das Jus 
ein feiner „allerhöchften Berfen allein“ zuftehendes und fügt bins: 
Wie Wir denn nunmehr Hoffen wollen, daß jede Grundobrigkeit 
oft und vielmals verbotenen und wider Unfere Allerhöchfle Souver: 
feuden juris collectandi weder anmaßen, noch fich beifommen [a 
unter einem andern Namen neue und folche Auflagen zu mach 
ihre Unterthanen vorher zu tragen nicht verbunden gewefen, maßeı 
gleichen Unternehmen gewiß empfindlich ahnden werben. 


Jedenfalls feien aber durch die Beflimmungen des Art. 42. 
Urf. v. 31. Ian. 1850 und des F. 3. Nr. 10. des Abldf. Gef. die 
übertragungen für ohne Entfchärigung aufgehoben anzufeben. 

8) Außer dem „Steuerübertrag“ (f. sub d) kommt hä 
befonder8 in ver Laufig, eine Abgabe unter dem Namen: „ 
beitrag” vor. Der Auffab a. a. D. Nr. 36. ©. 143 ff. eı 
Entflehung und rechtliche Natur derfelben, und fpricht ſich darüb 
über deren unentgeltliche Aufhebung tahin aus: 


Diefe Abgabe unterfcheidet fich von dem „Steuerübertrag“ ba 
fie nicht folivarifch auf allem Poffeffionen oder ganzen Klaſſen von 5% 
einer Gemeinde haftet, fondern von jeder einzelnen Befleffion für fich, ı 
Regel aut von einigen wenigen Bofleffionen der betreffenden Gemein 

wird. 

Diefer Eteuerbeitrag ift von zwiefacher Natur. Entweder dient er 
ebenfo wie der Stenerübertrag, bie Tandesherrlichen Steuern der Gut 
au überiraaen. oder er ift eine Abaabe dafür. daß dis Butsberrfichaft ı 
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Srundküd in der Regel nicht im Gteuerfatafter der Gemeinde ale bes 
Eielle, wenn aber ja als befondere Stelle, doch unter den Realitäten des 
aufgeführt, und Hat eben deshalb auch Feine Ianvesherrlichen Grundſteuern 
en. Abgaben biefer Art müſſen, außer in dem fogleich zu erörternden 
falle für jebt und bis zur neuen Srunpfleuerregulirung fortentrichtet 















3. fallen aber die mit der Ausbedingung eines Steuerbeitrags verfehenen 
Ferrgeverträge häufig auch vor die Zeit der Anlegung des Kataſters; bie 
karen Etellen find fpäter in das Semeindefatafter mit aufgenommen wor: 
ygaben ſeitdem ihre landeeherrliche Grundſtener ehne Zuthun der Grundherr⸗ 
Mund daneben dennech auch den alten Steuerbeitrag noch an dieſe fert. Es 
auf ter Hand, dog da der an die Gutsherrſchaft zu entrichtende Gteuerbeis 
"Mes dafür gegeben wurde, daß die Butsherrfchaft tie Tandbesherrlichen 
ber bäuerlichen Stelle übertragen follte, nunmebr da vie Butsherrfchaft 
Bnerliche Stelle nicht mehr überträgt, die gutöberrliche Leiſtung alfo wegges 
in, in einem folchen Zalle auch die Gegenleiflung, der Gteuerbeitrag, von 
herrichaft nicht mehr gefordert werben fann. 


) Ueber die unter dem Namen: „Spefengeld” in Schlefien vor 
ende Abgabe an Butsherifchaften, vergl. ren Auffag in Robe's 
ung für Entlaſtung des bäuerlichen Grundbeſitzes, 1850 Nr. 36. 


kefe Abgabe ift dadurch entflanden, daß ten Ständen, Städten und 
hertſchaften in Schleften felbft die Subrepartition und Einziehung der 
und ihre Unterthanen repartirten Steuerbeträge oblag und zuftand. 
ıften gefehlid etwas mehr, ale das ihnen und ihren Unterthanen 
ste Quantum erheben, um davon die Erhebungsfoften und Ausfälle 
tragen. Gewoͤhnlich wurte ihnen 1 vom Taufend mehr zu erheben 
#. Diefes Mehr bat fich fpäter zu einer beftimmten Abgabe aus⸗ 
t, welche unter dem Namen Speefengeld erhoben und gefordert 
p Tie Abgabe kommt auch unter anderen Namen vor. Gie ift un- 
haft Durch den 6. 3. Nr. 10. des Ablöſ. Gef. für aufgehoben zu 


> In vielen Yällen ift über die Stage, ob gewiffe Abgaben und Lei- 
unter Die in Rede ſtehenden Katbegorien fallen, bereitö in contra- 
> erfannt worden. 
Die Bieh- und Kopfſteuer, welche Butäbefiger in Pommern 
beit der Veräußerung von Srundflüden ausbedungen und für 
n haben, ſoweit fie in Folge der Abgaben⸗Geſetze v. 30. Mat 
nicht ald Staatsſteuer fortgezahlt werten muß, ift in ter Megel 
wenn fie nicht unter die Beflimmung tes vorlegten Alin. des 6. 3. 
als eine foldye Abgabe zu erachten, die nach $. 3. Nr. 10. des Abl. 
hne Entfchätigung aufgehoben iſt. 
Tannt von dem Reviſ. Kolleg. für Landes-Kult. Sachen un 
, Zult 1852. (Beltfehr. des Revif. Kolleg. Bd. 5. ©. 281). 


Die von Gemeinden unter dem Namen „Schoß“ zu entrichtende 
eiſt für eine aus dem ober» und ſchutzherrlichen Rechte entfprungene 
ven und demnach aufgehoben, 

‚, erfannt von dem Ob. Trib. unterm 16. Oft. 1847 (in einem 
us Tem PMagdeburgifchen) auf Orund des 6. 58. Nr. 1. des Gef. 

April 1825 (Nr. 933.), indem nachgewiefen wird, daß die Wörter 
je und „Seſchoß! in ihrer urfpränglichen Bedeutung eine Steuer, 

gentlich die für ven Gerichts» und Jolizeiſcuß zu entrichtende 
bezeichnen. (Entſch. des Ob. Trib. Bo. 16. ©. 264). 
mfo Hat das Revif. Kolleg. für Landes Kult. Sachen (gleich 
n einem Magdeburgifchen Yale) unterm 14. Aug. 1846 erlannt, 


\ 


Angabe gilt die Vermuthung, daß fle die Natur der Steuern & 
fie auch al8 auf die Grunpftüde ter Einwohner verthellte 
erhoben wird. Diefelbe ift daher nach Art. 42. der Verf. Urk. ı 
1850 und $. 3. Nr. 10. des Ablöf. Geſ. v. 2. März 1850 für 
lich anzufeben. 

Erkannt von dem Il. Sen. ded Ob. Trib. unterm 7. 9 
—3— des Ob. Trib. Br. 20. ©. 214, Striethorſt's Arch. Bo. 


6) Die Rauchſteuer, welche bäuerlihe Wirthe in ver 
Lauſitz an ihre Gutsherrſchaften zu entrichten gehabt, origint 
früheren Schug- und Gerichtöherrlichfeit derfelden und iſt de 
die Vorſchrift des 6. 3. Nr. 10. des Abldf. Gef. v. 2. März 
entgeldlich in Wegfall gefommen. 

ngenommen von dem Reviſ. Kolleg. für Landes- Kult 
per sent v. 17. März 1853. (Präj. Nr. 16. in der Präj. Samml 
Kolleg. ©. 35, Zeitfchr. defielb. Bd. 6. ©. 261). 


&) Die an dem Fiskus unter dem Namen: „Schaafzoll* 
Abgabe ift für eine (aufgehobene) fleuerartige nicht zu erachten. 
Angenommen von ven Reviſ. Kolleg. für Landes⸗Kult 
per sent v. 10. März 1848. (Zeitfchr. des Reviſ. Kolleg. Bd. 2. 


d) Ad verba: „Abgaben für die Benugung des fl 
MWaffers in Privarfläffen.“ 


a) Bei ter Berathung des Geſetzes in ter TI. Kanımer wu 
hingemiefen, daß in Schlefien Bälle vorfämen, daß das Waſſer 
leitungen nach einer Bleiche geführt und hierfür ein Zins gez 
und zwar auch dann, wenn die Nähren nicht auf dem Grund v 
der Srunpherrfchaft, fondern auf eigenem Grund und Boten ge 
den, fo daß alfo der Zins nur für das fließende Waffer ge 
(Sten. Ber. der II. 8., Bd. 3. ©. 1407). 

Es hat zwar hierüber eine weitere Disfufiton nicht flattgefun 
ift für ungmeifelbaft zu erachten, Daß vergleichen Abgaben, wenn 
fer aus Privarflüffen zugeführt wird, ald unentgeltlich 
anzufeben fint, falls nicht Tie Ausnahme des vorlegten Alin. 
vorliegt, und voraudgefegt, Taß das Waffer aud einem Privat 
geführt wird. 

8) In ter I. Kammer wurde von tem Abgeortn. Kisker d 
gewiefen, Daß ter Zufag: „in Privatflüffen” das Bedenken 
babe, daß ein Fluß jegt öffentlich fein fönne, der früher Prü 
weſen fei, und bei Dem tie Abgabe ſich aus ter früheren Zeit 
Es müſſe angenommen weıten, Taß ed nur darauf ankomme, de 
gabe tie Natur der Steuern babe und dies nachgewiel 
(Sten. Ber. der I. K. Dr. 5. S.A8). 
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Keſer Anficht dürfte dahin beizutreten fein, daß es in den Bällen, 
Kiergl. Abgaben zu Staatsfaffen gefordert werben, in der Regel dar⸗ 
'afommen wird, feftzuftellen, welche Oualität der betreff. Fluß zur 
K der Konftituirung der Abgabe gehabt hat. Iſt derfelde da- 
’ ein Privatfluß gewefen, fo wird auch der Staat dergleichen 
ben nicht fernerhin fordern können. Iſt eine Gutsherrſchaft die 
zige Empfangs» Berechtigte, fo dürfte die Abgabe, ald eine fleuer- 
je, für aufgehoben zu erachten fein. 


) Ueber den Begriff von öffentlichen und Privatflüffen vergl. 
bhandl. in Sommer's Arnsberger Ach. Br. 2. ©. 635 ff., die 
wi. in ter Iur. Zeit. 1832 ©. 973, das Erk. d. Nevif. Kolleg. v. 
%. 18351 in der Zeitfchr. Br. 4. ©. 346, desgl. v. 26. Nov. 1852 
: Beitfhr. Br. 6. S. 178, das Erf, im Arnsberger Arch. Br. 8. 
2 ., Thöne’s Preuß. Privatrecht Bd. 2. S. 30 und die Bemerk. 
beſetz⸗Reviſoren ad U 2. N. 11. 15. $6. 38 — 43., Motive 
1— 203 (auch abgedr. in den Ergänz. der Preuß. Rechtsbuͤcher, 
f. Br. 5. ©. 205—206.) 


‚um legten Alin. der Nr. 10, des $. 3. ad verba: „Mühlen- 
en.” 


zgl.: 
tie Motive dieſes Zuſatzes in dem Berichte der Kommiff. 
Kammer, oben ©. 281; 


das lin. 2. des 6. 113. des Abldf. Gef. v. 2. März 1850. 2) 


) Zu Nr. 11. (Aufhebung der Abgaben für die Erlaubniß, 
genem Grund und Boten gewiffe Vieharten oder Bienen zu 
m). 


>) Diefe Beflimmung, welche in tem Regier. Entw. nicht ſpeziell 
Ret iR, wurde von beiden Kammern, teren Kommiſſionen ſich gleich⸗ 
nicht näher Darüber auögefprochen haben, ohne Widerſpruch geneh⸗ 


ı IR ver Bienenzehnt für aufgehoben zu erachten? ®) 





I Der Abgeoronete Kisker zeigte (in der I. Kammer), daß die Beſtimmung 
en 2. der Nr. 10. des 8. 3. wegen der Beflimmung des Alin. 2. des 
. ganz überflüffig fei. (GSten. Ber. der I. K., Bd. 5. ©. 2494). 

ergl. dagegen die Bemerk. des Abgeordn. v. Gaffron, a. a. D. ©. 2492. 


Der Gntw. v. 10, Juli 1848 ($. 1. Nr. 14.) erflärte ebenfalls für un- 
Ih aufgehoben: 

enenzins und Wachspacht, infofern Beides für die Erlaubniß entrichtet 
ed, auf feinem eigenen Grund und Boden Bienen zu halten.“ 

Ber. der Nat. Berl. Bd. 1. ©. 489 u. 522). 


Der Entw. v. 10. Iuli 1848 ($. 1. Mr. 11.) erklärte den Bienen: 
gleichwie bie fämmtlichen Fleiſch⸗ und Olutzehnten, für nnentgeltlich aufs 
. (BSten. Ber. der Nat. Berf. Bp. 1. S. 488 u. 521). Der Bericht der 
J. der Rat. Berf. (a. a. O., Bd. 3, ©. 1824) erklärte ſich hiermit ein 
ven, indem er bemerkte, 
E das Halten von Bienen eine perfönliche Liebhaberei, nicht aber ein inte⸗ 
render Theil der Landwirthſchaft fei, weshalb es ſich nicht rechtfertige, den 
enenzehnt als eine dauernde Laſt anzuerkennen und dem bäuerlichen Wirihe 
ech Mblöfung eime ewig banernbe Üente bafür aufzuerlegen, daß \eim 
Multur-Brfeng: BB Ih 49 
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die Beftimmmumg der 
a 


Nr. 12, (Aufhebung ver Verpflichtun 

von = and 1 Brugg 

En vlla Behlonin? 
immur er. En 

führt dm von beiden ‚Ka ee: ohne — Erörterung - 

genommen morben. ?) 


13) Zu Ni. 13. (Aufhebung der guts- und a 
i ® und U de 
unn —X — ———— 


2,2 Beſtimmung ift bon den Kammern unverändert 
Regier. Entw. *) angenommen worden. 


a) Die Motive des Regier. Entw. bemerken Hierzu: 


Das in einigen Sandestheilen, ;. ®. in Schleſten, in der Niebt 
Neumark noch vorkommende Redıt bes Gutsherrn, fich bie auf ben 

— ‚Maren, Gärten, Wiefen ſtehenden Bäume zugueignen, if 
u DOber-Gigentbum am Grund und Boden Fe u 

"a diefem fortfallen, als es zu nachtheili — 

———— oder gemeinfchaftlidhe Hütungen dieſe Aufhebung a 
wuͤrde emeffen fein, da hier ein ſolches Recht als Ausfluf en 
ober eines Miteigenthumsrechts an biefen Grundflüden erfcheint. 


P) Die Kommiff, ver W, Kammer trat dem ohne Erinm 
und dad Plenum genehmigte den Antrag auf unveränderte 
der Beftimmung. °) (Sten. Ber. der II. K. Bd. 3. S. 1408). 





Vorfahren die, vielleicht von ihm und feinen Nachkommen nit 

Liebhaberei für das Halten von Bienen gehabt haben. 

Die NationaleBerfamminng if dem beigetreten (a. a.D. 

Da indeß das Nblöf. Gef. v. 2. März 1850 diefe Beſtimmung u 
nommen bat, fo wird der Anficht beizutreten fein, daß der Bienen 
folder für aufgehoben nicht angefehen werben Fann. 

4) Der Entw. v. 10. Juli 1848 ($. 1. Nr. 14.) enthielt Bien 

Beftinnmung, daß die „Werpflichtung zum Wachéverkauf“ unentgeltla 
fole. (Sten. Ber. der Nat. Verf., a. a. D.). 

2) Der Gntw. v. 10. Juli 1848 ($. 1. Mr. 17.) embielt in! 
Hung nur bie Beftimmung, daß das Gigenthum der Gutsherren an di 
den Bärten, Aedern und Wieſen lebenden @ichen aufgehoben fein | 
betr. Motive bemerften, daß dieſe Berechtigung der Öutsherren m 
ber Nieberstaufig und Neumarf vorfomme ımb ale völlig haltie 
lic aufgehoben werden müfe. Dagegen fei es unflattHaft, bie &u 
Forfigrundftüde und gemeinfchaftliche Hütungereviere antzudehnen, fm 
das Recbt als Ausfuß des Miteigenthums am Walde oder am Hüte 

jemeingewöhnlicer Art geftalte, mithin bie Aufbebung ohne Garrel 
e wirt in * Privatrechte werden würde. (Sten. Ber. der Rat. 1 
u. 522). 

3) Der N Robe hatte folgenben Verbefi.» Antrag (Dr 
ad II. 5.) geiiell 

„dem nicht Ah verändernden Sah Mr. 13. folgende Worte voran 

alle, Befchräufungen und Benugungen fremden Cigexiit 
— in den aufachobenen giiſſen Grundſtucken zuhh 


> für Weſtphalen den dortigen Berechtigten ſchon damals denfelben 
gt babe. Die angeftrebte Gleichheit der Befepgebung bei gleichen 
n weiteres, nicht zu verwerfendes Moment für die vorliegende Bes 


num ber 1. Kammer trat dem Antrage auf unveränderte 
Beftimmung bei. 2) (Sten. Ber. der I. K., Br. 5. ©. 2498). 


ſeſtimmung des $. 3. Nr. 13. if, wie auch die Kommiff. 
aer bemerkt bat, in den drei Gefehen v. 21. April 1825 

Grundbeſitz betr. Nechtöverhältniffe in den Landestheilen, 
19 gehörten a) zum Königreihe Weftpbalen, $. 54. 
> ©. 82 Nr. 938.), b) zum Großherzogthum Berg, 
1. (8. S. 1825 ©. 101 Nr. 939.) und c) zu ten Fran⸗ 
ıfeatifhen Departements, 6. 32 (©. ©. 1825 ©. 118 
doch in abweichender Faſſung, enthalten. ?) 


t fi die Beſtimmung des $. 3. Nr. 13. auch auf den Fall, 
yefiger fein Mecht auf einen fpeziellen Rechtstitel grün- 
ht ſich diefelbe nur auf den Eünftigen Anwuchs oder auch 
t8 ftebenden Hölzer? 

if. Kolleg. für Landes-Kultur⸗-Sachen hat in dem Erk. 
1851 ausgeführt, die Beitimmung ſich gerade auf die zur 
nation des Ablöf. Gef. fhon ſtehen den Bäume, und fogar 
der Erwerbung ted Rechtes aus einem fpeziellen Rechts⸗ 
- Died ergebe fich Flar daraus, daß ter in ver 1. Kammer 
ig, „für den legteren Val eine Ausnahme zu geftatten und 
ten vie Abholzung innerhalb drei Jahren nad) Publifation 


— — — — 


a Soh eitsrechten und hoheitsrechtlichen Privilegien ihre Begruͤndung 


1" 


292 Bon d Abldf. der Reallaſten, ven Regultsungen u. Gemm ſahe 
— J des Re 
— — ) Geliſcht 


rer 
4) die Beftimmung sub Nr. 13, die 

HR — ———— Bäume und, 

geltlich aufgehoben, und find. daburd) die Vorſchriften der, Gi 

Theil, O. v. 7. Juni 1821 98. 128—130, über das Holzu 

berührt worden? 
Wulſten verneint mit Aüdfieht auf den 

des Ablöf. Gef. und nimmt an, daß es In belden Beztehimge 

Ast ae 1 # D. bewenden folle. (Wufften, die m 
et, ©. umerf, 3. = 

b Die Berneinung. der erwähnten Frage ergiebt ſich n 

haft aus dem (gleichfaNs oben S. 291 mitgetheilten) 

der I. Kammer. 


14) Zu Nr. 14. (Aufhebung der Straßengerechtigke 
Auenrehtes.). 
a) Diefe Beſtimmung lautete in dem Megier.. Entw., welt 
vn dafiir nicht enthält, dahin 2): 
(4) die unter dem Namen Strafengerechtigfeit oder Auenrecht 
1 Befugnif des Gufsheren, über ie nicht au den Wegen nd) 
läge innerhalb ber ER verfügen. : 
as Gigenihum diefer Grundflüce Hin, infofern biefelben 
vor Berkündtmg bes Gefeges v. 9. Oft. 1848 (O6, 1848 
die privative Benuhung des Gutäheren oder eines Dritten d 
oder zwiſchen ber Gutsherrfchaft und ber Dorfgemeinbe red 
geit eilt werben fiub, der Ortsgemeinde als folder zu, welde 
auch die bisher bamit etwa verbunden gewefenen Laften, 4. BD. 
haltung der Dorfitraße, der Brüden, Stege u, f. iv. zu frageı 


a) Die Kommiffion ver I. Kammer bat fi hierübe 
Berichte dahin geäußert: 


‚.. Im Betreff der sub 14, der Meg. Vorlage in Vorſchlag gebrachte 
lichen Aufhebung des fogenannten Auenrechts der Butsherrfchaft 
Mitglieder getgeilter Meinung. Darin Aimmten fämmtliche Mitgli 
daß wenn bie Befugniß der Gutsheren über die nicht zu den Be 
freien Pläge innerhalb der Dorfſtraße zu verfügen, ans ber gutshe 


1) Bergl. oben ©. 291 Note 2. 
2) Der Entw. v. 10. Juli 1848 enthielt (im $. 1. Nr. 18.) 
mung in folgender Baflung: 
Ohne Entfhädigung Seitens der Verpflichteten werben aufgeb: 
„18) die unter dem Namen Straßengerechtigkeit, Auenrechi t 
„ausfchlieglichen Befugniffe der Gutsherren, über bie 
„Wegen nöthigen freien Pläge innerhalb der Dorfl 


„fügen. 

„Diele —X fallen, inſoweit fie nicht vor dem 1. Juli 
nin bie privative Benugung des Gutsherrn oder eines Dritten 
find, oder vor dem genannten Seitpunfte eine Naturaltheili 
Aatelfehen der Guteherrſchaft und Gemeinde Rattgefunden Bat, nc 
nder Bemeinde-Drbnungen ber Verfligung der Gemeinden anhet 

„In den Rechtöverhältniffen Hinfichtlich der etwa Innerhalb t 
gelegenen eigentlichen Hütungs:Reviere wird nichts geändert.“ 

Die Motive dazu bemerken, daß das in Rede fichende Recht a 
fnneren Begründung entbehrenden Ausdehnung der gutäherrlichen € 
und mit ber Ausübung der Poltzeigewalt sufgnmenhuge, lel 
Fe Ausnahmen gerechtfertigt. (Sten. Der. der Rat. Ber, £ 
u 4 
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thtsbarfeit Hergeleitet werde, die unentgeltliche Aufhebung berfelben eine 
vendige Folge ber aufgehobenen gutsherrlichen PolizeisBerwaltung und daher 
ins gerechtfertigt jet, daß folche andern Falle aber und insbefondere, wenn jene 
wis ſich anf eine privative Erwerbung gründe, einen verwerflichen Eingriff in 
rivatrechte enthalte und abzulehnen An Einige Mitglieder der Kommilfion 
sten jedoch die Streichung bes Sapes Nr. 14., weil eines Theile Hier nicht 
ra ſei, Feſtſezungen ver gedachten Art zu treffen und anbern Theile der 
ang bes Auenrechts, foweit daſſelbe aus ber Poltzeigerichtebarfeit originire, 
i BoligeisBerwaltung auf bie politifche Gemeinde des Orts nadı der mas 
ber neuen SemeindesOrbnung fib von felbft verfiehen werde. Andere 
ber waren bagegen für die Beibehaltung des Sabes, weil in dem $. 8. 
re Ausflüffe der polizeilichen Gerichtsbarkeit unentgeltlich aufgehoben wärs 
ı bie Berwerfung der Reg. Vorlage in tiefem Punkte um fo mehr zu ents 
m Zweifeln Anlaß geben könne, ale auch das proviforifche Regulirungs⸗ 
bſungs⸗Geſetz für die Provinz Schlefien v. 20. Dec. 1848 bereits eine 
Beflimmung publicirt Habe und bie unentgeltliche Aufhebung bes gutsherr⸗ 
wenrechte in der oben gedachten Bedeutung volllommen begründet 
efer Theil der Mitglieder hält es jedoch für erforberlich, dem erſten Alinen 
14. den Zufaß zu geben: 

o weit jene aus der guisherrlichen Polizeigerichtebarfeit hergeleitet wirb. 

fe zuletzt entwidelte Anficht erhielt auch die Zuflimmung dee Kommiſſion, 
re Antrag auf Streichung der Nr. 14. im $. 3. der Borlage verworfen 
oben bezeichnete Zufat angenommen wurde. - 

ruächft wusde zum zweiten Alinea der Antrag geftellt, in der vorlehten 
6 Bort: „etwa“ zu fireichen und bies durch die Behauptung zu begrüns 
wie e6 ganz unzweifelhaft fei, daß bie bier bezeichneten Sale eine uns 
ve Begenleiftung bei dem Auenrechte feien. Gegen diefen Antrag wurde 
ltend gemacht, daß die Verpflichtungen zur Inſtandhaltung von Brüden ıc. 
f beſondern Rechtstiteln beruhen können und daher eine hierauf abzielende 
Uhrung nicht wohl ausgefchloffen werden könne. Es wurbe jeboch and) 
sirag auf Streichung des gedachten „etwa“ und hiernächfl der ganze, fo 
e Gap Mr. 14. angenommen. 

ex in einer Betition enthaltene Antrag: 

des Auenrecht nicht allein innerhalb der Dorflage, fondern auch innerhalb 


Der Beldmarf unentgeltlich aufzuheben, 

dyetl einer nähern Grwägung unterworfen worden. Die Kommiſſion bat 
venfe zur Bevorwortung nicht für geeignet befunden, weil der Umfang 
ı außerhalb der Dorflage provinzialrechtlich nicht unftreitig und insbefondere 
auptete Bedeutung, daß daſſelbe aus der gutsherrlichen Polizei⸗Gerichts⸗ 
wigintre, nicht erweislich ift. 

ı Blenum der II. Kammer trat den Anträgen der Kommiffion 
nahm mithin die Beftimmung der Nr. 14. in derjenigen Baflung 
Iche gegenwärtig die beiden erſten Alinea's vderfelben bilden. 
‚, wurde aber auch noch folgender Schlußfag angenommen): 





Dies Legtere gefha auf den Verbefi.s Antrag des Abgeordn. v. Kleifts 

(Drudf. Rr. 332. ad IL). 

egen wurden folgende Verbefj.s Anträge abgelehnt: 

‚es Abgeordn. v. Kleiſt⸗Retzow (Druckſ. Nr. 329. ad VI.): 

) Matt der Worte: „rechtsverbinblich getheilt worben find“ zu fehen: 
Trechtsverbindlich getheilt ober erflerer allein verblieben 


find.” 
, am Schluß hinzuzufügen: 
va B wird es gleichgeſtellt, wenn auf denſelben 
—** Big —— — zum ee Gebrauch gemacht wors 
de ardn. v Hood 
es Abgeordu. v. Bold: 
? „art Ela Dinzugufügen : 
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Gelee fofl, der Butsberrfhaft und 
* ie he Ho Bu. ‚S, 1412 
3 Bericht der Kommiff, det 1. X 


Anforuch der einzelnen Ruftifalbefiger, alte 


— 


der veränderten Pflicht zu öffentlichen Wegebauten und bi eine: 
nothwendig machen, fo fünme biefe wohl zugegeben werben, nicht aber 
fehädigung des bisher allein Berechtigten, für den biefes Mecht, dımd 
von Banplägen, Vermiethung von BubensRäumen u. ſ. w., zumal bei 
ehe bedeutenden Größe der Auen von einem fehr bedeutenden 
Berthe fei. 

Während die Konfequenz diefer Anficht den Antrag anf Streicu 
44, zur Folge hatte, ging die entgegengefepte Anficht dahin, daß diefe B 
des Geſehes das Mecht, foweit es in ben flrengen Grenzen des befchränf 
vatrechts bleibe und ſich ats folches geltend gemacht habe, wicht verlepe. 
e8 nehme ausdrücklich die Theile der Dorfane aus, in Berug anf melhe 
bes Gigenthum fich thatſachlich und rechtsverbindlich darftelle, 
dies micht der Fall fei, trete die Beftimmung ein. Im Iepterer Begiehu 
befonders Seitens des Reg. Kommiflaring beimergehoben, daß bie Reg 
ebwaltenben durch bie Jurisprubeng feitgeftellten Nechtsverhättniges fi 
wußt gewefen fei, daß fie e& aber mit der Gntwidelung, welcde die ® 
der Dörfer nach Ginführung der neuen GemeindesOrbnung notwendig 
müßten, für unvereinbar gehalten habe, ein Mecht aufrecht zu erhalten, 
mit den, mindeftens größtentheils demfelben Forrespondirenden Laften, ber 
Gemeinde zuftehen müfe, fobald der Gutshere nicht mehr eine abgefeı 
Herborragende Stellung in ihr behalte. Geflüht auf bad jus eminens Dei’ 
fei aus diefer Auffaffung der betreff. Geſehvorſhlag in ber Abftcht herren 
ein Recht, dem im Allgemeinen Fein großer Werth; beigulegen fei, im ben 


„Ruf Grundflüde, bie ihrer Befhaffenheit und Bentkung 
Zur Dorfftraße gehören, als Teiche, eingefriedigte Pläge xt. 
wyorfichenden Beflimmungen feine Anwendung,: and wenn fie 
ber Dorfftraße gelegen find; vielmehr bewendet ed im Betreff 
bei den beftchenden Rechtsverhältniffen." 

(Sten, Ber, der I R., Dr. 3. S. ad 
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nen ed nicht, ber beſtimmten Näumlichkeit nach, in fpeziellen Beſitz und Nutzen 
Igangen fei, bem gemeinen Wohle zu opfern. 


Ne Mehrheit ver Kommiſſion trat biefer Auficht in der ferneren Erwägung 
ıf durch die vorliegende Befimmung auch den Bebürfnifieu eines gleich, 
u Aechtszuſtandes in den verfchiedenenen Provinzen entfprochen werde. Die 
agung der Brüdens und Begeunterbaltungetaft auf die neue Gemeinde, 
a angemeflene® Aequivalent und ſtopfe gleichzeitig eine Quelle von Bros 
fewehl über das Auenrecht, als über diefe Weges unt Brüdenpfliht. Ren 
würde dieſe Duelle aber durch den von der II. K. befchloffenen, und andy 
Rorif gerechtfertigten Zufag werden, welcher die Befimmung nur eintres 
a wolle, 


oweit jene Befugniß aus ber gutsherrlichen Poligeis@erichtebarfeit herge⸗ 
eitet werbe. 


hrend Daher dieſer Theil der Kommilfion auf Annahme bes I. Alinea mit 
ma biefes Sufabes antrug, verlangte eventuell der andere Theil, wenn 
nalbalantrag verworfen würbe: die Beibehaltung des letzteren, eventual. 
gen Schutzes eines Eigenthume, den man ans Beforgniß vor Prozeſſen 
fgeben möge. 


eine vermittelnde trat die Anficht ein, daß bie unentgeltliche Aufhebung 
nrechts innerhalb der Dorflage uud Feldflur gerechtfertigt ſei, fo weit es 
tliche Zwed erheifche, was im Wege einer Regulirung feflzuftelleu fein 


x auch biefem Antrage wurde von ber einen Selte der Borwurf eines 
; im es Brivateigenthum, von ber anderen der Cinwand ber Unausführ⸗ 


: Antrag auf Streichung des ganzen Sapes wurde verworfen. 
e Antrag, folgende Beflimmung an die Gtelle der Nr. 14. zu feßen: 


Aufgehoben wird: 

„die fogenannte Streaßengerechtigfeit ober das Muenrecht ber 
Gntsherricaft, d. h. das ausschließliche Cigenthumsrecht des Grundherrn 
über alle innerhalb der Dorflage und der Feldflur belegenen, nicht im 
die privative Benutzung des Butsheren oder eines Dritten übergegans 
genen Grundflüde (Aue)“ 

„Diele Aue, mit Ausfchluß der, ſchon vor Verkündigung des Ber 
ſetzes v. 9. Oft. 1848 in die Privatnugung übergegangenen Theile und 
der zu Gemeindezwecken nicht benupten oder nicht erforderlichen freien 
Platze, welche dem bisherigen Grundherrn verbleiben, wird Cigenthum 
der Ortsgemeinde als folcher, welche aber fortan auch bie damit vers 
bundenen Laflen überninmt, 3. B. für die Inflanthaltung der Dorfs 
fragen, der Brüden, Wege u. f. w. Sorge zu tragen hat. Entſtehet 
Streit darüber, welche freien Pläge zu Gemeindezwecken nicht erfor 
verlich find, fo bat die Auseinanderfehungs-Behbrde darüber zu ents 
fcheiden,” 

gelehnt. 

in der Betition einiger Gemeinden gemachte Antrag: 

sie Beflimmung der Nr. 14. auch auf die Feldmarksgrenzen auszubehnen, 
eil tiefe ebenfalls zum Anenrecht gehören follen,“ 

e Unterflüßung in der Kommijlion. 

egen wurde bie Streichung des Zuſatzes ber II. Kammer: 

o weit jene aus ber gutsherrlichen Bolizeigerichtsbarkeit hergeleitet wird“ 


l. 
I. Kammer nahm indeß die beiden erften Alinen’& der Be⸗ 


in i i von der II. Kammer beſchloſſenen) Yaffung 
ur een des Shlup f atzes * ſie dem — hrer 


| 


bei ti 
Kar are 






N ver 
—— BE Ar 
in ihrem Ma — 


5 — —55 * 





it 
— Sea — 
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SEN Ku —— 


— nicht ee Sir ‚fondern 5 en & 


Nie Sa ® — b 
Dorfaı ae, Ben mt ne N an ——— itheriger 
Bean Olfen Kenfenn — — 
J —* 
tie gras Komaiffen ih daher Ha IR: 
bei diefem Punkte dem Befchluffe der I. K. beizutreten amd b 
ve angenommene tranfitorifche Beftimmung als zurüdgen 
erachten. 


Hiermit hat ſich denn auch die IL. Kammer einverftande 
(Sten, Ber. der I. K., Bd. 5. ©. 2755 ff.). 









. | 


h 
F 


v 
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1) Abgelehnt winden: 
a) ber — des Abgeorbn. v. Bethmann⸗Sollwe 
Nr, 535. ad II. 3.): 
„bie in diefer Nummer aufgeführte Straßengerechtigkeit ober 
„uf zu bringen, eventuell diefe Berechtigung nur gegen En! 
„aufzuheben.“ 

b) der Verbeff · Antrag bes Aleratu, v. Gaffron (Drudſ. Nr 5 
die von der II. Kammer zu $. 3. Nr. 14. angenommene $ 
ber —— — beizubehalten, dap- am die Stelle der Worte: 

„unter bem Namen Straßengerechtigfeit ober Anenrecht“ 
bie Worte: 
„ben Namen Strafßengerechtigkeit und Auenrecht“ 


treten. 
Motive 

Die Straßengerechtigfeit und das Anenrecht find fehr verſch 
deshalb mit einander nicht zu verwechſelnde Rechte 

Die Beibehaltung des von der U. K. zu ber daſſung des 9 
wirb deshalb beantragt, weil diefer Zufaß die Trageweite einer 2 
befchränft, durch Weide Privatrechte empfindlich verleist werden 
nicht im Widerfpruche befindet mit dem Geiſte eines Gefepes, | 
Mblöfung von Reallaften beywedt. 
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da das letzte Alin. der Nr. 14. feflfegt, daß die Beſtimmungen die⸗ 
Ehe erft mit Einführung der neuen Gemeinde⸗Ordnung 
it, März 1850) in den einzelnen Gemeinden in Kraft treten fol- 
fo ergiebt fich zuvörderſt, daß ed ta, wo dieſe Finführung noch nicht 
iR, bis zu tem erwähnten Zeitpunfte bei den bisherigen Rechts⸗ 
en bezüglich der Straßengerechtigkelt und des Auenrechtes fein 
behält. Nur in folchen Gemeinden, wo tie Gemeinde⸗Ordnung 
I, F 1850 wirklich eingeführt worden iſt, ſind alſo die 

den Rechtsverhaͤltniſſe nach den Beſtimmungen der Nr. 14. zu be⸗ 












) Das Auenrecht1) kommt beſonders in ter Provinz Schleſien 
beruht lediglich auf Gewohnheitsrecht.?) 
dge deſſelben find Eigenthum ver Gutsherrſchaft: 


bie eigentliche Aue, nämlich alle Plaͤtze im Dorfe, die nicht zu den 

Gebäuden, Höfen oder Gärten der Dorfinfaffen gehören; 

die Graͤnzen und Raine, welche die Feldmark von einer andern Feldmark 

ſcbeiden; 

7) alle in ber Feldmark des Dorfes befindlichen, unangebauten, nicht zu ben 
Stellen ter Dorfinfaffen gehörenden, freien Pläge und die darauf befind⸗ 

lichen Bäume: 

#) alle in ber Feldmark des Dorfes befindlichen Privatflüfle, Bäche, Dorfs, 

|- Zanbs, y und die Wege, die von dem Dorfe nach einem andern Drte 
führen 3 











Daffelbe kommt auch unter dem Namen Angerrecht vor. Schiefer; 

- ad Amt. Fabr. L. III. T. 29. erwähnt qu. 7. eines alten Lehnbriefes 

das Uuenrecht unter dem Austrud: „Gea” aufgeführt ifl. 

Die Landes⸗Ordn. des Fürſtenthums Oels v. 1617 (Brachvogel, 

GS. 1096) nimmt das Auenrecht als ein befanntes Rect an. Gbenfo 

‚Ve Censt. Rudolph. Liegn. daſſelbe als ein unzweifelhaftes Recht voraus, 
Bater’s Repert. der Schlefiich. Verfafl. Br. 1. S. 282 und Stylo’s 

. Xov. Recht, S. 230). 

DD) Bergl. Wentzel's Schlefifch. Provinzialtecht, $. 45. S. 14 u. 178. — 

weircando find darüber folgende Grundfäge angenommen worden: 

a) Der Grundſatz, dag die Aue präfumtiv der Grund: oder Gutsherrfchaft 
M auch in den fonformen Grfenntnifien der Gen. Komm. und des Res 

Relleg. in Breslau v. 18. Der. 1832 und 25. Ian. 1834 (Koch's Schleſ. 

WB. 1. S. 530—542) anerfannt. 

) Tie Erf. des Ob. Trib. v. 9. Mai 1829 und 21. Mai 1841 (a. a. O. 

: &. 64 —73) haben angenommen, dag die auf Rainen, Wegen und Ufer: 

wachfenden Bäume und Geflräuche vermöge Auenrechtes ausfchließlich ber 

chaft gehören. 

M Das Db. Trib. hat per sent. v. 9. Oft. 1851 angenommen, baß ver- 

—— Auenrechtes die öffentlichen Kommunikationswege ſammt deren 
gen und Abdachungen, falls ſie nicht in chauſſeemäßig erbauten und vom 

be unterhaltenen Kunſiſtraßen beſtehen, der Gutsherrſchafi gehören. (Striet⸗ 

B Sicch., Br. 4. ©. 54 Nr. 12.). 

I) Daß in Mediat:Städten das Auenrecht nicht flattfindet, hat das DB. 

- in den Erf. v. 1770 u. 1776 (in Stengel’s Beiträgen Bd. 5. ©. 87) aus 


ien. 

i) tieber die Unzuläffigfeit der Verjährung in Betreff des Auenrechs 
®rgl. Wenpelis Schleſiſches Provinzialr., S. 178 ff. 

Ba jediende find hierüber folgende Grundfäge angenommen worden: 

x) 









as Auenrecht in Schlefien kann von den Unterthanen per longissimi 
Wis praescriptionem erlangt werben; jeboch gilt dies nur von ben Auen⸗ 
Bu, nicht von ber Jurisdiktion. (Erk. des Ob. Trib. v. 1770 u. 1776 im 
ls Beiträgen Bd. 5. ©. 87). | 


5” 
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d) Das Auenrecht und die Straßengeredhtigkeitt) 1 
herrſchaft find, — auch da, wo die Gemein wi 
eingeführt worden, — nicht unbedingt aufgehoben, 2 
Aufebung zunächft beſch raͤnkt auf die freien ——— 
Dorflage, mithin auf die eigentliche Aue (die im 
Sinne) (Bergl. oben sub ec. ad «.). Aber auch Bepi j 
die Aufhebung des Rechtes an Befhränfungen A 
nämlich nur unter folgenden Vorausſetzungen eintreten follz 


a) 6 muß die Vefugnif aus det gutsherrlichen V 
richtsbarkeit hergeleitet werben; 


8) die Betreff. Grundſtücke müffen nicht bereits bor Publi 
Siftirungsgefeges ‚u. 9. Oft. 1848 in die privative Benu| 
Outsherrn oder eines Dritten übergegangen, ober n 
vor dieſem Zeitpunfte rechtsverbindlich zwifhen der 6 
f haft und der Dorfgemeinhe getheilt worden fein. 

Was: 

a) die Bedingung betrifft, daß die ® iß aus der 
lich en — DEE muß) 
ſich hieran folgenpe Bemerkungen: 

ac) Die Motive, aus welden diefe Bedingung der Aufl 
Mechted hinzugefügt worden, ergeben ſich aus dem Berichte der 
fion ver IL Be (S. oben S. 292). 

BB) Wie bereits die oben mitgetheilten Berichte der Komm 
beider Kammern ergeben, find die Anfichten über den Urfp 
Auentechtes, welche auch bei der Berathung in den Kammern zu 
gekommen find, nicht ganz übereinſtimmend. Die gewöhnliche Aı 
befondere für Schlefien) geht dahin, daß dies Recht ſich bift 
aus entwickelt babe, daß urfprünglich tie ganze Belbmark te 

errn gehört habe, die Nuftifalftellen nur von ihm ansgethan 
a alles, mas nicht im Eigenthume eines Ginzelnen oder em 
Gemeinde, als folcher, ſich befinde, präfumtiy dem Dominium gehör 


P) Nach Schleſiſchem Provinzialrechte fann bie Gemeinde ode 
wohner das Eigenthum an Auen durch Grfigung nicht erwerben; dies 
nur von der Aue im Dorfe, nicht aber auch von den außerhalb des 4 
genen, im Allgemeinen unter Aue mitverfandenen Grundfücen. (@ 
air len. von Schleſien v. 25. Jan. 1834 in Koch's Schlefiſch. d 


1) Bei ber Diskuffion des Befeges, insbefond. ber I. Kammer, # 
fach Hervergehoben, daß das Auenrecht und bie Straßengerecti 
nigftens in der Proving Schlefien, nicht ibentifch fein. Wer 
die Bemerkungen der Abgeorbn. v. Gaffron und Koppe in dem fe 
I. K. Bd. 5. ©. 2492 u. 2495. 

2) So wird bie Entſtehung des Muenrechtes auch bargeftellt in 
Schleflfichem Provinz. Reit S. 177 ff., welches ſich babei auf bie € 
über Schlefifches Recht gründet. Vergl. insbefondere Schieferbeder 
Februm, Lib. III. T. 29. qu. 7., ®ibiger ad Henel. Silesiogr. P. H 
29. p. 964, Schidfuß in Chron. L. III. c. 34. p. 576, —— 
les. jurib. L. IL. c. 31. $. 1. p. 160, und ven ben neueren GA 
Btyle'e Sclefifh. Prov. Recht, S. 230 f. und Vater’ Mebertor. 
Fi. Verfah. Bd. 1. ©. 281 f. — Bon biefer Anficht gehen auch die 
GSchlefifch. Arc. Bd. 1. ©. 530 ff. mitgeteilten Jubifate der Ben. A 
des Revif. Kolleg. in Breslau v. 18. Der, 1892 u. 25. Zunt 1E 
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m der (jedenfalls bedenklichen)) Behauptung auß, daß in älteren 
terthbanen-Nahrungen in Schlejien La gäter (Loosgüter) gewe⸗ 
t Guts⸗ oder eigentlich Grundherrſchaft (noch jegt Domintum ges 
hren und von biefer Durch Verleihung, Austbuung oder ſon⸗ 
erwerb anf die Muftifalbefiger übergegangen feien.*) us 
fegung wird dann gefolgert,. daß derjenige Grund und Bo⸗ 
nicht Den Guts⸗Unterthanen fpeziell überwiefen worden, im 
er Gutsherrſchaft verblieben fet. 

t aber tie Aue im eigentlichen (engeren) Sinne betrifft, 
:eien Plaͤtze im Dorfe felbft, die nicht zu ten Gebaͤuden, Hoͤ⸗ 
ten ter Dorfeinfaffen gehören ?), fo muß angenommen wer» 
Recht der GOuts⸗ oder Grundherrfchaft darauf ein Ausflug 
ktion, und zwar ber niederen Gerichtsbarkeit, fet. *) 
Bert fich hierüber treffenn folgendermaaßen: 


im Dorf ift beffimmt zum allgemeinen Gebrauch zu dienen, zu We⸗ 
ınd öffentlichen Plägen; foweit fie nicht wirklich fchon dazu vers 
Re refervirt um nach Bebürfnig dazu verwendet werben zu können, 
lätzen für öffentliche oder gemeinnügige Gebäude, wie namentlich 
e Schulen, die Schmieden, tie Mühlen, die Schanfs, Spritzen⸗ und 
:, and in manchem Dorf die gemeinſamen Badöfen meift alle auf 
und wie wo Jahrmärfte gehalten werden, bie Krämer ihre Buben 
Selbft tie Auenhäufer find urfprünglich zum allgemeinen Beten 
en, weil bie Ackerbeſitzer des Dorfs außer ihrem gewöhnlichen Bes 
ber Erndte Hülfstagelöhner und federzeit Weber, Schufter, Schneis 
ihe zur Hand haben mußten. War tie Aue auf diefe Weife ein 
ım der Gemeinde, fo hatte fehtere ein Intereffe dabei, daß ihr Ge⸗ 
»lchem Jedem ein Recht zufland, nicht in den Privatnutzen Einzel⸗ 
ponach nur dieſen ein Recht daran zugeſtanden hätte. Dieß Inter 
ine Beauffichtigung der Aue, weldıe ganz naturgemäß der Obrigs 
der Gutsherrfchaft anheim fiel. Diefe Hatte tarüber au wachen, 
Aue niemand mehr Rechte anmaße, als ihm ohne Gefährdung des 
aller anderen Gemeindemitgliever zugebilligt werben kennten, baß 
Berwendung ter Aue nur zum Gemeindebeſten erfolge, und daß, wo 
ſien, eine Privatbenugung der Aue nicht weiter und nur geitweife 
et würde, als das öffentlihe Intereſſe ihr nicht widerſprach. Die 
Dbrigfeit hatte in Folge deflen auf der in ihrem cobrigfeitlichem 
yen Aue natürlich auch die Steuerung jedes darauf vorfommenden 
tiefen chrigfeitlichen Bflichten fanden der Gutsherrfchaft aber zus 
bte zu; auch in früherer Zeit wurden die Pflichten der Obrigfeit 
nung geübt, nur daß diefe Belohnung felten in baarem Gelde als 
ı faft immer nur in nupbaren Rechten beftand. Don daher kam 
rrfchaft die Benutzung der Gräferei, ter Sträucher, der Bäume ans 
e auf den unbenugten, referrirten Nuenflüden wuchfen, und wenn 
ıftehende Recht einem Privaten überließ, ibr die Pachtziufen dafür 
daher Fam es, daß fie die Zinfen von den geflatteten Auenhäufern 
ber den Nuten zog hatte dagegen audı, wie jeder andere Nieß⸗ 
flicht der Inflandhaltung der benußten Sache, weshalb die Erhals 


die allgem. Einleit. in Bd. I. S. XXXL ff. 
irdb namentlich behauptet von Stylo in deſſen Schlef. Prov. Recht, 


oben sub c. ©. 297, 

ird insbefondere anerfannt von Schieferdeder ad Ant. Fabrum 
.u. 8., Fuldner Anmerf. ad Compend. Lauterbach. p. 258, 
Ja. a. O., c. 31. p. 160, Stylo, Schleſiſch. Provinz. Recht, 
r, Blepertur. Bd. 1. S. 282. Much flimnt damit die Delslche 
berein, ' 
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der igerechtigkeit oder des Auenrechtes KR 
betreff. Grundftücte micht berelts vor Publ des 
v. 9, Oft. 1848 in die privative Benugung des —— bern 
Dritten übergegangen, oder zwifchen der —— und I 
meinde rechtsberbindlich getheilt worden feien. 

Zur Grläuterung des Auspruds: „privative Benutzung 
dem Auffage in Nobe'8 Lehrzeitung für —— des Sir 
beftges (pro 1850) Nr. 5. ©. 18—19 Folgendes bem, 

Statt des Ausbruds „ausfchlieliche —— ſagt das Ser 
Benugung,“ d. h. eine Benußung, die ber, welcher fie in Befig hat 














4) Diefer Anficht it auch Wulften, die neuen Agrargefehe, 
merk, 4. 
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ft jeden andern von einer gleichen Benuhung rechtlich ausfchließen kann. 
Imehrere, welche ein gleiches Benußungsrecht erworben haben, fo befteht das 
für diefe mehreren gemeinfam geoen alle andere, welche es nicht haben. 
‚aan unter ben mehreren eine Gemeinfchaft vorhanden, welche je nach Um⸗ 
ı nach der Bemeinheitstheilungsorbnung oder nach den Regeln von der Ab- 
der Servituten aufgelöft werden kann. Durch einige Sinzelnheiten wird die 
far werben. Sehr häufig gehören zur Aue Bodenftreifen, Zipfel und Rän⸗ 
Ihe mit Strauchwerf und Holz beflanden find oder auch zur Graͤſerei bes 
mben. Es fragt fich nun, wer die Sträucher bisher gefchnitten, das Holz 
mt, die Gräferei an fi genommen hat. Der welcher es mit Ausſchließung 
ıderen getban hat, iſt in privativer Beuutzung und bleibt auch darin; «6 
gleichgültig, ch er ſelbſt, ob durch feine Leute oder durch Pächter bie 
an fich genommen, denn an bie Stelle der Nubung tritt das Pachtgeld. 
wird gelten, wenn für irgend eine Benugungsart der Aue an bie ehemas 
eberrichaft ein Zins bezahlt wird, Auenzins, Bräfereijins, wie benn ber 
ver Abgaben ven den Auenhäufern für die Erlaubniß zur Benupung ber 
Bauftelle, zum Hausbau nicht minder auch eine Benußungsart ifl, welche 
ter ehemaligen Gutsherrfchaft ausgeübt werben. Es werden alle ſolche 
emjenigen verbleiben, der fie bisher bezogen hat. Eben fo werden Sands 
ngruben, GSteinbrüce, Rafenfliche demjenigen verbleiben, welcher vor dem 
1848 ein privatives, ausfchließliches Benupungsrecht daran gehabt hat. 
ın nun tas Geſetz fagt, daß das Bigenthum besjenigen Theil der 
cher nicht fchon in privativer Benutzung eines Anderen fei, auf die Ge⸗ 
ıbergebe, fo ließe fich fragen, wo das Gigenthum ber anderen Theile 
3 ein Benupungsrecht noch Fein Gigenthumsrecht if. Die Frage ift aus 
ven Geiſte der neuen Befeßgebung zu beantworten. Diefelbe Geſetzgebun 
en Grbpächter, ten Zinsmann, ven Dienfihäusler, ber feine Art von Bis 
an feiner Stelle hat, blos auf Grund des Berisflandes zum vollen @is 
er erhebt, Fanı auch vie Benuper der Aue zum vollen Gigenthümer machen, 
e wicht von Neuem ein getheiltes Eigenthum Platz greifen laffen will. 
oe — Herrfchaft oder Gemeindemitgliedr — bisher eine bloße, aber auss 
be Denugung der Aue Hatte ohne Cigenthumsrecht am Grund und Bos 
& ieht zu dem bisherigen bloßen Benugungsrecht von nun ab auch bas 
kamörecht in Anfpruch zu nehmen haben. 


) Zu Nr 15. (Aufhebung ter Gegenletftungen.) 

Diefe Beftimmung, zu welcher der Megier. Entw. fpezielle 
ve nicht enthält, ift von beiden Kammern ohne Erinnerungen 
dert nach dem Vorſchlage des Entwurfs angenommen worden. 


In Betreff der Remiſſionspflicht der Gutsherrſchaften hat 
evif. Kolleg. für Landes- Kult. Sachen folgende Grunpfäge 


umen: 

Die Remiſſionspflicht der Gutsherrn bäuerlicher nicht laſſitiſcher 

ift weder durch das Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850, noch durch vie 

Ir. v. 31. Ian. 1850 unentgeltlih aufgehoben, muß alfo ald Ge⸗ 
mit zur Ablöfung kommen. (Erf. des Revif. Kolleg. v. 25. Juni 

„ Dec. 1852, Praͤj. Nr. 10. in der Präj. Samml. des Revif. Kolleg. 


Die bäuerlichen Wirthe haben das ihnen gefeglich oder ver- 
rä Big zugeftandene Recht, in Unglüdöfällen und bei Branpfchäten 
fionen an ten Dienften und Abgaben zu fordern, durch Das Abläf. 
2. Maͤrz 1850 nicht verloren. (Erf. v. 6. Jan. u. 3. Sept. 1852, 
. a Praͤj. Samml. des Revif. Kolleg, und Zeitfchr. deſſelb. 
5. 216—219). 

Gründe dieſer Entfcheidvungen führen aus, daß die in Rede ſte⸗ 
Remifjtonsanfprüche nicht unter die im $. 3. Nr. 15. des Abloͤſ. 
äbnten Kathegorien der unentgeltlich aufgehobenen Gegenleiftungen 
Huch enthielten das Geſetz und deſſen Motive mehrfache Andeu⸗ 
Gr die Aufrechterhaltung des Remiſſionspflicht; denn ner Anteı 


daß die weitere U 
befonderen Gefegen vorbehalten bI. 


Bee ned für die 


nd da ferner mac) rt. 106 
ie borrrifiomgpi — 
Ka — Rei I i 
in 


In Zmeifel gejogen werben 
——— Srundfag —** vorlepten lin. des —8 
men, 


Für die Auslegung deffelden find indeß folgende Bemer 
zugufügen: 


a) Zunächft ergiebt ſich als unzweifelhaft, daß der Einwand 
unentgeltliche Aufhebung, da der in Rede ſtehende —— in 
nahme von der Negel begründen foll, ſtets yon denjenigen, 
darauf fügt, alfo von dem die Ausnahme behauptenden Bert 


4) Dies wurde auch bei der Disfuffton in der IL K. (in ber bl 
26. Nov. 1549, ſ. Renogr. Ber. Bd. 3. S. 1395) von dem Berichtserft 
— Ambronn) gegen den Antrag auf Annahme des in Mebe fiche 
jepten Alin. des $. 3. eingewandt, indem derfelbe insbefond. Bemerfte, 
Sag den Art. 40. der Verf. v. 5. Der. 1848 wieder vernichte und an 
. felbft vollftändig wieber aufhebe, 
Min. des I. v. Manteuffel fuchte dagegen (a. m D. &, 
Sag durch die Bemerkung zu rechffertigen, daß die Ablöfung foldher 
deren das verlegte Minen erwähne, nicht ausgefchloffen fei und 
das Recht auf folche Leiftungen eben nicht ein reiner Ausflug der Okt 
ober Grundherrlichfeit fei, dann ein anderes Moment mit in bie 
Tung teete und daß diefes Moment gerabe dem entgegenftehe, daf man 
ohne Weiteres vernichte. Die Staatsregierung habe daher gegl 
Fällen, wo bie Leiftung nicht aus der Natur des Rechtes folgt, 
auf befonderem Bertrage beruhet, viefelbe als Ge gr situ 
fichtigen zu müffen, und das Mittel, fie zu berückfichtigen, 
man fie zur Ablöfung ſtelle. 
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ſt aber von Tem Berpflichteten, für den die rechtliche Bermuthung 
‚Regel foricht, bewiefen werden muß. *) 

E muß ferner angenommen werden, daß der in Rede ſtehende Ein- 
d nur duch Urkunden begründet werden fann, und zwar durch 
we Urkunden, welche zwifchen Dem Berechtigten und Berprlic, 
a, nicht aber zwifchen dem leßteren und einem Dritten aufgenom- 
worden find, alfo nur tur) Verleihungs⸗ö⸗Urkunden oder Urs 
fe.2) (Vergl. Robe's Zeitung für Entlaftung tes bäuerl. Grund» 
3 150 Nr. 6. ©. 24, und Frey praft. Erläut. des Abloͤſ. Geſ., 
7a .). 


J Ruß in tem Urkaufe oder der Verleihungdurfunde ausprädlich 
t fein, dap die betreffenve Leiftung für die Veräußerung oder 
eibung übernommen worten fei? 


) In dem Auffage in Robe's Lehrzeitung Nr. 6. ©. 24 wird bes 
t, indem es daſelbſt beißt: 





) Dies folgt aus den In der A. G. O. 8. 16. der Einl. u. Thl. L Tit. 13. 

‚ anfgefellten Grundſäten über die Beweislaſt, wonach derjenige, welcher 

f einen Einwand (bier den Einwand, daß ber Ausnahmefall vorliege) 

die Thatfachen beweifen muß, werauf fih der Sinwand gründet. — 

nisemt auch Frey (prakt. Erläut. ©. 28 ad IV.) an. 

6) Diefen Grundſatz hat das Ob. Trib. mehrfad, anerfannt, indem e6 ans 
t 


mmen Hal, 
vdaß die Bflichten der Ruftifal-Befiger gegen die Butshersfchaft nur nad 
en Kauf⸗ und Annahmebriefen, bie vom Gutéherrn und dem Ruſtikal⸗ 

Befiger gefchlofien find, nicht aber nach Kaufverträgen der Stellenbejiger 

runter einander zu beurtheilen feien; 

m Des ans 98. 137—139. N. 2. R. II. 7. folge, die Feine Ausnahme von 

enadfage des $. 75. M.2. 8. I. 5. aufftellten. (Vergl. tie Erf. tes Ob. 

a 9. 5. April 1845 in den Gntfcheid. Bd. 13. ©. 335 und v. 30, Sept. 

zZ och's Schlefifch. Arch. Bd. 2. S. 496). Das lepterwähnte Urtel führt 

Ras, baß in ber gutsherrlichen Ronfirmation Fein Beitritt der Gute⸗ 

Mbeft zu dem Berirage liege. 

Ken pe vn iſt indeß, daß das Revif. Kolleg. für Landes : Kult. 
a 









er sent. v. 8. Okt. 1852 die Anſicht ausgeſprochen hat, daß ein über 
iches Grundſtück zwifchen zwei käuerlichen Wirthen abgefchloffener, von 
chaft fonfirmirter Ueberlaffungsvertrag, in welchem die Abgaben xc. 
Beuubädes an bie Gutsherrfchaft aufgeführt find, die rechtliche Griten, bie: 
erweife. (Acta Schlefien T. 19., Präj. Nr. 8. in der Praͤj. Samml. 
Bf. Kolleg. ©. 1.) 
Hefe Anficht hat indes, was die Konfirmation betrifft, die Rechtsregel 
if: „confrmatio non dat jura, sed ea, quae sunt, confirmat”, nach wels 
I ter gutsherrlichen (oder gerichtsherrlihen) Konfirmation die Sins 
tg meuer Rechte nicht gefunden werben kann; ebenfowenig aber kaun dies 
ben Beitritt der Onteherefhaft zu einem unter Dritten geichlofles 
Bertrage einfchließen, welcher nach $. 75. N.E.R. I. 5. und $. 137. U. ©. 
7. ein wefentlicbes Erforderniß des NRechtserwerbs für tie Gutsherrichaft 
Wenn es für zuläffig erachtet werben follte, dag ber Gutsherr aus Vers 
durch welche ein bäuerlicher Befiger dem anderen fein eigenthümliches, nur 
Bgaben an ben Grundherrn belaftetes But verkauft, Rechte erwerben Fönnte, 
Bte man, — mie das allegirte Trib. Urtel v. 30. Sept. 1835 treffend bes 
— auch den bäuerlichen Befigern das Recht zugeſtehen, in ihren Kon: 
ı ihre Verpflichtungen gegen den Gutsheren mit rechtliher Wirfung 
riefen fehzufellen, wodurch aber offenbar ben bäuerlichen Mirtben wider 
Ischtegrundbfäge die Mittel in die Hände gegeben werben würden, ih nach 
en von allen ihren Verpflichtungen foßgufagen. 
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Dear 


forifh fein würde. In ter Praxis fei daher wohl angenomm 
Daß dad Wort: „ausdrücklich“ fih nicht auf vie Worte: 
Verleihung”, fontern auf „übernommen“ beziehe und da 
zur Ausſchließung der unentgeltlichen Aufhebung genüge, wen 
liche Laft in derſelben Urkunde ausrrüdlih übernommen, 
die Verleihung erfolgt ift, und Taß dann präfumirt werten müi 
für die Verleihung übernonmen worden ſei. (Frey, praft. 
Ablöf. Geſ., S. 28). 

y) Das Neviftiond» Kollegium für Landes» Kult € 
der nach Obigem von Frey bezeugten Auslegung ter Praris 
getreten... Das Erkenntniß deffelben v. 25. Behr. 1853 ſtellt vi 
genden Rechtsſatz auf: 

Aus ter Beftfegung einer Abgabe in einem Kontrafte, 
Verleihung einer Stelle enthält, folgt noch nicht, daß 
ausdrücklich für die Verleihung übernommen w 
nach tem vorlegten Alinea des $. 3. tes Ablöf. Geſ. 
1850 nicht aufgehoben worten ift; ob viefe Vorfchrift 9 
findet, ift nach Tem ganzen Inhalte Ted Vertrages zu | 

Die Gründe führen aus, daß eb wefentlich darauf anfomn 
dem betreffenten Bertrage ein wirklicher Zufammenhang der 
Abgabe mit ver Veräußerung tes Grunpftüdes erfan 
fönne, und Daß es keinesweges genüge, wenn daraus nur erhell 
Abgabe bei Gelegenheit ver PVerdußerung vereinbart word 
wenn bei ter Veräußerung das Unterthänigfeitsyerhältnig des. 
regulirt und für die Befreiung und Erleichterung von anderen 
nen⸗Laſten ein feſtes Schubgeld ausberungen worten. Wen— 
Vertrag die Feſtſetzung bed Kaufgeldes für das verkaufte Im 
den Beflfegungen über Negulirung ter Unterthänigfelts -Verbä 
des ftipulirten Schußgeltes getrennt hält, fo liege nicht de 
vorlegten Al. des F. 3. vor. (Präj. Nr. 18. in der Praj. Saum 
Kolleg. S. 36 und Zeitfchr. deſſelb. Bd. 6. S. 183 ff.). 
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and den Worten und ven BZufammenhange deſſelben, oder aus 
snähften unzweifelbaften runde, deutlich erhellet. Der bier 
Dede fiehende Sag des Geſetzes enthält, wie bereits ermähnt, eine 
nahme von der allgemeinen Regel des $. 3. und unterliegt fchon 
olche ver firengeren (woͤrtlichen) Interpretation. Sodann 
ht auch die ratio legis tiefer Interpretation zur Seite. Die 
mitgetheilte Gntfenunge-Beipinte der in Mete ſtehenden Bes 
wng ergiebt, daß Tiefelbe die Wiederberftellung eines durch den 
60. der Derf. Urkunde v. 5. Dec. 1848 ſchon befeitigt gewefe- 
Rechtes audfpricht, und die Abficht Ted Geſetzes ift eben, wie die 
hungsgeſchichte des vorlegten Alinea ergiebt, dahin gerichtet, die im 
unter Mr. 1. bis 14. gedachten Dienfte, Abgaben und Leiftungen 
iusnahmsweiſe in tenjenigen Fällen von ver unentgeltlihen 
yang auszuſchließen, wenn fle nicht aus der durch die DVerfaf- 
jerettö erfolgten Aufhebung der Guts⸗, Grund», Gerichts⸗ oder 
herrlichkeit entfprungen find, fondern bei dem Erwerbe des 
des einen Theil der Kauffumme bilteten und daher mit 
mft aus dem Vertrage erfichtlichen Kaufpreife zufammen ten wahs 
m ven Kontrahenten beabfichtigten VBerfaufsmwerth ausmachten. !) 
: Mere flebenten Laflen find nun aber eben in der Regel, welde 
afi® des ganzen $. 3. biltet, aus tem früheren guts⸗, grund», 
jto⸗ oder ſchutzherrlichen Mechte der bisherigen Berechtigten ent« 
en, und deshalb aufgehoben worden. Im gutäherrlichen Verbande 
Mitgliet deffelben als folches Laſten zu tragen. Ehen des⸗ 
‚ weil tiefe Laften aus tem politifchen Verbande entfpran» 
fie Laften des öffentlichen und nicht des Privat» Mechtes. 
- 8. des Geſetzes hebt nun überall nur foldye Dienfte, Abgaben und 
unentgeltlich auf, welche nicht aus dem Privat-Nechte und 
erträgen tarüber, fontern aus ten: öffentlichen Rechte des 
en DBerbanves hervorgegangen find, und er ſtellt gewiffe Kathes 
den Laften auf, welche präfuntiv Laften des öffentlichen Rechtes 
Das vorlegte Alinea des F. 3. geftattet indeß tie Wirerlegung 
bung. 68 fol ter Beweis zugelaffen fein, daß trog des 
we, to der anfcheinenten Natur ter Laſt dieſe Natur dennoch 
pre, daß tie Laſt privatrechtlicher Natur fei, daß fie in Verträgen 
eihung des Eigenthums als Gegenleiftung für Verleihung tes 
8 ausdrücklich übernommen fel. Die Austrädlichkett, daß vie 
e für die Verleihung und aus keinem anderen Grunte erfolgt 
eben deshalb gefortert, weil mit und durch die Erwerbung 
entbumd immer auch der Eintritt in den gutöhberrlichen 
nd erfolgte, und in ten Verträgen nicht bloß die Xaften, welche 
w privatrechtlichen Vertrage der Eigenthumserwerbung, ſondern auch 
wften aufgeführt find, welche das Gut gegen den Butöheren als das 
Iaupt des Gemeindeverbandes übernehmen mußte. 
keraus folgt aber, daß e3, um tie Ausnahme des $. 3. zu begrün« 
einesweges genügt, wenn die in Rede fichenten Laften in der Ber- 
ugs⸗ oder Veräußerungs-⸗Urkunde überhaupt aufgeführt 
‚arin übernommen worden find, fondern daß vielmehr, wie 













Dies if, nach Inhalt des Berichtes der Kommiſſ. der I. K., ansdrück⸗ 
a der die Aufnahme der qu. Veflimmung verlangenden Minorität als der 
grund ter Beibehaltung derſelben hervergeheben werden. (Bergl. den 
Ber. der I. &., ten S. 302—303). 
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Di Bemerkung ift insbefondere in Bezug auf die unter Nr. i 
— Berechtigungen unzweifelhaft für volllommen begt 
erachten. 


IV. Zum legten Alin. des $. 3. 

Diefer Sag ift ohne Erinnerungen, nach dem Vorſchlage des 
Entw, angenommen worden. Vergl. die Erläuter. zu $$. 37 
Abldſ. Gef. 


V. Dürfen die durch das Ablöſ. Gef. unentgeltlich aufgehoben 
und Laften allein auf Grund des Gefeges im Hypothel 
gelöfht werden? 

In Betreff der im $. 2. des Gefeged erwähnten ift die Brag 
jahen, da biefe Rechte und Laften unbedingt aufgehoben fat, 
treff der im $. 3. erwähnten Dagegen zu verneinen, weil dem 
ten nach dem borispten Alin. des $. 3. der dort Bern q 
gegen die unentgeltliche Aufhebung zufteht. 

Vergl. Brey Erläut. des Aplöf. Geſ, ©. 27. 


4) Die Kommiffion ber 1. R. Hatte (f. oben S. 303) ftatt de 
Regier. Entw. enthaltenen Ausbrudes: „ausdrüdlich“ dem Muster 
ie gewählt, woburch wahrfcheinlich moc Flarer bezeihn 

jollte, daß der Kaufal»Bufgmmenhang ber Laft mit verem Neben 
die Verleihung oder Veräußerung anf das Unzweifelhaftefle ad 
dreff. Urkunde hervorgehen müfle, um die Ausnahme zu rechtfertigen, 
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He Anwendbarkeit der Beflimmung des 6. 3. des Abldſ. 
ngene und ſchwebende Fälle, und indbefondere über 
ıde) Frage, ob sehtöträftige Judikate über vie Eris 
ch anfgehobener Rechte der Anwendung des $. 8. entge⸗ 
die Erläut. zum $. 99. des Ablöf. Bel. 


Zum $. 4. 
Frläut. zum $. 2. Nr. 6. (Oben 6. 244—252). 


Zum $. 5. 


6. 5. bildete im Regier. Entw. ven $. 3., indem der 
n den Kammern neu hinzugefügt worden iſt. ) Der- 
Regier. Entw., welcher befondere Motive dazu nicht 


z. 2. Nr. 1. u. 2. beflimmte Aufhebung bes Ober⸗Cigenthums 
Intss oder Brundheren und Brbzinsheren, fowie des Cigenthums 
, bat nicht zugleich die Aufhebung der aus dieſem Berhälts 
ben Berechtigungen auf Abgaben cder Leiflungen zur Polge; 
iefe Berechtigungen, fofern fie nicht etwa in dem gegenwärtigen 
ür aufgehoben erklärt worden find, fortbeftehend, und zwar mit 
‚echten in den Bermögen der Berpflichteten, welche fie bisher 


miffion der 11. Kammer beantragte die unveränberte 
$., indem fie bemerkte: 


mmung biefes $. hat die Kommiſſion ſich einverflanden erflärt 
:age eines ihrer Mitglieder an Stelle des Wortes: „befonders“ 
ındermeitig“ nicht ihre Zuflimmung ertheilt, weil die bereits 
obenen Berechtigungen nirgends wieder in Kraft gefeßt wor: 


imer befchloß indeß, den 6. in feiner gegenwärtigen 
t zwei Aenderungen, anzunehmen, indem fle: 


Worte: „aus diefem Verhältniffe” die Worte: „aus 

tniffen* feste, und 

ı Worten: „Abgaben oder Leiftungen“ Hinzufägte: 

ah vorbehaltene Nutzungen.“ 2) (Gten. Ber. ber 
). 


Erläut. zum $. 2. Nr. 6. (Oben ©. 244 ff.). 
Nenderungen wurden auf den VBerbeff.-Antrag des Abgeorbn. 
f. Rr. 329. ad VII. angenommen, befien Motive dahin 


Herflellung des richtigen Sinnes. 

Es fommt vor, dag namentlich beim Abfchluß von Erbpachts⸗ 
über einen größern Komplerus von Grundflüden der Erbver⸗ 
die Nutzung der vorhandenen Torflager, der zur Ziegel⸗Fabri⸗ 
enbbaren Thonerde, der an den Wieſen⸗Hütungs⸗ und Aders 
(d wachfenden Bäume und ähnliche werthvolle Nubungen vors 
t. Wenn nun dergleichen Rechte des Erbverpaͤchters weber ein⸗ 
h eine Leiftung des Erbverpächters, fondern nur ein Dulden br 
nthalten, fo if die zur Anwendung gebrachte Faſſung gu 1 





zus Yun viv weicoyruuu VEIElLUG WWELUTE ZUBE. 


Die Kommiffion empfiehlt den $. 5. zur Annahme. 


Die I Kammer ift dieſem Antrage ohne Diekuffkon 
(Sten. Ber. ber 1. 8., Bd. 5. S. 2503). 


11. Zur Erläuterung des 6. 5. ift Bolgentes zu bemerken 


1) Ad verba: Ober⸗Eigenthum des Lehnäherrn 
a) Vergl. vie Erläut. zum 8. 2. Nr. 1. u. 3. (Oben &. 22 
b) Das E. R. res Juſt. Min. v. 17. Aug. 1850 2) (3. 
S. 306. Zeitfchr. des Reviſ. Kolleg. Br. 3. S. 180) bat, im 
niß nit dem Bin. Min., erflärt, daß Seitens tes Fiskus ein 
Zahlung des berechneten Allorififationd- Quantum felbft dam 
ben werden fol, wenn gleich ſolches zur Zeit der Publifatio: 
Geſ. v. 2. März 1850 bereitö berechnet und genehmigt war. 
Daffelde C. R. weiſt Übrigens die Gerichte an, den von 
rungen zu bezeichnenden fiöfalifchen Beamten tie Hypothefenbä 
und Lehnsakten derjenigen Lehngüter, welche bis zur Emanaı 
Iöf. Gef. vom Landesherrn velevirten, vorlegen zu lajfen, um a 


unb bebarf der vorgefchlagenen Amendirung. Die Iebtere | 
mit dem Berichte der Kommiſſion durchans nicht in Wiperfpt 
b) Zu diefem $. waren in der IL. K. noch zwei anderweitige 
träge eingebracht worden, nämlich: 
a) des Abgeoron. Robe (Drudf. Nr. 329. ad VII.): 
„die Worte: „etwa in dem gegenwärtigen Geſetz befonde 
„ben, und an deren Stelle das Wert: „fon“ einzufl 
P) bes Abgeordn. Hoffmann (Drudf, Nr. 329. ad IX.): 
„hinter dem Worte „Leiftungen” folgenden Zufaß einy 
„und eben fo wenig den Fortfall der Verpf 


„Segenleiftungen unb insbefondere zu Rem 
Brhnachtafanan ur 
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rialien zu einer Zufammenftellung ver nach $. 5. des Abldſ. Gef. 
auernd zu erachtenten Lehnsgefälle entnehmen zu fönnen. 

: tie Verpflichtung ter biöherigen Vafallen zur Leiſtung des 
ngeeides für aufgehoben zu erachten? 

Tage ifl, wie auch tie Kommiffion ter I. Kammer in ihrem 
f. oben ©. 310) in Bezug auf ten Hultigungseid der bisherigen 
lichen Hinterfaffen anerfannt hat, unbetingt zu bejahen, 
ıldigungßeid lediglich ein Ausflug des durch ©. h Nr. 1. des 
ſ. aufgehobenen lehnsherrlichen Nerus, und im ©. 5. viefe 
nicht vorbehalten worten if. ') 

auch Koch's Land⸗Recht, Br. 1. S. 379. 


verba: „Beredhtigungen auf Abgaben oder Keiftungen 
drücklich vorbehaltene Nuzungen — fortbeftehenn.“ 


Worte: „oder ausprüdlich vorbehaltene Nußungen“, 
e oben (sub I. ad a.) mitgetheilt, von ter II. Kammer binzus 
ten jint, finten ihre vollſtaͤndige Erläuterung in ten (gleichfalls 
te 2. ©. 309) mitgetheilten) Motiven des Antrages des Ab⸗ 
aubner), auf Grund deffen die Aufnahme dieſes Zuſatzes 
58 find darunter indbefontere Die turch den Meberlaffungs- 
'eTbft, namentlidy bei Erbpacdhtsverhältniffen, dem Ber» 
ausdrücklich refervirten Rechte verflanden, wie tenn auch 
NM. Th. 1. Lit. 21. 8. 201. in Betreff des Erbpachtsverhältniffes 
Mag ausfpricht, Taß der Erbpächter nur infoweit Über vie 
erechtigfeit verfügen könne, als er nicht durch den Inhalt 
rakts eingefchränft iſt. 


ver die Frage, welche Rechte des Erbzinsherrn und des 
ichters nach F. 5. fortbeſtehend bleiben, vergl. in Allgemei⸗ 
rläut. zum F. 2. Nr. 2. des Ablöf. Gef. sub b. und c. (oben 
239), und inäbefontere über die Brage, ob das Necht des Erb⸗ 
n auf ten Rückfall res Erbzindgutes für aufgehoben zu erach⸗ 
rläut. a a. D. sub c. ad d. (oben ©. 233 ff.). 


ber tie Kontroverfe, ob tie Nemiffionsberechtigung des 

8 für aufgehoben zu erachten, vergl. Die Erläut. zum $ 2. Nr. 2 
Gef. sub c. ad &. (oben ©. 235 ff.). 

jer die (in dem Berichte ver Kommiffion der I. Kammer 

‚ f. oben S. 310, erwähnte) Brage: ob tie große Kanzlei» 

Schlefien für aufgehoben zu erachten, vergl. die Erläut. zum 
5. tes Ablöf. Gef. sub c., oben ©. 266. 

Bezug auf das Jagdrecht bei Erbpachts⸗Verhältniſſen 
ch folgenter Gntfcheidungen des Ob. Trib. zu getenfen. 

e in einem Erbpachtvertrage dem Erbverpächter vorbehaltene Jagd⸗ 

nit tem nach $. 2. Nr. 2. des ©. v. 2. März 1850 von dem 
erlangten rollen Eigenthum auf denfelben übergegangen, und 


ß Die Berechtigung ter Outeherren, von ihren früheren Unters 
n eidliches Angelöbniß der Treue zu fordern, ale Ausflug ber 
thänigfeit weggefallen fei, hat das M. v. 5/15. März 1809 sub 
d. (Rabe Br. 10. ©. 46, ſ. in Br. I. S. 45) ausbrüdlich an⸗ 


rgl. auch die dies noch näher ausführende Rebe bes genannten Ab⸗ 
pen fen. Ber. der II. K. Br. 3. ©. 1414. 





das Jagdrecht Befimmungen zu treffen, das ale ein das Gigenihum ! 
Recht gar nicht mehr beftand. Die vorbehaltene Nußung des Sagbregı 
für den Erbverpächter überdies gar Fein Recht auf frembes Cigenthum 
der Gröverpächter Sigenthümer des Grund und Bodens blieb. (EM. 8. 
88. 187. 199.). Durch 8. 2. tes G. v. 2. März 1850 iſt unbebh 
fprechen, daß alle Rechte des Cigenthums auf den Erbpächter überge 
nun alleiniger Bigenthümer ik. Wollte ter Erbverpächter nun bei bir 
gang des Gigenthums das Jagtrecht vom Grund und Boden trennen, 
jept erſt aus dieſer Prätenfion cine Servitut, eine Befugnis, den Gige 
der freien Ausübung feiner Gigentbumsrechte zu befchränten, Tonftite 
Dies ifi nach 88. 2. und 3. des ©. v. 31. Oft. 1848 unmöglich. 
Beflimmungen durdy $. 5. des ©. v. 2. März 1850 nicht im Mindeſten 
fchränft werden follen, ergiebt das fpäter ergangene und publicirte Zag 
v. 7. Maärz 1850 ©. 1. 


(Entfch. Br. 22. ©. 1. u. Br. 21. ©. 376 Nr. 2336.) 


6) Der Fiskus, welchem bis zum Erlaß des Jagdgeſetzes v. 
1848 das Jagdrecht auf einem Gute zuftand, hatte dies Medht f 
Publikation des Gef. v. 31. Oft. 1848 tem Gigenthümer des di 
fteten Gutes gegen einen jährlichen Kanon in Erbpacht gegeben. 
pächter behauptete nach Erlaß des Jagdgeſetzes v. 31. Ott. 1848 
frelung von tem Erbpachts⸗Kanon und Elagte auf defien Aufbe 

Diefen Antrag bat der II. Sen. des Ob. Trib. per sei 
Bebr. 1851 (unter Aufhebung ter beiden erften Exfenntniffe) g 
fertigt erachtet, indem er 19 dabei auf vie BVorfchriften des 
1—3. und $. 6. und des A. L. N. Einl. ©. 108., Th. I. Str. 1 
n. Sit. 21. 5. 211. bezieht, und fchließlich Die Berufung des 8 
den $. KA des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 für unpaffend erflä 
er bemerkt: 


Das ©. v. 2. März 1850 hebt im $. 2. Nr. 2. das Gigenihun 
Gröverpächtere auf, fonfervirt aber im $. 5. die Berechtigungen bes I 
Abgaben und Leitungen. Zur Anwendung biefes Geſetzes iſt jedoch 
dag ein folches Rechtsverhältnig bei Publikation deffelben noch beftande 
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ne in dem Vermögen tes Erbzinsmanns und des Erbpächters 
L 1 

fe Berrechte werten beftimnit: 

Tr des Erbzinsheren im $. 431. A. G. 0.1. 50., wonach 
Rändige Kanon des Erbzindherrn in ter fünften Klaffe zu lociten, 
Balle verfelbe im Hypothekenbuche eingetragen iſt, ter zweijährige 
ad dad Hecht der dritten Klaffe hat, wogegen auch in dieſem Falle 
Hüdflände nur in ter fünften Klaffe in Anfap kommen. 


zn Betreff des Erbverpächters tisponiren: 
das ALM. Thl. J. zit. 21. 66. 212— 215. und 222.: 


2. Wird der Pächter unvermögenb, bie Pacht fortzuſetzen, fo if der 
re auf gerichtlichen Berfauf der GErbpachisgerechtigfeit anzutragen bes 


43. Gin Bleiches findet Ratt, wenn ber Srbpächter das Gut Schulden; 
mläßt, und zur fertgefegten Bewirthſchaftung befielben Feine NAnftalten 


414. Aus dem geldieten Kaufgelbe ift der Erbverpächter feine Befriebi: 
gen bes etwa rüdfländigen Zinſes, oder font burch die Schuld bes 
1 Grbpächters ihm entflandener Schäden und Koſten zu nehmen befugt. 

45. Der Meberreh verbleibt dem geweſenen Erbpächter, deſſen Erben oder 


ra- 
22. Wegen bes rüdflänbigen Zinfes bleibt dem Brbverpächter das in 
wesorbuung näher beflimmte Vorrecht. 


die 9. ©. O. Thl. J. zit. 50. $. 382b.: 


@rbverpachiungen hat der Berpächter auf feine Befriedigung aus bem für 
achtögerechtigfeit gelöfeten Kaufgelde ein in den Befegen näher beſtimm⸗ 

es Recht, und ift, foweit biefes Kaufgeld zu feiner Befriedigung bins 
a ven Konkurs einzulaffen nicht fchuldig. (N. 2. R. Th. I. Tit. 21. 
“E) Wenn er aber, wegen Unzulänglichkeit des Kaufgeldes, bei dem 
jdes Erbpächters ſich meldet; fo Fann er, gleich einem anderen Berpädh- 
iq tem verpachteten Grundſtücke befindlichen @ffeften des Gemeinſchuld⸗ 
Berfchrift S. 382. a. 2) fich halten. Weichen auch diefe au feiner Bes 
sicht bin, fo hat er übrigens wegen des Ausfalls fein befonderes Vor⸗ 
gehört damit in die legte Klaſſe. 


Erbpächter durch Ten $. 2. Nr. 2. des Ablöf. Gef. das volle 
un an tem Erbpachtsgrundſtücke beigelegt worden ift, fo verftebt 
ſelbſt, daß er für Deteriorationen des Erbpachtsgutes 
A. L. R. J. 21.)dem Erbverpächter nicht mehr verhaftet if. Das 
vorbehaltene Vorzugsrecht bezieht fich jetzt vielmehr lediglich 
Yun 6. 5. des Abloͤſ. Gef. dem Erbverpaͤchter vorbehaltenen Berech⸗ 
Fauf „Abgaben oder Leiflungen over ausdrücklich vorbe> 
ge Rutungen.” 
erwähnen ift hier nur noch, daß das Ob. Trib. neuerdingd per 
8. Zuli 1852 (Präj. Nr. 2394.) ten Oruntfag ausgefprochen * 
dem Erbverpachter wegen des rückſtändigen Kanons im Konkurs⸗ 











Daß darunter nicht das Recht des Erbzineherrn auf Cinziehung des 
wies begriffen iſt, darüber vergl. die Erlaͤut. zum 8. 2. Nr. 2. des Ablöf. 
c. ad d., chen ©. 233 fi. 

Der $. 352 a. a. a. D. giebt dem Verpächter die Rechte des Pfantgläus 
ac. 2.) für die aus dem Pachivertrage fliegenden Verbindlichkeiten auf 
ia et illeta des Pächters, fofern er fein Zurücbehaltungsrecht nicht durch 
ihm zugelafiene Ansziehen verloren bat. 





an den Grbverpächter, auch wenn biefelben nicht eingetragen find,” 
ben eingelragenen Bläunbigern des Lesteren, aus ben Kaufgeldern 
grundſtücks befriedigt werden muß. Denn hätte feine Prierität 1 
tie Gintragung bes Kanone ober ber fonfligen von ihm geltend mı 
derungen bedingt fein follen, fo würde er kei erfolgter Tintragung 
bes $. 387. Tit. 50. nur die Anfegung in der tritten Klaſſe haben 
er hätte von der @inlaffung auf den Konkurs, die ten Realglänbi 
das G. v. 28. Dee. 1840 erlafien werden ift, nicht fchen durch 
der konk. D. entbunden werben koͤnnen. Auch wäre bei feiner 2e 
Klaffe die Beſtimmung feiner Priorität im Verhältniffe zu den üb 
fen-Blänbigern von der Zeit der gefchehenen Sintragung abhängig 
es hätte mithin von einem ihm unbedingt vor allen Krebitoren zu 
recht, wie es ihm turch die cbigen VBorfchriften beigelegt worden 
Rede fein können. — Das A. ER. J. 20. 6. 4115 fann bei db 
halte obiger Vorfchriften nicht enifcheiten, und eben fo wenig ftek 
0. 1. 9. G. D. entgegen, vielmehr gebt gerabe aus biefer in 3 
Grbjinsheren getroffenen Beflimnung im Gegenfabe mit den erw 
Erbverpächter ſich beziehenden Vorſchriften noch gewiffer hervor, de 
bes Lepteren von ber Gintragung feinesweges abhängig if. — D 
21. $. 193. erflärt den ErbpaditssKanon der Regel nach für una: 
Zuläffigfeit einer Erhöhung unterliegt jedoch nach $. 194. feinem 
wenn ber urfprüngliche Erbpachtfontraft felbft ergiebt, bag and nut: 
dingungen die Kontrahenten ſich von Aufang an fchon über eine | 
rung geeinigt haben, fo fünnen fich bie HypothefensOlänbiger der W 
derartigen Bertragsbeftimmung nicht entziehen und es fann bem Bi 
nnterlaffene, nachträgliche Gintragung der Summe, um welche de 
Kanon jener Abrede gemäß wirflich erhöht werden, ebenſoweni 
gereichen, als ihm der unterbliebene Vermerk der Abgabe, wie fe 
det worden, im Hypothekenbuche bei der Ausübung feines Vorrecht 
pothefen:Stäubigern Hinderlich gewefen wäre. - Uebrigens if ı 
$. 2. des Abi. G. v. 2. März 1960 den Erbpäctern das volle E 
Grundſtücke verliehen; doch iR dadurch nach $. 5. das Hecht des 
zur Gthebung des bedungenen Kanons, fowie die ihm nach der fri 
bung zuſtehende Priorität nicht aufgehoben. 

(Entfch. Bb. 23. S. 445. Striethorſt's Arch. Bd. 6. S. 239 
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b) hinter Ten Worten: „Kirchen⸗, Pfarr⸗ und Schulgebäute* vie 
re: „menn leßtere nicht vie Gegenleiftung einer ablösharen Meallaft 
in weldyem Balle folche zugleich mit dieſer abgeläft werten“, 

fihaltet worden fint. 

L * Motive des Regier. Entw. (zu FF. 5. u. 6. deſſelben) 
u dahin: 


Die vorliegenden $$. befchäftigen ſich mit ber wichtigen Frage, welche Real: 
ablöskar fein fellen? Sie gehen, wie dies im Wefentlichen auch tie Abs 
Ws Ordnungen für tie mwefllichen Provinzen und namentlich die v. 13. Zuli 
$. 1. bereits gethan haben, von dem ber jebigen Staats:Berfaffung Art. I0. 
echenden Grundſat ans, daß in ter Regel alle Reallaften, chne Rüdficht 
te Dualität des verpflichteten Gutes, auf dem fie haften, ablösbar find. 
Dielen im $. 5. des Entw. auagefbrochenen Sat wird bie befrhränfente 
eift der 88. 1. und 2. der Abl. D. v. 7. Juni 1821 aufgehoben, daß 
Me nur dann ablüsbar find, wenn bie verpflichtete Stelle einer Ackernah⸗ 
und nicht eine fegenannte Dienfifamilienftelle if. Für vie Provinzen 
a und Schleflen war dieſer Unterfchied zwar ſchon durch die Geſetze v. 
Mi und 31. Okt. 1845 befeitigt, indefien iſt eine gleiche :Befeitigung auch 
? übrigen älteren Provinzen erferberlich. 
as die zur Wahrung des öffentlichen Interefles erforderlichen Ausnahmen 
wer Regel betrifft, fo fchließt fich der Entwurf in ten tieferhalb im 8. 6. 
ten Borfchriften ebenfalls faſt durchweg ten Abloͤſungs⸗Ordnungen für 
ichen Provinzen an, indem er namentlich unbedingt alle öffentlichen Laften, 
luß der Gemeinde⸗Laſten, Semeinte:Abgaben, Gemeinde:Dienfte, fo wie 
Deichs eder ähnliche Sccietäten fich beziehenden Laften für nicht ablösbar 
* Dagegen weicht er darin von biefen Ablöfungs= Ortnungen ab, daß er 
fie es thun, auch „alle ans dem Kirchens und Schulverbande entfprins 
Laſten“ vielmehr nun tie „Abgaben und Leiftungen zur Erkauung oder 
der Kirchen, Pfarr⸗ und Schulgebäude” von ber Ablösbarfeit ans: 
Die Gründe dieſer Abweichung find folgende: 
Srfabrung bat gelehrt, daß es nicht nur häufig fehr ſchwer ift, zu er⸗ 
ge eine Abgabe oder Leiftung aus dem Kirchens oder Schulverbande und 
aus einem anderen Rechteverhältniffe entfpringt, fendern dag auch 
Mlieferung folcher Natural: Abgaben cher bei der Leiftung der Natu:- 
sielfacher Streit zwifchen den Berpflichteten und ten geiftlichen Inftitus 
t. Es liegt daher ein gleiches praftifches Beduͤrfniß zur Loͤſung dieſes 
tniſſes ver, als bei dem zwiſchen anderen Privat-Intereſſenten; auch 
Befreiung des Grundeigenthums nur ſehr unvollſtaͤndig erreicht worden 
en man alle aus dem Schul⸗- eder Kirchverband herrührenden Abgaben 
ngen ferner ausfchließen wolte. Wohl aber erfcheint c8 gerechtfertigt, 
en, Dienfte und Leiftungen zur Erbauung der Kirchen, Pfarr⸗ und 
inte einftweilen, und bis zu einer anderweitigen Ordnung ber Verbält: 
Kirchengemeinden von ter Ablösbarfeit noch auszuſchließen, weil fonft, 
anf diefem Wege tie Aufbrinyung der Roften für dieſe Zwede neu 
und ficher geftellt werten ift, die Erhaltung jener den Gemeinden unents 
Gebäute gefährdet werben Fönnte. 


> Die KRommiffion der II. Kammer beantragte tie unveränderte 
e der 66. 5. und 6. tes Regier. Entw., lediglich mit Einfchaltung 

orte: 

„wenn Lebtere nicht die Gegenleiftung einer ablösbaren Reallaft find, in 
„welchem alle ſolche mit diefer abgelöft werten“, 

6. (tem Alin. 2. Ted jegigen $. 6.). 

oO ter Kommiff. ter 11. Kammer äußert ſich über bie 
6 




















. und 7. des Regier. Entw. (tie jegigen $$. 6. und 7.) in 
Art: 


(3u den 88. 5. 6. und 7.) 
hun. ss. flellen feft, welche Gegenftänte nach den Borfchriften dieſes Ge⸗ 
aupt ablöshar find. 


| 





und Gocietäte:Berbände die Laſten, welche fie in ihrer gedachten % 
zu tragen haben, nicht abldfen Fönnen, bat darin feine er 
Abldfung eigentlich gegen ſich felbR vornehmen, da ber In 

lieder den Gemeindeverband bildet, und ohnehin zu jeber Beil han 
chliuß der Gemeinde oder Societaͤt die Aufhebung ober Umwandelung ' 
erfolgen kann. Laſten biefer Art find daher mehr perfönlicher Ratır 
Rüdfiht auf den Orumbbefig vertheilt. 

Gegen die Baflung und refp. ven Inhalt des erfien Alinea biefe 
das Bedenken angeregt worden, bag in Hinblid auf die Sefimmung 
der Verf. Urkunde es anſcheinend nicht gerechtfertigt fei, Ausnahmen 
lösbarfeit der Grundlaſten zu machen und insbelondere Abgaben un 
ur Erbauung und Unterhaltung der Kirchen:, Pfarrs und ulgebi 
Abifung allgemein, mitbin and in bem Kalle amszufchließen, wen 
einem ndflüde ohne Rüdficht auf die Mitgliebfchaft an dem 4 
Schulverbande haften. 

Die überwiegende Majorität der KRommiffion Hat jedoch jenes 8 
al® begründet, dagegen aber ale nothwendig anerfannt, bag Leitung 
und der Unterhaltung der Kirchen, Pfarrs und Schulgebäude bis zur 
Regelung der Berhältniffe der Kirchengemeinden von der Ablösbarkeii 
fen werten. Nur in dem alle hat biefelbe eine Abldfung von Leim 
lept gedachten Mrt für auläffig erachtet, wenn Letztere die Gegenleiſta 
Ablöfung Fommenden Reallaft find, wie dies z. B. in einigen Land 
der Verpflichtung des Zehntberechtigten zur Erbauung der Kirche ober 
berfelben der Kal iſt. Es if daher für erforderlich erachtet word 
AgrarsKommiffion ftellt ben Antrag, am Schluſſe des erfien Sapes br 
die Werte hinzuzufügen: 

„wenn Leptere nicht die Gegenleiſtung einer « 
Neallaft find, in welhem Falle ſolche mit biefe 
werden.” 

Schließlich wird zum $. 7. noch bemerkt, daß der IH. Abfchnitt 
gen wegen Ablöfung von Grundgerechtigfeiten in Zolge ber guteherrii 
Regulirung enthält. Es if daher für erforberlich erachtet worden, 
einen Zufas dahin zu geben: 

foweit ber 3. Abfchnitt Feine Ausnahmen enthält. 
Das Plenum der 11. Kammer trat dem Antraae der Ko 


bisherigen Cinkommens, da fie nicht im ber Lage find, hohen Zins 
Ddgefchäfte zu machen. 
te bisher fich felbft unterhalten, werden den Sädeln ber Barochias 
auch der ärmeren, vielleicht gerade zu Gunſten der Wohlhabenden, 
Geifliche, die nach Iangen mühevollen Studien mit einer Familie 
ve Giellung bei 3 bis 40 Thlr. Ginfommen allenfalls genießen, 
elten in entfchievene Bebrängtheit verfept: es kann eine Diöcefe 
erben, in der burchfchnittlich $ der Pfarreinfünfte bei der Ablöfung 
sen Betrage verloren gehen; dies fleigert fich, wenn auf dem Gin: 
ındere Berpflichtungen ruben, fo daß ein Fall namhaft gemadıt 
vo ein verheiratheter Pfarrer jährlih 175 Thle. übrig behält. — 
bei den Schulen und Küftereien. — Die Verhältniffe der Spitä: 
erwähnt, meiſt in ähnlicher Weife fundirt, feheinen gar nicht ges 
Bürger und Andere haben fich eingefauft, um freie Wohnung, Holz, 
n, baar Geld, vielleicht 20 bis 30 Thlr. an Jahreswerth, oft etwas 
niger, an erhalten, immer aber eben nur hinreichend, des Lebens 
ch zu befriedigen. Gin Dritter bat feine Verpflichtungen; will 
ten $—% ihres Färglichen Ginfommens nehmen? — Solche An⸗ 
ſich eine ober mehrere faſt in jeder Stadt von Brandenburg und 
zusch auf dem Lande, im Stendaler Kreife allein brei. 
: bebarf daher Außerfl vorfichtige Behandlung und gründliche Vor⸗ 
ı man nicht dadurch, dag man Alles rüdfichtelos gleichförmig be⸗ 
chtsverletzung einen Keim zu begründeter allgemeiner Unzufrieden⸗ 
will. Deshalb find dieſe Gegenſtände einer befonderen Geſetzge⸗ 
n, welche fogleih auf anderweite Dedung der Ausfälle bedacht 


x. der II. K., Br. 3. ©. 1424). 
ıgearen. Wehmer (Drudf. Nr. 330. ad $. 6. sub II.): 

. folgende Faſſung zu geben: 
8. 6. Ausgeſchloſſen von der Ablösbarkeit find die dffentlichen 
ten, mit @infchlußg ber Demeindelaften, Gemeindeabgaben und Ge⸗ 
ndebienfle, fo wie die anf eine Deichs oder ähnliche Sorietät fich 
lehenden Laften; besgleichen Abgaben und Leiftungen, welde den 
meinden und jenen Societäten aus allgemeinen Rechteverhältnifien, 
3. dem antsberrlichen Verbältniß oder dem Zehntrecht aufleben. 


I 
k 
‘ 
\ 





—— 


Alınea 2. von der Adloslichteit ausgeſchloſen er t 
wurbe von der Mehrheit, zumal mit Hinweifung auf das dritte Alin 
da die Ablöslichkeit einer wirklichen Reallaſt feinem Zweifel unterli 
feinem befonderen Antrage Anlaß. 

Ehen dies war der Fall in Deyug auf ein aus der Gchlefifche 
fung erhobene Bedenken. Mehrfach wechfelnden Anordnungen fol 
am 16. Juni 1831 eine Kabinetsorbre, worin die frühere Verfaſſi 
geführt wurde, daß nämlich bei der Konfeffions s Berfchiedenheit de 
gen Gutsbefigers und des zehentberechtigten Pfarrers ber Dezem r 
der Zweifel angeregt, ob ein folder ruhender Desem, und nach 
je er ablöslich fei, und darauf der Wunſch nach Aufhebung jenı 

erüpt. 

8 Die Mehrheit war jedoch der Anſicht, daß die letztere Frage 
dieſer Geſetzgebung ſei, über die Natur dieſes Dezems, als eine? 
ſonallaſt, aus der bloßen Quiescenz fein Zweifel entſtehe, ein fi 
nicht durch die Geſetzgebung, fondern Tebiglich durch Nichterfprusch 
ein Zweifel über die Ablöslichkeit der Abgabe im erfleren alle 
auffommen Fönne, als fie in jener Kabinetsordre ausbrüdlich verar 

Ein Antrag: 

im 3. Alinea des $. hinter dem Worte: „Societaͤten“ Hin 
wie den Kirchen, Pfarren und Schulen“ wurde verworfen. 

Die Rommilfien beantragt daher: 

1) unveränderte Annahme des Alinea 1.; 

2) Annahme des Alinea 2. in folgender veränterter Baffung: 
„Ausgefchlefien von der Ablösbarkeit nach ven Beftin 
fes Geſetzes find” — u.f. mw. bis „folche” ; 

dann: 
„zugleich mit dieſer abgelöfl werben;” 

3) unveränderte Annahme des 3. Alinea. 


Das Plenum der I. Kammer, in welchem vie Berath 
mit derjenigen des fjegigen 6. 65. verbunden wurde, nahm ; 
trag ter Kommiffion an !), befchloß aber zugleich, Dem $. 
Zufag beizufügen ®): 
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Yusgefäloffen Yon diefen Beftimmungen bleiben die Reallaften, welche Pfar⸗ 
‚ Rifereien und Schulen zuſtehen. Die Beflimmung über deren künftige defi⸗ 
Ablöfung bleibt einem befondern Geſetze vorbehalten, bie zu dieſem Zeit: 
werben die nad) dem gegenwärtigen Geſetze ermittelten Geldrenten direkt an 


wradten Inſtitute entrichtet. i 
(Eten. Ber. der 1. Pal 1848. 3. 5. ©. 2545 ff.) 


D. Die Differenzen ver Beichlüffe beider Kammern in Betreff des $. 6. 
fen nach Vorſtehendem lediglich zwei Faſſungs⸗Aenderungen im 
‚2. deffelben. Die 11. Rammer bat ſich in tiefer Beziehung, auf den 
sg ihrer Kommiffton, bei ver anderweitig Tarüber flattgefundenen Bes 
ng, dem Befchluffe ver I. Kammer angefchloffen. (Sten. Ber. der II. 
W. 5. ©. 2755 ff.) 


Ihenfo ift die II. Kammer auch den von ver I. Kammer angenom- 





„Schulen und milden Stiftungen wird durch ein befonderes Geſetz ges 


„regelt.“ 

Daiu u dem ade. erwähnten Antrage) hatte der Abgeorbn. Trieft nad: 
Uhter-Amendement geſtellt (Druckſ. Nr. 544. ad 2.): 

„Die Kammer wolle befhliegen: daß zu II. ber Verbeſſerungs-Vorſchlaͤge 

„bes Högeorbneten v. Bethmann-Hollweg unter Nr. 535.: und zwar 

„zu dem PrinzipalsAntrage hinter die Worte: „Nusgefchloffen von der Ab: 

Tesbarkeit“ eingefchaltet werde: „nach den Beffimmungen diefes Ges 


eßses.“ 
ie Gründe. 


„Benn der Prinzipal: Antrag angenommen würde, würde die Ablös: 
„barkeit der Abgaben und Leiltungen an Pfarren, Kirchen, Schulen und 
„müde Stiftungen gänzid ausgefhloffen fein, was fogar mit ber beftehen- 
Geſetzgebung in Wibderſpruch ſtände. 
















„Bei Annahme des eventuellen Antrages koͤnnte die Meinung entſtehen, 
. 06 {elle die Ablöfung aller Abgaben an pia corpora durch ein Fünftiges 
r Rattfinden. 

„Dbiger Vorſchlag läßt die Frage offen.“ 
Bon dem Abgeortn. v. Ritz-Lichtenow (Drudf. Nr. 542. ad I.) 
„m den $. 6. zwifchen den Worten ferner und Leiftungen, einzu: 


en: 
„„die Abgaben an Pfarren, Küftereien und Schulen, fo wie die.” “ 
„Motive. 
„Es läßt fih fein triftiger Grund auffinden, aus welchem die Verrins 
g des Binfommens der Pfarrs, Küſter- und Lehrerftellen zu rechtfer: 
en wäre, welche denjelben durch die Ablöfung der ihnen zuftehenden 
eals Berechtigungen nach den Beſtimmungen diefes Geſetz-Entwurfes ent: 
„Reben müßte. Es fireitet gegen das Rechts- und Billigkeits: Gefühl, das 
„shnehin im Allgemeinen fchlechte Sinfommen der Geiltlichen, denen die Ber: 
„faflung feinen Anfpruch auf ein ausfömmliches Gehalt zufichert, für 9 
5 „und immerdar zum Vortheile meiſtentheils mehr Begüterter als fie ſelbſt, 
je ſchmaͤlern und dies auch dadurch noch in einem größeren Maaße zu 
=# „tun, dag man fie zwingt, objchorr in der Mehrzahl auf dem Lande lebend, 
ihre nothwendigften und täglichen Lebensbebürfniffe für baares Geld ein: 
— „zufaufen, diefelben wohl gar mit Mühen und großen Umftänden aus ben 
"Etibtn beziehen zu müfjen.“ 
424 (zu dem ad c. erwähnten Amendement) hatte der Abgeordn. v. 
- Igendes Unter: Amendement (nicht getrudt) geſtellt: 
dent Berbefl. Antrage des Abgeorbn. v. Ritz-LKichtenow (Nr. 542.1.) 
hinter dem Worte: „Schulen“ einzufhalten: „fofern fie aus dem Kirchen: 
und ulenverbande herrühren“. 
diefe Berbefferungs: Anträge wurden abgelehnt. (Sten. Ber. vr J. K. 
©. 25435 ff.) 
tur-Befedg. BB. I. 2 









Wlinea 2. von der Ablöslichkeit ausgeichloffen feit 
wurbe von ber Mehrheit, zumal mit Hinweifung auf tas dritte Alin 
da die Ablöslichkeit einer wirflichen Reallaſt Eeinem Zweifel unterfi 
feinem befonderen Antrage Anlaß. 

Eben dies war der Fall in Seung auf ein aus ber Schleſiſche 
fung erhobenes Bedenken. Mehrfach wechfelnden Anordnungen fol 
am 16. Juni 1831 eine Kabinetsordre, worin bie frühere Berfaffi 
geführt wurde, daß nämlich bei der Konfeffione s Berfchiebenheit ve 
gen Gutsbeſitzers und des zehentberechtigten Pfarrers der Dezem r 
der Zweifel angeregt, ch ein folder eubenber Desem, und nach ° 
a er ablöslich fei, und darauf ber Wunfch nach Aufhebung jene 

eſtuͤtzt. 
s Die Mehrheit war jedoch der Anficht, daß die letztere Frage ı 
diefer Gefebgebung fei, über tie Natur diefes Degems, als eine 9 
fonallaft, aus der bloßen Quiescenz fein Zweifel entflehe, ein fi 
nicht durch die Geſetzgebung, fondern lediglich durch Nicdhterfpruch 
ein Zweifel über die Ablöslichfeit der Abgabe im erfteren alle 
anffommen Fönne, als fie in jener Kabinetsorbre ausdrücklich verar 

Gin Antrag: 

im 3. Alinca des $. hinter dem Worte: „Societäten” Hin 
wie den Kirchen, Pfarren und Schulen“ wurde verworfen. 

Die Kommilfien beantragt daher: 

1) unveränderte Annahme des Alinea 1.; 

2) Annahme des Alinea 2. in folgender veränterter Baffung: 
„Ausgelchlefien von der Ablösbarfeit nach ben Belle 
fes Geſetzes find" — u. ſ. w. bis „folche” ; 

dann: 
„zugleich mit diefer abgelöfl werben;” 

3) unveränberte Annahme des 3. Alinea. 


Das Plenum der I. Kammer, in welddem vie Berath 
mit derjenigen des fegigen $. 65. verbunden murde, nahm | 
trag der Kommiffion an !), befchloß aber zugleich, Tem $. 
Zufaß beizufügen 2): 
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eſchloſſen von diefen Befimmungen bleiben die Reallaſten, welche Pfar- 
reien und Schulen zuficehen. Die Beflimmung über deren fünftige deſi⸗ 
loſung bleibt einem befondern Geſetze vorbehalten; bis zu dieſem Zeit 
rben bie nach dem gegenwärtigen Geſetze ermittelten Geldrenten direkt an 
tea Inſtitute entrichtet. 

a. Ber. der I. 8. 1843. Bd. 5. ©. 2545 ff.) 


Die Differenzen ver Befchlüffe beiver Kammern in Betreff des $. 6. 
nach Vorſtehendem Ieriglich zwei Faſſungs⸗Aenderungen im 
deſſelben. Die II. Kammer bat fi in dieſer Beziehung, auf den 
er Kommiffton, bei der anderweitig darüber flattgefundenen Be⸗ 


dem Befchluffe ver I. Kammer angefchloffen. (Sten. Ber. der II. 
©. 2755 ff.) 


d iſt die II. Kammer auch tem von der I. Kammer angenom⸗ 


„Säulm und milden Stiftungen wird durd ein befonderes Geſetz ges 


„tege 
azu (zu dem ade. erwähnten Anfrage) hatte ber Abgeorbn. Trieft nad: 
—— geſtellt (Druckſ. Nr. 544. ad 2.): 

Ye Kammer wolle befchliegen: daß zu II. ber Verbeſſerungs⸗-Vorſchlaͤge 
es Abgeorbneten v. Bethmann⸗Hollweg unter Nr. 535.: und zwar 
a dem PrinzipalsAntrage Hinter die Worte: „Ausgeſchloſſen von der Ab⸗ 
barkeit” eingefchaltet werde: „nach den Beffimmungen biefes Ges; 


eges.“ 
Gründe. 

„Benn der Prinzipal: Antrag angenommen würde, würde bie Ablös⸗ 
arkeit der Abgaben und Leitungen an Pfarren, Kirchen, Schulen und 
wilde Stiftungen ginge ausgefchloffen fein, mas fogar mit ber beftehen- 
ven Geſetzgebung in Widerfpruch flände, 

„Bei Annahme des eventuellen Antrages koͤnnte die Meinung entftehen, 
#6 ſolle die Ablöfung aller Abgaben an pia corpora durch ein Fünftiges 
‚ Rattfinden. 

„Dbiger Vorſchlag läßt die Frage offen.“ 

Ben dem Abgeordn. v. Ritz-Lichtenow (Drudf. Nr. 542. ad I.) 
ie den $. 6. zwifchen den Worten ferner und Leiftungen, einzu: 


en: 
umdie Abgaben an Pfarren, Küftereien und Schulen, fo wie bie.” 
„Motive. 
„Es läßt fih fein triftigee Grund auffinden, aus welchem die Verrins 
g des Einfommens der Pfarr⸗, Küfter: und Lehrerftellen zu rechtfer⸗ 
* wäre, welche denſelben durch bie Abloͤſung der ihnen zuſtehenden 
Berechtigungen nach den Beſtimmungen dieſes Geſetz⸗Entwurfes ent: 
Reben müßte. Es ſtreitet gegen das Rechts- und Billigkeits-Gefühl, base 
shnehin im Allgemeinen fchlechte Cinkommen der Geiftlichen, denen die Ver: 
faffung keinen Anſpruch auf ein auskömmliches Gehalt zufihert, für jet 
und immerdar zum Vortheile meiſtentheils mehr Begüterter als fie felbt, 
zu ſchmälern und dies auch dadurch noch im einem größeren Maaße zu 
m tag man fie zwingt, obſchom in der Mehrzahl auf bem Lande lebend, 
re nothwenbigften und täglichen Lebensbedürfniffe für baares Geld ein: 
zulaufen, biefelben wohl gar mit Mühen und großen Umfländen aus den 
Städten beziehen zu müffen.“ 
Dazu (zu dem ad c. erwähnten Amendement) hatte ber Abgeordn. v. 
fiaenbee UntersAmendement (nicht gedrudt) geftellt: 
dem Berbefl. Antrage des Abgeordn. v. Ritz-Lichtenow (Nr. 542. I.) 
Winter dem Worte: „Schulen“ einzufhalten: „fofern fie aus dem Kirchen: 
‚amd — herrühren“. 
ı biefe efferungs-Anträge wurden abgelehnt. (Sten. Ber. der J. K. 
5. 2545 fi.) 
Rultur-Befepg. BB. 11. 2 


Ordnungen für die weftlichen Provinzen 2) angenommen 
durch iſt mithin diejenige Befchränfung befeitiget, welche di 
Ordn. v. 7. Juni 1821) (66. 1. u. 2.) ausgefprochen hatte, 
Dienfte nur dann ablösbar fein follten, wenn die verpflichten 
Adernahrung im Sinne der Art. 4. a. und 5. a, der Del 
1816 und nicht eine fogenannte Dienftfamilienftelle if. % 

Die Ausnahmen, welde das, an die Stelle fämmtlid 
Ablöfungs » Ordnungen getretene, Geſet v. 2. —F 1850 vo 
ter Ablösbarkeit der auf Grundſtücken oder Gerechtigkei 
Reallaſten macht, find nur folgende: 

1) Es find von der Ablösbarkeit nach den Beftimn 
Gef. v. 2. Mär; 18505) die in ven Alin. 2. und 3. des $ 
näher bezeichneten Öffentlichen Laften, mit Einfchluß ter 
Laften, Gemeindes Abgaben und Gemeide-Dienfte, 
Deich» und Abnlihen SozietätösLaften, ſowie in d 
Abgaben und Leiftungen zur Erbauung oter Iinterhaltu: 
hen», Pfarr- und Schulgebäude ®), audgefchloffen. 

2) Nach $. 7. des Geſetzes findet daffelbe in der Negel ! 
dung auf Grundgerechtigkeiten (Servituten) und anteı 
Grundſätzen der Gem. »Theil.»Orpn. abzulöfenne Verhäl— 


1) Vergl. das Nähere hierüber zum $. 65. des Geſetzes. 

2) Nämlih die Ablöf. Ordn. v. 13. Juli 1829 für die vorm 
nigreihe Weftphalen, zum Großherzogthume Berg und ; 
F Departements gehörigen Landestheile (G. ©. 1829. 

ef. v. 22. Dec. 1839, betr. die Rechtsverhältnifie der Grundbeſitze 
löfung der Reallaiten in den Grafſchaften Wittgenflein-Be 
Wittgenflein-Wittgenflein (G. ©. 1840. ©. 6.), desgl. für I 
thum Siegen v. 18. Juni 1840 (a. a. O., ©. 151), die Ablöf. 
Juni 1840 für dag Herzogthum Weitphalen (G. ©. 1840. ©. 


ar 
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de Astöf. Ordn. v. 7. Juni 1824 Hatte den allgemeinen Grund» 
hr Ablösbarkeit der Meallaften nicht ausgefprochen, fondern führte 
iell die einzelnen Arten ver Reallaſten (Hand- und Spannvienfte, 
ienfte, Natucal- Abgaben, Zehnten, Laudemien) auf, indem fle für 
terfelben die Ablöfungs-Berechtigung, die Art der Abfindung und das 
ſehte. 
— ©. v. 2. Mär; 1850 die allgemeine Ablbelichkeit als 
jel aufftellt, von der nur einzelne Ausnahmen flattfinden, fo er⸗ 
fi, daß die Ablösbarkeit zu vermuthen ift und im Zweifel 
teren Zuläffigkeit entſchleden werden muß. ?) 
Das Alin. 1. des $. 6. giebt die Definition von Reallaften 
1, dap als ſolche 
alle Geftändigen Abgaben und Leiflungen, melde auf thümlich 
er bisher erbpachtö= oder erbzinsweiſe befeffenen @rundftüden oder 
GSerechtigkeiten haften, 
und da der $. 7. des Gefehes den Reallaften vie Grund» 
tigfeiten (Servituten), ald nicht nach deffen Beftimmungen ab» 
, gegenüberftellt, fo kommt es auf die Feſtſtellung der Begriffe 
Reallaften“ und „Grundgerechtigkeiten“ an.) 


zuoörberft: 
den Begriff von „Oeunbgeseatigteiten! betrifft, fo definirt das 
u. 12. Zt 22. IHL L, welde bahn 


M. folhen in ven $. 1 
41. Außer den in vortehenden $$. 1., 3., 9. ®) beflimmten Fallen lann 
lümer eines Grundftid® in der freiem Ausübung feiner @igentbumbreghte 
demjenigen, welcher dazu ein befonberes Met erworben hat, eingefchränkt 


412. Kommt dergleichen Befugniß einem Grundſtückt gegen das andere zu, 
feläes eine Orundgeregigleit genannt. 




















= 1) In Betreff der Grundgeretigfeiten (Gervituten) verbleibt es dagegen 
biserigen Regel, daß nur diejenigen ablöebar, welche als folde vom &: 
Gemeinheits:Theil.» Ordnungen) ausdrüdlic, bezeichnet find. 
Gemein! Theil⸗O. v. 7. Juni 1821 ($ läßt bie Gemeinheits⸗ 
aur bezüglid; folgender fünf Berechtigungen zu: a) zur Huthung, b) zur 
iem, ©) zum Ditgenuß des Holzes, d) zum Streuredien, e) zum Plage 
und BültensGich. Der Art. 1. des Grgänzungs+ Bel. v. 2. März 
dem mod) act fernere Bereätigungen hinzu, nämlih: s) zur Ördferet 
‚Kung von Schili, Binfen oder Rohr auf Ländereien und Sivatgemäfz 
Urt, b) zum Pilüden des Grafes und des Unfraute in den beftellten Bel- 
Krauten), c) zum Rachrechen auf abgeerndteten Feldern, fo wie zum 
, 4) zur Mupung fremder Belder gegen Hergebung des Düngers, 
N ee von einzelnen Stüden fremder Aecker (zu Deputat: Beeten), 
Holzidjarren, g) zur Bilcherei in ſehenden oder Riependen Brivatgewäflern, 
Klee . Bl ten fünf erfterwähnten macht e6 feinen Unterfcieb, ob 
gemehnfchaflicen, ober Gefammts Eigentdume, oder auf einer Dienſt⸗ 
‚hen. Servituten und Grundgeecctigfeiten, welche zu den 13 genannten 
jören, find auch nicht felbiitindig ablösbar. (Dergl. 8. 142. der Gem. 
». 7. Zuni 1821. u, tie Grläut. dazu.) 
Der Beriät der Kommiff. der U. R. (f. oben S. 315-316) bemerft zwar, 
in einzelnen Fallen zweifelhaft fein könne, ob etwas eine Reallaf ober 
‚ewitut fei, fügt indeß Hinzu, baß diefe Zweifel bisher von feiner großen 
Bedeutung gewefen feien, und daß daher fein Bebücfniß vorhanden fel, 
Hinficht im Wege der Gefehaebung einzufßreiten. 
Die $$. 1., 3., 9. a. a. D. handeln yon den geſehlichen und noth> 
en Einfhräufungen des Gigenthums. 
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UNIV YUDEI WD WIEULIUSSEN [ULIUTUUUEL, BUWUEN KU TYTRUNLD 
Beſitzverhaͤltniß fi in vollſtaͤndiges Eigenthum verwandelt | 
fonnten aber auch an ganz unabhängigem Grundeigenthume ne 
Die Berechtigung kann zu einem Grundſtuͤcke gehören, aber audi 
fon zuftehen. Die mwichtigften Meallaften find vie bäuerlichen Fr 
Zinfen (Dienfte und Abgaben), die Gruntzinfen und Zehnten; 
die Landed- Abgaben (3. B. Grundſteuern und Vorſpann) die 
Reallaften. 2) 

Das Wefen und die rechtliche Natur ter Deutfchen Meall: 
Stelle, welche ihr im Rechts⸗Syſteme anzumelfen, ift eine alte . 
welche noch immer nicht zum Abfchluß gebracht worden. 2) 

Die verfchiedenen Anflihten der gemeinrechtlichen Schriftftelle 
die Neallaften Hypothefen«Borderungen ?), daß fie Römif 
gationen, welche gefeglih auf jeden Dritten geben und 
actio in rem scripta gefchüßt *), daß fie ein lediglich aus dem 
felbft entſtehendes Deutſch⸗rechtliches Obligations⸗Verh 
endlich daß ſie eine Verbindlichkeit des perſonifizirten 
ſtückes ſelbſt, nicht des Beſitzers, der nur als Nepräfentant t 
ſtuͤckes anzuſehen 8), ſeien. 

Das Preuß. Recht bat das Inſtitut der Reallaſten auf 
ohne ihm indeß eine felbfiftännige und zufammenhängende Entw 
Theil werben zu laffen. Daffelbe erkennt ald wahre Neallaften 

a) gemeine Laſten und Pflichten, welche nach dem Mechti 
Ortes, des Kreifes oder der Provinz von allen Grundflüde 
Art an den Landesherrn, die Gutöherrfchaft, die Kirche oder | 
zu entrichten find, al8: Kontribution, Lehns⸗Kanon, Steuern, Di 
vis, Seuer-Sozietätögelder, Hufen« und Giebelſchoß, Dezem, Kirch 
und Küfter-Gebühren und nachbarliche Leiftungen ?); 

b) ſolche beftändige Laften, welche verindge befonderer Eige 
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Hdes nach der Natur des mittelft Vertrages errichteten Beſitzverhält⸗ 
m derartigem Beſttzthume gewöhnlich entrichtet werden, z. B. Erb⸗ 
d Erbpachtgelder, vorbehaltene Renten over Geld⸗ und Kornzinſen, 
ie Eigenſchaft des Veſizthums aus dem Hypothekenbuche zu erkennen 
Dazı iſt auch die Landemiallaft zu rechnen. 

egen haben fortvauernte Laften und Leiftungen, welche einem Grunde 
schh Berträge oder fonftige auf Willenserklärungen berubenvde Titel 
at find, nicht die Natur der Meallaft, fondern vie bloßer For⸗ 
ehe, und die Gintragung in das Hypothekenbuch verändert nicht 
stur, fondern verflärkt nur die Wirkung des Mechtes, verfchafft alfo 
Kopothel. 2) (Bergl. Koch's Lehrb. des Preuß. Privatrechts, Bd. 1. 
5. 561 


indet fich indeß Seine ver verſchiedenen — der gemeinrecht⸗ 
chriftſteller über die rechtliche Natur der Reallaſten im Preuß. 
Har außgefprochen, fondern es find nur Bolgerungen aus mehreren 
mit einander vermifcht. 2) In ven Gefepbüchern werden die Real⸗ 
ift als Gefländige, auf einem Brundflüde haftende Laflen und Abe 
zeichnet, der Berechtigte wird auch wohl einem Realgläubiger 
schtet. Indeh folgt ans dieſem Sprachgebrauche nur, daß das 
haͤltniß als ein vingliches angefehen wird; einen ficheren Schluß 
; fonflige Natur läßt er nicht zu. 

den Grundfägen des U. 2.9. Tann daß igentpum einer Sache 
KNRechtes durch Befugniffe, welche einem Anderen in BVeziehung auf 
jukommen, eingefchränft und belaftet werden. (A.L.R.L 19. $. 1.). 
hieht wamentlich durch dingliche Rechte; die aus ſolchen entfichen- 
Richtungen muß jeder Befiger anerkennen ($. 7. a. a. O.). If 
in einer ſolchen Einfchränkung des Eigenthums klar, Dagegen zwei⸗ 
’ der DVerpflichtete in feiner Sache etwas zu thun oder nur etwas 


A G. D. 1. 50. 51. 358.: „Sobald Hingegen eine Abgabe aus 
eu Gigenſchaft nidt von felbft zu vermuthen“, woraus folgt, daß, 
je vermuthen, fie zu den Reallaften gehören. — Vergl. $. 431. a. a. O. 
Bginshere nur wegen des rückſtändigen Kanone, nit wegen feines 
quidirenden Erbzinsrechtes, gedacht iſt, wie es Hinfichtlich der im $. 430. 
Bentenrechte vorgefchrieben if. — Bergl. ferner A. L. R. I. 18, 88. 
ad wegen des vorbehaltenen Zinfes, $. 815. ebendaf. 
G. O. 1. 50. $. 430., Plenarbeſchl. des Ob. Trib. v. 22. April 

fd. Bd. 10. ©. 13., I. M. Bl. 1844. ©. 234 u. 240), A. 2. R. 1. 
29., 330., 611. 
uch bie befannt gewordenen Anfldten des hochſten Gerichtshofes 
atur des Nechtsverhältniffes find fehr abweichend, Die Reallaf wird 
ben aufgefaßt: 
I ein die Dispofltionsbefugniffe und das Nutzungsrecht des Cigenthümers 
bes dingliches Recht (vgl. Erk. des II. Sen. des Ob. Trib. v. 9. Sept. 
Imeöberger Arch. Bd. 9. ©. 425-431); 
dingliche, in Beziehung zum Eigenthum ſtehende obligatio mit einer 
‚etua oder perenvis (vergl. Erk. des Ob. Trib. v. 29. Jan. 1848 in ben 
. 16. 6.196 fi )y 

fortvauernde dingliche Laft, für welche das Grundſtück felbft als ver: 
zeichen wird (vergl. ven Plenarbeihl. des Ob. Trib. v. 22. April 1844 
fh. ®b. 10. S. 14 ff. u. I. Min. BL. 1844 ©. 234 fi); 
mit einer Hypothek verbundene und deshalb feit Erlaß der V. v. 28, 
yon der Binlafjung in den Konkurs befreite Realforderung (vergl. ebendaf.) ; 


ein mit der Hypothek ganz identiſches, in Gemaͤßheit der 88. 411. 
R. I. 20. zu .erwerbendes bin ae Recht (eat Ert. des III. Sen, des 
. 23. Mai 1850 in den Ente, d. 20, ©. 196 ff.). 


Viechte Der Vtegel nad) ein poſttives äntgegenhandeln des Nserpiita 
ein Thun oder Verbindern — vorausfekt. 

Bon diefen Grundfägen ift auch dad Mevifions-Kolleg. fi 
de8- Kult. Sachen bei Entſcheidung ver in vielen Fällen ſtreiti 
denen, für die Ablösbarkeit oder Nichtablösharkeit nad 
flimmungen des Gef. v. 2. März 1850 entfcheidenten Stage, ob ein 
eine Reallaſt oder für eine Srundgerechtigfeit (Servitut) zu 
fei, ausgegangen, indem daſſelbe folgenten Rechtsgrundſatz aufgel 

„Das harafteriftifche Merkmal einer nach $. 6. des Gef. v. 
1850 ablösharen Meallaft befteht darin, daß der Beſitzer des 
teten Orundftuckes zu einem pofttiven Handeln oder Gehen verpfli 

(Präf. Nr. 13., in der Praͤj. Samml. des Revif. Kolleg. &. M., 
befielben, Bd. 6. ©. 71 ff.) 2) 


Die Gründe dieſes Präjutizes führen aus: 


Es ift unhaltbar, die Natur einer Reallaſt aus dem Umflanbe Herzul 
bie Berechtigung nicht einem Grunditüde, fondern einer Perſon zuſtehe. 3 
Theile folgt aus dem Mangel eines beredhtigten Grundſtückes noch nit 
Berechtigung die Natur einer Reallaft im Sinne der Ablöf. Orbn. v. 2.3 
habe, da außer dem Servituten: und Reallaſten-Verhältniſſe auch ned | 
Rechte in der Geſetzgebung anerkannt find, unter welche die in Mebe ſtel 
rechtigung fallen kann, und andern Theils kennt auch tas A. L. R. felbf 
Grundgerechtigkeiten, welche felbfifländig und ohne Verbindung mi 
Grundſtücke beftehen können und Gegenftand ber freien Veräußeren 
3. B. die Schäfereigeredhtigkeit ($. 146. A. &. N. I. 22.) und das Hü 
der Schlächter und anderer Gewerbetreibenden ($. 96. a. a. O.), fowie 


1) Koch (Lehrbuch bes Preuß. Privat: Reis, Br. I. S. S. 562. | 

fi über die Natur der Reallaften dahin aus: 
„Die Reallaften erfcheinen im Preuß. Rechte als ein obligatorifck 
„verhaͤltniß, welches durch die Grwerbung des Grundſtückes eine 


Gef. v. 2. März 1850, betr. die Ablof. sc, (8. 6) 327 


teryt noch eine fehr beſtrittene Frage if, ob und wie weit das A, 2. R. in 
Eingeuemmenen Erweiterung des Begriffs eines dinglichen Rechts nicht auch bie 
Wlzkeit und Uebertragbarkeit der Prädial-Servituten anerfannt habe '), wohei 
zit wird in Abrebe geſtellt werden können, bag durch die Aufhebung der 
bang der Berechtigung mit einem Grundſtücke der eigentlihe Charakter einer 
Beerehtigfeit zerflört und aus einem. fubjektio :dinglichen ein fubjeltiv » perföns 
„Mecht wird. — Unter allen Umftänden folgt aber aus einer ſolchen Veraͤn⸗ 
y niemals die Begründung einer Reallaſt im Sinne bes Gef. v. 2. März 
Dem verpflichteten Grundflüde gegenüber muß man vielmehr den Unter: 
peifäem einer Servitut und einer Reallaſt darin ſuchen, daß jene in einem 
en“ ober „Leiden“, diefe aber in einem pofltiven Handeln oder Geben 
Das gemeine Deutſche Recht Rellt den Begriff der Reallaiten in beſtimm⸗ 
Aungen dar (vgl. Cichhorn's Deutſch. Privat: R., 88 161. fj.) und das 
Sef. v. 2 März 1850 bezeichnet im $. 6. auch nur Abgaben und Leis 
n des Grundbefitzers als folhe Reallaften, auf welche die neue Ablsf. 
Inwendung finden fol. Daß unter „Leiftungen” wirklich pofitive Hand: 
verftanben worden find, ergeben bie einzelnen Titel des Abfchn. I. 


s diefen Prinzipien ausgehend bat das Mevifiond-Kollegium 
nded-KRulturf. namentlich in folgenden zur Konteflation gelangten 
Hen entfchieden. 

Das bereitd erwähnte Präjutifat (Zeitfchr. Bd. 6. S. 71. ff.) führt 
aß die auf einem Grundſtücke haftende (im Hypothekenbuche einges 
Verpflichtung des Beſitzers, auf dieſem Grundſtücke auf ewige 
ein beflimmtes Quantum Brennholz (zu fiskaliſchem Bedarfe) gegen 
ung eines beflimmten Stättegelde8 aufnehmen und aufftellen zu lafs 
ne ablösbare Neallaft, fondern eine nicht abloͤsliche Servitut fei. 
Das Präjudifat in ver Zeitfehr. Br. 3 ©. 243 — 249 führt aus, 
B einem Oruntftüde zuſtehende Necht, aus einem Walde Bau- und 
am Bolz zu beziehen, fein abloͤsbares Realrecht, fondern eine Ser- 

2 


Tenem ähnlichen Falle hat das Ob. Trib. (in dem Erf. v. 22. Oft. 


aulgeführt, daß zwar die Holzberechtigung als Grundgerechtigkeit 
N dem diechte beſtehe, das bendthigte Holz aus dem Walte eines 
r nehmen, Brenn» oder Bauholz aus demſelben zu holen 
I. 22, 66. 201., 209.) und taß die tabel vorfommente An» 

ng des zu entnehmenten Holzes für ein facere auf Seiten des 
8 der dienenden Sache nicht angefehen werten fönne, ſondern nur 
Währung der Sache, eine Aeußerung der patientia, welche die Hand« 
28 Berechtigten vermittelt, enthalte, wenn aber tem Berechtigten nicht 
8 Recht eingeräumt fet, aus den Forſte einen beftimmten Holzbedarf 
men und zu holen, fontern ver belaftete Sabeigentbümer ſich ver⸗ 
habe, jenem das erforderliche Holz zu verabfolgen, fo liege 
ein verſprochenes dare oder praestare, eine Obligation zur Ge⸗ 
g eines beſtimmten Holzbedarfs. Sowie aber ſchon dem Roͤmi⸗ 
echte, auch abgeſehen von öffentlichen Laſten, eine Leiſtungs⸗ 

ndlichfeit des Beflgerd einer Sache als folcher nicht unbefaunt 
7. pr. D. 39. 4., L. 14. $. 2. D. 50. 4, Müplenbrucdy Pandekten, 
), fo Habe auch) das Deutfche Recht BVerbindlichkeiten, Etwas zu 


— — — — — — 


Vergl. hierüber oben ©. 143—144. 

Die Gründe dieſes Präjud. bemerfen übrigens, daß, wenn in einen fols 
le der Belaftete zugleich die Verpflichtung habe, dem Berechtigten das Holz 
en und ihm foldes zuzubringen, hierin allerdings die Verpflichtung 
ı Thun gefunden werben könne, welches der Verbindlichkeit den Charakter 
ealabgabe verleihe. 


IYUQUYULT WIIUSLYUDTLDLWeLyusy [Di, YW EUYU — 


Landes» Kult. Sahen in dem in ver Zeitfchr. Bd. 3. ©. 2 
getheilten Rechtsfalle anerkannt, und das Ob. Trib. tft dem 
11. Aug. 1847 beigetreten, Indem es das in Rede ſtehende Ri 
fogen. affirmatines (tie Befugnig, von den Bellern der Mari: 
ftüde ein dare, facere, praestare, — im vorliegenten Fall 
Abgaben als eine fortgefegte Schulpigfeit zu fordern) eradytet ( 
7, $. 80. u. 1. 9, $. 509., Sypoth. ©. I. 6. 47 — 49), u 
Reallaſt, eine Obligation mit einer causa perennis oder je 
Borderungsrecht, welches in dem belafteten Grundſtücke 
gegen jeten Beſitzer teffelben gelten gemacht werben fann, der 
die demfelben entfprechente Zeiftung von dem Grunpftäde felt 
. und gewährt werten foll, fel. 

d) Es ift In Zweifel gezogen worden: ob folche Leiftungen, 
Gutsherrſchaft hei Ausfegung dienftpflichtiger Ruſtikal⸗Stellen d 
befigern gegenüber übernommen hat, wenn dieſe Leiftungen a 
Natur der Servituten haben, der Ablöfung resp. Kompen 
den Grundſaͤtzen des Abloͤſ. Gef. v. 2. in 1850 unter 
nur nah den Vorſchriften der Gem.-Theil-Orpn. abli 

In einem Neuvorpommerſchen Balle war nämlich ſtreiti— 
ob die Verpflichtung der Gutsherrſchafi, den Beflgern der von 
gefegten dienftpflichtigen Häuslerſtellen vie bei Etablirung 
vertragemäßig als Gegenleiſtung zugeficherten Weideberech 
und Berechtigung zum Stehen einer jährlich beſtimmten 
tät Torf, ſowie auf eine jährliche Quantität Knickhol 
den Borfchriften des Ablöſ. Gef. v. 2. März ablösliche Reall 
für (nur nad) den Grundfägen der Gem.⸗Th.⸗O. ablösliche) © 
zu erachten feien? Die Gutsherrſchaft behauptete Erfteres t 
aus dem Grunde, weil jene Berechtigungen lediglich als ( 
ungen der Gutsherrſchaft für die Dienfte anzufeben felı 
dem h tenftverhältnif fe beruheten, auch in ter Ausübung 


beſ. 0 2. März 1850, Heir. die Abloſ. x, (6. 6). 82H 


it Berträge enthalten allerdings Keine genaue Bezeichnung ber mit den in Rebe 
Na Mehten belafleten Brundflüde, allein die Partheien find darüber einvers 
&, daß das Weiderecht ber Häuslerftellen in der Heerde der Herrſchaft auf 
* eſdmark ausgeübt wird, daß die Berechtigten ben Torf in dem ehr 
oor Rechen, en, trodnen und von da felbſt abfahren, und daß ber 
e Anweiſung von Seiten der Butsherrfhaft in deren Forſten 
e Urt der Ausübung charakterifirt die den Stellenbeflgern einge: 
'Beids, Holz: und Torfrehte als Servituten. Diefelben belaften den 
lichen Grundbefitz und beſtehen darin, daß die Gutsherrſchaſt dulde, dag 
Imbefiger die — Grundſtücke mitbenuben und dadurch das guts⸗ 
enthumsrecht einſchraͤnken. Die Einwendungen der Gutsherrſchaſt, dag 
te ben Seroituten deshalb nicht beizuzählen, weil fle auf einem Dienfiver: 
eruheten und fi ale ep bes Lohnes darftellten und theilweiſe in ber 
g nur durch eine Handlung von Seiten der Guisherrſchaft zu ermoͤg⸗ 
m, And unhaltbar. Die Beranlaffung zur Begründung eines Rechtes 
wicht deſſen Natur, vielmehr muß Ieätere nach den pofltiven Beftimmungen 
werden, und die Ausübung einer Servitut nah Anweifung des De: 
3 belafeten Grundſtückes legt dem Ichtern Feine Verpflichtung zum Handeln 
t vielmehr diefem nur die Befugniß, die Ausübung der Servitut zu regeln, 
dadurch in dem Wefen einer ſolchen Servitut etwas geändert wird. Sind 
wituten in modio, fo Bleiben dieſelben auch von der Abläfung nah ben 
en ber Ablöf. Ordn. v. 2. März 1850 ausgefälfen, biefelben mögen 
wirkung für ablöshare Reallaften fein oder nit. Die 88. 7. u. 59. a. 
fen hierüber feinen Zweifel. 
mn bes Bien. Koll. Bommern Litt. 8. Nr. 57.) 
In Betreff der Frage: welche Verpflichtungen für Reallaften, 
folcye für abld3har zu erachten, tft bier noch folgender Kontro« 
zu gebenfen: 
M die Verpflichtung der Butöberrfchaft, dem ihr abgabenpflichtigen 
das Wehr in baulidem Stande zu erhalten, eine Reallaft 
helb ablosbar? 
Reviſ. Kolleg. für Landes⸗Kulturſ. hat unterm 4. u. 
WR bejahet. (Präj. Samml. des Reviſ. Rolleg, S. 47. No. 22.) 
Ses Ext. deſfel ben Gerichtshofes v. 26. Nov. 1852 nimmt (gegen 
Pt der Beneral- Kom. für die Provinz Sachſen) an, daß die Be⸗ 
: Auer Wafferleitung (eines Mühlgrabens) durch Mehrere der 
ing der einem Dritten obliegenren Verpflichtung, vie dazu erforder» 
Inlagen und Anftalten zu bauen und zu unterhalten, nicht ent« 


Gründe führen zunächſt aus, daß die Wehrbaulaft nicht zu den 
6. des Abldf. Geſ. unablöslihen oöffentlichen Laften gehöre, 
e nur Abgaben zu verftehen, welche an ten Staat entrichtet wer» 
Bienarbefähl. des Ob. Trib. v. 20. März 1846, Entſch. Bo. 13. 

Die Wehrbaulaft berube vielmehr auf einem privativen Titel, 
: Ausführung, daß bei gemeinfchaftlichen Flüſſen Feiner ver 
ten den Flußlauf äntern türfe, und eine folche Aenderung duch 
mg des Wehres eintreten würde, die Fortdauer der Anftalt mit 
Intereffe einer größeren Gemeinfchaft erforderlich fe, und dieß der 
g nach $. 6. des Ablöf. Gef. entgegenftehe, beruhe auf der Ver⸗ 
ıg des Fluſſes mit vem Mühlgraben, und überfehe außerdem, 
) dem gemeinfchaftlichen Intereffe Mehrerer nicht von felbft eine 
ät entflehe, und nach $. 6. a. O. nächft den Öffentlichen und Ge⸗ 
daſten nur die auf eine Deich» oder ähnliche Sozietät fich beziehen- 
ten der Abldfung nach dem erwähnten Geſetze nicht unterliegen. 
n Rechte der Benutzung des Waffers aus einem Mühlgraben folge 
bt das Recht, von dem Wehrbaupflichtigen die Beſchaffung tes 

in den Mühlgraben, refp. die Erhaltung des dazu erfornerliihen 


Mer, 1850, bei. die Abloſ. ac, ($- 6)- 


jet, daß diefe Gerechtigkeit zu ven Orundgeredhtig« 
Teviglic; eine Kefondere Art der Weide-Servi⸗ 


Namen „Schaafzoll“ von den zur Schaafhutung 
chtigten an den Fiskus bisher enirichtete Abgabe hat 
Steuer, fondern ift eine noch fortbeftehende ablos— 


dem Revif. Kolleg. für Landes- Kult. Sachen 
1.1843. Geitſchr. des Reviſ. Koll, Bd. 2. ©, 240 fi) 
je ſtreitig geworben: ob die Verpflichtung der an eine 
inden Orxtfchaften, zur — dieſer Anftalt 
afte zu leiſten und Materialien In liefern, in dem 
Merleitung nicht auf einem Societätöverhältniffe der 
en beruht, auch nicht zu Staatszwecken beftimmt ift, 
vrgung einer Stadt mit Wajfer dient, für eine nach 
ef. v. 2. März 1850 abldsbare Reallaft zu er- 


Kollegium für&andes-Kultur-Sachen ift davon 
Entſcheidung der Frage hauptſächlich davon abhängig 
ehende Verpflichtung, ihrer ürfpränglichen Entftehung 
Reallaft der Orundbefiger der betreffenden Orts 
bindlichkeit der politifhen Gemeinden derfelben, 
‚aß dabei auch in Betracht aejogen werden müffe, ob 
dem gutsherrlichen Verhältniffe der berechtigten Stadt 
Irtfehaften originire. Uebrigens finde auf feine der 
weder das Deichgefeg v. 28. Ian. 1848, noch das 
N über die Benugung der Privatflüffe, Anwendung, 
tacht, daß unter den nach $. 6. des Ablöf. Gef. von 
eſchloſſenen „öffentlichen Laften“ nur ſolche ge= 
Staate als jolhem zu leiften find, die alfo der 
er Eigenfchaft als Mitglied des Staates oder eines 
äftiren bat, weshalb nicht unerwogen bleiben dürfe, 
ung alsdann feine Anwendung leide, wenn bet einer 
at al8 folder betheiliger, fondern nur eine Stadt« 
zig und allein Berechtigte anzufehen fel. (Acta des Mes 
tt. K. Nr. 62.) 

trecht, welches (in Schleflen) aus dem Grunde 
zer des belafteten Gutes ter evangelifchen Konfefilon 
3&bare Reallaſt zu erachten? 

» Kollegium für Zandes» Kultur» Sagen hat 
ıgleich die In ſolchen Fällen zur Anwendung fommen« 
ich der Ermittelung des Iahreswerthes in Erwägung 


ıen, daß das Zehntrecht, feiner Natur nach, fubjectius 
inglich fei, da dabei ſtets ein verpflichtetes Brundftäd 
rüffe. Obwohl das A. L. R. (U. 11. $. 857.) dies 
arochial= Verhältniffe entfpringend auffaffe, fo bleibe 


rechtigkeit it eine Grundgerechtigfeit und fanı als folde 

ud) verloren gehen. Much in Sählefien findet Hiervon 
(Bräj. Nr. 1810. in der Bröj. Samml. des Ob. Trib, 

ud das Prij. v. 22. Oft. 1841 Nr. 1059. in der Praͤj. 

5. 40. 

de fie nach $. 2. der Gem. Theil. D. v. 7. Juni 1824 

nad) den Beftimmungen bes Ablöf. ef. v. %. März 1850. 


— — — — — — — — — 


aber etwa aufgehoben ſein ſoll. Hiermit ſtimme auch die 
Zehnt⸗Verfafſfung überein ?), und die K. O. v. 16. Juni 


— — — — — — —— 


1) In Betreff der Schleſiſchen Behnt: Verfaffung if 
zu bemerfen: 

Das A. 2, R. beſtinimt im $. 872. Tit. 11. TH. IL, bag, w 
eines an A geſetzpflichtigen Grundſtückes für feine Verf on, wı 
fe feines Religionsbefenntniffes, von Entrichtung des Zehnten fr 

hen das —— ruhet. 

Hiermit ſteht die Schleſiſche Provinzial— Verfaſſung 
Der Kollowratſche Vertrag v. 19. Febr. 1504 (vergl. in S 
Schleſ. Prov. Gef. Bd. 1. ©. 6), welcher durch den Kanzler Albre 
im Auftrage des Königs Vladislaus, und unter Zuziehung der « 
v. Teſchen und Sigismund v. Glogau zur Beilegung der zwijchen 
Fürtten und Ständen und bem Bilhefe von Breslau endtlandenen 
Stande gebracht worden ift, beflimmte sub IV.: 

a8 anbetrifft das Stud des Zchendes, fo von ben Ginwe 
„tenthümer und Landen den Geifllihen zu geben gebühren 
„Mibderrede und Fürhaltung der Fruchtbarkeit als der Zehnd 
„Geiſtlichen gereichet werden.“ 
Nach der derein! ung Schlefiens mit der Krone Dreugen 
dep die K. O ärz 1758 (Suarez a. aD. Bd. 3. 
ap bielaniuen Abgaben von Zehnden, Garben, Brobten un 
„evangeliſchen Gingepfarrten den katholiſchen Pfarrern 3 
„müflen, zum Nutzen und Beiten der Unterihbanen gaͤnzlich ce 
„allen follen.“ 

Nach diefer Vorſchrift if das Zehntrecht der Fatholifchen Geiftt 
feitiget, fondern nur hinfihtlih der evangelifchen Glaubensver 
hoben. Es Hat daher auch die Zehntverpflihtung nur während d 
evangelifchen Glaubensverwandten ruhen, mithin feine weitere 
Schlefiſchen Zehntverfaſſung eintreten ſollen. Von demſelben Geficht 
bie K. O. v. 6. Febr. 1812 (G. ©. 1813. ©. 42) ausgegangen, 
Abänderung ber 8. D. v. 3. Maͤrz 1758, beſtimmte, 


kam als Mala au „u ka. ME... ... 1.3 
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se in der rechtlichen Natur der Zehnten nichts, fondern newähre 
evangelifchen Beſitzer des verpflichteten Gutes für feine Perfon 
ung von Entrichtung tiefer Abgabe, nicht deshalb, meil er Ber 
pflidytigen Gutes, fontern Teshalb, weil ex der evangelifchen Kon» 
gethan if. Es fei alfo der Grund ter Befrelung ein perfän- 
velcher nicht eine Aufhebung des Zehntrechtes, fontern nur eine 
der Ausübung veffelben zur Folge base. — Daß aber eine folche, 
dſtücke belaftende Abgabe im Sinne tes $. 6. des Ablöf. Gef. 
‚x fein folle, ergebe fich ſchon daraus, daß diefelbe Tas Grund⸗ 
t dauernd belafte und eine einftmeilige Siflirung der Ausübung 
chtes dieſe Belaftung nicht aufhebe, werde aber auch Durch ven 
; des 6. 6. a. a. O. noch befonter® unterftügt, wonach zwiſchen 
tie von allen Bellgern und foldyen tie nur von Konfeſſions⸗ 
en zu entrichten, nicht unterfchieden werde. Auch vie AgrarsKom. 

babe bei Berathbung tes Ablöf. Gef. dieſe Abloͤsbarkeit der 
n Zehnten ald unzweifelhaft angefehen. 1) — Diefer Anſicht ſtehe 
Umftand nicht entgegen, Daß das Abldf. Gef. keine fpezielen Vor⸗ 
ür tie Ermittelung ded Jahreswerthes der Schleflfchen Zehnten 
atem vielmehr für folche Bälle die Beſtimmung tes $. 58. (Alin. 
O Plag greife, wonach die Beftftelung durch fachverftändiges 
erfolgen müffe, event. aber müfje nach $$. 29. u. 30.2. G. O. 
Theilung eintreten. 2) (Acta bes Revif. Kolleg, Schleflen, Litt. 8. 





MAR beftimmte jedoch die K. O. v. 18. Juni 1831 (8. ©. 1831. 


5 die Schlefiihe Ichntverfaflung ganz fo, wie fie nah der K. O. v. 
März 1758 bie zum 6. Febr. 1812 beftanden hatte, allgemein wie: 
etellt werden folle, daß jedoch diejenigen Kirchenbeamten, bie in 
der D. v. 6. Febr. 1812 bereits in den Befiß folder Zehntabga⸗ 
ka gelangt find, bie ein zur Konfeffion der berechtigten Kirchenanſtalt 
icht gehöriger Grundbeſitzer entrichten muß, während ter Dauer ihres 
ines biefes Beſitzes nicht verluitig gehen, vielmehr die Verpflichtung bes 
Gt zur Konfeſſion der berechtigten Kirchenanitalt gehörigen Grundbefigers 
r —— der Zehnten erſt mit dem Wechſel der empfangenden Be⸗ 
Nen aufhört, indem nur auf die Nachfolger das Rrcht zum Genuſſe nicht 
ergehen ſolle. Dergleihen Kirchenbeamte follen indeß, wenn es rathſam 
unden werben follte, ſich gefallen laſſen, daß ihnen dafür eine nad ben 
undfügen ber Abl. DO. v. 7. Juni 1821 zu grmittelnde Entfehädigung 
jewiefen werde.” 
nerfen iſt noch: 
mobeſitzer jüdiſchen Glaubens find nah Schlefiſchen Prov. R. von 
ung des Zehnten an die kathol. Geiſtlichkeit nicht befreiet. (Erf. des 
. 1. Zuli 1847 in den Entf. Bd. 15. ©. 410 u. in den Rechtef. des 
BB. 2. S. 14. Mr. 7. 
Schleſien ift ein Dezem, welcher feit Emanation der K. D. v. 3. März 
swillen nicht erhoben worden, weil die Grunditücdsbefißer anderer Kon: 
1, als ber berechtigte Pfarcer, durch Verjihrung nicht verloren. (Grk. 
‚des D. 8. ©. zu Breslau v. 15. Marz 1838, in Koch's Sclef. 
. ©. 466 fi.) 
wirb hierüber Bezug genommen auf den Kommiſſ. Ber. der I. K. zum 
Schluß). (1. oben ©. 320.) 
Diefer Beziehung wurde Folgendes in Erwägung gezogen. Die in 
Plöſung an die Stelle der Abgabe tretende Rente vertrete den Werth 
rt in fo weit, als fie mit Rüdficht auf Perzeption berfelben von einem 
sangeliichen Konfeſſion angehörenven Befitzer des verpflichteten Gutes 
‚ für den Berechtigten hat. Nur in fo weit fei auch der enangelüihe 


d. Abldſ. der Reallaſten, den Regulirungen u. Gem. t 


et ein Unterſchied bezüglich der Abloͤsbarkeit fit 
ftationen im Hypothekenbuche — 


Pin des J. u. d. P. —— 
März 1850 mittelft * 8 Juni 1840 (an 


ı  )berneint, und die Auseinami 
p. verpflichtet erklärt, Anträge auf ſolche 
und. zu verfolgen, welche im 
deftoweniger aber von den Intereffenten als Real 

“Me (Min BE d. i B. 1840. ©. 402. Nr. 698) 

He anſicht dürfte auch gegenwärtig für — begt 
ad 1, da auch der $. 6. des Abldſ, Gef. nicht p —— 
und eingetragenen Reallaſten unterſcheidet, und in 

Af die rechtliche Natur der Reallaſien überhaupt 1 
wem mach 8. AB. Tit. J. der Hp: Ordn. Reallaften, we 

Jung tx 1, des Kreifes oder der Provinz als ne 
—— werven tonnen der Eintragung in das Hypoth 
nicht bet I 


er ven Mblöfungebetrag ber F F 
Men —* eallaſt — 
amd but „ursgefeßte ng FE Mblöfungsrente ee 


ten von-wsepewen befteie. 26 Ifiehe demjenigen aleidy, mel 
Realverbindligteiten vorliege, bie zin den geitweili 

Geundftücs nicht fühlbar find, theils weil ber Veredhtigte Men 6 
macht, theils weil der Aufprud Yauf deren Grfüllung von ungewifi 
welche jelbt mit Gewißheit während ber Befigzeit des zeitweiligen 
eintreten werben, abhängig üt, 4. ®. Memiffiensforderungen bei | 
Laudemien und bergl., deren Ablöſung fi dennoch aber der Beſitz 
des Bersäigen unterwerfen mülffe. — Das nach $. 58. des Ablöj. 
liegenden Falle maapgebende — Grmeffen fönne üb 
eigenthümli—hen Natur des in Rede ftehenden Verhältmiffes immer ı 
ober weniger willfürlihen Vorausfegungen geleitet und auf ſolche 
da es unmöglid) jei, im Voraus mit Sicherheit zu befimmen, wie Ri 
pflichtete Gut in der Hand eines evangeliihen Befigers ober eines 
feifionsverwandten befinden werde, und ein Schluß aus der Vergangt 
der Gegenwart auf die Zukunft eben jo fehr der Bürgfhait für fı 
entbehre. Jedes Gutachten muͤſſe daher bei weiterer Ver olgung fein 
zu unhaltbaren KRonfequenzen führen, woraus folge, daß der Richter 
diefes Gutachtens an daſſelbe nicht weiter gebunden fein Fünne, als 
inneren, lebiglich feiner freien Beirtheilung unterliegenden, Gründen 
tigt erachtet, wie denn insbef. der $. 10. der B. v. 22. Mov. 1344 
©. 21) in diefer Sinſicht dem Revifions: Kollegium ein felbilitändig 
lege. — Im der hier in Nede ſtehenden Beziehung fönne namentlich 
der Seelenzahl der den verſchiedenen Konfeffionen angehörenden Gi 
Vrovinz nicht maaßgebend fein für das Berhältnig des Grundbefiges 
ſchiedenen Konfeffionen, und es fei fein Grund zu der Annahme v 
der Befig eines beitimmten Grunbitüdes ſich häufiger in ber Hand 
fen ober anderer Konfeflionsverwandten befinden werde; eben fo m 
Vergangenheit in Bezug auf die Vefigverhälmiffe eines beitimmte 
hierfür einen paſſenden Daapab darbieten. Das geeignete Auskunfte 
mehr, bei der Unmöylichfeit eines jeden einen fiheren Anhalt gewäht 
tens, fewie in Grmangelung anderer gefeplicher Vorfgriften für den 
analogen Vorfgriften der X. ©. D. 1. 13. $$. 29. u. 30. zu fü 
wenn für feinen Theil überwiegende Gründe Iprehen, ber Gteeit 
den Bartheien getheilt werben fell. Hiernad, fei daher im Streit 
des Bollwerthes der Zehntberehtigung für den einzig entfprechenden 
ber abzulöfenden Reallaſt zu erachten. 
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« Unterfiegen auch die auf ſtädtiſchen Grundſtücken und Gerechtig⸗ 

a laem der Abldfung nad den Borfchriften des Ab⸗ 
e6? 

"in des J. landwirthſchaftl. Abth., bat, nah Damaliger 

Wi Beittarbung, bejahet in dem (nachftehenven) Rekursbeſcheide v. 


Brovofationsfahen des N. zu Neuftabt, ale Bormundes der N. N. ſchen 
en, wiber ben ıc. N., als Kurators der N. N. ſchen Kinder, ertheilt das 
bes J., landwirthſchaftl. Abth., zur Refolution, daß, da bie Abldf. O. v. 
ki 1521 fi ganz im Allgemeinen auf Diejenigen Stellen (Grundbefigungen) 
&, weldhe „eigenthümlih zu Erbzines oder Erbpadtsrenten be: 
u“ werben; fie in biefer Berichung alfo den Gegenſatz zu dem, wegen Regus 
er gutöherrlidy : bäuerlihen Verhältniſſe erlaffenen,, vorerit die nicht eigens 
ıc. Befiper betr. Ed. v. 14. Sept. 1811 bildet, und folchergeitalt eine 
ng der Landeskultur⸗Geſetzgebung überhaupt abgiebt; — Tebtere aber 
ia der Ablöf D. ſelbſt, noch in irgend einem früheren oder fpäteren Geſetze 
kt, auch nur entfernt darauf hindeutet, dag ftädtifche Grundbeſitzungen, 
sen noch Hinderniffe des freien Verkehrs Hervortreten, von ihren Wohlthaten 
ihloſſen fein ſollen; — wie foldhes im DBefcheide erfter Inſtanz angenommen 
— Dad Gegentheil deffen vielmehr ſchon aus dem, bie Grundprinzipien diefer 
Geſetzgebung feititellenden Ev. v. 9. Ct. 1807 folgt, und ſpeziell noch im 
‚ der Ablöf. D. v. 7. Juni 1821 ſelbſt ausgefprocdhen iſt, nad welchem „jührs 
Ratnralabgaben, Zehnten und Laudemien in Rente verwandelt werben können, 
Bar ohne Ausnahme, ob ber verpflichtete Bigenthümer, Erbzinsman oder Erbs 
zur Klaffe der bäuerlichen Wirthe, ob er dienſtpflichtig oder Feines der Fall 
tes diefen Umftänden alfo die, im Beſcheide erfter Snfanz für befonders 
mb erachteten Bingangsworte der Ablöf. Ordnung: 
usa auch in ihnen die Hinderniffe zu befeitigen, welcher von dieſer Seite 
tes Landkultur und der freien Verfügung über ländliche 
Wrund ſſtücke entgegenitchen, 
denimmungen des 8. 29. derſelben, $. 2. des Landeskultur⸗Edikts und aͤhn⸗ 
Ms Wort „Landesfultur” in weiterem, einen allgemeinen Zweck an: 
er Game aufgefaßt werden, zufammengeftellt, und demgemäß auch auf ftäb- 
Fbeſtzungen angewendet werden müflen, — bie, dem entgegenflehende 
W Suflegung mithin nicht gerechtfertigt If, und deshalb eine Aenderung bes 
m Seſcheides eintreten muß, welche die Kompenfation der Koften nad $. 3. 
Eder A. G. G, verbunden mit $. 213. der V. v. 20. Juni 1817, 
t; — der, unterm 13. Febr. 1891 gehörig infinuirte Befcheid der K. 
Mäth. des I., zu Danzig, v. 26. Ian. ej., dahin abzuindern, daß bie Ablös 
5 auf dem N. ſchen Grundftüde in Neuſtadt haftenden Laudemialpflicht nicht, 
Beben, für unzuläffig zu erachten, der Provokation des Bormundes ber 
Daten vielmehr Wortgang zu verfchaflen, Provokat demgemaͤß ſchuldig, fi 
eidbung des Rontumazialverfahrene darauf einzulaffen, und die Koflen 
| bieherigen Berhandlungen zu fompenfiren. (Min. Bl. d. i. V. 1841, 
Mr. «) 


au das neue Abldf. Gef. v. 2. März 1850 in dieſer Beziehung 
s flättifchen und läntlichen Grundſtücken und Gerechtigfeiten nicht 
eidet, fo muß ald ganz unbetenkli angenommen werten, taß die 
auf vollkommen richtigen Prinzipien beruhende Anſicht auch nad 
Rwärtiger Lage der Geſetzgebung anwendbar iſt. 

E- Insbefontere iſt noch der als Reallaſten auf Grundſtücken ruhen⸗ 
ewerblichen und handwerksmäßigen Abgaben und Leiſtungen 


aken. 

Die Abldf. Ordn. v. 7. Juni 1821 enthält über deren Abloͤſung 

austrücdlichen Beſtimmungen, und nnr der Grundſatz war Tanady 
hend anzunehmen, daß nach 65. 26. und 29. a. a. ©. fomohl die 
‚ al& Gelrleiftungen, welche auf ten nicht fomohl auf Ten Lands 

dals auf andere Nahrung abzweckenden Etabliffements, als Mühlen, 

Bieden ıc., laften, und ebenfo auch bie den Müllern und Schmienen 

be8-Rultur-Delepg. Bb. II. 22 
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mit: Kae Ausnahme der im Alin. 2. den ‚alleg: $. erwa 
ablösbar erklärt worden find, fo kann es nicht weiter zioeifi 
daß auch fämmtliche Gattungen der gewerblichen Mund haı 
mäßigen Abgaben und Leiftungen den Brundfägen dieſes Si 
liegen. Der $. 58. a. a. DO, fihreibt aber vor, nach welchen 6 
ver Jahreswerth folder Abgaben und Leiftungen feftgeftellt ir 





u 





1) Die R. des Min. bes I. v. 12 OR. 1822 an. tie Gen.. Ka 
tienwerber- und d. 28. Der. 1827 an bie Gen. Kom. zu Stargeu 
Agrorgefeßgeb. 3. Ausg. ©. 147.) erfannten: dies anshrüdlich en, Iı 
nommen wurde, daß die alleg. Verſchriften ber Ablöf. Orbn. gang allge 
und daß nirgends angeorbnet fei, daß biefelben auf „Adernapen 
ſchraͤnkt fein follten. 

2) Bergl. das in ber vorigen Note alleg. R. v. 28. Der. 1827. — 
Grundfag führte der Nefursbefcheid des Min. dee 3. für Gewerbe,Ang. 
1835 (Gentralbl. für Br. Iur. 1837 ©. 234. m. 1838 ©. 156.) aus, ı 
nahm, dag auf Ablöfung ber Schmierearbeiten nicht angetragen wer 
bie Umwandlung des Schmiebeforns in Rente aber zufäfftg fei. Am 
Tursbefcheide deflelb. Min. v. 3. März 1835 u. v. 13. April 1836, for 
deſſelb. Min. v. 29. Juni 1834 erflärten Muͤhlendieuſte und Schmieden 
dann fhr ablöslich, wenn beide Theile über die Vertragsbebingungen. el 
(Dönsiges Landes-Kult. Gefesgeh. Bd. 2. S. 304.). — Vergl. aud %. 
fifch. Landtags» Abfhied v. 20. Nov. 1838 sub H. 3. (Teutralbl. fü 
1839. ©. 387.) und $. 21. des ©. v. 8. April 1823 wegen Regulir, 
herel. Bäuerl. Verh. im Großherzogthum Pofen ic. (®, ©. 2m €! 
Forni'a Zeitfchr. Br. 1, &. 355 — 357. — Auch das Ob. Trib, * 
Nichtigfeitsstrtel v. 20. Det. 1839 (Koch's Schleſ. Mech Bi 4.6 
Schmiebearbeiten für unabläsfic erflärt. 

3) Dies Gef: iſt demmächft durch den $. 1. Nr. 2. des Morf: 
März 1850 wieder aufgehoben worten. . N 
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1 Me dabei vorfonimenden Segenleiftungen betrifft, fo find ſolche 
59. a. a. D. zu behandeln, auch ergiebt der $. 94. a. a. O. daß 

H der Provokation ſowohl tem Berpflichteten, wie dem Berechtig⸗ 
t 1 


Inöbefondere iſt hier noch des Verhbältniffes der Landſchmiede, 
z den Gutsherrſchaften und den Mitgliedern der Dorfgemeinde, zu 
l 


Ihe bat jich in mehreren Landestheilen, befonterd in den älteren 
u des Staates 2), feit Jahrhunderten ausgebildet. Die Landfchmies 
Den nach der Art ihrer Entflehung in zwei Klaffen, naͤmlich erſt⸗ 
ve, welche von Schmiedehandwerfern, denen die Betreibung ihres 
fe8 auf dem Lande nachgegeben worden, auf dazu ermorbenem 
ıd Boten angelegt fint, und zweitend foldhe, welche von den der 
arbeit Berürftigen auf ihrem Grundbeſitze errichtet worden find. Die 
x Schmieden der erfteren Urt find freie, unabhängige Handwerker, welche 
nd in einem Verhaͤltniſſe ſtehen. Anders verhält es fich mit den 
ter Schmiedewerfflätten ter zweiten Gattung. Die Schwierigkeit 
Befchaffung ter nörhigen Adergerärhfchaften und ihrer Ausbefferung 
Gutsherren, wie ten Gemeinten Veranlaffung, fich deſſen für ven 
Berürfniffes zu verfichern. Da fich in-Pleinen Landgemeinden 
ige Schmiete aus Mangel an Ausficht zur Ermerbung eines aub- 
m Unterhalts nicht anfleteln mochten, fo überzeugte man fich, daß, 
h in ten Zeiten des Zunft» und Gewerbezwanges, die Anfterelung 
hmidts im Dorfe häufig nur gegen Ginräumung von Vortheilen 
var, die ihm, durch eine geficherte jährliche Einnahme und durch 
ißheit ausfcpließlicher Hinweiſung der Aderbefiger auf ihn, aus⸗ 
m Unterhalt und Erſatz für die Befchränfung feiner Gewerbsthä⸗ 
f ein Dorf gemähren fünnten. Man legte daher eigene Echmiede- 
= an, und nabm einen Werfverftäntigen in Lohn. Dies geſchah 
fo, daß man ibm vie Werfflätte vermietbete und die geleifteten 
ı wach einer entwerer ein für alle Mal im Voraus oder auch bei 
eſtelluag getroffenen Uebereinkunft bezahlte (Pachtſchmidt), oder fo, 
ı cha beſtimmtes Cinfonmeu für fümmtliche von ihm zu leiftenten 
zugejicyert und tie Werfftätte zum Gebrauche überlaffen wurde 
mitt). In ten meilten Dörfern haben aber die Schmiete im Vers 
: Beit einen erblichen Beſitz an der Werkftätte erworben, wodurch 
fiverhältniß auch Ta, mo es fich früber nur auf eine gewiffe Zeit 
te, in ein bleibendes vermantelt worten if. Die Dörfer mit folchen 
m find entweder atelige, mit ehemals unterthänigen @infaffen, oder 
neinten. In ten Erſteren fintet fich in ter Megel, daß ter Outs⸗ 
ſich und feine tienftpflichtigen Bauern eine Schmietewerkflätte 
: und einen Schmidt annahm, der dann zu den Dienflleuten des 


n Betreff der Mühlen : Grundftüde vergl. auch bie 2. u. 6. bes 
Iblöf. Gef. v. Li. März 1800. 

Yies Verhältniß beftcht namentlich in der Mark Brandenburg, wo 
dtags Rezeſſen, Bauer⸗ und Geſinde⸗Ordnungen erwähnt und näher bes 
wen iſt, wie unter Anteren in tem bie gauze Marf dies⸗ und jenfeite 
und Elbe umfaffenten Rezeß v. 29. Zuli 1653 sub Nr. 42. (Mylius 
Tom. VI. Abth. 1. ©. 425. Nr. 118, Rabe Bd. I. Abth. 1. ©. 37. ff.), 
er Neumärfifchen Bauer⸗Ordn. v. 29. Juni 1687 (Mylius a. a. D. 
Abi. 3. Kap. 1. ©. 213. Mr. 26., Rabe Br. I. Abth. 1. ©. 162.); 
Schlefien. — Bergl. Forni's Zeitfehr. für gutsherrl. bäuerl. Verh. 
. 335 — 357., besal: Dünniges Landes⸗Kultur⸗Geſetzgeb. Dr. 1. ©. 
3. u. Br. 2. ©. 324. 


22* 


1w Beforgen Yerpflchtet iR. *) 


1) Das Ob. Trib. hat (in dem Grf, v. 6. Juli 1834) aus, 
Dorfihmidt das Recht, für gemiffe Dienflleiftungen ein gewiffes Gin 
Gemeinde zu verlangen, mit durd Verjährung erwerben Fan, 
der Grund bes gegenfeitig beftandenen Mechtsverhältniffes angegeben 
denn es fein in dem obwaltenben Mehtsverhältniffe gegenfeitige Me 
binblichfeiten vorhanden, die Verjährung aber eine einfeitige Grwerbark, 
einen. Seite nur Rechte, auf der anderen nur Verbinblichfeiten erzeugt, mil 
Vertrag nicht begründen fönne. (Rod) 8 Schlef. Ar. Br. 3, ©. 277 
biergegen Rod a. a. D. S. 381— 282, 

Dj Schärfgetreide heipt der Lohn in Körnern, welcher als Paul 
für das Schärfen und Ausbefleen der Plugfhaaren gegeben wird. L 
des D. 2. ©. zu Breslau v. 18. März 1834 u. v. 11. Juli 18° 
Sölf. Ard. 3.6.26 u. 252.) 

3) Das D. 2. ©. zu Breslau hat (in dem Erk. v. 9. Mov, 18 
nommen, taf das Gifengeld als eine Gutfchädigung für das Material 
fei nnd nicht gefordert werden Fönne, wenn das Material nicht verarbeuct 
iſt. (Koch's Schleſ. Arc... Bd. 3. ©. 235). ' 

4) Die Erf, des Fürfienth. Ger. zu Neiffe und des D. &. ©. ya 
bor v. 14. Der. 1824 und vom 7, April 1837 haben folgende Med 2 


ſtellt? 

Wenn ein erblicher Lohnſchmidt für die ihm obliegende 4 
Schmiedearbeit ein Pauſchquantuin erhält, fo darf das Adtergerärh midt 
fondere Vergütigung zur Beftellung des nach ber Zeit des Kontratte 
ten’ Neulandes gebraucht werben, felbjt wenn andere mbar geweſene St 


geworben. 
b) Soldes Ackergerath darf auch nicht zur Beſtellung des Aders 
Y een Gutes gebraucht werden, |elbt wenn ber Gotsherr das Gerathe m 
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L 5 Bezug auf tie rechtliche Natur und vie Fortdauer dieſer 

Üünerhältniffe find mehrfache Zmeifel entflanden. 

1) 05 das Recht der Dorffchmiere, gegen Beforgung des Ackerwerk⸗ 
für Dominium und Dorfseinfaffen eine gemiffe ein für allemal bes 

a Bergätigung — Schmiede⸗ oder Schärfforn genannt — zu beziehen, 

iches oder perfänliches Mecht ift? 
&rheres ift bis im die neuere Zeit fletd angenommen worden. So 
Wras Ob. Trib. in dem Erf. v. 27. Juni 1834 den Sag aus: 


Win Kontraft, tur welchen der Erbſchmidt dem Dominium zu gewiſſen 
Wedearbeiten gegen gewifle Brällationen in Gelde, Rörnern 2c. verpflichtet wird, 
sgenfeitige Handlungen zum Gegenſtande. Aber es werden durch dieſes Kon: 
wehältnig bleibende und fertwührende Rechte und Verbindlichkeiten begründet, 
sen auf die Schmiede und Tas Rittergut als Subjekte und Objefte der Rechte 
s wird, fo dag dadurch für den jededmaligen Befiger der Schmiede und des 
gutes gegenfeitige Rechte und Berbindlichfeiten erwachſen. Diefe find daher 
5 125., 126.9. L. R. 1. 2. dinglicher Natur. (Borni’s Zeitfehr. Bd. 1. 
Bu Koch's Schleſ. Ar. Br. 3. S. 237 fi.) 


on gleicher Anficht gebt auch noch das Erk. des Ob. Trib. v. 20. 
1839 (Koch's Sclef. Ar. Br. A. ©. 542.) aus, 

ı neuerer Zeit mich indeß ter II. Sen. des Ob. Trib. von diefer 
t ab, und ter Hierdurch berbeigeführte Plenarbefchl, des Ob. Trib. 
April 1840 flellte nunmehr folgenten Satz auf: 


as dem Befiber einer Schmiede von der Gutsherrſchaft vertragemäßig einges 
: und im Dppothefenbuche der Schmiede, nicht aber in dem des herrſchaſt⸗ 
utes eingetragene Recht, gegen die von ihm zu leiftenve Schmiebearbeit von 
herrn das Schärfgetreibe zu fordern, nimmt dadurch allein, daß die Konz 
ben gegenjeitig die Erfüllung des Vertrages angefangen und hierdurch ihre 
wife in Ausübung gebracht haben, die Natur eines dinglihen Rechts nicht an. 


Weile Anficht wird im Wefentlichen dahin motivirt: 
Begründung eines binglichen Rechts jei außer dem Titel deffelben noch 
géart erforderlih, — L. R. 1. 2. 88. 131—134, — alfo außer dem 
Necht, aus welchem durch die hinzufommende Erwerbungsart ein Recht 
ie Sache eniſteht ($. 133.), eine Handlung oder Vegebenheit, wodurch Je⸗ 
ein Recht auf eine Sache erlangt ($. 131.). Damit ein ſolches perfön- 
Met zu einer Sache ein dingliches auf dielelbe werde, ſei nach $. 135.1. c. 
# 21. SS. 2. 3., in ber Regel die Sinräumung bes Beſitzes ber 
an benjenigen nothwentig, der bisher ein perfönlidhes Recht zu der Sache 
Rechte dagegen, welche mit dem Befiße der Sache, die ihren Gegenitand 
‚ nicht verbunden find, haben die Eigenfhaft eines dinglichen Rechts, 
A. 1. 2. $. 136. Tit. 20. $. 8., nur dann, wenn ihnen diefefbe durch ein 
R Geſetz beigelegt it, Hinfichtlih des in Rede flehenden des Schmidts fei 
da 

















der Wall; nirgend jei vorgefchrichen, daß bie bloße Ausübung biefes 

ffelbe zu einem dinglichen erhebe; es falle weder unter die Vorſchrift Hyp. 

„noch Anh. zum & R. $. 58 Vielmehr jei der Regel nah — L. R. 
$. 136., 20. $. 20., 21. $. 4. — zur Grwerbung eines derartigen Rechts 
Eintragung in das Hyp. Buch erforderlich, welchemgemaͤß auch 8. R. J. 20. 
10. u. 21. 8. 5. dieponire. (Entſch. Br. 5. ©. 291—299.) 





— — —— — — 


m Gebrauche auf feine Koſten von einem anderen Schmidt wieder in Stand 
Isfien wollte. 

‚Auch ein Schmiedelohnfontraft, wonach ein beitimmter Preis fir jedes Stüd 
Lwird, kann nicht auf jpätere Vergrößerung der Aderfläche des Gutsherrn 
ent werden, und der Schmitt fann die Mehrarbeit verweigern ober nach ben 
u Breifen bezahlt verlangen. (Roh 6 Schleſ. Arch. Bd. 4. ©. 2—I% 
Die Art der Ausmittelung diefer Mehrarbeit vergl. Koch a. a. D. ©. 9 
| N 


% 


L KR 


PAR | 
— dieſen —— ten 





Beten und ber I Hi —* die gu. Gerechtigioit —— 
Dominio, nicht gehörenden, Orundftücke verbunden iR witer Ben Allen 
Theile nicht — der Vortheil des Dominii beftcht darin, daß ihn 
anf jebesmaliges Verlangen für einen geringen Lohn geliefert werben m 
genleiitung aber darin, dag es dem Kläger geftatten muß, jene Arbeit 
ad jenen Lohn zu verbienen. (Gentralblatt für Pr. Jur. 1839, &, 1) 

0) Das O. 2. ©, zu Glogau durch Erf. vom April 181%, in 
* — Klopfchen =. Stephan. (Merkel's Komment. zu) 

8. $. 139. Th. 1. &. 967.) 

P) Das D. 8. ©. zu Natibor in dem Erf, v. 11, Iam. 1 

ches —— daß die in einem Urbarlum getroffene Urbereinkunft, 





1) a), Die KRurmark Brandenburg beirefl. hat ber U. Sen. 
Teib. (in dem Gtf. v. 23. Aug. 1849) angenommen, daß die Entei 
Scärfforns, welches in einem früherhin von ver Outsberrichaft für die € 
mit dem Dorfichmidt errichteten Vertrage von ben bäuerlidren S3 
werden, nach ber in der Kurmarf Brandenburg beftchenten Provinzial‘ 
für eine Gemeinbelaft zu achten fei, welche auch ohne Gintragung in % 
Ahefenbuch der bänerlichen Hufengenudftüce von allen Beſitzern berfelben 
richten fei. (Gutich. Br. 18. ©. 405 fi). 

Bergl. au das Erf. des II. Sen. des Ob. Trib. v. 2OM. sm 
fälle Bv. 2. ©. 274. Nr. 138). 

db) Auch in Betreffider Neumark, insbe. des Sternberg Be] 
Hat "ber I. ‘Sen. bes O5. Trib. (in dem Gef. d. 6. April 1848 Y 
dag das Recht des Dorfichmidtse anf das ihm Seitens ber Gutel 
fihekte ‚Schärftorn, der unterbliebenen Ginfragung bei dem er ie 
anf jeden‘ Befimmachfolger des Miltergules übergeht. (Biitfeb. . 16% 
Fr. 2003. u. Rechtef. Bo. 4. ©. U. M. IR). 
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nid der Herrſchaft die Schmiebearbeiten für einen gewiſſen Preis 

60, für Die Herrfchaft eine Zwangsverbindlichkeit begrüntet, bei dem 
IN arbeiten zu laffen, und daß dies Verhältniß nit fofort durch 
BER für die Herrfchaft unverbindlich wird. (Koch's Schleſ. Arch. 


Dt ein Vertrag, wonach eine Gutöherrfchaft ihre Schmiebearbeiten nur 
Sem .Schmuipt im Dorfe, und nicht bei einem fremden arbeiten laffen 
durch Bas Bewerbe-Steui . u. 2. Nov. 1810 aufgehoben? 
DB. Zrib. Hatte bereits in einem Präj. im Centralbl. für Preuß: 
3°S. 10 und in tem Erk. v. 27. Juni 1834 (Koch's Schleſ. 
. 3. © 228) verneint. Als biernächft der Il. Sen. deſſelben 
Inficht veiließ, gelangte tie Brage zur Plenarberaifung und der Ples 
.d.,14, Märg 1542 entſchied dahin, daß 
Den Mittergutss und Dorfſchmieden in den älteren Provinzen als 
bige Sercchtigfeit verbunden gewefene Recht auf das ſogen. Schärfe 
hin ben Fällen, wo fein älteres vertragemäßiges Mecht vorliegt, dur 
ir allgemeinen Gewerbefreiheit nicht aufachoben fei. (@ntfh. Bd. 7. 
Hi) 
das Präj. v. 28. Mai 1842 (Pr. 1136 in der Präf. Samml. S. 
aimmt au, taß durch tie $$. 16. und 17. tes Gewerbefteuer-Ev. v. 
®. 1810 ta durch einen vor Publikation dieſes Er. errichteten Bere 
chen. dem Bellger einer Landſchmiede und ver Dorfgemeinde bes 
Mechtöverhältnif, wonach tie letztere ihre ſaͤmmtliche Schmieder 
dem erfteren machen lafſen muß, biefer aber ſolche um den bis-⸗ 
"Preis, ohne venfelben ſtelgern zu dürfen, tüchtig und gut, allemal 
it techten Zeit anzufertigen fehultig ift, nicht für aufgehoben’ zu ach⸗ 
‚ehplich auch durch die allgem. Gewerbe⸗Ordn. v. 17. San. 1845 
Ye nicht aufgehoben, fontern (nach $ 5. a. a. O. und $. 34. 










ungd» Gef. tazu) nur für ablösbar erflärt worden, hat das 
dem Urtel v. 23. Gebr. 1849 (Entſch. Br. 17. ©. 289 bis 


Ürage ter Abldabarkeit der in Rede fichenden Verhältniffe 
Grundfägen tes Abläf. Gef. v. 2. März 1850 anlans 
fo hat das ReviftonssKolleg. für Kanes» Kultur-Gadıen 
it. d. 9. Sep. 1853 (unter Abänterung des Erf. der Gen. Kom. 
%. 4. Dec. 1852) angenommen, * 
die Leiſtungen einer Dorfgemeinde reſp. det zu derſelben gehö⸗ 
gen bäuerlihen Wirthe an den Dorfſchmidt (Schärfkorn, Kohlen⸗ 
jubrem und dergl.) für tie dem letzteren, als Cigenthümer des 
Scthmiedegrundftüdes, obliegende Anfertigung oder Ausbeſſerung des 
Acrwertʒeuges der erſteren (das Schärfen der Hakeiſen), gleich die⸗ 
Veryſlichiung, nach Maaßgabe tes Gef. v. 2. März 1850 ab⸗ 
sbar find. . 
Gründe‘ diefer Entfcheidung find im Wefentlichen folgende: 
8.6. de6 Abloſ. Gef. v. 2. Märy 1850, in welchem alte beflänbigen 
mb Reiflongen, welde auf eigenthümlich befefienen Grundftücken haften 
jem), für abloebar erklärt int, fchlieft, fo weit e6 hier intereffiet, im fols 
Abfag von der Ablösbarfeit nur aus: die öffentlihen Laften mit 
Hluh der Gemeindelaiten, Gemeindeabgaben und Gemeindedienfte. Cor 
das Kriterium für die Mihtablösbarkeit die öffentlihe Natur der 
unter bie Gememmdepflichten als eine Art der öffentlichen-einbegrifs 











BYULURLGE BILL V LEW BSLSSU LBS SU 6 uyss A WIE “rUyguye vi wu... 
im Bereiche der Bandes Kultur: Gefehgebung, jener Gntwidelung turd 
zu folgen und diefe im Zufammenhange mit ihrer Quelle und Umgebn 
fortgefchrittenen Verfaflung des Landes, wie den wirthfchaftlicden und | 
hältniffen und Bebürfniffen deffelben, aufzufaflen, weil fonft bie Am 
Geſetze zu den größten Anomalien und einer ſowehl fi felbit, wie be 
jest beitebenden Zuſtänden widerfprechenden führt, wie dies im vorlie 
weiter unien gezeigt werden wird. Die Jurisprudenz hat zu allen Ze 
allen Rechtsgebieten die oben bezeichnete Aufgabe als ihren Beruf ai 
betätigt jede Feldmark⸗Separation die oben ausgeſprochene Anſicht übe 
derung bisheriger öffentlicher Verhältniffe, insbefontere von frühere 
pflichten, in privatrechtlide, unter anderem wegen Unterhaltung von 
Hirtenhäufern, Yeldariben und Feldwegen, Nachtforveln und Viehtrift 
len und Zucdhtebern, welche der $. 37. Tit. 7. Th. II. dee A. 2 
nody zu den auf der Mitglicbfchaft in der Gemeinde beruhenden Gemei 
pflichten rechnet, welche dagegen mit Aufhebung der Bemeinheitswirthfch 
Separationen von ſelbſt in das Gebiet des Privatrechts hincingefallen 
funft, nah ausgeführter Separation, in der Regel ale Gegenitände 
oder Intereffenten = Vermögens zu behanteln find, wenn fchon in cinz 
noch mehrere Grundbefiger bezüglich des einen oder andern Gegenitant 
Gemeinſchaft ſich verbinden mögen. Früher fand der Gcmeindeverbant 
telpunft größtenteils im Unterthäninfeitse: cder doch im gutéherrlichen 
im Subjektions-Verhältniß — wie es in den Altern Rezeſſen und X 
heißt — zur Orts= und Gerichtsobrigkeit. Daraus wurde 3. B. in d 
ger die Zehntpflicht der angefeilenen wie ber nicht angejeflenen Unte 

orfsbewohner abgeleitet (Neumärfiihe Bauerortn. v. 13. Sept. 168 
Tit. II, Verordnungen v. 9. Sept. und v. 25. Oft. 1699, Mylius C. 
V. Abıhl. 3. Kay. 2. S. 343 XI., XII, und Rabe Samml. a. a. 
19% u. 195), während Niemand jegt taran denft, auch Feine Spur d 
Ablöfungsgefegen zu finden iſt, daß dergleichen Zehntpflichten anders al 
vatlaſten beurtheilt werden. 

Dagegen erfcheint es vielmehr gleihaültig, wenn auch nicht für 
tive Borausfeßung der Ablösharkeit, fo doch für die öffen 
tur ber Leiſtung, ob lestere die Form einer NReallaft bat. Denn 
3. B. in ber Neumark bie Geltbeiträge zu PBfarrbauten von ben Bäue 
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ige — mit ber Aufhebung von Nußungsgemeinheiten, bezüglich der Hü⸗ 
at Eben und Wieſen u. f. w., zur Theilung fommt, — fo fehlt jegt auch 
Wihten ber Gemeinde gegen den Schmidt der Forporative Gharafter, ein 
38 re Zwei in der Erhaltung des Korporations : Verbandes 
Ins verſtehender Grörterung ergiebt fich bereits zur Evidenz, daß die auf die 
kbe Begüglichen Pflichten der biuerlihen Gemeindemitglieder gegenwärtig kei⸗ 
fentlichen Berhältniffe im Sinne des $. 6. dee Gef. v. 2. März 1850 mehr 
ron, wielmehr nur noch die Natur privatrechtlicher Leitungen haben, 
Wfoldye betrachtet unb behandelt ſie denn aber auch wirflid nur nod die 
qe⸗Geſetzgebung von. 1850. 
r Haupigegenfand bes in Rede Rebenben Berhältniffes beruht nämlich nit 
zuf den Zeitungen der bäuerlichen Wirthe gegen den Schmidt, ale viel: 
F denen des Schmidts gegen bie Wirthe, 
B Bebürfnig der Landwirthſchaft, nicht das des Gewerbes gab zur Gin: 
on Dorfichmieden mit den mehrgedachten Verbindlichfeiten wegen Anfertis 
d Separatur der Aderwerkjeuge der Grundbeſitzer zunähft Veranlaſſung; 
enen In ber Entfiehungsgrund folcher Berhältniffe auf den Dörfern. Des; 
auch Koblenfuhren und Schärfforn vielmehr nur die @egenleiftungen 
licht des Schmidts, deren Ablöfung allerdings für fich nicht zuläffig fcheint 
; eigentlichen Inhalt des DRehhteverbäftnifee, die Prlichten des Schmidts, zu 
und diefe gleichzeitig aufzulöfen. Der Antrag auf Ablöfung der Gegens 
involvirt aber den auf Ablöfung der Hauptleiftung von felbit, welde 
on ber Auseinanderfegungs:Behörde von Amtswegen zu bewirken ift. Nun 
w die der Schmiede obliegende Reallaf zur Echärfung ber Hakeifen, vom 
ut des Verpflichteten aus, wohl jchwerlich als eine unablösbare Kommu⸗ 
auffaſſen können. Der Schmidt if nicht der Gemeinde⸗Korporation, fons 
ı einzelnen binerlihen Hüfnern gegenüber leiſtungspflichtig. Andere Be: 
itglieber, als bäuerliche Hufenbeflger und für Bauerhufen, haben fein Recht, 
kfung von Pflugeiſen von dem jebesmaligen Beſitzer des Schmiebe-Grunb: 
ı verlangen. 
zußt aber Gegenitand und Weſen des Verhaͤltniſſes hauptfählih in der 
Gmiede:-Grundftüd obliegenden Reallaft ur Beforgung hand; 
Nr er Leiſtungen — und nad $. 6. des Ablöf. Gef. von 1860 find 
Bid, mithin auch die gewerblichen, ablöslih, — fo füllt die Beurtheis 
"Buliägfeit und Behandlung ver Provofation vielmehr im Allgemeinen 
we 8. 38. a. a. D. und wegen der Koblenfuhren und des Schärfforns im 
Is unter ten $. 59 1. c., wobei das Recht zur Provokation nah $. 94. 1. 
wohl dem Berpflichteten, wie dem Berechtigten zuſteht. 
Ü diefer den Ablöfungsgefegen entiprehenden Auffaſſung ber Sache muß jes 
el gegen die Zuläffigfeit der Provofation verſchwinden, und es iſt nur noch 
ſtazuweiſen, daß ob jedenfalls der Gutöbefiger wegen der dem Rittergute 
altenen und der Schmidt wegen der ihm refp. feiner Schmiede oblies 
Handwertsmäßigen Leiitungen zum Antrage auf Ablöfung befugt erachtet 
nuflen; demnädit aber, in dem erftern Falle, die juriitifch und hiſtoriſch 
ſelben Reditönerhälmiß bervorgegangenen Befugniffe und Pflichten bezüglich 
ı Theilbabers am Bertrage, nämlich der Gemeinde, im legteren Falle, bei 
| ber handwerksmäßigen Leiftungen des Schmidts, die Gegenleiltungen un: 
Reben bleiben werben, was offenbar der Intention, wie den Beitimmungen 
ge widerſprechen würbe. (Zeitfchr. des Revif. Kolleg. für Landes Kultur: 
Bd. 6. S. 430—439.) 


Das Alinen 2. des $. 6.1) disponirt, wie bereit oben ad II. 


Diefe Beſtimmungen find im Wefentlichen dem $. 3. der Ablüf. Ordn. v. 
1829 für die vormals Königl. Weſtphäliſchen, Großherzegl. Bergifchen 
en LippesDepart. gehörigen Landesiheile (G. ©. 1529 ©. 65.) entnommen, 
ns fich ebenfalls in $. 3. der Ablöf. DO. v. 18. Juni 1810 für das Her 
Wellsbalen (G. ©. 1840 ©. 156.) und in 8. 2. des Abl. Gef. v. A, 
O für die vormals Naffauifchen Landestheile und die Stadt Weplar mit 
(9. ©. 1840, &. 195.) . 
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ben, oder aus dem Gemeinde- oder Kirhenverhältwi 
fpringen“, und mit NRüdjtcht auf dieſe Beftimmung Fonnte 
entftehen, ob bier der Ausprud: „öffentliche Kaften“ im eng, 
weiteren Sinne gebraucht fei, nnd ebenfo mar es zweifelbaft 
worden, ob, weil neben den Dienften, welche die Natur dert 
Laften baben, befondere Korporationen, die Gemeinden umd Kirt 
geführt waren, deren Rechte auf Dienftleiftung Feiner Aufhebung 
n fein follen, die Dienfte, welche anderen Korporationen zu gem 
werfen, privilegirten Sozietäten und Anftalten, 3. B. Deichverbä 
Schulen, zu Ieiften find, der Ablöfung unterliegen? Diefen Zweiſ 
bereits die Ablöf. Ortnungen für die Werl. Provinzen (vergl. obe 
Note 1.) vorgebeugt, indem Danach (mie es wörtlich heißt) von 
fung ausgefchloffen fein follten: 
4) db fentigen Kalten, mit Cinſchluß der Gemeinde-Abgaben mb 
tenfte ; 
2 die * dem Kirchen und Sqchalverbarde entpringenden aidgab · 


Run; 
3 ade Whigen Eeroretions und Gopiehätslafen, . 8: biejenie 
fich auf eine Deich-⸗Sozietaͤt beziehen. 


Indem das Gef. v. 2. wi 1850 fi dieſer Faſſung an 
bat, ift Mar ausgehrüdt, daß alle und jede öffentliche Laften, a 


1) Dies‘ Hat bae Ob: Trit, inebeſond. in Bezug auf bie 2a 
rag Zaften durch Verjährung, in dem Aenaehefät, 20. M 

1846, ©: 10% "euch. des D. Trik, 
nenn; | Ar "ans den g8. 655.°658.’4. ©; 
w5.M8R. 1. 14. Pe 
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engeren, als weiteren Bedentung, und alle‘ aus Sozietätd« 
Inden entfpeingende Laften, der Ablöfung nicht unterliegen follen. 
ne „Semeindelaften, Gemeinde⸗Abgaben unn Be» 
edien ſte. 
ke Laſten als Rommunallaften zu erachten, iſt zuvoͤrderſt nach 
egriffe derſelben, — naͤmlich: Abgaben und Leiſtungen, die einer 
x und deren Mitgliedern, als ſolchen, obliegen und zur Unterhal⸗ 
! @emeinde-Imftitute erforderlich find, — zu beurtheilen. Das Al 
et im $. 37.. Tit. 7. Th. II. nur Gemeinde⸗Arbeiten und "andere 
he Pflichten an, weldye tin ter Regel zu den Laften zu rechnen 
weichen jedes Pitglien der Bemeinte:Dienfte und Beiträge leiſten 
ze den. Begriff der Kommunallafken zu erfdjöpfen und ohne Aus» 
von diefer Beflimmung anszufchließen. Es läßt fomir Die Frage, 
ſten zu den Kommunallaſten zu rechnen, unentſchieden. Der $. 
Publit. Bat. v. 5. Bebr. 1794 und ver $..4. der Einl. zum U. 
iſen für folche File auf Gewohnheiten und Obfervanzen 
ver erflere Hält ſelbſt foldye Obfervanzen, die von Ten Vorſchrif⸗ 
L 2. R. abweichen, bis zur Publikation der Provinzial⸗Geſetze 
Aud der 6.2. des Bat. v. 9. Sept. 1814 wegen Finführung des. 
die von dem Preuß. Staate getrennt gemefenen und mit demſelben 
einigten Provinzen bati:die in den einzelnen Provinzen beſtände⸗ 
te und Gewohnheiten infoweit in Kraft erhalten, als fie bis da⸗ 
yalten worden, und in: allen Fällen, in welchen dad A. 2. R. 
fchriften über deren Gegenſtand enthält. Der $. 3. des Bat. v. 
1816 wegen Einführung des A. L. R. in die ehemals Sächfifchen 
und Diftrikte halt die in den einzelnen Provinzen und Orten bisher 
m. beſonderen Rechte und Gewohnheiten, und der 6. HI. res Pus 
v. 5. Febr. 1794 für vie älteren Landestheile vie Provinzialrechte 
:Aufrecht, daß Die vorkommenden Rechtsangelegenheiten hauptfäch- 
—5 beurtheilt und entſchieden werden ſollen. Nach 66. 26, 27., 
8 11. 6. in Verbindung mit $6. 19.,.31., 89. und 72. A. L. 
kflen tie Verhältniffe, Rechte und Pflichten der Gemeinten, 
Ws aber der Dorfgemeinten, bauptfüchlich nach Verträgen, Stifs 
fen, Privilegien und Konzeffionen, welche vie Verfaffung der Kor⸗ 
angmachen, mit Rürfficht auf tie Gewohnheiten, beurtheilt werden. 
mderen Orts⸗ und ProvinztalsBerfaffungen werten daher in den 
en, für weldhe das A. L. R. gilt, bei Beurtheilung der-oben er⸗ 
frage nicht unberückſichtigt gelaffen und die Beſtimmungen des A 
ei nur fubfttiarifch zur Anwendung gelangen dürfen; indeß iſt 
falls nicht außer Betracht zu laffen, daß ver Begriff und Unter⸗ 
ı folden Abgaben und Dienften, welche dem öffentlichen Rechte 
und ypubliziftifcher Natur find, und wiederum folcher, die von 
biete audfcheiten und in ven Bereich des Privatrechtes fallen: 
alle Zeiten feſtſtehender ift, fordern mit ter politifchen und 
£onomifchen Entwickelung des Staated eng zufammenhängt und 
anfchließt, weshalb es Die Aufgabe des Michters, befonders im 
er Landes Rultur-Gefepgebung, ift, jener Entwickelung durch vie. 
ng zu folgen und diefe im Zufammenhange mit ihrer Quelle und 
,‚ mit der fortgefchrittenen Verfaffung des Landes; wie ven wirth« 
und focialen Verhältniffen und Beduͤrfniſſen veffelben aufzus 
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egl hierüber das Erf. des Resif. Kolleg. für Landeſ⸗Kultur⸗ 

9. Sept. 1853, betr. die Verhältniffe det Landfchmiebe; 1. (ſ. oben ©: 
NvIXxxx 





wer mu mern aan memereengeem peagen water gu en m 
mentlic, die Ablöfung ver aus den gedachten Verhältniffen eı 
Laſten der einzelnen Mitglieber jederzeit Durch einen Beſchlu 
zietät zu erreichen iſt. 

d) Das Iepte Alinea des $.6 beſtimmt, wie ſchon erwahni 
nahme von der Vorſchrift des Alinea 2., indem darnach fol 
und Leiſtungen, welche den Gemeinten und den gedachten Sa 
allgemeinen Rechtéverhältniſſen zuflehen, von der Abi 
ausgeſchloſſen fein follen. 

te (nicht ablöslichen) öffentlichen Laſten find folche, 
dem Staatö» oder Gemeinde- Verbande unmittelbar entfpringer 
es eines befonderen Mechtögefchäftes zu ihrer Begründung beds 
Töslichen) Abgaben nnd Relftungen dagegen, welche das legte 
$. 6. im Auge bat, foldye, welche tie @emeinde oder Sozietät, 
Privatperfon, aus einem privatsehtlihen Titel erworber 
3 ®. die aus dem gutsherrlichen Verbande und aus dem Zef 
fpringenven gehören. 

B. QAußgefchloffen von der Abldöbarkeit (nah den © 
des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850) find ferner vie Abgaben 
gen zut Erbauung ober Unterhaltung der Kirchen⸗, 9 
Scyulgebäute, audgenommen wenn folye die Gegenlei 
ablösbaren Meallaft find, in welchem Falle fie zugleich mit 
loͤſt werden. 

a) Die Frage der Ablösharkeit der auf Grundflüden ode 
Teiten haftenden Meallaften, welche an Kirchen, Vfarren, Ki 
Säulen zu entrichten ſind, hat bei ver Berathung tes Ablöf. 
fehr mweitläuftigen Debatten Veranlaffung gegeben, *), deren R 
weſen iſt, daß 

1) durch die Beſtimmung des $. 6. die Abgaben und Lei 
Erbauung oder Unterhaltung der Kirchen⸗ Pfarr- ı 
gebäude vorläufig unbedingt von ver Nblösbarfeit aus 
worden find. mit alleiniaer Ananahme dea Kallea. menn 
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)tweliufig außgefchloffen bleiben follen, indem fie vielmehr, — bis 
Kuf des darüber vorbehaltenen definitiven Geſetzes, — nnı in Belt» 
ia serwanbelt werben dürfen, welche direkt an die gedachten Infitute 


kön And. 

ı:Nefer *. iſt indeß die betreff. Geſetzgebung nicht verblieben, ſon⸗ 
k Atroyitte B. v. 18. Juni 1853 1) (G. ©. 1853 ©. 8324) hat 
% 


Me noch nit durch Abſchluß des Rezeſſes rechtsverbindlich erfolgten Ders 
mägen von Reallaften, welche Kirchen, Pfarren, Küfterein und Schulen 
pr in Gelozenten, fo wie alle noch nicht rechtskräftig entſchiedenen Prozeſſe 
kt eine Reallaft zu denjenigen gehört, wegen deren befinitives Ablöfung 
. des Ablöf. Gef. ein beſonderes Geſetz vorbehalten worden if, bie zum 
dieſes vorbehaltenen Geſetzes fiftirt werben follen. ?) “ 
J. das Nähere hierüber in ven Grläut. zum 6. 65. Alinea 4. des 
Def. v. 2. März 1850. 

Ye Belimmung des $. 6., daß vie Abgaben nnd Leiftungen zur 
ıng oder Unterhaltung der Kicchen-, Pfarr» und Schulgebäude 
ale, wenn fie die Gegenleiftung einer ablösbaren Real» 
d, nicht unablöshar fein, fondern mit diefer zugleich abgeläft 
olfen, ift nlicht fuspendirt. Das Motiv diefer Beflimmung 
8 tem Berichte ver Kommiffion ter Il. Kammer zum $. 6.°) 
daß es in einigen Kanvestheilen vorkommt, daß die Zehntberech⸗ 
B Begenlriftung gewiſſe Verpflichtungen zum Aufbau der Kirchen⸗ 
gebäude haben, aljo häufig auch ter zum Kirchen⸗ oder Schul- 
* gar nicht zu dem betreff. Kirchen⸗ oder Schulverbande ge⸗ 








‚Gieraud ergieht ſich klar, daß die in Rede ſtehende Vorſchrift des 
hätte ſuspendirt werden koͤnnen, ohne zugleich die Abloͤſun⸗ 
2 zu fuöpendiren, bei welchen Gegenleiftungen der fraglichen 
sche kommen, und ebendeshalb hat denn auch, wie er⸗ 
yirte Siſtirungs⸗Verordn. v. 13. Juni 1853 ihre Wirk⸗ 
mit auf Bälle diefer Art ausgedehnt. 
; Relpem vorftehend erörtert worden, daß tie Beſtimmungen des 
2. Mir, 1850 über die Ablösharkeit nur anwendbar find 
diche Reallaften, nicht aber auf Srundgerechtigkeiten (Ser= 
iR bier auch noch des VBerhältniffes verjenigen Berechtigungen zu 
‚welche unter der Benennung: „Berechtigfeiten" begriffen 
8 find dies felbfiländige Vermögensrechte, vermöge welcher Dem 
ohne Rückſicht auf ven Beſitz einer Sache und ohne Beziehung 
beſtimmten DVerpflichteten gewiſſe Handlungen oder Befreiungen 
GSie unterfeiten 14 von den Brundgerechtigkeiten dadurch, daß 
‚neihwendig mit einem berechtigten Grundflüde verknüpft fein 










ergl. in Bd. I. ©. 205. 

w Bas Dürſtenthum Hohenzollern⸗Hechingen hat in gleichem 
oftroyirte B. v. 6. Juni 1853 (G. ©. 1853, ©. 260.) die Beſtim⸗ 
g landesherrlichen Reſolution v. 4. Mai 1848 infoweit fuspendirt, 
die Aufhebung der den Kirchen, Pfarren, Schulen, milden Stiftungen 
hätigfeite-Anfalten zuſtehenden Allemand⸗ uud Kieinzehnten angeorbnet 


rgl. oben ©. 316, besgl. den Bericht der Rommiffion ber I. Kammer 
des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 (f. unten) und den dritten Sap 


a. D. 
TR dies auch einer der Fälle, wo die Verpflichtung, einen Theil ber 
treten, nicht bie Gegenleiftung für Dienfte, fondern der Dienft eine 
ng für bie erfere if. Bergl. die Grlänt. zum 8. 62. des Abih\. Sei. 


3 Don dAbldf. der Möätlafich, 
, sbwohl di gung { 
— —————— 
fondern, wie das Eigenthum, abſe 
‚gerfallen in Neal« und —— 


nen. mit 'einent Oru 

len entweder aus Vene ertragen S 

oder aus dem — haben ab 
des Staates. 


2 Berti 1a, —— 


in Be die Ablofn 
N “ug auf * * 


echie; 

—* die in eimefnen Landestheilen den Suse pi Se 

nach Tanpwirtbfchaftlicher Tare einen Werth vom 1 

geſtandene ausfchliefliche Verechtigung zum Abfage an 9 

Braun und Branutwein zu brennen ($. 39. a, a. D.). 
Dagegen find für ablösbar rıflätt: 


v4) Vergl. A. & N. Einl. $$. 6365. 

2) Noch, beftebende Gerechtigfeiten des öffentlichen Rechte 
bung der Berechtigung zur Auflegung und Grhebung. von @e 
bed Rechtes auf Abfchoß, der Berkheit von öffentlichen Lafte: 
der BatrimonialsGerichtsbarfeit, find das Balronatredt, 
berechligungen, die Müßlengerechtigfeit auf einem fit 
* ——— zur Haltung einer Privatpoſt (Cd. v. 10. N 

©. 79), die Marftberechtigung (Gewerbe 
g 5 vd ollgerechtigfeit, mebft der theils daraus, teile 
tegal in meuefter Zeit hervorgegangenen Berechtigung zur Unterhi 
nugung einer Gifenbahn. 

3) Berg. die 88. I—5. der allgem. Gewerbe:Orbn. v. 17.9 
in Bo. 1. 8%). 

4) Ausgenommen find die Staatsmenopole (GewverberD. $ 
Abdedereis oder Kavillerei-Gerechtigkeiten ($. 8. a; J 
treff der Etfiudungs- und Ginführungss Patente, der © fi 
Bwangeberirfe, der Abothekers®erechtigfeiten, vergl. v. Rb 
werbe-Boligel, Bv. L, S. 171—179, und in Betreff der Aufhebung des 
gengzmwanges ebendat: ©. 213-214, 

5) Vergl. bie ausführliche Darftellung der durch bie m 
gebung_ erfolgten Aufhebung der. Berechtigung zur Griheilung von 2 
irn und über die ——— Mu Abgaben, in den 
Ed⸗ v. 9 Oft. 1807, sten ©. 





vi 2: Er RAN, betr. die Abloſ. 20.,:(8:. 7... BEA 


b Ben.$. A. der Bewerbe- Dion, nach nicht anfgehobenen 
Bannrechte.(alfo inäbefonvere au die durch Vertrag kon⸗ 
m::die Berpflichtung auf Grundbeſth haftet (Meallaft), ober 
Aner Korporation als folche trifft, oder Bewohnern eines 
ſtrikis vermöge ihres Wohnftges obliegt. Der Antrag auf 
Indeß nur dem Verpflichteten, nicht dem Berechtigten zu. 


) | | 
gift vom Rrugveglagdrechte zum Vortheil des Inhabers ber 
5.0.0. 9.) und von ausſchließlichen Faͤhrgerechtigkeiten, 
ten des Staates abgelöft. werten Können. ($. 7. a. a. OD.) 
Gef. 2. 2. März 1850. bezieht ſich nun gar nicht auf diefe 
-&. der allgem. Gewerbe-Orbn. genannten) Rechte, fondern 
f. 2.) :deffelden beſtimmt ausprädlich, daße die Aufheblin 

ı dtefer Rechte, infomeit dieſelben verfaffungsinäßig no 

: nach den Beſtimmungen des Abloͤſ. Geſ., Tontern ‚tach 
verbe⸗Ordn. erfölgen fol. (Vergl. die Erläut. zum Abf. 
es Abloſ. Weſ.). | RX, 
en. Ablöfungen gehören deshalb auch gar nicht zum Reſſort 
dDerfehsungs-Behörten, fondern find. durch die darüber 
yeren Gefepe:beziehungsmeife ven Kommunale und Kzeid- 
b.den. Regierungen, unter Zeitung des Minifleriums, 


Fn. °'. 6B 
Nähere in v. Roöonne's Gewerbe - Polizei, Bo. 1. ©. 


Zum 8. 7. ' 

7. if von den Kammern vnvftändert nad dem KRegier. 
mit tem Zufage angenommen worden: zu 
ver dritte Abſchnitt Feine Ausnahmen enthält." 

gier. Entw. giebt zu dieſem $. Feine fpeziellen Motive. 
ühnte Zufag iſt von ber Kömmiffion der II. Kammer 
zwar ift derſelbe, wie der Kommifl. Bericht ergiebt *), aus 
rgefchlagen werben, weil der Abfchn. LIE. des Geſetzes Be⸗ 
en M6lbfung nom Grundgerechtigkeiten in Folge der guts- 
rlihen Hegulirungen enthält. 

um der II. Kammer hat fih mit dieſem Zufage einver- 
und den $. 7. in der vorgefchlagenen Baffung ohne Dis- 
men. (Sten. Ber. der IL 8. 1833., DB. 3. S. 1427.) . 
kammer ift tem obne ‚weitere Erinnerungen beigetreten. 
ie Erläut. zum $. 6. ad II. u. III. (oben S. 322 u. 6.323 ff.) 


7 
Zum 8. 8. 


8. iſt von beiden Kammern ohne Veraͤnderung nach der 

egier. Entw. angenommen worden. 

otive des Negier. Entw. zum $. 8. lauten dahin: 

wift, welche den Uebergang zu den nachfolgenden Megeln über bie 

blöfung der verfhiedenen Reallaften bildet, beutet zugleich durch 
Daß zur Feſtſtellung der den Berechtigten gebührenden Abfindung 
Udwerth der abzulöfenden Reallaſt ermittelt werben - foll,. daa 
durch welches dieſes neue AblöfungssGefep fih von b bisher 
unterſcheidet. Während nämlich bie Letzteren wegen: einiger, und 


Wi od get}. 
ee FEER 


ın Komm. Bericht zum $. 6. (in ine), oben S. 316. 


any bejonbert den kleineren, gegenwärtig auch ‚zur Ablöfung zu verka 
thes meiften® fehr hart fallen würde, Jene bisher dem Provolaten al 
Wahl zwiſchen Land oder Mente, welche der Löfung bes Abhangigkeits⸗ 
der Berpflichteten zu den Berechtigten To hinderlich geworben if, durft 
ferner beibehalten werden, vielmehr erſchien es “* und bei wei 
mäßer, es, wie der Entwurf dies im F. 98. thut, lediglich dem rm 
Uebereinfunft beider Intereflenten zu überlafien, ob fie dennoch viellei 
Gatinsbigung zum Ausgleihungsmittel unter fi wählen wollen. 

B. Die Kommiffionen der beiden Kammern find dem 
ber Regierung ohne weitere Aeußerung darüber beigetreten, ı 
Plenar= Berathung haben fih beide Kammern hierm 
ftanden erklärt. 2) (Stenogr. Ber. der II. K. 1845. Od. 3. ©. 
1. 8. Bd. 5. ©. 2528.) . 


1) a) In der II. Kamm waren zum $. 8. folgende Berbefi 
geftellt worden: 
a) von den Abgeorbn. v. Bülow⸗-Rieth und Ebert (Druckſ. 
mer Nr. 332. ad V.): . Fu 
„zum $. 8. folgenden Bufag zu beſchließen: 
„infofern derfelbe nicht ſchon durch Bertrag, Rezeß obe 
„Erkenutniß unter den Sntereflenten rechtsgültig feftgefel 
„Motive: 
„Es ift anzunehmen, daß auch dies Weich Gingrif 
„gültig beftimmte Brivatwerhältuiffe ohne dringende Dera 
„brabfichtige oder geitatte; daß nun foldde in den vorbem 
„nicht vorliege, bürfte hier befonders anszuſprechen zwe 
„um unbegründeten Anſprüchen und Streitigfeiten vorzr 
Dieſer Berbefl.: Antrag wurde abgelehnt. 

ß) une Abgeordn. v. Rleih- Bıpom (Drudf. der II. . 

ad : 


„den $. 8. dahin zu faſſen: 
„Zur Beititellung der dem Berechtigten ‚gebührend: 
wird der jährliche Merth her ahınlölenden Meallaften. 
















‚2 ef. v. 2. März 1850, Beir. die Abloͤſ. x., ($. 9.). 353 


In ar bildet lediglich den Uebergang zu ten folgenden Titeln 
Un. IL. über die Bewirkung der Nblöfung der verfchiedenen Meal- 
), und ergiebt zugleich, daß die Verwandlung ver Meallaften in 
deKenten nur einen Theil res Abloͤſungs⸗Verfahrens bilden, kei⸗ 
aber, wie nach ten früheren Abldfungs »Gefeken, ein Modus 
Ifung fein fol. Es fchließen fich dieſem 6. die Beflimmungen 
64. des Abläf. Oeiepes und des $. 9. des Rentenbank⸗Geſetzes an, 

Borfchriften die Abldfung des feftgeftellten Geld⸗-Renten⸗— 
age® begiehungeieife durch Kapital oder vermittelt der Renten⸗ 
u ap gen bat. Dich die folcyergeftalt bewirkte Abldfung wird 

us zwifchen dem Berechtigten und DVerpflichteten aufgeläft und 
r eine andere Verpflichtung an die Stelle der urfprünglichen 
2 


Zum 8. 9. 


, Der 6. 9. des Geſetzes, welcher auch in dem Regier. Entw. den 
bildete, if von den Kammern mit einigen Modiflfationen angenommen 


In dem Regier. Entw. lautete der $. dahin: 


für aljährlih vorkommende Dienfte während der legten zehn Jahre, für 
jaͤhrlich vorlommende Dienfte während der legten zwanzig Jahre vor Ver⸗ 

des Geſetzes v. 9. Oft. 1848 oder vor Anbringung ber Provokation 
gütungen —* Widerſpruch bezahlt und angenommen worden, fo find dieſe 
gen, und wenn fie während diefer Zeiträume gewechfelt haben, der Durchs 
der gezuhlten Beträge der Beflftelung des Geldwerthe zum Grunde zu 


Ermangelung folder Preife ift zu unterfäheiden zwiſchen den nad) Tagen 
u nach dem Umfang der Arbeit bemeffenen Dienften“ ‚ 


ie Notive tes Entw. begründeten den $. in folgender Akt: 


— — — — — 


Mad der früheren Geſetzgebung gab es vier verſchiedene Arten der Ab⸗ 
a) durch feite Seldrente, b) durch eine in Gelde abzuführende Getreide⸗ 
buch Land, und d) durch Kapital. In den Fällen ad c. und d. erfolgte 

g durch eine vollftindige Auseinanderfegung, welde den bie: 
erus zwijchen dem Berechtigten und Berpflichteten vollftändig auf: 
den Fällen ad a. u. b. weiße durh eine bloße Umwandlung der 
















en Lat in eine andere, welde zwar den Nerus veränderte und auf 
erhältniffe zurüdführte, ihn aber doch fortbeftehen lieg. Diefe Um: 
der urfprünglichen Laſt in eine Rente bildete einen Modus der Abs 
g und e6 wurden daher im Wege des gefeglichen Verfahrens Menten neu 
‚ bie der Berechtigte nicht Fündigen durfte. Das Ablöf. Gef. v. 2 März 
t die Umwandlung der Reallaften in Geld-, resp. Getreide: Menien als 
odbus der Abfindung nicht, fondern der $. 8. und die Motive dazu 
‚ daß die Umwandlung in Geld: Mente (die Ermittelung des Geldwerthes) 
Mittel zum Zwede der Ablöfung fein fol, mithin nur einen Theil 
funge : Verfahrens bildet. Dagegen iſt die Ablöfung durch Bermittelung 
ank ein neuer Modus der Ablöfung, welcher bis dahin nur für einige 
ife (die Kreife Paderborn, Büren, Warburg und Hörter im Reg. 
inden, die Kreife Heiligenftabt, Mühlhaufen und Worbis im 
Be. Erfurt, und die Grafihaften Wittgenitein- Wittgenflein und 
enfteinsBerleburg, ſ. oben ©. 20) beitanden hatte, und es giebt fomit 
i Ablöfunge- Arten: a) duch Kapital, b) durch Bermittelung der 
abanf und c) durch Land (in dem alle des $. 62.), welche ſaͤmmtlich 
unglien Reallajten nicht bloß in andere umwandeln, fonbern den bis; 
Merus zwifchen dem Verpflichteten und Berechtigten vollſtändig aufs: 
(Bergl. Frey, praft. Erläut. ©. 6—7.) 


Det-Aultur-Befepg. BO. II. 23 
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7. Wen das Plenum ter II, Kammer trat dieſem Antrage nicht bei. 
Abgeordn. v. Goöͤrtz hatte nämlich bei der Plenarberathung den Ver» 
M-Untrag (Drudf. Nr. 333. ad 1.) geftelt, zu befchließen: 


2 def in der Faſſung bes $. 9. erfichtlich gemacht werde, es folle in dem hier 
zeſetzten Falle zunähk ter zehn⸗ reſp. zwanzigjührige Zeitraum vom Tage 
Stosolation an ins Auge gefaßt und nur in fo weit, als diefer Zeitraum ben 
en Maßſtab it darbietet, auf den gleichen Zeitraum vor dem 9. Oft. 1848 
Agegangen werden. 


Diefer Antıag fand die Zuflimmung des Plenums!), und in Folge 
R wurde die Agrar» Kommiffion beauftragt, eine anderweitige 
ng des $. 9., und demzufolge auch der damit in Verbindung flehenden 
29. u. 82. in Vorfchlag zu bringen. (Stenogr. Ber. der II. 8. pro 1833. 
3. ©. 1428—1430.) 


ee Kommiffton beantragte hierauf, die $$. 9., 29. und 32. dahin 
afien (Drudf. Nr. 342.): 


9. Sind für aljährlih vorfommende Dienfte während ber letzten zehn 
für nicht alljährlich vorkommende Dienfte während der legten zwanzig Jahre 
mbringung der Brovofation oder, wenn zmwifchen bdiefem Zeitpunfte und der 
Bigung des Geſetzes v. 9. Oft. 1848 eine Umſchaffung der Geldleiſtung eins 
iR, während ber legten zehn,” reip. gwanzig Jahre vor Berkündigung dies 
es, Geldvergütungen ohne Widerſpruch bezahlt und angenommen worden, 
D diefe Bergütungen, und wenn fie während diefer Zeiträume gewechfelt haben, 
archſchnitt der gezahlten Betrige der Feſtſtellung des Geldwerths zum Grunde 


R Srmangelung folder Preiſe it zu unterfheiden zwiſchen den nah Tagen 
dem Umfange der Arbeit bemeſſenen Dieniten. 

29. Sind für fee nicht in Körnern beſtehende Naturalabgaben, welde 

Bwieberfchren, während ber lebten 10 Jahre, für die in längeren Perioden 

euren aber während der lebten zwanzig Jahre vor Anbringung der Pros 

B, sder, wenn zwiſchen dieſem Zeitpunfte und der Berfündigung des Geſetzes 
pt. 1848 eine Umfchaffuny der Geldleiſtung eingetreten iſt, Geldvergütigun⸗ 

Je Wiperfpruch bezahlt und angenommen worben, fo find ıc. 

32%. Hat der Berechtigte während der letzten zehn Jahre vor Anbringung 
wwolation, ober wenn zwiſchen diefem Zeitpunfte und der Verkündigung des 
9». 9. Oft. 1838 der Narionalfruchtzehnt wieder erhoben worden tft, wäh: 
ge lebten zehn Jahre vor Verkündigung biefes Gefepes, für den Natural; 
Anten einen Bachtzins bezogen oder eine Abgabe in Geld oder Getreide 
Natural⸗Fruchtzehnten ohne Widerfpruch angenommen, fo ıc. 














Die nachfiehenden zum $. 9. geflellten Amendemenis: 
Yes Abgeoron. v Patomw: 
$. 9. dahin zu fallen: 

F. Sind für alljährlich vorfommende Dienfte während ver lebten 10 Jahre, 
5 »für nicht alljaͤhrlich vorkommende Dienſte während der letzten 20 Sabre 
j „vor Anktringung der Provofation, oder, wenn zwilchen diefem Zeitpunfte 

„und der PVerfündigung tes Geſetzes v. 9. Oft. 1848 eine Veränderung in 

„den Leiflungen eingetreten ift, während der legten 10, refp. 2U Jahre vor 
Berfündigung diefes Geſetzes, Geldvergütungen u. ſ. w.“ 

D yes Abgeordn. v. Richt hofen: 

bie Abänderung vorzunehmen: vor Verfüntigung des Geſetzes v. 9. Okt. 

1838 oder, fofern die Provofation fpäter erfolgt ifl, vor Anbringung bers 
_ wfelben“, 

ſich vadurch, daß das ad b. erwähnte Amendement ohne bie exrforberliche 

g blieb, und das ad a. erwähnte nach Annahme des Antrages bes 

ar. v. Sörh nicht zur Akftimmung gelangte. (Stenogr. Ber. der II. 8. 
gr. Do. 3, ©, 1429-1430). 

23 * 


Von d. Abloſ. der Reallaſten, den Regulirungen ir. Gem: X 


In diefer Faſſung wurden die $$. demnachſt Yon ber IL A 
genommen. (Stenogr. Ber, a. a. D,, ©. 1532.) 

©. Die Kommiffion ver I. Kammer ſchloß ſich vem ® 
U. Kammer lediglich mit der Mobififation an, daß ſie bea 
exften Sage des $. 9: flatt der Worte: „vor Verfündigung 1 
ſehes“ zu fegen: „vor Verkündigung des gedachten Geſetzes 

Der Rommiffions- Bericht motivirt dies im folgender 2 

Bu $. 9. ift die Kommiſſion mit dem hierin und in den g8. 239. ır 
mäßig zur Geltung gebrachten Prinzive einftimmig einverftanden, Ei 

im Alinea 1. ftatt ber. Worte: „Umſchaffung der. Geldleiſtunge 

„eine Veränderung in ben Leiftungen“ 
fand feine Unterftügung, weil nad der Anficht der Majorktät durch 
— angenommene daſſung dieſer Beſtinmung ber Zweck vollkor 
werde: 
durch eine reifen dem Tage der Provofation umb dem Fagı 
digung bed Gef, v. 9. Dft. 1848 erfolgte, Wicberherftellung 
et, die Werthſchaͤhung nad; den Grundfäßen dieſes 

een, 

Der Antrag wurbe verworfen. 

Auch der eventuelle Antrag: 

Matt: „Umſchaffung“ zu fügen: „Erhöhung ober Vermindert 
Teiftungen“ o 

nd feinen Anflang, weil für den Fall bes Wechſels der Geldleiſtun 

ig: Faſſung des $. vorfehe, nicht aber diefem Wechſel in der gedad 

t, fondern nur ber Wiederherftellung der Nuturalvflicht, ihre dem I 

ſprechende Folge habe genommen werben follen. Der Antrag wurde 

Ein fernerer Antrag: 

der früheren Brfeng des Reg. = Entwurfs im $. 32. gemäß, 
als im $. 9. und 29. ſtatt: „während der Ießten 10 Jahre“ 
gung ber aus ähnlicher Faſſung anderweit entftandenen Zwei 
„in jedem der leßten 40 Jahre” 
was offenbar der Anfiht des Gefep: Entwurfes entſpreche, wurde ve 
wohl in Uebereinftimmung mit dem Reg. Rommiffarius die Mehrheit 
fion dem Sinne des Amendements beitrat, und nur die jeßige Frage j 
fand. Angenommen wurde die Baffungsänderung: in der jeheten Zei 
1. Rat: “diefes" „des gekachten“ zu jagen, und mit diefer Veränder 
die Kommiffton Annahme des $. 9. 

Die I. Kammer genehmigte diefen Antrag ohne Disfuffior 
Ber, der 1. R. pro 184}. Bd. 5. ©. 2571—2572.) 

D. Die I. Kammer ift fehlieplich, auf ven Antrag ihrer 
ver von der I. Kammer angenommenen Faſſungs-Aenderung 
(Stenogr. Ber. der I. R., 3b. 5. ©. 2755 fi.) 

I. Die $$. 9., 29. und 32., welche mit einander im Zuf 
fteben, ftelen ven Bundamental-Grundfag auf, tafn 
legten 10 refp. 20 Jahren (d. h. in jedem ter legten 10 refp. 
vor Anbringung der Provokation eine Geldverguͤtigung anf 
fprünglichen Leiſtung obne Wiverfpruch gezahlt und angenon 
ift, prineipaliler diefe Öeltvergütigung maaßgebend für Tie Bel 
Jahreswerthes der Keiftung fein fol. *) Die 10 refp. 20 jähr 


1) Vergl. den Bericht der Kommiſſ. ber J. R. zum $. 9. (f. c 

2) Das Gefep erwähnt biefes Grundfages nicht: a) für R 
Marttpreis haben ($$. 18. f.), b) für Befipveränderungs- Mgaben 
©) für die Verpflichtung zur Haltung von Saamenvich ($. 57.), ie 
für diefe Bälle andere Prinzipien ver, woraus hervorgeht, dal 
Grundfag dabei feine Amvendung finden foll. Bei allen übrig: 
bagegen muß derfelbe ſiets gunädn angewendet werten und es bar 
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8 der Hegel vom Tage der Anbringung ter Provofation an zurüdges 
Miet werden, und biervon nur in denjenigen Bällen eine Ausnahme 
den, wo tie Provofation erft nach der Verlüntigung des Siſtirungs⸗ 
Be v. 9. DE. 1848 angebracht worden ifl. Iſt nämlich 10 reſp. 
Jahre vor der Publikation des erwähnten Geſetzes anflatt der urſprüng⸗ 
Ben Laſt eine Geltvergätigung gezahlt, hinterher aber, in Erwartung 
zBortheile des neuen Ablöfung8=-Gefeges, tiefe Geldvergätis 
m wieder in die urfprängliche Laft umgewandelt worten, fo fol auf 
en rare feine Nüdficht genommen ‚werden, fondern die bis zur 
ation des Siſtirungs⸗Geſetzes v. 9. Oft. 1848 angenommene und 
köfte Beltvergätigung den Maaßſtab für vie Feſtſtellung tes Jahres⸗ 
bes bilden. Wenn tagegen die Provokation ſchon vor DVerfündigung 
WB Gefeted angebracht worden ift, fo kommt e8 auf ven Zeitpunkt des 
tirungs⸗Geſetzes nicht meiter an. 
Mebrigens gilt die Borfchrife ves F. 9. als Regel für alle Arten der 
ufte ohne Linterfchied, ob folche nach Tagen oder nach ver Art der 
eit, oder nach dem Umfange ver Arbeit beflimmt, oder auch walzende, 
r entlich bandwerfsmäßige find, fo daß mithin die fpeziellen Beſtim⸗ 
gen Ter 66. 10— 15. und 58. erft alsdann zur Anwendung gelangen, 
mw nicht fchon früher eine Geldvergütigung ftatt ber Dienfte gezahlt 


ift. 
n hierbei die thatfächliche Frage freitig wird, ob während des im 
vorgefehenen Zeitraumes eine Geldvergütigung gezahlt worden, fo 
der Beweis hierüber nach ten allgemeinen Beweis »Orunpfägen dem⸗ 
ob, welcher tie in Rede flebende TIhatfache behauptet; es genügt 
ver Nachweis der bloßen Thatſache, daß die Geltvergütigung au⸗ 
en worden ift, und e8 bedarf nicht des Nachmweifes, daß bierüber 
ehtöyerbindlicher Vertrag unter ten Intereffenten zu Stande 
ſei. (Frey a. a. O. ©. 17u.41.) 












Zum $. 10. 


Der 6. 10. ift von ten Kammern ohne Abänderungen nach der 
der Regierung vorgefchlagenenen Faſſung angenommen worden. 
4, Die Motive tes Regier. Entw., welche zu den 66. 10 — 17. 
engefaßt find, lauten dahin: 

3u $$. 10 —17. 

e Anwendung von Normalvreifen für die zur Ablöfung kommenden Gegen: 
, bat fidy in den weitlihen Provinzen, für welche dieſes Verfahren in den 
eingeführten Ablefunge-Oronungen vorgefchrieben it, als fehr zweckmaͤßig ber 
R Sie beugt den Streitigkeiten vor, welche über die Höhe der Entfhädigung 
Rengsmäßig fo oft da eintraten, wo nad) den Grundſätzen der für die öftlichen 

zen ergangenen Ablöf.-Oron. v 7. Juni 1621 die Abſchätzung ber zu leis 
R Dienfte und zu liefernden Gegenftinde in jedem einzelnen Walle erfolgen 
‚ und gewährt den Vortheil, daß die Intereffenten fih fchon im Voraus den 
3 ber Gntfhäbigung überjchlagen und hiernach eine gütlihe E nigung, unter 
er treffen können. 88 ift daher in dem vorliegenden Gejeß-Entwurf die Ans 
ng von Mormalpreijen für die Abfhäpung aller derjenigen eeiltungen und 
fände angeordnet, in Anfehung deren die Feſtſtellung folder Preife überhaupt 
h erſcheint. Leiſtungen und Gegenſtände, deren Natur dies nicht geſtattet, 
x auch ferner in jedem einzelnen Ball beſonders abgeſchätt werden müſſen. 
intwurf bat aber zugleich für ſolche Faͤlle, in denen vorausfihtlih die Ab⸗ 





eine andere Art der Preisfeftfteflung eintreten; in&befondere gilt ber Grund⸗ 
w Dienfle aller Art ohne allen Unterfchied und für folde Körner, die kei⸗ 
Rarkipreis haben. GVergl. Frey, prakt. Grläut. © 16-17.) 


358 Bon d. Abldſ. der Reallaſten, den 1 h. 
di jperftänbige beſonders weitläufige, 3 
wie 3. B. bei pe 
fellung, des Werths durg Schiedsrigter an— — 
In welcher —9* die — —— Zug 
mitteln und feſtzuſtellen find, iſt — unten in ben 
Ab ſchnitis des Entwurfs dorgefchrie en. 
B. Der Bericht der Kommiffion der U. Kammer 
— $. 10.) in folgender Art as — 
Die Anwendung von Normalpreifen für bie zur Ablsſung Fommenden 
flänbe it von der I. K. durch bie —— des vVn 
——* von — und — — und 
er zar-Kommiſſion außer al ſel geweſen. 
Pe vu 10. in dem zulegt gebadhten Gcfep-Gntwirfe b 
der nk unterlegen und deren Bewilligung erhalten. 

In Anlaf einiger eingegangenen Petitionen ift bus Be 
u — ee die Häufig bei ben Verenl 
Grundflüde Do uhren nad) den Filiallirchen 

Normalfäge eine ans: fein werde, und ob es dal 

würde, folde Dienfte in jedem Falle nad) den örtli 
Iafen. Die ERBEN hat jedoch jene Bedenfen mi — 
Anſicht, daß es ©; ſritts- Kommiſſionen fei, — 
fäße jene Verhältni e zu 1 Berbufetigen und eventuell für diefe befondere 
Kbe m EI normiren. _ Eine NEE des $. 10. vorzufßlagen, hat 






















iſſion nicht für nölhig erachtet. 
— Die Kommiſſton des J. Kammer bat zum $. 10. 
wagen ghee: 


ide Kammern haben dem $. 10. o Dale 7 
Almming ertheilt. —— der + . pro Zi B. N 
der LK. Bd. 5. ©. 2572-2573.) 

U. Die Beftimmungen der $$. 10—14. und 58. fommen erft 
zur Anwendung, wenn der Fall des $. 9. nicht vorliegt. 

Bereits Tas (vorläufige) ©. v. 19. Nov. 1849 1) (©, 6, 
©. 413 ff) batte (im $. 1.) angeordnet, daß zur fehnelleren Aufl 
des wegen Ablöfung der Neallaften und Regulirung der qutäberrlide 
bäuerlichen DVerhälmiffe zu erlaffenden Gefeges fofort Normalprı 


1) Bergl, die Kommiffionsr Berichte und Kammer» Verbantl 
über das ©. v. 19. Nov. 1849 in dem ſtenogr. Ber. der U. K. pro 18 
L, ©. 248— 271, u. der I. K. Bd. III, S. 1257-1295. 

2) Normalpreife dürfen nur da zur Anwendung fommen, wo das € 
Anwendung ausdrüdlid vorſchreibt, oder ausdrüdlich geftattet, 

Frey (praftifche Grlaut. S. 15) giebt hierüber folgende Ueberfiht: 

1. Ausdrüdlih vorgeſchrieben ift fie: 

4) bei den nad) Tagen gemeffenen Denken (8. 10.), 

2) bei ben Koften ter Grfagarbeit ($. 12.), 

3) bei Naturalabgaben, weldhe nicht in Körnern Seftehen ($. 30), 

4) bei Rörnern, weldhe feinen Marktoreis Haben ($. 27.), 

5) bei der Verpflichtung, Saamenvich zu halten ($. 57.): 

Daß die Preife für die nd 1., 2. u. 5. erwähnten Leiftungen in den R 
preis-Tabellen fehlen follten, läßt ſich nicht annehmen, wogegen dies bei dur 
u. 4, erwähnten @eiftungen fehr leicht vorfonmen fann. I Tolddem Falle 
der Preis nad) Analogie des $. 72. dur Schiedsrichter zu beftimmen fein. 

11. Ausdrüdlic verboten iſt fie: 
1) bei Abgaben in Wein ($. 31.) 
2) bei Abgaben in Körnern, weide Marktpreis haben, weil nämlich 
It. dringipaliter die Befiftellung nah Marktpreifen und eventuell 
Schie dorichter eintreten muß, 
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KırmalsMRarkiarte ermittelt werden follten, und es hatte das er» 
Gefeg (in ven 66. 2-6) die näheren Vorſchriften ſowohl über bie 
ver Diſtrikte und ver Kommiffionen zur Feſtſtellung diefer Normal- 

md Normal» Marktorte, als auch über die Geſichtspunkte, nach wel⸗ 

We Kommiffionen zu verfahren haben, ertheilt. Die Geflimmungen 

Gefeges find biernähft im Wefentlichen in das neue Abloͤſungs⸗ 

Wo. 2. Mär, 1850 (66. 10., 11. 18 — 31., 57., 59., 67., 68., 70. 

) übergegangen ?), wogegen der $. 1. Nr. 33. des lehteren dad (vor« 
®. v. 19. Ren. 1849 wieder außer Kraft gefegt hat. 

Die Aufftelung der Normalpreis-Tabellen hat, in Bemäßheit des 
) ®. v. 19. Nov. 1849, überall flattgefunden. Die dadurch 

Normalpreife müfen nun für alle nad wagen bes 
te Dienfle, mit Ausfchluß der handwerksmäßigen Leiftungen 

) zur Anwendung fommen. 
die Einrichtung der Normalpreis Tabellen und deren praftifche 

endung fpricht Frey fich folgendermaßen aus: 
Bu den NRormalpreis:Tabellen aller Bezirke werden unterfchieben: 

Dienfke, welche nur nach Anzahl der Tage beftimmt find, 

Dirmfe, dei welchen außer der Tageszahl auch noch die Art ber Arbeit bes 
iſt. 
den zu a. genannten Dienſten find allenthalben Unterabtheilungen für bie 
iten gemadht, in welchen die Dienfte zu leiten waren, wie für die Gtuns 
ahl, welche als Arbeitsbauer bei Feftfelung ber Normalpreife voransgefeßt 

















e ausgeworfenen Rormalpreife gelten daher auch nur für den 
daß diefe Borausfehung richtig if. 
hau es dagegen auch feflfteht, daß die Dienfte, um welche es fi} handelt, in 
onaten zu leiften, die wirkliche Arbeitsbauer aber geringer war, als 
der Rormalpreis:Tabelle angegebene, fo muß der Normalpreis nach Maßgabe 
Arbeitebane ermäßigt werben. In den Preistabellen iſt der Rebußs 
angegeben. 
ven zu b. genannten Dienften find die Unterabtheilungen nah Jahresfriſt 
er nicht gemacht, fondern die Normalpreife ſchon mit Rüdficht dars 
„ daß durch die Art der Arbeit au die Jahreszeit und die Ärbeits⸗ 
it. Hier tritt alfo der Normalpreis ein, ohne weitere 
ng ber Arbeitsdauer. 
für einzelne, nad) der Art der Arbeit und nach Tagen beflimmte Dienfle 
9, für Jagddienſte, deren unentgeltliche Aufhebung ausgeſchloſſen bleibt — 
alpreife ausgeworfen find, fo treten die NRormalpreife ad a. wit der 
ein, daß die wirklich üblich gewefene Arbeitsvauer und im Mangel einer 
Beſtimmung diejenige Jahreszeit maaßgebend ift, in welcher der Dienft 
tur nach zu leiften il. In den meiſten Fällen wird aud fein Zweifel 
r obwalten. Wenn aber die Arbeit von der Art tft, daß fie ihrer Ratur 
u allen Jahreszeiten vorgenommen werden fann, 3. B. Dienfte zur Jagd, 
töcke rohden ıc., fo muß ausgemittelt werben, in welchen Jahreszeiten der 
faftifch geleiftet worden if, und wenn auch dies nicht gefchehen Kann, fo iſt 
ſezahl gleihmäßig auf diejenigen Jahreszeiten zu vertheilen, in welchen bie 
ihrer Natur nad) geleitet werden kann. 
e zu b. erwähnten Preife treten immer nur für einzelne, nad ber Art 
yeit beflimmte Dienfte ein. Wenn es aber auch feftfteht, daß bie nach Tagen 


— — — —— — — 
— 
— — 


bei Naturalabgaben, in Betreff deren urkundlich beſtimmt iſt, daß fie in 
einer befonderen Qualität geliefert werden müflen ($. 30.). 
. Yusbrüdli zugelaflen, aber nicht geboten ift fie bei den, nicht nad Ta⸗ 
seferien Baudienften ($. 14.) und bei ben, nad) dem 3. Abſchnitte ablöschen 
jenflänben der Gemeinheitstheilung. 

Der $. 10. dee G. v. 2. März 1850 iſt (faR wörtlich) den Beſtimmungen 
a. Lite. A. ad 1. bes (vorläufigen) G. v. 19. Nov. 1889 entnommen. 






Bon d. Abloſ. der Reallaften, den Negultrum 


beftimmten Mobots und Hofebienfte theilweiſe zu foldien Arbeiten verwen 

find, für welde ad b. ein befonderer Normalhreis ansgeworfen if, ten 

feifteht, daß ein Theil der Nobotvienfte auch zu Erntes, 2, €@ 

Mebeiten ac. verwendet worden ift, fo treten Dod niemals die zu b.-aus 
jonbern immer die Normalpreife für gewöhnliche, bloß nah € 
immte Hofebienfte ein. 

Diefe äuferft wichtige Beftimmung ift in viele Normalpreis-Tabeller 
drüctlich aufgenommen worden. Wo fe aber auch vergeffen fein folltt 
keinem Bebenfen unterliegen, daß fie ſich von felbft verfieht. 

Die Frage, wie fange die betreffenden Dienfte wirklich gedauert, o 
Ger Jahreszeit fie wirflic) abgeleitet worden ind, if jelbfirebend eine qu 
welche nad) ber gewöhnlichen Beweistheorie zu entf peiben if Zum je 
lichen fahren gehört ſie niemals. 

(Brey, prakt, Grläut. &, 42—4.) 


Zu 88. 11 — 13, 


I. Die 9. 11—13. ) jind-von der IM. Kammer, deren , 
fion ſich zu Bemerkungen darüber nicht veranlaft gefunden bat 
dert nach dem Worfchlage der Negierung angenommer 
(Stenogr. Ber. der II, K. pro 1844, Bb. 3. ©. 1430.) 

In dem Entw. fanden im $. 11. flatt ver Worte: „ſchied 
lichen Ausſpruch“ die Worte: „fachverftändiges Gr 
Die Kommiffion ter I. Kammer —— In diefer Bezie 
Aenderung, indem jle ſich in ibrem Berichte hierüber dahin Aufe 

Zum $. 11. wurde mit Rückſicht darauf, daß hier und am viel 
Stellen des Gefep-Entwurfes: „jahverftändiges Grmeffen* 'angeorbnet, 
möge es in die Hand des Rommifjarius gegeben, oder bie Vernehmu 
Sacyvertänbigen beabfichtigt fein, die Quelle einer durch den offen bie 
Ranzenzug begünftigten Verzögerung zu beforgen, und im Alfgemeinen & 
dung duch Schiedsrichter im Geſehe beliebt ſei, der Antrag geftellt: 
Worte: „durch ſchiedorichterlichen Ausfpruh“ zu fagen. Seitens des 
miffarius wurde zwar bemerkt, daß die Fakultät der Parteien, auf S 
gu provociren, auch bei der gegenwirtigen Faffıng nicht ausgefchlefien 
der Staate-Megierung beabfiätigt fei, durch rin bald verzulegendes Gefe 
fhieberihterliche Verfahren, den bisherigen formellen Mängeln deffelben 
und die Parteien ihm dadurch geueigter zu machen. So wünjdene: u 
nenswerth die Kommiſſion dies aber auch fand, fo entfchied fie ſich doch d 
„Annahme des Antrags” dies Verfahren dispoſitiv vorzuſchreiben. 

Mit biefer Abänderung wird die Annahme des $. 11. beantragt. 

Zu ven $$. 12. und 13. fant aud) die Kommiffion ter 
mer nicht zu erinnern. 

Tas Plenum ver I. Kammer trat dem Antrage der Kor 
bei. (Stenogr. Ber. der I. R. pro 184}. Bb. 5. 5. 2572— 2573.) 

Die I. Kammer bat fi temnächft, auf den Antrag ik 
ziffton, Hiermit einverftanden erklärt. 2) (Stenogr. Ber. der II. 

5 ff.) 


©. 
1. Sum $. 12. 
Der 5. 12. ergänzt den $. 11. dahin, daß die Schiehsrichter : 


1) Bergl. die betr. Motive des Regier. Entw. zu 88. 10- 
©. 357—358, 


2) Das (vorläufige) ©. v. 19. Nov. 1849 (©. ©. 1849, ©. 4 
Ratt der Jebigen SS. 11—13. im $.4. Lit. A. sub 2. nur folgende v 
„Hür Dienfte, tie nicht nach Tagen beflimmt find, werden in An 
„Roften für Haltung eines Oefpannes, bes Gefindes und der 
mebenfalls Normalfäge feitgettellt.“ 


Fr 
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taften zu beſtimmen Haben, welche ver Berechtigte aufzuwenden bat, 
m nur die Tagesabl, welche erforderlich iſt, um die Arbeit in ihrer 
ber vollfommenen Welfe durdy freie Arbeiter herzuftellen, wogegen 
Breiß der legteren wieder nach Normalpreifen feftzuftellen tft. 

Frey bemerft mit Bezug hierauf Folgendes zur Erläuterung des 6. 12: 


Geſetzt alfo, die abzulöfende Verpflichtung befteht darin, jährlich 80 Beete 
ſer Brachfurche zu pfilügen, fo fragt ſich's zunächfl, wie groß ein Beet if. 
Diefe Trage ift nicht durch Schiebssichter, fontern als Sachs oder Rechtsfrage 
Richter zu entfcheiden und bie Beweismittel find: Urkunden, engen, Gadıs 
mbige; denn fie betrifft nicht den Werth eines nach dem Umfange beflimmten 
Res, fondern den Umfang feltf. 

Demnächft entſteht die Frage, ob die Erſatzarbeit, durch welche der Berechtigte 
künftig den abzulöfenden Dienft zu erfegen hat, durch eigenes Geſinde reip. 
ann, oder aber durch Tagelühner refp. gemiethetes Geſpann zu bewirken ift. 
Diele Frage gehört ebenfalls nicht zum fchiedsrichterlichen Verfahren, fondern 
kbon durch die Arbeiten der Normalpreis: Diftrifts : Rommiffionen entfchie: 
fein. Diefe Kommiffionen hatten für jeden Kreisbezirf gu beurtheilen, ob 
kfagarbeit billiger durch eigene oder durch gemiethete Arbeiten reſp. Ge: 
B zu befchaffen iR und dann den Normalpreis für bie billigere Gattung fefts 
ER. 


e Fragen müflen alfo vorweg enifchieden worden fein, bevor es zum 
terlihen Berfahren nach $. 11. und 12. fommt, und geſetzt, es fei feſt⸗ 
daß 80 Beete 8 Morgen enthalten und daß die Erfaßarbeit durch eigenes 
zu bewirken if, fo muß bie, den Schiedsrichtern vorzulegende Trage fo 
















Welche Arbeitskraft, mit eigenem, refp. weldher Art des 
Gefpannes, ift erforderlih, um 8 Morgen mit der Brad: 
furhe im derjenigen Vollkommenheit zu pflügen, in welcher 
dieſe Arbeit von dem Dienfipflichtigen in der Regel errichtet 
u werden pflegt? 
Antwort der Schiedsrichter muß dann in der Weiſe abgegeben werben: 
Dazu find 3% Tage Arbeit mit einem breifpännigen Od: 
fengefpaun erforderlich. 

ift der Jahreswerth ber Leiftung nach dem Normalpreife des brei- 
Dibfengefpanncs zu berechnen. 
ey, praft. Erlaͤut. S. 44—46.) 


Zum $. 13. 

RG. 13. ift nicht von tem Balle die Rede, daß ein Theil der Dienfte 
Sagen und ein Theil verfelben nad) tem Umfange der Arbeit bes 
it, fondern nur davon, daß derfelbe Dienft pleonaftifch, ſowohl nad) 
als nach dem Umfange der Arbeit beftimmt ift. 

key nimmt an, daß im erften Valle tie Preisermütelung theild nach 
„iheils nach SS. 11. und 12. gefchehen müffe, wogegen _fle im zwei⸗ 
Me nur nach 68. 11. und 12. gefehehen dürfe. (a. a. O., ©. 46.) 


Zum $. 14. 


Das Alin. 1. des 6. 14. Tautete bereitö in tem Regier. Entm. !) 
‚ ebenfo, mie in dem jegigen Gefege und if von den Kammern 
rinnerungen angenommen worden; Dagegen hatte das Alin. 2. im 
r- Entmw. folgende Bafjung: 

nn bie Partheien ſich nicht über den Werth einigen, fo muß das in ben 
and 31. ff. der ®. v. 30. Juni 1834 wegen des Gejchäftsbetriebes in ben 





Bergl. die beir. Motive ver SS. 10—17. des Regier. Entw. oben 
—3 


fahren eintreten foll. 

Diefes Verfahren wird im Mangel einer gütliden Einigung ber 
in jedem fpeziellen alle eintreten und dadurch ein zeitraubendes umk 
werben. 

In Gegenden, wo die Baubienfte allgemein und in vielleicht — 
Ausdehnung vorkommen, wird aber die Beachtung jener Vorſchrift 5. 
en Mangel an Baufachverfländigen eine große Verzoͤgerung des 
Veunge-Berfahrene herbeiführen, und daher das Bebürfnig hervortre 
noch einfacheren Weife jene Grmittelung des Werths der Bandienfe 
laſſen. Die hierüber in der Kommiſſſon gepflogenen Berathungen 5 
Mefultat geführt, daß eine ſolche größere Vereinfahung des Verfahren: 
Falle möglih, wenn die Beichaffenheit der Gebäube in beftimmten f 
der Art ift, ie ſolche in Teicht zu erfennende Klaffen eingetheilt w 
und in biefem alle erreicht werden ann, daß für bie Ablöfung bi 
durch die Diſtrikts-Kommiſſion gewiſſe Normen dergeftalt feitgefeht wer 
AuseinanderfeßungssKommiffarius die Entſchaͤdigungs⸗Berechnung auf 
Weiſe und ohne Zuziehung eines Baufachverfländigen ermitteln —* 
Dei der Srmittelung der Entfhädigung für Baubienfle if ber @ 

uhalten: 
dag dem Berechtigten eine Rente gewährt werben muß, welche | 
rechnung einfacher Zinfen ihm Folgendes giebt: 
a) die Koften der zu jedem Neubau zu leiftenden Baubienfle, 
b) die Koften der bis zum nächften Neubau und ber von ei 
zum andern zu leiftenten Dienfte. 

Unter Fefihaltung diefes Grundſatzes find, um eine Baudienſtwe 
nung aufzuftellen, folgende Faktoren zu ermitteln: 

1) die Zeit bis zum nädften Neubau, - 

2) die Zeit von einem Neubau zum andern, 

3) die Dienfte, welche bei jebem Neubau geleiftet werben müſſen, 

4) die Dienfte, welche zu den Reparaturen bis zum nädften Neul 
einem Neubau zum andern erforberli find. 

ad 1. Die Grmittelung, wie lange die vorhandenen Gebäube nod 
nen, oder mit andern Worten, nad Ablauf weldhen Zeitraums der nd 
erforderlich it, kann von einem gefchäftsfundigen Kommiffarius auf 
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bie erforderlichen Handdienſte pro Quadratruthe ber Grundfläche des Gebaͤudes 

für allemal feſtſtellen. 

3a b. Zum Behufe der Srmittelung der Spanndienfte fann durch die Dis 

Ws Rommilfion feftgeftellt werben, welches und wie viel Banmaterial in jeder 

Wabeflaffe pro Quadratruthe der Grundfläche beranzufchaffen iſt, und welches 

Di das erforberlihe Duantum in jeber Art des Baumateriald, in Gentnern 
t. 


peut, ba 

Delche Ladung ein Zweigefpann unter Berüdfihtigung der Beſchaffenheit der 
, und in welcher Entfernung an einem Tage beronfdaffen kann, wirb dann 
feseinanderfeßunge: Rommiffartue zu bemefien Haben. 

Die Diftrits s Kommiffionen werden hiernach in dem oben bezeichneten Falle 


n: 
L die in dem Difirifte anzunehmenden Gebäudeflaffen, 
IL für jede Gebäudeklaſſe die Zeit von einem Neubau bis zum andern, 
DIL vie in jeder Gebaudeklaſſe pro Quadratruthe der Grundfläche erforbers 
lichen Handdienſte, 
IV. das in jeder Gebäͤudeklaſſe pro Quadratruthe der Grundflaͤche heranzu⸗ 
fhaffende Baumaterial in Gentnern ausgebrüdt. 
Kind diefe Sätze gegeben, fo hat der Auseinanderfegungs : Kommiflarius zur 
mug der Entſchaͤdigungs⸗Berechnung feinerfeits nur noch zu ermitteln bie eit 
ke nächften Neubau, die Befpannkräfte, welche zur Heranſchaffung des erfor: 
Baumateriald nothwendig find, fo wie endlih den Quabratinhalt der 
e der zu befrohndenden Gebäude, um den Kapitalwerth der zu jedem 
erforderlichen Baudienite feftftelen zu fönnen. Nach dem Lestern wird 
Anwendung der von dem Königl. Finanz: Minifterium unterm 4. Mai 
. 28. Januar 1838 ') befannt gemachten ProzentsTabellen, deren Ginlei: 
nähere Aufklärung über die Berechnungsart ergiebt, die Entſchaͤdigungs⸗ 
ermittelt werben Fönnen. 
Yen bier bezeichneten Tabellen ift auf bie u den Reparaturen erforderlichen 
NRüdfiht genommen, die Braris hat in neuerer Zeit feinen Unterfchieb 
den Reparaturen bis zum nüchften Neubau und zwifchen denen, weldye von 
u bis zum andern vorfommen, gemacht, weil diefer Unterfchied mehr in 
zu benfen, als in ber Wirklichkeit zu faflen it. Wan hat ganz allge: 
Beyaraturen in Prozenten der zum Neubau erforderlichen Dienfte ausge: 
8 iR daher ausreichend, wenn von den Diſtrikts-Kommiſſionen 
V. der Brozentfag für die Dienfte zu den Reparaturen aller Art im Ber: 
Fltniß zu den zum Neubau erforderlihen Dienften 


wird, 
Agrar⸗Kommiſſion ſtellt hiernach den Antrag, zum $. 14. folgenden Zus 
en: 















Das bier in Bezug genommene R. des K. Fin. Min. v. 4. Mai 1834 

u Potsdam findet fi abgedrudt in Dönniges Landes: Kulturs 
Breeußene Bd. 2. ©. 448. nnd das N. des Min. des K. Haufes v. 
11 an fämmtl. Reg. dieſſeits der Elbe, nebſt der Prozent⸗Tabelle zur 
uag ber von jest ab zu zahlenden jährlichen Rente für eine in gewiflen 
Hererfchrente Bau:-Ausgabe, nach dem Zinsfuße von 4 Prozeut berechnet, 
S. 439. und in Forni, Maſuch u. Kuh's Zeitfchrift für gutsherrs 
rliche Berhältniffe x, Br. 1. S. 172—176. — Bergl. auch in v. 
Ann. Bd. XXI. ©. 53. Nr. 41. — Ueber tiefen Gegenſtand find feruer 
a) 6. N. des Min. des K. Haufes, Abth. II. v. 24. März 1837 an 
teg. der Provinzen Preußen, Schleſien und Pofen, fowie zu Köslin u. 
„, betr. die Ablöfungen der Banholzberechtigungen oder deren Kompen⸗ 
zen Domainen⸗Praſtationen. (v. K. Annal. Br. XXI. ©. 36. Nr. 40.). 
r &. Gen. Kommiſſion zu Soltin v. 8. Aug. 1837, betr. die Ablöſung 
bolgs@erechtfamen, bei Dönniges a. a. O. S. 49-450. c) Bptels 
(eitung zur Srmittelung der Dauer und Unterhaltungsfoften der Gebaͤude. 
{ Reimer. 1832. d) Bauer, Abhandlung über die Entichäbigunge-Ers 
für Ablöfung ver Bauholzberechtigungen und Baudienfte, in Forni's 
fir gutsherrlich.bäuerliche Berhättniffe sc, Bd. I. ©. 133 fi. 


TIUIEHOTSUUNZRINUEO SOTTITUYTEN DIE srunenng urgrruraga WEIUT, PAY: 
nahmsweffen Hinweifung auf beftimmte formelle, in dieſer Bezie 
Vorſchriften ſieht fie aber einen Zweifel begründet, ob auch in den 
in denen das Gefeg den fchietsrichterlichen Ausſpruch eintreten laßt 
das Verfahren nach der 1. G. D. eintreten folle, was offenbar nic 
fri. Darum fehlägt fie die Faſſung des A. 2. dahin ver: 

„Benn die Barteien fich über den Werth nicht einigen, fo 

fhiedsrichterlichen Ausſpruch fetgeellt werben * 
und behält ſich ver: 

am Schluffe des Geſetzes einen allgemeinen $. vorzufchlagen, 
welcher auf das formelle Verfahren hinweiſet, nach welchem in allen 
Fällen ter fchiedsrichterliche Ansfpruch herbeigeführt werden foll. 

Mit diefer Abänderung des Alinea 2. beantragt fie die Annahı 


Das Plenum ter I. Kammer trat viefem Antrage ohr 
bei. (Stenogr. Ber. der I. K. pro 18%°. Bb. 5. ©. 2572— 2573 

C. Die II. Kammer bat fih hiernächfl, auf den Antrag 
miffton, hiermit einverftanden erflärt. (Stenogr. Ber. der 1 
©. 2755 ff.) 

Il. Der $. 14. handelt nur von der Ermittelung des W 
Baudienfte, welche nicht nach Tagen beftimmt find; ı 
jenigen Baudienſte, welche nach Tagen beflimmt find, fte 
6. 10. Litt. b. bezeichneten Dienften gehören, da der Ausdrı 
dienft”, auch ohne fonftine Beſtimmung, fihon an fich eine 
der Art der Arbeit enthält. Sind alfo für Baudienſte fe 
Normalpreife feftgeftellt, fo treten auch für die nach Tagen | 
Baubienfte die gemöhnlichen Normalpreife ein, welche für die 
Anzahl der Tage beflimmten Dienfte in den Normalprei- Ta 
worfen fin. Dagegen follen (nach $. 14. des Geſetzes) fold 
welche nicht nach Tagen beftimmt find, in jedem eh 
nach ihrem jährlihen DurchfchnittSbetrage durch Schiedsr 
fhägt werden. 


Ueber das Verfahren und die Orundfäge hierbei giebt ve 
Enmniffinn Vor IT Ramnor (f nhen & II FN Mndfunt 
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aß ber Umfang des Dienftes an ſich nicht befimmt, ſondern bas 
durch das Bebürfniß des Berechtigten geregelt wird. In diefem 
status causae, welcher den Schiedsrichtern vorgelegt wird, folgende 


n: 

m Gebäuden refv. Bauten der Dienft geleiftet werben muß, 

ang der Gebäude, welcher, wenn er nicht der gegenwärtige ift, 
aßen anzugeben ift, 

art derfelben, 

elle Art der Dienflleiftung, auf welche ſich die Verpflichtung er⸗ 
. B. alle Handlangerarbeit, ober ale Baufuhren zu verrichten, 
nöthige Holz anzufahren sc., 

ernung, aus welcher die Materialien angefahren werben müflen, 
ilnahmemaaß, nach welchem der in Rede ſtehende Berpflichtete zus 
it „anderen, zu demfelben Dienfte Berpflichteten, babei zu kon⸗ 


at. 

fte müflen vorweg feftgeftellt fein, bevor es zum fchieberichterlichen 
ıt. Wenn Gtreit über diefelben obwaltet, ift terfelbe von der ers 
e zu entfcheiben, welcher es allerbings überlafien bleibt, die Ent: 
5. 31. c. der V. v. 30. Juni 1834 in geeigneten Bällen zum bes 
edsrichterlichen Berfahren zu verweifen. Dies muß aber ausdruͤck⸗ 
und auf Grund bes 8. 14. diefes Geſetzes darf die Entfcheidung 
bier nicht herbeigeführt werben. 

aben die Schiedsrichter nach ihrem eigenen Arbitrinm in Anfchlag 


haffenheit der Wege, 

ichen Suftand der Gebäude zur Zeit der Abfchäßung *), 
sorzulegende Frage wird fo lauten: 

n Werth hat der, von dem N.N. zu leitende Baubienft, 
inem jährlichen Durchſchnittsbetrage, unter ber Bors 


ung: 

der N.N. verpflichtet if, ungleich mit ben 10 Bauern 
A. fämmtliche, beim Neubau und den Revaraturen des 
Schaftlihen Scloffes zu B. erforberlihen Baufuhren 
nfhaffung aller Baumaterialien au leiften, 

der N.N. halbfoviel zu leiften Hat, als jeder der 10 
ern, 

die gegenwärtige maffive Bauart allen Fünftigen 
ten zum Grunde gelegt wird, 

das Bauholz aus dem herrſchaftlichen Walde, Sand 
Lehm von dem Territorio des Vorwerks B. entnom- 
werden muß, daß aber dem Berechtigten die Wahl 
eht, Ziegeln und Kalf in einer Entfernung von 3 Meis 
im Umfreife gu entnehmen, wo es ihm beliebt, 

ter Berüdfihtigung des gegenwärtigen baulichen Zu: 
des Schloffes und der Beſchaffenheit der Wege? ?) 
rt ter Schiedsrichter aber wird fo lauten: 
rliche Durhfchnittswerth diefes Dienftes ift 4 Thaler. 


hältniffen desjenigen Theils der Proving Sachſen, in welchem N 
walzenten Dienfle vorzugswelfe vorfommen, enifprechenb. 

Die AgrarsKommiffion bat tiefelbe für angemeflen, und deren 
als nothwendig erachtet, da auch in anderen Provinzen walzende T 
men. Abänderungsvorichläge Hat diefelbe nicht zu machen gehabt. 


Die Kommiffion der I. Kammer bat ſich über dieſe 


geäußert. 

Eine Diskufflon darüber bei den Plenarberathungen Bat 
funden. 

I. Zum $. 15. 

Nach Lage der früheren Abldfungsgefehgebung konnte es zu 
funden werten, ob auch folche Spannvienfte, welche nur dann 
den müflen, wenn überhaupt Spannvieh gehalten wir 
von verfchiedenem Umfange find, jenachdem vie betreff. Wi 
Pferde, Ochfen oder Kühe zum Betriebe ihrer wirtbfchaftlichen 
dienen, für ablö8bar zu erachten? 

Das Min. des hy hatte dies in einem Rekursbeſcheide 
1842 (Min. Bl. d. i. V. 1842, ©. 428, Nr. 602.) vernein! 
fem Sale die fraglichen Dienfte nicht auf beflimmten Grundftä 
fontern von rein zufälligen, felbft ver Willkühr jedes Pflicht 
geftellten Umſtänden abhingen, die Beflimmungen ver Abli 
7. Juni 1821 auch auf Verhältniffe diefer Art nicht paßten, 
mentlich nichı8 enthielten, was für die Schägung foldyer ſchwar 
änderlichen, und in beliebigen freien Handlungen de3 Verpflich 
ten Leiſtungen zum Anhalt dienen fönnte. 

Nachdem indeß der $. 6. des Ablöſ. Gef. v. 2. März 185 
laften für ablösbar erklärt und der $. 15. a. a. O. auch die 
die Werthsermittelung foldyer Dienfte aufgeftelt bat, kann bie 
derfelben nicht mehr in Zweifel gezogen werden. 

II. Die Seneral-Kommiffion zu Stendal Hat (in 
y. 12. März 1851) den $. 16. tahin erläutert: 
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Gute gegenüber einen Berband, und anf ihre fänmtlichen Aecker und Häufer 
re Dienft allein zu verihellen, ohne Rüdficht, wo fle liegen. 

3A die ganze Drtichaft dienftpflichtig, fo müflen im Falle des $. 16. auch bie 
nien mit herangezogen werben, wenn fie nict etwa eine Befreiung von ber 
Ayflicht überhaupt nachweifen. (f. Sprengel's Abloͤſungs⸗Geſete, ©. 7.) 


Zum $. 19. 


. Der $. 17. Iautete in dem Regier. Entw. ?), abweichend von ſei⸗ 

egigen Saffung, dahin: 

Wenn die einem Gute zuſtehenden Dienfte nach ter flatifintenden Wirth⸗ 
nicht ſaͤmmtlich gebraucht werben, fo erfolgt die Abfindung nur für bies 

Dieufte, deren das But wirtbfchaftlich bebart . 

es Betürfniß wirb durch fachverfländiges Ermefien nach der ſtattſindenden 

eftsart feftgeftellt. 

finden jedoch diefe Befimmungen in denjenigen Bällen feine Anwendung, 

der Berechtigte die Beſugniß bat, diejenigen Dienfte, die er ſelbſt wicht 

tann, Fra Anbern zu überlaffen, oder ſolche von dem Verpflichteten ſich 

au laſſen. 


Die Kommiffion der II. Kammer, welche die unveränderte 
beantragte, fpricht fih In ihrem Berichte dahin aus: 


erfle Alinea entipricht der Vorſchrift des 9. 10. der Abldf. Ordn. v. 
1821. Ge iſt jedoch auch die Vekimmung in dem dritten Alinea dieſes 
der Agrar⸗Komm. als ein Bedürfniß anerfannt worden, weil die bier ans 
Befngniß des Berechtigten, Dienfte, tie er felbft nicht gebraucht, einem 
überlaffen, oder fih von dem Verpflidhteten bezahlen zu laffen, naments 
Eigenihums⸗Ordn. des Fürſtenthums Münfter v.- 10. Mai 1770 
vi. $ 5.), in ber Münfterichen Erbpachts⸗Ordu. v. 21. Sept. 
91.), in der Eigenthums⸗-Ordn. v. 3. April 1781 für bie Grafſchaft 
en und der Eigenthums⸗Ordn. v. 26. Nov. 1741 für das Fürſten⸗ 
‚ umd die @rafichaft Ravensberg (Cap. V. $. 2.), eine rechtliche 
and aud in der Adlöf. Ordn. v. 13. Zuli 1829 ihre Anerkennung 

Es if daher and diefe Beſtimmung al& gerechtfertigt erachtet 

















lenum ter II. Kammer ift dem Antrage der Kommiffion 
n beigetreten. (Stenogr. Ber. der IT. K. pro 18$$. Bd. 3. ©, 


"Die Rommiffion der 1. Kammer erklärte fich zwar grundſaͤtzlich 
47. einverflanten, beantragte indeß folgente Faffungs-Aenderungen: 

Al. 1. an Stelle der Worte: „ſtattfindenden“ zu fehen: 
Gegend üblihen”; 

Al. 2. flat: „fahverfländiges Ermeffen” zu fehen: 
ſchiedsrtichterlichen Ausfprud“. 
 Zommiffionsbericht motivirt diefe Anträge in folgender Art: 
eMehrheit der Kom. erkannte ten im Alin. 1. ausgedrückten Grundſatz, 
ch im ganzen Befep-Entw. mehrfach wiederfindet: 

‚Daß der Berechtigte durch die Ablöfung Feinen Vortheil haben, fondern 

mr eine Entſchädigung für diejenigen Rechte erhalten folle, die er wirklich 
fönne,” 

Hg und ver fchon bisher geltenden Beſtimmung bes im $. 10. der Abldf. 

„7. 1821 entiprechend an, nadı welcher die Dienfte nach dem Koſten⸗ 

akgefchäßt werben mußten, weldyer aufzuwenden war, um die nachbisheris 

‚intheilung und Wirthſchaftsart damit beftrittenen Arbeiten an befchaffen. 


— — ——7 70 


* Die betr. Motive der 98. 10 — 17. des Regier. Entw. oben 


können. 

Aus biefen Gründen wurde ein Antrag auf Streichung bes 

worfen; dagegen ein zweiter Antrag: 
in Alin. 1. und 2. an Stelle des Wortes: „ftattfinbende 
„in ter Gegend üblichen“ zu feben, trotz des Ginw 
nicht darauf, fondern nur auf das fpeciele BVerhältniß tk 
Buntes anfomme, 

Angenommen. 

Ginftimmig wurde der Antrag angenonmen, in Altn. 2. flai 
ffändiges Ermeſſen“ zu fegen: „durch fchiederichter 
fprud.“ ') 

Zu Alin. 3. war nichts zu erinnern. 

Mit diefen Abänderungen wird die Annahme des S. 17. bean 


Das Plenum ver J. Kammer ift viefen Anträgen ob 
beigetreten. (Stenogr. Ber. der I. K. pro 1843. ®b. 5. S. 257 
C. Die II. Kammer bat fich Hiernächft, auf den Antrag 
miffion a hiermit einverftanden erklärt. (Stenogr. Ber. ber | 
©. 2755 ff.) 
1. Der im Alin. 1. des $. 17. audgefprochene Grun 
auf dem dem ganzen Gefege zum Grunde liegenden Prinzip | 
daß der Berechtigte Durch die Ablöfung keinen Vorthei 
dern nur eine Entfchädigung für diefenigen Rechte 
die er wirklich nugen Eann, 
findet ſich ſchon im $. 10. ver Ablöſ. Orten. v. 7. Juni 182. 
welcher vorfchrieb, 
daß die Dienfte nach dem Koftenbetrage abzufchägen { 
der Berechtigte anmenden mußte, um tie nad) bishe 
tbeilung und Wirtbfchaftsart damit beftrittenen Ar 
fchaffen. 
Es fol danach ver Berechtigte, wenn er auch mehr Dien 
bat, dennoch bei der Ablöſung nur für diejenigen Dienjte ei 
auna empfanaen, teren Ta8 Gut in der That wirtbfchaft 
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den Hüllen, wenn der Berechtigte die Befugniß hat, diejenigen Dienfte, 
Ihe er nicht felbft benutzen Tann: 
ya) entweder Anderen zu überlaffen, oder 
se von dem Derpflichteten ſich bezahlen zu laſſen. 
us tiefer letzteren Beflimmung (ad b.) ergiebt ſich mithin, daß der 
17. feine Anwendung findet, wenn dem Berechtigten flatt ver Dienfte 
‚10 reſp. 20 Iahren vor Verkündigung des Geſetzes v. 2. März; 1850 
Geldleiſtung gezahlt worven ift, indem aldtann angenommen wer- 
muß, Daß der Berechtigte, wie der Schlußfag des $. 17. bemerft, vie 
nniß hatte, ſich vie Dienfte bezahlen zu laffen, fo daß mithin 
$. 9.) vie gegablte Geldvergütigung der Entfchädigungsberech- 
m Grunde zu legen ift. ') 
Dies bat auch das Mevif. Kolleg. für Landes-Kultur-Saden 
hem (nicht veröffentlichten) Erf. v. 13. Sept. 1851 (Acta Schleflen 
‚6. Nr. 87.) angenommen, welches ausführt: 
6. 17. dee Abloͤſ. Gef. enthält nur Borfchriften über die Berechnung bes 
bes ber Dienfte, bei welcher die nach ber in der Gegend üblichen 
aftsart für das berechtigte But nicht erforderlichen Dienfte außer Anſatz 
werben follen. Für die Berechnung des Jahreswerthes der Dienfte ents 
ber ſchon der $. 9. ibid. die zunächfi zu Anwendung fommende Vorfchrifl, 
dafür in den legten 10 Jahren gezahlte Geldbetrag entfcheibend if, und 
Borfchrift in dem Kalle Anwendung findet, wo in den letzten 10 Jahren 
he Selb gegeben ift, fo wird dadurch die Anwendung bes $. 17. 
eſſen. 


ieſelben Grundſätze hat das Reviſ. Kolleg. in dem (nicht ver⸗ 
) Erk. v. 24. Juni 1853 (Acta Sachſen Litt. W. Nr. 50.) 


Ueber die Grundfäge, nach melden die Schiedsrichter in 
#ällen, wo ter $. 17. Anwendung findet, zu verfahren haben, fpricht 
in folgenver Art auß: 


| Wie Dienfte, um welche es ſich handelt, nach Tagen beftimmt find, 
m die Schiedsrichter nicht die Höhe ber zu gewährenden Abfindung feſt⸗ 
w, fondern nur bie Frage zu beantworten, wie viele von diefen Dienften 

wirtbfchaftlich bedarf, wegegen der Jahreswerth der letzteren nach $. 10. 


n if. 
— die Dienſte nach Tagen und nach der Art der Arbeit beſtimmt 
gilt daſſelbe. 
na fie nach dem Umfange der Arbeit beſtimmt find, fo iſt zu unters 


an der Umfang felbft ſchen feſtſteht; wenn 3. B. beflimmt iſt, daß jeber 

enftpflichtige 10 Morgen Acer zur Saat zu beftellen, oder 20 Schock 
Varben einzuführen hat, 
—— der Umfang durch das Beduürfniß an ſich bedingt; wenn alſo z. B. 
Veſtimmt iſt, daß der Verpflichtete alle Getreidefuhren zu leiſten hat. 
m letzteren Falle liegt das Verfahren ſchen in der Vorſchrift der 88. 11. 
, ohne taß es der Beltimmung des $. 17. bedarf, wogegen im erfleren 
och tie @rmittelung nöthig ift, ob die Summe der, nach dem Umfange bes 
3 Dienfte dem Vebürfnig des Gutes entfprechend if, ob 3. B., wenn 30 
Biete jeder 20 Schock Garben einzufahren haben, tie Ernte des Gutes 
0 Echcd liefert, oder nicht. 
enn entlich die Dienfte theils bles nach Tagen, theils nach Tagen und 
x Art der Arbeit, theils nach dem abfoluten, theil nach dem relativen Um⸗ 
ser Arbeit beſtimmi find, fo folgt ſchon aus dem Vorſtehenden von ſelbſt, 





















Abweichenden Anfichten fcheint theilmeile der Auffag in Robe's Lehre 
für Gntlaftung des bäuerlichen Orunbbefiges, S. 45—48. zu fulgen« 


Qultur-Geſeba. 2b. I. , 24 


1 Abldſ. der Realfaften, ven Regulirungen u. Gem, 4 


daß elne ¶ mfeitige Verrechnung ber einen Gattung von Dienften 4 
dere nicht „. ittfinden barf, vielmehr das Bebürfnin des Gutes 
befonbers ermiktelt und barnach auch der unentgeltliche Wegfall der 
Dierfo Für jede Gattung beftimmt werben mufi. 

5 efärift Yachber enthält das Gefeg zwar nicht, inet 
Rechtöregeln angenommen werben zu müffen, tar I 
peciellften Befimmt find, ne u Teißen und 
y auf das Bedurfniß den weniger fpecl — J—— 
ffo, einem berechtigten Gute find verpflichtet: 

aus (tern, welche das Heu von ber fogenannten Bullen 
“nen umb einzufahren haben, 

wen 40 Bauern, jeder 5 Rlaftern, Scheitholg ans dem 

de anzufahren, 

) * jeder 10 Gentetage mit der Senfe abzuleiſten 


Eintr, — 5 Tage wöchentlich, mit einer Perfon zu 
Sun 4680 Tag 

dann feheiden zunörberft ie Dienfte zu a. gang aus, da Ihe Sah 
$. 11., 12. vorweg zu ermittelm iſt und eine onfurreng mit ben 
pflichteten nicht fattfindet, überhaupt der $. 17. feinen Ginfluß d 
Hinfichts der Dienfte zu b. twäre feftuftellen, ob das Gut der A 
Klaftern Scheitholz oisthfeaftich bedarf, und wenn dies nicht der 
Begfall der überflüfigen Dienfte der 10 Bauern gleichmäßig zu Gu 
‚Hinfichts der Dienfte zu c. und d. wäre zu ermitteln, dich 
nach — der in m. inbegriffenen, das Gut noch bedarf und 
Grntebienfte mit der Sache zu rechnen find. Wände es fi ı 
Gut wur 3000 Handdienfte gebraucht und daß 108 Tage auf Arb 
Senfe rechnen find, fo können ben 12 Hänslern auch mur bi 
12 Senfentage zu Gute Fommen, wogegen die 18 Gärtner uur 289 
zu entfchädigen hätten, Wären "aber die Häusler und Gärtner nicht 

gleichen Anzahl von Dienften verpflichtet, ſondern der cine zu 8, 
zu 12 Tage ıc., fo würben die überflüffigen 12 Senfentage auf ti 
nach Verhaͤltniß ihrer Verpflichtung und chenfo die 1788 überflüfjige 
auf die 18 Gärtner zu tepartiren fein. (Brey, pralt. Erlaͤut. ©. 5 
IV. Zweifelhaft ift geworden, wie es in den Wällen va 
halten, wenn das Beduͤrfniß des Gutes ſich in neuerer Zeit n 
ändert, oder wenn der Berechtigte einen Theil feines Bedarfes t 
Atngefparnn und eigene Leute beſtritten hat. Es entftehen 
ai 


beftimmten mar 


ob der wirthfchaftliche Bufand zur Beit der Auseinander 
die neeärfnißfinge entfcheidet? und 

b) ob der Gutäherr verpflichtet iſt, fich die eigenen Arbeität 
er zur Zeit der Audeinanderfegung hält, vorweg von dem wir 
Bedarfe in Abzug bringen zu laffen? 

a) Wulften (Meg. Rath) bejahet, weil der faktifhe £ 
allen Aueinanderfegungen feftgehalten werben müffe, und dur 
auch die Birthfepaftburt zum Theil beftimmt ſei. (Wulſten 
Agrar-Gefepe, &. 41—42.) 

B) Diefe Anſicht fucht indeß Frey zu widerlegen. Es 
den Agrargefegen, noch in einem anderen Gefege der Grun 
fprochen, daß der faktifche Zuftand feftgehalten werben folle, 
ein befferes Recht, ald dad Recht des Befiges, gegeı 
Der faktifche Zuſtand fei vielmehr nur da entfcheidend, wo es 
weiſe eines beſſeren Rechtes mangelt.!) Nach $. 500. A. 


1) Als Beläge hierfür werden auch die Borfcriften der Gem. 
Juni 1821 9$. 32. 131. 132. und des $. 81. des Ablöf. Gef. v. 2 
in Bezug genommen. 


Def 2. März 1850, Betr. die MUB. 3, (&- #7). BE 


Jeränderung eines beftebenden Rechtes nur daun er» 
m der demfelben entgegenfehenbe faktiſche Zuſtand eine ger 
t Iang gedauert hat. Auf dieſem Grundſatze beruhe die ganze 
er Berjährung, welche hier allein maaßgebend fein: Finne. In 
diefer Prineipien ergebe fih nun, ni wenn das echt des 
‚ von den Verpflichteten die Leiftung einer beftimmten Anzahl 
a zu fordern, durch Judikate oder fonft unbefrittene.Ur- 
flebe, den Verpflichteten fletö der Gegenbeweis obliege, daß fie 
pflichtung befreiet find. Hierbei komme ihnen zwar der $. 17. 
dem er die Befreiung von allen Dienften vorfchreibt, deren der 
virthſchaftlich nicht bedarf; allein auf die Entſcheidung ver 
groß fein Bedürfniß if, und ob er, wiewohl er berechtiget iſt, 
e zu fordern, als er gebrauchen kann, dennoch einen Theil ſei⸗ 
aus eigenen Mitteln beftteiten muß? fei weder $. 17., noch 
Zuftand von Einfluß. Gabe der Berechtigte eb vorgezogen, 
jefpann zu halten und ſich von den Vespflichteten w als 
n Dienfte leiſten zu laffen, oder habe er feinen ganzen Bedarf 
3 Geſpann beftritten und von den Berpflichteten gar keine Dienfte 
ändere dies in feinem Rechte nichts; es fanfe fogar die Ver⸗ 
en ihn im erſten Balle niemals, und im ‚weiten Balle nut 
n fein Recht nicht eingetragen iſt. (U. 2.9.1. 9. 66. 511. 
Diefe allgemeinen Orunvfäge von der Verjährung ſeien Bier 
zebend. (Frey, praft. Erläut. S. 53—56.) 


R. General-Kommiffion zu Stendal hatte ſich in Ihrer 
. 12. März 1851 über die Anwendung der neueren Ablöfungs- 
6. 17.) dahin audgefprochen: ' 
er Berechtigte ſelbſt Gefyann gehalten Hat, und mit ſolchem an ber 
mg feiner Grundſtücke Theil nahm, fo kann ihm dies nicht, wie in 
Rath Wulften herausgegebenen Sammlung ber neuen Agrargeſetze 
angerechnet werden, wenn nicht eine Verpflichtung zu ber Ditielhung 
mes ſteht zu jeder Zeit in feinem Belieben, fein Sefhann nicht mits 
Isfen. Dafielbe muß bei allen anderen Arten von Dienften gelten. 
ngel’s Ablöf. Befegen, S. 7). 


nnte General⸗Kommiſſton bemerkt indeß in ihrem fpäteren G. 
ult 1851 (sub 1.): 

ımferer C. Verf. v. 12. Mär < zu $. 17. des Abloͤſ. Gef. von uns 
> Quficht if von dem K. Min. für landwirthſchaftl. Angel., mit 
$. 316. Tit. 7. Th. II. des 9, 2.8. ), nicht gebilliget worden, 
e Theil unferer oben erwähnten Anweifung auf fich berußt uns im 
Streites zum Erkenntniß zu inſtruiren if. (f. Sprengel 


Zu 88, 18 3. 


SS. 183—25. haben dur die Kammern feine Abänderungen 
ern find von denfelben ohne Diskufflon nach der Baffung des 
tm. angenommen worden. (Stenogr. Ber. der IL 8. pro 184}. 
31 u. bee l. 8, Bd. 5. ©. 2573.) 


z. 316. a. a. DO. beflimmt nämlich : | 
:älfen, wo die Herrichaft, durch eigene Züge oder Hanbarbeiter, zur 
re ihres Gutes mit geholfen Kat, muß, bei Berechnung ber Nothdurft 
Gutes, dergleichen Beihülfe zu Gunſten der Unterthanen aflerhiugs 
ngefchlagen werben.” 


2A” 





des Berechtigten bei Beichaffung des -Mıfagat; für Die: biö- 
„GetreidesLieferungen gemacht werden Dürfe?.: - .:.-. .... 
s Kolleg. für Landes-Kult Sachen bat (ia dem Erk. 
I) yerneint und angenommen, daß der Berechtigte: ſich 
tarktpreifen begnügen müſſe. Die Gründe diefer Entſchei⸗ 


beftimmt in $$. 13—28. ausdrücklich, daß fee Abgaben in. Koͤr⸗ 
den Marfipreifen abgelöfet werben follen, und geftattet nicht ein: 
die Marktfuhrkoſten, duch welche der Marktpreis thatſächlich zum 
b zu Guniten des Berpflichteten, viel weniger alfo umgekehrt eine 
He Anfuhr des zum Erſaßz der bisherigen Lieferung angelauften 
aſten des Berechtigten. ie in ber erſten Entſcheidung geſtellte 
auf Höhe der Konſumtion“ würde bei jeder Ablöfung marcherlei 
jedenfalls ſtets beſondere thatſächliche und techniſche Brmittelungen 
erfordern, daher haͤufig in ben einzelnen Faͤllen Streitigkeiten 
m der Konſumtion veranlaſſen; es würde daher niemals mit Si⸗ 
8 zu beſtimmen fein, welchen Normalpreis das abzulöjende Natu⸗ 
inem gewiflen Orte habe, da Niemand —* genau willen lann, 
weit die Abgabe von dem Zuſchlage betroffen werden würbe ober 
olche Weiterungen unb Unfiherheit will das Geſetz buch Feſtſtel⸗ 
reiſe vermieden willen, und fo vertößt die Beilfehung; des exften 
en bie flare, ausdrückliche Beſtimmung, fo auch gegen den Geiſt 
ejehe®. (Zeitſchr. des Reviſ. Kolleg. Yo. 3. ©. 267—269, und 
feld. ©. 39. Nr. 1.) u u 
g. 19. 2 tue) 

tpunft ift bei denjenigen Abldfunge-Sachen, bie bereitö vor 
des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 fehmehten, - als derjenige 
n welchem ab die 24 Jahre ($. 19.) zurädzurechnen. find? 


tommiffion zu Stendal fpricht (in ihres Inſttult. v. 
) aus, daß aud) in diefen Sachen der Tag ber Provoka⸗ 
tjenige, an welchem viefelbe bei der Gen. Kommilfion praͤ⸗ 
er entfcheidende anzunehmen ſei. (Sprengel's Ablöf. Ges 


Abldſ. der Reallaſten, ven Regulirungen u Gem. 


Zu 58. 2%. u. 97. 


L Die $5- 26. und 27. find von den Kammern na 
lage des Regier. Entw., *) big auf eine (unten zu erwä 
vififation in der Faſſung des $. 27., angenonmen worden. 

A. Die Motive des Negier. Entw. find zu den $$.) 
fammengefaßt und Tauten dahin: 


Zu $$. 26—28. 

Das AL. R, (Thl, II. Tit. 7. 3.475.) beftimmt zwar, daß A 
einem gewiffen beftimmten Maaße von Brüchten ıc. beftchen, dergeſte 
dent zinsbaren Gute gewonnen werben, rein mb unvermengt ent 
getomnten werden muͤſſen. Diefe Vorſchriſt verhindert #8 indeffen 
nad), nicht, daß das Zinsgetreide, weiches der Landmann abliefert, 
von geringerer Qualität ift, als basjenige, welches er zum Markte { 
man den Marktpreis dieſes beſſeren Getreides bei der Abſchatzu 
terem Zinsgetreides ohne Weiteres zum Grunde legen, fo würde bie 
u Hoch ausfallen. Gine Neduftion jenes Preifes in Rückſicht auf 
Buafikt des Binsgetreides erſcheint aher notwendig und der Entr 
auf fünf Prozent beftimmen zu müflı x geglaubt. 

Ginen fernern Ab) ug von dem Warktureife in Mürkficht auf die 
ko ſt e n zu maden, ef int im Allgemeinen nicht zuläffig. Bwar Kö 
fen den Preis des zu Markt geführten Getreibes, im Bergleich 
Werth, welden bafllbe an dem Produftionsorte hatte, erhöhen; die 
aber wicht bie einzige Verfaufsftätte; der Zug bes Mrudhthandels ned 
felten beftimmt auch der lofale Bedarf den reis. unb treibt ihn fi 
Preis der Marliſtadt hinaus. Deshalb zeigt die Erfahrung, dag der 
Gehreibes an den Probuftionserten ih In ber Megel mit dm reif 
orts der Gegend gleihflelit, und daß alfo die Marktfuhrfoflen, welch⸗ 
der Entfernung, der Beſchaffenheit der Wege und der Jahreszeit wech 
Halb im Mllgemeinen nicht fiher zu fhägen find, auf den Kaufpreis n 
feinen Einfluß ausüben. Cs muß daher von deren Beachtung hei de 
der Megel abgefehen werben. 

Gine Ausnahme hiervon erfheint nur für die im $. 25. des E 
größeren Marftbezirfe nothwendig, in deren entlegeneren Theilen dielt 
mäßig höher oder geringer als am Marftort find. Hier wird m 
Grund diefer Preiedifferenz aud) mit in ten Marftfuhrfeiten liegen u 
id} dann von felbit, daß bei der Cintheilung des Preisezicts in E 
diefer Umfand Berüdfihtigung verbient. 


B. Die Kommiffion der I. Kammer beantragte tie 
Annahme des $. 26. und im 6. 27. hinter ven Worten: „Wer 
Marktplage ($. 23.) für gewiffe Körnerarten“ einzufgalten: „ 
mengetreide, Meggetreide der Müller.“ 

Der Bericht ver Kommiffion fpricht fih dahin aus: 

Der $. 26. enthält die Beſtimmung, daß von den ermittelten Pre 
Abgaben in Körnern fünf Progente wegen der geringern Befchaffen 
gelteibes im Verhältnip zum marftgängigen in Abzug gebracht werde: 
ven biefelbe wurde von einem Mitgliede geltend gemacht, daß bie 

rogentfaßes wegen ber geringern Qualität in dem Falle, wenn ſche 
VBerhältnifien die Leptere begründet fei, zwecmäßig ber Entfbeidung 
KRommiffionen unterzuitellen fein werde, und daher folgender Zufap £ 
„In Gegenden, wo duch das Herfommen oder durch Prov 
feRfeht, daß nur marfgiebige Frucht, das beißt folge, w 


1) Der $. 27. if der Beftimmung bes $.4. Lit. B. Nr. 8. des 
Geſ. v. 19. Nov. 1849, betr. die Feuſtellung ber bei Ablöfungen 1 
7 beachtenden Rormalpreife sc. (©. &. 1849, ©. 413.) entnommen, 

'eftimmungen des $. 26. tn diefem @el. nicht enthalten waren. 


— 
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pflichtete geernbtet Hat, geliefert zu werden braucht, foll näher ermittelt wer: 
den, in weldem Minderprozent⸗Verhaͤltniß bieſe markgiebige gegen marfigän- 
gige ſich herausſtellt. Dieles Minderprogent-Berhältnig iſt maaßgebend.”“ 
ie Agrar: Komm. hat diefem Antrage jedoch nicht ihre Zuftimmung ertheilen 
ıen neglaubt, weil es an ſich unbeftritten und auch im $. 475. Tit. 7. TE. 
LER. anerkannt if, dag die Getreide-Abgaben, fo wie fir auf dem zins⸗ 
Bunte gewonnen werben, rein und unvermengt entrichtet und angenommen 
müffen. Zur Bermeibung weitläuflger, oft unfigherer Brmittelungen, erfcheine 
mw durchaus zweddienlih, der Erfahrung entſprechend, daß das abgelieferte 
treide in der Megel von geringerer Qualität, als dasjenige, welches zum 
gebracht wird, im Geſetze das Berhältnig feftzufeßen, in welchem jenes zum 

igen Getreide ſich herausſtellt. 

etreff der Höhe dieſes Progentiabes warb von einem Mitgliede ber An; 
Belt, foldye nicht, wie In der Megierungevorlage gefchehen, auf fünf Pros 
ndern auf 10 Prozent anzunehmen. 
ie Mehrheit der Mitglieder der AgrarsKomm. bat fi jedoch dem Vorſchlage 
in Betreff diefes Bunftes angefchloffen, weil auch ſchon feither fait allge: 
m den Auseinanderfebungs = Behörden angenommen worden if, daß durch 
bzug von fünf Prozent wegen ber geringern Befchaffenheit des Zinsgetreis 
Berhältnig zum marktgängigen eine gerechte Ausgleichung begründet werbe 
je Fälle bekannt geworden find, in welchen durch Anwendung jenes Satzes 
aachtheiligung ber Bernflichteten herbeigeführt worden fei. 
ı übrigens außer Zweifel zu flellen, bag in den Büllen, wo entweder eine 
rzũgliche ober weit ſchlechtere, als die auf eigenem Felde gewonnene Ge⸗ 
te an den Berechtigten abauliefern if, die Beitimmung bes $. 26. ausges 
Bleibt, Hat e6 die Agrar⸗Komm. für erforderlich erachtet, durch Anführung 
Spielen im $. 27. die hiernach nöthige Andeutung zu geben. Demzufolge 
e Ygrar s Komm. zu 8 27. den Antrag binter den Worten: „Benn auf 
Rerftplape ($. 23.) für gewifle Körnerarten” einzufchalten: „3. B. Saa⸗ 
teeide, Mebgetreide der Müller“ und glaubt, bag dur Annahme 
Imfapes fernern Zweifeln über die wahre Bedeutung ber im $. 26. enthalte: 
Bissmung mit Sicherheit vorgebeugt werben wird. 


u Plenum der II. Kammer trat dem Antrage der Kommiffton auf uns 
Weste Annahme des $. 26. bei, ?) beſchloß jedoch im $. 27. Hinter den 





Zum $. 26. waren in der 11. R. folgende VBerbeff.- Anträge geteilt 


Bon dem Abgeorvn. Schulenburg u. Gen. (nicht gebmdt)e - 
‚ur dem $. 26. zwifchen dem erſten und zweiten Satze nachflehenden Zwi⸗ 
‚fchenfag aufzunehmen: 
„Dieler Abıng findet in denjenigen Fällen, in welchen vie Lieferung 
„son marftgängigem Getreide nad, Bertrag oder Belek erfolgen 
„muß, nicht Bat. Met 
otive. 


‚Die Annahme, daß das Zinsgetreive in einer geringeren Befchaffenbeit, 
‚ale marftgängiges, geliefert zu werden pflege, Tann höchſtens als Megel 
‚gelten, welche nicht in Anwendung kommen fann und darf, wo urkundlich 
‚ober gefeplich die Lieferung von marktgängigem Getreide beſtimmt if.“ 
ergl. flenogr. Ber. der II. K., Bd. 3, ©. 1331). 
Bon dem Abgeordn. Dohm u. Gen. (Drudf. Nr. 330. ad IV.): 
‚dem erfien Sage des $. 26. die Worte hinzuzufügen: 
„infofern die Verpflichtung zur Lieferung marftgängigen Getreides nicht 
„urkundlich feſtſteht.“ 
Bon dem Abgeordn. v. Wedell: 
dem $. 26. gende Saflung zu geben: 
„Bon den nach 88. 19—25. zu ermittelnden Preifen. kommen fünf de 
„Gent wegen der geringeren Beichaflenheit des Zinsgetreites im Ber 
„bältniffe zum markigängigen In Abzug (mit Ausnahme derjenigen Bälle, 
„wo entweder eine vorzügliche oder weit fchlechtere, als die auf eignen 


wvzug TEL DETENO DUTW inen SOrTwmıuB DIEO MEVIIDUOS ADUFGIE DOM 
als ungerechtfertigt verworfen, und er fei an fich unbegründet, ı 
Marktdurchſchnitts⸗Preiſe das Mittel verfchiedener Betreitequalitäten I 
lich aber, da gar nicht motivirt, wo ausdrüdlich und kontraktlich 
Saamengetreide ftipulirt fei. Bin Antrag auf Streichung des 
wurde aber ebenfo, wie ein Antrag: 
auf einen Zufaß zu dem $. 26., des Inhalte: 

„Im Kalle vertragsmäßig Zinsgetreide in guter Oualität 

den muß, findet ein Abzug nicht flatt,” 
vertworfen. 
Die Majorität war ber Anficht, daß ſowohl Erfahrung insbefon! 
auf die den fisfalifchen Genfiten bewilligten Rückſchlääge von bis 25 
Gefehgebung anderer Länder, wie die Hannovers, Sachſens, Sad 
und Braunfchweigs, die Beftimmung des $. 26. nicht nur vollfonmen 
fondern einen viel größeren Abzug für zuläffig erachten ließen. 

Durch die getroffene Beftimmung ſolle dem Berechtigten nicht dı 
fchlechterem, als marktgängigen Getreide überhaupt, fondern nur be 
fohlechterem, als mittlerem marftgängigen, vergütigt werden. 

Das Getreide, welches zu Markte gebracht merke, unterfcheidet fi 
Durchſchnitte von dem Zinsgetreide durch die forgfältigere Reinigung, 
bie Befimmung des $. 475. Tit. 7. TH. II. des A. L. R. den 2 
noch Feinesweges geboten fei; durch das größere Gewicht und Häufig 
tee Maag. Auch die Eontraftliche Pflicht „gute Qualität” zu 
„marktgängiges Getreide,“ fichern vor jenem Unterfchicde bei der Rel: 
Begriffes nicht, da auch das marftgängige Getreide vorzügliches, 
feblechtes fei, und auch die gute Qualitaͤt theild eben in dem Gi 
nigung und im Aufmeflen differiren Fönne, theils an fich fchon eine 
andeute. 

Die Entſcheidung des Revifions⸗Kollegii ſei durch die Auslegun 
vorhandenen Geſetzgebung gerechtfertigt geweſen und nicht maaßgel 
neue, welche eben dem, gegen das bisherige Geſetz ſich überall gelte 
praktiſchen, fachverftändig erfannten Betürfnifie abhelfen felle. 

Sei Eontraftlich fo befenvdere Körnerart, oder fo befondere D: 
fchrieben, wie fie auf auftem Marfte nicht vorfomme, wie z. B. Sa 
oder Vordergetreide, dann falle fchen die Möglichkeit der Aufftellung 


P.z 1850, beit. die Abloſ. (86. 20. u. 27.) 877 


wum der I. Kammer trat tem ntrage der Rommiffion 
ogr. Ber. ber 1 K. pro 1833. Bd. 5. S. 2573— 2574.) 
unbefchränfte Yaflung des $. 26. ergiebt, Taf ver Abzug von 
wegen der geringeren Befchaffenheit des Zinsgetreides im 
m marftgängigen iu allen Fällen, mithin auch als» 
ven fol, wenn durch Urkunden oder gefeplich die Ver⸗ 
Lieferung marftgängigen Getreide feſtſteht. Daß dies 
es Geſetzes ift, gebt auch aus der oben mitgetheilten Entſte⸗ 
e der 66. 26. und 27. hervor, indem fomohl in den Kommiſ⸗ 
ei der Mlenarberatbung viejenigen Anträge abgelehnt wurden, 
usnahme von der Beflfegung des 6. 26. für den Ball begehr- 
Verpflichtung zur Lieferung marftgängtgen Getreides durch 
was Urkunden oder Zurch fpezielle geſetzliche Vorſchriften 


fälle Dagegen, wo kontraktlich oder durch andere Urkunden die 
onderer Körnerarten oder von fo befonderer Quali» 
mf dem Marfte nicht vorkommen, 3. B. Saamengetreive oder 
, borgefchrieben ift, wo alfo Marktpreiſe nicht aufge 
rden, findet, wie auch der Bericht ter I. Kammer fpeztel 
ht der F. 26., fontern der $. 27. Anwendung, und um dies fo» 
H ten Ball, wo an ten Berechtigten eine weit fchlechtere, als 
m Belde gewonnene Getreideforte, abzuliefern iſt, Elarzuftellen, 





I 8. waren zum $. 26. folgende Berbeff.:Anträge geftellt 
m Abgeordn. v. Betbmann-Hollweg u. Gen. (Drudf. Nr. 535. 


den Worten: „in Abzug“ einyufchalten: 

pr erpfichtung zur Lieferung marktgängigen Getreibes nicht urs 
eritteht.” 

um Abgeordn. Trieft (Dirndl. Nr. 544. ad 3.): 

26. hinter: „in Abzug” einzufcalten: 

2 das Recht zur Lieferung geringeren alse marftgängigeh Getreides 

lich feſtſteht, oder die Lieferung geringeren Getreides in jedem der 

zehn Jahre vor Anbringung der Provofation Rattgefunden hat.” 

endements wurden abgelehnt. (Stenogr. Ber. der I. K. Br. 5. 


ichtigfeit diefer Anficht ergiebt ſich übrigens nicht allein aus dem 
ven mitgetheilten) Kommilfiens: Berichte, fondern auch aus ben Bers 
der Blenarberatbung. Der Berichtserftatter in ver 11. K. (Abge⸗ 
n) erklärte fich fpeziell gegen die Verbeſſ. Anträge, welche bie 
n Rede ſtehenden Ausnahme bezwedten, indem ex insbefondere be: 


n Rede ſtehenden) Amendements flimmen darin überein, daß fle 
Abzug von 5 Prozent in dem alle nicht geflatten wollen,‘ wenn 
ferung von „matftgingigem” Getreide feſtſteht. Der Ausdruck 
ingig“ bezeichnet feine beftimmte Qualität. Marftgängig ift fchlechtes 
ve, marktgängig it gutes Getreide, und marftgängig if vie beſte 
yeforte. GE kann daher unter marftgängig auch die allerfchlechtefte 
&t verflanden werben; denn auch diefe wirb zu Marfte gebracht. 
3 Begründungen ver Amendementäfteller habe ich. nichts gefunden, 
ie Annahme befeitigen koͤnnte, daß auch ſchlechtes Getreide gu 
gebracht werden fünne.“ 

Ber. der II. K. Br. 3, S. 1432). 

b die Grörterungen des Abgeordn. Bauer (Stargardt) a. a. D. 
f von „marktgängigem- Getreive und tie Gründe, aus welchen in 
der Abzug von 9 Prozent gerechifertiget fei. . 


d. Abloſ. ber Reallaſten, den RL. a 


I Kommiſſlon der I. Kammer, wie deren Bericht ergiel 
fugung von Beifpielen im $. 27. vorgefihlagen, weldem 
Kammer venn auch entfprochen hat. 

1, Ueber die Ermittelung des Werthes von Körnerarten, 
Marktpreife aufgezeichnet find ($. 27.), ſprechen fih aus: 

a) Die GeneralsKommiffion zu Stendal in der I 
März 1851: 

Benn aud für Körnerarten, für welde feine Marktpreife verzei 

* Saamene, Mepgetreibe, Normalpreife feigeRell And, fo Tommen bad le} 
zur Anwendung, fondern zunädit — nad $. 29. — bie etwa fi 
zwanzig Jahren gerahlten Geldvergütungen. — 

N über bie Qualität im gegebenen Falle urlundlich etwas An 
als bei Feſtſtellung der Normalpreife — wurde, fo findet 
ir —— ſchiedorichterliche Verfahren ſatt. (Sprengel 
ße, ©. 8) 


b) Bulften: 

Ad 88. 27., 29., 30. wirb feitzuhalten fein, daß; wenn feine I 
ezeichnet worden, zunächſt ad $. 29. nad) dem Durdfchnitte der 
Betzäge bie Boffegung gefchen muf. Eind bife nit zu ermitte 
bie Normalpreije zur — —— Iſt aber urkundlich über bie 
Qualität etwas Anderes beitimmt, fo tritt ſchiederichterlicher Ausſpru 
übrigens arzunchmen fein, wofür allerdings bie Motive fprechen, 
unter Saamengetreide ſtets eine beffere Qualität, als das ma 
treide zu 6 ſei, fo wird, falls keine Marftpreife anfgezei 
Durchſchnittsbetraͤge des Bezahlten zu ermitteln find, fofort fcyledar 
ſcheidung eintreten müffen. (Wurliten, bie neuen Agrar-Gefehe, € 


Zu $. 28. 


1. Der $. 28. ift von den Kammern nah dem Vorſchl 
gier. Entw. ?) mit ter Modififation angenommen worden, ' 
1. deffelben die Worte: „zehn- oder mehrjährigen“ flatt 
„mehrjährigen“ gefegt und im Alin. 2. vie Worte: „ 
niederern als zehnjährigen Durchſchnitt der Getri 
eingefchaltet worden find, 

A. Die Kommiffion ver II. Kammer, welche nur bi 
der II. Kammer befcyloffenen, Abänderungen beantragte, motivi 
trag folgendermaaßen: 

Nach Inhalt des $. 28. ſoll, wenn nad einem mehrjährige 
der Getreibepreife alljährlich eine Geltrente abzuführen if, die 8 
jäßelichen Geldiwerthe nach demjenigen Geldbetrag erfolgen, welcher 
Anbringung der Provofatien zunächk verhergegangenen Bälligfeitet 
richten geivefen iſt. 

Dies grünbet fich auf bie, auch dem $. 24. zum Grunde Tiegen 
dag es zur Feſtſtellung einer gerechten @utfchäbigung nothiwendig 
Durchfchnittspreis einer langen Reihe von Jahren zu berüdfichtigen 
ficht if jedoch in der von der Regiernng vorgefchlagenen daffung de 
gewahrt, deun nach dem Ausprude „mehrjährigen“ würde au 
fehnittöpreis der leßten zwei oder drei Jahre vor Aubringung de 
wen darnac bie Gelbrente abgeführt werden mußte, den Geldwe 

Eine folbe Fefiſebung Reht mit den feither angenommenen P 
im Ginflange und ift mach ber vom Reg. Kommiſſarius ertheilten 
der Regierung auch nicht beabfichtigt werden, vielmehr hat diefe in 
des $. 28. vorzugsweife die nad) $. 73, der Gemeinh. Th. D. v. 


1) Bergl. die Motive des Regier. Entw. zu 88. 26—28., 


Gef. u. 2. März 1850, beit. die Ablöf. ıc, ($- 28.). 379 


67. der Dell. v. 19. Mai 1816 mit ben Getreibepreifen Reigende und 
Belbrenten berüdfichtigen wollen. 

AgrarsKomm. hält es hiernach für erforberlich und flellt den Antrag, im 
bes 6. 28. Ratt des Wortes: „mehrjührigen” zu feben „zehn⸗ oder 
hrigen“ nnd im Alin. 2. hinter den Worten: „muß dagegen eine folche 
ente“ einzufchalten: 

nach einem niedern als zehnjährigen Durhfchnitt der Bes 
treibepreife oder.“ 


Die KRommiffion der I. Rammer bat zum $. 28. nichts zu er» 
gefunden. 

Ueber den Begriff von: „rechtsverbindlich ſtipulirt“ im 
. des $. 8., vergl. das Erk. des Mevif. Kolleg. für Landes- 
»Sachen v. 4. Nov. 1851 (Zeitfchr. deſſelb. Br. 4. ©. 379 ff.) 

R. des Min. für Ianpwirtäfchaftl. Ang. v. 26. Febr. 1852 
). Br. 5. ©. 110). 

J. in den Erläut. zum $. 63. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 

Pr. 2. (f. unten.) 

Es entfteht die Frage: ob der 6. 28. auch auf folche Getreide⸗ 
Anwendung finvet, welche bei Gemeinheitts⸗Theilungen ($. 
Bem. Th. O. v. 7. Juni 1851) zur Außgleichung gegeben werten? 
erneinen: 
ie General-Komiff. zu Stendal in der Inſtrukt. v. 12. März, 
merkt: 


rwähnt der $. 28. nur der Getreiderenten, welche auf Grund ber bisher 
sefenen Regulirungss und Ablöfungs: &efege als Entihädigung für aufs 
Reallaften rechtsverbindlih ftipulirt find; es gehören beshalb hierher 
Betreiderenten, welche bei Gemeinheits⸗Theilungen ale Ausgleihung gege: 
m, wenn nicht bie Beftimmung des $. 54. Plab greift. (Spreng.l’e 
Hege, S. 8) 
Bulften, welcher ausführt, daß bei der beftimmten Hinweiſung des 
8* duch die Regulirungs- und Ablöſungs⸗Geſetze 
Beigenden und fallenden Getreide⸗Renten, trog der Aeußerung 
er. Rommiffarius in der Agrar» Kommifflon der II. K., daß die 
sg bie nach 6. 73. der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 feftzuftel- 
etreide⸗Renten babe berüdfichtigen wollen, ?) dennoch angenommen 
säffe, Daß diejenigen Getreide-Renten, welche bei Gemeinheits⸗Thei⸗ 
ss Außgleichung gegeben werden (cf. F. 60. der Gem. Tb. D. v. 
1821), den Beftimmungen des Ablöf. Geſetzes in der Regel nicht 
n, mit Ausnahme des Yalles des F. 54. (Wulſten, die neum 
iege, S. 48.) 
zen fpricht ſich Schuhmann (eg. Rath) zur Erläuterung des 
ı folgender Art auß: 
erfte Abſatz des 9. 28. bezieht fich vorzugsweiſe auf folche mit den Bes 
a fleigende und fallende Geldrenten, welde nadı den Beflimmungen 
57. der Dekl. v. 29. Mai 1816 und des $. 73. der Gem. Th. O. v 
821 berechnet worten find. 
zweite Abfaß des $. 28. hat dagegen folche Renten im Auge, welche 
befonderen Abfommen der Partheien beruhen. Bei diefen fann ber im 
ligfeitstermine vor ter Provofation zu zahlende Betrag nicht zum Anbalte 
ration der Rente dienen, weil berfelbe in dem Durchfehnitte einer zu 
Binzahl verfchiebener Breife beſteht. (Brlänt. zu dem Abldſ. Geſetze, 


. auch den folgenten Zuf. IV. 


ergl. ben Bericht der Kommiff. ber IL 8. zum $. 28., oben S. 378, 


gung nicht in Natur, fondern nad) dem jedesmaligen Marktpr— 
zefp. vergütet worden. Das Nevif. Kolleg. führt nun aus, d 
fchrift des F. 28. zwar nur für regeßmäßig feftgeftellte, in Ge 
Getreidepreifen zu vergütente Getreide-Renten gegeben fei unt 
die vorliegenten Betreive- Abgaben direkt feine Anwendung find 
$. 58. des Ablöf. Gef. ergebe Dennoch, daß bier der zweite ?2 
28. allertings zur Anwendung gebracht werden müſſe. Darau 
Rede ftehende Abkommen ver PVartheien fchriftlich errichtet we 
ed nicht aufommen, da ed nad) dem damals gültigen gemeine: 
ſchriftlichen Form dazu nicht beturft habe und jedenfalls ver 
Form durch die langjährige Präffription ergänzt werte (U. 2. 
628). Es fei daher ſowohl der Berechtigte befugt, flatt der Na 
fortdauernd die Gelvvergütung nach ten Martini« Marktpreifen 
als auch die Verpflichteten berechtiget, die Naturalleiftung zu 
Bei der Ablöfung liege mirbin nicht der in den 66. 19 — 26 
Gef. vorausgefegte Kal vor, indem feine feften Abgaben in $ 
Berechnung fommen; die bier fraglichen Abgaben gehörten nid 
den Titeln II. bis VI. angeführten; es müßten daher nach $.58. 
aus dem Geſetze gefucht werden, welche aumendbar erfcheinen 
faͤnden fich im zweiten Ubfage des $. 28., deffen Anwendharke 
zweifelhaft fei. Demgemäß fei aber au ter $. 26. ausgeſch 
her ſich nur auf die nady ven 66. 19 —25. zu ermitteluden B 
Baia des Reviſ. Kolleg. Br. 6. ©. 93. und Praͤj. Samml. def 
r. 


V. Das Alin. 1. des $. 28. beſtimmt, daß der Werth n 
gen Geldbetrage feflgefteli werten full, welcher an tem ter 
der Provofatiun zunächft vorbergegangenen Bälligkeitd » Termin: 
ten war. 

Es fragt fih, welcher Tag in den Fällen maaßgebend iſt, vor 
fhwebenden Verfahren Getreide⸗Renten rechtsverbindlich feftgel 
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Zu 8. 29-31. 


. 29— 31. Tauteten in den Regier. Entw. ') abweichend 
zen Faſſung dahin: 


Ind für fehle, nicht in Körnern beftebende NaturalsAbgaben, welche 
hren, während ber legten zehn Jahre, für bie in längeren Perio⸗ 
aden aber während der legten zwanzig Jahre vor Verkündung dee 
ft. 1848, ober vor Anbringung der Provcfation, Geltvergütungen 
ch bezahlt und angenommen worden, fo find diefe Vergütungen 
innerhalb der gedachten Zeiträume gewechfelt haben, der Durchs 
hlten Beträge der Fefftellung des Geldwerths diefer Abgaben zum 
1 


mn der jährliche Geldwerth folcher NaturalsAbgaben nach ben Bes 
6. 29. nicht ermittelt werden, fo fommen Rormalpreife ($$. 67. 
nbung, bei deren Fefftellung auf die Preife in den lebten zwanzig 
chtigen, und in Anfehung folcher Gegenflände, beren Dnalilät eine 
fan, von der Vorausfegung auszugehen ift, daß die Abgabe in 
Analität zu entrichten fei. 

‚ einem gegebenen Falle über die zu entrichtende Qualität urkund⸗ 
eres beilimmt, fo find tie fefgeftellten Normalpreife dabei nicht 
: Iegen, vielmehr muß alsdann die Abgabe befonders abgefchäßt 


f Abgaben in Wein finden tie Beflimmungen des $. 30. Feine 
ver jährliche Geldwerth folcher Abgabeu muß vielmehr, wenn die 
. 29. nicht Plab greift, durch fachverftändiges Gutachten beffimmt, 
r den Ort des Erzeugniffes, fowie auf ben Preis in den lebten 
vor Anbringung der Provofation Nüdficht genommen werben. 


ve Cu 66. 30. u. 31.)2) Sprechen ſich dahin aus: 


)o . 

mung des $. 30., daß bei Feftftellung von Normalpreifen für 
a ſolcher Gegenftände, tie eine verfchiedene Qualität haben koͤn⸗ 
Borausfepung anszugehen fei, daß die Abgaben in ber geringeren 
richten, entipricht zwar nicht den bisherigen gefeglichen Borfchrifs 
der MWirflichfeit. Sie ift daher durdı den allgemeinen, im gegen- 
Entwurf überall durchgeführten Grundſatz, daß bei der Entichäs 
es irgend möglich, der faftifche Zuftand zur Zelt ber Ablöfung 
ſoll, gerechtfertigt. 


. 31. 


iſt aus der Mblöf. Ordn. v. 4. Zuli 1840 8. 39. für die ehemals 
ndestheile übernenmen. Die darin enthaltene Beflimmung ers 
ortigen Laudestheile entbehrlich. 


-ommiffion der II. Kammer beantragte die unverän- 
ie der 68. 29— 31. in der Faſſung Ted Megier. Entw., 
yaltung ter Worte: „in ver Hegel“ im $. 30. 


erläufige) &. v. 19. Nov. 1849, betr. die Feftftellung ber bei Ab⸗ 
Haften zu beachtenden Normalpreife und Nermal: Marfterte (©. 
‚13), enthielt an Stelle der 88. 29 — 31. des Abtöf. Gef. v. 2. 
folgende Beflimmung (im $. 4. Litt. C.): 

te nicht in Körnern beftehende Natural: Abgaben, welche jährlidy 
ehren, jedoch mit Ausſchluß der Abgaben an Wein, werben gleiche 
ormälpreife in Anwendung gebracht. Bei Feſtſtellung berfelben if 
Regel auf die Preife in ven legten zwanzig Jahren zu rüdfichtigen, 
Anſehung folcher Segenftände, deren Qualität eine verfchiedene 
an, von ber Borausfegung auszugehen, daß die Abgabe in der 
ren Qualität zu entrichten Sei.“ BE 
‚29. enthält der Gntw. Feine Motive, 


— 
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fenbar gelegen, im $. SO. zu beflimmen, daß die Normalpreife zwar im 
wen mach den Preifen der dee jenheit feftgefeßt werden und babei ber 


der legten 20 Jahre die Regel bilden foll, daß indeſſen von tiefer Regel 
und mithin entweder ein längerer ober auch ein Fürgerer Beitraum 
Hgt werben darf, wenn befondere und außergewöhnliche Umfände die 
mg gerade eines 20jäbrigen Zeitraumes nicht für angemefien erſcheinen 
Die Ablöfung von Reallafen nadı ein für allemal beflinnmten, von 10 zu 
ren zu tevibirenden Normalpreifen iſt zuerſt in der Ablöf. D. für bie ches 


jeftphälifchen sc. Sandestheife v. 13. Juni 1829 vorgefchrieben morben. 
Berfchrift hatte fich in ben erwähnten Landestheilen als fehr zwedmäßig 
et, md if biefelbe daher nicht nur in die Mblöf. Orbn. für das Herzogthum 
em und für die? vormals Naſſauiſchen Landestheile x. v. 18. Juni und 

4 Zuli 1840, fondern and in das ReallaftensAblöfungsgef. v. 2. Mär; 
mommen worden, Die Ablöf. D. v. 13. Juli 1829 und v. 18. Jun 
Buli 1840 beftimmten ſchlechthin, daß die Normalpreife für fefte, nicht in 
beftchende Natural: Abgaben nach deren 14jährigen Durchfchnittspreifen, 

it mg ber beiden thenerhen und ber beiden wohlfeilten Jahre ers 
md für die mächften 10 Jahre als gültig feſtgeſtellt werben follten. (MbLf. 
'®. 13. Iuli 1829 $. 54, v. 18. Juni 1840 8. 55., v. 4. Jull 1840 


ch im dem Reg. Entw. des Geſ. v. 2. März 1850 waren bie Worte „in 
® im $. 30. nicht entgaften, vielmehr wurben diefelben erft von ber 
um. der II. X. bei der Umarbeitung tes Befehes, betr. die Feſtſlellung 
df. der Reallaften zu beachtenden Mormalpreife und NormalsRarktorte, 
Daß aber auch bei dieſer Abänderung nicht die Abficht obgemaltet 
den Ausnahmefällen, ſtatt der 20jährigen Durchſchnittopreiſe die Breife 
mmart eintreten zu laflen, ergiebt fih daraus, daß bie II. K. das von 
ögeorbiieien eingebrachte Amendement verworfen Hat, weiches vorſchlug. 
(reife für feſte, nicht in Körnern befiehende Naturalabgaben nach 
em Werthe verfelben feßgefellt werden follten (Renogt. Ber. ber 
Bd. I. ©. 45 und 248 — 271), — fowie aus dem Umflande, daß 
der feftgeftellten Normalpreife von 10 zu 10 Jahren erfolgen 
Gef. v. 2. März 1850). (Beitfche. des Rev. Kolleg, Bo. 
=. Pröj. Samml. defielb. &. 52, Nr. 36.). 
Der Normalpreis für Salz (in coner. 12 Thlr.) beflimmt auch da 
einer Salzabgabe, wo ber Verpflichtete felber Salz fabrigirt und 
ihm gewonnene Galz für einen geringeren Preis (in coner. 
) an ven berechtigten Fiskus abliefern muß. 
nt von dem Nevif. Kolleg. für Landes⸗Kutur⸗Sachen uns 
DE. 1852. (Rrij. Eamml. deffelb. ©. 45. Nr. 15.) 
er $. 30. ergiebt, daß die Vorfchriften tes A. 2.9. Th. I. Zit. 
und Th. I. zit 18. 8.751. bei Ablöfungen nicht mehr zur An⸗ 
fommen. ) 


















Zu 99. 32—35. 


Der $. 32. Inutete im Regier. Entw., abweichend von feiner ger 
jaffung, dahin; 

ber Bercchtigte in jebem der lehten zehn Jahre vor Verkündung des Ger 
59. Dft. 1848, oder vor Anbringung der Brovofation, für ben Natural: 


fe SS. lauten dahin: 
=. L zit. 5.: IR eine bloß nach ihrer allgemeinen Gattung bezeich⸗ 
ieie Sache (genus) verfprochen worden, fo muß eine Sache von mittlerer 
ext umb Güte gewährt werben. 
2. zh. I. Tit. 18.: Der auf Maturafien fegefepte Zins muß jederzeu in 
ei —53— Sorte von Fruchten, melde auf dem Bute gewonnen werben, 


worden. 


A. Dem Regier. Entw. find zu den 66. 32—35. Ei 
beigefügt, fontern es wird nur bemerkt, daß die SG. 34. und 
Abldf. Orbnungen 9. 18. Juni 1840 und 4. Juli 1840 
worden. 

B. Die Kommiffion ter TI. Kammer beantragte nur 

a) im $. 32. an Stelle ver Worte: „in jedem“ zu fe 
rend,” 

b) im 6. 33. das Wort: „Örundfteuer-Katafter” ei 

Der Bericht der Kommiffion motivirt Diefe Anträge da 


Die in den SS. 32 — 35. vorgefchlagenen Beflimmungen ent6 
men für tie Ablöfung des Naturalfruchtzehnten und find unter glei 
dehuung des in den 88. 9. und 29. enthaltenen Prinzips aus ten | 
Ablöfungegefepen übernommen werben. 

Gin Beduͤrfniß zur Abänderung iſt hier nicht vorhanden und d 
hat daher den vergefchlagenen Beſtimmungen auch nur ihre Zuf 
fönnen. 

Bon einem Mitgliede ift der Antrag gemacht ' werben, biele 

nicht auf ten Naturalfruchtzehnten zu befchränfen, fentern gleich 
Fleiſch- und Blutzehnten aus;ubehnen und zu diefem Behufe in t 
und im $. 32. flatt des Wortes: „Natural frucht zehnten“ ıu legen 
ehnten“, ta auch in ten feither gültigen Ablofungsgefegen b+ 
Saturalgehten, nach gleichen Orundfägen zur Aufhebung gefenmen 
88. 32. und 33. auch für ten Kleifchs und Blutzehnten ausreicher 
normen enthielten. Die Majerität der Agrar-Kom. bat es jedoch fü 
gehalten, tie im Tit. VIIL enthaltenen Feſtſetzungen für die Abldfn 
und Bintzehnten zur Anwendung bringen zu laffen, und deshalb 
veriverfen. 

Die Faſſung des $. 32., wonach der in jedem der letzten 
bezogene Bachtzins die nächte Nerm für tie Aklöfung fein foll, 
Fafſſung ter auf gleichen Prinzipien berufenden $$. 9. und 29. in 
in den iestern ftatt der Worte: „in jedem” das Wort: „währe 
worden it. 
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8 Gefehes ?) (anf den Berbefjer.» Antrag des Abgeordn. v. Görtz 
No. 383. ad 1.]) befchloffen, ten $. 32., wegen feine Zufammen- 
eit rem 9., an die Agrar-Rommifflon zur anderweitigen Baf- 
ruͤckzuweiſen, worauf tiefe tie gegenwärtige Faffung des $. 32. 
g brachte (Drudf. No. 342.), in welcher derfelbe die Zuftimmung 
fammer erhielt. 2) (Stenogr. Ber. ber IL K. pro 1848. Bd. 3. ©. 
4 u. 1532.) 

5.483 — 35. wurden ohne Diskuſſion nach den Borfchlägen der 
fion angenommen. (a. a. D., ©. 1434.) 

die Kommiffion der I. Kammer beantragte die Annahme der 
33. und 34. nad den Befchlüffen der II. Kammer; in Betreff des 
jegen trug fle dahin an, demfelben feine gegenwärtige Baffung 


Zericht dr Kommiſſion motivirt dies in folgender Art: 


ı 6. 32. wurde von einem Mitgliede, mit Hinweiſung auf bie korreſpon⸗ 
5. 9. und 29., darauf aufmerffan gemacht, bag im $. 32. nicht, wie 
iner, in ber Zwifchenzeit vom Tage der Provokation und dem der Bers 
8 Gef. v. 9. Oft. 1848 an Rattgefundenen Umfchaffung, fondern ur 
Zerändberung der Leiftung tie Rede fet, Eonfequent aber die in $. 9. und 
ebte Faſſung auch Hier eintreten müſſe. 
om. war aber in ihrer Mehrheit der Anficht, daß fidh die verfchiebene 
Akommen durch die Berfchievenheit des Verhältniſſes rechtfertige. 
et ame ein Wechfel zwifchen ber Naturals und Belbleilung, bei den . 
sten aber, wie auch $. 32. befage, eine mehrfache Beränderung im 
seitens des unmittelbar Berechtigten, entweder durch Verpachtung oder 
{tung mittelſt baaren Geldes oder eines beflimmten Getreidebetrages 
das Geſetz habe daher nur dafür zu forgen gehabt, daß ein in jener 
wieber eingeführter Naturalbezug dem Verpfiihieten nicht nachtheilig 
F 


fenderer Berbefjerunges Antrag iſt nicht geftelt, und die Kom. beans 
Münderte Annahme des $. 32. 


1! 


Verl. Ye Erläut. sub 1.B. zum $. 9. des Ablöf. Gef. (f. oben S. 354 —356). 
kon dem Abgeordn. Lancelle und Gen. war zum $. 32. folgender Ver⸗ 
frag eingebracht worden: \ 
ter den Worten des 8. 32. „vor Anbringung der Provofation, 
nafchalten: „unmittelbar mn dem Zehntpflidhtigen.” 
dotive. 

ur wenn unmittelbar zwiſchen dem Berechtigten und dem Verpflichteten 
8 anſtatt des Naturalzehnts zu präſtirende Geld: oder Getreidequantum 
—* worden, kann ſolches als den Jahreswerth des Zehnts wirklich 

ellend betrachtet werden. auch wird dieſenfalls durch deſſen Adoption 
m Maaßſtab für tie Ablöfung das Verfahren erheblich vereinfacht und 
gefürzt, indem alsdaun alle Zehntwerth»Ermittelungen ceſſiren.“ 
„Bo aber das Präftandum nicht direkt zwifchen dem Berechtigten und 
m Berpflichteten feftgeftellt worden, oder wo eine ganze Zebniflur in 
auſch und Bogen an Dritte verpachtet war, welche dann wieder den 
ehut tiheils in Natura einziehen, theils fich mit den Berpflichteten be> 
nders abfinden, kann ver Bachtertrag nicht ale Zehntjahreswerth erkannt 
erden, auch würde die Repartition des Pachtzinfes auf jedes einzelne 
bntpflichtige Grundſtück, befonders dort, wo nicht jede Bruchtart den 
ehnten abgiebt, zu unabfehkaren Schwierigfeiten führen, das Ablöfeger 
yaft auch, Ratt vereinfacht, fehr erfchwert werden, indem dann der rs 
ittelung der einzelnen zcehntpflichtigen Aecker und deren Bonitirung noch 
e binzufommen würden: „wie viel zchntpflichtiges Korn der einzelne 
rhutpflichtige in den legten 10 Jahren wirklich gezogen.“ 
e Antrag gelangte indeß nicht zur Disfuffton und Abflimmung, indem 
nügend unterftüßt wurde. (Stenogr. Ber. der II. K, Bd. 3, S: 1831 


Unr-Befegg. 3b, I. 25 


d) Zu $. 35. Mit dem Prinzipe if die Kom. einverſtand 
allgemeinen Grundſatze des Geſetzes, daß ver Berechtigte nur nach 
Vortheile entfchädigt werten foll, den er bisher von feinem Bed 
ift der zweite Satz diefed $. bereits in ben Ablöfungsgefeben v. 
und 4. Juli 1840 enthalten. @s if} letiglich eine Konfeguenz ' 
gefommenen erften Sapes, welcher zugleich auf die Befeitigun 
Streitigkeiten und neu beginnender Anfprühe Bedacht nimmt. 

Um diefe Abficht aber noch klarer zu flellen, Hat die Kcm. ke 
zweiten Zeile des erſten Sages flatt: „der Zehent“ zu fagen: „ 
und im zweiten Saße zwifchen die Worte: „ſchließt“ und „an 
„daher” einzufchieben. ’ 

«of Mit diefen Abänderungen beantragt fie die Annahme bes g. 
affung: 

Bon dem Tage ab, an welchem das gegenwärtige Geſet 

faun von Ländereien, von welchen ein Zehent noch nicht I 

derfelbe nicht gefordert werben. Die Ablöfung des Zehent 

gabe der Beflimmungen diefes Titels fchließt daher auch 
des Zehenten vom Neuland (Neubruchzebent, Rottzehent) 
kann dafür nicht noch eine befondere Abfindung verlangt we 

Diefem Antrage trat dad Plenum der I. Kammer of 
hei. (Stenogr. Ber. der I. 8. pro 1843. Bd. 5. S. 2575.) 

D. Die IM. Kammer bat fich fchlieglich (auf den Antre 
miffton) ohne weitere Diskuffton mit der hiernach von Der 
befchloffenen Abänderung des $. 35. einverflanten erflärt. | 
der II. 8. pro ie Bd. 5. ©. 2755 ff.) 

II. Auf die Sleifch- und Blutzehnten finden die V 
69. 32 — 35. keine Anwendung, fondern die Beftfegungen für 
fung find im Tit. VIII. des Geſetzes enthalten. 

. Iſt ver Behnt» Berechtigte nad) $. 32. verpflichtet, 
Falle, wenn die Zehnt» Berechtigung feit länger ale 10 Jal 
Brocken an dritte Perfonen, nicht an die zehntpflichtigen 
verpachtet gemefen ift, bei ter Berechnung des Zehntmwerthes 
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N man das Wort: „Bachizine”, wie es in $. 32. bingeflellt if, iſolirt 
dar daramter ein jeder Pachtzins verflanden werben, „gleichgültig, ob ders 
u bem zehntpflichtigen Srunbbefiger oder von einem Dritten bezogen wors 
Se Zuſammenhange mit den übrigen Worten des Geſetzes gelangt mon 
Keiner anderen Auffaflung jene® Austrudes. Das Weich fagt ausdrück⸗ 
wenn zwifchen der Berfüntigung des Gef. v. 9. Dft. 1848 und ber Aus 
der Brovofation der Natural: Kructzehnt wieder erhoben 
iR, wicht. der Pachtzins der legten 10 Jahre vor der Provofation, Tony 
Sachtzins der lezten 10 Jahre yor Berfünbigung des Gef. v. 9. DE, 
Jahreswerth des Zehntrechts bilden foll. — Demnach geht das Bel. im 
embar von der Borausfegung aus, dag der Natural⸗Fruchtzehnt während 
rigen Zeitraumes überhaupt nicht erhoben, fonbern für denfelben im 
bezogen fein fol Diele Berausfegung trifft nicht zu, wenn ber Natu⸗ 
an einen Dritten verpachtet und non biefem in Natur bezogen worben 
a Hieraus ergiebt fich, baf ber Geſeßgeber unter:. „Pachtzing“ nicht 
eu Pachtzins verftanden haben kann, welden ber Behniberechtigte von 
ten für die Zehntberechtigung bezogen hat, ſondern daß derſelbe nur 
tzins im Auge gehabt. hat, welcher von dem Zehnipflichtigen felb ges 
en if. Denn nur in diefem Kalle wurde der Raturals Zehut nicht bes 
vex zehntpflichtige Bruntbefiger als Cigenthümer nicht nöthig hatte, bie 
ig vorzunehmen. — Wenn Hiergegen erinnert wird, daß bie Verpach⸗ 
Natural⸗Zehnten an den zchntpflichtigen Ornnbbefiger ſelbſt rechtlich 
fei, weil ter Cigenthuͤmer nicht Pächter feiner eigenen Sache fein lönne, 
enn er das von feinem Gigentbume losgetrennte Nupungerccht, wenn 
ritweiſe, wiebererlange, eine Konfuflon von felbft eintrete, und dadurch 
echt auf fo lange erlöfche, fo überficht man, daß eine Bereiniguug ber 
Glänbigers und Schuldners nur eine Folge des Pachtvertrages, nicht 
Iegenftand des Vertrages felbft if. Diefe Bereinigung kann durch jeben 
», alfo auch durch Pachtung des an der eigenen Sache eingm Dritten 
ı Rasgungsrechtes, herbeigeführt werben. Das Zehntrecht ift Feine Ger 
L dafielbe nicht nothwendig einem Grundflüde zuguftehen braucht. Es 
srecht an einer fremden Sade und fowie der Pächter eines Grund⸗ 
Ainwilligung des Bigenthümers fein Pachteecht verafterpachten kann, 
ter dem Wfterverpächter gegenüber als Pächter anzuſchen if, 

Da ame der Zehnt> Berechtigte fein Zehntrecht einem Dritten pachtweiſe 
Rn dieſer Dritte kann auch der Eigenthümer ber belaftsten Sache fein. 
„am der nächte unzweifelhafte Grund des Geſ. macht es deutlich, daß 
geber dem Ausdrucke: „Pachtzins“ Keinen anderen Sinn beigelegt bat. 
58 ſch ans ven Motiven der Staats Regierung zum $. 9. des Gef. "), 
Grnndfägen beide Kammern fich fowohl in ihren Kommiff.» Berichten, 
e Plenar-Berathung einverflanden erklärt haben. Danach gingen bie 
ven Faktoren offenbar von der Vorausſetzung aus, daß derjenige Werth 
zug der gerechtefte fein müfle, welchen der Berechtigte und der Ders 
Abſt übereinffimmend, fei es ansprüdlich ober fHillfehweigend 
Hungen der Leiſtung beigelegt. hatten, und daß wenn in diefer Weile 
der legten 10 Jahre Seitens der unmittelbar Betheiligten die felbfibes 
mwwertbung ber resp. Reifung erfolgt war, einem folchen thatſäch⸗ 
nbdenen VBerhältniffe für das AbldiungssBerfaheen die Wirfung 
perden müſſe, daß hierdurch der wahre Werth der Leiflung übereinflims 
den Betbeiligten anerfannt worden fei, und biefer mithin auch gefeglich 
sechnung der Abfindung zum Grunde gelegt werden koͤnne. Gin folches 
nendes, ansbrücliches oder ſtillſchweigendes Anerkenntniß der unmittels 
Ablöſung Betheiligten über ven Werth einer Zehnt:Berechtigung kann 
gebacht werden, wenn bie Berpachtung des Zehnten an einen tten 
n und ber Zehntpflicktige nach wie vor die Hebung bes Naturalgehnten 
t. Die entgegengefegte Anficht würde aber auch gegen den allgemeinen 





8 Urtel führt bier den Abſatz 1. und ben erfien Satz bes Abfak 2. der 
Regier. Ent. zum $. 9. des Ablöf. Gef. cf. oben ©. 353) wörts 
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mung nicht bewe wach 
a, als für dem’ ichtefen die | 8 
e# faffen fich werfchiedene Gründe J 
inem veſonders nietrigen Pachttinfe, welcher 
ven, begnügt bat; ebene if aber auch der wden 
r ang beſonderen Gründen ſich zur Zahlung morm hi 

= u Bat Deshalb if der Zeh ıt-Berrchtigte in tem in 
Sefugt, die Brmittelung bes Jahre swerthes der Zei dig 
mungen der $$. 33. f. zu verlangen. (Acta des Mevif. 

kam. 9). Ne 7). 

IV. Die abweichende Beftimmung im $. 83. daß hier, foniel 
58., bei eventueller Grmittelung des Werthes gewerblicher ꝛc. 
Sadverftännige flatt Schiedsrichter zugezogen werden follen, 
WBulften bemerkt und wie auch der Bericht der Kommiffion ver 
mer zum $. 33,2) beftätiget, ihren Grund nur darin, daß oft 
tige Berechnungen zuvor angelegt werden müffen, und eine twieberh 
fältige Prüfung durch andere Sadverjtindige in zweiter Inſtanz 
lich erhalten werben follen. (Wuliten, bie neuen Agrar-Gefege, & 


Bu st. 36—49, 
(Bon Befigveränderungs: Abgaben.) 
Vorbemerkung. 


1. Der Tit VI. Abſchn. II. des Gefehes (Sk. 36—49,) 6 
den Befigveränderungs- Abgaben. 

Diefe kommen befanntlich unter den verfchiedenartigften Be 
als Laudemien, Lehnwaare, Antrittsgelder, Gewin 
Handgeld, Weinfauf, Yeibgewinn, Mablpfennig. u. |. 

Das Allgem. Land-Recht enthält tarüber feine weiteren 
mungen, als diejenigen, welche fid) auf das Yaudemium (X 
bei Erbzinsgütern 2) (A. L. R. J. 15. $$. 714 — 746) um 


1) Bergl. oben ©. 386. 

2) In Betreff der Lehnwaare bei Erbpachtgütern beflimmt nur ! 
WERT 21: 

„Dagegen iſt der neue Erbpächter zur Grlegung einer in dem 

mlicyen Kontrakte nicht werbetungenen Tehuwaare nicht verpfich 


\ 
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ı (66. 816. a. a. DO.) beziehen, und die Beflimmung im 6. 116. 
zit 17. (bei der Lehre von der Gerichtsbarkeit), daß Raus 
gewöhnlich zu ten Nutungen der Civilgerichtöbarfeit gehören. Die 
Auele für dieſe Nechtömaterie bilden fomit die provinzialrecht⸗ 
Grundſaͤtze. 

Vorſchriften, welche das U. L. R. über vie Laudemien enthält, 
ſich, wie bemerkt, zunächft auf die »Erbzinsgüter“; dagegen hat 
nerkannt, Daß nach Deutſchem Rechte anders, als nach dem. R5- 
auch ohne getheiltes Eigenthum, eine Laudemialpflicht be⸗ 
ein fann. ') Denn nachdem daſſelbe in Thl. J. Tit. 18. 66. 813. 
son ſolchen Zinsgütern geſprochen, welche zu vollem Eigenthume 
erden, auf denen aber ein auferlegter Zins (census constitutivus) 
Timmt ed in den 66. 815. und 816. ebenvaf., 

6 ein Zins, ven ſich der zindberechtigte Gutsherr urfprünglich, bei 
erleihung des vollen Eigenthums am Bauergute, vorbehalten 
be (ceusus reservalivus) mit dem Erbzinfe von einem Erbzins⸗ 
te in der Regel gleiche Rechte habe, 


8 von einem ſolchen Zindgute dad Laudemium ebenfo wie von 
indgute entrichtet werden müſſe. 

Srundfäge, welche das A. &. R. in Th. 1. Zit. 18. SG. 714 — 
2andemien aufftellt, find folgente: 


der neue Erwerber, fei er ein Käufer oder nur Erbpächter des nutz⸗ 
enthums, ift verpflichtet, ſolches dem Obereigenthümer F entrichten 
715.). 2) In welchen Faͤllen dieſe Abgabe zu entrichten iſt, beſtimmt 


Eder ber Name: „emphyteusis“, noch der Name: „Erbzinsgut”, ober: 
Zinsgut“, noch die Pflicht zur Inveſtitur und deren Grneuerung bes 
a getheiltes Bigenthum, und es kommt die Laudemialpflicht bei fehr vielen 
era wor, die zu vollem Eigenthum befeflen werben; felbit die nach allges 
wcht ter Roͤmiſchen emphyteusis inmwohnende lex meliorationis fommt 
hen Zinsgütern ver, ohne daß jie Emphyteuſen find. (Vergl. Kind quaest. 
H. cap. 1. p. 1. ff.). 
) Tas Ob. Trib. hat angenommen: &) Gemeinrechtlich findet die Lau⸗ 
bt als geſetzliche Regel nur bei Römifchen Emphyteuſen flatt; in allen 
Rechtöverbältniffen muß fie befondere nachgewiefen werben. 6) Das 
iſche Merfmal eines Srhzinsverhältnifies nach dem A. L. R. ift getheiltes 
ı. Iſt dieſes nicht dargethau, fo Fann ein Grhzinsverhäftnig nicht an: 
werten, weun auch tie erfte Verleihung des Grundſtücks von einer 
ommune ober andırn meralifchen Perfon gefchehen, und das Grundflüd 
Erwerber als ein noch nicht in Kultur gefeßles Land, unter der Bes 
daffelke in Kultur zu fegen und dafür eine gewiſſe ein für allemal be; 
hgabe au entrichten, eingeräumt worden it. 7) Bei bloßen Zinsgütern, 
m Erfcheinen des A. X. R. mit Vorbehalt eines Zinfes verliehen worden, 
yie Laudemialpflicht aus $. 816. A. L. R. I. 18. nicht Herleiten, wenn 
raftsbeftimmungen vorliegen, welche nach den zur Zeit der Verleihung 
efenen Geſetzen tie Laudemialpflicht nicht begründen. 

des Ob. Trib. v. 5. Jan. 1546, Entſch. Bd. 13., ©. 215 ff.). 
un Echlefien find nach ven Grundfägen der sanctio pragmalica v. 10. 
3 und tes Er. v. 13. Juni 1744 Ehegatten, wenn fie in Grbfällen 
zum Beige von Bauergütern gelangen, ohne Rückſicht darauf, ob fie in 
infchaft gelebt haben, von der Entrichtung ber Lehnwaare befreiet. 
Db. Trib. v. 20. Oft. 1847, Praͤj. Nr. 1937., Entſch. Bd. 16. ©. 351). 
Borichriften der sanctio pragmatica v. 10. April 1693 und des Ed. v. 
1744, betr. die Befreiung der Defcendenten nnd refp. der Wittwen von 
der großen Kanzleitare bei Gutserwerbungen, find für allgemeine Schle 
‚inzialgefege zu achten, welche an und für fi, und abgeiehen won Awo 
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w ihnen das Gui ſchon unter Lebendigen abgetreten wird (Guts⸗ 
o (. 17) 2). Diejenigen, welche veruzdge eines Gefches, 
tages oder einer legwilligen Verordnung das But mit einem 
——— beſeſſen haben, entrichten, wenn ihnen nach deſſen 

Heinige Bellg di fällt, das Laudemium vollftändig, info 


it fhon bei Srlangung des Mitbefiges für ihren Antheil be 
ı. ($. 718.) 
erben kann. Gin oder Vergleich, welcher nur bie Laudemial⸗ 


3 gemeinen, ober in Beziehung auf bie zu zahlenden Beträge zes 

eeignet, bie —— ku Kerl as eautchfießen, (Sf. des 
dr 1845, Entfb. Do. 25 8). 

m I Urbarien, die vor —8 ben * ©. R. unter der Serrichaft 

ı Rerbtes errichtet worden, bei Kanfverträgen die Freiheit bes Defcens 

ber Landemialpflicht ausgefchloffen iſt, fo find Grwerbungen bes 

Seitens eines miterbenden Defcendenten im Wege ber tbeilung 

ilpflicht wicht unterworfen. (Erf. des Ob. Trib. v. 11. Mai 1852, 

Arch. Bd. 5. ©. 256), 

Plenarbeſchl. des Ob. Trib. v. 10. Jan. 1842 Rellt den Grund⸗ 


Defcendenten, welchen das Grbzinsgut unter Lebendigen abgetreten 
von ber Entrichtung ber Lehnwaare befreit find, bie Mbtreiuug mag 
der obne au nahme auf das Fanftige © ürbrecht erfolgt fein. (J. 
3 1842, ©. 155, Entſch. Br. 7. ©. 

auch das hierauf gegründete Erf. des Ob. Trib. v. 14. San. 1842 
ufchr. 1842, ©. 221, Koch's Schleſ. Ar. Bo. 5. ©. 27). 

ie hierburch eutfchiebene Kontroverfe vergl. das Gchreiben des 
‚16. Dec. 1823 und das R. veflelb. v. 25. Der. 1823 (Jahrb. Br. 
‚ &xäf Br. 5. ©. 118), das Erf. des D.82. ©. zu Breslan v. 
ELRKRoch’s Schleſ. Arh. Br. 1. ©. 53-59, das Erf. des DB. 
Rov. 1840 (Koch's Schlef. Ar. Br. 4. ©. 259), und Koch a..a. 
B 39—43, tesgl. Möller in der Zur. Borhenfch. 1842, ©. 655, 
mann's Syfiem (2. Ausg.) Bd. 4. S. 144; ferner das Erf. des 

9. 10. März 1845 (Entfeheid. 3. 10. ©. 431 ff.). 

Schlefiſchem ProvinzialsRechte iſt der uͤberlebende Ehegatte, der mit 
enen in Guͤtergemeinſchaft agent hat, zur Zahlung der Lehnwaare 
sbtet, wenn er ein zur G. G. gehoͤriges Grundſtück zum alleinigen 
‚bernimmt. 

nmen von dem Ob. Trib. duch das Bräj. v. 19. Dec. 1840 (Mr. 
aden mit dem Bräj. v. 22. Oft. 1850 (Nr. 2257., Entſch. Bd. 20. 
Jergl. mo den Bericht des Ob. Trib. v. 24. Aug. 1840 (Jahrb. Bd. 
u. J. M. Bl. 1840, ©. 370), desgl. die Abhandl. von Möller in 
chenfchr. 1842, ©. 657662, u. Boruemann’s Eyſtem (2. Ausg.) 


46. 
Anficht wird ausgeführt in den Erf. des II. Sen. de O. L. G.3 
8. Nov. 1836 (Koch's Schlef. Arch. Vd. 1. S. 93-96), v. 8. Ge. 
Gebr. 1836 (a. a. D. Bd. 2. ©. 28— 31), desgl. (gegen bie Anficht 
zu Ratibor in deſſen Erf. v. 21. ‚gen. 1842) von dem Ob. Trib. 
v. 24. Behr. 1843 (a. a. O. Br. 5. ©. 43-58). 
ge: ob auch bei der fogen. ineigentlichen Gütergemeinfchaft, die 
Tode des einen Ehegatten wirffam wird, der überlebenne Ehegatte; 
dge diefer Wirkungen ein dem Berftorbenen gehörig gewelenes Orund⸗ 
von der Sntrichtung des Laudemiums befreit feit if verneint m- 
D.%. ©. au Breslau v. 5. Oft. 1843 u. v. 2. Febr. 1844 (Sur. 
1844, ©. 350). Bergl. dazu bie Bemerfungen von Kuhne, a. e. 
legtere Frage ift indeß, mit Rückſicht auf das G. v. 11. Jali 1845 
bung ber im Herzogthun Schlefien und der Grafichaft Glaß geltenden 
‚echte über die ehelichen Güterverbäftniffe und bie gefeßliche Grbfolge 
„S. 471) nur nody von bebingtem Interefle. 
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ung ded Gutes von dem Erbzinsherrn nicht erhalten hat 1), oder 
106 itgend einem anderen befonderen Mechtögrunde zu deſſen Zurüd- 
4 bei dem Gute beſonders verpflichtet if. ($. 721.). 

) Dagegen muß, wenn ber Erbzinsmann ohne Eimwilligung des Ober- 
himerd das But mit einer jährlichen Abgabe oder Grundgerechtigkeit 
band alfo den Kaufwerth deſſelben vermindert hat, der Kapitalswerth 
folhen Laſt dem Kaufpreife bei Beſtimmung des Laudemii zum 
des Erbzinsherrn, beigerechnet werden. ($ 722.). 

Uebernimmt der neue Erbzinsgmann die .auf dem Gute haftenden 


gl. auch über tiefe bis dahin flreitig gewelene Frage: bie Erk. in Koch's 
Arch. Br. 1. S. 423—477, in v. Kamptz Jahrb. Bd. 1. ©. 115—128, 
ralbl. für Preuß. Sur. 1838, ©. 439 ff., 469 ff., 512 ff., ımd in den 
len des Ob. Trib. Br. 3. ©. 239 Mr. 119., desgl. die Abhandf. von 
n der ur. Wochenſchr. 1814, ©. 41 ff.). 
Rach Weſtpreuß. Brov. Rechte ift nicht bloß vom Grund und Boden, 
ruch von den daranf befindlichen Gebaͤuden das Laudeminm zu entrichten. 
: Juſtiz⸗Deput. u Marienwerder v. 5. Okt. 1838, im Gentralbl. 
Sm: ae, ©. 893). — Vergl. Weitpreuß. Prov. R. 88. I—11. (6. 
.‚©. )- ” 
Bergl. $. 34. bes Ablöf. Gef. v. 2. März 18500. 
a) Der Grbzinsherr, welcher auch vom Werthe des Inventariums bie 
ce fordert, muß beweifen, daß baffelbe bei der erſten Mebernehmung des 
em Srbiinsmanne vom Erbiinsherrn gewährt worden. (Präf. des Ob. 
. 2. Sept. 1839, Präj. Nr. 736. in der Präl. Samml. S. 106). — 
der Erbzinsherr nicht Durch ben $. 810. A. L. R. I. 18. in Betreff des 
te erforderlichen Inventarti von jenem Beweife befreit. (Präj. des DB. 
.15. Dft. 1841, Präj. Nr. 1052. in der Prij. Samml. ©. 106). 
Steht feſt, daß in ter urſprünglichen Verleihung ein Inventar mit einbe⸗ 
en, fo flreitet für den Grbzinsheren auch tie Vermuthung, daß es in 
d Bewirthfchaftung tes Gutes nothweutigen Beilaßftüden beitanden habe, 
516. 517. 0.2. R. I, 18. (Erf. des Ob. Trib. v. 1. Mai 1847, 
le Bi. 1. S. 80). 
Berreichsgebühren (Kandemien) find von Zinfhütten und deren Bors 
en. entrichten. (Erf. des Db. Trib. v. 17. Juni 1848, Rechtsfälle 
180). 
Aach F Plenarbeſchl. des Ob. Trib. v. 4. Dec. 1848 iſt auf die große 
are, tie in Schleſten von Mediatfürſten und Standesherrn bei der Ver: 
ı von Rittergütern von deren Erwerbern gefordert wird, und bei Berech⸗ 
3 Betrages derſelben, die Borfchrift, daß der Werth des mitverfauften Ins 
sen tem Kaufſchillinge abzurechnen fei, nicht anwendbar. (Entfch. Bd. 


[übrigens oben S. 266. 

ie Defl. v. 25. April 1845 (©. ©. 1845, S. 243) bat auegefprochen, 
ın Dienſte, Abgaben, Orundgerechtigfeiten oder andere Laften, welche auf 
runtitüde ruben, von tem bei Beiigperänterungen ein in einem aliquoten 
es Grwerbpreifes oder Taxwerthes beftehendes Laudeminm (Lehnwaare, 
» Gewinngeld u. ſ. w) entrichtet werten muß, turch Kapital abgelöft 
nd, bei Beredinung tes Laudeminms in allen fpäteren Entrichtungsfällen 
fungs= Kapital von dem Grwerbspreife oder Tarwerthe des Grundflüdes 
. 1. 18. $$. 720. 727— 729) in Abzug zu bringen fei; daß indeß tiefer 
cht Hattfinde, wenn tas Grunditüf von dem Beſitzer cinfeitig ohne @ins 
des Laudemials Berechtigten mit den abgelöften Dienften, Abgaben u. f. w. 
verden if. ($. 722. a. a. O.).“ 

Db. Trib. hatte übrigens bereits durch das Prij. v. 5. Aug. 1842 
re. 1172. in der Bräj. Samml. S. 106) den Grundfag ausgeſprochen, daß 
stionem pretii übernommenes Dienft s Reluitions« Kapital bei Berechnung 
waare von dem Kaufgelde iu Abzug zu bringen fei. 
gl. 9. 43. Sap 3. Litt. a. des Nblöf. Gef. v. 2. März 1550. 
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Bid Ye Erwerbung, auch nach erfol; iger Zuſchreibung, ald nichtig und 
Mg wicht aufgehoben, fo kann dad bezahlte Laudemlum wieder zurüd« 
werden ($. 736.). 
hingegen der Streit, welcher zwiſchen dem jetzigen Beſther und 
oder auch einem Dritten, über die Gültigkeit der Erwerbung 
den ift, dahin abgemacht, daß der gegenwärtige Bi as But 
Anfvrehenden gegen eine Abfindung überläßt, fo fann er! das ger 
Paudeminm nicht zurüdforvern ($. 737.). 
ein mach gefchebener Zufchreibung freiwillig erfolgender Rücktritt 
ienten wird als ein geues Kaufgefchäft angefehen ($. 738.). 
hingegen ein vom Anfange an nur bedingungsweiſe gefchloffener 
5 den Eintritt ver auflöfenden Bedingung Tor —EBę ſo 
Eehnwaare wieder zurückgegeben werten (F. 7: 
Ber vermöge eines vorbehaltenen inte Snufsrehies ein ehemals 
enei Mann: wieder an ſich Bringt, muß dennoch das Laudemium 
($. 740.). 
fann der Wiederverfäufer, wenn nicht ein Anderes verabredet wor⸗ 
fin Grfag desjenigen Saudemti, welches ex bei feiner Erwerbung bes 
 müffen, von den Wiederkäufer nicht fordern ($. 741.). 
D Haben vie Erben des letzten Beflgerö die Lehnwaare hemeinſchaftlich 
fo Fann diefelbe bet einer nachher erfolgenden Theilung von dem⸗ 
re das Gut zugefchrieben wird, nicht noch einmal gefordert 


Erben eines Erbzingmannes muß ein Jahr Zeit gelaffen wer» 

u entfchliefen, ob fle das Gut ferner gemeinfchaftlich befigen oder 
hdnem von ihnen gegen Abfindung ter übrigen zufchlagen wollen 
3). Wenn fie aber auch innerhalb diefer Frift mit der Nuseinane 
fu nicht zu Stande fommen können, fo fann ihnen dazu eine Nachs 

m gleicher Dauer nicht verfagt werden ($. 744.). Vor Ablauf dies 

iann der Obereigenthämer tie Geben sa" meinfchaftlihen Bes 
ver Lehnwaare nicht anhalten ($. 7: En hingegen vie dop⸗ 
weiftrichen, fo find nicht nur Die S neinfoafittg befigenden Erben 
fMaftlichen Entrihtung der Lehnmwaare verbunden, fondern diefe 
wenn demmächft einer unter ihnen das Gut allein übernimmt, 

fen befonders berichtigt werden ($. 746.).1) 

Die Gefeggebung if feit längerer Zeit bedacht geweſen, Abldſungs⸗ 

ige für die Aufhebung der Befigveränderungs- Abgaben, 

Bere der Laudemien, aufzuftellen. 

Die frühefte gefeliche Beſtimmung bierüber enthält die V. v. 16. 
1811 über die Ablöfung der Dominial» Abgaben (G. ©. 1811 ©. 
J Nach $. 8. diefer V. ſollte nach Ermittelung der Fälle, in denen, 

Prinzips, nach welchem vie Zahlung gefchehen müffe, der wahr« 
he Zeitraum, binnen welchem die Abgabe eintritt, und deren Betrag 
It und auf fämmtliche Jahre des Zeitraumes vertheilt werden. Der 


B+- bie Frage, ob für das Laudemlum beide Kontrahenten haften 
ter neme Befiker und ob daſſelbe eine Realforderung fei, vergl. 
abente Entſcheid tes Ob. Trib. v. 8. and 1837. (Roch’s Scleſ. 

. 396). — Dagegen Kor. (a. a. D. ©. 399— 400). Vergi. 
ee aın E Softem (2. Au) Bd. 4. S —8 
Aus ven 88. 742- 746. N. 2. PN 1.18 iR nicht zu folgern, daß wenn 
mehreren Descendenten, — nach 8. 716. feine Lehuwaare zu ent⸗ 
ven, nach Ablauf von zwei Jahren das Gut allein übernimmt, derſelbe 
be zahlen müfe. (Erf. des II. Sen. der Ob. Trib. v. 10. Oft. 1840, 
. 933. in der Pröf. Samml. S 107). 















396 Von d. Abtöforer Reallaſten, den 


Werth’ des Domini ntilis, oder der Erbpachtgert 
Kaufpreifen von 1778 bdig 1806, in deren 
Am Mangel beider nach einer neuen gerichtlichen ?2 
wahrſcheinlicher Zeitraum des Gintretend,; wenn d 
— fällig war, jedes Ft u ri 0 
auf⸗ und abfteigender 
vage de erde werden · 
ind die ie 2 
x. (©. &..1820.©, 169) in. ven SS, Ab—DA, uud 
Sea enbrunge ne Mn ham Are 
lenderungen ten 
bis 37., ſowie die fpätere re a 13. Juli 
Meallaften für die vormals zum Ki 
an Berg und, inte Bande ——— J 
efenen Landestheile (G ©; 1 . 65) in ‘8.60 

—— Ordu. v. 18. Juni 1840 für das — E 
—3 ©. 1840 ©. 156) $$. 71—76. und die, Ablöf Ord 

die vormals Naffauifhen Lanvestheile und das 

—— . 18406, 19) — — enth 

20 en Gefegen fit der Antrag. auf Abläfung 
zu. — unterſchieden 4 jede und 

1) Das Saudemium wirt entrichtet in der dienenden 

a nn allen — — deren drei auf ein 7 
AED) nuccin Bererbnngefälen auf anbete, Ecken, ala, auf Dh 
v nur Ir en ‚andere Erben, Di 
wo dann Ein Ball auf ein Jahrhundert gererhnet wird; 

©) bei Veräußerungen, deren zwei in demfelben Beitraume 
werden. 

2) Es wird auch im herrſchender Hand entrichtet: 

a) bei Sterbefällen; Tann werden drei auf ein Jahrhundert gem 
außer wenn das Obereigentbun einem Amte, einer Dignität orten! 
Seniorate zufteht, welchen Balls ſechs ſolche Veränderungsfäle 
Jahrhundert gerecht werden ſollen; 

b) bei Veräußerungen, deren zwei in einem Jahrhundert ange 
werben. 

Nach $. 34. der Ablöf. O. v. 7. Juni 1821 foll nun 
„derjenige Betrag der Lehnwaare zum Grunde gelegt merdeml 
her durch Verträge oder Negifter, oder Landesgefege oder 
men beſtimmt iſt. Sind nicht binlängliche Nachrichten DIA 
vorhanden, fo geſchieht Die Berechnung nad demjenigen 
welcher in den legten 6 Veränverungsfällen wirklich geyablt 
Fann aud) diefer nicht ausgemittelt werden, fo muß die Durd 
funmme derjenigen Fälle, weldye befannt find, als Gindeit zum 
gelegt werden.” 

Nach dieſen Orundfägen werten dann die Beträge aller auf ei 
bundert treffenden Veränderungsfälle zufammengerechnet, und der bw 
Theil viefer Summe macht die jährliche Rente aus, welche ablödlid 

€. An die Stelle ver erwähnten bisherigen Beftimmungen it 
Abldfung der Befigveränterungs Abgaben find nunmehr die Ber 
ver 68. 36—49. Des Ablöf. Gef. v. 2. Mär; 1850 getreten. ') 



















1) Das E.R. tes Fin. Min. (Hanfemanı) v. 13. Juni 1848 ( 
d. i. V. 1818, ©. 206, Re. 210. vod vechmals abgedruckt ebendal. 


&. v. 2. März 1850, betr. die Abloſ. ıc., (66. 36—49.). 397 


2 xc. die Grundprinzipien, von welchen tiefe neueſte Geſetzgebung über 
Fr a, enftand aufgeht, ergeben fich aus Ten zum Tit. VI. des AbIdf. Gef. 
Flſewobl tem Megier. Entw. beigefügten, als auch in ten Kom« 
Mies⸗Berichten beiter Kammern tarüber enthaltenen allgemei- 
F Botiven; Diefe lauten dahin: 

H) Lie Motive des Megier. Entwurfs: 


"Die BefpveränderungesMbgaben mwetrhen barin von den meiften Real⸗Abgaben 
‚das ihr Betrag in ter Regel fehr veränterlich if. Derfelbe wird ges 
bh nach Prezenten des Werths tes verpflichteten Grundſtücks, mithin nach 
im Laufe ter Zeit veränderlichen Maaßſtab beſtimmt, er ift aber außerdem 
"Bo Dem rein zufälligen Umflante abhängig, cb und wie eft durch Vererbung 
MBeräußerung cine Befigverändernng kei tem betheiligten Grundſtück eintritt. 
Dge vieler ihrer Beränderlichfeit find tie Laudemien im Laufe ber Jahrhun⸗ 
Eefonters aber in der neueren Zeit, in welcher ber Grundbeſitz überhaupt 
ruhenden &harafıer verloren, nnd mit dem ſteigenden Berfehr zugleich ver 
der Grundſtücke ſich anf das Erheblichſte gefteigert hat, eine bei weitem 
dere Laſt gewerten, ale fie früher waren. Hieraus erflären fich bie hef⸗ 
Füinfeindungen, welche gegenwärtig wider dieſe Abgaben allgemein erhoben 
‚ und die Zermwürfnifle, die vornämlich in diefer Beziehung zwifchen den 
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I.) hatte ſich in Betreff der Landemien und ſenſtigen Beitkveräuberungss 
a in folgender Art anageiprochen: 

”- „Die Landemien und fonftigen Belitveränberungs: Abgaben find in vielen 
Envestheilen eine Quelle zahlreicher Brozefie gewerben. Die Epruchbehörben 
a tie verfchietenften Anfichten über tiefen Gegenſtand: in feiner Rechtes 
berifcht eine fo greße Unñcherheit uud Ungleichheit in dem @rfolge 
Brezefie und Nblöfungen, wie bei ven Laudemien. 

„Das Gonvernement richtet bei der jegigen Reviſion ber Agrifulturs und 
ngegeleke feine Aufmerffamfeit vorzugsmeife dahin, diefem Zuftande ein 
zu machen, die zweifelhaften Prozeſſe zu befeitigen und durch biflige Abs 
j den Grundbeñtz ven tiefen lälligen Abgaben zu Eefreien. Gin Gefegs 
wa darüber wird vorbereitet. 

„Bis dahin, daß tiefer Entwurf Geſetzeskraft erlangen kaun, muß die Dos 

mens Berroaltung in Rückſicht auf tie tem Siefus zuſtehenden Befigverän- 
Meungssübgaben Bedacht nehmen, den Streitigfeiten vorzubeugen, welde aus 
fertwährenten Anwentung ter bisherigen Gruntfäte auf die vorfemmenden 
Apveränterungsfälle fich ergeben. Da nun tie Provekation auf Ablöfung, 
> richtiger Auslegung der Gelege, tie Wirfung hat, taf von den Befig: 
mberungen, welche nach Mittheilung des Ablöfungs:Anirages an ten Bflichs 
eintreten, Feine Landemien mehr erhoben werben, ſo wird die König. 
ung hiermit angewiefen, 
„Fofert gegen alle Grundbeſitzer Ihres Bezirks, welche dem Fiskns zn Bes 
„fipveränterungss Abgaben verpflichtet find, auf Ablöfung der Laudemien, 
Markgroſchen, Berreid:sgekühren, Aunahmegelder, Auffahrtsgelver, Weins 
„käufe, Sewinngelter und aller Senftigen Beitaveränterungss Abgaben bei 
„der ordentlichen Anseinanterfehtingsbebörte zu preveziren. 

„Datei ift zu erflären, daß Fiskus tie Prevekatien nur ankringt, um bei 
ahrung feines Rechts den mit Cinziehnng Der Laudemien verbundenen fert: 
enten Berwicelungen ſchen jest ein Ende zu maden, und daß Fisfus 
n milligt, daß tie Grundſätze des zu erwartenten milderen Geſetzes auf die 
x ngigen Ablöfungen fünftig angewentet werten, 

+. Dagegen entipricht es aber auch dem Rechte und ver Billigfeit, daß bie 
" U Srfcheinen des neuen Geſetzes, welches alle bisherigen Mißverhältniſſe 
Ru gemeffen reguliren fell, dem in einzelnen Landestheilen bis zum Mißbrauche 
en aaebehnten, häufig von Spekulanten betriebenen Zurückferdern der im guten 

Lauben gezahlten Laudemien fortan ernftlich entgegengetreten wird. Die K. 

. bat daher die Erſtattung felcher vermeintlich chne Rechtsgrund zur Staats: 

e gezahlten Befigveränderungs:Abgaben gänzlich abzulehnen und die Rekla⸗ 
unten in jedem Falle zum Rechtswege zu verweifen.“ 













sau -——... ye wo ww vw wo_wug WULVU WWF BUWOWUER BU WO 
[ung des Laudemiums während der Berjührungsfrift im ber erforber 
von Fällen nachgewiefen werben konnte, ob das Borhanbenfein ei 
anzunehmen, ꝛc., ba fingen dieſe Prozeſſe an, Lotteriefpielen ähat 
und den verberblicfien Ginfluß auf die Bevölferung zu äußern. Di 
verlor, ein anderer gewann den Prozeß, ungeachtet das natürliche Re 
Steichheit der obwaltenden Rechtéverhaͤltniſſe für beide Fälle darlegt 
erhielt das gezahlte Laudemium zurück; der Andere mußte es nachza 
die Zahlung in dem einen, wie in dem anderen Balle in gutem Gle 
und angenommen Worden war. Die in der Ablöf. Ortn. v. 7. Inni 
ten Borfchriften für die Ablöfung der Landemial:Berpflidtungen ve 
diefe fchroffen Ungleichheiten. Fuͤr ganz gleiche Verpflichtungen vo 
ganz gleichem Werth mußten die verfchiedenartigfien Abfindungen g: 
je nachdem der Zufall es fügte, daß Veränderungsfälle aus früher 
funden und in die Sntichädigungs= Berechnung gezogen werben fonn 
neuere hohe Kaufpreife die Norm für die Abfindung bildeten. Mı 
erfchienen aber die Nachſchußrenten, die um fo drüdender waren, 
pflichtete durch tie Provokation des Berechtigten zu einer Baarzahlu 
men genöthigt werben konnte, die häufig weder mit dem Werth der 
noch mit den Werth der Stelle überhaupt in Verhältniß fanden, u 
fich vorzubereiten in Feiner Weile im Stande geweſen war. Ja es | 
ten vor, daß durch die Höhe der Nachſchußrenten die Entichädigung 
pflichtung geringeren Umfangs höher zu fichen fam, als für eine 
twmfange, und daß nicht nur die Progeffe über diefen Umfang verg 
Haren, fondern fogar der günflige Ausfall bei der Sutfchäpigung | 
gereichte. Berüdfichtigt man endlich noch den Umstand, daß, fofern | 
der Landemiatpflicht anhängig war, über dieſe Verpflichtung im A 
Auselnanderfeßungss Behörde, dagegen über bie Berpfliditung zur 
Rüdzahlung in einem fyeciellen Beränderungsfall, das Gericht zu ent 
md es bei diefen zwicfachen Kompetenz. Berhältniß vorfam, daß ein 
Fall von der Anseinanderfegungs: Behörde für einen landemiafpflich 
von dem Gericht dagegen erfannt wurde, daß das in biefem Ball en 
demium zurückzuzahlen fei, oder umgefchrt, fo wirb man fich ber 
Einfluß, welchen diefe überaus zahlreichen Prozeſſe auf die bäuerlich 
gemacht haben, leicht erklären und ermeſſen fünnen, welches Mißtrar 
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daß bie Abgabe ohne rechtlichen Grund eingeführt worben, in anderen bas 
auch, daß fie volllommen rechtsverbintlich flipufirt worden; in ben meiſten 
aber würde ficherlih das Reſultat durchaus zweifelhaft bleiben, mithin anf 
ı Wege weder eine Berminterung ter Streitigkeiten, noch eine Beruhigung 
kmöther herbeigeführt, fendern im Begentheil eine große Zahl neuer zwei⸗ 
ke Prozeſſe und ſchwankender Enticheitungen in benfelben hervorgernfen, 
nelle der jebt ſchon beſtehenden Aufregung alfo eher erweitert als verſtopft 
L 


ah den gemachten Grfabrungen kann vielmehr ein gebeihlicher Erfolg von 
feßgebung nur baburch erreicht werden, 
bab zur möglichfien Beleitigung ber hervorgetretenen uuzähligen Prozeſſe 
ruͤckſichtlich der am bäufigften vorfommenden Streitfragen gefeßliche Bräfums 
Honen, und zwar unter befonderer Berüdfichtigung der Enticheidungen des 
vöchfen Gerichtshofes, aufgeftellt werben, daß der Beweis der Laudemials 
Micht mehr dem praftifchen Berürfnig und tem natürlichen Mechtsgefühl 
er Interefienten angepaßt, ale von juridiſchen Spisfindigfeiten abhängig 
wmacht uud fo eine Gleichmäßigkeit ver Entſcheidung bei in ber That 
leihen Rechtsverhäftuifien möglichft erzielt werbe, daß aber namentlich 
mch Die Abgabe felbfi da, wo fie zu brüdend if, erleichtert, die 
Entfchäbigung möglichfi gering und möglichft gleichmäßig für 
leiche Berpflichtungen regulirt werde. 
a dieſen Grundfägen if bei dem gegenwärtigen Befehs Entwurf ausge, 
and fo die Angelegenheit gewiffermaßen im Wege eines Vergleiche, bet 
obl die Berechtigten als bie Berpflichteten von ihren ungmeifelhaften Rech⸗ 
Beſten des Ganzen etwas aufgeben, lediglich nach der Billigfeit und aus 
ktiſchen Gefichtspunfte geordnet worden. 
ch tem früheren Gefeb: Entwurf v. 10. Juli 1838 ') follten alle Befitz⸗ 
ungs⸗Abgaben, Landemien ıc., welce von Descendenten, Ascenbenten, 
sa und Berlobten des Befibers zu entrichten find, ohne Eutichädigung des 
wegfallen. Es bat fidh aber ergeben, daß in den wehtlichen Provinzen 
berungsAbgaben Häufig nur beim Uebergang bes pflichtigen Grundſtücks 
krendenten des Beſitzere zu entrichten find, während Veräußerungen an 
des Abgabe nicht unterliegen. Der Gefehs Entwurf beabfichtigte keines⸗ 
Sa Raudemtalpflicht im Allgemeinen gänzlich aufzuheben, fendern biefelbe 
kemenilich in ten öftlichen Provinzen, weſentlich au erleichtern; feine Aus 
g wie aber gerabe in den weſtlichen Landestheilen, in welchen die Befißs 
RungssAbgaken viel weniger drückend find, als in den Öfllichen, in vielen 
‚gar vollländigen Aufhebung der Landemialpflicht führen. 
u nun micht verfchiedene waterielle Befimmungen für die verichiedenen 
heile in Vorſchlag zu bringen, wohl aber überall, wie es beabſichtigt iſt, 
mungen zu gewähren, ift in dem vorliegenden Geſetz⸗ Entwurf zwar die 
mg der Laubemialpflicht der Descendenten, NAscendenten, Ghegatten und 
a nicht ausgefprechen, dagegen aber darin die Beflimmung aufgenommen 
Daß bei GErmittelung der Entſchaͤdigung niemals mehr ale drei Berändes 


um — — — 





Der Entwurf v. 10. Juli 1843, welcher der Preuß. NationalsBer: 

ıng vorgelegt wurde, enthielt im $. 1. Nr. 7. folgende BeRimmung: 

Ohne Gntihätigung Seitens der Berpflichteten werten aufgehoben: 

7) tie Berechtigung ver Ober:Eigenthümer, Erbverpächter und Guts⸗ oder 
„Srundherren, Befikveränterungs» Abgaben irgend einer Art bei Vers 
„änderungen in der herrichenden Hand zu erheben und bei Berände- 
„rungen in ber dienenden Hand dergleichen Abgaben von Erben in ber 
„aufs und abfteigenden Linie, von Ehegatten oder Brautleuten, ſowohl 
„im Walle der Vererbung, als der Ucherlaffung unter Lebenden zu 
„forbern.” 

gl. Berhandl. der Nationalverfammi., Bd. I. S. 488, und bie Motive 

a. D. ©. 520—6521). 

: Verhandlungen über diefen Theil des Entwurfs v. 10. Juli 1848 haben 

Rational: Berfammlung in der 78. 79., 81. und 82. Sigung flats 

. (a. a. D., Bd. II. ©. 1634 ff., 1650 f., 1702 ff. u. 1723). 
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daf bie Abgabe ohne rechtlichen Grund eingeführt worben, in anderen da⸗ 
\enh,- daß fie vollfommen rechteverbintlich ftipulirt worden; in den meiſten 
RK aber würde ficherlich das Mefultat durchaus zweifelhaft bleiben, mithin auf 
R Wege weder eine Berminterung ber Streitigkeiten, noch eine Beruhigung 

ber berkeigeführt, ſondern im Gegentheil eine große Zahl neuer zwei⸗ 

Prozeſſe und ſchwankender Enticheitungen in denſelben hervorgerufen, 
Izelle ber jeht fchon beſtehenden Aufregung alfo eher erweitert als verftopft 


2 
Bach den gemachten Erfahrungen kann vielmehr ein gedeihlicher Erfolg von 
feßgebung wur dadurch erreicht werben, 
Haß zur möglichen Beſeitigung ber hervorgetretenen unzähligen Prozeſſe 
rüdfichtlich der am häufigften vorfommenden Streitfragen gefegliche Bräfims 
Honen, und zwar unter befonderer Berüdfichtigung der Entſcheidungen des 
höchſten Berichtshofes, aufgeftellt werden, daß der Beweis der Laudemials 
pficht mehr dem praftifchen Bebürfnig und tem natürlichen Mechtsgefühl 
ber Interefienten angepaßt, ale von juridiſchen Spisfindigfeiten abhängig 
jemarht uud fo eine Gleichmäßigkeit der Gntfcheibung bei in ber That 
Hleichen Rechtsverhaͤltniſſen möglichft erzielt werde, bag aber namentlich 
mch bie Abgabe felbfi da, wo fie zu drückend ift, erleichtert, bie 
Entfchädigung möglichfi gering und möglichſt glelchmäßig für 
Jjleiche Verpflihtungen regulirt werde. 
a biefen Grundfäßen ie bei dem gegenwärtigen Geſetz⸗Entwurf ausges 
and fo bie Angelegenheit gewillermagen im Wege eines Vergleiche, bei 
ohl die Berechtigten als die Berpflichteten von ihren unzweifelhaften Rech⸗ 
ı Beten des Ganzen eiwas aufgeben, lediglich nach ber Dilligfeit und ans 
tiſchen Gefichtspunfte geordnet worden. 
ch dem früheren Geſetz⸗Entwurf v. 10. Juli 1838 °) follten alle Befißs 
raug6- Abgaben, Landemien ıc., welche von Descendenten, Ascendenten, 
en und Berlobten des Beſitzers zu entrichten find, ohne Entichädigung bes 
wegfallen. Es hat fidh aber ergeben, daß in den weſtlichen —*8 
derungs⸗Abgaben häufig nur beim Uebergang bes pflichtigen Grundſtücks 
Merubenten des Beſitzers zu entrichten find, während Veraäͤußerungen an 
wer Abgabe nicht unterliegen. Der Gefeß: Entwurf beabfichtigte Teiness 
Raudemialpflicht im Allgemeinen gänzlich aufzuheben, ſondern biefelbe 
in ten öftlichen Provinzen, wefentlich zu erleichtern; feine Aus⸗ 
d wäre aber gerade in deu weſtlichen Landestheilen, in welchen bie Beſitz⸗ 
BeungssAbgaten viel weniger drückend find, als in den Öflichen, in vielen 
‚ur vollfändigen Aufhebung der Laudemialpflicht führen. 
w nun nicht verfchiebene ıinaterielle Beflimmungen für bie verfebiedenen 
Weile in Vorfchlag zu bringen, wohl aber überall, wie es beabfichtigt ifl, 
ungen zu gewähren, ift in bem vorliegenden Gefehs Entwurf zwar bie 
ing der Laubemialpflicht der Descendenten, Ascendenten, Ghegatten und 
ra nicht ansgeſprechen, dagegen aber darin die Beflimmung aufgenommen 
daß bei Ermittelung der Entſchaͤdigung niemals mehr als drei Berändes 












ſ i— 


Der Sntmurf v. 10. Juli 1848, welcher der Preuß. National⸗Ber—⸗ 
ung vorgelegt wurde, enthielt im $. 1. Nr. 7. folgende Beſtimmung: 
„Ohne Sntichätigung Seitens der Berpflichteten werden aufgehoben: 

7) tie Berechtigung ter Ober⸗Eigenthümer, Grbverpächter und Gutes: oter 
„Srundherren, Befigveränterungs: Abgaben irgend einer Art bei Vers 
„Anderungen in der herrſchenden Hand zu erheben und bei Berände: 
„tungen in der dienenden Hand dergleichen Abgaben von Erben in ber 
„aufs und abfteigenden Linie, von Ehegatten oder Brautleuten, ſowohl 
„im Balle der Vererbung, als der Ueberlaſſung unter Lebenden zu 
„fordern.“ 

ergl. Berhandl. der Nationalverfammi., Bd. I. &. 488, und bie Motive 

a. O. © 520—521). 

e Berhandlungen über diefen Theil des Entwurfs v. 10. Juli 1848 haben 

RationalsBerfammlung in ber 78. 79., 81. und 82. Sipung flats 

a. (a. a. D., Bd. II. ©. 1634 ff, 1650 f., 1702 ff. u. 1723). 
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md halten eine gönzlihe Umgeflaltung ber feitherigen Abloͤſungs⸗ 


fühe, 
© bedenflich auch ericheinen mag, in der Mblöfungs » Ordnung in Betreff 
kingelnen Mechtöverhältnifles die feitherigen Medts- und Beweistheorien zu 
fo bat dod) die Agrar-Kommiffien bei der Cigenthümligjkeit der Laudemials 
je ih für folde Abänderungen entfeiden zu müflen geglaubt und 
& die Borfchläge der Königl. Reg. mit den zu den 88. 42. und 45. beans 
bänberungen angenommen, Diefelbe iſt hierbei von ber Anficht geleitet 
M, daß cs dorzugsmeife darauf anfomme, eines Theils durch Aufftelung von 
Ablöfungsfägen die vorhandenen Härten in ber feitherigen Gefeggebung zu 
a, andern Iheils die jept vielfach drohenden neuen Projeſſe, meihe in Ber 
Gnbrefultats Hödft zweifelhaft erf&jeinen, abzufchneiden und glaubt, daß 
me Ährer Vorfchläge zur Beruhigung der Gemüther efentfig beitragen 








J Die Motive der Kommiffton ver I. Kammer: 


fehe auch die Anfichten der Mitglieder der Kommiffion darin von einander 
fen, ob dur die Vellimmungen diefes Titel den Beredtigten namhafte 
und DVerlufte zugemuthet würden, was von mehreren Seiten, zumal für die 
& Urbarien und Hypothefenbüdher ungweifelhaftes Recht verbrieften, Behaup- 
der andern Seite, ſchon wegen der Zufälligfeit bes Eintritts des Medhte 
mehr wegen ber Imgewiffen finanziellen Bolgen des bisherigen Verfahrens 
wird, fo hat dody die Kommiffion im Allgemeinen das Prinzip gebilligt, 
hem bie Negierung in biefer Materie in dem Gefegentwurfe ausgegangen 
erfennt an, daß gerade biefes Verhältnig vorzugsweife einer ſchleunigen 
izfe, da gerade in m, und zwar von einer ungenügenben @efeßgebung 
fat, insbefondere jedoch in Echlefien, der Keim zu ben langwierigfien und 
je Streitigfeiten gelegen Habe; weil fa mehr, ale in irgend einem andern 
iniffe, der bloße Zufall zu den ſchreiendſten Ungeredtigkeiten geführt 
durch ihn bedingte alergrößte Verſchiedenheit der Abfindung von zwei 

fen ganz gleichen Merthes und ganz gleicher Verpflichtung, die Widerfins 
#8 in dem Intereffe des Berechtigten liegen Tonnte, ein geringeres Recht 

, um eine größere Entſchadigung zu erhalten, und im Interefie des 

je umfangreichere Pflicht zu behaupten, um eine geringere Entſchadi⸗ 

m, find fchlagende Beweiſe für die Fehlgriffe der früheren Gefep- 

bazu die Sweifelhaftigfeit des Rechto in vielen Fällen, bie in ber 

Zadfen über 60 ftreitige Punkte hervorrief, welche fämmtlich in verfchier 
jere gleichzeitig zur Entfcheidung geftellt waren und die ſchwankende 
jerichtshöfe, die um fo nachtheiliger wirkte, als eine und biefelbe Frage, 

em fie fih in der condietio indebiti, oder in Bezug auf die Anrehnunges 
nes Walls bei der Ablöfung geltend machte, zu derſeiben Zeit und zwi⸗ 
Helben Bartheien von verſchiedenen Richterbehörden verfchieben entſchieden 
nnte, jomuß es als ein im Allgemeinen gelungenes Mittel anertannt 
ienn die Regierung in den $$.36—49. durch einen großen Vergleich die 
Fragen zu löfen verfügt hat. Die einzelnen Paragraphen fellen fo 
Maßen die einzelnen Punkte des Vergleiche dar, bie einander wedzfelfeitig 
‚und die baher auch nad} der Anfiht der Kommiffion nur entwweber unge: 
;orfen, ober ungefrennt angenommen werben können, ba ein ſtückweifes 

em und Merwerfen ben vorwaltenden Hauptgedanfen zerflören und das 
dicht zwwifhen den Partheien verlegen würde, weldes durch bie Beftim- 
km Iufammenhange aufreht zu erhalten bie Regierung minbeftene beabfidhs 


Rommiffion hat fi, um dies bald vorauszufgiden, in ihrer großen 
fit dafür erklärt, daß jene Abficht gelungen fei, und ſicht ifr Urkheil in dem 
ihrer Mitglieder mitgetheilten Falle beftätigt, in weldem ein Beredhtige 
8 im Jahre 1847 durd einen, fa ganz nad den jegigen Grunbfägen 
es abgelchloffenen Vergleich in einem brbeutenden Umfange zu völliger 
Beit beider ae das Berhältniß gen hat. Es wird hier, wie überall, 
weführlicgen Motive, fowmohl ber Regierung, als in dem Kommifflons-Be: 
I. Kammer, yerwiefen. 


Das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 hat nur zwei Gattungen 
-wtultur-Oefebg. BB I. 26 
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det, für einzelne gerichtliche Akte oder bei Gelegenheit der- 
en, entrichtet merden. 


kommt es alfo in Betreff ver Brage, ob eine, nicht nach 66. 
unbedingt aufgehobene, Beflgveränderungs- Abgabe, insbeſondere 
tals Abgabe, für fortbeftehend zu erachten fet oder nicht, allemal 
ob diefelbe die Natur der Grund» Abgabe (Meallaft) oder 
ng der Berichtsbarkfeit 1) bat. 


n in&befondere die Zaudemien, und fpeziel die Schlefifhen 
etrifft, fo iſt bekanntlich deren rechtliche Natur fehr frei» 
e8 haben namentlich fomohl das Mevifiond- Kollegium 
⸗Kultur⸗Sachen, als au das Ober-Tribunal in ih» 
dungen bierüber geſchwankt. | 


iefer Beziehung iſt daranf aufmerkſam zu machen, daß ein-Unterfchieb 
en Sporteln und anderen fructus jurisdictionis. Sportel ifl 
as als Abgeltung einer gerichtlichen, befimmten Handlung gegeben 
ıb aber auch viele Abgaben, welche bloß bei Gelegenheit einer ge: 
nblung oder als nothwendige Folge derfelben erlegt wurden. Dies 
en, welche dem Gutsheren als Berichtsherrn zur Anerfennung ber 
t, oder für den dadurch gewährten Schug, oder zur Erleichterung der 
en gegeben wurden, wenn fle auch ausſchließlich und nothwendig bet 
tsgefchäften vorfamen. (Bergl. Koch's Sclef. Arch. Br. 1. ©. 
le diefe aus der Gerichtsherrlichfeit Rammenden Abgaben find Nuts 
Bivifgerichtsbarfeit. Die Gebühren » Zare v. 23. Ang. 1815 hat 
ı Abgaben, weldhe Sporteln find, infoweit fie darin nicht mit aufs 
wden, aufgehoben. Die übrigen fructus jurisdictionis, alfo diejenigen 
che bei Selegenheit eines gerichtlichen Aftes gegeben werden mußten 
e Tare für den gerichtlichen Aft waren, befanden nach wie vor fort. 
durch den Art. 42. der Verfaſſ. Urfunde und durch $. 3. Nr. 5. des 
» 2. März 1850 aufgehoben, und deshalb fommt es in Betreff der 
zngs: Abgaben, insbef. der Laudemien, auf die Beantwortung ber 
fe die Natur einer Sportel, beziehungsweife einer Nugung ber Ges 
aben, ober für Grundabgaben zu erachten find. 
[. darüber folgende Literatur: 
ekius, tractat. nov. de laudemio. Jen. 1628. — Henne, de lau- 
mali. Erf. 1770. — 3. H. Eberhardt, Betrachtungen über die 
und Anfallsgelver, befonders in Beziehung auf die Kaiferl. Wahls 
w. Wittenberg 1771 — 1772. 2 Thle. — Beck, de jure detract. 
dandblohn. Neue Ausg. mit Zuf. von Lange. Baireuth 1781. — 
theoret. u. praft. Abhandlung von Lehnwaare und anderen Beleh⸗ 
ren. Berlin 1789. 2 Thlr. — Klingner, Sammlung zum 
te, Th. IV. ©. 58 ff. 
dere die Schlefifcdyen Laudemien betreff.: 
er die Laudemien-Verfaſſung In Schlefien. (Abhandl. in v. Kamptz 
. 27. ©. 35 ff.). — Bragmente über das Verhältniß der Gewohn⸗ 
zn Gefegbüchern in befonderer Beziehung auf bie Derpfichtung der 
en, Laudemien von Ruſtikalſtellen zu entrichten. — nv 
hrb., Bd. 33. ©. 3 ff.). — Ueber die Laudemialpfliht der Bauer⸗ 
deren NAblöfung, mit befonderer Rüdficht auf Schlefien und auf 
talpflicht ter Descendenten. (Abhandl. in der Beitfchr. für gutebents 
rhältniffe x. von Forni, Kuh und Maſuch, Br. 1. ©. 43 ff. 
535 fi). — W. Tefche, die LaudemiensBrage. Breslan 1641. — 
Laudemial⸗ und Urbarial: Angelegenheiten. Breslau 1844, bei 2. 
Robe, die Schlefifchen Laudemien und die Beichlüffe ber Abges 
Breslau 1849. — Deffelben, Abhandl. über Laudemien, in deſſen 
für öntlaflung des baͤuerl. Grunvbefiges, Jahrg. 1850, ©. 11. 1&,, 
51. 


bg 
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daß die Schleſiſchen Laubemien 1) nicht zu den aufgehobenen 
Srũchten der Gerichtöbarfeit gehören. 
ieſe Entſcheldung ftägt fich auf folgende Brände: 5 
Ibgefehen davon, daß der Art. 42. der Verf. Urkunde v. 31. Jan. 1850 
varüber ausfpridt, 5, und in wie weit die Befigveränderungs + Abgaben “ 
bi der bisherigen Gerichtebarkeit und guteherruͤchen Polizeigewalt wegfallen 
ib. ten werben follen, die weitere Ausführung feiner allgemeinen Anorbs 
a vielmehr befonderen Sefepen vorbehäft, — fonfirt nicht, daß das Sauber 
vorkommenden Falls eine Leitung oder ein Beitrag zur Uebertragung der 
der Privatgeritsbarfeit ober gegen m Polizeiverwaltung ſei und eben 
nig if deffen Sporteleigenſchaft fe —8 t. Die Beſtimmungen ber Nr. 4. 
. bes $. 3. des G. v. 2. März 1850 kommen daher nicht zur Anwendung. 
m der Gigenfhaft des Laudemii, als einer Frucht ber Serihtsbarteit, liegt 
mh fein Grund, um deſſen Aufhebung anzunehmen, wenigſtens hat das G. 
ärz 1850 dies nicht ausgeſprochen, im @egentheil dadurch, dag «6 im Abs 
T. von der Ablöfung ber Vefigveränderungs: bgaben Handelt, deren Beide⸗ 
anerfannt, ſofern fie auf Grundflüden haften, alfo Reallaften find, was 
fiegenden Falle) dur Anerkenntnig in Gemäheit des $. 40. be Gef. v. 
3 1850 feftgeftellt worden iR. (Striethorf’s Ard. Bd. 7. ©. 285. 
) 




























einem anderen (nicht veröffentlichten) Falle iſt derſelbe Senat 
Zrib. (in dem Erf. v. 21. April 1853) zu der Anficht gelangt, 
Abloſ. Gef. v. 2. März 1850 die durch daffelbe nicht aufgehobe⸗ 
emien präfuntio für fortbeftehende Grundabgaben erkläre. 
je Entfcheivung geht auf die Beſtimmungen des Art. 42. der Ver⸗ 
8=Urfunde gar nicht ein, fondern deducixt folgendermaaßen: 
Berufung auf tas ältere Präjubifat v. 20. Sept. 1848 erſcheint ſchon 

wlänglich, weil es vor @manation des Gef. v. 2. März 1850 erging ?). 
fe6 aber Hat zuerſt für bie Präfumtion, welcher Natur eine Befipverändes 
* fei, detlaratoriſch, alfo maaßgebend für alle noch unentichiedenen 
($. 15. Einf. zum 9. 2. R.) eine feſte Gränze gezogen, während bie 
Befeßgebung dieſe Streitfrage nicht gelöft hatte, weshalb bie Frage, 
Fundamenten eine derartige Abgabe beruhe, in jedem einzelnen Falle 
fatifchen DVerbältnifen zu beurtheilen war. (Mevid. Entw. des Echlef. 
1, $. 91.). Nachdem das ©. v 2. März 1850 nämlich in den 88. 36. 
"die Aufhebung der Vefigveränderungs» Abgaben bei Veränberungsfällen in 

Hand, aller unfrirten, erft nach Ginführung des @b. d. 13. Sept. 

entfandenen Befipoeränberungs- Abgaben, und des Mechtes, von einem 
jelben Grundſtücke mehrere Arten von Befipveränderungs- Abgaben zn ers 
eſprochen hat, reiht es hieran in ben 88. 38. und 39. die Beflims 
dag wenn bisher mehrere Arten von Befipveränderungss> Abgaben neben 
entrichtet werben, zm vermuten fei, daß bie höhere diefer Abgaben eine 
gabe fei, und baher fertbefehe, die geringere Dagegen zu den im $. 3. 
om Abgaben gehöre; daß dagegen von ben unter einer anf eine Gerichts⸗ 
bindentenden Benennung vorfommenden Befigveränderungs-Mbgaben auch 
Fällen, in welchen neben ihnen Beine anderen Befigveränderunges@bgaben 
werden, bie Vermuthung gelte, daß fie Gerichtsfportelm find und gu 
$. 3. Nr. 5. aufgehobene Abgaben gehören. 


—— — 


4 1850 aufgehobenen Lafen gehöre, hat das Ob. Trib, andy in @rf. 
Behr. 1852 (Zeiticr. des Revif. Kolleg, Br. 5. &. 379—381) angenom: 
ergl. Zu. zum $. 3. Nr. 5. des Ablöf. Gef. (f. oben S. 265-266). 
Dicfer Grund erfcheint deshalb nicht zufrefend, weil das Präj. v 
Pe. 1848 materiell ausführte, daß Lautemien nad; ben Örundfägen des 
'= und des Schleſiſchen Prov.r Rechtes lets, bis zum Nachweis des Begens 

ix fructus jurisdictionis zu erachten ſeien. 


Ki die „Lehnwanre” nicht gu den nach 8. 3. Mr. 5. des abldſ. Ber. 
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ie zu ben im $. 3. a. a. O. bezeichneten Kathegerien gehören; biefelben 
ber auc als Urundabgaben in den Fällen weg, wenn fie bei Beſitz⸗ 
rungen in berrfcheuder Hand zu entrichten ($. 36.) oder erſt nach Binfühs 
9 Kulturs@b. v. 13. Sept. 1811 ſtipulirt worben find. 
B gelangen baber flets diejenigen Landemien zur unentgelblichen Aufhebung, 
Achen erweislich gemacht werben kann, daß folche in ber aufgehobenen 
sherrlichfeit ihren Brand Haben. Dies muß aber durch beffimmte Thats 
ı nachgewiefen werten; die bloße Derufung auf die Vorſchrift des $. 116. 
R. U. 17., wonach „Laudemien gewöhnlich zu den Nubungen der Civil⸗ 
barkeit gehören“, iR wicht genügend. Im biefer Vorfchrift iſt nicht eine 
be Bräfumtion für die gerichtsherrliche Natur der Laudemien, fondern nur 
etfächliche Ergebniß der nach der Anficht der Rebaftoren des A. 2. R. in 
eiſten Lanbestheilen („gewöhnlich“) beſtehenden Verhältniſſe Hiftorifch erwähnt. 
eht ſchon aus der Stellung der Vorfchrift im A. 2. R. hervor. Jene Ber 
wg iſt in dem Titel über die Gerichtsbarkeit enthalten, und bezweckt zunächft 
Unterſcheidung zwifchen ten Früchten ber Givils und denen der Griminals 
Wbarkeit, während tiefelbe, wenn fie die Natur der Laubemien für alle Sans 
je gätte entfcheiven follen, wohl eher ihren Platß unter den Borfchriften über 
a im Tit. 18. Th. 1. 9. L. R. gefunden haben würde. Noch mehr aber 
obige Anficht, daß das 9. L. R. Feine rechtliche Präfumtion für bie ges 
mliche Ratur der Laudemien aufgeftellt Hat, durch die Erwägung begründet, 
a. 2. 9. die LaudemialsBerpflichtung vorzugsweiſe als eine LaR des Erb⸗ 
B ober Zinsmannes befimmt und diefes Verhältnig mit der Gerichtsbarkeit 
a thun bat nnd ein Gleiches auch ven ten auf Lehngütern haftenden Be⸗ 
| ge-Mbnaben behanptet werben muß. Endlich findet auch dieſe Anſicht 
dtung in den Motiven zum Ablöf. Geſ. v. 2. März 1850, indem auch 
kien der —**— Nachweis der Natur der Landemien gefordert wird, wem 
fractus jurisdictionis angeſehen werben ſollen, ſowie in dem Umſtande, 
dachte Geſetz keinesweges alle Laudemien aufgehoben hat, was doch ge⸗ 
ja würde, wenn bie geſetzgebenden Gewalten in dem $. 116. A. 2. R. 
Re praesumtio juris et de jure anerfannt hätten, (Zeitfchrift des Revif. 
u. 6. ©. 57 ff. u. Praͤj. Samml. defielb. S. 49, Nr. 29.). 























iebt ſich aus den mitgetheilten Entfcheidungen des böchften Ge⸗ 

Jes und des Reviſions⸗Kolleg. für Landes⸗/Kultur⸗Sa⸗ 
beide Gerichtshöfe früher ald feſtſtehend angenommen ha⸗ 
de Laudemien, insbefondere in Schleften, präfumtiv eine aus ber 
Gerichtsbarkeit flammente Abgabe feien. ') Das Ob. Trib. 
ich in der (oben mitgetheilten) neueren Entfcheidung v. 21. Oft. 
des nicht geradezu und allgemein in Abrede geſtellt; allein daſſelbe 
an, daß werer die Berfafl. Urkunde v. 31. San. 1850, noch daß 
Def. v. 2. Mär; 1850 das Laudemium als Frucht der Gerichts» 
It für aufgehoben erklärt haben. Die Ausführung des Ob. Trib. 
lich anfcheinend von ter in neuerer Zeit vielfach gehörten Annahme 

die Verfafſ. Urfunde für fih allein nod kein bindendes 
ei, fondern daß es erft noch befonderer Befege bedürfe, um de» 
ſazipien ins Leben zu führen. Bür die vorliegende Brage wird ſpe⸗ 
Gewicht darauf gelegt, daß ter Art. 42. der Verfaſſ. Urkunde felbft 
seitere Ausführung feiner allgemeinen Anordnungen befonderen 


— — 0... 


I) Es betraf zwar, wie bereits oben ©. 404, Note 1. erwähnt, der durch 
eüheren Urtel entfchiedene Rechtsſtreit feinen Streit zwifchen dem Landes 
Berechtigten und Berpflichteten unter fich, fondern die Frage, ob bie 
mien dem Fiekus, als Inhaber der Serichtsbarfeit, oder dem Dos 
usRäufer, als Gutsherrn, gebührten; allein die erwähnten Urtel ent⸗ 
dennoch direkt die Frage über die Natur der Laubemien, und zwar 
w, daß fie fowohl nach ven Grundfäpen des N. L. R., ale auch des Schle⸗ 
en Brov.: Rechtes für fructus jurisdictionis zu erachten, fo fange nicht 
meseto eine andere Dualität nachgewiefen worden. - 
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Mebung mit voller rechilicher Wirkung von dem Tage der Publikation 
Klerfaffung an eingetreten if, ohne daß e3 hierzu noch erft eines fer- 
wm Uftes der Geſetzgebung bedurfte, — mie dies denn auch ausdrücklich 
ver allgemeinen Motiven des Negier. Entw. zu 66. 36— 49. des Abläf. 
(f. oben ©. 404) ausgefprochen iſt. Es Fann aber aud) keinesweges 
richtig erachtet werden, wenn das Ob. Trib. in dem in Rede ſtehen⸗ 
Birtel v. 21. Oft. 1852 annimmt, daß die Beibehaltung ter Lau⸗ 
en in der Eigenfchaft als Früchte der Gerichtöbarfeit daraus 
daß das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 im Abfch. VI. von deren Abloͤ⸗ 
handelt. Es wird kaum der näheren Ausführung betürfen, daß die» 
nd des höchften Gerichtöhofes in feiner Weiſe zutrifft, intem aus 
ufnapme von Beftimmungen über die Beflgveränterungs- Abgaben und 
Abloͤſung in das Ablsöſ. Geſetz doch offenbar nidyt der Schluß gezo⸗ 
verden Tann, daß dieſe Beftimmungen audy für ſolche Beflgverände- 
7Abgaben gelten follen, vie zur Zeit der Publikation des Abläf. Gef. 
gupt nicht mehr zu Recht beflanten, fondern bereitd Durch die Ver⸗ 
Urkunde oder andere Gefege für aufgehoben erklärt werten wa⸗ 
das Objekt, auf welches jene Beflimmungen des Ablöf. Gef. ihre 
ng finden, find vielmehr unzweifelhaft nur diejenigen Beſitz⸗ 
ngö= Abgaben anzufehen, welche nicht bereitd durch frühere gefeß- 
Mimmungen (beziebungsmweife durch das Ablöf. Gef. felbft) für auf- 
en erklärt worden. !) — 
Eutfcheidung ter Brage, in wiefern Laudemien nach gegenwärti- 
ver Geſetzgebung für aufgehoben zu erachten, wird daher jes 
von der Ermittelung ihrer Qualität abhängig fein. 
Bat auch dad Nevifiond- Kollegium für Landes-Kulturs 
in dem (oben mitgetbeilten) Erf. v. 11. Juni 1852 aus völlig 
Gründen anerfannt; indeß nimmt dies Judikat an, daß vie 
der Laudemien als Brüchte der Civil⸗Gerichtsbarkeit keinesweges 
der Morfchrift des F. 116. A. 2. R. II. 17. vermuthet wer—⸗ 
‚ fontern (von dem diefe Qualität Behauptenden) durch be» 
 Ahatfachen erweislicdh gemacht werden müſſe. Diefe Entfchei- 
fomit von einer anderen Gruntlage aus, als tie frühere Aus- 
5 beffelben Gerichtshofes in dem (gleichfall® oben mitgetheilten) 
te v. 16. Nov. 1847, welches angenommen hatte, daß ſowohl nad) 
ALM. II. 17., ald nach der Schleflfchen DVerfaffung die Laude⸗ 
aben präfumtiv Abgaben an ven Gutsheren, als gleichzeitigen 
ter Serichtöbarkfeit, für den Verreich und die Konfirma- 
ai ein Ausfluß der Civil-Gerichtsbarkeit feien. 
 Revifiond- Kollegium ift bei feiner neueren Entſcheidung v. 
1852 auf tie befontere und eigenthümliche Natur ter Schle⸗ 
Laudemien nicht näher eingegangen, und es läßt ſich daher nicht 
immtheit entnehmen, ob der Gerichtöhof in diefer Beziehung 
ere Anſicht, mit welcher die nes Ob. Trib. übereinftimmte, ges 
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IV Dies bat auch der Berichterſtatter der IT. K. (Abgeordn. Ambronn) 
‚indem er (in der 63. Sitz. der II. K. v. 28. Nov. 1849) bemerkte: 
"In den Fällen, wo das Laudemium als Ausflug der Gerichtsbarfeit anzu: 
eben ift, fällt es nach $. 3. des Gef. unentgelvlih weg. 66 verfieht 
— „Ab daher von felbft, daß wenn auch die Eriftenz eines Laudemiums 
Minchgewieien werben Fann, daſſelbe dennoch als bereits aufgehoben 
Tatageſehen werden muß, wenn nachgewiefen wird, daß bafielbe ein Aus: 
fing der Gerichtsbarkeit if.“ . 
ogr. Ber. der II. K. Bd. 3. ©. 1435). 
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u entgegengefegten Mefultate ver Entfcheidung, nämlich dahin ge⸗ 
würde, anzunehmen, daß (in Schleften) alle Laudemial⸗Abga⸗ 
6 zum Nachmeife des Gegentheils für Srüchte der Eivil- 
chtäbarkeit, und als ſolche für aufgehoben zu erachten feien. !) 
16 (gleichfalls oben mitgetheilte) Erf. des Ob. Trip. v. 21. April 
endlich tft auf die Frage, ob unt in wiefern die Laudemien durch die 
mungen der Verfaſſ. Urkunde berührt werben, gar nicht einges 
„ſondern gebt von einer ganz anderen Grundlage aus, als das 
beffelben Gerichtshofes v. 21. Oft. 1852. Es behauptet nämlich, 
is zum Erlaß des Abldf. Bef. v. 2. März 1850 allerdings 
ge, welcher Natur eine Befigveränterungs- Abgabe fei, 
ers gewefen fei, daß aber diefe Streitfrage ihre deflaratorifche Ent- 
ng in ten 66. 38. u. 39. des erwähnten Geſ. gefunden babe. 
18 ten allegirten 65. ergiebt fich Feinesweges, daß es die Ab⸗ 
B Geſetzgebers geweſen fei, dadurch für alle Arten ver Beflgverän- 
Abgaben eine rechtlihe Vermuthung bezüglih ihrer Qualität 
Ben. Sie handeln vielmehr, wie ihr Inhalt Mar zeigt, nur von 
Allen, nämlich a. von dem alle, wo mehrere Arten von Bes 
Merungds Abgaben von einem und demfelben Grundſtücke bisher ne- 
Banter entrichtet worden find, in welchem Kalle vermuthet werten 
B die Höhere derfelben eine Grundabgabe, die geringere dagegen 
ertel fe ($. 38.), und b. von dem Balle, wo die Benennung 
be auf eine Gerichtshandlung Hindeutet, wo die Vermuthung für 
tel- Qualität eintreten fol ($. 39.). Der Iegtere $. bat offenbar 
ge ver Qualität der Laudemien gar keinen Einfluß, da dieſe 
3 auf eine Berihtshandlung felbftredend nicht hindeutet, und 
entfcheidet Teviglich den Ball, wenn mehr als eine Beſitzver⸗ 
Abgabe bei einem und demfelben Grundftüce vorfommt. 
} beite FF. die Ftage über tie Qualität folder Laude— 
wicht in Berbindung mit anderen Befigveränderungd» 
Fi Wei einem Grundſtücke vorfommen, völlig unentfchieden, und es 
Mädtehens bevenfliche Bolgerung, aus jenen $$. berleiten zu wol⸗ 
dedurch ganz allgemein habe veflarirt werben follen, eö ſeien 
ber präfumtio für Grundabgaben zu erachten. Wäre dies 
des Geſetzgebers gemwefen, fo ift nicht erfindlich, weshalb er Dies 
immt ausgefprochen haben follte. ©ernde daraus, daß nur 
fpezielle Bälle eine Nechtövermuthung aufgeftellt worden ift, 
folgern fein, daß es nicht beabfichtiget worten ift, eine allge» 
Icäfumtion bezüglich ver rechtlichen Natur aller und jeder Befit- 
ags⸗Abgaben, und insbeſ. ver Laudemien, aufzuftellen. 



















8 dafür führen, daß fie gerade in Dem vorliegenden Kalle ale 
Bin Ausflug der Gerichtsbarkeit anzuſehen fei.“ 

6 ergiebt fich aus der Vergleichung der (oben mitgetheiften) Entfceis 
Ob. Trib. v. 21. Oft. 1852 nnd des Reviſ. Kolleg. v. 11. Juni 
uf beide Serichtshöfe einen völlig abweichenden Standpunkt zu 

B des Fortbeflandes der Laudemials Abgaben einnehmen. Während das 
Kolleg. diejenigen Laudemien, welche erweislich Früchte der Eirils 
Merkeit find, durch die Verfaff. Urkunde und das Ablöf. Gef. für aufges 
— Scht, und nur den fpeziellen Nachweis ter Dnalität ale. fructus 

%3 erfordert, findet das Ob. Trib. auch nicht, daß diejenigen Laudemien, 
ı bargethan werten kann, daß fie Früchte ner Civil-Gerichtsbarkeit 
die Verfaſſung und das Ablöf. Gef. für aufgehoben zu erachten feien, 
mt an, daß auch folche Laudemien fortbeftehen, fobald nur der Nachs 
kepflichtung nach Maafgabe des $. 40. des Abläf. Gef. ges 
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»d, wurden fie laut der im Publ. v. 5. April 1809 enthaltenen Deklaration 
kfien ſchon 1807 aufgehoben. Nach 1807 beftanden nur folge Laudemien 
üdhe der Gutsherr ale Gerichtsherr, aus dem Grunde der Gerichtsbarkeit, 
m Batte. Diefer Grund ift ihm mit Aufhebung der Patrimonial⸗Gerichts⸗ 
nommen, und ber Schlefifche Butsbefiger ift alfo zu gar feiner Lan: 
orderung mehr berecbiiget. 

wird," hieran anfnüpfend, ausgeführt, daß das Abldf. Geſ. v. 2. 
350 die einmal aufgehobenen Beilgveränderungs-Ahgaben nicht habe 
werftellen wollen, fondern, — wie ſich von felbft verftehe und über» 
I Art. 40., beziebungsweife Art. 42., der Verf. Url. v. 5. Der. 
31. Ian. 1850 folge, — nur von folchen fpreche, welche zur Zeit 
ublikation noch ji Recht beftanden. Dies ergebe fich auch aus dem 
e, daß der $. 2. Nr. 3. tes Gef. v. 9. Oft 1848 alle VProzeſſe 
teveränderungs- Abgaben ſiſtirt habe, worin zugleich auch ein Hin⸗ 
er Einleitung neuer liege. Der 6. 113. des Ablöf. Gef. v. 2. 
50 Habe aber jenes Siſtirungs⸗Geſetz nicht gänzlich, fondern nur 
mung derjenigen Prozeſſe aufgehoben, welche Mechtöverhältniffe zum 
ande haben, die nach dem gegenwärtigen (nad) tem ©. v. 2. 
350) geordnet werden follen. Georbnet nach dieſem Gef. werde 
Ber der Eigenthumsverleihung regulirungsfähiger Stellen, nur die 
j der Meallaften. Der vorlekte Satz des $. 3. tes Abldſ. Gef. 
T, dag unter Reallaften (Grundabgaben) nur diejenigen Laften 
ſaben verſtanden werden, welche von dem Erwerber eines Grunde 
Der einer grundftüdgleichen Gerechtigkeit als Begenleiftung, Kauf⸗ 
| ng übernommen worden find. Wenn alfo ein Laudemtum 
gandabgahe, d. h. wenn es nicht eine Gegenleiſtung für Verlei⸗ 
des Grundbeſitzes fei, fo unterliege e8 der Megulirung durch das 
2 März; 1850 nicht, und die Siftirung, welche durch das Gef. v. 
angeordnet worten, beftehe binfichtlich feiner noch fort. — 
en Beflgveränterungs = Abgaben gebe dad Gefeh blos Kenn- 
Hand, aus welchen Bermuthungen entftehen follen, ob fie 
und abldsbar, oder Feine Orundabgaben und alfo noch der 
liegend find. — Daraus gebe unzweifelhaft hervor, daß die 
gen Arten des Laudemii, welche vor dem Gef. v. 2. März 
’ nicht aufgehoben waren, über ihr Fortbeſtehen entſchei— 











eff der Natur der Laudemien und der Beweislaft in dieſer 
wird fodann Folgendes ausgeführt: 


Michtgrundabgaben - Qualität des Laudemii fol nah $. 39. aus gewiflen 
We beigelegten Bezeichnungen vermuthet werden. Gin Kennzeichen zur 
Big der Bermuthung für die Grundabgaben-Dualität und daß fie „daher“ 
ke, weil fie Grundabgabe fei, fortbeftehe, nimmt $. 38. aus dem gleich: 
Berfommen mehrerer Befipveränderungsabgaben für die größere. — Es 
km die Frage, wie dann über die Abgabe zu urtheilen fei, wenn weber der 
er Abgabe — $. 39. — noch das gleichzeitige Vorkommen mehrerer Bes 
rrungsabgaben auf eine Bermuthung führen. Das Geſezt giebt auch dar: 
Kindigen Aufſchluß, wenn gleih nit an diefer, fondern an einer andern 
Es hebt unentgeltlih auf Nr. 4. $. 3. 

e unter verfchiedenen Benennungen vorkommenden Beiträge und Leiflungen 
x Uebertragung der Laiten der Privatgerichtsbarkeit und gutsherrlidhen 
Wizeiverwaltung. , 
R nun befannt, daß man tie Laudemien jederzeit als eine Vergeltung für 
Ider Gerichtsbarkeit gerechnet hat. Daß aber die Laudemien, wenn fie 
Srundabgabe erwielen werben können oder der gejehlichen Vermuthung 
Im Gegenbeweis dafür gelten follen, wirklich aufgehoben find, Ichrt Nr. 
3., wonach unentgeltlidy aufgehoben find: 

Abgaben und Leiftungen, weiche außer ben Koflen, deren Erhebung 
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ufe nicht das Borzugsreht ber Grundabgaben, fondern nur gleiche Vorrechte 
In übrigen perfönlichen Forderungen an 

je Schleſiſchen Laudemien, foweit fie nicht außerhalb des gutöherrlich- bäuer: 
Berbandes auf nicht eigenthümlichen Stellen in Folge der Borbebingung und 
entiſcher Verträge beruhen — find von jeher als Berichtsgefälle erachtet 


be fucht ſchließlich zu aetgen, daß tie geſetzliche Präfumtion, 
ans $. 116. A. 2. N. 11. 17. bervorgebe, für die Gerichtsge⸗ 
Natur aller Laudemien überhaupt fpreche, und bemerkt, daß dieſe 
St derfelben in Betreff Schlefiens von allen Schlefifchen 
Is Shriftflellern (vergl. namentlih Henel $. 23. Hauptflüd 
 Gileflographie, Friedenberg Tract. de Siles. jurib. Lib. UI. 
. p. 167—168, Pachaly ©. 218, Vater Th. I. ©. 241, Gut⸗ 
yer Gef. Kommiff. v. 6. Ian. 1804 bei Nabe Bd. 8. ©. 216) und 
na Ob. Trib. in deffen Erk. 9. 20. Sept. 1848 (Entſch. Bd. 17. 
‚f. oben ©. 404 ff.) anerkannt worden fei. 1) Wenn man alle viefe 
te zufammenfafle, fo ergebe fich, daß ver erforberliche Gegenbeweis, 
er gegen die duch F. 39. begründete Präfumtion geführt werben 
— als vorhanden anzunehmen fei, wo es fich innerhalb des guts⸗ 
‚bäuerlichen Berhältniffes um Iandübliche, nicht durch vorzulegende 
wtifche Verträge als Gegenleiftung für Verleihung des Grundbeſitzes 
ende Laudemien handle. Ein ſolcher Begenbeweis fei aber in 
a gar nicht erforderlich; die im 6. 38. des Abläf. Gef. v. 2. März 1850 
Bte Präfumtion ſei vielmehr in Schleften durch die vorherige Ges 
außgefhloffen. Das Publ, v. 8. April 1819 babe innerhalb des 
bäuerlichen Verhältniffes nur ſolche Laudemien beftehen Iaffen, 
tögefälle find; andere babe es ſeildem in Schleflen gar nicht 
tönnen, und daher Fönne über die Natur eines Nonens aud) 
geftritten werden, weber mit noch ohne Präfumtionen. ?) 
{Ser fucht in ausführlicher Erörterung zu zeigen, daß die im $. 
11. 17. aufgeftelte Vermuthung für die Gerichtögefälle- 
it Der Laudemien auch für Schleftien maaßgebend und daß 
Diefe Vermuthung anzunehmen fei, daß in Schleſien die Lau⸗ 
lange nicht der Beweis des Ötgentbeile geführt ift, als fruc- 
Brisdictionis zu erachten feien. °) Als foldhe aber gehörten ſie 
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diefer Beziehung iſt indeß darauf hinzuweiſen, daß Robe ſelbſt in 
sben allegirten) Werke über die Schleflichen Laudemien die Natur der 
Landemien als fructus jurisdictionis in Abrebe geftellt und, — 
oben ©. 412 erwähnt, — biefelben für eine in der Regel aus dem 
we entfpringenbe oder mit Hülfe des Herrenrechtes eingeführte Abs 
atte. 
Diefelben Grundſätze, welche nad Obigem von Robe vertheidiget wer: 
& die in deſſen Lehrzeit. S. 102-103. mitgetheilte Entfcheidung einer 
ider bezeichneten) Gerichts-Kommiſſion angenommen und anf Grund ber; 
ine ‚Saiteffäe Outsherrfchaft mit der Klage auf Zahlung eines Laudemi⸗ 
jewielen. 
Iaßer den bereits in Obigem erörterten Gründen ftüpt Fiſcher feine 
wug auch auf folgende Materialien: 
Der Regierungs-Rommiffarius (Beh. Reg.⸗Rath Schellwitz, 
Mitglied der Gen⸗Kommiſſton zu Breslau war und gegenwärtig Diri⸗ 
hr iR) hat in der 79. Sig. der NationalsBerfammi. (f. flenogr. Ber. 
Beßerf. Bd. 3. ©, 1650. ff.) erklärt: 
„Unzweifelhaft ift zwiſchen Gerichtsfporteln und Nutzungen der Gerichtes 
urteilt im weiteren Sinne ein wefentlicher Unterſchied. Die Berichtes 
Aſperteln gehören zu ben Rupungen der Gerichtsbarkeit, aber wicht alle 
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Erläuterungen zu den $$. 36. bis 49. 
Zum $. 36. 


6. 36. ift von den Kammern wörtlich in der Faſſung bes 
itw. angenommen worden. 


Motive des Regier. Entw. fprechen fi zur Begründung 
abin aus: 


Hiatung, Laubemien bei Befigveränberungen in herrſchender Hanb 
iſt nicht gemeinrechtlich ($. 730. Tit. 18. TH. J. A. L. R.) und 
ar in wenigen Gegenden vor. Wo fie aus dem Lehnsverhältnig ent: 
nt ihre unentgeltliche Aufhebung ſchon durch die der Lehnsherrlichkeit, 
2. Nr. 1. des Entwurfs ausgefprocden hat, gleichzeitig gerechtfertigt. 
ı andern Fällen verdient biefe Abgabe feinen ferneren geſetzlichen 
ie Herbeiführung bes Falles, in welchem fie, wenigfiens bei Beräuße: 
tet werden muß, ganz in die Willlühr des Berechtigten geftellt if. 
ründen it in dem vorliegenden $. die unentgeltliche Aufhebung biefer 
speränderungssAbgaben allgemein ausgefprocden. 


Kommiffion derli. Kammer äußert fi in ihren Berichte 
ndermaaßen: 


‚ebung der Laudemien bei Befigveränderungen in berrfchender Hand 
gung bat die AgrarsKRommiffion ale gerechifertigt erachtet. Die 
zur Zahlung folcher Laudemien if nicht gemeinrechtlih und kommt 
re beim eigentlichen Lehnsverhältniffe vor. Iſt diefelbe in einem 
Itniffe begründet, fo ift die unentgeltliche Aufhebung berfelben eine 
Belge der erfolgten unentgeltlichen Aufhebung der Lehnsherrlichkeit 
andern Fällen if jene Verpflichtung bei dem gefteigerten @ütervers 
u Zeit, zu welchem bie Ausficht auf die Laubemien fogar einen ber 
eben kann, eine um fo drückendere Beläfligung geworden, als biefelbe 
e Willkühr des Berechtigten geftellt if. 
m Mitgliede ver Kommiſſion if der Antrag geftellt worden, die uns 
ufhebung der Laubemien auf VBefigveränderungen in ber tienenden 
onen, fofern das verpflichtete Grundſtuͤck ſei es durch Vererbung, Erb⸗ 
oder durch Ueberlaffung unter Lebenden an Verwandte des Befigers 
md abfleigenden Linie oder an Ehegatten oder Berlobten deſſelben 
Wefer Antrag wurde durch die Behauptung zu motiviren gefucht, daß 
Landemien gleichfalls nicht gemeinrechtlich feien ($. 716. ff. Tit. 18. 
WR.) und ein Bleiches wegen ber analogen Berhältniffe auch von ben 
: Mscendenten, Shegatten und Berlobten gelte, auch eine folche Bes 
zugsweiſe in Berüdfichtigung der DVerhältniffe der Provinz Schleften, 
ationals Berfammlung vorgelegten Geſetz⸗Entwurfe bereits enthalten 
iefen Antrag wurde angeführt, daß die in Echlefien obwaltenden Vers 
allein maaßgebend fein könnten, weil bier ein allgemeines Landes⸗ 
werden folle, im Webrigen aber für Schlefien durch die im $. 42. 
Beſtimmung, nach welcher bei Srmittelung der Entfchädigung nie 
[6 drei Fälle auf ein Jahrhundert gerechnet werden follen, indirekt 
für die Pflichtigen erreicht würden, welche durch den geftellten Ans 
erden follten. Es wurde ferner gegen jenen Antrag geltend gemacht, 
ıhme beffelben für die Berechtigten in andern Provinzen eine nicht 


⸗ 


m6:Abgabe wäre. Das letztere hat die Geſetzgebung indeß eigentlich 
: anerfannt. 8 ift dies gefchehen in dem Butachten ber Geſ.⸗Kom⸗ 
v. 6. San. 1804. und in der V. v. 8. April 1809., und dafür wird 
fie auch halten müflen. Darauf gebe ich zwar wenig, daß die Ges 
fie als Sporteln eingefordert hatten; dies erflärt fi aus der 
hten Gerichtseinrichtung —* Zeit. Aber ſowohl die Schleſiſchen 
iftſteller haben ſich dafür ausgeſprochen, als auch das A. L. R. hat 
Sag angenommen, daß die Laudemien Nutzungen der Gerichtsbarkeit 
‚ and dies rührt aus Schlefien her, weil die Redaktoren bes A. ER. 
Schleſien ftammten. 

æ⸗Gefeſßꝗ. PB N. 27 
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bi Veraͤußerungen und felbit bei Eigenthumsverleihnugen von laſſitiſchen 
üden unfizirte Beflgveränderungss Abgaben neu begründet werben. Die 
en Gtipulationen ber letzteren find nah $. 43. der 8. v. 20. Juni 
abedingt unzuläffig und Verabredungen über Begründung folder Lau⸗ 
bei reinen Berkäufen haben bie meiften Sprucdbehörben und mit biefen 
Ober⸗Tribunal, gettüst auf den $.7. des gedachten LandessKultur-@pifts, 
em die Grrichtung von Dienitfamilienftellen nur gegen Ansbebingung von 
is Gelb oder Getreide geſtattet ift, für ungültig erklärt. 

entſpricht daher die bier aufgeüellte Bellimmung den feither gültigen Bes 
ie Aufnahme derfelben in bie AblöfungssOrbnung Kat aber die Agrar: 
oa zur Beſeitigung ber nody obwaltenden Bebenfen über die Bedeutung 
em begründeten Landemien für zweckmaͤßig erachtet und ebenfo hat biefelbe 
Borſchlage der Regierun ‚ nad weldem jene Laudemien ohne mettere 
gung, jedes unter Aufrehthaltung des übrigen Inhalts der geiätoffenen 
wegfallen follen, ihre Zuſimmung ertheilen zu müſſen geglaubt, weil nur 
je ſolche Beilimmung es möglid wird, eine nicht unbedeutende Zahl von 
296: Rezeflen, in welchen neue Laudemien ftipulist worden find, vor den 
ber Anfechtung im Wege des Prozefles zu ſchützen. 

Plenum ver ll. Kammer trat dem Antrage auf unveränderte 
e des F. 37. ohne Diskufflon bei. (Stenogr. Ber. der II. Kammer 
, Bd. 3. ©. 1435.) 

Die Kommiffion ver I. Kammer trug darauf an, im 6. 37. 
ı bereit erwähnte Einfchaltung der Worte: „unbefchadet der 
Peit Der übrigen Befimmungen der Veräußerung oder 
nahe zu genehmigen. Der Bericht der Kommifflon fpricht fi 






















meaagen auf: 
e Berfennung der Beilimmungen des $. 7. bes Landes⸗KulturCh. 
43. der V. v. 20. Juni-1817 über den Umfang des Verbotes ber 
neuer, unfixirter Laudemien und über die Merkmale des Unfirirten, 
LU bei Regulirungen, als auch bei reinen Raufverträgen und Eigen⸗ 
ungen, Stipulationen von Laubemien zur Bolge, deren Gültigkeit 
ten wurde. In den Gntiheidungen ber verſchiedenen Gerichtshoͤfe 
namentlidy auch darüber verfchiedene Grundſätze geltend, ob mit ber 
Stipulationen auch die des ganzen Vertrages fee. Indem der $. 
zwar anerkennt, die Gültigfeit des Bertrages aber nad den Mos 
will, und im zweiten Sage bes $. auch diejenigen &audemien nicht 
enfizizten vechnet, welche zwar zu einem, ein für allemal befimmten Bes 
nicht zu beſtimmt wiederkehrenden Perioden ftipulirt find, bezweckt er, 
ung der Redhts- Ungleichheit, welche bei der Verfchiedenheit der An⸗ 
schen Gerichtshoͤfe und mehrerer Brovinzials®erihtöhöfe zwifchen den 
hen würden, bie an das Ober-Trib. gelangen und denen, welde nur 
nzen zu durdlaufen haben; theils enthält aber auch der $. in feinen 
ungen einen Bergleich der im Bingang genannten Art, indem er 
fte Frage über den Ginfluß auf die Gültigkeit des Bertrages und 
x ber im Iebten Cage gedachten Laudemien durch Aufrechthaltung beider 
Bon einem Mitgliede der Kommiffion wurde jedoch der Antrag geftellt: 
Ben bes $. zu verwerfen und folgende Beſtimmungen an feine 
zu ſetzen: 
m Huch für unfirirte Befigveränderungs-Abgaben, weldhe nach Einführung 
y. des Kultur⸗GEdiftes v. 14. Sept. 1811 neu entflanden find, findet bie 
nachſtehend normirte Entſchaͤdigung ftatt. 
g Sintrag wurde Durch die Anficht begründet, daß erft lange nach den: Cdikft 
eswähnte Zweifel, ob ein unflrixtes Laudemium ftatthaft, entttanden und 
eutfchieden worden fei. Bei der Feinesfalld unzweideutigen Faſſung bes 
E. fei der $. 37. eine große Härte für die, welche in der Zwiſchenzeit 
Laudemien belastete Befigungen ausgethan Hätten, namentlidy wenn, wie 
\ Dies ohne Kaufgeld und nur gegen Auflegung der Abgabe gefchehen fei. 
en diefer Anfiht folgend ging ein weiterer Antrag auf Streichung des 
„ während ein Dritter, fi darin gründend, vap, bob Edikt nit alle un⸗ 
Saudemien anfgehoben habe, im I. Alin. an der Stelle des Satzes: „nad 
zung” bis zu „neu entfanden find,” gefagt willen will: 
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Von d. Ablöf. der Neallaften, den Negulirungen u. Gem 


„im Widerfpruch mit den Beftimmungen des Ed, v. 14. Se 
Beförderung ber Sandeskultur entftanden find.“ 

Die Majoritit der Kommiffion hielt jedody den $. materiell ' 
der genannten vo für —— — a und — J 

iaen der Streitfeage für bie richterli ung mit q 
———— beſonders hinſichtlich des Bent ber Veru 
bunden: jei, von denen übrigens nur in den wenigfien und gar m 
gar fein Kaufgeld, fondern nur ein Saubentium fipulirt werben f 
dem Gutsbefiger erwünfcht gewefen fe, auf einer verfallenen Stel 
ex ‚fonit hätte ausbauen müffen, oder auf einem unfruchtbaren o) 
Heinen Fleae einen ihm unentbehrlichen Arbeiter — wela 
die Vficht zum eignen Hausaufbau, iehteren Falls die zur Rultivir 
üdes auferlegt worden ſei. 

‚Die beiden Amendements wurden verworfen, Dagegen würde e 
nommen, hinter das Wort: „fallen“ im An. I, einzufchalten: 

„unbefdabet: der Gültigkeit der übrigen Beftimmungen d 
ober Verleihung.” 

Ginftimmig war die Kommiffion gegen den Unttag einer einge 
damit einverftanden, daß im Sa 1. der Ausdrud „Ginführun; 
welder id) auf die derfehlebenen Zeitpunfte bezieht, in denen das 
ſchiebenen Provingen publizirt wurde. Es wurde demnaͤchſt ber ganze 
und er wird in der veränderten Bafjung auch der Kammer zur Annabı 


Das Plenum der IL. Kammer trat dem Antrage der 

bei.) (Stenogr. Ber. 1..K. pro 1845, Bb. 5. ©. 2517—2518 

D. Die I, Kammer bat ſich jchlieflich, auf den Antı 

miffton, mit der hiernach von der I. Kammer beſchloſſenen V 

De U. erflärt, (Stenogr, Ber. der IL K. pro 
) 


1) In der I. K. wurbe von dem Abgeordu. Rösler u. Gen. 
beff.-Antrag (Drudf. Nr. 545.) gefleilt: 

„Das Prinzip des $. 37. zu verwerfen und felgende Beſti 
„Stelle zu fegen: 

„Auch für unfiricte Veigverändermnge Abgaben, meld 

„tung des Kultur-Grifts v. 14. Sept. 1811 neu entita 

„bie hachſtehend normirte Bntfhätigung flatt. 

Motive 

„Das Ed. v. 14. Eept. 1811 refp. deſſen $. 7. enthält f 
„fe, fondern nur eine Inſtruktion — die Stipulatien ven 
„benien gu vermeiden. Demgemäß find auch hunderte v 
„Stipulationen ven dergleichen Laudemien — welche tbei 
„theils fogar den alleinigen Theil des Erwerbspreiſes bilde 
General⸗Kommiſſionen beftätigt, und auf Grund derſelbe 
tung zu deren Zahlung in den Hnpothefenbüchern eing 
„Die große Mehrzahl der Gerichte und das NReviltonesRc 
„Rechtebeflänvigfeit diefer Laudemien niemals in Zweifel 
„DberzTrib. war allein Furze Zeit entgegengefeßter Anficht, 
„ebenfalls alle Anträge auf unentgeltlichen Wegfall folder 
nbemien verworfen, fofern nicht gleichzeitig auf Mufhehu 
„Grwerbungs- Vertrages geflagt wird. Der $. 37. dageg 
„unfizieten Befigveränderungs: Abgaben im MWiderfprudy m 
„Beiepes den Berechtigten chne jede Entfchädigung und en 
nhare durchaus ungerechtfertigte Verlegung der Vertrags: u 
„Rechte. 

Dies Amendement wurde auch vom Plenum ber I. Kamm 
men. (Stenogr. Ber. ver I. 8. 3b. 5. ©. 2513.). Bei der zw 
lichen) Abſtimmung wurbe daſſelbe indeß (mit 72 gegen 61 61 
Iehnt und der 8. 37. in ber von der Rommiffion der I. 8. 
Taflung angenommen. (a. a. D. ©. 7516—2517.). 
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Die Frage: ob die Verabredung und vertragemäßige Konftitiirumg 
ster Beftgveränderungs- Abgaben zuläffig fe, war bis zum 
des Ablöſ. Geſ. v. 2. März 1850 kontrovers.) Das DE. 
hatte die Frage mehrfach verneint.*) Diefe Kontroverfe hat ver 
m Sinne des hochſten Berichtähofes entſchieden, Indem er beftimmt, 
mE alle unflriste Beflgueränderungs-Abgaben, welche nach Einfüh⸗ 
umg des Landes» Kultur- Evikts v. 14. Sept. 1811 neu entſtanden 
md, unentgeldlich fortfallen. 

einigen Gerichten war indeß angenommen worden, daß nicht bloe 
ung unſixirter Befigveränderungs« Abgaben gefeglich verboten: ſei 
balb die darauf bezüglicden Stipulationen ik Verträgen ungültig 
dern daß alsdann auch der übrige Inhalt folcher peeteige hinfall 
Diefer Anſicht nun iſt das Ablöſ. Gef. v. 2. März 1880 dadur 
en dag es im $. 37. ausprädlich die Beflimmung auf: 
n hat, | 

aß der angeordnete unentgeltliche Fortfall der unfirirten -Beftgver- 
nderungdabgaben die Bültigfeit der übrigen Beſtimmungen 
en perung oder Verleihung nicht beeinträchtigen 
site, * 

Begriff der unfirirten Befigveränderungs- Abgaben. 

er $. 37. ftellt ven Begriff von unfirirten Veflgveränderungs- 
nicht poſitiv, fondern nur negativ fefl, indem er im Schluß⸗ 


aß Abgaben, die bei Beftgveränderungen in einer ein für alle» 

hal beſtimmten Summe entrichtet werden müſſen, nicht für un« 

fzirte Beflgveränverungs- Abgaben gu erachten ſeien. 

Der Bericht der Kommiffion der I. Kammer (f. oben ©. 419 

erläutert diefe Vorfchrift dahin, 

danach diejenigen Laudemien nicht zu den unfirirten zu rechnen 

m, welche zwar zu einem ein für allemal beflimmten Betrage, 

nicht zu beftimmt wiederkehrenden Perioden fttpulirt find. 

de ſpricht fich in in gleichem Sinne aus, indem er bemerkt: 

le Laudemien werben im allgemeinen foldhe fein, bie na auf feinen be 

superänderlichen Jahreswerth beredinen faffen. Auf einen beflimmten 
Jahreswerth Iaffen fie fih aber dann nicht berechnen, einestheils 


— — 
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bel. darüber die Grlänt. zum $. 7. des LandessKult. Ep. v. 14. Gept. 

‚den ©. 95—96. und insbef. die Note 1. ©. 96.) 

w Erf. des Ob.:Trib. v. 5 April 1845. fpricht den Grundſat aus: 

beit Emanation des Kultur⸗Edikts v. 14. Gept. 1811 Hat dur Vertrag 
Laudemialpflichtigfeit einer Ruſtikalſtelle nicht weiter beftellt werben 
en.” (Entf. Bb. 13. ©. 332, fi). 

ht. deſſelben Gerichtshofes v. 29. April 1847. flellt folgenden Rechtes 


nf: . 

eit Smanation des Land.⸗Kultur⸗Edikts v. 14. Sept. 1811. iſt die Aufs 
legung unfirirter Laudemien als gefeglich unterfagt zu erachten, und hat 
it jener Zeit ein Recht, dergleichen zu fordern, auch durch Verjährung 
cht erworben, und bie vorber angefangene Berührung nicht vollendet 
erden Zönnen.” (Präj. Nr. 1863., Entf. Bd. 15. ©. 242.). 

die Hiermit übereinkimmenten Bräj. des Ob.⸗Trib. v. 6. Aug. 1846. 
chenſch. 1847. ©. 70.) nm. v. 4, April 1848. EStriethorſt's Rechts⸗ 
)6.⸗Trib. Br. 4. ©. 20. Nr. 10.). 

gi. Hierüber die ſtenogr. Ber. der I. 8. Bd. 5. ©. 2509—2510. u. G. 
J und den Bericht der Kommiſſ. der I. K. zum $. 37., oben S. 419 f. 
gl. die Motive des Regier.s&ntm. zum $. 37. am Gchluffe, oben 
ab ben Bericht der Kommiſſ. der I. R. zum 8 37., oben S. AI . 





a GIIEHUSYEN JELT om 
‚Sen. des Ob. Trib. führt (in dem Erk. v. 9. Sept. 1852) 
er Nachweis Über die Ent ebungszeit einer foldyen Abgabe, 
e im Uebrigen anerkannt fei, nicht die Qualififation des Aner⸗ 
ſondern lediglich die Frage berühre, ob die Abgabe, unbefchadet 
gen rechtlichen Beftehens, in die Kathegorie der aufgehobenen 
£. fortdauere. Es falle daher jener Nachweis lediglich in das 
Einrede, und folglich die Beweislaſt der beregten Thatfache 
‚ welcher die Behauptung aufftellt, alfo dem Berpflichteten, zu. 
R’s Archiv Bo. 7. ©. 76 ff.) 
ichtigkeit dieſer Entſcheidung wird von ver Redaktion des 
:Rfchen Archivs in Zweifel gezogen. Diefelbe fpricht fich dahin aus: 
e Cinrede und die Beweislaft in Betreff der Thatſachen, auf welche 
ich Rust, Handelt es fi hier nicht, und insbefondere fragt es ſich nicht, 
$ueränderungs Abgabe unbefchabet ihres einfligen zeitlichen Beſtehens 
gorie der aufgehobenen gehöre, fondern es ift Reeitig, ob eine folde 
rechtlihen Beſtand erhalten Habe, und ob diefer Nachweis fa $. 
.v. 2. März 1850 durch ein feit dem Kultur-@pift v. 14. Sept. 1811 
Anerfenntniß, aus dem über die Zeit der Entſtehung Nichts erhellet, 
en Tönne. 
| Berneinung biefer Brage läßt ſich anführen, daß ein Anerkenntniß 
ei größere Wirkjamfeit ausüben fünne, ale ein Vertrag, daß ferner 
‚ feit dem Kultur: @bifte abgegebenen Anerfenntniffe nicht folge, 
Sannte Abgabe vor jenem Ed. entitanden fei, und daß bemzufolge, 
rinen feit dem fraglichen Ed. gefchloffenen Vertrag das unflrirte Laude⸗ 
begründet werden könne, eine ſolche Kraft auch nicht dem bloßen, feit 
gegebenen Anerkenntniſſe beigelegt werben dürfe: Auch fpricht für dieſe 
‚fo viel erfihtlih, der F. AD. a a. D. nur die Annahme der Ges 
5 ein Anerkenntniß ohne Angabe des Erwerbungsgrundes die Briftenz 
mänberungs: Abgabe nicht beweifen Tönne, hat befeitigen, im Webrigen 
beehenben Rechtsgrundſätzen Nichts hat ändern wollen. Zwar redet 
.a. D. von einem Fortfallen der feit Einführung des Edikts vom 
Mi neu entftandenen Laubemien, und ber Schluß des $. 40. da⸗ 
gaben, welche nach den 88. 36—38. aufgehoben feien. Allein ab: 


ADA Bon d, Abldſ. der Reallaſten, den Regullrungen u, Gem, hellange 


Praxis gebilligt werbi ', eiment, in der li 
1811 ee —— re für rechte) zu erfliren, f 
Statt gegeben. (a. a. D., ©. a ) 

VI. Zur Erläuterung des im erften Sage des’. 3. — 
drudes: infagemuee ift darauf binzumeifen, nach der 
felhaft richtig zu erachtenden Annahme der Kommiffton ber 
damit die Werfihlebenen Zeltpunkte haben bezeichet werben 
ee er u — 

welchen daſſelbe Gel erhalten 
1 ie die Grläut, zur Ginfeit, des @r. u. 9, Oft, 1807 und 
des Kultur Ed. v. 14. Sept. 1811. (f. — 0 


Zu $$. 38. und 39. 

I. Die $$. 38. und 39. auteten bereitß in dem Reiter 
wörtlich ebenfo wie in dem Gefege und find von beiden Ke i 
verändert angenommen worben. (Stenogt. Ber. der II. R. pro 185) 
©. 1435 und der I. 8. Bo. 5. ©. 2511 u. 2513.) 

A. Die Motive des Regier. — 38. und 39. lai 

Die $$. 38. u. 39. safe den Zwei a in der Praris biake 
fontmene und in den Grfenntniffen ber richterlichen Behörben höchn verf 
urtheilte Bweifel, und gx zu Gunften der B abzufe L 

ſpricht der Natur der Sache, daß 59 einem Grundflüd nur eine .- 
veränderungs-Abgaben zu entrichten if. Da, wo bieher mu 

iſt gewiß nicht —* Grund anzunehmen, er die ül 

bemien, font lediglich aus dem gerichtsherrl — 
daher naı 3. des Entwurfs aufgehoben find, der Ri — ie 
nen Abgaben jelten einen fichern Anhalt für bie Cutſcheidung 
yon ihnen als eigentliches Laudemium zu betrachten jei, fo a 
in dem Gefeg mit einer aus ber Höhe des Betrags zu entnehmenden 
der richterlichen Gntfcjeibung zu Hülfe zu Fommen. 

Die im $. 39. zu gleichem Zwet aufgeitellte Vermuthung, daß 4 
Befipveränderungen vorfommende Abgaben, deren Benennungen auf € 
kungen hindeuten, feine Caudemien find, fondern zu den im $. 3. une 
gehobenen Gerichtefperteln gehören, it Lefonders für die Provinz 
Wigtigfeit und darauf berechnet, bie vielfachen hierüber entitandenen Et 
möglichit abzufchneiden. Uebrigens foll diefe Bermuthung nicht etwa eine 
tio juris et de jure, vielmehr dem Berechtigten der Beweis des Gegentje 
freigefaffen fein. 

B. Der Bericht ver Kommiffion der IL. Kammer ſprich 
folgender Art aus: 

Die Beftimmung, daß von einem und demſelben Grundſtücke niemals 
eine Art von Befigveränderungs:Abgaben gefordert werden kann, iſt chen 
als durch bie Natur bes Nedhtsverhältniffes gerechtfertigt und deshalb ven| 
miffton einflimmig angenommen worden. Audy hat die im $. 38. aufge 
muthung, nad welcher bie höhere ber zu entrichtenden Abgaben als % 
abgabe angenommen wird, fein Bedenfen erregt. Zur Grlangung ein 
Faflung ift zum $. 38. von einem Vitgliede der Antrag geftellt worden, 
Worte „vermuthet“ einzuſchalten 

„bis zum Nachweiſe des Gegentheils.” 

Die Majorität hat jedod) biefen Antrag abgelehnt, weil jene Veraut 
Beweis des Gegentheils nicht ausſchließt, und daher es ſich von jelbit ver 
der Teßtere freigelaffen it. 

Die Befliomung des $. 39. iR durd tie Verhältniffe der Provin & 
gerechtfertigt, und wird vielfadhen über bie Bebeutung einzelner Benenne 

bgaben entitandenen Streitigkeiten vorbeugen. Noch andere Namen von 
namentlich, die fogenannten Markgrofchen, wie von einem Mitgliede *J 





























1) Wergl. den Kommiſſ. Bericht der I. K. qui 37. & 
oben ©. 200. fr eat der vum 8. len 


J 
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alt aus der aufgehobenen guts herrl Gerichtabarleit entfprungen zu be; 

ia 10cd de Konmiflen mit enpfehfen u Innen gelaah, anne Dr 
mit überall unftreitig if, und daher die Beftimmung Hierüber im Balle 
treites ber richterlichen Entſcheidung vorbehalten bleiben muß. 

‚Der Bericht der Kommiffion der I. Kammer Aufert ſich dahin: 
Zum $. 38. erffärte fh die Kommiffion aus den in ben Motiven enthals 
den für die unveränderte Annahme des $., inebefondere im Hinb 
bafı bie bier aufgeRellte Vermuthung Leine Recdtevermuthung, fonbern nur 
üfde, durc) Gegenbeweis zu mi enlegende fein folle. Gben fo war man 

er, daß bie in der Kommiffion erhobenen Bebenken, ob auch Bei einem 
jandervorfommen ber Kaufss und ber Sterbelchnwaare, ober wenn bie Abs 
(Unter demfelben Namen an verfdjiedene Bercchtigte iu achten fet, ober endlich 
en Grundflüde die eine, von 


jei, wie 3. B. in Sqlefien der 


‚norgebeugt, daß im ‚Fingunge von ein und demſelben Grundftüde, alfo 
von ber ganzen Stelle die Rebe il. In den erfteren Bällen kann e6 
uf anfommen, bei welchen Arten der Beflgveränberung die Angabe, und 
inen oder mehrere Berechtigte, ſondern nur darauf, ob das, mas zu 
4 — —————— Begründung abe unb daher auch verſchiedener Art, 
ed ein umb biefelbe Art und Spepn dee Abgabe fei, welde nur in vers 
Fällen auftrete, wie 3. B. ein Laudemium mit 10 pCt. an Fremde, mit 
Descendenten zahlbar, immer ein Laudemlum bleibe, wie ber Marfgros 
er häufig mit $ an das Domintnm, mit $ an bie Dorfgerichte gu jahr 
im die Kathegorie biefes $. fallen würde. 
mmiffion beantragt unveränderte Annahme bes $. 38. 
$- 39. wurden die erhobenen Bebenten bagegen durd die Erwägung 
"baß der $. mu flrire, mas bisher bei dem Obertribunal ſchon fehenden 
'efen fei, daß er —F die bisherige Theorie von der Beweislaft nie 
infoweit eine rihtige Doftrin aud) bisher angenommen habe, daß nit 
iftenz einer Laſi, deren Namen zumal anbeute, baß fie zu einer, 
aufgehoenen gehöre, für den Beweis bes gefeplidhen Wortbeftchene 
ihr Fundament nahzumeifen fei. Auch eine, zumal unmöglich er: 
Eaitre Spezinlificung fet durd; die Worte: 
“inter anderen auf eine Geritshandlung deutenden Benennungen“ 


einigen Mitglievern iſt joa mit fpegiellee Bezugnahme auf die Graffchaft 
0 namentlich mehrere Abgaben bei der hier grönnten Art auefhlieglich, 
neben Saudenien vorfommen, fondern deren Stelle vertreten, wie auch im 
fortbauernd entfhieden fei, seite daß für ſolche File die nachthei⸗ 
ung ausgefchloffen werde. @s it aber ein Beftimmter Verbefferunge» 
 geitellt und von der Mehrheit der Kommiſſion aud) für folge Bälle 
mg des Geſehes nicht für nothwenbig gehalten worden, weil eben, wenn 
riterliche Urtel bie Laubemialität der Abgabe feſtgeſtellt Haben, bie 
jener DBermuthung nicht ſchwierig fein werde und aud Hier die Bes 
jelte, daß ber $. in der bisherigen Bemeislaft nichts ändere. 
omnriffton empflehlt den $. 39. zur unveränderten Annahme. 
Die $$. 38. und 39. des Geſetzes ſprechen eine theilweife Aufe 
der Beflgveränderungs- Abgaben aus, und zwar iſt dieſe Aufhe⸗ 
[8 eine unbedingte, theüs nur eine bedingte. Es iſt nämlich 
iren, ob anf demfelben Grundſtücke nur eine oder mehrere 
1derungd-Abgaben af . 
Flelit in viefer Beziehung folgende Grundfäge auf: 
am anf dem Brundflüde nur eine Abgabe haftet, welche zu den in 
6. und 37. aufgeführten *) micht gehört, fo iR fle nur mach Maap abe 
des Befepes, alfo nur bebingnngsweife aufgehoben; es Liegt Gem 
-— 
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Berpflichtetent) der Beweis: ob, daß fie eine Inrisbiktions-Nbgal 
von felbft unter die Beftimmung des $. 3. Nr. 5; fällk 
Denn aber die Abgabe unter ben Namen: „Schreibegeb 
elder, Konfirmationse, Berreichs-, Ansfertigun 
ählgelder" ober unter anderen, auf Gerichtshandlungı 
nenmungen vorfommt, fo gilt die Vermuthung, daß fie eine Iur 
unb As $: 3. aufgehoben ift. Ju biefem alle liegt alfo bem 
Beweis ob, daß fle, jenes Namens ungeachtet, feine Jurisdittie 
Grundabgabe ift. 
In beiden Fällen aber, — es mag die Qualität ald Juristi 
wiefen, ober nach $. 39. zu vermuthen fein, — ſteht dem Ber 
wand zu, baf fe für die Verleihung ansbrüdlich übernommen 
unentgeltliche Aufhebung. ausgefblofien fer), weil bie unentge 
immer nur nach Maafigabe des $. 3. erfolgt uud baber den erwähnte 
B. Wenn auf einem Örundfiüde mehrere Befipveränterung 
fo tritt die Vorfchrift des $. 38. ein, welche Inden eigentlich ı 
enthält, Der erſte Sap feet nämlih: 
Bon, einem Grundſtuͤcke darf fortan niemals mehr ala ei 
ben erhoben werben, 

und. ber zweite Gap ſpricht eine zwiefache Präfumfion aus, näm) 
a. daß bie größere Abgabe eine Grunbakgabe ift und dah 
b. daß die übrigen zu den im. $. 3. aufgehobenen Abgab 

Denn nun beide Bedhisvermulhungen, Pag greifen follten, 
tigte führte den Nachweis, daß bie zu b. erwähnten für die Be 
drüdlich übernommen find*), fo würbe barans folgen, daß fie 
beftehen müßten. 

Bei der bentlichen Faſſung bes erften Sapes kann es aber 
unterliegen, daß bier der gegen bie unentgeltliche Aufhebung 1 
gemeinen zuläffige Gegenbeweis nicht Ratthaft fein fann, wora 
gende Regeln ergeben: 

1) Wenn feither auf einem Grundſtücke mehrere Beſitzverär 
hafteten, fo müflen bis auf eine alle übrigen unbebing 
2) Wenn über bie Natur der Abgaben Nichts erwiefen ift, 
muthung, daß bie gröfiere von ihnen eine fortbeftchente 
if. Diefe Vermuthung gilt au dann, wenn alle Abge 
auf Gerichtshandlungen deutenden Namen erhoben wurdı 
$. 39. nur auf den Fall Bezug hat, daß auf dem Grui 
Abgabe haftet.*) 


1) Der Sap: daß diefer Beweis dem Verpflichteten oblie 
nicht im Gefege ausgefprochen. Im Betreff der Laudemic 
auf die Beantwortung der Verfrage anfommen, ob man von dı 
gebt, daß die gefesliche Vermuthung für ihre Gerichtae 
haft Alreitet oder nicht. (f. cben ©. 404 7.) Ueberhanpt wirt 
zu ziehen fein, daß das Verfahren vor den Auseinanderfegnug 
auf der Offirial:Marime der A. G. DO. beruhet und daß taber I 
miger ven einer frengen Auwendung ber Oruntfäge über di 
Nebe ift, fondern ter Richter die befenteren Umjtänte des fe 
Betracht zu ziehen hat. 

2) Der $. 3., auf welchen der $. 38 austrüdlich Bezug 
nämlich in feinem verlegten Sage, welcher auch im Balle des $. 
finden muß, 

daß infofern Abgaben ıc. für die Verleihung oter 
eines Örundjtüdes ausprüdlic übernommen 
deren unentgeltliche Aufhebung ausgeſchloſſen fein folle. 

3) Vergl. den verlegten Satz des $. 3. des Ablöf. Bei, 

4) Diefer letztere Sap fann nicht zugegeben werden. Der $ 
Gegentheil ganz unbedingt, taf in Betreff felcher Abgaben, ' 
nungen, welche auf Gericdtshandlungen beuten, vorfommen, die B 
fol, daß fie Gerichtsfporteln feien, und zwar auch in folde 
neben ihnen keine anderen Belipveränberungs:-Abga 
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N) Wenn es von einer Abgabe erwielen if, daß fle eine Grundabgabe ift, 
von den übrigen aber nicht, fo Bleibt dieſe fortbeſtehen, auch wenn fie 
nicht bie größere if. 

I Wenn es von mehreren erwielen if, daß fie Grundabgaben find, fo bleibt 
die größere befichen. 

) Wenn es erwielen werben kann, daß alle nur Gerichtsfporteln find, alfo 

- feine eine Grundabgabe fei, fo fallen auch alle nach $. 3. fort, wogegen 
dann wieder in Betreff einer der Cinwand zuläffig fein würde, daß fle 

. für die Berleihung ausdrücklich übernommen ifl.') 

I -(Brey, praft. Erläut. S. 61—63.) 

Daß weder der 6. 38., noch der $. 39. eine praesumtio juris et 

fontern nur eine folche Vermuthung aufftele, welche durch Ge⸗ 

weis widerlegt werben ann, ift fomohl in den Motiven des Re⸗ 

Entw., als auch in vn Kommiff. Berichten der Kammern 

cklich anerkannt worden. (f. oben sub I.) 

Zum $.383. a) Gilt die im $. 38. aufgeftellte Vermuthung auch 

A, wenn von einem Theile der zu einer Stelle gehörigen Grundftücke 

Be, von einem anderen Theile die antere Abgabe zu zahlen ifl? 

He Rommiffion ver I. Kammer, in welcher dies Bedenken (na⸗ 

5 in Nüdficht darauf, daß in Schleften der Marfgrofchen von ven 
sen und dad Laudemium von den Breihufen einer Stelle zu zahlen 
geworfen worten ift, Hat dafjelbe mir Recht dadurch für erledigt 

daß im Cingange des $. 38. von ein und demſelben Grundſtücke, 

ht Bloß von der ganzen Stelle tie Rede iſt. (f. oben ©. 425.) 
Ttitt die im $. 38. aufgeftellte Präfumtion auch bei einem Neben 
zsorfommen ter Kaufs⸗ und SterbesLehnmanre und in folchen 
se, wo die Abgabe unter demfelben Namen an verſchiedene 
tigte zu zahlen iſt? 

Kommiffion der 1. Kammer führt aus, daß ed nicht darauf 

Be, bei welchen Arten der Beflgveränterung die Abgabe, und ob fie 

Mer mehrere Berechtigte zablbar fei, fondern nur darauf, ob daß, 

len ift, verfchiedenartige Begründung babe und daber auch ver- 
2 Urt, oder ob ed eine und Ddiefelbe Art und Spezies ter Abgabe 

Me nur in verſchiedenen Faͤllen auftrete. (f. oben ©. 425.) 

»- Zum $. 89. Da der $. 39. in Betreff derjenigen Befltverände- 

Abgaben, veren Name auf Gerichtöhantlungen deutet, nur die Ber» 

Ing aufftelt, daß ſie Gerichtöfporteln feien, und mithin ten Bes 

a geftattet, tiefe Präfumtion durd, ven Gegenbeweis zu entfräften, 

die in Betreff folcher Abgaben bisher angenommenen Grundfäge 

derhin nicht ohne praftifches Intereffe. 

KRonfirmations- Gebühren. 

Die Aufnahmegelver ver Konfirmations⸗ und DBerreichd» Gebühren, 

in Schleflen) auf Grund ter magiftratualifchen EyortelsTare v. 

3 1747 zur KämmereisKaffe der Immediat⸗Städte noch neben ven 

B-Sporteln bei manchen gerichtlichen Hantlungen gezahlt worden 

ben nicht die Natur einer grundherrlichen Abgabe. 

kannt von dem Ob. Trib. per sent. v. 2. Febr. 1838, unter Bes 
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Bas 


"en. Es beruht hiernach auf einem Irrtfume, wenn Frey annimmt, daß 
. 39. nur auf den Fall Bezug habe, wenn nur eine Abgabe auf den Grund» 
tet. Das Richtige if: Alle Abaaben, die unter auf Gerichtshandlungen 
Namen vorfommen, find präſumtiv aufgehobene Gerichtsſporteln, chne 
ed, ch bei einem Grundflüde nur derartige Abgaben oder außer ihnen 


andere verfommen. 
Weber tie Brforderniffe der Begründung dieſes Cinwandes weral. 
. IL ad 2. Litt. b. zum $. 3, das AbIäf. Gef. (f. cben S. 305 -- 308.) 
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) Wenn es von einer Abgabe erwiefen if, daß fle eine Grundabgabe ifl, 
von ben übrigen aber nicht, fo bleibt dieſe fortbefehen, auch wenn fle 
wicht die größere if. 

). Wenn es von mehreren erwiefen if, daß fie Grundabgaben find, fo bleibt 
bie größere beflchen. 

) Wenn e6 erwiefen werben Fan, daß alle nur Gerichtsſporteln find, alfo 
feine eine Grundabgabe fei, fo fallen auch alle nad) $. 3. fort, wogegen 
dann wieder in Betreff einer der Ginwand zuläffig fein würde, daß fle 

. für die Verleihung ausprüdlich übernommen Ifl.') 

I (Brey, praft. Erlaͤut. ©. 61—63.) 

Daß meter der. 6. 38., noch der $. 39. eine praesumtio juris et 

fondern nur eine folche Vermuthung aufftele, welche durch Ge⸗ 

Fweis widerlegt werben kann, ift fomohl In den Motiven des Ne» 

Entw., als auch in ten Kommiff. Berichten der Kammein 

lich anerkannt worden. (f. oben sub I.) 

Zum 6.38. a) Gilt vieim $. 38. aufgeftellte Vermuthung auch 

Be, wenn von einem Theile der zu einer Stelle gehörigen Grundſtücke 

‚von einem anderen Theile die andere Abgabe zu zahlen ift? 

Kommtffion der I. Kammer, in welcher dies Bedenken (nas 

> im Rückſicht darauf, daß in Schlejlen der Marfgrofchen von ten 

amen und dad Laudemlum von den Breihufen einer Stelle zu zahlen 
jjgeworfen worten ift, Hat daſſelbe mir Recht dadurch für erledigt 
daß im Eingange des $. 38. von ein und demfelben Srunpftüde, 

ht Bloß von der ganzen Stelle tie Rede if. (ſ. oben ©. 425.) 

Tritt vie im 6. 38. aufgeftellte Präfumtion auch bei einem Steben» 

zserfommen der Kaufs⸗ und Sterbe⸗Lehnwaare und in foldhen 

ea, wo die Abgabe unter demfelben Namen an verfchietene 
tigte zu zahlen iſt? 

Rommiffion der I. Kammer führt aus, daß ed nicht darauf 

ir, Hei welchen Arten der Beflgveränverung die Abgabe, und ob file 
aer mehrere Berechtigte zablbar fei, fondern nur darauf, ob Daß, 

Ve ift, verfchiedenartige Begründung habe und daher auch ver- 

7 Int, oder ob es eine und diefelbe Art und Spezies ter Abgabe 

























fe nur in verfchiedenen Fällen aufirete. (f. oben ©. 425.) 

: Zum $. 39. Da der $. 39. in Betreff derjenigen Beſttzveraͤnde⸗ 
Abgaben, veren Name auf Gerichtöhantlungen deutet, nur die Vers 
ing aufftellt, daß fle Gerichtöfporteln feien, und mithin den Bes 
geftattet, tiefe Präfumtion durch ven Gegenbeweis zu entfräften, 
Ye in Betreff folcyer Abgaben bisher angenommenen Grundfige 
Buerhin nicht ohne praftifches Intereffe. 

j enfirmationg- Gebühren. 

ufnahmegelder der Konfirmationd» und VBerreichd» Gebühren, 
Kin Schleften) auf Grund ter magtftratualifchen Eportel⸗Taxe v. 
1747 zur KämmereisKaffe der Immediat⸗Städte noch neben ven 
=»Sporteln bei manchen gerichtlichen Handlungen gezahlt worden 
jen nicht die Natur einer grundberrlichen Abgabe. 

ant von dem Ob. Trib. per sent. v. 2. Febr. 1838, unter Bes 


— — — 

Sn Es beruht hiernach auf einem Irrthume, wenn Frey annimmt, daß 

29, nur auf den Fall Bezug habe, wenn nur eine Abgabe auf dem Grund⸗ 
tet. Das Richtige if: Alle Abgaben, die unter auf Gerichtshandlungen 
Namen vorfommen, find präfumtiv aufgehobene Gerichtsiporteln, chne 
d, ob bei einem Grundſtücke nur derartige Abgaben oder außer ihnen 
ı anbere verfommen. 
ber tie Srforderniffe der Begründung dieſee Ginwandes veral. 
I. ad 2. Lit. b. zum $. 3. bas Mbldf. Gef. (|. oben S. 305 -- 308.) 
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ing des Erk. des IL Sen. * D. Be zu Glogauv. 6 
un Be s ——— = En R 
onfirmationg » Gebühren 0! 
Kane Omanaheabe, fondern für eine Bitte ci —— P- 
neben Laudemien vorfommen. 1) 

So erfannt von dem Ob. Trib. per sent, v. 17. Rob. 1837 
Betätigung des Erf, des I. Sen, des D. 2. ©. zu Breslau v, 2 
1837. (Roch's Sclef. Arch. Br. 2. ©, af. 9 

ec) Im Betreff der in der Grafſchaft Glatz vorkommenden Kom 
a Ha, Ind knbı felgenbe Entfheidungen ergangen: 

n. de8 DO. 2. ©, zu Breslau v. 20, 
In sr are, Glatz verfteht man unter p 
SR, eine EB (Gerichtögefäle). (Roch'e Schler. 


6 Ronfmaong-Ossähen haben in der Grafſchaft Glag in 
gel die 



















Natur der Laudemien, 
Angenommen von dem IL Sen. des O. 2., ©. zu ba 
tg März 1837 u. 4. Mat 1897. (Roh's 

2 De. auch den Auffag über Konfirmations-Gebül mit 
ren ejiegungen auf die Graffhaft Glag, in der RE 
Laudemi nlale und Urbarien»Angelegenbeiten. Bretlau 1844, 

2) Berreih8- Gebühren. 

a) Die Abhandlung in Koch's Schlef. Arch. er 6.6, 
die daſelbſt mitgetheilten Vrafudikate des II. Sen. des O.2. ©, 
Tau vd. 26. Nov. 1842 und des Ob. Trib. v. 20, Of. 
(nad ne er Lage der Gefehgebung) ?) angenommen, daß (In‘ 
der Name eichegeld“ für fih allein Fein abfolut gemügendes 
mittel zur Erbringung eines vollftändigen Beweiſes der Sportel: 
einer Abgabe fei. 

b) Dagegen hat das Ob. Trib. in dem Erf. v. 4. Dec. 1840 
führt, daß die Bezeichnung einer Abgabe, ald „Berreichsgelder“ 
nicht deren Saudemial-Eigenfchaft nachgewiefen werden könn 
den rechtlichen Begriff ibres Nochbeftehens ſtreite, da der Verteich 
bei Gigenthumsübertragungen unnötbige Formalität abgefchafft un 
das Necht zur Erhebung einer Abgabe dafür erfofchen fei. *) 
Schlef, Ach. Bd. 4. ©. 312—313), 


1) Nach 8. 39. des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850. ift der Umtt 
meben vergl. Abgaben no andere Befipneränderungs » Abgaben 
unerheblich 

2) Nach $. 39. des Ablsſ. Gef. v. 2. März 1850 ſpricht dagegen 
muthung für die SportelQ walität einer folhen Abgabe, 

3) Die Urtel der beiden früheren Infangen (des I. u. II. Sent. de 
zu Glogau) hatten dagegen angenommen, daß zwar die Werreichagelbt 
alten Gerichteverfaffung, mit ber feierlichen Webertragung bes Grunbeige 
Verbindung ftänden, daß indeß hieraus nod nicht folge, daß die Abgabe 
gerichtlichen Afte entrichtet werbe; benn aus dem bloßen Namen 
nicht geſchloſſen werben, ob tie Abgabe für ober in Bezug auf dem gem 
entrichtet wurde. Es fei anzunehmen (wie von ben —— Ei 
Ichrern Stielow ©. W4— 205. md Vater Rey. Br. 35 . 
werde), tap in Schlefien Werreidhs-, Zähl-, Hutz umb Versiängehe 
mäßig im der Regel die Stelle der Laubemien vertreten, und als eine ven 
richtsfverteln verjdhiedene Dominial » Abgabe zu betradhien feien, fofern 
geiviefen werde: 

daß fie bisher ortsüblich außer ben Laudemien und ausbrüdtid al 

gebühren gefordert und beyaklt wurden, und 1 





Gef. v. 2. März 1850, betr. die Abloſ. ac., (86. 38. u. 89). 429 


) Bergl. das oben unter Zufag 1. a. allegirte Präjun. des Ob. Tri. 
Sehr. 1838. 
) Zählgelder. 
) Ueber die Natur derfelben fprechen ſich in ausführlicher Erörterung 
Krk. des IL Sen. des D. 2. ©. zu Breslau v. 23. Junt 1836 
ch'e Schlef. Ar. Br. 1. ©. 60 ff.) und des Reviſ. Kolleg. für 
des⸗Kult. Sahen (Datum Eonftirt nicht) in der Zetifchr. deſſelb. 
1. ©. 339 ff. aus, welche zu dem Refultate gelangen, daß Abgaben, 
je unter diefem Namen vorkommen, präfumtiv ſteis für Gerichts⸗ 
rteln erachten ſind. 

Der I. und D. Sen. des O. L. ©. zu Glogau haben dagegen 
m rk. v. 12. Febr. u. 20. Juni 1840) angenommen, daß der Name 
algelder* noch nicht8 für die Sportelqualität der Abgabe bemeife, fon« 
aß ſie fo lange für Laudemien zu erachten ſeien, ald ihre Sportel- 
Be nicht firingent nachgewiefen fel, *) indem fie in Schleflen obfer- 
wäßig in der Regel die Stelle ver Laudemien verträten und ald eine 
en Berichtöfporteln verfchledene Dominialabgabe zu betrachten feien, 
k nicht nachgeiefen werde, daß fe bisher ortsüblich außer den Laude⸗ 
end ausdrücklich als Berichtögebühren gefordert und bezahlt worden 
Iandesüblichen Laudemialdetrag von 10 Prozent uͤberſteigen. (Koch's 
Sch. Br. 4. ©. 301 u. 302 ff. 
 D6. Trib. erflärte indeß (unter Abänderung der beiden oben er- 
BB Urtel) per sent. v. A. Dec. 1840 die Zähgelber für Gerichts⸗ 
(a. a. O. S. 312). 
nat oben unter Zufag 1. b. allegirte Präjud. des O6. Trip. 

7 


k 37. 
Mobe, die dorfgerichtlichen Zählgelver in Schleften und die Unzu⸗ 
ihrer Erhebung. Breslau. 1848, 
arkgroſchen. 
Be Frage, ob die (insbeſ. in Schleſien) unter dem Namen: „Mark⸗ 
5° bei Beſitzveraͤnderungen vorkommende Abgabe unter die Ber 
gen des F. 39. zu ſubſumiren fei, ift in ver Kommiffion der 
mer austrüdlich angeregt, indeß der Antrag, auch vdiefe Art der 
unter die in $. 39. namentlich aufgeführten aufzunehmen, deshalb 
worden, weil deren Bedeutung nidyt überall unftreitig fei und da⸗ 
Beftimmung hierüber im Falle eines Streited der richterlichen Ent⸗ 
g vorbehalten bleiben müffee (ſ. den Bericht der Kommifflon der 
 $6. 38. u. 39., oben ©. 424—425). 
Eine fehr ausführliche und motivirte Erörterung ver rechtlichen Nas 
Markgrofhen (in Schleflen) enthält dad Erf. des II. Sen. des 
u Breslau v. 23. Juni 1836. (Koch's Schlef. Arch. Bd. 1.©. 60 ff.) 
efultat diefer Erörterung iſt im Wefentlichen folgendes: 

Name giebt feinen Auffhluß, indem er nur andeutet, daß von jeder Marf 
Iefpreifes ein Groſchen oder eine Duote erlegt werden mußte. Unter dems 
"Fb zweierlei Abgaben begriffen, wovon die eine dem Laudemium analog, bie 


























deß fie den Iandesüblichen Laudemialbetrag von 10 Prozent überfteigen. 
u Sälef. Arch. Bd. A. S. 300 u. 302). 
Brinzipien fönnen gegenwärtig feinenfalls mehr zur Anwendung ge: 
werben, da ihnen die im g. 39. des Ablöf. Gef. aufgeftellte Praͤſunſtion 
ht und mithin der bisherige Berechtigte den Gegenbeweis zu Iucden haben 
daß die in Rebe flehenden Abgaben keine Sporteln, fondern fortbeftchende 
ränderungs:Abgaben feien. 
Au $. 39. des Abloͤſ. Gef. freitet jebt die Bermuthung für die 
l⸗Qualitaͤt ber Zählgelder und der bisherige Berechtigte muß allo jekt 
sgenbeweis biefer Bermuthung führen. 
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andere eine Sportel it; denn es laſſen ſich bei ben mit Ihm, bezeichnet 
zwei Rlaffen unterfcheiden, bie jebe \ür 9 viel —S und. geg 
gehalten vieles einander Widerſprechendes haben. ” 

&s fommt der Ausdrud: „Marfgrofen,“ in welder Bebeutimg 
Provin iat· Redhtslehrer gebraudjen, der, bei einer Abgabe, bie bei 9 
rungen bäwerlicer Güter von Erwerber/än Pie Gr era Aral) 
wird in der Megel mit dem Laudemium zufanmengeftellt, und es. 
Auf und Abzugs: oder Nuffahrts:Gelo genannt, Mei in ihr Verha 
Laudemium- von robethireien, Marfgrofgen von robothfe 


& 


füden genommen- werden, eaftere 10 Pro; tere. 2 bis 
Ele ©. 279, — Padaly, ©. — ara ei 


A! 
jerwöhnlich Leitet man den Urjvrung Beider aus der Verleipun; 
als Laßgüter oder Gmpbpteufen her. (Style, S. 279. en 
ohne Weiteres für wahr zu halten. Denn es erhielten 


Güter zu vollfommenem Gigenthum, und es findet fh in bem ülte 
(Stengel, Sl Urf. Eomml. &. 169 Note 3) —* eine 
demien oder ähnlichen Abgaben. Man muß alfo annehmen, dag & 
—— erſt ſpater, theils durch Vertrag, theils durch ungerecht 
Su errn, theils dadurch entitanden finb, bag man. licher ©, 
Drumbjäge, die fih unter den Juriſten gebildet Hatten, auch da ı 
5 nicht —53 begründet, war. (Mittermaier, Deutid 
$. 443. 444.) Ju Uebereinftimmung hiermit jtellen auch bie. befan 
bie Markgeofhen mit den Laudemien zuſammen, geben aber über de 
Gutftehung beiber fein Licht, — ‚Die neuefte Geiepaehung in 8.26 
8. nit 1809) und $. 9.8:0@.v. 18. San. 18199) Role fe ale ci 
mim ahnliche Abgabe an den Gutsheren dar, und namentlich die Leßtere 
fet, daß fie, feine Gerichtsgebühren, da ſolche ja damals ſchon aufgehoben 

Da nm aud die Provinzial: Nedtslchrer fie den Baudemien a 
muß man’ diefer Meinung wohl umfomehr beitreten, als, wenn es de 
doch möglich), daß fie urfprünglich ‚immer Sporteln wären, ſich dies ı 
Täßt, und fo lange, Bis dies erwielen, von feiner Abgabe an den Gut 
nommen werden Fann, fie ſei eine Gerichtsgebühr. 

Außer diefen eben beſchriebenen Markgrofhen findet fih nun abe 
felden Namen ein bei Kiufen verfonmentes Gefälle an den Gutshe 
Gerichts, weldes mehreres Abweichende hat, und bas unbedenklich für 
zu halten it. Es kemmt nämlich unter diefem Namen eine Abgabe v 
vom Käufer, fondern von Verkäufer entrichtet wurde. Schon dies ben 
folder Markgreicen nicht für den erworbenen Befiß des Butes, ode 
dominii, oder für den Gerichtsſchutz, wofür man annimmt, dag Sander 
eben beihriebenen Marfgroichen erlegt werden, gegeben fei. Dies I 
damit, daß er biefem qleihartin fei, nicht vereinigen; denn wenn aud 
Stellen eine gleichartige Abgabe doppelt gefordert worden, fo it di 
größere Kreife ohne näheren Madweis nicht anzunehmen. Auch wür 
erflären, wie der Verkaufer zu deifen Entrichtung gefommen. Da nun 
für das gutsherrlihe Schupverhälmif, einer für die Renfirmation ? 
entrichtenden, und einer als Sportel zu zahlenden, feine vierte Art d 
veränderumgen an den Gutsheren zu erlegenden Abgaben befannt it, 1 
nach den eben Gefagten, die zweite aber, welche überdieß jet ebenjal 
(8. 8. des Nubl. v. 8. April 1909) aud) deshalb nicht anzunehmen 
neben diefen Markgroihen aud nody die Kenfrmations: Gebühren find 
nichts übrig, als die hier beichriebenen Marfgrofgen für eine Sport 
Wenn nun überbieg die font üblihen Sperteln nit verfonmen, | 
mod} unbebenflidyer. *) Uebrigens wird hierurd) nicht ausgeiclofien 
grofchen Diefe ihre Natur im Laufe der Zeiten, wenigjtens an einzelnen 


sr2 


8 


J 








1) Versl. in Bd. J. ©. 79. 
©. 89. 





. Hat in einem Erk. v. 21. Juni 1833 ebenfa 
men, daß Marfgrofcen, die meben Laudemien vorfenmen, Spo 
(R0&'s Säle. Ach. Bd. 1. ©. 83 Rate 1.) 


oder end dert, und ber Werpflichtete fie im ber 
—* —— a" N. 1.7. $. 83.) —* folge ſtill⸗ 
Brflärung liegt jedoch in der Ginziehung zur Butsfaffe nicht, ſobald 
: mit vom Gerichtsherrn verſchieden fe. , 
HReviftions- Kollegium für Landes-Rultur-Gachen bat 
ht veröffentlichten, in einem Schlefifchen Falle ergangenen, 
Aug. 1853) ausgeführt, daß Markgroſchen die Eigenfchaft 
miums auch al&dann beizulegen fei, wenn es in dem Urba⸗ 
sf diefelben beruhen, heiße, daß die Güter der Unterthanen nicht 
I felen. Weber aus dem 6. 39., noch aus dem $. 3. Nr. 5. 
Gef. v. 2. März 1850 fei die unentgeldliche Aufhebung der 
chen⸗Verpflichtung herzuleite. Denn unter den im 
ie aufgeführten Abgaben, deren Benennung die Bermutbung 
rtel»Qualttät begründen fol, fänden ſich die Markgrofchen nicht 
md es Fönne auch in dem Namen Markgroſchen“ Feine 
richtöverhandlung deutende Benennung gefunden werten. Eben⸗ 
en tiefelben unter den Begriff der Iurispiftionsgefälle oder 
ver Berichtöbarkeit ($. 3. Nr. 5. a. a. O.); denn die Veſtim⸗ 
:$. 8. Re. 5. babe ebenfalls nur ſolche Abgaben und Leiſtun⸗ 
welche die Natur ter Gerichtöfoften haben, und gerade mit 
Fdie Befigveränderungs-Abgaben feien im $. 39. die⸗ 
aben bezeichnet worden, für deren Eportel-»Qualität die Bers 
eiten folle und welche in diefem Falle der Beftimmung des $.3. 
rfallen follen. Gerade hierdurch felen die Beflgveränderungd- 
fofern fie nicht unter den $. 39. fallen, von der Anwendung 
x. 5. ausgefchloffen.*) (Acta Schlefien, Liu. F. Nr. 18.) 
[. das Erf. des Reviſ. Kolleg. für Landes⸗Kult. Saden 
flirt nicht) in deffen Zeitfehr. Br. 1. ©. 399 ff., vergl. die 
5. Trib. v. 13. u. 16. Okt. 1847 u. v. 11. Dec. 1847 In 
r’8 Nechtöfällen, Br. 8. S. 11 Nr. 6. u. S. 216 Nr. 108. 
ch leſien und befonders in den FürftenthHümern Schweid⸗ 
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5) Große RanzleisXare in Schlefien. 


® 3. Ne. 5. des A 
— Con 6. 20)2) — 


Zum $. 40. _ 


I. Der $. 40, Tautete in dem Regier. Entw, I 
" 2 — daß im. legten Enke vl — 
A. Die Motive des Regiet. Entw. — 
Diefe Bereit w rs in © — —* 

enn nn 


er and die DI an fic 
Laudenialpflicht und an in Bl F 
ran jen — it, fo haben doch befanm Me 4 
der tölchrer als der Nichter über den Bei h 
De Breefen de allge Gligartitei Ber 
ogeffen bei völliger ke chi 
ER —— hervortraten, während, — 
Aufzeichnungen ber Berehigungen und. Verpfli 
aa Ka — ehe hi ds 
hiern häufig nicht eienige eating * 
ae jenten, der Berpjliäpteten Towohl als * 
— Standpunkt erſcheint es daher g et 
der — — di Berufung 
ray ferner, u gehalt Dies nnt der Entwurf; 
‚andern Seite vie Derveiom-t ——— 
—2 Hinzu, daß e6 zu dem I hmeife der Laubemi 
wenn biefelbe von einem Beſitzer des ven flichteten Orundftüds i 
Urkunde, werm auch ohne Angabe des Rewtsgritmdes, anerfannt worden 
Mittel empfiehlt fid) offenbar als das natürlichite und zugleich um deshal 
zwedentfirechendfte, da feldhe Anerfenntnifle in der Regel gleichmäßig 
Steicyverpflichteten abgegeben werben find und auf diefe Meife ein Haut 
gleiche Gntjcheidungen bei gleichen Verpflichtungen herbeizuführen — er 
Die Bertimmungen des $. 40. jollten in dem Gntwurf urfprünglih 
Scählefien extheilt werden. Die meiften Nuseinanderfegungs Behörden ber 
Provinzen, in denen Vefigverinderungs: Abgaben vorfommen, haben 
angetragen, tiefen $. zu generalifiren, und es it hierauf um jo mehr 
worden, als daburd die Sleichförmigfeit der Gefeggebung für alle Pre 
halten und der Entitehung folder Dipverhältniffe, wie fie in Schlefen 
vorgetreten find, in den übrigen Provinzen von vornherein emtgegengeirettii 


B. Die Kommiffon der I. Kammer ſprach ſich für die u 
derte Annahme aus und motivirte dies in ihrem Berichte folgenden 

Ueber die Beibehaltung oder Weglaſſung des $. 40., wonad ter 8 
Saubemial-Berpfüchtung cines Grunditücts fernerhin nicht mehr durch % 
die Obfervanz, wohl aber durch ein Anerkenntnif des Befigers in einer A 
Urkunde, wenn auch fein Rei rund darin angegeben iſt, geführt met 
find die Mitglieder der Kommiſſion verfdiedener Meinung gewefen. 

Für die Weglaffung diefes $. wurde angeführt, daß es hödhit bet 
ſcheine, die VBeweistheorie für ein einzelnes Mecdtsverhältnig zu ändern, 
Tragweite einer folden Beſtimmung fi gar nicht überjehen laffe, un 
ſolche bie Ausfpliegung der Obfervanz aud für andere Verhältnige andah 
durch aber die vielfachen, jehr bedeutenden Rechte gefährden würden, meld 
nod) nad) den Vorfgpriften des A. & R. durd) die Berufung auf die 


































1) Koch (Landrecht, Bd. 2. ©. 726, Note 15.) bemerkt, daß au 
des Ablöf. Gef. die Bermuthung dafür ſpreche, daß die große Kanzı 
Schlefien“ zu den Gericgtsfyortelm gehöre, 


e ſi veränderungs-Mbgabe eine Grund-Abgabe if, F 
t angenommen werben follte, wenigſtens Aaıt ber Worte: 
des dRüds,” zu ſetzen: 
n’ der Befiger des Grundſtücks, von welchen das Landes 
ı gerlangt wird.” 
Beibehaltung vieles $. wurde dagegen geltend gemacht, daß bie Ans 
erichte über bie Briten einer fogenannten 2ofals und Fundal⸗Obſer⸗ 
ie Bedeutung und die Art der Begründung berfelben fehr verſchieden 
efe Meinungsverſchiedenheit gerade in Betreff der Laudemial⸗Verpflich⸗ 
ı der a dieſes Berhältnifies fehr groß ſei und eben 
des ber Geſetzgebung zur dringenden Pflicht made, jene Zweifel zu 
» dadurch zahlreichen Prozeflen vorzubeugen. Solchen Rüdfidhten ges 
ten aber die Bedenken micht erheblich ericheinen, welche aus der Ab: 
: Beweiötheorie für die Laudemials Berhältniffe hergeleitet würden. 
iernach zu Bunften der Verpflihteten für die Folge die Berufung auf 
} ausgefäilaffen werden folle, würden bie Berechtigten bei dem Um: 
nur in fehr wenigen Faͤllen bie urſprünglichen Berleifungs s Urkunden 
werben könnten, den größten Nachtheilen ausgefegt werden, wenn nicht 
Jeife bie Beneisführung in Betreff der Laudemial:Berpflihtung ihnen 
sen folle. Ein folder Ausweg fer von der Königl. Regierumg in der 
den, daß künftig das Anerkenntniß eines Beflbere in einer dffents 
‚ felbft wenn in diefer der Rechtsgrund nicht angegeben fei, zu 7 
end fein ſolle, dieſer Ausweg fei eben fo gerecht, als in ber Billig⸗ 
0; und wenn hierbei etwa die Berechtigten im Vergleich zu den Ber: 
B im Vortheil ſtehen follten, fo würbe dies wieterum vollitänbig durch 
ung der Laudemialfülle $. 42. aufgewogen. Bon einem Mitgliede der 
üurde wit Rückſicht auf die vorfiehend entwidelten Gruünde beantragt, 
. das Wort „öffentlien“ vor „Urkunden“ wegzulaflen, ober doch 
Iorten „Öffentlihen Urkunden“ einzufchalten: 
x Privat⸗Urkunden, deren Aechtheit feſtſteht.“ 
waq̃ der vorſtehend angegebenen Gründe für bie beiderſeitige An⸗ 
& die arsKommiffton unter Berwerfung ——* Abaͤnderungs⸗ 
für die unveränderte Beibehaltung des $. 40. ber Regierungsvorlage 
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act ale a ae meld 
nſchaltung der ein d 
— un 
Mit Bezugnahme ‚auf bie in den. Motiven des Gute 
für, diefen Sat wurde in der Kommiſſion die 
J ET — = — * 
Beweisführung — 
—* Anerlenntniß irgend eines. ber —J a, 
mal. nicht ——— zuläffiger a 
Er jel der Gerichtshoͤfe befeitigt würden, , 
8 wurde jedod) Darin, daf mur dem in er "sifent — 


u Anerfenntuiffe ‚ein. ſolchet aa — — 

























ränkung gefunden. Im manden 
nich: vegulict. jei, feien auch die zu dem Ende. vorg 
a Ber! unblungen noch nicht augen 
funden, werde aber der eis nur aus 
ne — Ne jenügen, weil in ihnen bie Causa 
Srinde Küßten ſich zum Theil, die in 


ai —— * des das Wort: —— “se 


hen 
2); Matt des — Satzes zu auf 
ju bi DR ii — 
— — al g 


3) eventuell bei — 5 —— 
Ude Urkunde“ zu fegen: —* — der Ermwe: 
‚Die Anträgı ne fan fanden micht gemügenbe Unterftüi 
daß der Grund folder Peoflegieumg der öffentlichen Urfunde gevabe im 
die Form ihrer Aufnahme ımd die Qualität des Verfaſſers gegebenen 
vantie für die Wohlüberlegtheit und Genftlichfeit der in ihr enthaltenen 
Hlärung liegt, dap der $. über bie Wirfung und Beweisfühigkeit von Ben 
gar nichts beftimmt, dap cs ſich eben fu wenig barum handelt, welde 
Funde, umd weshalb fie für dos Mecht beweifend feien oder nicht, fon 
um die Löjung eines bisherigen Zweifels in Bezug auf die Wirkung “ 
Willenserflärungen in bejlimmten Urkunden. Das Verlangen der Anträge, 
auf Beifügung ver Worte: „in der Grwerbs:Urfunde“ gingen, — 
Zuſammenhange nicht motivirt. Denn ſolche Urtunden könnten eben jo 


dürfe mur foweit gelten, daß es bloß den Nachweis ber früheren 
Gritenz gebe und es mühe dem Veiiger des Grundflücs jeder reih 
Einwand wegen fpäterer Alteration des Verhältniſſes anch ferner, wie 
gehalten werden. Um aber der Auslegung entgegen zu treten, als fe 
nur folche Ginwendungen offen laffen, welche aus ben 88. 36. 
Gef. bergenommen find, müßten am Schluß die Worte: „oder fon“ 
fügt werben. 

Der Verichterftatter (Abgeordn. Ambronm) erachtete jedoch zul 
bement für überflüffig, da das Gefeh nicht bezweite, folche Lantemiek 
einzuführen, die in früheren Zeiten bereits aufgeheben werben, fondern 
men in Veireff der noch zu Mecht Beftebenten qu geben. Wenn and Mt 
eines Landemiums nachgewiefen werden fünne, fo verfiche ea ſich dead 
dad es (nach $. 3. Mr. 5.) für anfgehoben gu erachten fei, wenn targ 
daß es ein Ausfluf der Gerichtsbarkeit fei. Deshalb fei aub 
fügung der Werte: „oder font“ unnöthig, indem es ſich von ſelb. m 
daß wenn ein Laudemim überhaupt anfgeheben if, es nicht befendert 
febätigung gebracht werben Fann. 

Nach diefen Geörterungen wurde das Amendement abgelehnt. E 
der II. R. pro 18%}, Bd. 3. ©. 14391436.) 


\ 


dar I. Kammer trat dem Antrage der Konmiſſton bt!" 
* 8. ke 2.5.6. —RE Mi ao 
ammer hat HM temnänf, \ —X 
vow der I. Kammer befchloffenen Fafan —— 
Der. ver H. 8. pro 1841, Bd. 5. ©. 9758 123 
LEST} au © 4 Ge pi er Bine 
ty Theorie ie "ber: er 
ben auf; allein er ändert bie a en fan 
ang {u Bezug auf jene Mbgaßen In awisfacher Yet a6, 
5 die Berufung auf Obfervanz ausfigfiet und zweitens 
tnifffe -In.einer öffentlichen Urkunde bie Kraft eines vollen 
auch wenn der Medhtögrumd darin nicht — fe. 
&. fellt in den $$. 181.188. Lit. 7. Thr-T. folgende 


+ Bermuthung, daß Berfonen und Figenthum frei And, überwiegt 
Dr die Mechtmäßigkeit des Befipes. - 

na alfo and Jemand in dem Beflpe, hie Fretheil oder das 
Andern einzufchränfen, ſich befindet, fo muß er dennoch fein 
Sefige angeben und nadwelſen. “ 
a dieſer Begel findet aber eine Ausnahme Gtatt, in fofern bes 
rgleichen Binfchränfungen gegen PBerfonen eines gewiſſen Stan⸗ 
gründen. 

181. a. a. O. aufgeſtellte Vermuthung emtbinbet den 
a der Beweilaft, wenn ein Anderer ihm gegenüber das 
acht, das Tigenthum einzufgptänfen, ſelbſt Kann, koenn ver 
Uinfegränkung fich tm Befige des einfchränfenden echtes 
war ohne Unterſchled, ob der Befiger (Cigenthlmer) ver 

oder Kläger ift, alfo auch bei der in Form einer uneigent» 
ion angefleflten Negatorienklage, mittelft welcher Befreiung 
ngen des Elgenthums, indbefondere von Neallaften. und 
wiuch aenommen wird. mit der afleininen Ausnahme im 


— 
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Mas nun De im $. 189, a. a: OD. nusgef) 
fo it ftreitig, 06 und Inwiefern dieſe B 
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die Ausnahme des $- 
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uerlichen Oru um 
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Gotommeneh: Gigent des Sinterfaffen ‚und ein daraus 
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der Ser werben, —— er EL rib, 
Ert. m. 4. März 1851 ausgefbrochen bat, — — 
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Selbſt — der im $183, A. E R. LT.) gebachte Ru 
Beulehe fich auch anf das ee und fei nicht blos auf bie 
febränfen, fo Fan doch nicht Bf Grund deſſelben angen: 
ein gutsherelicher Verband Bee eht und eine Abgabe in den Iehten 
worden, bie rechtliche Grifleng der Verpflichtung fo lange vermuthel mai 
bis ber angeblich Verpflichtete die Michteriftenz ber Verpflichtung nachget 
Denn hiergegen fprechen die Vorfchriften des ME M. IT. 7. 5. 1. 


Beſther der Sache abfordert, muß nach den Grunbfägen übre Mg: 
tation (actio confessoria) den Beweis ehenfe führen, als wen 
„bie gange Sache vinbiciet. Cine Ausnahme macht der $. 8* 
„hung auf foldes Gigenthum, welches uefgrünglich nur um 
„werben worden it. (Koach”s Landrect, Bb. 1, S. 362 Ar. 
1) Diefer Anficht if Bornemann (Spftem, in “ 
2.). Dagegen nimmt v. d. Hagen au, daß durd die v8 { 
v. 9, Oft. 1807, welche vie Unterthänigfeit aufgehoben, die Befls 
$. 183. zwar infoweit fie die Breiheit der Perfon berührt, 
verloren date, Feinesweges aber in Betreff der Freiheit des ige: 
Bezug auf die einem Su utsheren unterworfenen Stellen, in deren 
nach $.12. des @b. nichts geändert fei. Die Nichtfreiheit des Ci 
liege im Begriffe der Unterordnung einer Stelle unter einen Gutehern, Ü 
darin beftehe, und die Verbindlichfeit zu Dienften und Abgaben fei 
A. ER. I. 7. ein maturale biefes Verhältniftee. (Jur. Wochenfhr- 
313). — Diefer Anfiht ©. d. Hagen’s tritt inte — in ihrer 
wenigſtens — Arndts entgegen. Diefer führt nämlich aus, daß tie 
welche der $. 183. von der Regel des $. 152. aufftellt, fich mac den, 
zubehnenden, Worten des $. 183. auf felhe Ginfchränfungen gegen bie 
gewiffen Standes beichränfe, welche, wenigftens im Allgemeinen, in bei 
Befepen ausprüdlich begründet find. Bei unterthänigen La 
gehörten babin 5. 8. die Dienfte, nicht aber die Sandemien. (cf. 4. & 
$$. 472. 473.). (Zur. Worbenfchr, 1816, ©. 313, Note 7.). 
2) Dies wirb ebenfalls in dem bereits alleg. Ürtel des II. " 
Trib. v. 6. Oft. 1847 Sutſch. Bd. 15. ©. 453—454.) und * 
recht Bd. 1. ©. 362. Note 7.) ausgeführt. 
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werben Weiibpkufungen fich ergiebt, daß ſo menig: jene ans dem gu te⸗ 
B — ——— Vermuthung, 7 neneſte —88 
weit rei fa n, Tür jedwede von ber Gutsherrfchaft In Auſpruch ges 
nSigabe die Präſumtion der rechtlichen Eriſtenz ber Berpflichtung bee 
Seprüuben, vielmehr pet einer folchen bie allgemeine Borfchrift des W. 
19. $. 24. biret entgegen, und viele verliert erſt dann ihte Kraft und 
ur fihwächeren Bermutbung Raum, wenn bereits feſtſteht, daß derartige 
Bungen, eine derartige Belaftung für gewiſſe Diftrifte und alle in dem⸗ 
Legene Grundſtücke, ober doch für gewiffe Klaſſen berfelben durch geſetz⸗ 
ſchriſten, alfo durch Urbarien, Zinsregiſter, DOrtsverfaffung u. f. w. fe 
br, indem dann allerdings die Bermuthung Blap greift; daß auch das 
n einem ſalchen Diſtrikte belegene zu jener Gattun grerise Grunpäd 
Beübtichen verfaffungsmäßigen Berpflichtung leichte unterworfen ſei, 
Nusnahme ber: Befreiung erwiefen. werben muß. Dem Recht auch der 
Lk & 8. IL 7. nicht entgegen, da diefe mit 5. 484. a. a. D. in Berbins 
mde Beſtimmung rein erteptioneller Art iR, nur die -interimiftfche Forts 
re Dienfte anorbnet und den neneften Bellg fchügt, keinesweges aber den 
Berechtigten von der Berpflichtung des Nachweiſes feines Rechtes auf 
ung des Vigenthums in petitorio befreien kann. 
etherſts Arch. Bd. 2. ©. 295, Ne 61.). 


kilfen Grundfägen ausgehend, kann e8 nicht zweifelhaft fein, daß, 
Befigveränderungs- Abgaben und indbefondere die Laudes 
sit, der Beweis ihrer rechtlichen Exiſtenz allemal demje⸗ 
biegt, weldyer das Met zu deren Erhebung für ſich in 
ch nimmt, und daß eine rechtliche Bermuthung für bie 
Klett zu deren Entrichtung niemals fattfindet. °) 








iss Bat auch das Ob, Trib. mehrfach anerkannt. Go führt daſſelbe 
E %. 6. Jan. 1846 (Gntfih. Br. 13. ©. 218) aus, i 
zJ. inrechtlich bie Laudemialpflicht als gefepliche Hegel nur bei Rd» 
en Empbytenſen flattfinde, in allen fonfigen Nechtövers 
Miaiffen dagegen befonders nachgewiefen werben müſſe. 
she unter Bezugnahme auf die übereinſtimmende Anfiht Bichhorn’s 
w Dentfch. Priv. R., $. 260.) und Mittermaier’d (Grundſaͤtze des 
to. X, 8. 444.) gezelat. : oo 
d Führt das Erf. ves Ob. Trib. v. 4..Dec. 1840 aus, daß fo wenig 
Ten, als anderswo eine rechiliche Bermuthung. für bie Belafung bes 
B zit Laudemien gelte, fontern dag in Schlefien, fowie überall, bie 
Zermutbung für die Freiheit des Bigenthums flreite und jede Befchräns 
ben ermielen werben müſſe. (Koch's Schlef. Arch. Br. 4. ©. 305, 
eufibe. 1841, S. 374 fl. JJ. Te 2 
ſondere ift bier noch folgender Entſcheidungen der Gerichtshöfe zu ger 


eFürſtenthümer Oppeln und Ratibor beireff. 
ı Den genannten Fürftenthämern iR die Laudemialpflichtigkeit der bäners 
abſtücke durch die Landes, Orbnung vom Jahre 156%, Urt. 46. keines⸗ 
ündet. (Erk. des Ob. Trib. v. 17. Febr. 1841, Koch's Schleſ. Arch. 
276 f., u. Praͤj. Nr. 984.). 

den genannten Fürſtenthümern Tann die Landemialpflichtigkeit ber 
freien Kretſchmer und Müller als provinzialrechtlich nicht angeſehen 
Bel: des D. 2. G. zu Ratibor und bes Ob. Trib. v. 25. Nov. 1843, 
r 3. Dee. 1845, Entſch. Br. 12. ©. 448-454). 

den vormals Sächſiſchen Landestheilen kann bei Erbzinogütern 
uf frühere allgemeine gefeßliche Vorfchriften gegründete Landemialpflich- 
Befisveränderungsfällen, welche erſt nach Binführung des U.L. 9. eins 
d, wur nach defien BVorfchriften beurtheilt werden. (Gef. des II. Gen. 
4b: 0. 23. Dec. 1842, Präj. Samml. ©. 104, Br. Mr. 1242.). “ 
WBeryreußen kann Laudeminum (Konzefſtensgeld, Approbatlonsgelb, 
geld) nur dann: gefordert werben, wrun eb in den Mchyerichrsibungen: 


Bon d. Abldſ. der Reallaften, den Megulicungen u. Gem. 


Sag des $. 40. Seine“ 
Te Bi eorie & ae —E—— 
adurch ein, 
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ansbrücklich worbebungen, ober bie Pflicht zu deſſen Gntrichtung vo 
manne in rechtögüftiger Form ausbrüdtich anerfannt iR, ober we 
gangenen Fällen von bemfelben Grundflüde, oder von anderen am 
mb unter derſelben Herrfchaft belegenen Grundſtüden gleicher Art 
BVeräußerungen entrichtet ift. (Erf. d. Trib. zu Rbı 17, 
des Ob. Trib. v. 26. Nov. 1841, Ulrici’s Arch. der mn 
Rechte, Bd. 1.91.73 ſſ) 

Die beiben zuletzt erwähnten Fälle dieſes Präj. modificirer 
Belimmung des $. 40. des Mblöf. Gef. d. 2. Mär 1850, Mona 
durch Obfervanz vollländig aufgehoben iR. 

4) Durch diefe Beftimmung des $. 40. if eine große Anh 
fundener Kontronerfen befeitiget worden; es iſt derſelben dah 
hiftorifcben Intereffe zu gebeten. 

a) Brüher wide, insbefondere im den Schlefifhen Gericht 
dem Ob, Trib, angenommen, daß die Verbindlichkeit, Beilpverände 
insbef. Laudemien, zu entrichten, durch die Ortes (Lokal) Difer 
und. beiwiefen werde, teil die Orts sObfervang als eine allgeme 
Ale verbinde, wenn feine Ausnahme nachzuweiſen ſei. (Bergl. | 
v. Kamph Jahrb. Bd. 33. ©. 1 ff. umd bie daf. S. 90 ff. mitget 
desgl. die Gef. des D. 2. ©, zu Breslau v. 20. Der. 1836, in . 
Ach, 3b. 1. ©. 88 ff, v. 30. Juli 1834, a. a. D. Br. 2. © € 
1837, ebendaf. ©. 35, v. 4. Mai 1837, ebendaf. S. 39 u. be 
Slogan v. 27. Oft. 1837, a. a. D. Bd. 4. S. 385 und v. 
ebendaf. S. 303). Diefe Annahme gründete fib auf Stielow 
Beiträge dur Kenntniß des Schlef. Prov. Rechts, Breslau 1830, 
bei Steeitigfeiten über bie Berechtigung zur Grhebung von Laudem: 
Dbfervaug feben Orts entfheide.*) Indeß war auch (namentlich v 
Gerichtshofe), auf Grund des $. VII des Publ. Bat. zum @. 2. 8 
worden, daß Anfprüche der in Rebe ſtehenden Art nur aledann ı 
fervanz geflügt werden Fönnten, wenn biefe Obſervanz fhon vor 


*) Auch in Betreff der in ber Grafſchaft Glas vorfomme 
mationss®ebühren wurde angenommen, daß das Recht darauf 
Obfervanz begründet und erwiefen werben fünne, und taf eine fol 
vanz alle Ginwohner, wie ein Geſetz verbinde, bis eine Gremtic 
werde. (Vergl. die Grf. des II. Gen. des D. &. G. zu Breslau 
4. Mai 1837, in Roch’s Echlef. Ar. Bd. 2. ©. 33 u. 39, des 
1836, a. a. D. ®b. 1. ©. 88). 

Daß die feg. Sporteltare des Fürfibifchef Kardinal Bring v 
13. Febr. 1680 (melde eine Sufammenftellung der im ehemaligen ! 
thume zu Neiffe Mattfindenden Obfervangen fein fell) Feine Ge 
und auc fein Beweismittel für Obfervangen über Befipveränberun, 
iſt von der Gen. Komm, zu Breslau in dem Erk. v. 11. Dec. 
dem Ob. Trib. in dem Gef. v. 5. Nov. 1846 aufgeführt wort 
Schlef. Arc. Br. 6. ©. 387 fi). 

Das Gropherzogthum Bofen betr., fo hat das Gef. des 
15. Mai 1847 angenommen, daß dort die Berufung auf Orfobfert 
grünbung der Laudemialpflichtigfeit unfatthaft fei, weil dort mach b 
®. v. 10. Dt. 1809 derartige Lofalgewohnheiten ihre Kraft und 
Iosen Haben. (Etriethark’s Rehtst. Br. 1. ©. 110). 


Wef: a: 2. Märg: 1850; beir. die ABM. dc, ($- 40). - ABB 


in Enipfen fich folgende Erläuterungen:. | 
Ver 5. AO. verbietet die Berufung auf Obfervanz mur infofern, 
ixch der Rachweis der Berpflichtung ſelbſt geführt werden will. 





BE. 8. befand. (Bergl. vie Erf, des Ob. Trib. v. 6. Jan. 1843, in 
Schleſ. Arch. Od. 5. ©. 417 m. in der Zur. Wochenſchr. 1843, ©. 534, 
. Wiril 1847, in. Striethorſt's Rechtof. Br. 1. ©. 46). 
en die obenerwähnte Anflcht der Gerichtshöfe über den Beweis ber Ver⸗ 
) zur Gutrichtung ven Beligveränderungss Abgaben durch bloße Orts⸗ 
ig. wurden indeß in neuerer Zeit Bebenfen- erhoben. Das Ob. Trib. 
wich an, daß zur Rechisverbindlichkeit einer Obſervanz der ſpezielle Nach⸗ 
re, daß auch ber, gegen melden bie Obfervanz in Bezug genommen 
ze Rechtsnerbindlichkeit gegen fich anerkannt Gabe, weil Niemand burch 
ng eines Dritten, unter deſſen Gewalt er nicht ſteht, verpflichtet werben 
(Bergl. das Erk. des Ob. Trib. v. 3. Dec. 1840, in Koch's Schleſ. 
4. ©. 305 fi). Diefe Anficht bat demnächt ihren ganz entſchiedenes 
erhalten durch die Behauptung, daß die Lantemials Bigenfchaft eines 
Grundflüdes überhaupt nur durch Fundal⸗Obſervanz *) begründet 
an. (Bergl. tat bee Ob. Trib. v. 21. Mai 1841, in Koch’ 6 
dem Db. Trib. Hatten fich inzwiſchen in dieſer Beziehung wieder vers 
Aufichten geltend gemadt. Cine Entfcheidung v. 4. Nov. 1844 nahm 
Grundfag on: | | 
die Togen. Fundal⸗Obſervanz fännen nicht nur die Fälle, in denen 
. Siem laubemialpflichtigen Grundſtücke Laudenium zu entrichten iR, 
bisetchend von den Vorfchriften der 4. 714. ff. A. 2. R. 1. 18, näher 
Rimmt, fondern es Tann andy dadurch die Laudemialpflichtigkeit des 
Fündſtückes ſelbſt begründet werben.“ 
gen nahm eine neuere entfeeibung v. 2. Juni 1845 an, 
fe Zanbemialpflichtigfeit eines Grundſtückes durch fogen. Fundal⸗Ob⸗ 
3 micht zu begründen fet. 


g. 719. 9.2, R. I. 18. wird durch die Worte: „eine bei einem 
Erbzinsgute wohlhergebrachte Gewohnheit“ anf bie fogen. Fun» 
evanı (observ. in fundo speciali) hingedeutet. Der Begriff it wahrs 
son —8 er (Medit. spec. 104. med. 6.) ausgegangen und von dem A. 
a. D. und der Geſetz-Komm. in dem Gutachten v. 6. San. 1804 (Rabe, 
. 218 ff.) recipirt worden. Die Abhandl. in v. Kamptz Jahrb. Br. 33. 
(f. $. 5. berf. S. 27—40) und die Reviſoren des A, 2. K. (Gef. 
k XV. ©. 96) erkennen an, daß der 8.719. a. &. R. I. 18. von einer 
Mervanz fpreche, find aber der Anficht, daß diefe Thecrie (welche in ber 
ie des 18. Jahrh. in einigen Gerichtshöfen entſtanden iR) auf einem 
udniffe, fowie auf einer Berwechfelung des Gewohnheitérechtes mit ber 
en Berjährung beruhe. Derfelden Anſicht it Koch (f. deſſen Schleſ. 
‚2. ©. 89, Note 1.), welcher die fogen. BundalsÖbfervanz für ein Uns 
xt. Gr if der Anficht, daß die Obſervanz niemals ein Sntftehungsgrund 
subemialpflichtigfeit fein, fondern dadurch nur der Umfang der unftreitig 
ıew Berbindlichfeit beflimmt werden könne, und zwar nur durch eine folche 
y, welche gerade zwifchen den nun im Streite befindlichen Berfonen (oder 
fahren) befteht, d. i. die fogen. BundalsOÖbfervany. Der Ausbrud fei 
denn jede Dbfervanz in diefem Berbältnifie beziehe fich auf eiuen bez 
Sundum und fei infofern eine Fundal⸗Obſervanz; die LofalsObfervan. 
ib an auf tie Gemeinde und deren Mitglieder als ſolche. (Schlef. Ach 
b. 23). 
egen wird der Begriff der Fund al⸗Obſervanz in Schuß genommen in 
amppichen Mot. zum neuen bürgerl. Geſetzbuche, ©. 152, 
ol. die Brgäng. ber Preuß. Jahro. Ed. II, Dr. 2, ©. 406 fi. 
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Ga it ı nicht lan — —— das En 
een Umfang en durch Obfervang 

1 die reply ltr zu —— 

dv. 1m 1851) den $. 40. aus. (Sprengel’s Mblöf. Ge 


re an aber auch diefer Anſicht, welche allerdings 1 
des es für ſich hat, betritt, fo ann doch fein Zweifel t 
der Umfang der unftreitig vorhandenen Ver] 

Ace Obfervanz beftimmt werden Eönnte, welche gerade 
efindlichen Perfonen (oder deren Vorfahren) beſteh 
fundal-Obfervam. ?) . 

Obfervanz im Sinne des $. 40. des Ablöſ 
Ind auch ungefchriebene ProvinzialsRedh: 
kann in der Altmark Annahmegelb mebr a 
jeglichen Beſtimmungen gefordert werben, 
mt vom dem Revilions=- Kolleg. für Lande 
&,  urumem 13, Sept. 1850. (Präj. Ne. 16. in der Präj 
Revir. tolleg. ©. 45.) 
3).68 fragt fih: ob der Nachweis der Verbindlichkeit zun 
von Befigveränderungs- Abgaben, nach gegenwärtiger Lage ver 
auch durch Verjährung geführt werden Fan? 





Diefe Differenz if, durch den lenarbeſchl. des Ob. Trib, 

1846. babin,entfieben worber 
baß dur eine fogen. T-Obfervanz bie Laubemialpfl 
Grundftüdes an fib tm gründet werben fünne, mmd b 
der $. 719 M. 8. R. 1.18. vie Laudemialpflichtigkeit des G 
bereits beftchend vorausfege und mur verordne, daß durch 
Fälle, in denen von einem an fi laudemiafpflichtigen ® 
Laubemium zu entrichten ift, abweichend von dem gefegliche 
beflimmt werden Fonnen. (Gatfcheid. Bd. 12. ©. 73, Min 

1846. ©. 112). 

b) Für Sihlefien war tas ©. v. 19. Juli 1832, betr. die & 
Nuftifalftellen in Sclefien (©. ©. 1832, ©. 193) ergangen, welt 
daß zur Begründung des gutsherrlichen Rechtes, Laudemien oder « 
Vererbung von Ruftifalfellen übliche Atgaben von Grben in abfleig 
fordern, der Beweis genügen felle, daß bei der Vefiung, von weld 
gefordert wirb, dieſe Abgabe von Defeendenten in den beiden Bi 
worden, welche dem ftreitigen alle zunächft verangegangen find.°) 

Dies Gef. if indeg durch den $. 1. Nr. 16. des Ablöf. Gel 
1850 austrüdlich für aufgehoben erflärt*"), und es gelten mithi 
der Provinz Schlefien berüglich des Beweifes der Verbindlichkeit z 
von Vefipveränderungs-Abgaben nur bie allgemeinen, durch tie $$ 
Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 mobificirten Beweis-Grundſaͤte. 

e RN Dies nimmt auch Koch in ber Abhandl, im Schlefifc. 
. 23. an. 


*) Daß durch dies Gef. nicht die Ginführung der fogen. Funt 
beabfichtiget worden, wird ausgeführt in den Gründen des Plenarb 
Zrib. v. 20. Behr. 1546 (Ontfch. Bb. 12. ©. 92—94), desgl. in d 
in Forni”6 Zeitfche. für qutsherrl. bäuerl. Berh. ıc., Bd. 1. ©. 271 
aub Dr. ömwenberg’s Veiträge zur Kenntniß der Motive der : 
gebung, 8b. 1. ©. 302. 

°*) Hierbucch befeitigen fich auch bie zahlreichen, über verſchied 
fe, zu weldhen das ©. v. 19. Juli 1832 Veranlafung gegeben batı 
Pröjudifate. Bergl. deren Zufammenflellung in den Crgäng. u. @rid 
Rechtsb,, 3. Ausg, zum ÜRR.1. 18. 8. 7I6. u. $. 719. 


.. Gef 2. März 1850, Behr. die ABIBf. 2c, (8-40. : 441 


ı Bejabex: Ä 

vie Generals Kommilftion zu Stendal in der Iuflreft. v. 12. 
1851, ohne nähere Begründung. (Sprengel’s Ablöf. Gef. S. 10.) 
Erey, weil der 6. 40. dies Beweismittel nicht ausſchließe. Prak⸗ 
&rläut. ©. 64.) 


ebrigen® ift hierbei darauf binzumeifen, daß der Erwerb des Rechtes 
befigneränderunge«- Abgaben duch Verjährung ſtets ven Beweis erfor⸗ 
Daß das Hecht, von dem in Rede ſtehenden Grundſtücke die Ab- 
pa fordern, während des in AL. R. 1. 9. 5. 649. vorgefchriebenen Zelt- 
„8 von 40 Jahren wenigftens zu dreien verfchiedenen Malen aus⸗ 
Lk worden. ı) Wo dieſer fpezielle Nachweis nicht geführt werden kann, 
mu überhaupt von einer Verjährung des Mechtes auf Befiguerän- 
n6-Abgaben (als eines unter die Borfchrift des $. 649. cit. fallenden 
nicht die Rede fein, fondern wenn die Faͤlle der Entrichtung nicht 
halb des Zeitraumes von 40 Jahren liegen, fo würde da⸗ 
» aur eine fogen. Fundal⸗Obſervanz für ermwiefen anzunehmen 
f welche fich indeß der Berechtigte nach F. AO. des Abloͤſ. Geſ. zur 
ng feines Anfpruches nicht berufen darf. 
„ Der zweite Sag des $. 40 erflärt es zum Nachweife der Ver⸗ 
| eines Grundſtückes zu Beflgveränverungd-Abgaben für genügend, 
ı wenn ein DBefiger des Grundſtückes vie Verpflichtung, auch ohne 
1 Angabe des Rechtéegrundes, in einer Öffentlichen Urkunde aner⸗ 
I; Tannt bat. 
4) Zuvorderſt ift darauf hinzuweiſen, daß diefer Sag feine Beſchraän⸗ 
| en in dem binzugefügten dritten Sage des $. 40. fin» 
mich dahin, 
Vaß ein folches Anerkenntnig vöNig unerheblich ift in allen denje⸗ 
aigen Ballen, in melden nach $6. 36. bis 38. die Beflgveränve- 
igs⸗Abgaben für aufgehoben zu erachten find. 
3 daher auch in ſolchen Fällen, wo ein Anerfenntniß der im 
£uihechten Sattung vorliegt, allemal zunächft unterfucyt werden, ob 
aöammte Abgabe unter die in ten 1$. 36. bis 38. erwähnten Kathes 
"ER, und nur dann, wenn diefe Frage zu verneinen if, kann 
we Anwendung des im zweiten Sage des $. 40. aufgeftellten Grund⸗ 
x Bere fein. 
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verſteht ſich uͤbrigens von ſelbſt, daß das Anerkenntniß auch als- 
die rechtliche Exiſtenz und Fortdauer einer Beſitzveraͤnderungs⸗Abgabe 
begründen kann, wenn es ſich auf eine ſolche Abgabe bezieht, die 
nicht unter eine der nach $$. 36. bis 38. aufgehobenen Kathegorien 
er zu denjenigen gehört, welche bereits durch frühere geſetzliche 
ungen für aufgehoben zu erachten, alfo namentlich wenn fle er- 
** denjenigen Gattungen gehört, welche als Ausfluß ter Ge⸗ 
zbarkeit anzuſehen und deshalb für beſeitigt zu erachten ſind. Das 
kenntniß iſt nur alsdann ein rechtlich wirkſames, wenn es 
eine überhaupt geſetzlich noch zu Recht beſtehende Abgabe 
t; keinesweges aber kann es die Kraft haben, eine vor ober nach Ab⸗ 
ves Anerkenntniſſes geſetzlich aufgehobene Abgabe wieder zu 


noch fortbeſtehenden zu machen. ?) 


— — m — — — 


> Dies hat auch das Ob. Trib. in dem Erf. v. 26. Juni 1847. (Striei⸗ 
Kechisf. Br. 1. S. 295.) angenommen; besgl. Kuh in ter Abhandl. in 

K’s Zeitſchr. Bd. 1. ©. 277-278. 

B Das das Geſeß in diefer Weiſe zu interpretiren, ergiebt fich Far aus ben 

WS. 433 Note 1. gemachten Mittheilungen über die Ablehnung des zum ©. 

on dem Abgeordn. Robe geftellten Berbeſſ. Antrages und indbelonv. aus 
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—— worden, welche bazu mit dffentlichem Olauben Im Siaate 

nd. ! 

Ne öffentlichen Urkunden zerfallen in zwei Klafjen, nämlich: 

) gerichtliche (doc. publica judicialia), wenn die inſtrumentirende 

m geriheigen n ®lauben bat und: 

2 Urkunde vor ihr. unter Beobachtung der vorgefchriebenen Foͤrm⸗ 
vollzogen worden, mag bie Schrift felbft von ihr verfaßt oder 

als Enwurf mitgebracht und nur, nad Genehmigung de Inhalted, 

Ir vollzogen worden fein; 

die bereits außergerichtlich vollzogene Urkunde von der Gerichtd- 

den Intereffenten vorgelefen worden ift, fie den Inhalt gen enehmiget 

le darunter befinvlichen Unterfihriften anerkannt haben, dies Alles auch 

der Urkunde von den gegenwärtigen Serichtöperfonen atteftirt wor» 


; *) 
Yen gerichtlichen voͤlli —* find die notariellen Urkun⸗ 


Urſchriſten, wie die Ausfertigungen; 
uffentliche außergerichtliche Leuten (doc. publica extrajudi- 


che Urkunde hierher zu zählen find, beflimmt vie A. G. O. I. 10. 
—129. 2) Bon den a. a. O. aufgeführten Battungen kommen indeß 
ir diejenigen in Betracht, bei welchen die Intereffenten felbft an der 
‚betheiliget gewefen find, da der $. 40. des Abldf. Gef. nur von 
. ntniffen ſrigt die. ein Beſitzer des in Rede ſtehen⸗ 
—— ſelbſt abgegeben hat.) Dies find die im 6. 129. der 
I. 10. erwähnten —— welche zwar nicht von Berichts» 



















Be A. ©. D. I. 10. $. 123. giebt nur folgende Begriffsbeftimmung: 
tiche Urkunden beißen diejenigen, weihen eine vorzügliche & aubs 
eit um deßwillen beigelegt if, weil die Ausſteller verfelben im 
e dazu beftellt worben find, dergleichen Urkunden aufzunehmen ober 
Ietuäftig en." 
©. D. 1. 10. 88. 123 —125., Anh. $ 
i. 3 v. 11. Juli 1845. 8. 40. (@. €. — S. 493.). — In 
er Notariats⸗-Urkunden, welche vor dem 1. Juni 1846 ausgeſtellt 
Dar, verſteht es fich von felbfi, und if im $. 46. a. a. D. auch aus 
ausgefprochen, daß fie lediglich nach den bisherigen Befegen (f. A. ©. 
ss 45. f) zu beurtheilen find. 
ER 88. 130—132 a. a. D. zählen auch noch die von Juftigfommiflarien, 
nlarten, anegefertigten Urfunden zu dem doc. publ. extrajud., und ber $. 
‚ daß die von diefen Perſonen vorläufig aufgenommenen Protokolle 
Sellsiehung der Urfunden nur ale Brivats Dofumente eaaulehen 
S. 40. der Notariats⸗Ordu. v. 11. Zuli 1845. (©. ©. 1845.©. 487.) 
Ya zwar den Urfchriften biefelbe Kraft bei, wie ben Ausfertigungen 
die Kraft und Glaubwürbigfeit gerichtlich er Urkunden; allein da na 
Sa. a. D. die Berfchriften der Notariats-Orbn. nur für bie nad dem 1. 
866. aufgenommenen NRotariate:-Urfunden Geltung haben, fo ergiebt fih, daß 
edtefem Zeitpunfte von Rotarien aufgenommenen, aber nicht aus⸗ 
tgten Urkunden lediglich für BrivatsUrfunden zu erachten find, mithin 
weistofumente nadı $. 40. des Ablöf. Gef. nicht in Betracht fommen Föns 
— Auch iſt darauf hinzuweifen, taß die von einem Notar bloß in Betreff 
tterfchriften recognoscirten Urkunden Feinesweges die Kraft len 
ben, fonbern lediglich als Privat⸗Urkunden anzufehen find. (f. A. ©. 
38. 75- 77.). Auch ter $. 40. der NotariatssOrdn. v. 11. Juli 1845. 
IT den ven Rotarien aufgenommenen Urkunden bie Kraft gerichtlis 
afumente bei. 
Es kommen fomit hier bie in den 88. 127 m. 128.0. ©. O. I. 10. ex⸗ 
m Ut teſte nicht weiter in Betracht. 
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perfonen, aber ı anderen in Eid und ſtehenden 
Fe eines von dem en Er 
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DE. Dabin in hen af ut a Staatebram, 


ich aber * Diejenigen der Auseinanberfepun, nberfeßung Bere. a" 

‚b) auch die Protofolle der Schiedsmänwer über 

je durch ihre ee re nen Stande — find, 

lichen Uttunden; nicht al ea OR fie. 

te häufig abfaffen und nee 3 

zen de Per ——“ .B. 1. ©. Frl ‘s: a e 
u. 19. der Verordnung 


e) Nibt un ——— iſt es, ob die von Dorf Ar 
en, . alfo and die in fan. SHö Ken 
au und ein uf für dffentliche Urkunden 


29, 
Id, mich fh nicht befteiten ' 

ifmen anfgenommeuen, mit ben 1 
Verhandlungen bie Kraft eines doc, publ. extrajud. infoweit 
HE m Ne Aufnahme überhaupt vermöge der — B 

tent find. In diefer Beziehung —— ne das 

taß Dorfgerichte, mit Zugiehung rei 

Tiche Handlungen, bei a es UM. Tg Rehtefenntui r 
bloße ‚Begfaublaung — gültig vornehmen fönnen. 

Nach SS. 83. u. 84. D. if ihnen yvar zur Pflicht gemacht, 
Hanblungen zur Beuriheilung er Sefepmäßigkeit, oder mäherer Berich 
ordentlichen Gerichtshalter ohme Zeitverfuft vorzulegen; allein es iR Mi 
lafung biefer Vorſchrift nicht mit der Ungültigfeit der Verhandlung, fon 
mit Verpflichtung zum Schadenserſatz und Disciplinar-Strafen bedroht. — 
173.9. ER. 1. 5. geftattet anferdem den Dorfgericten, Verträge ker 
dhabeten aufjunehmen. — Hiernach wird es in jedem einzelnen ale 
Prüfung anfemmen, eb die Derfgerichte (welchen übrigens in allen vergl 
die guziebung eines vereidigten Gerihtsfhreibers vorgefchrik 
zur Wufnahme der beireff. Berhantlung Fompetent gewefen find ck 
Denn um überhaupt einem doc. publ. extrajud. bie rechtliche Wirffank 
öffentlichen Urfunde beifegen zu Fönnen, iM nach ber ansbrüctlicen 
des $. 129. A. ©. D. I. 10. erforterlich, daß der Verfaſſer berfelben 
(allgemeinen oder befonberen) Auftrages bererbtiget gewefen fei, bie Berk 
aufzunehmen. Im biefer Bexiebung wird es namentlich auch auf den 3 
den Dorfgerichten ertheilten Inftruftionen anfommen, welche denfelben 
nahme gewifler Gattungen der Verhandlungen theils verbieten, tbeils 
(Vergl. insbef. die Jujr. für die Schulgen in der Provinz Bofen r 
1833; v. K. Annal. Bd. 17. ©. 983., für die Dorfgerichte in den DO. & 
Nanmburg und Halberflabt, Gentratbl. für Preuß. Zur. 184. 
2.3, M. Bl. 1812. ©. 115. welche durch das N. des Juſ 
Mär 1852, I. M. Bl. 1812. ©. 136., au auf den Reg. Bey ® 
ausgebehnt worben ift. 

Iu dem in Nobe's Lehrgeitung (Jahrg. 1850.) S. 206. 
Nechtsfalle Hat das Grf. eines nicht näher bezeichneten Kreisgerichtes n 2 
1850 einen in den Schöpbenbüchern des betr. Dorfgerichts enthaltenen 
trag (aus dem Jahre 1778) für eine öffentliche Urfunde erachtet. 

Das Revif, Kolleg. für Landes Kult. Sachen ſtellt fogar | 
Gef. v. 24. April 1852) das Präj. auf, daß Urkunden: Abfari) 
Schleſiſchen Schöppenbücern für volltändig beweifend zu en 
(Bräj. Samml. des Mev. Kollg. ©. 14. Nr. 7.). 

2) 88 verficht fc von ft. op Vie den Auftrag ertheilende 8 
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ien, welche ihr Amt unmittelbar beiseffen, aufgensmmen: worden, 
est, daß fie wit den vorgefchriebenen Grforberniffen 2) verfe- 


nur ein, in einer nach den fo eben mitgetheilten gefeglichen 
augen für ein documentum publicum judiciale ober extraju- 
u eracktenden Urkunde, abgegebened Anerfenninif tie im $. 40. 
f. Gef. 83* Wirkung des Nachweiſes der Verpflichtung eined 
des zu Beſtzveranderungs⸗Abgaben haben kann, muß für du 
baft angenommen werben; es würde durchaus unflattbaft fein, 
. 0. 0. O. gebrauchten Worte: „Öffentliche Urkunte* in einem 
a Ginne zu interpreticen und fle auf Urkunden anderer Kathego⸗ 
—X zu begiehen, welchen die Geſetze ausprädlich dieſe 
beigelegt Haben. 
ı (prallt. t. ©. 65) meint zwar, daß ed nur dem Ermeſ⸗ 
erfennenden Behörde überlaffen werden müſſe, ob ein als 
ättel beigebrachtes Dokument ald „öffentliche Urkunde“ anzuſe⸗ 
allein Biete Anſicht iſt offenbar irrig, da e8 dem Michter nicht zu⸗ 
an, den Worten des Geſetzes eine beliebige Auslegung — na 
umeilen — zu geben. ?) | | 
er 6; 40. beftimmt ferner, daß es zum Nachweiſe der Verpflich⸗ 
s Grunpftüdes zu Befigoeränderungss Abgaben genägen fell, 
en ein Beſther des Grundſtückes die Verpflichtung in einer dfe 
ntfidhen Urkunde anerkannt bat. N 
ns ergiebt ſich: | 
5 das Anerkenntniß Teinesweged von dem letzten (dem gegen» 
Beſitzer abgegeben zu fein braucht, fendern daß auch ein von 
: Borbefiger abgegebenes Anerkenntniß der gedachten Onalität 
ınte Wirkung haben fol, *) und 
ſF es nicht darauf ankommt, ob das Anerkenntniß in einer Urs 


= ift, bei deren Aufnahme ver Berechtigte als Mitkontrahent 







nehmer aufgetreten ift, fondern daß es genügt, wenn fich daſſelbe 
Haupt in einer Öffentlichen Urkunde, — ſei es eine einfeitige 
Meiſeitige, — vorfindet. *) 


ge. geweien fein muß; der Auftrag kann indeß fowohl ein allgemeiner, 
fonderer fein. (f. Koch's Preuß. Givilprozeß, Bd. I. ©. 412. $. 214. 
. — Bergl. übrigens auch $. 38. der ®. v. 2. Ian. 1849. über bie 
om der Gerichte. (G. ©. 1849. ©. 1.), und $. 108. des Abldſ. Gef. 


1 158%. 

ber diefe Erforderniſſe vergl. die näheren Befimmungen im $. 129. 9. 
10., welcher am Schlufle bemerkt, daß dergleichen Brotofolle in Erman⸗ 
daſelbſt vorgefchriebenen Erforderniffe nur als Privat: Urkunden zu 


feien. oo. 
übrigens die von BerwaltungesBeamten mit Analphabeten aufs 
en Brotofolle feine verbindliche Kraft haben, darüber vergl. das R. des 
‚9. Dee. 1837. (Centralbl. für Breuß. Sur. 1837. S. 759. und die 
 Grlänt. der Br. Rechteb. zum A. 2.9 1. 5. $. 172. ©. 232. 
ies würde vielmehr geradezu gegen die Vorſchriften verfloßen, welche 
der Binleit. zum 9. 2. R. dem erfennenden Richter ertbeilt, ba ber 
n: „dffentlichen Urkunden“ in den Gefegen genau feſtgeſtellt, keines» 
e dem Ermeſſen des Richters überlaffen if, auch andere, ale die fpeziell 
m Urfunden für documenta publica zu erachten. 

. auch unten den Zuf.d. 

den oben angenommenen Grunvfäpen erlediget fich in Bezug auf 
riſſe über die Verpflichtung zu Befigveränderungs-Abgaben auch 
itfrage, ob der Berechtigte ſich auf ein in einem zwiſchen dritten 


h.Abldſ. der Neatlaften, den’ Regittrungei u: Gem & 


8 in’ dem Anerfenntniffe) um demſelben die tut 
Hamfeit beizulegen, der Angabe des Me zu) 








Bafonen abgeſchloſſenen Dertrage enthaltenes 
— Po —— va Si % J En A 

1 a eine Rechte aus einem Rai ertrage 7 
Bey den Stellenbeftgern abgefthlofen und welchem es 
ehe i 





forwie daß anch in der gutsherrlichen Konfirmation ein Beitritt 
zu folchen Verträgen nicht enthalten fei, (Morch’8.Schlef. 
&.494). Derfelbe Gerichtshof hat nämlich (in dem &rf.n.5, April 184 
men, daß die Pflichten ber Gteilenbefger gegen die Gutäherrfchaft 1 
chen Kanfverträgen beurtheilt werben Fünnen, welche wiſchen ber & 
und bem Beliger der. Ruftifalftelle Sgeftlefen worden (fogen. Brimorbi 
nicht aber nach Verträgen der “-befiger unter — denen 
fehaft nicht mit deren Genebn weigelteten it. (Gntfch. Bo. 13 
art das Nähere in biefer Gntfceibungen und deren 

©. 62-63). f u 


Im Widerfpruche mit dieſen Grundfäßen hat das Nevif. I 
Landes: Kult. Sachen per sent. 'v. & Oft. 185% (Präi. Samml. 
14. Ne, 8.) angenommen, daß ein über ein bäuerliches  Grundftüct 
bäuerlichen Wirthen abgeſchloſſener, von ‚der Butsherrichaft Eonfire 
lafungs« Bertrag, in welchem die Abgaben ac. des Grundflüdes an t 
fhhaft aufgeführt find, die rechtliche Griftenz diefer Abgaben beweift. 

In Bezug auf die Frage der *-h Ichen Wirffamfeit eines Anerfen 
ber Verpflichtung eines Grundfi u Beiigveränderungs-Abgaben Ü 
Kontroverfe durd den $. 40. d stöf. Gef. für befeitiget zu era 
es, wie oben im Terte bemerkt, iu diefer Beziehung gar nißt darauf 
das Anerfenntniß in einer Urfunde abgegeben worden ift, ‚bei der dei 
gugezogen worden, fondern genügt, wenn nur überhaupt bei irgend « 
laflung von einem Befiper des Orundfüdes die Verpflichtung anerfan 
muß tie Urfunde, in welcher das Anerkeuntniß enthalten ift, eine ı 
fein; denn es entfcheidet, wie der Bericht der Kommiſſion der I. .R .(f. © 
bemerft, lediglich die äußere Zorm der Urkunde, und es fome 
übrigen Inhalt und Zweck gar nicht weiter an. Ganz mit Recht he 
Praris, wie Frey (braftifche Grläut. ©. 65) mittheilt, in Bezug 
veränderungs:Abgaben angenommen, „daß das Anerfenntnig a: 
Urfunte genüge, welche nicht zwifchen den "Bartheien, — dem Bere 
Berpflichteten, — fondern auch zwiſchen dem Verpflichteten und eit 
aufgenommen ift, beifpieleweife in Kauffoutraften, durch welche de 
Grundlüdes von einem Verpflichteten auf den anderen übergegangen i 
das Ob. Trib. if neuerdings (in Bezug auf den $. 40. des Mid 
Anſicht beigetreten, daß es zur Wirkſamkeit des Anerfenntniffes einer 
derungs:Abgabe micht erforderlich fei, dag bie Grflärung dem Bı 
gegenüber abgegeben, oder derfelbe bei dem Mertrage, in welchem | 
zugeuogen fei. (Grf. des II. Sen. des Ob, Trib. v. 9. März 1852, 
Horf’s Arch. Br. 5. ©. 69). 








*) In Bezug anf bie rechtliche Wirffamfeit eines „Anerfenntı 
übrigens das Ob. Trib. in dem Bräj. v. 12. Mai 1837 (Pr. Nr. 
Präj. Samml. ©. 10) folgenden Grunbfag aufgeftellt: 

„Das fchriftliche Anerfenntnif eines münvlicı gefchlofenen Br 
„auch in dem mit einem Dritten abgeichloffenen Dertrag 
„Sein, dem der andere Kontrahent des Erfteren nicht förmlid 
„iR, wenn jenes Anerfenntniß nur in der nicht zu verfennenden 
„gegeben werden, die burch den müntlichen Verirag begrändt 
„lichfeit auch zum Beten des andern mündlichen Kontrabe: 


nfprechen.“ 
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»iſt ausdrücklich vorgefchrieben. ') Dagegen entfleht die Frage, 
wider Beſchaffenheit das Anerfenntniß fein und unter welchen 
nsiehungen es abgegeben fein muß, um überhaupt eine rechtliche 
et in Auſpruch nehmen zu Fönnen. 
) Zwoͤrderſt iſt der Zweifel entflanden, 05 tie Erklärung, welche das 
iß enthält, von folcher Befchaffenheit fein muß, daß daraus er» 
inf ter Erklärende animo confitendi, d. h. in der Abſicht, die Bes 
u ſeines Brunpflüdes als eine gültige einzuräumen, die Laudemial⸗ 
anerkennt? 
Koch, welcher dies Erforderniß aufftellt, nimmt an, daß auch er- 
MM fei, daß das Anerkenntniß dem Berechtigten gegenüber ?) 
ben worden, und folgert, daß die bloße Einräumung der Thatfache, 
m dem Srundftäde Laudemium gezahlt worden, orer die Mebernahme 


—— = om ——r — — — 


Die Streitfrage: ob es zur Guültigkeit eines Anerkenntniſſes erforderlich, 
ia eine gültige causa debendi angegeben fei? if hierdurch in 
uf Anerkenninifle über Beſißveränderunge⸗Abgaben erlediget. 
Ob.⸗Trib. Hat (in den Erf. v. 15. Dez. 1837.. 14. Aug. 1830., 21. 
., 1. Dec. 1843, 3. März 1845. u. 1. Nov. 187.) die Frage bejahet. 
Koch'e Schleffh. Arch. Bd. 2. ©. 23., Br. 4.6. 145. ®.5.6©.9 n. 
Batfy. des D. Trib. Br. I. S. 345. ff. Striethorſt's Rechtof. Br. 
W.). Das Erf. defielb. v. 3. März 1845. Insbefond. nimmt auc an: 
baß dies auch von Anerkenntniffen in vorbereitenden Urbarials Vers 
diamgen, welche die Errichtung eines Urbariums nicht zur Folge gehabt 
en, pele: wogegen 
Bültigfeit eines Zugeflänbnifiee im Prozeß, wodurch der Beklagte 
bie Forderung des Klägers einräumt, nicht davon abhängig fei, daß aus 
ber Gehdrung des Zugeftehenden der Eniftehungsgruud der Forderung 
Bersorgeht. 
oeiehung auf Urbarien Hat das Ob. Trib. mittel Plenarbeſchl. v. 
Bin. 1844. folgenden Rechtsfag angenommen: 
„um He Criſtenz eines der Gutsherrſchaft zuflehenten Rechtes, von Ruftifals 
„Greunbfüden bei Befigveränderungen Landemium zu ferbern, anzunehmen, 
„genögt der in einem Eonfirmirten Schlefiichen Urbarium enthaltene Vers 
„wert über das getachte Recht durch fich felbfl, und ohne daß. aus dem 
„ürbarium der Rechtsgrund (Titel) diefes Rechtes erhellt.“ 
Ib. Bo. 9. ©. 117, 3. M. 8. 1844. ©. 52.) 
auch die Abhandl. von Koch (in defien Schlef. Ar. Br. 4. ©. 147. 
. ©. 25. u. 296.), Rub (a. a. D. Bb. 6. ©. 129.) und für die Ans 
Ob. Trib. die Abhandl. von Burchardi (Jur. Wochenſchr. 1846. ©. 221. 
die hierauf bezüglichen weiteren Anffäge von Arndts (a. a. D. ©. 
Br. Kahle (a. aD. S. 441.) und die Kritif aller diefer Aufichten von 
(Zur. Wochenſchr. 1847. ©. 185.), ferner die Abhandl. von Kräwel 
Icchenfär. TOR, ©. 129.) desgl. Reinhard in Sommer’s Arnsberg. 
b. 9 


£. übrigens die Erläut. zu SS. 10—12. des Eh. v. 9. Oft. 1807. sub IV. 
dd. (f. oben S. 63.). 
Da der $. 40. des Ablöf. Gef. dies Erfordernig nicht ausdrücklich anf: 
idern im Gegentheile beftimmt, daß es genügen folle, wenn nur übers 
in Befiger des Grundſtückes die Verpflichtung in einer Öffentlichen 
‚e anerkannt habe, fo dürfte darauf, ob das Anerkenntniß gerade dem 
tigten gegenüber abgegeben wurden if, nichts anfommen, ſofern es 
ner Öffentlichen Urkunde enthalten Il. Denn, — wie auch der Bes 
KRommifl. der 1. 8. zum $. 40. ausſpricht, — „nur die äußere Form 
ade iſt das Entfcheidende *, und es kann deshalb fein Gewicht darauf ge: 
den, ob der Berechtigte dabei als Mitinterefient zugegen oder das Aners 
in direkter Bezugnahme auf ihn abgegeben worden ifl, ober nicht. 
egl. auch die Note A oben ©. 445 (am Schluß der Rote). 
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448 Don d.Ablaſ der Reallaſten, ben Regulirungen 
img in einem Ka— ee des Käufe 
ee audemien be; * wolle, ais ein Anen 
gelten, fönne, a (Rosh' 8 Rande, Bb,2 ©.72.Nste,d.), - 
Der Eivil-Sen. des An .. Ger. zu G u ge 
ſelben Standpunkte aus, indem derſelbe re v. 
ausführt, daß folgende Stellen in Kaufsurkunden über das in 








nommene Ötun) ; ou 
Abfahrt und Gerichtsfoften zahlt Käufer gany allein chn 
ni „Raufgelbes *, 
5 nberefebaftliche Saubemien zahlt Käufer. ganz. allein ohn. 


mRaufgeldea“, 5 t j . 
nit für ein Anerfenntniß ber Laudemlatpflichtigkeit, im.) 
40. zu eradylen feien, 
Das erwähnte Judikat führt dies in folgender Art näher 
In beiden Stellen — in der erſtern if fogar von Laı 
nicht die Rede — if offenbar fein derartiges Ansrfenutniß ver 
der 8. 40, 1. c. zum Griweife der Raudemialpflicht ve 
Stellen befliunmen. weiter wicht ver, für ‚ben. vorliegenden Ball 
trapenten die Koſten reſp, Laubemien zu 834 habe. Nach 8. 
aber bie Verpflichtung eines Gruubftüctes zu, Befigveränderungs-M| 
danı für eriviefen erachtet, werben, wenn. ein. Vorbefiger d 
Rüdes viefelbe allgemein — pro futuro,— anerfannt ba 
Rüct foll in diefem Malle auch für die Zufunft, alſo in allen mach | 
niß vorfommenden Veflgveränderungsfällen. als_ein laudemialpfich / 
erben. Hieraus ergiebt fich, daß $. 40. 1, c. ein ausbrüdliches, all 
Fenntniß der Saudemialpfidt, alfo für Immer, erfordert, Gin fo} 
Au den beiden Räufen von 1778 und 1800 enthaltenen Grfläru 
finden. @8 läßt fih fogar nicht einmal behaupten, da 
die fpeciellen Befipveränderungsfälle ein ausdrüdl 
keuntnig der Lanbemialpflicht ausgesprochen worden, 
daß ein foldes allgemein unt für die zufünftige Zei 
halten fel. Die Grflärung bes Derklagten in der Appellationss 
welche dahin lautet: 
„Aus dem Kaufe dv. 5. April 1800 mag für bie Zufunft I 
hervorgehen”, 
ÄfR fein befimmtes Zugefändnif, daß der Inhalt des Vertrages e 
entfprechendes Anerkenntniß fei. Abgefchen davon, daß auch ber 
der mündlichen Verhandlung beftritten, daß in jener Ranfsurfunde 
niß der Laudemialpflicht enthalten fei, Fönnte ein ſolches Zugefläubr 
das Zugeftändniß von Thatfachen in fih fchlieft, fendern nur eine 
gerung, den Verflagten nicht zu verpflichten. 
Robe's Lchrzeitung, Jahrg. 1850. ©. 208). 





1) Vergl. in diefer Beziehung auc die Ausführung Koch's in d 
Ach. Br. 5. ©. 25—27., wo derfelbe insbefondere zu zeigen fuct, 
lien Wirkfamfeit eines Anerfenntniffes bezüglich auf Laudemien, 
mellen Grforverniffen einer gültigen Willenserklärung, insbefondere 
in vielen Fällen fehlende Bewußtfein des Grflärenden ı 
müfle, daß durch bie Erklärung etwas Unbeftiimmtes oder Zweifelbaf 
Rehenden Verhältniffe näher beftimmt werden follte, und binzufügt, 
Faͤllen freilich das Anerfenntniß einer Subs und Obreption ähnlic 
bewußten Willenserklärung, erfcheine. Dagegen erachteie Koch fh 
Tiger Rage der Gefeggebung bie Angabe einer causa debendi in | 
nife euer der $. AU des Ablöf. Gef. nunmehr ausdrüdlic für 
Hört hat) nicht für erforderlich. (a. a. D. u. Bd. 4. ©. 147. f, Bd 

Vergl. auch Robe in deffen Lehrzeitung für Entlaftung des | 
befiges, Jahrg. 1850. ©. 120. 
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t das Ob. Telb. 2) in bi andere 
— Der I. Sen vefetken ha Be Entfcheis 


Führt in dem Gef. ©. 9, März 1852 ats, daf ter $. 40. 
eeweges erforbere, dad Anerfenn n der Abs 
worden, — gegenüber das Vorhandenſein 
es oder einer Verbindlichkeit bekennen, noch daß der Berech⸗ 
m Vertrage, im welchem die dad Anerkenntniß enthaltende Er⸗ 
fomutt, guatı en worden fei. Es fei daher für ein den Bes 
ve; 8.40. ı wes Anerfenntniß zu erachten, wenn in, einem 
€. der „unter fi. der Käufer eflärt habe, „die 
en Laudemiengelder men ‚zu wollen,“ (Striethorf's 
Sa) > 1 rieergit fer 
dem Gik, ..9. Det. 1852 wird angenommen, daf wenn hei 
iner öffentlichen Urkunde errichteten) — BER wel· 
igenthum eines Orunpftüces übertragen wird, der Verauherer 
‚ex defjelben ‚unbedingt, die Entrichtung des Laudemii übernimmt, 
Inerkenntuiß, der ‚Laudemialpflichtigfeit des Grundſtüͤckes liegt. 
ünte diefer Entfeheidung,.. aus welcher ſich ergiebt, ‚daß der 
t8hof eine befondere Qualififation der das Anerkennt- 
den, Erklärung nicht für. erforderlich, erachtet, führen nur Fol- 
Neben Urfache und BWirfung ein unmittelbarer einer vernünftigen‘ 
Hife und bem gemöhnlichen Gefhäftsgange des bürgerlichen. Lebens 
E menhang Hatffiubet, darf, diefer Kaufalverband nicht werfannt, + 
‚glichfeiten Raum gegeben werben. (M. 2. R. I. 6. 8. 6) Denn, 
Emm Rechtögefchäfte, durch welches bie Befigneränderug eines Grunde 
# wird, bei der Feſtſtellung des Raufpreiles, auf vollen Belrag der! 
bavon eine bebeutende Befipperänderungsabgabe zu entrichten If oder 








Eibie Qualität, welche die Grflärung, ans welchet ein „ner 
kervorgehen fell, befigen muß, hat das Ob. Trib. aus allgemeinen 
wor @rlap des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, folgende Grunde) 


toben: . r 

Febriftliche Anerkenntniß ‚eines muͤndlich geſchloſſenen Vertrages, kann 
in dem mit einem Dritten abgefchleffenen Bertrage abgegeben fein, 
jer andere Kontrahent ‚des Grfteren nicht förmlich. beigetreten ift, wenn 
Aunerfenntnifg nur in der nicht zu verfeunenden Abficht abs, 
bi worden, die hurch ten mündlichen Berirag begründete inde 
t and zum Beflen des anderen mündlichen Kontrahenten aszıs 
g Cprsj. dv. 12’ Mat 1837. Neo. 269. in der Präf. Sammt, | 
1. = ] 
# derjenige, welcher ſich ſchrifflich ober! zum Protofofl zu einem münds) 
efebloffenen Vertrage befennt, des Gintwandes der mangeluden fchrifte 
Abfaffung verluftig erachtet werden Fünne, genügt es nicht, daß er 
nünblichen Abſchluß bes Vertrages bloß als Thatiache einräume; das 
enntniß mn auch im der Abficht erfolgen, die, verbindende ‚Kraft 
—— einzuräumen. (Br. v. 22. Nov. 1844: in den Gutſch. Ob. 


Anerfeuntniß, eines mündlichen Vertrages ſebt den Wilfensauss. 
en ritietng vorans, ı (Erf. v. 20. Febr. 1849., Guiſch 


est Yorans, erfllich: anf Seiten des Erklaͤrenden den 'animus seso- 
andi als noch gegenwärtig vorhanden: und gerade jetzt zu beurkunden, 
ud zweitenss baß ein mündlicher Vertrag über einen bloß der. fchrifts 
Im Abfafjung bedürfenden Gegenflaud, vorliege. (Ert. v. 27. Wehr, 
5 Entich. Bd. 18. ©. 188.) ‚ vun 
weßrfeng. Ob. D. 20 





EE 36 AO EEE 

b nt simbbäfonbkte bie tm. Minseinan‘ ea era 
Derfamemibes diederea Moltetlaffen (at 

sfande) abgegebenen Anerkonnintffe ;enbetriff; Pr ann — 

wo die — in einein iaierinatiſtven Uverium 

n iden 1. Dee. 1848), anyenonmeh, daß: ber Ver⸗ 

— mit dein Mangel. oft dm 9. 60 W 

277.73 fepägen €ölne, !: Denn'woiınn 

—— als ein vdojeſſualiſches anguſehen 

a. a. D. Feine gauz allgemeine‘ —— 5 

in, vorgefhriebene Belehrung. konne vielmehr niemals— 
Verdinduͤchtelten anerkannt Worden vi 


88 
18 

sonen Ei * — — B — 
ent Mrkumde abyegeben fen der 
lt et en zum Beweife, — Hung 

——— te 4 — des Grunde, ohne 

(hefenbuch, ‚gen: y 
IL en de8. Ob ei batınie Frage "a6melend entfihlenen. 
dem Erk. v. 17. Dee. 1850 wird die bloße —— der ee 
eines Grundftüces im Urfaufe ohne Eintragung 

ee lärt ein gegen jeven Beſther des Stunpftüces v — a 


ünde find folgende - 
137, 9. & R. II. 7,, welcher beitimmt, daß die Piichten ber Unteer 
n Ihre, Herrichaft haupffächtich nach ‚dem "Raufr oder AnnahmesBriefen: 
en, it feinesiweges eine Beftimmung enthalten, wonach Rechte, die 
ulirt, worden, die ‚Gigenfchaft dinglicher Rechte auch ohne Wintras 
Kiollen.,.„@ben jo, wenig: Fan, aus dem $. «48. Tit. I, ber: Hyb. Orb, 
m, daß es der Gintragung, nicht bedurft ‚habe, vielmeht das durch 
jrünbete Recht auf Laudemien auch ohne Gintragung ein dingliches 
if nicht feftgeftellt, daß bie Saubemialpflichtigfeit ‚gu den gemeinen 
lichten: in dem Orte, \mo das Grundftück belegen, gehöre. 
daher der Ginwaud dutch, daß wegen’ mangelnder Gintragin; =. 
bes Urfaufs beanfprucbte Recht gegen dritte, Beſiher nicht gelt 
erben, fönzte. Dder Verklagte, hält ‚bie Gintragung" für umnörbig, nal: 
Werofictung — die, Kathegorie ‚der gemeinen nd. reſp. -ortäherfümmir 
en gehöre, ‚hat ‚aber, ‚nicht, einmal'den ‚Beweis-hierüberoanges) 
folt.di Rah emierchlfgeit auf bem —5 alfo, anf einem ſoe⸗ 
beruhen: nach $. 49. Tit, 1. der Hhp. D. bedurfte, — jcbens 
firitragtng, um vinglich zu werben. Dap die ‚Sant fich mit dei 4 
infragung in’Bolge bes 8.5. L 19: de A. M. lt —X 
legle weder in erſter, noch in zweiter ——— — 1 
Siriethorkis Aha Bd 7/6: 360, |) ! 


In den Ef. v, 21. Sept. u. 9. Dec. 1852 dagegen wi a anges 
vdaß das in einer Öffentlichen Urkunde abgegebene Anerleuntniß 










23) haue das Ob. geb, Me entgegen fi te anngt ai ehe, 
D 2) dee Ob 28.8. zu —8* Auto 9 art A 








8. 2.) angenommen Hatte. 
ze u ae tin.) a 
4 ug ai 
sinfen und andere Ruftteledehen angenommen. ea 


29* 
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3 bildet, verbunden iſt, wird nicht durch den bloßen Vertrag erworben; 
viefmehr zum Titel die Befigergreifung binzutreten, wie dies das @igens 
Fauſtpfand, ver Nießbrauch, das Aurcbehaltungereäi, die Erbpacht, die 
- Misthe und der Rontraft über zur Kultur ausgefebte Grundſtücke zeigen. 
3er iR es wit denjenigen bingliden Rechten, deren Begenfland fi nicht 
des Berechtigten befindet; fie werden, abgeſehen von der Hypothek, bie 
die Gintragung entfieht und bie zur Loͤſchung befieht und überhaupt 
nen Regeln folgt, durch den bloßen Vertrag hervorgebracht. Dies gilt 
von den PrädialsGervituten ($. 13. I. 22. d. U. &, 8.), ſondern aud 
Sjektivsperfönlichen (obligatorifchen) Reiten, deren Berpflichteter eine bes 
ache, vertreten durch den jedeomaligen Beſitzer dieſer Sache, it, — Real 
Sihhom $. 162.; Gerber $. 167.; A. R. J. 18. 88. 813—816.; 
d. 18. ©. 319 und 320.) Die Eintragung erzeugt nicht die Eeallaſt, 
e „durch einen Bertrag auf ein Grundflüd gelegten, auf bemfelben haf⸗ 
ten und Realverbinblichleiten ($$. 47. und 49. I. Hyp. D.) werden in 
Aubrit eingetragen;” — „alle vermoͤge befonderer Kontrafte auf dem 
gehörigen Brundflüde haftenden jührlihen Abgaben gehören zur fünften 
fofern ihnen nit durch die Bintragung ein vorzägliheree Met vers 
(54%. 1.50. 4. ©. DO.) Der bei Berleihung eines Guts bios 
altene“ Zins Hat nah $. 815. I. 18. A. 2. R. mit dem Erbzinſe in 
gleiche Rechte. Bergl. auch die $$. 137 F. 11.7. A. &.R. Sehr richtig 
an der angeführten Stelle der Entfheidungen bemerkt: 
: Gintragung in das Hypothelenbud erfolgt, nit weil das eöt 
burt binglih werben foll, fondern weil e6 bereite ein 
igliches if. “ 
: au aus ber bloßen Dinglichkeit eines Mechts folgt nach unſerer Geſeh⸗ 
q — daß das Recht ‚gegen jeden Befiker bee Gate Geltung Habe. 
mbe unferer dinglihen Rechte beruht zum Theil auf zwei Fundamental⸗ 


VBermuthung für die Rechtmäßigkeit des Beſitzes, 4 

r ber noch flärfern Vermuthung für die Freiheit des Cigenihums 
179 - 181. des A. R. 1. 7.). 

Hden Grundprinzipien, welche durch die ganze Lehre von den binglichen 
ziehen, haben den Begriff ber nnbefchränkten Geltendmachung eines 
ts wefentlich mobiflzirt, weshalb denn auch der $.7.ULE RT. 
barfeit der binglichen. Rechte gegen jeden Befiger ber Sache nur ale 
nfellt und durch feine Derweilung auf $. 137. 1. 2. A. 2. iR. bie un; 
Behimmung diefes Geſetzes beflimmt. 

bſolnte Dinglichkeit gilt ale Regel: 

B Baenthum, jedoch mit mehreren Ausnahmen, — 88. 42 ff. I. 15. 
1% 


R Saufipfande ($$. 118 fi. I. 20. daf.), und 
bem 8. 58. des Anh. zu $. 18. I. 22. a. a. D. bei den Grundgerech⸗ 


niten. 
rigen Nealrechte find nur relativ dingliche. Bermöge der gefeglidhen 
a für die Freiheit des Gigenthums braucht nur derjenige Singulars 
e Reallait als folche anzuerkennen, der ihre Griſtenz wirklid kannte oder 
nnen mußte, und bei dem deshalb die Wiſſenſchaft Angirt wird, Letzteres 
[ mit Rückficht auf $ 19. 1. A. a. a. O. wenn 

dingliche Recht im Hypolhekenbuche angtrogen und dadurch das relativ 
zliche Recht in ein abſolut dingliches im eigentlichen Sinne des 
ztes ($. 570. I. 20. a. a. O., 8.99. I. 51. A. G. D.) verwandelt iſt, 
‚4.und5.1.2312.R.UR; 

an ber binglid Berechtigte ſich im Befibe der belaſteten Sache befindet, 
2.1. 21. A. 2 R. in welhem pas befannte „joweit“. die Grenze ber 
rfolgbarfeit nicht weniger ale des Erwerbes bezeichnet, nnd J 

an das Recht unmittelbar aus dem Geſetze, deſſen thatſächliche Bedin⸗ 
ngen der Anwendbarkeit dem Beſitzer bekannt find oder bekannt fein muß⸗ 
I, oder aus der Verfaffung eines gewiflen örtlichen Diſtrikto entipringt, 
6.1. 21. SS. 573. und 574. 1. 20.0. ®&. R. und 8. 38. 1. Hyp. D. 
felbit bei den abfolut binglichen Rechten des —— und Pfand⸗ 
Kit dem Grundſatze des dem redlichen Erwerb gebührenden Schayes ar 
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— L 46. und $. 1191. 20. 08 


ihieb groifchen dem Titel zu einem, 
Ian Rn he AR im en vr der Best, ——— 
n ick erheblich. an at A Sn 

127 Gehteman, von biefem Grunbfägen, ae Fi fi — 
Geſ 1nı2- März 1850,.bas Anerfenntni —— 
——— Grunpftüdes, Pa 
— ohne. Gin! 1a,eine ab ſolute 

das Bl Anerkenntriß, ae 

a —— —— au ee I 


KR J 
ausüben) dis der Vertrag, und.‘ — —— der. — — 
verttagsmäßig cine Abgabe übernimmt, auch die 
— durch welchen eine di 
Sin et a one I —— Anerlennniß 
rons, ſarler legte Vertrag, als das 
ab A Ko —* — — in feinem: 
——— ‚einer Beſttzver anderunga + Abgabe 
Cutſt⸗ ee den Anſpruch auf die Abgabe nicht 


wo 
imollen. — un el) 


gleich, die in Rede flehende Brage 
He 1 ge a de — 
nicht zu verkennen iſt, 1 Se ki 


F aus erachten ⸗ ſein. Man — 
—— allerdings‘ ‚eine, Fehr, ide 
de een etveistheörie in Bezug auf dem Nachroeis der 
gel eines Örundftüces ‚Befigveränderungs » Abgaben 
und angeorönet bat. em berfefbe einerfe een e bisher bei’ 
fer Gattung und in Betreff anderer Laſien auch fernerhin | 
zufung auf Obfervanz gänzlich abſchneidet, erleichtert er ger 
fem Örunde andererfeitd die Beweisführung dadurch, daß 
öffentlichen Urkunde abgegebene Anerfenntniß 
auch nur eines Beſitzers des Grundſtückes 
zum Nachweiſe der Verpflichtung, 
tag ein Grundſtück zu Befigveränderungs - Abgab 
tet fei, 
genügen foll.!) Hieraus folgt aber nach dem ganz Flare 
daß es ganz gleichgültig ift, ob das Anerkenntniß von dem gı 
gen Beſitzer oder von einem Vorbeſitzer abgegeben worden 
fenntniß irgend eines Vefigerd des Grundſtückes fol genü. 
Verpflichtung des Grundftüdes, als folche, gegen jeden 2 
ben feftzuftellen. Durch diefe fpezielle Gefegeövorfchrift wi 
in’ die allgemeine Mechtötheorie eingegriffen; allein es iſt 
jm eifeln, vah dies auch die Abſicht des Gefeggeberd geweſen 
en.auch die Kommiffionen beider Kanımern dieſe Beſti 
gefaßt. Die Kommifflon ter II. Kammer ?) fpricht die aus 
indem fle bemerkt, daß auf Weglaffung tes $. 40. angetragen 
weil danadı die Grifteng der Verbindlichfeit Häufig von dem Iufc 
gemacht werde, ob ber eine ober andere Verpflichtete 
Borbefiger bei dem Abfchluffe des Kaufvertrages über fein & 
Verpflichtung Erwähnung gethan habe oder nicht. 











—J auch oben S. 445 Buf. 3 mb a. 
3) Bergl. deren Beriht, om 8. Ad., om ©. 432433. 


«WR: 9. 2. Marz 4R5O, bett. die Abldſ. ac. (BO), 485 
erg ver: L Kammer ©) fagt nech devilicher fe we ‚dur 


ad urch Keftimmt, 
erſells zwar die Beweisführung Burdı Dbferopu, au eſchloſſen ſei, ans 
# aber auch das Mnerfenniniß degend efißere, felbft 
gabe: des Rechtsgruntes, ein, zumal nicht 243 la er Maſin Bes 
n ‚falle, weite .mannigfache Gweifel ber Gerichiohoͤfe beRätiget würden. 
emögt ein "Anerfennmiß ter im $. 40: gebachten Art nur zum 
dei Laudem ialpflichtigkeit eines —R überhaupt, ober 
He es einen Daßcendentenfall betraf — au gu NAaqweiſe, daß 
renten dieſet Abgabe‘ unterliegen?" 
J. Sen. des Ob. Zrib. Hat (in dem Eık. v. 2. on: 1852) 
” — außgeführt, 2) und dies In folgender a Besrämbett 
10. unifaßt au den Ball, wo die Frage miReht, ob en 
ig mb; ‚denn derſelbe gebenkt ausbrädtich ‚ber a ia ge 
738 und ſchließt diefermus; tritt alſo auch an die Stel fe ars ie 
fervanz in Dessenbenienfällen aulaflenden ®. v. 19, Febr. 1822, beit. bie 
von Ruftifalitellen in Schlefien, Deren. Net $.1.be6 @. ».2. Mir; 
üstlic) ausgebroden it, Die Borfärift des $.40. bes Inge — alle Ken] 
ne Beftimmung enthalten, welde in ber 2. v. 
mug med Annahme würde das G. I ee * — 
igfe leiden, vas ſich micht vorandjeßen I; enbung bes $. 40. 
ir Descenbentenfälle wird üllerdfings immed: nur damit ‚tfertigt: fein, 
Mnerterntniß eines früheren Befipers einen Descenbenienfall beiraf.. Dies 
mabe bier der ‚Gall, wo der anerfenuende Brian Pe Gut aus dem 
53 l⸗aſſe eriwarb,, ſe wie der Werkagt ie Bub von 
® hat. Cs genügt 14, dep bat Benny des en 
ee, 








Ya Gut —8 ‚faubemia ig in fällen 
"= Räufer old folder mir die Entridptung an ob "eidg 
der Kauffumme im Allgemeinen übernahm. Denn’ da eine m 
airt werden fann, fo lag in jenem Verſprechen zugleich das —* 
rpflihtung des Guts —X iger At. 
Horks Arch. Bd. 7. ©. 118 fi. 
edaftion des Sirieserffüen Archivs findet dieſe fe Eutſchei⸗ 
kgerechtfextiget. In einem früpssen Schleſiſchen) Falle - hatte 
m. des Ob. Trib. (in: dem Erf. v. 12. Sehr. 1852). ange- 
daß Descendenten nur dam verpflichtet ſelen, auf den Grund des 
audemium zu zahlen, wenn dieſe re darin ansprkdlid 
hen worden (Striethorſt's Arch. Br. 4. S. 850 ff.). Dk Re 
des Archivs bemeift nun: 
zlich kann dem Anerfenntniffe des $. 40. eine fer wittſan teit bei⸗ 
‚en, als dem Inhalte des Urvertrages. Menn un aber biefer "nach 
A Bräj. (v. 12. Februat 1852) nor = Aufofern die Laude mite it ber 
—* ats fie ansbrüdlicy darin verfpracen if, f% ann geris 
— , Rllfchweigendes Ancriennimniß —* rineẽ orbeftgers ‚die 


gl. deren ‚Bericht zum 8. 40. oben 'e. —E a 

8 Gachverhältniß, "oefchee dem entfehlsbenen Bale am Geanbe legt, 
3: Bin Borbefger des Grunbfües, der daffeibe vom- feiner. Nutten und 
Wwiftern ale väterliche® Brbe gefauft hatte, hat in "dem betzefl. Mers 
3.1789. erflärt: „vie obrigfeitlichen —— enſeichnet „Käufer 
uf Grund deſſen forderte die Gutéherrſchaft Mertgrekben von einem 
swerber bes Grundſtuͤckes, welcher daffelbe von feinem Water: gekauft 
das. Appell Bericht zu Breslau verneiheilie- be Berklagien imbem 
erwähnten Worten des Brteages von 1789. ein wach 5:40; deo MAlRT. 
endes Anerfenutnig, um auch bie —— — in Dun 
ı fehguftellen, da e6 in einem Dessenbentenfale —S —RX 
»B. Trib. hat die hiergegen erhobene Aigle 2 
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Deseenbenten laudemialpflichtig machen. Die Präftnıtiou «gegen 
büı iier, wo das Geſeh ein wirkliches — wicht au präfun 
et nicht entfcheidend fein. (Shielterfe Ad Br 
Es muß der Anſicht des Ob. Trib. in foweit beigetrete 
daſſelbe annimmt, daß der F. 40. ſich auch auf ſolche Ane 
ſieht welche die Descendente n-Laudemial ·Verpflichtung 5 
das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 im,f. 1. Nr. 16 
19. Juli, 1832, betr. die Laudemien dom Auftifalftellen ir 
(weldyes vorgefehrieben hatte, daf zur Begründung des 
tes, Saudemien oder andere bei Vererbungen von Muflifalfte 
fien übliche Abgaben, von Erben in abfleigender Linie fordı 
in Grmangelung eines. befonderen Nechtötitels, der. Beweis 
daß bei der betr. Beflgung dieſe Abgabe von Deöcendenten in t 
len entrichtet worden, welche. dem ftreitigen Falle zunächft 
find), aufhob, ertheilte 8 zugleich im $. 40. neue Be 
die Grundfäge, welche fortan bezüglich des Nachweiſes der 
eines Orundftücdes zu Beftgveränderungs-Abgaben age ſoll 
Fan anz allgemetn von dem Nachweife der in Rede | 
liche Trier, fo Fanı ‚nicht in Zweifel gejogen werben 
fich ebenſowohl auf die von Descenventen,-al® bei ande 
Befigveränterung,. zu emtrichtenden Befigveränderungd- Ab 
Daraus folgt allerdings, daf wenn das Anerfenntniß, auf n 
Berechtigte fiüt, ein folches iſt worurch ein Descendent f 
Läpfeit zur Ertichtung von Befigveränderungs-Abgaben aner 
durch ein» für allemal vie Verpflichtung des Gru 
dargethan zu erachten iſt, diefe Abgabe bei jeder Veraͤußeru 
denten zu entrichten. ®) £ 


1) ©. &. 1832. &. 194. 

2) @8 ift amar Mar, daß hierdurch in Bezug auf Descende 
in fofern eine Grieichterung des Beweiles zu Eunften der Cu 
getreten if, als das ©. v. 19. Juli 1832. den Nachweis der wi 
tichtung in ben beiten mäcıft vorhergegangenen Fällen erfordert 
Terfeite in der Nachweis doc auch erfchwert, inden «6 jegt mic 
bloge thatfäcliche Gntrictung anfommt, fondern ein wirkliches 9 
(in einer öffentlichen Urfunde) gefordert wirb. Wenn ein Desce 
folhen Urkunde feine Verbindlichkeit anerfannt hat, fo fell bi 
tung des Orundftüdes zu Descendenten-Laudemien ein f 
pro futuro begründen. Dies iſt es, was has Erk. tes Ob. Tr 
1852. mit Recht annimmt, indem es nicht für erforderlich erachte 
erfenntniß des Descendenten ausbrüdlich dabin gerichtet fei, daß 
feit anerfannt werde, in Descenbenz: Fällen Saudemien zu cn 
ein genügenbes Anerfenntniß darin findet, wenn der Käufer, welc 
dent des Borbefigers if, nur im Allgemeinen die Entrichtung ter 
gabe von ber Rauffumme übernimmt. Uebrigens liegt in biefe: 
Vrt. v. 12. Oft. 1852. auch feinesweges_ ein Widerfpruch mit db 
Febr. 1852. (Gtrietherk's Arch. Bd. 4. S. 350.), welhen die 9 
Archiv's dem Ob. Trib. zum Vorwurfe macht; denn in dem 
tere Urtel entfciebenen Redhtefalle Ing gar fein Anerfenntn 
eendenten vor, fondern nur ein PrimorbialsBertrag, i 
orfte Erwerber des Grundflüdes ber veräußernden Guteherrfchaf 
Verpflihtung übernommen hatte, „bei jeder Befigveränderung, fie ı 
Zaufch, @rbgangsrecht oder wie fon erfolgen, das Laudemium 
Das Ob. Trib. fagt nun, daß nach $. 716. 9. 2. R. I. 18. Gi 
gender Linie in der Regel von Gntrichtung der Rehnwaare fre 
€6 daher zur Begründung ber Ausnahmen von dieſer Regel, alfı 
tung der Dessendenten, eines (peziellen Titels bebürfe, mithi: 


». 
4 24 Men 1850, De. die BE. m, (540) 50 48T 


Hemal aber wird es auch auf. den matestelfen, Inhalt des Ans 
een, namlich darauf, ob der Deseendent bio; — 
—— —7 in allen —— oder auch, daß daj 
len aions —— in oͤbſte 
| vie Stipulation des Laudemiums 
& — —— die ck 
— 9 ans ® Km — von | ‚A 
und ‚einer en Stipulation.nur Gin 
göfall auf ein ——— au rechnen. ¶ ai 
a6 ik in N —— r 
er en anjudenben fei, welche bereits vor der 
] j. Gef. u. 2. März 1850 fällig — 
Apelt. ericht zu Ologau bat per sent. d.-10. Mat 1851, 
fjeigenven Gründen, bejabet, indem es Folgendes auafühtt: | 
eisführung über bie Gaudemiafpfichtigfeit eines Grundfläche war bis: 
‚denen unb veränderlich er die Fundal: und Sofal-Obfervanz 
Die auf —— Seefeld, geführten Prozeffe haben zu verſchiedenen 
verſe —————— ae en — das 


v. 
‘ Se Ba jerum auf I: — 55 1 De ) ee 
het Ai 'omiplizirte Bewe — Ei 
Yen Im is © feinem $, 40. verorbn 
el —— v 


Eu — — 
ni 
ie "biefe auch ſichtrer und bes 
= um Di —— Laudemialpflicht für genügend 
(mr ein m. 7] ee diefelbe, auch ohne Angabe des 
‚, im einer öffentlichen Urfunde anerfannt hat, Indem er num, ae je 
Eur ber, fijlirten —D— Mrozeffe — gab 
9— in a fotweit — a jeden war, formel 
ie verfahren m en Falls ze 
N eht auf — des Obſervang veweiſch ab: 
Sifttenngsgefege in Widerſpruch geraihen Mein, in 
die Brogeffe an and) um deshalb fiitirte, weil 
Dpfervangs Beweis nicht für angemeflen erachtete I 
mußte, an Stelle bes —— eine a 
laffen. „Dies, war. buri * 2. 
Mihrte wa Geſehgeber aud ein 
Fa ein, —* * CASE, wefen! 
n feit. Der 
Be a ‚dem nicht entge = Sie Haben Bi: anderen 
der — fand — wohlerworl ene ————— 








flichtig it der Dessenventen ausbrüdlichausge 
tüffe, und nicht aber, — J— A Ar 
ber rbganm, en! 
——— ee ae } * Arben Mich Bi 


it. find. — Diefe Ausführung if offenbar een ah ; in dem neueren, 


Dit. 1852 (Strict Arch, T ra 117) entfchiebes 
eben ein Fpezieller Titel zur Begründung des * auf 
wRanbemien ver, — mämlich das (nach 8, 40. des. AbLdf, 
urteuntnis eines Descenbenten. 
:mfmmıt auch das Benitionerrliee für SandeosKult., 
IR 9 37: Bat. 1853.). an; indem. aledann nur die Mr. 
Erg vr Anwendung kam. (Acta. Dom O. 
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—————— en er ans einer Sandlu 
nicht nach ben ateren, ſondern nach em. zur 
En 8 — eltenben. Geſehen — werben fall, 
gar „ber; aleichen wo) 
‚die, — 
3 Ks Berfärift, DIE chen aiß 9 
— „auch der Se ni eo 
li. a u —— 
ſerade zu er] af „fortan“ der 
Ta Bar ee Hit an den —— haben NE 
Be 





immer als cin Ganzes ‚in ſich abgeſchlo 
en 8. 40, mis Müi auf dem 
— Mobinfationen, den 


el ‚durch; den Ausrud: „for 
3 


eben, Yan [KU 
©. %7.) 













- ‚Sum ar J 
er $. a. Hat in ‚bir ‚KammernFeinen Wider 
ſondern iſt ſowohl Tele den Hningen Age — un, ! 
mer Hi ohne ‚alle 
ber ll 5 3657 te 
1, ‚bifdet ‚die eh it, die in de 


As e 

te8 y 
Abgaben « ee Der 8. 4 
beiden Battorem welche für die des 
den ———— find, ermittelt 

a) die Zahl ver auf ein Iahrhundertiangiunehm 
veränderungsfälle, und 

b) ver Betrag der Befigveränderungs-Abgabe 

Hiervon gingen auch die früheren Ablöf. Gef. aus. 

Die näheren Vorſchriften über die Art und Weife 
Iung enthalten vie 99. 42—46., und zwar befimmt der | 
Prinzipien, nad) welchen die Zahl der auf ein vahrhunde 
den Befigveränderungsfälle feftgeftellt werden fol, ı 
ven die 66. 43—46. über die Grundfäge, welche der Ermiti 
trage® der Abgabe zur Balls vienen follen. 

Diefe Iegteren Orunnfäge ergeben ſich aus ven $$. 43- 

«) Wenn ver Betrag der Abgabe ein- für allemal ı 
gefegt ift, fo bedarf es einer weiteren Ermittelung nicht, fü 
eben diefer in einer ein» für allemal firirten Summı 
Betrag der Abgabe den einen (nämlich den zweiten) Baktı 
ermittelung ($. 43.). 

6) Im Sale ver Betrag ter Abgabe weder ein= | 
noch auch nad) Prozenten des Wertes oder des Erwerl 
gäftig feftfteht, foll ed auf den Durchſchnitt derjenigen Bet 
welche in ven letzten ſechs Bälen, oder wenn fo viele Bäl 








1) Ueber bie nach ben 88. 33—37. der (früheren) Ablsſ. £ 
1821. bei diefer Entfchädigungs- Berechnung anzumwendenten Grun 
Auffap in der Zeilfchr. des Revif. Kolleg. für Landess 
B®b. 1. ©. 217 256., deagl. die Abhandl. in Borni’s Zeitfe 
bäuerl. Vechältnife ıe., "3.1.6. 535. fi. und Dönniges Land 
gebung, Br. 2. ©. 335. fi. 
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In, din’ den. befatinten dällen wirklt answer oder Ten 

fi ‚6 Ad Ai. — % — we “ 
ent Abgab * Beogenten, on dem 

* En ——— Grundftüces befteht, Hes 


ttbe8 des Tchteren 
rn Junt 





ter ® 
ii en 


—8 ehlieft die. Reihe: Diefer Vorſchriften ‚der 
— Theil der «Su ‚jenigen einzeln 
En RER 
N ei 
Basen der Enge Braun it je Neff a J 


ZSum s. 12. BE — 
er '$. 42. Hat’ vn die IE der Kammern wefentliche Abe 


38 Sefonkens Bin 


RER EEE RR 
aan, ehe u pa Berge 


12 ißber ——— in — * 
een ade PERLE 
an, ze enfeid e ort Veränberungäfälle 


Defeenbenten nur bei genifen Arien der Griverbung des Yfllhtigen 
f5 die Befigveränderungs-Abgabe gu entrichten ſchuldig, bei anderen Arten 
ag aber von ber * befreit, fo wird nur ein Beränberungsfall 
be geſchieht wenn bie Bu aus bei ges 

dere, „als, Deftend, ichtet 


En Aeangen 5 v 
bie En ler Ba bgabe 5 * —— 


huten Veranderungsfällen entrichtet mern, ‚fe Mich, — 
ee 1* ein, — ext gererhi neh, 
ie drei Der — N Fa lauf sein Yabefunder gu 





nt die Kitgehie HÜTE he BT NL 


Von d. Abldſ. der Reallaften, den Regulirungen un @em. 2 
Rericht ver-Rommiffi on motivirt diefen Antrag da 


de Beftimmung im $. 42,, daß ee 
1 Sabrhundert —— — — 8 
— * ber. Ginleitung dieſes 






he Pe ag F Su 
“ — 48 If dog) Meer 





Fein mehtere MR in der a 
laubt, daß in ber Votlage der 
ls Descendenten, zwei Fälle auf ein 
ken ſo wiel Wälle auch wieder, wenn das m 

—J—— Danach werden in dem Falle, u 


A a 


anagy vi 
$. 33. vos awiolingswsune. Di, 


© RG, der Mklafenggnrknumg 
am b ws Kahn Deipfae 
a ee 


find aber nur — Flue aum = — — worden 


Laude mium in den, Veräußerung D 
Ge mine haben und Bun... „hät Tener Mitglieder Der 


hat, u Mal bie Hiherige Difworhing Draubehniter 7. 


'egen diefen Antrag wurde dv... Dem Ri 6. der König) 
gen gemacht, . daß zwar in ber worichend entwiglten J bie | 
blöfungs »Gefege in einigen Provinzen, namentlid in der Provinz 
Anwendung gefommen, die Auscinanderfegungsr Behörde für Schiefin 
auch judicando vier Bälle auf cin Jahrhundert gerechnet habe, wenn 
mium bei Veräußerungen an rende und an Descendenten zu entridh 
fei. Der Gefepentwurf beabfihtige eine Ausaleijung wegen biefer Bı 
und habe diefe in dem Vorihlage wegen Annahme von drei Fällen as 
hundert für das Borbejeidnete Rechtsverhältnig finden zu müflen — 
Ausführung des Koͤnigl. Kommiffarii hat fi hiernächſt au 
der Agrar:Kommiffion — und den-obigen Antrag verwer! . 
Gegen die Faſſung des $. 42. if in der Kommiſſion angeführt u 
dieſelbe Sit erfhöpfend und —E—— ſei &6 wurde dies aud) scı 
miflarius der Königl Regierung. als richtig anerfannt und unter Juf 
eepteren haben bie Kommuilfien: Mitglieder ſich dahin vereinigt, ter IL 
nahme der von der Rommilfion beantragten Faffııng vorzufdlagen. 


Das Plenum ter I. Kammer trat dem Untrage der Koı 
bei.*) (Stenoge. Ber. der II. R. pro 1B$5. 3b. 3. ©. 1442.) 









2 Bergl. oben S. 400 ff. 
2) Der Abgeorbnete v. orſceid u. Gen. hatte zum 8. 42. fel 
beff. Antrag (Drudf. Nr. 333. ad III.) geftelt: 
„dem $. 4%. folgende Baflung zu geben: 
" „Die Befigveränderungsgefälle werden in folgender Meile Berei 
1) drei auf ein Jahrhundert Fommen im Verechnung, we 
fthveränderungs=Nögabe (a.) bei jebem Befigwechfel, oder (b. 
„Uebergange des Gigenthums an Fremde umd bei beftimmtn 
„Arten feitens der Descendenten, oder aber (c.) bei jetem Uch 
„Descendenten und bei beffimmten Grwerbsarten feitene Frewdt 
„werben muß. 
2) Awei werden angenommen, wenn bie Befipveränberungs-Abge 


REEL, betr: wie 3; N ¶öαν 


——— ver li Kamme ‚et hen weſqhluſſe deẽ IL. 
5* ſrug dedi— ven $.4 2: fein gegenwär- 


m 





35* bei. Vwer ſchi ver Reini dahin 
& 42. wurde das darin zu Grunde liegende Princip anerlannt, nah 
Es —7 auz ode Bälle, fein Jahrhundert ‚gerechnet werben follen; fo 
# gefunden, Hat, wonach in Schleften nur, im 

tie ein Descendenten» Fahdenlhn zur Verehnung fäme, tu 

— f der Descendenten allein oder neben ber Eaubemtalpflicht 
ben in Gröfällen borkinie, wie das in den weſtlichen Provinzen der Wall 
mußte ſedoch auch von den Mitgliedern, welde, "bei Dem großen Wider 
in bie Descenbenten-Saubemiien in Schlefien finden, und Bei der Im. Mlger 
It zw Tängnenbent Dweifelhaftigleit ihres "rechtlichen Bei ‚8° in (einem 
jeil der File, durch das Gejeh praftiid) den Erfolg für Shlefien wänjds 
eine unbebingte im v. Batow'fden Promemoria und auch foäter, vers 
ufhebung der borfigen Saudemieh der Descendensen haben würde, angrz 
ben, daß jerte Dort —54— Fälle einer blo ſ en Stethe⸗ Lhuwaare dir 
fm, fei ca in Verbindmg mit oder ohne gleihe Mflicht fremder Brben,, 
tem ober ie vorfomme, ber gemünfäite Gffeft. bafer, Im Allgemeinen etz 


13 
harbe fomit ber Orundfaß bes $. genehmigt, feine nichl wohl berflänblihe 
ber Kenn bie ‚es } it rei gan 3 Ari 3. Fälle, Fi Sie 
dag mit —— in Bezug anf eine ben ‚niit dot Veräußerungen, 
ug auf, Descendenten von Etwerbsarten bie Rede jel., KR Unters 
* nimli, baß einerfeits bei fremden Gröen, wenn fie in allen 
Uen Taubemialpfichtig find, in einem Jahrhundert drei Fälle zu rechnen 
‚bei Desrendenten nur in den feltenften Wälfen, und in lefien nie 
felten dies eintreten wird. 
legte Sag dee vorlegten Minca deutet die aa Ab ſicht nicht ums 
an, mb Hat, wie vorliegende Berichte ergeben, ſchon jept mancherlei 


—ãð& ung des 8. ind deſſen anderweitige eti beantragte) 










3 me‘ von Destendenten: oder '(c.) ‘von. Mrenden 
—SE— bei’ke| ‚Ahiumten Mk —X — 


Fall lemmt in Anſat, wenn die Abgabe nur bei beſtimmten Er⸗ 

rien (a.) ſeilens ber Degcendenten ober » feitene Bremer Ainheilt: 
Gründe h 

WR mbihig, daß bie für das ablt Ll wiätigen Gage tu J 

Wer ee und Grfewndacheit —— was vadurch 

weicht ne man über ſammilicht hierbei anbgliche Bälle bie Ents 


aifcheumng ti 
ſorſchiag gedrachte wanderung Rent dieſe zuſammen und ents 
Fa Fa nach N get —& anltenen | rund! —X 
or. man —— ee J 
m: e And für die —E vier Objekte 
udenten b, Befikveränberun; abe in allen Yällen c, in Bl 
won Ellen d; — fafien H) Kr —e— L 3 
ache, vi adbe, nut 
wühben bei'ad und ba, ein, bei ac’ nnd be. zwei —— 
anf Grund der ðefebes⸗VBoriage HR fäi . Hirten 
© + de mm 4 auf Grund des angebenteten Bee ber anf“ 
grmäßigen. VL. ac +bce= 3, VII. ad + be m 3, Vill ad + 


— 
t Antrag wurde abgelehnt. (Etenogr. Ber. der U. 8. Bo, 3.6. 
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ge Kammer, a —A Ben, Wie ei 


Sk een mmer Bat fi te 
we ne, handen — 








Ina * wu 
". ee die At 
® hfäben ber, $$ 


; — hat —— des, ai A 


hr — in. Mint) eilſchr 
3.6.3991), 
se nk Gen 


5* — 


als — 
Ki — — ehe — er 
— 9— ER 1 Sitten A are, | 
—* HR 
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Ten. 
Ih en ii ng * I 
s = das hi rien: 
Bon ra an Laub 
— allen — we, 
alſo a tt 
— J — ne ” re 
40 Brogent, alfo auf 1 Iahrhundert nad Nr. 2, . 
bei Verheirathungen des Befügers 5 Prozent, alfo auf 1 Iafe 
Hundert nah MD 





* 
















Der gemeine Kaufpreis des Grunditüds beträgt 1000 Thle.; # 
200 Thir. auf die Gebäude und das Inventarium zu rehnen, fo mir 
zug fommen: 

von dem Werth der Gebäude und des Inventarii 50 Prozent = 
von dem der Ländereien mit 800 Thlen. 20 Prozent 
Sum 
und es blieben allo . . » 
zu verlehnen. 

Hiervon find in einem Jahrhundert zu entrichten, wenn alle h 
fag kommen: 

20 Brogent m= 148 Zhlr. 2 Mal 296 Thlr., 
1: = + = 18 : 


Be 1 


Da aber nicht mehr als drei Fälle af 4 Sapehundert gerechnet 
von ben mehreren Fällen der Durätämit der dur Häfen Beteig yo 
fo fommen nur zur Berehnung . . «2 Fälle a 148 The. = 

1a: = 


wovon der Durchſchnitt 123 Thlr. 10 Sgr., und, da 3 Fälle vorge 
das Laudemium auf 100 Jahre — 270 Thle. und bie Rente jükli 
2 Sgr. beträgt, 





1) Vergl. in Br. 1. ©. 193. 


: Mehr: Mi: 1850, bett. die MELR 1, 6 WR). 403 
e Mina vortommender Sall iR felgenben: 


| SF " | —F J > . , . I 10. 
. . ; ⸗ ee . on , ! N i vi: —, 10 es 





“ * 2— 
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Wr. 5 | 
een af Fr alle Seh ad re Be .. 1 23 


—— 
* ne öbigene Ben. 700 Re. 'ju valehnen, fo E) in ehnem Safer 
entrichtet werden: 


ke die Miclbphcenhenten. 4 Im vs Progemt ai ur 
8 

bie Descenbenten 1 7} nt At 

en ——— F — 


beträgt 1 29 oder, . en, da 

— — für. Ri —* SE 

nenne .. r 
M.') die ———— — beträgt 1 ge 1aF Sg. “ 

B6 fommt in anderen Gegenden ber Provinz rel e: Ontriftung vor: 

Bertäufen 5 Prozent 


Bert 2 t, si ie! 
4 Örriehenlungen 1 — . — 


ro 
— an, daß dieſe Lehnwaare. son Descntbenten and N ideöcinbenten 
wird, fo find für Erſtere 2 Bälle pro Jahrhundert gu rechnen, ba alle 
B WefipsUchertragungen verlehnt werben, für Letztere deshalb auch I Fälle, 
5 Bälle und zwar. hiervon. wieder. 3 ——— eund 2Ber⸗ 
5. Iſt nun ermittelt, daß ber hoͤchſte Bropentfap bei-Beräußsruugen ge: 
"indem das Firum auf — — reduzirt wirb, fo un er für 
Aſas kommen, alſo 5 Prozent dreimal; M der höchſte Sag der in 
x fo kommt diefer 2 al und jener 1 Mal zur Rehau un — 
abige Lehnwaare nur von Descendenten gezahlt, fo find 2 Faͤlle anzu: 
der Saß für Erbfaälle 1 Mai * dann ber höhe: fer Ber: 
Ren dagegen bei Nichtdescendenten 3 Fälle, 2 Mal höcften 
au 
ben 


ngelchne und 1 Mal mit bem —— a4 — 
* deo Grundſtücks ermittelt 'unb bie. a kn bela em —* TB 


sung nad dem Beiſpiel ad a. if. 
R im einem ber oben geb äten Eronbun, fälle feine. Lchnwaare 
nicht alle Veraͤußerungsfaͤlle darunter beg ffen find, ſo ſtellt 


I idtbescendenten Kind. 1 Beräußerungs: und 1 aebfali 3* ‚Mr. 3 und 



















Nr. 5. bes $. 43. und für Descendenten 1 Fall na Ne 4. zu- 
n, und zwar bei ürſeren bee hoͤchſte Satz bes Berä und 
er des Erbfalles und bei Lepterem der. höchſte Gap. ber von ihnen in 
mewı oder bem anderen Falle ge sahlenben Beſchoeran —R 
engel 6 Abloſ. Geſ. ©. 11-13). 
» Sind unter dem Ausbrude: „Beräußetungen“ nur ph 
aber auch Tauſche, Schenfungen, Bererbungen x. zu vet⸗ 


Das Min. u für landwisthfgaftt, Ang. bemerkt in dem (ad. in, 
en) Schreiben v. 22. Sept 0, Daß „Schenkungen“ mit 
Beräußerungen“ begriffen find, und daß für. hehe der verfigiene 
en: ver Landemial⸗ Verpflichtung en, welche unter Mr. 5. des 6. 42 
ımiren, Ein —— — auf das Jahrhundert zu rechnen, sieh 


464 Bon 8, AL. der Realläften, den Regulizungen'u./Gen.) 


aber Ein Fall für viefe ſammtlichen Verpflichtungen it 
unter Nr. 1.—5. enthaltenen Be] 
zu rechnendem DVerän fälle 
x es zweifelhaft ift, ob weniger ale Beri 
I — oder, — der Betrag der | 
eit ber Befigveränderungen verſchieden iſt. 
führt aus, daß, da in den ee 1,4. fo 
gemacht fei,, daß der Ausdruck „ Beräußerung 
KB, wo von Nichtdefeendenten, der Ausprud; „B: 
‚Inge, wo von, Defendenten bie Rede ift, angen 
aß unter dem lehteren jede Befigveränderumg. ind 
eren abet nur die Vererbung auögefchloffen- fein 
dürften niemals mehr, als drei Bälle auf ein 









aere den, und die Annahme von drei Fällen Bilde t 
Grläut. ©. 66.) r 
J “ poigenden Zuſ. IV. j 
— von —— —— meld 
en find, wird auch nur ein Beränder 
n geseayet, 


E von dem Neviflon d- Kolleg. für Lande 
wm 24 pt 1852, Die Gründe find ‚folgen 


— ¶ Beflporränberungefälle. auf ein Sa 
ret —* nF 


— 
If jedoch die Beſitzveraͤnderunge / Abgabe 2* 
4) nur bei allem Beraußerungen an als: am Des 
1. Befipees "zu. entrichten, fo werden ‚gwei Beränberungsfälle + 
undert gerechnet. 

2) Daflelbe ıc. 

3) IR die Abgabe nur bei gewiffen Arten ber Beräußeru 
als an Descendenten zu entrichten, bei andern aber nicht, fo 
Verinderungsfall auf ein Jahrhundert gerechnet ıc. 

In dem von der Gtaats:Neg. vorgelegten Gefegentw. lautete bag 

Stelle des $. 42.: 
„IR jedoch bie Vefipverinderungs Abgabe nur bei Beräuf 
Andere ald Descendenten des Beſitzers zu entrichten, jo wer 
Veränderungsfälle auf ein Jahrhundert gerechnet.“ 

Die Abänderung der urfprünglichen Gefegvorlage in dem demn 
fimmung beider Kammern publizirten Gel. v. 2. März 1850 beftcht 
daß nad) der erftern zwei Veränderungsfälle in einem Jahrhundert 
Veraͤußerungen an Nichtdescendenten des Beſihers angenommen werd 
dem lepteren aber zwildhen der Merpflichtung zur Gntrihtung der 
Tunge-Nbgabe 

®) bei allen Veräußerungen und 

b) bei gewiffen Arten der Veräußerung 
an andere ald Descendenten bes Befigers unterſchieden unb beitimmt 
den Fällen ad a. zwei, in denen ad b. aber nur ein Veränderung: 
Jahrhundert gerechnet werben foll. 

Der Grund diefer Abänderung bes urſprünglichen Gefepentwuri 
Kammer: Berhandlungen nit zu entnehmen. Im dem Berichte der 
der II. K. wird nur bemerkt, daß bie Kom. bie Faſſung des $. 42. de 
vorlage weder für erfhöpfend, mod für ausreichend eradıtet, der Kon 
Meg. dies aud) als richtig anerfannt Habe, und daher, unter Zuflimm 
term eine andere Faſſung vorgefhlagen werde. In dieſer andermeil 
iR der $. 42. fodann von der II. R. angenommen worden; biefelhe wı 
der Agrar:Kom. ber I. R., wienohl {13 biefelbe mit dem, dem $. 4 
liegenden Prinzipe und mit der Ausführung, welde daffelbe in dem 
gefunden habe, einverflanden erflärte, als nit wohl veritänblid ba 
deshalb bie Faſſung des $. 4%. von ihr fo angeſchlagen, wie ſolch 


FAR: beix. Die WER 16) 0 A 
Ka Safer gefolgt unb dem Gef», 2: MRiiy 1960 


zten indeffen” nicht Dog Beliufe, - 
u —Xx je Ueberlafſungen mittelt Gent 
von Zei en, und da im vorliegenden dalle nicht. m biefen 
ven dir Veräußerung, fonbern nus bei Berkäufen an Arembe die 
w In ing des — — if, fo.findet andy nit Ar; 1, 

——— —9 Adwenbung u 

m ei ta De: 5.8. Wr 8 ml. deſſelb. 
Re r 


erkt, daß die ie 8.42. N. 3. RT Worte: „bei ans 
niät® nicht etwa andeuten, jolen,. Taß ‚diefer Oegenfag in 
na8-rkunde, ausgerrüdt fein anäffe. , Es genüge_die Bezeich- 
Außerwigsart,, bei welcher Yaudemien gezahlt merken ‚follen, 
ım alle anderen aus; — Tenn für.alle anderen ‚fehle 
ter Bear! IRB 1) Arifkuns: (Se ch. 8 Bankrecht, 


* —* 


Weten bel’ Aufheltathungen en 
fell auf is — — nicht 
5 Mannes und für das elner Frat 
ıen von dem Besifionterptten für Lany 
vn 28. Mrz 1951: (Präp, Me. 27. iu ‚heffen. 


Betreff tes Beneifee nlinmt Prey an, Kap, da nach 
von drei Fällen die Kehl bifde, in Dei ale, iwehn die 
welcher das Necht konfilit, michis" Näheres befinnmt, dent 
‚en ber Beweis obllege, daß weniger al® rei Rälle anzuneb> 
ar Führung diefed Bemwelfes feien alle bisherigen Bes 
eier. alfo au tie Berufung auf Obfervany, provinzielles 
Recht: (Frey, praft. Criänt, ©. 66. 6). * 


Zum 8. 48. 

42. lautete bereits in dem Regier. — enſo wie 
den unterſchiede, daß im Älin. deſſelden pie. Worte: „oder 
ewefen“ fehlten. 
Motive .des Regier. Eatw. beꝛnetlen au. dieſen 5. nur: 
iſt ans den abit fugs Ordnungen für bie weſtilchen — en 
erben, indem namentlich iu Befpdalen Beflporränderungs-Wi 
ten Betrag nach ben befenderen Verhäftnifen dei 
ufälligen Umfänden In jedem einzeinen alt. Befo ent. tefinmt 






























au Gtinnerumgen 
Kammer if di 
‚pro 1, Sd. 9. 


Römmiffion ver I. Kammer beantragte dagegen, tm Alle: 
: „oder zu zahlen gewefen® einzufhelten, um vadurch 
weifelt vorzubeugen, welche aus der mit tem ler. Entw. 
nden Faflung der Älteren Gefege entftanten: feien. . 

mn A vum, ohne, Disful Beigetreten. (Ghn: Ber. ter 


en hat nis, auf den Antıng ihrer Kommlſſlon hier⸗ 
erflärt. (Stenogr. Ber. der 1I.-8. ®b.’5. ©. 2755 fl): - 
8.43. if faſt wörtl wir anß dem $. 70. der. Alf. Orak. v. 
Gefepg. BEN. 30 





Rommiffion der II, Kammer iu 
Beranlaffung gefunden, und die 
om beigetreten. (Gtenogr. Ber. der 





466 Von dN6Ldf. der Reaffaften, den Regulisungen rem 


9 829 für, die vormals zum Koͤnigreiche Wi 
ck —— der Branzöf.chanfent. Bea 
ſe (®..©. 1829, S. 65), ſowie aus 
res; TE NE 5 md 672, der 


Kernen ulm (8..©: 
s Bu her da iu Ei ul 
ei 












er Ausdeudes: — — fü 

dleſem zum Grunde I vo (cn, Abldſ. 

By J Kontrakt oder ie — 
Mia * De HN it word 


E AR * 
Bun * Mi ee Ba — 


— ei * — oder a D 


Ba in el I * mau 
den, 2. ES, ——— — 


—12— ad 
BR ig in den lehlen fece Vera ndet 


ae fepon; eben zum Aids 
EN weine Een en — 


ar Pro, ent-Abgabe beſteht. ) Da alfo, wo. einer die 
nicht vorliegt, ſoll der Dun hſchniu derjenigen Betrage al 
Grunde gelegt werden, welche in ven legten ſechs Verände 
wirklich bezablt worden oder zu zahlen gewefen find, und war 
Ir etmitteln ift, der Durchſchnitt der wenigeren Bälle, we 
ind. 

Diefelben Beftimmungen in Betreff der Ermittelun. 
ſchnitts ſumme enthielten auch die früheren Ablöſ. Gef. 
Hi) gleichlautender Faffung. 2) 

Bereits vor Erlaß des abs. Gef. v. 2. März 1850 fi 
Betreff diefer Beftimmungen entftandene Berenfen zur Sprı 














41) Die Borfchriften für Pro zent-Laudemien ertheilt der 8. 
2) Der $. 34. der Ablöf. Ort. v. 7. Juni 1821., und wörn 
lautend der $. der Abtöf. D. v. 13. Juli 1829, für die ve 
1, Landestheile, fowie der $. 72. ter Ablöf. O. v. 18. Juni -184 
zogthum Wehphaten, und der $. 52. des Abläi. Gel. v. 4. In 
mals Naffanifehen gantestheile c. fepten fi, Daß zundckfi der 
ober Regifter, oder Randesgefepe, oter Herfommen beftimmte Betra 
zum Grunde zu legen, und fedann heißt es: 
„Sind aber nicht Hinlängliche Nachrichten dieſer Art vorhan 
"die Berechnung nach demjenigen Vetrage der Raudemien, 
Mepten fechs Veränderungsfällen wirklich bezahlt if, und. 
nicht ausgemittelt werden, fo muß tie Durdhfchnittefe 
„Bälle, welche befannt find, als Ginheit am Grunde geles 
Diefe Vorfchrift wurde bis dahin aucı auf Brogentsl 
wendet (f. Zeitehrift des Renif. Koll. Bd. 1. ©. 220), mas m 
$. 44. des Nblof. Gef. v. 2. Märy 1850. abgeändert ift. 
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igen —ıfaft wörtlich gleichlautenden — Ba; der in 
— auch — entſtehen Ra 6 find 
[7 ka und, Entfcheivungen quch noch 
ntereife. nn “. 
mittelung Der Durchfehnittsfunme der in den legten ſechs 
unten Beränderungsfällen wirklich sgahlten Lehnwanrre 
Berechnung des Sabresnetthes als Ginhelt zum Cauude 
3 gleichgültig, wie viele Enteichtungöftlle in dem Tepten 
ter Ablöfung eingetreten find. B . B 
vonden Renifions-Kollegium für Sandes-Kuktur- 
icht vongefchriehen, daß die gs oder wenlgeren. Beräne 
Ainem ‚Jahrhundert vor der Abldfung entnommen werden 
de-died häufig unausführbar fein, da fü viele Werne 
m Jahrhunterte oft nicht vorfommen. Mur der Dur» 
ia den legten ſechs Veränterungsfälen bezaplten 
ſie nahe. oder weit zurädiegen, — ober, wenn ſolche 
Id, die Vurchſchninsſumme der bekannten. Fälle, ohne 
traumeß, ‚in welchem fe, von der Abläfung zurädge 
nen Han, fole “a Einheit Gererhnet.werten. 1) . (Beitfär. 
mung der. Durchſchnitisſumme ver gezahlten Veſihverände -⸗ 
Age wird auf diejenigen Befigveränterun en, welche ſich 
blöfungdverfahrens ereignen, Feine Rüdfict genommen. 
m Revifions» Kolleg. für LandesKultuieSahen 
unpfabe {R auch das O6. Trib. (in den Erf. y. 1. April 
Bebr. 1846) beigetreten, weil durch die Einleitung des 
die Verhältniffe beider Theile fixitt worten und fpäter, 
terungen hierauf flörend nicht mehr einwirfen Tönnen. 
: Kolleg., Bd. 1. ©. 224 u. Zur. Wochenfchr. 1347, ©.-256:) 
03 tem Gruntfage beittetende Abhandl. in ter "Sur. 


auf ten $. 47. tes Ablof Bef. v. 2. — 1850 dürfte 
8 Oruntfaged geaenmärtig vdllig unzweifel af ſein. 
ite gezahlte Laudemial » Beträge, ſofern biefelden nicht 
oder nicht im Abloſ. Verfahren die Verbindlichkeit 

feſtgeſtellt wird, *) werden bei Ermittelung der Such, 





id die Beſtimmungen der 88. 42, u. 46. nicht zu vermengen. 
an: wie viel Verandetungẽfälle, nach Berfchtebenhelt der Bes 
weränberung6s ®efällen, anf ein Jahrhundert gerechnet werben 
ung von IM) Jahren mit der Zahl der ſupponitien Bälle ergieht 
— nach welcher die Wlederleht eines Verande⸗ 
folche nicht feſtſteht, vermuthet, angenommen wird, und «8 bürs 
als Höchftens drei Veränberungsfälle auf ein Jahrhundert 
Der 8 46. aber ferelbt nach Berechnung der Landemiol:@ins 
ver, daß deren Betrag fo vielmal genommen werden fol, ale 
inngeweife $. 45.) Veräuderungefälle anf ein Jahrhundert fallen. 
Ruftipfifation dur 400 gethellt, ergieht dann den Jahreswerth 
Die 88. 42. und 46. fprehen von der Berechnung ber Lau⸗ 
+ Jahreswerthes auf ein Jahrhundert, nicht wie der $. 43. von 
Betrages der Lehnwaare nach dem Durchfehnikte der befaunten 
; bie Zeitbeflimmung ber 38. 42 und 46 Fann daher nicht auf 


ı werden. 
49, de6 abloſ. Gef. v. 2. März 1850, 
80* 
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pas Fir. das yilltige — tan 
a — — 
e re Rücken verſe aa: werken: ifl, zu 
spe: ——— —— — er n rinen ſpeſiellen 
derariga Aheile -ober. Mertinenzien. des Buted..cinen guäßrzen Per 
tatı emsbfänigent: häke -forhern fänuen,. verlangen: Anf-eine- ben: kiisin 
lten Betrag „Aörefegenee Summe in die —— — 
a Dame —— em. Anfet 3 geringeren 
am -Bernhiinbe beauſpruchen⸗ daß ft. „gemefen 
* des Raubenhinmet, 'der von Ald: —— — Assjuga. 
Dei aude verchnei warden :iß; zu erlegen· ‚Rus. dan per 
yahlter. Theil —— ù—— Beginz des ARLBF Sesfahrend 
Wifhtsten quaxikefesftattet; tussben,.. oder.: wenn -.imı ben; Wetfn! 
eg ur Märjahlumg eines: 5efli 
Fohhgefellt wird; (föpeite: Diefer audy: auß. her Berahnung 
wminleinheitauß;; uud "nun: vᷣaun wenn fm udelnan) 
de Merbinblichkeit dee Werpflicsteten, fr einen: Merärtberudg 
bes dem: Laufe bes Abldfı Geſchaftes ereignet hat; seien: Par 
thetrag fur den Werth; des Auszugs, Iuventariums oder der Ges 
hzugahlen, fefigeftelt wird, trete dieſer Betrag der Durch ſchuitis · 
bdingu. (Zeitfar des Reviſ. Kolleg. Bd. 1. S. 25-237) u 
"in ‚denjenigen datlen, wo ein" Tauvertatpitiegtiges Gruht; 
llktungen orer Zufhlagungen in feinen Ltfange ge 
em ft, auch Diejenigen Pehntvanrenbettäge, weldhe. bon 
fen. des Srundftüches oder ver Theile veffelben vor ter Werän 
Srgahtt worden find, iind ji den fech® Testen Chtelditungss 
Hi die Durdfehnittegeregnung der Lauyenial-Einheit Auf 














im: des J bat in dem N. v. G. Juli 1836, (Roc g.Agrarı” 
Aufl, S. 156-umd.Dönniges Landes, Kult Öefehgeh., Bd.j2, 
daß eine jede, laudemialpflichtige Beitgung), von, welcher 
ellen abgezweigt find, ebenfo wie jedes Trennſtück in Beziehung 
en-Ablöfung als neu Fonftitwirt zu betrachten, ſei, und dem» 
iittelung des Jabreswerthes nur Diejenigen Veränderungsfälle 
Fbszablten. Laudemien zum Grunde gelegt; werden: Löunten, welche 
bei der Abtrennung der, Barzellem vorgekommen. ſind; daß ‚ber 
> laudeminlpflichtigen Grunrftüdes aber durch eine,.gerichtliche 
8 feflauftellen ſei, wenn ſich in oder nach dieſem Zeitpunfte bei 
s,.Orunbftüdg, woch Feine. ‚ Beilgoeränderung ereignet ‚bat, -ı 
+ Raubemium erfegt werden muß. .- 
hertnung dieſes R. wird dadurch motwirt, da daB. ‚Sefch fir 
reg Beränderung des Umfanges eines laudemialpflichtigen Grunde 
e Zacke enthalte, welche nur nach allgemeinen -Brinzipien- ergänst 
was. und daß die Abſchaͤtzung im darin das * il⸗ 
Eerth einer Sachs jeftzüftellen. Den etwanigen Schabe,; wel ⸗ 
3elafkete in dieſem Halle dadurch erleidet, daß 38 8 eher 
‘ner weit zuräcdgehenden‘ Känfe, insbefondere aber der 
sfäfle, bei. Srmittkung ve Abidfungäbetraged. ‚nicht zu Sute 
abe derſelbe durch vie Barzellirung felbft herbeigeführt und des⸗ 
: auf diefen Nachteil nicht gerückſichtiget werden. 


e meiften Seneral-Rommiffl ionen haben die In diefem R. 
n_ 6: befolgt und Pi In en auch. auf ae an⸗ 
durch welhe-die en mdflüde a word 
jlagene Theil mag frühes als ſelbſiſtandige B —ã 
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wielßetzäge weiche in jebem einzelnen Berinbirungöfelke 
or’ dem: — — am welhen. es ſich handelt, 
—2 —— — —— einem · nenen Grundftärke men 
wurden bezahlt Ps "Den: llitten Orundſtucken haeten 
r der Pen alle Theite Perfelben 
* betwfeiu und — —*2* — ſei für das gan :Gtünd@dk:An 
entrichtet wordeng bei: zufemmengefchlagenen Grunvftikter. 
Me a een 2, ade 6 
en wotten, ble.fich na farm, 
Ma: Tonne Sa Din ne vn a Ba 6 Aa 


sibimialßetzägen ' benjenigen "wo 
Hd, — dem Ben cm u file, qu zedum Arie 
a ** engen ek. ——— 
zer tihellen. Died: Fonne aberinnr- Zar en dag 
3 ‚getrennten a —— 
a oder durch —— rat und 


he 
— — —— u ei 


die Ablöfung ein parzellittes. Grwapftärt,; :fe'bilte 
een ce ſo gefandenen Launemisibeträge des Zreunfädts ak 
jes die Giuheit, welche der Entfhädigungäberechnung zum Grunde 
m Sole pie Abldöfung abe bel einem. ——— 
bewirkt werken, fo fei für jeden einelnen var geh hörigen har 
denfelden faUenten Boubemlaibehäg en: ver Su chfchni 
Rath verfchledenen Dürchfinitösrhgen für jeben, et 
die Gntfibigungsbersnung Sefonders anzulegen, (Zeilfc. 
f-Rolleg., Bd. 1, ©. 238— 40.) 
st fi seine von Ta, daß Gel fogen. Pro jent-Sanne 
erdrterten Grundfäge nicht zur Ambendung gebracht en 
1 De nen Sn A — 
auch bel ligefundenen Parzelltrungen ansten 
Ri —ã— Abfchaͤung einzutreten bat. sit 
kan vor der Ablöfung noch gar Fein Laudemictall — 
die (mit den Vorſchriften deß 34. ver AbIdf, DO. v. 
arg Vorfauiften ned $. 43. des Ablöf. Orr. — 
1830 ‚über die Ermiilelung der- Durhfehnistsfunme (der ude⸗ 
ait) nicht — Anwendung gebracht werben fönnen, fo finden die 
des ALN,T 18. 48 —— fubffviarifche Anwendung, 
nicht ſ —* der Werth des Taubeminlpflichtigen. Grunpftüstes 
muß die Atipktung- deffelben erfolgen. 
# bat die Gen. m u Berlin (in dem Erk. v. 26. Mai 1830), 
WU auf's 49. der Gin . zum AR. R. angenommen. (Gentraldt. 
Fa ad ee ebung dürfte in dergleichen "SA 
jer Rage der ung bürfte in bergleigen m 
M. Sr air Cr v. 2. alſo die —— hung burg 
ſe richter nach tem gemeinen Kaufnenthe ‚analogifch ur Ui 
8 zu bringen fein. 
: Der Ausdruck: „mahljährige Befi u im. in. 2. des A4A. 
* ſolche, welche nicht EAN lie — — ma· 
‚(Bergl. Runde's Deutſch. Ei an . 522 b, 
“is Revifions- Kollegium für ae nekalları@aßen 
dem Erk. v. 12. Aug. 1853) folgende Grundfäge ausgeſprochen: 
* inden · Ravendbergiſchen iſt von — rigen Kolonas 
At bloß von aufheitathenden" X —e— 
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Abldſ. der Menllaflen, den Negulicungen u. Gem h 


hecn, ſondern ee ae er 
dos Anerben,nalfo and in Weräu 





4 Beinfauf) an den möheren. 
’ 3erpflichtung nicht. abg, RR 
- Betrag des Gewinugelded ft in ver Megels unbe 
des MbLBf Gef: Hi 2 w 
m ſen-Beſitzern to "Mangel seiner ! 
> ies von bemweigentlichen Befiger zu zahlenden‘ vollen 
% inheit anguinehmer. Du. Dil mn. men 
am 
[| 
Im 
u 
E 5 
21 





. 1. tie (im Hier. Entw. —S— Wone 
———— eingeſchaltet worden, und 
b) im Alin. 3. Lilt. a. (am Schluß) vie Worte gefegt work 
gegengefegten Falls iſt ver Abzug jener Rapitalien unfı 
flatt welcher c8 im Regier. Entw. bie: „in weldem Falle 
zug jener Rapitalien unftatıhaft ift". 
A. Die Motive tes Negier. Entw. zn dieſem $. Lauten 
Die Vorſchrift, daß bei den fogenannten Prozent Caudenien tie 
bes bei der Ablöjuhg zum Grunde zu legenden Werihs des GrumdRädı 
im Baufd) und Bogen abzufhägenden gemeinen Raufwerth defelben ef 
wird feiner befondern Redhtfertigung bedürfen. 
Was die in dem dritten 9 Nina des $. unter a. bis c. verordnt 
von diefem Werthe betrifft, fo keruht die Vertimmung 
unter n. wegen der früher gezahlten ArlöfungsKapitalien 
auf der Deflaration v. 25. April 1545 (6. €. 1845 €. 243), 
unter b. c. wegen ber Abzüge von rev 20 und 50 Hrozent 
der Randereien, fo wie der Gebaute und Inventarienftüde, 
theils auf der Veforgniß, daß fonft ber, der AH 3 zum Grunte 
Werth leicht zu bed zu fichen kemmen würde, theils aber aud auf 
daß eine ſolche Grmasisung diefes Werthes zu "Sunften ter Verpfügte 
fit auf die Vortheile, weiche der $. 49, tes Entw. den Berechtigten 
ſteilt, der Billigkeit entiprede. 


B. Die Kommiffion ver I. Rammer beantragte die unde 
Annahme des 5, indem fie ſich in ihrem Berichte folgentermanfe 
Die Beftimmung diefes $. enthält eine Mencihung ven den ſeithe 








4) Ueber deren Begriff vergl. Zuf. II. zum $. 3 (f. oben & 
2) Begl. But. W. yum SD. on ©. A22 M 
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pet — Aulsfand, 


ee Mal Map (ie a) ln, 
— auferfegt it erden, 
mn —* Er jener Weranstehung mit den Daten 


—* 
„in welchem Falle ver Abzug jener — unſtatthaft it. Hierin 
2 kein „Grgenfag enthalten, weil mut von dem Falle des Gintretene 

jeiter  Berausfegung in den vorhergehenden: Zeilen die Rede iſt⸗ 

“06 — deher nicht in «welchem Kalle“ ſoudern „entgegengefepten 


—— inneden felgenbe uiid geteucte Derbeffotinträge: 
Abgeortn. dv. Bülow und 
Schluß desigi folgenden au binyuzufögen: 
„die sub b. und c. beitimmten Abzüge a 20 reip, 50 Bor. des Rat: 
. Awerihes ireten daun nicht ein, wenn An rechisgüßtigen Erbpacht⸗- und 
mBibzinsvertrigen Laubemien a. 2.Brogent und für Beräußerungen: an 
a Calfo mit Ausnahme ber Gil fälle) auredrocuich Ripalirt wor⸗ 
+ Palau 
— oo "m: Motive 
ET durchaus „Irin Grund fein, das bieher oultige Necht der Ver⸗ 
u in den borfeheud normirten Fällen aufzuheben oder gu befchränfen, 
„befonera:nachbeie nuß 5. 8: Dex. Def. Arfunde die Sigratinamcate gi 
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Das Blenum der I. Kammer ft dem. Xntrage, ber: Kommil 
weitere ı Diskufflon beigetreten: (Sten. "Ber. ber I R. pro 189 
©. 2511). 

117 Der 8.44. handelt von vet Feſtſtellung des bei ver Abl 
Grunte zu legenten Werthes oder Preifes des verpflichteten Gu 
in denjenigen Fällen, wo die Befigveränterungs-Atgabe in ! 
ten von dem Werthe oder Erwerbspreiſe des verpflichteten Grundi 
ſteht, alfo von ven Fällen ter fogen. Brozent>Laudemien. 

Es wird ganz unbedingt für dieſe Bälle vorgeſchrieben, daß Ne 
ermittelung durch Schiensrichter erfolgen foll, welche ven gı 
Kaufwerth ted Grundſtückes in Vauſch und Bogen abzufchägen 

Dabei verfteht es ſich von ſelbſt, daß die Schiedsrichter hie 
fehägung ebenfo, wie es in den $$. 63. und 85. angeorbnet if, ı 
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„währfeiftet hat. Der in den Motiven zu tem Geſetz-Entwurf 
„8. 49. diefes Gefepes gewährt aber dem Berechtigten gar feine 
„gung, am wenigſten denen außerhalb. Schließlich der Sap m 
„it aber der bisher gefegliche.“ 
Des Atgeerdn. v. Kleit-Repom: 
„das Alin. 2. und bie Nummern b. u. c. zu flreichen, er. M 
„e. hinguzufügen: 
„infofern Biefeiben mit zur Abſchaͤzung Fommen.“ 
y) Des’ Abgeoron. Dürre u. Gen.: 
„bie Litt. e. dahin zu faffen: 
„e) fünfzig Progent des Werthes von Inventarienkdden md 
„woenn fie mit fändlichen Grunbflüden in Werbintumg Reh 
„VBewirthfchaffung berfelben dienen; zwanzig Progent aber m 
„bänden chne Acer.“ 
(Stenogr. Ber. der 1. K. pro EL DI. S. 1442-1446). 
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chter a alstann den Kaufwerth ‚ber ‚ganzen. ‚Stelle 
gen Grundfägen zu ermitteln , den Werth der einzelnen Realitäten 
md c. zu ae nach Altniß des letzteren ten erfleten zu 
* ee ueſpruch dahin abzugeben, 
er, Sul erth ter Stelle betrage und wie biel Hleryon 
R a A or — — — 
um, welcher aufwerthes ai e Be⸗ 
* x von, — Kar In Abus, — Gred 
1. &68— 6%) Y 
Sum Alin. 2. 
:& die Beftimmung des Alin 2. hat eine sehtliche Bräfum« 
nenn werden: follen, daß Gebaͤude und Innemtarien« 
’ t — 38 ſelen. 
bat der Berichtserſtatter der 11, Kammer Abgeordn! Ambronn) 
fe Berathung (gegen Ten anf Streichung des lin, 2, gerichteten Ans 
“ Abgeoron. Y. Kleift-Nebom) eh hervorgehoben und 
Fi diefer Ginfrht darauf bezogen, Taf vie bisherige Gefekgehung dar 
— gran babe, ob die Laudemialpflicht auf den Grund und 
befchränft fei, oder in dubio fich auch auf die Gebäude ar Ins 
jenflände) erſtreckt. Diefe Biveifel fen in verſchiedenen 
entfehleven worden und denſeiben ſolle durch die Be 
AR 2.. vo En 4. begegnet worden. (Gtenogr. Ber. der 
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. Die Rommiffion’ter U: Kammer beantragte nd Bei 
Baffung zu geben, in welchet ſich derſelbe gegenwärtig in dem 

findet, und —2 dies in folgender Art: 

hier vorgefchlagene Velinnung lann unter Umfänden dahin führen, 
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7 
33 ur. jutait 
47. laulele herells in Negier Gain; mie beſon · 
Dline dazu nicht giebt, — *— jet.) FR 
unpiffion der II. Kammer Gemerkt van: sr 
igen Abtöfungsgefehe find’ von deu Ehruchbehätben Thon ya 
ap mach erfolgten Antrage anf Mblöftrng ter Bi a 
fen deren Gutrichtung nicht weiter Statt finde, venn im Laufe 
ug ein Veränderungsfall einteitt. Dies gründet ſich zwar —9 
herige Bereibuumgsart, der ‚Rente ar die Verpflisbtung: des 
’ je Kadfhuprene iS. a die Agrar: Kommiffien hat; aber, Bi 
ber gegenwärtigen Geſet 1 dem, vorgelegten, Geſehe Ontr 
foffen, weil hierdurch eine Senne in der Höhe,ber. Eutichäs 
eidie von den in gleicher rt Verpflichteten. zu, gewähren, i, herbeiger 













$.. 47. ift von beiden. Kımmırn herr Diskufften angenonmen 
prima Ber. ber U... 2b. 3. ©. 1449 u. dee I. K, 


$. 102. des acısf. ef. 9. 2. März 1850 verordnet, daf bie 
= $. 47. auf alle bereits — en Ablöfungen von Bes 
runge-Abgaben zur Anwendung kommen fol, in welchen die Ab ⸗ 
doch nicht rechtöverbindlich ($. Too) feftgefteilt if. 
Üeber den im $. 47. ausgefbrochenen Grundfag, daß von den 
ebrachter Provokation auf Ablöfung ſich ereignenden Beſitzverän- 
eines zu Befigveränderungs-Abgaben verpflichteten Grunftüctes die 
nicht mehr zu entrichten, mithin auf eine ſolche —J——— 
Berechnung der Durchſchninsſumme ($. 43.) feine Ruck a 
en fei, iſt in den früheren ABldf. Ordnungen h. 7. Juni 1 
14 18. Juft 1829 96: 70. sqg: und v. 18. San 1840 $$. 72. a. 
— — 35. 52. sqq. feine auedrudliche —S— — — 
ri fowohldas Ob. Ttib. in vn Eit. 9.12. 1848 
Ber EA). a16 auch man ei alte für — 
in ae ſchr. — 1, 6.224) —E— — dam fag one 
durch Die Einle 


anpige xeiſtung, weg 
Trendy veubehalten bleibt, 

ren bemeift, daß, da es näl 

drenten ml: gebe. d 
ſcheine da aber in 

—* nn 3 
elnanperfegungöplanı qunffgeganpenn 
Des Diner UHe® erheblichen 
iegen, welche, nur dadurch vermieden werden könnten, daß im 
drücliche Beflimmungen:getroffen werten. » (Frey, prakt. Erläut 

VI. Die Streitfrage, ob ter gegenwärtige Beitger eines On 
noch zur Zahlung von Vefibveränterungsfällen verpflichtet fei, gehört 
tragenerAblöfung der Abgaben zur Kompetenz der Auseinanderfegumge 
AR. des Inftigmin, v. 20. Nov. 184 fu Koch’s Ayrargefohgeb, 3. 

Bagegen tritt das Reſſort der Auseinanterfegungsbehörten 
in Bezug auf ſolche Klagen, durch welche ein bereits gezubltes Lan 
Seitens eines früheren Beſitzers tes verpflichteten Orundftäd 
zeitigen Inbaber des berechtigten Grundſtückes zurückgeforderl mi 
dietio indebiti) 2), oder aber ein früherer Gigentbümer dieſe 
Grundſtückes ein folches Laudemialrecht gegen den zeitigen Beil 
verpflichteten Orundftüdes noch nachtraͤglich geltend machen will; di 

chen aber, in, welchen die getachten ragen zwiſchen ben gegi 
gen Vefigern des berechtigten Gutes und. der verpflichteten Stelle 
teftation gefommen find, verbleiben ter. Auseinanrerfegungbebörte: 
Juftigmin, u. des Min. des I. v. 20. Behr. 1844 im Kech's get 
Suppf. Heft v. 1846 ©. 22.) 


— —— 


4) Aus Veranlaſſung dieſet Euſchelzungen hatte das Min. der 
Hanfes. bereits mittellt GR. v. 23. Rebe. 1395 (Min BLad. iS 
321. Nr. 373) bie (humtl. Negierungen angewisfeu, fc, biefen Gran 
fügen und Pemgenäh in allen anhängigen und zur Ginleitung Fommzite 
tal» Mlofungsfacben, wobei ter Domainen-Fisfus_ betheikigt if, fer 
demjenigen Ablöfungen zu verfahren, melkhe bie Regierimgen chne Da 
ber srbentlichen Museinanterfentingebehörten mit DematıreneGinfafen 
dem Domainen-Fistns ſchuldigen Yandemiums vergleichänseife herhasttu 

2) Vergl. $:789. des WR. Ort. w. 2. Mürg 1550 © 





Gef. v. 2. März 1850, betr. die MSIBf. sc. (8.48). 481 


‚ die Zuſ. zum $. 6. des Gef. v. 7. Juli 1821 über die Aus⸗ 
ver Gem. Theil. und Ablöſ. Ortn. 

neſter Zeit haben ſich Indeh einige Gerichte geweigert, auch Pro⸗ 
Pe Art an die Auseinanderfegungsbehörden abzugeben, 
erhobenen Kompetenz» Konflikt iſt das Min. des 9. der neueren 
es Juſtizmin. beigetreten, wonad, jede condictio indebiti bei 
labgaben, alfo auch zwifchen den Abldfungsintereffenten, zur Kom» 
3 ordentlichen. Gerichtes gehören fol, Durch R. v. 20. Mat 1847 
mfolge die Auseinanderjegungsbehörven angewieſen worden, ſich 
ft der Entfcheidung über ſolche Kondiktionen zu enthalten. (Zeit: 
evif. Kolleg. Bd. 1. S. 469 D | 

n Diefe Anficht vergl. den Auffag von Schellwis a. a. O. ©. 


Zum $. 48, 
er 6. 48. Tautete bereitd in dem Regier. Entw., welcher befon« 
tige dazu nicht giebt, wörtlich ebenfo, wie jekt. 
Rommiffion ver II. Kammer Hat fih in ihrem Berichte fol- 
ıgen darüber geäußert: 
den bisherigen Abloͤſungs⸗Geſetzen mußte der Laudemialpflichtige zur 
m Bntjhäbigung des Berechtigten die ermittelte Abldöfungsrente ſeit dem 
Anderungsfalle nachzahlen. Diefe Vorfchrift Hat bauptfächlic Mißſtim⸗ 
a die Laubemial-Ablöfungen hervorgerufen und zwar, wie ſich nicht laͤug⸗ 
nicht Ben mit Unrecht. Denn biefefbe bat zur Folge gehabt, daß bei 
ra gleichem Werthe und mit gleicher Laudemial⸗Belaſtung die Höhe der 
amgerenten verfchieben feflgeftellt werden mußten und in einzelnen Yällen, 
ees vorgefommen, bie Rachzahlungen für 40 bis 60 Jahre geleitet 
sgten, faft dem Werthe der Stellen gleichfam. Jene Vorfchrift hat in 
me ihre Begründung gehabt, daß nach ber Anficht Einiger bie Laudemien 
umdo zu zahlen gewefen find, oder daß nach ber Anficht Anderer burch 
nad unter Hinsurechnung der laufenden Rente der Berechtigte in ben 
werde, bei dem nächfen Beränderungsfalle das volle Laudemium zu 
Erhebung durch die Abldfung unmdglich geworden. 
die Nichtigfeit jener Vorausfegung nicht erweislich nnd biefer Art 
nicht ein mathematifch richtige6 Prinzip zum Grunde liegt, bebarf 
Keren Ausführung. 
Abſchaffung der Nachichufrenten für alle Fünftigen Ablöfungen hat hier 
rar⸗Kommiſſion für durchaus gerechtfertigt erachtet; diefelbe hat aber 
agen zu fönnen geglaubt, daß in deren Stelle etwas Anderes 
Se, vielmehr die Ausgleichung in dieſer Hinficht in den Beflimmungen 
&. und 49. gefunden. 
Rommiffion ver I. Kammer fand gegen den $. nichts zu er⸗ 


; Kammern haben den $. unverändert angenommen.?) (Ste 
x. der II. 8. pro 1853 Bd. 3. S. 1449 und der I. 8. Br. 5. 
)- 





in der II. 8. war zum 6. 48. von dem Abgeordn. Schöpplienberg 
Berbeff.Antrag geftellt worden: 
8. 48. hinzuzufügen: 
„IR bei bereits erfolgter Ablöfung von BefibveränberungssAbgaben bie 
Machſchuß⸗Rente noch nicht bezahlt, oder ift diefe in eine jährlich zu 
„zahlende Rente verwandelt, fo dir die Verpflichtung zur Zahlung ber» 
„telben mit Berfündigung des Geſetzes auf.“ 
die Bemerkung des Berichterflatters der IL. K. (Mbgeordn. Ambronn) 
5 durch Annahme tiefes ‚Nmendements dem Gefepe eine rückwirkende 
— werben würde, welches mit ſonſtigen Beſtimmungen deſſelben 
Auber fel, wurde der Antrag abgelehnt. (Stenogr. Ber. der U. K. 
5. 1449.) 
Rultur-Öefeßg. DB. 11. 31 
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meide der Anfpruchferenfalls.erheb N 
urdl) vermieden werden’ Könnten, daß im 
drücliche Beflinimungen getroffen werden. v: (Breys draft. Grläut‘ 
Vi. Die Streitfrage, ob der gegenwärtige Beſttzer eines On 
noch zur Zahlung von Vefigveränternngsfüllen verpflichtet fei, gehört 
tragenerAblöfung der Abgaben zur Kompetenz ter Ausrinanderfegungt 
(R. des Yuftigmin, v. 20. Nov. IB1L fl Roch”s Mprargefehgeb, 3. Mal E 
Dagegen tritt das Neffert ter Auseinanterjrgungsbehörten 
in Bezůg auf ſolche Magen, durch welche ein bereits gezublted % 
Seitens eines früheren Befigers des verpflichteten Gruͤndſtücet 
zeittgen Inbaber des berechtigten Grundſtückes zurückgeforderl 
dietio-indebiti) 2), oder aber ein früherer Gigentbümer dieft 
Grundſtückes ein folches Laudemialrecht gegen den zeitigen Befil 
verpflichteten Oruntjtüdes noch nacınäglich geltend madyen will; % 
Sachen aber, in, welden die gedachten Fragen zwifchen ven gegei 
gen Bejigern des berechtigten Outes und, der verpflichteten Stelle 
teftation gefommen fing, verbleiben ter Auseinanderfegungbebörte: 
Jufigmin, u. des Din. des J. v. 20. Gebr. 1844 im Kech's Agmi 
Suppl. Heft v. 1346 ©, 22.) 
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1) Mus Veranlafung diefer Entfcbeitungen hatte das Min ber &Ü 
Baufes bereits mittel G. Dt. x. 23. Behr. 1998 (Min Bad. iS 
321. Pr. 373) die MMaımil. Regierungen augewiefen, ich, diefen © 
fügen ımd demgemäf in allen anfäugigen und ur Ginleitung ‚Fommnte 
mial s Ablöfımasfahen, webel ter Domainen:Kisfug betheiligt it, Fanie. 
denjenigen Ablöfungen zu verfäßten, welche bie Negterimgen chne Dat 
der. ordentlichen Aseinanterfesttugsbehörten mit Demainen:Ginfafen 
dem Domainen-Flofus [dnldigen Yandemiume vergleichänseite perhanteit 
2) Vergl. $,89. Des ld, Sr. v. 2. Mir 1850, 97 
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L die Zuſ. zum ©. 6. des Gef. v. 7. Juli 1821 über die Aus- 

der Gem. hei. und Ablöf. Orten. 

teuefter Zeit haben fich Indeh einige Gerichte geweigert, auch Pro- 

Iegterwähnten Art an die Auseinanderfegungsbehörden abzugeben, 
oßenen Kompetenz» Konflikt iſt das Min. des 9. der neueren 

des Inſtizmin. beigetreten, wonach jede condictio indebiti bei 

alabgaben, alfo auch zwifchen den Ablöfungsintereffenten, zur Kom⸗ 

es ordentlichen. Berichte® gehören fol. Durch M. v. 20. Mat 1847 

zufolge die Audelinanverfegungsbehörden angewieſen worben, ſich 
ver Entfcheidung über foldye Kondiktionen zu enthalten. (Zeit 

evif. Kolleg. Bb. 1. ©. 469 D | | 
* dieſe Anſicht vergl. ven Aufſaz von Schellwitz a. a. O. ©. 


Zum $. 48, 
Der $. 48. lautete bereitö in dem Regier. Entw., welcher befon« 
tige dazu nicht giebt, wörtlich ebenfo, wie jekt. 
Kommiffion der II. Kammer bat fih In ihrem Berichte fol 
ßen darüber geäußert: 
‚ den bisherigen Ablöfungs » Gefehen mußte ber Laudemiafpflichtige zur 
gen Entſchädigung des Berechtigten die ermittelte Ablöfungsrente ſeit dem 
mänberungsfalle nachzahlen. Diefe Borfchrift Hat hauptfächlic Mißſtim⸗ 
yen die Laudemial:Ablöfungen hervorgerufen und zwar, wie ſich nicht laͤug⸗ 
nicht re Unredt. Denn biefelbe bat zur Folge gehabt, daß bei 
von gleichem Werthe und mit gleicher Laudemial⸗Belaſtung die Höhe der 
gerenten verfchieben feftgeftellt werden mußten und in einzelnen Faͤllen, 
es vorgekommen, bie Raczahlungen für 40 bis 60 Jahre geleiſtet 
sußten, faft dem Werthe der Stellen gleichfam. Jene Vorfchrift hat in 
me ihre Begründung gehabt, daß nach der Anficht Biniger die Laudemien 
Kando zu zahlen geweſen find, oder dag nach der Anficht Anderer durch 
"ad unter Hinguredhnung der laufenden Rente der Berechtigte in den 
werde, bei dem nächtten VBeränderungsfalle das volle Laudemium zu 
Grhebung durch die Ablöfung unmöglich geworben. 
die Richtigfeit jener Borausfegung nicht ermweislich und biefer Art 
nicht ein mathematifch richtige6 Prinzip zum Grunde liegt, bevarf 
_ Ausführung. 
AUbſchaffung der Nachichußrenten für alle Fünftigen Ablöfungen hat hier⸗ 
ars Kommiffion für durchaus gerechtfertigt erachtet; diefelbe hat aber 
# beantragen zu fünnen geglaubt, daß in deren Stelle etwas Anderes 
nde, vielmehr die Ausgleichung in dieſer Hinfiht in den Befimmungen 
44. und 49. gefunden. 
Kommiffion der I. Kammer fand gegen den $. nichts zu er⸗ 


e Kammern haben den $. unverändert angenommen.!) (Sites 
er. der II. 8. pro 1843 Br. 3. S. 1449 und ber I. 8. Br. 5. 


). 





In der II. 8. war zum 6. 48. von dem Abgeordn. Schöpplenberg 
: Berbeff.,Antrag geftellt worden: 
m $. 48. binzugufügen: 
„IR bei bereits erfolgter Ablöfung von Belikveränberungs: Abgaben bie 
Nachſchuß⸗Rente noch nicht bezahlt, oder ift diefe in eine jährlich zu 
- „zahlende Rente verwandelt, fo —* die Verpflichtung zur Zahlung der⸗ 
Reben mit Berfündigung bes Geſetzes auf.“ 
F die Bemerkung bes Berichterflatters der II. K. (Abgeorbn. Ambronn) 
aß durch Annahme tiefes ‚Amendements dem Befepe eine rückwirkende 
beigelegt werben würde, welches mit fonfligen Beſtimmungen beffelben 
reinber ſei, wurde der Antrag abgelehnt. (Stenogr. Ber. der V. K. 
©. 1449.). 
„Rultur-Öefepg. BB. 11. 31 
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drücliche Beſtimmungen getroffen werten. + (Frey, praft, Erläut 

VI. Die Streitfrage, ob der gegenwärtige Beilter eines Gm 
noch zur Zahlung ven Befigveränternngefällen verpflichtet fei, gehört 
tragenerAblöfung ver Abgaben zur Kompetenz der Auseinanderfegum 
AR des Inftigmin, v. 20. Nov. 18H fu Kogs Agrargefengeh, 3. Muf.d 

Dagegen tritt das Neffort der Wnseinanterfegungebepörten Fi 
in Bezug auf ſolche Magen, durch welche ein Bereits gezubltes Lan 
Seitens eines früheren Vefigers des verpflichteten Grundflüde n 
aeitigen Indaber des berechtigten Sruntjtüctes zurictgefordrit mit 
dietio-indebiti) 2), oder aber ein früäberer Eigentbüner viefet! 
Grundſtückes ein folches Laudemialrecht gegen den zeitigen Befif 
verpflichteten Otundjtüdes noch nachtraͤglich geltend machen will; d 
Sachen aber, in welcyen die gedachien Fragen zwiſchen ven gege 
gen Bejigern des berechtigten Gutes und der verpflichteten Er 
teftation gekommen fing, verbleiben ter Auseinanterfegungbebörte 
Jufizmin, u. des Min. des I. v. 2. Febr. 1844 im Koch's Agietz 
Suppf. Heft v. 1846 ©. 22.) 








1) Aus Veranlafung diefer Gntfdeitungen batte das Min. bes 
Haufes bereits mittelſt C. 9. v. 23. Sehr. 1895 (Min, Br. i, ol 
321. Nr. 378.) bie ſämmit. Regierungen augewiefen, fich, diefen Eruadf 
fügen und demgemaß in allen anhängigen und zur Ginleitung Femme 
Mia! » Ablöfungsfaben, wehei der Demaineu-Fisfus_ betheitigt if, Fan, 
denjenigen Ablöfungen zu verfahren, welde bie Regierungen ohne Dayuld 
der ordentlichen Auseinanderſebungéebehörden ınit DomainenGinfalfen ma 
dem Domainen: Fisfus ſchuldigen Kaudemiume vergleichänseite pechamdelt 

2) Vergl. 8:39. des Wdlt. St, v. 2. Ming 1550, 
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die Zuſ. zum F. 6. des Gef. v. 7. Juli 1821 über die Aus- 
: Gem. Theil. und Ablöf. Ortn. | 
eſter Zeit haben fich Inbe einige Gerichte geweigert, auch Pro- 
ähnten Art an die Auseinanderfegungdbehörben abzugeben, 
obenen Kompetenz» Konflift iſt das Min. des 9. der neueren 
Juſtizmin. beigetreten, wonad; jede condictio indebiti bei 
bgaben, alfo auch zwifchen den Ablöfungsintereffenten, zur Kom⸗ 
ordentlichen. Gerichtes gehören fol. Durch R. v. 20. Mat 1847 
folge die Auselnanderfegungsbehörden angerviefen worden, ſich 
der Entfcheidung über ſolche Kondiktionen zu enthalten. (Zeit: 
vif. Kolleg. Bd. 1. ©. 469 ff.) ——— 
dieſe Anſicht vergl. den Aufſaß von Schellwitz a. a. O. ©. 


Zum $. 48. 

6. 48. Tautete bereits in dem Megier. Entm., welcher befon« 
ge dazu nicht giebt, wörtlich ebenfo, wie jekt. 
mmiffion der II. Kammer bat fi in ihrem Berichte fol- 
en darüber geäußert: 
na bisherigen Ablöfungs » Gefehen mußte der Laudemialpflichtige zur 
Entſchaͤdigung des Berechtigten die ermittelte Ablöfungsrente ſeit dem 
ıderungsfalle nachzahlen. Diefe Vorfchrift hat hauptſächlich Mißſtim⸗ 
bie Laudemial-Ablöfungen hervorgerufen und zwar, wie fich nicht laͤug⸗ 
cht Benz mit Unrecht. Denn dieſelbe Hat zur Folge gehabt, daß bei 
gleichem Werthe und mit gleidyer Laudemial⸗Belaſtung die Höhe der 
Igerenten verschieben feftgeftellt werben mußten und in einzelnen Faͤllen, 
es vorgekommen, bie Rachzahlungen für AO bis 60 Jahre geleiſtet 
ten, faſt dem Werthe der Stellen gleichfam. Jene Vorfchrift hat in 
e ihre Begründung gehabt, daß nach der Anficht Biniger bie Laudemien 
do zu zahlen gewefen find, ober daß nach der Anficht Anderer durch 
d unter Hingurechnung der laufenden Rente ber Berechtigte in den 
k werde, bei dem nächften Beränderungsfalle das volle Laudemium zu 
Erhebung durch die Ablöfung unmöglich geworben. 
ber die Richtigkeit jener Vorausfegung nicht ermweislich und biefer Art 
sg nicht ein mathematifch richtiges Prinzip zum Grunbe liegt, bedarf 
eu Ausführung. ' 
ſchaffung der Nachſchußrenten für alle künftigen Ablöfungen hat hier⸗ 
rar⸗Kommiſſion für durchaus gerechtfertigt erachtet; diefelbe hat aber 
eantragen zu fünnen geglaubt, daß in deren Stelle etwas Anderes 
, vielmehr die Ausgleichung in dieſer Hinfiht in den Beſtimmungen 
und 49. gefunden. 
mmiffion ver I. Kammer fand gegen den $. nichts zu er⸗ 


Rammern haben den 6. unverändert angenommen.!) (Sites 
der II. 8. pro 1843 Br. 3. ©. 1449 und ber I. 8. Bd. 5. 





ber II. 8. war zum 6. 48. von dem Abgeordn. Schöpplenberg 
erbeff.Antrag geftellt worden: 

z. A8. hinzuzufügen: 

Iſt bei bereits erfolgter Ablöfung von BefibveränderungssAbgaben bie 
‚Nachfchußs Rente noch nicht bezahlt, oder iſt diefe in eine jährlich zu 
‚zahlende Rente verwandelt, fo —* die Verpflichtung zur Zahlung der⸗ 
Felben mit Verkündigung des Geſetzes auf.” 

ie Bemerkung bes Berichterſtatters der II. K. (Abgeordn. Ambronn) 
durch Annahme tiefes Amendements dem Geſetze eine rückwirkende 
geieg! werben würde, welches mit fonfligen Beſtimmungen deffelben 
ar fel, wurde der Antrag abgelehnt. (Stenogr. Ber. der U. K. 
1449.). 

itur⸗eſeſg. Ob. 1. 31 
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AbLdf. Gef. v. 13. Jull 1829 $. 78.,, Mb. 8 
$. 75, und Ablöf. Gef. v. 4. Juli 1840 ‚$..55.) 
die Verbindlichkeit auf, außer der laufenden, nad) den ® 
Gefepe ermittelten Nente oder. deren, Ablöfungäpreife, dem Be 
jeiner vollſtändi Entſchaͤdigung auch, noch den „per 
iente für fo Jahre, als feit dem legten Vefigverändern 
aut — abgelaufen find, na —5 alyarır 
Vergl. Über, die in Betreff, hiefer — oder. Netar 
ten bi dahin angenommenen Crundfüge, ven Auffag im der 3 
Revifiond-Kollegiums für Landes-Kultur-Saden 
242—256 und Dönniges Landes-Kult, Orfepgebung Br.2,,S, 
Der $. 48. des Ablöf. Gef, v. 2. März 1850 verbietet r 
bei der Publikation diefes Gefeges ‚noch ‚nicht rechtsverbindlich 
Aslöfungen (vergl. $. 100, des Ablöf. Gef.) die fernere Def 
her Nachfehußrenten. Wo aber dergleichen bereit3 do r der 





des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 rechtsverbindlich feftge 
den find, müſſen fie nad) wie vor entrichtet erden und 4. 
Vorſchrift des $. 48. nicht für wegfallend zu erachten. 

Zum g. 49, 

1. Der $ 49. iſt gleichfalls wörtlich aus dem Negier. E 
nommen und von den Kommiffionen beiver Kammert zu 
derten Annahme empfohlen morben, — ohne Pirat 
(Stenogr. Ber. der IL R._pro 1843. Bd. 3, ©. 1439 u, der.L. 8. Dt. 

Zur Motivirung dieſes $. bemerken: | 

A. - Die Motive des Negier. Entw.: 

Die Beſtimmung biefes $, ift haupffächlich nme für Schlefien vor 
ort aber auch für Herftellung eines friedlichen Zuftandes_ dringende 
Die früherhin bonn fide geyahlten und angenommenen Vefigverändern: 
werben im neuerer Zeit dort im unzähligen Prozeſſen zurücgefordert. 
zur Klage die Behauptung, dag Feine Verpflichtung zur Zahlung vo 
weſen. Der Beweis ber Verpflichtung liegt dann dem Berechtigten e 
dem Empfänger des Laudemiums ob, der cft, weil er den Beſit de 
zwifchen aufgegeben hat, nicht einmal mehr im ber Cage ift, ben! 
Reichtigfeit führen zu fönnen. Gerade diefe Nüdferberungsflagen üb 
derblichſten moraliſchen Ginflug aus. Cie find ein Gegenfland der 
böswilliger Wucherer gewerden, welde ſich für ein geringes Geh 
Klage⸗Anſpruͤche von ten laudemialpflichtigen bäuerlichen Beſitzern c 
und diefelben alsdann mit aller rakulififchen Gnergie gegen die früberer 
ber Saubemien oder deren Grben verfolgen, bergeftalt, bap feiner biefer Ber 
mehr ſicher davor ift, durch dergleichen Progeife wegen längf empfa 
Tungen noch jept beunruhigt zu werden. Gegen biefes arge Treiben 
Sefeh, die Laubemialberebtigten in Cdnp zu nehmen, um fo mehr 
als daſſelbe andererfeits diefen Perfonen mandherlei Opfer zur Erlei 
Raubemialverpflichteten zumuthet. 

B. Der Bericht ver Kommiffion der II. Kammer: 

Dieſe Beſtimmung if nur für die Provinz Schleſſen von Bere 
aber zur Herſtellung eines friedlichen Zuſtandes dringend nothwendig. 
fichtigung der von der Königl. Reg. in den Motiven gegebenen Criſut 
daher bie Agrars Kommiiffen dem Geiegeutwurfe um fo mehr fih a 
als die in dem vorangegangenen $$. zu Gunſten der Werpflichteten 
genen Grleichterungen in 2aubemial » Ablöfungen bie genügende # 
wegen ber bier zum Dortheil der Berechtigten gegebenen Worichrift en 

1. Nach den im $. 49. aufgeftelten Grundſätzen findet ti 
derung einer vor ter Verküntigung des Ablöf. Gef. v. 2. Min 
Irrthum gezahlten BVejlgveränterungsabgabe (AL. R. I ſi 
bis 198) nicht mehr ftatt, und ebenfowenig tarf eine tem Zahlı 
derrechtlicher Weile abgendthigte (&. 207. a. a. D.) Bel 
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3. Abgabe zurlicigefordert werden. Die Rückforderung ift vielmehr nur 
tet: 


) wenn die Zahlung durch adminiftrative Crefation erzwungen 

m, obgleich ver Verpflichtete vor Vollſtreckung dieſer Exekution feine 

mdlichfeit beſttitten hatte, oder 

) wenn die Zahlung unter fchriftlihem Borbehalte ver Ruͤck— 

erung geleiftet worden ift. 

n Tegterer Beziehung (ad b.) beftimmt das A. L. R. in Thl. I. Lit. 

6. 160 und 161.: 

- 160. Bird eine Zahlung mit Vorbehalt geleiftet, fo bleibt dem Zahlen: 

8 Recht, feine Binwentungen gegen die Zahlungsverbindlichfeit auch nachher 

geltend zu machen. 

„161. Ein folcher Vorbehalt muß aber fchriftlich erklärt, ober in der von 

ahlungsnehmer ausgeltellten Quittung anerfannt fein. 

a ter 6. 49. res Ablöf. Geſ. unbedingt einen ſchriftlichen Vor» 

' fortert, fo wird anzunehmen fein, daß es eines folchen auch bei 

gen unter 50 Thlr. bedürfe; dagegen dürfte die Beſtimmung des 

1. A. L. R. 1. 16., wonach das Anerkenntniß des Vorbehaltes 

'z Quittung mit dem ſchriftlichen Vorbehalte des Zahlenden gleiche 

= bat, auch für tie Befugnif zur Nädforderung von Beflgverände- 
bgaben maaßgebend fein. 

ergl. übrigens die Erläut. zum 6.99. des Ablöſ. Gef. vom 2. Mn 1850. 

F Ueber tie Kompetenz-Verhältniffe bezüglich der Rückfor⸗ 























| Klagen, vergl. Zuf. VI. zum $. 47. (f. oben S. 480 —481.) 


| Zu 8$. 50. und 51. 

: Die 66. 50. und 51. find mörtlih aud den Regier. Entw. übers 
worden, deſſen Motive dazı nur Yolgendes bemerfen: 
Beſtimmungen veritchen fich eigentlich von felbft, fie haben jeboch 
Zufammenhanges wegen und um jeden Zweifel darüber, daß auch 
en bei der Zufammenrechnung fümmtlicher Leitungen und Gegens 
wicht haben ausgefchleffew werden follen, aufgenommen werben müſſen. 
Beumiffionen ter Kammern haben fich zu Bemerkungen über 
wit veranlaßt gefunten und es find tiefelben von beiden Kam 
Disfuffton angenommen worden. (Stenogr. Ber. der II. K. pro 
38. 1451 und der J. K. Bd. 5. ©. 2528). 

Das Einkaufögeld bei zeitemphäteutifcher Austhuung von Grund» 
u Mennoniten ijt eine Leitung, welche ter Gutsherrſchaft bei der 
zu Gute gerechnet werden muß, und zwar nicht als Beflgver- 
babe, fontern nach $. 51. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. 
Kommen von dem MNevifiond-Kullegium für Landed-Kul- 
en unterm 19. Nov. 1852. (Prij. Samml. deffelb. S. 47 Nr. 21.). 
die Erläut. zum $. 80. Litt. a. Nr. 3. des Ablöf. Gef. v. 2. 


0. 
: Lieber die Natur ter „Freizinſen“, vergl. den Auffag in Ro⸗ 
weßrzeitung für Entlaftung des bäuerl. Grundbeſitzes, Jahrg. 1850 ©. 48. 


| Zu $. 32. bis 56. 

Eie Entſtehungsgeſchichte ter $$. 52. bis 56. des Geſetzes er- 
gegen des inneren Zufammenhanges, in welchem die darin enthal» 
mmungen mit einander ftehen, eine ungetrennte Darftelung. 
BE nuchflehende Zufammenftellung ergiebt vie Abweichungen in der 
welche vie in Rede ftehenten 6%. in ten verfchiedenen Stadien 
hung erfahren haben, wobei bier vorauszuſchicken ift, Daß Viefels 
eßlich in der von ver Kommiffton ver I. Kanımer beantrag- 
ag in das Geſetz übernommen worden find und daß ver jegige 
tem Regier. Entw. nicht enthalten war, fondern von den 


n neu binzugefügt worten iſt. 
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$.5 $. 5% 
uote ins 'enbas Unverändert. Unwerinber 
Kapital, durch welches fie für —— 
loſt werden lonnen, nad) dem bisherigen 
ſehlichen Ablöfungsfag der Kapitali⸗ 
— u vier Prozent im voraus feſtge⸗ 
ſtelli kommen als feſte Geldabgaben 
na Üben hreobeag in lehmung, unveraͤndert. Unveränber 
be gilt von dorbebungenen 
Zinfen der nad) bem bisherigen ger 
klin —— — 
finger Au — —* 
gung nur dem Verpflichteten zuſteht. 
53, 8.53. 


Iſt dag in den Fällen des 1 Unveränder 
52. eine ur Zahlung —* 
loͤſungs⸗Ke —— —— 
gelegt, oder die Befugniß zut en 
gungbefielben oder ber Ablöfungsrente 
auch dem Berechtigten vorbehalten, fo 
8 es bei dieſen Beitfe Age in 
ſein Bewenden, und eo —X auf Bl 
diefer Art bie Beftimmungen bes gegenz 
wärtigen Befeges Anwendung. 


8.5 8. 54; 

Nach) eben biefen Scans en ($, Unverändert, Unveränder 
53.) unterliegen anch die aus Gemein: 
heitstheifungen entfprungenen Nenten 
der Ablöfung nach den Vorfchriften des 
gegenwärtigen Geſetzes nur dann, 
wenn der Berechtigte fid) des in Anfe: 
hung folcher Renten geieglich ihm zuiter 
henden Küntigı regte begeben hat, 









$. 55. 

Auf Renten, achen ein an⸗ Unverändert. Auf Rent 
derer als ter bisherige gefepliche Ab: derer als der 
loͤſunge ſatz der Kapitaliſirung zu vier der Kapitali 
Prozent im voraus rechtsverbindlich im veraus ı 
feitgefegt ift, fowie auf Jinfen folder febt it, Tomi 
Ablöfungs:Rapitalien, bei deren Fefl- Töjungsfapit. 
ſtellung ein anderer als dieſer biehe: lung ein ant 
rige geſehliche Ablöfungsfag zur An: gefegliche Ab 
wendung gefommen ift, findet Das ges dung _gefom 


genwärtige Gefeg feine Anwendung. 3infen fol 
pitalien,n 
ohne aust 
delegung 
gungsrent 
nahmeauf 
ſeblichen? 
tragsweif 
den find, 
tige Gefeß 1 
Indiefemt 
teihtigten frei 
in Rentenbr 
des Geſetzes i 
Rentenbanter 
Verpflichtete 
nach den Be 
EIN 
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er Rommifflon der I. Kammer. Beſchlüſſe der I. Kammer 
$. 52. 8. 52. 
Unyerändert. 


ı vorbebungenen Binfen ber nad bem Nach dem Anteage ber 
m blöfungsfas und nach Maas Kommilfion. 

rmittelter chädigungsrente 

ıgöfapitalien, deren Kündigung nur dem ' 

et. 


$. 53. 8. 53. 
ben Faͤllen des 8. 52. eine Friſt zur Nach dem Antrage ber 
ingskapitals rechtsverbindlich Tefgefeht, Kommilflon. 
ur Kündigung: defielben ober der Abloͤ⸗ 
rehtigten, wenn auch une unter 
Sfegungen eingeräumt, fo hat es 
gen Lediglich fein Bewenden und finden 
t die Befimmungen bes gegenwärtigen 
nahme der $$. 91., 92., 93, feine 


DT Tg, 
Unverändert. 


$. 55. . 590. 
welden ein anderer ale der bisherige Rad dem Antrage der 

faß der Kapitalifirung zu vier Prozent Kommiffion. 
bindlih feftgefegt if, fowie auf Zinfen 

pitalien, bei deren Yeflflellung ein ande: 

rige gefeßliche Ablöfungsfa zur Anwens 

‚ endlih auf Zinfen ſolcher Ablöfunges 

n Wege eines, nicht auf Grund 
&erthsermittelung gefchloflenen 

ohne Zugrundelegung des dama⸗ 

en Abloſungsſatzes vertragemäßig 

Ind, findet das gegenwärtige Geſetz, mit 

88. 91., 92., 93., feine Anwendung. 


$. 56. 8.56. 

ber 99.53.,54., 53. ſoll jedoch dem Bes Rad) dem Antrage ber 
‚ auf Abſindung in Rentendriefen, nach Kommilfion. . 
ſeges über die Crrichtung von Renten. 

: wenn ber BVerpflichtete nicht die Abſin⸗ 

Hntinungen des Vertrags vorzieht. 

fung au die Nentenbank Taun 

e Behörde infoweit verweigert 

ı 2 überuchmenden Menten oder  . 


e des u eh. 8. 68. zu © rt en. 
zag6 des 3 Äbrefieigen. 


d Abldſ. der Reallaſten, den Regullrungen it. Gem. ZI 


A, Dem Bestes Entw. find. zw den.$$. 52., 50. um 
gende Motive beigefügt: —— * 
ug. 52. 

Nach den bisherigen geſehlichen Bellimmungen mußte, wenn eiı 
AbtsfungssRezef fefigeellte Nente in der Folge burch Kapitalzah 
werben folfte, ein neuer Rezeß aufgenommen und befiätigt werten. 
‚pelte Operation und bie dadurch entitchenden MWeigerungen und Koft 
au vermeiden, fuchten die Auseinanderfegungs:Behörbden allmählig dal 
daß die Ablöfungen von vorn herein, ftatt, auf Die bei bi 
Vet (ti auf, die Feß ſebung ‚eines, nad) bem gei 
des en der Mente bere ten ml Y en! 
richtet, und hierbei nur BR var) Yin entforet jo 
warb, baß dieſes Kapital vom dem Beredhtigten nicht gefündigt werd: 
biefe Weife vertraten die Zinfen eines folden Kapitals ganz die C 
9* Wo aber die Partheien auf ein Uebereinlemmen bi 






eingehen wollten, waren mehrere Nuseinanderjefungs: Behörden we 
bebadht, in die auf Fefifegun "  Ablöfungsrente ſich befchränfen! 
leid) die gefegliche Beitim zunehmen, daß bei einer fünft 


(blöfung der 2öfache Br mie als Ablöfungsfapital au ex 
über ein befondsrer Reze ten fel. 2.5008 n 
Gs Lift fi nicht, „U bereits, Aefchehen If, Behaup 
Lie leihen — die Rezeffe w — — 9 au J 
in 1 bi t ein berfragsm, 
fe, bei bee Künfägen def fung nun Alk jebenfäe 


Rente zu fordern, umd Lup umge vas vorliegende neue Ablöfunge 
diefen Ablöfungsfag abändernd auf das 18: und reſy. .20fadye Beftu 
der fraglichen Art nicht angewandt werben bürfe. Denn jene Rec 
gewähren dem Berechtigten durchaus Fein mehreres Recht, als ihm 
felben gefetslich zuftand; er feinerfeits if nicht befugt, durd; Kündi 
pflichteten zur SKapital:Abzahlung zu nöthigen; er hat alfo durch 

allein einen Anſpruch auf die Fortzahlung der Mente, oder der ıbı 
den Zinfen des in Voraus berechneten Ablöfungsfapitals erlangt, ur 
dem Geſeb gegenüber, denjenigen antern Veredtigten völlig gleich, 
ohne einen ſolchen Neze eine Gelbrente bezogen haben, und nad € 
meuen Ablöfungsaefeges tie früher geieglid) ihnen gewährte Musfigt 
fünfrig von dem Rerpflichteten beantragter Kapital: Ablöfung ned ferı 
der Rente zu halten. Aus diefen Gründen find daher in dem vorli 
diefe Fälle ausdrüdlih der Regel tes $. 50. unterwerfen worden. 

Zu g$. 53. 54. 

Anders geftaltet ſich aber die Sache, wenn in einem bereits at 
fungsrezehe aud) dem Berechtigten die Vefugniß zur Küntigung ei 
Voraus zu dem bisherigen gefeplihen Ablöfungefag von 4 rer 
Ablöfungsfapitals vorbehalten worden ift. Im einem folchen Falle 
teghtigte bisher nicht bies einen Anfpruch auf tie Rente, fondern es 
feiner freien Entſchließung ab, den Verpflichteten zur Zahlung t 
jenem beitimmten Vetrage des 2öfahen der Rente zu nöthiaen, ı 
wohlerwerbenes Recht darf ihn allerdings dunh das neue Abiof 
entzogen werben. alle diefer Art mußten daher, wie es in dem $ 
if, von der Ginwirkung diefes Gefeges ausgeichleffen werben. 

Aus gleichem Grunde aber il im $. 54. des Gntwurfs ei 
fhliegung aud in Anfehung derjenigen Nenten angeortnet, melde a: 
theilungen entforungen find, ta bei Menten tiefer Art dem Verechti 
($. 75. der Gem. Th. D. v. 7, Juni 1821) das Recht zuche, im 3 
gung von dem Derpflichteten zu fordern, daß er dic Rente dur &ı 
fachen derfelben ablöfe. [Ob übrigens tiefer höhere Abloͤfungefa 
Gemeinheitstheilungen entfpringenden Renten in Zukunft beizubeha 
vielmehr ebenfalls, dem jept danduͤblichen Zinefuß entfpredhend gu 





1) Zum $. 55. giebt ber Gutte. Feine befonderen Motive, ı 
war barin, wie bereite erwh mt, gar wicht enfhalten, 
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eb bei ber bereits eingeleiteten Reviſion der ®emeinheitstheilungs-Ordnnung näher 
bogen werden.) 
dlich erſchien es auch nothwendig, von ber Ginwirfung bes vorliegenden 
ten Geſetzes diejenigen Fälle auszufchließen, in welchen unter ben Bartheien bereite 
er ein anderer, als ber bisher gefepliche Ablöfungsfah der Kapitalifirung zu 
zent und zwar entweder ein höherer oder geringerer, rechtsverbindlich 
Zeſtellt worten if. Dergleichen von dem bisherigen Geſetz abweichende Stipus 
snen fönnen nur auf befonderen faktifhen Gründen beruhen, deren Einfluß auf 
Auseinanderſetzung lediglich der Beurtheilung und dem Webereinfommen ver 
zenten überlaffen bleiben muß. IA ein folches Webereinfommen aber einmal 
Buerbindli getroffen, fo Tann baffelbe einer Abänderung durch ein fpäteres 
WI- Gefetz ohne Ungerechtigkeit nicht unterworfen werben. 
B. Die Kommiffton ver II. Kammer trug auf völlig unver- 
derte Annahme ver 66. 52. bis 55. des Entw. an, indem fle fich in 
m Berichte folgendermaaßen ausfpricht: 


Zu $$. 52. bis 54. 
Die Beftimmungen der $$. 53. und 54. find von der Kommifflon ohne Er⸗ 
Kung angenommen worden. 
Dagegen hat der $. 52. des Gefehs@ntw. bei einigen Mitgliebern Bedenken 
Nach demfelben follen Renten, bei denen das Kapital, burch welches fle 
—— abgeloͤſt werben koͤnnen, nach dem bisherigen geſetzlichen Ablsſungsſatze der 
Balifirung zu vier Prozent im Voraus feſtgeſtellt iſt, dem grgenwärt en 
mgögefeße unterliegen und nad ihrem Jahresbetrage als feſte Geldabgaben 
| fommen. Gegen diefe Beflimmung wurde angeführt, bag in den be⸗ 
ällen die feitherigen gefeßlichen Ablöfungsfäße zu vertragsmäßigen 
m worben, daß jene baher das Gigenthum und die Heiligkeit rechtsgültig 
ener Berträge verlege und damit das Nechtsbewußtfein im Volke immer 
d mehr umtergrabe. Unter feinen Umständen könne man bie Berpflihteten 
Mt erachten, die Ablöfung der rezeßmäßig übernommenen Renten nach ans 
Fals den feither gültigen Gefeben, zu verlangen. Bon biefen Mitgliebern 
Deshalb der Antrag geftellt, am Schluffe des erften Alinea dieſes $. folgen: 
4 anzunehmen: 
Benn jedoch der Berpflichtete anf Abloͤſung anträgt, fo behält es bei den 
ra bie bisherigen Geſetze feitgeftellten Beitimmungen fein Bewenden.“ 
unseränderte Beibehaltung ber Beflimmung bes Geſetz⸗ Entw. wurde 
"wuführt, daß in den hier vorausgefeßten Fällen die Beſtimmungen über 
fung der Menten nur formell zu einem Theile der Verträge gemacht 
, vie Ya der Partheien aber nicht bahin gegangen fei, für den Ball der 
m Ablöjung Beitimmungen zu treffen, welche ben zur Beit der künftigen 
ung der Renten Ablöfungs-Berträge geltenden Geſetzen präjubiziren follten. 
Mes trete als ganz unzweifelhaft hervor, wenn man ben feitherigen Gang 
riſchen Auseinanderfegungen ſich vergegenwärtige. Nach demfelben wurden 
nanderfeßungs:Rezefle nach den von den Bartheien abgegebenen Anerfennts 
er Die zugelegten Entfhäbigunge-Berechnungen und refp. nad) den Judika⸗ 
* die Iehtern entworfen und vor der Vollziehung der Auseinanderfeßungss 
vorgelegt. Bon dieſer fei in der Regel zur Belehrung ber Betheiligten 
‚pie Bersfichteten gegen die Nachtheile zu "hüpen, welche ihnen aus der 
sa von Ablöfungs:-Kapitalien ohne vorherige Freigebung ber letztern Seitens 
ee erwahfen fönnen, die Aufnahme der geſetzlichen 
6 


























Brinzipien m dem Rezeſſe angeorbnet worden. Wenn aber die in Rebe 
‚Gtipulationen folchen Umſtaͤnden ihre Entſtehung verbanften, fo koͤnnten 
"andy nar als die gejeglichen Beſtimmungen angelehen und bas Net ber 
ng biefe zu ändern nit in Zweifel gezogen werden. 
ach und ganz abgefehen davon, bag durch Ausſchließung ber rezeßmäßig 
| Renten .von ben Borfchriften des gegenwärtigen —— an 
wis ein dringendes Bedürfniß anerkannten ee eine ber — der 
Ben der größte Theil der Verpflichteten nicht theilnehmen koͤnne, erſcheine 
ber; vorgelegte Geſetz⸗ Entwurf burchaus gerehtirtig © 

WDieſen ———— iſt denn auch die Majorität der Agrar⸗Komm. 
Wadsen, indem fie unter Verwerfung des obigen beantcagten Zuſahes ben 8. 52. 
Begnbert angmommen hai... .. ni. a 
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‚bei ein Nblöfungsfag der Kapitalifirung 
— en 
% ji + . unverändert angenommen worden, 
unser felden Beflmmung der im $. 82 

geftellt worben wäre, 

um der II. Kammer befchloß: 
» Jeränderte Annahme der $$. 82., 53. und 54. det 





























1) Zu den $$. 52. 53. und 54.d1 Megier, Enim., 
Kommilf. Antrages, waren in der . K. folgenbe B 
träge gefellt worden: 
a) Zum $. 52. (und begiet " 
@) Bon dem Abgeorbnt. 
„ben $$. 52. und 65. x. 


„Diejenigen Renten, Rei | 
„abgelöft werben fönne 
ber Kapitalifirung zu 
„mach den Beflimmungtn no. 
Zahreobetrage in Rechnung. 

Daffelbe gilt von x. ı. 


8. 65. 
„Ausgenommen von ben Beflimmungen des $. 64. bleiben: 
„Kanon oder Zins, welcher für die Ueberlafung eines 
„Grbpabt, Erbzins oder Gigenthum in einem vor Berfünbigug 
„gegenwärtigen Gefeges errichteten fchriftlichen Vertrage Ripalit 
„den; ferner die im $. 52. allegirten Renten und Zinfen. 
„Gin folder Kanon over Zins und die im $. 52. genannten 
„und Zinfen fönnen nur zum zwangigfacen Betroge und zwar 
„Antrag bes Berechtigten durch Vermittelung der Renten: Banken, 
„den Antrag des DVerpflicteten aber nur durch Baarzahlung 
„mach vorhergegangener fechsmonatlichen Kündigung abgelöet 
„Der Berpflichtete if in diefem Falle befugt sc. Cvent. für 
„baß für $. 65. der Antrag der Kommiſſion beliebt werben follte, 
„wie folgt zu faſſen: 










$. 65. 

„Iſt ein Grundſtück außerhalb einer gutsherrlich bäuerlichen 
„rung, eder Ablöfung, oder ohne Begründung eines gutsherrli 
„lichen Verhältniffes mittelft eines vor Verfündigung des geget 
„Gefeges errichteten fchriftlichen Vertrages, gegen Gutrichtun 
„Kanons oder Zinfes und anderer Leiſtungen zu Grbpadt, 
„oder Gigenthum überlaffen worden, fo finden bie Veftims 
„$. 64. feine Anwendung. Gin Gleiches gilt von den im $ 
„wähnten Renten und Zinfen. 

„Es lann in allen biefen Faͤllen der Kanon, Zins ober die 
fotwie der Geldwerth der übrigen Leitungen um a. — 


Gründe. 

„Der $. 52. Fann in feiner urfprünglichen Fafſung nicht beil 
„werben, wenn auf bie Seiighatung der Verträge, @rkenntnife 
„Werth gelegt werben foll. Diefem gegenüber ift ber 25 farbe MH 
„fa nicht ein, den gegenmärtigen geitumfländen eutfprechender, & 
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>) dem 6. 55. diejenige veränderte Faſſung au geben, welche ſich 
der vorfiehenden Ueberſicht (f. In der Kolonne: Befchläffe der IL 8.) 





„in Abrede geRellt werben kann, daß der Geldwerih in letzierer Zeit bebens 
„tenb geſtiegen if. 
„Be iR daher in dem vorſtehenden Borfchlage eine Vermittelung ger 
„ſucht, welche fowohl Berechtigte als Verpflichtete befriedigen bärfte.“ 
Dazm hatte der Abgeorvn. Meyer folgendes Untersimenbement ges 


„den $. 52. in der von dem Abgeordn. Denzin vorgefchlagenen Yaffung 
„mit der Maaßgabe anzunehmen, daß flatt der Worte: 
„Im voraus feftgeftellt if, 
„geſetzt werde: 
„Auf rund von Rezefien, Erfenntnifien oder rechtsverbindlichen Erkläs 
„rungen feſiſteht.“ 
Beide Anträge wurden abgelehnt (und zwar ber Antrag des Abgeorbn. 
dm infoweit derfelbe fich auf den $. 65. bezieht auch bei der Berathung über 
‚Septeren). (Sienogr.-Ber. der II. 8. Bd. 3. ©. 1457. u. 1503.), 
) na dem Abgeorvn. Eding (Drudf. Nr. 333, ad IV.): 
„das zweite Alinea des $. 52. uud bie 88. 53., 54. und 55. zu flreichen 
„und Ratt derfelben folgende Beſtimmungen aufzunehmen: 
„Auf Renten, bei welchen ein anderer, als der bisherige gefehliche Ab⸗ 
„Iöfunasfag der Kapitalifirung mit 4 Prozent im voraus rechtsverbind⸗ 
. „lich feſtgeſtellt iR, auf Reuten, weldhe aus @emeinheitstheilungen ents 
.  afpenngen find, und auf Sinfen von Ablöfungs> Kapitalien findet das 
„gegenwärtige Geſeß Feine Anwendung,“ 
er Antrag wurde bei dem $. 52 abgelehnt und hiernächſt (u 88. 
snrüdgezogen. (Stenogr. Ber. a. a. D. ©. 1458 u. 1460.). 
dem Abgeorpn. Bleibtreu (nicht gemäi): 
— ‚im s 52. * I ten Worte: „deren Kündigung nur dem BVerpflichteten 
t*, zu fireichen.” 
dem Abgeordn. Langer (nicht gedrudt): 
+6. 52. folgenden Suf as anzunehmen: 
FR eine durch das gegenwärtige Geſetz unentgelblich aufgehobene Bes 
xiechtigung allein oder nach einer fpeciellen Berechnung in Rente vers 
wu „wandelt, fo hört die Verpflichtung zur Zahlung der letzteren mit Vers 
„lündigung dieſes Geſetzes auf 


otive. 

an bie Verpflichtung unentgeldlich aufgehoben if, fo muß auch die an 

Stelle getretene Geldabgabe for tfallen ·“· 
dieſe beiden Amendements (ad Y u. d) wurden abgelehnt und hier 
 $. 52. unverändert nach dem Antrage der Kommilfion angenommen. 
Ber. a. a. Q., ©. 1458.). 
Bönm $. 53. 
„ ) Bon dem Abgeorbn. Bleibtren (Drudf. Nr. 336. ad III.): 
5 an. 53. gänzlich zu reichen; eventuell in feinem @ingange dahin 
„iu fallen: 

’ „IR dagegen in den Bällen des $. 52. durch einen von ber 
„BeneralsKommiffion befätigten Rezeß eine Fri zur 
„Zahlung des Abföfungs-Lapitals (a wie im Entwurf). 

ründe. 

Zwiſchen dem Kalle, wo nur dem Berpflichteten ein Kündigungsrecht 
„eingeräumt worden, und bemjenigen, wo daflelbe auch den Berechtigten 
N. „gegeben, oder wo eine Zahlungsfrik Ripulixt iſt, befteht Fein vechtlicher 
„Unterfchieb yon fo burchgreifender Betentung, daß dadurch eine verfchies 
‚„dene Behandlung diefer Fälle geboten wäre. Die Befeitigung einer fols 
wochen Unterſcheidung ift um fo wünfcbenswerther, weil in manchen @egenben 
> „is den meilen Wällen, wo ber Bebute in eine Geldrente verwandelt ober 
sam feine Gtelle ein Abfindungs s Kapital getreten iR, die Verträge bie 
„Klanfel enthalten, dag das Kapital in einer gewiflen Friſt, oder nach vor⸗ 
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y 
„u fein; eine ausdrückliche Bemerkung im $. 53. dürfte aber 
„iwerth fein, zur Verhütung font nnansbleiblicher Prozefie.“ 
Diefer Antrag wurde ver der Abflimmung zurücdgezogen. (( 
“aD, €. 1460.) 
?) Bon dem Abgeordn. Renter (Tilfit-Ragnit) (Druckſ. Nr. 336. Hl 
„den $. 53. tie folgt annehmen : 
„IR dagegen eine Fri zur Zahlung diefes Mblöfunge-Rapitalt 
Aperbindlich feftgefegt, oder bie VBefugniß zur Kündigung det 
„der Ablöfungsrente auch dem Berechtigten vorbehalten, sit 
„Tonfwie ausbrüdlich als zur Kapitalsforderung berechtigt 
„fo hat es bei diefen Feflfegungen leviglich fein Bewenden.“ 
Diefer Antrag wurde abgelehnt am hierauf der $. 53. unveränd 
genommen. (Stenogr. Ber. a. a. D., 1460.). 

1) Die von der II. R. beichlofiene tn fchaltung der Worte: 
„endlich anf Zinfen ſolcher Ablöfungsfapitalien, welche felbititänit 
„ausdrückliche Zugrundelegung einer Entfchäbigungsrente und ohne 
‚nahme auf den damaligen gefeglichen Ablöfungsfag vertragsmeilt 
„fellt worden find,“ 

erfolgte auf den Verbeff.c Antrag bes Abgeordn. v. Göͤrtz (Drudi. M 
ad VI). Die Motive diefes Antrages (auten dahin: 
nDa das Geſetz nur den Zwed Hat, befiehende Reallaften in Erb 
‚umgumandefr, und die Renten zum Mblöfung durch Kapitaliabl 
„Eringen, fo fann vaffelbe in allen denjenigen Wällen nicht zur A 
„tommen, wo eine Reallaft ſchon früher unmittelbar in ein & 
‚Pital umgewandelt, eine Gntfebäbigungsrente aber gar nicht & 
„worden if. Denn hier werden eben die Vorausfehungen des Ei 
„nämlich bie Neallaft oder tie Rente — gar nicht angetroffen.“ 
2) Diefer Zufag wurde auf ven Verbeff.. Antrag des Mbgeert: Ol 
‚ger (Drudf. Nr, 336. ad V.) angenommen. — Es ift daralıs fpäterbit 
bie oben &, 483—485 gegebene Ucherficht zeigt) durch bie MWefeblüfe ber L 
ſebige $: 56. des Geſebes (welcher in dem Negier. Ent. gänzlich, fehl 
vorgegangen, 
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3u $. 52. 
Ne Grundſätze des $. 64. follen nad $. 52. auf: 
auf diejenigen Renten Anwendung finden, bei denen base Kapital, durch 
welches fie fünftig abgelöfet werden fönnen, nad) bem bisherigen get: 
lichen Ablöfungefag der Kapitafifirung zu + Prozent im Boraus feilgefte 
ift, und bei den vorbedungenen Zinfen folder Ablöfungs-Rapitalien, die 
nad tem bisherigen gefeglichen Ablöfungsfag feſtgeſtellt und nur durch ben 
Berpflihteten kündbar find. 
Ne Kommiffion ift mit der Staats-Megierung einveritanden barüber, daß in 
ve Bertragsrecdhte nicht eingegriffen werden dürfe. Solche unantafbare Rechte 
der Entwurf in allen den Fällen an, in denen: 
eine Friſt zur Zahlung des Kapitals rechtsverbindlich feſtgeſetzt ober 
eine Befugniß zur Kündigung der Rente oder des Kapitals dem Berechtig⸗ 
ten vorbehalten, ober 
bei Rentenitipulationen ein anderer ale der biöherige gefeßliche Ablöfunge: 
tat der Kapitalien zu 4 pCt. im Voraus rechtsverbindlich jeftgefegt iſt, 
ober 
bei Zinfen von ſtipulirten Ablöfungsfapitalien, ein anderer als diefer ges 
fegliche Ablöfungsfag zur Anwendung gefommen, ober 
endli ein Ablöfungs:- Kapital durch einen Bergleih in Pauſch und Bogen 
feitgeftellt worben ill. ($. 52. und 55.). 
n der Kommiſſien war man aber geiheilter Meinung darüber, ob ber $. 52. 
frechthaltung der Verträge Hinlänglih wahre. 
tan hielt von der einen Seite au feine Beftimmung für einen entſchiedenen 
Ä in dieſe, unter gefeglicher Sanftion erworbenen Vertragsrechte, durch wel: 
18 Rechtsbewußtſein und fittlihe Prinzip im Volke immer mehr untergraben 
möchte. Die Unkünpbarfeit der Mente oder der eingetragenen Kapitalien kann 
Befer Anficht jenen Gingriff nicht rechtfertigen, denn ihr fand die Pflicht 
ver, die Rente nur zu dem hohen Wultiplifator abzulöfen und grabe dies 
dem Berechtigten die, großen Theile höhere Rente, melde er bem Kapital 
vorzog. Es fei nicht abzufehen, weshald man ihn wider Willen zur 
ie des Kapitals zwingen will. 
Gründe, welche dagegen von ber Mehrheit geltend gemacht wurden, ofne 
Dad bie einzelnen Mitglieder, welche dieſelbe bildeten, in allen diefen einzel: 
en übereinjtimmten, find folgende: 
Die Erfahrung, nicht blos einzelner Provinzen hat gezeigt, daß ein fo unge: 
# Barhältniß zwiſchen Berechtigten und Berpflichteten ale Megel nicht beftehet; 
waigkens auf feine Dauer nicht mit Gewißheit zu rechnen tft. Die verfchies 
Bufäfligfeiten, denen die Mente ausgefeßt ift, und welche, abgefehn von allen 
® Gründen, eine Herabfegung rechtfertigen, die Koſten vereinzelter Kündigun⸗ 
der Vorzug gleichzeitiger Abfindung für alle Rechte, find in den genannten 
kn und Motiven vieljeitig hervorgehoben. 
he politifche Nothmwendigfeit der Auflöfung des Verhäftniffes iſt ein aner⸗ 
Fundamentalſatz des Gefepentwurfs. Sie kam nur durch baare Kapitals, 
g oder ſukceſſive Tilgung geſchehen. Zu jener Tann ber Verpflichtete im 
gefesten Walle nicht gezwungen werben, auch vieleicht außer Stande fein. 
zu begünftigen, bedarf es erleihternder Beſtimmungen. Die Amortifation 
mr eintreten durch Verwendung eines Theile der Rente, wenn nicht ber 
eintritt, oder dem PVerpflichteten die Bortzahlung einer noch höhern Rente 
het werden fell. Beides kann nicht gefhehen. Darum Bleibt nur bie 
ig ber Rente zum Zwecke ber Amortifation übrig. Sonach beftchet das Kri⸗ 
im der Unkündbarfeit der Rente Seitens des Berechtigten. " 
tan Tann der Erfahrung das Auge nicht verfchliegen. Sie ſpricht dafür, Daß, 
man jeht nicht auch die Menten und Zinfen des $. 52. mit ben aus noch 
löfeten Rechten zu ermittelnden gleich behandelt, Fein Berpflicäteter kündigen 
Der Erfolg iſt unſchwer vorauszufehen, das eigne Intereffe der Berechtig⸗ 
langt diefe gleiche Behandlung. Der Gedanke, daß die Mente in allen KFal⸗ 
dalen Urfprungs fei, ifl einmal theilweis tHef-eingewurzelt, mit ihm verträgt 
Ht die Yortentrichtung an ben bisherigen Gmpfänger, wenn das gemeinſchafi⸗ 
dirken beider, als Glieder der neuen Gemeinde, heilſam fein fol. Das ſtarre 
lten an dem Buchſtaben des Rezeſſes iſt praktiſch nicht moglich. Der Zufall 
aſſung würde zwiſchen zwei Nachbarn entſcheiden. Die Abſicht der Bariaeien 
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in jebem Falle zu ermitteln, ift ummöglit. ‚Die fel über bie dı 

Kündigung zum 2öfachen Betrage Seitens der Verp iR, wo | 

is von Amtswegen und. häufig, ohme um) 

ien in bie Rezeffe gefommen. Im Grofberzogthum finb 

gel * — lien a 1 in 10 

mehr, ie Rezeſſe aufgenommen ; halen fe " 
miffarien, Häufig von den Gerichten, 

So oft eine Rente durch fpezielle Rechnung ermittelt, und enhui 
pital derfelben unfündbar eingetragen, ober nur beflimmt ift, bag dem 
ben geſeblichen Beftimmungen gemäß frei fiche,, fie zu dem 
5* ift = ———— * bi —— 

en m ie eben auf fo ee 

mal giebt ſolche Bahlung eben feine Aus ne —— 
it die Rente durch amtliche Rechnung gefunden. Das Kapital if in 
Ten nur ein Refultat aus gefepfi Tenflehenden Baftoren. Es erſche 
mal nicht mit evibenter Sweifellofigfeit, als das Mefultat einer geral 
‚Höhe gerichteten Verabredung ber Partheien, das Medtsverhältnig 1 
durch eine Novation verwandelt, denn der eine von beiden Theilı 
feiner Willführ, das bisherige fortbefichen zu Iafen. Das 
—— hier dem Feſthalten an dem vielleicht formellen N) 
rechtigten. 


Mo der Wille f mebi be il 
a u in 3 
Toro 9 m af 
7 de il 08, 
ra 


luß ber Maren, doch ge ve 
[fe Regeffe von ben Beflimmn 
gen das Flare ern Recht der 
A ame Men u  defaßt it, Die fehüßen, deren Mb 
zweifelhaften daffung zwar nicpr rar zu erfennen it, dem Gange de 
aber nicht auf den Erwerb eines befondern Mechte, auf den Zöfaden 
gangen fein Fan. 
Vermittelnd trat ein Antrag auf: 
das Alin. 2. des $. 52. zu ſtreichen, und flatt deſſen im $ 
„rehtöverbindlich feftgefegt ift“ 
zu fegen: 
„fowie auf Ablöfungs-Rapitalien, welche in bie Hypothekenbür 
„gen find und beren Zinfen findet das gegenwärtige Geje 
„wendung.“ 

Dagegen im $. 55. bie Worte vor: „ſowie auf Binfen“ bie 
des Alinea follen fortfallen. 

Er gründete ſich auf die Erwägung, daß, wenn einmal das Kar 
gen, dadurch ein neues Schulbverhältniß begründet, alfo ein neuer F 
erridhten fei, die Löfung des Verhältniffes vollftändig bewirkt, und 
gung in das Hypothefenbuch gefihert fei, deſen Glauben man nic 
dürfe. In folden Fällen würde nad dem Gefege Iebiglich der Zufall 
f&yeiden, ob der Sculbner bisher Mittel gefunden Hate, bie Schr 
ober nicht, und bie Belafeten der legteren Kathegorie ohne allen ir 
bevorzugen. 

Da auf) für den Fall der Billigung des Antrages dem Berecht 
fugniß der Provofation auf die Rentenbanf zuſtehen würde, fo wi 
file Erfolg des Antrages in einer wefentlihen Erfhmwerung des Ber 
Belafteten nicht beftehen. . 

Dem wurde jeboch entgegnet, daß eben nicht in der, das rechtli 
micht ändernden @intragung in das Opbothefenbudh, fondern Irbiglid, 
barfeit und in den übrigen, $. 53. und 55. angegebenen Momenten t 
die Merkmale für die Entfheibung der Frage lügen, ob eine Berabr: 
wirtlie Ginriumung von beflimmten DVertragerehten, ober nur die 
eines ohnehin beflchenden gefeglichen Rechts vorliege. 

Der Antrag wurde verworfen, 
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ı fernerer Antra dagegen 

Alin. 2. bes 9. 5 Binter dem Worte: „Ablöfungsfag“ einzuſchal⸗ 
h m: „uud nah Maaßgabe fpeziell ermittelter Entf ddigungss 
ente“ 

ngenommen 

Felbe Majorität entfchied fi N die Annahme des fo verbefferten 6. 52, 
Reblt ihn der Kammer zur gan a, 


u $. 
um beſſern Ausdrud der wire, bes z. beſchloſſen, die Worte „auch“ und 
alt” zu freien und Hinter: „Berehtigter* einzuſchalien: „wenn 
ir unter gewif en Borausfegungen eingeräumt.“ 

a fo wurde einflimmig befchloflen, inter das Wort: „Geſetzes“ einzus 
„mit Ausnahme der $$. 91 ., 92%, 93." weil, wie au er 
mmiflarius befätigt, es nicht Abfidht der Regierung fein konnte, biefe Br 

ven bier. außer Anwendung zu laffen. 
; diefen Aenderungen wird Fi .. aut Annahme empfohlen. 


' zu erinnern. 


Zu $. 55. 
deutlicherem Ausbrude ber ao bes $. beſchloſſen, Hinter „welde“ die 
ſelbſtſtaͤndig bis „Entſchaͤdigungsrente“ zu freien und zu fagen 
‚im Wege eines, nicht auf Srund einer fpeziellen Rentenermittelung 
—2 — —— und ohne Zugrundlegung des damaligen gefegligen 
atzes,“ 
n ber letzten Zeile bee erften Alineas Hinter „Oeſeth“ einzufalten: „mit 
hme der 88. 91., 92., 93.“ 
ß legte Alinea ſoll na dem von ber Kommiffion gefaßten Beſchluſſe einen 
56. Bilden und folgende Aenderung erhalten: 
Bat be Worte: „diefem Balle“ zu fagen: den Fällen ber $$. 53, 
‚Yinea 2., im Sinne ber gleihen, im $. 65., aber nicht präcis, ausge⸗ 
Ubſicht der II. Kammer dem $. 56. uaufügen: 

„de Veberweifung an bie Rentenbant fann jedo& von ber Behörde inſoweit 
—F werden, als die y übernehmenden Renten oder Zinjen 3 bes 
$. 63. zu ermittelnden Reinertrags des Grundſtücks überfteigen. “ 

' dieſer Faſſung wird ber $. zur Annahme empfohlen. 


# Plenum der I. Kammer trat dem Antrage ver Kommiffion 
bei.) (Stenogr. Ber. ber I. 8. pro 1848 Br. 5. ©. 2528-2530). 





N) Abgelehnt wurden folgende (zu den 88. 5055. geftellte) Berbeff.s 
Des Abgeordn. v. Bethmann⸗ vollwes u. Gen. (Drudf. Nr. 535. 


8. 8. und 52. folgenden Zufaß zu mad 

infofern dieſelben nicht fehon durch Bertrag , BG ober richterlihe Ent⸗ 
ſcheidung unter ausbrüdlidher ober —— — undelegung der da⸗ 
maligen Geſetzgebung unter den Interefienten te htegũ tig feſtgeſetzt iſt. 
Des Abgeordn Bornemann (Drudf. Nr. 540 

ber Ss. 52—55. des Gefeh: Entwurfs bie “ oöehenben Beftimmungen an: 


men 
“u. IR bei Geldrenten bas Kapital, durch welches fle Tünftig „aögerst 
‚miperden können, ober der —— der Kapitaliſfirung du 
ober Erfenntnig im Boraus feftgefeßt worben, fo hat es bei diefen 
"Seffegungn lediglich fein Bewenden, und finden auf folde Bälle die 
Beſtimmungen des gegenwärtigen Bejehes, mit Ausnahme er 88. 91. 
„bis 93,, Feine Anwendung. 
„Daffelbe gilt von den vorbebungenen Binfen ber durch, Vertrag 
„oder Erkenntniß feftgefehten Abloͤſungs⸗Kapitalien, ohne —8 
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Die 66. 52. bis 56. haben, wie Frey mit Necht bemerkt (f. deſ⸗ 
ki. Erläut. ©. 75. ff), deshalb zu Zweifeln Veranlaffung gegeben, 
re Faſſung nicht für eine gelungene zu erachten ifl. Sie gehören 
6 nicht in ven Titel VII. res Geſetzes, welcher nur tie 66. 50, und 





it gewagt und den Recdhtsgrundjügen wiberfprechend iſt es aber, wenn bar: 
die Beteutungslofigkeit einzelner Verträge debuzirt wird. Zufolge $. 74. 
. 1. A. 2. R. fol jede Willenserklärung fo gedeutet werden, daß fie 
ohne alle Wirkung bleibt, Hier wird grade umgekehrt aus einer allges 
m Bräjumtion die klare Willenserklärung in den einzelnen Verträgen fo 
tet, daß fie alle Kraft und Wirkung verliert. Dies widerſpricht der ange: 
en gefeßlichen Beltimmung und den fonfligen Auslegungsregeln. Dennoch 
jede Willenserklärung, in welcher der Ablöfungsfag oder das Ablöfunge: 
tal — in Uebereinfiimmung mit den bisherigen gejeplichen Vorfchriften oder 
ichend von denfelben, auf Veranlaſſung der Behörde oder auf Antrag ber 
heien — feitgeftellt werden, als die wahre und ernite Willensmeinung der 
ren aufgefaßt und gefhüßt werden, und zwar um fo mehr, weil zwilchen 
m Willenserflärungen und benjenigen, in welchen der Ablöfung gar nicht 
ht wird, noch ein weientlicher Unterſchied ſtattfindet. Durch eine Willens: 
mng eriter Art wird nämlich, wenn fie auch feine Novation enthält, das 
fungsgeſchaͤft, fo weit es die Geſetzgebung intereffirt, dergeſtalt vollendet, 
es zu tiefem Behuf Feines neuen Bertrages bedarf. Die Rattgefunbene 
ung des Geſchaͤfts Tann daher durch ein fpäteres Geſetz nicht wieber rudgängig 
werben. Für biejenigen Landestheile, in denen die AblöfungssOrbn. v. 
1829 und 18. Juni und 4. Juli 1840 gelten, iſt noch ein anderer 
zu berüdfitigen, welcher bie Anwendung ber allgemeinen Präfumtion 
Re einzelnen Verträge unzuläffig erfcheinen läßt. Nach diefen Verorbnuns 
| nämlich der Berechtigte für gewiſſe Ablöfungsgegenflände Landabfin⸗ 
eder Kapital verlangen und braucht fich eine Rente nicht aufbringen zu 
. Wenn fi) der Berechtigte nun dennoch, in Berüdfichtigung der Ber; 
des Berpflihteten, mit einer nach dem Zinsfuß von 4 pGt. beredineten 
ügt und danach auch den Ablöfungsfaß oder das Ablöfıngs:Kapital 
‚ To Läßt ſich fiherlih nit vermuthen, dag er lediglich auf die ge: 
Men Borichriften, von denen er bereits abgewichen iſt, habe Bezug nehmen, 
t vielmehr das Kapital habe ſichern wollen. Aehnliche Umſtaͤnde kom⸗ 
bei Gemeinheitstheilungen, fo wie in den Landestheilen in Betracht, 
die Abloͤſ. O. v. 7. Juni 1821 gilt. Rechtsgrundſätztzlich 
en baher die Bälle des $. 52. den Fällen der $$. 53—55. 

aus gleihgeftellt werden. 
wie Kom. hat noch auf adminikulivende Gründe Bezug genommen, daß 
die Auflöfung des DVerhältniffes zwifchen dem Berechtigten und Ver: 
ein Alt der politiihen Nothwendigfeit fei, daraus aber die Ermaͤßi⸗ 
k des Ablöfungsfapes oder Kapitals mit Nothwendigkeit folge; dag das 
Intereſſe des Berechtigten dies verlange; daß wenn man an den Budh- 
n der Rezefle ſtarr relpalte der Zufall der Faſſung zwifchen zwei Nach⸗ 
entfcheiden würbe. e biefe Argumente beweifen inbeffen zu viel und 
nichts. Denn fie können — abgefehen davon, daß das Recht ans Ber: 
B durg dergl. Argumente nicht alterirt werden darf — mit demſelben 
le. den Fällen der $$. 53—55. namentlih des $. 55 , in welchem von 
Kündigungsbefugnig des Berechtigten nicht die Rebe if, entgegengeßeitt 
m (cf. ein Beifpiel in den flenogr. Ber. der II. K. ©. 1451). Was aber 
dere das eigene Interefie des Berechtigten betrifft, fo ift baffelde durch 

J. 6. des Abaͤnderungsvorſchlags gewahrt. 

Bum Schluß. Enweder muß man, der politifchen Nothwendigfeit nad: 
ib, alle Berträge ignoriren, oder auch die unter den $. 52. fallenden Ber: 


ten. 
Der Abgeoron. v. u. 3. Mühlen und v. Zander (Drudf. Nr. 546.): 
. 52. Hinter den Worten: 

‚gu vier Prozent im Voraus feſtgeſtellt iſt“, — 
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‚Ätte alten fen; wogegen die $$. 52. Bis 56, | 

eek * — da — nicht die Weit] 
Vepsetyen betreffen, fondern die —— b 
die Abfindung des Berechtigten: Aus diefer fehlerbt 
erffärt ſich die (biswellen fogar ——— vielfache Be; 
$$. 53., 54, 55., 56, 65., 91, 92. und 93. auf einander 
SE län a Mi ; ng 6 

ur * uffaffung des Tegteren ven (am. 
leitende Säge au m 


den 6 | einzufchalten: 
bie lat bereits getrennt dom 
ber im Hypothefenbuche — find. 


F 5 vH * Rede if, find befon 
v um ber früheren Sinterfaffen 
a ten u. |. w. in einer gemiffe 
‚b ton Verbande landen, fehr hä 
te derfelben Welſe wie Hypothel 
'n die andere gehen, 
ad ganzen Gefel — Kal 
5 huds aufredt 
et im $. 52. — — 
ebirt vorden auf feinen N 
em, fo muß eifioenbig dei 
m werben, unb fünn ber $. 


gezogen wurde * (nahen) Antrag des 
v. Döndof (Drudf. Pr. 539. ad 
„au befhlicßen: 

„daß die in $$. 50—52. erwähnten Renten und feiten Geld-O 

„weife feiner andern Ablöfung unterworfen werben, als de 

für fie durch die betreffenden Nezefie oder fonftigen bieheri 

„lichen Beftimmungen feftgefellt ie 

Gründe. 

„Es iR wahrſcheinlich, dap die Betheiligten, namentlid) in Sa 
„Beftphalen meiltene freiwillig fid einigen werden, durch © 
„Rentenbanfen ihre bisherigen Berhältmifle zu löfen. ebenfalls 
mbiefe Weife fein Zwang geübt und das Recht gewährt. 

„Die Agrar-Öefepgebung von 1814 hatte ihre Beredtigung t 
„harum handelte, Berhältniffe zu regeln, die aus der Zeit der Unfre 
„XHeils der ländlichen Bevölterung herrührten. Diefe Beredtig 
heute zu_ einer zwangsmeifen Nenderung folder Geld-Mbgab 
—— fehlen, weiche eben in Gemäpheit der Agrar» Gefepget 
„SIT durch die Organe der Regierung — und fiher nicht ; 
—— gten dbereug normirt worden find 

„Diefe Renten wurben dur die gefeglihen Ablsſungs- un 
„Behörden ausbrüdlih als unveränderliche und zum 25fad 
„lösbaren feftgelellt und demnaͤchſt in diefer Qualität als Aegı 
„in ben Hyvothefenbüchern abgeſchriebene Grundeigenthum eingı 
m®läubigern verpfändet. 

„Nunmehr aus Nüplicfeitspründen biefe durch die neue 
„selöR getroffenen Anordnung wiederum zwangsweile löfen un 
„würde bie Mechtsbegriffe im Volke doch zu fehr ſchwächen un! 
„der Jahireichnen Kaffe der Lanbbewohner — der Befiplojen — 
„Xufforberung fein, den Verfud; zu maden — gleich wie bie ! 
„in Scählefien und einigen andern Sandestheilen Durch hefe dwidrie 
„der Rentenzahlung — fi) durch Geſetzwidrigkeiten Vortheile 
nberer zu verfhaffen.“ 

(Vergl. die Nenoge. Ber, ver 1, K. pro SAL Bd. 5. ©. 252 
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) Die $$. 52. bis 55. Handeln ausfchlieglic von Ablöfungsrenten, zefp. 

ı nom Rblöfungss Kapitalien alſo von ſolchen Weltpräfationen, über 

Wblöfung bereits vertragsmäßige Beflimmungen vorhanden find. 

Bo fm Yaeıehe ansdrüdliche Befimmungen fehlen, da liegt es chen im 

8, daß tie gefeplichen gelten follen.) " . 

> ie unteriheipen bie eigentlichen @blbfungsrenten, beren Kündigung 

berechtigten gefeblich nicht zufand, von den @emeinheitstheilungs:- 

m —8 der Berechtigte nach 8. 75. der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821. 

m Tann, 

1 Wür jede Art diefer Renten ober Binfen wird ſpeciell entweber bie volle 

e bedingte Abldsbarfeit vorgeichrieben. 

te Wirkung ber vollen Abidsbarkeit befiimmen die 88. 64., 94. und 95. 

ſdſ. und der G 9. des Bentenbanf Gef. 

te bedingte Mbläsbarfeit aber beſteht darin: 

daß die Ablöfung durch Vermirtelung der Mentenbanf nur von dem Bes 
rechtigten erlangt werben darf; . 

daß, wenn ber Berechtigte fie verlangt, der Verpflichtete ſich darauf eins 

Taflen, oder die Abfindung madı dem ertrage fefort bemirfen muß; 
--(Rach der Faſſung des $. 56. kann indeß für zmeifelhaft angefehen wer⸗ 

wen, ob ber Berpflichtete bloß zwiſchen dem Ablbſ. Modus zw wählen 

Yat, oder ob er auch bie im Kontakte beſtimmte Friſt aufrecht zu erhalten 
verlangen fann; . . 

daß vie Rentenbank tie Rente nur in foweit zu übernehmen verbflichtet 

1 ale fie desonadh 8. 63. zu ermittelnden Reinertrages nicht Über: 

| 





t. 

Möfuptnte, welche unter den $. 52. fallen, haben bie volle, welche 
#8. 53. mb 55. fallen, haben nur die bedingte Mbldsbarfeit. 
jeiuheitetheittingsrenten, auf deren Kündigung der Berechtigte under 

richtet Hat, Haben die volle Ablösbarfeit; wenn aber auf daß gefegliche 

tomtdst‘ werzichtet, oder nur unter gewiflen Betingungen verzichtet 

Ih üben mr die bedingte Mblösbarfeit zu. 

Zu $$. 52., 53. und 55. 

‚ Anmendbatkeit.ded Abloſ. Gef. v. 2. März 1850 auf die Zin- 
her Durch, Vergleich feſtgeſetzten Ablöfungs- Kapitals iſt erfor. 

nicht. nur die Berthörrmittelung der abgelöften Reiftungen fpe= 

it, fondern es: muß auch das Abldfungsd- Kapital diefer Werihs⸗ 
nz entforedhen. . 

elsfungs-Rapktat dagegen zwar mit Bezug auf eine boranges 

Serechnung Aber doh in Baufh und Bogen, vergleichäweife 
worten, fo finvet auf die Binfen deſſelben ter $. 52. a. a. O. 

endung.) 
men, von. dem, Reviſions-Kollegium für Landes-KRul» 

‚ben. unterm 16, Dec, 1852, indem .in folhen Bälen, wo der 

warımit Räckſicht auf die Abfindungéberechnung und .ein 

es Gutachten)’ jedoch in Pauſch und Bogen, abgefchloffen 

Abfindungs-Rapital, ohne vorangegangene Ermittelung her 














Die m. 52. des MEI. Gef. befindlichen Worte: „und nach Maape 
fpeyielt ermittelter Ontihädignngerente* fehen biefer Anficht 
zur Seife," Cie find In dem $. er auf den Borfelag der Kcmmifkon 
5 aufgenommen worben (f; eben sub I. die Qutfiehungegefettte der 98, 
Gin befonderer Prund dafür in weder in bem Berichte dieſer Kom⸗ 
gegeben, noch in deu Kammern zur Sprache gebracht worden. Uns 
ı foß diefer Zuſad aber dazu dienen, den Begenfag zu den im $. 55. 
:Binfen folder Mblöfungs» Kapitalien fcharf hervorzuheben, welde im 
6, nicht auf Grund einer fpeziellen Werthsermittelung gefchloflenen Bas 
‚xtragemäßig fegeRellt worden find. (Bergl. auch Schuhmann'e Er 
2) - . 
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51. Hätte alten fen; mogegen die 66. 52. bis 56. Inte 
oder x lehnen * len, da fe nicht die Feſt ſellu 
Iabreswerthes betreffen, fondern die Abldebarkelt, 

vie Abfindung des Berechtigten. Aus diefer 

erklärt ſich die (bisweilen fogar unrichtige) vielf Bezugna 
$$. 53., 54., 55., 56, 65., 91, 92. und 93. auf elmander, iu 
Sinn verdunfelt. 


: —— — Aufſaſſung des Iepteren ſtellt Frey (a. m. ©.) 


— N tr \ uteherrlichen Rechte einem | 
F ie J jetrennt vom errl einem 
zer im —* uche wat ieben find,“ 
ründe, 
* in im © 52, bie Rede if, find befonbers 


1 — Sinterffen au 
. m. 


nu, fen & 

m Verbande ftanden, fei 

w erfelben Weife wie Hypi 8 
— in de andere gem. 

di, 1zen Gefeggebung durchgreifender 

bei 8 aufreht erhalten werben mil 


52. bi ‚ben worden, na 
4 * ee a a nen 
‚ fo muß noffwen er 
—— * der 5 


- „ügezögen wurde der (nachſtehende) Antrag des 
v. Dönhof (Drudf. Nr. 539. ad 2.): ” F 
„au befliegen: 

„daß bie in SS. 50-52. erwähnten Renten und feiten Geld-Abgehe 

„weiße feiner andern Ablöfung unterworfen werben, als berjenig 

„für fie durch die betreffenden Rezeſſe oder fonftigen bisherigen $ 

„lichen Beftimmungen fefigeftellt it.“ 

s iR wehtſcheinuch eigene Kid in Se (ia 

„&s it wahrſcheinlich, daß die Vetheiligten, namentlich in Scht 
„Beflphalen meiftens freiwillig fi einigen werben, durd) Berdl 
„Rentenbanken ihre bisherigen Verhältniffe zu löſen. Jedenfalls wid 
„biefe Weife fein Zwang geübt und das Recht gewährt. 

„Die Agrar-Öefepgebung von 1S11 hatte ihre Berechtigung darig,! 
„darum handelte, Verhältniffe zu vegeln, bie aus der Zeit der Unfreifeith 
Theile der länblicen Bevölkerung herrührten. Diefe Beredptigung # 
„heute zu einer zwangsmeifen Nenderung folder Geld-Abgabın m 
— fehlen, weldhe eben in Gemaßheit der Agrar Gefepgebung I 
„1SLL durch die Organe der Regierung — und fiher nicht zum & 
„Rentenberedhtigten — bereits normirt worden find 

nDiefe Renten wurden durch bie gefeglihen Ablöfungs: und Ba 
„Behörden ausdrüdlih als unveränderliche und zum 25fachen 8 
„Lösbaren fegetellt und demnächft in diefer Qualität als Nequivale 
„in. den Hyvothefenbücyern ahgeichriebene Grundeigenthum  eingetraget 
4 Bläubigern verpfändet. 

„Nunmehr aus Nüpliteitsgründen diefe durch bie neuere & 
„seldft getroffenen Anordnung wiederum zwangeweife Töfen und änet 
„würde die Rechtsbegriffe im Volte dod zu fehr ſchwächen und vet 
der zahlreihiten laffe der Landbewohner — der Befiglofen — e 
„Hufforderung fein, den Verfuch zu machen — glei wie bie Rı 
„in Schlefien und einigen andern Landestheilen durch gefepmibrige 
ber Mentenzahlung — fih durch Gefegwibrigfeiten MWortheile as — 
„derer zu verſchaffen.“ Pr 

(Bergl, die Nenoge. Der, der 1, K. ro ARAL DR. 5. S. 30-1 
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ie.8$. 52.,bis haadeln auoſchließlich von Mbldfungsremten, ref. 
= ehnaseRaplietier alfa ‚am folchen Welcyräßalionen, über 
bereits 6 fimmungeh vorhanden ſind. 
jejeffe ansdrüdlitbe en —** ſeblen, va liegt * aeu 
Br: aefeplichen gelten fellen:) ” 
Fe unterfcheiben die eigentlichen Bel Munhsrenten, bern — 
Ztigten geſedlich nicht —5 den Gemeinheitstheife: 
— ber Serechigtt nach 8. der Gew. Th. O. v. 7. Int 1 1 


Art viefer Renten ein Binfen n darn entww⸗ de eite 

nf — vorgefchrie ve ‚ 

Wirkung der söllen. —æe— 

s und der 8. 9. de0 Bentenbank.Bef. - . 

—X — — Aviictorta aber befcht ya 

j de Mblöfung varc — der —2 ame won dem Pr 

biigten ——æ— werden darf; 2. 

3, wenn ver Berechtigte fie. yerfangt: der Berfiaien ſich —— eine 

——— 

im nt hang en were 

ub a hanıe bloß geiſchen. denk 9 us m wählen 

PER audi: die,tm. Kontrakte a —— 


A 

——— die Rente mu ih ſoneit u Übernehmen veroflichtet 

a Br dee bel * 8: 30 erwitlelnden Seinerienges nicht über: 

ie den & 52. hen eigen ide 

u ln, Ba Hr ehe 

cn 1, auf deren -Rürtig —8 det Ben au 

—** = Kt nos ——— SEN * —* Ku 
it nur unter 17 

Pi nie Vie lbehlugte abtösbarfeit = * " - 

Bu 58. 5%., 53, und 55. 

Anwendbarkeit des AStöf. Gef. v. 2. Mätz 1950 Auf die Bin: 
er durch Bergleich, fejlgefebten Aslöfungs= Kapktala AR. erfgre 
ſcht nur die Werthöerinittelung der abgelöften le Beer 

in fondern es muß auch das Ablöfunge-Raptal dlefen: 

entfprechen. 
—EX dagegen zwar mit Bezug auf eine. vorang · 
hung, „aber doch im Beufh und Bögen, % 
„worten, {6 findet auf die ‚Zinfen. deſſelben der‘. $; ua 

ung.) 
umen bon. dem ‚Nevifiong> Kollegium für 2a — 
sen. unterm 46, Der, 4852, indem in. ſolchen :SAllen, wo, bes 
mit Nüdficht auf "die Abfindungsberechnwng: und ;ein 
* Gutachten). jedoch in Baufch und Bogen, .abgefhloffen 
* Br ohne vorangegangene ar, de 
x 
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ESeite anf I Berfchlag ber! 

—— worden (ſFa oben ⸗ub J. die Gute) o der a 
befnmderer Brund tafür in wede ih, dem- te; biefer, Roms 
‚noch: in dem. Kammern ‚zur Eraie gebracht werben, = 

#8 Viefee Bufap, aber dayn Yard den: Begenfag-zu.den im 
infen folcher Ka a jervorgul —* J 8* 

Srund einer fpı en jermittglung: gelal: men 
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A. unger find. eren 
gaben Fe Die Woransbefimmung der Tünfigen Rnplnlikrnie 
feßung des Mblöf.rKapitals felbft mach dem bisherigen gefeplichen Ma 
yon 4 pCt. in den Regefien, if nicht, fowcht als Gegenfland des 8ı 
fondern als hiflorifcher Vermerk refp. als eine amtliche rt | 

0) 





ten. Die Heiligkeit der Verträge foll gewahrt werben; als wirli 
teagsmäßige Befimmungen der Rezefie gelten aber nur Miejenigen, 
den gefeslichen Regeln abweichen, und dahin gehören die Fälle, 
Frift zur Zahlung des Kapitals feftgefegt, ober eine Befuguiß zur 
nach dem Ablöfungägel. beftimnıteu Nente oder des Kapitals dem Bm 
vorbehalten oder bei Nentelipulatienen ein anderer als der 33 








Nolöfungsfag der Kapitalien zu 4 pCt. im Voraus feftgefcht if, oder, 
fen von fipulitten Ablöfungs-Kapitalien ein anderer als biefer 
Abtöfungsfap zur Anwendung gekommen, cder endlich ein Ablöfunge: 
einen Vergleich in Panfc und Bogen fegeftellt werden if. ch. Bed 
AgrarsKom, aus beiden Kammern (Nr. 260. der IE.R. ©, 46-48, Me) 
1.8. ©. 11-13.) Schubmann Griäut. ı. ©. 60, 61, 62 — Wulden 
70.— Nirgend iR Gewicht darauf gelegt, ob tie Feifekung ber. Nemte 
cieller Örmittelung oder Vergleich beruht, und.es Fonnte vier H 
gefcheben, da es fidh nur um die Ablöfung ber einmal feiftehendeh 
durch Kapital handelte, und es nur darauf anfam, ob in Bezug anf til 
löfung von den gefeglichen abweichente refp. vertragsmäßige Beil 
vorhanden feien, — Die Vorausfegung, daß die Rente mur mit 
den damals nefeglichen Ablöfungsfag fengeficllt werden fei, fand dab 
Geltung (ef. Schuhmann ©. 60, 61. a. a. D.); und es fann veshalhal 
tarauf anfommen, daß diefer Fall hier vorliegt. . 
Nur auf Binfen folder AblöfungssKapitalten, welche im 
nicht auf Graud einer peciellen Werthsermirtelung gefchloffenen 
ohne Bugrundlegung des damals gefeplichen Ablöfungsfages vertra 
eilt’ worden int, findet nach $. 05. des Gef. v. 2. März 1850, tiefet 
Anwendung; ımd bie Motive des Gef. geben feine Bcranfaffung, irfe 
auc auf die Kapitalifirung ven vergleicheweife fefigeftellten Reatt 
behnen, für welche der bisher geieylichhe Ablölungsfag der Kapiı 







Gef. ©. 2. März 1850, betr. die Abldf. sc, (66. 52—-56.). 499 


md beftimmi if. (Zeitſchr. des Rerif. Kolleg. Br. 6. ©. 84. F. und BräL 
ı befielben S. 50. Ar. 31.) 


) Abldfungsrenten binfichtlich welcher tem Berechtigten eine Kuͤndi⸗ 
Wbefugniß eingeräumt worden ift, find nur in dem Balle von der An⸗ 
ung tes Ablöfungsfapes ter SG. 64. und 65. des Abläf. Gef. v. 2. 
1850 audgefchloffen, wenn gleichzeitig ver Abldfungsfap (oder 
6ldfungs-Kapital) in Rezeſſe im Voraus beſtimmt if. IR gar 
A6Tdfungsfag im Voraus beitimmt, fo find ſolche Abldfungsren- 
en feſten Geldabgaben ($. 50.) gleichgeftellt. 
50 erfannt von dem MNevifiond- Kollegium für Landes-Kuls 
Sachen untem 6. Ian. 1353. 


He Gründe ter Entfcheitung bemerken: 


ke beruht auf einer unrichtigen Anficht, wenn angenemmen wird, daß durch 
loßen Borbehalt eines Küntigungsrechtes zu Gunſten des Berechtigten bei 
an Gtelle früherer Geld: oder Natural:Abgaben rezegmäßig geiretenen Geld⸗ 
die Anwentbarfeit res Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850. ansgefchloffen ſei. 
L- 52. befimmt allgemein, daß auch diejenigen Reuten, bei denen das Kapi⸗ 
ch welches fie künftig abgelöf werten fünnen, nad, dem bisherigen gefehs 
Ubloͤſungsſahe im Boraus feigefellt iR, als fee Abgaben nach ihrem 
Kbetrage in Rechnung kommen fellen. Hiervon macht der $. 53. eine Auss 
p befien Vorſchrift in unmittelbarer Perbiabung mit dem vorangehenden 
52 und dies durch die Bezugnahme auf den Leptern: „in den Fällen 





52.” deutlich austrüdt, mithin vweorausfeht, daß das Wbldiungs: Kapital 
fü nftige abiöfungeiap nach dem bisherigen gefehlichen Gage im 
' worden. u 
ge; auter dieſer Verausſehzung foll der $. 52. Feine Anwendung finden, 
:Räudigungsbefugnig dem Berechtigten, wenn auch nur unter gewiſſen 
Bhangen, eingeräumt if, Ründkarleit der Rente von Seiten tes. Brrechs 
‚einem im Boraus beſtimmten Ablöſungsſatze, find danach die Regniflte 
8. Jeder etwanige Zweifel hierüber wird dadurch befeitigt, daß tae Ges 
at, daß es in tiefem Falle bei dem vertragsmäßig fefgefegten 
faße (— bei diefen Feſtſetzungen —) lediglich das Bemenden bes 
To Wenn aber der Resch gar feinen Ablöinngefag feſtſtellt, welcher 
ten werben fönnte, fo fehlt es auch an jedem zureichenden Gruuke 
Bunahme, daß die Bartheien den früher gefeplichen Ablöfungsfap zu einem 
sen haben machen wollen. 
1 hrigfeit dieſer Anficht erhaͤlt noch ihre beſondere Beſtaͤtigung in ber 
daß, wie die befannten Motive der Negierung und der Agrar-Koms 
"beider Kammern ergeben, tie gefebgebenden Gewalten tarüber Erin Yes 
behebt Haben, dag in ten Bällen, in welchen über die Höhe der Ablöfungss 
a Rezeſſen gar feine Beſtimmung enthalten, die Ablöfung der Rezeß⸗ 
sch Kapital als ein neues Nechtsgefkäft den zur Zeit feines Abfchluffes 
‚befindlichen Geſezen unterwerfen werben müflen. Nur für ſolche Fälle, 
m ausdrückliche Beflimmungen über die Höhe der Ahöfıngs:Rapis 
der Ablöfungefäge der Kapitalifirung der Renten in den Kejeſſen 
gegeben werden, hat man eine nähere Feſtſezung über die Anwend⸗ 
= Srundfages für nethwendig erachtet und diefe in den 6. 53. 50. 
" Die Beptern müflen taher in allen Fällen ansgefchleflen bfeiben, in 
Baerartige AbldfungdsRormen nicht im Voraus feſtgeſeht find. 
“Ginränmung einer Kündigungebefugnig für den Berechtigten in den bes 
up Bällen berechtigt diefen, einen Anfpruch auf den Abltfungsfap ver Ka: 
zu 4 pt. nur während der Eültigfeit der früheren Ablöfımgegelege 
Beenden Falls geltend zu machen; nachdem aber an Stelle der Letztern 
*, @ef. v. 2. März 1850 getreten, kommen deſſen Beftimmungen zur Ans 
mb nach dieſen, Inebefondere nach $$. 50. und 64. 1. c. iſt der Bers 
fügt, den in Rede fteheuten Geldbetrag durch Bezahlung des achtzehns 
es an den Berechtigten abzuloſen. (BZeitfchrift des Reviſ. Kolleg. 
5 ff. und Brij. Samml. deſſelb. S. 50. Nr. 32.) 


ſelben Grundfäge hat das Revifionb- Kollegium \n em 
32 * 

























vliefi 6 Meg 4850, d MA, ERDE A: 


J—— 
er daffelbe ausführt ara) 


— 5 Bee — ben 
ührt aan und 


ni er re ar — 
29 (9. ©. 1529, ©. ni die ii gan 


A: a Nah a 
= Kemer 
Fisher gi ——— — 

für aufge bene Reallaſten 5 erh! ati; Mi find, unbt 
au Tasten 


R — ee Geldte 
big madıt. — 
3— in jedem — * angemeffene Durchſchmitton 


en des Ti. — Abl A % Mär 1050, 15 
Ye Bi — ne 55 He 
0 "hl Yun Sun —— 
— 


—— eh —— 
ſbioſung * der ——— — — * 
Wenn aber Er iR * — die, weränber| — 
Li 
m * A in Folge einen be Ih vr 3 


35 —* — 6 dieſe Hanse dertemder ——— 


ae 
AR an (eh Brunn denne Nasen a ae) 
e el 
Mltnihe zu tigen. "is a Berselmifen au —— 
mung geirogen in den $$. 53. und 55. der Regier, Vorla 


Ken Wr ‚nicht „ von, al Ah, — mb 
in 2 


R nsruaaien 

ad 3. rörteen — — inbeh un blos die 

fugniß des Berechtigten, ſondern auch ber Hungefap 

fange: Ray Dim Bram im Regefle fehg rden 
dea 3 wen yu:tännen; ta don in 





TE 


rn — Ps nr —— Elena f 
Mjebung, De obufall der $. 92 m 





— ef. 0 2 


e.. —* Beil. ‚Er 


5.41 Mr. 6). 

"Ber elben An pe ft au ie 
— er wat Di 6 auch die Ven 

bes Ab er Kaplialiftsung zu 4 = x 4 


fallenten ARD IE A ber —— 
die Rentenbanken zu ignoriten fein —— 


ven —— male let 

mern ” 

RR ter hs —— 8 
. wo aiſo ige Ablof 

180 A N 

EN arena 


des $. 55. net, — — 
9. amd-92. ungenau gefaßt, da e& va ver] 
eine Borfchrift diefer beider $$., welche beſtimmt, 
so die Kündigung niemald länger ald 30 Jahre ausgei 











tarf, 
auf tie s 53. und 55. bezogen werden kann. 

6) Der zweite Sagtpeil des $. 55. — von ten Wort 
ih auf Zinfen sc.“ an — war, wie ſich aus der (oben m 
Entftehungsgefchichte veffelben ergiebt, in ver Regier. Borla; 
enthalten, ſondern ift erft von ter IL. Kammer (auf den Ber 
des Ubgeordn. v. GdrK) und demnaͤchſt aud (in prägiferer & 
der 1. Kammer befchloffen worden. Die Gründe tiefes Zı 
ben fi aus ven Kammerverhandlungen. 

a) Der Antragfleller, Abgeortn. v. Gdr&, bemerfte näml 
65. Sig. ver IT. K. v. 30. Nov. 1849): 

Die Fünfprogentigen Kapitalien biefer Art werten zwar durch $ 
ner urfpränglihen Baffung) ausgeihlofien jein, aber hinfihtlich der d 
bleibt dies zweifelhaft. Diefe müflen aber ebenfalls ausgeflofien ı 
bei ihnen werden webrr eine Rente, noch ein Ablöfungsfag, alfo gera 
lichen Handhaben des Geſetzes, angetroffen; vielmehr handelt es ſich h 
fa um durd eine Novation enttandene Schul:Rapitalien und | 
en und deren Ablöfunge:Rapitalien. (Sten. Ber. der I 


Daß aber von ver I. Kammer demnächft die Worte: „ 
eine, nicht anf Grund einer fpeziellen Werthser 
geſchloſſenen Vergleichs 1c." Hinzugefügt worden find, ii 
genommen werben muß, *) feinen Grund darin, um den CM 


4) Vergl. auch oben ©, AIL Vie Rote 1. zum Zuf. II. 4. 


plc hr 4850, beit. die Vulbſ. 16; (66. 32-56,>-: BORE 


— fpegiellen Werthsermittelung. und wen ohne 
An Bausch und Bogen — feftgefiehte n Binſen von . 
* ſchauf hervorzuheben. 
Inmenpbazfeit der-Beftimmungen der $$.:91., 92.-: und 9. au, 
Bälle det $«,55., welcher Zufag, erft von der. 1. Rammer auf den! 
Aaber Kommiſſion verfelen befäyloifen werden iſt, ‚Hat audgeſprochen 
— a vo YBelegenpeit wu Umgehung des Set ” befei⸗ 


RK M 4. 
.D. d. „7. ol 1821 und am. 8. der 
— 1950, bir. jr gänz. 


is Der $ 56; war, wie die Entſtehun chicht 

52 —56. ergieht, in dem jgien möge ni Be ie 
Berbeff.- Antrag des Abgeorbn. Ellwanger in das Geſeh aufge 
m worten. De ine leeuon € ergeben ſich aus ten betr. Erdr⸗ 
ia (in ber 65. Sig. der M Nov. 1849) des Antrag« 
und des Verichtserſtatiers — Ambronn) im Wefentlijen 
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— altatlon des Bir. Fo 
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terliegen, fondern (nach lin, 2, des $. nah 
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Ba a Min. 


Zum 5. 59, 

1. Der $. 5% welcher ſich bereits gleichlautend im $. 4. 
(durch den $. 1. Nr. 33. des Ablöf. Gef. v. 2. März on L) 
gehobenen) Ör. v. 19. Nov. 1849, betr. tie Feſtſtellung der bei 
ter Neallaften zu beachtenden Normalpreife und Normal-Marktor 
1849. ©. 413 ff.) findet, ift unverändert nach der Baffung dei 
Entw. angenommen worten. 

A. Die Motive ded Negier. Entw. bemerken dazu: 

Bon ter bier gunächft aufgefellten Megel, daß der Jahreswerth 
leiftungen des Berechtigten ebenfalls nach den vorhergehenden Befimn 
fes Abſchnitts zu ermitteln fei, mußten — wie es in bem zweiten € 
geſchehen it — diejenigen Gegenleiſtungen und Verpflichtungen au 
werden, deren Aufhebung den Verfchriften der GemsTheil.D. v. 7. . 
unterliegt, weil in tiefem Geſetze ganz andere Ablöfungsgrundfäge für 
Leitungen (3. ®. für Sernituten) und wenn deren Verwandlung ir 
gefchehen it, zugleich ein höherer Gap für tie Rapitalifirung einer fol 
als derjenige, welchen ber vorliegende Gefep-Gntwurf beftimmt, feftgeh 
eine Rompenfation des Jahreswerths dieſer Gegenleiftungen mit dem ' 
gen de& Verpflichteten unquläffig iR, und zu einer Beeinträchtigung dı 
würde, dem biefe Gegenleilungen gebühren. 


B. Die Komiffton ter I. Kammer beantragte, ohne wı 
tioirung, die unveränderte Annahme des $. 59., womit ſich 
num, ohne Diskuſſton, einverftanven erklärte. 2) (Stenogr. Ber. 
pro 1885. 3b. 3. ©. 1164.) 





1) Bergl. in Bo. 1. ©. 197. 
2) Der Berbeif,s Antrag des Abgeordn. v. KleiflsRepom C 
336. ad VIL): 


Gef. v. 2: März 1850, beit. die Abldf. xc., (66. 59-61). BAT 


©. Die Rommiffion ter I. Sammer trug gleihfalte auf unver» 
‚erte Amnahme Ted $. an, intem fie ſich ihrem Berichte dahin 
ah: | Ä 
Bun $..59. wurde auf Steeijung bes zweiten Satzes angetragen, weil eine 
tigfeit darin liege, bag die Gegenleiſtungen, welche nach der Gemeinheits⸗ 
sDrbuung abgefunden würden, einer andern Kapitalifirung unterworfen 
L.ald die unter die Abloͤſungs⸗Ordnung fallenden Leitungen. ber Verpflichteten, 
ri biefen, welche ſehr Häufig zu ſolchen Begenleiftungen verbunden feien, «in 
W Spfer auferlegt würbe. 
Be wurde Dagegen darauf hingewiefen, daß ſchon nach ber bisherigen Geſetz⸗ 
ag eine ſolche Kompenſation ungleichartiger, in einem ganz verfchiedenen Vers 
r zu behandelnder Forderungen unzuläffig geweien ei. Dort fei häufig Lands 
ME ober eine fünbbare Getreiderente bie Entf äbigung. während hier Kapital 
„eine bisher nur einfeitig kündbare Rente mindeſtens die Megel feien. - Die 
BB, 05 den Renten aus Gemeinheitstheilungen biefelben Vortheile wie den Ab: 
‚einzuräumen ſeien, gehöre einmal nicht hierher, fondern in das Geſet 
Vemeinheitetheilungs⸗Ordnung; ihre Brörterung führe aber auch vorwaltend 
astionalsöfonomifhe Gebiet, da politifche Gründe dort nicht in dem Maaße, 
, eine Anderung ber Geſetzgebung erforberten. 
Autrag wurbe verworfen und ber $. unverändert zur Annahme empfohlen. 


Be Kammer iſt dem Antrage ter Kommiſſion ohne Diokuſſton 
1.) 






(Stenogr. Ber. ter I. 8. pro 1833. Br. 5. ©. 2 | J 

1. Auch der Jahreswerth ſolcher Gegenleiſtungen des Berechtigten, 
zeitweife ruhen und zur Zeit der Ablöfung der Real— 
nicht verlangt werden fönnen, muß bei ter Auseinander⸗ 
ermittelt, und der Summe des ermittelten jährlichen‘ @elbwertbes 
leiſtungen binzugefegt, hiernaͤchſt aber mit diefer von der Summe 
Iten jährlichen Geldwerthes ver fämmtlichen abloösbaren Real⸗ 
Abzug gebracht werben. 

aommen von dem Nevifiond- Kollegium für Landes-Kul- 
Gen unterm 23. Sept. 1853, da fomohl ter 6. 95. des Abldſ. 
"März 1850, ald auch der $. 2. des Mühlen-Ablöf. Geſ. v. 11. 
 fofortige Ablöfung aller nicht als aufgehoben zu erachtenden 
.Meallaften nach den Brundfägen des Gef. v. 2. Mär, 1850 
„and daher auch die zur Belt ver Ablöfung ruhenden Begen- 
nach 68. 59. u. 60. a. a. O. hierbei beruckſichtigt werden müß« 
fie eriftent find. (Acta des Reviſ. Kolleg. und Zeitfchr. deſ⸗ 
7 4 


) 
Vergl: ven Zuſ. V. sub 2. Litt. B. zum 6. 6. (in Betreff ter 
eit der Gegenleiftungen für Schmiedearbeit (f. oben ©. 339 ff.) 
Suf. VII zum 6. 6. (f. oben ©. 349 ff.); desgl. tie Zuf. II. und 
6 6. 









Zu 8. 60. a. 6l. 


Die 88. 60. u. 61. find zwar bereits wörtlich gleichlautent in Tem 
er. Entw. enthalten; indeß fehlte in legterem der dritte (legte) 
des $. 60., welcher erft von ten Kammern hinzugefügt worden fl. 
. Die Motive des Regier. Entw. zu ten $6. 60. u. 61. Taus 

n: Ä 





> ven 2. Sat des S. 59. zu flreichen, 
I demfelben hinzuzufügen: 
„IR aber die Gegenleiſtung durch Vertrag ausdrüdlich ale Aequi⸗ 
„valent der Leitung Ripuliet, fo werben Leitung und Gegenlefftung mit 
„einander kompenfirt.” 
abgelehnt. (Stenogr. Ber, der 1. 8, Bd: 3. ©, 1464.). 








Geſ 9. 2: März 1850, betr. die Abldoſ. ıc., (66. 59-61). 807 


CE. Die Kommiffton ter I. Kanımer trug gleichfalls auf unver- 
Na Unnahme des $. an, intem ſie ſich in Ihrem Berichte dahin 


Zu $. 59. wurde auf Gtreihung bes zweiten Satzes angetragen, weil eine 
rerechtigkeit darin liege, daß bie Begenleiftungen, welche nach der Gemeinheits⸗ 
mas sÜrbuung abgefunden würden, einer andern Kapitalifirung unterworfen 
„als bie unter bie Abloſunge⸗Ordnung fallenden Leitungen der Verpflichteten, 
— welche ſehr Häufig zu ſolchen Gegenleiſtungen verbunden ſeien, ein 
9 Opfer auferlegt würde. 
As wurde bagegen barauf bingewiefen, baß ſchon nad ber bisherigen Geſetz⸗ 
Ing eine folge Kompenſation ungjeichartiger, in einem ganz verfchiedenen Ver⸗ 
zu behandelnder Forderungen unzulaſſig geweſen ſei. Dort ſei Häufig Lands 
BE ober eine kündbare Getreiderente die Entſchädigung, während hier Kapital 
‚eine bisher nur einfeitig fündbare Rente mindeſtens die Regel feien. Die 
e, ob den Renten aus Gemeinheitstheilungen biefelben Vortheile wie den Abs 
ten einzuräumen feten, gehöre einmal nicht hierher, fondern in das Geſetz 
WBemeinheitstheilungssOrbnung; ihre Erörterung führe aber auch vorwaltend 
nationalsöfonomifche Gebiet, da politiiche Sründe dort nicht in dem Maaße, 
„ eine Aenderung der Geſetzgebung erforderten. 
Autrag wurde verworfen und der $. unverändert zur Annahme empfohlen. 


Die I. Rammer tft dem Antrage ver Kommiffion ohne Diskuffton 
—F (Stenogr. Ber. der I. X. pro 1833. Br. 5. S. 2531.) 

Auch ter Jahreswerth folcher Begenleiftungen des Berechtigten, 
zeitweife ruhen und zur Zeit der Ablöfung der Real— 
nicht verlangt werden können, muß bei ver Auseinander⸗ 
ermittelt, und der Summe des ermittelten jährlichen Geldwerthes 
leiſtungen binzugefegt, hiernächſt aber mit diefer von ter Sumnte 
Iten jährlichen Geldwerthes ter fämntlichen ablosbaren Real⸗ 
Abzug gebracht werten. 
tommen von dem Hevifiond- Kollegium für Landes-Kul- 
üben unterm 23. Sept. 1853, da fomohl ter 5. 95. res Abldſ. 
März 1850, als auch ter $. 2. des Müplen-Abläf. Gef. v. 11. 
fofortige Ablöfung aller nicht als aufgehoben zu erachtenten 
Meallaften nach den Orundfägen des Gef. v. 2. März 1850 
‚und daher auch die zur Zeit ver Ablöfung ruhenden Gegen- 
nach 66. 59. u. 60. a. a. O. hierbei beruͤckſichtigt werden müß« 
fe eriftent find. (Acta des Reviſ. Kolleg. und Zeitfchr. deſ⸗ 


(1 .) 
Vergl. ven Zuf. V. sub 2. Litt. B. zum 6. 6. (in Betreff ter 
der Gegenleiftungen für Schmiedearbett (f. oben S. 339 ff.) 
auf. VN. zum $. 6. (f. oben ©. 349 ff.); deögl. die Zuf. II. und 
$ 6. 












Zu 88. 60. u. 6l. 


Die 66. 60. u. 61. find zwar bereits wörtlich gleichlautend in tem 
e. Entw. enthalten, indeß fehlte in letzterem der Dritte (letzte) 
tes 6. 60., welcher eıft von ten Kammern hinzugefügt worden ift. 
. Die Motive des Regier. Entw. zu ten $$. 60. u. 61. lau⸗ 





BD den 2. Sat bes $. 59. zu flreichen, 
D demfelben hinzuzufügen : 
„Sn aber die Gegenleiſtung burch Vertrag ausbrüdlich ale Nequis 
„valent der Leiſtung Ripulirt, 2 werben Leiflung und Begenleiftung mit 
„einander kompenfirt.” 
w abgelehnt. (Stenogr. Ber. der 1. 8. Mb. 3. ©, 1464.). 


N 


508: Ton %. ASLf. det Mealtaen; den Hegalrungen ..Gem, I 
* BE 


welchen die Abfindung bi 
















en m! d Gegenleiftungen ein 

ander Fompeni — amd angel 
ver anderen fon di 
den in dem te $. 61, a 


Weider Bei Dienfablfungen % — dr 
un, 13 
Sara ‚don böherem wie 


an ihr —— 

Mr ‚Ausna ge ur Wweifen —5 
fehrieben ift, in Im dem Bererht ® 1 

i u Ha qufteht, wider ne an Ne Born 


en “ BE 
alın 


A EM J 
——— ter I Kammer, 
ji Aufan im aß, ‚namnufägen, 


Der $. 60% —— den Berforte 
weiche die entſprechende Reli * haben. ‚aber in 
Rommiffion bemerkt worben, baß auf dem rechten Meinufer in. der 
Schntberechtigte als Gegenleiflung für den Zchnten bie Verbinptichteit 
bauung der Mirhe, oder eines Theis derjelben, des Pfarr: und Echlfau 
Die. Löfung diefes Berhältnifes bei Gelegenheit der Behntablöfung. eriche 
bringlicer, als bie Jehutberedtigung nicht nothwendig nit einem Grundit 
binden if und daher nach Ablöfimg des Zehnten durch Rapitalgahlung v 
briefe die betheiligte Gemeinde Gefahr Läuft, ihr Recht ju verlieren. 

Diefe Nücticht Hat den Zufag zum $. 6 bes Gefegentwurfes ‚note 
macht, welder dort beantragt worden it. 1) Für Bälle diefer Art Tann jel 
feine Kompenfation bes Werth der Leitung mit bem ber Gegenleiftung 
und wird daher hier die Mufnahme einer kejonderen Beflinmung entwehtt 
fag au $. 60. oder in einem neuen $. erforderlich. Die Agrar: Rommiik 
tragt daher eine folche in nachfichender Faffıng anzunehmen: 

„Wenn die Leiftung und Gegenleiftung nid zwifchen denſelben 

Statt findet, ſondern Letztere einer dritten Perſon zuſteht, mie dies 
einigen Landesıheilen bei der Verpflichtung des Ahern un 
kauung der Kirche, oder eines Theile derfelhen der Ball if, 
Komenfation ein, vielmehr wirb der Werth der Gegenleiftung IM 
terem unmittelbar Berechtigten gewaͤhet.“ 

Im Uebrigen fand die Kommiffion gegen die $$. 60. u. 61 
zu erinnern, 

Das Plenum trat dem Antrage ter Kommiffion, ohne Di 
bei. (Stenogr. Ber. ter I. R. pro 184}. Br. 3. 6. 11641465.) 

€. Die Kommiffion ter I. Kammer fand gegen beide $$ 











1) Disfer Zufag zum $. 6. beficht in der Einſchaltung ber Werke: 
„wenn Leptere nicht die Gegenleiſtung einer ablösbaren Realak | 
„welhem alle folde mit diefer abgelöft werben.“ 

Bergl. die Grläut, sub L ad Ban $. 6., C oben-©. 315—346, 
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en und ed erfolgte deren Annahme Seitens bes Plenums ohne 

. (Gtenogr. Ber. der I. 8. pro 1845, Br. 5. ©. 2551) 
TI Bui'$.'60. 

+ — —— für Landes⸗Kultur-Sachen 


£ (in dem nicht veröffentlichten Erk. v. 2. Sept. 1853) angenommen, daß, 

niit einem PtimordialeVertrage zwiſchen ver Gutsherrſchaft und_einem 

Mlenbeflger dem Tegteren beim erften Erwerbe der Stelle gegen Auflegung 

ber Abgaben bon der Gutsherrſchaft vie „Befreiung von allen 

lichen, aucy fonftigen herrſchaftlichen Abgaben und Dienften, jegigen 

ünftigen Auflagen, nicht minder Durchmärfchen und Ginquartitung“ 

fichert worden, diefe Vortheile durch die Ablöfung ver auf der Etelle 

imften der Gutähertfchaft haftenden Reallaften gar nicht berüßrt wer» 

andern daß dieſelben auch nach der Ablöfung nach wie vor fortbefte- 

leihen, und tap ihr Jahreswerth nicht von dem Jahreswerthe der 

öfenden Reallaſten in Abzug gebracht werten Fönne. Die Orünte 
feheidiing bemerfen; ‘ 

befimmen zwar bie 88. 59 und 60. tes Abiöf. Gef. v. 2. März 

Betreff der dem Verechtigten cbliegenden Gegenfeifungen: fndeß ale Ger 

mgen tm Sinne des gebadıten Geſehes Fönucu jene Vertheile nicht erachtet 

So wie nad $. 6. a. a. D. bie öffentlichen Laften, mit @infchluß ber 

delaften von der Ablöskarfeit nach den Beflimmungen des Gef. v. 2. Märy 

efehlofen. find, ‚fo fann audı die Verpflichtung des Verechtigten zur 

fing, für bie ngehdee Befrelung von Öffentlichen und Gemeintelaften 

nach den Örumbfägen bes Ablöf. Gef. v. 2. Maͤrz 1850. aufzuhes 

leiftung angelehen werben. Hiermit Alımmt auch tie Vorfchrift des 

$- 66;-0,,0. DO. überein. &8 fönnen baher tie Beflimmungen bes 

;ages, über, die zu Befreiungen bei ver Ablöfung ter auf biefer 

m Reallaften überhaupt nicht berüdfichtiget werden, vielmehr muß 

beiiper, überlaifen bleiben, die ihm in diefer Beziehung vertengemäßig 

eu, md, auch, nach, ber Ablöfung unverändert fortvauernden Rechte befens 

Die Sntsherrfcaft geltend zu maren. (Acta Brandenburg Lit. W. 


dritten (lehten) Sate des $. 60. 
Grund, aus welchem dieſer Sag von den Kammern dem $. 60. 
At worden iſt, ergiebt fich aus tem Berichte ter Kommiffion 
Kammer-(f. oben ©. 508.) und es bedarf daher eines anderwei⸗ 
m in dieſer Beziehung nicht. 
fl. den SchluftHeil des Alin. 2. tes 8. 6. des Ablöſ. Gef. v. 
fr; 1850 und die Grläut. zum $. 6. des Abldſ. Geſ. sub VI. B. 
S. 348 f) 

Auf Grund des ‚dritten Satzes tes $. 60. des Ablöf. Gef. v. 2. 
4850 umd mit Rückſicht auf die Vorfchriften ter $$. 102—104. der 
ehobenen) Abloſ. Ordn. v. 18. Juni 1840 für das Herzogthum © 
I (©. ©, 1840, ©. 156) hat das Ob. Trib. mittelft Plenarbe- 
2 9. 4. Ir 1850 angenommen, gap tie Kirche im Herzogthum 

alen berechtiget ift, rudſichtlich des ihr nach der Cienientinifhen 

ing vom: Jahre, 1715 guftehene Anfpruched an ten Zebntheren 
nahme an der Kirchenbaulaſt, nach Ablöfung tes Zehnten bie 
jellung des. Ablöfungs-Rapitald zu fordern. (Gntfgeid. Br. 19., ©. 
* Nr: 2219 und Euiſcheid., Bd. 20. ©. 59). 

WEN Zum $. 68. 

. AM) Die Abloſ. Ordn. v. 7. Juni 1821 beflimmte im $. 12.: 
= Behimmung bes Werthes der Dienfte ift die Vergütung, welche ber Bes 
zu. Dienfpfictigen in Natur cher in Gelbe zu geben verbunden war, 
— zu bringen. Soilte hierbei der Werth des Dienſies nietriger, ala tm 
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ort, e ‚bie, Griftenz, e 
ren. Rei HM Ha — Vermuthung, anzunehmen fe 
Ausnabmefall des Alin. 2. des $. 61. nicht vorliege. 

3) Aus dem Standpunkte der früheren Ablöſungs-Geſetz 
Betreff der in Rede ſtehenden Frage auf folgende Entſcheidi 
weiſen: 

a). Das Ob. Trib. hat folgende Grundſätze aufgeftellt: 

&) Der Dienfiberedhtigte Gutßhere ift (im den vormals 
phaͤlifchen, Oroßherzoglich Bergiſchen und Branzöf. hanfeatif 
theilen) nicht befugt, ſich durch Erlaß, oter, mas tem ganz 
Nichtforberung der Dieufte ter von ihm dafür zu leiftenten $ 
entziehen, wenn das Dienfiverhälmiß auf einem Vertrage 
in dem Falle anzunehmen ift, wenn ausgemittelt worben, ta 
leute im Interefje des berechtigten Gutes und zur Berwirtsfd) 





werfögefinde der Dominien“, und befimmte eben deshalb, dag 
bie Ablöfung feiner für die Dienfte der Drefchgärtner zu gewähren 
flungen nur für ein vollfommenes Acquivalent in Brod, Körn 
alfo chne die Befugnig zur Kempenſation des Mehen 
fehen felle, 

4) Die Oerichtshöfe haben in ter Regel in tem Bregefit 
gärhner und der fonfigen Bamilienfellen:Befiger mit ihrem Gutsher 
daß Leptere micht befugt find, die Hofebienite durch Tagelüßner zu 
ſelbſt nur neue Birthfebaftefgfeme zum Nachtheile der Grbtreicher nat 
einzuführen. Dabei iſt angenemmen werden, daß die fraglichen Di 
auf freien Verträgen beruben. 

Vergl. die in der Note 4. 
bes I. Sen. dis Ob. Trib. v. 
449—456. 









1. allegirten Pröjutifate u 
Gebr. 1849, im den Eniid- 


Mν 2, Mir 1850, betr. Din BEN 10, (62)... HRS 


angefeht den, da Unt ft. von dem Gute 
a Fo en, DB fe Pen des IL * —R v. 
— au j. Sauml. 38 Nr. 3 u: Nahrin- 
vormaligen Unterthanen "und, Vefiper. enfipflichtiger 
neda Ginnten Sanbesifeilen) koͤnnen in der Regel din Fe 
Gutes wicht zwingen, fich die Dienfle ne 
des üblichen Lohnes Koſt und Futtergebuͤhren —— leiſten 
ven auſägen zu andern es hängt, falls nicht befonbere 
ee Wahletes Berrdtigten ab, bie De ek * 
erechtigt e er 
u 0 Sl 168, 1a befen Fri], Boni —X 


z. Verhaltniß der ehntſchnitter und —— (im — 
erechtigt and verp Pride gegenfeitig. “Der Dienſtherr Fan dusch 
Dienfte der Vergütung ſich nicht entziehen. 


taãhner haben aber gegen —* Veränderung der Wi ſcwaſtoart 

ſptuchdrecht; auch tritt. durch eine ſolche richt eine 

* Vergütung von ſelbſt ein, ſondern, im Falle durch die Ver⸗ 

68 *. —— PA * 23 5 
u t en Na e en. des 
—X— Bi 18. r 49.) 

ß esifions-Koltes ium für 2. K. Sachen füht (in dem 

April 1846) aus, daB, nach ten Srumdfä en der früheren 

‚Sei Leiftungen und Verpflichtungen bb ienfl- oder ehnt⸗ 

ſche in keinem —— ne ge mit d r r 

ee en, du — *. e ⸗ 

a bu Heu, il a ei r beſ 





Zum 4. 62. 


w 6. 62. iR von den Kammern na dem Worſciah des Re» 
zw., lediglich mit der aus dem Betichte der Ko der I. 
Üellenven Umfellung ber Worte‘ „nad zwar in‘ der er 
und”, genehmiget worden: 


—— — — — —— — — 


* — ſtuͤtzt A auf. die Vorfchrifien ber ss 12. und 31. der 
7. Juni 1821. Au $. 128. der Abloſ. Ordn. v..13. Zumi 19, 
s "der abiöf. Orbn. v. 18. Sant A840, ves $. 106. der Abldſ. Orda 
1840. und der $$. * n. 3. des Se. v. 18. Jali n. 31. Okt. 1845,, 
in fehr grändlicher Erörterung aus, daß fich die angenommene Suters 
‚eife ans den Materialien (namentlich age ben Alten des Königl. 
es) beflätige. Zugleich wird (In einer Rachſchrift &. 4344 a. a. D.) 
daß mit den entwickelten Orundfägen 1 Immebiatberkhte des GSlaats⸗ 
6 v. 4. Nov. 1845. und des Min. des 4. Gent, 1846. 
‚ einverfanden erflärt haben, und 3 % Beiee Selen mittel Allerh. 
11. Oft. 1836. ber Antrag mehrerer (Pofenichen) Butebefper auf Erlaß 
wation ber 88. 12. und 31. der Ablöf. Orte. v. 7. Juni 1891. zus 


ige. (Sandes+ Ruftur Gefehgeb. Br. 2. S; 225 n. 313.) hatte in 
Ihm zedigirien) Entw. einer neuen Ablöf. Ordn. auf Grund diefer Er⸗ 
einen Bufas zum $. 12. der Mblöf. Ordn. v. 7. Juni 1821. dahin 


ine, foldhe Rompenfation findet jedoch nur bei Eeiſtungen und Gegen. 
Ratt, weiche in unmittelbarem Sufammenhange Reben und, bes 
nderd genommen, ſich gegenfeitig bebingen. “ 
. auch das R. des’ Min. des 3. v. 7. April 1823. bei Ye a. 
332-333. nad in Rode Raruscih, 3. Aufl. ©. 183- 


ltuoOeſch⸗· Ab. . 88 





Wei 2. Weürg 1850, bett. die Abltſ. ꝛc, ($. 62). 618 


. Tanmer trap dem Antrage der Kommiſſion bei. (Etinogr. Ber. 
18). Dt. 5.:©. 23551.) 

Die IL Amer * ſich ſchließlich mit der der L Ram 
— „de ofen —S Aenderung rinderſtanden erllari (Glenogr. 


Der 6. 62. fegt eine Ausnahme yon der Begı des 6. 61. feſt 
R derſelbe, daß für die im —8 vorauegeſetgten Faͤlle 
wenn die Derpflläteren, als Gegenleiſtung des Dienftbereditigten, 


n- dem legter 
ler nen einen gewiſſen —* an den eingeernbtrten Feldfruchten 
mitter⸗Verhaͤltniß), 
A einen ame . den zum Auedruſch gelommenen Beldfrüch- 


* ) ein Beiertar diefer- Gegenleiſtun en ten Dienſt⸗ 
y von ven Dienfiber en in der es in and ab im in gewiß. 
nd (eh vn von dem alle anderweitiger glulicher 

len anderen Fre geſchlich eintretende en in In Ben te 


— ded erthes, des Umfanges und der Lage ker 
Meigung  sefelst nach den, Vorfchriften der Gempinpeits- heit. 


Fi Beviagun ‚der Anwendbarkeit des $. 62. if — * se 
hg eines Antheild an der Erndte oder den zum Auspru —2 — 
Kfrächten die —— * für die Dienſte und — die 
geiſtung für ten qu. Antheil find. Es Iommt mithin der $. ® 
ſAnwendung, wenn ein Zehntbereditigter dem Behntpflichtigen 
Me zu leiften Hat. ae muß in jedem einzelnen Falle genau 
er werben, weldye Gegenleiflungen gerade für die Dienfte * 
ind. IR es zweifel eldaft, was 2eiftung und Gegenleiſtung HR, 
ffemiren, dep ‚die gıößere von Ionen die Reifung und die 
u Gegenleiftung fel, und es kann die Landabfindung tur 
Ba, wenn entweder durch deutliche Urkunden dargethan iſt, daß 
Serpflichtung eine ® egeneiftung für die Fleinere ift, oder wenn 
hine Durch fo notorifche Verhältniffe, wie 3. B. nad Zehntfcgnitt- oder 
— gerechtfertiget wird. GGergl. Frey, vralt. Erlaͤut. 
ennd Wnlften, die neuen Agrar⸗Geſetze S. 75 Note.) 
iſt fuͤr die Bälle des $. 62. in Zweifel gezogen werben, weldie 
bezäglicy der Kompenfation in dem Galle eintreten, wenn neben 
a noch antere Leiftungen ſtattſinden, indem nämlich dann die 
At: weicher Theil ter Gegenleiftungen des Berechtigten durch 
| Bel * —* —* en chem teren. — 
ung ſtehen folgende Anſichten einander ; 
müſſe Die Summe aller Leiſtungen von der Summe aller Ber 
usw abgezogen und dann bie Si eng durch Land entſchadiget 


‚&banten immer nur bie Dienfte auf. der einen, und ver An⸗ 
er Erndte oder dem Ausdxruſch auf des anderen Seite Bel 













über das — und SehntfäntttersWerhättniß 
um g. dt., osen © 

and, den $. 84. an 4 ves abtoſ. Gef. v. 3 Märg 1890. und 

o dom,- —— bei laſſitiſchen iin bie’ Bregktigung des 

‚une. ai nus für den Fall erfolgt, wenn wit in eine 

bes 1 (Sand, Garden) beſtehes, und eine ne a 

rghtigung deo Meſenerthes in Land ſich nicht 


33 * 





Eſ.a. Meg 4850, Her. die ABER 5. (5-05) iS. 537 


vage fa upausführber. edenfalls würden die auf dieſe Weife erzielten 
nit der Wirklichteit faR niemals Abereinfimmen. a 
beten und einzig ſichern Anhalt zur Beurtgellung des Reinertrages bietet 
dar, mit welchem eine folche Stelle,- wie fie ſicht und legt. d. h. mit 
ng aller.-auf ihr enhenden Laflen und Abgaben, fowie der ihr zus 
ungen, bei einem eiwanigen Berlauf im gewöhnlichen -Berlehr 
zben: wärbe.. Ermwägt man, daß ein folder Käufer:-zu. dem Kaufgelde, 
für die Realitäten und Die Berechtigungen der Etelle zahlt, au noch 
Zragung der darauf ruhenden Laften übernimmt, fo folgt son ſelbſt, daß 
che Kaufwerth der Stelle in derjenigen Eummie befteßt, welche bei Zus 
mung des wirklich gezahlten‘ Kaufpreifes. und, bes Kapitalwerihs jener 
audlommt. Ge bilden alfo nicht die Zinfen bes Kaufpreiſes «allein, fons 
erſt mit Hinzurechnung bes Jahreswerths ber Laflen, dem eigentlichen 
ig der Stelle. enn 3. B. für eine Stelle, auf welcher Abgaben, 
zum jahrlichen Werth von 20 Thlrn. haften,-ber Kaͤufer unter Weber: 
ſer Laſten noch einen Preis von 200 Thlrn. zahlt, fo iR der eigentliche 
bei Annahme eines Zinsſußes won & Broyent um 500 Thle. Höfer, ale 
e Kaufpreis, mithin auf 7OO Thlr. zu veranſchlagen, denn fo viel würde 
$ betragen haben, wenn jene Laſten nicht taranf haftet. . : . -'. 
find die Anflhten, von denen der Entwurf in dem vorletzten Alinea des 
Auffielung der Regel über die Srmittelung des Keinertrages ansgegans 
Benn hierbei aysdrücklich nur die Beachtung der ablöcharen Meallaflen 
vorgefchrteben if, fo if dies um beshalb gefähehen, weil die nicht ablös; 
den Staat oder die Gemeinde zu entridhtenden Reällaften in ber: Megel 
: auf allen ähnlichen Stellen des Ortes ruhen, mithin nicht ald etwas 
8 einer einzelnen Stelle zu betrachten find, und deshalb aud hei Bes 
Bes‘ individuellen Werte, ben eine ſolche Stelle im Verkehr Yat, micht 
E zn werben pflegen. Werner if bei Berechnung des Reinettrages, To 
aus den. Binfen des Kauüfwerths Hergeleitet. werden foll, nicht ber j 
aB von 5 Prozent, fonbern ber von & Progent um deshalb u Grunde 
auch jeht noch die in bäuerlichen Stellen angelegten Kapitglien in ber 
‚mehr als 4 Prozent Zinfen zu tragen pflegen. - Zn 
asgefchiett, beruht nun der in dem erflen Altena aufgeftellte” Haupi⸗ 
., daß dem Verpflichteten, damit, er präftationsfähig erhalten werbr, 
nad) dem Vorflehenden zu ermittelnden Meinertrags feiner Stelle 
fe, Tediglih auf der praftifchen Crfahrung, daß unter ſolcher Sor⸗ 
fe Ueberlaſſung nicht eintritt, vielmehr das Wortbeftehen des flich⸗ 
Stelle moͤglich iſt. Die denmaͤchſt in dem zweiten Aliena von jemen 
machte Ausnahme, dag die auf der Stefle Bereits ruhenden feflen Gelb: 
nd 5 ig feſtgeſtellten Abfindungsrenten leiner Verwinderung unter: 
‚Bat theils darin ihren Grund, dag bei Leiſtungen ſolcher Art die La 











e ber verpflichteten Stelle bereits auferlegt iſt, dergeſtalt überfichtli 
der Befiper bei Uebernahme der Stelle Mar ermeflen konnte, ob: deren 
Laſt auch zu tragen im Stande fein — theild beruht dieſe Aus 
ift auf -der auch von dem Gefepgeber wohl zu benchtinden Unantaß⸗ 
Lig gefchloffener Verträge. Die Müblengrundflüde endlich haben 
— dieſes F. deshalb auegejälchen werden mäflen, weil in 
—— ehlenbeſdern zu gewährenden Erleichterungen ein- befonberes 
echt ſteht. u 
e Beifpiele werden übrigens bie Regeln dieſes $. in ihrer. Amenbung 
üder. machen. ' u 


iommen es haften auf einer Steffe 


f 


Grundjine von . . .... en) 10 Ihm., 
Y rezeßmäßig feRfigetelte Dienfrenie von . . . . ... 10. = 
Berpfichtung zur Entrichtung von Laubemien, deren jähr: : 
ex Werth ermittelt wird, auf . » 2 2 00er. ur ee 2 
Berpflichtung, eine geroiffe Quantität Getrelde zu entrichten, 
Jahrlicher Werth ermittelt wird, auf . 2.2 20.4 


j Suuma %6 Ffir 
zeige Kaufwerth. der Stelle würde auf 100 Thle. :abgefchägt, fe würde 
Bei ber Eile, ua 3 Prayent Hera mie auf &Rüle. RR FR 
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ee a 
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Antrag geſtellt, dem Alin I. 
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ei — 
jafieten 
Eh 
er regulirten Meı 
— hen. wei Re feier — 
ri jero; würben, wel ie 
— amberm Mitgliede in bg worben, nicht ein Driftel des Rein / 
‚überall frei zu laffen, fonbern bie Bröftationsfähigfeit an N aufrecht, 
mb in * foeziellen Falle veranſchlagen zu laſſen, wieviel auf ji 
[2 ift, jebod) auch biefer Antrag verworfen und. a in bie 
ab 2) Be fahrang ar geschetigt — 
ur 
Belle den Borzug vor Gene A ober Siober Anfiheen Ar au a 


ur des $. 63. ill ——— daß in Folge der anne 
eine Berminder: 
wie bee Rellten Air: Ar at Fun 
em bürfe. Gegen biefe 
ir Gebirge_ eine fo. überaus, große Belalung der Heinen 
m Statt finde, jr} J efiger n 3 An den Bin Re 
elegenheiten zu lohnender 
u Er —E—— ie gras Die Guleherr En inteminen, 
el aber Biefelben in et Pag 'age nur ben nothbür‘ el ei 
N und die Gutsherrſchaft nicht — 
erlitten hätten, Eo erfordere baher nicht allein 
(der Kleinen Stellen, fontern..mit Müdfict auf 9 I 
Be ik dem hier worausgefeßten Balle „eine Grmit igung Di N 


Sullle Er einem Mitgliede der’ Antrag georlindet, "in. der erften Zeile 
Ladie Worte: „tete Ge afgaben, jo wie” wı hulafen, 

‚Komm. Hat jedoch dieſen Antrag ablehnen zu müflen aubt re 
der Komm. ging hierbei von ber Anfiht aus, daß bei deh anf 
zubenden feiten Gelbabgaben andere —— — 

— —— ie 
heyen joll, Bei den Dienflkin jei mbar Ta daß bie im Bahr. 

jet in ber erfvarten. Seit Hit ner berblent werden 

jöre fihhere Selegenheit, zur. en * it — ie — 

na in ber —J Erd, 3 en, 

d Grlbabgaben fipulitt wi rk Ei — er 4 * 
je je aud) biefe Saft Hi je —— 

Fra fönnen, ob und in wie ur it, ihm Nr: u ne 
jeünden wurbe auf) ber don elntm andern, Mitgliebe vi 


J ir gehende Antrag; 


dieſes Rreichen, 
—— lee Yen Umfänben ine heißen ind eyen 
—5 ber. ji bezeichneten Regulizungs> und Nötöfungagefeße bevors 


bi 
4 Rellte Art der Grmittelung des Keigertzage hat 


Run zu —— fobiflfatton bie — ee Ehen, eg 


Mitgliebe di 
NEE! 
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Die Rommiffion ver I. Kammer ‚beantragte bie Annahme des 
mit folgenden Aenderungen 

ha zweiten Sage des Alin. 4. vie Worte einzuſchalten: „nad 
‚der wa $$. 99; und. 60. zu berückſichtigenden Orgen- 
hgen“, un und . 

bad Eefte Allı. des Regiet. Entw. zum $. 63. zu Breiten 
Bericht der Kommiffion motivirt dies in folgender Art 


Bereits in der Ginleitung ) hervorgehob orben, ber Gefüpente. 
fung ver Rente vu ae Ba —* —** welcher 
A. 2, A: in Anfehung der fogmannten Unmöglich —X Geltung ges 
3. theils im $. 8. ve Er. v. 14. Gept. 1811 ausbrüdlid dahin auge: 


* die ‚Abgaben und 2aflen geminbert werben follen, wenn--ber Yeidtige 
eſtehen Tann, und vo Die Söfe im Tontrißutionsfählgemn Gtande 

chasten werden follen. - 

6 &b. v. 8. April 1823 für das Grohber ale Bofen führte praktiich 

üben Beiuhate —* —*8 He uf en und — 

von ermittelten En u en v 

m Erfolg dortiger Abloͤſungen (er. —** Dei ade Far Den 

e vorliegende Geſetzenw, nimmt im $. FOR und g. 8 an, daß bie Fin 

ãhigkeit 3 erhalten angeſehen werden ſoll, wenn dem Befiger nad Abzug 

ber Stelle haftenden Laſten } bes Reinertrags frei bleibt. —— den n bazu 

era follen daher die auf die Stelle zu. legenden Woldfungesenten ge⸗ 


u erkennt einfisundg an, daß eq fo im Redhte wie in der Sflicht des Staa⸗ 
t minder aber auch im Interefle der Berechtigten, us nad Meberweifung 
mien Auf die Rentenbant fiege, berfeiben nur fi Renten 

er Bernflichtete bei Beſtreitung des nothwenbigen ebensunterbe 16 aus bem 
ke mit Sicherheit aufzubringen vermöge. Man verlannte dabei wicht, daß 
Ausführung des Grundfages der wenig und ber Hocbelakete auf nicht 
nie Weile ziemlich gleich, behandelt würken. Man überzeugte ſich jedoch 
mp Hier nicht ohne bedeutende Schwierigkeiten eine ſpezielle Sonderung sin: 

he fand darum auch der Antrag feine UnterRügung, bas 


9. 63 
Böpte ſich den Mangel jeden innern Grundes, die au ben: Stellen 
en Getraides und Geldrenten anders zu behandeln, bie Renten, 
erh durch Ablöfung folder Laſten entianben, bie zufällig früßer abges 
find. Es wurde dagegen bemerft, daß ber Antrag in Jemen. ‚Kolgen 
Hi zu einer Mevifion aller bereits. gefehloflenen Rezeſſe führen wibn 
em man den Grundſatz einmal arnehme, würde ein Unterfhieb zwiſ 
gen, welche alle Raturallaften bereits abgelöfet haben, und denen, we 
unabgelöfet find, nicht gerechtfertigt fein. Gin ſolches Burkdgchen 
s völlig georbnete Nechtsverhältmifie würde aber bie bedenklichſten Folgen 
in fernerer BerbeffernngssAntrag gründete fi auf bie Behanptung, daß 
— nad) bem gemeinen Kaufwerth ermittelt, bie Prißatiemdfähie 


ie el des Alin. 5?) zu feh en: . 


Es wird der mittlere — des Bodens (Hier und Wiefe) 
in der betreffenden Gemeinde, fo wie die Anzahl, der zus Ablöfung ger 
—** Morgen ermittelt, beides mit einander multiplizirt und zu der 





„im Alin. 2. zwifchen die Worte: „ale Abfindung” und „rechtes 
„verbindlich“ einzufügen: „ober in einem der im $. 65. ges 
dachten Berträge", 

0 Untragfieller susüdgezogen. (Gtenogr. Ber. ber U. 8. Bd. 3. 

Sergl. oben ©. 213— 217. 

Namlich des jepigen Min, 4. dee $. 6, 





- &ıf.-v. 2: we 1850 Hör: die SF; x. ($. 6.) re 878 


) eine früher feſtgeſtellie Rente für bereits aufgehobene Mualladn . ” 
| U BP EEE : 38 Ihr: 
her Begegen. vom Bine feiher {efgrReli: Geneinhelifilngd-ent i 
‚yon .B eine er e inheitsihei $ 
auf nee $. 54. biefes Geſetz Anwendung findet. i . * 
Drittel des Reinertrages des verpflichteten Grundſtücks betr nur 
fe, fo werben bie 6 Thls. Gegenleiſtungen von den 28 Thlen. mit 54 | 
Son ben 4 Then. wit } The. in Abzug gebracht; fo daß a nd rt 
* von 4 Thlen: mit 34 Thlr. ſchwinden laſſen darf, dagegen ber. ich⸗ 
| e' Rente von 22 Thlm. behält. (Sprengel’s Abloſ. Sf. ©. 16): 
BE. Die in den Motiven zum 8. 63. des Regier. Entw.) ei 
men Beifpiele zus Erläuterung des 5. 63. Fönnen wmicht ‚mehr zus Aus 
wag gebracht werden, weil diefelben ſich auf die Prinzipien .ded Eut- 
8 Rügen, welche indeß Abänderungen dadurch erlitten. haben, - Daß 
Me Geldabgaben, wenn fie nicht rechtöverbindlich feflfiehen, der Wer» 
rung unterliegen, und daß b.) die Begenleiftungen von dem: Jahres⸗ 
—— — guee abgerechn Ian — “ 
Miſpiele nach den Grundſaͤtzen des F. 63. ner jetzigen Faſſu 
Frey, vprakt. Erlaͤut. ©. 84, —28 Hilfsbuch —— 
Babe in der Zeitung für Entlaſtung des baͤuerl. Grundbeſitzes, Jahrg: 
.S. 61— 64, worauf hiermit verwieſen wird. Fi 
N - Die Borfchriften zes $. 63. beziehen fich nur auf eigentliche Ste la 
kernahrungen, Koffäthen-, Gärtner, Häusler-® 3.) Gie Bun 
Rn Teine Anwendung auf unbebaute Grundſtücke, insbeſondere nicht 
—5 — Wandelaͤker. —— Jar 
2 bemerken pie Motive des Regier. Entw. zum $. 63. (f. Da8'nor- 
lin. derfelben) 7) ausprüdlich, auch wurde dies von dem en, 
Jarius (Geh. Reg. Rath Schellwitz) in der 65. Sig. der F.“ 
Be F 849 nochmals fpeziell hervorgehoben, indem. derſelbe ſich ha⸗ 














d im $. 65. unter den „zu Erbpacht, Erbzins ober- Mu Eigentum aus⸗ 
FGrundſtücken“ auch bebaute Steflen verſtanden worben. Der $. 63. 
gegen nur von „Stellen“. Auf ımbebaute Grundſtücke foll biefer $. 
. EStenogr. Ber. der IT. K. 1845. 3b..3. ©. 1470). . 


s.. Zum Alin 2.100 6.0. 000, 
Die oben mitgetheilte Entftehungsgefchichte des $. 68. ergiebt, daß 
der urfpränglihen Faſſung veffelben alle feſten Beldabgaben, 
nicht blos die rechtverbindlich feſtgeſtellten Renten, von der 
—5** ausgeſchloſſen fein ſollten. Durch vie Befchläffe der. Kakao 
Aft inveß der $. tahin abgeändert worden, daß Ausnahme 
Die auf Grund der bisheriger Landes⸗-Kultur⸗Geſehe rechtver⸗ 
h fllpulirten Renten befchränkt if. Die nicht rechtsverbindlich 
fefigeftellten Geldabgaben unterliegen mithin der Berminderung 
‚ mie alle übrigen Vräftationen., Bel MühlengruntBüden unters 
(nah $. 6. des Mühlen-Ablöf. Gef. v. 11. März 1850) auch bie 
mäßigen Menten der Verminderung auf zwei Drittel: des. Rein⸗ 
p | . . . 


8. ) . u G 
Ad verba: „rechtsverbindlich ſtipulirt werden.“ *) J 


d Vergl. oben ©. 517. mr nd 

DB Bergl. oben ©. 518. nn 

Bergl. tie Zuf. zum $. 6. des Mühlen Abtöf. Gef. ad II. D. (1. unten). 

> Wergl. das Mlin. 1. des 8. 28. des Abloſ. Gef. v. % März 1850. un 
. zum $. 28. (f. oben ©. 378.) : - . . 


824 Don d. Abldſ. her Reaflaften, den Regulksungen us- Gem, 2 


Das Revifions- Kollegium für Landed-Rultur-Sad 
dem Be 4. ve: a a des Alin. 2. —— 
av auf Grund der bieher gewvefenen 
D N durch Erfenntnig, U 
er fonft rechteverbindlich 
ct Verminderung bi® zu Dritthelfen des Dein 
den Vorfrifen ven MÖIf. Def. u. 2, Mg 16 


eſtimmung tes Alin. 2. des $ 68: a. a. 2. il 
die ern eh oder Vertrag fefgeftellten Renten zu befchr 
" nde an aus: — —— 

t anzunehmen, daß das cz ven | 
Hkapemänige Genen Ya: — 

wu " Hipnlieten Menten ſpricht. Der Auedruch 

m Hi der Terminologie bes A. &. M, 

putamon“, d.h. des auf ber Uebe— ung münblide 

- Jerubenden Bettsanen aus bem Römifchen Recht in das X, 


o — 
9— em —— ande 
ul it „feſtgeſtellt“ aı en | 
er mr nn —— —— 9 
u, warum ede He die luse 
hefreten iſt, * rechtliche Bela, a ber Vertrag 
anveınanderfegungs: Verfahren an ſich bie Natur des Pro 
— — —eijeß in demſelben ſeht ve nicht, auf: er Ginigung de 
ten, — — richterliche Entſcherdung beruhe 
Aber auch für ben Bat, daß die —— noch — 
fon getreten, bei der Regulirung insbefondere das — 
fiten mod nicht übergegangen if, unterliegt eine tg Ri) 
findungsrente der Verminderung nad) den Vorichriften bes $. 63. (m 
und refp. bes $. 85. bes Gef. v. 2, März 1850 niht mehr. — 
$. 100. fagt: 
„IR vor Verfündung des gegenwärtigen Geſetes in einer ! 
feßungsfadhe der Rezep beätiget oder die Mblöfung oder Re 
Anfehung aller ober einzelner Berechtigungen (Abichn. I. bis I 
gediehen, daß die Abfindung durch Vertrag, tehtöfräftiges Grit 
erfenntnig des Auseinanderfegungsplans oder font rechtsverbir 
fegeftellt ift, fo fann hiergegen aus dem gegenwärtigen Geie 
wand hergeleitet werden.” 

Diefe Vorſchrift findet ſich unter ben allgemeinen Beitimmungen ı 
«6 iR darin ansbrüclich auf die Akichn. I bie II. Bezug genommen, 
enhet namentlich auf der Redhtsregel, daß Gefehe feine rüdwirfende A 

Demgemäß muß angenommen werden, daß davon alle Grunti: 
v. 2. März 1850 Beirofen find, welde auf die Abfindung Einfluß 
deren Anwendung eine Aenderung der bereits rechteverbindlich feiigen 
dung ge Felge haben würde. 

der $. 100. Plag findet, fönnen fomit die $$. 63. und zı 
mehr zur Anwendung fommen, und der $. 100. würbe großentheils il 
den, wenn die Anfiht ridtig wäre, daß derfelbe ſich nur auf tie Gi 
der Rente, niht auf deren endliche Feititellung beziehe. 

Für die Ablöjung der Rente mittelit der Rentenbriefe ift da 
bank: Gef. vom 2. März maapgebend, und dies ohne Einfluß auf dir 
Brage. Geitſchr. des Rev. Kolleg. Bd. 4. S. 379 2382 u. Prij. Sa 
©. 40 Nr. 4.) 


Diefer Anſicht ift auch das Min. für Iandwirtkfcaft 
dem R. v. 26. Febr. 1852, ) (Beitfehr. des Rev. Kolleg. Br. : 
beigetreten. 





3) Bergl. in Bi. 1. 8. 17-186. 
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3) Wenn bei einer Eigenihbums-Megulirung ale —— J ein Laude⸗ 
is feſtgeſetzt iſt (wie dies in ven meiſten Oberſchleſiſchen Regulirungs⸗ 
eſſen geſchehen ſein ſoll), ſo iſt daſſelbe nicht zu den Renten zu rechnen, 
welchen das Alin. 2. des $. 63. ſpricht; es unterliegt alfo ver Ermä- 
mg wegen Erhaltung der Präftationsfähigkeit der bäuerlidyen Stelle. 
Angenommen von dem Nevifions-Kollegium für Landes-Kul- 
»Sachen unterm 30. Sept. 1852. (PBräj. Samml. defielb., ©. 45 Nr. 17.) 
4) Silberzinſen, die nach einem früheren Abloͤſungk⸗Rezeſſe unverändert 
entrichtet werben follen, 2) gebören nicht zu den Renten, bei weldyen 
b’$. 63. Ain 2. des Abldf. Sef. eine Ermäßigung wegen Erhaltung 
Bräftationsfähigkeit nicht eintritt. 

Angenommen von dem Revifions-Rollegium für Randes-Kul- 
"Sagen per sent. v. 17. Dec. 1852. (Bräj. Samml. deſſelben, ©. 46. 


18.) 
VI. Zum Alin. 4. des $ 63. 
‚1) Der gemeine Kaufwerth zur Ermittelung des Reinertrages einer 
We nach $. 63. und $. 85, des Ablöf. Gef. v. 2. Mär, 1850 und $:6. 
BGef. v. 11. März 1850, betr. die auf Muͤhlengrundſtücken haftenden Meal- 
ken, Tann nie unter Null feſtgeſtellt werden, und vie Schiederichter ver⸗ 
m durch Annahme eined negativen Kaufwerthes einen Nechtögruntfag. 
Dies Hat das Revtfiond- Kollegium für Landes⸗Kultur⸗Sachen 
mehrfachen Entfcheidungen angenommen. (Vergl. in der Praͤj. Samml. 
. ©. 51, das Präj. Nr. 33. v. 26. Nov. 1852 und ©. 46 die Bräj. Nr. 19. 
ha. 10. Dec. 1852 u. bie in der Zeitfchr. defielb., Br. 6. ©. 111 — 119 u. 
120 — 123 mitgetheilte Erkenniniſſe.) " 
Bergl. auch die Erläut. gum $. 6. des Mühlen» Ablöf, Geſ. v. 11. 
C. Zuſ. 6. 


1850, ad II. C. sub 
* Anſicht iſt Frey, welcher dies in einer ausführlichen Ab⸗ 
8 









(im Anhange zu den praft. Erläut. ©. III. ff.), ald dem Sinne 
Weiſte Ted Geſetzes entfprechend, und zugleich ausführt, daß der 'auf 
"negativen Kaufwerth lautente fchiedsrichterliche Ausfpruch, well er 
Hechtögrungfag verletze und über die Befugnig ter Schiebärichter 
ebe, von Amtömwegen verworfen werben müſſe. 

I. aud v. Roͤnne's Handbuch über Tas Mühlen-Ablöf. Gel. v. 
März 1850, S. 55, 70 u. 75, wo diefelbe Anſicht außgefprochen wird, 
Aber die Art und Weife der Berechnung des Meinertrages, wenn eine 
Ne einen Kaufwerth gar nicht bat, ten Aufſatz in Robe's Lehrzeit. 
Entlaftung des bäuerl. Grundbeſitzes, Jahrg. 1850 S. 69— 72. 

B) Ueber Tas Verfahren der Schiedsrichter zur — 
gemeinen Kaufwerthes einer Stelle vergl. Frey's prakt. Erläut., ©. 


Bergl. aud vie Erläut. zum 6. 6. des Gef. v. 11. März 1850, betr. 
uf Mühlengeuntfläden aftenden Reallaften. Ä 

3) Es ift zweifelhaft gefunden worden, ob der Verpflichtete die recht d⸗ 
yindlich feftftehende (alfo insbefontere die rezeßmäßig feſtſtehende) 
te ohne Abzug der Gegenleiftungen fortzahlen muß, — oder ob er 
oolle Segenleiftung von der rechtsverbindlich feſtſtehenden Kente 
Kbzug bringen kann, oder endlich, ob er tie Gegenleiſtung nach Ver⸗ 
tniß der rechtsverbindlich feſtſtehenden Rente zu der übrigen 
te anzurechnen hat? 










1) Nämlich ſolche Silberzinſen, welche ſchon vor dem Auseinanderſehungs⸗ 
fahren rechteverbindlich beſtanden und durch die Auseinanderſezung Feine Ber⸗ 
rung erlitten haben, ſondern nur (hiſtoriſch) als fortbeſtehend in dem Nezeſe 
seführt worden find, 
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ng6= und Ablöfungs-Menten, welche nicht in den 66. 59., 55., 65. 
ich auögefchloffen fint. (Prakt. Erlänt., Anhang S. XXIX— XXXV.) 
erſelben Anſicht ift Das Min. für landwirthſchaftl. Ang,, 
n tem R. v. 26. Febr. 1852 1) der von einer (nidht genannten) 
g aufgeftellten Meinung beigetreten iſt, daß dies aus F. 64. des 
ef. und $. 9. des Rentenbank⸗Geſ. folge, da nach $. 56. des Ab⸗ 
nur in den Bällen ter 66. 53., 54., 55. und 65. des lepteren 
meifung von Renten nur in foweit verweigert werten koͤnne, ale 
i Drittbeile des Reinertrages nes belafteten Grundſtückes überſtei⸗ 
“andere Bälle aber tiefe Verringerung nicht ausgedehnt merken 
wie daß, wenn in ven Bällen ver 66. 53., 54., 55. und 65. der 
ig der belafleten Grundſtücke na F. 56. durch Schiedsrichter 
t fei, die Auseinanderfegungsbehörve felbft dann die unverfürzte 
fung ter Renten an die Rentenbank zu verweigern nicht vet 
n eine Ueberſchätzung des Meineriraged der belafteten Grundſtücke 
Schiedsrichter nach dem Öutachten des Speztal-Kommiffartus und 
nen Ueberzeugung erfolgt fe. -. | 
allg. Reſkt. ertheilt zugleich Anmelfungen über das zur Sicherung 
tenbank von ten Auseinanderfegungs-Behörden in dergl. Fällen 
gende Verfahren. (Zeitfchr. des Revif. Kolleg, Br. 5. S. 109-111.) 


Zum 6. 64. 


ver F. 64. findet fich bereit in dem Regier. Entw. woͤrtlich 
end; jeboch fehlten in vem Entw. die beiden letzten Alin., welche 
den Kammern hinzugefügt worten find. 

Die Motive des Regier. Entw. zum $. 64 fprechen fi tan 


Bier gegebene Vorſchrift, dag die Rente von dem Berpflihteten durch 
ng bes 18fachen Betrages abgelöit werden Fönne, iſt bereits von manchen 
zefochten und fogar als eine ungerechte bezeichnet worden. Die Monen: 
faft fimmtlid) davon aus, dag dein Berchhtigten bei der Ablöfung durch 
e 25fache Betrag der Rente rechtlich gebühre, und daß jede Rapitalifirung 
m Betrage einen Verluſt für fie herbeiführe. Dieſe Anſicht if offenbar 


mliche. 
Baritale:Entihädigung foll ein Nequivalent der Nente fein. Wenn aber 
liche Zinsfuß im Handel und Wandel 5 Prozent beträgt, wie es gegen: 
Fall in, fo erhielte der Berechtigte durch Entfehäbigung mit einem Ka: 
ye6 dem 2öfachen Betrag ber Rente gleichfommt, einen Bortheil, auf ben 
cht het. Denn wenn er beifpielöweite bisher eine Rente von 10 Rihlr. 
zu beziehen Hatte, und dafür eine Entf hädigung von 250 Rthlr. bekäme, 
er fih dafür unter den jeßigen Umftänden 12% Rthle. an Zinfen vers 
ithin 2} Rihlr. mehr, als er bisher zu fordern —*— t war. 
egen kann niat eingewendet werden, daß der 2öfache Betrag der Rente 
ge gefeglihe Ablöfungs:Maafftab geweſen fei. Denn nit dem Berech⸗ 
Dern nur dem Berpflichteten ftand die Befugnig zu, auf Ablöfung der 
Kapital zu provoziren; ber Berechtigte hatte mithin nur ein Recht auf 
tehung ber Mente, und wenn gegenwärtig die Ablöfung ſolcher Renten 
Befeß nen geordnet, und auch dem Berechtigten die Provofationsbefugniß 
ird, fo darf ihm hierbei nit mehr an Kapital zugeftanden werben, ale 
forderlich ift, um fi durch daſſelbe nad ben jegigen Geldverhaͤltniſſen 
wieder zu verfchaffen. Hierzu genügt aber, bei dem Zinsfuß von 5 Pro: 
Gewährung eines Kapitals, welches dem 20fachen Betrage ber Rente 
t. Wenn gleihwohl der Entwurf den Berechtigten bei Ablöfungen durch 
ng eines Kapitals nur das Achtzehnfache der Rente zugefteht, jo int hier⸗ 


jergl. in Br. 1. ©. 197198, 
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Jahrhunderten nicht mehr in natura geleitet, aber nach ihrem Natural: 
ung geftellt worben, der Ball fe Diefe Rückſicht erforbere gebie- 
ſchleunige Löfung diefes Verhäftnifies und dies werbe dadurch erreicht, 
buch Benftellung eines geringen Ablöfungsjages für Baarzahlungen bie 
ünſtige. Es könne endlid aber auch nit zugeflanben werben, daß ber 
gierung vorgefchlagene Ablöfungs » Betrag mit Nachtheilen für die Bes 
verbunden fei. Denn einmal würden biefe in der Regel im Stande fein, 
fien zur Ausführung von Meliorationen zu benutzen und dadurch noch 
die Iandesüblihen Zinſen zu erlangen und andern Theils würden dadurch 
Hoten der ferneren Erhebungs⸗ und Berwaltungsfoften, welde in einzel: 
itheilen fehr bebeutend feien, überhoben, auch von Remiſſfions-Anſprüchen, 
Unglüdsfällen der Berpflichteten erhoben würden, befreit. Diefen Grün: 
m auch Liejenigen Mitglieder der Komm. an, welche den 16 fadhen 
e Rente als Kapitals:Ablöfungsfap feſtgeſtellt wiffen wollten. 
gen wurbe zur Begründung der Annahme des zwanzigfachen Betrages 
als Kapitals-Abloͤſungsſatzes behauptet, dag, nachdem durch die angenoms 
igen Ablöfungsfäge tafür geforgt fei, daß der Jahreswerth der abzulö- 
ationen dem wirflihen Nutzungswerth der Berechtigungen entſprechend 
erde, es nur als ein gewaltfamer G@ingriff in ein unbezweifeltes Cigen⸗ 
Berechtigten angefehen werben könne, wenn fich ber letztere mit einem 
jegnügen folle, welches ihm nicht mehr eine dieſem Jahreswerthe entfpres 
nte mit Sicherheit gewaͤhre. Bei der Ablöfung zum 18fachen Betrage 
na Hypothefengläubigern die Sicherheiten geſchmaͤlert, durd die Kapitals⸗ 
m der letztern die Berechtigten großen Gefahren ausgefebt, und auf Ko: 
tern bie Befiger größerer bäuerlichen Stellen begünftigt, deren indivi⸗ 
zürfniſſe dies nicht dringend erforderten; denn bie durhNänitli e Wohl: 
der größeren Bauergutsbefiger ſei notoriſch. Das, was man für biefen 
Ibloͤſungsſatz anführe, fei nicht zutreffend, denn einmal fönne man ben 
irgends höher, als 5 Prozent veranſchlagen, wenn man fi nicht auf ge: 
ſchäfte einlaffen wolle, und andern Theils würde in der Regel der Be: 
ie Abfindungs-Rapitalien zur Abfloßung von Schulden verwenden müffen. 
fei aber auch in ten meiiten Lanbestheilen die Erhebung der Renten mit 
bi verbunden gewefen und ein Erlaß von Renten nicht gefordert, am wer 
ı folder Anſpruch rechtlich begründet worden. 


Blenum ver II. Kammer befchloß zwar, den $. 64. nach ver 
es Megier. Entmw. anzunehmen, zugleich aber demfelben den- 
ju ſatz hinzuzufügen, weldyer gegenwärtig die beiden Alin. 4. u. 
1) (Stenegr. Ber. der I. 8. 1835. 3b. 3. ©. 1492 — 1495 u. 1505.) 





Der iu den beiden Alin. 4. und 5. entbaltene Zufab wurde auf den 
Antrag des Abgeoron. v. Patow (Drudf. Nr. 343.) angenommen. 
Ber. der II. 8. Br. 3. ©. 1495. u. 1505.) 
ichſtehende Verbeff.:Anträge, welde in der II. 8. zum $. 64. ge: 
en waren, wurben abgelehnt: 
Des Abgeordn. v. Kleiſt⸗Retzow (Drudf. No. 330. ad VII.:) den 
3. 64. dahin zf faflen: 
„Wenn über die Ablöfung des nach 8. 60. und 61. oder 63. fefigelelt 
„ten Geldbeirages nicht eine anderweite Cinigung zwilchen den Berech⸗ 
„tigten und Verpflichteten flattfindet, fo erfolgt diefefbe nach den Ber 
— “ des Geſetes vom heutigen Tage über die Errichtung ter 
„Rentenbanten. In denjenigen Bällen aber, In welchen durch bereits 
„befätigte Rezeſſe anderweitige fchriftliche Berträge oder richterliche 
„techtsgültige Entſcheidungen der bisher gefekliche Ablöfungsfab der 
„Kapitalifirung zu 4 Prozent ausbrüdlich oder durch Hinweilung auf 
„das Geſetz, für den Fall der Kündigung Seitens der Berpflichteten 
„tefigefeht worden if, behält es bei dieſer Jeſtſetzung fein Bewenden. 
„Much in diefen Faͤllen kann der Berechtigte die Ablöfung jedoch nur 
„nach den Beftimmmmgen bes Gefepes vom heutigen Tage über bie 
 „Serichtungen der Rentenbanfen verlangen.“ 
Rulme-Orfepg BB. N. 34 
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bes F. 64. in der von ter 1. Kammer befchloffenen Faſ⸗ 


Motive. 
„Bin namhafter Theil des Vermögens der milden Stiftungen beſteht In 
„Renten, deren Ablöfung unter dieſes Geſetz fült. Auf der einen Seite 
„IM es höchſt wünfchensiwerth, dieſes Vermögen vor Schmälerung zu bes 
„wahren, auf der anteren Seite erfcheint es unbillig, tie Verpflichteten 
„von der Wohlthat dieſes Gefeges auszuſchließen, weil fie bie Schuldner 
„milder Shftungen find. — Nach beiden Seiten würde das wünſchens⸗ 
„werthe Ziel erreicht, wenn den betheifigten Fonde ein 20ufacher Betrag 
„gefichert, der Ausfall aber aufrie Staatsfaffe übernommen, alfo von Allen 
„getragen würde, während der Bertheif Allen zu gut fommt. Gine ſolche 
„Befimmung wäre nict chne Analogie in unferer Legislation, da das 
„Geſ. v. 10. Ian. 1837 für die weftlichen Provinzen eine ähnliche Schad⸗ 
‚loshaltung feſtſetzt.“ " 
es Amendement wurde nur unter bem Vorbehalte zurldgegegen, bass 
m $. 65. wieder einzubringen. 
&) Des Abgeordn. v. Peguilhen (Wirfib) und Gen. (Drudf. Nr. 936. 
ad XIII.) tem 8. 64. Dinyapnfügen: 
„Die Staatsregierung iſt ermächtigt, ten PfantbriefssInftituten die 
„Renten:Abtöfungegeichäfte zu übertragen, webei fie jedoch unabänders 
„lich darauf zu halten verpflichtet ifl, dag weder eine Erhöhung der 
„Leitungen, nech eine längere als 56,'„jährige Ablöfungsfrift zum Nach⸗ 
„theil der Berpflichteten eintreten darf.” 
otive. 
„Die Bermittelung des Abldf. Gefchäftse durch tie Pfanbbriefs s Inftitute 
get für die Berpflichteten den wefentlichen Vortheil, daß denfelben denn 
‚ Simteitt in diefe Kredit⸗Anſtalten nicht verfchränft iR und fle dadurch 
fegenheit erhalten, tie Betriebsmittel zu wirtbfchaftlichen Verbefferungen 
* und ſich von dem Mucher zu befreien. Es legt der Gtandb 










er Landgemeinen auf den Bintritt in die PfantbriefssSInflitute einen fo 
roßen Werth, daß die Bertreter deſſelben auf dem Erſten Vereinigten 
dtage ſich einflimmig gegen das NentensAblöfungsgefeb erhoben, 
si file der Ueberzeugung waren, daß tie Nentenbriefe den Kours der 
Bfantbriefe herabtrüden werden, und daß die Pfandbriefd-Inflitute durch 
Ne Rollifton mit den Rentenbanfen außer Stand geist werben müßten, 
Yen Rufttfalbefigern Darlehen zu bemwilligen. Auch Hat die Ritterfchaft 
mehrerer Provinzen fich bereits für die Aufnahme bes Banernftandes in 
den Kreditverband entfchieten. 
„Su der Provinz Preußen ift tiefe Ihatlächlich und mit Genehmigung der 
Staatsregierung bereits erfolgt, fie wird aber nach dem Butachten ber 
oftprengifchen General⸗-Landſchafts-Direktion eine leere Hoffnung bleiben, 
febald das NAblöfungsgefchäft auch in tiefer Provinz befonderen Renten: 
banken überlaflen bleibt. 7 
„Die Berechtigten aber werben in der Gattung von Geldpapieren abges 
Funten, mit welchen deren Güter in ganz überwiegender Mehrzahl belaſtet 
And; file werden daher auch vor den Verluften bewahrt, die mit dem Um⸗ 
ag der Rentenbriefe in Pfandbriefe nothwendig verbunden find. 
Endlich wird jede erhefliche Störung des Geldmarktes, welche die Folge 
der Emiſſion großer Summen von Rentenbriefen fein fünnte, vermieten, 
and es fann das Ablöfungsgeichäft beſteheuden Behörden übertragen wers 
den, welche daffelbe ohne erhebliche Mehrkoſten durchzuführen im Stande 


ſind. 
Zurüuͤckziehung die ſes Amendements erfolgte unter dem Vorbehalte, 
bei dem Renteubank⸗Geſetze wieder einzubringen. *) 


Die Zurockziehung dieſes Amendements ergiebt fi zwar nicht aus ben 
Wer. der II. 8., wohl aber aus dem Sisungss Protokolle ver IL, 
De 62. Ei. v. 1. Dre. 1849. (if. Protokolle der U, 8. S. 70%), 
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fehr häufig der Zinsfuß von 5 pGt. zu Orunde gelegt. Im —53 
Hat die dand ſhaf in neuerer Zeit in ihrer Tarorduung ihm und einen 
5 pGt. auf Koften u. |. w. mit allfeitiger Zufriedenheit eingeführt, Dat 
Landesgejeg bezeichnet ihn noch als den landesüblihen. Daran muf f 
werben, denn ber augenblilihe Kours an ber Börfe ift wicht manfgebel 
es kommt darauf an, ob im Allgemeinen, ohne gewagte Gejchäfte zu ma 
Kapital zu 5 p&t. benupt werden kann. Dieß iſt a 
Heinen Kapitalien, die felten unter 5 pGt. zu haben find, zu bejahen. 
werth wäre es gewejen, provinziell fondern zu fönnen, allein dies ie 
anerfannt wurde, zumal unter den jegigen Umftänden nicht möglig, & 


d) Des Abgeorbn. v. Kleiſt-Moholz (nicht gebrudt): 
dem $. 64. hinguufügen: 

„Mile an bie Kirche, Pfarre und Schule zu zahlenden Reife 
„den nur nach dem fünf und zwanzigfachen Betrag, gleih | 
„Antrag des Verpflichteten, ober Berechtigten, abgelöfl.“ 

ründe. 

„Die Abgabe an die Obengenannten ift nicht ber Abgabe an H 
mberrfchaft gleichzuftellen, ſondern bient zur Erhaltung einer tmb 
nthigen ©emeindesAnftalt, trifft außerdem die Wohlhabenderen da d 
„welche theifweife dieſe Erleichterung nicht wellen oder nidt 
„obige Anfalten treffende Ausfall würde aber burch die Gemrit 
„werben müffen, wodurch ben Nermeren nur Laſten anferfe 

(Stenogr. Ber. der II. K. Br. 3. ©. 1473. u. 1475, desgl. ©. 1491) 

1) Dabei wurde zwar der Vorbehalt gemacht, nach Berathung Mil 
Banfs®efeges definitiven Veichlug darüber zu fahen, ob im Alin. 4. Rah 
tenbriefen“ zu fegen: „Staatspapieren“; indeß erfedigte fih 
Halt burch die im biefer Beyiehung hiernächft unverändert 
des Rentenbank⸗Geſehes. 
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Cinigung auf den 20fachen Betrag ſchon gelungen. Daran zu rütteln, if 
aͤthlich. Daß Hin und wieder den Berechtigten Opfer angemuthet werben, 
t zu verlamen. Gie werben aber ſchon durd bie Erfahrung bebeutend ver: 
t, daß höchſt felten, weder bei Privat:, noch bei öffentlihen Käufen der 
der Qutöberehtigungen zum 28fachen Betrage angefchlagen worben ifl. Die 
e, welde an den Rentenbriefen beforgt würben, wiberfprechen den Erfah⸗ 
in andern 2ändern fowie in Weſtphalen. Während der bewegteften Zeit 
hres 1848 fanden fie hier 938—99 pCt. und jeht 102—103 p&t, 
ird die Dazwiſchenkunft der Rentenbanf ale ein nothwendiges Mittel aner: 
ohne welches die Konfequenz des Verhältniſſes nit vollkommen, und ber 
Frieden nicht gefihert if, dann muß auch erwogen werben, daß bie Ver⸗ 
m künftig duch die nothwendig ſtrengere Kontrolle pünktlicher Zahlung, 
ie Unmögligfeit einer Nachfiht, einer Abgeltung von Reſten durd einige 
u. dgl. nachtheiliger geftellt fein werden, während der Berechtigte eing völlig 
e GBinnabme gewinnt. 
5 die Rentenbriefe 4 pCt. tragen, if einftimmig für unabweislid noih⸗ 
erfannt worben, weil diefes den Umtaufch gegen Papiere der Krebit-Inflitute 
H erleichtert und alfo im Intereſſe der Berechtigten ſelbſt Tiegt. Iſt dem 
. Dann ergiebt fi, wenn ein Amortifation s ond& gefchaffen und eine Er⸗ 
der bäuerlichen Leiftungen nicht eintreten foll, auch wiederum bie Ermäßi: 
6 Wultiplifatore unter den 2öfachen Betrag von felbfl. 
Folge diefer Erwägungen ftellte fi die Anfiht der Kommiſſion einftimmig 
rechthaltung diefer Beitimmung des Gefeßentwurfs fell. Nur in Bezug 
Herabſetzung des 20fachen auf den 18fachen Betrag bei Baarzahlungen 
ich ein Wiberfprud in dem Antrage geltend: 
m $. 64. Alin. 1. Hinter dem Worte: „Tann“ einzufdalten: 

„infofern derfelbe nicht aus den Renten und Zinfen hervorgegangen ift, 

melde in früheren Berträgen und Regulirungsrezeffen begründet find. 


$. 32. 
fer Antrag gründet fih darauf, daß befonders den Bauern, welche das 
am ihrer, früher uneigenthümlichen Stellen erhalten haben, bereits bei der 
ums: Berleihung alle zuläffigen Grleihterungen geworben feien, und baher 
echtigten zu Gunſten ihrer, ein neues Opfer nicht zugemuthet werben koͤnne. 

wurde aber auf den geringen Unterfchieb hingewiefen, welder bei An⸗ 

Beſchluſſes der II. 8. zwifchen den Wällen beftehe, in welchen die Bes 
in durch Rentenbriefe, und in welden fie bei achtzehnfacher Baarzahlung 
"ber Berpflichteten — allerdings wahrjcheinlih nicht in entenbrieten, da 
Ge Operation vielleicht nicht ausführbar fein möchte — doch aber in A pro: 

Staatspapieren abgefunden werben würben. 

e Antrag wurde verworfen, und der $. 64. unter einem Borbehalte anges 
‚ welcher erſt erledigt werden kann, wenn von der II. K. über das Renten⸗ 
eſetz befchlofien fein wird. Es iſt fhon darauf bingebentet, dag «8 wahr; 
) amausführbar fein wird, den Berechtigten im alle eintretender, von ihm 
wiefener, Kapitals⸗Abfindung durch den Verpflichteten, in Rentenbriefen 
en und es werden Staatspapiere wahrfcheinlih an deren Stelle treten 


e Kommilfion wird, fobald die Frage in dem andern Haufe erledigt if, 
lich darüber berichten. 


z Plenum der I. Kammer trat dem Antrage der Kommiſſion 
(Stenogr. Ber. der I. K. 1843. Bd. 5. ©. 2562.) 


Abgelehnt wurden folgende Berbeff.,s Anträge: 
Des Abgeordn. v. Bethmann⸗Hollweg und Gen. ( Drudf. Nr. 535, 


Ro 
a $. 64. und allen übrigen 88. flatt des 18fachen Betrages in Vaarzah⸗ 
ung den 2Ofachen, und flatt des 20fachen Betrages in Rentenbriefen den 


aalden zu fegen.“ 
Abgerrbn. Trieft (Drudf. Nr. 550, ad 2.) im 8. 64. 
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roßen. gehindert habe, —J—— J en dieje Kapitali 
meinen Worfehe eingelebt Habe. Den fanbfaftldhen und en 
fehr häufig ber Zinsfuß von 5 pGt. zu Orunde gelegt. Im —5* 
Hat die Candichaft in neuerer Zeit in ihrer Tarordnung ihn und ei 
5 pCt. auf Koften u. ſ. w. mit alljeitiger Zufriedenheit eingeführt, 
Sandesgeich bezeichnet ihn noch als den Iandesüblihen. Daran en f 
werden, denn der augenblidlic;e Kours an der Börfe ift nicht maafgehal 
es fommt darauf an, ob im Allgemeinen, ohne gewagte Geſchäfte zu ma 
Kapital zu 5 vGt. benupt werden fan. Diep üt erfahrungsmäßig, 
Heinen Kapitalien, die felten unter 5 pGt. zu haben find, zu bejahen 8 
werth wäre es geweſen, provinziell fondern zu fönnen, allein dies iR, w 
anerfannt wurde, zumal unter den jegigen Umftinden nicht möglih, K 





&) Des Abgeorbn. v. Kleiſt-Moholz (nicht gebruct): 

dem $. 64. hinzuzufügen: 

„Alle an die Kirche, Pfarre und Schule zu zahlenden Leif 
„den nur nach dem fünf und zwanzigfachen Betrag, glei 
„Antrag des Verpflichteten oder Berechtigten, abgelöft.« 

Gründe. 

„Die Abgabe an bie Obengenannten iſt nicht der Abgabe an 
„herrſchaft gleichzuftellen, fondern dient zur Erhaltung einer tur 
»ihigen Gemeinde-Anfalt, trifft außerbem die Wohlhabenderen dert 
„welche theilweiſe diefe Erleichterung nicht wollen cber nicht dedü 
„obige Anftalten trefiende Ausfall würde aber durch tie Gemeint 
werben müflen, wodurch ben Aermeren nur Laſten anferlegt ' 

(Stenogr. Ber. der II. K. Bd. 3. ©. 1473. u. 1475, desgl. ©. 1491.) 

1) Dabei wurde zwar der Vorbehalt gemacht, nach Berathung de 
banfsefeges definitiven Befchluß darüber zu faffen, ob im Alin, 4. Rat: 
tenbriefen“ zu fegen: „Staatspapieren“; indeß erledigte ſich die 
Halt durch die im diefer Beziehung hiensht unverändert erfolge b 
bes Rentenbant-Befepes. 
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inigung auf den 2Ofachen Betrag ſchon gelingen. Daran zu rütteln, ift 
sthlih. Das Hin und wieder ben Berechtigten Opfer angemuthet werben, 
t zu verkennen. Sie werden aber ſchon dur bie Erfahrung bebeutend ver: 
„ daß höchſt felten, weder bei Privat⸗, noch bei öffentlichen Käufen ber 
ber Qutsberehhtigungen zum 2fachen Betrage angefählagen worden ifl. Die 
e, welche an den Bentenbriefen beforgt würden, widerſprechen ben Erfah⸗ 
in anbern Laͤndern fowie in Weftphalen. Während ber bemegteften Zeit 
ires 1848 fanden fle hier 98—99 p&t. und jet 102—103 p&t. 
ird die Dazwifchentimft der Rentenbank als ein nothwendiges Mittel aners 
ohne welches die Konfequenz des Berhältnifies nicht vollfenmen, und ber 
Frieden wicht gefihert if, dann muß au erwogen werben, daß bie Ber; 
n künftig durch die nothwendig firengere Kontrolle pünktlicher Zahlung, 
ie Unmöglihfeit einer Nahfiht, einer Abgeltung von Reften durch einige 
u. dol. nachtheiliger geftellt fein werden, während ber Berechtigte eing voͤllig 
e Ginnahme gewinnt. 
ß die Rentenbriefe 3 pCt. tragen, iſt einftimmig für unabweislih noth⸗ 
erkannt worden, weil diefes den Umtaufch gegen Papiere ber Krebit:Inftitute 
h erleichtert und alfo im Interefie der Berechtigten ſelbſt liegt. IR dem 
dann ergiebt fi, wenn ein Amortiſation⸗Fonds gefchaffen und eine Er⸗ 
ber bäuerlichen Leiftungen nicht eintreten foll, auch wiederum die Brmäßi- 
3 Multiplifators unter den 2öfachen Betrag von felbft. 
Folge diefer Erwägungen flellte fi die Anficht der Kommilfion einftimmig 
rechthaltung diefer Beſtimmung des Gelebentwurfs feſt. Nur in Bezug 
Herabfehung des 20 fachen auf den 18fachen Betrag bei Baarzahlungen 
ich ein Widerfpruch in dem Antrage geltend: 
m $. 64. Alin. 1. Hinter dem Worte: „kann“ einzufdalten: 
„infofern derfelbe nicht aus den Renten und Zinfen hervorgegangen iſt, 
melde in früheren Berträgen und Regulirungsrezeffen begründet find. 


fer Antrag gründet fih darauf, dag befonders den Bauern, welche bas 
wm ihrer, früher uneigenthümlichen Stellen erhalten haben, bereits bei ber 
nad Berleihung alle zuläffigen Erleichterungen geworben feien, und baber 
echtigten zu Gunften ihrer, ein neues Opfer nicht zugemuthet werden könne. 
wurde aber auf den geringen Unterſchied hingewiefen, welder bei An: 
ws Beſchluſſes der II. K. zwiſchen den Fällen beftehe, in welchen die Be⸗ 
u durch Rentenbriefe, und in welchen fie bei achtzehnfacher Baarzahlung 
ber Berpflihteten — allerdings wahrfcheinlih nicht in entenbriefen, da 
je Operation vielleicht nicht ausführbar fein möchte — doch aber in A pro: 
Gtaatspapieren abgefunden werden würden. 

: Yintrag wurde verworfen, und der $. 64. unter einem Vorbehalte ange: 
welcher exit erledigt werden kann, wenn von ber II. K. über das Renten⸗ 
feg befchloflen fein wird. Es iſt ſchon darauf hingedentet, daß «8 wahrs 
unaueführbar fein wird, den Berechtigten im alle eintretender, won ihm 
oiefener, Rapitale:Abfindung durch den Verpflichteten, in Rentenbriefen 
n und ed werden Staatspapiere wahrfcheinlih an deren Stelle treten 


Kommilfion wird, jobald die Frage in dem andern Haufe erledigt iſt, 
ich darüber berichten. 


‚ Plenum der I. Kammer trat dem Antrage der Kommiſſton 
(Stenogr. Ber. der I. 8. 1845. Br. 5. S. 2562.) 


Abgelehnt wurden folgende Berbeff.; Anträge: 
Des Abgeorvn. v. BeihbmannsHollweg und Gen. (Druckſ. Ar. 535, 


ı 6. 64. und allen übrigen 88. flatt des 18fachen Betrages in Baarzah⸗ 
ng den 2Ofachen, und flatt des 2Ofachen Betrages in Rentenbriefen den 
&rfachen zu fegen.“ 

Des Abgeordn. Trieft (Drudf. Nr. 550, ad 2.) im 8. 64.: 
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Mi Das img. 64. des Abldſ. Gef. in Bezug 
b —* 2Ma 1850 enihäft vie Borfehifien: 
* a Ir Benelung der nen, Behufs deren eben 
die kant in den $g 9—17. 


ab b) fiber vie Abfindung des Berechtigten in ven $$. 233 


60. 
Das R. des Min, für Tandwirt tl, BIN 
(Min. er 18 ee J a nee — dara 


en — 

wen Im Betreff der Anwenpharfelt tes © 
Ant Ben entftanden, 

4) Sind Reallaften. von Mühlen, welche in Gläre aut 
BBNFEI EN: ZB 1600 ah Aa war $. 64. oder nad 

Geſ. v. 2 — 

Erfteres nehmen an 

a) Das Min. für — Ang: in dem M. 
1850. ) (Min Bf. d. i. B. 4) 

‘ * as Fin. Min, in dem C. R. v. 16. Jan. 1851. >) 
ri 1851 ©. 62 und Zeitfhr. des Renif. Kolleg. Br. 4. ©. 1 

c) Das ERDE für ——— 
den Gi. v. 12. und 26. Nov. 1852. (Seltfär. befielb. 

41 md 34 Samml, deſelb. S. 48 PBrij. * n.©.79 — 

Vergl, die Erläut, ad II. Nr. 3. Litt. £. zum $. 65. des 

02. März 1850: (. unten.) 

2) Die Abgaben ver Werdenfhen Hobs- und Beha 
Äter an den Hoböheren find nicht nach $. 65., ſondern nad 
Asısr. Gef. v. 2. März 1850 abzulöfen. 

So erkannt von dem Revifiong- Kollegium für Laı 
tur-Saden unterm 2. Dec. 1852. (Präj. Samml. deſſelb. € 
und Zeitfer. Bd. 6. ©. 80.) 

k — die Erläut. zum $. 35. des Gef. v. 21. April 1825 
(f. unten. 

3) Auf Münfterfche Erbpachtgüter im vormaligen Gr 
thum Berg findet ver $. 64. und nicht ver $. 65. tes Ablöl 
März 1850 Anwendung. 

Angenommen von dem Nevifions- Kollegium für Laı 
wur Saden per sent. v. 18. Nov. 1851. (Zeitfehr. deiiel 

4) Heber die Nichtanmentbarfeit des 6. 64. auf folde 
welche erft nach Publikation des Ablöf. Gef. für die Aufhel 
Alin. 2. des $. 58. a. a. O. erwähnten gewerblihen Rı 
ftelt worden, vergl. das R. des Dein. für laudwirthſchaftl. Ang 





a) in Alinea 1. fatt: „achtzehnfachen“ zu fepen: „für 
migfacen.“ 
P) in Alinea 3. hinter: „fo erfolgt tie Abläfung“ 
„auf den Antrag des Berechtigten.“ 
y für den Fall der Annahme der Vorfchläge FC und ß. 
IR. sergefcagenen Zufah (jept Alinen 4.) au fireihe: 
Ber. der IR. Bd. 5. ©. 2561.) 
1) Bergl. in 
2) Bergl. in 
3) Bergl. ebendat 
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2 1) (Min. BI. d. 1.8. 1852 ©. 141 Mr. 134.) und bie Zuf. zum $. 
des Ablöſ. Geſ. (f. oben ©. 505 ff.). 

V. Ber S. 64. des Abloͤſ. Gef. v. 2. März 1350 ift nicht sedes ma- 
de über Die Höhe der Abfindung ded Berechtigten durch die 
Ktenbanken reſp. Tilgungsfaffen, vielmehr find dafür das Ren⸗ 
anls@ef. vom nämlichen Tage ($. 28) refp. die durch ven 6. 58. defs 
R morifisirten Tilgungs⸗Kaſſen⸗Reglements zu erachten. 

Venn tie Berpflichteten in ten vier Kreifen Paderborn, Büren, 
Her und Warburg die Ablöfung ihrer Reallaſten durdy Baarzahlung 
mttzehnfachen Betrages ter Rente in Gemäßheit Ted F. 64. des Ab» 
ef. v. 2. März 1850 und $. 9. des Mentenbanf» Gef. de eod. abs 
und die Ablöfung durch DBermittelung der Tilgungs-Kaffe bean» 
ien, fo Eönnen die Berechtigten Doch nur dad Achtzehnfache 
Rente in Schuldverfchreibungen der Paderborner TilgungdsKaffe ‚als 
Kung fordern; ein Anſpruch auf Abfintung in Mentenbriefen zum 
Bofachen Betrage der Jahresrente fleht Ihnen In dieſem Balle 


u. 
k Berechtigten in den genannten Kreifen find verpflichtet, fich auf 
wa den Belafleten nach ren Borfchriften des Tilgungs⸗Kafſen⸗Regle⸗ 
ro: 8. Aug. 1836, und Ten durch den $. 58. des Rentenbank⸗Geſ. 
‚Mär; 1850 feflgefegten Modififationen beantragte Ablöfung einzu⸗ 


Liſ⸗ Grundſaͤtze hat das Reviſions⸗-Kollegium für Landes» 
ar Sachen in dem Erf. v. 24. Juni 1853 angenommen. 
Me Gründe der Entfcheivung bemerken: | 
Der Megier. Entw. zum $. 64. des Ablsſ. Gef. emihielt die beiden legten 
Weiden noch nicht, welche vielmehr exit von den Kammern hinzugefügi 
And. Diefer Zuſatz fpricht aber nur von ber Defugniß bes Berechtig⸗ 
Dem Balle, in welchen ver Berpflichtete durch Baarzahlung des acht⸗ 
Betrages ablöfen will, das Zwanzigfache in Mentenbriefen zu vers 
at aber feineswegs den Fall vor Augen, wo ber Verpflichtete bie 
Bit durch Baarzahlung bewirken will. Fuͤr dieſen Fall jegt vielmehr 
Sat des Zuſatzes fer, daß die Abloͤſung nah den Beflimmungen des 
⸗Geſ. erfolgen joll. 
Iiriber,, zu welchem Betrage der Berechtigte in Diefem Falle von ber 
bank feine Abfindung erhalten folle, enthält das Ablöfungs-Gefen noch 
Hue Beſtimmung. 
ber auch jener Zuſatz, worin für einen andern Fall dem Berechtigten bie 
ing in Wentenbriefen zum zwanzigfaden Betrage in Ausſicht geftellt wird, 
Betreff der Höhe des Abfindungsfages nur als ein dem Renten 
zeſetze vorgreifender hiſtoriſcher Vermerk anzufehen, wie daraus hervorgeht, 
testen Ablage ausdrücklich gefagt wirb: 
„Das Nähere beftimmt das Rentenbank⸗Geſetz.“ 
mnad ift das Nblöf. Gef. v. 2. März 1850 im Betreff der Höhe ber 
ung des Berechtigten buch die Mentenbanfen nicht sedes materiae, 
hierüber werden erft in dem Rentenbank-Geſetze vom felbigen Tage bie 
en Beſtimmungen getroffen. — Hat nun ber provorixende Belaitete die Abs 
durch Baarzahlung abgelehnt, fo muß die Abfindung des Berechtigten nad 
tten Alinea des $. 64. 1. c. nah den Bellimmungen des Mentenbant; 
e6 erfolgen. 
28 Abloſungs⸗Geſetz hat für dieſen Ball feine Beitimmung über 
he ver Abfindung des Verechtigten getroffen und es fann daher mit anges 
“ werden, daß fon durch ben $. 64. I. c. dem Berechtigten für alle 
pie bed zum zwanzigjachen Betrage in Mentenbriefen unbebingt zuge⸗ 
zorden ſe 








——— — — — 6 — — 


Beral. in Br. I. ©, 197. 
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d⸗Geſetze nicht verfümmert werben follten, wie dies die Materialien diefes 
auf das Vollftändigite ergeben. 
beſondere wurde zur Motivirung bes $. 58. dee Mentenbank;@ef. v. 2. 
50 von dem Berichteritatter in der Sigung der II. 8. v. 11. Dec. 1849 
tenogr. Ber. der II. K. S. 1675) Folgendes angeführt: 
im Allgemeinen if es der Zweck diefes Paragraphen, daß die Betheis 
den in denjenigen Lanbestheilen, wo bereitö Tilgungsfaflen beſtehen, nas 
milch im Paderbornſchen und in dem Gichefelbe, in Seiner Bezich 
lechter geftellt werben follen, als die übrigen Betheiligten, weldge burd 
6 Abloſangs⸗Geſ. jeht betroffen werden. Es find dabei die im jenen 
adestheilen befichenden Beitimmungen für die Tilgung! Kaflen wit Zus 
mung bes Seren Finanz⸗Miniſters fo ungeformt worden, daß, ohne 
e Laften der Pflichtigen zu erhöhen, fie dennoch der Wohlihaten, 
ſche das neue Ablöfegefeß bietet, theilhaftig werben, und umgelchrt bie 
erechtigten da, wo ihnen die Rente nad) dem neuen Ablöfungss Gef. 
geſtellt wird, ebenfalls nicht ſchlechter geellt werben, als bie Berechtigten 
den übrigen Provinzen des Staates.“ 
Grundſaͤtze find auh im Allgemeinen durchgeführt, namentlich im 
r Berechtigten in dem GBichsfelde, denen 4 Procent Zinfen tragende Wen: 
ur 8.58. Ar. 4. 1. c. ale Abfindung zugefihert worden find, waͤhrend 
vem egl. v. 9. April 1845 nur 3% pCi. Binfen tragene Schu 
m erhielten. 
Betreff der Berechtigten in den vier Baberborner Kreifen iR nun allers 
folge Gleichſtellung bezüglich der Höhe der in Mentenbriefen. ihnen gu 
en Abfindung durch das Rentenbank-Geſetz nit erfolgt; und dies IR, 
zu leugnen, eine Rechtsungleichheit. 
sun jedoch nicht angenommen werden, baß biefer Umſtand bei ber Far 
henen Abſicht des Geſezes den Faktoren ber Geſetzgebung unbefannt ges 
zes muß vielmehr vorausgefegt werben, daß eine Ausgleichung derſelben 
i3 geweſen iſt, ohne auf der andern Seite die Verpflichteten in ihren 
leichterungen zu verlümmern. 
ſolche Verfümmerung wäre aber nothwendig eingetreten, wenn bie Ver⸗ 
jener Kreiſe, während fie bisher nur entweder } der Jahresrente ober 
om dem achtzehnfachen Betrage ber Jahresrente entrichteten, nad dem 
B@etepe 4 pCt. Zinfen von dem zwanzigfachen Betrage der Jahreorente 
richten follen. 
Gründe, welche jene erleihternden Bellimmungen bes Regl. v. 8, Aug. 
schtfertigt Hatten (unverhältnigmißige Selatung und Armuth der Ver⸗ 
dauerten zum Theil auch bei Emanation des Rentenbank-Geſetzes fort. 
Buung der Laiten konnte daher den Pflichtigen nicht zugemuthet werben. 
‚ätte deshalb eine Ausgleihung der Berechtigten jener Kreile nur bu 
tel herbeigeführt werden künnen. Gine ſolche zu befürworten, haben fi 
e die Kammern veranlaßt gefehen, noch Hat die Staatsregierung eins 
Borſchlag gebracht. | ' 
üflen gemnach überwiegende Gründe vorgelegen haben, aus denen dies 
eben iſt. 
ıfalls geht aus dem Borangeführten mit Beſtimmtheit hervor, daß bie 
n Baftoren der Geſetzgebung jene Ungleichheit der Berechtigten, bezuglih 
dung im Berhäftnig der Berechtigten in den übrigen Brovinzen des Staa⸗ 
[ gefannt, aber dennoch abfichtlich haben beftchen laſſen, weil höhere 
ibnen eine Ausgleihung berfelben unmöglich machten. u 
Abloſ. Geſ. v. 2. März 1850 Hat im Vergleich mit dem bis dahin aus 
Rechtszuſtande Opfer von dem Berechtigten geforbert, um ben endlichen 
ber den Grundbefitz belaftenden Verhältnifie im Intereſſe des Staates umb 
eile herbeizuführen; es ift deshalb feinem Zwede und feinem Seiſte nicht 
d, wenn man annimmt, daß aus gleichen Gründen den Berechtigten 
aberbogner Kreife die Zumuthung gemacht worben if, ſich mit dem acht⸗ 
ı Betrage der Jahresrente in Rentenbriefen für abgefunden zu erachten. 
ſchr. des Revif. Kolleg. Br. 6. &. 350 ff) | 


Von deAbldſ. der Reallaſten, den Regullrungen u: Gem 
me r Zum $: 65. ge 


° 1 Der $ 65 iſt von den Kammern völlig umgefle 


"A. In dent. Megler.. Entio, Tautele deifelbe dahin 
Ausgenommen von ben Beſtimmungen bes’ $. Bd, ei 


„weder die Ueberle Grundſtücks zu 
55 Fe vor abe Sing de Wesenmtigen Odin « 





ſipulirt 
"ie h ‚er Kanon oder Sind’ tann mir "af Antrag beo ver 
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einander A ar von Fu * = 
rechnet Berech 


in —— len "abzntragen. " iſt ber 
—— men verbunden, die mi einhundert 
Der ſalige Müchjtand öt mit fünf" Prozent jährlich zit — 
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Die Motive hierzu —— Te ei 





nehmen 
von —* * — oder a — 
er 5 zur Erbpacht oder 

— —— auoſchließen zu — weil —— En 

ee gefiherten Lage befinden, und beinihmen überhaupt von 
—— Beat, deffen Löfung das Gefep hauptfachüch 

en —— ablehnen Se 

—* 1 betragenden Zins zu Erbyadht, 
fe, hen nämentlid) in ber neuern Feit Häufig ı 
In ſolchen Fällen if zu einer Löfung des vertragemähig eingega 
niffes, wider den Willen des Verpflichteten Fein Grund vorhanden, 
fo weniger, als nad) Artifel 40, der Verfafungs-Urkunde aud fünf 
durch melde das Gigenthum an Srimbitüden gegen einen feiten 
verliehen wird, geitattet bleiben follen. Es kam daher nur darau 
folhen Kanon eder Zins überhaupt den Ablöfungsfag mit dem gegeı 
Zinsfuß und mit dem fünftig zur Anwendung fommenden Ablöfun 
Hang zu bringen. Dies in in dem vorliegenden $. 65. gefhehen. 


B. Die Kommiffion der Il. Kammer beantragte folgı 


Zi ein Grundſtuͤck außerhalb einer gutsherrlichen: bäuerlichen : 
Abtöfung oder ohne Begründung eines qutsherrlicen-bänerlichen 2 
telft eines vor Verkündung des gegenwärtigen Gefetzes errichteten | 
tages gegen Entrichtung eines Kanons oder Zinfes und andere 
Erbpacyt, Grlzins oder Gigenthum überlaffen werden, fo finden di 
des $. 68. feine Anwendung. 

Es fann vielmehr in einem ſolchen Falle der Kanon oder ! 
Geldiverth der übrigen etwa no ſtivulirten Leitungen nad) Abrech 
werths der Gegenleiſtungen zum zwanzigfachen Betrage und zwar 
des Berechtigten nur duch Vermitielung der Landrentenbanfen und 
des Verpflichteten nur Durd Baarzahlung defielben nad vorhergega 
natlicher Kündigung abgelöit werben. Der Verpflichtete iſt befugt, 
vier auf einander folgenden einjährigen Terminen, von dem Ablauf! 
frift an gerechnet, zu gleihen Theilen abzutragen. Doch if ber 
foldje Theilgahlungen anyunchmen verbunden, die mindeftens Ginhu 
tragen. Der jedesmalige Rüdiland it mit fünf Peogent jährlich gı 

Nebrigens finden auch hier die Vorſchriften der 89. 52. und 5 


Der Bericht der Kommiſſion motivirt dies in folgender 


Das Alin. 1. des $. 65. hat in der Ngrar:Kommiffion zu me 
ten Anlaß gegeben. Darin find fämmtlihe Mitglieder einverfande 
für Grundflüde, welche ohne Begründung eines gutsherrli:bäuerlit 
eſs gegen Vorbehalt eines Kanons ter Yinies überlaffen worden, 
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eührten Momente für die Ablöfung zum 18fachen Betrage nicht obwalten, und 
ee für ſolche die Feſtſtellung einer Ausnahme von ber Regel des $. 64. gerecht⸗ 


iſt. 
Eenſo iR darüber kein Zweifel geweſen, daß für ſolche Bälle, die Ausnahme 
wie es in der Regierungsvorlage geſchehen iſt, auf den Kanon oder Zins be⸗ 
‚ ſondern auch auf bie etwaigen übrigen Leiſtungen aus demſelben Vertrage 
ent werben muß. 
es würde in bem alle, wenn in einem Grbpachtes ober Erbzinsvertrage 
dem Kanon ober Zins auch noch andere Leiltungen ftipulirt worden und mit 
mad $. 60. Segenleiftungen kompenfirt werben follen, zweifelhaft fein, ob 
mit den Letztern, nach der Regierungsvorlage ($. 61.) zum 18fachen Be; 
ablöshbaren Leitungen ober mit dem zum 20fachen Betrage ($. 65.) ablösbes 
' oder Zins fumpenfirt werden muß, in beiden Fällen aber ein ganz vers 
Refultat erlangt werben. Auch erfcheint es nicht angemeilen, am wenigs 
gerechtfertigt, Leiftungen aus einem und bemfelben Bertrage nach verſchie⸗ 
Sisen zur Ablöfung zu bringen. 
Viernach Hat daher die Kommiifion eine Abänderung des Alin. 1. bes $. 65. 
mehr für erforderlich erachtet, als die jegige Faſſung befielben aud die ges 
regulirten Stellen treffen könnte, für dieſe aber unter allen Umfländen 
dung des F. 64. des Entwurfs gewahrt werden fol. Diefe Abſicht Hat 
mmiffion noch beſonders dadurch außer Zweifel geftellt, daß fie das von 
Bitgliede geflellte Amenbement, im Alin. 1. Hinter dem Worte Vertrage ein⸗ 
: „oder RegulirungssRegeffe bis zum Jahre 1830*, verwers 


jene Geſichtspunkte aufrecht zu erhalten und gleichzeitig bie — 
u beſeitigen, welche aus der Unſicherheit des Rechtsbegriffes der Zinsgüter 
fönnen, ift von einem Mitgliede vorgefchlagen worden, von der Anwendung 
64. auszufchließen: 
aubebingt die Brbyadtes, Erbzins⸗ und Bigenthumsgüter, welche nach Bin: 
ſhrung tes Ev. v. 9. Oft. 1807 ducch einen fhriftlihen Vertrag gegrüns 
worben find, und 
den vor Ginführung des Ed. v. 9. Oft. 1807 durch einen fähriftlicden 
g gegründeten Erbpachts⸗, Erbzins⸗ und Gigenthumsgütern, nur bies 
en, welche an Kanon oder Zins und andern 2eillungen jährlich mehr 
Thlr. zu entrichten haben. 
Antrag, zu welchem die Unter: Amendements geftellt waren, flatt 50 Thlr. 
a 25 Thlr., event. 10 Thle., wurde durch die Behauptung zu rechtfertigen 
por A 17. und 18. Jahrhunderts unter den Ginflüffen des damals ausge: 
laffitiichen und noch nit vollitändig befeitigten Lehnsverhaͤltniſſes fogenannte 
pr: und Grbzinsverträge abgeſchloſſen werden feien, welche Ausflüffe des 
Bu Weubal: Verhältniffes in fich aufgenommen hätten. Mit Sicherheit laſſe 
mehmen, daß feit Einführung des Ed. v. 9. Oft. 1807, welches gleichzeitig 
Mind und Sideifommißpbefigern die Vererbpachtung von Grundüden erieich⸗ 
efer 
Aban 
















dergleichen feudaliſtiſche Verhältniffe nicht begründet worben fein. "Die 
Zeit geichloffenen Verträge würden baher unter allen Umfländen von ber 

g des im 8.64. feſtgeſtellten Prinzips auszujchließen jein. Won ben vor 
Zeit abgeſchloſſenen Erbpachts- und Erbzinsverträgen Eönnten dagegen mit 
Sicherheit nur diejenigen als reine Erbpachts- oder Erbzinsverträge bezeich⸗ 
en, in welchen ein verhältnißmäßig hoher Kanon oder Zins flipulirt wor; 
wie Dies namentlich bei den im vorigen Jahrhundert erfolgten vielen Vererb⸗ 
Magen von Domainen, von Kirchens und Pfarr⸗, ſowie Kämmereigütern ber 


gie Mojorität der Kommiſſion hat jedoch den obigen Antrag und mit diefem 
geflellten Unter » Amendements abgelehnt, indem biefelbe von ber Anficht 
gg, daß eine Unterfcheidung zwifchen den vor und refp. nach Eimführung bes 
. 9. St. 1807 errichteten Erbſchafts- und Zinsverträgen in dieſem Ed. noch 
Une genügende Mechifertigung finde und daher dieſelbe immer eine willkühr⸗ 


Each dem zweiten Alinen dieſes $. 65. foll ein folder Kanon oder Bins 
Rf'den Antrag des Verpflichteten durch Baarzahlung des zwanzigfachen Des 
geloſt werden koͤnnen. Gin Mitglied wollte fait des zwanzigſachen Bes 
Aberall den fünf und zwanzigfachen Betrag und ein anderes den Iehten oa 


540 Don d⸗Abidſ. der Relfaften, den Regelinngen a. Gen.2} 
Ray nd auenehmenf en EEE ee 
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dee Werplighteten sr — — des 20fadhen Betrages“ zu Tepe 
„kann zum —— Beirage und zwar auf ben Antrag } 
ten nur durch Bermittelung der Rentenbanfen und auf den 
Verpflichteten nur durch Baarzahlung deſſelben“ u. f. g. 
Diefer Antrag in denn and) von der Kommifflon angenommen w 
Nady diejem hat die Remmiifion ſich über die von ihr beantragte 
8. 65. geeiniget. 
Das Plenum ter II. Rammer trat ten Anträgen ter Kt 
mit folgenden Modififationen bei: 
a) in Betreff des Alin. 1. wurde befloffen, darin aufer 
aud den $. 63. zu allegiren, ') und 
b) im Alin. 2. wurde zwiſchen dem erften und zweiten Sat 
miſſions-⸗Vorſchlages folgender Sag eingefchaltet: 
Die Vermittelung der Landrentenbank fann jedod verweigert wert 
a) efähigeit ($. 63.) tes Grundftüds auf Grfordern nit 
wird. 


Im Uebrigen genehmigte die II. Kammer den $. 65. gaı 


1) Dies wurde auf den Verbefi.: Antrag ber Mbgeorbn. 
Bevon (Drudf. Nr. 336. ad IX.) beſchloſſen. (Stenogr. Fr del 


35.) 
b Diefe Cinſchaltung wurde auf den Verbeii+ Antrag des Ah 
ber (Drudf, Nr. 337.) angenommen, deffen Motive dahin lauten: 
Ph et mehrere Erbpachts⸗Grundſtücke, welche mit eim 
elaitet find, daß berjelbe davon nit aufgebradt n 
a Wentenbant würbe daher durch bie Uebernahme folder Be 
theifigt werden.“ 


Geſ. d. 2. Mir; 1820, betr. die Abloſ. ac, ($ 65). ° 541 
ſder Kommifflen. 1) (Gtenogr. der II, &. 1845 Mb. 3. ©. 1502 
) 


eh enbe zum $. 65. in ber II. K. geftellte Berbeff. Anträge 
gelehnt: 
es Abgeorbn. v. Bülow (Drudf. Nr. 336. ad XVII.): 
as lin, 1. des 5. 65. wie folgt abzuändern: 
„Ausgenommen von ber Beilimmung des $. 64. bleiben: 
„1) tiejenigen Geldrenten, Kanon oder Zinſe, 
„2) derjenige Geldwerth für Dienfte und Naturabgaben, 
„weiche entweder für ebiftmäßige Ueberlaffung von Banernhöfen zu Ei⸗ 
„genthum, oder für Uebertragung von Grundeigenthum au Grbpacht 
„Erbzine oder vollem Bigenthum in einem vor Berfünbigung vieles 
„Geſetzes errichteten Regulirungs-Nezeffe oder fchriftlichen Bertrage auss 
„drücklich ſtipnlirt worden find.“ 


Motive 
„Wenn der $. 64. ge außergewöhnliche Erleichterungen für bie Ab⸗ 
fung ber anf dem Heinen Grundbeſitz laftlenden, in ihrem Urfprunge 
ab rechtliher Begründung oft gar nicht nachzumweifenden Geld» und Ras 
mal Bräfationen und Dienfte, wie folche In Verbindung mit unglüdlichen 
tzeiguiffen anderer Art eine zahlreiche Bevdlferung in mehreren Theilen 
Iherfchieflene und Weſtphalens faft erbrüdt haben, anordnet, fo würde 
3 doch mit ven Forderungen der Gerechtigkeit und der Beflimmung ber 
ſerf. v. 5. Dec. 1848. $. 40. nicht vereinbar fein, ebendiefelben Bortheile 
nd Grleichterungen denjenigen bäuerlichen Brundbefigern in allen übrigen 
heilen der Monarchie zu gewähren, welche bei etiftmäßiger Berleihung 
wer Höfe ge Gigenthum fehr mäßige PBräftationen übernommen und da⸗ 
Iber die Rezeſſe in ber vorgefchriebenen Urt abgefchlofen haben. Es 
rürde dies vielmehr um fo weniger gerechifertigt fein, als die Bauerhofs⸗ 
eſttzer der erwähnten Art fich fafl überall in wohlhabenden, oft blühenden 
berbältniffen befinden; diefe müflen daher durchaus denjenigen gleich be: 
andelt werben, welche Grundbeſitz zu Erbzins, Erbpacht oder Cigenthum 
a fchriftlichen Verträgen vor Verkündigung vieles @eiehes erworben Has 
en und für welche die Ablöfungsbedingungen im 2. Alin. des $. 64. 
ſtgeſetzt find.” 
)es Abgeordn. Chriſtiani (Dradf. Nr. 336. ad XVIII.): 
en $. 65. alfo zu faflen: 
„Die Befimmungen des $. 64. finden gleichfalls Anwendung auf deus 
„jenigen Kanon ober Zins, welcher für die Meberlafiung eines Grund⸗ 
„ſtücks zu Erbpacht, Erbzins oder Cigenthum in einem vor Verkündi⸗ 
„gung des gegenwärtigen Geſetzes errichteten fchriftlichen Bertrage und 
„anßerbalb eines gutsherrlich = bäuerlichen Verhaͤltniſſes ſtipulirt wor⸗ 


„den if.“ 
Gründe. 

die La des Erbpachts⸗ und Erbzins⸗Kanons iſt mehrentheils weil grös 
er als bie, welche aus einem gutsherrlich⸗ bäuerlichen Berhältniffe ents 
pringt.“ 
Jes Abgeorbn. Denzin (Drudi. Nr. 333. ad V.): 
gl. biefen DBerbefi..Antrag zum $. 52. des Ablöf. Gef., f. oben S. 48. 
te 1). 
Des Abgeorbn. Freih. v. Hiller und Sen. (Druckſ. Nr. 333. ad VI.): 
m lin. 1. der von der Kommifflon vorgefchlagenen Faſſung des $. 65. 
ie Worte: 

„oder Abldfung, ohne Begründung eines gutsherrlicdhs 

„bauerlichen Verbältniffes 
u fireichen, fo daß ber Gingang des $. 65. in folgender Art gefaßt 


e: 

„Sr ein Grundſtück außerhalb einer gutsherrlich-bäuerlien Regulirung 
„mittel eines vor Berkündigung des gegenwärtigen Geſetzes errichteten 
„ſchriftlichen Bertrages m. f. m.” 
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€. Die Kommiffiowver I. Kammer * 
$. 65. in ber von der II, Kammer beſchloſſenen * 
genden Modiſikationen: 





Grün 
„Durch tie gergeilagene — wird — 
geſiellie Zwelfel, daß bie Fafung des $, 6 
„gulitten Stellen treffen Fönnten kefeiigt 
*— —ãA welches durch Beibehaltung der oben 
Bu ⁊ 
wa -wirb folgende Faſſuug fchfagen: 
Vu vergefi 
ET ——— außerhalb einer gutsherrfich! 
* „lirung ober, A fung und ohne — 
"ac Beate Megan fifich 
„wärtigen Befehes ten Fchriftlichen Vertrag 
Des —— v. Er (Deudf, Pre en . 
ddao 65. dahin zu fal 
J — 95 Cent. 
Reguli mp. ©. 14. J 
— mober gu Grbpacht, Grbzins oder Gigenthum 
mSanens oder Binfes und —— Keift j 
* —— dieſes Geſebes errichteten * 
«nl „merden, fo finden bie Beſtimmungen bes f 
10 he üb 
I gm Die Beil ER 
. er der regulirten. jöfe gi 
‘ Durchſchniti RN ben. wohlpabenditen Rlaflen der — 
„gar fein denfbarer Grund if, dieſe günftiger als die Gr 
Imobeſitzer, welche von der Regel des $. 64. ausgenom 
„behandeln, und vie Bereditigten eines großen Theile ihr« 
„berauben. 
"Des Atgeoren. v. Eynern (nicht gedruckt): 
„dem Alin. 2. des S. 65. hinzuzufügen: 
„e8 fei denn, daß andı tie Ablöfung vermittelft 
„Vertrages rechtsverbindlich zum 25 fadhen oder einen 
„trage feigeftellt werben ill.“ 
Gründe 
„Es giebt Vorträge, in denen der Ablöfungsiag zum ' 
„Nipuliet worden it, nicht, weil tiefer der gefepliche Ablafı 
„bern weil dabei die befenderen faktiſchen Gründe ck 
„welche bei Feſtſtellung eines anderen Satzes übgewaltet I 
m) Des Abgeortn. Kögel (nicht gebrudt): 
mim Alin. 2. des $. 65. hinter dem Worte: „Rentenbar 
zum 224 fachen Betrage“, event., wenn die Kem 
nicht angenenmen wird, im Alin. 1. des $. 65. hinter dem 
„gu feßen: 
die Abgaben und Reiftungen an Kirchen, und die der 
„Schullehrern ans ihrem Dienfeinfommen yuftehende 
diefe werden auf Autrag des Berpflicteten durch © 
„20 fachen und auf Antrag des Berechtigten zum 224 
„in Rentenbriefen akgelöft, und derjenige ıc. 
I) Des Abgeortn. v. Dewig (nicht gedrudt): 
„das Min. 2. des $ 65. dahin zu falen: 
„Es kann vielmehr in einem ſelchen Falle der Kanen e 
mber Geldwerth der übrigen etwa nech ſtipulirten if 
rechnung bes Geldwerthes der Gegenleiſtungen, anf A 
bflicteten nach vorhergegangener ſechsmonatiicher A 
„20 ſachen Betrage durd Baarzahlung, auf Antrag N 
wzum 224 fachen VBerrage burdy Wermittelung der 
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Matt den Wortes: Landrentenbanken“ zu fegen: „Men- 
n“" und 


‚löſt werden. Die den Geiſtlichen zuftehenben Renten und Leiſtungen 
‚unterliegen benfelben. Beflimmungen. 
Gründe. 

glichſte Aufrechthaliung des im Art. 8. der Verf. Urk. enthaltenen 
nzips der Unverletzlichkeit des Cigenthums und der gerechten Entfchäs 
ung für aufgehobene Bermögensrechte.” 

Abgeordn. v. Kleiſt-⸗Moholz (nicht gebrudt): 

ı $. 65. folgenden Infab zu geben: 
Alle Abgaben. an Kirche, Pfarre, Küflerei und Schule werben nur 
nach dem 25 fachen Betrage, gleich ob anf Antrag bes Berpflichteten 
oder Berechtigten, abgeloͤſt. Hentenbriefe müflen zu dem Nennwerthe 
angenommen werden. 

Abgeordn. Breithaupt (Witliſtock) (Drudf. Nr. 336. ad XX.): 

ı $. 65., mag bderfelbe nach der Vorlage der Regierung oder dem An⸗ 
se der Kommilfien angenommen werben, folgenden Zuſatz zu geben: 
Die Beftimmungen diefes $. greifen auch für tie Abloſung der Abgas 
ben und 2eiflungen an milde Stiftungen, an Kirchen Pfarren, Küfles 
reien und Schulen, foweit diefelben nicht überhaupt nach $. 6. von 
der Abldsbarfeit ausgefchloffen find, jeboch mit der Maaßgabe Platz, 
dag an die Stelle des ywanzigfachen, der fünf und zwanzigfache Bes 
trag des Kanons der Geldrente oder des Geldwerths ber Abgaben und 
Leiftungen tritt, * 

Abgeordn. Keller und Gen. (Drudf. Ar. 336. ad XIV.): 

diefen, urfprünglich zum $. 64. geftellten, Verbeſſ. Antrag beim 8. 
S. 530. in der Note 1.). ' 

bſtehende Berbeff.Anträge zum $. 65. wurden zurüdgezogen: 
Abgeordn. Freih. v. Schlotheim (nicht gedrudt): 

$. 65. folgenden Zufag zu geb:n: 

bie beutfchen Koloniften, weldye fih im 17. und 18. Zahrhundert un: 
ter der Benennung Hauländer cder Holländer in den jetzt zu Preußen 
gehörenden, früher Bolnifchen Landestheilen angeflebelt Haben und de: 
ren Verhältniffe weder rein laffitifcher Natar, noch rein Erbpachts oder 
Erbzinsspflichtig, fondern gemifchter Art find, refp. deren Grundflüde 
follen zu den Ausnahmen diefes $. nicht gerechnet, fondern der Bor: 
theile, welche die Beſtimmungen des $. 64; gewähren, theilhaftig 
werben.” 

Gründe. 


fe fogen. Hauländer haben fat ohne Ausnahme nur Grundflüde ge: 
gerer Bodenqualität, hänfig auch nur einen fehr unbebeutenden Befg, 
) befinden fich wenigſtens ſehr oft in einer viel fchlechteren Lage, als 
zu demfelben Gutsverbande gehörenden früheren rein laſſitiſchen Wirs 
Wenn nun die Haulaänder ihre Grundſtücke auch von Haufe aus 
Erbrins oder als Bigentham erhalten Haben, fo war dies Verbältnig 
h fein unzweifelhaftes, indem in der Regel außer den Zinfen mod Leis 
hgen. der verfchiedenften Art flipulirt waren, fo daß immer ein gewifles 
cherrlich⸗baͤuerliches Verhaͤltniß vorlag. 
„Ans dieſen Gründen erſcheint es billig, daß dieſe Kathegorien der 
tpflichteten von den Vortheilen, welche der $. 64. bietet, nicht aus⸗ 
chloſſen werben, wobei noch bemerkt werben kann, daß gerabe biefe 
uländer zu denjenigen Binwohnern der betreff. Landestheile gehören, 
[che dem Breuß. Staate mit trenefter Liebe anhängen und fich auch bei 
ı Greigniffen der verfloffenen Jahre vollfommen bewährt haben, fo baß 
mun deshalb eine um fo größere Härte fein würde, fie gegen ihre in 
ichen und oft befieren Verhältniffen beilndlichen Nachbarn, welche das 
Benthum ihrer Grundſtücke erſt durch die feit dem Jahre 1811 erfolgte 
fepgebung erhalten haben, zurstgnfehen.“ 






544 Bond. Us. des Reifen, den 
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Abgeorbn. d. Werbed (Drudf. Mr. 330, ad VEIT 
— 5 » dern. 


us Hr n 


— Befotl 
—— F hg en undbrfiger und 
„werten verwandter Natur eintreten zu laflen. 

„Die Verwaltung diefer Hülfstaſſen erfolgt 
„Rreiövertretung; worüber eine befondere Werorbnun 
here jeftfegen wird. 

„2 In das Gefeg wegen der Rentenbanfen it dann folgen 
„rüden: 
„Hinter $. 10.: 
$. 10a. 
„Diejenigen Verpflichteien, welche mehr als 50% 
„Wedern und Wiefen befigen, bleiben jedoch verbuntt 
„len Betrag der Geldrente an die Rentenbank zu ent 
„Hinter $. 22.: 
22a. 


$. 
„Die $. 108. erwähnten Berpflichteten erlangen di 
„erſt ueg (einer zu berechnenden Zahl von) Jahren. 
„Hinter $. 3 
31a. 


8.3 

„Die Hülfsfaffe erhält bei den $. 104. gedachten 
„ten von der Rentenbanf einen ebenfalls vierpre; 
tenbrief zum 2bfachen Vetrage des nah Berl 
"Beredhtigten auszuftellenden Rentenbriefs und des ji 
„fation zu verwendenden 5 Progentes der Ablöfungei 
„aber 61 bleibenden Theils der Jahresrente. 

„Hinter $. 38. 


„Bür die $. 10a. —— Verpichteten etfelz 
„gung in gleiher Weife mit demjenigen halben Proe 
‚mach Verzinfung der nad) $$- "sie 3ın. oa 
„Rentenbriefe verbleibt. 


$. 58a. 
„Voͤr die unter $. 10a. fallenden Verpflihieten & 
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ı) Der Bericht der Kommiſſion motivirt dies in folgender Art: 


Rit dem allgemeinen Grundſatze des $. 65. war die Kommiſſion einverflanden. 
ielt e8 im Intereſſe der Berechtigten auch für dringend nöthig, und wurde 
durch die Betiton eines Berechtigten noch beftärft, auch in dem hier gebachten 
die Wahl der Provokation auf die Rentenbanf zu laſſen. ben jo wurbe 
ſeits anerkannt, daß die Sicherheit der letzteren in Feiner Weile geführbet 
ı dürfe. Das jchließe aber nicht aus, in Fällen, in denen nicht der ganze 
bes Zinfes auf die Rentenbank übernommen werden könne, ihr einen Theil 
zugumeifen. Zwar erhält der Verpflichtete dadurch zwei Gläubiger, aber 
ee kann er den Reſt feines Zinſes dann durch Kapital abftoßen, ober er 
doch wenigftens für den von der Mentenbanf übernommenen Betrag an den 
Hlen der Amortifation Theil, die jenen Nachtheil bei weitem aufwiegen. Es 
‚Wei dem $. nun befchloflen: 
in Alin. 2. flat: „Landrentenbanfen” zu fagen: „Rentenbanfen“; 
'den Sag 2, Mlin. 2. von: „die“ bis „wird“ zu ftreihen, ta die Be 
ſtimmung deſſelben Inhalte in zweckmaͤßigerer Faſſung bei $. 56. getroffen 
worden iſt und 
im pen Alin. Ratt: „S. 52. und 55.” zu fagen: „S. 52. 55. 56.“ 
Mit dieſer Aenderung wird der F. zur Annahme empfohlen. 


b) Es ift Hereit6 oben ©. 320 u. 321 erwähnt, daß in ver I. Kam» 
We Berathung des $. 65. mit der des 6. 6. verbunden wurde und 





„Borterhebung des vollen Betrags der Renten (wie $. 22a.) 
„Jahre, wogegen die Staatskaſſe der Kreishülfskaffe den 7 fachen 
„Betrag mit 4% cben fo lange verzinft. 

„Ueber die Amortiſation diefer Renten werben befondere Be: 
„Himmungen ergehen.” 

„Gs ericheint nicht erforderlich, den wohlhabenden Gutsbeſitzern mehr 
„als die almälige Abbürbung ihrer Verpflichtungen mit 4% des Ablös 
„ſungs-Kapitals zu gewähren; dagegen den Erlaß von „', ber laufenden 
„Renten (4%), der nach dem Rentenbank-Geſetz allgemein eintreten foll, 
„nur auf diejenigen Klaſſen zu befchränfen, welche einer Unterſtützung 
„befonders zu bedürfen jcheinen, und fo weit er den Wohlhabendern zu 
„gut fommen foll, zu einem ihnen felbit und ben Berechtigten indirekt 
„nützlichen Zweck zu verwenden, indem man den Hunbdarbeitern die Ges 
„Legenheit erleichtert, Grundeigenthum zu erwerben und die Ausfälle 
„deckt, welche die milden Stiftungen an ihrem Ginfommen erleiden. 

„Daß eines wie das Andere bringendes Bebürfniß it, erleidet kei⸗ 
„nen Zweifel; — aud wird Niemand, der die Berhältniffe Fennt, bes 
„Haupten, dag Beſitzer mit 50 Morgen Ader und Wiefen jenes Zehn, 
„tele bedürfen. 

„Der Vorſchlag gewährt eine ausreichende Hülfe demfelben Sur 
„helfen. — Iit naͤmlich anzunehmen, daß incl. Domainengefülle (4,000,000) 
„mindeftens 8 Millionen Renten der zur Rentifigirung gelangenden 
„Abgaben beitcehen, und von vielen die Hälfte auf die Höfe über 50 
„Morgen Ader und Wiefenflähe fallt, und davon % zur Ablöfung durch 
„bie Rentenbanfen gelangen, jo beträgt das den Hulfsfaflen zu über: 
„voeifende Zehntel jührlih 300,000 Thaler oder für jeden ber betheiligs 
„ten circa 290 Kreife durchichnittlih etwas über 1000 Thaler. Ver⸗ 
„wendet man davon % jährlich zur Anfägigmahung zweier Leute mit 
„Abzahlung in 10 Jahren, fo hat man im eriten Degennium in einem 
„Kreife 20, im zweiten 40, und fo weiter im ganzen Staate in 50 Jah⸗ 
„xen 90,000 Familien anfäßig gemacht. Grfcheint das auch ſanguiniſch, 
„to iſt es doch möglih und lohnt des Verſuchs. 

„Die Ueberweifung der Bonds an die Kreiſe, aus denen fie auffom: 
„men, fpricht für ſich ſelbſt; — und fchliegen fi die in Ausſicht ges 
„nommenen, näher zu erläuternden Beſtimmungen im Mebrigen möglihf 
„dem Rentenbank⸗Geſetze an.“ 

stenogr. Ber. der IL K. Bd, 3, ©, 1501-1504.) 
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Kommiffion der 1. Kammer hat einen folden 31 


fürworret. Sie fpricht ſich in dieſet Beziebung In ihrem B 


dermaafen nu&: u 
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& — it 
wis blößvarıeit der ihnen zu entruqienden and Leitungen 


wurde als Serfofungsmäßine — mit Eh 

Auch die bisherigen Ablöfegefege machten da, Drdn. v 
galt, nur in Anfehung der aus den Kirhenverhältniffen entfpringer 
wo bie Ablöfungsorbn. von 1829 gilt, nur in Anfehung der au 
und Scuienverbande entfpringenden Abgaben und Leiſtungen eine 
der Ablöslichkeit. Nur bei den Gröpächtern geiftlicher Imftitute fr 
31. Mai 1816 die Ablöfung dur Kapital und Sand an die & 
geifllihen Obern. Ihre fernere Gültigkeit war feit der Gmanatic: 
namentlid) ihrem Umfange nad, ſchon bisher niht unbeitrütten. 

ben der hiernad) beitchende Unterfhhicd nach dem ſchwer erfenn 

der Leiftungen führte zu vielen Ctreitigfeiten. Die unbedingte Abi 
Hex einftimmig anerfannt. Für eine günttigere Stellung jener ri 
der Zwed der Abgaben. . Cie vertreten großentheils dag Gehalt. 
wenn fie zumal ben nothwendigen Unterhalt Ihmälerten, müſſen vı 
und Schuigemeinde, bei Eghırlen eventuell von State, getragen weı 
fen dann oft das unbemittelte Gemeindeniitalich, oft Liejelben Belaf 
Form. Nile Gründe, welche bei andern Berechtigten, für tie U 
Verluſtes an Ginnahmen durch das neue Geſetz angeführt werden, t 
u. Die Ginnahmen der hier genannten erjenen find geficerter, 
Bngsfoften, feinen Nemüifionen unterworfen. Die fünftige höher 
demfelben Grtrage in [hwierig, ja unmöglid. Gine Erhöhung des 
für fie wird dem einzelnen Belatteten wenig drücend, und um ber ' 
zehtigten willen, mit dem er in jo engen yeiftigem Verbante ftehet, 
Tegend erideinen. Ein anderer Ausweg bleibt nit übrig. Denn, 
werth e8 aud) von einer Geite eriheint, daß der Staat hier ergän 
Mitteln eintrete, fo wird bed auch hier tas Gewicht der von dem ! 
geltend gemachten Gründe gegen jete ſolche Uchernahme einer Gt 
verfannt. Sie würbe Konfequengen haben, die ich nicht überichen Is 
aus vielen Gründen night Punch eine jährliche Zujcpußrente, tie den 
migfacben Beziehungen erhalten würde, tie chen gelöl werben jell 
Kapital erfült werden müffen. Die Kräfte des Staates würden ab 
ober andere Art übermäßig in Anforud) genommen werben, Gegen j 
weife Behandlung der Geiitlichen u. f. w. wird angeführt: 

Die hier in Rede Nehenden Berechtigten haben fo wenig, wie — 
erworbenes Recht auf Ablöfung ihrer Naturalberüge zum 2 raden 
20fadhe it als ein dem allgemeinen Zinsfuß entivrehenter anerfannt. 
bier, wenn man nicht in Widerſpruch gerathen will, feitgehalten werd 
mal bie Ablöslichteit aller, aut der hier in Mete ttchenden Abgaber 
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ißige, politiſche Nothwendigkeit it. Auch Hier kann es fi daher, wenn von 
kechte auf einen beftimmten Ablöfungsfag die Rede fein fol, nur um die 
ifmäßig wenigen Bälle handeln, in denen die Naturalbezüge ſchon in Rente 
elt worden ind. Auch auf fie findet aber alles das Anwendung, was dar: 
n bereit ausgeführt worden ill. 

rigens hat in den gleichen Klagen ber Geiſtlichkeit, dag fie auch nicht im 
jein werde, die mit dem 2öfachen Wultiplifator abzulöfenden Naturalbezüge 
reüheren Betrage auszunugen, bereits damals ein Grund gelegen, durch 
al: Berfügungen die nur für gewiſſe Bälle gemachten befchränfenden Aus; 
aus ubelnen. 
dieſen Gründen treten noch andere: 

Grund der Berechtigungen läßt fih ſchwer, und ohne ins Ginzelne zu 
d die bisherigen Streitigkeiten zu verringern, nicht auffinden. Bei vielen 
ır, bei anderen wahrfcheinlih, daß er mit denen der übrigen bäuerlichen 
fammenfalle und nur durch Webertragung an die jeßigen Deretigten ge: 
i. Auch bier ift die Maaßregel eine politifche Nothwendigkeit. Das Vers 
eiber Theile ift ſchon lange, vielleicht mit Ausnahmen, eben wegen folder 
Bezüge fein ungetrübtes. Das Mechtsgefühl der Verpflichteten verlangt 
n Gegentheil eine gleiche Behandlung ohne Rüdfiht auf die Perfon bes 
ten. In dem nothwenbigen Eintritt der Gemeinde und in Bezug auf die 

eventuell des Staats, liegt ein Borzug dieſer Berechtigten gegen andere, 
ren Berluft Niemand erſetzt. Zinspflichtige anderer Ronteffon als der Be: 

oder außerhalb des Kirchfpiele Wohnende ftehen in feinem andern Ber: 
au ihm, wie zu dem Gutsherrn. Sie an ber erleihternden Geſetzgebung 
nt nehmen zu laſſen, fehlt aller Brund. Die Ausnahmen uber wieber 
wnahnmen zu befchränfen, it mindeftens fehr bedenklich. Allerdings wird 
vielen Berhältniffen der Uebergang in vielen Füllen ſchwierig fein, aber 
er allein, wo jebenfalls überdies der größte Theil ber Abgaben in die Ka⸗ 
Des $. 65. fallen wird. 
s den in der Kommiſſion geitellten Anträgen ging der eine bahin: 

Abgaben an Geiſtliche, Kirhen, Schulen und pia corpora werben, 
wie alle anderen Abgaben, nad) den Beſtimmungen dieſes Geſetzes ab- 

elöfet, mit dem Unterfchiebe jedoch, daß in vorgenannten Faͤllen den 
tr: Berechtigten aus Staatemitteln ein Zuſchuß von 10% der Abloͤſungs⸗ 

; funeme gewährt wird. 

g. ag wurde verworfen. 
ı zweiter Antrag: 

Die von den Gingefeflenen eines Kirchfpield zur Unterhaltung der 
Geiftlihen, Schullehrer und Küfter zu leitenden Abgaben und Natural: 
kieferungen (namentlich der geiftliche Dezem), welche nicht aus einem 

utsherrlihen Verhaͤltniſſe herrühren, fönnen nur durch den 20 fachen 
Betrag baar, oder durch den 224fachen Betrag mittelft der Rentenbank 
abgelöfet werden, 


8. 

N in Antrag, dem $. 65. zugufeßen: bie den Pfarren, Schullehrern und 
Küſtern zuſtehenden Dienfe, Abgaben und Leiftungen unterliegen denſel⸗ 
ben Beftimmungen, 


erworfen. Ä 

) Gin vierter Antrag, welcher für die Zwiſchenzeit bie zur Regelung bes 
neuen Kirchenverhältniſſes die genannten Berechtigten vor Werluften be: 

will, zu deren @rfag, infoweit er fir Herſtellung des nothdürf⸗ 
tigen Unterhalts nöthig it, bis dahin Niemand vorhanden fein möchte, 
gehet dahin, dem $. 64. zuzuſetzen: 
Die von den Gemeinden zu gewährende Entſchadigung der Kir- 
hen, Pfarrer und Schulen Kar erwersliche Verluſte bleibt einer be; 
fonderen Regelung vorbehalten. 
35 — verworfen. 

5) Gin : 
—— von den Beſtimmungen des $. 64. bleiben bie Reallaflen, 
welche Pfarren, Rüftereien und Schulen zuſtehen. Die Beſtimmung ader 

deren künftige definitive Abloͤſung bleibt einem beſonderen Geſetze vor⸗ 

bvrhalten; bie gu diefem Beitpunfte werben bie nach dem gegenwärtigen 
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„gegangener nat: len abaelöft werden. 
Diefe Anträge wurden abgelehnt. (Stenogr. an. et R. 2b. 5.8 
Der Abgeordn. Or. v. Ipenvlik hatte urfpränglich folgenden de 
Antrag (Drudj. Nr. 541. ad IL.) geitellt: 
„ven $. 65. dahin auszubehnen und zu ſaſſen, daß bie von der IE 
„liebte und von ber Komm, der I. K. empfohlene Fafſung babın zu 
„daß im ziveiten Abſatz des $. 65. ſtatt ber Worte: „zum jur 
„Faden Betrage“ zu fegen: „nur zum fünfundzmanzisft 
„Betrage“ , 
„und daß ferner flatt des 2. Sabes deſſelben Alinea, deſſen Emil 
„Die Kommiſſion (von „die“ bis „wird“) beantragt bat, folge 
„einzuhalten: 
„In diefem fünfundzwanzigfachen Betrage int auch die Entje 
„Tür das Gigenthum des Erbverpächters, für das Ober : Eigentull 
„Grbzinsheren und bie fonftigen bisherigen Rechte des Zins-Ber 
„gewährt und enthalten.” 
Gründe, 
ad. 
„68 widerſpricht ebenjo jehr der Gerechtigfeit als dem Art, 9. Mm‘ 
„und wird durch den Art. 42. derfelben nicht geredhtfertigt, das € 
‚Des Grbpächters, und das Ober-Gigenthum des Grbginsherrn, nit) 
„dazu mit nupbaren Vorrechten (Vorkaufa- ımd Näber Recht, La 
„Konkurfe) verbunden find, — ohne alle Entihäpdigung al 
— Jede, auch eine unvollitindige Entjchädigung int für den & 
„ver Gerechtigkeit und das Gefühl der Rechtsſicherheit im Staate vor 
Werte. 


ad II. 

„Das Gefeg wegen Ablöfung ber Reallaſten hat den Zmed, K 
„hältnig zwiſchen Gutsheren und Hinterfaffen völig zu lim m 
„Art. 42. der Verf. (wegen Ablssbarkeit aller Grundlaften) zur 
„su bringen. Yür den eriten biefer Zwede hat bie Gefepvorlage 
„tüchen Gründen dem bisher ‚Dereigigten ungewöhnlidje Opfer Di 
welche hier nicht bekämpit werten \ollen, Tür welche aber bei Ardıf 
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ß indeß gleidhzeitig (ad bb.), dem $. 65.3) folgenden Zufat bei⸗ 
R: 


igeſchloſſen von diefen Beitimmungen bleiben die Reallaiten, weldhe Pfarren, 
en und Schulen zuftchen. Die Beltimmungen ıc. (— wie im jegigen Alin. 4. 
65.).2) (Stenogr. Ber. ver I. 8. 1843 Bd. 5. S. 2546 ff. u. S. 2565.) 


Die II. Kammer ift demnächſt, auf den Antrag ihrer Kommiſſtion, 
s der I. Kammer befchloffenen Faſſung tes $. 65. ohne weitere 
ion beigetreten; was aber den von der 1. Kammer befchloffenen Zu - 
trifft, fo empfahl die Kommiffion gleichfalls deſſen unveränderte 
ne, indem fle in ihrem Berichte hierüber Folgendes bemerkte: 


er das Bebürfnig und den zureihenden Grund einer ſolchen Ausnahme: 
ung zu Gunſten der Pfarrer, Küster und Schullehrer find die Mitglieder 
ws Kommilflon verfchiedener Meinung geweſen. Gin Theil derfelben hat 
bürfnig anerfannt und die oben erwähnte aufäßliche Beſtimmung ale ge: 
zt erachtet, während ein anderer Theil Derfelben weber ein ſolches Bebürf: 
b eine verfaflungmäßige, politifhe Nothwendigkeit für eine ausnahmmeife 
ung ber Geiſtlichen ze. zugeſtehen zu koͤnnen geglaubt hat. Die Gründe, 
ide Theile für ihre An ten anzuführen gehabt haben, find bei ber frü« 
rathung dieſes Gegenſtandes in der II. R. und in dem Berichte der Kom⸗ 
ver I. K. weitläuftig erörtert worden, fo daß eine Wiederholung derfelben 
t erforderlich erfcheint. && haben jedoch diejenigen Mitglieder der Kom: 
welche gegen die Annahme von Ausnahmen zu Bunften der Geiftlichen ſich 
aben, in Berüdfichtigung ber gegenwärtigen Lage ber Sache fich gleich: 
die Annahme des Beichluffes der I. K. entichieden, weil fle in demjelben 
er Berfaflung feſtgeſtellte Prinzip der Ablöslichkeit der Reallaſten nicht vers 
a und bei eratbung des vorbehaltenen Geſetzes über die Ablöfung jener 
3 durch Kapital die Annahme der Normen des gegenwärtigen Geſetz⸗Gnt⸗ 
söglich bleibt. Es wird daher bie Annahme bes Beſchluſſes der I. K. 


siffen, die mit den gutsherrlich-baͤuerlichen Angelegenheiten in gar Feiner. 
Beziehung fichen, jede Rechtfertigung fehlt. Dies hat auch die Geſetzes⸗ 
Borlage duch den Vorſchlag des zwanzigfachen Multiplifators im $. 60. 
heilweis, aber nicht genügend anerfannt. Biele Kirchen, Pfarren, Stif- 
ungen, Stabtfämmereien haben ihre Güter und Aecker an dritte Berfonen: 
Bulsbefitzer 2c. vererbpachtet oder in Grbzins ausgethan. Es it Fein 
Srund vorhanden, diefe zu Gunften ihrer Pächter zu benachtheiligen. Es 
R außerdem ungerecht und verfaflungswibrig, Cigenthum und Ober:Gigen: 
Hum, und nußbare Borrehte ohne alle Entihäbigung aufzuheben Der 
ünfundzwanzigfahe Wultiplifator einfhlieglih dev Eigenthums-Entſchaͤdi⸗ 
rigung, wird daher duch Recht und Billigkeit begründet und die vorge: 
Hlagene Faſſung genügt dem Art. 42. der Berf. vollftändig. Sie empfiehlt 
ich außerdem dadurch, daß durch biefelbe viele Pfarren, Kirchen und Stadt: 
‚ämmereien vor Nachtheil bewahrt werten, für weldhe, ale ſolche, Aus: 
rahmen vom Geſetze feitzufegen, bedenklich bleibt.“ 

em Antrage fubitituirte der Antragfleller indeg im Laufe ber Disfuffion 
ad b. erwähnten. 

Irfrrünglid follte ter Zufaß dem $. 64. beigefügt werden, fräter wurde 
chloſſen ihn dem $. 65. hinzuzufügen. 

Diefer Zuſatz wurde auf den Berbeff. Antrag des Abgeordn. Er. 
‚erg (Drudf. Nr. 534. ad IE.) beſchloſſen, deſſen Motive dahin lauten: 
38 empfiehlt na die Regelung biefer Verhältnifle in Bezug auf Pfarren, 
Küftereien und Schulen bis dahin auszuſetzen, wo die Trennung ter Kirche 
som Gtaate und die Bildung der kirchlichen⸗ Schul» und politifchen Ger 
neinden erfolgt fein wird.“ nn. 
Betzeff der in gleiher Tendenz (bei der Berathung bes $. 6.).geftellten 
.⸗Anträge vergl. oben S. 316. Note 1. und ©. 320, Note %. =. 


— 
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d) daß die Grun 
a) außerhalb eim mu 
außerhalb einer ı 
) ohne Begründun 
fei; fo daß a er 
——— Bedin — u 
Gelegenheit 
—* oder Abldſung — J ‚ biefelben entweder der 
1ö8barfeit nach $. 64. oder der bedingten nad) $. 56. unterliegen. 
Wo die erwähnten Bedingungen zufammentreffen, findet die W 
feit nur nach $. 65. flatt, und zwar ohne Unterſchied, ob die Verl 
gen in Geſdabgaben, Dienften oder fonftigen Präftationen beſteben 


















1) Dies geichab auf den Verbofi.eAntrag des Abgeordn. Breit 
(Wittitoc) (Dradi. Nr. 548. ad 1). 
Der von dem Abgeordn. ». Wechtrip geftellte (nicht gedrndte) Bei 
Antrag: 
„Statt des von der J. K. beſchloſſenen Zuſatzes zu fegen: 
‚Ausgenommen von den Beitimmungen biejes Gefepes He 
‚Reallaften, welche Kirchen, Pfarrereien, Kiüftereien und © 
"fehen. 
„Die Bertimmung über deren fünftige Ablsöſung bleibt es 
„jonderen Gelee vorbehalten. “ 
Gpentuell: 
„Natt des zum $. 64, von der IR. augenemmenen Jufages vom fl 
‚Folgenden Zufag anzunehmen: 
Ausgeſchloſſen von ben Beſtimmungen der SS. 64. m. 6 
Keallaiten, Erbracht, Grözinfen und Zinfen von Kırden, P 
Küftersien und Schulen 
„Die Betimmung über deren fünftige Ablefung bleibt ar 
„„ſonderen Gefepe vorbehalten. [ 
„Bis zu diefem Zeitpunfte werden die bisherigen eder # 
genwärtigen Gefepe ermittelten Geldrenten biref an fir 4 
—E entrichtet” , 
wurde son Sem m Antragleller zurücdgezegen. (Stenogr. Ber. ber 1.8. 
sie RN —* er das R. des Gin. Min. v. 5. Ott. 1850 (f. in BL 68 
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u den Bedingungen der Anwenpbarkeit des ©. 65. gehört nach dem 
merften, daß die Ueberlaffung des Grundſtücks zu Erbzins, Erb⸗ 
Eigentum vor ver Berfündigung de8 ©. v. 2. Marz 1850 
ch einen ſchriftlichen Vertrag erfolgt fei. | 
iefer Beziehung bemerkt das R. des Min. für landwirth— 
Ang. v. 30. Oft. 1851:2) 
B wenn ein Grundſtück zwar nach dem Erfcheinen des Megulir.- 
J. Sept. 1811, aber doch vor dem 2. März 1850 zu Erdpacht, 
der Eigenthum überlaffen und hierüber ein ſchriflicher Vertrag 
yorden iſt, für die Behandlung der Ablöfung allerdings der $. 69. 
ıd, alddann aber tie Beflimmung des $. 56. (Alin. 2.) zur Sie 
g der Mentenbanf forgfan zu beachten fei; | 

ß menn in viefem alle zwar nur ein mündlicher Vertrag 
i, folcher aber bei ver Abldfung in genügender Form anerkanni 
Auseinanderfegungsbehörde zu erwägen babe, ob fle der Anflcht. 
mit Nüdficht auf F. 185. A. L. R. J. 5.) die Wirkung des An⸗ 
ed ſich auf die Zeit des mündlich gefchloffenen Vertrages zurück⸗ 
oder daß dies (mit Nüdficht auf 6. 44.9. R. 1. 3.) nicht 
n ſei. Werde Erftered angenommen, fo fei die Vorſchrift des 
lin. 2.) red Abldf. Gef. wegen Sicherfiellung der Mentenbant 
er Sorgfalt zur Anmwentung zu bringen. (Min. BL. d. i. V. 1951 
r. 278.) 

kommt, wie erwähnt, ferner, um die Anwendbarkeit des 6. 65. 
. wefentlicy darauf an, feitzuftellen, 

das pflichtige Grunpflüd ohne Begründung eines guts- 
srlihsbäuerlichen Verhältniffes verliehen fei? 

ulften bemerkt in diefer Beziehung, daß ſich oft aus den befte- 
erhaͤltniſſen fchwer werde erkennen laſſen, ob ein gewiſſes Abhaän⸗ 
jerhältniß von dem Gutsherrn beabfichtiget worden. Es fei ein 
der Regel nur aus dem alten Feudalſyſteme abzuleiten und alfo 
als ein Ausflug deſſelben anzufehen. Daher werbe in den Faͤl⸗ 
elchen feit rem Verfall dieſes Syſtems Grundſtücke ausgethan 
um Nachmeife des Gegentheild anzunehmen fein, daß ein —** 
eits⸗Verhaͤltniß nicht babe begründet werben ſollen. (Wulſten, 
Igrargefege ©. 59. Anmerk. 2.) 

5 M. ve Fin. Min., Abth. für Dom. u. Forſten, v. 5. Of. 
f. in Sprengel’8 Ablöf. Gef. S. 61—63) ertheilt eine aus⸗ 
nftruftion für die von den Domainens Behörden in dieſer Beier 
wendenten Orundfäge. 

ſezugnahme auf dies NR. bat die Gen. Kom. zu Stendal in 
uft. 9. 12. März 1851 die Kommiffarien zu deſſen Beachtung 
ch angemwiefen, in allen Fällen die zum Grunde liegenden Ders 
enftänig, auduteen und alles dazu Dienliche berbeizufchaffen. 
el, a. a. O. © 17. 

s Mevifiond- Kollegium für Landes⸗Kultur⸗Sachen (in 
v. 24. Behr. 1852) und das Ob. Trib. (in dem dies Urtel 
en Erf. v. 26. Dft. 1852) haben ausgeführt: 

v Begriff des gutöherrlichen und bäuerlichen Verhältniffes Tann 
en vorliegenden befonteren Thatfachen und wechfelfeitigen Benle- 
»ex Interefjenten entwickelt und gefolgert werden und müffen bier- 
fonderen Beftinnmungen des $. 74. des Abldf. Gef. v. 2. März 
Anwendung fommen. 


rel. in Br. I. S. 201—202. 
rgl. in Bd. I. ©. 203—205. 


tAbldſ. der Neallaften, den Regulirungen u. Gem Thei 


Innahme eines folchen Verhaͤltniſſes verlangt das Gel 
‚as ———— der im erſten Abſatze des $. 74. 
m Nerkmale. (Beitfehr. des Reif. Kolleg. 6. ©. 167- 

„amml. des Revif, 2 ©. 63 Mr. 24.) 

) Der $. 65., weldher eine Ausnahmebeftimmung en 
ıf größere dererbpachtete Vormwerke Anwendung, 
— ein gutöberrliches und baͤuerliches Verhaͤltniß nid 

ver worden iſt. 

So erkannt von dem Reviſtond-Kollegium für Land 
tur«Sahen unterm 3. Juni 1851. 5 

Die. beſchrankende Beſtimmung des $. 65. berube auf der I 
daß in Betreff derjenigen Reallaften, welche 

herrlich⸗ bãuetl. Verhältniffe In gar Teinem — { 
politifcher Grund vorhanden fe, auf die ſchleun und vollftä 
einanberfegung zwiſchen dem Berechtigten und ichteten, 
daß ed vielmehr für ſoiche Präftatlonen genüge, die 

er Verf Urk, garantirten Ablösbarfeit aller Meallaften durch 

eines angemeffenen Ablöfungsfages zu ſichern. Die ing 

zien eine® ſolchen, unter diefen Geſichtspuntt fallenden Derbi 

gewefen. Aus den Motiven des Entw. Im 8.65. in 

richten der Kommifjtonen beiver Kammern darüber ? ergebe ſich 

die Anwendung des $. 65. durch dad Fumulative Vortham 
beiden Requiflte bedingt ſei, daß das Grundſtück 

— einen ſchriftlichen Ver tag vor — As 
gen Abgaben „atmen, Grbzind + oder Al ande 

2) ohne Begründung eines gutsherrl. bäuerl. Verhältniffes ı 
halb einer gutöherl. bäuerl, Regulirung oder Ablöfung dYerliehen 

Die DVererbpachtung größerer Vorwerke, mobet ein gutshe 
Berhältnig nicht begründet worden, falle aber in diefem Sinn 
Ausnahmebeftimmung des $. 65. 

Dies wird im folgender Art näher ausgeführt: 

Das A. L. R. umd die Provingiafgefege enthalten nir gend eine 
fnition des Begrifs eines „autsherrlih : bäuerlichen Verhälmifis“ , ibı 
diefe Terminologie völlig fremd, fie inrehen dagegen von Gutsherrn ı 
yon der Gutschrigfeit und Unterthanen (untertbänigen Yandbewehner 
Rechten jener und den Pflichten diejer, jtellen dabei eritere, wie lepter 
Veziehung zum Staate und lafen temfelben ein beſonderes Auffichtere 
daß ſich hieraus ein eigenthümlihes Gemijch von yerlönlichen und di 
tetfamen und Verpflichtungen bildet, weiches durch fefale, Litrifrlige 
gielle allgemeinere Bertimmungen, Objervangen und Serfemnten gar jeb 
mobificirt fein fann. Ns Turchgreifende Griennungszeihen einer b 
Stelle, welher als folder nur ein Guteherr gegenüber teht, ı 
den Sandestheilen, in welhen das Requl. Gr. v 14. Ent. 1811 909 
Regel etwa felgente betrachten fünnen, daß bie Stelle: 

1) zu Dieniten und Abgaben an den Guteherrn verpflichten at, et 

2) den allgemeinen Landesſteuern — (Hentribution) — unterliegt: 

3) Seitens des Gutaheren mit Perfenen biuerlihen Standes b 

mußte, und daher weder eingezogen noch uͤberhaupt in ihrem 2 
vingert werden durfte, auch 
4) vom Grwerbe durch Meliche früber auegeſchloſſen war. 

Das Eigentum des Guteheren als ſolchen, mußte ſonach turd ! 
Qualität der Stelle, als einer bäuerlichen, und die, Deren Befigern od 
ertgeilten Rechte beihränft fein: die Bryichung der Stelle zum Oure ab 
male derjenigen Abhängigkeit in fi vereinigen, melde eben einer « 




















1) Vergl. oben ©. 535 f. 
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enheit und Selbftftänbigkeit derſelben dennoch bie freie eigene Verfügung bes 
zers über biefelbe mit rechtlicher Wirkung ausijchliegen. 

Nuf ten Umfang der einzelnen Berpflihtungen, die größere oder geringere Be; 
kung der perfönlichen Freiheit des Wirthes, die Erblichkeit oder Nichterblich⸗ 
ines Befitzes und andere ähnliche Momente fommt es dann fo weſentlich in 
ieſe dienen vielmehr zur Kolorirung des Spezialfalles, ohne dem entfcheidenden 
verhältniffe an fih und in feiner Totalitit zu präjubiciren. 


zenn nun, beißt es meiter, nicht aus dem betr. Vertrage hervorgehe, 
es Die Abficht gewefen, ein gutsherrl. bäuer!. Verbältnig zu 
den, fo erhelle aus den Motiven des Geſetzes Flar und deutlich, daß 
« 65. recht eigentlich auf vererbpachtete größere Vorwerke berechnet 
u. (Beitfchr. des Revif. Kolleg. Bd. 4. ©. 175 — 185 und Präl. Samnıl. 
S. 40 Nr. 2. und S. 46 Nr. 20., Acta bes Revif. Kolleg. für Pommern 


) 

‚Die Trage: ob der $. 65. auf die Stellen der Deutfchen Koloniften, 

ſich im 17. und 18. Jahrhundert unter der Benennung „Sauläns 

sder „Holländer* in den jetzt zu Preußen gehörigen, früher Pol« 

ı Zantestheilen angefievelt haben, Anwendung finden folle? ift in ver 

ummer ausdrücklich erörtert worden. 

esgl. das zum $. 65. von tem Abgeordn. Freihrn. v. Schlotheim 

fer Beziehung geftellte Amendement, 1) welches ten $. 65. auf tiefe 

4 nicht angewendet wiffen wollte und die Gründe hierfür fpezieh 
Ite. 

u Öegier.-Rommiffarins (Geh. Meg. Rath Schellwig) gab 
folgende Erklaͤrung ab: 

| Biegen über diefe Verhältniffe überall fchriftliche Kontrakte, vor. Geht aus 
or, daß ein autsherrl. baͤnerl. VBerhältnig wirklich begrüudet worden il, 

unzweifelhaft, dag die auf diefen Stellen haftenden Abgaben dem $. 65. 
iegen. 


DB erichtserftatter (Abgeoren. Ambronn) fügte hinzu: 
Amentement iſt überflüffig, denn es iſt niemals zweifelhaft gewefen, daß 
der Haulänter im Großherzogthum Polen ein wirklich gutsherrl. bäuerl. 
Statt findet. Es fann in einzelnen Fällen wohl zweifelhaft fein, ob 
ein wirkliches Erbpachtverhältniß obwaltet. Sole Fälle müffen vom 
chieden werben. 

ogr. Ber. der II. R. Bd. 3. ©. 1501 u. 1502). 


auch das M. tes Fin. Min. v. 5. Oft. 1850 2) in Betreff der 

F Jahrhundert vom Fiskus als Eigenthümer, Erbpächter oder Erb⸗ 
Me eingeſetzten Koloniſten. 
Daß auf Muühlen-Abgaben die beiden erſten Säge des $. 65. 
Bann, wenn die Mühle nicht in einem gut&herrlich= bäuerlichen Ver⸗ 
Rebt, Feine Anwendung finden, fondern die Vorfchriften des 6. 64. 
ebend find, ift anerkannt: 

von dem Min. für landwirthſchaftl. Ang. in dem R. v. 
er 1850?) (Min. Bl. d. i. 3. 1850 ©. 344. Nr. 136.); 

von dem Finz. Min. in dem R. v. 16. Ian. 1851°) (Min. BI. 
= 1851 ©. 62. Nr. 73.). 
»rfelben Anſicht iſt das Revifiond» Kollegtum für Landes» 
irsSachen in ten Erf. v. 12. und 26. Nov. 1852. 


E 
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Dergi. in Bd. I. S. 199200. 

Bergl. ebendaf. S. 200 - 201. 
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Die Ausführung geht dahin: 

Das G.v. 11. März 1850 betr, die anf Mühlen — J 
laſten entſcheidet zwar wicht austrüdlich, ch deren fun —— — 
$. 65. des Gef. A 2. März 1850 geſchehen a0, — 2. und 6, 
weifen aber auf ven $. 64. bes Irhteren hin, und, bie möglichte | 
der Mühlenbefiper gerichteten Motive foregen für die Anmenbung dieſ 

Der $. 2. Gef. v. 11. März 1550 derorbnet fofortige — 
berechtigt jeden Befiger eines mit Reallaſten behafteten Mühlengr: 
Forderung, daß ihm ein Drittel des Meinertrages verbleibi 

Beides Aft mit einer Anwendung des $: 65. bes — v. 2. Mi 
vereinbar. Nach dieſem $. iſt der Vervftichtete befugt, das Ablöfungek 
= — —— en Termine At — dem —* 

inbigungsfrift an gerechnet, abzutragen; aber nicht, 4, gen, 
Ben des Neinertrags ber Ph verbleibe, Das er. ». 11, Mi 
geht Ad be ai % Ben auf diejenigen Abgaben, beren Aufhebung 
0. bes &b. v. 2. 1840 -"-— hen $. 3. der allgem, Gewerbrort, 
1345 ber Very! ee. ahnt — Sie eben wie di 
und der $. 6, zeigt, auf a ten ber Lagen a 
fiden, womit der Gntw. zı 
wurde, wird anerfannt, „Dap vıe zul ke: — in in Kae 
befinden, welche eine —— En * and — 
der Staat ein weſentliches 
unter, für fie 53 —— — * jebt unerſ 
worden find, Art erlieaen: fo müſſen biefe Präftationen fo weit verrü 
als erforderlich ift, um Beſtehen ber Befiper der belajieten Grund 
au maden. +49 näßia im Öntereffe der Berechtigten El 
verpflichteten 9 jigen Stande bleiben: fo ift eine 
Pen — aufn ? Entfehäbigung aus Staatsmit 
ertii 

Gs if als ein dringendes Vedinfnif anzufehen, daß das Verhil 
dem Berpflicteten und Berechtigten vollſtaͤndig gelöit werde.” 

Auch der gemeinſchafiliche Bericht der Kom. der I. K. für vie 
Halmifle und für Handel und Gewerbe v. 15. Der. 1849 über jenen 
wurf „erfannte an, daß ein großer Theil dev Beſitger älterer, mit Ab, 
Iafteter Mühlen fih in Folge der ganz frei gegeenen Koniurkenz te 
werbes in einer fehr traurigen Sage befinde.“ 

&s wurte bei den Rerhandlungen der Kemmiffienen hervorgebo 
Mühlen, um die cs ſich dier handle, großentheile in einem ähnlichen 
Werbälmiffe chen, wie die bäuerlichen Etellen.” 

Dan fand die Anforderungen der Müller auf eine anderweire Rey 
Verhältmiffe, den Berechtigten gegenüber, begründet, indem dann 
wurde, dag unverkennbar cin Theil der Muͤhlenabgaben mit Rüdüct 
legt worten je, bag der Müller auf fihere Ginnahme aus feinem Ge 
fonnte, — unter den veränderten Gewerbe: Verhälmifien fönnten abe 
tigten den verpflichteten Mühlenbefigern den ihnen früher zu The 
Sup im Gewerbe, worauf tie Abgabe zum Theil Baiirt war, it 
ven. — Wenn die zum Nachtheile der Müller in der Dett. v. 19 
aufgeſtellte Vermuthung den Berechtigten Vortheile gebracht Hake, ie 
auch die Verpflichtung ob, zur Beſeitigung Der die Müller Betrefen 
keizutragen.“ 

Auch Seitens der Berechtigten wurte anerfammt, es ſei tie Abi 
ieges, den Anfprüchen der Düller gerecht zu werden, und, ka ihee 
durd die frühere Geſetzgebung deterioris conditionis geworden feien, 
verbeffern.“ 

Der Bericht der Rom. ter I. K. erkannte ebenfalls an, daß die 
freie Konkurrenz, unter Hingutritt ber neuen Grfintungen im Gebiete 
Induftrie, einen großen Theil der Befiger älterer, mit Abgaben hehbel 
Ten in eine jehr traurige Cage verfept habe und die Griftenz einer 
derfelben durch die in ihrer Nahe entitandenen neuen Müblenanlagen 
inebefonbere habe bie Gewerbeor. v. 17. Jan. 1845 in biefer Bei 
theilig gewirkt, indem fie ven Schoh wirter aufhob, welchen die Mül 


& 


Ei 
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. v. 33. ON. 1826 gegen neue Mühlenanlagen erlangt hatten.” „Der vor: 
be Entwurf“ — fährt der Bericht fort — „ſchlaͤgt einen neuen Weg zur 
be6 Berhältniffes ein, indem er — — 5. die Ablöfung der, nach Ausſchei⸗ 
für aufgebobene Gewerbeabgaben erfannten Laſten, auf den Wühlen baf: 
Beallaften nach ten erleihternden Grundſätzen des Gef. über die Ablösbar⸗ 
zT Reallaften im $. 2. anorbnet und damit den Müllern auch die Vortheile 
äfigern Ablöfungsfages und bie übrigen Vortheile jenes und des Rentenbank⸗ 
8 gewährt.” — Die Mehrheit der Kem. entſchied fi daher dafür, daß nur 
m, von dem Gefeh:Entwurfe eingefchlagenen Wege Hülfe zu bringen fei, und 
a Allgemeinen mit der Tendenz deſſelben einverftanden.” 
Boch viel gerechter jei die Forderung ter altzinspflihtigen Müller ale bie 
mern,“ bemerkte man in der Diskuſſion der I. K.; — „fait alle Mühlen ges 
„sefprüunglich entweber dem Fiskus oder den Gutsherrſchaften,“ — früher 
wur die Müller, die Berpflichteten allein, den Schaden aus ber Aufhebung 
iufivrechts getragen; denn die Berechtigten haben den Zins fortbezogen, obs 
Fr in der Lage waren, den Müllern das volle Hequivalent dieſes Zinfes 
zen.“ 
er Bejeg: Entwurf — äußerte ber Berichterſtatter — gewäaͤhre den als reine 
abgaben erkannten Laſten der Mühlen die Vortheile der Ablöſungsgeſetzge⸗ 
es ⸗tablire auch für fie den Grundſatz der. Praͤſtationsfähigkeit, er geſtatte 
erweijung aller diefer Grundabgaben auf die Rentenbanken. Diefe Bortheile 
ucht von der Hand zu weiſen.“ (Sten. Ber. der II. 8. ©. 1340, 1345, 
3946, 1938, 1959; der I. K. S. 2766, 2768, 2771, 2773. 
We drei Baltoren der Geſetzgebung haben es ſonach ale Zweck bes Gef. v. 
Mr 1850 anerkannt, die Lage der Mühlenbefiger dur die Ablöfung zu ers 
n, unb nirgend angedeutet, daß biefes in minderem Maaße gefchehen folle, 
z Die Beflger bäuerlicher Grundſtücke nach $. 64. des Bei. v. 2. März 1850. 
Bun aarzahlung nad landesüblichen Zinsfuße gemäß $. 65. wäre feine 
ung. 
ik Tereigt, dag die Kammern ten Geſetz-Entw. fo verſtanden und ange⸗ 
Gaben, daß alle Ablöjungen von Mühlenabgaben dur) ermitteln der 
eriolgen können: die Mühlenabgaben wurden den aus gutsherrlichen 
entftandenen gleich geftellt. 
eßgebung wollte aber auch bei ben Mühlen die Grleihterungsmittel 
und 64. gleichzeitig eintreten laffen, wie es bei den bäuerlichen Abgaben 
an die Gutsherrfchaften gefhah. Denn nur durch deren gleichzeitige 
8 erreicht fie vollfändig den cft ausgefprodhenen Zweck weſentlicher Er⸗ 
ng der Müller, welche fi) in Folge ber ungünftigen Gewerbe: VBerhältniffe 
Bängter Lage befinden. 
Kjenigen derfelben,, welche ihre Mühlen von einer Gutsherrfchaft erworben 
ebürfen der Grleihterung nicht mehr als diejenigen, weldye anderen Bes 
I gleich hohe Abgaben entrichten müſſen. (Zeitihr. bes Rev. Kolleg. Bd. 6. 
J. u. ©. 111 ff. u. Präj. Samml. defield. S. 18, Nr. 26. u. S. 79, Nr. 28.). 


Vergl. über ven Begriff des „gutsherrlichs bäuerlichen Ders 
8" insbeſondere auch Ten Bericht des Reviſions⸗Kollegiums 
K. Sachen v. 7. März 1851, wegen Deklaration ter $$. 74. und 
8 Ablöf. Gef. v. 2. März 18502) in der Zeiiſchr. deſſelb. Br. 4, 
—64. 
Der G. 95. des Ablöſ. Gef. verorpnet, daß die Provofation auf 
ng Seitens des Berechtigten fich ſtets auf vie Ablöfung aller Real⸗ 
erſtrecken muß, melche er ihn auf ven Grundſtücken vdeffelben Ges 
andes haften, und daß tie Provofation Seitens des Verpflichteten 
ws auf fämmtliche feinen Grundſtücken obliegende Meallaften er⸗ 










auß- 

Fr —* zweitetbaß geworden, ob dieſe Grundſaͤtze auch alsdann An⸗ 
ng. finden, wenn die betreff. Reallaſten theils dem $. 64., theils dem 
uuterliegen? 

au}. ' _ ' 

77 | 

Fißrsgk. in Bd. L ©. 220 4. : - 


Be Ablbſ. ver Menllaften, den Regulicungen 1, Gem. 2 
w bierfiber die Erläuterungen zum $: 95. des Abloſ. & 


S ım Alin. 4. des “ 65. (betr. die Abli der 
den, Pfarren, Küftereien und Schulen 
fchichtliche Neberficht des Ganges der bet 


Geſetzgebung bis zum Jahre 1850. 
zut Veförderung der Landes Kultur v. 14. Sept. 

usenere Im 6. 2, %): 

18 erbpachiliche Verhältnig Fein Hinbernig der Vereingelt 
— eils die Verwandlung in freies Gigenthum, foweit dies 

rt, anderen Teils bis dahin eine Gi getroffen 

D * te des Erbverpächters fichert. 

nde fell: 
'stere verpflichtet fein, ſich die Ablöfang des Kartons na 


v pt "o zu laſſen umd felche auch mach 
—* Kündi; five in getheilten Summen, jediı 
u mr nventenz des Grbpächters ann 
b) Kae | anfällige Laudemlam und andı 
— # ne Yährlichfeit beffimmt, und 
an F 
Die ſolch jeftalt getwmyat Kapital Ablöfung iſt vemnädy 
2. 0. 31.2 | 1816°) (© S. 1816 ©, 151) dahin ein 
worden, 


daß ber Erbpachtzins, der vom pachter an Neligions-, Ui 
Grziehungs« und Wohlihä eits-Anftalten, bezaflt mir 
ders, als mit Ginwilligung der Oberen und Vorfteher folcher Anftal 
mäßig abgelöft werben Fam. 


Diefen Gefegen folgte die Ordnung wegen Ablöfung der D 
iural⸗ und Gelvleiftungen v. 7. Juni 1Bı (8. ©. 1821 
welche die Ablösbarfeit von Dienften, Natural» und Gelbleifh 
mein machte, inteß im $. 5. beftimmte, 

dag Dienfte, welche bie Natur ber öffentlichen Laſten haben, ever : 
meindes oder Kircheu-Verhaͤltuiß entjpringen, Feiner Aufhebu 
worfen fein fellen.“) 


1) Vergl. in Br. J. S. 92. 

2) Diefe B. hat der $. 1. Mr. I. des Ablöf. Gef. v. 2. Mär 
nachſt aufgehoben. 

3) Diefelbe galt für diejenigen Landestheile, in welchen das Gt. 
1511., betr. die Regulirung ter guteherrl. bänerl. Verh. Anwendung 
für das Grofbergegthum Peien, das Herzegihum Eachfen, für das € 
und das Amt MWandersleben, fewie für bie vormals Meimarfchen u 
burgifchen, der Provinz Sachfen einverleibten Ortfihaften. 

4) Die R. der Min. d. I. u. b. geiltl. c. Ang. v. 8. Ian. 19% 
3.9. ©. 39), v. 3. März 1825 (a. a. D.), v. 22. Sept. 182 
Br. 10, ©. 807), v. 12. Mai 1537 (a a. ©., Br. 22, S 
28. Febr. 1838 (a. a. D., €. 56-50), dehnten jedeh mit Rüdfiht 
v. 31. Mai 1816 (©. &. 1N16 ©. ISI) den $. 5. der Abief. Ortn 
1821 auf alle Natural: Abgaben und Peiitungen an geiftl. Inititute, 
Abgaben und Leiftungen auf dem Parchial-:Berkande beruhten, mit ber 
aus, daß zwar nah $. 26. ter Ablöf. Ordn. deren Wermandlun: 
might aber deren gänzliche Ablefung durch Kavital zuläffig jei; indeß 
Auslegung in dem einzelnen Fällen bei den Deflnitiv:Entjgeitungen de 
fegungs:Behörben, wie auch des Miniſteriums ſelbſt nicht überall an 

überdies Häufige Ronttogerien tarıber Irver: ab Die Mbgaben ım 
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Für die Lanvestheile, welche zum vormaligen Köntgreihe Weft- 
len, Großherzogthume Berg, oder ten Sranzöfifh-Hanfeati- 
a Departementd gehört haben (in welchen übrigens vie Abldfungen 
8 durch die fremdherrliche Gefeßgebung eingeführt waren), erging vie 
& wegen Ablöfung der Meallaften v. 13. Juli 1829. (©. ©. 1829 
5).2) Sie beflimmte im $. 3,, 

son dem Anſpruche auf Ablöfung folgende Rechte ausgenommen fein follen: 
euttihen Laften mit Binjchluß der Gemeinde:Abgaben und Gemeinde: 

nfte; 





ra Barochial:Berbande, oder ob fie aus allgemeinen Rechtsverhältnifien, 3.8. 
mtöherrli Perhältniffe oder dem Zehntrechte, entflanden, ob fie deshalb zu 
dt ablöslichen oder zu den ablöslichen gehörten? 
Regier. Kommiſſarius (Geh. Reg. Rath Schellwitz) äußerte fih 
e 63. Sitz. der II. 8. vom 25. Nov. 1839) in diefen Beziehungen dahin: 
„Die Praris hat fi dahin gebildet, dag Dienfte, die aus dem Kirchen; 
„verhältniffe herrühren, weber in Rente verwandelt, noch auch durch Kapital 
„wbgelöft werben können, daß ferner alle übrigen Leiftungen an geilll. Ins 
„fitute, mochten es Dienfte oder Natural: Abgaben feien, ohne Unterſchied, 
„ob fte auf erbpachtlichen oder eigenthümlichen Stellen hafteten, zwar in 
„Renten verwandelt, aber biefe Renten nicht durch Kapital abgelöf werben 
„Eounten, wenn nicht die Vorfteher diefer Inititute und die geifl. Oberen 
„barin willigen. So fland die Sache in denjenigen Landestheilen, in welchen 
‚pbie Abl. D. v. 1821 galt, und es war hiernach unzweifelhaft, daß aud 
„die Dienſte an geifl. Inflitute aus Grhpachtsyerträgen abgelöft werben 
:„tonnten. Die Abt. DO. v. 1829 nimmt von der Ablöfung aus: tie aus 
„den Kirchen: und Schul-VBerbänden entipringenden Abgaben und Leitungen. 
„Won dieſer Ausnahme macht fie aber wieder eine Ausnahme, indem fie 
Geld⸗ und Naturallaften, welche geiftlihen und anderen Korporationen ans 
allgemeinen Rechtsverhältniffen zuftchen, 3. B. aus dem gutsherel. Verb. 
. aus dem Zehntrehte, für ablösbar erklärt. Es entflanden hier nım 
„Zweifel darüber, welche Abgaben und Leiftungen nun eigentlih aus dem 
chen: und Schul:Berbande herrührten; die Praris blieb ſich nicht gleich 
Fand auch die Anfichten der Min. hierüber haben gewechfelt. Bor längerer Zeit 
"wurde angenommen, baß bie Qualität des Empfängers darüber entſcheiden 
„solle, ob eine Abgabe aus dem Kirhens und Schul: Berbande herrühre. 
„Ran nahm hiernach ohne Weiteres an, daß, wenn nur der Empfänger 
„ber Abgabe ein geiftl. Inftitut war, bie Abgabe auch aus dem Kirchen⸗ u. 
Schul⸗Verbande berrühre und mithin nicht ablöslich fei. Bald aber fühlte 
„man, daß biefer Grundfag in feiner Anwendung nicht immer richtig fei, 
„umb man fam auf bie alten Zweifel zurüd, welche auch in den in Rebe 
„mehenden Landestheilen noch beitehen. 

„Bei dem Entwurfe des gegenwärtigen Geſetzes ging man natürlich 
„yon den Vorfchriften der Verfaflung aus, wonach alle Grund: 
Zabgaben ablöslich fein follen ꝛc. — Nach der (von der Regierung vorge: 
Iſchlagenen) gegenwärtigen Faſſung ift es unzweifelhaft, dag alle Abgaben an 
„geil. Inftitute, Kirchen ꝛc. ablöslid fein follen, foweit fie Orundabgaben 
"And, wogegen diejenigen, weldhe dies nicht find, dieſem Geſetze nicht uns 
„terliegen follen. Nur die Abgaben und Leitungen zur Erbauung und 
„Mnterhaltung der Kirchen-, Pfarrs und Schulgebäude Pollen, 
- „auch wenn fie Srundabgaben find, eine Ausnahme bilden.“ 

(Stenogr. Ber. der II. 8. Bd. 3. S. 1422—1423.) 

Sie Kontroverfen über die parochiale oder privatrehtlide Natur der 
udenen Abgaben und Leitungen an Kirchen, Pfarren, Küftereien und Schulen 
e burch das Ablöf. Gef. v. 2. März 1550 ($. 65. Alin, 4.) gehoben, ba 
dDiefer Beziehung nit diftinguirt. 
Ben! in Bd. I. die allgem. Einf. ©. CVIM. fi. 
= Durch das Gef. v. 18. Juni 1840. (©. ©. 1840. ©. 151) wurde bie 
. Dw. v. 13. Juni 1829. auch in das Fuͤrſtenthum Siegen eingeführt. 
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b) die ans dem Kirchen» ober Schulverbande emtfpringe 
gaben und Leiftungen; 
e) alle fonfigen Korperafions: und Sceietäts-Lajlen, 
wogegen aber wieberum unter biefeu Nusnahmen foldte Set: und Sa 
nt mitbegriffen fein follen, welche den gebadıten Anflalten, Rorpeı 
Soeletäten ans allgemeinen Nechtsverhältniffen, 3. B. dem gutaherrl. 
ober dem Zehntrechten, zuftehen. 
gleidhlautende Beſtimmungen ertheillen Denmächft; 
2 lbloſ. O. v. 18. Juni 1840 für das Herzogibi 
Phi 13 $. 3. (®. ©. 1840 ©. 156); und 
na (blöf. O. v. 4. Juli 1840 für die vormals Na 
a und die Stadt Weplar nebſt Gebiet im $. 2. | 
Lan G. v. 22, Dec, 1839, betr. die Abldf. der Realla 
zeallgetten Wittgenftein » Wittgenflein und Wit 
Berleburg erflärte im $, 37. vie Kreis, Kommintale, Paro 
a für ausg offen Yon der Abldsharkeit. | 


. 13,). 
2) Die Orfehgel "Jahre 1850. 
Das Ablöf. Gef. 1850 hat, indem es zugleid 
alle oben erwähnten fri Hlöf. Gefege aufbebt, folge 


mungen in Betreff ded m vr nebenden Gegenſtandes getroffi 

a) nach $. 6. a. a. ©. md nur die Abgaben und Leif 
Erbauung der Kirchen», Pfarr- und Schulgebäude vı 
bedingt für unablösbar erklärt, ausgenommen, wenn ji 
Teiftungen ablösbarer Neallaften find, im melden Falle fi 
zugieich abgelöft werden; 

b) nach $. 65. Alin. A. a. a. O. follen jedoch einftweile 
deren Reallaften, welche Kirchen, Pfarren, Küftereien und Schul 
ohne Unterfheidung ihres Entftehungsgrundes und ihres Gegen 
erft nur in eine, an jene Inflitute Direkt zu entrichtende Geli 
wantelt werben dürfen. 2) 

Somit find nach ven Beſtimmungen des Ablöf. Gef. v. 2. 
von der Kapital Ablöfung, beziehungsweiſe von ven Wohlthare 
tenbanfgefeges, alle, dieſen Inftiruten pflichtige Grundbeftger obn 
ausgefchloffen, gleichviel ob dieſe Inftitute die ihnen zuftehenten 
tigungen befigen und ausüben auf Orund des öffentlichen, — ! 
oder Varochial - — Verbältniffes, oder vermöge rein privatredhtl 
als Käufer, Gefchenfnebmer oder Gefitonarien von Dienften ı 
Vrivatrechten, reſp. ald Akquirenten und Bejiger befonderer, in 
in neuerer Zeit, felbft nach dem Jahre 1850, erworbener Ritter 
die Nealberechtigungen anfleben. 

Die mörtlihe, und deshalb auch von den zur Entſcheidu 
Auseinanderfegungs« Streitigkeiten berufenen Gerichtsböfen ur 
angemendete Beftimmung des $. 65. des Ablöf. ©. v. 2. März 
in diefer Beſchränkung der Ablösbarfeit von Reallaften an g 
flitute weit hinter die früher geltende Ablöfungs « Gefeggebun 
1821 und von 1829 und 1840 zurüd. Denn bis 1850 warı 

a) nach $.5. der Ablöſ. O. v. 7. Juni 1824 im Bereich 


1) Vergl. auch tie Grläut. zum $. 6. des Mblöf. Geſ. sub VI. 
oben ©. 318. ff). 

2) Bergl. hierüber ben Auffap in Robe’s Zeitung für Gntlal, 

vbbef., Jahrg. 1850. &. 1A. 
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in den 6 oͤſtlichen Provinzen, mit Ausnahme derjenigen Zans 
Provinz Sacıfen, einſchließlich der Altmark, welche eine Beit 
id Weiybälife geweien), — wie dies fpäterhin auch vom 
ı. ſelbſt anerfannt wurde, — nur die aus dem Kirchen» 
entfpringenden Dienite, 
$. 3. Nr. 2. refp. F. 2. ver Ablöſ. DO. v. 18. Juli 1829, 
und 4. Juli 1840 in deren Bereiche (d. h. in einem Theile 
n Sachſen und Rheinland, wie in Weftphalen; in den Theilen 
welche vormals zum Großherzogthume Berg, zu dem Königreiche 
zu den Hanfeatifchen Departements, fodann zu dem Herzogthume 
und den Naffauifchen Landeötheilen gehörten), — nur die-aus 
u⸗ und Schnl⸗Verbande entfpriugenden Abgaben und 


dfung audgenommen. 

igen war 

ereiche der Geſetzgebung v. 7. Juni 1821 lediglich wegen 
Szinfen an geiftliche Inftitute die ſpezielle V. v. 31. Mai 1816 
elche deren Abldfung durch Kapital von der Einwilligung der 
beren abhängig machte, wogegen alle anderen Abgaben und 
in geiftliche Snfkitute unberingt durch Kapital abldähar 
‚ befonder® in den Jahren 1842 618 1845 gepflogenen Iegisla- 
ungen wegen Erläuterung refp. Ausvehnung des $. 5. der 
. 7. Juni 1821 gingen in ihren Intentionen und Morfchlä« 
über dad Prinzip und die Beſchraͤnkung des $..3. Nr. 2. reſp. 
Töf. DO. von 1829 und 1840 binaus. | 


nar 
ı betr. 66. ter drei Abldfunge-Orbnungen von 1829 und 1840 
isdrücklich beſtimmt: „daß unter den Ausnahmen von dem An⸗ 
Ablöfung die Abgaben und Leiftungen, weldye jenen Inflituten 
einen Rechtsverhältniſſen, 3. B. dem gutäherrlidyen 
fe oder dem Zehntrechte, zuflehen, nicht. mit begriffen 
ınd ſtets wurde bei den erwähnten legislativen Berathungen 
ran feftgehalten, daß die Zehntrechte dem gemeinen Rechte 
‚ unterworfen blieben. 
Vorberathung des neuen Ablöſungs⸗Geſetzes von 1850 hatte 
Regierung (nach Inhalt der Motive), als die Agrar» Komm. 
der N. K. irgend eine andere und weitere Befchränfung ver 
als die im F. 6. beftimmte, wegen der jenen geiftlichen uf 
nden Realrechte, Benbfihrig! und vorgefchlagen. ergl. a) 
mm.’ver II. K. und b) Ber. der Komm. ver I. 8.)!) In 
bemerkt, „wie die Komm. darüber einig geweien, daß da, wo 
Htute als biöherige Gutsherren berechtigt’ feien, eben fo wie in 
Aularifirte Domkapitel, Abteien, Klöfter und andere Stiftungen 
ein Grund zu irgend einer Ausnahme vorwalte” ; ingleichen 
H in meuiebung auf pia corpora aller Art, vesgleichen auf 
Bedürfniß einer Ausnahme faft einftimmig verneint und felbft 
Pfarrer, Schullehrer und Küfter wurde jeder in dieſem Sinne 
ag mit überwiegender Majorität in. den Kammifflonen verwor⸗ 
ei der Beratbung im Plenum ver I. K. ift der 4. Abſatz des 
ge eines Amendements des Abgeordn. Gr. v. Rittberg an- 
man gab diefem Amendement vor einem anderen Amendement, 
definitive Abldobarkeit vorerfi nur für die aus dem Kirchen» 





— ⸗t— 


oben ©. 588 ff. u. 546 ff. 
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ben Wöldfungsgefege in dem Antrage v. 11. Febr. 1851 geben, ifl daher 
ieden unrichtig und es mußte daher derfelben wiberfprocdhen werben. 
Bas den geftellten Antrag felbit anbelangt, fo erſcheint berfelbe in der for: 
m Beife ohne Bedeutung. Denn wenn au die Worte des $. 65. 1. c.: 
Bis zu diefem Zeitpunkte werben die nad dem gegenwärtigen Geſetze er⸗ 
mittelten Gelbrenten direkt an bie gebadhten Inſtitute entrichtet, 
jeben werben, fo bleibt doch der F. 6. des Ablöf. Gef., wonach aud die Ab: 
und Leiftungen an geiftlihe Inftitute nach diefem Geſetze ablöslih find, und 
Re Theil des Schlußſatzes bes $. 65., wonach zur Zeit Kapitals-Ablöfungen 
treff dieſer Abgaben ausgeichloffen werden, in Kraft und es können daher 
or Wortlaute und Sinne des Geſetzes felbit bei dem Wegfall jener Worte 
Höjungen jener Laften gegen Rente gefordert werben. Der Zwed der Geſetz⸗ 
ung, deren Aufhebung die Antragfteller begehrten, ift nur dahin gegangen, 
Ns klar und deutlich hervorzuheben, bag in Betreff der Abgaben an die mehr⸗ 
ken geiftlihen Inflitute für jept nur eine Verwanbiung in Rente, nicht aber 
Blöfung gegen Kapital zuläffig fein foll; wenn jene Beflimmung jetzt aufge 
werden follte, fo würde dadurch in der Hauptfache nichts geändert werben, 
efeg aber an Klarheit und Deutlichkeit verlieren. 
er geftellte Antrag ift daher ſchon an ſich nicht geeignet, ben von ben An: 
Kern beabfichtigten Zwed dahin gehend: 
von allen Beitimmungen bes Ablöfungsgefehes die Reallaften 
auszufchliegen, welhe Kirchen, Pfarren, Küſtereien und Schu⸗ 
Ien zuſtehen 


went. würbe aber auch die Agrar: Kom. fi entichieben gegen ein foldhes 
jes Befeitigen der Ablöf. D. v. 2. März 1850, deren Ausführung bereits 
ichſten Grfolge gehabt hat, erklären müſſen. Die Verf. gewährleiftet im 
2. die Ablösbarkeit aller Reallaften und bie II. K. bat burg ihren Beſchluß 
we Antrag mehrerer PBetenten, die in Ablöfungsgefegen den Kirchen, Pfarren 
len Hinfihtlih des Ablöfungsfapes gewährte erzeptionelle Stellung fofort 
‚ in der Sitz. am 18. v. M. bereits zu erkennen gegeben, daß fie bie 
der Regierung, welche den Schlußfag des $. 65. 1. c. in Ausficht ſtellt, 
und die Erledigung jenes Vorbehaltes als ein bringendes Bebürfniß ers 
ine Ausdehnung der im Schlußſatze des $. 65. 1. c. enthaltenen Aus⸗ 
mung zu Gunſten ber geiftlichen Inflitute würde daher mit jenem Bes 
ba Bideriprud ftehen, und nicht nur bie angebahnte Ausführung der Vers 
Reeintraͤchtigen, Sondern auch noch einen großen Rückſchritt gegen bie frühere 
machen. 
em wi es ſich aber auch mit Ueberzeugung nicht beftreiten laſſen, daß 
ereihtigungen ber gedachten Inflitute, wie 3.9. die Zehntberechtigung, ohne 
ligung der Landesfultur, von ber Abtöfung nicht ausgeſch ofen werben 
und viele Natural:Abgaben an Geiſtliche und Schullehrer der Art find, daß 
Jaknige Ablöfung wenigſtens gegen Rente im wohlveritandenen Intereffe ber 
ebenfowohl, als in dem der Verpflichteten begründet if. 
u biefen Erwägungen, mit denen fih aud der Kommiffarius des 
für die landwirthſchaftl. Ang. einverflanden erflärte, bat kein 
» der Agrar: Kom. ſich in der Lage befunden, dem geitellten Antrage das 
ps reden. . 


Es find indeß mehrere Legislaturs Perioden vergangen, ohne daß bie 
mg auf das verheißene Gefeg erfült worden iſt. 
ı der III. Legislatur- Periode (1852— 1853) murde von dem Abgeordn. 
der und Gen. in der II. Kammer fogar ein Antrag (Drudf. Nr. 185.) 
acht, welcher felbft die Verwandlung folder Natural» Abgaben 
Ratural » Leiftungen in Geldrenten nad) dem Ablöf. Gef. v. 
Ir; 1850, ohne Ruͤckſicht auf ihre Natur und Entflehung, aus einem 
„per Heiligkeit von Rechten“ ſiſtirt wiffen wollte. 
u dem ganz entgegengefegten Standpunkte wurde Dagegen 
Zegislaturs Periode von dem Abgeoron. Leite und Gen. in der 
kumer (unterm 8. April 1853) ein Geſetz⸗Entw. (Drudf. der II K. 
29.) eingebracht, welcher die Tendenz hatte, „die Miäftänte zu 
a4 Rultur-Gelepg. 3b. II. 36 
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e erfeht werben, welche wieberum anderen SIaftituten, bie ihre Grundſtücke 
zeit und nicht vererbpachtet hatten, durch Separationen und Gerpitut-Ablöfuns 
sah der Gemeinheitsth. DO. v. 7. Juni 1821 — bei Anwendung diefes 
la der Agrar s Gefepgebung — wie dies allgemein anerfannt ilt, in der Mehr: 
ber Bälle, zugefloflen find. 


Diefer Antrag iſt indeß, wegen des Schluffes ver Siungd=- Periode 
$). gar nicht zur Verbantlung gefommen. 
) Dagegen wurde von Seiten der Königl. Staats⸗Regierung, 
alls in ver Legiölatur» Beriode von 1853, gleichzeitig in beiden Kam⸗ 

(unterm 13. April 1853) ein Geſetz⸗ Entwurf, betr. die AbId- 
I der den geiftlihen und Schul» Inflituten, fowie der den 
imen und milden Stiftungen zuftehbenden Neallaften (Oruckſ. 
K. Nr. 312.) eingebracht. ‘ 
er Standpunkt, von welchem tiefer Gefeß- Entwurf, welcher 10 66. 
ft, ausgeht, und deſſen Inhalt erhellt aus nachflehentem Aus» 
der demfelben beigefügten Motive: !) 
Bei Bergleihung der Beſtimmungen ber früheren Gefeßgebung mit denen der 
‚D. v. 2. Maͤrz 1850 if zu entnchmen, daß die durch letztere ergangenen 

iften für den Berechtigten gegen die früheren Geſetze nadhtheilig find, 

if te np e iſt hne Entſchaͤdi fgehob 2., 3 

N iffe e und Leiſtungen ohne Entihädigung aufgehoben; 88. 2,, 3., 
BET tung ſchaͤdigung aufg 3 88 | 
bh. Die Rente für Abgaben in Körnern wirb durch Zugrundelegung 24jähriger 
; Batt Idjühriger Martini Marktpreife zum Bortheil ber Berpficteten —** 
ſcheinlich herabgedrückt werden. 
Die veranderliche RoggensAerndte bei Fruchtabgaben nach der Geſetzgebung 
- von 1821 und ebenſo die nur durch freie Vereinbarung zulaͤſſige Verwand⸗ 
kung der Körnerabgabe in eine Belbpräftation nah dem ©. v. 13. Juli 
„1829 ift aufgehoben. 














Be Kenniniß diefer Motive iſt von Intereffe, weil biefelben die nenefe 
asafterifiren, in welche die Frage gerathen if. — Bergl. im Ges 
© su den darin entwidelten Anfichten die Diotive zum $ 6. des Regier. 
Af. oben ©. 315.), welche auf das Gntfchievenfte ausfprechen, daß „die 
ng des Grundeigenthums nur fehr unvollländig erreicht 
j| würde, wenn man alle aus dem Kirchens und Schulverbande 
senden Abgaben und Leiftungen ferner von der Ablöfung 
fteßen wollte.” — Die zulest erwähnten Motive beziehen fich hierbei 
austrüdlich auf tie Beflimmung des Art. 40. (jet Art. 42.) der Verf. 


Rbe: 
Die Ablösbarkeit ver®rundlaften wird gewährleiftet.“ 
Me StaatssRegierung Nellte fib alfo damals ganz auf den Boden 
Berfaffung. Dagegen laffen die dem neueften Geſetz⸗Entw. beigefügten 
we diefen Standpunkt völlig unberückfichtiget; es iſt darin die Frage der 
wffungsmäßigfeit gar nicht berührt, fondern einfach ein dem früheren 
Wpmufte der Regierung geradezu entgegengefepter eingenommen wors 
Nelich der, daß es lediglich die Aufgabe der Gefepgebung fei, „von den 
Btigten Inftituten die Berlufte abzuwenden, welde ihbuen ans 
Bid. Drbdn. v. 2. März 1850. erwachſen fünnten“ und „das ©. 
Wär; 1850. in der Art abznändern, daß die betheiligten Ins 
a wicht in eine ungünftigere Lage verfegt werden, als die, in 
Be fich vor dem Erlaß jenes Geſetzes befanden.” In der That 
Rht der Geſ.⸗Entw., — insbel. in der Geſtalt, welche die J. Kammer 
wugeben Hat, — noch über die Gränzen der früheren Ablöf. Geſetzgebung 
= @6 ficht zu erwarten, ob die vemnächfi zu berufenden Kammern 

biefen Tendenzen einverflanden erklären, und insbefondere, ob fie ges 

u werden, die hierzu zuvor unerläßlichen Berfaffungs-Abänderun: 

dewilligen. 

86* 
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Laß jenes Oefepes befanden. 

Die eingelnen Beitimmungen des vorliegenden Geſetz Entwurfs a 
iſt im $. 1. den Inſtituten, auf welde die zu erlaſſenden Vorfchriften A 
finden follen, eine größere Ausdehnung gegeben. Der $. 65. der Al 
zeichnet nuc Kirchen, Pfarren, Rüttereien und Schulen als ſoiche Berectigt, 
das erseptionelle Verfahren für ſich in Anforucd nehmen Fönnen. Aber 
ſonſtige geiſtliche Anftalten aufer den genannten, namentlich die kirchtichen ® 
bie zur Unterhaltung von Kirchen, Schulen und höheren Unterrichts: un 
hungs-Anitalten beitimmten Bonds, fewie für fromme und milde Stifte 
Vohlthätigfeits-Anttalten, muß mit vollem Rechte eine gleichmäßige Be 
gefordert werben, bie in Anfehung ihrer nach der daffung des beitchenden 
entweder nicht vorgefchrieben war, oder in ‚Zweifel gezogen iſt. Wie jeht 
lautet, wird jebe derartige Ungewipheit befeitigt fein, 

Durch den 8. 2. it als Negel bie Negulicung der Rente nach ter 
Gefegen wieberhergeftellt. Es wird daburd von den Berechtigten ein uni 
Berhältniß als das vor dem G. v. 2. März 1850 beftandene unter allen 
den abgemandt. 

Liehen die Partheien es vor, ſtatt der Rapital-Abfindung die Rente fek 
y laffen, fo it der Nachtheil einer firirten Geltiente dadurdy befatigt, 
Jährlichfeit, infofern dies früher zuläfig war, in einer mad $. 73. der 
heitsth. D. v. 7. Juni 1521 mit den Moggenpreifen wechjelnden ent @ 
werben Fann. 

Die Anwendbarkeit des ©, v. 2. März unbedingt aus zuſchließen, it 
nicht väthlich, als die Behandlung nad) deifen Beltimmungen in mande 
den Vorzug verdient, und auf eine Vereinfachung des Verfahrens abzwet 
Regulicung nach diefen Veftimmungen hat aber dem Uebereinfommen der Pi 
überlaffen werden müffen. 

&8 war ſedoch der Abzug von 5 Prozent von den Marftpreifen da 
Abgabe aufzuheben, da biefer Abzug vorzugsweife Oegenftand der Beiheci) 
infofern für nicht gerechtfertigt zu erachten ift, als das den berechtigten 
zu liefernde Gettaide geſehlich aber vertragsmäßig in nicht fchlechterer 8 
als das marktgängige erichüttet werden da. 
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Gür NeusBorpommern und Rügen ift in letzterer Beziehung noch keine geſetz⸗ 
Vorſchrift vorhanden, und daher, als den dortigen Berhältniffen entfprechend, 
Wlsf. D. v. 7. Juni 1821 für anwendbar erflärt. 
Zu $.3. Das G. v. 2. März 1850 enthält außer den Borfchriften für bie 
der Gelbrente bei den Viatural- Abgaben und deren Kapital-Ablöfung noch 
> Beflimmungen, iuſonderheit für die Regulirung ber gutsherrlich «bäuerlichen 
diiniffe. &6 werben hiervon bie geiftlihen und Schul⸗Inſtitute eines Theile 
mupt wenig betroffen, andern Theils können bie ‚gegebenen Borfchriften nit 
m gleihem Maaße ungünftig bezeichnet werben, und empfiehlt es fich baher 
vergleichen Regulirungen, bie allgemeinen Normen nicht ohne Noth zu er: 
wm - 
Bu $. 4. Die gütliche Ginigung zwifchen den Berechtigten und Verpflichteten 
„ein weitläuftiges, und bei geringeren Objekten ber Auseinanderfeßung unvers 
ig koſtbares Verfahren durdy die Behörde überflüffig, und verdient daher 
tung, wobei es ſich yon felbft verficht, daß auch bei dieſer Behandlung 
ng und Genehmigung der getroffenen Bereinbasungen durch die geiftlichen 
Brenn. Auffichte-Behörben erforderlich iſt. 
Huf eine Land-Abfindung wird.fchwerlich noch in vielen Fällen zurüdgegangen 
w.Fönnen, nachdem bie Separationen, bei welchen darauf Bedacht zu nehmen 
Theils beendigt find, und fo in der Regel ein ganz neues Berfahren 
Lie Landyertheilung würde flatthaben müſſen. Es empfiehlt fich aber, biefen 
Auseinanderfegung nicht geradezu auszufchließen, vielmehr in Weberein; 
mit $. 98. der Ablöf. O. v. 2. März 1850 darauf im Geſetze befonders 
u machen. 
cht dem Berpflichteten als dem Berechtigten flieht nah $. 94. der Ablsf. 
März 1850 das Recht zu, auf Kapitals Ablöfung anzutragen, und biefer 
ift im beiberfeitigen Interefle ferner aufrecht zu erhalten. 
$. 5. handelt von der Provofation des Verpflichteten und legt ihm bie 
bes 25 fachen Betrags in baarem Gelbe, flatt des resp. 18⸗ und 
etrages nah $. 64. und 65. gebachter Ordnung auf. Dieſer Multipli⸗ 
ale den früheren Geſetzen und dem gewöhnlichen Zinsfuße von 4 Prozent 
d, feftgehalten, da jene Sntihädigung für die beiheiligten Inflitute offen: 
hend ift, und deren Verwirklihung den Ruin der Beredhtigten noth⸗ 
Me zur Folge haben müſſen. Diefe Ueberzeugung hat den Vorbehalt im 
%s $. 65. veranlaßt und kann es daher keinem Bedenken unterliegen, ben 
en Sag als Norm feitzuitellen. Ein Drud und eine übergroße Be: 
der Berpflichfeten iſt darin nit zu finden, da fie ſchon nach dem Abloͤſungs⸗ 
-sine andere Bi rl als in den Füllen, wo der Staat und Privatper: 
Berechtigten find, erwarten mußten, die Lage ber Landbewohner, um deren 
g es fih meiitens Handelt, durch die neue Geſetzgebung weſentlich ver: 
iR, und bie Verweifung an bie Nentenbanf bei der Provolation durch den 
i gleichfalls eine Erleichterung gewährt, auch die Debenten, wenn ihnen 
Wege ein günfligerer Ablöfungsfah geflattet würde, dann nothwendig au: 
ung einer angemeflenen Suftentation des hen und Lehrers und Er⸗ 
wg ihrer Dotationen würden angehalten werben müflen. 
Benn von der. Befugniß zur Provokation durch den Verpflichteten diejenigen 
haben ausgeihloffen werden müflen, in welden ihm vor Verkündung der 
Drdnung ein foldes Recht. nicht zuftand, fo ift Hierbei vornehmlich die Erb⸗ 
ins Auge gefaßt. Die V. v. 31. Mai 1816 läßt nur eine vertragsmäßige 
ung des Erbpachtzinſes für bie hier in Rede ſtehenden Inititute zu. 
Die hierdurch gegebene Reitriftion war durchaus begründet. an bat von 
her, vornehmlich aber feit der Mitte des vorigen und bis zum Anfange ber 
Jahre. des jebigen Jahrhunderts, die Vererbpachtung als eine bequeme 
el angefehen, die Kirchen und die Geiftlihen von der eigenen Bewirth⸗ 
ang ihrer Grundflüde zu befreien, und geglaubt, ihnen durd bie Erbpacht, 
ibveber in baarem Gelte, oder in Naturalien oder in allerlei fonftigen Leiſtun⸗ 
tipulirt if, eine fihere Rente zu verſchaffen. Wie nachtheilig jedoch dies 
hren geworben, zeigt fih deutlih durch Vergleihung der hiervon betroffenen 
Ate ut denjenigen, welde im Befitz iheer Ländereien geblieben find. Waͤh⸗ 
tere durch das Steigen der Bodenrente gewonnen, und bei den Separationen 
e und andere Berechtigungen Entſchaͤdigungen empfangen haben, gehen 
ren alle diefe Vortheile verloren, und 68 zeigt ſich Häufig der Brknakteianen 
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F ine noch beantragt, in das Geſetz— einen $. aufzunehmen 


Die aus dem Kirchen: und SchulsBerbanbe entfpringenden Abs 
ı and Leitungen find überbanpt nur mit gegenfeitiger Zufims 
g ber Berpflichteten und ber gefeglihen Vertreter der bereche 
n Infitute ablösbar. 


Hefe Beſtimmung iſt indeß ſelbſt in der Kommiſſton ter I. Kammer 
mit 7 gegen 5 Stimmen angenommen worden. 
Ne betr. Stelle ter Motive Ted Berichts zu viefem 6. Tautet dahin: 


B ik jur Begründung biefes $. angeführt, daß in allen Provinzen links ber 
In welchen die Ablöſ. O. v. 13. Juli 1829 und deren fpätere Nahbildungen 
‚ die aus dem Kirchen: und Schulverbande entfpringenden Abgaben und Leis 
k von der zwangsweifen Ablöfung ausgenommen waren. 6 beruhte dieſe 
Bing auf der richtigen Erwägung, daß bergl. Abgaben überhaupt nicht fo: 
Vie Natur von Privat: Rechtsverhältnifien, wie die von öffentlihen Abgaben 
x daher au ihre Ausnahme von der Ablösbarkeit gleichzeitig mit der ber 
mals und Sozietätslaften geſchah. In den Provinzen rechts der Elbe hat 
ſine ſolche Ansnahme nach dem Wortlaut des Geſ. v. 7. Juni 1821 eigent⸗ 
IE für die aus dem Kirchenverbande entſpringenden Dienſte, nicht für bie 
In anbexet Art beflanden. Notorifh if aber von dem Recht auf eine zwangs⸗ 
[fung der letzten Kathegorie auch in biefen Provinzen nur fehr felten 
ech gemacht. ergl. Abgaben beſtehen auch Hier in ben allermeiften Orts 
u zur gegenfeitigen Zufriedenheit fort. Der ®rund, welcher die zwangsweiſe 
ang folder Mehtsverhiltnife rechtfertigen Tann, die Kulturſchaͤdlichkeit ders 
traf bei den Dienflen viel mehr zu, wie bei den übrigen Abgaben, und 
mt daher in der That nur einer weniger genauen Ausarbeitung des Gel. v. 
K 18241 zugefchrieben werden zu müffen, wenn baflelbe in diefem Bunft nicht 
+ Kabefnung erhalten hat, wie das G. v. 13. Juli 1829. Sollte es jeht 
im ©. v. 2. März 1850 ausgefprochenen Ausdehnung der zwangsweiſen 
auf alle Abgaben diefer Art bewenden, fo entiteht die große Beforanig, daß in 
theilen dadurch eine große Unruhe in bie inneren Berhältniffe der Kir⸗ 
Schulgemeinden fommen, dag der Frieden, der zwifchen Seelforgern und 
und ihren Gemeinden jetzt glüclicherweife befteht, geflört und au 
Rachtheile von den geiftlihen Inflituten nicht immer werben abgewenbet 









WIR Dagegen von der anderen Seite zwar angeführt, daß über die Qualität 
Hbgaben und Leiltungen zwifchen Blartern und Gemeinden oft Streitigfeis 
Bänden, und dag daher die Verwandlung dieſer Naturalleiftungen in baares 
ir beide Theile wünfchenswerth und dies Motiv us bei dem ©. v. 2. März 
ticheidend gewefen fei. Nach dem jepigen Vorſchlage fol indeß die Mög- 
einer ſolchen Berwandlung oder Ablöfung auch keinesweges ausgeſchloſſen 
Es follen aber die Modalitäten einer ſolchen lediglich der freien Vereinba⸗ 
rider Theile vorbehalten bleiben und damit das Prinzip der Gerechtigkeit bei 
Rechtöverhältnig gewahrt werden, von bem es mindeflens fehr zweifelhaft 
ob deſſen zwangsweiſe Abfchaffung durch überwiegende Müdfichten bes 
vohls geboten ill. 

jeder von anderer Seite ift eingewenbet, daß ber Vorfchlag bie rafchere 
zung des ganzen Ablöfungs: Gefhäfts hemmen werde, mas feinesweges zu 
n fel. 

idlich if angeführt, dag erfahrungsmäßig fehr oft Zweifel darüber entitäns 
ı die Abgaben aus dem Kirchenverbande entipringen, oder aus einem ande⸗ 
chtstitel. GEs ift hiergegen erwibert, daß dergleichen Zweifel bei ben ur 
ation vor dem Richter gefommenen Fällen allerdings nicht felten geweſen, 
re bei der ganz überwiegend größeren Zahl der zu einer folchen Konteftation 
ebiehenen Säle unter den Betheiligten über die Natur des Mechtsverhält: 
n der That fein Zweifel obwalle. 

achdem aud der Minifter v. Raumer erlärt hatte, bag das Gouvernement 
orſchlage feine Zufimmung nicht verfagen werde, ift derſelbe in ber obenge: 
Art angenommen. 


2 Berathungen über den Gefep-Entwurf haben in her I. Kammer In 


568 Den d IB. der Meaffofen, den Regufknungee ne Gem haar. 
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o die 

fo haben dennoch. die auf dieſe Veft 

fene ein vrafuiäe® Anteefe, ale 18,0. 
— 


die Bo Alin. 4. — 
en Sn al Suspen 
Abldobaꝛ 


1) Zuvörberft if % ‚bemerfen, daß darüber fein Zweiſel 
daß foiche Abgaben Es ae Kirchen, Pfarren und 
welche nicht auf vem Grundftüde haften, fondern von den Mi 
der Kirhen-, Pfarr» und Schul» Gemeinden, als folchen, alfo nit 
jedem Beſttzer des Grundſtückes, ohne Rückſicht auf dieſe PMitglet 
entrichtet werden müffen, dem ©. v. 2. März 1850 überhaupt nidl 
terworfen find. 

Vergl. das C. R. des Min. für geiftl. ıc. Ang. dv. 29, Nor. Al 
(Min, BI. d. i. ®. 1851 ©. 279 Nr. 304.) und die Bem. des Aryl 
Komm. (Geh. Reg. Rath Schellwig) in dem ftenogr. Ber. der U 
1849 Br. 3. ©. 1422—1423 (f. eben S. 557 in ber Note 4.). 

2) Ad verb.: „Kirchen.“ 

Die Gen. Komm. zu Stendal bemerkte in ihrer Inftruft. v. 12 
1851, daß zu den Kirchen mur diejenigen gehören, welche wirflid, 
ale ſolche dienen, nicht ae die fäfufarifieten Klöfter, Domftifte u f 
überhaupt fei nur auf die Qualität zur Zeit der Provofation zu 
(Sprengel's Ablöf, Gef. S. 13.) 

3) Ad verb.: „Schulen.“ 

a) Befchränft fi der Ausſchluß von den Beftimmungen der ſF 





1) Vergl. in Br. I, ©. 205, 

2) Für das Fürfentbum SchenzollernsHechingen hat in ge 
Sinne die oftropirte B. v. 6. Juni 1853. (©. ©. 1853. ©. 206.) tie d 
mungen ber landesherrl. Refelution v. 4. Mai 1848 in foweit fuependirk, 
babur die Aufhebung ber den Kirchen, Pfarren, Echulen fowie den milde 
tungen und Wohlthätigfeits:Anftalten quftehenden Allemands und Kleinzehnits 
genäht worden ift 

3) Die ©. v. 13. Juni 1853. beſtimmt übrigene zugleich aud, I} 
Prozeffe tarüber, ob eine Reallaft zu den im lim. 4. des $. 65. enei 
gebört, füflirt werden follen. 

A) Bergl, in Br. 1, &. WS 


EN 
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65. de ABlöf. Gef. nach dem Altn. A. tes $. 65. auf niedere (Ele⸗ 

faar-) Schulen oder bezieht ſich folcher auf alle Lehranftalten, insbefon- 
‚die Gomnaſien und Univerfitäten? 

&) Das Min. für landwirthſchaft. Ang. hat in einem an die Ben. 

zu Stendal ergangenen R. v. 2. Dec. 1850 ausgeführt, daß bie 

65. aufgeftellten Ausnahmen ſtriktiſſtme zu interpretiren und.deshalb, 


dem Zwecke und der Abſicht der Ausnahmebeftimmung, wie ſich 
den RammereBerhandlungen, Motiven und Berichten der Agrar» 
je ergeben, water Schulen nur niedere nnd gemeine: Schulen, 
einen Schullehrer verwaltet werben, zu verftehen felen, daß biefen, 
—* ger zorteain, eine Eremtion zugedacht ſel (Gprens 
Gef. ©. 17, 

Die Gen. Komm. zu Stendal Hat dagegen in judicando anges 
fi, daf zwar nicht die Univerfitäten, wohl aber die Gym⸗ 
u den im Geſehe gemeinten Schulen gehören. (Epreugel, a. a. D,, 


I Das Revifiond» Kollegium für Landes» Kultur» Sachen 
E (in dem Ext. v. 4. Nov. 1851) an, daß das Alin. A. des 5. 65. 
Ablösharkeit der Meallaften an alle Lehranftalten namentlich 
Gpmnafien und Univerfitäten‘, zu verftehen ſei. (Zeitſchr. 

Kolleg. 2b. 4. ©. 264 u. Präj. Samml, befielb. ©. 40. Rr. 3.) 

h auf Schule Fondo, welche zu Schule Zmweden gewidmei find 
die Nevenden der ehemaligen Rioferfgule zu Berge im Magdes 
findet der Tele Sat des $. 65. Anwendung. ’ 

jommen von dem Mevifions- Kollegium für Landes» Kul- 

— ale 7. Oft. 1851 und 4. Mat 1852. (Bräl. Samml. 
. Nr. 24. 
bgaben x. an Rittergüter, tie einer Schule gehören, find der Bes 
des lepten Sates des $. 65. unterworfen. 
kannt von dem Reviftiond- Kollegium für Landes«-Rultur- 
term 21. Oft. und 25. Nov. 1851. (Präj. Samml. deſſelb. S. 48. 


Belfenhäufer find nicht als Schulen angefehen; auf ſie findet 
he Ausnahmebeftimmung des letzten Satzes des $. 65. Feine An« 











nt bon dem Nevifiond» Kollegium für Randes« Kultur- 
unterm 18. Juni 1852. (Bräj. Samml. deſſelb. ©. 47. Mr. 23.) 
a8 Tehte All. des $. 65. des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850 findet 
blche Realfaften Anwendung, welche Anftalten zuſtehen, deren 
zum Theil zu Üirclichen und Schul» Zweden, zum Theil für 
Begenftänpe beffimmt find, ſobald die Verwendung nicht nach bee 
Duoten erfolgen muß. " 
ommen von dem Revifiond- Kollegium für Landes⸗Kul⸗ 
chen per sent. v. 4. Dir (Mai) 1852. (Zeitfchr. deſſelb. Br. 5. 
=. Präj. Samml. ©. 42 Nr. 8.) 
Können im Wege der freien Vereinbarung Abgaben an Kit« 
en Schulen durch Rapitalzahlung definitiv abgelöft werben? 
ejahen: 
‚Die (nicht publizierte) 8. O. v. 13. Nov. 1850 1) (mitgeteilt durch 
E des Min. der geiftl. sc. Ang. v. 20. Nov. 1850) in Bezug auf 
‚e Schulanftalten, jedoch mit tem Bemerken, daß bis zur Pu⸗ 
ẽ an des im $. 65. des Abidſ. Gef. vorbehaltenen weiteren Geſehes 
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der indzwanzigfache Betrag der Jährlichkeit zur Anwendun 
(38 a > Ren — Fr 4 Ei 293.) \ 

b) Die Gen. Kom. zu Stendal in der Inftruft. u! 
(Sprengel’s Ablöf. Gef. S. 17.) 

In dem C. R. v. 18. Juni 1851 (ad 2.) bemerkt biefi 
die Ablöfung durch den 28fachen Betrag auf wie höher 
falten zu befehränfen und nad) einer Anordnung. des Mir 

v. 8. April 1851 bei allen anderen Schulen, Küftereie 
lichen ‚Stellen Ablöfungso je bis zum ‚einen de 

8 nur dann zuläffig fein follen, wenn bei der i 

er Kapital-Abfindung zum Grunde gelegt iſt. (0. a. D. € 

c) Das Revifions« Kollegium für Landes- Ku 
bat a dem Erf: v. 16. April 1852) allgemein 1 
Abgaben an Kitchen, Pfarren und Schulen unter Zuj 
lichen Oberen im Wege ver freien Vereinbarung du 
lung deſinltiv abzulöfen. *) 

je Gründe bemerken: 

Die in dem ©. v. 2. März 1850 gegebenen Ablöfingsnorm 
Haupt nur für den Wall einer mangelnden Ginigung der Interefle 
dung und fehließen nirgends eine gütliche Vereinbarung der &r 
einem fsläm Auefälefen non) Bergleiäen" märde. ein ansbrädti 
erforderlich gewefen fein, ein ſolches * jedoch die Befebgebung 
fertigt erachtet; die Michtigfeit diefer Anfiht it au in der K. 
1850 ?) anerfannt, indem in. berfelben «6 elaffen wird, im 2 
einbarung bis zur Rublifation des im $. 65..de8 Gef. v. 2. 
behaltenen Gefeges, Rapital-Ablöfungen von Grundabgaben an € 
gr Bahlung des 2öfadhen Betrages der Jahresrente zu genehmige 

usführungs-Beftimmung nicht ergangen wäre, wenn ber 
pitals-Ablöfungen überhaupt hätte verbieten wollen. Als provifer 
im Sinne des Art. 63. der Verf, Urk. kann biefe Allerh. Oxdre 
werben, da bie bafelbit vorgefhriebenen Förmlicjfeiten nicht beach 
den Kammern zur nachträglichen Genehmigung nicht vorgelegt wo 
fr. dis Revif. Kolleg. Bd. 5. ©. 206. u. Präj. Samml, deffelb. 

5) Daß felbft auf ven Grund einer Vereinbarung 
fenten bei Ablöfungen ter im Alin. 4. des $. 65. ermäh 
tie Ablöfung derfelben durch Vermittelung der Renten 
zuläffig fei, bat das Min. für landwirthſchaftl. Aı 
v. 23. Dec. 1850 2) ausdrücklich ausgeſprochen, jedoch be 
Beftimmung des Alin. 4. des $. 65. ſich auf tie unter die 
des Ablöſ. Gef. fallenten Kapital- Ablöfungen nicht bezieht 
Antrag der betr. Inflitute und unter Genehmigung der C 
vie Zinfen der in den $$. 52. u. 55. gedachten Abldſunge 
lerdings durch die Rentenbanfen abgelöft werten könnten. 
Revif. Kolleg. Br. 4. ©. 11—12.) 

6) In ter bewirften Umwandlung der an Kirche 
u entrichtenven Natural-Abgaben in Geltrenten ift Feine 9 
Vatten und daher wegen der Geltrenten ebenfo tie Admini 
fution zuläfftg, wie fie wegen der urfprünglihen Nature 








4) Dies Erf. führt zugleich aus, daß durch bie Genehmigung 
zwiſchen dem Mußnießer einer Pfarre und einem Abgaben + Verpfli 
löjungsGegenftände Seitens ber geittl. Oberen ber Vergleich jelbi, 
ſtimmung oder beim Widerſpruche des Patrons rechtsverbindlich abg 
(N. &. R. IL. 11. $$. 662 f.) 

2) Vergl. in Br. 1. €. 206. 

3) Bergl. in Bd. J. S. 6. 
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ng Mu dringen war. (R. der K. Regier. zu Bofen v. 7. April 1853,') 
d. 1.8. 1853. S. 94 Nr. 74.) 

ergl. vie Erläut. sub Nr 7. u. 8. zum $. 95. des Abloͤſ. Gef. 
ra 1850. 


Zum $. 66. 
er $. 66. Hat durch tie Kammern mefentlihe Abänderungen 


hr dem Regier. Entw. hatte verfelbe folgente Fafſung: 
n. 1. 


Cblöfung der Reallaſten findet fernerhin eine Ermaͤßigung der Abfindung 
den pflihtigen Grundflüden auferlegten oder aufaulsgenben Grundſteuern 

Dagegen bewendet es bis zur Ausführung der Ablöfung bei den ges 
jeſtimmungen über die Anfprüche der Verpflihteten auf eine Vergütung 
idſteuern oder auf einen Abzug von den Leiſtungen wegen der gedachten 
m. 


er erſte Satz tes jepigen Alin 2. fehlte und flatt deſſen wa⸗ 
die temfelben Seigefügten Allegate in vemfelben! gegeben, unter 
noch wiederum das Allegat: e 

16. u. fi. des Naffauifchen Bel. v. 10. u. 14. Febr. 1809° 


alten war. 

en war der übrige Theil des jetigen Alin. 2. gleichlautend 
begier. Entw. enthalten. 

w jedige Schluß-Alin. lautete dahin: 

mfebung der Kündigung und der Abfchlagezsahlungen finden bei einer 
pitale-Ablöfung die Vorſchriften des $. 65. Anwendung. Die Rüdflände 
I vier Prozent jährlich verzinit werben. 


Rotive lauten tahin: 


% 66. berührt zunaäͤchſt nur die weſtlichen Landestheile; feine Mechtfertis 
Wirt ein näheres Bingehen auf die dortigen Verhältnifſe. 

@. über die Grundſteuern im vormaligen Königreich Weftphalen v. 
1808 verordnete: 

Art. 4. „In jedem Jahre wird von ber Regierung eine Grundſteuer 
Bgefchrieben, und der Betrag derfelben fowohl an Hauptftener als an Zus 
sGentimen durch das Binanzgefeß beitimmt u. f. w.“ 

It. „Die Grundſteuer wird in verhältwigmäßiger Gleichheit auf 
ed Srundeigenthum nah Maaßgabe tes fteuerbaren reinen Binfommens 
dohne alle weitere Ausnahme, als diejenigen, welche weiter unten u. f. w. 
Battet werden, veranlagt.” 

Art. 59. „Die Schägung des ſteuerbaren @infommens und die Veftenes 
ng der Grundſtücke aller Art, follen ohne Rüdfiht auf die Renten, 
tundzinfen und andere Präftationen, welche davon in Früchten oder baas 
a Gelde geleitet werden müflen, gefhehen. Den Grunbbefipern, welche 
ten unb andere beflündige Präftationen zu entrichten haben, bleibt ins 
ſen vorbehalten, nad Verhältniß der Grundfleuer, davon ihren @läubis 
m einen Abzug zu machen, jedoch unbeichabet der Vollziehung der Ver⸗ 
ige, wodurch ſtillſchweigend oder austrüdlic ſolche Genfiten die Entrich⸗ 
ig der öffentlichen Abgaben übernommen haben, eder welche mit Beifügung 
end einer anderen Klauſel gefchloflen worden find, woraus die Hebereins 
ift der Partheien hervorgeht, daß die öffentlichen Abgaben dem Rentes 
Giigen außer der Rente oder der Präſtation zur Laſt bleiben follen.“ 

. „Diefer Abzug foll überhaupt nicht flatt finden, bei den fos 
annten Meiergütern und andern Gütern diefer Art, deren Befitzer nad) 








ergl. in Bd. 1. ©. 206. 


Von d. A6IAf. der Reallaften, — — 


den alten Geſetzen und Gewohn! 
ben barauf — Renten no jr — zu 
über qwifchen dem Gutsheren und dem P er ai 
ibere tebereinfunft gefroffen worben wäre. 
ap uud Dekret d, 31. — 1812, bie RE m hi, er 
$ Mephaten die Grundfieuer auf 20 Prozent ober ben tat 
24 trage des fleuerbaren Orundeigenthums beftimmt und 


a Gemäßheit des Art. 59. — 


in Rüdfiht der der © 
wur ie mb anderen Amt, ober Gelb: 
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5 By tm Osate qu 


— Be wo, in 


— ſich das AB 
38 Dee: 1E 1, weldies N 
” je e — — 9 

\ xhum Berg en) iſt bie Franoͤſiſche 
— — I nicht eingeführt; e beſtand jel —— — 

— Weftphalen und Sen Franzafifk ia 
auf bezuͤglichen © in den —— 
ım Berg niemals veifelt 

uw ww.» «5. Sept. 1820 üvr. sie gi 
den. fämmtlichen ———— Lanbestheifen 
mungen. der oben gedachten Weſtphaliſchen Befe 

„Ueberall, wo die unter ber Franzöſi — Könii —* 
Bergifhen Herrfhaft eingeführte Grundfteuer: 2 bei den 
Befigungen mod) beitcht, find bie Bauern befugt, von allen aus 
lichen Verhältniß in Naturalien oder in Gelbe zu entrichtenden 
den Berechtigten den fünften Theil in Abzug zu bringen. Jerh 
fer Abzug niemals mehr, als die von dem Dauer bezahlte Grunbiisd 
betragen, auch fteht es dem Gutsheren frei, den wirflichen Rent 
Bancrguts nachzuweiſen, und wenn ſich daraus ergiebt, daß bie Gr 
weniger als ein Fünftel biefes reinen Ertrags beträgt, aud den ® 
Benfeben Lebatmip au vermindern.“ 

Zu $. 3 „Der im $. 29. beitimmte Abzug foll ebenſo k 
Zehnten ander. ohne Unterſchied, ob biefelben bei einem gute 
Verhältniß, oder auf einem andern Grunde beruhen.“ 

Der $. 32. enthielt nun die Ausnahmen, in welchen der Fünftel: 
flattfinden follte, nach Maaßgabe des Wieſtphaliſchen Gefeges, und füge 
Bug auf Renten, welche an die Stelle zufälliger Rechte getreten und auf 
eine Ausnahme bei, welde übrigens ſowohl der Praxis als den Worten 
dachten fremtherrlichen Gefetze entſprach 

Das ©. v. 25. Sept. 1820 wurde in Folge mehrfacher, namenilich u 
tens der Berechtigten über den Bünftel-Abzug laut gewordener Klagen cin 
fion unterworfen, aus welder die drei Gefege v. 21. April 1825 für db 
lige Königreich Weiphalen, das Großherzogthum Berg und die Granit 
tifchen Depart. herworgingen. In dem Tit. IV. dieſer Gefepe fint fat 
gleihlautende, allein fehr fompliziete Beitimmungen über die Gruntiteuer zn 
Vertheilung zwijchen ten Berechtigten. und Verpflichteten enthalten. 

Diefelben gehen hauptiächlid) auf die Berhältniffe vor Ginführung da 
herrlichen Steuergefege zurüc, und cs wird durd fie die DBefugnig ter 8m 
ten zum Fünftel: Abzug zur Ausnahme, während fie nach den fremdherrlihe 
fegen und dem ©. v. 25. Sept. 1820 die Regel bildete. 

Diefe Vorfgriften Haben niemals ſich des Beifalls der betreffenden Sud 
zu erfreuen gehabt, wie zur Genüge aus den mehrfach darüber —8 
den yon Privaiperſonen und Gemeinden, ſowie aus den Petitionen der 
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je jeht, die namentlich eine anbedingte Ausdehnung des Fünftel-Abzug 

J Aigen forberten. 

—* Ai inen for auge 

ich mewerlich noch find häufig Anträge auf eine —D allgemeine oder we⸗ 
16. erieiterte Ausdehnung bee DBefugniß zum günfici- Sg gemadt. 

Seite if aber gegen die in dem vorliegenden Gefepentwurf in Nuss 
te Kapitalifieung der Ablöfungsrente mit dem 18fachen fat dee bisheris 
hen Betrages nirgends größerer Widerſpruch erhoben worben, als in den 
Sandestheilen, und namentlid in der Provinz Weftphalen. 

u num aud im Allgemeinen die Behauptung nicht zugegeben werben Tann, 

Htigten in tiefen Sandestheilen grnöthigt worden feien, den Berpfliche 
eblih größere Opfer zu Bringen, old den Berechtigten in den übrigen Ban 

fen zugemüthet werben find, fo Tann wenigftene der Ginmwand niit in Abe 
FIRE werben und.unberüdtfihtigt bleiben, daß bereits durch die @inwirfung 
fihjen Gefeße die gutöherrliche oder feubale Natur der Abgaben und 
im der bäuerlichen Stellenbefiger jener weflichen Provinzen faft völlig ber 
em ift, daf ferner dergleichen Abgaben dort ſchon ein Gegenfland_ bes 
fehrs geworden find, ımd fid) zum großen Theil nicht mehr in den Häns 
nefprünglich Berechtigten Gutsheren, fonbern in. benen von milden Gtiftuns 
emeinben ind Privatverfonen befinden, welde deren Aquifition ale das 
ättel zu einer günftigen Anlegung ihrer Rapitalien Betrachtet Haben, Des 
denn aud) von dort her gegen die in dem Bromemoria v. 10. Juni 1848 
Ablöfung mit dem 1dfadhen Betrage der Mente eine Menge von Klagen 
je Am lebhafteften haben ſich in diefer Beziehung bie — Verwal⸗ 
ſenhaufes und der Armenanſtalten zu Soeſt geäußert. ie verans 
duch) das projeftirte — der Kimmerei und ben Armens 
brobenden Kapitalsverluft auf 45,000 Rihle., den BVerluft einzelner Bürs 
tabt aber muf mehr als 100,000 Mihfe., und eben babei hervor, Sa die 
in ben ftäbtifchen Ginmahmen von den Ginwohnern wieder aufzubrin; 
ei diefe zum großen Theil in viel ſchlechteren Vermoͤgens⸗Umſi inden 
ld bie — der Ländlichen Orundflüde. Um fo weniger fei ein 
ben Beßteren mit bem wohlerworbenen Cigenthume der Stadt und ihrer 
im Gefchent zu machen. 
hier ferner nicht unbenerft bleiben, daß in den weitlichen Landeothei⸗ 
Iber Berpflichteten bisher noch feine ‚Rlagen über die Höhe des biaheri» 
öfages lauf geworden find. Wohl aber wirb vielfeitig von dort her 
ing des Fünftel-Abzugs von den Gelds und Natural:Xbgaben, naments 
Natural⸗Fruchtzehnten als ein beingenbes Bedürfnig dargeflellt. 
Frage, ob diefer Fünftel-Mbzug in der Megel rechtlich gefordert werden 
zwar bei den Vorberatfungen über die Geſebe v. 21. it 1825 von 
mit der Mevifion des ©. d. 25. Gept. 1820 beauftragten Rommifflon 
Grünblichteit unterfuht und erwogen worden; eine Uebereinfiimmung 
gen unter ben Mitgliedern der Kommiffion Hat Bud nicht. Herbeis 
ben können. Daß wenigfteng bie Billigfeit in den meiſten Ballen für 
ug des Wünftel-Abzuges fpriht, fann offenbar nicht verfannt wers 
‚ägt man aber, daß bie Vorſchrifien ber Geſehe v. 21. April 1825 über 
genftand num fdhon feit 24 Jahren zur Anwendung gefommen, “und in 
aume ber größte Theil der bei ber Frage beiheiligten Grundfüde ohne 
auf die Befugniß zu diefem Fünftel-Azuge in die Hände ihrer 
übergegangen it, fo leuchtet ein, daß, wenn man erſt gegenwe eſe 
den Verpflihtelen einräumen wollte, die badurd) Beabfhtigte Beh 
denjenigen, weldje urfprüngli) Anfprud) darauf hatten, fondern meiftene 
— zu Theil werten würe, denen fein Anfprudy darauf, zufteht, 
Verſuch einer Ausgleihung unter ben gegenwärtigen unb ben früheren 
= ber verpflichteten Grundüde würde aber offenbar zu den größten Weiter 
en. 
Al tet ferner ein, daß, wenn man neben dem Bünftel-Mbzuge aud) noch 
ZI ipitalifirung mit dem 1Sfadhen fatt de bisherigen 2hfac—hen Betrags gefatten 
— „ die Berechtigten auf das Aeußerſte gefährdet, ja zum großen Theil zu 
werben würden. 
aber auch Har, daß der Fünftel: Abzug mit ber jetzt beabfihtigten 
von Rentenbanten di us nicht zu vereinigen if, indem bı bief 
= erhältnig zwiſchen dem Berpflichteten und dem Berechtigten Togleih; geld, Wir 
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8 te fortan B ſondern an bie Vant 
1 allmali Kerle a und a fe. F Ta er 
= en Be * alsdann Nas Sun zu *— Abzug von 
1* am 
8 * cleichterten Ablo di di 
Ihm I RS B —— — Ihre Bf Pr 4— 
le al er Anfprüce dev Verpflichteten a, 
us u erllaren. Gs wird. hierdurch * nur für. di | 
— 
ſoundern auch den Verpfli We 


re ‚bieh er, bei einer Kapital- Ahlöjung, —* — = 
ung, 





mußten, hiervon aber ein Fünftel wegen der Örundfteuer 
—— wird ihnen dies Letztere jeht ſchon bei der dur 

bank gewährt, indem. ſie hier fortan nur.den. 2Njadhen Bei —* der 
5 Bortzahlung derſelben zu verginien an 


Hi 


en * aber Aust ber —* jung dure aa {6 die 
lung des Ablöfungs: Kapitals Gala HBOT EC Die ie Een 
alsbann nur das ABfache der Mente zu erlegen. braut 
* — Orundfteuer nicht blos .20,. fondern 3 Brozaı 
‚erhalten, 
ai — Verfahren, wie dag vorliegend in dem Entwutſ. 1 
dem ©. v, 22. Sept. 1839, betreffend die 
—* und die Ablöfung ber Resllaften in den Grafi gen 
Rein ic. (0. S, 1840, ©, 6), angewandt worden, indem aud bat ( 
“D.) den Serien ohne Unterſchied ein Fünftel ber ſtatt 4 
Ki iin jente erlaſſen, hierdurch ‚aber: jeder Anfpruch auf 
at img, wegen der Grundſteuern für befeitigt erklärt wur 
ſründe, auf welchen die im Gingange des $. 66. a 
Ri. — daß bei Ablöfung der Reallaſten (nah ben Gruni 
meuen Mblöfungsgefeßes) fernerhin eine Ermäßigung der Abfindung mi 
verpflichteten Grunditüst auferleaten Orundjteuer nicht Statt finden ſol 
Ausführung diefer Ablöfung musten aber, — wie es in bem mädjifck 
des $. beitimmt it ie in den weniliden Landestheilen wegen des 
zugs beilehenden Vorſchriflen aufrecht erhalten bleiben. Gudlich aber v 
wendig, auch Beſtimmungen für tiejenigen Fälle in jenen Provinzen z 
denen nad) den bisherigen Ablöfungsgefegen eine Regulirung der A 
oder eines verzinslichen Ablöjungefapitals bereits eingetreten, und hier! 
pfüchteten eine Grundfteuerz Vergütung durd) Grmäßigung jener Reute 
Kapitals fchon gewährt worden ti. Gs leuchtet ein, daß ſolchen Verpi 
geitattet werden kann, die ermaßigte Rente oder die Zinjen des ermäßig 
durd) Grfegung ihres nur 1fahen Borrages abzulsfen, weil ihmen jeni 
theil der Berechtigten eine doppelte Ermäßigung für die Grunditeuerpfi 
werben würde. Raͤckſichtlich ihrer war daher der Zufag in dem Gefed 
daß falls fie eine Ablöfung nad) den Berlimmungen des lehteren verneh 
quvor ihrer Meute oder dem von ihnen verzintien Nblöfungstapital der) 
wieder hinzugejegt werden muͤſſe, welcher davon bisher wegen der Gi 
Abzug gebracht worden it. Will jih cin Telder Vernlichteter ticen 
lafien, jo folgt von felbit, tap er auf die Grleichterungen des vorliez 
Geſehes nicht Anſpruch machen, fondern eine definitive Entlaſſung ven 
oder von den Zinfen des Ablöfungsfapirals nur mad} den bisher gelter 
Geſetzen fordern kann. 

B. Die Kommiſſion ver II. Kammer beantragte tie 
derte Annahme des F. in der von ter Regier. vorgeſchlagent 
jedoch mit Ausnahme des Schluß-Alin., für welches ſie tele 
waͤrtige Faſſung vorfchlug. 

Sie bemeikte in ihrem Berichte nur: 


Die im $. 66. enthaltene Bertimmung hat die Agrar- Rem. dutch 
Königt. Reg. in den eingereichten Motiven ausjührlich Targelegten Gränt 
Rinne gerechtiertigt erahtet, Diefelbe hat fich deshalb derielben einki 
geſchloſſen. 
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ur zum letzten Alinea diefes 6. ift zu bemerken, daß baffelbe nunmehr einer 
(nämlich der jegigen) Faſſung bedarf, weil der $. 65. des Geſetz⸗ Entw. 
änderung erlitten bat, und daher eine Bezugnahme auf denfelben nicht mehr 
en Iann. 


5 Plenum ter II. Kammer trat dem Antrage der Kommiſſion bei. !) 
ge. Ber. ber II. 8. 1833, ®b. 3. ©. 1538.) 

Die Rommiffion der I. Kammer beantragte, dem $. diejenige 
j zu ade, welche terfelbe gegenwärtig hat, und motivirte dies 
yender Art: 
$. 66. wurde die mit Rückſicht auf die Reg. Motive an den Reg. Koms 
8 gemachte Anfrage: 

ber erſte Gap des $., wie gegen die Motive in ber Debatte ber IE. 
R. erklärt worden fei (pag. 1537, ftenogr. Ber.), fich nicht blos auf bie 
weftlichen Provinzen, fondern auf den ganzen Staat bezichen folle,* 
, Beantwortet. Unter ausdrüdlicher Hinweifung darant, dag es ſich Hier 
die Berhältnifie eigenthümlicher Beſitzer handle, hielt die Kommiſſion bie 
we dieſes Grundſatzes um fo mehr für zweckmäßig, ale bei der bevorſte henden 
— das bisherige Steuerumſchreibungs⸗-Verfahren eine große und 
se Berzögerung in die Ablöfungen bringen würde. 
ı die Allgemeinheit der Beflimmung Flarer herauszuftellen, wurbe befhloffen: 
mit dem erften Sabe des Alinea 1. ein befonderes Alinea zu bilden und 


behte zu fallen: 





Bam $. 66. waren in der II. K. folgende Verbeff.snträge geßeht 


Den dem Abgeordn. v. Kleiſt⸗Retzow (nicht gerad‘): 
de im $. 66. enthaltene Anführung fpezieller Geſetze zu Rreichen 
%8. fowohl nach Alin. 1., ale auch 
BR. im Alinea 2.“ 
dem Abgeordn. Dieſterweg u. Gen. (nicht gebiudt): 
$. 6. einzufchalten: „das Naffauifche Geſetz v. 10. u. 14. Febr. 
88. 18. u. 19.* 
Motive. 


Bergütung der von ten Inhabern der Brundflüde zu bezablenden 
„yoßen Grundſteuer ift in den zum Herzogthum Naffau früher gehörigen 
„Webietetheilen tes Reg. Vezirks Koblenz in Bezug anf die Gmpfänger 
Tder Meallaften durch das Nafjauifche Gel. v. 10. u. 14. Febr. 1809. bes 
„Rimmt, und namentlih auch die Art und Weife der Berechnung, der 
„KRädvergütung der Steuern dadurch feſtgeſetzi.“ | 
Bow dem Abgeordn. Lohmann u. Ben. (Drudf. Ar. 348. ad I.): 

Die Kammer wolle, 

„in Srwägung, taß tie bisherigen Geſetze eine freie Ginigung über 

„den — 2 geſtatteten und tie etwa getreffene inigung daher 

„auch in dem alle aufrecht erhalten werden muß, wenn bei einer Ab⸗ 

„Aldſung die dem Verpflichteten günftigeren Beflimmungen des jetzt vors 

„legeuden Sefeßs Entwurfs nicht in Anwendung Fomnen follen, 

befchließen: 

„zu den Schlußworten des vorletzten Abſatzes, nämlicd, zu dem Sage: 
„die vorgedachten Ablöfungs- Renten aber fönnen in einem folchen 
„alle nur mit ihrem 28fachen Betrage durdı Kapital» Zahlung auf 
„Antrag des Berpflichteten abgelöft werben, 

hinzuzuſetzen: 

„IR jedoch ein anderer Abldfungs:Sag vertragsmäßig feſtgeſetzt, fo hat 

„es bei lepterm fein Bewenden.“ 

u diefem Amendement (ad c.) hatten die Abgeordneten Hartmann und 
mann das Unter⸗Amendement geftellt: 

„Ratt bes Wortes: „anderen” zu feßen: „geringeren“. 

Me Senf Anteige wurden abgelehnt. (GStenogr. Ber. ber I. 8. 
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beizufügen: , 
” 6 des Nafauifchen Gefeges 9.10. und 14. Febr. 
wurbe angenommen, weil aud) in Diefem Gefege dem Velafteten bie 
legt ift, die Steuer von den auf feinem Gute hajtenden Laften zu entrichtmd 
ihm aber zum Mbzuge des Steuerbetrages von der Abgabe an den Bereig 
befugt erflärt, 
Mit der erwähnten Abänderung wird der $. zur Annahme empfohlek 


Das Plenum der I. Kammer trat dem Antrage der Kommiffer! 
(Sten. Ber. der 1. 8. 1832., 30.5. ©. 2570.) 

Die I. Kammer ift demnäͤchſt, auf ven Antrag Karen 
den von der I. Kammer befchloffenen Modifikationen des $. 66. Fix 
un, Diskuffton beigetreten. (Stenogr. Ber. der IL K. 1sg. ® 

5 fi.) 


1. Die Vorſchriften des $. 66. finten nur Anwendun 
fung der Reallaften nad ven Beſtimmungen des ER 
v.2. März 1850, mithin nicht in Bezug auf die durch Gemein! 


A) Der Abgeerdu. Kisker hat zum $. 66. folgenden Berbeif-t 
(Drudf. Nr. 537. ad 2. geftellt: 
a) IH „iepten Sag des verlegten Alin. ſtatt: „25 fachen ” zu fehen: , 


b) „ A "ipten Alin. fat: „eier Bergen“, au fegen: „fünf Pregent’ 
tive 
„Bu a.: Das Recht auf aiiehung zum 20 fachen Betrage, we 
„trage> und rexefmäßig Fein anderer Mblöfungsfap feftgeitellt ih, [27 
und Y1. angenommenen Beſtimmungen. 
„Bu b. nf Progent ind die geſeblichen Binfen, un mt 
„65. für gleiche Galle, wenn Zahlungen in Rüdftand Brikn, # 
„Schrieben.” f 
Diefer Antrag wurde abgelehnt. (Stenogr. Ber, der l. K & 
70.). 
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tigen vorgehenden Beränterungen der Verbältniffe. ?) Es beflimmt 
8 %. ee Abloͤſ. Geſ. v. Mir; 1850: . | fin - 


mr Ueberſicht der Beſtimmungen ber vor dem Jahre 1850. erlafs 
rriſchen Geſetze bezüglich der Srundpfleuersumfchreibung if au des 
aß nach den bisherigen Befepen zu unterfcheiden war zwiſchen den 
ıerfepungen:: 

Regnlirungen der gutsherrl. bäuer!. Berbältnifie nach dem Ed. v. 14. 
pt. 1811. aud defien Deil. v. 29. Mai 1816; 

h der Gemeinheitss:Th. D. v. 7. Juni 1821., und 

bh den AblöfungesOrbnungen. 


Ä Begutirungen nach dem Ed. v. 14. Sept. 1811. und deſſen Dekl. 

29. Mai 1816. betrifft, fo galt (nach $. 13. Nr. 4. Liit. d.n. 8 47. 

) @p.) der Grundſatz, daß im Zalle der Rormalentichäbigung durch Lands 
tretung fowohl die Grundflener, wie die Dienfleuer, umd die Steuer 

ı Raturals umd Beldatgaben überall uach dem Berbältniffe der 

ndtheilung zu repartiren; wenn tagegen bie Gntichätigung in 

ente oder Kapital gegeben wurde, fo blieb die Grundſtener unver: 
dert bei dem Banerhofe und es ging davon auf bie Butsherrichaft 
bte über, die Dienfiflener und die Steuern von Natural» und Geld: 
gaben dagegen wurden dem Dominium ganz abgefchrieben und bem Baners 
te ohne Beränderung tes Diviſers überwielen; wurde endlich die Ent⸗ 
ärigung theils in Rente oder Kapital, tbeile in Land gegeben, fo follte 
| Gtenrroertgellung ebenfalls nach Verhaͤltniß der Lanbiheilung regafirt 
zden, fo daß die Gutsherrſchaft, jenackdem fle Ratt der Land-⸗Quote von 
und 5 oder $ tas übrige in Rente oder Kapital erhielt, auch nur 

d. 4 oder 4 jener Steuer überfam und tie andern 3 oder 4 der Grund⸗ 

ner bei dem Bauerhofe verblieben, auf welchem außerdem noch 3 oder 

der Steuer von den Dienften und Natural⸗ und Gelvabgaben ohne Vers 
berang bes Divifore übergingen. 
Gemeinheites Thellungen nach dem ©. v. 7. Juni 1821. gelten nach 

—— der 88. 148. m. 156. der Gem. Th. Drd. folgende 
ſaͤtze: 

"Wird Land gegen Land abgetreten, fo bleibt bie Grundſtener unveräns 

dert und findet eine Ab: und Zufchreibung nicht flatt. 

Berden Grundflüde gegen Kapital und Rente abgetreten, fo geht bie 

Grundfteuer mit dem Lande auf den neuen Erwerber über. 

Werden Brundflüde für aufgehobene Gerechtigkeiten gegeben, fo barf 

eine befondere Steuer⸗Ab⸗ und Zufchreibung weiter flatt finden. 

Benn fleuerpflichtige Berechtigungen gegen Land abgetreten werben, fo 

bleibt ebenfalle das Steuerverhaͤltniß unverändert, 5 daß die anf der 

Berechtigung haftende Steuer nach wie vor von dem Befiper des Grund⸗ 

ſtückes, welchem bie abgelöfte Berechtigung bisher zuftand, entrichtet 

wird, wogegen aber derfelbe die auf dem abgetretenen Lande haftende 

Grundfleuer nicht übernimmt. " 

, Werden flenerpflichtige Berechtigungen buch Kapital oder Rente abge⸗ 
loſt, fo geht die Stener auf das ndflüd über, welches bisher mit 
der abgeldſten Berechtigung befaflet war. 

ı Werden Berechtigungen mit Berechtigungen fompenfirt, und gegen ein⸗ 
ander aufgehoben, fo bedarf es Feiner Steuer⸗Umſchreibung. ' 

) Bei Kompenfationen einer fienerpflichtigen mit einer Reuerfreien Ber 
rechtigung findet ebenfalls Feine Uebertragung flatt. 

ei Abldfungen der Dienfls, Naturals und Geldleiſtungen 

on Grundſtücken (nach der Ablbſ. Ordn. v. 7. Juni 1821.) gelten 

Hgende Grundſaͤtze: 

') Wird die Eniſchädigung in Land gegeben, fo bleibt das Steuerverhält⸗ 
niß völlig unverändert. Daſſelbe gilt 

) im alle der Entfchädigung in Rente, welche an die Stelle der Dienfle 
und NaturalsLeiftungen tritt, es ſei denn, daß die Intereſſenten Ad 
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dieſer beiden Kathegorien unzulaͤſſig. Daſſelbe gilt (nach $. 96. 
f. &.) von den Kommunale Abgaben und Leiftungen. !) 

Nur das Alin. 1. des $. 66. enthält eine für fämmtliche Lan» 
der Monarchie, mit Ausnahme der auf dem linken Rheinufer bes 
zur Anwendung kommende Vorſchrift. Die fämmtlichen übrigen 
ungen tes $. 66. betreffen nur die weſtlichen Landesthelle, wie 
h ausdrücklich, ſowohl in ten Motiven des Regier. Entw. zum 
:) ale in dem Berichte der Kommiſſion der I. Kammer, °) 
Hei der Diskuffton in den Kammern *) anerkannt worten iſt. 
Zweck und die Bereutung ter auf die weſtlichen Landestheile 
ten DBorfchriften des $. 66. erhellen Flar aus den in den Moti⸗ 
Regier. Entw. nietergelegten ausführlichen Erläuterungen, auf 
eshalb verwiefen werden kann. Es Enüpfen fid daran nur noch 
Bemerkungen: ®) 
um erften Satze tes Alin. 2. res $. 66. 
z dem im erſten Cape des Alin. 2. des 6. 66. gebrauchten Aus⸗ 
„Ausführung der Abldfung” ift nicht ter Zeitpunkt ver 
me der Mente durch die Rentenbank zu verflehen, fondern ter 
t der Verwantlung der biöherigen Lelftung, welcher nach 6. 104. 
If. Gef. von Ten Partbeien, event. von der Auseinanderfegungd« 
beflimmt wird. 

Hat das Min. für landwirthſchaftl. Ang. in dem R. v. 23. 
50 ®) (Zeitſchr. des Revif Kolleg. Bd. 4. ©. 108.) ausgeführt. 
zum zweiten Satztheile des lin. 2. des 6. 66. 

bier in Bezug genommene $. 127. der Abldf. Ordn. v. 13. Suli 
r die vormals Königl. Weftphälifchen 2. Landestheile beflimmt: 


m ber Berechtigte, in Beziehung auf die ihm zuftehende Reals Berechtigung, 
nen Beitrag zur Grundflener des verpflichteten Guts zu geben Hat, 7 


E: über bie betr. Beflimmungen des Mbldf. und Rentenbank⸗Geſetzes 
in Robee Lehrzeitung für Entlaft. des bänerl. Grundbeſitzes, Jahrg. 


Berg. oben &, 571574 ff. 
. a. O. ©. 575—576. 

zergl. die ſtenogr. Ber. der II. K. Bd. 3. ©. 1533 —1537. u. der I. K. 
5. 2568— 2570. — Das von dem Abgeorbn. v. Kleiſt⸗Retzo w zum $. 
te Amendement (1. oben S. 575 Note 1 ad a.) hatte die Tenvenz, die ſaͤmmt⸗ 
Rimmungen dieſes $. auf alle Lanbestheile auszudehnen, was indeß von 
. Kommiffarius (Geh. Reg. R. Schellwib) und dem Berichtser⸗ 
Ibgeorbn. Ambronn) als völlig unzuläffig befämpft, worauf das Amens 
mn auch von der II. Kammer verworfen wurde. _ 

jur Geſchichte des fogen. Fünftel⸗Abzuges vergl. in Betreff ber 
Königl. Weſtphäliſchen Landestheile, Donniges Landes Kult. Ges 
; Br. 2. S. 114.5 in Betreff der ehemals Großherzoglich Bergis 
ndesiheile, a. a. D. ©. 117.; in Betreff der ehemals Franzöoͤſiſch⸗ 
ifchen Departements, a. a. O. S. 122.5; In Betreff des Herzogihnme 
len, a. a. D. ©. 125., und in Betreff aller vorgenannten Landestheile, 
©. 134. — Ueber die betr. Befimmungen in Tit. IV. der drei Gefepe 
prif 1825. vergl. ebendaf. S. 204 — 212. und die Brläut. zum Tit. IV. 
anten Geſetze (f. unten.). 

je. ferner: über den Yünftel s Abzug in den Landen des vormaligen 
riches Weftphalen die Abhandl. nebft Rechtsfall in Dr. Sommer’s 
Arch. Br. 1. S. 337. ff.; in Betreff des Herzogthums Werphalen, 
atfungen und Erk. a. a. O. Br. 3. S. 11. ff., 315. ff. a. 530. ff. u. 


5. 91. ff. 
Bergl. in Br. I. S. 207. 
37* 
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Mech! der & geifung um To Set gegen gefhäpt wer > N 
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Sl Diesgg. 67—72., welche von der Feſt ſtelluug der 

al und Normal« Ele — And‘ — ãude— 

—— — Gefonteren Motiv 
egier. Entw. 5* dazu 1 feine PN ei” 

Die Kommiffion der I. Kammer bemerkt dazu in ihrem 
nur Bolgendes: 

Die Beftimmungen über bie Fefiſtellung der Normalpreife und R: 
orte haben auf Grund eines befonders vorgelegten Gefep: Entwurfes 
Berathung und Beſchlußnahme der IL. K. ımterlegen und find mit einigen 
derungen von der legtern angenommen worden. Dies gilt namentlic @) 
SS. 67, 68. und 70. der Vorlage der Regierung. Cine nochmalige 
der Ceptern iſt daher nicht für ftatthaft erachtet worben. Dagegen ift ie 
Komm. der Anficht, daß auch jene Beſtimmungen der nenen AbLf.:Ont. 
einverleibt werden müffen, weil in dem gegenwärtigen Gefrhe vielfach anf 
ben Bezug genommen wird, auch biefelben mech derjenigen Grgängungen lt 
welche in den 88. 69, TI. und 72. vorgefeblagen find und in dem früber h 
brachten Gefeh-Guwurfe nur deshalb feinen Pag gefunden haben, weil ft 
auf die qunächt beverftchende Beftitelung der Normalpreife Feinen Ginfuf K 

Was vie Beimmmgen der $$. 69, 71., 72. feltft anlangt, fo bat 
felben in ver Agrar Km. zu feinen Grinnerungen Anlaß gegeben und Die 
tere beantragt deshalk, denfelben tie Genehmigung zu ertheilen. 

Die Kommiffion ver I. Kammer hat zu Erinnerungen gegen 
erwähnten $$. feine Veranlaffung gefunden. 











u. 





1) In Betreff der den Geiflichen und Schullehrern in ben mi 
Monarchie wieder vereinigten Lanbestheilen der Rheinprovinz und ter Fur 
Wehvhalen wegen des Durch die Veränderungen in Antebung der Grundkert 
dem Jahre 1806. an ihrem Ginfommen erlittenen Derlufles an gewäbtenden € 
fhäbigung, vergl. die 8. D. v. 10. Jan. 1837. (©. ©. 1837. ©. 3) 

2) Vergl, in Bb. I. ©. 207-208. 

3) Das €. R. der Min. des K. Hanfes u. d. F. v. 23. Juni 196, # 
der dadurch mitgeiheilten X. D. v. 11. Mai 1836 ( Ann. 9. 2.68 
Mr. 18.) und die darauf bezüglichen Publif. der Regier. zu Darienwerter 
Eept. 1837. (a. a. D. Bd_21. ©. 30. Mr. 31. und gu Potsdam v. ®. 
1837.(0.a.D.80.21.©. 607. Mr. 24.), betr. die Ablöfung von Domaine 
Beziehung auf befehende Erundteuer-Ammunitkten, find für antiquirtjt 
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Beide Kammern haben eiefelben, ohne weitere Diskuffton, genehmigt. 
enogt. Ber. der 1. NK. 1645, Bd. 3. S. 1538— 1539 und der I. 8. Bd. 5 
2575 — 2576.) 
IE. Die 88. 6772. find größtentheils wörtlich Dem (durch ©. I. Hr. 
des Abldf. Geſ. 9. 2. März 18350 wierer außer Kraft gefeßten) G. v. 
Nov. 1849, betr. die Feſtſtellung der bei Abldfung ter Reallaſten zu 
enden Normalpreife und Normal»-Marktorte (G. S. 1849 ©. 413 ff). 
nemmen, nämlich: 
4) ber 6. 67. des Ablöf. Bef. tem $. 2 des ©. v. 19. Nov. 1849, 
2) ter $. 68. des: Abldf. Gef. tem 6. 3. des ©. v. 19. Nov. 1849, 
B) ver $. 70. tes Ablöf. Geſ. tem 8.5. tes ©. v. 19. Nov. 1849, und 
) der $. 72. des Ablöf. Gef. vem F. 6. des 8. v. 19. Nov. 1848. 
$$. 69. u. 71. des Ablöf. Geſ. waren in dem G. v. 19. Nov. 
noch nicht enthalten. ?) 
M. Zur Ausführung tes Gef. v. 19. Nov. 1849 find von dem Min. 
Hlandwirtäfchaftl. Ang. Inflruftionen in dem ©. R. v. 4. Juni 
FR Dee. 1849 (Min. Bi vi V. 1849. E. 270. Nr. 996.) und v. 
in 1850 sub 11.2) (Min. BI. d. 1.2. 1850. ©. 65. Nr. 78.) er» 
m, welche indeß wegen ihrer nur transitorifhen Bedeutung der 
heilung nicht betürfen. 2) M 
V. Reallaſten, teren Jahreswerth gefeglich nach Normalpreifen beflimmt 
fol, fönnen Behufs der Ablöfung nicht durch Sachverſtaͤndige oder 
Schiedsrichter abgefhägt werten; vielmehr müffen für dieſelben nach⸗ 
MM Normalpreife Durch’ die betr. Diftrifts-Kommiffionen beflimmt wer» 
en dies bei der erften Beftftellung der Normalpreife übergangen 














genommen von tem Mevifions- Kollegium für Lanpek-Kuls 
een unterm 9. Juli 1852. (Praͤj. Samml. defielb. ©. 49. Nr. 28.) 


Jemfelben Sinne bat das Min. für [and irthfQafel. Ang. 
EB. v. 20. Suni 1850 ?) (Min. Bl. d. i. V. 1850 192. Ar. 
ageſprochen, daß der $. 72. fich nur auf die Bär bee, wenn 
on Diſtrikte die Seflfegung von Normalpreifen überhaupt untere 
- „fenn; ; wogegen dad Min. nicht ermächtigt fel, darüber Beftimmung 
Keen, daß die Feſtſtellung von Normalpreifen für einzelne bes 
te Ratural- Abgaben unterbleiben folle. 





4) Es if hierbei darauf hinzuweiſen, daß die durch frühere Geſetze erlaffenen 
mmungen über Grmittelung von Normalpreifen für Ablöfung der ben Guts⸗ 
haften vorbehaltenen Hülfspienfle durch tas Ablöf. Bel. v. 2. März 1850. 
. aa 15., 18 und 21. ausdrüdlich für aufgehoben erflärt worden find, 


* die K. O. v. 11. Dee. 1831., beir. die Normalfäge bei MEldf. der ben 
Zuteheren In der FE Bommern vorbehaltenen Hülfstienfle (v. K. Annal. 


2 ); 
i) vie 8. D. v. 26. Dft. 1835. wegen abldſung ber Hulfsdienſte Im Ums 
fange des Brandenburgiſchen Provinzialverbandes). (®. ©. . ©. 


228); 

o) die 8. O. v. 17. gen 15 83 we 7— a wol. ber Hülfsbienfle in der Pros 
vinz Preußen (©. 

2) Bergl. in DIL ©. 189. 

D) Ueber die im Hirfchberger und Schonauer Kreife fehgefellten Mor, 

* vergl. die Nittheilungen in Robe's Zeitung für Entlafl. bes bäussl. 

* Zorg ‚u © a 37. u. 42. 


208, 
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n worden 2); unter Breußifcher Hoheit war indeß dort, wie bier, 
mit dem fonft in Deutfchland ımd in den übrigen Propinzen Yes 
I. Staates geltenden Rechte in Einklang ſtehende Landesverfaffung 
lich der Uneinziehbarkeit und felbftftändigen: Erhaltung der Bauergäter 
dellt worten. In anderen Provinzen und vorzüglich in der & , 
Bart Brandenburg, dies⸗ und Jenſeits der Oder und Elbe, beftand 
oldye Berfaffung aber von der Alteften Beit ber. ?) 

s iſt bier am Drte, bei näherer Darfeflung diefer Mechtöbafis ver 
Itımg8-Sefepgebung darüber noch einige fpezielle Beläge beizubringen, 
we u gie gefhichtliche Kontinuität diefer Verfaffung bi6 zum 
ergiebt. 

u allen Landtags⸗Rezeſſen aus der Zeit vor und gleich nach dem 
wigen Kriege war der Mitterfbaft (dem Adel, den Bafallen, den 
Minden) als eine befondere Vergünftigung, die fle fich gegen Bewilligung 
teuern jedesmal wiererum fpeziell zufichern Tief, und zwar in dem 
m Sale, wenn die Gutsherrn ihre Güter felbft bemohnten und auf 
ben keinen Mitterfig und Feine Wohnung hatten, nur nachgelaffen, 
"sinen Bauerhof auszufaufen, jedoch gegen baare, dem vorher 
enden wahren Taxwerthe veifelben entfprecbende Bezahlung. Selbft 
nen Widerſpenſtigkeit oder Verbrechen zu entfegende bäuerliche Wirth 
namen vpaſſenden Gewaͤhrsmann felber ftellen und fein Gut an einen 
B verkanfen, widrigenfalls ihm daſſelbe nach der Tare zu bezahlen war. 
beſtimmen wörtlich fänımtliche Landtags⸗Rezeſſe ohne Ausnahme, ®) 
P 30 jaͤhrige Krieg, welcher hauptfählich auf eine drückendere glebae 





t. 









Dergl. ebend. ©. LI. 
gl. ebendaf. S. XIX—XXIU., XXXIV. ff, XLI. ff. u. LXXIL ff. 
Bergl. unter Andern den Neumärkifchen Landtagsabfchied d. d. Küſtrin 
a nach Visitat. Mariae 1572. (Mylius, C. C. March. Tom. VI. Abth. I. 
pag. 99—100.), worfn fegar die Urbarmachung ritterfchafts 
RRer oder Wiefen, foweit fie zum Nachtheil ber bäuerlihen 
und Gerechtſame gereicht, ale unguläffig bezeichnet wird: den 
zeß d. d. Montag nach Viti 1572. (a. a. O. Nr. XXXVI. pag. 112.); 
Mfiche Refolution auf der Ritterſchaft Gravamina v. 22. Dec. 1593. (a. 
Er. XLV. pag. 132. 1343. u. 135.) wodurch verboten wird, wegen neuer 
ulrang ron Leibgebingen für adliche Wittwen Leute ansaufanfen, viels 
Me das zum Ritterfig gefchlagene Leibgedinge vorfommendenfalls wiederum zu 
AZwed gewidmet werden; Joachim Friedrich'e Landesrevers v. 11. 
1602. (a. a. D. Nr. LVIII. pag. 151. u. 154.), wo bagegen bie freie Bers 
ung der adlichen Lehngüter, vorbehaftlich der Konfensgelver, nachgegeben 
den Landtage-Abfchied und Mevers der Nenmärfifchen Landfchaft v. 11. 
511. (a. a. D. Nr. LXXI. pag. 218—219.), wodurch nadıgegeben wird, 
her Urfachen willen, weshalb ein Bauer mit Recht religirt werden kann, 
nutdwilligen, ungehorfamen Bauer auszufaufen, jedoch beflimmt wird, 
sifelben die Güter nach Würdigung Landess und Dorfögebrauch, was fle 
zu bezahlen, aber auch Staates und alle anderen Onera felbfl dann, wenn 
t6herren die ausgefauften Güter ſelbſt bewohnen wollen, bavon au entrich« 
b; den Spezialrevers der Kroffen’fchen Landfchaft v. 12. Zuni 1611. (a. a. 
‚ LXXI. pag. 237.) und der Kottbus'ichen Landfchaft de eod. (a. a. D. 
XIN. pag. 243.), wonach die Bitte abgefchlagen wird, das Auslaufen 
mern ohne Unterfchieb zu verftatten; Resolution auf der Kurmärfifchen 
? Befchwerbepunfte v. 1. Mai 1652, (a. a. DO. Nr. CXV. pag. 411.) und 
den Landtagsrezeß v. 26. Juli 1653. $. 22. (a. a. DO. Nr. CXVII. pag. 
Bergl. hiermit auch die nicht publicirten Entwürfe zu Landesorbnungen a. 
Ar. II. Abth. IT. p. 42. u. 43, Nr. II. p. 84. n. 85. Dagegen $$. 
* 1 A. L. R. 11. 7., wofelbf obige Prinzivien nur noch befchränft an⸗ 
werden. 


584 Bond. Abldſ. der Neallaften, ven Regulisungen u: Grm. Ihe 
aiperipho und, Erbunterthänigkeit einwirkte, hatte auferbem. 


Einyi vieler, weil wůſſe dener und verlaifener. | 
Berbeigeführ, Sobald. aber en Bel einigermaafen J 
wurde auch ‚der —— des tes und feiner. Fürften. für 
tirung und Erhaltung der Bauergüter und gegen deren el 
Yolıffant. Denn. zufolge der B. v. 29. Junt 1714 wegen 

und Felbmaı fodann der Nenovai u 
Ber ia der Defl. v. 30. Aug. 1717, follte die Zahl der 
Koffäthen, Häusler, Gärtner-Stellen m. f. w. wieder 
Dualität und Realität hergeftellt, zu vem Ende aber 
dem Jahre 1624 zu den Üittergätern eingezogener 
ader vom Areal der erfieren wiederum herausgegeb 
aelsabens und zu bäuerlihen Befigungen wieder ei 
werben. ! . 


4) Bergl. Mylius ©. C. M. Tom. IV. Abth. IL. Cap I. No. ! 
XL. p, 60. 62. u, ebendaf. No. XL. u. XLI. p. 62. 66. Auf das 
wurde wegen ber verfaffun; rig aus ben Steuerfataftern entfernten 
Nittergütern eingegogenen jufen deshalb zurüdgegangen, weil 
Kurfürften Johann Sigismund bie Unterfüchung megen diefer ( 
ee ein Abfchnitt gemacht und Amneftie wegen ber fri 
ertheilt, gleichzeitig indeß bet alte Grundſatz der Lantı fung für 
ernenert und fegeftellt worben war, daß eine Konfolidation von 
—— nut in Gemaͤßheit einer ansbrüdlichen landeherrliche 
und Genehmigung, überhaupt aber nicht geſaehen dürfe, ohne baß ı 
gezogenen Banergütern Staats, Rirchens, Gemeinbe-Abgaben und fel 
meibung einer Grihwerung der Frohndientte der übrigen Bauern, 
diefen Dienften Seitens des Gutsheren übernommen wurben, ba biel 
wenig, wie aubere Laften ber Bauergüter, erfchwert, ober die bäuerli 
Rüde und Gerechtigkeiten vermindert werben durften. Vergl. hierü 
Pract. civil. March. Resol. C. p. 257, 261. f. Der Entsbehper maf 
er einen verlaffenen ober müfte gewordenen Bauernhof bewirthfchaftet 
felben nach allen Bexichungen hin Yauernredt und Yauernpflict lei 
aub Müller a. a. O. Resol. XCIX. p. 148. u. 149. nebft den dert 
tichterlichen @ntfheidungen. Bür die Mark hat hinfictlich der Ucbe 
öffentlichen, Secietäts: und. &emeindesfaften, wie ter Ditübertragung 
dienfte, das Jahr 1624 diefelbe Bedeutung, wie für Schlefien das 
(Pergl. oben ©. 142. die Mote 1. sub c.) Die Bererbnungen wegen 
der SS. 6. und 7. des @b. v. 9. Oft. 1807. wicherholten nur dief 
der alten Sandesverfalung. 

Im Mittelalter hatte weder bie eingelne Perfönlichkeit, noch ber 
eine folhe Bedeutung, wie in neuerer Zeit, beſonders feit ber Geme 
und Rnlturgefeggekung von 1807 und folg. Bei jener früheren, in } 
eialiftifchen Form der Gefellfchaftsverfaflung theilten ſich in das Ratio 
gewiſſermaßen bie verfcbiebenen Velfsflafien: die Rittergüter gehörten 
die Bauergüter dem Bauerflande, als befonderen abgeſchiedenen Et 
Ginziehen und Anfihbehalten von Bauergütern wurde daher in cl 
Geſehen (au noch ven 1749. 1764) vor 1807, reſp. 1850. (f. unte 
zum $. 77.) geradezu ala ein Gingriff in fremdes Gigenthum und al 
Tegung der Rechte des Staates, wie der Bauern aufgefaft und gefra‘ 

Mac der Eprach: und Anfchauungsmweife derjenigen Berfonen, w 
gnlirunge-@difte als eine den Bauern aus dem Gigentfume ter 6 
machte Schenfung anfehen, würbe mit noch mehr Recht die erſt im! 
lirunges@diften felbf, in neuerer Zeit, wider das feit 
Seiten bis 1811, 1816 refp. 1850 beflandene Iandesverfaffungsmäßi 
theilte Dispenfation von ter Grhaltung reſp. Retablirung und Her 
eingegogenen Bauergüter, als eine, in Vertretung des Bauerkandes, | 
auf halfen und feine Koſten gemachte Schenfung an die Ontsherrn bg 
en Fbnnen. 
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Diefe Verordnungen find hierauf auf ale Provinzen des Staates aus⸗ 
Det reſp. erneuert und durch Strafbeflimmungen verfchärft (1739, 1749, 
N und auch fpäterhin für tie verfchiedenen, dem Preuß. Staate zuge⸗ 
ſeaen Provinzen publizirt worden.“) Endlich wurden fie ald allgemeine 
“ik der Lantesverfaffung in das im Jahre 1794 publizirte A. 2. R. 
it. 7. $$. 14—16., 136., 138, 141 ff. u. a. a. D.), fo wie in 
fe Verordnungen?) übernommen. 
Dbige Beläge aus der Landed-Gefchichte und Verfaffung genügen, um 
Ietheil über folche Anfichten zu gewinnen, mie fie auch heut zu Tage 
es Beurtheilung der Nechtöprinzipien unterlaufen, auf denen das Er. 
‚ Gept. 1811 und vie fpäteren Regulirungs⸗Geſetze beruhen. Daffelbe 
mit Der Ablöfung der Dienfle, Servituten u. f. w. auf einem und 
Rechts⸗ und politifchen Boten, woran man Tamald auch die 
zeihung des Unterganges des Preuß. Staates anfnüpfte.*) Es ges 
























RS ergiebt ſich Hieraus nur, wie ungutreffend derartige Anfchauungen für die 
Hehe Geſchichte, das eigentlihe Redıt und die Landesverfafung find. 
) Bergl. tie allgem. Einleit. in Bd. I. &. LXXIT-LXXII. 
Bergl. ebendaf. in Abth. II. Abſchn. II. S. LXXI. fi. 
Die Hifterifh befannte Petition der Lebuſer Kreis s Stände gegen die 
shardenbergifche Gefepgebung erblickte damals in ber beabfichtigten 
g der Hütungs:Gemeinichaften, Servituten, Zehnten, Frohndienſte sc. deu 
gag der Monardie Preußens und aller gefellfchaftlichen Orbnung. Der 
weit vorgefchrittenen Erkenntniß ungeachtet, tönt das Echo verflungener 
und Zuflänte von Zeit zu Zeit wieder durch bie lebendige Begenwart. 
ondere in dem (unten zum $. 74. tes Ablöf Gef. Zuf. Ill. ad C. 
abgebructen) Ber. der Agrars Rom. der I. RK v. 27. April 1853, beir. 
der SS. 74 u. 97. des Ablöf. Geſ. zwar einerfeits das faſt gänzliche 
inden des Bauerfandes in NeusBommern und Mecklenburg 
gel polizeilicher Befchränfungen der Gutsherrn, „ale uns 
ofter alleiniger Cigenthümer der bäuerliben Grundſtücke“, 
ber Binziehung der Bauerhöfe, als eine für Breußen nicht 
‚Brfcheinung bezeichnet, tagegen aber anbererfeits dieſe Erſcheinung „ale 
iher Belag für die großen materiellen Opfer” angeführt 
elche das Regulir. Ep. v. 14. Sept. 1811 den Butsbefigern 
aus angefonnen habe,” — fo darf tiefe Auffafiung ber Preußi⸗ 
irungsgefeßgebung mit Gremplififation auf Medlenburg und Neus 
mern in einem Werke nicht unbeleuchtet bleiben, welches der großen, 
fäßen ebenfowohl der Serechtigfeit, ale der politifchen Weisheit ents 
Preußiſchen Agrargeſetzgebung gewidmet if. 
in Reusorpommern und felbft in Mecklenburg fland es mit den Rechtes 
verhältniffen des Bauernflandes in früheren Zeiten andere. — Im 12ten 
ders im 13ten Jahrhundert hat vielmehr auch dort das. Deutfche Necht 
chen Zuflände und Fermen verdrängt. Villae jure teutonico locatae vers 
ich über das ganze platte Land; erbliche Kolonens und Zinsbanern bils 
große Mebrzahl in fürftlichen wie anderen Gütern, namentlich erbliche 
gegen Auzablung und keftimmte fehle Rente cder Zins, deren Befigrechte 
Theil auf tie weiteren Berwandtfchaftsgrate ausgedehnte Erblichkeit au 
„ durch Kaufverträge mit den Gutsherrn befefligt und deren firirte Dienſt⸗ 
vertragsweife vereinbart waren. (Vergl. u. a. Urfunden zur Geſchichte 
nthums Rügen sc. mit erläuternden Abhandlungen v.&. &. Fabricius 
B 1853. Br. 3. Nachtrag S. 35. 152 —163. 170—173., nebft den dal. 
enten.) Sehr treffend bemerkt Fabricius a. a. D. €. 36: „Es 
fi) aus der fchaffenden Kraft des Volfslebens im Mittelalter zunächſt 
dem Foribeſtehen alter Formen, das Recht anfangs unfcheinbar, bis es 
z oft aber erhielt fich auch mit der Form noch tie Briunerung an längft 
Suftände, bis eine Zeit Fam, die das Volksleben erſtickte und, nicht mins 
bar, die Wiederaufnahme längft nomineller Rechte wagen durfte,” — 
einer anderen Stelle ©. 173.: „Freie Bereinbarungen wegen Dienfle und 
? anzuerfenuen, darf man fich dadurch nicht. abhalten laſſen, tag «beufe 
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eihertn vom Stein, eingeleitet, dennoch fyäter durchgeführt 
nachdem Aber Stein im Jahre 1808 durch Branzäflfite Gewait⸗ 
die Intriguen feiner politifchen Gegner das Bannurtheil Napoleon’ 
e. 1808 erging, ihm andererſeits aber von feinem Könige bezeugt 
daß Ihm das Bewußtſein, ven erſten Grund zu einer ernenerten, 
md Träftigeren Organifation des in Truͤmmern liegenden Staats» 
gelegt ti haben, die größte und zugleich edelfte Benugthuung und 
ng geroäbren werte. ?) 

Befchichte des Negulirungs- Er. v. 14. Sept. 1811, welches Tebig- 
ie Damals nach dem Tilftter Brieden vom Iahre 1807 dem Preub. 
thltebenen Landestheile ‚galt und veffen fufcefftve Anwendung, zu⸗ 
F ven Kottbuffer Kreis mittelft V. v. 18. Nov. 1819, fodann 
ber⸗ und Niederlaufig und das Amt Senftenberg mittelf 
. Zuli 1821, demnähft auf das Landgebiet der Stadt Danzig 
"©. v. 8. April 1823, endlich, jedoch in veränderter Beftalt, auf 
ßherzogthum Pofen, wie ten Kulm- und Michelaufchen 
d das LZantgeblet ter Stadt Thorn mittelft G. v. 8. April 
gl. die wefentlichen Ginfchränfungen des Ep. v. 14. Sept. 1811 
Del. v. 29. Mai 1816 und für Oberſchleſien insbeſondere 
3. v. 13. Juli 1827, fodann des Gef. für Pofen ıc. v. 8. April 
ch die Dekl. v. 10. Juli 1836, find bereit® in der allgem. Einleit. 
©. C. bis CV.) geſchildert. 

hen von einzelnen Ergänzungen und Berbefferungen, hoben be⸗ 


z.des Bauernſtandes und feiner Verhaͤltniſſe zu den Gutsherrn, mittel - 
End Iandespolizeilicher Verordnungen, (vergl. die allgem. @iulelt. ©. 
5, LXXI. ff.) und alsdann mittelft des auf diefe Verordnungen ſich 
f allgemeinen Landesrechtes (ſ. 88. 14—16. $. 137. ff. $. 145. 98. 
ER. I. 7.), einer ähnlichen Zerflörung des Bauernflandes, wie fle in 
mern und Medlenburg eintrat, entgegenzutirfen und dadurch zugleich 
be Herzuflellen, weibe, — ganz abgefehen von ben günfltt 
w;des Ed. ». 14. Sept. 1811. für die Wertho⸗ und Kulturfleigerung 
— bei angemeflener Entfchädigung der Butsbefiger, — auch ber 
it diefes Ed. zur Grundlage dienten, welche bemgemäß ferner bie in 
sten Berichte der Agrarfom. der 1.8. v. 27. April 1853., von Mecklen⸗ 
vem vormaligen SchwerifchsBommern entlehnten Beläge für die Anflicht 
widerlegen, „Laß den @utsbeflgern durch die Preußiſchen Regulirungs⸗ 
sbere materielle Opfer, angefonnen feien,” — bies durch Reformmaaßregeln, 
kansmweichlichen Wortfchritte der Geſellſchafts⸗, wie der Kultur: Berhält- 
m waren. Wenn die Regierungen anderer Länder tie fufceffive Muss 
ıer völligen Rechtslofigkeit des Baueruflandes gewähren ließen, ober bie: 
mrch Gelege fanftionirten, fo beruht im Gegentheil eben die 
sie die Zufunft Preußens vorzugsmweife auf einer anderen 
ıng und Handhabung des allgemeinen Rechts Seitens ſei⸗ 


eu. - 

ergl. die Antographie Sr. Majeftät des Könige Krieprich Wilhelm 
rs, Leben des Miniftere Freih. vom Stein, Br. 2. E&. 300. und 
bendaſ. ©. 148. 310. 312. u. 490; ferner S. 276—280. 2832. 318— 
Btein, welcher fpäter im Jahre 1810. noch über Hardenberg's 
ı um Rath gefragt wurde, empfahl auch damals die damit in Verbin⸗ 
sde Berwandlung der Unfreien in Gigenthämer, eine Manfregel, die in 
st, wo das laffitifche bäuerliche Berhältnig pehehe‘) wenig Schwierig, 
mehr in Pommern und Preußen, wo der Bauer Zeitvächter fei; .boch 
auch hier durchgreifen, da der Yutsherr bei dem Verhältniß unlengbar 
den als Angen babe, das Eigenthum der Bauergüter in Preußen für 
ation des Adels zu halten fei, und die Königl. Domainen im 3 1808. 
ı Belfpiel gegeben hätten. Vergl. Pertz a. a. D. S. 490. u. 515. ff. 


zgl. unten bie @rlänt. 7, zum $. 78. des Abldſ. Gef, vom 2. MityIRW, 


— ——— — = 


— —— Kr: 
—— — 


Br —— 


. deſſelben, entband 
* Wirthen befegt 


Beten nach vollzogener 
a ae m ee 


Taffenen Sir infofern ein d ——— 


jangen und ſich dabei 
Ban, rk eh 18 
fugniß der Einziehung nur auf die auch dor tem Kriege von EL 
fenen und wüſten Höfe, ferner dahin, daß von dem öffentlichen‘ 
entbunden wurde, überdieß ausprüdliche Verträge mitk 
gen Inhabern oder fonfligen Berechtigten über Bel 
ihrer Rechte und Anfprüche geflattet wurden, wozu der Art, 
ven Ball der Ermifjion oder der freiwilligen DVerzichtleiftung auf M 
thumsverleigung bet nicht erblichen Nußniefern und Pädte 
fügte. Wegen der nad) dem Grift und der Deklaration nicht für 
lirungsfähig erflärten Höfe wurde dem Gutsherrn nad all 
Beſitztechte des jegigen Beſitzers eine beliebige Verfügung lediglich 
fegung ver nicht erblichen Dienft-Gtabliffements freigegehe 

Des: 12. ver Dekl. v. 10. Juli 1836 entband für ven 
Gef. v. 8. April 1823 von der Pflicht der Wiederberftellung um 
befegung nicht hinſichtlich ver feit der K. O. v. 6. Mat 1819 4 
nen, unbeſetzien oder zurücjallenden Bauerhöfe im Allgemeinen, J 
nur von der Norfchrift des $. 101. des Gef. v. 8. April 1823, 
fihtlich folcher bäuerlichen Höfe, welche bereits zu Gigentbumd», 
oder Erbpachtrechten verliehen geweſen waren. 

Nur in diefen fpeziell gedachten Fällen hatte der Sad 
feine Rechte an der Wicverherftellung und Erhaltung der Bauergütr 
zichtet. Die im Intereffe der Freiheit ded Güterverkehrs und der 
beringten ſtaatswirthſchaftlichen Entwidelung des Landes nach 9.6 
ves Er. v. 9. Dft. 1807 geftattete Zufammenziehung mehrerer 
Beſitzungen in eine oder zum Gutsvorwerf durfte nur im Uebercinte 


1) Bergl, Hierüber die ausfüßrlichen Geläut, u SS. 6 m. 7. ID 
Oft, 1807. (f. oben ©. 43—47.), desgl. das Brf. den Ob. Trid. » 3] 
1853. in der Zeitfehr. des Revit. Rollıg. ®b. 6. ©. 423. Fi. 
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Ranteßverordnungen, unter außdrüdlicher Genehmi⸗ 
terung, vor fi} gehen und war zufolge der Verordnun⸗ 
hammemiehung bäuerlicher Grunpftäde oder Verwandlung 
werksland, a) v. 14. Febr. 1808 für Oſt⸗ und Weſt⸗ 
tthauen, b) v. 27. März 1809 für das Herzogthum Schles 
raffchaft Glatz, c) v. 9. Ian. 1810 für die Kur, Neumark 
1) — an vie Beringung gefnüpft, daß 1) jedes bäuerliche 
echt Durch gerichtlichen Verzicht oder fonft auf rechtmäßige 
Tetigt und außerdem ad a. ebenfoviel, ad b. und c. we» 
älfte des eingezogenen Bauerlantes in befondeien, ihrem 
ang nach näher beftimmten Etabliffements eigenthums⸗, erb⸗ 
pachtweife, auch frei von Dienft-, Mühlen- und Getränfes 
usgethan werte, fofern das Bauerland als ſolches ad a. In 
d den Hauptämtern Marienwerder, Niefenburg, Schönberg 
ylau fihon vor 1752, in Wetpreußen und tem Ermelande 
b. in Schleflen vor tem 14. Juli 1749 und ad c. in der 
ımern vor. dem 15. Febr. 1763 beftanden hatte; wohel denn 
onfolitatton mit tem Vorwerk die Staats⸗-, Sozietäts⸗ und 
en mit übernommen werden folten. Daß im Uebrigen, fo» 
Bege der oben getachten gefeglichen Beſtimmungen auf les 
in= und Zufammenziehung von Bauergütern bewirkt wor⸗ 
wähnten Prinzipien der Lantedverfaffung wegen Wiederbe- 
ıerlichen Büter mit befonteren Wirthen und megen veren 
äftationsfähigen Zuftande in Kraft und Gültigkeit verblie- 
ih auch nach Erlaß der Defl. v. 29. Mat 1816 anerkannt 
Mefkripten des Din. des I. v. 20. Mat und 3. Sept 1817,*) 
brlicher Anmeifung wiederholt in dem R. des Min. des 9. 
19. 2) Diefelben find, und zwar nur foweit fie publizifti- 
wen, dem Staate gegenüber, nicht bezüglich ihrer anteren. 
Seite, alfo nicht gegenüber den bäuerlichen Wirthen, reſp. 
fonftigen Anfpruchöberechtigten, erſt volfländig und allge» 
n mit ter Publifation des neueften Regulirungs- und Ab⸗ 
März 1850 durch deſſen Vorſchrift im 6. 77., wonach die 
unbefchatet der Rechte dritter Perſonen, Fünftig infowelt 
‚öfe verfügen darf, als niemand mehr eriftirt, welchem ein 
ein ſolches Beſitztecht am Hofe zuftebt, aus welchem nad 
Geſ. v. 2. März 1850 ein Anfpruch auf Eigenthumsverlei⸗ 
abgeleitet werden Fann. *) 
ern, vorzüglich in Poſen und in den vormals Polniſchen 
covinz Weftpreußen, wo im Allgemeinen Nichterblichkeit 


n Bd. I. ©. 58—65. 
a ber Wonigeberger Samml. ©. 223. u. 247. (f. in Bd. I. diefes 
u. 67. 

auer diefer Berbotss und Strafgeiehe fpricht auch das Schreiben 
‚9. Bebr. 1819. (Königsberg. Samml. S. 235., f. in Br. I. ©. 


in ber Königsberger Samml. S. 247 — 250. (f. in ®. J. & 


reiheit der Berfügung der Gutsherrn mit völliger Befeitigung der 
yerfaffung ift eben nur tie nothwendige Konfequenz und das Kors 
t dem Gel. v. 2. März 1850. durchgreifend vollendeten, feit dem 
1807. begonnenen Gefepgebung wegen allgemeiner und unbebings 
n des Grundeigenthums von allen den Feſſeln und Vefchränfungen, 
'elbe und gleichzeitig in mannichfachſter Abfkufung uud Form bie 
fonen, durch die im Deutfchen Mittelalter entfprungene Berfaſſung 


, 
4‘ 
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Säuerlichen, Stellen beſtand, iſt ſedoch Im, 
a, ai and uch. 1836, in Pe 


6, betr. die ur J MN a I 
— ER) — 
er = 0 ah ter] 
1 Merten Milde WERL 


Ar 
Be jun Abfhn. L.dı 


ua 1850.%) 

wi 2a Beet aemeinen, ‚Motive des Re 
m emeinen. tarüber, erftatteten 

beider ne oben S. 207— 217. “ 





en Ber Kreepfehmer's Kon! 
©. 80. ferner Bericht der landwirthe hat. Ber 
16. Dee 1600. Ir ber Belt Deal 8 
. des Werkes S. 210—212.), worin angeführt, wirt, dag im, 
ven Befipern der damals nicht ———— Stellen af 
welche ihren R —— ‚en auf Örund dei 
bung Ip fen, von ten ge ndigt, tiefelben at ei ; 

en gut Grmiflon a terlü veruetheift und bie Bauerlö 
auiben — Vorwerlen kingezegen wotden uud wur nor 

daß die damals nicht ee vegulirungefähig erachteten 
Ei ihrer, Stellen erhalten haben 
5 Bee hat fih ai, * Kahl der 
si Wegurung’ angeafknen Gin 
* er Regulirun— e jenen ir 
ie c” deehalb, weil tiefe * J——— Mehr 
bauerlichen Wirſhe von der Eigenthumserwerbung ausſchloß umd 
damals die Frohmdienfte der daſſien für ihre Wirthfehaften noch 
zu önnen meinten. 

Ju Werpreugen wurde bei der durch bie Suftruftion F 
Großen v. 5. Juni 1772 verorbneten Cinführung einer allgeme 
und Anlage der KontributionssKatafter theilweife ſehr übereilt ur 
verfahren, fo daß viele Bauerftellen nicht befonders kataſtrirt, fon 
Beilagen des Kataflers bemerft wurden; auch murben grunfäglich 
terfalen, welche weniger al eine altfulmifche Hufe befaßen, nicht 
gegogen, fondern mur mit einem Scußgelde angefeßt, wegegen d 
beiiger, deſſen Hinterfaflen fie waren, für ihre Gruntflüde zur $ 
gegogen twurbe, mit vem Vorbehalt, daß er den Betrag von dent 
der einziehen idnne. Viele Gutsbeiiger haben von tiefem Vordebe 
einmal Gebrauch gemacht, weil es in Weſtpreußen berfümmlic 
Nichterblichkeit der bäuerlichen Nahrungen deren MWiederbefegung 
Bachtverträgen zu bewirken und ſich auf diefem Wege durch erbi 
Natural:Abgaben die für die bäuerlichen Höfe auszulegende Kontı 
digen zu laflen. Die Gen. Kemniffien zu Marienwerber erfa 
gleichen nicht Fataftrirte Rufifalftellen für regulirungsfählg an, wä 
bere Revifionss Kollegium bafelbi teren Regulicungsanfrı 
Der Rabinetebefehl v. 27. Juni 1822. fuspendirte die vieferhalb « 
zefe, welhemnächt die 8. D. v. 31. Dec. 1826. (Provinz. = Re 
Merpreugen Br. 2. Abth. 2. von Reman herausgegeben von rn. 
771.) es, bei Aufhebung der Euspeniten, letiglich bei der Dekl. v. 
belief. Damit war denn fertau gegen die Negulirungsfähigfeit a 
im GStenerfatafter felbi aufgeführten Rufifalftellen Teehalb entfchi 
4. der Dekl. v. 29. Mai 1516. tie Kataflrirung in den Gtenerfe 
ding austrüdlich zur Bedingung der Regulirungsfähigfeit gemadı 
hierüber das alleg. Provinz. Recht ven Weſtpreußen Bd. 1. ©. 
über die früheren BVerhältniffe der Bauern in Preußen ebendaf. € 

2) Vergl. auch den Aufſatz in Robe's Lehrzeit. 1850. ©. 6 
gulirungsfähigfeit. 
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Metive des Regier. Entw., welche fich fpeziel auf die SE 
iehen, lauten dahin: 


Bu 85. 73—75. 


nach dem Tilfiter Frieden tem Preuß. Staate verblies 
inzen war früher ein fehr bebeutenver Theil bes Fäuerlichen Grund» 
lhum bes Gutéherrn, welcher die Brundflüde au bäuerliche Wirthe 
verlieh. Geſetzliche Normen über die Bedingungen der Berleihung 
ver bänerliche Stand hätte daher durch allmälige guisherrliche Bin; 
ser Grundſtücke verfchwinden fönnen, wenn nicht in vielen Gegenden 
men ein erbliches MRupungsrecht der bäuerlichen Wirthe ſich ausges 
nd die Staatsgewalt ein Intereffe befommen Hätte, für die Erhal⸗ 
lichen Stellen zu forgen. 

nämlich die neueren Steuerprinzipien zu entwideln begannen, und 
Staat tauernd zu entrichtende Grundſtener üblich wurbe, waren bie 
zeſizungen bie vorzugsweife fteuerpflichtigen Grundſtücke. Da die 
R Anfebung ber ihnen obliegenden Abgaben meiſtens firirt waren 
Ginziehung bäuerlicher Grundſtücke ſich diefer Betrag nicht exrhößete, 
willfürlichen Cinziehung der legteren gefeplich @inhalt gethan, umd 


Berpflichtung der Guteherrn feftgefteflt, vie bäuerlichen Wirthe in. 
ihigem Zuftande zu erhalten, und deren Steuern und andere Öffents. 


nm 3u vertreten, 


sbältniffe, worüber bie SS. 625—650. Tit. 23. Thl. I. des LEM.. 


Tit. 7. Thl. U. die nähere Entwicklung hinſichtlich der Reallaſten 
den buch das Ed. v. 19. Sept. 1814. für bie Provinzen, aus denen 
donarchie befland, aufgefaßt, und es war bort burch bie 68. 3. unb 


feßes allen erblichen fowohl ale nicht erblichen Inhabern berjenigen- 


ranbflüde, welche ter Gutsherr nicht einziehen burfte, fondern mit 


Bauernflandes befept erhalten mußte, ein Anſpruch auf Verleihung 


genthums verlieben; im $. 46. a. a. D. wurden nur biejenigen 
genommen, welche nur wenige Morgen befaßen und Handdienſte 


he umfaflenden Beflimmungen des Ed. v. 14. Sept. 1811. wurden 
die Defl. v. 29. Mai 1816. Art. 4. wefentlich beichräuft, indem 
enigen Höfe für regulirungsfähig erflärt wurben, bei welchen ſich 
gende Merkmale finden: 


re Haupibeflimmung ift, ihren Inhaber als felbfftäntigen Ackerwirih 


ähren (wobei zugleich als entfcheidendes Merkmal einer Adernahrung 
nei ggnde: die Leiſtung von Spanndienſten ober das Hallen von 
wieh); 
e in den Steuerſchlägen der Provinz überhaupt ale bäuerliche Bes 
m kataſtrirt find; 
: in ben Normaljahren der Provinz, nämlich in den Marken und 
ern fchon am 15. Febr. 1763, in Echlefien vor dem 14. Juli 1749, 
preußen und den Memiern Marienwerder, Riefenburg, Schönberg und 
bs@ylau vor dem Jahre 1752, iu Weſtpreußen und Grmlaud vor 
abre 1774 mit befonderen bäuerlichen Wirthen bejegt, und 
ıbfifation des Ed. v. 14. Sept. 1811. noch mit der Berpflichtung 
1 tet belaftet waren, biefelben mit befonderen Wirthen bes 
ı erhalten. 

von der Regulirungsfähigfeit wurden hiernach in den Art. 5. un. 7. 
n ausdrüdlich die fogenannten Dienft:Gtabliffiements, tie auf Vor⸗ 
wündeten, die nicht fataflrirten ober erſt nach den Mormaljahren 
len, ferner diejenigen böfe, zu deren Einziehung tie Genehmigung 
ertheilt war, und endlich die in Kultur gegebenen ober verpadhs 
md Kirchenlänbereien und Pfarrbauerhoͤfe. 

ichen Modiftfationen der Regulirungsfähigfeit wurben nach dem Be: 
das Ed. von 1811. und defien Defl. dur die V. v. 18.Nov. 1819. 
uffer Kreis, und dur das ©. v. 21. Zuli 1819. in Die Ober⸗ 
laufig und das Amt Senftenberg eingeführt, 
er warb burch die V. v. 13. Juli 1827. (8. ©. ©. 79.) die Res 
keit der Feineren bäuerlichen Stellen für einen großen Theil Ober 


mm 
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Schiefiens, namentlich für den Bezick der Oberfditefifdien 
mit Einfchlnß des Ujefter Halts und des Kr ger 
—— &8. wurden — alle in der ſiebenten 
ataſters eingetragenen Stellen, mit Ausnahme 
25 Morgen —— Bodenllafft gehören, = bie aan Ki 
a. entwerer nach dem Katafter, oder nach älteren, em &i 
h —— RR, 2 * — au —— verpflichti 
b. over welche ui gung des Gutsherru fofort üi 
Kapita ſumme entrichtet werden Fan. —— 
“  Bür bie Provinz Bofen, die mit Wefipreufen wieder 
Diftrifte, ven Rulms und Mirhelaufchen Kreis und das 
der Stadt Thorn, wo die Leibeigenfchaft durch bie 
Regierung aufgehoben war, wurde durch die MR. DO. v. 6. Mai 181 
195) beflmmt, Daß bie Rechte und Mlhten der Biherlihen Wirte 
zur Kultur und Nugumg eingeräumten Stellen und bie Befugnig d 
u ae GEntfegung, foweit tarüber in befonderen Verträgen mich) 
dert mungen geteoffen ſind, lediglich nach dem $. 15. des Bat, m. 
wegen Wietereinführung der Preuß. Gefehgebung und den Sg, 62 
. I des M. 8.8. zu beurtheifen und Gntfegungen der bänerlichen 
a le Fällen bios auf den Ormnd gutsherrlicher Ri 
12 








den 
® {B dee gehbten Patente cut nur Bekmmung 
. der gedachten Patente ent! nur die 

erblicen Bauern und Randleute ol perfönlich Yöllig frei bie ihnen 

Gruntflüde im Nuhneßung Haben und dafür beflimmte Präflation 

die Brit tahıme auf dem angeführten MBfchnitt des Mllgemeinen La 

Et, — a efepten Orundftüce weit unmittelbar auf das fo 

ie J . de 
 Hiernächft erging für dieſe Landestheile das Megufitu 

1823,, wodurch zur Gigenthums⸗Verleihung die damalı nbaber 

den Ackernahrungen verflaftet wurden, weiche dieſe Nahrum 

pächter ober Zeitemphhtenten mit ober ohne Befugniß,, nach Abiauf 
traft beftimmten Frift die neue Verleihung gu fordern oder als Lapbefl 
des $. 626. f. Ti. 21. Th. 1.9. 8. N. zu erblichen oder nicht erbl 
vechtmäßig befaßen. Der Begriff der Adfernahrung wurde audı bier: 
male oder Leitung des Spaundieuſtes oder des Haltens von Zugr 

Für bäuerlich wurde tiejenige Adernahrung erklärt, welche 

a. zu den fihen 1772 und 1773 in Beſiß genommenen Landeethe 
in den während dieſes Befiges aufgenonmenen Steuerrollen gu 
Hufenſteuer oder dech als Dannifer, Ratayer u. f. w. zu S 
anfchlagt find; 

b. oder bei Bublifation des Gef. v. 8. Avril 1823. mit Dien 
wirthfchaftung eines herrfchaftlichen Gutes belaftet waren, 
Kultur ausgefegte Güter im Einne des Allgemeinen Landrech 
zu erblichen oder nicht erblichen Rechten kefeflen wurden; 

e. oder bei einer Fläche von 200 Mergen und weniger, gmar ft 
Ren, aber als fogenannte emphytentifche Güter auf beflimm 
fchlechtsfolgen und felbft auf Zeitpacht beſeſſen wurden, in | 
der trei nacfolgenten Merfmale atıfand, bag 
4) die Befiper folher Stellen in amtlichen Bergeichniffen ode 

gen al6 Leute bäuerlichen Standes oder die Vefipungen fel 
die von Reuten bäuerlichen Standes befeflen werden, m 
oder örtlich üblichen Benennungen bezeichnet waren, 1.®. 
Hüfner, Meier, Gärtner, Kefſäten, Dannifer, Ratayer 
fprehenden polnifchen Namen, 

2) die Stellen ſowohl zur Zeit der Bekanntmachung der Her 
fhau’fchen Verfoffungs-Urkunde v. 22. Juli 1808, als u 
des vorhergehenden Wirthes von einem erbunterthänig 
wurden, 

3) die Stellen zur Zeit der Befanntmachung der Herzoglich v 
V. v. 21. Dec. 1807. wegen näherer Beſtimmung über Ne 
Aufhebung der Grbunterthänigfeit auf die oben Litt. b. erw 
befeffen wurden, 
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ommen von der Regulirung waren diejenigen Bauerböfe, welche bereite 
tion der B. v. 6. Mai 1819. eingezogen ober erſt nachher gegründet 
leichen diejenigen, zu deren Einziehung die LandespolizetsBehörte bes 
© Bublifation des Geſ. v. 8. April 1823. die Genehmigung ertheilt 


eff. v. 10. Juli 1836 führte einige Befckränfungen ein, indem fie den 
Adernahrung von ven Merkmalen der Spanntienftpflicht, des bisheri- 
lihen Haltens eines Geſpannes von zwei Bferden oder Ochfen, ober 
efißes von 25 Morgen Gerſtland zweiter Klafie abhängig machte. 
en alle Stellen von der Regulirung ansgefchloffen, welche au den ſchon 
zreußen in Beſitz genommenen Landestheilen gehörig, erfi nach Auf⸗ 
Stenerrollen auf Vorwerksland errichtet worden find, besgleichen 
er Zeit zu regulirungsfähigen Stellen zugelegten Vorwerföländereien. 
und Wirtbfchaftsbeamte und Dienftkoten des Butsheren, welche bäner- 
ıihrungen als Befoldungen, Dienflemolumente oder Dienfllohn zur Ber 
gen, wurten von der Cigenthums⸗Verleihung ausgefchloffen, desgleichen 
miede, Krüger und andere Gewerbetreibende, welchen bäuerliche Aders 
zur Vergütung für gewerbliche Verrichtungen verlieben find, enblich 
jen Ackernahrungen, welche mit einer gewerblichen Anlage in Verbin: 
ı müflen, um in ber bisher üblichen Betriebsart der letztern Feine 
rbeizuführen. 
6 Zandgebiet von Danzi wurbe durch das Gef. v. 8. April 1623, 
14. Eept. 1811. und tie Det. v. 29. Mat 1816. mit der näheren 
über die Regulirungsfähigfeit eingeführt, daß nur bäuerliche Aders 
d. 5. Nabrungen, von welchen Spanndienſte zu leiften waren, oder 
er bisher gewähnlich zur Bewirtbfchaftung Zugvieh gehalten hatten und 
‚ches fortdauernd erforderlich war, zur Regulierung verftattet wurben, 
entweder 
en aufgenommenen SteuersAnfchlägen und Steuerrollen zur bäuerlichen 
nfteuer oder toch als Daunifer und Ratayer mn. f. w. zu Schuggelb 
aſchlagt, oder 
er Berfüntigung des Geſetzes entweder 
nit Dienften zur Bewirtbfchaftung eines berrfchaftlichen Gutes belaftet 
yaren, oder 
8 fcgenannte emphyteutifche Güter auf beflimmte Jahre ober Ge⸗ 
hlechtsfolgen mit oder ohne Befugnig, nach Ablauf der Friſt die Ders 
ängerung des KRontrafts fordern zu können oder ald zur Kultur aus: 
feste Güter (Lafgüter) im Einne des $. 626. ff. Tit. 21. Te. J. 
1. L. R. fei es gu erblichen oder nicht erblichen Nechten, ober zeit⸗ 
yachtweife von Leuten bäuerlichen Standes befeffen wurden. 
gefeglichen Beichränfungen ter Regulirungsfähigfeit neben der Locke⸗ 
ten Bandes zwifchen den Inhabern der Heinern ländlichen nicht eigens 
Stellen und ihren utsherren öffnete der Umgeftaltung des beſtehen⸗ 


niffes einen willfürlichen Spielraum. Bon mancden Butsherren iſt 


eckmäßig benupt und fie haben das Berbältniß fo geordnet, wie es 
die Aufhebung der Spanndienfte nöthig gewordenen neuen Wirth: 
tung entfprach. Vielfältig aber iſt der Erfolg auch ein ganz uners 
ewefen. Die Aecker, welche die Heinen bäuerlichen Wirthe, wenn auch 
hafter Ginfiht, doch mit der diefer Klaffe von Landwirthen eignen 
bebaut hatten, wurden von den Butsherren zu ihren Vorwerken eins 
deren fräftigen Bewirtbichaftung es ihnen ſchon vorher an dem nds 
iebskapital gefehlt hatte. Ihre Wirtbichaften Hätten der intenfiven, 
rtenfiven Hebung beburft, fie blieben daher mangelhaft, Fränfeln oft 
ebr als zuvor, und bieten ben auf Beichäftigung bei ihnen angewie: 
em Tagelöhnerfland getretenen Heinen Stellenbefigern nicht bie geficherte 
zum fortlaufenden Berbienft, welcher zum Beſtehen tiefes Standes 


ift. 

zemeinwohl erfordert, dem weitern Umfichgreifen biefer Mipftände ein 
en. Im Allgemeinen ift anzunehmen, daß tie @inziehung der bäuer« 
len da, wo fie den neuen Zuftänden wirklich entfprach, bereits erfolgt 
: noch Heine uneigenthümliche Stellen beftehen, erfcheint ihre Crhale 
Bohl des Ganzen erfprießlich; follen aber die Inhaber derſelben ihr: 


tur⸗Geſetzg. Br. 11, 38 
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Kräfte in der Kultur der Grunblüde frei entwickeln Tönnen, fo müßen 
tbümer berfelben werden und den ‚bisherigen Orunbberren muß. 
Sutfrädigung für die Dienfte und andern Leiſtu— 

amd m als. unverträglich mit jedem neuen Auftomunge” r 

und mit jedem — in den Sitten ber arbeitenden 


nie diefe Gründe machen fh Befonders. in ben 

marcbie  fühlbar. Mur durch die Grwei — g 

ie v 2 lee das Wuftelgenin die am ——— 
en em ei je 

ben Boden eines als Mitglied in der Keite des Gesun, 


— eimefnen Randestbeilen wird dadurdı zugleich der 
— — —— die ” —— Race der. 

‚Was F übrigen, a Sl nicht m * 
fo lemnu in ihnen —* wilich in — J tin 
verhten. Rei bare K Reigen Theile des Negierumgsbegii 
burg das Werhältniß eines. nicht. eigenthümlichen er ug 
bäuerlichen Orundbejiges gar uicht ver, und in ** til — 
Weſtphalen, dem Großherzogtbum Berg und zu dem | 
partements gehörig gewefenen Landestheilen. ift * 
— Enke) ber fremdberrlicen Re —— 












wirtbicbafteten 
—* der eh he au fie jenes Geſetz nichts 
blicben die Grundſtuͤcke freies Gigentbum ber Gute! ei 
ſeitdem beliebig que eigenen Bewitthſchaſtung eingezogen, ober. 
Beitpadt ausgethan. Gin mehr als vierzigiähriger Zeitraum hat daher 
Santesıheile die Verhältniffe dergeftalt für das umbefchränfte Gigenthum 
heren_ an den Örundflücen, welche nicht in Erbpacht gegeben oder ven 
ten find, heransgebildet, daß ein Giufchreiten der Gefehgebung biergegi 
Täffig ent eint, und deshalb aud) ven den darüber befragten Behürim 
Landeerheiles durchaus wiberrathen worden if. 

Aus viefen Gründen find in dem $. 73. des Entw. tie weiterhin fi 
Vorſchriften Diefes Nbfehnitts mur auf diejenigen Landestheile beicräsft 
In welchen bisher das Ed. v. 14. Sept. 1811. und das für die Prerich 
ergangene ©. v. 8. April 1523. Amvendung gefunden haben, 

Was nun diefe weiteren Vorfebriften anbetrift, fo gewährt tie chi 
Rellung der in diefen ebengetachten Landestheilen gegenwärtig geltenten 
mungen über die Regulirungsfäbigfeit ein anfchauliches Bild der Schwirifl 
mit welchen tie Gefeggebung bei Aufftellung tiefes Begriffs und derjenigen] 
male zu fimpfen gehabt hat, nach welchen die der freien Verfügung des Call 
serwbehaltenden, ven der Kegulirung auszuſchließenden Orundftüde ven 
gefondert werden fellen, welche als zur Negulirung und Gigenthumenrelcbel 
eignet qu erachten find. Diefe Echwierigfeiten entfprangen bauptfäclid ad 
Umflante, daß tie frühere Gelepgebung das quteherrlichr bäuerliche Beh 
feinen Detail nicht zum Gegenftante ihrer Ginwirfung gemacht und — 
bätıniß ſich vielmehr nur gewohnheitsrechtlich in Heineren Diftrikten, ja ſe 
gang Iefal, mithin böchſt verſchiedenartig ausgebildet hatte. Wo auf dieſca 
tie Grblichkeit des Beliges fich feftgeftellt hatte, war die Tegislative Aufgabe 
ter gu lien, bei tem nicht erblich gewordenen Beige war tagegen die 
gwmifcben einer gur freien Disyoiition des Outsberen Aehenden und char] 
wiederum an einen bäuerlicen Wirth zu verleihenden Etelle fdwerer a 
und die Gefehgebung mußte hier hauptfächlich mit großer Werficht neriakenn 
dee Oefahr zu entgehen, mit effenbarer Werlegung der Rechte der deug 
felbh die von benfelben zu einem bloßen Pachts oder Mietheverbältniß az 
liche Befiger ausgetbane Gruntftüce für regulirungsfähig zu erflärrn. 

War 08 aber fdhon bei dem Grlaß der früheren Negulirungegeiege ( Ir 
die Merkmale der Regulirungsfätigkeit ſcharf zu beftimmen, jo ahdet Mt 
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zigfeit jet, wo es fi, um den Auforderungen ber Zeit und Erfahrung zu 
a, darum Handelt, den Unterſchied zwiſchen größeren unb Fleineren, fpann« 
lichtigen und handdieuſtpflichtigen Stellen binfichtlich der Regulirungsfähigs 
fruheben. Denn abgefehen davon, daß bei diefen kleineren Stellen ber 
bied zwiſchen einem reinen Mieths⸗ oder Pachtverhältniß und ‚dem guts⸗ 
en laſſitiſchen an und für fich fchwerer zu erfennen, fo kommt noch hinzu, 
rch die neuere Geſetzgebung felbft größere Berwidelungen entſtanden find, 
die B. v. 14. Febr. 1808. für OR, und Welpreußen, v. 27. März 
Schleſien und v. 9. Ian. 1810. für -bie Marfen und Bommern bie 
nung der nicht erblichen Fäuerlichen Orunbflüde unter. gewiffen Bebingungen 
3 wurde, auch durch die Dekl. v. 29. Mai 1816. Art. 76. und 101. die 
blicken Nahrungen den Butsherren zur freien Berfügung geſtellt wurben, 
das Geſ. v. 8. April 1823, in 88. 99. und 100. zwar die @inziehung der 
khen bäuerlichen Adernabrungen, im Gegenſate der Dienfifamilien-Gtellen 
e, den Keinen nicht erblichen Stellen aber feinen Schutz gewährte, und 
im $, 5. bie vor der Bublifation ter 8. O. v. 6. Mat 1819. einges 
Kuab die nachher gegrümbeten Bauernahrungen für nicht regufienngsfählg 


kan es nun auf ber einen Seite feinem Bedenken unterliegen fonnte, dies 
ı Stellen, weldye ter Gutsherr auf Grund der bisher gültigen Geſetze wirk⸗ 
ogen, von ber Regulirungsfähigfeit auszufchließen, fo durfte doch, wenn 
Mit Abficht des Geſetzes nicht gänzlich verfehlt werden follte, tiefe 
Sung nicht auf diejenigen Stellen ausgebehnt werden, welche von bem 
ren nach ben gefeglichen Beflimmungen zwar eingezogen werben fonnten, 
‚der Wirklichkeit nicht eingezegen, fondern wie früher anbermweit befept 


-Anb. 
erſchien ferner unbedenklich, die nicht au erblichen Rechten, fondern nur 
eit ober auf eine beflimmte Zeit, aber doch im lafiltifchen Verhaͤltniß 
5 Stellen ‚der Regulirung zu unterwerfen, wenn man nicht gerade bie 
f derjenigen Stellen, bei welchen ſich das Berürfniß der Regulirung, 
in Schleſien und Bofen, am tringeupfien berausgeftellt Bat, hätte aus⸗ 
wollen, während auf der andern Seite reine Zeitpachtverhältuiffe ber 
weber unterworfen werben können noch follen. 
en Grundfägen beruhen die 88. 74. und 75. des Gefeb: Entwurfs. 
a des $. 74., über welde hauptfächlich die betreffenden Provinzials 
zu Rathe gezogen werden find, wird zwar verausfichtlich bei der Ans 
"ia concreto nicht alle Zweifel über den Begrif und den Umfang ber 
kugefähıgfeit löfen, und es wird namentlich in manchen Bällen, in denen 
tmihumsverleihung von Stellen gefordert wird, die uur zu einem zeitweifen 
orecht verliehen find, oft fchwierig fein, darzuthun und zum entfcheiden, ob 
der Gefeh : Entwurf es bedingt — diefe Stellen dergeſtalt verlichen 


„daß im Kalle der Beſitz-Erledigung nach Geſetz oder Herkommen ihre 
MWiederbefegung mit einem Wirthe erfolgte.” 
en aber daven, daß dieſe Schwierigkeiten ſehr häufig ihren Grund in der 
z faktifche Verhaͤltniß obwaltenden Ungewißheit haben werben, ‚die das Ger 
wefeitigen offenbar ganz außer Stande if, fo dürfte es auch, bei ber uns 
s Diannigfaltigfeit, in der fich dieſe bäuerlichen Beſitzverhaͤltniſſe in den 
enen Gegenden geftaltet haben, für ben Geſetzgeber ganz unmöglid fein, 
ufflellung fperieller Merkmale in abstracto die Gränzen der Regulirnugs⸗ 
. beflimmter und zutreffender zu bezeichnen, ale es in dem vorliegenden 
phen geicheben iR. Plan muß vielmehr dem Dichter vertrauen, daß er, 
id in den Geiſt des ganzen Geſetzes, tiefe allgemeiner gehaltene Berfchrift 
egebenen alle richtig au deuten und zu unterfcheiden wiffen wird, ob 
8.de6 fraglichen Grundſtücks ein bloßes Zeitpachts⸗ oder Dienſtverhaltniß, 
t zur Bigenthumsverleijung berechtigendes laffttifches zum Grunde liegt. 


Zu 8. 76. 
E Beſtimmung dieſes 8. rechtfertigt ſich dadurch, daß bei denjenigen Stellen, 
erſt nach Publikation der bier erwähnten Geſetze ausgeihan find, ein laſſi⸗ 
Werhältnig nicht zum Grunde liegen kann. 

| 88* 
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3) Die Agrar» Kommiffton der II. Kammer 

Berichte Sierüher folgendermanpen geäußert: — 
gu den 88. 73. bis 76. 

Die Agrar⸗Komm. hat ſich mit der Neglerung aus den Gründen, 
derfelben in ihren dem Oefegentwourfe beigegebenen Motiven’ entuitelt \ 
en —— — a In — don — en 

ulirung au jemigen 
ea * ke lat Berufung @. », 14. Sept, 1811 ı 
Fu ae s — en, 
at [! 38 Witgliedern 8* im $. 74. aufgeſtellte 
Brakel eläntre! ebenfen erregt. Betreff der Fo ung, 
find die Komm — — der Anficht geweſenn 
va ber a bes 8. 76, durch Einhaltung der Worte hinter den 9 


ra Einführung des Gdilts v. 14. Sept. 1811 oder 
m fündung der RabinetssOrbre v. 6. Mai 1819 ind 

fenden Ranbestheilen beftebend gewefenen 
er and flatt der Beftimmung, „welde entweder nach Maafı 
Tit. 21: TUT des Me M. de ‚Kultur —— fſa 
m Nechten na a 
» em zur M 

uRus vs ausg we 
N 


auch ben Außſatz ae Yo „Gin foldes Herfommen ift in dı 
wegzulaffen iſt. Der gute erwähnte Schlußfap daun a Kar 
führen, und it zur rechtlichen Begründung ber lafitiihen Qualität 
nicht geeignet, Dh Ein tung der Worte — His Er Be 
der „oder Nußung ift aber deshalb für zwedm 

Ausdruct ein fuͤridiſch⸗ tedhnifcher gm jeworben und ber nn ie a 
Zweifel befeitigen wirb, als ob die bereits Fultivirten Shuen, wenn | 
quifite vorhanden find, von der Regulirung hätten ausgefchloffen werd 

Die eben erwähnten Bebenfen find aus den Worten hergeleitet 5 
derlei Etellen jedoch nur infofern als fie u. f. w.“ Bon einem Mit 
geltend gemacht daß nachtem bie Verpflichtung zur Wiederbefegung tı 
zegulirten Stellen fait überall aufgehoben fei, in ber gebrauchten Beze 
SHarakteriftifches Merkmal der Regulirungsfähigfeit einer Stelle erkannt ı 
und baher jene zu Mifdeutungen Anlaß gebe, und hierauf der Antrag 
jener Worte zu fegen: 

„legtere Bor nur in dem Falle, wenn ie jegt zu erblichen Reı 
„werden.“ 

Die Viajorität Hat jedoch jene Bedenken nicht getheilt, vielmehr u 
fung biefes Antrags fh für die Beibehaltung des Geſetzentwurfs in? 
Punktes entfchieben, indem die Regierungs-Vorlage mit der jeitherigen 
im Ginflange itehe und hier eine Ausdehnung der lebteren auf vie Me 
beabfichtigt werde. 

Gegen das Alin. 3. des $. 74. it erinnert worden, daß aud dir 
trag in Jeitpacht gegebenen Stellen von der Regulicung auszufgliege 
in Betreff _diefer auf Orund der in der Del. v. 29. Mai 1816 erfe 
bung der Wiederbefegungspflicht der Gutsbefiger eine Bereinigung mit | 
des Gutsherrn (Konfolidation) erfolgt ſei und tie hierdurch begründeter 
legtern nicht entzogen werten Fönnten. Diejer Anſicht iſt aud die I 
Konmiffion beigetreten und diefelbe hat daher und in Berüdfichtigen 
werte : Verhältniffe in Oberfchlefien folgende Baflung des Nlin. 3. in 
bringen beigjloflen: 

Ausgeichlofen von der Regulirung bleiben Lie durch Vertrag 
gegebenen Stellen und Grunditüde, fowie die den Hauss, Fer 
und Wirthfhafts: Beamten, Dienftboten oder Tagelöhnern, Hütten 
werf6: Arbeitern mit Rüdficht auf diefes Verhältmig zur Venupu 
fenen Stellen und Orundflüde, gleihgültig, ob tiejelben Adi 
waren oder nicht. 

Sum $. 75. sub a. it von einigen Mitgliedern der Kommilfien 
kung gemacht worden, doß wicht \ammiice angegebene Namen Karkı 


ywetae — 
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leabeſigern bezeichnen. Namentlich werben in einigen Gegenden unter „Ras 

ne” die Pferde⸗ oder Ochfenfnechte und unter „Romornits“ die eigentlichen 
en Tagelöhner verflanden. . 

‚Zur Befcitigung etwaiger Zweifel bat tie Majorität der Kommifflon es des⸗ 

für zweckmaͤßig erachtet und ftellt den Antrag, ben Sat: 

" Sa den Bezeichnungen diefer Art gehören u. f. w. bie zu den Worten za- 


an chalupnik u. ſ. w. 

en. 

R $. 76. füllt wegen ber oben vorgeidhlagenen anberweiten Faſſung bes 
weg. 

l 

B Erläuterungen zu den $$. 73— 90. 


Zum © 73. 
Der $. 73. ift von beiden Kammern, ohne Diskuffton, in des 
des Regier. Entm. angenommen worden, indem die Kommif« 
n in Deu aufıdenfelben nichts zu erinnern fanden. (Stenogr. Ver. 
®. 1815. Br. 3. ©. 1539, u. der I. 8. 2b. 5. ©. 2580.) 
Der territoriale Umkreis der Wirkſamkeit des Abfchn. III. Hefchräntt 
uf die Lanvestheile rechts der Elbe, mit Ausfchluß jedoch 1) von 
sıpommern und Nügen und 2) des vom Königreihe Sach⸗ 
tbenen, gegenwärtig zur Provinz Sachfen gehörigen Sandestheils, 1) 
> auf die links der Elbe belegenen altpreußifchen Landestheile, na» 
die Altmark u. f. w., die in Kraft verbliebenen Geſetze v. 21. 
825 Anwendung finden. 2) 
die neuerworbene Ober⸗ und Niederlaufig nebft dem Amte 
enberg wurde das Ep. v. 14. Sept. 1811 nebſt deſſen Dekl. v. 
1816 durch das Gef. v. 21. Juli 1821 (©. ©. 1821 ©. 110) 
endbar erklärt, wonach nur Dienflfamilienftellen, Im Gegenfate von 
en Adernahrungen, von der Regulirung ausgefchloffen blieben, 
die übrigen Befchränfungen ver Regulirungsfähigkeit aus den Art. 
n der Dekl. v. 29. Mai 1816 auf die Lauflgen und das Amt Senf. 
Beine Anwendung- fanden. 
26 Landgebiet der Stadt Danzig wurde das Er. v. 14. 
1 nebſt deſſen Deflarationen eingeführt durch das Gef. v. 8. April 
. S. 1823 ©. 73), durch welches indeß Dienflfamilienftellen im 
e zu Adernahrungen ebenfalls audgefchloffen, übrigens die Bedin⸗ 
eg der Megulicungsfähigfeit weniger befchränft wurden, ald nach der 
w. 29. Mat 1816, indem unter Undern fogen. Dannifer, Natayer und 
ve nicht in den Steueranfchlägen zur bäuerlichen Hufenfleuer, fondern 
b Schutge veranfchlagte Wirthe für regulisungsfähig erklärt waren 
a. a. O.). 0 
er befonderen Regulirungs » Gefege v. 8. April 1823 (8. ©. 1828 
v #.) unterlag nur daß Drobhergogtgum Pofen, der Kulm- 
Bichelaufhe Kreis und das Landgebiet der Stadt Thorn. 
Er Heusorpommern und Rügen ift ein Geſetz Über die Vers 
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d Für lehzteren, wie für bie anderen von Sachſen erworbenen Landestheile, 
ge beiden Lauſitzen und des Amts Senftenberg, galt nur bie Abldſ. 
9. 7. Juni 1821., an deren Stelle jeßt die Abfchn. I. IE. und IV. des Ab- 
ef. v. 2. März 1850. getreten find, welche letzteren Abfchnitte dieſes Geſetzes 
Br auch für Neuvorpommern und Rügen gelten und hier zuerſt eine 
uzg6s@elepgebung angeorbnet haben. 
» Bergl. unten den Abfchn. II. des Werkes über bie nur für einzelne Lan⸗ 
2 F Anwendung kommenden Regulirunges und Abldſ. Geſetze Cinſeit. and 
u. 9. rn 
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Er Regulirung Behufs ber Cigenthumsverleihung unterliegen alle laͤndliche, 
eſidern nicht zu Cigenthume-, Erbzins⸗ oder Erbpachtsrechten zugehörenbe 
welche entweder nach Maaßgabe der 88. 626. u. flg. Tit. 21.75.11. 8.2. 
Rultue anusgethan, oder mit Abgaben cher Dienften an tie Bnteherrfchaft 
ſind, beiterlei Stellen jedoch nur in fofern, als fie entweder zu einem erb⸗ 
ver dergeflalt zu einem zeitweilen Nutzungérechte verliehen And, daß im 
BefigsErietigung nach Sefep oder Herfommen ihre Wiederbeſetzung mit 
ietge erfolgte. Gin folches Herfommen if in ber Hegel bei denjenigen 
anzunehmen, welche in den drei letzten Brledigungsfällen in dieſer Mrt 
efeßt worden find. 

! dergleichen Stellen find regulirungsfähig ohne Nüdficht auf Umfang mb 
mheit (ob fie Ackernahrungen oder Drefitgärtnerftellen n. f. w.. mit Müßs 
mieden, Krügen verbunden find, ober nicht); ferner ohne Rüdficht taranf, 
j Gigenthum zufteht, und ob fie auf bäuerlichen oder anderen Grundſtücken 

nad. 


geſchloſſen von der Regulirung bleiben bie burch Deetrag in Beitpacht 

a einzelnen Grunbflüde, fowie die den Hane⸗ und Wiribichaftabeamten, 

ten oder Tagelöhnern mit Nädficht auf dieſes Verbältniß zur WBenugung 

nen Stellen und Grundflüde. ' 

erdem enthielt der Megier. Entw. (als befonderen 6. 76.) folgende 

ung: 

: Befiger derjenigen Stellen, welche nach Einführung des Ed. v. 14. Sept. 

ber nach Berfündigung der 8. DO. v. 6. Mai 1819. (G. ©. 1619. ©. 

den betreffenden Lantestheilen neu gegründet worben find, haben keinen 

ı auf Eigenthums⸗Verleihung nach bem gegenwärtigen Geſetze. 

gl. Die Motive dazu oben ©. 591 ff. 

Die Kommiffton der I. Kammer ftellte folgende Anträge: 

ven $. 76. des Entw. gänzlidy zu fireichen; 

deſſen Inhalt in das Alin. 1. des 6.74. in der Art aufzunehmen, 

ter ven Worten: „unterliegen alle“ einzufchalten: 

vor Einführung des Ep. v. 14. Sept. 1811. oder vor Berfünbigung der 

* O. v. 6. Mai 1819. in den betreffenden Landestheilen beſtehend ges 
enen”; 

im Altn. 1. flatt der Worte: 

welche entweder nach Maaßgabe der 68. 626. ff. Tit. 21. Thl. I. des U. 

e. R. zur Kultur ausgetban“ 


velche entweder zu Taffitifhen Rechten nah Maafgabe ber 98. 
26. ff. Tit. 21. Thl. I. des A. 2. R. zur Kultur oder Nugung ausge⸗ 


han ’ " 

en Schlußfat des Alin. 1., welcher Iautet: 

Bin ſolches Herkommen if in der Regel bei denjenigen Stellen anzuneh⸗ 
nen, welche in den drei legten Erlevigungsfällen in biefer Art wieder 
efegt worden find,“ 

en; endlich | 

ı5 Alin. 3. folgendermaaßen zu faſſen: 

vefchloflen von ber Regulirung bleiben die durch Verirag in Zeitpacht ge⸗ 
Btellen und Grundſtücke, ſewie bie den Hauses, Forſt⸗, Hütten» 
Gichaftebeamten, Dienftboten oder Tagelöhnern, Hütten, und Berg⸗ 
‚rbeitern mit Rüdficht auf dieſes VBerhältniß zur Benugung überlaffenen 
nd Grunpfüde, gleichgültig, ob diefelben Adernahrungen we» 
e nicht. 


J. die betr. Motive des Rommiff. Berichtes oben S. 596597. 


Plenum der II. Kammer trat dieſen Anträgen bei.!) (Gtenogr. 
II. 8. 1844. ®v. 3. ©. 1545.) 





In der II. K. waren zum 9. 78. folgende Berbeſſ.⸗Anträge geſtellt 
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'B. Die Kommtffion der I Kammerktrat in Betreff de 
u. 2. den Befchlüffen der II. Kanımer —— AH 
3. defien gegenwärtige Baffung In N 
—— dahin Auferte: 
Zu $..74. war man einverlanden darüber, daß —— 
Gigentbumsverleihung aucgeſchloſſen werden müßten, an welchen 
ıhum, Gebzins, Gröparht bereits ein weit, höheres. —— 
begründen, als das lafftifche. Verbältniß Ahut , anbererfeits aber and 
— bie GR Grund gang —— —— 
—— ner S eßber 
— je von. dem Ei ee + Stelle aa a 
a Er if ie Schwierigkeit nicht — wi ee ie 


N 


So mußte von der Mehrheit daran feitgehalten werden, daß auch das 
ber ar — Mai 1816. dem Gutaherru ein freies Died⸗ 
tellen nicht ‚gegeben worden iſt. Denn in ber erblichen € 
bie ——— Tebiglich von — ütlichen —— der ! 
abhängen, und bie mangelnde Ginigung ‚pe e daher. bem 
—— den MAR hr a Ste a = ber a 
var, 13 der fat jeren. nach | 
dt Bande dl ee Diepofttion a ee Aber eiumal it ı 
[en — — ob bie Stellen wirflich, zu NE au 
erblichen Re te_befeflen, werben, nach welchem die hinferlaffenen 
Kinder ber Befiger Anfpruch auf ‚bie — Haben. Sole uner! 
werben a nach der V. v. 27. März 1809. ausbrüclich zu den erbli 


ten 

amt aber ift auch Bei ben unerblichen an das Befigrechi 
Weiteres durch F Blope Willfühe der Herten zu erlebigen gemefe 
Betreff diefer Grlebigungsgründe haben, nach der Anficht der Meb 
zebend die Megulirungsgefege nichts beftimmen fönnen, und auch nic 
da fie eben die nicht regulirumgsfähigen Ctellen gany von fich ausfebl 
die ®. v. 13. Juli 1827. für Oberfchleien bat die& nit netban. 
$. 2. mir bie in ber fichenten Abtheilung bes Katafters eingetragen 
fie mögen bafelbft als Gärtner, Drefdgärtner, oder fonft mit einer an 
nung aufgeführt chen, als Dienf-Gtablifements, im Gegenſatz ei 


a) Ben dem Abgeorkn. v. Reiz Rebow (nicht getrudt): 

a) „ven Sap Alin. 1. (des Rom. Berichte): 
ihren Veftgern nicht zu Gigenthume-, Werne- oder Grk 
„ugehörenden Stellen, welche entweder zu laffitifchen 9 
„Maafgabe 1.” 

„dahin zu faflen: 
ihren Beſidern nicht zu Gigenthums:, Erbzins- ober Erb 
„wugehörenden laffttifchen Stellen, welche entweder nach M 

P) den Schlußfag des Alin, 1. dahin zu faflen: 
„daß, im Walle der Vefigerlevigung — ohne Rüdüchtnahm 
„dem ®. ©. 14. Gept. 1811. und der R. ©. vn. 6. Mi 
„fväter eingeführten Befchränfungen — nach Gefeg unt 
„ihre Wieberbefepung mit einem Wirthe erfolgen mufte und 
„wirklich erfolgt ift.“ 

b) Von dem Abgeordn. v. Selchom (nict gedrudt): 

„en Borfchlag der Kommiſſion in Betreff des Alin. 3. mit An 

„Worte: „durch Vertrag“ anzunehmen, fo daß tas fepte 

„74. lauten würde: 
„Ausgefchleffen von der Regulirung Bleiben die in Zeitpadt 
„Stellen 1." 

a Anträge wurden abgelehnt. (Stenoge Ber. der IL. & 
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ag, und daher nicht ale unzweckmäßig betrachtet. Abſicht war nur, ben 
gern Arbeiter zu fihern. Dan hat den lepteren nicht einmal unbedingt 
irungefäbigfeit genommen, fondern fie ihnen gelafien, wenn fie 25 Mor⸗ 
! re befaßen, und fpanndienfipflichtig, oder im Stande waren, im 
abauldfen. 
sch dadurch if das Recht am De der Stelle weder feflgeftellt, noch auch 
habern genommen, och in die Willführ des Butsheren gegeben, wie bie 
Men im Binverfländnig mit dem Heren Regierungs-Kommiſſarins in ihrer 
Mt annimmt. Es enticheiden daher, wie dies auch der oberfie Gerichtshof 
4a feinen Urteln angenommen bat, über das Recht des Gutsherrn zur Or⸗ 
‚die allgemeinen landrechtlichen und provinzialrechtlichen Verordnungen, Ins 
biefelben nicht die Unterthänigkeit vorausſetzen. Danach Eonnte, worüber 
we inficht der Kommiſſton getheilt war, anch an biefen Stellen ohne Urtel, 
eiwilligen fürmlichen, ja wohl gar gerichtlichen Verzicht, oder ohne erblofen 
J Befigers der Gutéherr über die Stelle nicht verfügen. Es wirb daher 
bares Moment dafür anfzufuchen fein, daß ber gegenwärtige Beflger nicht 
d eines foldhen Titel auf die Stelle gelangt ift, welcher dem Herm bie 
EudignungesBefugnig einräumt. 
WE Hecht bezeichnet das Alin. 1. des $. 74. deshalb alle die Stellen für res 
gsfähig, deren Beſitzer fie zu laffitiichen Rechten nach Maaßgabe der 88. 
‚ folg. Tit. 25., Thl. I. des A. 2. R. zur Kultur oder Nutzung ausgeihan, 
B:mit Abgaben ober Dienften an die Gutéherrſchaft belaftet find, infofern 
‚ oder zwar ein zeitweifes, aber boch ein folches Nubungsrecht Degen 
wie es an Gtellen verlichen zu werten pflegt, welche im Falle der Befizz⸗ 
nach Geſetz oder Herkommen immer wieder mit einem Wirthe befeht 














Gegenfab au folchen Nußungsrechten werben nur bie Beitpachtverträge 

ihre Begründung nicht in dem gutsherrlichebäuerlichen Verhältniffe haben, 

Berträge 3. B. bei Stellen geichlofien werben, bie in der Nähe von 
Hütten gelegen find. 

er Erwägung, und um durch die Faſſung dieſes $. in einer unleugs 

erig zu präcifirenden Materie möglichft wenig zu Zweifeln Anlaß zu 
ein Antrag geftellt: 

a Singang des Mlin. 3. in den Worten: 

Musgefchloffen von der Regierung bleiben bie“ 

freicben und flatt deſſen au fagen: 

" Regulirungsfähig find hiernach nicht, die ohne Begründung oder Forts 
'  febung eines gutsherrlichs bäuerlichen Verhaͤltniſſes durch fchriftlichen 
Vertrag in Zeitpacht gegebenen Stellen und Grundſtücke u. f. w.“ 

Bea war einig tarüber, daß überall, wo eine an fich regulirungsfühige Stelle 

Abgange ihres DBefipers von dem Gutsherrn fo behandelt worden ift, 
bie Abficht ihrer Binziehung zu DBorwerfsland, ober wenigftens die Aen⸗ 
früheren bäuerlichen Bigenfchaft der Stelle Elar ergiebt, ein Anſpruch 
Inhabers auf Eigentgumss Verleihung nicht vorhanden fet. Ungelöfl 
der die Differenz, ob dies auch da der Fall fei, wo ber bisherige Butsherr 
Bios gewordene Stelle mefentlich in ihrer alten Befchaffenheit, vielleicht 
die bisherigen Leiftungen wieder ausgelhan habe. 
einigen Seiten wurde alles Gewicht ‚darauf gelegt, daß auch tie jetzige 
sBerleihung lediglich ein Akt ver politischen Nothwendigkeit fei. Diele 
inber nun den Schußt der alten, auf den Stellen vorhandenen, nicht ber 
Darauf gefepten Befiger. Die entgegengelebte Anficht legte dagegen alles 
darauf: ob nac den Merkmalen der Stelle diefe bisher als eine bäuers 
Wgchtet worben iſt. In folchem Kalle müffe man den zeitigen Befiser für 
echtigten halten, aber auch einen kurzen Termin für die Anwelbung der 
m Anfprüche vermeintlich beſſer Berechtigter feſtſtellen, weil fonft dergleis 
Rewüche noch ans vorlängfter Vergangenheit hervorgerufen werben könnten 
8 den gegenwärtigen untuhigen Zufland tauernd machen würbe. Diefen 
IT der $. 76. erfüllen, womit man ſich auch einverflanden erflärte. 
‚der erfigebachten Auffaffung der Sache ging ber Antrag herver: 
ws Gingang des Alin. 4. $. 74. zu fagen: 
„regulirungsfähig find hiernach nicht die, ohne Begründung ober Bes 
ſetzung eines; - 
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toifchen bem bisherigen Befiger ber Stellen und de 
— — 
u 
v1. Ei. 1 in 29. mai 1818 un 1 13. Juli Det fe für Dt 
—— Bei allen hiernach erledigten Stellen eine Dispofition 
de 
ı Glan erwog jeboch einesfeits, daß durch Anuahme diefes Antrag 
entflehen twürben, daß bie Vorausfegung anf die er ſich gründe, um 
der oben erwähnte Verbefferungs «Antrag ib an ben $. 2 des & 
1823: u Bofen anfchliefe, wo jener Grundfag ſich praftifcy ala 
it 
» 86 wurde bemnächfl aus dem erſten Antrage das Wert „fchrt 
fen, ber Antrag ohne dies Wort ſodann angenommen; ber ledie Baı 
trag aber verworfen. 
Die Kommifkon beantragte die Annahme bes $. mit biefer Me 


Die I. Kammer trat den Ant Kommifflon bei. 
Bar. ver IR. 840, 6, 5 — 


we a der 1 Kammer waren zum $. 74: folgende Berbeffs 


See Be de Abgeordn. Gr, v. Rittberg (Drudf: Nr. 534. 
bie Worte in der erflen Zeile des Ichten Abſates: 
„durch Vertrag“ 
wäureichen.* 


„Schon von der Kommiſſion 2 —E daß nicht 
ch rifichen Vertrag in Zeilpach gegebenen Stellen ve 
„rung ausgenommen fein follen. Gs fünnten aber eben bie 
„Vertrag“ gu der mißverftändlichen Auslegung führen, dat 
„Fhriftlicher Vertrag verſtanden fei; fle erſcheinen entbel 
„Wegfall befeitigt das Mißverfändnip.“ 

b) Sm dem Abgeordn. Grf. zu Limburg-Stirum (Dre 
ad 3.): 


„Den Zufag zu der Faſſung der I. Kammer gu $. 74 
„und tiefe unverändert anzunehmen. 
Gründe 

„Es if ber Zweck diefes Zufapes, Pachtverträge welde 
„Gutsheren als Gigenthümer erledigter Stellen, und britten' 
„Diefe Stellen gefchleffen werden find, dann aufzuheben, ur 
„mit dem Gigenthum der Stellen zu beleifen, wenn als 
„nicht Geld, ſondern Dienfte bedungen worden find. 

„Der Entwurf enthielt eine ſoiche Beſtimmung nicht ur 
„Kom. ber II. KR. auerfennend: 

„Daß auf Grund der in der Dekl. v. 29. Mai 1816. er 

„bung der Wieberbefegungepflicht der Ontebefiger eine Vei 

„erlebigten Stellen) mit der Befigung des Gutsheren (: 

„erfolgt fei, und die hiertuech begründeten Rechte ben 

„entzogen werben fönnten,” 
„bat durch bie Hinufügung des Wortes Stellen, zu der 
„vergefchlagenen Bang, diefe ergänzen und die unbeftritten 
„@uteheren wahren wollen. Die I. R. Hat ſich diefer $ 
„Ichloffen. 

„Das Recht des Gutsheren über erledigte Stellen nah 
„bisponiren, if niemals angefochten oder in Zweifel gegegenn 
„fo wenig hat fie die Gefeggebung darin befchränft, antlatt € 
„als Bartbetrag diefer Stellen zu Nivuliren. Handlungen } 
‚ven eben fo fehr von der Gefepgebung gerechtfertigt, ald 
„roirthfchaftlichen Verhältniffe ber Detheiligten geboten waren 
„micht umgefloßen werben, chat, KR wuedlos, (folche Parhtra 
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Die TI. Kammer iſt ſchließlich, auf den Antrag ihrer Rommiffton, 
n der I. Kammer befchloffenen Abänderung des Alin. 8. des 6. 74, 
Bien. (Gtenogr. Ber. der II. K. 1843. Bd. 5. ©. 23755 ff.) 
Allgemeine Bemerkungen zum $. 74. 
Der Abſchn. TIT. findet feine Anwendung 
einerfeit8 auf die zu Eigenthums⸗, Erbzins⸗ oder Erbpachtrecht bes 
uögethanenen, 
andererſeits auf Die zu reinen und bloßen Zeitpachtrechten befeffenen 
wenst. zu b. die Erläut. weiter unten); 
fm Bereiche des geget Ed. v. 14. Sept. 1811 auf die nach deſſen 
ation nen etablirten Stellen; denn das unter demſelben Datum gleich⸗ 
nit dem Regul. Ep. erſchienene Er. zur Befdrderung der Landkultur 
srrüdlich die neue Einführung folcher (Eulturfchäplicher) Verhältniffe, 
mdere die erbliche Ueberlaffung von Stellen unter Verpflichtung zu 
Ieenden Dienften unterfagt; vielmehr find danach nur Miethverträge 
noftens zmölfjähriger Dauer, oder Fäufliche Ueberlaffungen gegen be⸗ 
e Geld» oder Körner- Abgaben für zuläfftg erklärt; ?) 
in Bereiche des Megulic. Gef. für Bofen v. 8. April 1823 auf die 
Bublifation der K. O. v. 9. Mat 1819 (®. ©. 1819 ©. 153) ®) 
Stellen. Denn In ver K. DO. v. 3. Mat 1815 über die dem 
herzogthum Pofen zu gebende Iuftizeinrichtung war rückſichtlich 
erlichen Ginfaffen verorpnet, daß es Ießteren, wie den Gutsbeſitzern, 
fole, nach vorgängiger fontraftmäßiger, oder in Grmangelung 
akts einjähriger Auffündigung, ihre Verhaͤltniſſe wegen Nutz⸗ 
der bäuerlichen Stellen gegen Dienfte oder Abgaben, aufzuheben 
von einander ge" trennen; 3) der 6. 15. des Pat. wegen Wieder⸗ 
des A. L. R. v. 9. Nov. 1816 (G. S. 1816 ©. 225) Hehielt 
und Weife der Einführung des Regul. Er. v. 14, Sept. 1811 
ei. v. 29. Mai 1816 einer befonderen Verordnung vor, woraus 
efiger Beranlaffung nahmen, ihren nichterblichen Einfaffen vie 
digen, in Folge deſſen fich die Beſchwerden ver letzteren häuften, 
aßregeln der Provinzialbehörden aber durch die auf die K. D. 
1815 geftügten richterlichen Erfenntniffe vereitelt und zahlreiche 
umilien obdachlos wurden. Zur Begegnung der Mißflände und um 
behaltenen Re anltrungßgefege noch einen Gegenfland feiner Wirk⸗ 
zu fichern, verfügte die K. D. v. 6. Mai 1819 tie Anwendbarkeit 
9. ff. A. L. R. Th. J. Tit. 21. auf die bäuerlichen Wirthe im Groß⸗ 
u Pofen.*) Demgemäß wurden, aber auch ſchon im ©. 5. Nr. 1. 
u ©. 8. April 1823 Diejenigen bäuerlichen Ctabliffements, welche 











— — — — — 





verbältnigmäßig ſelten vor) eine Rechtsverletzung gu begeben, das Auſe⸗ 
sen des Nichterflandes zu fchwächen, und zahlreiche Prozeffe herbeizu⸗ 


führen. 
De NUinträge wurden abgelehnt. (Gtenoge. Ber. der I. K. Bb. 5. ©. 
» . 


Wet folden wen etablirten Stellen iſt daher mit Sicherheit anzumeh⸗ 

B fe in feinen gutshertl. Nerus getreten find. (f. Schuhmann's Grlänt. 

- Much wenn zu dergl. Stellen Lanvflüde älterer regulirungsfähiger aber 

agener Stellen gelegt fint, werben dadurch die nen etablirten Gtellen nicht 

mgefäbig. Dies iſt ausgefprochen in dem die Entſcheid. des Reviſ. Kolleg. 
1652. befiätigenden Erf. des Ob. Trib. v. 7. Zuni 1853. (REt. d. 

3. 8. 53. u. Zeitfchr. deſſelb. Bd. 6. &. 463.). 

Bergl. in Br. I. ©. 209. 

Mergl.. Dönniges Landkult. Geſetg. Br. I. ©. 318. 

Bergl. Dönniges a. a. O. 
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n ohne Ausnahme, Häusler-, Gaͤrtner⸗, Büdner- Nabrungen, 
gleichen auf dem Lante Häufig auch von Handwerkern befeffen 


eſondere ift das Alin. 2. des 6. 74. auf Befeitigung der bes 
‚Befimmungen der fpäteren Dekl. v. 29. Mai 1816 (Art. da, 
8 Gef. v. 8. April 1823 (66. 2. u. 3.), der Dekl. zu letzte⸗ 
Juli 1836 (66. 1—5.) und der V. v. 13. Juli 1827 für 
‚ gerichtet, welche die Inhaber von Dienftfamilien»Etabliffements 
ıd Oherfchleften, insbefondere die Eleineren Stellen unter einem 
rmaladermaaß, ferner die nach den Normaljahren etablirten, vie 
ven, Krügen, Mühlen verbundenen, fobann die auf Vorwerks⸗, 
tt» und Kirchenader errichteten bäuerlichen Pabzungen u. ſ. w. 
zulirung ausgeſchloſſen. Der Schluß des Alin. 2. entſpricht 
nſowohl dem ©. 4. des Ev. v. 14. Sept. 1811 und dem Art. 
v. 29. Mai 1816, als dem Ep. y. 12. Aug. 1749, welches 
em „Adel und anderen Vaſallen“, fontern „allen hohen und 
ftern beider Meligionen, Balleyen, Domfapiteln, Kommenden, 
Rlöftern, Städten, Univerfitäten, Kirchen, Schulen, Waifenhäufern 
piis corporibus und Kommunen* die rechts⸗ und verfaffungd- 
zſiehung bäuerlicher Stellen verbot und deren Wiederherſtellung 
befegung anbefahl. 

74. begreift mithin auch diejenigen, nur zu einem zeitweifen 
te verliehenen Stellen in fich, welche in Bommern, der Ucker⸗ 
tpreußen und Pofen unter der Form von Pachtverträgen, 
3, 6 Jahre ausgethan wurden, objektiv und an ſich aber dem⸗ 
Syerhältniß unterlagen, wie die erblichen. ?) 


— — — — 


. die Ausführung In dem Erf. des Reviſ. Kolleg. für L. K. Sa⸗ 
)ec. 1851. in deſſen Zeitfchr. Bd. 5. ©. 179. Die Regulirungsfäs 
t fich daher auch auf fogen. Fifchernahrungen. Grfannt von der 
ſ. 3u Berlin, dem Revil.sKolleg. und dem Db.sTribunal in den uns 
tfch. reſp. v. 26. Juli 1851., 10. Sept. 1852. und 29. Sept. 1853, 
8. Brandenburg S. 90). 

ee $. 35. des Regul.⸗Ed. v. 14. Sept. 1811. rechnete zu den nicht 
Sienngsfähigen Stellen biejenigen Höfe, welche von ben Gutsherrn 
uf unbeflimmte Zeit oder auf gewiſſe Sabre, oder auch auf Lebenszeit 
m, Bächte und Dienfte in Benugung überlaffen wurden, und bie Mh 
‚chen Höfen durch die willführliche Wiederbefegung beim Abgange des 
Autznießers und durch die gewöhnliche, aber oft auch mangelnde 
bei die Abgaben und Leiftungen erhöhen zu dürfen, unterfchieben. 
nannte Bachtbauern, welche für ihre Berfon ſchon vor dem Ed. v. 
. in der Regel freie Leute waren, find ebenfalls regulirungefähig, 
t darauf, daß ber Hofinhaber wechfelt und nad dem jebesmaligen 
e nur in einem zeitlichen oder auffündbaren Verhaͤltniß beſitzt, fofern 
es Hofes nicht eine durch Vertrag begründete bloße Zeitpacht, fon: 
'Herrlichsbiäuerliches Verhältnig zum Grunde liegt. (Abſatz 3. des $. 
dung mit Mathie jur. Moenatsſchr. Bd. 3. ©. 33. und 54. und dem 
. Trib. v. 21. April 1853. in der Zeitfihr. des Reviſ. Kolleg. Bd. 


Irten und in Gegenden, wo Taffitifche Verhaͤltniſſe üblich find ober 
daher auch aus dem Umflande, bag ein Vertrag über die Austhuung 
ben Nahrung nur auf befimmte Zeit abgefchloffen und Pachtvertrag 
nicht fchon auf das Borhandenfein eines wirklichen Zeitpacdhtverbälts 
fien werden. Dies bat das Revif. Kolleg. fr 2.8. Sachen 
v. 28. März 1851. (Zeitfchr. deſſelb. Br. 4. ©. 91. u. 95. ff. u. 
. ©. 54. Nr. 2.) angenommen. — Vergl. auch das R. des Min. dr 
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4) Da der Abfchn. III. eine gleich: all 
ei Vrovinzen beswedt, auch. für bie Mon * 
the gilt, PH hat ver 8. 74. die nur in ben altlän) 
'eppiftrifte publigisten V. .v. 14. Juli u. 12. Aug. am 
St 1764, *) nicht ausprüicttich zur allgemeinen Bor, 
Tirumgefübigfeit gemacht, wie dies im $. 35. bes Megul. 
1811 gefchehen war. Cine auf Gefeh und 
liepkelt der Erhaltung und —— 
er umd vor Einführung des A. LM, —— ir, Bi 
tederlaufig und dem Amte Ba 
den Negdiftrift — im Voſen — 
in dem Gef, v, 21. Juli 1821 für die 2 
Ku, einer felöftftändigen Adernabrung a Son, * 
ſuishettn zur en Bewitthſchaftung m cr 
5 unter c. zur Megulitung nur, erfordert iſt, " 
iu erblichen oder nichterblichen echten bi * — * 
RU das Grofherzogthum ofen ıc. v. 8., April 1: 
den Kriterien der — ($$.2. ff. des Gef. ans, * 
der Dekl. v. 10, Jili ER fiizung ($. 3. A. 1, 
und & 3. der Defl,), zur — (tungsfähigkeit, —* ek w 
die Stellen entweder «) mit Dienflen zur ® fhaftung € 
ſchaftlichen Gutes belaftet find, oder #) als N Kultur ausgefe 
(Lafgüter) im Sinne ver $$. 626. ſſ ſei ed zu 
oder — Rechten, befeffen Ge 
5) Die gegenwärtige daſſung des Alin. 3., Insbefondere der 
Kommifftonen der Kammern zu den Worten: durd Vertrag| 
vacht gegebenen Orundftütten“ beantragte Zufag: — 
dung oder Fortſezung eines gutsherrlich,- bäuerlid 
hältniffes“, enıhält ein wichtiges Moment für das Verſtäu 
Alin. 1, intem unter Antern aud) das Wort „Herfommen“ 
deutung hauptfädhlich in dem Zufammenhange und in Ter Verbin 
dem lin. 3. erhält, weil danach nur ſolche herkdͤmmlich wir 
Stellen regulirungsfäbig find, bezüglich welcher zugleich ein gm 
baͤuerliches Verhältnig ber ihrer Errichtung begründet und auch bir 
der 1 fortgefegt morten iſt. (Bergl. den Bericht des R 
leg. für 8. K. Sachen v. 7. März 1851 in deſſen Zeitſchr. Br. 
f. und in&befond. ©. 602) und die Erläut. zum Ablöf. Gef. v. 
mann ©. 82—84.) 


landwirthichaftl. Ang. v. 10 Gebr. 1851. sub Mr. 2. a. a. O. S. 43. 
1. ©. 213 fi. diefes Werfes). 

4) Schon tie älteren Lanbtagsreyeffe unterfdieten bloße geitpacht 
von guteherrlid-bäuerlichen. Denn in ihnen wurde ber Ritterfdiaft 
„daß, wenn fie von ihren würen Nittergutssfeltern oder Nedern ten & 
‚Heuer oder Heuerforn etwas ausgetban cher nech austhun würden, 
Bauern fein Gigenthumereht zumachen fell, vieimehr die Santfiände | 
vom Ritteracker verheuerten Grundfücen lets der Anffündigung mit 
follten.“ Bergl.: Artikel, welche der Kurſürſt ven Brandenkurg ten 2 
egen Bewilligung des Reßdienftes und Bügelneldes ıc. auf dem an 
ichrieben, dd. Dienflags nach Diennfi 1650. (Miplius C. C. N. Tom. 
1. Nr. XXIX. p. 90. unter Nr. 10.); deegl. Landes, Revers v. 11.9 
(a. a. ©. Rr. LVII. p. 164. fi.). 

1) Vergt. die ailgem. Ginleit. in Bd. I. ©. LXXII. u. LXXNI. 

2) Vergl. diefen Bericht in Bd. I. ©. 220. ff. 
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BI, Spenielle Srläuterungen zum F. 74. 
d. Bum Nlinea 1. - 
H Die Werte im Alin. 1.: „zu laffitifhen Rechten“ und Hinter: 
ERultnr” vie Worte: „oder Nutzung“ find, wie die (oben ©. 598 ff. 
) Entfehungsgefchichte ergiebt, auf den Antrag ver Kommiſſton 
Kammer, aus dem runde eingefchaltet worden, weil der Aus- 
Laßrechte“1) ein juridifchstechniicher geworden, und der Ausdruck: 






















Laßbauern in der Mark (befonders in der Mittelmark) befchreibt 
2 Fract. civil. March. Resol. XCVII. 88. XXI. ff. ©. 236. als eine dritte 
Biere Art bänerlicher Wirthe (gemeine Bauern oder Kolonen), deren Bers 
ge nach der Breiheit, als nach der Leibeigenfchaft hinneigt, welche nur 
ich der zu leiftenden Frohndienſte den Leibeigenen gleich zn achten wären, 

B das Necht der väterlichen Bewalt, Freiheit Kontrafte zu fchließen, Teflas 
wachen, überhaupt Gigenthumsrecht an ihrem Vermögen und Erbfolges 
HeiR Teſtaments oder ab intestato haben, und nur ihre Höfe ohne Wiflen 
len des Gutéherrn und ohne Geſtellung eines tüchtigen Gewährsmannes 

Bgeben und veräußern dürfen. (ibid. 65. A6—49.) Vergl. auch den Aufs 
die Verfaſſung der Bauern in der Kurs und Neumark in Mathis fur. 
br. Br. 3. S. 32 u. 33. ff. 39. 40., desgl. in Betreff der Alts und 
st, Stengel's Beitr. Bd. 11. S. 153— 162. und die Aufl. in v. 
Yabrb. Br. 3. ©. 327. f., Bd. 10. ©. 386. ff. u. Br. 12. S. 309, 
rel der Neumark insbef. auch das Erf. des KRammerger. in Mathis 
maisiche. Bd. 11. ©. 119.; ferner in Betreff der Ukermark den Ber. v. 
41736. in Stengel a. a. ©. Bd. 2.6. 16—22., in Betreff der Prieg⸗ 

Rage u. Präj. in Mathis a. a. D. Br. 9. ©. 562., Stengel 
. 2.6. 136-162. u. v. Kamptz Jahrb. DB. 3. ©. 322, u. Bd. 4. 

, desgl. den Bericht des Rammerger. v. 12. Ian. 1770. in Sten⸗ 
». Br. 2. ©. 24 —41. — Die wegen der Bauern in der Neumark 
Uuffägen ausgeführte Anficht, „daß fie nicht erbliche feien,” iſt jedoch 
gichterlichen Entſcheidungen widerlegt und verworfen. Die Erblichkelt 
auch bei den von ben Laßbauern unterfihiedenen erbunterthänigen 
btigen Banern Hegel, wogegen bie fogen. Bachtbauern für bloße 
1 öfe galten, wenngleich dieſe leßteren denfelben Rechtsverhältnifien 
ke. Sihaltung, Belaſtung u. ſ. w. unterlagen, wie die von Laffiten und 
Baen Bauern befefienen Höfe, (Mathis a. a. O. ©. 54.), doch waren im 
den unterthänigen und gutspflichtigen Bauern perfönlich freie Leute die 
E.(Bergl. wegen der mit der Butsunterthänigkeit, insbefondere auch in ber 
Es Regel verbundenen Grblichkeit, Cichhorn's Deutſche Staates: und 
Befchichte, und befonders $. 368. und die Anmerfungen). Auch iR tie Erb⸗ 

. felbR in der Neumark, entgegen der Bemerkung im $. 36. tes Regul. 
4.414. Sept. 1811., in allen fpäteren CEutſcheidungen des höcdkten Gerichte 


genommen. 

agen des abweichenden Begriffs von Laß nahrung in den vormals Säch⸗ 
en auch der Obers und Niederlanfig, vergl. allgem. Einleit. 
. . l. 









5 Betreff Schleſiens vergl. tas Erf. des Ob. Trib. v. 16. Febr. 1848. 
‚Berhtef. Bd. 3. ©. 354. Nr. 173. und in Betreff der Erblichkeit der 
—— a ien das Erk. des Revif. Kolleg. v. 3. Juni 1853. (Zeits 
& Betreff der in Magdeburg und Mansfeld unter dem Namen: „Laßs 
sorfommenden Gruntfüde hat das Ob. Trib. (in dem Erk. v. 10. 
7.) angenommen, daß diefelben, wenn nicht durch Bachtfentrafte das 
[ rn t, als Erbzins⸗Grundſtücke anzufeben find. (Baticheiv. Up. 14. 
PD; und in Betreff der Laßgüter in der Provinz Sachien überhaupt das 
g. unt. 9. Dee. 1851.*: daß dafelbft die Vermuthung gegen die Laß⸗ 
er Grundflüde fireitet und die Laßgerechtigfeit an Gruntflüden nur in 
— als ein auffündbares Pachtverhältniß anzufehen fei, wenn durch Bachts 
BD die erfolgte Konſtituirung einer wirklichen Bach! nachgewiefen wird. (Bräf. 
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„oder Nupung“ den Zweifel befeitigen werde, als ob 

dirten — een fonft N Eur der an } 

dieſer ausgeſchloſſen en ſollen; wogegen der 

Pe „oder mit Abgaben oder Dienften au d 

fchaft belaftet find“ auf den Ball zu befchränfen, mu 

* erblichen Rechten defeſſen würden, in der Kommiffte 
abgelehnt worden iſt. 

2) Wenn nad dem 14. Sept. 1814 Orundftüd 
Rechten durch Vertrag ausgethan worden find, fo find deren 
niffe nicht nach dem Abſchn. UII. des Ablöf. Gef. v. 2. 

1, fondern es it die hierauf gerichtete Provokation ; 
ig vollkommen richtigen Grundſah hat das Min. fi 
geapıt Ang. in rem DR, v. 30, Of 18541) Gin. 

, Nr. 278.) entwidelt, 
3) Das Alin. 1. ſtellt folgende objektive Kriterien di 


* 


ſamml, des Reviſ. Koll, VIL. Nr. 1, u. Zeitfchr. deſſelb. Bd 
* Eulſch. des Ob. Trib. Bd, 15. ©. 361. ff. —— Angı 


In den Gründen iſt ausgeführt, (nachdem die Anficht ve 
Gutsherr, weil er gach dem Hypoihefen-Patent v. 16. Juli 182 
forüche an das Lafgrumbflück nicht rechtzeitig an et, dami 
daß nach dem Sachſiſchen Recht, weldes ſrovin zialtecht 
Safgütern ſolche Güter oder Gruudſtücke verſtanden würben, welch 
Benugung auf unbeſfimmte Zeit, jedoch widereuflich, gegen Entrid 
chen Binfes überlaffen worden und die daher ein Gigenthum dei 
blieben; ein ſolches Verhaͤltniß zwifchen den leßteren und dem B 
den Grundfägen vom PBachtvertrage beurtheilt (Binder Sächfife 
Th. 1. ©. 149.). Die Const. 40. Cod. Aug. I. 99. beftimmt d 

„Dftmals trägt es ſich zu, daß etliche Güter ven 
„Lafgüter, die fie ex titulo locati et conducti haben, gefeı 
„Hagter gefteht folches nicht, fondern wendet für, er unt 
„hätten dic Güter pro uniformi canone und um einen gl 
über 30 Jahre, Jahr und Tag oder länger gebraucht 
„In viefem Fall if im Siweifel, da der Kläger fonft nid 
mweifet, vor dem Beflagten zu fprechen; wenn aber ders 
„gethan und bewiefen, daß felde Güter, die er wor Laßg 
„fängtich von ihm oder feinen Verfahren um einen gemi 
nliche Jahre, alleine miethsweife und alfo ale ein 
„than und taf er auf folden Anfang und Kontr 
„30 oder mehr Sahre babei gelaffen, fe haben in einem 
‚fere Verortnete befehleffen: dafı ter Veliger das Gut ' 
treten ſchuldig fei und fünne ſich mit der Verjährung ni 

„Da aber ſolche Güter einem Dritten gufemmen u 
„anders gewußt, denn fie wären bes vorigen Beſitzers e 
„er hätte darauf in felchen Gütern mit gutem Glauben üb 
„Zeit den Zins dem Heren gegeben, derfelbe hätte fie, 
„gleich anfänglich Safgüter gewefen, verjährt, auf weldes 
ngerichte zc. tie Urtheile richten mud ſteilen fellen.“ 

Nach diefer gefeglichen Verſchrift beftehe Tas Weſen tes La 
tin, daß ein Gut der Gruubflüc in Felge _eines Rontraftt 
eingethan ift (@utfch. d. Ob. Trib. Bd. 15. ©. 361.) und, wen 
der Befiger zur Mücgabe an ten Herrn jeterzeit. verpflichtet b 
Beweis der micthsweilen Austhuung nicht geführt, fo felle zu 
figers entfehieden werden. Auch wer bona fide ein felches Gu 
erwirbt und während der Verjährungszeit befigt, ſolle dadurch die 
des Zinsberechtigten ausichließen. 

1) Bergl, in Bd. 1, ©, 201-202. 
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auf: 1) Die Eriftenz eines laändlichen Stelle im Begenfage 
reinzelnen länvlihen Brundftäden!) und b) von Stadtgütern; 
h diefelße resp. vor Verkündung des Megul.-Er. v. 14. Sept. 1811, 
a. Großherzogthume Poſen, tem Kulm⸗ und Michelaufchen Kreife nebft 
Get Thorn vor Verkündung der K. D. v. 6. Mai 1819 als folche 
den babe; 3) daß fle a) enweder zu Laßrecht nad 68. 626. ff. 
1. x. I. — zur Kultur oder zur Benugung ausgethan, 
) mi Abgaben oder Dienfien an eine Butsherrfchaft be- 


| 

fe Kriterien genügen bei den zu erblichen Rechten befefienen Stellen 
y für fich fchon zur Begründung des Anſpruchs auf Eigenthumsver⸗ 
‚ während bei den zu nichterblichen Mechten befeffenen Stellen 
\ als ein befonderes Kriterium hinzukommen muß, daß im Falle 
Bgerletigung des zeitweifen Inhaberd der Stelle deren Wiederbefegung 
sem Wirtbe, und zwar entweder a) auf Brund des Befeges (der 
mgeteluen Zandeöverfaffung), oder b) in Bolge Herkommens, wirk⸗ 
folgt if.) 
















) Demgemäß IR in dem bie Entiebeibung bes Reviſ. Kolleg. v. 23. Inni 
ätigenden Urtel des Ob, Trib. v. 7. Juni 1853. (Acta bes Revif. 
Prenßen Lit, K. Nr. 53. und Zeitfchr. deſſelb. Bd. 6. S. 463.) ausge⸗ 
‚ daß einzelne Ländereien bei der Gigentbumsverlefhung nur in foweit in 
kommen, ale fie zu einer vegulirungefähtgen Stelle gehören und 
der Regulirung auch dann nicht nnierliegen, wenn fie früher zu einer 
igen Stelle gehört haben follten. 
eißt es in den Sründen ber Eniſcheidung des Reviſ. Kolleg.), die 
inziehbung einer ländlichen Stelle fept eine Aufhebung ter Eriftenz 
durch Verbindung mit dem Hauptgute voraus, während durch eine Ver⸗ 
der Stelle deren Fortbeſtehen nothwenbig bedingt wird. Nur die in 
mit bereite bei Bublifation des Ed. v. 14. Sept. 1811. beflandenen 
benen Grundſtücke können zur Sigenthumsverleifung gelangen, wähs 
de, welche fpäter ans biefer Berbindung heransgetreten und aus 
menfeßung nach dem 3. 1811. befondere Stellen etablirt find, immer 
en gebildete Stellen angefehen werben können. 
bemerkt das Ob. Trib, in den Gründen feiner Entfcheid.: „Der $. 
» 1. fpreche nur von Stellen, nicht aber von einzelnen Grundflüden (Läns 
> Die daf. bezogenen VBorfchriften des A. 2. Fu namentlich $$. 632, 
80. I. 21. fprächen zwar von Gütern und Grundſtücken, verfländen aber 
ter Lepteren, wie bie Wortfaflung ergebe, nur befondere Stellen und felbfls 
Güter. Auch die Wiederbefekung mit einem Wirthe könne nur von 
tele verflanden werden. Ebenſo ergebe der Abf. 2. des 8. 74. daß der 
nicht auf einzelne Ländereien auszudehnen, vielmehr auf Höfe zu befchräns 
von deren Gründung allein die Rede fein fünne. Wenn ber legte Abfas 
74. ale nicht regulirungsfähig die durch Vertrag in Zeitpacht gegebenen 
und Grundſtücke bezeichnet, fo ergebe doch deſſen Baflung, daß hier nur 
Jefigungen beifpielsweife aufgezählt feien, welche ihrer Natur nach die für 
enthumsverleihung erforderlichen Gigenfchaften nicht haben. Auch die $$. 
, 78. 79. 81. 86. 87. 89. fprächen nur von der Regulirung Taffitifcher 
a; bie in den 88. 80. 82. 83. enthaltenen Grundſaͤhe über die Auseinans 
paßten nur auf folche, und wenn im $. 76. von ben zum @igenthum 
den Grundſtücken vie Rebe fei, fo ergebe doch der $. ſelbſt, daß bier 
&c mit Stelle identificirt ſei. Ginzelne Ländereien kämen hiernach bei 
enthumsverleihung nur in fo weit in Betracht, ale fie zu einer laſſitiſchen 
Sven, welche als folche vor dem Jahre 1811. bereits beflanden bat.” 
ergl. über diefe Kriterien der objektiven Regulirungsfähigkeit das Erk. 
N Zrib. v. 21. April 1853. in der Zeitfchr. des Reviſ. Kolleg. für L. K. 
Br. 6. ©. 420., und das Erf. des Reviſ. Kolleg. für L. 8. Sachen 
dec. 1851. in defien Zeitſchr. Od. 5. &. 165. ff., insbel. ©. ATT., dal. 


AÆultur⸗Geſeßq. 86. In, 39 
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erglebt ſich ans tem Zufammenhange der Worte: „ohne Be- 
3 oder Kortfegung eines gutsberrlih-bäuerlidhen Ber- 
8° mit den Worten: „dur Vertrag in Zeitpacht gege- 
Ilen*, daß Stellen der legteren Urt ebenfomohl in einem, als 
zut&herrlichen und bäuerlichen Verhaͤltniß ſtehen Tönnen. ®) 

e Definition des Begriff des gutsherrlichen und bäuerli- 
yaltniffes hat das Geſet nicht aufgeftellt, weil ſich Dies Ver⸗ 
den verſchiedenen Provinzen und Landestheilen fehr verfchieden- 
et bat.?2) Auf daffelbe kann vielmehr nur aus foldden befonderen 
und wechfelfeitigen Beziehungen der Intereffenten gefchloffen 
che dem gefchichtlich enwickelten Begriffe jenes Berhältniffes 
‚ndere den ald Provinzialgefege geltenden Bauer- und Geſinde⸗ 
und anderen gefchriebenen oder ungefchriebenen Verfaffungen des 
Landestheils entfprechen. ®) 


©. 382. ff. Im dem dadurch entfchiedenen Falle war ermittelt, dag 
n Jahre 1811. einem Wirthfchafts-Officianten mit Rüdficht auf diefes 
überlaffen, fpiter von einem Kreis, Sefretaie und fodenn von einem 
rw Mietbe, enplich vom Gutsbeftger felbf bewohnt und erft neuerlich 
irth verpacdhtet werten war. Im Uebrigen ift bie Art ber Dienftleiftung 
gleichgültig, ob bloß Dienfte oter bloß Gelbabgaben, oder beides kumu⸗ 
e Gutsherrfchaft zu entrichten gewefen. Vergl. auch bie Zuſammen⸗ 
Grundſaͤtze des Revif. Kolleg. in deſſen Seltfchr. Bd. 5. S. 311. 
Form der Verleihung und der Wiederbefegung vermittelft Zeitpachts 
ließt die Begründung oder Kortfeßung eines gutsherrlich «bäuerlichen 
3, wie tie Subfumtion folder bäuerlichen Zeitpachtgüter unter das 
$. 74. feinesweges aus, fo wenig wie aus ber perfünlichen Freiheit 
im Segenfage zur Butsunterthänigfeit und aus ter fperiellen Stipula⸗ 
ıder Dienfte und Abgaben durch die von 3 zu 3, von 6 zu 6 Sahren 
men Zeiträumen, fei es nit denfelben Inhabern vefp. ihren Descens 
t jedesmal mit fremden und verfchiedenen Perfonen erneuerten Pacht⸗ 
? Präfumtion gegen ein gulsherrlichsbäuerliches Verhaͤltniß abzuleiten 
Mathis jur. Monatéſchr. Br. 2. S. 53. u. 54. über die Bachts 
er Marl, das Erf. des Ob. Trib. v. 21. April 1853. in der Zeit⸗ 
if. Kolleg. Bd. 6. ©. 407. und insbeſ. S. 429. und das Erf. des 
v. 26. Oft. 1852. a. a. D. Br. 6. S. 172.) Die Zeitpacht: war in 
‚und Weſtpreußen eine fehr gewöhnliche und landesübliche Ferm, 
e bei taffitifchen reſp. zur Kultur und Nutzung ansgethanenen Stellen 
a letzteren beflanbene gutsherrlich-bänerliche Verhaͤltniß begründet ober 
urbe, (vergl. das angeführte Erf. des Ob. Trib., desgl. das Erk. 
Kolleg. v. 9. Dec. 1851. in der Zeitfchr. Br. 5. ©. 164. ff.) fo: 
:benslängliche Verleihung eingetreten war. ($. 1. Tit. 3. der Pom⸗ 
uersÖrbnung v. 30. Dee. 1763. in Rabe's Samml. Bd. I. Abth. 3. 
gi. auch $. 35. des Regul. Ed. v. 14. Sept. 1811.). Auch in Of: 
en nach Zuſatz 118. des Oftpr. Provinzials®. die nicht erblichen Un: 
ir zu einem treijährigen Befige berechtigt, wobei aber die Stellen ftete 
werben mußten. 8 erfennt grade das Alin. 3. des 8. 74. Zeitpacht⸗ 
guliruugsfühig an, wenn der gegenwärtige Parhtbefiß als die Fort⸗ 
bis zum Abſchluß des Barhtfontraftes beftandenen gutsherrlichen und 
jerhältniffes anzufehen, und wenn. unter dieſer Form fchon ver 1811. 
Zerhältniß begründet war. (Vergl. das alleg. Erf. des Reviſ. Kol: 
)ee. 1851. in deflen Zeitſchr. Bd. 5. ©. 173 und 176.). 
jt. hierüber Schuhmann's Grläut. ©. 83. und bie allgemeinen 
ı Megier. Entw. zum Wbfchn. IL, f. oben ©. 591. ff. 
gl. den Bericht des Reviſ. Kolleg. für Landes⸗Kult. Sachen v. 
54. in der Zeitſchr. defielb. Bd. 4. ©. 53. (ſ. in Bd. I. des Werkes 
deogl. das rk. des Revif. Kolleg. v..9. Dec. 1851: (a. a. O. Bd. 
ff.) und die Eonformen Erf, bes Reviſ. Kolleg. und Db. Trib, v. 
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em Erf. des Ob. Trib. wird audgefährt: 


a auch im erfien Mbf. des $. 74. vie Worte: guteherrlich » bäuerliches 
j nicht vorlämen, fo fei daſelbſt doch anderweit mit Haren Worten vors 
, daß der Regulirung behufs ver Gigenthumsverleihfung nur folche 
sterliegen follen, welche entweder zu laffitifchen Mechten nach Maaß⸗ 
8. 626. ff. A. 2. R.I. 21. zur Kultur und Nukung ausgeiban, oder mit 
wer Dienfien an die Butsherrfchaft befaftet find und deren Wieder 
im Falle der Beſitzerledigung eines jeltieifen Nutzungsrechtes) nach 
e Herkommen erfolgt. Bei einem laffitiihen Verhältniffe nah Naaß⸗ 
Abſchn. 4. A. 2. N. I. 21. fländen fih aber nur Gutéherren ober 
m und bänerliche Wirthe gegenüber: zwiſchen Banern oder Bürgern 
bern oder Berechtigten und anderen Berfonen könne fich Fein laſſitiſches 
ı im Ginne des ergangenen Geſetzes bilden; file fonnten Fein Grundſtück 
» oder Rugung mit foldhen Rechten für fich ausibun oder an britte Pers 
eihen, wie fie dort für die Guts⸗ ober Grundherrn voransgefeht und 
zemeffeu werben. Sonach werbe bier ein gutsherrlich » bänerliches Ver⸗ 
18 nothwendige Bedingung der (objektiven) Regulirungsfähigfeit, ale 
- Gigenfchaft der Stelle beffimmt geforkert, ohne welche Fein Antrag auf 
asverleifung nach dem Geſetze möglich iſt. Bei der zweiten Alternative 
irungsfähigtelt, ter Verpflichtung zu Dienflen ober Abgaben, werde fos 
fo deutlich ausgefprochen, daß dieſe an die Yutsherrfchaft geleitet 
köten. Diefer ſtehe aber bier nur ber Baner ale Verpflichteter gegen» 
zwifchen beiden bilde fich damit das gutsherrlich- bäuerl. Verhaͤltniß, 
= den Bigenthumsanfpruch des Brovcfanten eine notwendige Brundlage 
idlich befiche die Wiederbeſetzungspflicht der Stellen für andere Berfonen, 
‚, bäuerlichen Standes geſetzlich gar nicht. Nur den Qutsherrs 
fei in den 88. 14. u. 15.9.2. R. II. 7. auferlegt, für die gehörige 
der vorhandenen beaderten Stellen uud NRahrungen in den Dörfern bei 
ertretung je forgen. Demnach finde fich auch hier die Bebingung des 
bs bäuerlichen Berhältniffes wieder vor. Die Ansbehnung der Beſtim⸗ 
74 Abſ. 2. dahin, „daß es gleichgültig fein folle: wem das Gigenthum 
die Stelle auf bäuerlichen oder andern Höfen und Butsländereien 
Jei, dergeflalt, daß auch Beſitzer bänerlicher Stellen durch Berleihung 
MBarzellen verfelben an dritte Perfonen unter Vorbehalt von Abgaben 
Ben in ein gutsherrliches Verhältniß zu leßteren treten fönnten, welches 
lirung nach dem Geſetze v. 2. März 1850 zuließe“, — laufe dem Sinne 
umenbange der Landeskulturgefehgebung geradezu entgegen. — Wo alfo 
herr dem bäuerl. Wirthe gegenüber feht, fönne Fein guteherrlich⸗ bäuer: 
hältniß Plap greifen. Dies fei im Abſ. 3. des 8. 74. ausgefpröchen. 
Reviſ. Kolleg, Preußen, D. Nr. 11.) 


8 ſoll aber nicht bloß ein gutäherrlich-bäuerliches Verhältnig bei 
ung der Stelle, refp. bei Konftituirung einerfeitd des laſſiti⸗ 
£ fonftigen bäuerlichen Beflg- und Nutzungsrechtes und anderer- 
qutsberrlihen Abgaben und Dienfte, obgemwaltet haben, fondern es 
folches Verhaͤltniß auch fortgefegt, und nicht in ein anderes, 
in ein folches umgefchaffen worden fein, welches nach Alin. 3. des 
yn der Regulirung ausfchließt. 
unächft ift in dieſer Beziehung ohne Einfluß und gleichgültig, wenn 
erledigungen der einzelnen Inhaber oder fonft Veränderungen im 
der Stellen oder ter auf diefelben gelegten Verpflichtungen er» 


"Hat das Mevifionsd- Kollegium für L. KR. Sachen in dem 
2. Sept. 1852 angenommen, welches folgende Nechtöfäge ausfpricht: 


ir Begründung ter Regulirungsfähigfeit einer Stelle iſt es nicht aus⸗ 
Ichend, baß diefelbe bereits vor ber Binführung des Regul. Gb. v. 14. 
ept. 1811. beſtanden hat und mit Abgaben an tie Gutsherrfchaft bes 
het geweſen if, vielmehr muß vorzugsmweile bie Begründung und ort: 
bung eines guisherrlichsbänerlich en Begyuiltuiffes Targeihan werben. 
as einmal begründete gutsherrlich»bäuerlihe Werhältuiig weich Tahräen 
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B Zum Alin. 3. Ä M 
Die Ueberlaffung der Stelle an einen Wirthfchaftsbeamten im Jahre 
4 und der feitvem won Berfonen anderer Stände gegen Miethe fort» 

Befis fchließt vie Regulirungsfähigkeit der Stelle aus. 
men von tem Nevifions«- Kollegium für L. 8. Sachen 
ws 2. Sept. 1851. (Beitichr. deſſelb. Bo. 4. ©. 382 — 384, vergl. Präj. 
©. 55. Re.) | 

Aus den jedesmal über die Dauer der Miethözeit gefchloffenen be⸗ 
Abkommen in Verbindung mit der Nichtbetheiligung der Inhaber 
ihen und KommunalsLaften, ift ein Pacht» und Miethöverhältniß 
arfcheftlicher Inflleute abzuleiten. | 
fagenommen von dem Reuifiond- Kollegium für L. K. Sadıen 

6. San. 1852. (Beitfche. deſſelb. Br. 5. S. 216— 224.) 

Bon ver Regulierung find folhe Stellen audgefchloffen, welche den 
an derfelben mit Rückſicht auf ihre Befchäftigung ald KHüttenarbeiter 
fen worden find (in OÖberfchleiten), obfchon dergleichen ‚Stellen lange 
Pak beftanden haben und von Eltern, reſp. Schwiegereltern auf Kin» 
Schwiegerfinder übergegangen find. | 
enommen von dem Reviflond- Kollegium für L. K. Sachen 
mt. v. 17. Febr. 1852. (Beitfchr. deſſelb. Br. 6. S. 123 und Fraj. 
r’®. 61. Rt. 17.) 

Das Befigverhältniß der herrſchaftlichen Hausleute in ver 
erlauſit ift in der Hegel für ein Tageldhnerverhaͤltniß zu erachten 
Psährt Beinen Anfpruch auf Eigentbumsverleifung im Wege der Re⸗ 
5, wenn ſchon tie Stellen längere Zeit hindurch in den Familien 
‚wurden. 

Besfannt von den Neviftiond« Kollegium für L. KR. Sachen 

40. Nov. 1852. (Zritſchr. deſſelb. Br. 6. S. 126 m. Praͤj. Samml. 


ler. 21.) 
pSpezielle Erläuterungen zu den Worten: „Herkommen“, 
erledigung“ und Abieberbefegung, (im $. 74.) 

BE lieber die Entfiehung und Redaktion des betreffenden 
BB bes $. 74., ſowie über die Veranlaffung der Dellara- 
X 24. Mai 1853. 

Der auf nichterbliche Stellen Hefchränkten Beringung der Regu⸗ 
Mähigkeit, „vaß im Falle der Befigerledigung ihre Wieder- 
ung mit einem Wirthe nad Seret oder Herfommen erfolgt 
wurde bereitö bei ter Berathung des Ablöf. Gef. in der 1. Kammer 
nendement des Inhalts gegenüber geftellt: „nach Geſetz oder Her⸗ 
u ihre Wiederbeſetzung mit einem Wirthe erfolgen mußte 
ioher wirklich erfolgt iſt.“ :) Dadurch folte das Herkommen als 
ar ungeſchriebenes, aber geſetzlich erzwingbares Gewohnheitsrecht cha« 
rt werden.?) Dieſes Amendement wurde indeß von dem Vertreter 
gierung bekaͤmpft) und demnaͤchſt von der II. Kammer verworfen, *) 
s Der J. Kammer nicht wieder aufgenommen. Späterhin nad ven 
des Ablöf.-Gef. wurte daſſelbe Amendement von derfelben Seite her 
inmal und nunmehr fogar mit der Behauptung, daß es in wefentlicher 
mftimmung mit dem Prinzip und den Worten des 6. 74. ſtehe, der 

















nm 





— — 


Namlich das Amendement bes Abgeordn. v. Kleiſt⸗Retzow (f. oben ©. 
ste 1.). ' 
‚ ‚WBergl. die ſtenograph. Ber. ver II. R. über die 68. Sitz. v. 4. Dee. 1849. 
@. 1539-1520. 
' Wergi. ebendaf. ©. 1541. ' 
Bergl. oben S. 600, Rote 1. 
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ten hingegen gehören a) Bommern, b) ein Theil des Brom» 
: Regierungsbezirts, namentlich der Negpiftrikt, in welchem 
it v. 12. Aug. 1749 im Jahre 1789 per lipit worden ifl. ?) 

wiſchen galten aber auch in Betreff des übrigen Theil von Weſt⸗ 
a und des Großherzogthumsé Pofen, ſowie auch für vie 
und Niederlaufig, feit Einführung res A. & R.2) die in 
aufgenommenen und ald allgemeines Landeögefeg durch Feinerlei 
— Befflung audgefchloffenen Befimmungen ter 66. 14., 15., 16. 


Bergl. in Bezug auf Bommern das Erf. tes Ob. Trib. in d. Zeitſchr. 
if. Kolleg. Br. 6. S. 423—427, worin ausgeführt wird, daß nad) 
be ber gedachten Ed. v. 12. Aug. 1749. und v. 12. Juli 1764., ingl. 
en Ed. v. 14. Mär; 1739. (f. allgem. Einf. ®b. I. ©. LXXIL LXXII) 
ib der Wiederbefegungepflicht Fein Unterfehieb weber beziglich der GErbße, 
Dualität des bäuerlichen Beſitzthume zu machen, ebenfowenig auch darauf 
ze legen fei, ob die reſp. Stellen urſprünglich ſchon Banerland geweien, 
a aus dem gutöherrlichen Vorwerksareal entnommen worden find, ob bie 
ben Steuern, Kontribution, Kavalleriegeld u. f. w. von denfelben haben 
werben müflen oder nicht, ob fle in den Steuerfataftern der Brovinz als 
e verzeichnet waren, oder neben folchen befanden; auch nach ben Iuflrufs 
he Preußen v. 13. Febr. 1808., für Schleflen v. 27. März 1809., für 
und Remmarl, fowie Bommern v. 9. Jan. 1810., fei ohne Konſens der 
4 feine Einziehung bänerlicher Stellen geftattet, daher die frühere Bers 
zum Erlaß des Abloͤſ. Gef. v. 2. März 1850. ($. 77), allein mit 
ıe der lant Art. 101. der Deil. v. 29. Mai 1816. der willlührlichen Bers 
er Onteherren anbeimgegebenen Heinen Schleflfch,. Gärtners@tablifements, 
nen für fämmtliche vor dem Ablöſ. Gef. v. 2. Maͤrz 1850. noch nicht 
east, geweſene bäuerliche Stellen völlig unverändert aufrechterhalten. 
die Berichte der AgrarsKomm. beider Kammern bemerften: 
u Ber. der Komm. der II. 8.: 
DaB tie Verpflichtung der Gutsherrfchaft zur Wiederbeſetzung ber Stellen 
Wh im Großhergogtäume Poſen, ferner in den übrigen Landesiheilen 
1 Betreff derjenigen Stellen beftehe, welche weder zu den eigentlichen 
dermabrungen, noch zu den Dienftfamilienkellen gehört hätten“ (Ari. 
5. u. 101. der Dekl. v. 29. Mai 1816); 
= Ber. der Kom. der I. R. (um $. 78. jest $. 77.): 
daß eine folche Beſtimmung, wie fie jept der $. 77. enthält, nothwendig 
i, weil die Pflicht der Outshersfchaft zur Wiederbefebung der Stellen in 
r Provinz Poſen in Betreff ter regulirungsfähigen, in den übrigen Pros 
nzen in Betreff der nicht regulirungsfähigen Stellen. befteht, welche weder 
ı den eigentlichen Adernahrungen, noch zu den Dienffamilienflellen ges 
seten und in den Normaljahren der verfchiebenen Provinzen ale bänerlis 
es Land benupt wurden.“ 
e Bermifchung von Borwerkss und Bauerland bat Häufig Ratigefunden, 
t der älteren und der neueren Verordnungen wegen der. Uneinziehbarfeit 
und ber KRonfensertheilung der Regierung, in Rüdficht der wüſten und 
nn Höfe in und nach tem JUjährigen Kriege (vergl. die Verordnungen v. 
18. in der allgem. Einl. Br. I. ©. XXVI.) und wiederum nad bem 
»n 180%, befonders in den Lantestheilen, wo Nichterblichkett und eine 
Belaftung des Bauernſtandes mit gutsherrlichen und öffentlichen Leiſtun⸗ 
errfchte und letzterer großeniheils diefer Belafluug erlag, oder wo, wie 
Pommern, bie älteren BauersÖrbnungen den Butsheren die Translofation 
‚ die gänsliche Vertreibung der Bauern nach wirthfchaftlicher Konvenienz 
jerrſchaft geflatteten. (f. allgem. Cinleit. in Od. I. ©. L. und LI. Bauers 
en v. 1616. u. 1648.) 
Rrıßer den Bublil.sPat. v. 5. Febr. 1794. vergl. die Bublil.s Patente 
vo” 1816. (Gef. ©. 1816. ©. 225.) u. v. 15. Rev. 1816, (8. a. D, 
) J 


618 Von dAbldſ. der Reallaſten, den Regulkeungen u. em 


2) ‚Seit ‚Einführung des A L. R. — 
ig „die Oültigkeit: irgend, welcher Dispo! 
Dee stellen ‚jeder Art und. Oualität,, —— von Den. of 
ran huhu ur Shan de den 
—* wegen Ein⸗ und Zuſamm von 
Rote.1.) ſieto ſchon Davon * ob dergleichen Stellen bäuerlit 
Beitpachtgüter ſeien, ſo daß im der That der & TA Des Q 
Wein onlebung gar keine, neue 
&8 hat diefe Frage nur mit der Umwandlung der Natural 
vienftwirtbfchaft, mit der geftiegenen Landfultur und der —— 
thes der Grundſtücke feit der Emanation der 
Kultur-Befege eine größere Bedeutung ee und daber Ri 
ven —— ‚nöthig ‚gemiacht, twelde tie Min it 


enthalte 

entli 15) 
ae sms N 
Mopalität- t, „Daßeine ſolche Wi 
34 ſei.“ — wegen —— 


lc nur als —— 


Meran Stelle Ka eln teined 4 in 

u zum 2. u in} verbliebene Lar 

“ Be Gut ıd geblieben ift. In di 
J— " — — 

—9 — ezirken Stettin ‚slinsund Danzig, a 
Deflaration des . Denn es tritt Tas "in ba 
Merkmal der Des —— Gdaß für 
auf ihr ruhende Steuer an den Staat zu entrichten war, woſ 
tungsbezirke Danzig aud) das Fataftrirte Schuggeld gilt“) nur 
gen Merkmalen des 8. 74. noch binzu, und es muß zu den 
zur neueften Zeit gültigen gefeglichen Moment wegen 
dationd» und Wiererbefegungspflicht der bäuerlichen 
auch noch das thatſächliche Moment ter erfolgten Wiede 
einem Wirtbe in Beſitzerledigungsfällen hinzukommen, um eir 
Stelle zu einer regulitungsfäbigen zu machen. 

Spezielle Erläuterung der Begriffe 1)? 
mens, 2) ter Wiererbefegung in Befigerledigungs 

Beide Begriffe bleiben in allen Bällen für die Anwendun— 
auf eine Stellen wichtig. 

Begriff des „Herkommens.“ 

Die 3 des Din. für landwirthſchaftl. Ang. v. 10. 
(Zeitfehr. des Revif. Kolleg. Br. 4. ©. 41—44) bat ih 
ausgeſprochen, daß tie Anjicht, ald ob ter Schluß des Alin. 
dahin zu verfteben: daß die Wiererfegung mit einem Wi 
Herkommen babe erfolgen müffen“, unrichtig fei. 


1) Shen in den mehrwähnten Lanttagsrererfen aus te 
war ber NRitterfchaft (den Landiländen) nur gugefichert, dat 
ihrem Ritterader den bäuerlichen Mirthen geitweife gegen 
thanenen Grunflücte jederzeit wieterum auffünbigen durften und t 
ern Fein Gigenthum zuwacfen felle. Much mach ber Märfifct 
blieb von dem allgemeinen Grundfage mir der Rall ausgenommen 
äcer den Unterthanen auf gewiſſe Jahre in Pacht überfafen worden 
€. ©. M. Tom. VI. Abth. I. p. W. und Mathis jur. Monatsfd 
54. $. 125). 

2) Vergl. in W158. 


® 
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es, und wie eine terartige Anglegung mit ter Anſicht aller Faktoren 
zeſezggebung im Widerfpruche, und vielmehr im @egenfage ſtehe zu 
ntention des Abläf. Bef. v. 2. März 1850: „die Regulirungsfaͤhigkeit 
en Standpunkt des Er. v. 14. Sept 1811 zurädzuführen“, iſt in 
Berichte des Reviſions⸗Kolleg. für 2. 8. Sachen v. 7. Mär 
3) (Beitfchr. deſſelb. Bd. 4. S. 53 ff.) ausführlich nachgewiefen worden. 
uch bat das Ob. Trib. vemgemäß in dem Erf, v. 11. Nov. 1852 
Führt, daß ver Ausdruck: Herkommen“ im $. 74. tes Abldſ. Gef. 
März 1850 nicht die Bereutung von ‚Gewohnheitsrecht? habe, 
Hr darunter das in Bezug auf einzelne beſtimmte Stellen hergebrachte 
Iren zu verſtehen ſei. 
B wird in den Entfcheldungsgründen bemerkt: E 
Br diefe Auslegung fpricht zunächſt, tag Hier nicht, wie Beim Gewohnheits⸗ 
von einer, wenigfiene von einer Klaffe von Berfonen befolgten, fie verbins 
Mechtsregel die Rede if; denn, wenn ber Befls einer nur zu einem zeits 
Mupungsrechte verltehenen bäuerlichen Stelle erlebigt wird und die Ente 
ft tiefelbe wieder mit einem Wirthe befest, fo iR die Guteherrſchaft allein 
retheiligt, nicht aber eine. Kaffe von Berfonen. 
ußerden IR zu beachten, daß, wenn beim Mangel eines Geſetzes, wonach 
köherrfchaft zur Wieberbefebung für verpflichtet zu erachten, das Herkommen 
Sheidenb erachtet wird, mit Rückſicht darauf, daB gerade die Dualität ber 
in Frage ſtehenden Stelle darzuthun, umter diefem Herfommen nur bie 
efer Stelle hergebrachte Gewohnheit werflanden werden kann. Auch ia 
f: 





— —2— nn. — — 


Bergl. den Ber. v. 7. März 1851. in Bd. I. & 220. ff. Vergl. auch: 
Bat des Revif. Kolleg. für L. K. Sachen v. 26. Aug. 1851. (in beffen 
B. 4. ©. 389. ff. u. Prij, Eanıml. &. 55. Nr. 5.), worin bemerfi 
die Thatfache der Aufeinanderfolge verfchiedener Suhaber mit dem guts⸗ 
lichen Verhaͤltniſſe und der Art des Nupungsrechtes in Berbindung 
fei, und jene Thatſache felbft durch die üblichen Laudesverhäftuiffe ers 
na müſſe; desgl. (a. a. D. ©. 395.), daß die herfümmlich erfolgte 
ng der Höfe noch dadurch unterflügt werde, daß feit den 1790 ger 
icht einmal neue Hofbriefe ausgefertigt, vielmehr die Kinter der Bellper 
Ableben ohne Weiteres in den !Befik eingetreten find und die Guts⸗ 

WE dazu, wenn nicht ausdrücklich, doch flillichweigend, die Genehmigung er; 


, " . 

das Erkenntniß deffelben Gerichtshofes v. 9. Dec. 1851. (in deſſen 
. Br. 5. ©. 182. fj.), worin bemerft wird, daß eine kreimalige Wieder 
einer folhen Wiederbefegung innerhalb eines Zeitraums von mehr ale 50 
hinreichend fei, um das in dem Geſetze erforderte Herfommen bei ber bes 
ns Stelle für Fonftatirt anzunehmen; daß diefes Herkommen aber nicht den 
einer Obfervanz, eines Gewohnheitsrechtes habe darftellen follen und fügs 
gebe ter Austrud feltf, fo wie ter Zufammenbang des Gefepee. Denn 
e umftand folle entfcheidend fein, taß bei der Mehrzahl der in einem 
ı ber Eleineren Kreife vorhandenen ländlichen Stellen die Wiederbefeßung 
bigten Stellen ber Regel nach erfolgte, fondern, daß gerade bei einer jeden 
ulirung gelangenden Stelle eine ſolche Wiederbefegung Statt gefunden 

in folches Herfommen für ein fperiell beflimmtes Grundſtück ſei auch dem 
k. £einesweges fremd. Denn eine ganz ähnliche Befimmung finde fi in 
ce von Grbzinsgütern im $. 719. Th. I. Tit. 18., wo auch eine bei einem 
Erbzinsgute wohl hergebrachte Gewohnheit ale entfcheidend über die Ent⸗ 
von Laudemien anerfannt werde. Wäre die entgegengelehte Auflcht rich⸗ 
würbe der Ball vorfommen fönnen, tag bie Minderzahl der Stellen eines 
tern Bezirks dennoch ter Gigenthumsverleifung unterläge, obwohl für fie 
weis der herfümmlichen Wiederbefegung nicht geführt wäre, was doch nach 
ſang des Geſetzes nicht als richtig angenommen werben fönne; 
a an das Erk. des Ob. Trib. v. 26. Oft, 1852. (a. a, O. 9b, 









_ B — 
620 Von d. Abldſ der Reallaſten, den Riegulirungen u. Gem. Ahr 


Erle weht Best N Sense ah 
Kolleg, Bd, 12. 





Zeitfehr. des Renif, 

Begriff der, Wiederb, ‚in. Befli 
BEER Eee 
auf nt nen 

in Da Ile vor, ment h Ablaufe ls 


d SBeriode) der * dem erigen 
= Sa, oder a eh en Be 


&o erfannt von dem Ob. Trib. unterm 14. Nov. 4852,, 
— Urtels de. diediflons⸗ Rollegiums fir 8, 8 


2.6, 185; 
Die Erifcheivungegrände führen aus: 
Iſt ein Nupungsredit zeitweife eingeräumt, fo: foren, fh das 8 
Berechtigten mit dem Ablaufe der Periode, für ‚melde 
ft Fan und muß nam über bie Bi 
anberweit verfügen. Sie fann eutweder bie u 
Wirihe zu seinem zeitweifen Mupungörechte setelhen Wählt fie das 
faun fie entweder einen anbern Wirth einfehen ober mit bem Bisher 
einen: neuen —— abſchlleßen. In beiden —A wird Die Stelle 
Wirihe wieder befept, denn mit dem Mufbören des Befigredhis des 
berechtigten war bie Befiperlebigung, eingetxeten. 

Das Gefep legt ofienbar Gewicht darauf, daß beim Ciutriti ber ! 
feit, über bie Stelle anderweit zu verfügen, die Gutsherrichaft biefell 
gezogen, fondern mieber einem Wirthe zum Rupungsrechte verliehen | 

erfenumen gegeben hat, daß bie Stelle ehe beftimmt fei, flets mit 
derent zu werden. (Zeitfehr. des Nevif. Kolleg. Bo. 6. S. 1491—116 

DD. Die Deflaration der $$. 74. u. 97. des Abli 
2. März; 1850 v. 24. Mai 1853 betreffend. !) 

1) Zu viefer Dekl. bat beſonders tie Beſorgniß einzelner 
in Sinterpommern Veranlaffung gegeben, daß ten Beſttzern 
Buſchpaͤchtereien in Folge ter von ihmen erhobenen Aegulirun, 
Eigentum an dieſen fogen. Bufchpächtereien werte verliehen w 

2) Der Gefepe zum. zu dieſer Defl. iſt in_beiden Kammern 
auf Grund der Allerh. Ermächtigung v. 21. Behr. 1853 (Drud 
pro 1853 Nr. 300. und der I. K. pro 1853 Nr. 142.), 
worden, 

a) Die Motive des Entw., welcher von beiden Kamm 
unserändert angenonmen worten ift, lauten dahin: 

Der Inhalt des $. 74. dis Ablöf. Ge. v. 2. März 1850 ba 
deffen Verathung vielfahe Beiergnifle erregt, indem man Füriete, [Y 
Stelle einer fharfen Definition gefepte Umf—hreibung des Begriffs der ! 
fühigfeit einer zu weiten Ausdehnung fähig fei, und bahin führen » 
Nahrungen dem Gigenthume der Gutsbefiger zu entziehen, über welde 
eine völlig freie Dispofition zuitand. 

&8 beiwendete jedodh bei der gewählten Baflung, weil die gemad 
rungs-Vorſchläge zur Vefeitigung des Uchelitandes Kr geeignet erji 
man bie Ueberzeugung gewann, daß fi das qutsherrlid: bäuerlihe E 
weientlichte Bedingung der Regulitungsfähigfeit wegen ter Mannigfa 
Geſtaltung in den verfdiedenen Gegenden bes Staates auf eine erihe 
nicht allgemein bezeichnen Laffe, und weil man tie Erwartung hegte, 
fädglicpen Verhältnifie in den einzelnen Fällen deutli bie Gränge je 
über welche hinaus die Regulirungsfähigfeit nit vorhanden iſt. 





Hi 


1) Bergl. in Br. 1. ©. 200. 


Gef. v. 2. Micz 1850, Betr. die Abldf. xc. (8.74). 24 


HDieſe Erwartung if nun auch im Ganzen durch den Erfelg gerechifertigt wor⸗ 
da in den meiften Lanbestheilen, für welche der $. 74. 1 c. in Kraft getreten 
whältnigmä iq fehr wenige Prozeſſe über die Regulirungsfähigfeit anhaͤngig 
ven und diefelben nicht durch die Zweifelhaftigkeit der MRechtöverhältniffe ganzer 
mgen von bäuerlichen Stellen entitanden find. 
Rer in ber Previnz Bommern und in dem angränzenden Regierungs s Bezirke 
ig findet ſich eine nicht unbeträhhtliche Zahl yon Stellen vor, welche, zu zeits 
orechten ausgethan, zwar ſteis als ein zur beliebigen Berfügung der 
Inten fiehendes Gigenthuns betrachtet worden find, bei benen es aber nach den 
beiwohnenden Eigenſchaften aͤußerſt zweifelhaft iſt, ob fe nicht ir! von 
michrift des erfien Abſatzes des $. 74. 1. c. betroffen werden. Es iR auf 
Berhältnig ſchon bei der Berathung des Abloͤſ. Geſ. in der II. K. nament⸗ 
Wer Hinweifung auf die fogenannten Bufchpädhtereien, jedoch ohne Erfolg, 
Hanı gemacht worden. Gpäter find deshalb viele Beihwerden Bommerfcher 
per eingelaufen, welde in Selge des gegenwärtigen Rechtszuſtandes durch 
en auf Regulirung, deren Ausgang ungewiß iſt, bedroht werden. 
er Provinzial; tandtag hat daraus Veranlaflung genommen, um eine Deklas 
der Beitimmung über die Regulirungsfähigkeit nachzuſuchen und biefer Wunſch 
‚nen BrovinzialsBehörden gerpenlt worden. 
B Kiegt daher ein dringenbes Bebürfniß vor, den $. 74. 1. c. in Betreff der 
Hidden Stellen in den gedachten Landbestheilen durch Hinzufügung eines un: 
umd mit Leichtigkeit zu ermittelnben Rennzeichens zu den im Geſetze bereits 
* Merkmalen ber Hegulirungsfähi feit zu erläutern. 
z den Motiven zu dem Ablöfungss@efehe ih es öfters ausgeſprochen worden, 
ns in den alten Provinzen die Bigenthums:Berleihung nicht in größerem 
pe durchführen wolle, als das Ed. v. 14. Sept. 1811 verordnet hatte; und 
“ 35. deffelben bie Regulirungsfähigkeit der nicht erblichen Stellen unter 


f 


g eines gutsherrlihsbäuerlihen Berhältnifies an die Bedingungen ges 
daß der Butsherr die Stelle ſtets mitt einem bäuerlichen Wirthe wieder 
daß er fie in Fontributionsfähigem Stande erhalten und die Gteuern und 
öffentlihen Leiftungen davon vertreten mußte, fo ſcheint es nahe zu legen, 
wieder aufzunehmen. Allein bei einer genauen Prüfung der Lage 
bung im Jahre 1811 über die Wiederbefekungepfliht gelangt man zu 
wgung, daß die Beantivortung ber Frage, ob eine Gtelle im Jahre 1811 
‚ ob fie in Eontributionsfähigem Stande erhalten und ob ihre Steuern 
en Leitungen vom Butsheren vertreten werden mußten, im engſten 
e mit der Beantwortung der Frage flieht, ob die Stelle ch zu jener 
errlichs bäuerlihen Berbande befand, und daß die Berneinung ber 
die der erfien nach fi zicht. Die Deftiumaung bes $. 74. des Gef. 
3 1850 würde alfo durch eine Ergänzung diefer Art an Klarheit nichts 
en; dagegen giebt ber $. 35. des @b. v. 14. Sept. 1814 einen anderen 
Eeitfaden an die Hand. Das Ehikt ſetzt ag 3 unleugbar voraus, daß 
zulirungsfähige Stelle, wie es in ber Natur der Sache liegt, obg dem 
nme des Butsheren umterworfen, dennoch ihm gegenüber bereits eine Dancer 
hende Selbſtſtaͤndigkeit gewonnen hat und vom Staate als eine ſelbſtſtaͤndige 
ng anerkannt if. Das Anerkenntniß des Staates macht fi durch die Ar 
"yon Steuern, die auf der Stelle ruhen, bemerkbar, wie andererfeits das 
e des Giaats an der Erhaltung der Stelle fi vorzugsweiſe auf ihre Gteuers 
keit grünbete. 
B if daher ein dem Sinne bes $. 74. des Gef. v. 2. März 1850 durchaus 
des Berlangen, baß eine nicht erbliche Stelle in der Provinz Bommern 
Danziger Regierungss Bezirke, um für regulirungsfähig zu gelten, neben 
zigen im Gefehe angegebenen Gigenfchaften noch das Kennzeichen beſigen 
aß für fie ſelbſtſtaͤndig zur Zeit der Verkündung des Ed. v. 14. Sept. 1811 
f ir ruhende Gteuer an den Staat zu entrichten war. 
26 diefen Gründen wird ber $. 1. des beiliegenden Gefep-@ntwurfs in Bars 
gebracht, zu welchem nur no ne bemerten, daß er nicht auf eine Wieder: 
ang des Art. 4. Lit. b. der Dell. v. 29. Mat 1816 abzielt, wonach die zu 
den Gtellen in den Steuerfdhlägen der Provinz überhaupt als baͤuerliche 
kataſtrirt fein mäflen, fondern daß zur Erfüllung der im Gntw. aufge 
ung eine jede auf der Gtelle ruhende dingliche Staato⸗Steuer et. 
. Befirt Danzig zeigt es daher zu dieſem Behufe hin, wenn Ye Sur 
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er ind Lehen traten, in welchen man nad und nad zu den Prinzipien des 
zurüdiehrte, und die Läden ausfüllte und die Härten euealid. weldhe bei 
: fehr mangelhaften und übereilten erſten Rebaftion jener Geſetze geblichen 
So if die Abloſ. O. v. 29. Juni 1829 von viel rafiherem und allgemei⸗ 
Bifolg geweien, wie die v. 7. Juni 1821, weil jene auf gerechteren Prin⸗ 
kerußte wie diefe. Die Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 formte fo lange, ale 
h. Berlebung alles Rechtsprinzips, anch dem Fleinften Theilnehmer 
dt gab, bie ganz überwiegende ee der Intereffenten zur Aufhebung 
ervituten und zum Umtaufch ihrer Grundſtücke zu zwingen, in vielen Ge⸗ 
keinen rechten Fortgang gewinnen. Als eine fpätere K. O. fih den Rechtes 
Yard eine mäßige Beſchränkung jenes erorbitanten Provofationsrechts we⸗ 
‚ehr näherte, wurde von vielen enthuſiaſtiſchen Verehrern dieſer Geſetzgebu 
eine Stodung der Gemeinheitstheilungen beſorgt. Ganz im Gegentheil 
en diefe nach Erlaß jener beichränfenden Kabinets-Ordre erft recht einen 
Fortgang, in demjelben —* wie die Intereſſenten ſich mehr und 
won überzeugten, daß die Sache ihnen allen nützlich ſei. j 
| Apntiher Weiſe if die Dekl. v. 31. Mai 18316 eine wefentlihe Verbeſſe⸗ 
8 ef. v. 14. Sept. 1811 geweſen, indem nad einer forgfältigen Grörte: 
w:thatfächlichen Berhältniffe durch die damaligen Bertreter des Landes und 
ſachtundige Männer, die Mängel und Lüden ergänzt und ausgefüllt wurden, 
d erſte Geſetz bei feiner etwas ſchnellen Redaktion gelafien hatte Dies: tft 
NM auch auf dem Rechtsgebiet der Fall geweien, welches ber Tpezielle Gegen⸗ 
W uns jeßt vorliegenden Geſetz⸗Entwurfs ift, und auf welchem man bie ges. 
Y-legislativen Maaßregeln allerdings von dat ans weniger von dem vente 
Nandbpunfte, wie von dem einer politifchen Maaßregel, zu rechtfertigen im 
WM. Durch ben zweiten Abfchnitt des Gef. v. 14. Sept. 1811 war nimlih 
keinanderfegung zwifchen den Gutsherren und Bauern und eine Bigenthums: 
an Lehtere un in den: Landesiheilen angeorbnet, wo die Bauern, mie 
ern, für fih und ihre Familien gar fein erbliches und dingliches 
bäuerlihen Grundſtücken hatten, die Gutsherren unzweifelhaft alleinige 
der letzteren und in ber freien Verfügung über biefelden nur durch 
spolizeiliche Anordnung befhränft waren, wonach die Bauerhöfe 
ha Zirchen wieber befegt und diefe im präftationsfühlgen Stande 
mußten. 
Bengel einer jolhen landespolizeifihen Beſchränkung hat unter ganz 
Boehältnifien, 3. B. in Neu:Borpommern und Medlenburg, bei dem Fort⸗ 
BRandfultur zu einem fait gänzlihen Verſchwinden des Bauernflandes ge: 
ine Grfcheinung, die für die betreff. Preuß. Provinzen keinesweges als 
&.Bezeicimet werden foll, die aber doch zum —— Belag für die 
Uen Opfer dient, welche jene legislative Maaßregel den Gufsbeſtzern 
Ne aus angefonnen hat, ') ' 
eus alſo die ©. v. 14. Sept. 1811 und 31. Mai 1816 den Inhabern ber- 
m Nahrungen, an denen fie bis dahin Fein eigenes Recht Hatten, ein Bigen: 
achen, befanden fie fih von Haufe aus mehr auf dem Wege einer polis 
I, wie anf einem mirklihen Rechtsboden. Doch blieb das Rechte: 
senigfiens infofern gewahrt, ald eine fpezielle Berechnung der beiberfeitigen 
n an bem Hofe nad) ihrem Werth angeorbnet, und je nach dem Auerall 
ng Die nur ale eine vorläufige Norm Hingeftellte Abfindimg jedes 
wit Der Hälfte des Ganzen erhöht und vermindert werben fonnte. Gleich⸗ 
in jenen Provinzen ſelbſt die Cigenthums⸗Verleihung an bie Bauern flete 
bern Lestern auf Koften der Butsbefiger gemachtes Geſchenk angeiepen 
das namentlich bei den Tagelöhner-Zamilien, die in völlig ähnlicher Weiſe, 
Bauern ihre Wohnungen und ihren Garten und Rortofelland mitihweije 
En, fyen lange vor dem Jahre. 1838 zum Neid und zu gleichen Anſprüchen 


en | | 
Banzen und Großen ift indeß jene Maaßregel ſchon laͤngſt vollfiändig 
hrt. Ihr Zwed iſt infofern vollkommen erreicht, ale ein ſelbſtſtaͤndiger 
and auch in jenen Provinzen erhalten und gefhaffen iſt. Je mehr dies 











Dergl. Hierzu die Note 3. oben ©, 585. 








Werths vorweg erhalten, und alfo durch biefen Raub an bea 
Anderen beſchenit werden foll, — das erflärt fi nur durch d 
welde in der Preuß. Landeskulturs Gefepgebung und in beven 1 
fortwährend mit dem Prinzip der Berechtigfeit geimpft, umb i 
und Begrifföverwireung des Jahres 1848 endlich den Sieg davor 

Diefe Anfiht iR diefelbe, welde die franzöffge National: 
Auguft des Jahres 1789 bei ihrem Beſchluß über die unentgeltli— 
fogenannten Yeubalsafen leitete, und die davon ausgeht, daß ı 
yunerln die Bauern —* und volln andigete Redte an ihre 
jabt hätten, daß ihnen dieſe damals dur die größeren Gutsbeſit 
Weife befhränft und genommen, und Laſten und Abgaben aufgı 
daß die gegenwärtige Örfehgebung diefes vermeintliche Unrecht d 
machen müßte, daß fie den größern Gutsbefigern einen Theil ihre 
ihrer Rechte nehme und fie den Bauern fchenke. 

Wäre nun auch jene vorausgefeßte Thatſache hiſtoriſch wirkt 
weisbar, wie fie es aber in ber That nicht if, fo würde jene 
jedem gefunden Rechtoprinzip und mit jeder Feſtigleit des Rechts, 
im fhreienditen Wiberfprud ſtehen, da die wirllichen Kechtsnachf 
Gi Beihäbigten und jener vermeintlihen Velgäbiger gar nigpt 
find, und der Gefeggeber und der Richter jeden Boden zur Er 
zuſtandes verliert, wenn er folden nicht fo annimmt, wie er 
noch} nadweisbaren Redhtequellen gebildet hat. 

Leider läßt ih aber gar nicht in Abrede Rellen, daß jen 
Kohn influß auf die Gefeßgebung, die Midter und au 
ſelbſt geweſen if. 

Nur aus ihr laſſen ſich eine Reihe von Beſtimmungen bes 
1850 erflären, bie offen das Cigenthum des @inen zum Giger 
machen, und weit über das Jiel hinausgehen, das bie frühere Lu 
jebung ſich gefteckt hatte. Ihre Aufzählung würde hier zu wei 
179 er anderweit Gelegenheit dazu ergeben. 

So tief man 6 beflagen mag, baß in ber Preuß. Geſeb 
At vorgefommen ifi, fo wenig kann man e6 ſich jedoch einfallen 
teres eine Rüdnahme ber eingetretenen Reitsurlspungen anzı 
durch das erlaffene Gefep Rechte erworben, deren Wiederaufhe 

ai 1a nie wand mimaht 


Nurecht nit Inmaht Fühman a —* 
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Die Vorlate betrifft zunaͤchſt und hauptſächlich die ſchon ahberweit vielfältig 
m gewordenen und von dem Pommerſchen Provinzial⸗Landtage lebhaft zus 
He empfohlenen Uebelſtaͤnde, die in ber dortigen Provinz daraus entſtanden 
Jaeß die Inhaber von Zeityachten auf Grund bes $. 74. sine Gigenihumss 
wg in Anipzuch genommen haben. 
G. v. 2. März 1850 geht nach feinem Wortlaut und nad) dem Iuhalt 
zialien entſchieden von ber Abficht aus, ben Anſpruch auf die fogenannte 
weiter auszubehnen, ale er durch das G. v. 31. Mai 1816 beftimmt 
will folgen wechr auf bas zurüdführen, was im ©. v. 14, Sept. 1811 
war. Da aber das ganze Rechtsverhäͤltniß, wie oben nachgewieſen, 
ichen Begründung entbehrt, fo iR es natürlich fehr ſchwer gefallen, 
wBllig Faxen und zutseffenden Ausdruck für bie Abſicht bes Geſetzes zu fin« 
es find auch in andern Provinzen Fälle vorgelommen, wo —8 die 
ber Betheiligten und die Entſcheidungen ber Behoͤrden über bie wirk⸗ 
t des $. 74. Hinausgegangen find. 
bat ih daher nid die Frage vorlegen müflen, ob das vorges 
Geſetz das vorliegende Bebürfnig erſchoͤpfen werde, und sb uidht für dis 
i nen, außer Pommern und dem Danziger Regierungs⸗Bezirk, diefelben 
eftimmungen vorzuſchlagen wären. 
exe if bie Frage angeregt, ob nicht biefelbe Beftimmung für Ober 
we ähnliche Rechts⸗Verhaͤltniſſe flattzufinden ſcheinen, auszubehnen fein 
Ee if jedoch hiergegen eingewenbet, daß nach ber dortigen Steuer⸗Ver⸗ 
e für Bommern zutreffenden Kriterien den gleichen Swed für Ober⸗ 
nicht erreichen und baber beflen Ausdehnung auf diefen Landestheil eher 
weite mügen werbe. Der Anitag if daher zurüdgenommen, nachdem ber 
u auf en — an ı boß bas — — 
eſtan eswegs für voͤlli e en ,. vielmehr exeit fein 
eite . Vorlagen —— inſoweit Pr eng liches Bu 
andere Provinzen und andere Mechtsmaterien ergäbe und die Mittel 
auverläffig ermitteln ließen. 
man hiernaächſt in die fpezielle Berathung bes Geſetzes einging, warb 
chrift zwar bemängelt, daß ſich aus folder nicht ergebe, daß ein Theil 
bes Geſetzes nur fir Bommern und den Regierungs s Bezirf Danzig, 
K-für den ganzen Bereich des Gef. v. 2. März 1850 gelte. Ban übers 
Hoc, F die Ueberſchrift nichts deſto weniger ſprachrichtig ſei, auch 
hen Zweifeln Anlaß geben koͤnne, und empfichlt daher deren Ans 


den 8. 1. des Geſetz⸗Gntw. betrifft, fo wird bie vorgeſchlagene Beſtim— 
fo weit die Kommiſſions⸗Mitglieder daruüber Ermittelungen anzuftellen irgend 
Paste find, dem hervorgetretenen Bedürfniß Abbülfe verichaffen.: Der: 
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find fämmtlihe Behörden ber dortigen Landestheile. Ueberdies fchließt 
e Faſſung in ber That dem entfprechenden $. 35. des Gef. v. 14. 
Wehe an, wie der $. 74. ſelbſt, und fcheint alfo der eigentlihen Abficht bes 
B mehr zu entiprechen, als der Iehtere. Aus allen diefen Gründen empflehlt 

on einflimmig bie unveränderte Annahme des $. 1. 

den $. 2. find von einer Seite Bedenken erhoben worden. Das Sach⸗ 

6 ſcheint folgendes zu fein. 

lenn ein Geſeß wie das v. 2. März 1850 ergeht, welches bie Inhaber von 
n echten zu deren Abtretung ober Unwandelung nad gewiſſen vorgefchries 
Wormen, aud wider ihren Willen, verpflichtet, fo bringt es die Natur eines 
. jebenfalls einen Eingriff in die Strenge des Privatrechto enthaltenden Ger 
Merbinge mit ich, daß es bei ber Beurtheilung ber Frage, ob ein Rechtes 
mis den Beſtimmungen bes Gefepes zu unterwerfen fei, an fi nur auf bie 
ms anfonımt, die das Geſetz felbit dafür aufftellt, und daß die Quelle der 
B betroffenen Rechte gleichgültig if. Infofern kann man, wie bei den Kam: 
whandlungen des se v. 2. März 1850 mehrfach gefchehen, mit Recht fagen, 
w $. 97. eigentlich gar nichts Neues, fondem nur etwas fih ſchon von ſelbſt 
endes enthalte. Auch würbe eine ſolche Argumentation volllommen zutreffen, 
nes ©. v. 2. Mir; 1850 ein ganz neues, die betreſſenden KRechtsverhaͤltniſſe 
na orbnendes wäre. 
»as iſt aber nit der Fall. Die Stantsgewalt hat ſchon früher ganz auf 
Den Rechtsgebiet Geſeze zu einer zwangesmweifen Auflöfung bes (ogramanıen 
a-Rultur⸗Geſeßq. BB, I 40 


Fa 


1816 ed thaten. Auſ Brand diefer Ichteren find daher Auſprach⸗ 
—8 nach iR Befimmungen des ef. v. = at 4 
würden, und dabei foll 5 Pe A *8 bes $. 7 ‚mb @ 
8. 2. de6 gegenwärtigen & en bewenden. 

Der 5. 2. des Tepteren a * en Een File im . Ange, wo 
ber allgemeinen Faſſung des $. 97. de en herleiten wollen, daß am 
Inhalt folgen Judikaten, und ber Juhalt von feldhen SIE 

nicht mehr everbindlich fei, durch welche nicht ſowohl der Ra 
ie na den damaligen Geſetzen antrlannt, als viekn 
—34. ——A — allgemein und ſelbſt wit Ncſich auf tüı 
e 


Fr 7* und lien Misurekändnifen des $. 97. will ber | 
e 


5 roh ir oben entwickelten Bedenken nur wenigen Untia 
miſſion fanden, fe wurde auch der F. 2. wit allen gegen eine | 
nahe — 
*8 hat zu feinen Ausfelungen Anlaß gegeben, und ı 
falls zur ahme empfohle 
c) Der Bericht ter Norar-Rommifflen ter N. 8o 
April 1853 (Drudf. Ni. 822.) Spricht ih in folgender Ar 
Zufolge Allerh. Ermächtigung v. 21. Gebe. c. hat bie K. € 
ber Kammer den Entwurf einer Del. ber 58. 74. uns 97. bes 
Ablöf. der Reallaften und bie Regulirung der gutöherrl. und bäı 
v. 2. März 1850 zur verfafungemäßigen —— * vorgele; 
Entwurf der unter zeichneten Kom. zur Vorberathung überwiefen w 
Gleichzeitig liegen der Kom. 3 biefen Gegenfland betreffend 
der wit jenem Entwurf in angeblicher Verbindung flehende Autre 
Braemer und Genoſſen zar Berihterflattung vor. 
Bei dem Bintritte in die allgemeine Debatte glaubte mar ; 
d tage einer näheren Brörterung. unterwarfen zu mäſſen. 
4 die Beflinmungen der. 89. 74. u. 97. bes Wldf. Gef.. u 
wegen ihrer wenig präz bien Fafſung dem Interpreten einen große 
währen, laßt fich ſchon a priori nicht verlennen. 


©. Ti ı 


ze —— 4680; bet. Ver alblot x⸗ (STAR: a2 


denn mad den BRetiven des Gut. im 
x —8 —* in ben leg, Bezitken Stettin, Ket Mr 
Ir vas Bediefniß einer Deilaration des $. 74 in fofern 
£ en, ls man. bier unter dem Schute ber ungenauen und barum 
fing des eben erwähnten Paragrapfen jewohl im Provalations au 
mit Anſpruͤchen auf a ra Brkihung auch bei ſolche 
* iſt, die nur durch 3e n ben wi 
T 6 wiberrufliden, jeliweifen Girls werben. 
foldje: Webelitände, wie ſie in ben Dein. ber Berlage 
nn bargetl = Ben und da überbies A durch Die biefen — 
T die von Be een, der Kom. er 
bee Pd ” jert wird, Be he —— —8 
und: jebenfalls noch — fol — Bee ih Reken, Bar 
iniffion einftimmig der At mot, da gende Bebürfuig sin 
bes $. 74: für die Reg. Bezii X — und Dt Auen 


fand der aus dem Schonfe ber Kommiffion hei ıgene Matı 
te Dell. auf alle Landestheile —J in wi das G. v. 
ültigfeit hat, Teinen Aullang bei it ber Kom. Müglieder, 


einmal um defhald nicht, weil man fd überzeugte, daß der von. ber 
Sans ho. nur eben für die Berhälmniffe in den eg. Be; Giekig, 
ig paſſe, fobann und vorzugsweile aber um ve nit, weil 

r is Be — — 1) wirkt et is foldie 7 * 
je gebachten gie jergefreien,, nor nötbigen s 

* üm beurtheilen * — in weißer Beife ver 8. 72. zu — — 


3 eh möglidherweife auch anderwärte ſich fühlbar madenden 
vorzu 
fo Wwurbe der herauf formitte anberweite Mntrag: die fraglicte Deflasas 
vor: 18 noch auf die Meg. Bezirke Oppeln und Marienwerber auszus 
der Mehrheit der Kom. Mitglieder — indem man cheils auf 
h Gründe zurüdging, theils von dem bei der Beratung bes 
amwefenden Meg. Rommifarine, ohne daß er Widerſpruch erful 
iiefen wurde, bafı sinerfeits grabe in Gchlefen Die qutäßerrlig-bäurrs 
gen mit großer Leichtigkeit don Staiten er m erhebliche 
MRegulieungsfähigfeit der eingefnen Stellen 
halb auch die ſchieſiſchen % jörden das Bedürfniß Fe 
andererfeits-im Meg. Bezirke Marienwerber noch infofern eine 
et vorliege, als dor das &. ». 14. Sept. 1811 wi überall 
in 
ben 6. 97. Is c. betrifft. fo — man anerkennen, daß derſelbe 
unflaren Faſſang leide, ais der $. 74. 
lich aus. den bei Emanstion des Gef. v. 2. Mär; en 1850 
Yan namentlich ‚aus den Neußerungen des Reg. Kommifla: 
er I. KR. v. 5. Dec. 1849 (cf. Kenser. Ber. 
nt ift, geht die Abſicht des g. 9° taigli Yahın, Die Bchte: 
en Willenserflärungen, ber Werfährung und der Juditate nur 
t — zu 'erflären, als daraus die Unablos barkelt ſolher 
Be die Nicht: Regulirum stähigtelt felder landlicher Stellen 
werden foll, welche nach den früheren Beimmungen unablöebar, 
# gegulirungsfähig waren, bie die Vorfhriften bes ä 
ablösbar, rei. —— grmanbın. find. 
gedachten Redhtstitel hier nur inſowe gefent find, 
— ae —— —* in harten des 
forderniffe zur Me urungs fühigleit abgegeben, refp. ergangen 
dent Wortlaut de6 $. 97. aflerding —— 
und u lann daher woher mi 12 en hr} ee *. ‚den ehem Ken In 
bern von dem m Geritehof (ei iv bie dandes⸗ 
». 5., ©. 243— 53) bie ber ferien Willenserfläs 
und der Jubifate in ber vorliegenden Materie überhaupt 


ee —S aber ſelbſtredend bie Meitebehämbigfeit aller 
nt Berhälmnife und das Vertrauen in die Gültigfeit alles prinatschhtligen 
40* 
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Infiitutionen auf bas' Tiefe erfehättern und wurde Daher ber | 
eg 8 Ron VRR tinſtinmig He a6 
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für angemeffen gehalten und endlich auch die Bafung des $ 3. jet 
Siar mie in eine eltin der Mbgkrknten Scpoky u @rl 
ſchlag gemadht, den Ießten $. dahin zu faffen: 
„Bei den vor Crlaß des gegenwärtigen Geſetzes rechtsgültig anf 
Regulirungen, welche den Beitimmungen deffelben quwiberlauft 
fein Bewenden. Dagegen findet diefes Gefep auf alle ned) midt 
entfghiebenen freitigen Fälle Anwendung, uberhaupt auf no® 
geführte Regulirungen, wenn auch über die Regulirungetej 
den Beſtimmungen diejes Geſetzes zuwiderlaufendes, rechtokräſa 
miß ergangen fein follte, in welchem Wale event. über die Re 
fühigung dach Manpgabe diefes Geſedes anderweit verfahrm 
werden muß;“ 
allein biefer Vorfhlag wurde als zu weit gehend und mit den Prinzipien 
Gefeggebung nicht wohl vereinbar verworfen. 
Demnady befindet fi) die Rommilfien in der Lage: 
der Kammer die Annahme der in Rede ſtehenden Gejep:Berla, 
änderter Form zu empfehlen. 

Was aber fhließlih den Antrag der Abgeordn. Braemer und 
(Nr. 174. der Drudl.)'), fo Hat fih die Rom. zwar für verplt 
deffelben hier gu gedenken, weil er ſich ausbrüdlid als einen eventnt 
au der vorfiehend berathenen Reg. Vorlage anfündigt, im Webrigen | 





1) Die Abgeordn. Braemer und Gen. hatten naͤmlich felgn 
(Dendf. der 1. R, Nr. 174.) gefellt: 
„Die Kammer wolle befäliepen: 
„für den Ball daß fie den oben bezeichneten oder irgenb einen ande 
„änderung des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 gerichteten Gejepes:® 
„mehmigt, — gleichzeitig auch nachftehenden Gefeg-Entwurf anzuncı 
„8. 1. Die Veilimmung im dritten Abſab des $. St. des 
„v. 2. Wärz 1850, 
wonach der Gutsherr einen Ueberſchuß des ermittelten jährl 
betrages feiner Verpflichtungen über ben jührligen Bra 
pllchtungen des Stelienbetigers siät yu vergüten braudt, } 


We 2 März 1850, betr. die MM. 3; (5.74). :° 630 


FJedes nähere Angehen auf denfelben an biefer Stelle für unguläffig, und 
er um deshalb für nothmendig, weil dieſer Antrag und hie 
in ber That durchaus nichts mit einander gemein haben, indem. ber 

son Braemer und Genoffen eine Henderung bes Gef. v. 2. März 
rebt, während die Ren. Borlage nur darauf ausgeht, die bei Gmanation 
edes gehegten Abfihten außer Zweifel zu ſtellen, mithin von 
g des up weit entfernt if. 
erch diefe Deklaration ift bauptfächlich beabfichtigt, die Reguli⸗ 
Peliateit der auf dem Areal von Nittergütern vor Publikation Yes 
. 9. 14. Sept. 1841 gegründeten und in Zeitpacht gegen Geld 
Biimeife gegen Dienfte ausgethanenen Fleinen Vorwerke aussufchließen. 
De in fofern auf die Analogie eines Merkmals der Negulirungsfihig- 
der Dell. v. 29. Mai 1816 zurück, als fle ald Kriterium derfels 
Nachweis erfordert, daß zur geht der Verkündung des Ed. v. 14. 
Br für die Stelle felbſtſtaͤndig eine an ihr ruhende 
ar ten Staat zu entrichten war, ohne jedoch andererſeits die Re⸗ 
































Ahigkeit davon abhängig zu machen, daß der bänerliche Wirth 
- Steuer oder fleuerartige Abgabe an die Staatölaffe übernommen 
Meer Habe; es genügt, wenn nur überhanpt eine Steuer für vie 
nahe ift, auch dann, wenn die Entrichtung vom Gutsherrn gefchab. 
* Zuſatz, daß als eine ſolche Steuer im Regierungsbezirke Dan⸗ 
ur das kataſtrirte Schutzgeld zu betrachten fein ſoll, beruht auf der 
29. 5. Juni 1772, betr. die neue Kontributionseinrichtung in Erme⸗ 
s. „befiger fi vielmehr mit der Kompenſation der gegenfeitigen Berechti⸗ 
n„gengen und Berpflichtungen begnügen muß, — .. 
Betr Hiermit aufgehoben; 
„8. 2. Vielmehr muß auch vom Guisheren für einen folgen Ueberſchuß 
x Berpflihtungen dem Stellenbefiger Entſchädigung nad Vorſchrift des 
54. gewährt. werden. . 
5. 3. Diefe Beftimmung findet auf alle gutsherrlichen und baͤuerlichen 
Urungen Anwendung, in welchen bei Verkündigung biefe® gegenmärs 
Bu Sefenes bie — noch nicht nach Inhalt des g. 100. des Ab⸗ 
| zuge. v. 2. März 18 3* rechtsverbindlich feſtgeſtellt iſt. 
— otive. 
Aice Gtoats;R jetzt auf das Andringen einiger Gutébeſitzer 
Pommern eine el. des Ablöf. und Regukrunge:@kt. v. 2. Maͤrz 1850 
74. und 97. eingebracht, welche aber vielmehr eine Abänderung unb 
e Beſchraͤnkung ber den bäuerlichen Wirthen in jenem Geſetze zuge 
ei anf Cigenthums⸗Erwerbung enthält, obgleich ein Bebürfnig dazu 
s fen ſcheint und obwohl felbft die Regierung wie bas Plenum der Zwei⸗ 
. Kammer in Uebereinftimmung mit der Agrars Kommifflon ber Ießteren ben 
per vorigen Gihung auf Petitionen bauerlicher Wirthe eingebrachten 
MWorſchlag wegen Abänderung bes $. 3A. deſſelben Gef. für gerecht, jedoch 
16 für bedenklich erachtete, weil das zwifchen ben gefeßgebenden Bewalten 
vielfachen Verhandlungen einmal vereinbarte ©. v. 2. März 1850 ale 
endlicher Abſchluß der Agrargefeßgebung betrachtet werben müßt, und ber 
wurd gebildete Rechtszuftand wie das Vertrauen und der Glaube zur Gef 
wung nicht von Neuem erfchüttert werben bürfe. (Vergl. den Ber. ber Agrars 
nme. v. 17. Ian. 1852, Nr. 50. der Drudf., und bie flenogr. Ber. über bie 
= if. ber II. 8. v. 26. Jan. 1852, S. 160-162), wie dies früher durch 
= Wieberholten, immer nur in dem Intereſſe einer Klaſſe erlaffenen Deklara⸗ 
was bes ©. v. 14. Sept. 1811 fo Häufig geſchah. 
© „Werließe die Regierung und die Kammer den noch im vorigen Jahre aus 
n GSrundſatz im vermeintlichen Intereſſe einiger Butsherrn aus 
mwmmern und vielleicht aus einem kleinen Theile Weſtpreußens, fo 
wegen doch um der gleichmeſſenden Gerechtigkeit willen bie hingegen ale gerecht 
Bar fcjon anerfannten Beſchwerden der bäuerlihen Wirthe aus ber 
E ufig und aus Schleſien in feinem Balle unberückſichtigt Kleiken.* 















630) Von d. Abldſ. ber Mraflaften, den Regulixungen Gen Che: 
83* en Rulm; —— ee def 


As onen ————— 
gezogen, ſondern nur mit den 





24. mai 


et. 
5) Bei der Anwendung tes $- 1. der Del o. 
die verfehledenen ——— wu 
1806, - 4814, beflandenen, Haupt⸗ H 
platien *8 wie die Art ihrer Veranlagung und 
in Ba ) mirhin Bolgendes re 


u, = — ————— = 


—— —— den Bez. — 


er — — ——— Berfaffang.mit Ver des d 
Kamin. und der fogen« Eonquetixten Orte, ferner. der wit 
une n0e Lauenburg und Btom 
og, ® * 
zo 
Reg. a; Stettin die zei Senken BIER 
ardt, Kammin, Greiffenberg, tz aig und 
andower, zu Alt-Borbommern, VA ei 
Demmin, Anklam, Uedermünde, Ufel ollin-- 
von Randower. 

Zu AAA. beſtand die Weftpreufifche Hauptfteuer in der Hui 
Domintal- Kontribution, welche 1) die Gutsherrſchaften 3) 
in ihren unmittelbaren Beſitze befinplichen ‚Hufen (wobei auch Zinfen, 
Dienfte der Unterthanen und fonftige Nebennugungen zum nid 
bracht), b) für die aus Dominialhufen gebildeten, zu nichterklide 
ten verlichenen Bauer» und Koffärhenhöfe, 2) die anderen Adern 
ten für die im Gutsbezirke belegenen, im Eigenthum oder erblich 
ter Wirthe befindlichen Hufen, — tie ad 1.a. mit 25, die adi. 
gleihviel ob auf Dominialland angefepten, erblichen oder mitt 
Wirte, mit 334 Prozent (die Köflmer bingegen zu einem ander 
entrichteten, wobei die mit Dienften und Zinfen ſeht belafteten ® 
deß in ihrem Hufenkontributions -Quantum berabgefegt, auch Brobt 
Abgaben beim Anſchlage abgezogen wurden. 

Neben der Hufen und DominialsKontribution beftanten: 

1) Schuggeld, worüber der $. 7. der Inftruft. v. 5. Ian. 
fimmte: 

„Die Gärtner, Hof: und Mietheleute, oder Ginlieger, fo bei ten 
Kellnern, Freien und Bauern, wie auf den Kirchengütern wehnen, k 
von ihren Medern nicht beſonders, fondern weil er ganze Hof berrik 










1) Bergt. hierüber Schimmelpfennig, die Preuß. bireften Stem 
wegen Wefpreufen ©. 161 — 174, Hinterpommern &. 293 u. 295. 4. 
insbef. S. 309. f. und auenburge Bütero ©. 315. fi., ferner Atsdeı 
©. 317. f. — 324; wegen Weftpreußen auch das Brevinzialreht „1! 
u. v. Strombed vd 1. ©. 178. u. Bd. 2. Abth. 2. ©. 136, ferne 
Grund Alerh. Ermächtigung vom 29. Mev. 1852. den Kammern gmd 
Tage betr. die Veranlagung und Erhebung ber Brundfiener von den Bi 
freiten und bevorzugten Grunbflüden S. 49— 51. S. 76— 852. neh der 
nachweifung A, es 6. 


ef: 2%: März 1850, betr. die Abloſ. m, (& 74. 6384 


fa kouiribuiren fie dem zur Hüffe, auf deſſen Hofe fie wohnen, müſſen jebock 
a ganz leiblichen Schutzgelde angefchlagen werben. Die Müller, Kifcher 
iſtigen Beute, die Keinen Acker, jedoch eigene Häufer haben, Vieh Kalten 
fon ernähren, Fontribniren auf eben den Buß, wie in Prenßen“.') 


Imßerbem fohten (laut $. 17. Inftr.) die auf dem Lante wohnenden 
werfes mit. einem gewiſſen Nahrungsgelde angefeht werten, und wurde 
snferenz= Brotofolle der Klaſſifikations⸗Kommiſſion v. 21. DR. 1772 
L. beflimmt: | 

be von den anf dem Lande wohnenden Handwerkern nach Proportion eines 
Derdienſtes, das Nahrnugsgeld auf 1—2 Thlr., wenn aber zugleich Dich 
ng wird, überdies der gewöhnliche Horn» und Klauenſchoß angefeht, wen 
as Kaͤthnern und Hauslenten, fo auf Dorfanger wohnen, der gemöhnliche 
and Soruſchoß entrichtet werben follte, wie denn auch die Inſt⸗ u. Mietbss 
den Bauern, welche eigne Fener und Heerb halten, das gewöhnliche 
zahlen, ingl. and, alle in den Dörfern fich aufhaltende Lopgänger und 
jer, die keinen Acer befigen nach Proportion 60 Brofchen bie 1 Thir. Kon⸗ 
entrichten ſollen. 


fi. der Ausführung wurde aber von der Beihuͤlfe der kleinen Leute zu 
der Hufenbeſitzer, desgl. vom Preußiſchen Horn“ und Klauenfchoß 
genommen, Tagegen laut Katafler und deſſen Beilagen überall 
> und zwar nad verſchiedenen Sägen von Ginllegern, Sigenfäug- 
andwerkern ober Krügern mit oder ohne eigene Kathe, von Schyä 
men Schafen und Urrendatoren, angefeßt und der 6. 7. der In» 
von 1772 vorzugsmweife auf alle Befigungen unter 
Jalben Hufe Rulmifch angewendet, welche nichtzur Hufen- 
shution herangezogen, fondern nur zu Schutzgeld veran⸗ 
jeden. Nach 4 9. Inſtrukt. v. 1772 hatten die Gutsbeſitzer für 
bution ihrer Hinterſaſſen zu haften. 
PER wurde das Schutzgeld nach jährlichen Konſignationen für Rech⸗ 
Staatskaſſe, hierauf in ten vormaligen Departements Bromberg 
mmerder (wozu ter Meg. Bez. Danzig und Theile des Meg. Bez. 
Werten), feit 1780 und 1786 von den Butäbeflgern für Ihre Rech⸗ 
Beben, wogegen fle ten damaligen Betrag deſſelben, als eine frixte 
, an den Staat abführten. In Bolge der Abgaben⸗Geſ F v. 
1820 fielen jedoch die unter dem Schutzgelde mitbegriffe⸗ 
BR nu, und Gewerbs⸗Abgaben fort, fo daß die Gutshern 
[4 






















Das von den Gruntbeflgungen veranlagte Schuggeld (Real⸗ 

Handfteuer genannt) unmittelbar einzuziehen und an die Stanfs- 
6 ua geiten, was hiernaͤchſt aber tefinitiv geändert wurde, in⸗ 

ge K. O. v. 18. Dec. 1834 und der Meffripte an die Regle⸗ 
‚ Danzig und Kdalin v. 25. def. M. u. I, daß Mealichuggefn, 
Ierichtigung ter Seberollen, v. 1. San. 1835 ab wieder mit den übri⸗ 
rundfteuern zugleich unmittelbar an die Stenerfaffe zu entrichten war. 
Intrag ver Preuß. Provinzialftänte wegen Aufhebung des Nealfihug- 
wurde durch den Landtagsabfchied v. 7. Moy. 1841 abgelehnt, weil 
ichußgeld zugleich Realabgabe gewefen, indem es von den kleineren, 
ontributlon nicht herangezogenen Örundbeflgern und den auf — 
:e angebauten Eigenkaͤthnern wegen ihres Land- und Hausbefltes ge⸗ 
worden. 

Die Trankſteuer, welche mit dem Schutzgelde unter der Benen⸗ 
runfirirte oder ſteigende und fallende Kontribution“ zuſammengefaßt 
2, {ft zufolge 8. 5. der Juſtt. v. 1772 auf Schanffrüge und Brenne⸗ 
‚ nad) dem Umfange reſp. des Debits und der Babrifation, angelegt, 


1) D. h. O ſtpreußen. 













Sue, ha. tn it 1774 und 1780. 
ufenfontribution als ein b 
(fände um den Grla 

dv. 17. Aug. 1825 und 
feuer als eine dem Grund und 
einen Einen Inogteenten 290 des Hufenfge| I 





d. 5. In Zulerims⸗ 
alte — —— — hung in 
— — 


— 





ha Kataſter hinſichtl. der fogen. Fleinen Stüde, Mühlen, erde 
Fifchereien ıc., auch der Kathen, dispenfktt. 

Die Inidunl- Veranlagung der Steuer auf die einzelnen Vanerfitl 
in Pommern ihre Schwierigfeit darin, daß daſelbſt unter Begünfimf 
älteren Bauer-Ordnungen von 1616 und revid. 1646 (f. allgem. Cinl‘ 
©. L. u. LI.), befonders feit dem 30jährigen Kriege, auch ned 
ganze Bauerdörfer und viele Höfe von Prälaten und Rittern miedt 
daraus gutäherrliche Schäfereien und Vorwerke gebildet, auch u 
Bauern auf Dominial-Fand verfegt worden. i) — In den Landen k 
burg und Bütow fehlte e8 bis 1756 am einem Katafter oder Hufe 
und wurde bei der Vereinigung mit Pommern zufolge K. D. v. Ü 
1776, Taut $. 11. des KommenbrationgsRezeffes v2, April und #6 
den 15. Mai 1777, der Hufenftand für die Nitterfchaft, vie die W 
davon im Ganzen mit der Beftimmung feftgefett: „Daß fle von jeder 
ten Klaffififation oder anderweiten Hufeneinrichtung, ſowohl im Sana, 
für einzelne Theile, befreit bleiben follten. 

Daneben befanden in Hinterpommern Vieh- und Zuftl 
Steuern, theils als perfönliche und gewerbliche oder Nabrunges, 4 
als auf Grund und Boten haftende Abgaben, feit 1708 zw 
freitung außerordentliche Ausgaben jedesmal beſonders Tauägefchrichen, W 





1) Bergl. Schtoarz Bommerfche Landtagegeſch ©. 770, Sanbtogeabiäit 
Reverse der Stände v. 1563. Dähnert's Urk»-Samml. Bo. 1.6. 4 
abfebied und Matrifel v. 1628. daf. und ven Auffab nebft Ausg r 
Entfcheid. über die Gteuerverhältniffe der Ländlichen Grundflüde in ta 
Pommern, Insbef. in den Landen Lauenburg und Batow in der Zeitfer MN 
vif Kolleg. für 2. K. Soden ®. 6, &. 805-320. 
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! u. 28, März 1718 aber dauernd eingeführt und neu segulit, welche 
| ten Kontributionspflichtigen "jeden Orts zu ihrer Erleichterung bei 
ribution überlafien, feit 1777 aber in mehreren Kreifen theils 
ut mehr, theils nicht mehr regelmäßig erhoben waren, bei welcher 
vanz es verblieb. limmittelbar zur Staatskaſſe find diefe Gteuern 
eingefordert, oft hingegen von den Gutsherrn eingezogen, mitunter 
ek Ueberlaſſung von Grundſtücken neu aufgelegt. °) In Bolge des 
mgef. v. 30. Mat 1820 ift eine Grundſteuer an die Stelle der Vieh⸗ 
aſchubſteuern, doch nur inſoweit getreten, als ſich die Zahlungspflich- 
na Beſitze von Häufern und Grundftücden befanten, und find neue 
ments nur in denjenigen Orten davon betroffen, in welchen noch 
ve 1820 Bieh⸗ und Zufchubfteuern entrichtet wurden. 

CCC. Bd ver Alt-Borpommerfhen Verfaffung kommen fol⸗ 
Abgaben in Betracht: a) Kontribution einfchließlih Marſch⸗ und 
Ren, Hofgerichtsgeld, Bortififationd- Steuer, Magazinkorngeld und 
BPenſen, b) Kavalleriegeld, c) Urbede, d) Neben-Modus und 
talfteuer. Die eingezogenen Bauerhöfe find nicht ſteuerfrei. 
folge Reglement v. 8. Sept. 1718 wurde bie, früher auch ſchon von 
erkern, Schäfern, Verwaltern, freien Leuten nnd Tageldhnern, zu 
Ddentlichen Landesbedürfniſſen erhobene, kurz vor der Preußifchen Er⸗ 
g, Altvorpommers aufgehobene Steuer des Nebenmodus und der 
talftener (eines Erfages für die 1669 abgefchafte Akziſe des plat⸗ 
nde8) neben der Sufenfontribution wieder zu den Königl. Kaffen 
b und daraus ein gewiſſes Kontingent zur Sublevation der Kentri« 
gebildet, im Jahre 1752 jedoch dieſe Hülfsſteuer der ritterfchaftl. 
Kadteigenthbumspärfer, ald Einnahme der Königl. Kaffe, erlaffen, da- 
MB Sublevations-Kontingent mit einem Pauſch⸗Quanium der Hufen⸗ 

ton zugefeßt, auch Yen Kontribuenten geftattet, diefe Steuern in 
Weife zu ihrer Erleichterung in ter Kontribution fortzuerheben. 
deſtaltete fich in ver praftifchen Ausführung, außerhalb ver Kds 
Örfer, das Verhaͤltniß fo, daß theils die Gutsherrſchaften jene 

& ſich einzogen, ohne ven Kontributionspflidgtigen teren Ertr 
ublevation bei der Kontribution zu gute kommen zu leſen theils 
ben⸗Modus vielfältig die Natur bald einer Grundfteuer, bald eines 
ſeldes oder eines Brennzinfes (Heidemiethe) angenommen hat. In 
bes Abgabengef. v. 30. Mai 1820 beflimmte darauf die KR. O. v. 
sit 1835, „daß, infoweit als der Neben-Modus und die 
talfteuer bisher die Stelle der Grundſteuer vertreten haben, flatt der⸗ 
sm 1. Ian. 1836 ab eine befondere Grund⸗ und Haußfleuer jur Staatöfafle 
Fntſchaͤdigung der Gemeinden oder Individuen, welche diefelbe bis da⸗ 
en) erhoben, die Forterhebung Den Butöheren und Kommunen aber 
pen Fällen geflattet wird, in welchen dieſe Abgaben erweislich als 
gennleiftung für eingeräumte Holz⸗, Streulingd- oder andere Gerecht⸗ 
nd nur irrthümlich als Steuern bezeichnet worden. Die Ausfondes 
se Grund- und Hausſteuer gefchab nach den Inftruftionen v. 14. 

16. Sept. 1835. 2) 


Bergl. hierüber das Erf, des Revif.s Kolleg. für 2. K. Sachen v. 2. Zul 
Beifchr. deſſelb. Br. 5. ©. 281. 

Bergl. über die Ausmittelung der Beſteurungsverhältniſſe ländlicher Stellen 
) &. v. 28. Juli 1819. (Königeberger Samml. S. 252.) wegen ber 
w GteuersKonftgnationen und der Beweisführung durch amtlich aufgeuom⸗ 
erzeichnifle; desgl. das R. v. 5. Nov. 1817. ‚(ebenbaf, ©. 334,), worin 
wird, baß bie Steuer⸗Regiſter der landräthlichen Behörden, wonach bie 
wirklich erhoben, die nächfle Duelle zur Srmittelung ver Thatlacıe Uhexr 








It * Kommifſton der IT, er zu 
oben ©. 596—597. 

Die 11. Kammer trat diefem Antrage bei. (Stenogr. Ba. 
1847. Bb. 3. ©. 1516. 

B. Die Kommiffion der 1. Kammer erachtete nur noch fi 
derlich, zur Vermeidung von Zweifeln, im Alin. 1. des $. Ta 
„find“ und „auch“ einzufchieben: 

„infofern fie vor ben dort genannten Zeitpunkten dd 
„Randen.“ 

Die l. Kine erklärte ſich hiermit einverftanden. (Stencar. b 
T. K. 1833. Br. 5. 28 ) 

€. Die. ae bat ſchließlich, auf ven Antrag ihrer Ro 
die von der I. Kammer befchloffene „oaffungeänberung genehmiger. ( 
Ber. ber II — 3b. 5. ©. 2755 ff.) 

II. De 5. betrifft nur einzelne Provinzen, nämlich: 

A. Rofen nebft dem Kulm- und Michelaufchen Kreife u 
Landgebiete der Stadt Thorn, alio die Landestheile des Gehie 
Gef. v. 8. April 1523, daſelbſt aber nun zweierlei befondere Are 
Gütern, nämlich: a) emphyteutiſche Güter auf beftimmte Jadıt 
Gefehlechtsfolgen, und b) Zeitpachtgüter. Beiden wir W 
aufirungsfäbigfeit obne Nüdjicht darauf, ob ſie der Gutäberrihaft 
oder abgabenpflichtig find, jedoch nur unter der Vorandfegung 
wenn deren Beſitzer in Steuer- oder fonftigen amtlichen Werzeichnifit, 
barien, Präftationstabellen, in Verleihungsbriefen oder Kontraften ab 
bäuerlichen Stantes (Stanchlopski) over die Vefigungen ſelbſt alt 








Beilenerung von Stellen barbiete, and ans mancherlei Keufignatiener # 
Mften der Negierung erheblike Data au entuchmen feien. 
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#e.von Leuten bäuerlichen Standes befeffen werden, mit gemein, provin⸗ 
lell⸗· oder ortsüblichen Benennungen bezeichnet fint. | 
B. Die ganze Provinz Preußen, in diefer aber nur alle auf be⸗ 
A Jahre und Geſchlechtsfolgen verliehene emphyteutiſche 
Miter, dieſe aber ohne irgend welche Ausnahme oder weitere Bedin⸗ 
Bug ' 
B:&6 Inüpfen fich hieran folgende Bemerkungen: 
4) Zu A. enthielt der Regier. Entw., wie bereitd oben ©. 634. be⸗ 
n, noch den Zufap: 
Bu den Bezeichnungen diefer Art gehören folgende Benennungen, nud zwar 
ber Sprache: Bauer, Halbbauer, Höfner, Halbhhfner, Meier, Halbmeier, 
Men, Kothſaſſen, Bäriner, Dannider, Ratayer u. f. w.; in pelnifcher Sprache: 
j kmiec, okupnik, pölrolnik, pölownik, pöllanik, polsiednik, chatnik, komor- 
kagrodnik, chalupaik u. ſ. w.” 
Defer Pafjus mar wörtlich, überhaupt aber die ganze Beſtimmung 
4 des $. 75. aus dem 6. 4. B. ad ]. des Regul.Seſ. für das 
herzogthum Poſen ıc. v. 8. April 1823 (9. ©. 1823, S. 50) über- 
en, und beflimmte aufertem das ©. v. 8. April 1823 megen An⸗ 
ung des Gr. v. 14. Sept. 1811 auf das Randgebiet der Stadt 
Biig (8. ©. 1823, ©. 74) im $. 4.: „daß für bäuerlih alle Acker⸗ 
sungen gehalten werden follten, weldye als f. g emphyteutiſche 
5 anf beflimmte Jahre oder Geſchlechtsfolgen mit oder ohne 
yeiß, nad) Ablauf der Friſt die Verlängerung des Kontraftd fordern 
‚ oder ald Laßgüter ꝛe., fei es zu erblichen oder nichterblichen 
} „wer zeitpachtweife von Leuten bäuerlichen Standes befeffen 


ze befchränft fich ver F. 75. nicht auf Adernahrungen. 
Auf ven Antrag der Kom. der IL. Kammer (vergl. deren Bericht 
74 — 76. oben ©. 596) wurde indeß ter zu 1. gedachte Satz des 
e Entw. zur Befeitigung etwaniger Zweifel darüber weggelaffen, 
Be [änımtliche angegebene Namen Kathegorien von Stellenbe⸗ 
u bezeichnen, indem in einigen Begenden unter: „Ratayer“ die Pferdes 
echfen = Knechte, und unter: „Komornif3“ die eigentlichen herrſchaft⸗ 
R. Zagelöhner verftanden werden. 
Dagegen ift der Zwifhenfag im lin. 1. des $. 75., „infofern 
'er Den dort genannten Zeitpunkten ſchon beftanden," zur 
eitung von Zweifeln, auf Antrag ter Kom. der I. Kammer 
«haltet worden. (Bergl. deren Bericht, oben ©. 600602). 
> Die zeitemphpteutifchen Güter im Großberzogthume Pofen, dem 
re und Michelaufchen Rreife und ten Randgebiete der Stadt 
"nn (mie aud) in der Provinz Preußen) bilden eine befondere Klaffe 
xungsfäbiger Güter, teren Negulirungdfähigkeit deshalb allein nach 
z. 75. zu beurtheilen iſt, und welche nicht regulirungsfähig find, fobald 
:er gegebenen Merkmale bei ihnen feblen. ?) 
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Ueber die Zeitemphyteuſen in der Provinz Preußen giebt das Erf. bee 
Kolleg. für 2 8. Sachen, in deſſen Zeitfehr. Br. 1. S. 352 — 364 
le Ausfunft. 

) Emphyteuſen, welche ähnlichen Beſchräänkungen, wie ſie der g. 75. des 
Gef. v. 2. März 1850. vorausfegt, nicht unterliegen, fallen unter den $. 
2. bes Be on 1850. Vergl. die Erläut. zum $. 2. Ar. 2. a. a. 
cben S. 2209 — MV.) 

eral. in Betreff ber Berechnung ber guteherrlichen Entfchäpiaung füt 
> werd bäuerlichen Wirthen zu zahlende Ginkaufsgeld bei Beitempnpfeufen 
eitpächtern bie Bemerkungen zum $. &0. a. Rr. 3, und das dar. angei, Su 


— 


636 Von t. Ablol. der Reallaſten, den Negulirungen u) Gent; Thellny 


"0 erkannt von den m. ons-Rollegium für Landıe«t 
eun: en unterm 23. —9— —* — —R 9 


* ‚Gründe: —— N % 
— en Heum in villäm: 
inla annorum conlinere debere,"“ 


nie Be, ku —— erſten 















doch bie 
da die Beſiher dieſer — — 
ah —* ne j 


1 —— lag! 


& des Regul. Ben. v. April an 







die in Rede fie ne war vom Bien 


fogar in ber Yllmachtöper jautlung von, 1847. Hätten fie fich als 
bezeichnet. Gütern Diefer Art fei in Gefeh ein befonderer $. ($. 75) 
weehalb fie unter den im $. 74. Begeihneten fänblichen Gtellen gar nl 
mirt, nur nadı ben Beringungen bes befonderen $. 75. Beurtheilt werden 
und von ihrer Regulienngsfähigfeit nach dem Gef. v. 1350. Feine Rebe fen 
wenn die Bedingungen des $. 75. a. bei ihnen nicht qutzäfen. (BZeitfer. MA 
Kolleg. Bd. 5. ©. 198, f. und Präj Samml. deffelb. S. 58. Nr. IR) | 

4) Die zeitemphpteutifche Qualität von bäuerlichen Stellen im Gril 
berzgogtbume Bofen läßt ſich aus einer im Verleibungs- Privilegien 
haltenen Zeitbeftimnung an ſich nicht berleiten, vielmehr ift eine 
wenn fonft die Merkmale der Eigenthumsrechte nicht ausgefchloftt 4 
namentlich die Stellen mit der Offiara belaftet find, auf die üblide? 
flätigung der Privifegien Seitens der Gutsberrfchaften und die biermit 68 
— geweſene Aenderung des Abgabenverbältniffes der Wirtht U 
ziehen. 

So erfannnt von dem Reviſ. Kolleg. f. %. K. S. unterm 4.9 
1853. (Zeitfehr. deſſelben Br. 6. ©, 254). 






Zu 88. 76— 79. 


1. Die $$. 76 bis 79., welche in dem Regier. Entw. vie fh 
bis 80. bildeten, find aus iegterem völlig unverändert in tab 
übernommen worten. 

A. Die Motive tes Regier. Entw. zu tiefen $$. lauten tab: 

Diefe Vorfchriften bezwecken lediglich eine Verminderung der Bye m! 





\ 


tenntniß des Revif. Kolleg; Hingegen mit zum auf bie frühere 6 
den $. 37. des ei. v. 8. April — fuͤr Poſen, und tie Erutſchend 
Beitfchr. des Reviſ. Kolleg. Bd. 1. ©. SR. 
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e Gerbeifäßeung eines volllommen geficherten Zuſtandes des Befipes; fie 
em fich hauptſachlich auf die ans ber Erfahrung bervorgegangenen Borfchläge 
treffenden Auseinanderſezungs⸗Behorden. 


» Die Kommiffion der II. Kammer bat fih in ihrem Berichte 
Ddermaaßen geäußert: 
), In 66. 77. und 78. des Entw. (jeht 65. 76. und 77.): 
Die Beſtimmungen der $$. 77. und 78. find von der Kom. einſtimmig an« 
men worden. Zur Vorſchrift des $. 78. If nur bemerkt worben, daß dies 
als eine weientliche erſcheint, weil die Verpflichtung der Gntsherrfchaft gar 
rbefegung der Stelle noch im Großherzogthum Poſen und in den übrigen 
ſtheilen in Betreff derjenigen Stellen beficht, welche weder zu den elgents 
Adernahrungen, noch zu den DienftfamiliensStellen gehören. (Art. 76. u. 
rer Dell. v. 29. Mai 1816.). 
‚ Zum 6. 79. des Entw. (jest $. 78.): 
der bier vorgefchlagene Präffufivs Termin IR von einem Mitgliede für zw 
wachtet und deshalb von dem Lebteren beantragt werben, flatt der Worte: 
„bis zum 1. Januar 1852," zu feßen: „binnen fehe Monaten 
„nach Bublicirung dieſes Geſetzes.“ 
Be ift jebech diefer Antrag abgelehnt worden. Die Majorität ging biebei 
ee Auficht aus, daß einestheils die Feſtſetzung eines nach Tag und Jahr bes 
tem Termines jedenfalls den Vorzug verdiene, weil die Friſt für den Cintriit 
schiefraft des Geſetzes eine verfchiedene ſei, und dies die Klarheit des Le 
weinträchligt (cf. &. v. 3. April 1846. ©. ©. ©. 151.) und anderntheils 
er an fich frhon ercevtionellen Maaßregel vorzugsweife Abweſende und Mine 
betroffen werben würden; folchen Perfonen gegenüber aber eine Fri von 
Monaten zur Geltendmachung der Regulirtunges ober Butfchäpigunge Ans 
e jedenfalls zu kurz ſei. 
) Zum $. 80. des Entw. (jetzt $. 79.): 
Ruf den Antrag eines Mitgliedes ift in Erwägung genommen worden, ob an 
* Worte „gegenwärtige Geſetz“ nicht vielleicht zu ſetzen fein bürfte 
nungs⸗Geſetz v. 9. Oft. 1848.” 
Die Kommilfion Hat jedoch andy hier dem Geſetz⸗ Entw. der Reg. beitreten zu 
mw geglaubt, weil fon dem Geſetze eine rückwirkende Kraft beigelegt werben 
u was, ſoweit ale nur irgend thunlich, vermieden werden foll. 


Ne II. Kammer ift dem Antrage der Kommiſſion auf unveränderte 

bme diefer 66. ohne Diskuffton beigetreten. (Stenogr. Ber. der II, 8, 
Br. 3. ©. 1546.) 

» Die Kommiffion der I. Kammer fand gegen die in Rede ſtehen⸗ 

— gleichfalls nichts zu erinnern und bemerkte nur zum $. 78. ($. 77. 


Infw.): 

ts wird bemerkt, daß diefe Bekimmung darum noihwenbig if, weil die Bflicht 
utsherrichaft zur Wieberbefegung der Stellen in der Provinz Polen in Ber 
er veguffeungefähigen, in den übrigen Provinzen in Betreff der nicht reguli⸗ 
äbigen Gtellen befiehet, welche weder zu ten eigentlichen Adernahrungen, 
a den Dienſt⸗Familien⸗Stellen gehören, und in den Normaljahren der vers 
nen Provinzen ale bänuerliches Land benngt wurden. 


uch das Plenum der I. Kammer iſt dem Antrage auf unveränderte 
hme dieſer F6. beigetreten. (Stenoge. Ber. der 1. K. 1848, Bd. 5. 
85 


2 
. Erläuterungen zu den 88. 76. 6i6 79. 
Zum (. 76 


er $. 76, enthält, in Verbindung mit den 66. 77. und 78., die Be⸗ 
ngen der fubjeftiven Negulirungsfähigkelt. 

) Beflger aus eigenem Rechte iſt derjenige, welcher den Beſitz eines 
dſtückes in der Abficht erworben und fortgefegt hat, über alle aus der 
affenheit des Grundſtuͤckes (der bäuerlichen Nahrung) fließennen Bes 
bte für fich ſelbſt zu verfügen. 





* — — 


die Eltern mit — Wise 

einftweilige Bewirthſe — der Stelle 

— — 
— —— 5c7 


—⸗⸗ 


n. Prij. Samml. 
Er —— iin 
‚Stellen als — 


"und Dienfte verda 
Na —* hie Grstigteit der Siete 
Urtel weiter: h 


Die es beim Tode ber Eltern und aim ‚Hinterbleiben minorenner 
halb zur Bewirthfchaftung des Hofes unfähiger Rinder, mit der Bewirthſch 
Stellen gehalten werden folle, beflimme der $. 637. 21... N. 8. 8. 
liege auch der Vormundfchaftsbehörde ob, bie zur Erhaltung des Guts für} 
norennen erforberlichen Maafregeln gu treffen; diefer allgemeinen Obferge 
hörde flche aber bie fbecielle, für Wälle der vorliegenden rt gegeben 
mung des $. 637. a. a, D. zur Seite, wonach ber Gutahert befugt if, Belig und 
ter Stelle fo (ange einem Anderen zu übertragen, bis einer von den Ül 
das zu deſſen Uebernehmung erforderliche Alter erreicht hat. Diefee 9 
niß entfpreche jedoch auch eine qutsherrliche Pflicht, bie unter anderem im $.M 
wonach den Vinorennen ber nethbürftige Unterhalt aus dem Gute gemäbrt m 
folle, einen Ausdruck erhalten habe. Bei dieſer Laudesverfaffung bewende 
Tange, bis diefelbe auf tem Wege des Ablöf.- u. Kegulir. Gef. v. 2. Min 
aufgehoben fei. Wegen ber Dinorenuität fönne den Kindern ihr Gekreit 
der Anfpench zum Hofe wicht willführlich entzogen werdeu. Indem der & 
dem Hof verpachtet, habe er thatjächlich von ver Befugnif des $. 637. 
gemadyt und fei erwiefen, daß ſich ein einfweiliger Nebernehmer gefunden 
Cine freiwillige Verzicbtleilung und Aufgabe der Stelle Füune in tem 
minerenner Grben, welche mit rechtlicher Wirfung ihren Willen überbaut 


1) Das Min. 1. des $. 76., foweit es biejenigen, welche nicht aus 
Nechte befigen, 4. B. Interimswirtbe, oder welche die Stelle von den eigen 
Wirihen gepachtet oder gelichen haben, von der Regulirung ausfchliept, call 
dent Art. 85. der Def. v. 29. Mat 1516. und vu ss. 6.08 m &i 
Bofen v. 8. April I x 

2) Bergl. hierbei die Ansführung im Ceutralbl. für Preuß. Jur 1M 
22., wonach der Gutshere nicht verpflichtet fei, im alleimigen Jutercht 
Minsrennen eine Interimswirthfchaft einguleiten, wenn Tänmtliche Geben ml 
fährig, zur Bewirthſchaftung des Hofes unfähig und fein Juterimewirth mi 
worben, in welchem Falle der Hof mit einem fremden Wirlhe befegt werden 
dem dann auch der Auſyruch auf Gigentiumsnerleihung zuftehe, 
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uch wicht durch konkludente Handlungen Außern fonnten, nicht gefunden wer 
md cine förmliche, vom Bermundfchaftsgericht beftätigte Entfagung in der 
wegen Veräußerung von Dündelgütern , fei nicht vorhanden (Zeitfchr des 
Kellıg. Br. 6. ©. 374. ff.) 


Bur 2 egrünbung des Anfpruches auf Cigenthumsverleifung einer 
ungsfäbigen laͤndlichen Stelle ift jedenfalls ein volfländiger redlicher 
erforderlich, weshalb ein folcher Anfpruch auf die Durch Einpflügen 
ngeeigneten oder gegen VBedlingung zeitweife in Nuzung erhaltenen, 


Iinugung des erſten Dünger aber an die Gutsherrſchaft zurückfallen⸗ 
Uchen nicht erſtteckt werben Tann. 

fannt von dem Revifiond- Kollegium für L. K. Sachen unterm 
m. 1852. (Beitichr. deſſelb. Bd. 5. ©. 153—154 u. Prij. Samml. ©. 56. 


k 

:Der $. 76. handelt nicht blos von den Anfprücen mehrerer 
ndenten unter fich, fondern auch von dem Anſpruche auf 
bumäverieihung eines WPrätendenten, gegenüber dem Gutghertn. 
die Erk. des Ob. Trib. v. 14. Dec. 1852. [Zeitichr. des Reviſ. Kolleg. 
©. 147 £). u. v. 13. Mai 1852. [a. a. D. Br. 5. ©. 266), desgl. dee 
Kolleg. für. K. Sachen v. 20. Jan. 1852. [a.a.D. Bd. 5. ©. 153] ). 
Wäßrend durch das Er. v. 14. Sept. 1811 und vie Dekl. v. 29. 
816 in Bezug auf die Defuaniß der Mennoniten zu Eigen» 
Berwerbungen im ge der Negulirung nichts geändert war), 
e $. 1. Nr. 12. des Abidſ. Gef. v. 2. März 1850 vie K. O. v. 
R. 1825 2), durch welche tie Mennoniten von ten Wirkungen deB 
@p. v. 14. Sept. 1811 ausgefchloffen wurden, aufgehoben. 
Hevifiond-Kollegium für L. K. Sachen hat demgeniß (in 
». 6. Aug. 1851) angenommen, daß Mennoniten die Verleihung 
umß ter von ihnen befeffenen an fich regulirungsfählgen Grund⸗ 
Grund des Abfchn. III. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 und 
ng der gutsherrlich⸗baͤuerlichen LZaften verlangen koͤnnen. 
cheidungsgründe bemerken: 

jenigen Landestheilen, wo bis zum Grfceinen des Ablöf. Gef. v. 2, 
. da8 Regulir. Ep. v. 14. Sept. 1511. galt, waren die Mennoniten 
ER. D. v. 13. Gebr. 1825. von der Regulirung ausdrücklich ausge⸗ 
. uf die Landestheile, für welche bisher das Regulir. Gef. v. 8. April 
Bültigfeit Hatte und zu welchem auc der Kulms und Micelanfche Kreis 
bezog ich dieſe K. D., wenigſtens ihren Worten nach, nicht. Auch ent: 
8 obengebachte Geſetz Feine derartige Befchränfung ber Mennoniten, So: 
se folche andı für diefe Laudestheile ans den allgemeinen den Cigenthums⸗ 
der Mennoniten befrbränkenden Gefegen, insbe. dem Ed. v. 30. Juni 
effen Dekl. v. 17. Dec. 1801. und der K. D. v. 24. Nov. 1803. u. 25. 
324. folgt, muß fie aber für durch Art. 12. der Berf. Urf. v. 31. Jan. 
ufgehoben erachtet werden. Dies geht auch taraus hervor, daß das jept 
a geltende Abloͤſ. Gef. v. 2. März 1850. nicht nur die Mennoniten von 
tirungsfähigfeit nicht ausfchließt, fondern im 8. 1. Nr. 12. die K. O. v. 
.. 4825. austrädlih anfhebt. Nun if zwar ein befonderes Geſetz zur 
ng der Berhältniffe der Mennoniten von den Im Jahre 1850. verfammelt 
a Kammern beantragt und auch von der Staatsregierung verheißen mot: 
£. flenogr. Ber. über die 37. Gig. der I. K. v. 7. Maͤrz 1551. S. 479 


—— 

















— 


Bergl. die Reſkr. bes Min. des Inn. v. 25. Mai 1520. m. 24. Aug. 1820, 
berger Samml. ©. 263. u. 264.). 

Bergl. dieſe den Reanlirnngsanfpruch der Mennoniten beſchränkende K. 
Beftpreuß. Prov. Recht von Leman und v. Strombeck Bd. II. Abth. 
dl. und in v, Kamptz Unnal. Bd. 9. S. 154. — Vergl. hierüber auch 
ses Landes⸗Kult. Geſetggeb. Bd. I. ©. 299. Zuſ. LVI. u. ©. 320321. 
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deffen Erf, in ver geuſcht Dt. 6. ©, u 
J für &. 8. Slen v. 28. le 1851 (a. «.D. © 
der Provofation von Nichtbeftgern auf Cigenthumsve 
— präfudigiell — zu unterfuchen, ob fle mit Recht oder wirern 
dem Beilge der Stellen gefegt worden find, und die ſe Frage na 
Zeit der Ermifflon gültig geweſenen gefeglichen Beſtimmungen 
urtheilen. 

Dies hat das Min. für landwirthſchaftl. Ang. in ten 
und 18. Ian. 1851 ?) (Beitfchr. des Nevif. Kolleg. Br. 4. S. 
anerkannt. ®) 

7) Indbefontere ift anzunehmen: 

a) daß frühere, vor dem Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 
Iupifate, welche den Anſpruch auf Regulirung rechtskräftig zu 





1) Vergl. $. 99. Alin. 4. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. 

2) Bergl. in Bd. 1. ©. 209. u. ©. 212. 

3) Der $. 74. macht zwar die erfolgte Wieberbefegung zur Be 
objektiven Regulirungsfühigkeit einer Stelle; derfelbe entfceibet ab 
über das fubjeftive Regulirungsrecht. (Vergl. das Ert. des Reviſ. K 
K. Sachen v. 20. Juni 1852. in deſſen Zeitſcht. Bd. 5. ©. 153.) 
daper den fubjeftiven Regulirungsanfpruch eines Prätendenten und ref 
weiß nicht aus daf feine perfänlide Entfegung von einer Stelle, bri 
objektive Kriterium der Wiederbefepung mit befonderen Wirlben in 
gungsfällen fi vorgefunden hat, unrechtmäfig und wibergefeplic gt 
Nur wenn Niemand mehr vorhanden, dem ein Anfpruch auf Gigenthun 
aufebt, darf von dem Outsherrn, zufolge $. 77., über bie Stelle frei » 
den. 6 enthält aber andı der'$. 77. den Zufag: „unbefchabdet 
dritter Berfonen“, fo daß die im $. 77. dem Outsherrn vom El 
legte Berfügungsbsfugniß, den aus Kontraften oder fonfl ermorbenen I 
herer Wirthe oder @röberectigter auf die Stelle niemals präjubieirt. 


ſ. w: 2: Mrz 1850, bett. die Abldoſ. ix. E65: -76— 79). GA 


IE ed dem Praͤtendenten nach der damaligen Lage der Geſetzge⸗ 
ı Deflarationen v. 29. Mai 1816 und 10. Juli 1836 und: der 
Juli 1827) in der einen oder anderen Beziehung an ten Gr» 
zur Regulivung gefehlt hatte, vem auf das Ablöf. Gef. v. 2. März 
ründenden Regulirungsanſpruche nicht entgegenftehen, indem vieß 
n neuen Hechtötitel auf Eigentbumsverleibung begründet, deſſen 
t lediglich nach den Vorausſetzungen dieſes neuen Geſetzes zu 


) 

jelbe gilt bezüglich einer früheren bloßen Verzichtleiftung 
rlihen Wirthes auf die aus vem Er. v. 14. Sept. 1811 
Eigentbumdaufpräüche, wenn viefelbe nur in der Anerfennung 
18 der gefeglihen Erforderniffe zur Negulirungsfähigfeit abgege⸗ 
felb dann, wenn derjenige, welcher dieſe Verzichtleiftung erklärt 
nicht mehr im Befige der Stelle befindet. ?) 
e gänzlihe Aufgabe Des Beſitzes des Hofes von Seiten 
zen Wirths Hat nur infofern die Wirkung des Berlufles der 
euen Titel des Ablöf, Gef. v. 2. März 1850 beruhenden, aus 
Ikenden Regulirtungsanfpräche, wenn der Aufgabe und dem Ver⸗ 
Hofes Seitens feine8 früheren Inhabers ein rechtlicher Akt 
nde lag, welcher auf Seiten des Wirthes die gefegmäßige Erle⸗ 
aes Beſitzrechtes an ter Stelle, und auf Seiten des Gutsherrn 
Ihige Erwerbung eines Dispofitionsrechtes über diefe Stelle, zu⸗ 
ur Zeit der Auf» und Zurüdgabe vefp. der Einziehung des Ho⸗ 
en gefeglichen Bekimmungen, herbeizuführen geeignet war. 
; folder, mit diefer rechtlichen Wirkung bekleideter Alt und Rechts⸗ 
mr derjenige anzufehen, bei deſſen Borbandenfein der Outöherr, 
jelner fpezieller Beftimmungen der Regulirungsgeſetze reſp. v. 14. 

und 8. April 1823 nebft Deflarationen v. 29. Mat 1816 und 
836 oder der oben gedachten Verordnungen wegen Einziehung 
menſchlagung bäuerlicher Beflgungen, von der verfaffungdmäßie 
lirungs⸗, Konſervations⸗ und Wiederbefegungspflicht der Höfe 
und demfelben vie anderweite freie Dispofition, wie deren Ver⸗ 


— — — — 


gl. die R. des Min. für landwirthſchaftl. Ang. v. 10. Febr. u. v. 16. 
(Zeitfchr. des Reviſ. Kolleg, Br. 4. ©. 29. u. 41., in ®b. I. 
209. des Werkes), desgl. das Erk. des Reviſ. Kolleg. für L. K. 
. 23. März 1852. (Zeitfchr. des Revif. Kolleg. Br. 5. ©. 244. ff.) 
247.) bemerft wird: „es habe durch das neue Geſetz für alle durch 
Regnlitungsaefehgebung unerledigten und ſchwebend gebliebenen gutes 
enden Berhältniffe ein neuer Titel der Cigenthumsverleihung gegrüns 
ſollen.“ 
F 8. 97. des Ablöſ. Geſ. v. 2. März 1850. und 8. 2. der Det. v. 


ch der Dei. v. 24. Mai 1853. iſt der 8. 97. des Abloͤſ. Bel. v. 2. 
. zwar dahin deklariert worden, dag Willenserflärungen und Judikate, 
e wor Derfüntigung des Geſ. v. 2. März 1850. tie Regulirungsfähigs 
Stelle ausgefchloffen ift, durch die Borfchrift des $. 97. des gedachten 
nfoweit außer Wirfamfeit gefegt find, als fie ausbrüdlich in Anerken⸗ 
angel® der geſetzlichen Erforderniſſe der Reguficungsfähigfeit abgegeben, 
peife ergangen find. Der im Terte gedachte Grundſat behält aber feine 
snch bei diefer befchränften Anwendung bes $. 97. Bergl. über den, 
Erf. des II: Sen. des Ob. Trib. v. 23. Mir 1852. (Eniſch. Br. 
5. zu II. und Seitfchr. des Reviſ. Kolleg. Bd. 5. ©. 244.); wogegen 
| I. gedachte Grundfab durch die neue Dekl. eine weientlihe Mori; 
ten bat. 

ltur⸗Geſetzg. Br. 11. 41 


N 
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ärz 1850 reſp. des Eininnge-so v. 9. Ott. l 
liche Einziehung zum Gutsareal noch nicht gefhehen, oder font 
ſchaffung des laſſitiſchen Veflgverbältniffes auf geſetzliche Weife 
men und die Stelle noch mit einem Wirthe befegt war, erwirbt 
Regulivungsanfpruch auf Grund des Ablöf. Gef. v. 2, März 18 
B. Im Bereiche ded Gef. für Poſen v. 8. April 1823 ma 
ziehung nur nachgelaffen 
a) aufolge $. 101. de8 Gef. v. 8. April 1823 und $. 12. 
v. 10. Juli 1836, wegen der nach vorausgegangener Gigentbumi 
an vie Gutöherrfchaft zurückfallenden odet durch neue Verträge 
Befiger erworbenen, alfo bereits regulicien Stellen, ohne tabel 
eine I2jährige Friſt gebunden zu fein; >) 














1) Vergl. das Grf. des Revif. Kolleg. für. K. Sachen v. 3. 
in vefen Beitfcr. Bd. 6. ©. 374. 

2) Die Anseinanderfegungebehörbe hatte in tiefem alle an Ste 
gierung die Voransiepung der Binziehung bes Hofes zu unterfucen 
ftellen. ($. 4. der B. v. 20. Juni Bir) 

3) Mithin nur vor Erlaf der V. v. 9. Juni 1619., durch welch 
gulirungsanfpruch für erblich erflärt it. 

4) DittelR Vertrags oder auf andere gefehliche Meife. ($. 32. 
14. Sept, 1311). Waren hingegen bei nichterklichen Höfen gegen * 
und Aufführung des bisherigen Nußnichers oder Pädhters mur noch ( 
gen zu machen, die nach der bisherigen Verfaffung ($$. 287291. 4 
7.) zur Grmiflion aus dem Befige berechtigten — (alfe auf Grmiffien 
echtefräftig etannt); — fo fonnte der Gutsherr (mach 8. 38. des! 
Sept. 1811. u. $. 5. des Gef. v. 8. April 1823. wegen Anwenbung d 
das Landgebiet von Danzig) nur cin anderes Enbjeft wählen, melde 
genihum übertragen wurde, ohne fich jebedh Kaufgeld ftipuliren zu türf 

5) Vergl. die Note 2. zum $. 74. ad Il. 2. (f. oben ©. 604 
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) wegen regulirungsfähiger Bauernahrungen, wenn zu deren 
ehung die Landespolizeibehörten vor Berfüntigung des Gef. v. 8. April 
in austrüdliche Senehmigung bereit ertheilt hatten ($. 5. Nr. 2. 
Def. v. 8. April 1823). 
dIn Betreff der Form einer Willenserflärung und Verzicht«- 
ung, an welche fi die Wirkung des Verluftes des Beflgrechtd, reſp. 
mb dem neuen Abloͤſ. Gef. v. 2. März 1850 geltend zu machenten Regu⸗ 
Wearfpruche nüpfen fol, hat das Ob. Trib. in dem Erf. v. 21. April 
ABeltfche. bes Rerif. Kolleg, Bo. 6. S. 406 ff.) angenommen, daß es 
ishung und Rückgabe eines Laß⸗ und Kultur-Bauerhofes an ben 
und Grundherrn eines ſchriftlichen Vertrages beduͤrfe, und daß da⸗ 
bloße gutsherrliche Kundigung und Rückgabe des Hofes zur Auf⸗ 
‚der Rechte des Hofinhabers ſelbſt dann nicht gend end fei, wenn 
iv lebenslaͤnglich eingefegter Wirth auch Feine Negulirungsan- 
am Hofe haben follte. *) 


VERS 


‚vb bie nach 66. 99. ff. des Gef. v. 8. April 1823, einzuſetzenden Hof⸗ 
kente bäuerlichen Standes fein mußten. 
MBenngleich das Ob. Zrib. a. a. D. ©. 409. tavon ansgeht, daß bie 
Juni 1819. wegen Erklärung einiger zweifelhafter Beflimmungen der Eh. 
: Gept. 1811. u. 29. Mai 1816. (G. ©. 1819. ©. 151.) die dafelbfi ans 
p. Bererblichkeit der Anfprüche auf Gigenthinnsverleifung nur auf vie zus 
te Gefepe für regulirungsfähig erklärten binerlichen Stellen befchränft, 
e nene Sukceſſſonsordnung binfichtlich der vor dem Abldſ. ef. v. 2. 
nicht regulirungsfähig gewefenen Stellen einführt, auch die Rechte 
ichen Wirthe an den inne habenden Höfen als rein perfönliche und 
acch der Gütergemeinſchaft nicht anheim fallende betrachtet, welche in 
n nach Maaßgabe der Bauer-Orbnung v. 30. Dee. 1764, bein Mans 
er Bachtverträge, in der Regel ale Ichenslängliche anzufehen; fo nimmt 
ib. doch an, daß auch ein dergleichen verfönliches Recht durch dem 
thatfächlichen Abzug vom Hofe ſelbſt dann nicht verloren gegangen 
auch vor dem 2. März 1850. durch ein Fontradiftorifches Erkenntniß 
gulirungsfähigfeit fefigeftellt werden, da ein folches Jubifat den Gutes 
zu einer willführlidhen Kündigung berechtigte, noch von der gefeglichen 
affungsmäßigen Verpflichtung zur Konfervation und Wieberbefegung ber 
Batbunden habe; zur Nechtsbeftändigfeit und Gültigkeit einer Verzichtleiftung 
kAufgabe eines Befigrechtes am Hofe fei vielmehr tie nach 88. 131. 134. 
f it. 5. und 8. 380. Tit. 16.3. I. A. 2. R. vorgefchriebene Form erfors 
v.gewefen, wobei auf $. 11. der Bommerfchen BauersOrbnung v. 30. Dee. 
gerwiefen wird, wonach der Bauer, welcher chne rechtmäßige Urfache vom 
geſeht worden, fich an die Landesobrigfeit wenden Tann, welche ihn wieder 
bat. Das in reditmäßiger Weife nicht erledigte perfönliche Necht zu 
Öfen gewähre nunmehr aus dem neuen Fundamente tes Abloͤſ. Gef. v. 2. 
4850. einen Regnlirungsanfpruch, welcher nur dann in einen bloßen Ents 
mmgsanfpruch übergehen fünne, wenn ber Hof inzwifchen mit einem andern 
e befeßt worben wäre. 
Bas Reviſ. Kolleg. für 2. 8. Sachen hatte dagegen in dem durch das 
srwähnte Erf. des Ob. Trib. abgeänderten Bräjudif. v. 24. April 1852 
Be. bes Hevif. Kolleg. Br. 4. S. 389. n. Präfudiz. Samml. deſſelb. S. 55. 
DL mach Analogie des 8. 648. 9. 2. R. I. 21., wonach „ber Beſitzer, ber 
Betertian des Grundherrn ift, dieſem letzteren das Gut zurüdgeben kann, 
ker temfelben fernerhin vorzuftehen ſich nicht getraut,” — melde Beſtim⸗ 
Megen Aufgabe des Rechts: und Befigverhältnifies an Kulturs und Laßgü⸗ 
ba generellen Befimmungen, die für Verzichtleiſtungen eine befonvere Form 
züeben, derogire —, eine beſoudere fchriftliche ober gerichtliche Form zur Auf⸗ 
bes bäuerlichen Guis nicht erfordert, vielmehr dem freiwilligen Abzuge in 
Eyoransgegangener gutshertlicher Kündigung bie Wirkung des Verluftes ber 
XX —— — beigelegt, dieſe Anſicht auch um ſo wehr in vera 
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1850 ergangenes vecptöfräftiged Erkenntniß, wonach de 
ſolchen Stelle für einen bloßen Zeitpächter erachtet um 
pur Räumung der Stelle verurtbeilt worden Ifl, verloren 
es Revif. Kolleg. Bd. 5., S.253— 270 u. Präj. Sammf. deſſell 

Dagegen bebt ein vor Tem 9. Dt. 1848 ergangenes 
den rechtmäßigen Beflg aus eigenem echte an ven Stellen 
an, daß, ungeachtet des bis nach tem 9. Dt. 1848, xefp. | 
tion des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 fortgefegten faftifche: 
diefen Beſttz allein Fein Re ullzungdanfpruch aus diefem Geſetze 
(Erf. des Reviſ. Kolleg. für &. K. S. v. 20. Ian. 1852 1), 
Od. 5. 8, 147 ff. und Präj. Samml. S. 57 Nr. 9.) 

11) Die Beftimmung im Alin. 2. des 6. 76. wegen 
des Zeitpunktes, in welchem der flattgefundene Beilg der | 
nem echte auch als ein rechtmäßiger vermuthet werden fol 
punft der Verkündigung des Siſtirungs⸗Geſ. v. 9. Oct. 18 
auf die Vorfchriften dieſes Iehteren Geſetzes, laut deſſen $. 
au nur eined Theilnehmers alle Verhandlungen über vie 
gutöherrlichen und bäuerlichen Verhältniffe, in welchen ver 8 
beftätiget ift, und Taut 6. 2. Nr. 3. von Amtöwegen tie bei 
Gerichten anhängigen Prozeffe über Exmiſſion Taffitifcher W 
den follen. ®) 


Källen aufrecht erhalten, in welchen fich der Bellb des Hofes I. 
zeitweifen und auffünbbaren Pachtvertrag gegrüntet Hatte. — 
Erf. des Reviſ. Kolleg. v. 30. März 1852. (Beitfchr. de 
225 - 227.). 

1) In dem durch dies Praͤjudik. entſchiedenen Falle waren 
gen ſaumſeliger Dienſtleiſtung fchon im Sabre 1847. zur Grm 


v. 2 März 1850, betr. die Abloſ. 3c, (86. 76-79). 645 


e Form des Verleihungs⸗ reſp. Wiederbefegungd-Bertraged ent⸗ 
r den sechtmäßigen Beſitz einer laͤndlichen Stelle aus eigenem 
t, und iſt namentlich, auch im Großherzogthume Pofen Fein 
er, refp. von der General⸗Kommiſſton beftätigter Wiederbefegungs- 
eit Verfündung des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 zur Begrün- 
Anſpruchs auf Eigenthumsverleihung einer regulicungdfähigen 
gruich; vielmehr genügt ein männlich abgefchloffener 


nmen von dem Mevifiond-Kollegium für & K. Sachen 
. 11. Juli 1851 und von dem Ob. Trib. per sent. v. 14. Der. 
tſchr. des Reviſ. Kolleg, Bd. 6. ©. 146 ff. u. Präj. Samml. deffelb. 
23 


.) 

m Schlußfage des Alin. 2. des $. 76. bleibt nur zu bemerfen, 
bere Beſitzer einer nichterblichen Stelle gegen ven Beſitzer zur 
ublifation des Siftirungs- Gef. v. 9. Oft. 1848 ein befferes 
Beflge und den Eigenthumsverleihungsanſpruch nur auf Ur⸗ 
ıden kann. 

m $. 77. 

a) allgemeine Bemerkungen zum Abſch. III. und die Exläut. 


Erläut. zu $$. 6. u. 7. des Ed. v. 9. Oft. 1807 (f. oben. ©. 


m $. 78. 

Präflufloen der Regulirungs⸗Anſprüche nach Naaßgabe des 
6. 77. (mit tem 1. Ian, 1852) trifft nur diefenigen Präten- 
be früherhin, vor Publikation des Gel. v. 2. März 1850, 
eife des Siftirungd- Gef. v. 9. Oft. 1848, Stellen befaßen, 
nehr im Beſitz diefer Stellen fich befinden, während für die 
anfprüche derjenigen, welche noch im Beflge der beireffenden 
, feinerlei Präkluflon wegen Geltendmachung diefer Anfprüche 

ſt. 


n 
icht auch das R. des Min. für landwirthſchaftl. Ang. v. 12. 
2) (Min. BI. d. i. V. 1850. S. 191. Nr. 244.) aus. 
Praͤkluſion bezieht ſich nicht bloß auf Anfprüche aus dem Ab⸗ 
2. März; 1850, fondern auch auf Anfprüche aus dem Ev. v. 
811 und der Del. v. 29. Mat 186. 

Präffufton trifft fowohl die Anfprüche gegen den Gutsherrn, 
inen anderen, gegenwärtig im Beflte der Stelle befinplichen 
izt mithin die beiderfeitigen Intereffenten gegen nichtbeflgende 


L. 
Anmeldung der Anfprüche muß reſp. bei den General-Kommif- 


—— - ..- _ - — 


ı würde ſich auch die Vorſchrift im Art. 84. der Dekl. v. 29. Mai 
3 Diejenigen Feine Anſprüche anf Ueberlaffung des Hofes haben, deren 
Rugungsrecht ſchon zur Zeit der Publikation tes Ed. v. 14. Sept. 
ae zechtsbeftintige Art gefündigt war, und noch mehr die Wirkung 
gungen auch bei damals nicht regulirungefähigen unerblichen Höfen 
nn der Befitz, der Auffündigung ungeachtet; bis zur Publikation des 
f. v. 9. Oft. 1848. fortgedanert hätte. — Vergl. auch das Erf. des 
[eg. v. 11. Juli 1851. und des Ob. Trib. v. 14. Dec. 1852. in 
des Revif. Kolleg. Bd. 6. S. 146-150. 

88. 74. ff. des Ablör. Gef. v. 2. März 1850. durch welche das ©. 
823. aufgehoben if, machen ten Anspruch anf a uf 
enz eines fchriftlichen Vertrages nicht abhängig. (Erk. des Reviſ. 
. Jan. 1852. in defien Zeitſchr. Bd. 5. ©. 147. ff.) 

m Bd. J. ©. 22. 
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flonen und ven landwirthſchaftllichen ——— 
den Bezirks geſchehen; durch Anmeldung bei andern Beh: 
Anfprüche nicht — Be 

5) Diefe Vratluſton Toll nunmehr (zufolge des Fe 
2) and im Bereiche des Regul. Gefeged dv. 8. } 
— reſp. ihren Erben zu ſtatten koͤmmen, für welche | 
gen Präflufton der Anfprüche früherer Beſtter — 
her Stellen im Großherzogihume Pofen, im ehemaligen 
helaufchen Kreife und im Landgebiete der Statt Thorn v. & 
(8. ©. 1846 ©. 219) eine folde Präffuflon in dem Ba 
fiat hatte, wenn fie felbft refp. ihre Grblaffer regulitungs 
jicpe Stellen eingezogen batten und fih zur Zeit der Provo 
Beſige diefer Stellen befanden. RN ! “ 

Dagegen jind, abgefehen von dieſem Balfe, die Reguli 
von Nichtbefigern bezüglich der mach dem ©. vo. 8. Ay 
gulienngsfähig erflärten Stellen reſp. wie Entfchädigung 
‚gen beren Entziehung, gegen dritte Befiger des Ritter 

em die Stellen eingezogen, oder gegen die befigenten 

iethe, ſchon nad) $. 4. des Gef. vd. 8, Behr. 1846 mi 
1849 präfludirt und erlofchen, wogegen aber \ 

die Anfprüche von Nichtbeſthern auf Stellen, ivelche ı 
Ka ef. v. 8. — — Bin en 

Islöf. Gef. v. 2. zegulirungsfäbi, färt | 
Fan des $. 38. fa und danach zieh * Anſprũ 
ſchon Keslfrumge fähig geivefene Stellen anferhalb des Be: 
v. 8. April 1823 in den übrigen Probingen, oder auf die 
Gef. v. 2. März 1850 regulirungsfähig gewordenen Stelle 
treffenden Landestheilen, erft mit dem 1. Ian. 1852 präfl 
loſchen find. 

D. Zum $. 79. 

AA. Hiftorifhe Vorbemerkung. 

Der Art. 73. der Dekl. v. 29 Mai 1816 beftinnmte, „d 
Auseinanderfegung noch nicht ausgeführt, es wegen ver N 
durch Ten Tod tes bisherigen Beſitzers erlenigten Höfe bei 
Verfaſſung fein Bewenten behalte.“ Danach verblieb ea 
Ranteötbeilen und Orten, wo Die unter Privatgursheren befi 
lichen Höfe in den Bamilien ter Befiger bisher micht erbl 
diefer Nichterblichkeit auch ruͤckſichtlich ter nach Tem Abſct 
dv. 14. Sept. 1811 und der Dell. v. 29. Mai 1816 für ı 
erklärten Stellen. ?) 


1) Vergl. in Br. 1. ©. 224. — Es erging dies Geſeh auf 
Provingialftände der Brovinz Bofen, indem bafelbft bei ber 
dem Jahre 1815. bis zum Grlaß der K. O. v. 6. Mai 1819 von 
fünbigungen und Gntfegungen eine eben fo grehe Zahl Prevofati 
befigern fpäter hervertrat, nachdem durch ausgeführte Regulir 
faffen über den Werth eines eigenen Befigthums tbatfächlich beleht 

2) Die Bauerhöfe in Domainen waren bereits zufolge N. 
1777. und Dekl. v. 25. März 1790. (N. C. C. T. VII. ©. % 
1790. und Rabe's Samml. Br. 2. ©. 29.) chue Ausnahme in 
bäuerlichen Wirthe dergetalt vererblich, daß, beim Mangel von 3 
Bittive, mit Webertragung des Beigrechts auf ihren qmweiten Gher 
and feine Wittwe Hinterblieben, die Brüder und Schweftern des 
ſiters erbbererhtigt zum Hofe waren. — Mo in den verfdieben: 
provinzialzechtlich und herfömmlich Grbberedtigung befand, flant 
gütern nur den Dessendenien, went. Ver Witwe bes Banermwirtkt 
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ſt die V. v. 9. Juni 1819 (G. ©. 1819 ©. 151) verordnete die 
lichkeit de8 nach dem Ev. v. 14. Sept. 1811 und der Dekl. v. 29. 
1816 zugefiherten Anſpruchs auf Verleihung des Eigenthums auch 
tlich der unter den Abfchn. II. des Er. v. 14. Sept. 1811 fallenden 
en Stellen, nach Manfgabe der Brovinzialgefege, event. nach 66. 
f. Zi. 21.361. A 2 R., mit Aufhebung aller die Befugniß auf 
? Nachfolge in bäuerliche Befigungen ausſchließenden Provinzialrechte 
betrug dieſelbe Erbberechtigung auch auf einen bei Erledigung des 
u Beſitzrechts in Bolge der Wiederbefegungspfliht vom Gutsherrn 
811 und 1816 eingefehten neuen Wirth. 
e da8 Großherzogthum Poſen und die mit der Provin 
reußen vereinigten Diftrifte waren durch die K. O. v. 6. Ma 
t . ©. 1819 ©. 153) nur Entfegungen der bäuerlichen Wirthe 
nf Grund gutöherrlicher Kündigung je: unzuläfftg erklärt, ohne. daß 
in tiefen Landestheilen auch erbliche Beſitzrechte an Bauerhöfen 
brt wurden. Erſt das ©. v. 8. April 1823 beftimmte im $. 10. 
| Unfähigkeit des bisherigen Nießbrauchers zur Fortſetzung des Ben 
nd demnächfligen Eigenthumsermerbung, in Folge Alters oder koͤr⸗ 
E Gebrechen, derfelbe unter feinen zur Annahme des Hofes tüchtigen 
e den Fünftigen Wirth frei folle wählen dürfen, und im $.88., daß 
ichterbliche Höfe auf die Descendenten des Beflgers und in deren 
gelung auf den Überlebenden Ehegatten, mit Anwendung der $$. 634. 
21. 35. J. A. L. R. übergehen, und diefe Beflimmungen audy ‚bei 
ſchen Rechten befefienen Höfen in dem Falie angewandt: werden foll« 
wau die bisherige Verfaffung wegen der Erbfolge (bei der es im 
w verbleiben fol) nicht fo vortheilhaft für die Beflger wire; fodann 
* 99. u. 100.. daß die zu retablirenden, ſowie die beim Heimfall 
Dutsherrn wieder zu befegenden, noch nicht zu Eigenthum verliche- 
körangen, ftets als erbliche ausgethan werden follten. 
K diefe Beftimmungen, fowohl im Bereiche des Ed. v. 14. Sept. 
is des Gef. v. 8. April 1823, befchränften fich indeß auf vie nach 
eben reſp. ihren Deklarationen v. 29. Mai 1816 und 10. Juli 
segulirungsfähig erklärten Nahrungen, erſtreckten fich mithin nicht 
große Zahl bäuerlicher Stellen, welche in Gemäßheit diefer Geſetze 
3 Regulicung außgefchloffen blieben. 


. Erläuterungen zum 9.79. | 
Dagegen verordnet nun der $. 79. des AbLöf. Gef. v. 2. März 1850 
Geheild die Vererblichfeit aller nach diefem neuen Geſetze 
„u. 75.) zu regulirenden Stellen, anderntheils b) die Vererbung 
aſprtuchs auf Verleihung des Eigenthums an ten Stellen 
elben Weife, als wenn dieſer Anfpruch durch eine audgeführte 
ınderfegung bereitö realifirt und der Lapbefig bereits in Eigen» 
übergegangen wäre — Damit hebt der $. 79. die bes 
nden Beſtimmungen, fowohl ver Provinzialgefeke, ald ter V. v. 
ke; 1790 über Vererbung der Höfe, ſowle der 66. 635. u. 636., 
2 ff. A. L. R. 1. 21., nebft dem Wahlrechte des Gutsherrn auf 









ft in feiner Wirkung, fofern nur noch irgend ein Inteflaterbe des 
enen Befigers exiſtirt, mit der Beſtimmung im $.2.Nr. 4. des Ab- 
J. v. 2. März 1850, betr. die Aufhebung des grundherrlichen oder 
tlichen Heimfallsrechtes, zufammen. Demnach unterliegen feit Pu⸗ 
K des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 auch alle Laßhoͤfe, bezüglich der 
—— und Erbtheilung, dem gemeinen Rechte; es gehdrt 

ß der Anſpruch auf Eigenihumsverleihung zur Erbtheilungsmaſſe, 
a8 Eigenthum der Stelle felbft, welches zuvor im Wege der Regu⸗ 
mus werben muß und, zufolge 6. 87. des Gel. v. 2. Mir, 


648; Bon d. Ablöf. der Reallaſten, den Regulirungen m Dem. Thellun 
1850, «enft mit dem © Zeitpunkie Ahrer Mnsführung with m 


er ) Deshalb muß aber auch die Fame 
ulirung Schulven halber, und felbft ob ſie 
jation geftellt werben Fönnen, verneint werben, !) 

— —— auf Grb-, Grund» um —— 
Die Die — ae n ae fann vor der 

Buflmming TER Kir fee anc ug" 








* 5 R. bes SutiMin, v. 2, 4 * 
Motive auch jet noch als richtig ancrtaunt 
u —9 TE 26. nnd 19, Spt. 1831, J PR 
> 2) Verl. Var R. v. 3. Iuli 183. (0 — S zer 
ee 
mei ki en 

ASt Or 3% Bike 1600: Bee Aegellungsanfprud, verecht nahe 
wenn die Stellen, Eigentham * waren 
— zum $.1. bes Band.efullur&d. vom 14. Sept. 181. 


BE nach $.37. des abldſ. Gef. n. — — 
der Stelle — erft mit dem Beitpunfte der Ausführung der 
Fi und nach $. 90. a. a. DO, hauern, wie 
35 zum Grfage der —* al ale üncaen 
eile —— * —E—— —,— fort. Gin Gigemthumeredn 
er befigt der Inhaber vor ansgeführter Negulirting nicht; er Fan 
über bie Subflang der Stelle nicht einem Gigenthümer gleich dispo 
früheren Iaffttifchen Beige und Nugungsrecte IR une ber Anfpruc ar 
Gigenthumsverleihung hinzugelseten und nur biefer Anfpruch nach $. TUR 
nach gemeinem Rechle vererblichen erflärt. (Bergl. oben S. 129.). 
Da das Gigenthumsreht an der Stelle auch gegenmärtig € 
$. 87. des Ablöf. Öef. v. 2. März 1850, mit dem Termine, an melden 
gulicung ausgeführt wird, auf den Stellenbefiger übergeht, Te 
der bäuerliche Hof, jedenfalls fo Tange als der Stellenbefigeram 
und ber Zeitpunft der Ausführung der Regulirung noch nid 
getreten it, — überall, wo Gütergemeinfchaft Retifudet; ei in #o 
(cf. Fra Ordnung v. 30. Dec. 1764. Tit. IV. $.2., N. To. I. 
Nr. 93. d. 1764. u. Rabe's Samml. Bo. I. Abſh. 3 * En und im 
Bertogtbume Bofen, (f. Batent tweg. Einf. dr6A.L.R. v. 9. Ren. 1 
©. ©. 225. $. 12.), — fein Theil dieſer Gütergemeinfchaft ($. 363. 1 
1. 1.). In diefe lehtere fällt das Banergut während Lebzeiten tes 
erft mit dem Zeitpunfte der Ausführung der Regulitung ($. 87. dıs & 
März 1850). Sofern aber ber befigende Mirth auch Ne Ausführung nid 
fondern vorher verſtirbt, fo wird gleichwohl nach $. 79. a. a. D. ber 
rungsanfpruch bei der Erbtheilung zwiſchen Wittwe und Kindern eb 
handelt und zur Grbtheilungsmaffe gexogen, al® wenn ber Hof bereits 
Wirths Tode durch Wollziebung der Regulitung Cigenthum des —*— 
und in tie Gütergemeinfchaft mit feiner überlebenden Ehefrau hinein 
wefen wäre, — (menu nicht der Mirth fehen ver dem Geſ. v 2. & 
verftorben und in dieſem alle nicht etwa vom Gutsheren, in Folge feine 
rechts des Hefannehmers, ter Anfpruch auf Eigenthumserwerbung [den & 
der Kinder fpeciell übertragen war. (cf. unten Nr. 3.). — Obiges folgt ı 
Befimmung des $. 79. des Gef. v. 2. März 1850., wonach: „Las Re 
Regulicung bergeftalt vererbt werben fell, ats wenn tie Stelle felbk ke 
genthum des Vefigers gewefen wäre;“ an welche Fiktion fich dann and E 
372. Tit. I. Th. 1. 9. 8. R.) die weitere Konfequenz anfchließt, tap I 
fehon vor dem Tode zum freien, der gemeintechtliben Verfügung nad Em 
feit untertvorfenen, \omit gu dem in vie Gütergemeinfchaft gefaenen Br 
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Iſt das bei erblichen Tafiltifchen Stellen dem Gutsherrn nad $. 635. 
R. 1. 21. gufehente Wahlrecht des Hofesannehmers unter mehreren 
erechtigten Erben a) ſchon durch Tas Er. v. 9. Dt. 1807 refp. das 
and. v. 5. u. 15. Kir (8. April) 1809 5. 17. ff. ?) und das Als 
Built. v. 24. Oft. 1810 2), oder b) erſt durch das Abläf. Gef. v. 
0 und letzteren Falles c) bereitd feit Verkündung des Siſti⸗ 


v. 9. Oft. 1848 oder 8) erft feit Verkündung des Abldf. Gef 


März 1850 für aufgehoben zu erachten? A 
5 Ob. Trib. nimmt (in dem Erf. v. 13. Juli 1852) in Uebereinftim⸗ 
mit dem Reviſions⸗Kollegium für L. K. Sachen (in deffen 
. 20. Junt 1851) zu a. zwar an, daß das im $. 685. A. E. R. 1. 
ı Betreff ver Laß⸗ und Kultur Höfe beſtimmte Wahlrecht des 
herrn von der Aufhebung der Erbunterthänigkeit unberäbrt aebtie- 
Mmebr die vorallegirte Beftimmung des Publikand. v. 8. April 
nf die 66. 272. ff A. 2. R. II. 7. zu beziehen ſei, wo viefes * 
je Wahlrecht als ein Ausfluß ver hunteethänigteit vorkommt; das 
ertennt das Ob. Trib. zu b. — abweichend von ter Anſtcht DEE 
flons⸗Kollegiums, — mit MNüdficht auf 66. 76., 81., 99. u. 113. 
vd. 2. Mär; 1850, wo des Sifitrungö-Gefepes v. 9. Of. 1848 
der Zeitpunkt gedacht wird, daß auch bei Anwendung des $. 
6 Gef. v. 2. März 1850, mit diefem Zeitpunkte bereitö das 
8 Gutsherrn aufgehött habe und daß durch eine Sanklung oder 
sung innerhalb der Friſt von DVerfündung des Siflirungs« Gef. u; 
1848 bis zur Publifation des Abldf. Gef. v. 2. Mi 1850 vie 
der in dem letzteren und deſſen $. 79. den Intereffenten ges 
| Sezanſigtngen mi nicht entzogen werden koͤnne. (Geitſchr. bes —* 


-Mevifions-Rollegium Hält tagegen (in dem Erf. v. 27. Juli 
der Anftcht (ef, ab bet erblichen Taffitifchen Stellen das dem 
nah 5. 65.0... R. J. 21. aufehende Wahlrecht durch das 
Dft. 1807 und as —ã v u. 15. März (8. April) 
BR Publik. v. 24. Okt. 1810 nicht aufgehoben fel, Diefen Wahls 
Gutsherrn vielmehr auch noch in dem Balle zugeflanden babe, 
Wer Todesfall des Beſitzers einer laſſitiſchen noch nicht regulixten 
Mm erft nach Erlaß res Siftirungs» Gef. v. 9. Oft. 1848, jedoch 
Nicht der Geſetzesktaft des AbIdf. Gef. v. 2. März 1850 ereignet 

nur ter Sutöherr von viefem Wahlrechte vor ver Defedenfaft 

. Gef. v. 2. März 1850 wirklich Gebrauch gemacht hat; wog gegen 

—J dies unterlaſſen worden, mit der —* Mr abloſ. eſ. 
dr, 1850 das gemeinfchaftliche Erbrecht der Erben des verflochenen 


merwirthe gehört habe; wogegen vor Publikation des Geſ. v. 2. Mär 
u einer noch zu Laßs und Kulturrechten befeffenen Stelle, ehe. bem es 
ufpeuche ui tiefelbe der überlebenden Wittwe, weber vermöge der Güs 
aft noch vermöge des Dotalſyſtems irgend ein Erbanſpruch zufand. 
ni. Gr. des Ob. Trib. 9. 18. Aug. 1845. (Entſch. Dh. 12. ©. 311): 
Fitpruch eines nicht erblichen Beſitzers einer Rufikalftelle auf 5 Be 









Bug mach dem Ed. v. 14. Sept. 1811. gehört nicht unter diejenigen Ber⸗ 
Rechte, auf welche ſich tie eheliche Bütergemeinfchaft erſtreckt und lann ber 
ua darüber ohne Zugiehung der Ehefrau gültig disponiren. Dies gilt auch 
umainens und für PBommerfche Bauern namentlich.“ 8 Ob. Trib. 
’y, 21. April 1853. in der Zeitſchr. des Reviſ. Kolleg. Br. 6 ©. 106 f. 
’ . in Bo. J. S. 33—46. u. ©. 78—81. 

werci. in Bd. I. ©. 83. 

Bergl. and) die Erlaͤnt. zum Ed. v. 9. Dt. 1807., eben ©. 76, ad 2 


/ 


650 Von d. Abldſ. der Reallafteit, den Regultcinngenn. Gem. Al 
———— — ehe eye se a 


| 
‚Der Ye dee NepifionerKellegiums. Reben felgen 
gabe Gründe zur Seite; , 
a) Beſtimmungen wegen rũucwirtender Rrafı — 
Dune eben, 3 vba in Bm | 
‚€ fieben, be lb) in a! Y 
drüclichen ——— und find, ale erjeptionelle, in feinem da 
legen und anzuwenden. 


herdem 
by beflimmt ſogar der $. 99, de6 Astor. Geſ. v. 2: Mär 18 
er jenen, all —— ——— des ht Be el nn 
an die Spige fellt, wörtlid: „Das 
wicht in demfelben austrädlihee —* Ah me an 
wird, auf vergangene Fälle feine Anwendung; und in 
a. O. findet ſich eine foldhe Ausnahme ung. (wie J. B. im 
8: und in einem anderweiten beſonderen Sage tes $. 99) niı 
e) Das zum $. 79, von einem Mitgliede der Agrar-Kommuffio 
fm aushrüdlic) geſtellte Amendement> au der Worte: 

Blume au: fepen: „ Siftirungs«-Gefeg v. . Of 
wurde vielmehr aus ‚dem Grunde verorfen,. „weil fonft ‚dem 
züichwirkende Kraft beigelegt maten, * was, ſoweit irgen 
vermieden werden en 2). 
en 

v 





— 


1) Der $. 79. des Abldſ. Gef. allein, und nicht ber $. 76. in 
riae für die Beflimmung der Rechte der Erben an einem noch mit 
rung gelangten Iaffitifchen Hofe. (Vergl, Zeitfchr. des Revif Kolleg. Br. 

In Betreff der Grofolge in_nererkpachtete Domainen » Bauerht 
O b. Trib. (in dem Grf. v. 22. Oft. 1851.) angenemmen, daß bie i 
pachtverfchreibungen enthaltenen, vertragemäfig begründeten Befimm 
Sufceffionsortuung und Annahmepreis bis zum Griceinen des Gef. 
1850. in rechtlicher Kraft verblieben find. (@ntid. Br. 24. ©. 28, 
& a 8) Vergl. den Bericht der Agrar Ro. der II. R. zum $. % 


5 "Die Brage über die Fortdauer des gutsherrlien Wahlrechtes 
teren Kindern bes verfiorbenen Wirthe, bie zur Ausführung Der Regul 
bis zum UWebergange des Gigenthums, if bei Laß: und Rulturbe 
auch vor dem Grfcheinen des Gel. v. 2. März 1850. und abgefehen ver 
Beſtimmung im $. 79. deſſelben ſchon früher kentrovers geweſen, u 
Gerichten abweichend entfchleden werbei. 

In einem Falle, in welchem der bäuerlie Wirth mit Hintere 
Wittwe und eines majerennen Schnes verfiorben, demnächſt aber a' 
Hinberlo6 und unverehelicht mit Tobe abgegangen war, wurte vom Db. 
term 10. Oft. 1834. unter Abänderung der Borerfenntnifie ver Gene 
zu Berlin v. 2. Juli 1831. und des Revif. Kolleg. der Provinz 
burg v. 23. Nov. 1832, erfannt (Simon und v. Strampff Rertei 
4. ©. 380. f.): „daß nunmehr dic Wittwe, refp. Mutter ale Grbin 
berufen und diefer dem Gutsheren nicht anbeimgefallen fei. — Hierauf 
Säge, daß bei den, uach dem Gt. v. 14. Sept. 1811. und deſſen J 
Deklarationen regulirungsfähigen Höfen, das Wahlrecht bes Gutsherr 
Ausführung der Regulienng in Weafall gefemnen, daß ter ebiftmäfig: 
Tiche Regulirunge« und Gigentbumsverleibungsanfpruch in Ermangelamg 
eendenten auf bie überlebende Wittwe, event. auf Seitenverwantte I& 
bei Konfurreng mehrerer Dedsendenten refp. Grben, diefe, ohne Ginw 
Butsheren unter ſich auszumachen hätten, wer von ihnen tie Ciele ã 
und die übrigen Erben baraus abfinden folle,“ — teils in einem nibt 
Tichten Reftr. des Min. des Inn. v. M. Mai 1841., theils in mehrere 


Geſ. v. 2. März 1850, ben. vie Abläf. ıc, ($. 80... : GEB 
Zum &. 80. ' 
L Der $. 80. bildete in dem Regier. Entw. ven $. 81. Derfelbe 
ie dem Entw. infofern abweichend gefaßt, ald darin die Beflim« 
yo sub a. Rr. 4. und sub b. Pr. 5. fehlten. Diefe find: von ber 
Kummer hinzugefügt worden. | 
A. Die Motive des Regier. Entmw. zu ven 66. 80. ff. (85. 81. ff. 
Eutw.) ſprechen ſich dahin aus: _ 
Bas die Auseinanderfehung zwifchen den Butsherren und ben regulirnngs⸗ 


man — 


Erefp. der General⸗Kom. für Pommern nnd bes Reviſ. Kolleg. für 
fart Brandenburg angenommen; (f. Gentralblait für . 

1833, Tr. 43, Kameraliſtiſche Zeitung Jahrg. 1843., Mr. 51. und 
Be. des Revif. Kolleg. f. 2. K. S. Br. 2. &. 289. 299.) und diefe Auficht 
"10. de6 Ed. v. 9. Dit. 1807., das Girf. Neffe. und Publik. v. 5. M 
Avpril 1809., reſp. 24. Oft. 1810. (Rabe's Samml. B®p. 10. S. 63. 8 
B'fe wie auf die 3. v. 18. Jan. 1819. $. 2. g. gegründet. — Spaterhin 

he fich jedoch die (richtigere) Anficht wieterum Geltung: „daß das. Ed. 
Sept. 1811. den regulirungsfähigen bäuerlichen Wirthen bloß einen pers 
Be Anipruc auf den Fünftigen Erwerb des Sigenthbumerechie am 

Iinesweges aber fhon das Sigenthum des Hofes anmittelber 
theile, dieſes vielmehr erſt mit der wirklichen, (der ausgeführten) Regnall⸗ 
der gutsherrlichen und bänerlichen Berhältniffe beginne. (f. die Cuiſch. vera 
ab. v. 21. Aug. 1843. Bnifh. Bd. 4. ©. 317. e). Doch war dieſe rich⸗ 
cht auch viel früher bereits ausgeſprochen in dem Reife. des: Imiz⸗Din. 
ng. 1823. (v. K. Jahrb. Bd. 22. ©. 72.), wo bemerit wid, baf bie 
pt regulirten Höfe kein Gegenftand einer Schulden halber einzuleitenden 
Bation fein fünnten. Daß das gutsherrliche Wahlrecht des Hofesannehmers 
| n Kindern des verflorbenen Wirths eines Laßhofes nicht fowel Aus⸗ 
zbnnterthänigfeit, ale des Bigenthumsrechtes des Untshern am Laßgut 
töligefchränften NRupungsrechtes des Bauern, ein Theil der früheren Ver⸗ 
er Güter if und daß der Art. 73. der Deil. v. 29. Mat 1816. es bei 
Pferen Berfafjung bis zur Ausführung der Regulicung belaſſe, iſt vemmächfl 
Bei. Kolleg. für &. 8. ©. unterm 14. Ang. 1846. und auch vom DE 

fach erfannt. (cf. die voralleg. Entſch. Bd. 9. ©. 307. und außer 
Entſch. v. 17. Nov. refp. 9. Dec. 1847., Beitfchr. des Reviſ. Kolleg. Bi, 
284. fi. 303... — Außer der obigen Kontroverfe if eine feruere über 
age entflanden: ob der Gutsherr das ihm nach $. 635. U. 2. R. I. 21, 
Bu‘ Bet der Wahl des Hofübernehners dergeſtalt unbeichränft anakben' 
Daß er die vorhandenen maforennen zur Bewirthſchaftung tauglichen Kinder 

, Bingegen eins der minerennen wählen um» eine Int 
le Iten Minorennen einrichten laffen dürfe, oder: ob ber Gutsherr in 

de Hofwirih aus den maforennen Kindern allein zu wählen, und 

Faufer :minorenne vorhanden, bie Wahl bis zur Majorennität, weni 
| Kindes, zu fuspendiren Habe? Die Pin. des Inn. m. der Inſt. hatten 

Berufung auf Suarez Borträge (v. K. Jahrb. Br. 41. ©. 72.) aut 
logie dee $. 4. Mr. 4. n. 5. der ®. v. 25. März 1790., in ven Reſtkr. 
pt. u. 77. Nor. 1341. für die letztere Alternative entfchieben. (f. die 
der Seitfchr. des Reviſ. Kolleg. f. 2. K. S. Br. 2. ©. 294—296.). 
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Fr eniſchieden das Revif. Kolleg. für 2. 8. S., fowie das Ob. Teib, 
in den Erk. v. 5. Oft. 1846. un. 17. Nov. 1847.) für bie erſtert 
e, mit der BWirfung, daß durch die Wahl eines minorennen Hofwirths 
e maforenne Kinder vom Anſpruch auf den Hof uud defien Bells awages 
= wurden. (Bergi. die Entſch. des Mevif.s Kolleg. und des Ob. Trib. 
Kette auch das Wahlrecht des Butsherrn vor ansgeführter 
Welkung vom Ob. Trib. anerfannt wurde, tn der Zeitfchr. des Reviſ. 
Br. 2. ©. 298. 299. 306. 308.). Der Gutsherr, (wird ansgefährt), fei 
Huer Wahl an keine Zeit, auch an die Erlangung ber Maferennität mines 
Deseenbenten nicht gebunden; wie Befchränfung der zweiten Alternative 

ka gefepliches Wahlrecht Hinferifch wachen. m. | 
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—— enn die —— — Triebe j 
), ver möge die le, Binſen 1. von 
ke — oder von folden, die nicht zu Eigenthum-befigen, 
die Ausübung von Hütungss, Holzungs: oder anderen Servituten 
dereien den Befigern eigenthümliher oder nicht eigenthümlicher bäu— 
geltatten muſſen. Eben fo it für den Verpflichteten zur Aufbringu 
gen an den Gutsheren gleiche Anitrenung erforderlich, und bie 9 
Servitut Berchtigungen gewährt ihm gleihen Genuß, er mag fein 
thümlid) oder nicht eigenthümlidy, erklic} oder nicht erblich beftgen. 
Die möglicperweile hierbei aufumerfende Frage, cb bie bishı 
fühigen Stellenbefiger, welche noch dem &b. v. 14. Sept. 1811, n 
befapen, in der Regel ein Drittel, wenn fie aber nicht erblich. Bejaj 
ihrer Stellen an die Gutsherrſchaft abtreten mußten, nicht vielleicht n. 
füpen des Gejep-@ntwuris flehter zu chen fommen würden? I, 
im Allgemeinen mit einiger Zuverlüigfeit weder bejahen noch ver 
einzelnen Falle zu verſchiedenartig geitaltet find, und oft ſchen gerir 
gen in den fahtijchen Berhältnifien zu fehr abweichenden Mefultaten 
einanderfegung führen. Grwägt man aber, daß nad dem Gtifte bi 
lirende Wirth fümmtlihe auf der ungetheilten Stelle haftenden K 
Socie tats⸗ kaſien und außerdem noch Hüljsbienite übernehmen mußte, 
Herrn frei fand, auf Gewährung einer Super Normal: Entigätigu 
wobei auf bie Vräftationsfähigfeit gar feine Nüdfiht genommen wur 
es wehl fait gewiß, daß bie neuen Grundjäge des Geſetz- Entwurfs 
ber bes 8. 88., nach weldem bem regulirenden Stellenbefiger u 
Drittel des Reinertrages der Stelle frei bleiben ſoll, eine größere 
Ueberbürbung folder Befiger bieten, als es das Cditt thut. 
Wünfenswerth wäre es allerdings gewefen, wenn in dem I 
fahren gleich alle gegenfeitigen Berechtigungen und Verpflidtunge 
ſchlagung, Kompenjation und Gntihädigung hätten gebracht werde 
wenn nicht, wie es in dem Geſetz⸗Entwurf beitimmt ift, die Servitut— 
babei ausgefhloffen und zur befonderen Entſchädigung verwiefen wi 
Allein diefe Befimmung des Entwurfs it durd das Bebirfnif 
lirenden kleineren Stellen in den meiſten Provinzen geboten; fie b 
Regel aus wenigen Morgen, und ihre Befiper fönnen ſich auf dea 
Nahrungsſtand erhalten, wenn ihnen niht für hie den Stellen zufiche 
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Birenb bet b ine Entſchaͤdi in Land pl 
Du ie ae de ——— et, bekam — fon die em 
beilungs»Ürbnung. Um fo weniger war ein Grund vorhanden, von- biefer 


© beſtehenden Vorſchrift in dem Entwurfe abzugehen. Nur in Beziehung ei 
kerpflichtung der — zur —— Bauholz, — 
ie der Regel nach den Vorſchriften der Gemeinheitstheilungs⸗Ordnung zu 
Wang würde kommen müflen, Tonnte und mußte eine Ausnahme eintreten; 
 einestheils zum Erſatz diefer Berechtigung eine Land⸗Entſchaͤdigung der Natur 
lache nach nicht erforderlich iR, anderntheils aber auch dieſe Berechtigung -mit 
Hgenthums s Berleihung in fo unmittelbaren Zufammenhange ftcht, daß eine 
ming beider Auseinanderfegungen nicht zuläffig erſcheint. ' 
Benu vielleicht in einzelnen Dittrikten, 3. B. in Oberſchleſien, wo ber Umfang 
nicht regulirungsfähigen Stellen bie zu 25 Morgen Wittelboden Reigen 
Bedürfniß einer Lands@ntfchäbigung für die Servitut⸗Berechtigungen nicht 
in Bervortritt, vielmehr für einen heil diefer Stellenbefiper bei ber Ber 
Die Kompenfation aller Berechtigungen und Verpflichtungen und eine bier 
E übrte Verminderung ver Hegulirungerente vortheilhafter fein moͤchte, 
Ba dodg die Geſeßzgebung auf ſolche ganz fpeziellen Verhältniſſe Feine befondere 
We en, muß e6 vielmehr den ausführenden Behörden überlafen, in fo 
Aergleicheweiſe, oder durch ſchiedsrichterlichen Spruch eine ben Berhiltnifien 
ie —— brbeinuſaren 90, in Theit 
ſpeziellen Beſtimmungen der 65. 87. bis 90. ſind zum größten aus 




















zen Deſetzen wieder mit aufgenommen worben, da fie ſich ale 3 


Die Kommiffion der II. Kammer trug dahin an, dem $. 80. 
ben re re erwähnten Zufäge binzuzufügen, indem fle ſich in 
ö erte: - . 

Entwurf hat in dem $. 81. ff. die im Regulirungss@p. v. 14. Sept. 
71 Normen zur Auseinanderſetzung zwiſchen dem Gutéherrn und 
Hipern verlaſſen und ſchließt fi den ulirunges Prinzipien im Gef. 
Dreofherzogthum Bofen v. 8. April 1823 dabin an, daß bie gegenfeitigen 
5 fofort zur Grundlage bei der gutöherrlichen Entihädigung angenommen 


Bei diefe Beitimmung if der Antrag bes Abgeorbneten v. Richth ofen ges 
elcher sub Nr. 196. der Druckſachen ber Agrars Kom. zur utahtung 
worden iR, unb in dem Antragfteller ſelbſt in ber Kommilllon feinen 

ger gefunden hat. Nah dieſem Dorfihlage fol die gutsherrliche Entſcha⸗ 
Kompenfation aller gegenfeitigen ——— —— und Verpflichtungen 
Halfte des Neinertrages der zu regulirenden Stelle fegefeht und biefe durch 
j, Pfand: oder Rentenbriefe gewährt werden. Die Motive zu biefem 

Hub dem von dem Oberſchleſiſchen Berein zur Foͤrderung der Intereſſen 
befiges eingefandten, an jämmtliche Abgeordneten mitgetheilten. Entwurfe 
Gpezials Sefepes für Oberichlefien, betreffend die Gigenthumsverleifung an 
efer bisher nicht eigenthümlicher bäuerlichen Stellen, vorangeftellt. Außer: 
wit Mädficht darauf, dag die Emanation eines Spezial⸗Gefetzes für Ober: 
bh: wicht bevorwortet werden känne, zur Begrünbnng jenes‘ Anteags much’ ans 
k worden, daß einestheild das Auseinanberfeßungs-Berfahreri nach jenem Ans 
wefentlich vereinfacht werde und Prozeſſe über Theilnehmungsrechte und deren 
u ſchon im Boraus abgefchnitten würden, anberntheild aber aud die vorge: 
nen Auseinanderfehungss Normen ebenfo gerecht als billig ſeien. Dergegem 
e man fi den Uriprung des :Berhältnifies, fo koͤnne wohl wicht bezweifelt 
„ daß bie Anfprüdhe der Gtellenbefiger auf Eigenthumss Erwerbung einer 
den Begründung entbehren und die Befengebung, wenn fle folche ans 

B, das Privat⸗Cigenthum tief eingefchnitten habe. Änßerdem ſei «6 gewiß 
Bit der Kontrahenten bei ber urfprüngligen Verleihung gewefen, ben Ums 
ar Euſten nad dem Werihe der Stellen zu beflimnsen, in biefem Falle würde 
unter Rompenfation der Leiflungen und Berechtigungen ber geſammte Reins 
der verbleibenden Stelle ale gutsherrliche Entſchädigüung um fo mehr gewährt 
u möüflen, als bie veränderten Rechtsyerhältniffe auch dem Butsheren zu Gute 
m müßten. Gei bie aber richtig, fo besuhe es gewiß in der Billigkeit, wenn 
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feitigen Grunbgeredptigfeiten und zwar einerfeits di a 
uf den bäuerlicpen Grundftäcen, ud andererfeits die Serv 
befiger auf den qutöherrlihen Grunbftüdten, in einem befondern De 
gleigung gebraht: werden follen, hat die Agrars Rommiffion fa 
gleichzeitige Austehnung der gufsheerlihen und bänerlihen Re 
Auseinanderfeßung wegen jener gegenfeitigen Berechtigungen für no 
Denn einesthels beruhen die Leptern auf demjelben Nechtöwerhält 
nad) der Ablöfunge-Ordnung ablösbaren Rrallaiten und anderntbr 
behnung in fo fern im dem beiderfeitigen Intereſſe begründet, als 
jebliche Ermäßigung der Entſchaͤdigungs-Renten herbeigeführt wirt. 
antragt, im $. Si, sub a. unter einer neuen No. eingufcalten: 

4) die gefeplid ablösbaren Servitute auf den bauer 
ftüden. 
und sub gleichfalls unter einer neuen No.: 
5) alle geieplih ablösbaren Berechtigungen anf 
ftüden der Qutsherrfhaft als Weider, Brenn! 
Berechtigungen u. f. w. 


Das Plenum ter U. Kammer genehmigte den Ant 
miffion. ?) (Stenogr. Ber. der II. K. 1848. Br. 3. ©. 156 


" 


1) 8) Der Abgeordn. Gr. Renard hatte zu den $$. 80. fr. 
Entw.) folgenden Berbeff.-Antran (Drudf. Mr. 350. ad 1.) & 
„Die Kammer wolle den Grundjag anerkennen: 
„daß diejenigen Gärtneritellen, weldjen das vorliegende Gi 
mtehte verleihen will, nicht dem ſormmaßigen Requlirung: 
zogen werben, jonbern daß bloß eine einfache Echägung 
„Srunditüis vorangche und dan der Werth gwüchen 
und den Verpflichteten zu gleichen Theilen Geibeilt werde.‘ 
„Die Kammer wolle ferner der Kommiffion auftragen: 
„in biefer Richtung die betreffenden Paragraphen zu fer 
„möglich kurzer Grit der Kammer eine neue Vorlage zu 


Bafi-& 2. Mär, 1850; bei. Die RHM..xc, (8::80.)5::: SS 


: Rommiffieon: der E Rammer fand hegen⸗den 6.80. aichts 
zu dad Plenum erklärte 1a biermit einver ſtanden. (Btinegn. 
⁊. 1833. Bo. 5. ©. 2585.). 


it Hier der Ort Hiftorif ch der Verhandlungen” iu gedenten 
er Berathung des Gefepes v. März 1850 bezüglich der be⸗ 
rhältniffe —B chleſ iens ſtatigefunden haben. 


oben (ad 3.) mitgetheilten datgengegeſoic des 6. 80.1) 
bereitö, daß der Abgeordn. v. Richthofen und Gen., unter 
' auf eine den Kammern überreichte Druckſchrift des Oberſchle⸗ 
ins zur Beförderung ver Intereſſen tes Grandbeſitzes, ‚zu tep 
ved Geſetzes einen Antrag geftellt Hatten, deſſen enden, vor⸗ 
n ging, daß die Regulirung der uneigenthümlichen Stellen. no 


Motivde. 
weben, diefe zahfreihe Klaſſe unferer Mitbürger in ihrem Bistum 


Antrag (weicher urfprüngli nit gebrudt vorlag) wurde in ‚ber 

mung über benfelben angenommen; bei der zweiten (nu dem 
Amendements veranlaßten) namentlichen mung aber (mt 

T Stimmen) verworfen. — Nachdem bieranf uud... 

yon dem Abgeordn. v. Richthoſen und Gen. geſtellte Verbeſfenn 

ſ. F ee ad IX.), welcher dahin lautete: 

88. 81.; 82. 83., 84,, 85. und den neuen Artilel nach $. 85., ſowi⸗ 

ı —* und an deren Stelle folgende Beſtimmungen An Teen: 

z. 81. Bei der Frage über die zur Stelle. ‚gehärigen Länkereien wird 

zur Zeit der Verkündung bes Ser v. 9. Olt 1 (8. ©. G. 230 

anden geweſene Beſitzſtand als der rechtmaͤßige vermuthet. Dieſe Bags 

hung fann nur durch Urkunden entkraͤftet werben. 

j. F2. Die Regulicung erfolgt ‚ohne Kückſicht auf bie q samen 

chtigungen und Berpfliätungen butch Beleihnng des bisherigen Nu 

76 mit dem unbejchränften Cigenthum der Stelle in nachfolgender 

j. 83... Der Werth der Grundſtuͤcke der Stelle, incl. Webänliceiten, 
durch eine fchiederichterlihe Kommiſſfion feitgefteitt. LEbenſo werden 

uf der Stelle haftenden Königlichen Steucen amd bie — 

n nad) ihrem Jahresdurch ſchnitt ermittelt. Dieſe Steuern ur Ab 

en 20fach zum Kapital erhoben und yon dem Schaͤhungawerth * 

le in Abzug gebracht. 

z. 84. Der hierdurch gefundene Werth der Stelle wird halbirt und 

ine Hälfte dem bisherigen berechtigten Gutsbeſitzer in Landrentenbriefen 
dem Rennwerth überwieſen. 

5. 85. Hierdurch erwirbt der bisherige melgentfihe Nuboießer das 

ſchraͤnkte Eigenthum ber Gebäude und Grundſtücke der Stelle, ımb es 

ren fowohl die früheren Verpflichtungen beffelden ‚gegen die Gutsherrs 
t, als deren Berbinbligkeiten gegen den Nutznieß 

Das auf den Grundflüden der Seit Bohne * geht ebenfalls ia 
Cigenthum des neuen Beſitzers über.“ 


Motive, 


— Faſſung der 88. 81. bie 85. und bes $. 87. in umfänbe 
Motiven zu dem der Kammer eingereichten Motiven eines Spezial⸗ 
ir Dberfchlefien begründet. Das Reſultat einer großen Zahl neness 
—* en nach den Vorſchrifien des proviſoriſchen Geſetes v. 20. 
8 erfolgten Regulirungen hat die in jenen Motiven ausgeſprochenen 
gerechtfertigt.“ 
worden wear, erfolgte die Annahme der 95. 80—87. in der von ber 
z ll 5 a ae Faffung. (Stenogr. Ber. der IL. 8. 3.3 
L den Bericht ber Agrar⸗Komm. der IL. 8. zum 8. 80. (oben 83) 
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Bei der Frage über die zur Stelle gehörigen Ländereien wirb ber zur geit 
Verkündung des Bel. v. 9. Oft. 1848 (G. ©. S. 276.) vorhanden gewefene 
Ranb als ber rechtmaͤßige vermuthet. 
Diefe Bermuthung fann nur durdy Urkunden entkraͤftet werben. 
3 90. c. Der Stellenbefiger muß für die Verleihung des Eigenthums eine 
' zahlen, welche 5 p&t. von der Hälfte des Kapitalswerths der Gebäude und 
ändereien der Stelle ($. 90. b.) beträgt. 
Diefe Rente unterliegt den Beſtimmungen bes $. 64. 
5 90. d. Die Grmittelung des Kapitalswerths ($. 90. c.) erfolgt durch 
tee. — Die auf der Stelle Haftenden Staats, Kommunals und Sozie⸗ 
en und Laflen werben bierbei nach ihrem nuräfänittswerthe ermittelt, 
t. Tapitalifirt und vom Kapitalswerth der Stelle in Abzug gebradit. 
das weitere Berfahren bei diefen Abfchäßungen wird eine von dem Mi: 
Iandwirthfchaftlichen Angelegenheiten zu erlaffende Inſtruktion das Erfor: 
 beftimmen. 
90. e. Pür die in den beiden lebten Jahren vor etindung bee gegen: 

Geſetzes zurüdgerechnet, rüdftändig gebliebenen Dienfte, Abgaben unb 
born kamn der Butsherr, da wo eine interimiftifhe Regulirung auf Grund 
k 9. 20. Dec. 1848 nicht Statt gefunden Hat, nicht mehr als den doppelten 

der nad $. W. c zu beflimmenden Jahresrente fordern. 

bem Tage der Berkündung des gegenwärtigen Geſezes an, muß der 

‚ bis zur Ausführung der Eigenthume: Verleihung die laufenden Dienfe, 
ne und Tonfligen Leiftungen unweigerlich erfüllen oder vollfländige Entſchaͤdi⸗ 
Magßgabe der allgemeinen 9 ichen Beſtimmungen gewähren, 
4 eine interimiflifhe Regulirung Statt gefunden, fo bat es dabei überall 
mentfich audy bei $. 16. der gedachten Verordn. fein Bewenden. 


fe Borfchläge find ausführlich in dem Berichte der Agrar-Kom. 
kammer v. 80. Ian. 1850 (Drudf. Rr. 532. u. 570,, vergl. ſte⸗ 
der I. 8. 18344 Br. 5. S. 2634 — 2637 u. ©. 2680) motis 
es ift darin zugleich erörtert worden, daß diefe Beflimmungen nur 
migen Bezirk Schleflens zu befchränfen feien, für welchen die V. 
1827 1) gegolten bat, nämlich die Kreife Leobſchütz, Neu⸗ 
atibor, Nybnid, Pleß, Tofl-Gleiwig, Beuthen, Op- 
roß⸗Strehlitzz, Kreugburg, Kofel, Balfenberg, Rofen- 

3 Zublinig. 
Kammer nahm die erwähnten Vorfchläge der Kommifflon un⸗ 
an. 2) (Stenogr. Ber. der I. K. 1845 Br. 5. ©. 2642 — 2643. u. 

) 


















D— 2681. 
» Die AgrarsKommiffion der II. Kammer war indeß der An⸗ 





— — — — 


— 
Bergl. darüber die allgem, Cinleit. in Bd. I. ©. CIV. 
9 Der von dem Abgeorbn. v. Reibnig dazu geftellte, demnaͤchſt zurückgezo⸗ 
indeß von den Abgeordn. Ruh, Rösler und v. Binde wieder aufge: 
wue Berbeif.: Antrag (Drudf. Nr. 558.): 
5. Ob. zwifchen dem erften und zweiten Alin. Wolgendes einzufchalten: 
„Die Gebäude find dem Stellenbefiper bei Ausführung der Auseinander: 
- „feßung von den Butsherren in gutem baulichen Stande zu überliefern, 
Ss; „wenn ſich nicht beide darüber vereinigen, daß die Koften ber leptmaligeu 
- „SInftandfesung auf Rente reduzirt und von der an die Gutsherrſchaft zn 
„zahlenden Rente in Abzug gebracht werben. 
„Bon dem Zeitpunfte der Ausführung ab muß der Stellenbefiker dann 
„tie Gebäude anf feine Gefahr und Kofen unterhalten.“ 


runde. 
Die Gutgsherrſchaft hatte die Pflicht, die bäuerlichen Gebäude im baulichen 
Binde zu erhalten, und es liegt in der Natur der Sade, daß fie diefer noch 
we für allemal genügen muß, bevor das Bigenthum ber Stelle auf den Befiger 


wrgcht. 
W Ed. v. 8. April 1823. Hat unter gleichen Verhälmihien die winter 
Qultur⸗Geſeßg.· Bb- I Ar 
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Slihen bäuerlichen Wirtben (Taut $. 30.) die Befugniß, auf eine 
als jene Normal Entfchädigung, anzutragen, und nad) Art. 66. 
2. der Del. v. 29. Mat 13816 umgefehrt auch ten Gutéherrn in 
erbliche, wie nichterbliche Wirthe, die Befugniß, auf Ausmitte- 
böberen, als tie Normal-Entfchädigung, zu provoziren, zuſtand, 
n das Regul. Gef. v. 8. April 1823 von vornherein die Aus⸗ 
der Entfhädigung des Gutsherrn nach Maaßgabe aller feiner 
Nutzungen, ebenfo aber aud) die Berüdficdhtigung und den Ab⸗ 
18 en Bagenleiftungen anordneie (68. 28. u. 29., 38. u. 
.®8. . 

fer Art der Entfchäpigungd- Ermittelung nach tem Gef. v. 8. 
3 iR das Abläf. Geſ. v. 2. März 1850 auch hinſichtlich der 
gefolgt.) Nur bei der Beftimmung des Alin. 3. des $. 84., 
ch der Stellenbefiger mit der Kompenfation der gegenfeitigen Be⸗ 
n und Verpflichtungen begnügen muß, wenn ber jährliche Geld⸗ 
Berpflichtungen der Butsherrfhaft den jährlichen Betrag ver 
gen des Stellenbefiperd überfleigt,“ And jene Prinzipien des Gef. 
t 1823 verlafien worden. ?) 

Uebrigen bat der $. 82. des Ablöf. Bel. v. 2. März 1850 nur 
ı des Stellenbefigerd Tas ihm 8 uͤberlaſſende Cigenthumsrecht 
die Hofwehr, zu Gunſten des Butöheren deſſen Befreiung von 
Stung zur Unterflühung in Unglücksfällen und zur Vertretung 
Gen Abgaben und Leiflungen, ohne ſpezielle Berechnung gegen- 


ufgeboben. 

z. 29. des Gef. v. 8. April 1823, in Verbindung mit $. 30., 

das Eigenthmoredu des Butähern, reſp. der Vortheil deſſelben 

ines etwanigen Heimfalls des Hofes, außer Berechnung, wogegen 

9. u. 82. ter Dekl. v. 29. Mat 1816, bei Ausmittelung der nie⸗ 

höheren, als der Normal⸗Entſchädigung vielmehr für die Ueber⸗ 

Eigenthums am bäuerlichen Hofe eine Entfchänigung von refp. 

Prozent des Meinertrages deſſelben feftfegten. 

x, Memifiionen, Baubülfen, Unterflügung in Unglücksfaͤllen (all⸗ 

onfervationdfoften) kamen nad dem Geſ. v. 8. April 1823, 

{rt. 69. der Dekl. v. 29. Mai 1816, in Rechnung. *) 

: in Regulirungs⸗Vergleichen enthaltene allgemeine Verzicht der 

saft auf die Dienfle und fonftigen Präftationen ver bäuerlichen 

thält Feine DVerzichtleiftung auf die den @utöherrfchaften aus $. 

ef. für Poſen v. 8. April 1823 zuſtehenden Baufuhrbienfte. 

em Erlaß des Ablöf. Gel. v. 2. März 1850 iſt jedoch die For⸗ 

Her Dienfte unzuläffig, wenn die Regulirung aller übrigen Ver⸗ 

ıf Grund des Gef. v. 8. April 1823 in vechtsverbindlicher Art 
iderruf erfolgt ifl. 

!annt von dem Reviſions⸗Kollegium für &. 8. Sachen 


:gl. hierüber das Erf. des Reviſ.-Kolleg. für &, 8. Sachen v. 7. 
‚ in deffen Zeitfhr. Bd. 1. S. 45-50. 
egl. den Bericht der Agrar-Komm. der II. K. und die Motive des Reg. 
&. 80. (f. oben ©. 653. u. ©. 651. ff.). 
an nad bem Gef. v. 8. April 1823. ($$. 30. und 38.) mußte die 
aft, wenn fi bei Grmittelung der Entfhädigung fand, daß der Werth 
tleiftungen den Werth ber bäuerlichen Leitungen überflieg, die Wirthe 
überfähtehengen Werth entihädigen. (Vergl. das in der Note 1 (oben) 
k. des Reviſ. Kolleg. in deflen Beifhr. Br. 1.6. 45. fi.) 
Betr, der früheren Geſeß ebung vergl. Dönniges Landes: Kuls 
ebung Bd. I. ©, 184 ff. 213 ff. 268 ff. 334 ff. 
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unterm 28. März 1851. (Zeitfchr. deffeld. Bd. 4. ©. 84-9 
defielb, 5.53; Nr; 1.) r 
6) Die gegenfeitigen Grundgerechtigkeiten und Servitu 
auch nach ‘den Regulitnngs» Gef. v. 14. Sept. 1811 um 
zur Ausgleichung bei der. di yulisung fommen. Das Er. v. 
behielt inde in den $$. 15. u. 51., je nach. dem Bebin 
Uebernabme einiger Hülfsdienfte, das Gef. v. 8 Aprit 1 
‚67. wenigftens für 12 Jahre, ven bäuerlichen Wirthen 9 
‚Holgberechtigungen auf den gutöhertlichen Borften vor 
Nach dem Ablöf. Gef. d. 2. März 1850 follen hingen 
ablößbaren gegenfeitigen Servitute und: Berechtigungen auf 
gutsherrlichen Grundftücden, foweit nicht nad) $. deſſe 
weitige wechſelſeitige Vereinbarung Platz greift, unbedingt 


bung nr Dr gli 

Der den Kammer vorgelegte Entwurf der R: ng n 
feitigen Orundgerechtigkeiten, und zwar einerfeits Die 58 
auf dem bäuerlichen moftücen und andererfeits die 
Ienbefiger auf den gutöherrlichen, getrennt von der Megu 
befonderen Verfahren nach den Megeln der Gemeinheitsthe 
zum. Aus bringen amd ausgleichen. Es erachtete Dage, 
Kon. ver U. K. (welcher fpäter die Kom. der 1. 8 und 
beitraten)  faft. einftinmig die gleichzeitige Ausdehnung di 
und bäuerlichen Regulivung auf die Auseinanderfegung 
gen Berechtigungen nothwendig, weil einestheild diefe Be 
demfelben Rechtöverhältniffe beruhten, wie Die nach dem A 
baren Neallaften ver Laffiten, und weil anderntheils jene 
fofern in dem beiverfeitigen Interefje begründet fei, ald dat 
liche Ermäßigung der Entfeyädigungsrenten berbeigefübrt 
Diefe Gründe liegen der bierauf befchloffenen Aufnabme ve 
Nr. 5.b. im $. 50. zum Örunte. !) 

7) Ueber vie Frage, ob bei qutöberrlich-bäuerlichen Ri 
dem Gef. v. 2. März 1850 tie Remiſſionsberechtigu 
lenbeſitzer ($. 50. Litt. b. Pr. 1.) als Oegenleiftungen 
in Abzug zu bringen, vergl. die Grläut. zum $. 84. 

8) Zu $. 80. Litt, a. Nr. 3, (vergl. $- 75.) ift in Be 
nung des gutöherrlihen Rechts auf tie Ginfaufsgelde 
phyteutifcher Austbuung von Orundftüden (an 9 
befonters in Preußen und Pofen vorfommt) ftreitig gewo 
bein Beginne der Beſttzperioden gezablte Ginfaufsgelt als 
herrſchaft bei der Negulirung zu Gute zu rechnente Leiftu 
unt b) ob taffelbe cc) ald Veflgveränderungeabgabe nad 
des Tit. VI. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, oder 8) alı 
nicht alljährlich, fontern nad Ablauf einer beſtimmten An; 
zu entrichtente) Geltabgabe nach $. 51. a. a. D. zu veran 
terenfalls alfo deren periodifch zu entrichtenter Vetrag durı 
Jahre, welche jede Vefigperiode enthält, zu tbeilen umd d 
Jahreswerth der Abgabe in Anrechnung zu flellen fei? 

Das Reviſ. Kolleg. fir L. 8. ©. hat in dem — 
mortenen — Erf. v. 19. Nov. 1852 (Praj. ©. 43) die 
jabt und zu b. für die Iegte Alternative zu 4. entſchieden. 
defielb, ©. 47. Nr. 21.) 





1) Bergl. den Bericht der Agrar -Kommifſ. der H. 8. zum 
©. 653 fi) “ ’ 


Gef. v. 2. März 1850, betr. die Abldſ. ac, ($. 80). 66) 


hdem in den Gründen der gegen die fubjeftive Regulirungsfähigkeit 

Konfefiton der Wirthe als Mennoniten erhobene Einwand verwor⸗ 
ı feflgeftellt war, daß das feit undenklichen Zeiten zwiſchen ver 
meinde zu Kulm als Verleiherin der Grundſtücke und den Befigern 
40 zu 40 Jahren verpachteten und zur Nutzung überlafjenen Län⸗ 
als ein emphyteutiſches, dem $. 75. des Abloͤſ. Gef. v. 2. März 
nterliegended Beflgverhältnig anzufehen fei, in welchem es berge- 
eweſen, neben tem laufenden Kanon bei Erneuerung ter zeitemphy⸗ 
n Befigperiode für die ihnen zugeflandene 40jährige Pachtzeit ein, 
en verfchiedenen Beſttzperioden abweichend vereinbartes Einkaufögeld 
nerirte Pacht, Gotteöpfennig, zuletzt von 4000 Thle.) zu zahlen, 
I die Beflger alle Neubauten und Meparaturen auf eigene Koften 
a, auch alle Laften und Abgaben zu tragen hatten, wird in ven 
1 ded gedachten Urtels des Reviſ. Kolleg. weiter audgeführt: 


8. 37. des Regul. Gef. v. 8. April 1823 °) habe die Natur des her: 
u Ginfaufsgeldes bei Erneuerung zeitemphyteutifcher Befibperioden nach Ana; 
er Lehnwaare aufgefaßt und deshalb dem Butsheren Entſchaädigung dafür 
Acht darauf zugeitanden, ob die Emphyteuten berechtigt gewefen, die Er⸗ 
j ihres Kontralts nad Ablauf der beftimmten Jahre fordern zu können 
k Dana) würde die Qutsherrfhaft außer dem ADiten Theile des Gin: 
es (mit 100 Thaler Rente), außerdem noch die Nachſchußrente für die noch 
efienen Jahre zu gleichem Betrage zu fordern gehabt haben. 

e fih nad Aufhebung des Gef. v. 8. April 1823, welchen abweichen; 
kbfaß das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. angewendet wifien wolle? Das 
e Erhebung eines Cinkaufsgeldes finde ſich nicht unter den $$. 2. u. 3. 
aufgehobenen Leitungen und Abgaben, gehöre auch nicht zu den nad) $. 
. D. ohne Entſchaͤdigung fortfallenden Befugniffen der Butsherrfchaft, 
we unter bie bei der Regulirung in Betracht kommenden Abgaben bes 
Nr. 3., für welche die Abfindung nad) den Vorfchriften des 2. Abſchnittes 
werben folle, über defien Umfang unb Maaß der Befitzſtand zur Zeit der 

g des Siftirungs:Gef. ». 9. Oft. 1848 entfcheidet, ($. 81.), indem es 

Firation gerade für dergleichen Berhältnifie, wie bie vorliegenden, 


Baudemium im Sinne der VI. Abth. fei bie Abgabe an ſich nicht, weil 
wegen ber Befigveränderung, fondern wegen ber Beflgerneuerung 
werde; fie pafle nicht unter die 66. 37. ff. Geſ. v. 1850., weshalb an: 
. fei, daß dies neue elek, entgegen den Bellimmungen der früheren Ge⸗ 
37. Ablöf. DO. v. 7. Juni 1821. und $$. 38. u. 72. Ablöf. ©. v. 13. 
I) wegen ber verfhiedenen Natur der Binfaufsgelder, diefelben von der 
on unter bie Laudemien ausbrüdlich habe ausſchließen wollen. Auf dies 
ve $. 51. Anwendung, wenngleid das Ginfaufsgeld nit von Haufe aus 
in für allemal fefftehende Summe fixiert, vielmehr abweichend und vers 


— — —— — 


Derſelbe lautet: Muß bei zeitemphyteutiſchen Gütern mit oder ohne Be⸗ 
e Erneuerung des Kontrakts nach Ablauf beſtimmter Jahre oder nach dem 
ı gewifler Gefchledhtsfolgen fordern zu fönnen, vertragsmäßig ober her⸗ 
ein Ginfaufsgeld bezahlt werben, fo gebührt der Gutsherridaft außer den 
F. 30. zu berechnenden Nußungen, eine nad 88. 33—37. Ablöf. ©. v. 
1821. zu beftimmende Entſchaͤdigung. Jedoch Hüngt es von der Wahl 
Yichteten ab, ftatt der im $. 37. a. a. O. beftimmien Kapitalsza lung, 
ı davon zu 4 pCt. als jährliche Rente zu entrichten. — Muß z. B. die 
ng alle 30 Jahre gefucht werden, und beträgt das Ginfaufsgeld 300 Thlr. 
der gegegmwärtige Befiger 15 Jahre gewohnt, jo beträgt die nah 6. 36. 
 D. zu übernehmende Rente 10 Thlr., und der nad $. 37. zu entrich⸗ 
pitalbetrag 150 Thlr., oder, wenn es der Berpflichtete vorzieht, ftatt deſſen 
te zu entrichten, dieſe 6 Thle., und in ſolchem Walle die ganze für bie 
bie Erneuerung des Kontralts zu entrichtende Entſchaͤdigung jaͤhrlich 
'T 
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jagen bei jeder Rontraftsernenerung. vereinbart worden märt. Den | 
eftimmung des 8. 81. fei daſſelbe Behufe der Mbli ‚eine, fefte Gehral 
worden, und aud) jhon an fi, mit Mücficht auf " Gntfieh 
eine für bie Dauer der, Pachtveriode pränumerirte alt 
“ e anzufehen, weil 8 fh vom jährlichen Ranen nur Baia —*— 

r bie dange Perlode im Voraus gegeben ſei, während ber 
—— Jahre Be Periode gezahlt würde. 

Benn dur) bie —— * der erft ſpater (I mein 
fißperiobe diefe bereits für bie Zukunft und bie Fre 
voransgegeben fei, jo müffe fi die Stadtgemeinde den B— 
geſtalt pränumerirt, auf ihre Gutihädigung anzehnen laſſen, —— 
rechnung aber dem weiteren Ah vorbehalten wurde, 


9) Di Entf das 
Br lerne zahlende ——— eld Kr rt eur 
u. b.) auf gleiche Welfe, ur Wirthe mögı 


Zeitpächter 

fer, ſchon mit Nücficht auf $. 37. des Regulir. Gef. m 
1823 fi Ir da Gro gihum Poſen, ven Kulm» um Dan 
Kreis und das Landgebiet der Stadt Thorn, in einer 
Revif.eKolleg. für 2, X, ©. aus dem Sabre 1847 
Br. 1.6. 352) Ice Sah behält Bean Deren Hl nah 
Abloſ⸗Geſ. 9.2. 0, indem der $, —— 
— als ———— diefen en een ce, nt 

"SEHE emphyteutifhe Güter auf 

Slechtefofgen, oder als Zeitparht — — Tan, 

ten jeboch nur dann, wenn deren ‚er oder 
näher angegebenen Gigenfchaften, reſp. — en 5 —— 

In dem oben bezeichneten Fall handelte es 1 um die Ai 
von der Stadt Kulm unter die Hauöbefiger daſelbſt, als N 
1602 von 50 zu 50 Jahren vertheilten, wiederum aber von — 
wiſſe Vegnerioden an bänerliche Wirtbe ausgetbanenen fogenaunml 
tionsländereien, und es wurte ausgeführt, nachtem tiefe Linder 
Emphyteuſen anerkannt worden, daß auch abgefeben vom Liefer Brit 
fein Grund obwalte, die Entfchädigung für Einkaufsgelder bei hi 
fähigen Zeitpächtern anders ald bei Zeitemphyteuten zu berechnen, d 
beiverlei Veflgungen ven Outöberen, zufolge $. 37. und $. 2%. Wil 
Gef. v. 8. April 1823, volle Entfchädigung gebühre. 

Dabei wurde auch der Antrag der Wirtbe, „ven Werib me 
als gutöherel. Gegenleiftung von ver Rente in Abzug zu bringe! 
worfen, weil tie Gebäude Gigenthum der bäuerl. Wirtbe, von | 
allein erbaut und unterhalten feien und ver Gutsherrſchaft daber fi 
nicht geleiftete Pflicht, ohne ten Gruntfag vollftändiger Enricätig 
verlegen, feine Gegenvergütigung angefonnen werten Eünne. 

10) Zu $. 80. Litt. a. 4. u. Litt. b. 5. ift folgenter Reh 
gedenfen: 

a) Somohl erbliche, als nicht erbliche Laſſiten Fönnen gegen ist 
heren Rechte durch Verjährung erwerben, jedoch nur für ibre Si 
Berfelben Eigenfchaft, in welcher ſie dieſe ſelbſt beflgen. (Ert. der Ki 
leg. für & 8. ©. v. 17. Juli 1816., 13. Nov. 1846 u. 28, Oft. 18H, 
Brij. Samt. ©. 5. Nr. 10.) 

b) In Bolge des turch die K. O. v. 20. Febr. 1777 veilichens 
lichen Beſitztechtes find die Beflger von Domainenbauerböjen fühlz, 
gerechtigfeiten für ihre Höfe gegen den Fiskus Turch Verjährung ei 
ben und ſteht ihnen auch in Bonmern die Bauer«-Ortn. v. 30. 
nicht entgegen. (Erk. bes Ob. Trib. v. 12. Jan. 1846, Gntik. Ey) 

6 fi) 


AN 
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luch der Guteherr kann gegen feine Laßbauern durch Verjährung 
erwerben. (Erk. des Revif. Kolleg. für 2. 8. ©. v. 11. Febr. 1848, in 
räj. Samml. ©. 6. Rr. 13.) 

Huch gegen Beftger Iaffitifcher Stellen können Servitute durch Ver⸗ 
errooxben werden. (Erf. des Revif. Kolleg. für 2. 8. ©. v. 14. Juni 
bes Ob. Trib. v. 12. Febr. 1852 °) in der Zeitfchr. des Revif. Kolleg. 
5. 62. u. Prij. Samml. deſſelb. ©. 11. Nr. 29.) 

die vorzugoweiſe Berechtigung der Butsherrfchaften zur Schaafhütung 
Ortsfeldmark, auch in der Provinz Schlefien, hat die Natur einer 
t und kann wie diefe, durch bloßen Nichtgebrauch verloren werden, 
ß die Erwerbung eines Unterfagungsrechtes erforderlich if. (Erf. des 
olleg. für 2.8. S. v. 29. Oft. 1852, Präj. Samml. deffelben ©. 6. 
und Gıf. des Ob. Trib. v. 26. Nov. 1846 in der Zeitfchr. des Revif. 
Bo. 1. ©. 125 u. 483.) 

Berg. auch die Exläuter. zum 6. 81. ad II. sub 2. und die Note dozu. 


Zun 8. 81. 


Der $. 81., weldher in dem Regier. Entw. den $. 82. bildete, 
den Kammern mit Hinzufügung des Schlußſatzes: 
biefe Bermuthung kann nur durch Urkunden entfräftet werden,” 


igen aber unverändert angenommen worden. 
1. die Motive des Megier. Entw. zu $$. 80. ff. (f. oben ©. 


Die Kommiſſion der II. Kammer beantragte ten oben erwähn- 
"ag, indem fie bemerfte: 


Beftimmung des $. 82. (jet 8. 81.) if in der Agrar⸗Kom. einftimmig 
gerechtfertigte anerfannt worten. Außerdem ifl noch ein Zufah zu dieſem 


s 
kiefe Vermuthung kann nur durch Urkunden entfräftet 
erden.” 
a auch diefer angenommen mworben. 

inorität hat gegen tiefen Zufag geltend gemacht, daß durch denfelben 
F feleR von dem Zufalle der Sriflenz eines beffimmten Beweismitiels abs 
macht werde und dies fchon an fich in Betreff der erblichen Stellenbefiker 
chen jetzt regulirungsfähigen bäuerlichen Wirthe aber auch noch deshalb 
und gefährlich fei, weil denfelben dadurch Rechte entzogen würden, melche 
ch Lage der Geſetze unbeſtritten zufländig wären. Die Maforität der 
on bat diefe Bedenken nicht getheilt, vielmehr jenen Zaſatz zur Beſeiti⸗ 
Zweifeln, welche aus der feitherigen Geſetzgebung entiehnt werden kön⸗ 
zur Berhätung vieler in ihrem Endreſultate höchſt zweifelhafter Prozeſſe, 
vendig erachtet. 


11. Kammer trat dem Antrage ter Kommiffton bei. (Stenogr. Ber. 
. 1848, Bd. 3. ©. 1561 — 1562.) 

Die Kommiffion der I. Kammer trat dem Befchluffe der II. 
bei, indem fte fich in ihrem Berichte folgendermaaßen äußerte: 

$. 81. ift nur taranf hinzuweiſen, daß der Beweis über den Befipftand 
des Bel. v. 9. Oft. 1848. felbft in keiner Weife verfchränft, fondern 


— —— — 


Das Ober⸗Trib. führt aus: Unterthanen, welche ihre Stellen auch zu 
ichen Rechten befigen, 3. B. nad) Zufap 118. des Oftpreuß. Provinzial⸗Rechto 
3 Jahre, feien deffenungeachtet keinesweges als Zeitpaͤchter oder gewoͤhn⸗ 
Hbrandher, noch weniger als bloße Verwalter zu betrachten, weil ihnen bie 
ste nit nah Willführ entzogen werben dürfen, überbieg auch beim bs 
wer Beſitzer anderweitig wieder befegt werden mußten; weshalb biefelben 
als felbitftändige Befigungen, und als folde ale Obs und 
te von Rechten zu betrachten ferien, 
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nur die für den nachgewiefenen Beiig fprecheube Bermuibung t 
Tepiglich durch eine Urkunde foll entfräftet werben Fönnen. Es ih 
Feitigung von Zweifeln, welche aus_ber ſeitherigen Geſe ung en 
Fünnen, zut Verhütung vieler Progeffe zwetmäßig und 

Das Plenum ter I. Kammer erflärte ſich hiermit e 
(Stenogr. Ber. der l. K. 1839. Dr. 5. ©, 2585.) 

U, Grläuterungen im $. 81. 

1) Der Zeitpunkt des Siftitungs- Gef. v. 9. Oft. 1848 
NRüdficht auf deſſen $. 1. a, und $. 2. Nr. 3. rüdwirfenn ı 
weil Die Een —— Br —— a 
und Ähnlichen Beeinträchtigungen, mie der ſche 
ver K 3. — m en % — ailı 1819 

ogtbume Pofen vorgefommen (vergl. oben ©. ), begegnet } 
- 2) Nad) dem Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 bildet dem 
föftand v. 9. Oft. 1848 die präfumtivsrechtmäßige Grundlage 

a) für den Umfang der zur Stelle gehörigen Ländereien, ı 

b) für die der Stelle Aulehenten Denfbarfeitsrechte und 
— gegen die Gutäherrfchaft (gutsherrliche Gegenlei) 
em 


e) für die der Stelle gegen die Gutäherrfchaft obliegende 
tungen (Dienfte, Geldzinfen, Naturalabgaben). ? 

3) Die Beftimmung des $. 81. hat jedoch die Art der B 
über den Beligftand zur Zeit des Gef. v. 9. Oft. 1848 in 
verfchränfen, fondern nur die Entkräftung der Vermuthung für 
feit des nachgewiefenen Befiged erfehweren follen, welches zu 
von Zweifeln, die aus der feitherigen Gefepgebung entlehnt tue 
fowie zur Verhütung von Progeffen nöihig erfhien. *) 





1) Der Art. 11. der Def. v. 29. Mai 1816. beflimmte: 
„Der rechtliche Befipftand zur Zeit der Bekanntmachung te 
„Sept. IS11. dient zur Nerm bei Gntfcheitung der ragt, 
„teien zu einer bäuerlichen Nahrung gebören und von weich 
nheren der ediftmäßige Autheil gebübr:? Bchauptet der E 
„bei derfelben gegenwärtig mehr Grunbflüde benußt werden, 
„hören, fo muß er ven Beweis führen. Wird dieſer geführt, 
„Gutshere den Ueberfchuß vorweg nehmen, infefern der bäu 
„darauf in rechtebeländiger Art fein Cigenthum der crklid 
recht erworben hat. Ais ein felcher Beweis gilt aber nicht 
„allein, dar etwä jept die Ausfaat färfer ift, als fie in dem. 
„angegeben worten.“ 

88 finden ſich indep im Bereiche des Ed. v. 14. Sept. 1811. fe 
Beflimmungen ähnlicher Art_in Bezug auf die Berechtigungen unt 
gen ber requlirungsfähigen Stellen, 

Das ef. v. S. April 1623. hingegen bezeichnet im 8. 20. „a 
rechtliben Beſibſtande bei ter Verfüntung dieſes Geſetzes zum Bar 
rigen Ländereien, Gebäude und Inwentarientüde ale ten Gegenta 
einanderfegung, chne daß zwifchen den urfprünglich zur Stelle deben 
fpäter aus dem Beſtande ter Verwerfsländereien dazu gelegten ven 
Unterfebied gemacht werten ſolle.“ Der $. 3. der Deft. n. 10. Juli 
indeh in ben bereits feit 1773 von Prenfen in VBeiis genemmenen ? 
die Zulagen aus dem Vorwerfslande von der Regulirung wichernn 
gen fellten nad $. 30. des Gef. v. 8. April 1923. Dien ſie, Natel: 
Abgaben refp. nach dem bisherigen Betrage und mach ihrer mirit 
innerhalb der 3 legten Jahre vor Publifatien des Geſetzes, tie Er 
gemiß beftchender Verpflichtungen oder örtlicher Verhältnine, in Rats 
werben. 

2) Vergl. den Ber. der Agrar Rem. ver IR, um 8. 51. (f. cha 
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jer Umfang der zu einer regulizungsfähigen ländlichen Stelle ge» 
Srandftüde und Rechte ift daher auch von dem faftifchen Beflg- 
5 Zeit der Verkündung des Geſ. v. 9. Okt. 1848 nicht abhängig; 
der Beweis eined größeren Beſitzſtandes der regulirungsfähigen 
durch in Feiner Weife befchränft worden. Die Nedytmäßinfeit des 
hängt jedoch von der Befchaffenheit und Gültigkeit des Titeld ab, 
jen dad Mecht, zu beſitzen, fich gründet, und wenn der Titel zum 
18 ein gültiger zu beftehen aufgehört bat, iſt auch der Bellg ein 
er und mithin Fein rechtmäßiger mehr. 

nonmen von dem Revifiong- Kollegium für & 8. Sachen 
0. Ian. 1852. 2) Geitſchr. deſſelb. Bd. 5. ©. 147 u. 154 u, Präj. 
5. 57. Nr. 9.) 

a Betreff der den Stellen obliegenden Verpflichtungen Tommt in 
daß die Bedingungen, unter welchen Laß- und Kulturgüter wieder 
und befeßt werden, nicht erfehwert, und daß nicht ohne Zufchla- 
ıer nutzbarer Pertinenzftüde oder fonft dauernde DVerbefferung des 
der Stellen, neue Dienfte und Abgaben auferlegt werden dürfen. ?) 
Inderung, namentlich Erhöhung von LXaften und Abgaben find vie 
g. 139. ff. A. 2. R. II. 7. vorgefchriebenen Formen zu beachten 
(Srf. des Revif. Kolleg. für &. 8. Sachen v. 20. San. 1852; in 
Hchr. Br. 5. ©. 160.) 


Zum $. 82. 


ex $. 82., welcher in dem Regier. Entw. den $. 83. bildete, 
ändert in der Saffung des Ießteren angenommen worden. 
. die Motive des Regier. Entw. zu $$. 80. ff. (f. oben ©. 651). 
Die Kommiffion der II. Kammer bat zu diefem $. bemerkt: 
Borfchrift des 5. 83. (jeht $. 82.) Liegt die Annahme zum Grunde, daß 
ſhumsrecht des Gutsherrn an der Stelle und an der Hofwehr im Werthe 
‚anzunehmen ſei mit ber Berpflihtung deſſelben zur Unterflüßung des 
8 und zur Vertretung deffelben bei öffentlihen Abgaben und Leiftuns 
” hat diefelbe bei mehren Mitgliedern Bedenken erregt. Nachdem je: 
erfelben die im $. 2. angenommenen Grundſaͤtze zufammen gehalten unb 
tert worden, in welcher Weife feither jene Unterflügungspflit der Guts⸗ 
von den Sachverſtaͤndigen veranſchlagt worden if, find fümmtliche Abs 
sBorflige wieder zurüdgezogen und die Befimmungen der Regierungs: 
mftimmig angenommen worden. 


Die Kommiffion ver I. Kammer äußert ſich dahin: 


dem Bemerken, „daß das Saamengetraide” da wo es ale Hofwehr ge: 
d, unter berfelben natürlich begriffen if, worüber ein Mitglied Bedenken 
gegen den $. nichts erinnert. 


— — — — — — — — 


ich das Grk. des Reviſ. Kolleg. für L. K. Sachen, v. 20. Jan. 1852. 
witfchr. Bd. 5. S. 161. u. Praͤj. Samml. S. 57. Nr. 9.). 

Yabei kommt auch in Betracht, daß die Butsherrfchaften nicht befugt ge; 
», Taffitifche Stellen zu verkleinern, Acker- und Gefpann haltende Nah⸗ 
Dienffamilienftellen zu verwandeln, Realitäten, Orundflüde oder Dienft 
te davon abzunehmen und die Stellen folchergeftalt au verfchlechtern. 
"16. 302. A. L. R. II. 7. u. Zeitſchr. des Revif. Kolleg. a. a. D. ©. 
) Dagegen vergl. wegen der Unrechtmäßigkeit bes Beſitzes auf Geiten 
Wirtbe a. a. D. ©. 163. u. 164. 

gl. $$. 302. u. 303. mit 88. 298. u. 138. A. 2. R. 11.7. — Auch 
- der Dekl. v. 29. Mat 1816. war beflimmt, „taß, fo lange die Ans⸗ 
kung nicht zur Ausführung kommt, jeder Theil die ihm obgelegenen Ver⸗ 
"ar erfüllen muß.“ 


20 
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aufzuhebenden Orundgereätigfeiten ermittelt und im Mangel 
einer Binigung buch Schiebsrichter fefgeftellt. 

Für Difrifte, in welden nah dem Ermeffen der Diftriftss 
Kommiffionen Hierzu ein Bedürfniß vorhanden if, können 
von den Letzteren unter Zuziehbung von Sahverflänbigen, 
Normalfägpe in Betreff ber, der Ablöfungsberehnung zum 
Grunde zn legenden Bofitiouen fehgeftellt werden. 

Bon biefen beiden Borfchligen hat die Agrar-⸗Komm. den zuleht gebachten 
Met und befchlofien, benjelben der II. K. zur Annahme zu empfehlen. Die 
wität iſt Hierbei von der Anficht geleitet worden, wie fi nicht im Voraus ans 
m laffe, daß an allen Orten der Bebarf der bäuerlichen Wirthe an Holz, 
Beide und dergleichen gebedt worden fei oder gewährt werden könne m 
Ye Borausfeßung des erfien Vorſchlages nicht zutreffend anznerkennen fe. 
ben zweiten und angenommenen Borfchlag wird bezweckt, den Auseinander⸗ 

mmiflarius in den Stand zu feßen, bie Gnti&äbigungs: Prredinung ohne 
9 von Sahverfländigen zulegen zu können und dadurch die fehnelle Durch⸗ 
der Geſchaͤfte zu erleichtern. Welche Pofitionen für die einzelnen Aus⸗ 
eßungen feitgeftellt werden müflen, um jenen Zwed zu erreichen, dies wirb 
nd einer Initruftion fein müflen. Hier genügt es zum Nachweiſe der Auss 
it einer folhen Beflimmung auf die Erläuterungen zum $. 14. in biefem 
zu verweifen. 


8 Plenum der II. Kammer trat den Anträgen der Kommiſſion bei. 
. Ber. der II. 8. 1848. Bb. 3. S. 1561—1562.) 

Die Rommiffion ter I. Kammer fand nur zu bemerken, baf 

Ilegat des $. 14. (im Alin. 1.), als Bolge des dort gefaßten Be⸗ 

B, F ftreichen fel, und mit dieſer Manfgabe wurde der $. in ver 

| . Kammer befchloffenen Saffung auch von der I. Kammer gench- 

‚ " (Btenogr. Ber. der I. K. 1848. Br. 5. ©. 2585.) 

F Die II. Kammer bat fich ſchließlich mit der von der I. Kammer 
en Streichung des Allegats des $. 14. einverflanden erklärt. 
Ber. ter 11. 8. 1848. Bb. 5. ©. 2755 ff.) 

Erläuterungen zum $. 83. 
Gutsherrſchaft, welcher tie Gebaͤude einer eegulizungsfähtgen 
Stelle bieher eigenthämlich gehörten, oder welche fonft diefelben 
Halten verpflichtet war, ift verbunden, dieſe Gebäude bei ter Aus⸗ 

3 der Regulirung zum letzten Mal in baulichen Zuſtand zu ſetzen, 

it der Beſitzer einer folchen Stelle vie alddann noch erforterlichen 

turen nicht felbft verfchuldet bat. 

» erfannt von tem Mevifiond- Kollegium für & 8. Saden 

R 20. Ian. 1852. 1) 

w Gründe führen aus: 

ie Gutsherrſchaft ift Bigenthümerin der Gebäude und bie laſſitiſchen Wirthe 

Die Mechte der Zeitpäcter (A. 2. R. I. 21. $. 630). Nah 53. 443. ff. a. 

Bat aber der Bäüchter nur ſolche Reparaturen zu beitreiten, welche mit ben 

alien bes Gutes und dur die Arbeit des Geſindes und ber Dienitlleute 

'zı werden fünnen; alle übrigen Reparaturen muß ber Berpächter auf feine 

ausführen ($. 444. a. a. DO.) und hierzu gehört ofienbar die bauliche Ins 

Utung der Wirthfchaftsgebäude. Der $. 632. a. a. DO. verpflichtet zwar ben 












— 


>» Wergl. au die Hierauf bezüglichen Erläut. in dem Berichte der Komm. 

KR. zum $. 83. (f. oben ©. 666.). Die Berpflihtung der Gutsherricheft 
Yau und zur Reparatur der bäuerlichen Stellen ift ale eine gewöhnliche 
Eiſtung zu eradıten (6. 50. b. Ar. 3.). Nach $. 32. des Ed. v. 14. Sept. 
Gollten Neubauten und Hauptreparaturen vom bäuerlihden Wirthe beforgt 
» weldges indeß der Art. 74. der Defl. v. 29. Mai 1816. dahin modificirte, 
= Butsherr von der Baus und Reparaturpfliht der baͤuerlichen Gebäude erſt 
immeldung der Provokation auf Regulierung befreit wurde, 


668 Bon d. Abldſ. der Reallaften, den Regultrungen u. Gem: 3 


Befperieined laſſitiſchen Grunbflüdes, bafelbe im Kauf 
ten. Allein diefe Verpflichtung. kann offenbar“ nicht si. 4 
Beitpächters. — Dies muß um, jo mehr angenommen werben, 
Regulir. &, v. 14. Sept. 1811, und $:'80. ein Ablöf. Se v. —— 
die Verpflichtung der Gutshertſchaft zum Bau und zur 
als gewöhnliche Gegenleiftung bezeichnet wird, was hätte 
werben Hnnen, wenn: jene Geehesfele den Wirth. zu allen Mm 
ı Falle Bälle, für verpflichtet eradhten —— Bar dab 
ir foldyen Reparatur bis zum Aufhoͤren bes ea 
die Aus 


orten ‚bis zum Gintritte des Ausführungstermins 
— t der Pächter in derfelben Weile das Mect, die ı 
von dem Verpächter zu verlangen, als — dies ihm zul 
.  1g6-Berfahren eingeläte worben wäre, indem mach $. M 
tr Ang 1850. alle Verpflichtungen beider Theile bis zum 9 
bunwwiretn, Geitſchr. des Reviſ. Kolleg. Br. 5. ©. 155 —1l 
beffelb. ©. 56. No. 8.) 


4 Art, 74. der Defl, v. 29. 
[u w, nd Neparaturholg nicht zu ge 
© berapklgeneng nl 

ur daher nad) Verfündung des Ablöf. Gef. 
in Kraft. Doc find die Taffktifchen Wirthe 

für das bis dahin von ihnen felbft befchaffte ! 


u ns⸗Kollegiumes ur. 
um Arfkan re 


ng 
unoe, [3 rabfal von. Baubol J 
ve 1yiensrichterli.,.. 3 tens —— ui. 
die Inftr, v. 12. Oft. 1835 maapgebend. 


4) Daffelde au in Betreff der gegenfeitigen Grundgerechtie 
Alin. 2. tes $. 83?) 

5) Zum Alin. 3. des $. 83. ift zu bemerken, daß bei der 
heit der Art und des Umfanges und demgemäß des Werthes t 
dachten mechfelfeitigen Berechtigungen, Normalfäge für vie A 
Annan rüdfichtlicd derfelben, ſoviel befannt geworden, nirgends 

nd. 








1) Der mangelnde Befig am 9. Oft. 1548 hat das früher keit 
durch eine (im Jahre 1821) angemeldete Provofation auf Regulirung 
dirte Recht nicht aufgehoben, da die Befreiung von ber im $. 53. get 

dfihtung einen Theil der gutöherrlihen Enifhäbigung bilder, indem der 

Verpfichtungen beider Theile dis zum Ansführungstermin nad) Maafgo 
v. 2. März 1850 (lediglich mit Ausnahme wegen der Hofmehr) fertt 
wogegen während der Dauer der Gültigfeit der Defl. v. 29. Mai li 
ext durch den $. 1. des Gef. v. 2. März 1850 aufgehoben ift, ein 9 
bäuerligen Wirthe auf Bauholz und Bauhülfe nicht beitand, daher ji 
raum von der Rrovofation im Jahre 1821 6ie zur Rubtifarien dee 
März 1850 aud Gntfhätigungs:Anfprüce für das in der Zwiidenze 
fchaffle Bauholz nicht gerechtfertigt ericpeinen. 

2) Nachdem zuver die gegenfeitigen Servitute mit Rückſicht arf di 
vorgefhriebene Veweisführung ausgemittelt find und derem Art und U 
geitellt it, bleibt alfo bei der Abihägung ihres Werths das gewöhnlid 
rifche Verfahren ausgefchloffen; hierbei if die nur unter gemiffen Ber 
im Art. 14. des Grgängungs: Gel. v. 2. März 1850 zur Gemeinbeitt: 
Ordn. (©. ©. 1550. S. 143) vergefgricbene Schaͤtzungsmethede für 
des $. 83. ($. 80. a. 4. und b. 5.) allgemein und unbedingt sergeigrt 
bie Partheien fh nicht anderweit über Ten Werth nereinige haben. 
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Zum 8. 84. 
he 6. 84. bildete in dem Regler. Entw. den $. 85. und lau⸗ 


er Jahreswerih der $. St. b. 4.1) bezeichneten Berpfliätungen der Guts⸗ 
ft, fowie der $. 81. 4. 3.2) angegebenen Verpfliätungen ber Stellenbeſitzer, 
sach den Vorfähriften des zweiten Abfchnitte bes gegenwärtigen Geſetzes er: 
‚ and einſchließlich des nad) 8. 84.*) feftgeftellten Betrags abgelöfl. 

die VBorſchriften des 8. 63., nach welchen der Stellenbefiker jedenfalls zu 
u berechtigt ift, daß ihm ein Drittel bes Reinertrages der Stelle frei bleibe, 
auch auf die nach dem vorliegenden Abfchnitt zu regulirenden Stellen, jedoch 
r Mobiflfation Anwendung, daß bier der Berechtigte fich eine Verminderung 
— auch in Anſehung der ihm gebührenden feſten Geld⸗Abgaben ge⸗ 

ß 


en muß. 
er die Motive des Regier. Entw. zu $$. 80. ff. (f. oben ©. 


Die KRommiffion der II. Kammer ſtellte folgende Anträge: 
\2as Alin. 1. anzunehmen, jedoch mit Streihung der Schluß⸗ 
e: „und einſchließlich des nad $. 84. feftgefellten Be⸗ 
' abgelöf;“ 
»das jegige Alin. 2. als einen neuen Zufat einzufchalten; 
aus dem Alin. 2. des G. 85. des Regier. Entw. einen befon» 
$. (den jetzigen $. 85.), und zwar in veränderter Baffung 
yen.?). 
— der Kommifflon, inſoweit er den jetzigen $. 84. betrifft, 
n: 


ee 1. Alin. diefes $. iſt zu bemerken, daß die Schlußworte beffelben: „und 
des nad) $. 84. Fehgeftelften Betrages“ „hier wegfallen müflen, weil 
loͤſungsbeſtimmung zunääit eine Vorſch 







ft wegen der Kompenſatien 
Bmfeitigen Leiftungen gegeben werden muß. Gine folde Beflimmung hat 
ar Ronım. in folgendem Zufage erfannt, welcher ale Alin. 2; einzuſchal⸗ 


on ber Summe des ermittelten jährlihden Geldwerths ber 
Jimmttisen Verpflichtungen des Stellenbefigers wird die 
ummebes ermittelten jährlichen Gelbwerths der fämmtliden 
Berpflihtungen ver Gütsherrſchaft in Abzug gebradit. 
Ergiebt ſich Hiernad ein von Dem Stellenbeftger au entrids 
genver Meberinuß, fo erfolgt deffen Ablöfung nad Vorfärift 
ee $ 64. 
le Agrar:Komm. beantragt daher die Annnahme diefes Zuſatzes. 
erbem ift von einem Mitgliebe der Komm. in Antrag gebracht worben, 
Nehenden Beſtimmung noch ſagenden Zuſatz anzueeiben: 
„„uUeberfleigt der jährliche Geldbetrag der Verpflichtungen der Gutsherrſchaft 
„den jührlihen Geldbetrag der Berpflihtungen des Stellenbeflkers, fo 
„braudit der Gutsherr einen ſolchen Weberfhuß nicht zu vergüten. Der 
Stellenbeſiher muß fi vielmehr mit der Kompenfation der gegenfeitigen 
es Berechtigungen und Berpflihtungen begnügen.“ 
re Motivirung dieſes Antrages wurde angeführt, dag das eigenthümliche 
miß der zu regulicenden Stellen eine ſolche Feſtſetzung rechtſertige. Bei ber 
img und Verleihung der letztern feien die Leiſtungen des Befigers nad) dem 
2 und Ertrage der Grundſtücke und Berechtigungen der Stelle abgemeflen 
und eine richtige Werthsermittelung der gegenfeitigen Leiftungen fönne da⸗ 
waals zu dem Refultate führen, daß fon ber Werth der gegenfeitigen Lei⸗ 
als glei) anzunehmen fei, am wenigften aber zu dem Refultate, daß der 





Sept 8. 80. b. 4. 

Sept $. 80. a. 3. 

Zest $. 83. 

Bergl. hierüber das Weitere zum $. 85. 


Bon di Abldſ. der Reallaſten, den Regulizungen u, Gei 


6 icht allein alle Anfprüche Ei der 
ne 
Bene ie BIRDIe Ehe, 


Abſchahungen und Berechnungen gefunden, fo könne 
iden Salkınas, um Brdnin ne 


tigkeit, durch ‚me der vorgejälagen 
. Nutshen Adcen Virle 
— J je Sn; egungen zu fhlgen 9 


ite wurde en den 
epung deffelben nidht überall zuteeife, Die J 
Der Werth der gegenfeitigen Lei zur Zeit der 
‚nit mehr ermittelt werben; 8 fei aber eine burd 
ap überall die Höhe der Lallen dem MWerthe der Br 
ntfprechenb feitgefegt worden fe. @8 Taffe ih fehr ) 
ia mund) nach der Anfiht des Gusheren ber Stellenbefiger 
werben ‚jollen. Im einem Balle habe der: Gut auch feither t 
mehr geleiftet als empfangen, und der Stellenbefiger werde dann ? 
Bellinmung-in Folge der Seguicung fi G% eilt; als feine 
wifchenfunft der Tegteren geweſen fei.. Solde Bi theile * a 
jebung vermieden; namentlich fei im Megul (6: @. $. 
welche: — bie gegenſeitigen Leiſtungen zur Grundlage | 
fegung mache, die beantragte Beftimmung nicht enthalten, und mi 
bie Tegtere um jo mehr erflären, als Beforgnifle 

ahungen durch: bie Anwendung von Normalpreiſen befeitigt u 

IE lichtung des, Gutsbefigers zur Vergüti eines Uebe 
genthämern der Stellen gegenüber bereits im $. 61. Yegefeit fei 

Unter Erwägung ber, vorfichenb entwidelten Gründe und | 
die AgrarsRonim, den obigen Antrag abgelehnt und danach zur Be 
geeignet erachtet. 

Das Plenum der IT. Kammer trat den Anträgen d 
bei. (Stenogr. Ber. der I. K. 183}. Bd. 3. ©. 1562.). 

B. Die Kommiffion der I. Kammer erflärte fi 
Befchlüffen ver II. Kammer einverflanten, trug indeß dabi 
84. deſſen jegiges Alin. 3. hinzuzufügen, inden fie dies fı 
begründete: 

Zu $. 84. wurde ber in der Kommiſſion der II. K. geitellte, 
aber verworfene Antrag wieder anfgenenimen: 

als Alin. 3. den Zufag zu machen: 
Ueberjieigt der jährliche Geldbetrag der Vervflichtungen de 
den jührlihen Geldbetrag der Verpflichtungen des Etellenbei 
der Gutsherr einen felgen Ueberihuß nicht zu vergüten. 
ſiber muß fid) vielmehr mit der Kombenfatien der gegenw. 
gungen und Verpflichtungen begnügen. 

Die Gründe für und gegen den Antrag waren die in dem Ber 
der I. K. ©. 66. und 67. enthaltenen. 

Der Reg. Kommiſſarius bevorwortete den Antrag darum in: 
«8 die Vergleiche offenbar fehr beihleunigen werde, wenn der Bi 
daß der Gutsherr niemals etwas heranszuzahlen haben werde, 

Der $. wird mit biefer Aenderung zur Annahme empfehlen. 

Das Plenum ver I. Kammer trat dem Antrage der K 
(Stenogr. Ber. der I. R. 1833. Br. 5. €. 2585.) 

€. Die Rommiffion ver I. Kammer empfahl, ofn 
tivirung, den von ter I. Kammer befchloffenen Zufag anzu 

Das Plenum der II. Kammer befchloß zwar, tem be 
gleich aber, nunmehr dem $. 84. auch deffen jegiges Alin 
fügen.') (Stenegr. Ber. ver IT. R. 1843, Br. 5. ©. 2761 u. 2 


1) Dies geſchah auf den Berbeii.: Antrag des Mbgeord. 
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Die Kommiffion der I. Kammer empfahl nunmehr den Beitritt 
. Befchluffe der II. Kanımer, indem fle bemerkte: 


it der Mbändernng zu $ 84. erklärte ih die Komm. eimverflanden, weil 
nr diefer Abänderung bereits in den Ablöfungsgef. v. 18. Juli und 31. 
45. feftgehalten worden und in den Berbhältmiffen der Manbelgärtuer ber 
iR, bei denen jener Ernteantheil, in der Regel wenigftens, einem in Ber: 
it anderen Dienkpflichtigen verhältnigmäßig geringeren Landbefige entjpricht. 


:I. Rammer trat hierauf dieſem Antrage bei. (Etenogr. Ber. ber 
eh, Abrigens die Guläut $. 74. des Ablöf. Gef. sub IH. C 

. ns bie ut. zum . . . su ‚U, 
d 2. Litt. c, oben ©. 628. Nr. 1. 


| Grlänterungen zum $. 84. 0 
Ueber die Abf nbungdp inzipien vergl. die Erläut. zum 6. 64. 
Iöf. Gef. v. 2. März 1850. 
Die oben (ad I,) mitgetbeilte Entfiebungsgefchichte des 5. 84. 
daß Terfelbe urfprünglich (nach dem Regier. Entw.) nur das 
Min. 1. enthielt), und daß das jegige Alin. 2. tes 6. 84. von 
Kammer, biernächft aber das jebige Alin. 3. von ter I. Kam- 
und fchlieglich noch das jetzige Alin. 4. von der II. Kammer bins 
- worden iſt. 


— — — 


Nr. 518. ad 2., vergl. ſtenogt. Ber. der IT. K. Bh. 5. ©. 2763. und 


Das Alin. 2. des 8. 85. des Regler. Entw., deſſen Alin. 1. jept das 
des $. 54. des Geſetzes bildet, if als ein befondberer 8. ausgeſchie⸗ 
: in den jeßigen $. 85. des Geſetzes übertragen worden. 
Das Alin. 3. des $. 84., wonach die Gutsherrſchaft einen Weberfhuß des 
Ahrer Berpflihtungen gegen bie bäuerlihen Wirthe nit zu vergüten hat, 
Bee fi) vielmehr (ausgenemmen den Ball des Abſ. 4.) in allen ans 
mit der Kompenfation des Werths feiner Verpflichtungen begnügen muß, 
Bublifation des Gel. v. 2. März 1850. bereite mehrfache Beſchwerden, 
zathungen in den Kammern, hervorgerufen. 
der Sitzungs⸗Periode von 1844 petitionirten Gärtnergemeinden aus der 
anfiß um Abändernug oder eine authentifche Deklaration jener Befimmung 
„daß eine folhe Kompenfation nur in Betreff der im 8. 80. unter Litt. a. 
vis Den bafelbft unter Lit. b. Nr. 4. genannten Berpflihtungen angeerd⸗ 
egen bei den Lit. a. Nr. 4. u. Litt. h. Nr. 3. u. 5. gedachten Verpflich⸗ 
er Weberfchuß ihres ermittelten Werths auch dann noch entfchäbigt würde, 
Entſchaͤdigung dem Gutsheren zur Laſt fiele.” — Die Unflatthuftigfeit 
ben Deflaration, gegenüber ber unzweibeufigen fümmtlide Verpſfich⸗ 
hne Ausnahme, auf gleiche Weile treffenden Beſtimmung des Geſetzes, iR 
bedentlih, auch nacdhgewiefen in dem Auffake in Robe's Lehrzeitung di 
ig bes bäuerl. Grundbefiges, Jahrg. 1843 S. 186. ff. u. 189. ff. — Die 
Petition gab indeg Beranlaffung zu einer S erathung in der Agrar: 
e II. 8., deren Bericht v. 17. Jan. 1852. (Drudf. Nr. 50.) die Be: 
für gerecht, es aber für bebenfli hielt, an dem zwiſchen den ——D 
‚alten nach vielfachen Verhandlungen vereinbarten Geſetz v. 2. März 9850., 
endlichen möfhlug der Agrargefeßgebung, wiederum zu ändern und dadurch 
erſt gebildeten Rechtszuſtand und das Vertrauen Aut Geſetzgebung von 
ua erfchüttern. Diefen Motiven für Ablehnung des Antrages trat bie II, 
bei (Stenogr. Ber. über die 13. Sigung v. 26. Ian. 1852. ©. 160— 
— Als indeß die Staatsregierung den Geſetzentwwurf wegen Deflaration ber 
u. 97. vorbracdhte (f. Die Grläut. zu $. 74., oben 620.) wurde vom Ab: 
2 raemer und Gen. der ebendaf. Mi oben ©. 623 Note 1.) bereits erwähnte 
e Antrag (für ben Kal irgend einer Aenderung des Ablöfungsgel. v. 2. 
3550,) geftellt, welcher jedoch feine Berückſichtigung fand, indem die I. 8. 
ag: ibrer Komm. beitrat, darauf nicht näher einzugehen. 
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Es Inf ieran folgende Bemerkungen. 

a) Fr ee daß nach Sf. und Bt.?r 
die aus dem, Verhältniffe zwifchen den bäuerlichen Wirthen 
berrfchaft berrührenden wechfelfeitigen Nechts- und Berpflic 
niſſe den Gegenftand der Regulirung bilden und im $- 80. 
genftänven, welche dabei zur Berechnung fommen, nur die 
rechtigungen auf den Grundſtücken der Outeherrfchaft gedad 
Revifions- Kollegium für L. K. Sachen (in dem & 
—— daß von —— des —* — n 

enfeitigen Berechtigungen und Verpflichtungen ] 
= laffttifchen Wirtben m Bolge ver — ohne 9 
Mehrwerthes der Berechtigungen ver bäuerlichen Wirtbe Sı 
berrfchaft kompenſitt werben follen, folche Berechtigungen d 

efchloffen find, welche nicht auf urfprünglich gutäberrliche 
ah auf Grunpftüden eines Dritten beflanden haben 
— Kolleg. Dh. 5 202 — 208, uud Präj, Samml. 


x. 13.). 

B) Bueiigaft iſt B 05 Bei Ermitielung des 
der Wertbfihägung ter © auch die Anfpräche der € 
Remiffionen an de_ Säuerichen Leiftungen bei Unglüc 
Beuer) zu berüdkjichtigen find?!) 

&8 find Fake: folgende Anſichten ——“ wort 

a) Das NRevifiond- Kollegium für &. 8. Sachen 

Die Remiffionspfliht der ‚Gutöheren bäuerlicher 
Wirthe iſt weder durch das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850., 
Verfaſſ. Urkunde v. 81. Ian. 1850. unentgeldlich aufgeht 
als Gegenfeiftung mit zur Ablöfung kommen. (Grf. des 
25. Juni und 17. Dec. 1852. in defien Präj. Samml. ©. 33. 8 

8) Die bäuerlichen Wirthe haben dad ihnen gefeglich 
mäßig zugeftantene Recht, in Unglücksfällen unt bei ®rı 
miffionen an ven Dienften und Abgaben zu fortern, d 
Gef. dv. 2. März 1850. nicht verloren. (Erf. des Reviſ. K 
u. 3. Sept. 1852, in defien Prij. Samml. S. 37. Nr. 21. und 
©. 410. und Br. 6. ©. 216.). 

Vergl. die Gründe tiefer Entſcheidungen jum $ 3 
Abldſ. Geſ. v. 2. März 1850. (f. oben S. 301—302.). 

b) Der II. Sen. des Ob. Trib. führt (in dem Cı 
1851.) aus, daß nad) Tem Provinzial-Rechte ter Nierer-L 
Landes- Ordn. v. 12. Dec. 1651. $$. 12. und 13. und tie 
Ordn. v. 28. Jan. 1669. Tit. II. 68. 6,, 15. und 16.) 
Wirthe bei Unglücsfilen (Durch Krieg over Feuer) auch 
tiger Rage ver Öefeggebung einen Treijährigen Dienfterlaß zu 
(Seitſchr. des Reviſ. Kolleg. Br. 5. S. 17—22.). 

ec) Das Fin. Min. hat in dem R. v. 2. Mai 1351. 
Taf da das AbLöf. Gef. v. 2. März 1850. tie Verpflichur 
tung von Remiſſionen und Grlaffen an tie bisherigen Cer 
unentgeldlich aufgehobenen Leiftungen und Gerechtfamen n 
führt hat, ſich auch im Allgemeinen deren Wegfall nicht 
&8 fei zu unterfceiden: a) in ten Bällen, mo tie Rem 
lediglich aus dem Art. 42. der Verfaſſ.-Urkunde v. 31. J 
gehobenen gutöherrlichen und gutsobrigkeitlichen Verbältnig, ı 


1) Bergt. $. 80. Liu. b. Nr. 1. des Nblöf. Gef. v. 2. Mir 
2) Bergl. in 8b. 1. ©. 225. und ebendaf. ©. 226. das 9 
zu Magdeburg v. 19, Mai ivhl. 
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it und aus der früheren Erbunterthänigkeit enifprang, ſei fie nach 
a. a. DO. und 8) in ven Fällen, wo ſie den Berechtigten als Ges 
ig für nach $. 2. und $. 3. Nr. 1 bis 14. des ABI. Gef. v. 2. 
90. unentgeldlich aufgehobene Leiftungen und Gerechtfamen 
i ſie nad $. 3. Nr. 15. ebendaf. ohne Entfchätigung befeltiget; 
b) in anderen Bällen, namentlih da, wo die Verpflichtung zur 
ng von Nemifftonen als Gegenleiftung für noch fortdauernte 
Share Berechtfame erfcheint, Taffe fich der unentgeltliche Wegfall, 
entlih aus $. 63. a. a. O., deshalb nicht berleiten, weil einmal 
iefem $. angeordnete Reduktion die vorgängige Srmäßigung der 
en Abgabe um den Jahreswerth ter biöherigen Hemifflonspflicht 
fohließe, und nur zur Anwendung kommen Fönne, wo die vorgän« 
Aßigung nicht ausreicht, um dem Pflichtigen ein Drittel des Rein⸗ 
feiner Stelle frei zu laffen, ſodann aber auch in den Fällen des 
ür welche der $. 63. nicht gilt, die Remiſſionspflicht als Gegen⸗ 
der Berechtigten vorfommen koͤnne. Es fei daher ſtets auf den 
der Remiffionspflicht zurückzugeben und zu prüfen, ob diefelbe le⸗ 
uefluß des aufgehobenen gutSherrlichen Verbältniffes, oder Gegen- 
ınderer unentgelvlich aufgehobener ©erechtfane war, oder ob fie 
ch fortdauernden Gerechtfamen ald Gegenleiftung verhalte. (Spren: 
|. Geſ. S. 133—135.) 

ererfeits hat man indeß die Anficht vertheidigt, daß die nach der 
ıefegaebung ſtattfindenden Nemiffiond » Berechtigungen der Stellen« 
ei Anwendung des Abldf. Gef. v. 2. März 1850 gar nicht mehr 
Dt gezogen werden dürften. 

Anſicht wird folgendermanßen zu motiviren gefucht: 

Borfchriften der älteren Geſetzgebung über Erlaß der Dienite und Zinfen, 
: Iandrechtlihen in den 88. 435. seq. resp. $$. 480—490. Tit. 7. Thl. 
R., ale die hierher gehörigen provinzialrechtlichen in den Ed. v. 12. Aug. 
Mabe's Samni.. Bd I. Abth. 1. ©. 596.), v. 25. Oft. 1725. Art. 13. 
Br. 13. ©. 66.) und 5. Dec. 1776. (a. a. O., Br. I. Abt. 6. S. 
en von zwiefachen Vorausfeßungen aus, welche zugleich das gefegliche 
Remiſſionen enthalten, naͤmlich a. ein Unterthanen:Berhältnig, b. die 
der Plihtigen im präftationsfähigen Zuftande. Die Cdikte ergeben dies 
ar, wie die Beitimmungen des A. & R. (8.492. 9. L. R. II. 7.) und 
fpricht für den Grund zu b. der Maaßſtab des Erlaffes nach den lan⸗ 
en Steuern. ' 

Unterthanen:Berbältnig hörte in feiner praftifhen Bedeutung für den 
b der Sigenthümer (cfr. 8$. 246—297. A. L. R. II. 7.) ſchon durch 
. 9. ft. 1807. auf, und die Butsherrfchaft behielt in Rüdficht ihrer 
id Zinfen nur die Rechte eines Nealgläubigers (R. v. 5. Mürz 1809. 
d c. v. Rabe Bd. 9. ©. 63.) und, wenn nad) biefer Befreiung der frü⸗ 
hänigen, zu Cigenthum befeffenen Bauergüter von der befchränfenden 
g ber gutsherrlihen Rechte die gefegliche Remiſſionspflicht noch beftehen 
ft, fo Lißt fi dies nur aus bem zweiten obigen Geſichtspunkte, der Er: 
er Stellenbefiger im präftationsfühigen Zuftande herleiten. — Aber aud) 
te Grund ift weggefallen, nachdem das Gef. v. 2. März 1850. einen 
‚eg eingefhlagen Hat, im Staatsintereffe die Präflationsfähigfeit der 
ger zu fihern, nämlid durch Sicherung von einem Drittheile bes Wein: 
per Stelle bei jeder Ablöfung ($. 63). — Nachdem hiernach durch voll- 
Sfung des Unterthanen-Berhältniffes und Sicherung der Präftationsfähig- 
5teflenbefiger auf einem anderen Wege alle Borausfegungen der älteren 
spflicht gefehmunden find, müffen auch die alteren Geſete über die Res 
licht, als mit dem Gef. v. 2. März 1850. nicht vereinbar, ($. 1. lepter 
x aufgehoben erachtet werden. — Das Bel. v. 2. März 1850. gebenft 
Mionsforderungen nicht. Sie find feine eigentlihen Gegenleiftungen, fons 
m nur die Höhe der Werthsberechnung der Leitungen, und würben vom 
ort um fo eher erwähnt worden fein, als ihrer da, wo fie nad) dem Obigen 
& in Betracht fommen fönnen, bei der Regulirung der gutöherrliigen und 
Rultur-Gefepg. BB. II. A3 


ton d. Abldſ. der Nenllaften, ven Regulirungen u. Gem 


ba Verhältwifte Behufs der Gigenthumaverleihung aus 
i} 82. b.) @s läßt ih nicht denken, daß ein Moment, wı 
1 Remifflonspflicht in jeher Ablöfungstache zur 


vach vrovinzieflen, doch nad) den landrechtlichen Vorfe 
van Tinte, —55 393 der notmtenden Ber 
tdem Geſche vollig ſich felbht überlafen fein fellte, n 
bindh bie meen Grumbfäge nidht als ſich von felbft ve 
da, too es erwähnt worben it, hätte «4 als forkben 
m, weil der qutsherrlidhsbäuerlihe Nerus fort 
humaperfeihung gelöft werden follte, Wo «8 alio m 
‚as Geſeh aud) dafielbe nicht unbeachtet gelaflen. Da 
wo fie nicht erwähnt worden, bie Remifficı 

{ * * je da, wo fie nicht 
tet worden ifl. — Die Kanımer + Verhandlin; ir 
1, baf die Kammern den Wegfall der Remifionspf 
J mb, erachtet Haben, als daß ſe dieſelben haben fı 


m 1 ta wegen Berldflchtigung t 
, vergl. Ddnniges d 
Ye 33 “ 


ae son der Jahreswerth der wechſelſeitigen 
no n. I. zu ermitteln ift, fo greift auch gegen I 
die Derummung des $. 66. Play, wonach der Ablöfung 
nach ven Beftimmungen diefed Geſetzes weder eine Ermäßig 
dung wegen der den pflichtigen Grundſtücen auferlegten orı 
den Grundſteuer, noch auch eine Umfchreibung der von ı 
Grundſtücken für die abgelöften Neallaften au entrichtenden € 
verpflichteten Orunvftäde jtattfindet. ) ad Motiv hier; 
$. 96. (wonach in Beziehung auf die Konmunal» Verbä 
Grundfteuern durch die Ausführung dieſes Geſetzes Feine 
eintreten fullen) in ter Vefinmung des Alin. 2.: „daß viel 
rung diefer Verbäliniffe der Fünftigen Gemeinde-Ortnung un 
über die Grundſteuer vorbebalten bleibt.“ ?) 

A) Nach dem Ain. 4 tes $. S4. finter tie Kompenſati 
heit der Vorfehrift des Alin. 3. ebendaſ. nicht ſtatt bei Ste 
figer einen Antbeil an ter Erndte (Mantel, Garben) genieße 
muß diefen auch ter Ueberſchuß vergütet werten. 

Mit Rüdjicht auf Tiefe Beſtimmung bat tas Nevifion: 
für L. 8. Sachen (in tem Erk. v. 24. April 1852) any 
auch bei den nur zur Hebe berechtigten Dreſchgärtnern tie ! 
befuguiß Ted Gutsherrn nach Alin. 4. des $. 84. ausgeſchloſſ 
vie Drefcherhebe einen Antheil von ver Erndte bilde. (Br 
Revif. Kolleg. ©. 61 Nr. 18) 


4) Die letztere Beitimmung, betreff. die Umfdreitung der Si 
züglich tie in Schlefien beitchente Grundſteuerverfaſſung im Au 
bäuerlichen Dienfte und Binfen, gleidwie Gewerbeberechtigungen, 
herrichaften befonders zu verſteuern und ihnen bei der Öruntite 
find. Vergl. über biefen Gegenſtand bie früheren Grlaffe der Min 
Regierungen, weldie zum $. des Ablöf, Geſ. v. 2. Märg 1850. 
zum Zuf. IL. (f. oben ©. 577. #.) zufammengeftellt ind. 

2) Ueber die früheren Beimmungen wegen Vertheilung unt 
der Grundfteuern und Rommunallaften vergl. auch $. 16. a. un ! 
v. 14. Sept. 1811. und Art. 36, u. 95. der Defl. v. 29. Mai IS: 
55. u. 57, fi. des Bel. v. 8. April 
1817. und 8. 11. ver D. v. W. Ian 
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gegen flieht dad Ob. Trib. in feinem, die Entſcheid, des Mevif. 
g. abändernden Erk. v. 30. Juni 1853 die Drefcherhebe (tie Ver⸗ 
ag für das Austrefchen des Getraides gegen einen gewiſſen Scheffel) 
18 einen folchen Erntte» Antheil an, durch deffen Genuß eine Aus⸗ 
von der im Alin. 3. vorgefchriebenen Kompenfation nad Alin. 4. 
det werde. ' 
8 Revifions» Kollegium ſtützt feine Entſcheidung auf folgende 
e: 


rw urbarienmäßigen Verpflichtung „fämmtliche Bübner müffen gegen ben 
zeffel drefchen” ſtehe auch ein Recht gegenüber, indem die Gtellenbefiger 
unbeftritten den Saatreggen, ſowie den größten Theil des übrigen Roggens 
ne Gegenleiſtung ausgebrofchen haben. Der in ber AgrarsKonm. der II. 
efchlagene, nur durd, die Berhäftniffe der Schlefifhen Mandelgärtner be: 
e Abfap 4., fei in der Agrar⸗Komm. der I. K. als mit dem Prinzipe ber 
18. Juli u. 31. Oft. 1835. beir. die Mblöfung der Dienfle von eigens 
„ erbzins: oder erbyachtweile befefienen Dienffamilienftellen refp. in den 
en Schlefien und Sachfen (G. ©. 1845. ©. 502. 682.), übereinkimmend 
at und darauf auch in der I. K. angenommen. Es laffe ſich aus den 
lien nicht mit Beſtimmtheit entnehmen, welche Verhältniffe durch die ges 
Borſchrift haben getroffen werden follen; daher müſſe diefelbe nach ihrem 
te ansgelegt werden. Die alleg. Gef. v. 1845., welche in dem reſp. $.3. 
eichen Gegenſtand behandelten, fprächen Hierbei von Ablöfung des Dienſt⸗ 
iffes, „welches dem Zehntfehnitt und Erbdruſch zum Grunde 
Bätte man gerade nım diefes DVerhältniß in der fidh jenen Geſetzen von 
nfchliegenden Beſtimmung des Alin. 4. $. 84. auffaffen wollen, fo hätte 
gelegen, auch nur diefe praftifch gebräuchlid, gewordene Bezeichnung und 
Be beizubehalten. Indem dies nicht gefchehen fei, man vielmehr den ganz 
hen, viel weiter greifenden Austrud: „eines Antheilsan der Erndte“ 
be, habe man tadurdı zu erfennen gegeben, daß der in den Gelesen 
. bezeichnete befchränftere Kreis der Dienftverhältnigs Art habe erweitert 
Be Finen Antheil an der Exrndte genieße nicht allein Derjenige, wels 
Ba altquoten Theil der ganzen Erndte in Garben erhält, fondern auch 
welcher infolge feiner Dienflleilung ficb einen Anſpruch auf einen Theil 
ches erwirbt. Unter dem Begriff der Erndte fei der Austrufch mitents 
feien die Worte: „ Mandel, Garben“ nur ale Beifpiele aufgeführt, 
folche die vorangegangene dispofitive Vorſchrift nicht befchränften. 


begen führt das Ob. Trib. aus: 


E Geſetz ſetze voraus, dag die GStelleubefiger einen Antheil an der 
: genießen. Nach der gewöhnlichen Bedeutung dieſes Wortes fei darunter, 
du einem Antheile die Rede IR, der Betrag der eingeerndteten 
Bchte zu verfiehen; vom Ginerndten der Weldfrüchte fei deren Aus⸗ 
werfchieden. Ueberdies fpreche die Faſſung des Geſetzes turchaus dagegen, 
Wort „Erndte”, in jenem weiteren Sinne zu verftehen, was insbefon- 
ch den Zufag: „Mantel, Garbe,“ genügend zu erkennen gegeben fei. Da: 
aß diefe nur als Beiſpiele aufgeführt, fpreche, dag wenn man aud) den 
& zur Erndte hätte rechnen wollen, neben jenen Werten auch noch der 
- des Drefcherfcheffels — gedacht worden wäre, da gerade diefe Gegen. 
für Dienfe beim Dreſchen üblid if. Außerdem fei and zu beachten, 
$. 62. fpeciell der eingeerndteten amd der zum Ausbrufch gefoms 
Eelpfrüchte gedacht ift, und man fich dafelbft nicht bloß der Worte: „An: 
m der Erndte” bedient hat, endlich in den alleg. Gef. v. 18. Juli u. 
„ 4845. neben der Schnittermandel ausdrücklich auch vom Drefcherfcheflel 
iſt.) (Acta des Mevif. Kolleg. Brandenburg Lit, T. Ar. 40.) 





Dr die Anficht des Reviſ.⸗Kolleg. bürfte jedoch wohl auf bie Erwä⸗ 
Bewicht zu legen fein: daß der Regierungsentwurf die Laffiten für den 
6 Veberfchuffes des Werths der guütsherrlichen Begenleiltungen eben fo 

wie die eigenthümlichen GStellenbefiger behandeln voollte, Hierauf aber au\ 


Ay * 
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mu uf 2. zum 61, (fi oben S. 510) und Huf. I. 
Bet a — * De 

Zum $. 8 3 
$. 85. des Gefeges bildete in dem Regler, ‚Entn 
nen Srifondern, das Alin. 2. des F. 85. des Eni 

ng: 

Iehriften des 8. 63, Achen der Stel 
er var di ein. — — 
ee ern 

e en] hr J 

ee auch in Anfehung der ihm gebühremben feften 
faflen muß. “ 
vie Motive des Meier. Entw. . 80. ff. (f- oben 
Ve *o * — ar di 
RE jebigen $. 85.) zu bitte 


— — — fordern berechligt, daß ihm bei de 
de — en fihemng FÜR Damen. des Reinertrags ber Gielle zehl 
ba ", fo weites hierzu erforderlich, die Abfindung bes Berechtigten 
de 8 

Zur — Wein det Stelle wird ber gemeine Ki 
ben die Stelle bei g w auf ihr tuhenden Lajten und 
ſowie aller ihr zuftcheuns [1 ven hat, in. Pauſch umd Bogen 
Alsdanu werden fünf Vr ame aufwerths mit den Jahı 
ldabaren Neallaften der Ste ufammsngerechuet. Die Summe 
Neinertrag der Stelle dar, vun welchem das Drittel dem Gtellenbeii! 

&s wird taher bie für Serpitute von dem Oufsbeflker an den S 
qu leitende Wergütigung erft nach Grmittelung der bei Verückfichtigung 
Hationefähigfeit von legferem noch qu zahlenden Rente mit diefer Fompealt 

Zur Begründung bemerkte die Kommiſſion Kolgentes: 

Das An. 2. tiefes $. ($. 85. des Negier. Eutw.) bezwedt tie zu 
bes höchit wichtigen Grundfages, tag vie Stellenbeiiger im präftationefüht 
Rande auch nach der Ablöfung verbleiben follen (ef. die Grläuter. am $1 

Gegen dies Prinziv, fo wie gegen die Beſtimmung, daß hier erentd 
eine Ermäßigung der feſten Gelb-Abgaben eintreten Famır, find Feine Grit 
gemacht werben. 

Dagegen it in Betreff der Art ber Grmittelung des Reimertrage br 
und der Berechnung des frei zu laffenden Drittels, von einem Mitgliet 


Antrag der Rommiffion der I. K. von diefer und ber IT. N. die akmeitır 
Laffiten ungünfige Beſtimmung des Min. 3., dagegen indeß micherum it 
N. der Ablah 4., als Ausnahme von jenem ben Laffiten ungünttigen Prs 
Abf. 3, befchlofen wurbe, bei diefer Ausnahme nun aber im Weicntiter 
ben Motive und Berhältniffe als maafgebend betrachtet werden fint, m 
von beiden Kammern atoptirten Vorſchlage der Regierung im $. 62. amt 
Tagen, chne daß die Abficht, fo wenig beim Antragfleller, al hei ten Ku 
erfichtlich oder anuchmen if, dem Ain. 4. des $. 84. eine vom $.62.M 
abweichende, befehränftere Jaſſung in Bezug auf das an beiden Stein! 
nete Dienfverhältniß zu geben, fo daß bieraus gefelgert werben fann, 2 
hinfchtlich der Dienfleilungsrenten bei daffiten einerfeits um WI 
tGümlichen Wirthen antrerieits im $. 84. nichts vom $. 62. Atmeit 
Augen gehabt und beflinmen wollen, und mur hinfichtlich ber Art di 
fchädigung des Mehriwerths der gutöherrlihen Gegenleiftungen u # 
bei der dafelbft allgemein angenommenen Entfhädigungsart in Rent 
4) Vergl. Zul. 1, zum 8. 8%. eben &, Win, 





Gef. v. 2. März 1850, bei. die Abloſ. ac, ($. 85). 677 


acht werben, taß das lebiere Teeigtich von dem Reinertrage ber Gtelle, wie 
e nach der Anseinanderfegung fich geſtalten werbe, zu berechnen fei, da nach 
gter Aufhebung der Servituten dem Stellenbefiger nicht noch ein Drittel des 
ertrags ber Servitute freigelaffen werden könne, weil er biefen Reinertrag 
Saupt nicht mehr habe. Es wurde deshalb der Antrag geftellt, Hinter den 
„jeborb mit der Modifikation Anwendung, daß“ einzufchalten: 

„ber gemeine Kaufwerth der Stelle ohne Rüdficht auf die bisherigen Bes 

sechtigungen und Verpflichtungen zwifchen Butsherrfchaft und Stellenbefiger 
feſtgeſtellt wird, und ıc.” 
Die Agrar: Romm. hat jedoch biefen Antrag abgelehnt, weil der Stellenbefiher 
daß jebt nach der angenommenen Abänderung des $. 81. die Berech⸗ 
deſſelben auf den gutsherrlichen Gruntflüden zur Aufhebung und beren 
Kompenfation nit dem Werthe der Abgaben gebracht werden follen, 
chter geftellt werben fünne, als wenn ihm Lebtere für jept belaffen und 
befonderen Berfahren abgegolten würben. 
8 Letztere wird dann der Fall fein, wenn man nach dem obigen Antrage 
ertrag der Stelle berechnen wollte. Indem daher die Komm. ber Anficht 
bemfelben ein Drittel des Reinertrages der Servitute auch nach ber Aus⸗ 
ebung unter allen Umfländen verbleiben muß, Bält es diefelbe für zweck⸗ 
d, dem Alin. 2. diefes $. eine präcifere Faſſung zu geben und dadurch 
Zweifel wegen der Art ber Berechnung bes frei zu laſſenden Dritiels zu 










Die II. Kammer trat dem Antrage der Kommifflon bei. (Gtenogr. 
ber II. 8. 1843, Br. 3. ©. 1562.) 
ee Kommiffion der I. Kammer beantragte folgende Modi⸗ 
Ben: 
tm Alin. 2. einzufchalten: „durch Schiedsrichter"; 
f. Statt: „5 Prozent“ zu fehen: „A Prozent"; 
gelten Sage des Alin. 2. hinter: „NReallaften ver 
$* hinzuzufügen: „nach Abzug der nach 66. 59. und 60. zu 
iatigenden Gegenleifltungen“, und 
Sem Alin. 3. feine gegenwärtige veränderte Baffung zu geben. 
een Berichte bemerkte fie zur Mechtfertigung diefex Worfchläge: 
Kommiffion erflärt fid) auch Hier mit dem Prinzipe ber Erhaltung ber 
sfähigkeit einveranden. Anch mit dem in der II. K. befchlofienen Zus 
5 Bin. 3. iR fie darum einverflanden, weil dadurch eine Gleichſtellung des 
wenthümers, welchem die für die Servituten zu berechnende Vergütung nicht 
wchuung gebracht wird, während fie dem @igenthümer nad, $. 63, und 
Ks obne Anrechnung verbleiben, bewirkt wird. 
Enfimmig ift befchloflen worden: 
1. im Min. 2. hinter: „Hat“ einzufchalten: „durch Schiedsrichter“. 
2. ib. „I p&t.” flatt „5 pCt.“ zu feßen, welches Lebtere offenbar, mit 
Bezug auf $. 63. ein Verſehen iR. \ 
3. Im Min. 2, Sas 2. hinter: „Reallaften ber Stelle“ aus den 
zu $. 63. angegebenen Bründen zu fegen: 
„nach Abzug der nach 88. 59. und 60. zu berüdfichtigenden Gegen; 
leitungen.“ 
4. lin. 3. zu fagen: 
„86 wird daher der Werth ver nad) $. 80. b. 5. ablösbaren Bes 
techtigungen erſt nach Ermittelung der bei Berüdfichtigung der Präs 
flationsfähigfeit von dem Stellenbefiger noch zu zahlenden Rente in 
Abzug gebracht.” 
44 dieſen Abänderungen wird die Annahme des 8. beantragt. 


e I. Kammer trat diefen Anträgen bei. (Stenogr. Ber. ber I. X. 
Wr. 5. ©. 2585.) 

Die II. Kammer iſt demnächft, auf den Antrag ihrer Kommiſſion, 
3a der J. Kammer befchloffenen Movifllationen des $. ohne weitere 
Yon beigeiseten. (Sten. Ber. ver IL. 8. 1838, Bd. 5. ©. 2756 ff.) 


Nach der vorſtehend mitgetheilten Entſtehungogeſchichte des $. 8S. 
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ben ſich die an ren beiter Kammern mit te 

joe der, Präftationefäbigfeit der Stellenbeflger, foegiell auch 

Kaßmwirthe, einverſtanden erflärt, Nach Ten Er. v. 14.4 

$$. 8. und, 9, nateipen $.,35. in fine, bildete biefer Gtu 
prinzipielle Baſis der. Regulizungsgefeggebung und le in 

lid) der $ 9. des erwähnten Er.: „daß. (bei, erbliden Wi 

bis jegt fehlende Bereit für das Beſtehen der bäuerlichen 2 

die Räbi-feit zur vollen Steuerleiftung, aufer Zweifel Be 

nis lichen Abgaben und ie ein Drittel‘ der | 

en eined folden erblichen Beftgers nicht überflei, 

4 del Anwendung ter Höheren ale ber Normal) 

Art. 66. ff, der Defl. 6. 29, Mat 1816 fdon 

Auseinanderfegungsbehärten auf das der 

„ no ber. Art ger at, ‚vaß -ihmen. in, der Negel 

ww Nesiaged ihrer Nabrungen freigelaffen wurde: Diefe 

—— Beſtimmumgen ves Ed v 14. Sept 181 un 

Sn ae ‚gerechfertigten Praris ſchloß ſich wie Geſch 

re Bde. 1} ASTRA r 
IM. Aeber die Auslegung des 8. 85. und in Betreff der 
bei der ——— deſſelben wird auf die Erläut, zum F. 03. 
Geſ. (Buf. ID His VI) verwieſen di oben. ©, 522 1) 

Befonders hervorzubeben ift bier nit noch: 

1) Das Prinzip Des g. 85. finder auch auf fee Geldab 
wenbuung, weshalb eventuell auch eine Ermäßigung derartiger 9 
tritt, u a Trab anf 
Daffelde' gilt namentlich von den Geh einer früheren Ru 
Abfindung fipultrten Candenmten, dergleichen oft in "Schleftft 
rungstezeſſen vorbehalten find ®); insbefondere auch von ven fo 
zinfen, welde aus der früberen Zeit unverändert als fortı 
Abgaben in Requlirungs= und Ablöſungs-Rezeſſe übernommen 

Dagegen unterliegen Die auf den Grund ver bisher: 
mejenen NRegulirungsgefege, durch Erkenntniß, Ver 
fenntniß oder fonft redteverbindlich fetgeftellten Abiin 
ter Verminderung bis zu zwei Drittbeilen des Neinertrages 
nach 68. 63. und 85. nicht, und ift Die Bertimmung im ? 
$. 63. nicht allein auf die durch einen beflätigren Vertrag t 
feſtgeſtellien Renten zu beſchraͤnken. 

Vergl. Das Nähere bierüber in ten Erläut. zum Alin. 2. 
(f. oben ©. 523 f. Zuf V.). 

2) Der Kaufwertb kann niemals unter Null feitgeitellt 

Vergl. die Srläun zum Alin. 4. des $. 63. (f eben S. 52 
ad 1.) 

3) Die Tomvenfation der gegenfeitigen Verpflichtungen zw 
berrſchaft und laſſitiſchen Stellenbejigern nach $. 84. eritredt i 


) ueber die Ausmittelung des Kanfwerihee, des Werthes der! 
die Aufitellung der Berechnung nach ten Gruntſüten des $. 
uren Beifpiele in Frey's Grläuter. des Ablöſ. Gef. v. 
9103. 

2) Vergl. den Bericht ber Agrar: Remm. der IL. K. zum $. 
©. 6% s 





3) Vergl_das Erf. des Renif.-Relleg. v. 30. Sept. 1852. (# 
45. Nr. 17.) 
3) Vergl. das Erf, des Reviſ.-Kolleg. v. 17. Dec, 1852. (R 
©. 16. Nr. 18) 


@ 
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m $. 80b. Nr. 5. getachten abldsbaren Berechtigungen auf den Grund⸗ 
a ber erfteren, als Weider, Brennholz, StreusBerechtigungen u. f. w. 
gen find aber auch bei einer ſolchen Kompenfation von Grundgerech⸗ 
ten der bäuerlichen Stellen auf gutöherrlichem fundus, die Laffitifchen 
be zu verlangen befugt, daß ihnen der dritte Theil des Meinertrages 
Stellen, reſp. der denſelben anklebenden Dienftbarfeitsrechte, freigelaffen 
‚und ed muß die Kompenfatlon dieſer letzteren inſoweit, ala e8 dazu 
ge ift, zurücktreten. 

28 Hat das Nevifions- Kollegium für L. K. Sachen (in einer 
veröffentlichten Entfchelt.) angenommen. ?)' 

enn ter $. 85. beftimmt, daß der Stelenbeflger jedenfalls zu for- 
befugt fei, daß ihm bei Feſtſtellung ver Abfindung ein Drittel des 
straged der Stelle verbleiße, mithin, foweit es hierzu erforderlich, die 
dung des Berechtigten vermindert werde. Diefer wichtige Grundſatz 
sbaltung der Präftationsfähigkeit der bäuerlichen Wirthe (vergl. SS. 
434. $. 435 fi, F. 444. A. 2. R. N. 7. 66.8. u. 30. des Fo. v. 
jept. 1811) muß in allen Zällen obne Ruͤckſicht auf die Art 
Auseinanderfegung, — ob viefe in einer fpeziellen Aufrechnung 
eiftungen und Begenleiftungen oder in ver Kompenfation befteht, — zur 
ndung fommen. 

Bergl dagegen die Ausführung von Frey in deſſen praftifchen Erläut. 
ſblöſ. Bel. v. 2. März 1850 im Anhange S. AXI-XXIX.?) 


Zum 6. 86. 


Der 6. 86. lautete in dem Regier. Entw. dahin: 


ka Binfehung der Grundgeredhtigkeiten und anderer nach den Borfchriften ber 
Wheitstheilungs : Ordnung abzulöfenden Berhältniffe, bewendet es zwar (mit 
Ir ber $. 81. b. 3. gedachten Bauholz:Verpflihtung) bei der Beimmung 
7. Es muß aber, wenn eite Regulisung anhängig wird, die Auseinders 


) Das Bräj. deffelben Gerichtshofes v. 2. Sept. 1851. ſtellt folgenden 
grundfaß auf: 

„Der requlirte laſſitiſche Wirth ift die Erhaltung der Präftationsfähigkeit 
„feiner Stelle auch ta zu fordern berechtigt, wo ber Werth feiner Ders 
„pflichtungen von dem Werthe der Verpflichtungen des Outsherrn über: 
„fliegen wird, alfo eigentlich nach $. 83. Alin. 3. die Kompenfation ein⸗ 
„treten müßte.“ (Praͤj. Samml. tefielb. ©. 61. Nr. 19. ) 

Die gegentheilige Auficht beruht auf der mehrfach verbreiteten hiſto⸗ 
Anſchauung über tie Entſtehung der laſſitiſchen Bauergüter, daß biefe 
aus Berleihungen und Nbzweigungen ter Gutsherrn aus ihrem Cigenthum 
tsherrlichen Fundus hervorgegangen feien; auf einer Anficht, welche nur 
eilweife richtig, im Allgemeinen mit der wirflichen Geſchichte im 
ſpruch fleht, und nech viel unhaltbarer if, al wenn man behaupten 
taß alle Lehne feuda data feien, und es Feine feuda oblata gebe. Im 
Heildatirtüberall, wo die Errichtung der bäuerlichen Güter als Ausflüffe guteherrs 
Verleihung und Abzweigungen vom gutsherrlichen Fundus nit durch 
- fpätere Verträge und Urfunden tarüber nachweisbar ift, die Entſtehuug 
wergüter neben ben Rittergütern ebenfo aus uralter Zeit, und find jene 
yeil fogat älter als diefe; fo z. B. großentheils in Schlefien und in ber 
(vergl. die allg. Einleit.), wo ſich nachgewieſenermaßen bie Rittergutss 
ng — bie territoriale Gutes und Gerichtsherrlichfeit — erſt weit fpäter 
ufceffive Grwerbung von einzelnen, urfprünglich zum Theil öffentlichen Ab⸗ 
und Dienſten, Jurisdiktionörechten, Lehnfchulgenämtern u. dergl., mittelft 
mug und fonft Seitens der Zürften, Kirchen ıc., herausgebildet und ber 
refiche Nerus in feiner heutigen Gefialt erſt infolge des 30jaͤhrigen Krieges 
36 befefliget bat. 


680 Von d. Ablöf; der Reallaſten, den Regulirungen u. Gen, Theilungt 
go ‚jener Grundgerechtigteiten und 











Hin Ordnung, und zwar von Ami 
inet ln — Er 


He orſe — 
wider din —e gi: Behens ne * ee 
und ber umlegung ui 


jl. die * 
Ak * — na 


wi $. ihre jegige Faſſung zu ‚geben, | 
und 84. TR jeftaltet worden. er 
es ammer genehmigte dies, 


B.  Kommiffion der I — 
n, welcher dann * von der I. 


Ei Ber. der 1. 8. 1844. Dh. 5. ©, . 
6 — au RS t a H 
DR, Be 4 a in — da 
ter N Fr Sue . Stmi 1921, erle 


BEE nicht eines dabei Auf men 


K: ögen w —— den 
Al Grey bemerkt: 2 


Der 8. 86, werde denjenigen Gutsherrn Mac H 
Ländereien noch vermengt mit den bäuerl, liegen, u 
ten, eine Sufommenfegung ber Orunbftücte zu Beantragen. Au 

ufer Oberjchlefiens finde nämlich, der zeritüstelten und vermengten Lage za 
im der Megel feine gemeinfchaftlihe Hütung auf den bänerl. Orundilüde 
her eine Fünftige Spezialfeparation faſt niemals in Ausſicht Niche, Bisher 
tie Guteherrn nach Nr. 2. der V. v. 28. Juli 1835 (G. S. 1888 
aud) dann, wenn ihre Theilnehmungsrechte weniger als den vierten Thal 
fammttheitnehmungsredhte ausmadhten, das Vorrecht gehabt, den Ad 
verlangen, alfo z.B. Behufs Abläfung ihres Schaafbütungeredtes. Nadtn 
Vorrecht durd den Art. 13 des Ergänzungegel. v. 2. März 1850 zur Emil 
2. 7. Juni 1821 aufgehoben werden, Fönnten die Gutshern eine mit Aber 
perbundene Gemeinheitstheifing auch nur dann verlangen, wenn ihre Ehrihl 
mungsredpte den vierten Theil der gefammten Theiluchmumgsredtr au 
ten. (Frey, praft. Erlaut. S. 104-105.) | 
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Dagegen iſt indeß zu bemerken: 

a) daß im den vorausgefegten Fällen zu erörtern wäre, ch die at 
ice Hütung auf en gerftüdelten und vermengten bäuerlichen Feldern Eis 
en mehr Hattfintet, eder ch de jure die Felder hurfrei gemefen etet aa 

ud, und 

b) daß durch den Art. 13. des Grzängungegen. v. 2. März 1850 zu dm! 
O. nur das erwähnte Vorrecht eines Beſitzers von Nittergutsädern, mt 
ter Domainen: und Ferſtverwaltung ruͤckſichtlich ihrer Aekerlintereien auf! 
Ortsfeld mark, und bezichungsweire der biefen Aeckern anffebenten Or: ya 
figfeiten, auf Spezialfeparation anzutragen, nicht aber das Vortecht cine & 
tutberechtigten, ber nicht zur Gemeinde und deren Forenfen achert, mithin ht 
das eines außer dem Gemeindeverbande chenden i&äfereiberchtigten Ra 
befigers aufgehoben zu fein fheint. 


Zum $. 87. 
1. Der 8.87. enthielt in dem Regier. Entw. nur das jepige Air 


deffelben; wogegen dad jegige Alin. 2, bon der Rommiffion terll. Mu 
mer —** worden iſt. 


ih 
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stine des Regier. Entw. zu 66.80 ff. (fıo. & 651 fl). 
mmiffion der II. Kammer äußert fi dahin: - 
ng bes $. 87. bat in ber Agrar: Rom. zu Bedenken keinen Ans 
t zwar —* einem Mitgliede beantragt worden, hinter den Wor⸗ 
einzuſchalten: 

a. von vßublitatlon dieſes Geſetzes ab das Holz fi anzueig⸗ 
nehr 

jedoch biefen Antrag abgelehnt, weil das Nuthungorecht des 
n jept auf das Holz duf den zur Stelle gehörigen Grundſtücken 
ener Zufaß daher die Bedeutung jenes Nußungsreits in Zwei⸗ 


5 biefes 8. if für den Ball nicht für ausführber erachtet wor: 
der Regulienig‘ anszugleichendes ‚gutsherrlihes Aufhütun 
rundſtũcken erſt mit der Ausführung des Verfahrens über bie 
er Brundflüde aufgehoben werben ſoll. 

t des Geſetzes zu erreichen, wird für einen ſolchen Wall ein Ins 
aliren, dies aber Bier anzndeuten fein. Die Agrar⸗Kom. bean: 
. 87. folgenden Sufap anzunehmen: Br 
ung der Hütung anf den in gemifchter Lage befindlichen Grund; 
i6 zur Ausführung dieſer Iufammenlegung erförberigen Falls 
nterimiflifum zu ordnen. " F ——— 
ımer genehmigte den Antrag. der Kommiſſion. (Stenogr. 
8 5. 12) ’ s s —* 
miſſton der J. Kammer fand gegen den $. n zu er⸗ 
z Plenum derſelben genchmi denſelben —2 
1. 8. 1814 —8 @. ae se denſ ⸗ * 
rungen zum 6. 87. Be 
ührungs⸗Termin beftimmt den Uebergang des Eigenthums 
seren Beſitzer. Hiermit flimmte der $. 76.’ des Gef. v. 
überein und es verordnete auch ter $.. 33. des Ed. v. 
„daß, fobald die Auseinanderfegung vollzogen, das volle 
der bäuerlichen Wirthe in Wirkfamfelt tritt.” Der Ueber- 
ums ift danach von der Vollziehung oder Veflätigung des 
‚hängig, und eben fo wenig von der Aufhebung der noch 
neinbeit und vermengten Lage der Grundftlide; durch diefe 
sielmehr die Ausführung ter Regulirung nicht aufgehalten 
ruht weſentlich daranf, Daß die nach $. 84., in Ermange 
Binigung, eintretende gefeßmäßige Enifchäpigung des Gutb⸗ 
in einer auf die Nentenbanf zu übernehmenden Geldrente, 
fir feine Anfprüche bei der Regulirung zu gewährenden 
eht.!) 


. 


— — — — 


ren Kontroverſen über den Ausführungstermin, ſowohl nach 
.31. des Ed. v. 14. Sept. 1811., als nad Maaßgabe der 
des Gef. v. 8. April 1823. für Bofen ıc., im Hinblid naments 
'3. der Det. v. 29. Mai 1816. einerfeits und auf. vie 98. Bi. 
. April 1823. andrerfeits, find auch gegenwärtig wicht ohne Ins 
läut. um $. 79. sub BB., oben ©. 647. ff.) 

‚ber der Zeitpunkt des beginnenden vollen Eigenthums ber früs 
a Allgemeinen beftinnmt durch bie vom den Intereſſenten ſelbſt, 
g der Nuseinanderfegungsbehörbe, vereinbarte, oder im Falle des 
der leßteren angeordnete Ausführung (Vollziehung) des Nuss 
bäfts. -- Schwierigkeiten bot die Enticheidung im einzelnen Falle 
dar, wenn die Ausführung nad und nach in Betreff der eins 
» der Regulirung gefchehen war, 3. B. wegen der Aufhebung der 
‚dienfle, der gemeinfchaftlichen Hütung, der Acker⸗ oder Wieſen⸗ 
tente ober Mebergabe. der Eniſchaͤdigungelaändereien. — Bein 


Bon ¶ Abldf. der Reallaſten, den Regullrungen u) Gen, Thelinn 
Een 


— — 


beſouderet, mit Genehmigung 
—9— e trat va des 


mh m Mirthe au ihren Höfen — — 
Itniß in alten Theilen 2 
m gung der. Öeneral: mil 
ser den Ausführungstermin ap * 





















1:7, 03. Sept: 1847. Fon B. 4,023: Ban, 
1848. Posen W. 30, allegirt in der Zeitfchr, des Revif, 
* wıd. 282. 285.; deegl. das Erf. des Ob. ib. 2. 9. Dec 


D ), and die Abhandlun; ee 3 — u 
32 Goran bee Mitake m Menke ba has pe 
re unter austrüclicer ober Millfcweigender Genehmigung M 
Kemmiftten ansgeführt (Zeitflr. a. a. ©. &. 285.), oder ter Rud 
und ihm (mie es Negel geworden) die Ausführung voramsgegangen mar 

Den eben erwähnten Grmmpfäsen entfprach im Wefentlichen eis 
her erlaffenes Reffript des Din. des Jun. für Gewerbe v. 11. Dec 1 
fer. des Nenit.skclleg. Bd. 279. u. 280), welches indep zur Se 
von Streitigfeiten dahin Anweifung ertbeilte: „daß tie Rommiflariee N 
halten haben und tieferhalb zu infruiren Nat, Togleich, wenn fie qur 
der Auseinanterferung fehreiten, die befendere Vereinigung der Jnterfe 
vermitteln, von weichem Jrityunfte ab das Gigenthumerecbt ber biunlite 
in Wirffamfeit treten felle,” ferner: „daß bie Genen. i 
Fallen hierüber wicht beftinmnen türfe, ehue tie Intereifenten au hir 
der — dieſerhalb fets erforderlichen — kenttadiktoriſchen Entſcheitung din 
einigung qu verfuhen.” — 

Nacvem die Generals Kemniffen zu Polen zuerſt mittelit Girl. 
Febr, 1536,, al Regel angeordnet hatte: taf das Gigenthum ext nat 8 
gms des Regefes übergehen und dahin unter Gimeirfung der Kemmitar 
Vereinbarung vermittelt werben folle,” — empfahl fie Später, mittelt Gel 
v. 13. Ian. 1813, einen anderen Termin beftimmen zu faffen unt ta 
ihre Genehmigung gu ertrahiren (Zeitichr. 0. a. O. S. 281.). Durhtih 
mäßige Verfügung wurde für bie Juknnft den Differenzen über den Urt 
termin ber Gigenthums im Grofhergegtbun Roien vorgebeugt. 

Im Bereiche des Eh. vn 1. Sept. ISI1. umd der Kantestkel 
welchen baffelke nebſt Def, v. 29. Mai 1816. durch fyätert 
ur Anwenbung Fam, war im Allgemeinen bloß bie Veollziehung — 
rung — der Requlitung als terminus a quo des Gintritts des yellen Gin 
reits ter bünerliten Mirthe mit feinen Wirkungen beftimmt ($. 31-34 
v. 14. Sept. 1811. Art, 71-73. 76. der Dekl. v. 29. Mai 1816.) md 
mit Rücficht auf die, in der Praris ſellen zutreffende, Borausſetung dr 
v. 20. Juni 1517. $. 202., fentrovers: ch die Ausführung allein, cut 
gegangene eder hi qugeltetene BeRätigung des Rezeſſes, die Cigentkumke 
der früheren Raphiie zur Felge habe? Dean allerdings Fonnte die Il 
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dage befindlichen Bruntflüden bis zur Ausführung ter Geparation 
Zufammenlegung, entfpricht dem $. 18. ver V. v. 30. Juni 1834, 
ift diefelbe auf Ten Borfchlag der Agrar⸗Komm. ter II. Kammer an⸗ 
mmen, um die betreffende Beftimmung wegen der Trennung der Re⸗ 
ung von der Gemeinheitötheilung und der Zufammenlegung der Grund» 


, ausführbar zu machen. 
Bei der Ausgleichung wegen des auf ven Grundſtücken der Stelle 
Holzes greift auch bei Laßhöfen die Beftimmung unter Nr. 13. 
tes Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 Plag. 


Zum $. SS. 


Das Alin, 3. des $. 88. iſt unverändert nach der Fafſung tes 
er. Entm. angenommen worten. Dagegen lautete das Alin. 2, in 
Megier. Entw. folgendermanßen: 
r von der Yutsherrfchaft vor Verkündung des gegenwärtigen Geſetzes aufs 
Ben Ralf: und Steinbrüdhe, Mergel: und Lehmgruben und Torfitiche verbleiben 
herrſchaft; Doch iſt diefelbe verpflichtet, fo lange fie diefe Benutzung fort: 
m Stelfenbefiger für die ihm entgehende Benutzung ber Bodenflaͤche zu ent: 





De jekigen Alin. 3. und A. waren in tem Megier. Entw. gar 
enthalten. 
lergl. die Motive des Negier. Entw. zu 66. 80. ff. (I. o. ©. 651 ff.). 


Fans - 

Wbchörve, in Vertretung ter landespolizeilichen Iutereflen, nach $. 43. ber 
O0. Zuni 1817. u. $. 9. tes Ausführungegef. v. 7. Juni 1821., gegen ein 
Mg ausgeführtes Regulirungsgefchäft, felbit Hinfichtlich der Hauptgegenflände 
—5 3. B. des Landtheilnngsplans wegen unzweckmaͤßiger ober 








Blanlagen, oder wegen ber Feſtſtellung der Abfindung, wegen unzus 
Borbehalts unfirirter Laudemien, einer größeren Zahl von Dienften, von 

ten oder von andern, mit dem Zwecke ber Verleihung eines vollen und 
b Bigenthums im Widerfpruche ſtehenden Cinfchränkungen des Befſitzes und 
ofttion, — erhebliche Grinnernngen aufftellen nnd eine beffere, geſetzmaͤ⸗ 
Negulirung im Wege der Verhantlung und event. der Entfcheidung, mit 


her Beieitigung der Berabredungen der Interefienten, anorbnen und bewir⸗ 


„ 164. der B. v. 20. Juni 1817., $. 38. der B. v. 30. Juni 1834.). Das 
olgt denn, daß auch im Bereiche des Ed. v. 13. Sept. 1811. die lediglich 
ben Bartdeien, obne Prüfung und ausbrüdliche over ftillfchweigende Geneh⸗ 
y ber Behörde, verabrebete Ausführung an und für ſich noch nicht ten Mebergang 
genthums zur Folge hatte, jedoch die Genehmigung der Behörbe anf ben früher 
beten und eingetretenen Termin der wirflidy vollgogenen Ausführung zurüds 
ben war, anbererfeits, daß ver Uebergang bes Gigenihums nicht erſt von 
Späteren) Behätigung des Regulirungsrecefies abhängig gemacht werden 
— Lesteres if denn auch in tem Gutachten des Rammergerichts 
Moy. 1844. (Juftizminifterialbl. Jahrg. 1844. S. 265.), entgegen den abs 
iden Anflchbten anterer Gerichte (a. a. D. ©. 264.), mit Recht angenoms 
gb turch das Neffr. des Juſtizminiſt. v. 24. Nov. 1844. (Zeitfehr. des Res 
eg. Dr. 2. ©. 250.) genehmiget worden. 

ie Brage Rellt fich nach $. 87. des Abloſ. Bel. v. 2. März 1850. deshalb 
nfacher, weil gegenwärtig die Nusführung nad) einer etwanigen Ums und 
menlegung der Grundſtücke, welche, mamentlich nach 88 65. ff. des Regnlir. 
7 8. üpril 1823. Rets eintrat, nicht mehr aufgehalten werten foll, hat aber, 
jen hiervon, auch jeßt eine große Bedeutung, weil mit Ausnahme der Erbs 
zum Hofe ($.79.), und bes Erſatzes von Berluften an der Hofwehr ($. 90.), 
deren gegenfeitigen Verbintlichkeiten, in Ermangelung fpecieller Verabre⸗ 
1 erft mit dem Zeitpunkte der Ausführung, reſp. des Uebergangs bes Eigen⸗ 
‚echte auf den Siellenbeſitzer, erlöfchen, 


J 





ef. d. 2. März 1850, beir. dis Ablbſ. ac, ($. 88.). --- 5 


ie Kommifftion der I. Kammer brachte die gegenwärtige 
8 6.88. in Vorſchlag, indem fle dies in folgender Art motivirte: 


as lin. 2. des $. 88. zu flreichen, eventuell demfelben folgende Faſ⸗ 
ung zu geben: 
„tie von der Sutsherrfchaft vor Verkündigung bes gegenwärtigen 
„Geletzes ſchon begonnenen Sewinnungen biefer Foſſilien verbleiben 
„berfelben, jedoch iſt fie verpflichtet, den Stellenbeflger für vie ihm 
„dadurch entgebende antang der Bodenflaͤche zu entfchädigen.“ 
ründe. 
Das von ter Kommiſſion der Butsherrfchaft verbehaltene Erbkur⸗ und 
tbaurecht kaun dem Stellenbefiger nidst entzogen werben, denn es iſt 
weder ein Geſetz für den verurfachten Grundſchaden und findet Feine 
itere Entfchädigung Statt (gemeines Berg⸗Recht und verfchiedene Berg: 
dnungen) und tann wäre eine folhe Butziehung ein Wiberfprud, 
en tie Beſtimmung vefielben Alinea, nach welcher dem Gtellenbefiger 
Gntfchäbigung für die ihm entgehende Bodenbenntzung gewährt wer: 
ı fol; — oder das Erbkurrecht findet neben ber Seunbentfhäbigung 
att (Breußifches Land⸗Recht), ift in diefem Falle aber nach ven —8 
igen Beſtimmungen derſelben Geſeze untrennbar von dem Grund⸗ 


ig. 
Aber auch die im Geſetz⸗Entwurf der Gutsherrſchaft vorbehaltene Korts 
ung der bereits begonnenen Gewinnungen dem Grundbeſitzer gehöriger 
flien if eine zu große Befchränfung in der Dispofition über den Bo: 
, als daß fie mit deu Brundfägen des Geſetzes und mit der Berlin: 
ng defielben, daß der Stellenbefiger Grundeigenthümer werden foll, 
einbar wäre. | 
Sollte diefe Beſchraͤnkung aber befchloflen werben, fo it es wenigfiens 
hwendig, den Stellenbefiger vollitändig für tie ihm entgehende Bodens 
meung zu entichädigen, welches nach dem Gefep- Entwurf nicht ges 
eht, indem biefer nur eine Entfchäpigung „fo lange die Benutzung 
tert“ vorfchreibt; aber auch nach beendigter Benugung fann bei ans 
ıernder BVerfchlechterung oder Entwertbung des Grundſtücks vom Stellen: 
Iger daſſelbe nicht benugt werben, wie es ohne jene feflgefepte Gewin⸗ 
ıg möglich gewefen wäre.“ 
Bon dem Abgeordn. v. Beughem (nicht gebrudi): 
In Stelle des Alin. 2. zu fegen: 
„Der Butsherrfchaft verbleibt jedoch noch auf 5 Jahre, vom Tage 
„der Berfündigung tiefes Geſetzes an gerechnet, die Benusung ber 
„von ihr in Betrieb gefegten und noch darin befindlichen Kalk: un: 
„Steinbrüche, Mergels und Lehmgruben, Gifenflein- und Braun⸗ 
„toblengruben, gegen vollfländige Entfchäbigung des Stellenbefipers 
„für die ihm dadurch entgehende Benugung der Bodenfliche, und 
pet ruckfichtlich der nach Verkündigung des gegenwaͤrtigen Geſetzes 
„in Beſitz genommenen auf ſo lange, bis dieſelben wieder im kul⸗ 
„turfähigen Zuſtande hergeſtellt find.“ 
Motive. 
Die nicht zum Bergwerks⸗Regal gehörigen Foſſilien — von welchen 
: allein im $. 88. die Rede iR — find Nfcefforien des Grund und 
dens. 
Soll daher oder Stellenbeflger Grundeigenthümer werben, fo müſſen 
h diefe auf ihn übergehen. 
Da jedoch durch den fofortigen Mebergang auf ihn für die Gute: 
sfchaft, welche Koſten auf die Ausrichtung der Lagerflätten gewandt 
d vielleicht Gtabliffements anf die weitere Berarbeitung beflelben ge⸗ 
indet bat, Schaden und Berlegenheiten entfliehen Iönnen, fo ift es bil⸗ 
‚ ihr die Benußung noch auf 5 Jahre zu belaffen. 
Der Erbfur und das Mitbaurecht, gegen den der Kommiffionsvorfchlag 
tcht, kann ihre aber in feinem Falle verbleiben, da erflerer nach aus: 
icklichen gefeglichen Beflimmungen von Grundeigenthum wicht arkıınmı 
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88. Kun: von seinen, Mitglirde der Ki 


Fa — den —A— Fr — ER 
v 


num das Gigenthum auf die bieherigen Laſſiten über, fo würbe 

ein gro ein erwachjen, in vielen Fällen BR würden indu 
mtents , die auf diee Bafirt fein, im ihrer Griftenz, geführt 
Bein Bag nicht ae getroffen. werbe, altes Garde fell 





—* * zu ſogen 

zum — I ale ebenen, % nn 
ke Be Fehfellung det. ein Derha iffes der 
‚gebung überlaffen.” 


% 
‚si eilen Antrag geht dahin, einen Iufag- zu machen: 
"al all allen a it aus den hiet zu. regulirenden 
aiffen Herzuleitenben Besichungen beat 26. bei ben 
—— ſebgebung.“ 
ud biefe —* whrde erinnert, daß ſchon das Min. 1. 
—— vollſtantig wahre, as Ausflug 1 
6 werde durch dieſe Beſtimmung garnicht alteritt. 
——— —2 den aus: daß auf aa 
23 ph Bodens übergehen jolle alles das Recht, was aus 





und veräußert werben barf ($. 118. 9. &. R. U. 16.), 
„tem Bigenthum nur dem nugbaren Bigenthümer zuſteht 
„and lehieres ein MAuofluß des Gigenthums ift, bei beife 
„Gingangs gedachten Mückfichten micht zur Sprache komme 
Diefe beiden Anträge gelangten mac Annahine des Verbeſſe⸗ 
Abgeorbn. Erbreich und Sen nicht zur Abjlimmung. 
Y) Bon dem Abgeordn. Schaffraned (Drudf. Nr. 336 
dem Alin. 2. des $ 88. folgende Faffıng zu geben: 
„Auch bie von der Outsherrichaft vor Verfünbiaun 
„tigen Geſetzes aufgedeckten Kall- und Steinbrüch 
„Rebingruben und Terfüiche achen mit allen ihre 
„Rechten auf den Gigenthümer des Bodens über, 
„die Grbfure für fchen gemuthete Steinfchlenz, & 
„GalmeisÖruben, ſewie das Mitbaureckt au tiefen 
eventuelle Anfpruc auf befendere Eutfhätigung fi 
"fünftigen Grubenbetric verhinderte Venusung 
„und hauptjächlich für das entitchente Unlant. De 
„Gritattung aller bei Begründung felher Bergwerk 
„entflandenen Koften wird fefert nach den beiteh 
„Bringipien ausgeglichen.” 
Motive. 

„Wenn der neue Gigenthümer, welcher vermöge des tr 
diefes Geſehes Freict wird, an Boliilien eter Mineralien 
„an unterirdiſchen Schätzen feinen größeren Antheil ſofert 
„durch die Faſſung des Alin. 2. des Geſetz- Enutwurfs und 
„mifftengsBerichtes qugedacht und dugemeſfen wird; fe be 
die ganze Gigenthumsverleihung eben gerade materiell nu 
„ſchon hatte und haben würde, qua Nicdteigenthüner, und 
„mach das ihm mittelit bes Minen übertragene Gigentbus 
„wech auf unverdenfliche Zeit Hin bie bitterite Jllutten bie 
„vormalige Gutshere nach wie ver in ber Nupung ber ( 
„blieb, gleihfam zum Hohne des homo novus, vielleicht I 
„durdh bis zum Abbaue der aufgeredten Gruben, Brüde m 
„bis gur möglichen Verwünlung des gangen bäuerlichen Gum 
„werthlofen Haldenſturze.“ 

Diefer Antrag wurde nicht ausreichend unterflüpt. (Stenogr.? 
Bd. 3. S, 15511555) 








Gef. v. 2. März 1850, betr. die Abloſ. ıc., (6. 88.). 687 


ınd Boden entipringt. Wie weit dies in Bezug auf die unterirbifchen 
der Ball fei, in wie weit fie ein Bertinenz reſp. Subflanztheil des 
hums an fich feien, habe die allgemeine, in wiefern fie Regal jeien, die 
bung zu beftimmen. Durch das Alin. 2. fei nur analog ber Beflim- 
rt. 71. der Deil v. 29. Mai 1826 beitimmt worben, baß biejenigen 
‚ weldhe der bisherige Butöhere bereits wit feinen Koſten nutzbar ge: 
ihm verbleiben follen. Dies fei um fo billiger, als diefe, den Werth 
ft um das 100: ja mehrfach überſteigenden werthvollen Objekte ihm in 
: angerechnet würden. 

an beiden Anträgen wurbe der erſte verworfen, ber zweite angenommen. 
wurden folgende Anträge angenommen: 

: Zufaß gi machen: 

In den Rechtsverhältniſſen in Bezug auf diejenigen Erbkure und Mit⸗ 
auredhte, welche zur Zeit der Berkündung dieſes Geſetzes bereits er⸗ 
yorben find, wird durch dies Geſetz nichts geändert. 

in. 2. ſtatt: „ausgefchloffenen” zu fegen: „aufgeſchloſſenen“; 
lin. 2. einzufhalten: „durch Schiedsrichter feſtzuſtellenden“; 
in- 2. hinter: „Lagerſtätten“, zu feßen: „Erzförderungen und 
ben.“ 

trag: 

des Alin. 2. die Faſſung anzunehmen, welche im Bericht ber Kom. II. 
mer pag. 70. vorgefchlagen ift, 

xfen, dagegen der Antrag, fatt: „Thongruben“ zu fegen: „Thon⸗, 
ergels®ruben und Torfflihe” angenommen. 


Kammer trat den Anträgen der Kommifflon bei. *) (Stenogr. 
K. 1844. Br. 5. ©. 2587.) 

e Kommiffion der II. Kammer beantragte nunmehr die Zus 
u ven Befchlüffen der I. Kammer, indem fle bemerkte: 


88. iſt nach den Beſchlüſſen der I. K. dahin abgeändert worden, daß 
Hloffene Graförderungen und Gruben, ferner Lehm: und Mergel⸗Gruben 
ve der Gutsherrſchaft verbleiben, auch die Berhältniffe in Bezug auf 
ebene Grbfuren und Mitbaurechte duch die Regulirung nicht geändert 
in allen übrigen Beziehungen die DBergwerkögefege in Kraft bleiben 
e Abänderungen, fo weit fie aus den Bergwerks s Berhältniflen herge⸗ 
rfcheinen durch die Natur der Sache und die feitherigen Geſetze gerecht⸗ 
h die Ausfchtießung der Thons und Mergels Gruben, fowie der Torf: 
n fie vor der al er bereitö aufgedeckt waren, {fl in dem 
Dekl. v. 29. Mai 1816 fanktionirt gewefen und die Kom. glanbt 
die Abänderungen der I. K. zum $. 88. zur Annahme empfehlen zu 


‚ Kammer bat fih fchließlih Hiermit einverflanden erflärt, 
jer. der II. 8. 1848, Bd. 5. ©. 2755 |.) 


— — — — — — 


dem Abgeordn. v. Reibnitz geſtellte Verbeſſ.Antrag 


38. folgendergeſtalt zu faſſen: 

jenigen Anſtalten, welche bereits vor Berfündung dieſes Geſetzes von 
Butsherrichaft auf bäuerlichen Grunpflüden zur Gewinnung folder 
Alien eröffnet waren, tie nach den Landes = oder Brovinzials Belegen 
t zum Bergwerks⸗æKegal gehören, verbleiben der Qutsherrfchaft vorbe: 
ti der dem Stellenbefiger zu gewährenden, durch Schiedsrichter feR- 
ellenden Sntichädigung für die entzogene Benugung und die Verſchlech⸗ 
ing der Bodenfläche. 

‚Sinfichtlich der echte, welche gegenwärtig ber Guteherrſchaft, ober 
itten auf folche Foſſilien zuftehen, die nach den Landess oder Previns 
sGefegen zu den Regalien gehören, wird durch tiefes Geſetz nichts ge: 
'ert, vielmehr bewendet es in biefer Beziehung bei dem, was die Bergs 
ko⸗Geſetzgebung feſtſetzt,“ 

elehnt (Stenogr. Ber. der J. K. Bd. 5. ©, 2887.) 
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I, Erläuterungen zum g. 88. 
A. Zum Ahr. d. * Br 
4) Zum Worte: „Boffilien.“ \ 
Darunter werden wicht blos Mineraliem 
amden, welche, wie z. B. in der Oben f 
und agermeie inter oberen Erofri 
ww eſen zu Tage liegen, deren Gewinnung 
igrabens in bie Erde Keinfäagens) n 
A fogar als eine Verbefferung Res 
Venn älteren Bergwerfs- Ordnungen ni B. die 
das thum Magdeburg, Cap; 1. $ und Die 
1769 en die Worte; „alle "rineralien und Boffil 
geh. als — ſynonym neben einander — 
a ve 5. 69. U, 8. M, II 16, mit den folgenden 
ET eeagtigen Obfefte des Brı 
4 Krise ver Grunpbejlger a 
J erauicho, aufgeführt werden, daß im $. | 
[ * aan gleichbedeutend — worden jind r 
* die Art und Weil — — 
un a: orte „Foſſilien“ je 
Bergwerfägefeh ‚ebung beftätigen endlich, auch neuere‘ —— u 
exlaffe, welche ie, Ratt des-Worts „Foſſilien“, gegentbeils | 
—* — bedienen, und hierunter auch Stein 
mw, begreifen. (Vergl. z. B. $.7. und $. 10. des & 
— über. die Beſtenerung de». Bergwerke — G. ©, 1851 
das Girf. R. an die Obere Bergämier ı v. 31. März 1852, t 
fertigung der Schürferlaubnißfheine und die Authungen auf‘ 
tegal gehörenden Mineralien, $. 2, a., $. 12, 9. 21. a. u. 
v. Carnall's Zeitfchrift für das Berge, Hütten» und Saline 
Lief. 1. S. 41 ff.) Der Sprachgebraudh im $. 85. des © 
41850 fehließt fihh nur dem des $. 69. U R. U. 16. an. 
2) Die Beitimmung in Alin. 1: daß ſich das Gigent! 
Stellenbeflgers auf die Koffilien erftredt, infofern ſolche 
thümer des Bodens nach Landes- oder Provinzialgefegi 
— infofern fie mithin rechtlich ald accessoria oder fructus 
trachten find, — bedingt nicht etwa als Gegenfag, daß v 
thumderwerbung nur die dem Staate vermöge feines ! 
tegals vorbehaltenen mineralifchen Aratufte und Nugur 
ausgefchloffen find. Vielmehr will Alin. 1. von ter € 
leihung an vie Beſitzer der bisherigen bäuerlichen Safe und 
ftüde, (wie fih aus ten Berichten ter Agrar-⸗Kom. beiter Ki 
giebt), aud tie Mineralien ausſchlleßen, welche als nietere I 
fehen find, gleichwohl als ſolche aber von Privatperſonen ur 
erworben und befejjen werten. ( 5. 22., 24., 26., 32. U. 8 
Auch folde, in das Gebiet des Bergwerks-Regals geböri 
Bereiche Ted privaten Grundeigenthums liegende und Daher ni 
soria ter Privatgrundſtücke betrachtete Mineralien und Foſſ 
vielmehr nach Alin. 1. von ten Veftimmungen der Agrarg 
dem Abſchn. II. des Ablöſ. Gef, und einer danach zu bemi 
herrlichen und bäuerlichen Neyulirung nicht betroffen. Die 
Alin. 4. des $. 88. noch fehärfer ausgedrückt, und es dient Ali 
zur Ergänzung und Grläut. des Alin. 1., als daſelbſt beſtim 
















1) Vergl. oben S. 81. fi 
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len anderen, nicht aus den bier zu regulirenden Eigen» 
erbältniffen berzuleitenden Beziehungen bei den Beſtim⸗ 
des Berggefeggebung verbleibt. 
iefe Tegtere hat der $. 88. nicht übergreifen wollen. Derfelbe hat 
in den Fällen, in welchen Kommunen oder Gutsherrn und andere 
onen, aus anderen Titeln und Verhaͤltniſſen, durch Verträge, Kon 
Briollegien und Specialverleifungen, in älterer. oder neuerer Zeit 
Regallen vom Staate erworben haben, ($. 26. A. 2. R. IL 14.), 
ich der Bergwerkögefehgebung und den Titeln der Specialverleihung 
seilende Cigenthums⸗ und Nugungsrechte auf folche niedere Rega⸗ 
riren, b) noch auch darüber eine Entfcheidung treffen wollen und 
) welche Boffllien nach Landes⸗, insbefondere nach Provinzial⸗ 
als felbffländige, mit den Grundftüden und deren Eigentbum in 
bindung ſtehende Megalitätörechte, und welche dagegen bloß als 
und accessaoria fundi eines jeten Grundeigenthümers rechtlich zu 
rt find, denn tie Legislative Entſcheidung hierüber iſt Sache der 
icht der Agrargefeßgebung; — P) ob und weldhe, dem Staate nicht 
enien, frei gegebenen und von Kommunen oder Privatperfonen 
ın 23°.) audgeübten Nubungdrechte anf Peineralien, nach Provin⸗ 
m oder Konceſſtonen als Zubehörungen des Orundeigentbumß, 
ıffe der Srundeigenthümer oder welche ald Vorrechte und niebere 
aus einer gewiſſen Klaffe (den Mitgliedern des Herren⸗ und Mit» 
) en ; denn hierbei handelt es ſich um ein zur Regulirung 
htes Theilnehmungsrecht, und die legislative Entfcheidung darüber 
nfalls nicht Sache der Agrar» (ter Regulirungs⸗ und Ablöfungs-), 
ver allgemeinen oder Provinzialgefehgebung. 


ei der Anwentung des 6.88. in den Eonfreten Fällen treten indeß 


oweniger die beiden Fragen hervor: | 
Zelche mineralifchen Produkte und Nupungsgegenftände: 
sach den Landesgeſetzen (A. 2. R. II. 16. 8. 69. ff.), | 
nach Provinztalgefegen, vie, zufolge ©. 69. a. a. O., dem N. 
zogiren, 
sioerföregal des Staates gehören und deshalb bei der nach SS. 80. 
des Abldſ. Gef. zu bewirkenden Aufftelung der gegenfeitigen Rechte 
Sheren einer- und des bäuerlichen Wirths andererfeits, ſowie bet 
chaͤdigungsberechnung jedenfalls ausſcheiden? 
Ib und welche nicht zur eigenen Benugung, resp. Beleihung Sei⸗ 
" Staates vorbehaltenen mineralifchen Produfte und Bergwerks⸗ 
de, a) defien ungeachtet in dem Bellge von Brivatperfonen, ſei es 
älterer Spectalgefege, Verträge oder Verleifungen und Privilegien 
esherrn, als präfumtiver Inhaber folcher Negalitätsrechte, die Ei⸗ 
als f. g. niedere Regalien, (65. 22., 24. und 26. A. L. 9.1. 
en und als folche Gegenftand felbftfländiger, vom Fundus getrenn- 
nderer DBorrechte der vormaligen Gerichts⸗ und Gutsherrſchaften, 
vermöge erfolgter Freierflärungen, gleichotel in welcher Form dieſe 
‘, accessoria und fructas fundi fjedmeren zu @igenthumsrechten 
r Srundftüds (ef. F. 72., $. 119. AU R. 11. 16. und 66. 94. 
N. 1.9.) find? 
ı e8 beflimmt auch der 6. 72. A. N. II. 16. in Betreff ver 
‚ welche in ihrer natürlichen Beftalt fogleich zum dkonomiſchen Ge⸗ 
Hei Künften, Handwerken, zum Bauen u. f. w. benußt zu werden 
„daß fie dem Eigenthümer des Grundes und Bodens ge- 
oder dem Gutsherrn, wenn berfelbe nad den Provinzial- 
ı das Borrecht darauf bat”, und der $. 119. a. a. DO. in Betreff 
8. 117. den Grundeigenthümer gebührenden Erbkuxes: inwiefexx 
Rultur-Befebg. Br. II. AA 
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weichenden Beftimmungen der Provinzialrechte (zu bb.), ſo⸗ 
folge der territorialen Ausdehnung der Wirkfamfelt des Abfchn. 
blöf. Geſ. v. 2. März 1850, bier intereffixen, find im Wefent- 
nde: 
Dfipreußen, einfchließlidh des Kreiſes Marienwerder, in 
& Oſtpreußiſche Provinzialrecht gilt (ſ. 8. 2. des Bat. v. 19. April 
nach Zufag 228, des Oſtpreuß. Provinzialrechts d. publ, den 
Wi, der Bernftein ausprüdli als vorbehaltenes Eigenthum des 
Tärt, wogegen im Uebrigen befonvere, dem A. 2. R. derogirende 
erordnungen nicht exiſtiren. 
Wefpreußen, und zmar in allen im Jahre 1806 duzu ger 
andeötbeilen (mit Ausnahme ver Stadt Danzig und deren Ge⸗ 
von den in ten $$. 69—71. U. &. R. II. 16. benannten Foſ⸗ 
6. 82. de3 unterm 19. April 1844 publichten Weſtpreußiſchen 
echts (G. S. 1844, ©. 103) nur Steinfalz und Salzquellen 
zu betrachten und vom gemeinen Verkehr ausgenommen. 
Großherzogtbume Poſen (einem Theile des ehemaligen Suͤd⸗ 
zilt die Schlefifche Bergordnung v. 5. Juni 1769, Jaut des Bat. 
. 1793 betr. die Verwaltung des Münz- Bergwerld- und Salz⸗ 
ibe's Samml. Bo. 2. ©. 422 und N. C. C. T. IX. Nr, 25. de 1793. 
vobei jedoch die Megalität des Eifenfteins außer Streit und ſtets 
e audgeibt worden, der Bernflein dafelbft aber nicht egal iſt, 
D. v. 7. März 1803 und R. v. 17. April ejusd. (Rabe a.a. O. 
). 
y in Bommern if laut K. O. v. 25. April 1804 und MR. v. 
jusd. (Rabe a. a. D. Bd. 8. ©. 51), ingleichen R. y. 14. Nov. 
ernflein nicht Regal. 
der Mark Brandenburg (mit Ausfchluß der Niederlaufig) 
ne noch gültigen Bergwerksverordnungen von provinziellem Cha⸗ 
He über die Megalität entfcheiden. 
Schlefien und der Braffchaft Glatz (mit Ausfchluß der Ober» 
It die oben allegirte Bergordnung v. 5. Juni 1769, wonach 
md verfchledene geringere Mineralien, auch Steinfohlen, feine 
md. 2) Hingegen gehören in Schleflen Braunfohlen 5 den Re⸗ 
ef. des Ober⸗Trib. v. 4. Jan. 1848, Entſch. Bd. 15. ©. 512 Nr. 1979, 
d. Ob. Trib v. 9. Juni 1852, Entſch. Br. 23, ©. 381). 
beiden Zaufigen gilt das Sädfifche Steinfohlen- Mandat v. 
743, und find zufolge Erk. d. Ob. Trib. v. 27. Oft, 1848 
.9. ©. 402) in den vormals zu Kurfachfen gehörig geweſenen 


— — — — — — — 


. 2. 8. 297. S. 330. 8. 307. S. 378. $. 362. ©. 550., Br. 3. 
35., Bb. 4. 6. 534. ©. 327. ff. $. 548. ©. 412. ff.; Cichhorn's 
das Deutſche ‘Brivatrecht 86. 273—279. S. 689. ff.; Karften über 
g des Bergregald in Deutſchland (1844) ©. 21. 43.; Hüllmann 
es Urfprungs der Negalten in Dentfchland S. 64. F; Haubold 
ı Königl. Sächſ. Privatrechtse (1820) 88. 245— 247. ©. 266. ff.). 
me erlangt übrigens nicht fowohl ein Bigenthum an ber Grube ſelbſt 
und Boden), mag fie nach geftredtem ober nach geriertem Felde vers 
fondern vielmehr nur an dem in ber Grube vorhandenen, zum Abbau 
Mineral, an dieſem aber ein volländiges, frei veräußerliches echt. 
feler a. a. O. ©. 120. Karfien Bergeehislehre $. 71. Weiske 
ı, Bergbau und Dergeegal. S. 948.) 

I. in Bezug auf Gteinfchlen den Grlag v. 24. Nov. 1851., Min. 
ß 1851. 6. 315. wegen Wieterherftellung des Rechtszuſtandes der 
auf Steinkohlen im Bezirk des Schlefifchen Dbers Bergamts zu Tars 


44 * 
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anf deren Benugung innerhalb ihrer gutäherrlichen fe auch auf 
albeftgungen, beanfprucht, während dagegen von dem Bertzetern der 
jdte und des ‚vierten Standes bie Gültigkeit und Reception jener 
en Bergwerfs = Verträge für die Oberlaufig, mie auch beren 
ft ald befondere Verleihungen und Verträge, beftritten, gegen die 
n° Outöherrfchaften bean pruchten Vorrechte proteſtirt und dagegen 
Pubungsrecht auf alle dem Staaie nicht vorbehaltene Mineralien, fofern 
E fpecielle Verträge eine Ausnahme begründeten, jedem, auch dem bäuer- 
ee Grundeigenthümer innerhalb feiner Grundftüde, vindiciri wurde. 

Bor- und Erklufloredht ner Gutöheren wird Haupıfächlich auf $. XII. 
‚es von 1534 geftügt — (f. das oben angef. Oberlaufipfge Kollet⸗ 

ur 1.8, 299) —, welcher dahin lautet: 
dies Altes Haben Wir den Gtänden der Herrſchaft, Mitterfhaft und 
der alten und neuen Stabt biefe fonberlihe Gnade erzeigt unb hier: 
ft biefes Briefes und Vertrages thun und erzeigen, daß Wir ober Unfere 
imen, die böhmifchen Könige, ihnen in bie anderen übrigen Metalle, als 
Meiling, Biun, Gijen, Blei und Quedfüber, (mie fie zuvor von Atersher 
Vorfahren, Kaifern uud Königen zu Boheim vor vielen Jahren, in 
greich ich gebraucht. und genoffen), keinen Einhalt ober Eingriff thun 

‚ern ihmen dasſelbige einräumen zu laffen.“ 


mem R- des Bin. Min, an das Schleſiſche Ober-Bergamt v. 12. 
0 und ausgedehnt unterm 12. Sept. 1843 af die erlauftg, 
Grläut, ‚der, Preuß, Rechtsb. zum TH. U. Tit. 16., bearbeitet vom 
grath Steinbed, Suppl, Bd. vom Bergwerkörehte ©. 5) iſt hlernaͤchſt 
ſprochen: 
die gedachten, Bertraäge den Grundherrn des Herrn⸗ und Kitierſtaudes in 
(6 das fandesherrliche Megalitäts: und Nugungsret und bie f. g. gerin: 
alien (einfhlielich des Gifene) als ve des Bergregals, 
I accefjoriiches Grundeigenthum, abgetreten und verliehen worben, fie in 
fen bie Gewinnung der betseff. Mineralien für eigene Rechnung, unteenehe 
imiterhalb der Grenzen ihrer Grundherrfaft — anderen dabei aus⸗ 
—28 
ſäß hatte auch das Ober⸗Trib. in feinem, dad Urtel des Re⸗ 
it Berlin v. 20. Sept. 1827 beftätigenven Erk. in ©. des 
Ufdntannsvorf ©/, Gerber und Ramin angenommen: 
aus den Verträgen von 1534 und 1575 die Kolgerung nit rechtfertigen 
6 in ber Oberlaufig die niederen Metalle niemals zu den fien gehört 
‚ Gegentheil vielmehr durch ben Umfland beivtefen würde, dag daſelbſt 
fung ber ferneren Benutzung derſelben als eine Gnade erbeten unb ber 


Be Nieverlaufig Haben aber, wie die Stande Isrerfeitg Te 
jeten (f. oben), jene Verträge von 1534 und 1575 niemals Anmen- 
inden, indent,,fle,dott weder publicrt, noch recipit find. Aber 

fin Betreff der Oberlaufig ift wiederholt deren berfefungemäßlge 
tion, tie deren Neception mit der Behauptung befritten, daß” die 
Tant ihres Kontertes, nur für Böhmen errichtet, auch die Worte: 
oritter Känder“ in der Ueberſchrift, unter welcher jene Verträge 
mötwerk.ftehen, ein wilfüprlicher Zufag ber Herausgeber felen, 

die Stantögewalt jene: Verträge als. verbindliche Sk für die 
früher fchon niemals anerkannt habe, und gegen die Meception in 
slaufig außerbem noch der Umfland ſpreche, daß in den beiden 








el. ud; Gielubede,Grläui. des yroninziellen Ba in Güte 
Bann gt 0 in ran a 
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hulich Iautet 6.2. Cap. I. der Magdeburg⸗Halberſtaͤdter Bergorbnung 
Der. ae worin nur die Worte: „alle Eifenerze* fehlen, hingegen 
ngt if: | 
Bollte indeſſen ein tertias ein gleichee Recht auf den fundis privatorum zu 
n befugt fein, fo fol ihm ſolches unbenommen bleiben.“ 


reitig war nun: ob unter dem Ausdrude dominium in biefen Berg⸗ 
ngen der Inhaber der gutsobrigkeitlichen Berechtfame (der Gutäherr) 
er Eigenihümer de8 Grund und Bodens zu verftehen fei? 

e früheren Erkenntniſſe befonder8 ver Provinzialgerichtshöfe haben 
frage verfchieden beantworte. Um ausführlichften find die Gründe 
»Anſicht, daß in Schlefien und der Grafſchaft Glat die auf 
chen Srundftüden vorfommenden, zu den Bergregalien nicht gehörigen 
lien, bei Ermangelung eines anderweiten fpeeiellen Rechtstitels, nicht 
nerlichen Srundeigenthümern, fondern den Gutsherrn zuſtehen, ent⸗ 
vom Ober» Bergratd Steinbeck In feiner Erläut. des Bergwerks⸗ 
in Schleflen und der Oberlauſitz. Später haben die Gerichtshoͤfe, 
ers die höheren und dad Ober⸗Trib., ſich für die entgegengefehte 
: entfhleden, in Bolge deffen anzunehmen ift: 

m Mittergutsbeflgern in Schlefien weder nad ausdrücklichen Provinzialges 
gt nach der Provinzial-Berfaffung, her endlih nad Objervanz, ein Recht 
"Bineralien und Foſſilien gebührt, welche fi auf dem Grunde und Boden 
zerlichen Einfafien finden und dem Bergregal nicht unterworfen find‘‘; 


Jelbe auch Hinfihtlich der regulirten Wirthe auf ihren, infolge ber Regulirungs⸗ 
au vollem GBigenthum erworbenen Beflkungen gelte; — „fofern bei ber 
gang der Regulirung in ben desfallfigen Rezeſſen nit abweichende Stipu⸗ 
u ausbrüdlich getroffen find.” 


wg. vie Gutachten und Entfcheidungen der Gerichtshöfe in der Ab» 

über das Verhaͤltniß zwifchen den Rittergutsbeſitzern und den 

ern in Schleften, in Beziehung auf diefenigen Mineralien und 

Im, welche ſich auf den Grundſtücken ver Dorfeinfaffen vorfinden und 

fem ergttgel gehören, in Koch's Schleſiſchem Archiv Bd. I. ©. 252 
1 


) a) Auch in der Bergbau⸗Ordnung des Herzogthums Magdeburg sc. v. 7. 
772. Cap. I. $. 2. f bei Rabe Br. I. Abit. 4. ©. 446.) if den Butss 
ıften Fein Vorrecht eingeräumt, vielmehr unter dem gebrauchten Nusbrud 
ninm“ der Sigenthümer des Grund und Bodens zu verſtehen, wo bas Dis 
Ich befindet. So erfannt von dem II. Sen. des Ob.⸗Trib. unterm 27. San. 
Brij. Samml. Nr. 1527. S. 301. 
‚ Mit Rüdhicht anf die Faſſung des Geſeh⸗Entwurfs, wie fie von der Staates 
ng vorgelegt und hiernachſt zuerſt von ber IE. K. amendirt war, überreichte 
BDberstand:DMunpfchent Graf Henkel v. Donners mark bei der I. 8. 
etition, den $. 88, beflimmter dahin au faſſen: „daß die Ciſenerze in Schle⸗ 
w Gntsherrichaften gegen Vergütigung ber Oberflähe als ihr Gigenthum 
ben und namentlich ſelbſt alsddann auf der ganzen Dorffeldmarfk, 
Die Sifenlagerftätten auch erftan einer oder der andern Stelle 
det oder in Angriff genommen worben; indem folches bisher nur 
erſchleſten als refernirtes Cigenthum der Gutsherrſchaft gegolten habe.“ 
Yer Antragfteller führte an: „daß in Schleflen nach einem befonderen Rechtes 
tuiß die Eiſenerze, als der Gutéherrſchaft angebörend, ſtets betrachtet wor: 
Denn diefelben nach erfolgter —— und Gigenthumsverleifung mit 
Nenthum der Stellen den Stellenbeſihern zugeſprochen werben follten, fo 
: dadurch ein fehr großer, Theil des Vermögens mehrerer Suraherriinefen 











der m anigfaden Verfgiedenkeit der ®räistitel, 
Beſid⸗ und Ruhungsrechte der Binzelnen gründen, ganz befend 
ag at Yale bie vn ihre gi 
nd. enn er en einer Butshen unt en 
hierüber entfeht, ale deefebe im Reßtswege entfchieben werbe 
B) Der Landtagsabſchled auf die ſchon oben gedachte Bet 
Schie ſiſchen Provinzial» Landtages um eine „authentifche 3 
gedachten Gefege zu dem Bmwede, daß den Dominieı 
kr Förderung von Eifenerzen auf den Ruſtikalbeſ 
usfchluß der Eigenthümer verfelben eingeräumt mn 
$. 12. des Landtags» Abfciees v. 30. Dec. 1831 enthie 
Veſcheid 
„daß Bedenken getragen werde, einem ſolchen Antrage Statt zu 
Sqhleſiſche Bergorbnung von 1769 nur das Kehtaver 
siehung auf das Bergregal zwifhen dem Bisfus und 
eigenthümer des Orundes und Bodens befimmt, dar 
Rechtsverhältnig, welches zwiſchen ben Deminien und ben Eigenthü 
brauchern der BRuflifalitellen über bie ‚Benuku der, bem ſislali 
nicht überwiefenen Foſſilien vorwaltet, feine — — erteilt, ı 
aud ber behauptete Aufvus der Dominien auf dieſe 
nerhalb ber Rufikalfeldmarfen nit auf den 8.2. der! 
von 1769, fondern nur auf privatrehtlige Titel gegri 
une“ 
Vergl. Erg. u. Grläut. der Preuß. Rechteb., I. Ausg. DB. 
die —8 —E "a “ 
Nach dieſen Allerh. Entſcheidungen if, —F ſich auch d 
ausgeſprochen hatte, (vergl. Motive zum Entwurf des Bergrechts 
ein Vorreht der Gutsherrn, gegenüber den bäuerlichen 
die Eifenerge und geringeren eralien, auf Provinzialgeſe 





Schlefiens entzogen werben, ba bie Hauptrevenüen mehrerer Güte 
in der Gewinnung and Benugung ter Bifenerze belünden.“ 


Geſ. v. 2. März 1850, beir. die Abläf. se, ($. 88.). 697 


Hung und Obſervanz nicht zu gründen, ein folches vielmehr nur in 
s einzelnen Falle durch einen fpeciellen Titel nachzumeifen, wohin aber 
Specialtoncefflonen und Privilegien an einzelne Nittergüter 3e., ſoweit 
tigen erificen, zu rechnen fein möchten, wenn aus folchen fpeciellen 
s- ein Vor⸗ und Exkluſivrecht und die Verleihung als eines Regale, 


wgebt. - 
Bo im einzelnen Falle dergleichen fpecielle Nechistitel zur Begründung 
‚gutöbestlichen Vorrechts nicht vorhanden und nachweisbar find, find 
Wo, da eine entgegengefegte, vom gemeinen Hecht abweichende Ent⸗ 
ung ver Legislation nicht ergangen Ift, diejenigen mineralifchen Lager⸗ 
1, Erzförterungen u, f. w., welche zum Bergwerksaregal des Staats 
ören, als fructus und accessoria fundi zu behandeln, melche. bei 
enthumserwerbung der Stelle auf ven Stellenbeflger mit übergehen. 
das Begentheil in ven Regulirungsrezeſſen ftipulist werden ſoll, 
Anur zu erwägen fein, wiefern eine folche Stipulation in Berückſich⸗ 
der 56. 15. und 43. ver V. v. 20. Juni 1817 von der Auseln- 
mgsbehörde in Vertretung der Landeskultur⸗ und Landespolizei- 
Men genehmiget werden Fünnte oder von Amtswegen zu unterfagen 







u Zum Altn. 2. red 6. 88. 


g Die Beftimmung des Alin. 2. forgt befonders für die Erhaltung der 

3 Outshersfchaften vor Terfündigung des Abloͤſ. Gef. u, 2. März 
Nunerhalb ver bäuerlichen Brundftüde bereits ermorbenen Mechte auf 
und andere Mineralien. Diefelbe entfpricht dem Art. 71. ver 
‚29. Mat 1816 und den 6. 25. des Regulir. Gef. für Poſen sc. 
gif 1823, wonach die bereitö vor der Auseinanderſetzung aufge» 
Kalkbrüche, Gruben von Mergel vder anderen minera>s 
“ Düngererden und Torffliche dem Gutöheren verbleiben, 
‚ver Meg. Entw. befihränft hatte. Die Veranlaffung und Ten⸗ 
nach den Anträgen ter Agrar-Rommiffionen beiter Kammern 
ten Baffung und Ausdehnung auf mineralifihe Lager» 
[and Erzförderungen if in den Komm.-Berichten näher er» 


Bist Alin. 2. beſonders, begegnet ter Beſorgniß, daß viele‘ von den 

ren fchon errichtete, auf tie von ihnen bereitö benutzten oder. doch 
kten mineraliſchen Lagerftätten 2. gegründete induſtrielle Etabliffe 
nfolge. ter Eigenthumsverleihung von bäuerlichen Stellen, in ihrer 

mi gefährtet werden würden. 


Ad verb.: „aufgefchloffenen.“ 


Ahrend in Uebereinfimmung mit der Del. v. 29. Mai 1816 und 
degulir. Gef. v. 8. April 1823 für Poſen ıc., — der Entwurf ver 
sung und dad Amendement ter Agrar-Rom. der II. K. ſich des Worte: 
Yedecdten” bedient, iſt nach tem Vorfchlage der Agrar» Rom. der 
Yas Wort „aufgel hloffenen* in das Defeh aufgenommen. 
2 das ©. v. 2. März 1850 im $. 88. Alin. 2. in Bezug auf bie 
ke der aufgefchloffenen mineralifhen Pagerflätten 20. einen weiteren 
‚ als der Ars. 71. der Defl. v. 29. Mai 1816 und der $. 25. 
Gef. v. 8. Amil 1823, fo iſt bei Erläuterung des Worts 
Möpfoffenen“, nach Maaßgabe ver Art und Weiſe der Gewinnung det 
lien, und dem entfprechend zu unterfcheiden: _ | 
- sünlfchen ſolchen Foſſilien, beziehungsweiſe Mineralien, welche Gegen⸗ 
\ — — und eigentlichen Bergwerkbetriebes find, wie in bey 
Ant: ferner Stein- und Braunkohlen u. f. w. u 
und folchen, welche wefentlich nur zum dkonomiſchen rbraudie hear, 
















698 Von’. Abldſ. der Reallaſten, den Megulirumgen u, Gent hr 
Bin Thon — Metgel und Torf, und ih der gel Teinen I 


Hr delderlei Arten, von denen die $$: 69. BT 
wa fe handeln, bedarf es zunächft faum der Anime 
Wort! „aufgevedt* oder „aufgefhloffen*, etwas 
in ſich be, weit, als dad Wort: „entdeckt.“ (Benat — = 
— at © a 2 s, 150., —* ida., 155 

en! t Das t „Entveun "a 
($. 141.) nur dem „Auffinden“ “ Mineralien « Bansen 
88154 ff. und bie’ $$. 156 ff). 
Bus a) Bas Nr Onnete n Baker gem dk 
felbe, laut $. 162, a. a. DO, „mit Blei und unausgefegter 
fein* — (mie $. 162, weiter befagt) — „„den bo 
das Flot oder die Banf zu entblöfen, das ıR (heißt 
al felbige mit dem Stoffen oder Schurf —* in 
—2 u Kioen. Dazu gehört, wie hier ut 
ergmännifche Arbeit, 2 
ein und ſoweit, et die entslößten Ohnge, 5 ven 
2 Bergamte "auf ihre Baumürdigkeit unterjuht 
nnen.“ 


Ne al reg ſich aus den ara —— mas ı 






aufgebe@ten over entblöften minerafifchen 
‚oder Gruße in der sone) gefeglichen a 
machſt aber ergeben derfehledene Erle 
Anderen das Cut. R. v. 31. März 182 N et 
das Berge, Hütten- und Salinenwefen ER 
45), daß der an ten allegirten Stellen 
trud „entblößt” mit dem im $. 88. ne. kom 
floffen“ iventifch ift. *) 

A) Der Vorbehalt, das Verbleiben einer mineralifchen Lage 
auf den bäuerlichen Gruntjtüden im Beflge des Gutsherrn beim 
des Eigenthums dieſer Grundftüdeauften Stelenbeflger im Ausführen 
der Regulinung ($. 87.), fegt demnächſt voraus, daß eine folde | 
ac. von dem Gutsherrn bereits vor Verkündigung des Gef.n. 
1850 in einer, den technifch gefeplichen Vorausfegungen entf) 
Weiſe gehörig aufgefchloffen (entblößt) geweſen if. 

) Wie weit hiernächſt an einer folchen vor Verkündigung 
dv. 2. März 1850 aufgefchloffenen mineralifchen Lagerſtätte das dh 
herrn verbleibente Nugungsrecht innerhalb der bäuerlichen Grin 


1) Es lauten auszugeweife: 

a. der $. 33. des Cirf. R. v. 31. März 1852.: „Kür bie Auffd 
bes Bundus auf den Augenfceim ıc. wird dem Mutber eine a 
Fri bereilligt.” Werner: „Die Dauer bes Schürffcbeine, Beziehungen 
Verlängerung, wird als die Frift zur Gutblößung des Bunte 
dem weiteren Auffchluffe des Feldes angenommen. " 

b. $. 34. ib.: „Wenn in tiefer Brit ($. 33.) bie zur volkänti 
theilung des Berfommens und ter Verbreitung des gemutheten Minen 
begehrten Belde erferberlichen Auffchlußs und Berfucharbeiten me 
find sc., fo if die Muthung als erloſchen anzufehen.“ 

©. 8.35. ib.: „@rfolgt ywar eine rechtzeitige Anzeige und wirt a 
baranf anberaumten Termine der Fund auf den Angenfchein nacy 
det fich aber, daß das Feld micht genügend durch Berfuce anfgef 
worden if, fo wird das in der Mulkung begehrte Feid nach Mappe 
». 1. Juli 1821. beicräntt.t 
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en. ifl, — resp. im Gevierien ober in geſtrecktem Felde nach Rängen- 
Bun. f.w., gemäß 66. 169. und 170. A. 2.R, II. 16., resp. der betr. 
semungen der Brovinztal= Berg- Drbnungen, wie nad Naaßgabe des 
u. 1. Juli 1821 —, beflimmt fich durch dieſe gefeglichen Beklimmun- 
wegen ver Beleihung, nach der fachverfländigen Exmittelung und Feſt⸗ 
mg der Bergbehdrben. 
Nur bei dem nefter- und Iagerweife auf Aeckern und befonders 
eu, befindlichen Rafenftein, wird die Entfcheldung der Frage: wie 
Gier ein ſolches Eifenfteinlager als entblößt oder aufgefchloffen anzu⸗ 
if? in den einzelnen Ballen fchwieriger, indeß wohl — nah Naaß⸗- 
technifcher Ermittelung — davon abhängig fein, wie weit ein ſolches 
meinlager als ein in ſich zufammenhängendes Banze zu betrachten if? 
enfalld wird das für die Zukunft vorzubehaltende gutshertliche 
Brecht an den Mineralien auf alle Nefler und Lager, welche ſich 
paib einer ganzen Dorfsflur oder auch innerhalb fämmtlicher Grund⸗ 
rdeffelben bäuerlichen Stelenbeftgerd befinden, ausgedehnt werden bür- 
viel, ob ſie noch nicht aufgefchloffen, vielleicht noch nicht einmal 
‘ wären; indem dadurch vie ganze zum Eigenthum verlichene Be⸗ 
u einer für alle Zukunft beſtehenden Dispofittonsbefchräntung und Ger 
wlaftung Seitens des Gutsherrn unterworfen bliebe, was mit dem 
le der Sefepgebung und ter Natur des verliehenen Eigentbums un- 
Bar erfchiene. 


eb, In Betreff der aufgefchloffenen Thon», Lehm⸗, Mer⸗ 
Mger und Gruben, fowie Torffliche und ähnlicher, vorzüglich zum 

hen Bebrauch beſtimmter Anlagen, dürften für ten g und 

nzung des innerhalb ver bäuerlichen Grundſtücke vorzubehaltenten 

Bw folgende Beflimmungsgründe maaßgebend fein: 

‚die Kontinuität des Lagers bezüglich des dafelbft vorgefundenen Ma- 

fo Taf die Lehm⸗ ıc. Grube oder der Torfftich jedenfalls wicht über 
Bufammenbange mit dem aufgefchloffenen Theile befindliche Lager 

E Mergel, Thon, Torf ausgedehnt werden barf (f. oben zu a. y.); 

m aber auch 

e bisherige ortSühliche Benutzungsart der Grube 2c.; ferner 

„per biöherige Zweck der Benugung, Indbefondere mit Müdficht auf 

Ptbfchaftlichen Bedarf des Gutsherrn und. deſſen wahrfcheinliche 


obigen Bemerkungen über die Ausdehnung des Vorbehalt der 
and Gruben entfprechen venjenigen Gruntfägen, welche nach Inhalt 
Me Minifterial- Akten, der Faſſung des Art. 71. der Dekl. v. 29. Mat 
\ Grunde lagen (vergl. Doͤnniges a. a. O. Br. I. ©. 308), 
w um fo mehr darauf zurüdzugehen ift, als, Inhalts ver Berichte 
ar-Kom. der Kammern, bei tem fchließlich angenonmenen Amentement 
in. 2. 8. 88. ter Art. 71. ver Defl. v. 29. Mal 1816, weſentlich 
t gekommen ifl. 


ach 
jedoch die Aufgabe der Kommiſſarlen und Auseinanderſetungs⸗ 
in, Über die örtliche Austehnung von dergleichen dem Butöheren 
wten Gruben, Ragerflätten und Torfftichen auf bäuerlichen Grundftücden 
Deren Abgrenzung genaue Beflfegungen In den Üezeffen treffen zu 


























ebex die Beftimmung, wonach durch Schiedsrichter die Ent⸗ 
Ren; für die dem Gtellenbeflger, vermöge der dem Butöherm ver- 
en. aufgeſchloſſenen Lagerflätten, entzogene Benugung und bie 
Amterung der Bodenfläche fehgetelt werben ſoll, ift zu bemerken: 
nn dergleichen Entfhäpnigungsanfpsäche während der Regulirung 
um Zufammenhange mit derſelben geltend gemacht weruen, Io Tut 


$ 


wollen oder nicht; aus dem Bericht ver Agrar⸗Kom. der L 
die Worte „durch Schiedsrichter feftzuftelenden“ amendirt: 
das. Motiv ‚dazu nichts erfichtlih, um fo weniger alfe. ar 
obue juneichented Motiv Heabfichtigt fei, auch noch nach ‘ 
Regulirung und nach dem liebergange des Eigenthums, & 
ſchen dem vormaligen Gutéherrn und tem vormaligen 8 
auf einen fo fingulären Gegenſtand, in dem ganz erception 
fahren rer $$. 167. ff. A. G. O. 1. 2. erledigen zu laffen, 
ein nur vom freien Willen jeder Parthei abhängiges Kon 
flimmte Perſonen der Schietsrichter voraudgefept werten m 

Daher werven vielmehr bei Ausmittelung folcher Entſch 
audgeführter Megulirung die allgemeinen Grundfäge ?) un 
liche Prozeßverfahren Anwendung finten. 

c) Hliernaͤchſt aber folgt nicht blos aus der vorſtehender 
b., fontern ergiebt fh auch aus dem Zufammenbange t 
fchriften im Alin. 2. des $. 88. weiter &) wegen der dem 
bleibenten, von Laßgrundſtück abzutrennenden mineralif 
sc. einerfeits und 4) wegen ter Entfchänigung des Laßw 
Gutsherrn für die Durch die aufgefhloffenen Lager ıc. 
Benutzung und herbeigeführt Verfchlechterung der Vodenflä 
Daß in dem 8. 38. Alin. 2. voraudgefegten Falle 6 
gulisungsverfahren ſowohl jener Vorbehalt, als vief 
eintieten ſoll und zur volfläntigen Ausgleihung beiter 36 
mit anteren Worten, daß jene Borfhriften zu a. u. B. 
gleichungsbeftimmungen über wechfelfeitige Rechte und Zei 
Negulirung felbit enthalten; infufern bildet das Alin. 2. dei 
befonderen, in ihm behandelten Sal eine Ergänzung des 
b. dergeftalt, daß Im Balle tes 5. 88., jene zu. und 4. ge 
feitigen Rechte beim Regulirungsverfahren ſelbſt ſtets in % 
temgemäß einerfeit ver Vorbehalt. der aufgefchloffenen ag 
Theil der gutöherrlichen Abfindung betrachtet wird, andere 
vom Gutsherrn in jedem Falle dafür Entſchädigung zu ge 
diefe einen Theil der gutöberrlichen Gegenleiftung Tarftel 
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> Das Alin. 3. des $. 88. enthält vie Beſtimmung, daß in ten 
Nverhaͤltniſſen see derjenigen Erbfure und Witbau- 
te, welche bei Verkündung des Geſetzes v. 2. März 1850 
48 erworben find, durch dies eh nicht8 geändert werde. 
) In Folge deſſen verbleist ein vom biäherigen Gutsherrn als Grund⸗ 
der Jaffttifchen Stelle, nah 8.117. & R. 11. 16. und ven 
Inzial» Berg» Drbnungen, erworbener Erbfus demſelben auch 
| erleibung des Eigenthums der Stelle an ten fräheren Kafwizii. 
M dies eine Abweichung von dem Princip tes $. 118. a. a. D., weil 
pih der Erbkux von dem Grunde und Boden, auf welchem bad Berg- 
eizieben wird, nicht getrennt, noch beſonders veräußert. werben [oll. 
fann aber zufolge des $. 88. der Stellenbeflger, welcher das Eigen- 
des Grund und Bodens erwirbt, auf denjenigen Exrbfur, welchen ver 
err bezüglich eined auf ten bäuerlichen Grundſtücken gefchehenen Berg 
eitö vor Verkundigung des Gef. v. 2. März 1830 rechtmäßig er⸗ 
Bun -batte, aus dem Grunde Leinen Anfpruch machen, weil er an tiefen, 
Buch Laßrecht befefienen und benutzten Grundſtücken fortan Eigen⸗ 
rechte erwirbt, und ter Erbkux nach den Grundfägen des Bergrechtd 


nnbares Pertinenz des Grundſtücks fet. 
Su Deus auf bie Mitbaureöte jur Hälfte, welche nach 56. 123. 











A288. 11. 16. dem Grundeigenthümer nur ta zuftehen, wo 
e Beoninzialgefege fie ihm ausdruͤcklich Heilegen, ift mit Müdficht 
> 3. Cap. I. der Bergordnung für dad Herzoͤgthum Sälefien 
Grafſchaft Glatz v. 5. Juni 1769, durch Erf. des II. Sen. tes 
Krib. v. 12. Gebr. 1846 (Präj. Samml. Nr. 1703. S. 300), ferner 
Ext. des O6. Trib. v. 9. Iuni 1852 (Entfch. Br. 21. ©. 381) 
, daß ſolche nach Schleſiſchem Provinzialrechte nicht der Gutsherr⸗ 
ern dem Eigenthümer des Grund und Bodens gehören. ) 
Princip findet aber auf die vor Publikation des Gef. v. 2. März 
end des Gutsherrn bereits rehtmäßig erworbenen Mit⸗ 
‚Annerbalb bäuerlicher „apbeiigungen feine Anwendung, indem 
in. 3. demfelben derogirt. ergleichen Mitbaurechte verbleiben 
auch nach ausgeführter Regulirung dem Gutsherrn und gehen mit 
um an ten biöherigen Laßgrundſtücken auf den Stellenbeflker 


er. 
— dm Alin. 4. des G. 88. wird auf die Bemerk. zum Alin..1. 
A. 2. zurüdgemiefen (f. o. ©. 688). 


 . Der Vorbehalt des Er. v. 14. Sept. 1811. 6. 57. C.. und At: 
syer Dell. v. 29. Mai 1816 wegen der Jagdgerechtigkeit, in⸗ 
Di Bed 5. 27.. des Regulir. Gef. für Pofen a. v. 8. April 1823, 
Rp die Jagd nicht Begenftand der Auselnanderfegung fein folkte, wobei 
uns geelie Beſtimmungen wegen des Schadenderfapes durch Be⸗ 
Ben mittelft Wildfraß und Jagens vorbehalten wurden, aber nicht 
n, fand in dem Gef. v. 2. März 1850 Feine Stelle mehr, nachdem 
Gegenftand inzwifhen durch den Erlaß des ©. v. 31. Oft. 1848 
Aufhebung ter Jagdrechte auf fremdem Boden (8. ©. 1848. ©. 943) 
“Erledigung erhalten hatte. | 










ei 


I 686 faun aut Erf. des Ob.⸗Trib. v. 24. Nov. 1851. (Enifch. Br. 21. ©. 
eu) Striethorſt's Archiv Bd. 3. S. 179.) der Anfpruch zum Milban auf 
Be, bevor noch eine Nuthung eingelegt und die vorgefchriebene Erklaͤrung 
eng bed Mitbaurechtes von dem Grundherrn abgegeben oder abgefors 
weeden, als ein ceffibeles Recht nicht angefehen werben. 
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Zum $. 89. ı 


L Ber 5 89 iſt wörtlich mus dem Regter. Enti 
übernommen worden. e | 

BVergl. die Motive des Negier. Entw, zu 8. 80. 
Entx) oben &, 631 ff. ' ' 

’ Die ae ra Kammern fand 
nichts erinne, , wora ride Kammern denfelben 
—* m „eines; Ber. der II. R. 188, Bo. 3. ©. U 
I. A h ! 

I. Der $ı I; entfpricht den beſonders int Bereiche di 
ac. v. 8. April 1828 vorfommenven Verhältniffen und dem 


Zum $. 90 


L Der $. 96. ift, da die NgrareKommiffionen 
nicht3 dagegen zu ‚erinnern fanden, ohne Disfufflon von. be 
unverändert, nach, der Baffung des Regier. Emtw.. ange 
(Stenogr. Ber. a. a. =) 

1. Bergl. die Erläut. zum. g. 80. des Ablöf. Gef. (i 

I, , In.®, der Berechtigung der laſſtuiſchen Wirth 
hertſchaft auch Anbringung, der Provofation,, die Inft 
den Auf brer Gebäude zu fordern, 1. die Exläut. 
Ablsf. Gef. (1,.Zuf. IL.ad 1..u. 2. oben & 667 fi). 


Allgemeine Beflimmungen, 
— Zu 95. 9. und 9. 


1. Die $$. 91. und 92. wichen in dem Regier. € 
jedigen Baflung in folgenden Punkten ab: 

a) im $. 91. fehlten die Schlußworte des Alin. 3 

„erfiens gilt auch von den in den 88. 53. Bis 55. geba 


b) im $. 92. ftanden im Alin. 2. flatt der Worte: , 
Fündigung diefes Geſetzes,“ die Worte: „feit ihrer 
e6 fehlte das Alin 3. 

Die Motive des Regier. Entw. (zu $$. 91. ı 
dahin: 

Diefe Beflimmungen beruhen auf ben Vorſchriften bes A 
urt. v. 5. Dee. 1848, uud dienen zu deren näheren Nusführung. 
des 30jahrigen Zeitraums, während deffen die Ablöfung von @ 
Kündigung hupothefarifcher Kapitalien ausgefchloflen werben tar 
der Rheinprovinz geltenden Frangdiifkien Gefepgebung entnomme 

Die Beſchraͤnkung des für neu aufzuerlegende fehle Gelbrent 
zu beflimmenden Ablöfungsfages auf das 25fache ter Rente war 
lich, weil ſonſt durch tie Etipulatien höherer Ablöfungsfäge die 
Verfafung zuwider, indireft ausgefchlefen werden Fönnte. 

B. Die Kommiffion ver I. Kammer beantragte: 

a) die unveränderte Annahme des $. 9. nah di 
NRegier. Entw., und 

b) vem $. 92. das jegige Alin. 3. hinzuzufügen, übri 
felben unverändert anzunehmen. 

Der Kommiffiond- Bericht motivirt died in folgend 

0) Zum $. 91. 

Nach dem Alin. 3. diefes $. ſoll ein höherer Mblöfungsbehe 
und zwangigfadje der Rente nicht fipulirt werben dürfen. Bon 
iſt der Antrag gettellt warten, Aal tes „tünt und zwanzigfadhen“ ji 
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“, weil diefer Betrag im gegenwärtigen Geſetze ale ma end angenommen 
if. Die —— — bat —* biefen — —X —— die 
ehe den Sntereffenten zu fehr befhränfen würbe. 
um $. 92. 
ran ns Die Hier aufgeftellte Beſtimmung gerechtfertigt erfcheint, weil die⸗ 
ne Umgehung der Vorſchrift des $. 91. verhindert, fo IR doch das Beben: 
wregt worden, daß biefelbe auch die landſchaftlichen Pfandbriefe einer Kuͤn⸗ 
auterwerfen koͤnne, auch einer gleichen Gefahr vie Fünftigen Hentenbriefe 
feien. Diefes Bedenken if zwar nicht allfeitig getheilt worden. Die 
hat jedoch befchloffen, zur Befeitigung jener Bedenken die Annahme 
a Zuſatzes zum $. 92. in Antrag au bringen: 
„diefe Beflimmungen finden auf fämmtliche KrevitsInftitute keine Anwens 
‚mung.“ 


I. Kammer trat den Anträgen ihrer Kommiſſion bei.!) (Gtenogr. 
e II. 8. pro 1833. Br. 3. ©. 1564). 


n. Der zum $. 91. von dem Abgeordn. v. Hagen geſtellte (micht ges 
Berbeſſ.⸗Antrag: 
sem Alin. 3. hinzuzuſetzen: 
„Die dereinſtige Abloͤſung nach dem ſtipulirten Betrage wird aber nicht 
„gewährleiftet,“ 
bgelehnt. — Ber. der IL. 8. Sp. 3. ©. 1563.) 
Der Abgeorbn. v. Görtz hatte zum 5. 91. folgenden Berbeff.Antrag 
Mr. 350. ad II.) gekellt: 
ia $. 81. Binter Alin. 2., alfo hinter den Werten: „auferlegt wers 
Den“ folgende Worte einzufchalten: 
„Wenn in den Landestheilen, in welden die Gyp.⸗Ordn. v. 20. Der. 
„1783. gilt, einzelne Theilfüde eines mit Hupothelen s Kapitalien bes 
„laſteten Grundſtückes unter Auferlegung fehler Geldabgaben abver⸗ 
„sußert werben, fo bedarf es zur Pfandentlaſtung derſelben wicht: einer 
„ansrrüdlichen Ginwilliguug der Gläubiger des KSanptgntes, fofern 
" A, „UBE: 
4: „a) ein eiwa vorbebungenes Kaufgeld zur Befriedigung der erkingrofs 
„Arien Hupothefengläubiger bes Saupigntes verwendet, und 
„b) Hinfichtlich der hierdurch nicht befriedigten Realgläubiger atteRict 
„wird, daß die Veräußerung ihnen unichädlich fei: 

„Die Ansftellung derartiger Attefte gebührt den Auseinander⸗ 
„TepungssBehörden — und falls das Grundſtück von einem land» 
den Kredit : Inflitute belieben if, der laudſchaftlichen Be: 
„hoͤrde.“ 


Gründe. 

„Durch das Ed. v. 9. Oft. 1807. war die vorſtehend preponirte Bin- 
„tihtung für das Erbpachtsverhältnig eingeführt; der Zwedk derfelben ging 
dahin: durch Brleichterung der Erbverpachtungen bie Möglichkeit neuer, 
„Heiner Anſiedelungen zn befördern. Jetzt wird die Erbpacht und mit ihr 
auch diefe Sinrichtung der fogenannten Unſchädlichkeits⸗Atteſte abaefchafft. 
Würde eine ähnliche Ginrichtung nicht für die Abveränßerung zu vollem 
Gigentyum unter Auferlegung feſter Geldabgaben vorbehalten, fo würde 
benz Befigern verfchufbeter Grundflüde die Möglichkeit der Veräußerung 
son Theilftüden fat unmöglich gemacht werden; denn zu der Befreiung 
Derfelben von dem Pfandrechte der Hypothef s Gläubiger tes Hauptgutes 
Sürde in jedem Falle die Einwilligung aller dieſer Gläubiger und die 

ermittelnng eines Reguletive mit denfelben nah $. 91. Zit. 2, der 

BD. v. 20. Dee. 1783. erforderlich fein. Hiermit wäre denn. aber 
ch die gewiß wünfchenswerthe Didglichfeit der Erwerbung kleiner 
Brerntfüde im hohen Grade bedroht. Viefem Uebelkande abzudelfen mad. 
wugleich die nothwendige Wahrnehmung ber onnoipetengläufßger durch 
—A fechverRändige Behorde ſicher zu ſtellen, iR der Zweck des obigen 

Wlrages. Die Annahme deſſelben würbe ben bereits angedenteten volle» 
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. Die I. Kammer ift auf Antrag ihrer Kommiffion der von der 
ımamer befchloffenen Baffungdänderung beigetreten. (Stenogr. Ber. der 
‚1843 Be. 5. ©. 2755. fl). 

- Die Beſtimmungen des $. 91. find eine Konfequenz des im Art. 
Alin. 5.) der Verfaff.-Urkunde v. 31. Ian. 1850. (und wörtlich gleich" 
d in Art. AO. der oktroyirten Berfafj.-Urfunde v. 5. Dec. 1848) ent» 
en -Brundfaßes.!) 

hei erbliher Ueberlaffuug eines Grundflüdes iſt uur bie Uebertragung bes 
Eigenthume zuläffig; jedoch fann auch Bier ein feiter ablösbarer Zins vors 
a werben. 


a8 Abldf. Geſetz tft aus der Ueberzeugung hervorgegangen, daß die 
feit tes bäuerlichen Grundbeſthes von dem gutäherrlichen einer 
—* Benutzung des Beſitzes und der Kräftigung des Landes und 
Bewohner hemmend entgegenſtehe. „Deshalb,“ bemerken die mini⸗ 
Im Motive,?) „müßten vie Reſte einer vergangenen Zeit, dieſe noch 
gebliebenen, der freien Entwidelung aller Kräfte der landlichen In« 
Ichaͤdlichen Lieberrefte des gutöherrlich-bäuerlichen Verhaͤltniſſes befel- 


derden. 
Ime dies Ziel zu erreichen, mußte die Oefedaebung zugleich auch Vor⸗ 
treffen, daß fich eines Theils neue Abhangigkeitsverhältniſſe nicht 
ı and andern Theil alte mit Umgehung des Geſetzes nicht fernerhin 
dm Eönnen. 
3 Borkehrungen dagegen wählt fle folgende Mittel: 
Erbpacht⸗, Erbzind- und andere dergleigen Verträge, 
@-auf der Annahme eines getheilien Eigentbums beru- 
tfen ferner nicht gef&jloffen werden; fol ein Grunpflüd 
von dem jebigen an einen andern Beſiher übergeben, daß der 
es zu vererben berechtiget wirt, fo muß die Veberlaffung zu 
enthume ler 
ei der Veräußerung eines Grundſtückes dürfen Laften, welche 
Gef. für ablösbar erklärt, — und alle Reallaſten find (mit 
tungen des $. 6.) ablösbar, — niemals mehr vorbedun⸗ 
Bd dem veräußerten Grundſtücke auferlegt werden. 
mr binfichtlich fefter Geldrenten ift eine Ausnahme gemacht, indem 
g vorbetungen werden dürfen, ihre Abldsharkelt aber niemals laͤn⸗ 
30 Jahre ausgeſchloſſen werden, und ihre Abldfung nie höher als 
Sfachen Betrage der Menten ausbedungen werden darf. Werden über 
Wränzen hinaus Bedingungen geſtellt, fo find fle wirkungslos. 
fe bereit auf einem Grundſtücke oder einer Gerechtigkeit ange⸗ 
mund bisher Seitens des Grundbeſitzers unkündbaren Kapitalien 


— — — — 











Motive. 
um Häufig wird in Erbregulirungs⸗Vertraͤgen ſtipulirt, daß der durch Ueber⸗ 
— nahme des Suts begünfligte Erbnehmer verpflichtet fein foll, das geringe 
un rbiheil des Miterben und Bläubigers mit 5 p&t. zu verzinfen und nicht 
vor des lepteren Tode zu fündigen. Dadurch werben die Subfiftenzmittel 
— des mit Kapital abgefundenen Erben gefichert und es erfcheint nicht ges 
st: ihm dieſe Subfifteng vielleicht in fpäteren Jahren zu ents 
ziehen.” 
amrücdgezogen und gelangte deshalb nicht zur Abſtimmung. (Stenogr. 
= 1 Pi Bi. ©. 2589. u. 2592-) s vor 
MBergl. den bereits von gleicher Tendenz, wie der $. 91. des Abläf. 
2 Bär, 1850. ansgehenden $. 7. des Land. Kulturs&. v. 14. Sept. 
Win Sr. 1. 6, 9) and die Erläut. dazu. (f. ®b. I. &. 9596.) 
Wergl. oben ©. 207. fi. 
= Seltur-Gefedg. Bd. I. 45 





lich durch Ten Art. 40. der Verfall.» Urkunde v. 31. Jar 
nachdem folcher durch dad G. v. 5. Juni 1852. (G. ©. 1 
wieder aufgehoben worten, gleichmäßig durch den Art. 2, 
angeordnet worden ifl. 

Der Art. 40 ver Berfafl.- Urkunde v. 31. Jan. 18350. befl 
dem noch, daß die Stiftung von Familien⸗-Fideiko 
einer Battung Ted getbeilten Eigenthums) unterfa 
dies Verbot iſt indeR in dad ©. v. 5. Juni 1852., welche 
der Verfafl.-Irfunte aufgehoben hat, nicht übernommen wor 
Errichtung neuer Familien» Fireifommiffe gegenwärtig wiede. 
infofern alfo auch ter $. 91. des Ablöf. Geſ. v. 2. März 
geändert zu erachten.*) 

b) Unftatthaft iſt ebenfalls die Errichtung neuer Erb 
hältniffe,®) indem dabei dem Erbpächter nicht das volle 
dem Grundftücke, ſondern nur an der Erbpachtögerechtigkeit 


— — ———— m an 


1) Das A. L. R. unterſcheidet bekanntlich, nach ber Lehr 
welche das Eigenthum als aus verſchiedenen ſelbſtſtaäͤndigen Red 
fest darftellen, nach der Zufändigfeit dieſer Rechte, jenachtem 
oder das andere in verfchiedenen Händen iſt, verfchietene Arten 
Das volle Cigenthum (domiaium plenum) if dann vorhanden 
dem Bigenthume begriffenen Rechte (das Recht tie Sache zu | 
brauchen und fich derfelben zu begeben) in Giner Hand ve 
2.9.1.8. 5 9.) Sind die in dem Bigenthume begriffenen ver 
in den Händen verfrhiedener Berfonen, fo ift dafielbe ein gethe 
bie Proprietät der Sache ohne das Nutzungsrecht hat, Heißt Big 
thümer, dominus directus) und wer das Nugungerecht und zug! 
an der Proprietät bat, tem wird ein nngbaree Cigenthum a 
gelegt. ($$. 16. 19. 20. a. a. O. u. I. 18. 88. 1. ff). Sing 
das Bigenthum, wenn dem Gigenthümer awar Feines der bar 
Rechte abgeht, wehl aber gewiffe Nrten der Ausübung eines oder 
felben verfagt find ($. 21. a. a. DO). 

2) In Betreff der beftchenden Lehne und Erbrinsaüt 
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Das Alin. 2. beſtimmt, daß, mit Ausnahme fefler Geldrenten, 
welche nach dem Geſ. v. 2. März 1850. ablösbar find, einem 
Hide fortan nicht auferlegt werten türfen. Da ter 6. 6. a. a. O. 
Rändige NReallaften für ablösbar nad) ten Vorſchriften des 
Bef. erklärt, fo ergiebt fich von ſelbſt, welche Laften im 6. 91. ges 
ind. Es türfen mithin insbeſondere Feine Dienfte, Abgaben 
:nern oder anderen Naturalien, Zehnten und Beſitzver— 
ıngd=- Abgaben, mehr Fonftituirt werden.‘ ) 

Zum Alin. 8. 

Abldfung neu (d. h. nach Verkündigung des Ablöf. Gef. v. 2. 
850.) auferlegter fefter Geldrenten darf nicht durch die Renten» 
ı erfolgen. (Vergl. $. 6. des Mentenbanf» @el. v. 2. Mär; 
3 


Önnen fefte Geldrenten, welche biöher unkündbar waren, jebt 
hsmonatlicher Kündigung fofort abgelöfl werben, wenn auch eine 
je Friſt feit der Auferlegung, oder feit der Verkündigung des Ablöf. 
ch nicht abgelaufen fein follte? 

Die Gen. Kom. zu Stargard hat in der Infteuft. v. 12. März 
bejahet; denn wenn das Ahlöf. Gef. v. 2. März 1850. etwas 
I. Hätte beſtimmen wollen, fo hätte dies, wie im $. 92. bezüglich 
pitalien, ausdrücklich gefchehen müſſen. (Sprengels Adlöf. Ger. 


Dad Mevifiond-KRollegium für Landes-Kultur-Saden 
felben Anficht, indem daſſelbe (in dem Erf. v. 20. Febr. 1852.) 
h 
ß ein bei feiner Ausbedingung als „nicht abldsbar“ hezeich- 
Beter Erbpachts⸗Kanon durch das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. 
{$. 97.) ablösbar geworden, und auf ihn die Ausnahme - Beflim» 
mungen ter $$. 91. und 92. a. a. D. Feine Anwendung finden. 
ründe der Entfcheidung bemerken: 
glice Kanon gehört zu den Abgaben und Leifungen, welche $. 6. 
„Gef. v. 2. März 1850 für ablösbar erflärt und bei welchen nach 
e. die Ablösbarfeit Tediglich nach den Borfchriften dieſes Geſ. ohne 
auf die früher darüber abgegebene Willenserffärungen zu beurthei⸗ 


Walt nicht unter das Alin. 2. des 9. 92, 1. c., denn biefes beflimmt nur 
g nnfündbare Rapitalien, nicht aber für bisher unablösfiche Abgaben, 
Kündigung erft nach Ablauf einer 30jährigen Friſt ſtatthaft fei. 

Ändet auf ihn aber auch nicht der $. 91.1. c. Anwendung. Nach dieſem 
‚zwar „von jent ab“, d. h. von der Verfüntigung des Gef. ab, eine 
brente auf cin Grundflüd gelegt und die Kündigung (Ablöjung) einer 
nfgelegten“ Geltrente auf einen 30 Jahre nicht Überfleigenden Zeit: 





Be iſt die Frage aufgeworfen worben, ob der $. 91. der Ansfehung eines 
es oder Altentheils in Naturafleiftungen entgegenftehet Da 
Auszug feine beftändige (ablösbare) Realtal, fondern nur eine zeit⸗ 
I auf Lebenszeit des Berechtigten if, fo ift die Berneinung der 
mbedentlich. (Vergl. Robe's Lehrzeit. Jahrg. 1850. ©. 22.). — GEbenſo⸗ 
auch die Konftituirung eines Wohnungsrecdtes und ber Verbind⸗ 
zue Grhaltung eines Gebäudes in baulihem Stande für 
zu erachten (f. Zuf. IV. sub Nr. 2. zum $. 6., oben ©. 331.), wohl 
Der Berbindlichkeit der Sutsherrfchaft zur Unterhaltung des Wehrs 
Ben eigen Drühle (f. Zuſ. IV. sub Nr. 1. ebendaf., oben ©. 329 ff.). 
Betreff der vor Berfündigung des Ablöf. Gef. feſtgeſtellten Geldren⸗ 
W.da6 R. des Min. für Lanbioirtbfchaftt. Ang. v. 17. Mai 1852. (Min. 
8. 1852, &. 141. Nr. 134, f. in ®b. I. &. 197.). 


45 * 
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en, daß die betreff. Beflimmungen aus der in der Rheinprovinz 
en Sranzöfifchen Sefeggebung entnommen feien,!) auf welche da⸗ 
thälzugehen if. Der Code Napolcon ſtellt aber in viefer Beziehung 
ve Grundſaͤtze auf. Nach Art. 530. ift jede als Kaufpreis eines un⸗ 
ichen Gutes oder als Bedingung der läfligen oder unentgeltlichen 

eines Grundſtuͤckes auf immer beftellte Rente, ihrer Natur nad, 
ni; es flebt aber tem Gläubiger frei, die Klaufeln und Bedin—⸗ 
ı der Einlöfung feftzufegen; auch ift ihm verftattet, ſich auszubedin⸗ 
ag die Mente nicht eher, ald nach Ablauf einer gewiffen Zeit, vie 
niemals über dreißig Jahre hinausgehen darf, ausgelöft werten fol. 
yem entgegenlaufenve Vertrag iſt ungältig. — Berner beflimmen die 
09—1911 (in der Lehre von Darlehnen auf Binfen), daß es zu⸗ 
ein fol, fich gegen ein Kapital, welches ver Darleiher nicht wierer- 
a verfpricht, Zinfen vorzubehalten, in welchem Falle das Darlehn 
utenvertrag ifl. Eine folche Rente darf auf immer oder auf Les 
; feflgefegt werden; die fortwährente Rente aber ift, ihrer Natur 
Hederkäuflich (einläshar). (Art. 530). Nur fo viel dürfen die Par⸗ 
mömachen, Daß die Einlöfung nicht eher, ald nach Ablauf einer ge⸗ 
zeit, die jedoch nicht über zehn Jahre betragen dürfe, erfolgen Fönne, 
j fle nicht erfolgen folle, ohne daß ver Gläubiger eine gewiffe be⸗ 
Zeit zum Boraus davon benachrichtiget fei.*) 










Teuchtet ein, daß jeder Vertrag, — ſei er ausprüdlich als ein Ren» 
trag bezeichnet, oder in die Form eined Kauf⸗, Darlehns⸗ oder an⸗ 
Rechtögefchäftes gefleivet, — wodurch auf ein Grundſtück oder eine 
Igfeit eine Geldſumme unfündbar angelegt wird, unter diefe Ka⸗ 
Be und daß es daher, nach den Orundfägen tes $. 92., auch 
Gnlihen Hypotheken⸗Darlehnen unftatthaft iſt, eine längere, 
Ahrige Unkünpbarfeit vorzubedingen. 
ch den DVorfchriften des F. 92. befteht ein Unterſchied zwiſchen 
ab neu Ve re Kapitalien und folchen, die ſchon aus⸗ 
nd. Bei den erfteren — den neu anszuleihenden — "werben 
e, Darleider und Schuloner, nach 30 Jahren das Ründiannge- 
er erlangen; denn das im Geſetz ausgefprochene Verbot iſt ein 
dees, trifft alfo Darlehnsgeber und Darlehnönehmer zugleih. Bei 
Jon ausgeliehenen Kapitalien iſt aber eine längere Unkuündbarkeit 
a Bunften des Grundbeſitzers audgefchloffen; nur ihm iſt das 


Berxgl. oben ©. 702, | 

Die in Bezug genommenen Artikel des Code Nopoldon lauten dahiu: 

.:530. Toute rente &tablie & perpötuit& pour le prix de la venito d’un 
ou comme condition de la cession à titre onereux ou gratuit d’un 

ımobilier est essentiellement rachetable. 

est neanmoins permis au cröancier de rögler les clauses et conditions 


us est aussi permis de stipuler que la rente ne pourra lui être rem- 
ge’ apres un certain terme, lequel ne peut jamais exc&der trente ans; 

ipulation contraire est nulle. j 

. 1909. On peut stipuler un inter&t -moyennant um capital que le pr&- 

werdit d’exiger. Ä 

ns ce cas, le pröt prend le nom de constitution do rente, 

5 1810. Cette rente peut &tre constitade de deux maniöres, en perpe- 
en viager. 

x. 1911. La rente constitude en perpöteul est essentiellement rachetable. 

u parties peuvent seulement convenir que le rachat ne sera fait 

a delai qui ne pourra excöder dix ans, ou sans avoir ayorti le cr&yaer 

= d’avance qu' elle auront determine, 
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10 2), welche unter anderen auch in gewiſſen Fällen der Dismembration 
arität ausſchließt, abändert. 

jedem Theile die Provokation auf die Rentenbank freifteht, fo.ift eine vor⸗ 
retbeilung der Abgaben auf die Trennftüde unnöthig. 

iR daher ein Antrag auf abgeänderte Faſſung bes Alin. 1. und auf Alle: 
6 genannten $. im Alin. 4. geftellt und angenommen worden. 
Kommilfon beantragt die Annahme des $. in der von ihr vorgefchlagenen 
2) Faſſung. 

Plenum der I. Kammer ift dem, ohne Diskufflon, beigetreten. 
ter. der 1. 8. 1835 Br. 5. ©. 2592.) 

Die II. Kammer bat fih fchlteßlich, auf den Antrag ihrer Kom⸗ 
mit den von ter I. Kammer befchloffenen Modiflfationen des 
»inverſtanden erflärt. (Stenogr. Ber. der IL. K. 1848, Bd. 5. ©, 


Das erheblichfte Hinderniß der Dismembration bildet die folivarifche 
ng ter einzelnen Theile eines zerftüdelten Grundftüdes für vie 
elben haftenden Meallaften. Da die Verfaff.slirtunde v. 31. Ian. 
a Art. 42.) vie Theilbarkeit des Grundeigenthums ausdrücklich ges 
et bat, fo bedurfte e8 einer Beftimmung, durch welche die Real⸗ 
en gezmungen werden, fich eine verhältnigmäßige Vertheilung der 
uf die Srundflüd» Parzellen gefallen zu Taffen. Cine folche Bor» 
tand bereitö früher für einzelne Landestheile, namentlich war fie im 
er Abloͤſ. Ordn. v. 7. Juni 1821 ausgefprochen worden. ?) Da 
’f. Geſ. v. 2. März 1850 (im $. 1.) diefe Beſtimmungen für auf- 
erflärt bat, fo mußte es anderweitige an deren Stelle ſetzen und 
der 6.93. deifelben getban, indem er im Wefentlichen die Grund⸗ 
(durch ihn ebenfalls aufgehobenen) nicht mehr ausreichenden 
B Landes» Kultur» Ep. v. 14. Sept. 1811) und des 6. 29. der 
rdn. v. 7. Juni 1821 wieder aufnimmt und folche verallgemeinert. 
Alin. 1. des 6. 93. beftimmt zwar, daß die Solidarhaft folcher 

‚ welche nach $. 64. zu beurtheilen find, auf fo Iange beflehen 
* als ſie nicht durch Kapital oder durch Vermittelung der Ren⸗ 
ı abgelöft worden find; allein dieſe Beſtimmung bildet nur ſchein⸗ 
Ausnahme von der allgemeinen Regel. Denn der Antrag auf 
fung der erwähnten Saflen in Rente und auf liebernahme der 
uf vie Rentenbanf kann zu jeder Zeit fowohl von dem Verpflich⸗ 
8 von vem Berechtigten geftellt werden. Der 6. 20. des Renten⸗ 
. v. 2. März 1850 ſchreibt aber vor: 
Zerftüdelung von Grunditüden, auf welden Renten für die Rentenbanten 
nden auf diefe Renten die gefeglichen Vorfchriften über die Staatsſteuern 
Binwenbung. 

Direktion der Rentenbank kann jedoch verlangen, daß in ſolchem Kalle 
räge, welche nach der Bertheilung der Rente jührlih weniger ale 5 Sgr. 
—* durch Kapitalzahlung abgelö werben. 

Vertheilung derartiger Laſten vor ihrer Abloͤſung würde daher nur 
e Weiterungen und Koften verurfachen.*) 

die Hypothefenfchulden und die Anfprüche Nachfolge» Berechtigter 
er Sheilbarfeit des Grundeigentyumd hemmend im Wege Der 


m — — 


Bergl. dies, im Uebrigen nicht aufgehobene Befeh in ®b. I. &.304, 
Bergl. oben ©. 120. sub 3. J 
Bergl. in Bd. J. S. 92. — Vergl. auch bie Celaͤut. zum $. 2. des Lan⸗ 
ix⸗Ed. v. 14. Sept. 1811. (ſ. oben S. 87 - 88.). Er 

Bergl. die Motive tes Regier. Entw. zum $. 93. (f. oben ©, 710), 
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Die Motive des Negier. Entwurfs bemerken zu den 66. 94. 
>.: 


ı den früheren Entwürfen war eine Vorſchrift in Musficht geſtellt, tafı 
n einer Gemeinde von Seiten auch nur Sines Berechtigten oder Verpflichs 
af Ablöfung eines Dienſtes oder einer Abgabe angetragen worden fei, bie 
g aller in vdiefer Gemeinde vorfommenden Abgaben nnd Leiflungen von 
yegen vorgenommen werden folle. 

eſer Grundſatz, der allerdings eine fchuellere und minder Eoftfpielige Durchs 
; ber Ablöfungen zu erzielen geeignet wäre, hat von mehreren Seiten Bei⸗ 
unden, und es iſt fogar verlangt worden, ihn dahin zu erweitern, daß bie 
gen überall von Amtswegen vorzunehmen, ober biefelben wenigftens, fos 
rauf provozirt wird, ſtets mit den Semeinheitstheilungen von Amtswegen 
Inden feien. 

a anderen Geiten if dagegen eine derartige Berfchrift entfchieden als uns 
Big und bie Willensfreiheit der Betheiligten verlegend angefochten worben. 
lich ift diefes von den Auseinanderfeßungs-Behörven ſolcher Brovinzen ges 
in welchen häufig in ein und berfelben Gemeinde vie zu Reallaken Ders 
en mehreren Berechtigten gegenüber fichen und fogar in der Regel von 
mb bemfelben Grundfüde an verfhiedene Berechtigte Abgaben sc. zu 


nd. 
täßt fih in der That auch nicht verkennen, daß zwifchen ſolchen Grund⸗ 
s und Leiftungen verfchiebener Berpflichteter an verfchiedene Berechtigte 
rer Zufammenhbang befieht, und daß 3.3. Fein Grund obwaltet, weshalb, 
eine Abgabe an den B. ablöfen will, nunmehr audy C. und D., welche 
ı A. an einem Drte wohnen, ihre Abgaben und Leitungen an den E. und 
ibloſen follen. Abgeſehen hiervon hat es auch erhebliche Schwierigkeiten, 
(fung gegen den Willen des Berechtigten und des Verpflichteten vorzu⸗ 
3 and) würbe für ſolche Verhaͤltniſſe ein ganz neues Kontumazials Verfahren 
a werden müflen. 
| Orwägung diefer Bedenken bat der vorliegende Entw. im $; 95. den 
eg eingeichlagen, daß die Provofation auf Ablöfung Seitens eines Berech⸗ 
ii flets auf Abldfung aller Reallaften erfireden folle, welde für ihn 
Gruntftüden deſſelben Gemeindeverbandes haften, und daß bei einer ges 
ichen Berhaftung dieſer Grundſtücke mit benen einer anderen Gemeinde 
e letzteren in das Ablöfungsverfahren mit hineingezgogen werben follen. 
Meile wird .eine zu weit gehende Beſchraͤnkung der WBillensfreihelt der 
enten vermieden und theilweiſe wenigflens der Zwed erreicht, die Ausein⸗ 
ang raſcher und mit minderen Koſten durchzuführen. 


Die Kommiffion der I. Kammer fand zu dem $. 94. nichts 
—* beantragte dagegen zum $. 95. zwei Zufag-Beflimmun» 
ıbin: | 


Für die Anbringung ber Provolation wirb überhaupt eine Friſt bis zum 
1855 gefeht; wird diefe nicht inne gehalten, fo werben mit bem Ablaufe 
ı alle bei Berfündung des gegenwärtigen Geſetzes befichenden und nach dem 
bes Letztern ablösbaren Reallaſten als erloſchen und aufgehoben erachtet. 
Die interimiſtiſchen Regulirungen der gutsherrlichen und bäuerlichen Verbälts 
der Provinz Schleflen, welche auf Grund der mit proviforifcher Bültigfeit 
nen Berorbn. v. 20. Dec. 1848 durchgeführt worden, ſind von ber Aus⸗ 
feßungss Behörde auf den Autrag ber Betbeillgten ober von Amiswegen 
jerbandlungen mit den Betheiligten in definitive Auseinanderfehungen um⸗ 
m. 6 fintet daher auf folche bie vorflehend angebrohte Praͤkluſion ‚der 
be feine Anwendung. 


r Motivirung diefer Anträge bemerkte viefelbe: | 

1. Bon fämmtlihen Mitgliedern if es als ein dringendes Bebuͤrfniß 
nt worden, daß im Wege der Gefebgebung auf die fchleunige 23 yes 
niffes wpiſche den Berechtigten und den Dienſt⸗ und Abgabenpflichtigen 
sit werde. Ge iſt daher auch von Feiner Seite eine Beſchraͤnkung der von 
sierung vorgefhlagenen Beftimmung beantragt worden. Dagegen haben 
: Mitglieder noch eine Grweiterung derfelben verlangt. Bon einem Mitgliede 
atragt worden, auch auf die Provokation eines einzelnen Mechälieteen Tin 
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flüchtet werben, von Amtswegen bie Verhandlungen mit ben Betheiligten 
: der definitiven Auseinanderjeßungen einzuleiten. 

9 beanitagt die Agrar⸗Kom. auch noch den oben ad 2. gedachten Zu⸗ 
95. anzunehmen. 


I. Kammer lehnte ten ad 2. beantragten Zufag. zum $. 95. 
gegen im Nebrigen ten en der Kommiſſion bei.1) (Stencgr. 
.R. 1898 Bo 3. ©. 1572 


.— 


der I. Rammer wurden zum $. 95. folgende Berbeff.s@niräge 


m Abgeordn. v. Görtz (nicht gebrudt): 
ı $. 95., in der Faſſung, welche bie Kommilfion beantsagt, folgenben 
faß beigufüg en: 
„Ruf diejenigen Reallaſten, welche zu Gunſien. der Kirchen, Pfar⸗ 
„reien, Schulen und milden Stiftungen, als ſolche, befteßen, findet 
„die vorſtehend angebrogle Bräffufion feine Anwendung.“ - 
ründe 
i den vorfiehend bezeichneten Reallaften waltet diejenige politifche Noth⸗ 
nbigfeit einer fofortigen Loͤſung, welche bei den gutoßerrlichen Reals 
en ſtatiſindet, nicht ob. Es if daher auch Kein zureichender Brand 
hanten, eine erceptionelle und erorbitante Bräffufon eintreten gm 
en.” 
Antrag wurde abgelehnt (Stenoge. Ber. der I. 8. Bd. 3. ©. 
) 


em Abgeortn. v. Wedell (Dradf. Nr. 322. ad b.): 

e den Kal, dag eine Präffufivfrif für Anbringung ber Provokation 

iebt werben follte, flatt des Vorſchlags der Kommiſſion folgenden Zus 

zu $. 95. zu machen: 
„Bür die Anbeingung der Provofation wird überhaupt eine Erik 
„bis zum 1. Jan. 1860. gefept; wird dieſe nicht inne gehalten, fo 
„verliert der Berpflichtete das Recht, bie Ablöfung burch Bermittelung 
„der Rentenbauk bewirken zu laſſen und ber Berechtigte den Ans 
„spruch auf einen höhern als 16fachen Kapitalabetrag feiner anf 
„eine jährliche Rente reduzirten Sorberungen, “ 

sufrog purre (zu Gunſten bes sub. c. erwähnten) anzüdgezogen. 

5. 1566 

em Abgeordn. Geppert (nicht gedruckt): 

att von der Kommiſſion vorgeſchlagenen Zufaßes felgenben Bufap 

nehmen: 
„Wird nicht fpäteftens bis zum 1. San. 1855. von den Beirrchlig⸗ 
„tigten oder Verpflichteten auf olbfung einen nach 8. 64. I 
„baren Rente provocirt, fo exlifcht für beide Theile. das echt, Die 
„Rbföfung durch Bermittelung ber Rentenbank zu erwirden. Me 
„einer fpäteren Provokation. erfolgt die Abloſung, infofern nicht eine 
„anderweitige Ablöfung flattfindet, nur gegen haare Zahlung des 

- „Ablöfunges Betrages, welcher nach dem 1fachen Betenge der abzu⸗ 

„löfenden Rente berechnet wird, real bee Berechtigte nach dom 
„2Ofachen Betrage provocirt.” , 

em Abgeordn. Eding (nicht gedruckt); 

m $ 95., Ratt des von der Komm. bergeſchlagenen, folgenden Sufap 

fügen: ir 
„IR die Provofation bis zum. 4. Jan. 1855. weder ‚Yon em. Bes 
„rechtigten, noch vom Berpflichteten engebrerht, fo werben bie. im 
„S. 64. erwähnten Meallaßen nur du Benzahlung des ‚Löfachen 

: „Betrages von. dem Berechtigten abgelöR; eine Beihälfe „Seitens 
„des Staats oder der Mentenbanf findet: dabei: nicht Reit.“ 

iben zuleßt erwähnten Amendements gelangten, nachvem ber Antrag 

h 3 Sorben, wit um a —8 (Eirnoge: Be: kr 


.r LE 
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luſiv⸗Termins gerichteten Befchluß der II. Kammer gänzlich ab, 
ıgegen in Betreff der Annahme des jegigen Alin. 5. dem Antrage 
swemiflion bei.!) (Stenogr. Ber. der I. 8. 1845. ®b. 5. ©. 2644. bis 


. Die Kommiffiön ter IT. Kammer beantragte nunmehr, die 
üffe der I. Kammer zu genehmigen, indem fie bemerkte: 

en von der II. K. beſchloſſenen Präflufiotermin zur Anbringung ber, Provo⸗ 
hat die I. K. in namentlidher Ab immung, mit 110 gegen 25 Stimmen abs 
; auch Hat die Staatsregierung bei ber Berathung in ber I. K. gegen 
m erklärt: Unter biefen Umſtaͤnden fehlt es an der Ausfiht, die Zuftimmung 
bern Waltoren der Geſetzgebung zu der früher beſchloſſenen Beſtimmung zu 
a und es wird deshalb beantragt, von derſelben abzuftehen. 
a6 von der I. 8. hinzugefügte neue Alin., —8 die interimiſtiſchen Res 
gen in Schleſien von Amtswegen in definitive umgewandelt werben follen, 
vn. Agrars Kom. bereits im Berichte v. 20. Nov. 1849 beantragt werden, 

rd daher der Antrag auf Annahme deflelben wiederholt. 


te II. Kammer ifl biefen zunträgen ſchließlich beigetreten. (Stenogr. 
er II. 8. 1848., Bo. 5. 5.f.). 
&:läuterungen u von ss. 94. und 95. 
. Zum 
er $. 94. geflattet beiden Thetlen, ſowohl dem Berechtigten, 
m DBerpflichteten, auf Ablöfung der Reallaften, fo wie anf fe 
u proboeiren. 
’ iR indeß nur der Eigenthämer eined Grundftückes zur Provo⸗ 
auf Abldfung der Reallaſten deffelben befugt, und nur eine zen dies 
mögegangene Provokation zieht die in dem Ablöſ. Gef: v. 2. März 
‚ wit der Provokation verknüpften Folgen nad ſich. 
Bgenommen von dem Nevifions-Kollegium für &. 8. Saden 
Ken — Trib. durch Die Urtel v. 27. Sept. 1850. und 28. April 
v. 12. Sehr. 1852. (Praͤj. Samml. des Revif. Kolleg. ©. 65. 
Beitfchr. defielb. Br. 5. S. 379. ff.) 
—* 6. 95. 
Zuvoörderſt iſt darauf hinzuweiſen, daß die Beſtimmun en des $. 
ch $. 101. des Abloͤſ. Bel, auch auf alle in Zeit der Publikation 
Def. bereit anhängigen Regulirungen und Abldfungen Anwendung 


26 Geſetz bat mithin in dieſer Beziehung rückwirkende Kraft und 
debt ſich daraus insbeſondere, daß auch die Surldnahme ber: vor 
Bublifation angebrachten Provokationen unſtatthaft iſt. 


* der J. 8. waren zum $. 95. folgende Verbeſſ.⸗Anträge geſtelit 


don dem Mbgeorbn. v. Bethmann⸗Hollweg (Drudf.. Re. 535. ad VII.): 
A Alin. 5. (des Befchluffes der II. K.) zu fireichen und flatt befien zu 
„ſetzen: 
„Ohne Provofation des einen ober andern Theils findet ein gZwang 
„zur Ablöfung im Intereffe des Staats nicht ſtatt.“ 
Bon dem bgeorbn. v. Jordan (Drudf. Nr. 556. ad 1.: 

„Für den Ball, daß der im Nlin. 5. des $. 95. gemachte Vorſchlag der 
Rommiffon wegen ber Anbeingung der Provokalion nicht angenommen 
„werben follte, an die Stelle des Alin. 5 im $. 95. Folgendes zu fegen: 

„Die Beflimmung der Fri, innerhalb welcher die Provofation an⸗ 

„gebracht werden muß und bie Beſtimmung der folgen, welche ſich 

„an die Nichtinnehaltung jener Fri Inüpfen, bleibt der künftigen 
„Geſetzgebung vorbehalten.“ 

deide Anträge wurden zurüch one und is) echele nicht ur 

mung. (Stenogr. Ber. der I. ©. Wi 


— 
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3) Es kann zwar eine, gemäß $. 65. Abf. 2. angebrachte Provokation 
Abldſung nicht wieder zurüdgenommen werden, vielmehr findet auch 
Ablbſfung der Neallaften aus den, im $. 65. gedachten Verhältniffen 
Beſtimmung des Alin. 4. des 9. 95. Anwendung, wonach die Zuräd- 
einer angebrachten Provofation unzuläfftg if. Entſprach jeroch die 
pbrachte Provofation den Sefimmungen tes 6. 65. Alin. 2. nicht, fallen 
mehr die Leiftungöverhältniffe und Verpflichtungen unter die Vorfchriften 
FF. 53. 55. 56. und will ter Provofant diefe Vorfchrifien und nicht 
bes Alin. 2. 6. 65. bei der Ablöfung der Neallaften angewentet vwöiffen, 
san eine folche (gefeglich unzuläffige und daher per decretum zurüd» 
Kffiende) Provokation auch noch nach Einleitung tes Ablöfungeverfah- 
zWieder zurüdgenommen werden fo lange ter Provokat vie Provokation 
pafceptirt, vielmehr feinerfeits tie Ablöfung, in Folge des Ablöfunge- 
des Provofanten, nach ven allgemeinen gefeglichen Beftimmungen 

B vie Rentenbank und zum 20 fachen Ablöfungsfage), verlangt hat. 
genommen von dem Reviſ. Kolleg. für & 8. ©. in dem (nicht 


Rentlichten) Erk. v. 4. Nov. 1853. Die Gründe water: | 
Durch Vertrag war beilimmt, daß ein Erbpachtskanon von dem Erbpäcter 
Bgelöf werben dürfe und der Erbverpächter davon nur die Abldjung eines 
B des Kanons dur baare Zahlung eines mit 4 pCt. zu berechnenden Abs 
B@lapitald gegen halbjaͤhrliche Kündigung alsdann verlangen fonne, wenn 
—*— oder deſſen Erben die Erbpachtsgerechtigkeit an einen Frem⸗ 

aufen ſollten. Sollte aber der Staat die Ablöfung des übrigen Theils 
Pasen,, fo könne alsdann dieſe Summe zu feinem höheren Zinsfuße, ale nur 


Brozent berechnet und abgelöft werben. 
Erbpäichter brachte eine Brovofation auf Ablöfung des ganzen Erb⸗ 














ms, jedoh mit qausdrücklicher Bezugnahme auf obige Vertrags» 
ang an, indem er die Zuläffigfeit der Ablöfung und den Wegfall ber 
Bertrag feitgefeßten Beſchraͤnkungen des Rechts die Ablöfung zu pers 
theils auf den $. 6. des Gef. v. 2. März 1850, theils auf die aus der 
beantragten Ablöfung der Reallaften von allen übrigen Grundftücken 
achtögutes, mit Rüdfiht auf $. 95. folgende Verpflichtung Rüge, jedoch 
Ablſungsſatz, refp. zu A u. 3% Prozent, die Vertragsbeſtimmungen 
ebend erachtet wiflen wollte. Er beantragte hiernach die Ginleitung deß 
erfahrene, doch ausdrüdlih unter Berückſichtigung ber vertrages 
en Abloͤſungsſätze. — Der Provokat (der Erbverpächter) erkannte zwar die 
eit bes Kanons an und war an ſich mit der Ablöfung einverſtanden, trug 
auch feinerfeits darauf an, jedoh dur Bermittelung ber Renten: 
. wobei er der Anwendung des vertragsmäßigen bLöfungefages widerſprach 
Be Hblöfung nad dem Wfachen Vetrage verlangte, worauf wieber- 
ber der Provofant für den Ball, daß die Verpflichtung des Provofaten zur 
R nach dem Bertragsjage nicht anerkannt werden follte, die Provokation zus 
rmehmen erklärte. Für die Zuläffigfeit diefer Zurücknahme wurbe erfannt, da 
>spofation fehon durch Verfügung zurüdzumeifen gewefen wäre, weil fie feine 
e "GSchlußfolgerung aus den. vorgetragenen Thatfachen und den ge egliden 
iften enthalte. Denn mit Ausnahme der $$. 91., 92., 93. finde das Ger 
F Renten, welche, wie im vorliegenden Falle, unter die Ausnahmebeftimmun: 
we g8. 52., 53., 59. fielen, feine Anmenbung. 
Sie auf $$. 6. und 9. 5.5. Provokation fei daher ganz unftatthaft 





ar Denn PBrovofant nah $. 56. die Ablöfung, durch Rentenbriefe, und 
B g. 28. des Rentenbanfgef., nur gegen ben 20fachen Betrag hätte beantragen 
.fo Habe feine Provokation doch mit diefer ihm vom Geſetz beigelegten da: 
Widerſpruch geftanden, da er vielmehr den vertragsmäßigen Abloͤſungs⸗ 





weich in der Regel Vie Frage der Zulaͤſſigkeit der Zurücknahme der Provo: 
nach den Regeln der Zurüdnahme einer Klage zu keurtheilen fei, hierbei 

Mets diefenigen Unterfchieve berüdfichtigt werden müßten, welche durch die 
der Sache und den Stand der agrarifchen Sefepgebung bedingt werken. 
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gu reponiren; es wirb 3. DB. öfters exit nach dem Abſchluſſe des Haupt: 
ſtens zur Sprache gebracht, daß in ber Provofation bes Berechtigten einige 
Rüde der beireff. Bemeinde übergangen worden. Weigert fich im folchen 
Eder Brovofant, feinen Antrag nachträglich auf diefe Grundſtücke auszudeh⸗ 
fo bleibt nur die Alternative, entweder die Abldfung der Iebteren von Amtes 
verzunehmen, ober eine Ablöfung zur Ausführung zu bringen, welche den 
vorgefchriebenen Unfang nicht hat, oder endlich die Ablöfung der bereits 
hren begriffen gewefenen Grundflüde rüdgängig zu machen. 
N Die in Rede Rebende Frage berührt in vielen Fallen, das Recht des Pros 
m und fällt aledann jedenfalls in das Gebiet der richterlicken Ent—⸗ 
wg 
Die Bellimmungen ver $. 95. und 101. des Ablöf. Gef. treten 
Anmendung bezüglich Der Provofationen des Domainen⸗Fiskus 
ch der Domainenpräftationen. Dies tft von dem Min. für Iand« 
ſchaftl. Ang. ausgefprochen in dem R. v. 1. Aug. 1850.1) (Min. 
1. 2. 1850. ©. 254. Nr. 341.), welches zugleich die näheren An⸗ 
jen über das hierbei Seitens der Auseinanterfegungd« Behörten zu 
em: Verfahren für tiejenigen Bälle ertbeilt, wo die Megierungen 
eichöverfuche machen, nachtem die Angelegenheit bei den 
üchen Auseinanderfegungs-VBehörden bereit8 anhängig geworden iſt. 
rMDie Borfchriften des F. 95. finden Feine Anwendung fir diejenigen 
zwenn bei einer Gemeinheitstheilung die Abfindung von Seiten des 
Föpurch Rente gewährt und hierbei die Befeitigung refp. Aufhebung 
durch Kompenfation mit einem entfprechenden Theile der Do⸗ 
gabe des Berechtigten verlangt wirt. 
‚Haben die Min. des 3. und für landwirthſchaftl. Ang. in 
v. 7. Mai 1851.2) (Min. Bl. d. in. V. 1851. ©. 105. Nr. 


hrt. 

jede Provokation auf Regulirung, Abloſung oder Gemeinheits⸗ 
unzulaͤſſig, bei welcher die rechtliche Exiſtenz des Gegenſtandes 
anderſetzung von dem Provokanten ſelbſt in Abrede geſtellt 














zuvor hierüber von den ordentlichen Gerichten erkannt werden. 
Ausnahme hiervon tritt nur Dann ein, wenn bie bezügliche Pro» 
mit einem anderen zur Kompetenz der Auselnanderfegungd » Bes 
Bupreitö gehörigen Gefchäfte in folcher Verbindung ſteht, daß der ſtrei⸗ 
mpenfland zum Austrage gebracht werden muß, um die Partheien 
wu völlig berubigten Zuftante zu führen oder menn daB Gefeg eine 
tung zur Provofation beftimmt hat. 
genommen von tem Mevifiond- Kollegium für L. K. Sachen 
25. Nov. 1851. u. 10. Sept. u. 5. Nov. 1852. (Praͤj. Samml. 
W. 18. Nr. 6.). 
Minden die Vorfchriften des $. 95. auch auf Meallaften, welche dem 
fegen, und insbeſondere auch alddann Anwendung, wenn die bes 
a theils dem $. 64.., theils dem $. 65. unterliegen??) 
m Neviſiens⸗Kollegium für 2. 8. Sachen führt aus: 
in dem Erk. v. 13. Jan. 1852., daß der Antrag auf Abldſung 
w::6. 64. unterliegenden Reallaſten nur infomweit eine Berpflich- 
gleichzeitigen Ablöfung der dem F. 65. unterliegenden Re⸗ 
nach fich zieht, als es auf eine Verwandlung diefer Abgaben in 
renten ankommt. 


— — 










Bergl. in Bd. I. ©. 230-231. 
Bergl. ebendaf. S. 231— 232. 
Bergl. Zuſ. II. ad 4. zum $. 65. des Wblöf. Be. (f. oben ©. 505 X.) 


m uSultur-Öefepg: Bd. I. 46 
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hai ihre Abficht ſich wenigſtens darauf befchränft hat, dieſe Reallahen nur 

fer Weife dem $, 95, zu unterwerfen, daß fie, fofern fie in Dienften ober 
Abgaben beiichen, Geldrenten verwandelt werden möflen. 

t Mar amd beutlich fpricht ſich dies in dem Qufage zu dem $. 95. aus, 

bie II. K. beichlofien hatte und welchem aud die AgrarsKomm. der I. R, 

Verlängerung des Präflufv»Termine bis zum 1. Jan. 1860) beigetres 


für die Reallaften des tz. 64. nicht aber für bie bes 6.65. follte danach 
ufivsTermin Geltung hab 
unbebingte Anwendung des $. 95. auf bie Reallaften des $. 6: 
ha Bolgen führen, welche bie @efepgeber nicht haben beabſichſigen fönnen, 
An Verbindung mit $. 101. 1. c., wonach der $. 95. auc auf bie zur Beit 
Eefünbung des Ablöf. Gef: v. 2. März 1850 bereits anhängigen Ablöfuugen 
t werben fol. Befäße 3. B. Jemand zwei Orunbflüde, das eine mut 
imbebeutenben nach $. 63. ablösbaren Dienfe, das anbere mit einem dem 
amterliegenden Grbpacts-Ranon von 1000 Thlen. behaftet, und hätte er 
her auf Ablöfung des Dienfles angetragen, fo müßte er nun zufolge $$. 
. und 65. I. c. nolens volens zur Abldſung des Kanone ein baarıs Kas 
20000 Thlen. in 4 Jahren erlegen. Gben fo würde umgekehrt ein Ber 
f, ber von einem Grundflüde jenen unbebeutenden Dienft, von einem ans 
joftüste deſſelben Gemeinde-Verbandes jenen Erbpachto-Kanon von 1000 
fordern amd ſchen früher bie Ablöfung des Dienfles beantragt hätte, 
ohne Weiteres fich gefallen laſſen mäfen, ag der Kanon vermitteld ber 
ie abgelöft werde, Wäre diefer Berechtigte der Bisfus, fo träte an bie 
Ablöfung durch die Rentenbank nach 64. des Mentenbanfgef. v. 
1850 die Amortifation, und Yisfus verlöre dann ohne Weiteres ben 
Bes Kamons. Auf diefe Weiſe würde in fehrvielen Fällen die Beftimmung 
des Anlöf. Gef. v. 2. März 1850, welche eine durch die Natur ber ihr 
sen Nenklaften gerechtfertigte Begünftigung für den Berechtigten entr 
demjenigen beiver Theile, der die Ablöfung derſelben feinem Intereſſe 
findet, die freie Wahl des Abfindungsmittel® gewähren foll, völlig illu⸗ 






en. 

Mein Allen fanı es nicht zweifelhaft fein, daß der 8. 95. auf bie 
"bes $. 65. nlır in foweit Anwendung findet, als dies mit dem Biwede 
u $. vereinbar ift, alfo nur in ſoweit, daß, wenn auf Abldſung der 
unterliegenden Neallaften angetragen ift, auch bie nicht in baarem 
den Reallaſten des $. 65., welche auf Grunbflüden deſſelben pro⸗ 
DVerpflichteten oder auf einem Grunbfläde deſſe lben Gemeinde ⸗Verbandes 
ben provieirenden Berechtigten haften, aber auch nur biefe, in Geldreulen 
werden müflen,  (Beitfchr. des Rev. Kolleg. Bb. 5. ©. 57 ff. und 

im. deſſelb. ©. 4 Nr. 6.) B 
einem Ert. v. 27. Mai 1853. führt derſelke — aus, 
Me Ablöfung in den Bällen tes $. 65. auch auf einzelne Real» 
gerichtet werden Fann, während andere auf demfelben Grundſtücke 
De Baften beſtehen bleiben, und Dap daher in den Fallen des $. 65. 
eil genöthiget fei, die Provokation auf Abldfung aller auf dem⸗ 
undſtüde haftenden Reallaſten zu richten. Bei einer folhen 
Ten Ablöfung derartiger Reallaſten ſei jedoch nicht eine bloße 
dlung der zur Ablöfung geftellten einzelnen Reallaften in Rente, 
ur eime definitive Yarbebung der Laflen durch Kapis 
mtfchäpigung reſp. dur Mentenbeiefe aulätg, infofern 
derartige Neallaften Kirchen, Pfaren, Küft oder Schulen 


=. 

— Sründe nehmen Bezug auf die in dem oben ad a. erwähnten Urtel 

ze Auefügrung, aus ver — zu Si Nichtigkeit des erflen 
e ſahes folge, und bemerken ferner: 

BR. N. eh Pi eine Verwandlung ber Reallaften in fee 


ia dem m Gunften ber geißfichen Infitute am Schluſſe des $. 65. Ra 
Auigten Musnahmefalle, welcher indeß stricissime zu Interpreticen iR, 


A6* 
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bgleich die Nichtigfeit diefer Anfichten aus dem Standpunkte des 
f. Gef. v. 2. März 1850. nicht für unzweifelhaft zu erachten, 1) fo 
es doch nach Erlaf der oftroyirten V. v. 13. Juni 1853.?) 
B. 1853. ©. 324.) feinem Bedenken unterliegen, daß in allen 
in, — alfo auch dann, wenn der Provofant dies nicht felbft bean» 
— jede Rentenverwantlung ter an die ermähnten Inftitute zu ent⸗ 
Den Realpräftationen einftweilen unterbleiben muß?) und daß mithin 
ezug auf dergleichen Präftationen auch die Vorfchriften des $. 
re ſiſtirt zu erachten fint. 

) Vergl. $. 8. des Rentenbank⸗Geſ. v. 2. März 1850. 


. Zum $. 96. 


Der $. 96., zu welchem der Negier. Entw. Motive nicht enthält, 
s den Kammern, deren Kommiffionen nichts gegen denfelben 
snern fanden, unverändert angenommen worden. (Stenoge. Ber. ber 
3843. Bd. 2. ©. 1572. u. der I. K. Bd. 5. ©. 2625.) 

.: Bergl. die Erläut. zum 6. 66. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. 
z in dem zweiten Sage des 6. 96. verheifenen Regulirung der 
aunalverhältniffe und der Grundſteuern wird noch entgegen» 

nachdem die für die ganze Monarchie erlaffene Gemeinde⸗Ordu. v. 

1850. durd) das ©. v. 24. Mai 1853. (G. ©. 1853. ©. 238.) 


— — nn ——— 


Es iſt in diefer Beziehung darauf hinzumweifen, daß in ber Legieslaturs 
1850— 1851 bei der I. KR. von dem Abgeordn. v. Uechtrig eine 
tion des 8. 95. dahin beantragt worden war: 
ß unter den in biefem $. gedachten „Sämmtlichen Reallaften, auf welche 
Brovofation auf Ablöfung Seitens des Berpflichteten ſich erfireden 
“, die den Kirchen, Pfarren, Küftereien und Schulen zuſtehenden nicht 
egriffen feien.” 
otiv diefes Antrages wurde die verfchiedenartige Auslegung des $. 95. 
Auseinanderſetzungsbehörden angeführt. (Berg. ftenogr. Ber. der IL 8. 
4. ©. 1122 Nr. 152. und Drudf. der II. K. 1834 Nr. 169.) 
AgrarsKommiffion ber I. K. erklärte fich in ihrem bierüber erflats 
chte v. 5. April 1851 (f. flenogr. Ber. a. a. O. ©. 1125 — 1126 u. 
Mr. 242.) gegen den erwähnten Antrag, indem fie e6 für thatfächlich 
w erklärte, daß der $. 95. Seitens der Auseinanderfegungs: Behörden in 
auf Bräftationen der gedachten Art verfchiedenartig ausgelegt worden fei, 
wfährte, daß der v. Uechtritz ſche Antrag der unzweifelhaften und Flaren 
Des $. 95. wiberfpreche, mach welcher unbedenflich au bie an geifll. 
zum entrichtenden Abgaben unter den „ſämmtlichen“ begriffen feien, 
wu Ablöfung fich tie Provofation erfireden müfle. — Zugleich erklärte ſich 
wem. auch gegen eine Abänderung des $. 95. in diefer Beziehung. 
= der Blenar:Berathung zog der Abgeordn. v. Uechtriß hiernächſt 
matrag auf Deflaration des $. 95. zurüd und der flatt deſſen hierbei 
machte Antrag des Abgeordn. Bauer (Drudf. Nr. 300.), welcher bie Abs 
meng des Alin. 3. des S. 95. dahin verlangte, taß an deffen Stelle 
Beismung treten möge: 
ODie Provokation auf Ablöfung Seitens des Verpflichteten muß fich ſtets 
ausärf Fämmtliche feinen Grundſtuͤcken obliegenden Reallaften, in ſoweit biefe 
osdürh Kapital oder durch Vermittelung der Rentenbanfen nad) den Beſtim⸗ 
—mungen dieſes Geſetzes definitiv ablösbar find, erfireden”, 
won der IE. 8. abgelehnt. Etenogr. Ber. der II. K. über die 69. 
1. Mai 1851, Bd. 2. S. 1192— 1203.) 
el. hierüber auch den Auffag in Robe's Lehrzeit. 1850-1851 ©. 194 


Beral. in Br. I. ©. 204. 
Beral. bie Erlaͤut. zum Alin. 4. des $. 65., sub A. ad 3., oben ©. 560568. 










726 Von d. Ablöſ. der Reallaſten, den Regulitungen u. Gem, Thellu 


wieder aufgehoben und eine neue Landgemeinde · Ordnung — 
ven Kammern vereinbart worden, duch der von dei 

nung in der Legisfatur- Periode von 185%, bis 1853. einge! ‘ 
eines Geſetzes Über die Veranlagung und Erhebung der Grumdfe 
dem bisher befreiten und bevorzugten Grundſtücken *) wicht zum & 
hoben, fordert, in Folge der darüber in ver II. Kammer 
rathungen von der Staats-Megterung wieder zurüctgejogen morben 


Sum $,. 97. 


1. Der $. 97., zu welchem ver Regier. Entw. ſpeclelle Mei 
enthält, {ft aus dem fegteren ohne weitere Abänderung, ald vie | 
tung des Wortes: „darüber,* in das Gefeg übernommen worte 

A. . Die Kommiffion der I, Kammer fand gegen ven | 
zu erinnern, welcher bierauf von der I; Kammer unverändert a 
men wurde, ?) (Stenogr. Ber. der I: K. 4844. Br. 3, S. 1578.) 

B. Die Kommiffion der I. Kammer fand gegen den Kı 
nichts zu erinnern und beantragte die unveränderte Annahme, mel 
vom Plenum genehmiget wurde. 

Bei der Schlußredaftion trug indeß die Rommiffionh 
binter wem Worte: „früher," das Wort: „darüber“ eingujalt 
heit Antrage die I. Kamnter beittat.”) (Stenogr. Ber. der LI 
Br. 5. ©. 2627. u. S. 2568-2669.) 


wurf none Motiven findet fich abgedruckt in den Drudf. der I. 
1. Ne 8. 
2) Die Zurücziebung erfolgte auf dem Grand der Mlerh. Grmif 
7. März 1853. (Drudi, der MR. 1894 Bd. 3. Nr. 167) in der Sl 
Rn. > 3 1553. (T. ſtenegt. Ber. der IT 8. 1857 Bd. 2. ©. hin) 
3) Der ven dem Abgeordn. dv. Rleit-Reson geftellte (mit e 
Verbeft.: Antrag: 
„ren $. 97. dahin zu faſſen: 
„Willenserflärungen und Judikate find infeweit ungültig, m 
„Rlag Verjährung findet infefen nicht fatt, als tatınt Mi 
„Lösbarfeit von Reallaften, oder di Reguliungefübict 
„Seundftüctes feitgeftellt werden Toll, weichent mad ten ® 
„gen diefes Gefeges ein ſolcher Ausfpruch quflcht,“ 
wurde abgelehnt (Stenege. Ber. der I. 8. 8b. 2. ©. 1572-1 
4) Der Ageortı. Or. v. Ritt berg hatte um $. 97. urise 
genden Verbeif.- Antrag (Drusi. Nr. 534. ad V.) geftellt: 
„ben $. 97. dahin zu fafen 

„Die Abtösbarfeit der Reallaſten, fo wie tie Regulirungrühl 

‚mech nicht zu Gigenthum beſſeuen Stellen int leriglich nat Mi 

„Schriften des gegenwäͤrtigen Geſetzes zu beurtbeifen, in ford 

„frühere rechtegültige Willenserflärungen eter Jubifate ent 

Motiv. 

„Die Beſeitigung gültiger Verträge und redhtefräitiger Gr 
„widerſtrebt der Gerechtigfeit und untergräkt das Rediekeeift) 
Bolts. Verträge und Judifate bedingen Rechte, deren Beteitstri 
„Tätig if.“ 4 

Diefer Änirbg wurde indeß zurückgezegen und flatt befielken te 
Abgeordu. folgendes Amendement (Drud. Nr. 547.) eingebratt! 
‚im $. 97. hinter dem Werte: „Iubifate“ eingufchalten: 

„in forweit dieſe Willenserflärungen und Jubifate nur in MM 

“und auf Ocand der früheren gefeplichen Betinmene FÜ. 

„Ridtregulicungefähigfeit folder Stellen abatt@ 

ngangen And.“ 


1) Bergl. ftenogr. Verband. ber I. F. 1595 Bb. 1. ©. 73, 4 
| 





























Bel. 2. März 1850, betr die WEN. 3,.($. 87). an 


ie II. Kammer if ſchließlich, auf den Antrag ihrer Kommiſſion, 
der I. Kammer befchloffenen Faſſungs⸗Aenderung beigetreten. 
Ber. der II. 8. 1848. Bo. 5. ©, 2755. ff.) 

rlänterungen zum $. 97. 

6. 97. iſt duch den $. 2. ver Del. v. 24. Mat 1853.1) (©. 
€. 240.) in Bezug auf segulisungsfähige Stellen dahin abge» 
den, 
Iillenserflärungen und Judikate, durch weiche vor Verkündung 
Geſ. v. 2. März 1850, die Regulirungsfähigkelt einer Stelle ausge⸗ 
zden, durch die Borfchrift des $. 97. nur in foweit außer Wirffamfeit 
follen, als fie ausdrücklich in Anerkennung des Mangels ber gefehlichen 
e zur Regulirungsfähigfeit abgegeben, beziehungsweile ergangen ſind. 
die Motive und die Entſtehungsgeſchichte dieſer Deklara⸗ 
. 74. ff. oben ©. 620. ff.) hungsgeſqh er 
Allgemeinen wird zur Erlaͤut. des $: 97. und des & 2. der 
enen Defl. auf die zum $. 76. des Abloͤſ. Gef. gegebenen Erläut. 


nsbeſ. die dort (f. 9. S. 640) bereits erwähnten Meffr. des Min. für 
hſch. Ang. v. 16. und 18. San. 1851. und v. 10. Febr. 1851.2) 
des Mevif. Kolleg. Bd. 4. S. 29—58.) und Ten Bericht des 
olleg. für L. K. ©. v. 7. März 1851.?) (u. a. O. S. 8. 
desgl. die gleichfalls zum ©. 76. bereiis in Bezug genommenen 
Revif. Kolleg. für 2.8. S. und des Ob. Trib. v. 28. März 
23. Mär 1852. (Zeitfchr. des Nevif, Kolleg. Bd. 4, ©. 91. 
5. ©, 244. ff. u. Entfch. des Ob. Trib Br. 23. ©. 115. 818 
Iche Tegterwähnte Entfcheidung bauptfächlich zu der Deil. v. 24. 
I. Veranlaflung dargeboten bat, durch dieſe nunmehr aber auch 
berührt wirt. . 
ı bei feiner Ausbedingung ald „nicht abldabar“ bezeichneter 
Kanon ift durch ten F. 97. des Ablöf. Gef. v. 2. März; 1859, 
eworden, und es finden auf ihn die Ausnahme» Befiimmungen 
„und 92. a. a. O. feine Unwendung. | 
t von dem MRevifions- Kollegium für 2, K. Sachen un- 


Motive, 

‚Die aus den Berichten und ben Hegierungs s» Borlagen nicht zu ent; 
mende Abſicht geht dahin, die Willenserfiärungen uud Zubifete nur 
weit zu befeitigen, als der obige Borfchlag es bezeichnet. Damit 
d man fich einverfanden erklären koͤnnen; es ericheint indeß «eine 
—* penttiche Fafſſung, die durch den obigen Borfchlag erzielt wird, 
wendig.” 
iefer Antrag wurde indeß zurüdgezogen, jedoch der Kommilfon als 
⸗Sache überwiefen.. Die Komm. bemerkte nun iu diefer Beziehung 
Schluß: Berichte v. 9. Febr. 1850 (Drudf. Nr. 562.): 
„Bu $. 97. Hat die Komm. die wörtliche Aufnahme des Br. v. Mitte 
rg’fchen Amendements theils für nunöthig, theils in feiner FJaſſung nicht 
Zweifel vermeidend gehalten, jedoch, obwohl eiuftimmig der Anficht, 
z die Werte: „Ablösbarfeit” und „Regulisungsfähigfeit” alle Ge⸗ 
nten über den Sinn bes 8g. erledigen, dennoch durch Zaſögung bes 
ortes: „darüber“ Hinter dem Worte: „früher“ dieſen Sinn no 
eg auszubrüden gemeint.“ 
: Audrag der Komm. wurde fchließlich genehmigel, (Sienogr. Ber. der 
5. ©. 2626—2627 u. ©. 2668— 26869.) 
sel in Wh. L ©. 208. 
tgl. in Dh. I. S. 209-220. 
enbei. &. 2 RU. s 
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term 10. wen 1852. (Beitfehr, deſſelb. Be. 5. SW. u 9 
S 65. Mr. 2.). 

Vergl. das Nähere hierüber in der Erlänt, zum F. Di. des 
(Buf. 4) (1. oben ©. 707. f.). 


Zum $ 98. 


1. Der $, 98, zu welchem der Negier, Entw. Feine ve 
tie giebt, ift unverändert angenommen worden. 
Die KRommiffion der I. Kammer bemerft dazu: 


Der $. 08. gab zu der —— daß eine — 
Vergleiche der Veheiligten über Sand: Abfindungen nut im dem Mall 
werben follen, wem fie nad) den Grenzen und dem Umfange beitim 
zu große Beſchrantung der Willensfreiheit enthalte. Es wurde dech 
an Stelledes zweiten je8 diefes $. gu fegen: — 

„Snsbefonbere let ihnen uubenemmen, fd über sine" A 

„Sand, binfichtlih deren die Vorſchriften der Gemeinheitetheil 

„Anwendung finden, zu einigen.“ — 6, 

Diefen Antrag hat te die Agrar: Kom. abgelehnt, indem bie | 

der Anfiht ausging, daß der Gejeh: Cutw. der Meg., wenn biefe 
werde, wefentlih zur ſchnellern Durchführung der Auseinanderfegu 
werde. 


R Die Kommiffion der L Kanmer fand gegen den $. 
Innern. 

Derfelbe ift demnächft von beiden Kammern unverand 
men worden. (Stenoge, Ber. ber II. K 1843. Bh. 2. ©. 1573. 
»». 5. ©. 2627). 

IM. Erläuterungen zum $. 98, 

1) An Stelle ver in den Abſchn. II. und IM, des Ablt 
März 1850. feftgefegten Nbfintungsarten fann im Wege di 
eine Landabfindung, außer im Falle des $. 62., nur in ter‘ 
werten, Taf foldhe ihrem Umfange und ibren Gränzen nach 
gleiche genau beftimmt ift. 

Ein Vergleich, nach welchem eine Landabfindung erit mo 
fhriften ver Gem. Theil. Ordn. auögewiefen werten ſoll, ift 

Grfannt von Tem Nevifions- Kollegium für  R. 
term 26. Nov. 1852. 

Die Gründe der Entſcheidung bemerken: 

Das Ablöf. Geſ. v. 2. März IN50 bat, wie die Motive der S 
und die Damit übereiuftinmmenden Verhandlungen beider Kammern crget 
grundfag aufgeitcllt, daf bie Neallarlen, auf welche fir diefes Geth 
Kapital⸗Zahlung eder durch Bermittelung ber Nentenbanfen qur Ak 
und danach die baltige Durchführung Liefer Ablöfungen durch Anı 
licht einfacher Ablöfuugsmittel erleichtert werben felle. (Stencar. & 
1845 ©. 2455 ad 3.) Gine Kand-Gurfchädigung in Felge ter Reg 
ber Ablifungen, wie felde in den früheren agratiiken Gefegen 
war, in Deshalb nicht angeorbuet, vielmehr möglicit Beichränft werter 
fol vielmehr mur in dem Falle einfeitig beanfyrucht werten hürfer 
$. 62. jenes Gef. tie Beſißer von eigenthümlich oder bisher erkrac 
zineweife Befeffenenen Stellen, als Gegenleifung für Diente, hir 
eines gewiſſen Antheile an den eingeerudteten cder zum Austruid 
Feltfrüchten zu fertern haben, und fich für dieſe Gegenleifung im 
den Dienten ein Mehrwerth herausftclt. Alle Anträge, welde di 
der Landentſchaͤdigungen zu erweitern bezweckten, ind in ten Kamm 
tencgr. Ber. der I. R. 1543 ©. 1165), und es iſt danach das ve 
zegierung aufgeſtellte Prinzip mit ber verkejeichneten Ausnahme a 
werten. 


Wenn aber auch die Geſetgebung ſelbſt grundfäglich ten Aniı 
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ds Entfchädigung ansfchliegen zu müflen glaubte, fo könnte dennoch in Frage 
nen, ob nicht noch in Folge eines gegenfeitigen Uebereinfommens der Betheis 
n die Abgeltung der Reallaften bu Landbabfindung nachzulaffen fei. Nuch 
Frage bat das Geſetz nicht unentfchieden gelaffen, jedoch nur in einer bes 
meten Weile bejaht. Nach 8. 98. des Abloͤſ. Gef. iſt es nachgelaflen, die 
der Auseinanderfekung abweichend von den gegebenen Abloͤſungs⸗Rormen zu 
nmen, und danach den Werth der gegenfeitigen Leiftungen und die Modali⸗ 
ı der Kapitalszahlungen vergleichsweife feſtzuſetzen; in Betreff der Entfchäbis 
wa in Sand für die zur Ablöfung gelangenden Reallaften fügt aber der letzte 
dieſer Borfchrift hinzu: 
„daß die desfallfigen Verabredungen der Betheiligten der Beſchränkung 
unterliegen ſollen, daß ſolche auf eine beſtimmte Abfindung in Land 
gerichtet werben müflen.“ 
Unter den Begriff einer folchen beflimmten Lanbabfindung fällt aber nicht 
folche, welche erft durch Rechnung nach den Borfchriften der Gem. Theil. 
gefunden werden foll, fondern nur diefenige, welche nach ihrem Umfange und 
egrenzung fefort in der getroffenen vergleichsweifen Feſtſetzung erfennbar 
dt worden if. Dies ergiebt fchon bie gewöhnliche Bedeutung des Wortes 
timmt“, wird aber anch anfer allen Zweifel gelebt, wenn man den Inhalt 
perangegangenen Berbanblungen berüdfichtigt. Die Motive der Staatsregies 
gr Geſetz⸗ Entw. enthalten zum $. 98. Feine befondere Erläuterung; dagegen 
der Bericht der Agrar⸗Kom. der II. Kammer, daß ſchon diefe Komm., an 
} Beratäungen die StaatesRegierung durch ihre Kommiffarien Theil genoms 
‚ die im $. 98. 1. c. bezeichnete „beflimmte Abfindung in Land“ als eine 
: angenommen, „welche nach den Grenzen und bem Umfange beflimmt fein 
“ iefer Anslegung hat auch die GtaatssRegierung nicht widerfproähen, bie 
EsRomm. der I. Kammer ift derfelben beigetreten und beide Kammern haben 
wf jene Borfchrift in ber vorſtehend erörterten Bedeutung angenommen, fo 
denach die Faktoren der Geſetzgebung über den Inhalt und die Bedentung 
Befimmung bes $. 98. 1. c. in der bier erörterten Weife durchweg einvers 
Du gern. Heitſhr. des Reviſ. Kolleg. Bd. 6. S. 212—216 u. Praͤj. Samml. 
G. 66, Nr. 4.) 


rſelben Anſicht iſt Schuhmann, welcher bemerkt, daß deren Rich⸗ 
ſich gerade daraus ergebe, daß ter in der Kom. der II. Kammer 
Verbeſſerungs⸗Antrag abgelehnt worden. (Erlaͤut. zum Ablöf. Geſ. 


H If die Vereinigung über eine unmittelbar an den Berechtig- 
u zahlende Nente zuläfjig? 

a) Die Gen. Kom. zu Stental verneint in ihrer Inftruft. v. 12, 
3 1851., indem fte bemerkt: j 

Der $. 98. beflimmt zwar, daß fi die Interefienten über eine andere Art 
Huseinanderjegung einigen fönnen; das heißt aber nur, daß fie ftatt Rente ıc. 
Landabfindung, Kompenfation, Erlaß ꝛc. wählen können, nicht aber, daß wenn 
umsal Rente gewählt haben, die Art der Ausführung verändert, namentlich be: 
ıt werben fan, daß der Verpflihtete diefe unmittelbar an den Berechtigten, in 
nad $. 64. beurtheilten Fällen abführt; vielmehr muß dann immer die Mens 
me folche vermitteln. 

Nur bei den älteren Sachen, wo die Abfindung bereits rechtsverbindlich feſtſteht 
hierüber Veſſitt wird, hat es bei den Beſtimmungen über die Entrichtung ſein 
enden. (Sprengel's Ablöſ. Gel. S. 25—26.) 


5) Dagegen bat das Min. für landwirthſchaftl. Ang., wie das 
t. der Gem. Kom. zu Stendal v. 31. Juli 1851. mittheilt, angeord⸗ 
dag auch die Vereinigung über eine unmittelbar an den Berechtigten 
ablende Ablöfungsrente zuzulafien fei. weil nah $. 98. tes Ablöf. Gef. 
Abfindung ftatthaft fei, welche die Oefebe nicht ausdrücklich verbieten, 
‚auch eine Rente, wenn fie nur ten Regeln des $. 91. entfpricht. 
gengel a. a, D., ©. 72.). 
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Zum $. 99 
1. Der 8.99. Tautete in dem Regier. Entw. mur dahl 
Das gegenwärtige Geſetz findet, infoweit nicht in demſelben au 
Ausnahme angeordnet ER auf vergangene Fälle keine —— 
ber aus. bem| in Be, — auf bie nach Abſchnitt l. ohne 
ehobenen Abgaben und —— weder ein Ginwand gegen An] 
— be Hafen au Audterbeung eve Gutfäikiamme 


Die Motive (zu $$. 99—102.) ſprechen ſich —— 

Der Entwurf hält in dieſen Borſchriften im Weſentlichen ben 
Rechtsgtundſatz fe, daß Geſebe feine — Kraft haben, un] 
felben nur mit geringen, durch die Natur der Sache — Pr 
die — das gegenwi — 5* Verh 

tbings ann es In wancher Beziehung als ein eben beira 

daß —— welche im Vertrauen > die bisherigen Ablöfungss und | 
Sefege ſich bereits auseinandergefegt haben, anders hierbei beurteilt 
al6. «8 in Mnjchung derjenigen geiächen wird, melde ch Tünftigbin 
feßen werben, und daß namentlich Berpflichtete, wie bereits — 
felten vielleicht eine höhere Entſchadigung, als die künftig Ablöfend 
—— für Inn unentgeltlich aufgehobene Laften — 
deſſen treten ähnliche Mißverhältniffe mehr oder weniger bei jeder 
materiellen Gefepe ein, und fie find, daher aud hier nicht zu. vermeib: 
früher geichehene Abfindung in Kapital oder erfolgt, fo leuchu 
ein, daß fie gicht wieder rückgängig gemacht werden Faun. Iſt dagege 
dung duch Verwandlung in Mente geſchehen, fo würbe bie lehtere zw 
Fällen, in denen fie. ausichlieflid für eine durch das gegenwärtige 
unentgeltlich, —— Kaft ſtipulirt worden iſt, für fortan wegis 
werben Fönnen; in anderen Fällen ‚dagegen, in welchen eine foldhe A 
Bindung und: Juſammenrechnung mit der für andere, jeßt nicht unentg 
hobene Feitungen feftgeftellt worden iſt, oder im welchen es ſich allein 
von Feiftungen ber legteren Art handelte, für weldhe ſedoch das jegig 
Berechtigten eine geringere Abfintung als das frühere zugeiteht, nic } 
Yaudenien, würde offenbar eine Ausgleihung große Schwierigteiten hi 
der hechſt Gevenflichen Folge führen, daß alsdann mehr eder wenige 
dem Grigeinen des neuen Sejeges geihlefenen, hingit in regtsfriin: 
feit beitehenden Ablöjungs: Verträge und Rezeſſe, auf den Antrag irge 
Betheiligten einer Reviten und Abanderung unterworfen werten mi 
Tele, turdh die Gefehgebung felbit herbeigeführte Vernichtung beit 
teagsverhältniffe würde eine je gefahrdrehente und Viftrauen erweden! 
Erjhjütteruug des beiichenden Nedtsguiandes zur Foige haben, tap tel 
Gingelnen, denen jegt Dadurch aehelien werten fell, mehr oder weniger 
leiden würten. Ihr eigenes Intereſſe gebietet cs daher, von einer je 
vegel Abitand zu nehmen und es it dies bei Abfaſung des Gnmurie 
geichehen, weil darin auch denjenigen, welhe veyepmäpig bereits zur J 
beitimmten, nad) ten kisperigen Nermen beredpneten Mblöfunas > Kent 
find, und hierzu auch ferner verpflichtet bleiben, die Erleichterungen 
beten werben, welche bei einer Kapital: Ablöfung durch den im $. 6 
geringeren Ablöfungsiag, eder durch die Dihwirfung der Nentenkanf { 
gen fpäter Ablöfenten eintreten. 


A. Die Kommiffion ter H. Kammer beantragte: 














a) im zweiten Sage hinter ten Worten: „weder ein € 
zu fegen: „gegen Anfprüce auf tie bie zur Publik 
Sei. v. 9. Oft. 1548. fällig gewortenen Nüdftänte, ne 

b) folgenten Zufag hinzuzufügen: 

In den Landestheilen, für welde die drei Geſetze v. 21. Arril IF 
939. und 940. der 9. ©. erlaffen find, fönnen jede auch bie ver 
1548 entitandenen Anfvrüce aus ten nah $. 2. Mr. 1. und 4. tes a 
Gef. ohne Entihätigung aufgehebenen Rechten mur Tann aclten am 
wenn ſie durch Vertrag eter Ertenntmig bereits jeſtgeſtellt ind. 
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Jer Bericht der Kommiſſion motivirt diefe Anträge dahin: 


Zu der ehimmung dee $. 99. Hat ein Mitglied der Kom. erinnert, daß das 
ung6>&ef. v. 9. Oft. 1848 bereits alle Brozeffe über die Einforderung der 
—2— 1. ohne Entſchadigung aufgehobenen Abgaben und kLeiſtungen ſiſtirt 
dadurch in Ausficht geſtellt habe, daß eine Nachforderung folder Abgaben ſeit 
Bubfifation jenes Geſetzes ausgefhloffen werden würde. Wenn es auch hier 
tgeſtellt Bleiben koͤnne, ob nicht ſchon durch die Publikation der Verfaffungs⸗ 
ne Bi Laften unbedingt aufgehoben worden, fo müfle doch jene im Geſetze 
denthaltene Zuflderung gewährt werden. Gs ift deshalb beantragt worden, 
Stelle der Worte: „gegen Anſprüche auf Rüdftände” zu ſetzen: 

„gegen Anfpräde auf die bie gut Publikation des Gef. v. 9. 
Dit. 1848 fällig gewordenen Rückſtände.“ 

fen Antrage ift auch die Rom. beigetreten. 


— iſt beantragt worden, am Schluſſe des 8. 99. einen Zuſatz dahin aufs 


- „af jedoch eine durch das gegenwärtige — unentgeltlich aufgehobene 
Serechtigung allein oder nach einer ſpeziellen Berechnung in Rente vers 
wandelt, jo hört die Verpflichtung zur Fahfung der Letztern mit der Vers 
fündigung dieſes Geſetzes auf. In allen uͤbrigen Faͤllen bewendet es bei 
der durch Verträge oder rechtékraͤſtige Erkenntniſſe feſtgeſetzten Abfindung.“ 

Die Kom. hat jedoch dieſen Antrag abgelehnt. 


LDur Begründung des obigen Antrages wurde angeführt, daß durch den Mentes 
andlungs sBertrag nichts weiter als das Zahlungsmittel geändert worden ſel. 
Pararige Nechtsgrund ber Verpflichtung babe feine Umſchaffung erlitten, viels 
ei die urfprünglide Verpflichtung nd fort und fort der Rechtsgrund für 
w entrichtende Mente. Dies ergebe die Borfchrift des 5. 38. der Ablöf. Ordu. 
: Zuni 1821, nad welder die Renten nur das Surrogat der abgelöften Ber 
en bilden und baflelbe Vorzugsrecht behalten, das den Abgaben und Leis 
elbſt zugeflanden habe. enn jebt ber Rechtsgrund der Verpflichtung 
fo müfle damit auch die Rente ſelbſt wegfallen. 
in der Majorität der Kommiſſion wurde dagegen behauptet, daß durch bie 
einer Berbindlichkeit gegen Rente allerdings eine Rovation begründet 
:: Deshalb babe auch der $. 170. der B. v. 20. Juni 1817 Binwendungen 
en gegen AblöfungssRezefie ausgeſchloſſen. Wollte man den obigen Antrag 
Me, jo würde man damit dem Geſetze rückwirkende Kraft beilegen und bie 
Rappen einer folhen Maaßregel würden im höchſten Grade verberblid fein und 
Jahren umgeſchaffenen Verhältniffe in ihren Grundlagen erſchüttern. 
fernerer Zufaß if von einem Mitgliebe dahin beantragt worben: 
„Rah dem Großherzoglich Heffifhen Geſetze d. 5. Nov. 1809 $. 19. iſt 
„den Berpflichteten „1, Zufab der jährlichen Leiflung dafür auferlegt, daß 
„der Berechtigte die Hoffnung zum Heimfall anfgeben und ſich die — 
„terung gefallen laſſen mußte. Bei Regulirung der gutsherrlichen und bäuers 
„lichen Verhältniffe muß da, wo noch Feine Ablöfung Statt gefunden, diejes 


7 fortfallen.“ 

9 ft jedoch auch diefer Antrag abgelehnt‘ worden, weil auch in den hier bes 

"ten Fällen bereits eine Umgeflaltung der Verhältniffe Statt gehabt Habe und 

für jene die bei dem vorigen Antrage von ber Majorität geltend gemachten 

De Plap greifen müßten. 

Endlich ift nachfolgender Zufag zum $. 99. in Antrag gebracht worben: 
„In den Landestheilen, für welche bie drei Geſetze v. 21. April 1825 
„Mr. 938., 939. und 940. der &. ©. erlaſſen find, können jedoch auch die 
„vor dem 9. Oft. 1848 entitandenen Anfprüche aus den nah $. 2. Nr. 1. 
„und 4. des gegenwärtigen Gef. ohne Entfhädigung aufgehobenen Rechte 
„nur dann geltend gemacht werben, wenn fie durch Vertrag ober Erkenntniß 
„bereits feitgeftellt —* 

Dieſen Antrag hat die Agrar⸗Kom. für gerechtfertigt erachtet, und angenommen. 

Der $. 78. des Gef. v. 21. April 1825 über bie den Grundbeſitz betr. Rechtes 

Eaniffe xc. in den Landestheilen, weldhe vormals zum Königreih Weftphalen 

E Yaben, beflimmt nämlich, daß die Bauerlehne d. ) folge Güter, bei welchen 

ehe des Butsheren aus dem gutsherrlichen nnd lehnsherrlichen Verhaͤltniß 

Wingeſetzt find, nicht nad) den über die Lehne, fondern nad den über tie 






— DRIN ERDE EIER NEST: 
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Die Kommiffion der I. Kammer beantragte folgende Aende⸗ 
im Alin. 1. dem zweiten Sage feine gegenwärtige Baffung 


n; 

im Alin: 2. flatt der Worte: „vor dem 9. Oft. 1848." zu 
„vor Verfündung des Gef. v. 9. Dit 1848.“; 

das jegige Alin. 3. hinzuzufügen. 

s Bericht der Kommifflon giebt hierzu folgende Motive: 


:$. 99. führte eine längere Grörterung zu ber einfimmigen Anficht, dag 
ı der I. Kammer befchloffene, in den Entw. der Reg. hineingetragene 
ende Kraft des Gefepes, in Bezug auf die uuentgeltlich aufgehobenen 
nothwendig fei. Abgefehen daven, daß ſchon nach den Verhandlungen der 


Motive, 

„sn denzgedachten Verorbn. ift beftimmt, daß für ben Berluft des 
„gutsherrlihen Obereigenthums, der Hoffnung auf den Heimfall und 
„des Rechts, der Sutszerfplitterung zu wiberfprechen, eine Entſchaͤdigumg 
„in der Weife gewährt werben folle, daß der zwanzigſte Theil aller 
„Butsabgaben dieſen noch zugejeht werde: Gegenwärtig End jene Rechte 
„unentgeltlich aufgehoben; es iſt Eonfequent für die Zufunft auch jene 
„Entfhädigung aufzuheben... Rückwirkende Kraft wird hierdurch dem 
„Geſetze nicht beigelegt, oder doch gewiß nicht in höherem Maaße, ale 
„das Gefep felbit in der Beſtimmung des $. 66., welcde den Yünftels 
„Abzug der beftehenden Geſetzgebung entgegen annullixt, für den frag: 
„lichen Landestheil eine Rüdwirfung äußert.“ 

Bon dem Abgeordn. v. Beughem und Gen. (Drudf. Nr. 350. ad III.): 
„Zum $. 99. folgenden Sufan zu machen: 

„Die in den Graffchaften Wittgenflein-Wittgenflein und Wittgenfleins 

„Berleburg auf Grund des Gef. v. 22. Dec. 1839 an die Stelle 

„einer, durch das gegenwärtige Geſetz unentgeltlich aufgehobenen Bes 

„rechtigung, allein oder nach einer fpeziellen Berechnung getretenen 

„Rente fällt mit der Verkündigung diefes Geſetzes weg.” 

otive, 

„Die Eingefefienen der früher reichsunmittelbaren Grafſchaften Witt: 
„genfleinsBittgenftein und Wittgenftein:Berleburg find durch das ©. v. 
„22. Dec. 1839 gezwungen worden, unter Andern aud bie auf 
„Grund eines ehemaligen Iandesherrlien Rechts von den beiden 
„Nandesherrlichen Hänſern erhobenen Abgaben, neben mehren andern, 
„durch die Berfaflung und den gegenwärtigen Gefeßentwurf unentgeltlich 
„aufgehobenen Laften und Dienften in eine Geldrente umwandeln zu laf: 
„ten, die feit 1846 mit der Grundſteuer von ihnen erhoben wird. 

„Der Betrag der gefammten Rente erreicht in einzelnen Ortſchaften 
„% bie 3 des Reinertrages der Grundgüter und ift neben der Grund- 
„teuer und den fonftigen Staatsabgaben in der dortigen gewerblofen und 
„ohne Zweifel ärmften Gegend in ganz Preußen für den gedrüdten dop⸗ 
„pelt befteuerten Landmann völlig unerfhwinglid. 

„In der Beftitellung der Rente liegt dort ſchon deshalb Feine Nova⸗ 
„ton, weil fein auf den freien Willen der Bflihligen beruhender Ber: 
„trag zwifchen diefen und den Berechtigten abgeſchloſſen ik. Dagegen 
„ſprechen biefelben Gründe, welche die Aufhebung der Raturalabgaben 
„und Dienfte rechtfertigen, aud für die Aufhebung der an bie Stelle 
„berfelben getretenen Mente, welche dort zur Erhaltung des Landmannes 
„im digienefahigen Zuſtande zu einer politiſchen Nothwendigkeit ges 
„worden iſt. 

„Die unveränderte Annahme des $. 99. und 100. des Entwurfs 
„würde biefer Aufhebung entgegenftehen und findet hierin der beantragte 
„Zufag feine Begründung.“ 

a nträge wurden abgelehnt. (Stenogr. Ber. der II. K. Bd. 2. ©, 
- .) . 


Bon d. Ablöf. der Reallaften, ven Regulirungen w Gem. 2 


rt ionolverfammlung dem Grlaffe des Sifi 8 
i au Grunde — Rech taverhaltniſſe zwi — Theile 
‚hellen, als wenn bie neuen — Thon bei Berkünl 
gegolten Hätten, it diefer Grundfag in Gchleiien au in 
zu. we 118 praftifch zur Anwendung gefommen; babei fommt at 
Erwägung, daß alle die in dem $. 3. des erften Mbfchn. des werlie 
anfgehobenen Rechte, welche bereits die Verfaſſung d. 5. Dee. 1848 
bat, ireng genommen ſchon mit dem Tage ihrer bung nicht h 
übt werben fönnen, 
In Betreff diefer würbe es ſich daher nur um bie furge Zwiſ 
9. Oft. bis zum 5. Dec, 1848 handeln, und die Beitreibung Diefer, 
wunbedentenden Nefte mehr Zeit und Koften forbern, als Wortheil Erin 
8 fam hierbei der zu $. 2. Mr. 2. von einem Mitgliebe get 
Beratung bei $. 22. vorbehaltene Antrag zur Sprache, nach beffem € 
langen des Grbyinsmannes und Grepächters,” weldhe nadı den beft 
fegen ben BVerluf biefer Rechte nad fich ziehen, eine folche Wolge 
follen, wenn fie nicht fehon vor Verfünbigung des Gef. v. 9. Oft. 
treten find. Man war einftimmig mit dem Grumdſatze diefes Mulrag 
ben. Denn bei ber ausnahmelofen Faſſung der Betimmung iin $.2.! 
es fcheinen, als. wenn. dem Grbzinsmanne und bem Gröpächter dai 
‚Selb dann ül jen werden folle, — fie durch Saudiun 


‚eigenihümer ober Erbpächter dadurch Grund: zum Auſpruch auf Gin 
‚auf Verlauf gegeben haben. Man hielt es jedoch für zwerfmäßig, bei 
Foſſnug zu geben, welche nicht bloß dieſen Spezialfail beachte, Tenden 
aß ‚allgemein ausfprede. 

88 wurde deshalb befrblofen: ben zweiten Sat bes Mlin. 1. 
— daſſung zu geben. [Nämlich diejenige, welche derſelbe 
tig bat. 

a diefer Gelegenheit wurbe in fernere Grivägung genommen, 
Jahren aufgelaufenen Nüdftinde eines gewiß nicht Meinen Theils } 
teten, wenn fie anf einmal und nach der vollen Strenge des Gefeget 
werden fellten, fa alle die fünnigen Zabler außer VBeits fegen würt 
ven Berechtigten der Nüdftand ganı eriekt werten würde. Das In 
erheiſcht eine vwerforgende Maafregel. Gine Uebernahme aller Rüt 
Nüdiicht anf die Zeit ihrer Eutſtehung, auf die Rentenbanf, erme 
im Intereife der Sicherheit derfelben, theils in dem der Realberedtig 
pflichteten ale unquläfig. Eben fe unzulaͤſſig if die Fiktion, dat bie 
ten mit dem 9. Oft. 1545 zu laufen keainnen fellen. Denn ein 
nicht dem Verenfen wegen der bis dahin fälligen Rückſtände ab. 
würde cine ſolche Beflimmung die übelften Zuftände herbeiführen, tat 
wenn die nene Nente feitgeftellt fein wird, ſich im Einzeinen nid: 
beftinmmen läßt und eine Sıfirung ter Leitung Eis dahin unmöglich 

Man mar einig darüber, daß bie Ucberweifung auf die Rente 
von beiden Theilen_ zwangsweiie angemuthet, fendern nur effen gel 
könne, fo weit fie ſich ermöglichen läßt. Man fand, daß tie nach te 
diefes Befepes zu beredinente Rente eines zweijährigen Leiitunge:Xü 
mehr als 7%, der jährlichen Ablöfu Rente betragen köune. Dieie 
Nealberechtigten des Verpflichteten nicht verhaftet, ſondern Achet au 
Verfügung. 

Daran Fmüpft fid der Antrag: 

ad Alin. 3. folgenden Zufaß anzunchmen: 
„Rüdftände, welde den deppelten Betrag der jäbrlichen 
überfteigen, Föunen, infofern beide Parteien einig And, ı 
Beſtimmung des Rentenbanf:&efeges der Rentenbanf überwiet 

Diefer Verbeferungs- Antrag wurde einftimmig angenowmuten. 

Zum 2. Alin. wurte einftinnmig befchleffen, hinter: „wor“ qu fegt 
fündigung des Geſetzee vom.“ 

Mit diefen Abaͤnderungen den $. angunchmen, wird beantragt. 


Die 1. Kammer erflärte fly mit ven Anträgen ter Komm 
verflanden. (Stenogr. Ber. ver \.R. ihr. Br. 5. €. 2627.) 
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Die II. Kammer ift demnächft, auf den Antrag ihrer Kommif- 
welche hinſichts des jehigen Alin. 8. noch bemerkte, Daß daſſelbe 
. 51. des Rentenbank⸗Geſ. entfpreche, den von der 1. Kammer be- 
nen Yoänderungen beigetxeten. (Gtenogr. Ber. der II. K. 1833. Bp. 5. 


Erläuterungen zum $. 99. 
Zum Alin. 1. des $. 99. 

In den SS. 99. His 103. iſt der Grundſatzt) durchgeführt worden, 
a8 Abldf. Sef. im Allgemeinen keine rückwirkende Kraft haben 
ndeß ift es für erforterlich erachtet mworten, hiervon einige AUuſsnah⸗ 
in machen. 

Die Verpflichteten follen von der nachträglichen Keiftung derjenigen 
tionen, welche ter Abſchn. I. ohne Entfchärigung aufgehoben hat, in⸗ 
entbunten fein, als teren Fälligkeit erft nach der Verkündung des 
ings⸗Geſ. v. 9. Oft. 1848. eingetreten ifl. | 
18 Motiv tiefer Beſtimmung Ift, daß es die Abficht des Siſtirungs⸗ 
8 war, von feiner Verkündung an ten Pflichtigen vie Vortheile 

erwartenden neuen Geſetze zu Theil werten zu laffen, taß auch dies 
rundfag in Schleflen durch tie interimiftifche DB. v. 20. Der. 1848. 

theilmeife zur Ausführung gelangt if, und daß die durch ten ©. 3. 
blöſ. Geſ. v. 2. März 1850. aufgehobenen Nechte firenge genommen, 
nanation der Verf. Urkunde v. 5. Dec. 1848. nicht mehr hätten aus⸗ 
werden dürfen. 

Aus gleichen Gründen ift ten Pflichtigen ein Schuß gegen vie 
eiligen Folgen ſolcher Unterlaffungen venhen. welche erſt nach Ver⸗ 
9 des Siſtirungs⸗Geſetzes v. 9. Oft. 1848. geſchehen find, inſofern 
terlaffungen nach Maaßgabe des Abſchn. I. des Abldf. Gef. v. 2. 
4850. in Zufunft nicht mehr gleich ungünftige Wirkungen. äußern 
1. Haupfſaͤchlich bat Hierbei die Abſicht zum Grunde gelegen, ten 
Bimann, welcher nach Publikation des Siſtirungs⸗Geſetzes die Bezah- 
ws Zinſes verfäumt hat, gegen vie Einziehung feines Gutes wegen 
ahlungs⸗Verzuges zu fichern. Auf der anderen Seite ift aber auch 
Berechtigten vie Geltendmachung folcher Befugniffe vorbehalten wor⸗ 
welche er durch die vor Verfüntung tes Siftirungs- Gefeges ein« 
nen Unterlaffungen des Verpflichteten bereitö erworben hatte. 
ergl. Schuhmann's Erläut. des Abldſ. Gef. S. 102. und den Auf 
RMobe's Lehrzeitung für Entlaſt. des bäuerlihen Grundbeſ. ©. 


Der $. 99. handelt von folchen Bällen, welche überhaupt und ohne 
ht auf das Ablöfungsverfahren, mithin auch vor dem ordentlichen 
er, zur Sprache fommen Fönnen; wogegen der $. 100. nur von der 
IHeftändigkeit der im Audeinanderfegungsverfahren vorgenon- 
‚ Gefchäfte handelt. 
a8 Geſetz vom 2. Mär; 1850. fol nun, wie der erſte Sag des ©. 
orfegreibt, Feine Anwendung auf vergangene Bälle finden und 
Ib fragt es fich, welche Faͤlle als vergangene zu erachten find? 

ı Bezug auf ten $. 99. können in diefer Beziehung folgende Fragen 


en: 

ob das Recht, eine beftändige Leiflung zu fordern, Überhaupt 

anden iſt oder nicht? 

ı diefer Beziehung gehören diejenigen Bälle zu den vergangenen, 

velche mithin das neue Gefeg Feine Anwendung findet), in welchen 
vor deſſen Publikation xefp. vor Verfüntung ded Siflirungs » Gef. 


BD Bergl. $. 14. der Cinl. zum M. 2. 9. 
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ef. v. 2. März 1850. refp. des Siſtirungs⸗Geſ. v. 9. Oft. 1848. 
en Urtels bei der nach F. 17. der V. v. 14. Dec. 1833. alsdann 
en Entfcheivung durch dad Ob. Trib., beziehungsmelfe des frühes 
nze Richters die Grundſätze des neuen Gefeges, mithin auch des 
fielben, zur vollen Anwendung gelangen. Dagegen dürfte es fich 
t verlieben, daß in folchen Fällen bei der Beurtbeilung der Nich⸗ 
befhwerde ſelbſt, (ver Gründe der Nichtigkeit) nicht 
Beflimmungen des neuen Geſetzes Nüdficht genommen werden 


b das Recht auf eine beftäntige Leiſtung durch das Abldſ. Gef. 
irz 1850. unentgelvlich aufgehoben ift oder nicht? | 
Ich Beziehung ift nur das Abldf. Gef. v. 2. März 1850. maaß⸗ 
nn divar ohne Rückſicht auf etwa bereitd vor deſſen Publikation 
> Sudilate. 
fo 3. B. vor Publikation des Ablöf. Gef. reſp. des Siſtirungs⸗ 
rechtöfräftig entfchleden, vaß Iemantem das Hecht zufieht, Jagd⸗ 
s fordern, fo flieht dies dennoch der unentgelvlichen Aufhebung 
jegen. Auch die Eintragung im Hypothekenbuche fteht Dem nicht 
blöfungs-Nezeffe flehen der unentgelvlichen Aufhebung folcher 
ur alddann entgegen, wenn fte nicht bloß ein Anerkenntniß des 
fondern eine Novation defielben enthalten. (|. Erläut. zum 


zelchen Einfluß die Entfcheidung der ad a. und b. gedachten Fra⸗ 
die Verbindlichkeit zur Entrichtung rückſtändiger Leiftungen 


efer Beziehung muß zwifchen Befigveränderungd- Abgaben 
übrigen unentgeldlich aufgehobenen Abgaben und Lei- 
unterfchieden werden. 

ſtellt in diefer Hinficht folgende Anflchien auf: 

Yie nad) 56.2. und 3. des Abloſ. Gef. unentgeltlih aufgehobenen Medhte 
fo mit Ausihluß der BefigveränderungssAbgaben), fo koͤnnen, wenn bie 
gen zugleich fireitig find, ob das Recht überhaupt eriftirt, und even: 
e6 für unentgelblid aufgehoben zu erachten, drei Fälle eintreten: 
Ienn das Recht ſelbſt aberfannt wird, fo find rüdftändige Leiſtun⸗ 
mehr zu entrichten und bereits geleitete zurückzuerſtatten. 

glich der Befigveränderungs: Abgaben tritt Hier dagegen hinſichts 
orderung die Vorſchrift des $. 49. ein. 

Ienn das Rei felbft zuerfannt und der Anfpruh auf unent⸗ 
n Wegfall abgefprohen wird, fo müflen ſaͤmmtliche Rüdflände nach⸗ 
rben. ! 

ird das Recht ſelbſt zugefproden, ber Anſpruch auf unentgeld- 
fhebung aber für begründet eradtet, fo muß unterfchieben 


ie vor Berkündung des Gef. v. 9. Oft. 1848 fällig gewordenen Rüd: 
fen nachgezahlt werden, woraus folgt, daß bie bis zu diefem Zeitpunfte 
Zahlungen nicht zurüderftattet zu werden brauchen; 
yie nad Verkündung des Gel. v. 9. Oft. 1848 fällig geworbenen Lei⸗ 


Yabei ift zum bemerken, daß für die Werthsermittelung rüdfläns 
iſtungen niemals das Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850 maaßgebend iſt; 
Tit. II. bis IX. deffelben gelten nur im Ablöfungsverfahren. 

tefer Beziehung hat das Ren tfions Kolleginn für 8. ©. unterm 
1851 angenommen, daß auch da, wo der Berpflichtete nicht in einem 
m UntertbanensVerhältniffe zu dem Berechtigien ſtand, letzterer für rüds 
Raturals Abgaben den Marktpreis und VBerzugszinfen bafür (M. 2. R. II. 
D. 480., II. 11. $. 929., I. 11. $. 859.) fordern Tann. EGPraͤj. Samm!. 
. 7, Nr. 18.). 

Rultur-Oefeßg. 36. II. N 
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in Mai au a 
aan) für bie vor re des Gef. d. 2. März 1850 einge 
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die mad bung des Gef. v. 2, März einge 
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= allen en Fällen ift voransgefeßt, daß die je Ba 
Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 — iſt — 
jebung eines a war früher nicht möglich; wenn aber di 
ung dor dung des Gef. v. 9; Dft. — yon Sem Bach 
— oder vor dieſem Zeitpunkte die Negatorienklage Seitens bes Y 
lt war, jo hat bie pe der 
* erwähnten. Fällen die Verfi 
praft. Erläut. &. 111-115.) 


3) Auch noch jept, nach Erlaß des Ablöf.- und Regulir. 
März 1550., Fann ein laßbänerlicher Wirth aus den in ten | 
A. L. R. 1. 7. angegebenen Gründen feiner Stelle entfegt mer 
vie Thatſachen, welche dieje Gründe bilden, ſich vor dem Erla 
ſtirungs⸗Geſ. v. 9. Oft. 1848 ereignet haben. 

Angenommen von tem Reviflons-Kollegium für 4 
per sent. v. 27. Mai 1851, intem daſſelbe bemerkt: 


Das G. v. 2. März 1850 enthalt über die Befugniß des Gueda 
lie, witerjvenftige, aufwiegleriſche, diebiſche oder ſonſt verbrecheriſche E 
Beig ſeden zu lafen, feinerlei Veſtimmung, und wird deshalb auf tea 
öffnetem Wege gegen dergleichen Perfenen allertings nicht mıchr_vorgeit 
den Fünnen, ſoſern es ſich dabei um Begehungen oder Unterlafungen I 
in die Zeit feit Erlaß tes G. v. 9. Oft. 1048 fallen. Für frühere Or 
gegen find tie älteren Gefebe noch anwendbar. -— Die allgemeine Reg 
Gefege auf ſchon vorhin vergefommene Handlungen und Vegebenbeiten 
gewendet werden fönnen ($. 14. der Gin. zum A, % .), erleitet nur 
etwaiger milterer Strafbeitimmmungen eine Ausnahme ($. 18. 1. c), 
wiſchen auedrücklich befürwertet it, daß feiern aus einer_verbeienes 
Beivatrecne entipringen, immer neh auf die Geſetze Ruͤckſicht 
müffe, welde zur Zeit der Handlung gültig waren ($. 19. 1. 
ihnlihe Verigrift inter ſich im $. 9. des Abtei. u. Negulöd. 
450, indem dert ebenfalls bertummt iſt, daß daſſeibe, ſoweit nicht ane 2 
Ausnahme gemacht werden, auf vergangene Fälle Feine Anwendung et 
aus den günftigern Anwendungen beffelben namentli fein Gunwant ; 





amd die gezahlten 
et 


ie e Wirkung, w 
mdung des Gef. v. 9. ‘ot. 1845 he 





















1) Vergl. audı Zuſ. 1. sub. b. (f. eben ©. 735.) 
2) 88 verliebt Ach wen feleR, daß aleramı der $. 47. gu berücite 
3) Vergl. jede v. A. 


N 
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eile entnommen werben könne, welche rechtlich mit gewiſſen Handlungen oder 

iſſungen verbunden find, die vor Berfündigung des Siſtirungs-Geſ. v. 9. 

8AS ſich ereigneten. — Benn nun alle einzelne Thatfachen, aus welchen ber 

e feiner Stelle und des Ci enthum6s Berfelßunge» nſpruches verluftig gehen 

m6 jener Borzeit datiren, 7 fönnen fie ale Srmiffions-Gründe noch geltend 

t gem. Gatär. bes Revif. Kolleg. Bb. 4. ©. 186 ff. u. Praͤj. Samml. 
. 94. Ar. 3.) 


Zum Alin. 2, des $. 99. 
ı Die Befimmung des Alin. 2. bezieht fi) nur auf den Bereich der» 
a Zandebtbeile, für welche die drei Geſege v. 21. April 1825 ergangen 
und besweden eine Deklaration der $$. 78. reſp. 58. u. 36. der⸗ 

Die Motive dieſer Beſtimmung find ansführlich in dem Berichte 
ommifſton der II. Kammer zum $. 99. 2) entwickelt. 
ı Das Alln. 2. des $. 99. iſt auf den $. 100, nicht zu beziehen. 
echtöverbindliches Anerkenntniß des Auseinanderfegungsplanes fchließt 
jeden Einwand aus den $6. 2. und 3. des Ablöf. Gef. v. 2. März 
wegen der in diefem Geſetze erfolgten unentgeldlichen Aufhebung der 
wdachten Rechte auß. 

ommen von dem Reviſions⸗Kollegium für L. K. Sachen 

u 25. Oft. 1850. 
ke Gründe bemerken ?): 
Bäßrend der $. 99. über die rüdwirfende Kraft des neuen Geſetzes, insbe: 
2 auch der in den $$. 2. und 3. deffelben enthaltenen Beflimmungen wegen 
geltliger Aufhebung der bafelbit bezeichneten Berechtigungen allgemein 
Rüdfiht auf ein ſchwebendes Auseinanderfeßungsverfahren bisponirt, das 
finen zweiten Abſatz die Ausnahme von der im erfien Abfah biefes $. auf: 
generellen Regel aufnahm, entſcheidet andererfeits der $. 100. über bie 
g des Prinzips des $. 14. der Cinl. zum A. 2. R. auf bereits ſchwe⸗ 
| lirimgeverhanblungen, alfo aus einem ganz anderen Gefichtspunfte, na: 
über die Frage: unter welchen Borausfegungen ein bereits eröffnetes Aus: 
egungsverfahren und Ablöfungsgefhäft ale rechtsverbindlid und unwider⸗ 
gefhloffen betrachtet werben folle. Deshalb betrifft der $. 100. ohne 
d ſowohl die ablösbaren, wie die ohne Entfhäbigung aufzuhebenden Be: 
agen; und es Fönnte im zweiten Abfab des $. 99. nur vom Vertrage ober 
be, nit auch — wie im 8.100 — von einem Anerkenntniffe die Rede fein, 
Anerkenntniß — nicht etwa der Werthöberechnung, refp. des Plans, ſondern 
ichten und Rechten, die von ber Legislation vor Publifation des Gef. v. 
v3 1850 gleich allen übrigen behandelt und gefhäßt wurden, Feine Veraͤnde⸗ 
ad Berflärfung diefer Pflichten und Rechte gut Folge Hatte. 
emnädhit hat der zweite Abſchn. des 5. 99. und die im $. 2. Nr. 4. des 
2. Mär; 1850 ausgefprochene unentgeltliche Aufhebung des Heimfallorechts 
Hinflug auf den Nuseinanderfegungsplan, refp. die Abfindamg der Berechtig⸗ 
Bald der Plan von beiden Theilen anerfannt war. 
@ ift daher vielmehr allein aus dem Geſichtspunkte bes F. 100 des Geſetzes 
age zu eröstern: ob nach Anerkennung des Plans der Verpflichtete nach Ein- 
mien gegen bie rechtliche Eriitenz der dem Plane zum Grunde liegenden Ber: 
E erheben kann? (Zeitfehr. des Revif. Koll. Bd. 3. ©. 307. f. u. Präf. 
[. defielb. ©. 64. Nr. 1.) 


Mechtöfräftige Judikate über die Exiſtenz unentgeltlich aufgebobener 
-Reben an ſich der Anwendung des 6. 2. des Abläf. Gef. v. 2. Marz 
nicht entgegen. 

» erfannt von dem Revifiond-Rollegium für 8. 8. Sachen 
wu der Entſch. konſtirt nicht). 


— — — —— 


> Bergl. oben S. 730 fi. 

> Ueber die Begründung des zweiten in biefem Präjud. aufgeftellten Rechts: 

Fi die Grläut. zum $. 100,, Zuf. II. Nr. 1. Litt. b. sub ee. ad a. (ſ . 
. 747.) 
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im ante 2. yevoı con mefehlte if. Denn ee 
der Ginl. zum A. L. in. von —— unterlaſſungen ‚oder Creig 
welche von den Intereſſenten eingegangen, reſp. ar, 4 
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end ihfeit —— vafür — —— zu leiſt 
g Rechte zuſtand, auf den es ſich bezieht 
feſtigt, nicht für einen Rechtszuſtand, ver durch eine fpätere Geſet 
ſchafen wurde. Gutlid it $. 99. überhaupt dicht ter Ort, an wc 
dv. 2. März 1550 über den Ginfuß der im Yaufe eines Ablii 
rens ergangenen Verträge oder rechtskräſtigen Erkenntniſſe 13 
hat. Darüber enthält vielmehr ter $. 1. des Gefenes Lie Trezicll 
gen. Es ift tespalb Liefer $., unter welden ter Streit über die 
im Auseinanderfegungsgeihäft ergangenen Erkenntniſſes fallt. (Zeit 
Kolleg. Bd. 4. ©. 375—37N.) 

4) In den vormald zum Königreiche Weftpbalen, zum Gr 
Berg oter den Franzöſ. Hanſeatiſchen Departements gebörigen 
fann ein vor Verfüntung tes Siſtirungs-Geſ. v. 9. Okt. 1° 
wordenes Bauerlebn jegt nicht mebr eingezogen werden. 

Angenommen von tem NevifionssKollegium für & 
unterm 21. Mai 1852. (Präj. Samml. deſſelb. ©. 67, Nr. 7.) 

5) Vergl. die Erläut. zu ten drei Gef. v. 21. April 1525 
58. und 56. (f. unten). 

€. Zum Atin. 3. des $. 99. 

1) Die Beachtung der Vorſchrift des Alin. 3. des $. 99. 
empfohlen in dem ER. res Min. für lantwirtbichaftl. Ang. 
1850 sub. IV. !) (Pin. Bl. d. i. V. 1550, ©. 65). 

2) Das N. des Min. für lantwirtbfchaftl. Ang. 
15512). (Din. Bi. d. i. ©. 1851, ©. 257, Nr. 279.) erliu 
Anwendung des Alin. 3. des $. 99. der Fall vorausgeſetzt we 
Belaſtete tie Rücflände nicht fofort berichtiget, fondern tum 









1) Beral. in Br. I. 
2) Berl. in Bo. \. 
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Rente amortifiren will; tenn fonft fehle jede DVeranlaffung, dem 
sten durch Vertauſchung des Baarbetrages der Rückſtaͤnde mit 
riefen zu einem höheren Nominalbetrage noch einen befonderen 
Ü zuzuwenden. 

Ad verba: „ten doppelten Betrag der jährlichen Rente 
iberfleigen“. 

je Werte find dahin ausgelegt worden, daß „zweijährige Rück⸗ 
® durch Bermittelung der Mentenbanf getilgt werden koͤnnen. 

faßt Robe (Lehrzeitung ©. 7.) jene Worte auf, und auch das 
des Min. für landwirthſchaftl. Ang. v. 12. März 1850 
(Min. Bl. dv. i. V. 1850, ©. 65, Nr. 78.) ſcheint diefe Inter- 
ı anzunehmen. | Ä 

9 macht indeß mit Recht darauf aufmerkfam, daß das Befek nur 
ickſtänden „Im Betrage der doppelten (Jahres⸗) Rente“ 


Die Rückſtände find nur alddann zur Tilgung durch die Renten⸗ 
eignet, wenn fi die Hauptleiftung dazu qualiſizirt, in dieſem 
ber felbft dann, wenn auch letztere gar nicht over ohne Vermit⸗ 
ber Nentenbanf, etwa durch Kapitalzahlung an den Berechtigten 
rc Kompenfation, abgelöft wird. 
I nimmt mit Recht Die Gen. Komm. zu Stendal in der Inftruft. 
Rärz 1851 an. (Sprengel’s Ablöf. Gef. S. 26.) 
y bemerft in gleichem Sinne, daß wenn Ablöſungs⸗-Renten 
Jemeinheitstheilung8=Menten fompenflrt werden, der Renten⸗ 
: boppelte Betrag der erfteren überwiefen werden kann, wenngleich 
fe, in Folge der gefchehenen Kompenfation, ein geringerer Betrag 
fe ausgeworfen if. Frey praft. Erläut., &. 116.) 
Bergl. $. 10. Alin. 3. und 6. 22. Alin. 2., desgl. 6. 50. Alin. 2. 
tenbank⸗Geſ. v. 2. März 1850 und die Erläut, dazu. 
Zu dem Worte: „Nädftände” (in Alin. 1. und 3. des 6. 99.). 
Betreff der Frage: ob und inwiefern MNüdftände von Neallaften vie 
ned objeftiv-dinglichen, gegen jeden Beſitzer verfolgbaren, 
ben? ift hier folgenter Entfcheidungen zu gedenken: 
a8 Ob. Trib. hat folgente Grundfüge audgefbrochen: 
hüedkfläntige gutäherrliche Abgaben, welche, ven $$. 4. und 9. Tit. 1. 
D. zumider, in dad Hypothekenbuch nicht eingetragen, beziehungs⸗ 
: Mefognition nicht angemeldet worden find, haben nicht die Natur 
jektio-dinglichen, gegen jeden Befiger verfolgbaren, Rechtes. (Präj. 
Ben. v. 28. Oft. 1845 in der Prij. Samml. des Ob, Trib. ©. 5. 


.) 
as dingliche Element bei einer Neallaft ift kein akcefforifches Hecht, 
othelenrecht, Tommt vielmehr der Berechtigung an und für ſich 


Neallaft wird in das Hypothekenbuch eingetragen, nicht weil die 
Pr Pas dinglich werden foll, fondern weil und infofern 
ch 


Eintragung in das Hypothekenbuch iſt eins von den Mitteln, um 
lichkeit einer Reallaſt gegen jeden Beſitzer der Sache zu erhalten. 
vermittelt nämlich ebenſo, wie die ausdrückliche Uebernahme einer 
aſt, oder wie die ſtillſchweigende Uebernahme hinſichtlich der ge⸗ 
ver der dem Erwerber der Sache erweislich bekannten nicht gemei⸗ 
ten, den Uebergang einer Meallaft auf den neuem Beſther einer 


Bergl, in Br. I. ©. 189-190. 


Bon d. Abldſ. der Reallaſten, den Regulirungen u. Gem. A 


a iſt der Wal, wenn auf den neuen Erwerber des 
Mu ifteten Gr: ein Recht mit MR 
Arallaſt als Ausfluß und Forrefpondirende 
* ein auf =) a ;aftendes Patron: S es 
Base mgen mat „me deren “ 
u . Nov. 1849 in den Entich. Br. 18. ©. 6. F) 
Rüditände von Reallaſten, fo von di 


in das D den 
een 
ei aben, nu r 
Pr 1 ‚ gegen jeden dritten ver verfolgbaren Med 


14 
ka dieſer Verfolgbarkeit auf zweijährige Ruͤcftände fir 
—* Pe ‚Me der Unqulänglichfeit der Kaufgeider des 
| oder des Konkurfes, nicht ſtatt. (Erf, des II. Sen. 
Nr. 2258, in den Entf. Bo. 21. &,44, Gtriethorf'e A 
Sommers Qir 2.156 * 
„as Ren ) FR. ı 





n.$. 100. 


L Der $. 100. war in Regier. Entw., Bis auf im 
Fationen, ‘welche das Alin. litten bat, in gleicher 
Es find nämlich im Afin. 1. yuuer: Auseinanderfegungs 
Worte: „der Rezeß beftätiget oder“ eingefehaltet, und ı 
Allegat: „Abfchn. 1. 6i8 II.“ hinzugefügt worden. 

Vergl. die Motive des Regier Entw. (zu $$. 99-1 
$. 99. IT. oben ©. 730.) 

A. Die Kommiffion ter II. Rammer fant gegen de 
nicht8 zu erinnern und die I. Kammer nabm bierauf tenfel 
Faffung der Regier. Vorlage au. (Stenegr. Ber. der II. Kammer !! 
S. 1577.) 

B. Die Kommiffion ver I. Kammer beantragte tie ch 
erwähnten Modififarionen im Alin. 1., indem jle dies folge 
motivirte !): 

gZu $. 106. wurde man, insbeientere nad einer Erflirung dee 
miffarins über die Abſicht der Regierung, einig darüber, wie eine frenae 
des $. feinen Zweifel darüber laffe: 

daß Anjprüche auf Grlaß von unentgeltlich aufgchebenen Dienie 
gaben, welche in früheren die efen abgelöfet eder umgemantetm 
einen Theil der barin feitgeitellien Abfindung bilden, turd tie 
vorhergehenten $. ausgeihleften feien. 

Zur Bejeitigung möglicher Zweifel wurde einſtimmig folgende Air 
$. beſchloſſen: 

a) im An. 1. Hinter „Auseinananderfeßungsface” einzujda 

Rezep beitätigt oder", und 
b) hinter „Berechtigungen“ einzufhalten: „(CAbſchnitt I-IR 


Das Plenum der I. Kammer erklärte ſich hiermit ent 
(Stenoge. Ber. der J. K 1548 Br. 5. ©. 2627.) 

















1) Im Gingange (tem allgemeinen Theile) des Komm. Beritet 
Bezug auf die vergefchlagenen Aenderungen im $. 100. kemerft, 83 | 
diglich eine den Sinn nicht Andernte Verveutlicung der Baffang 
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Die 1. Kammer ift, auf den Antrag ihrer Kommiſſton, den von 
Kammer befchloffenen Mopififationen des 6. beigetreten. (Stenegr. 
= 1. 8. 1834, 2b. 5. ©. 2755 ff.) 

Zu Alin. 1. und 2. des 6. 100. 

Der $. 100. Hantelt, wie bereitö zum F. 99. (Zuf.’ II. sub 2, 
m ©. 735.) bemerkt worten, nur von ver Mechtöbeflänvigfelt der 

vor Verfündung des Abläf. Gef. v. 2. März 1850. im 
inanderfegungs-Berfahren vorgenommenen Befchäfte, im Gegen⸗ 
u den im $. 99. gedachten Faͤllen, welche überhaupt und ohne Räck⸗ 
af das Auseinanderfegungd- Verfahren, mithin auch vor dem ordent⸗ 
ı Richter, zur Sprache fommen Fönnen. 
re 8. 100. beftimmt nun im Alin. 2., daß das Geſet auf alle zur 
feiner Publifation noch nicht rechtsverbindlich feftgeftellten 
&ltniffe anwendbar fein fol; das Alin. 1. aber giebt nähere Er⸗ 
mg darüber, was unter einer rechtsverbindlichen Feſtſtellung 
Reben ſei. Es fol eine folche nämlich als erfolgt angenommen were 
nenn vor der Verfündung des neuen Abldſ.⸗Geſ.: 
entweter der Rezeß beftätiget worden tft, ') 
oder die Ablöfung oder Regulirung in Anfehung aller oder einzelner 
igungen fo weit gedieben ift, daß die Abfindung bereit3 durch 
g, rechtskraͤftiges Erkenntniß, Anerkenntniß des Auseinanderfegungs- 
8 oder ſonſt rechtsverbindlich feſtgeſtellt iſt. 
warn knüpfen ſich folgende Bemerkungen: 

Ad verba: „der Rezeß beſtaͤtigt“. 
enn in einer Auseinanderſetzungsſache vor Verkündung des Geſ. v. 

1850 der Rezeß beſtaͤtiget worden iſt, fo find die durch den 
5 feflgeftelten Verhaͤltniſſe, welcher Art fie immer fein mögen, durch 
m Befeße hergenommene Einwendungen unangreifbar. 

x die Säle, wenn die Beflätigung mit dem Willen oder doch 
MWiderfpruch der Partheien erfolgt ift, kann Fein Bedenken in die⸗ 
ziehung weiter flattfinten. Dagegen find Zweifel erhoben Betreffs 
zen Yälle, wo die Beflätigung gegen den Willen und Wider- 
‚, einer Parthei oder beider Partheien erfolgt ift. 

„be führ: in letzterer Beziehung im Wefentlichen Folgendes auß: 
ich $. 169. der V. v. 20. Juni 1517 erlange der Rezeß nur durch die Be⸗ 
g ter Auseinanderjegungs: Behörde die Wirfung einer gerichtlich beflätigten 
», ober die Rechtsverbindlichkeit; derfelbe fei mithin erſt mit der Betätigung 
ig abgeſchloſſen, bis dahin aber als ein bloßer Entwurf zum Rezeſſe anzus 
ınd habe noch feine rechtliche Gültigkeit. Nah $. 168. a. a. D. dürfe bie 
zung des Rezefles nicht früher eintreten, als bie: 

die Auseinanderfeßungs: Behörde fi überzeugt habe, dag ihrerfeits nichts 
dagegen zu erinnern ſei; 

die von den Bartheien aufgeftellten Grinnerungen erledigt feien, und 

die unterfchriftlihe Vollziehung gehörig Statt gefunden habe, oder, bei deren 
Berweigerung, rechtskraͤftig entichieden fei, daß fie richterlich zu ergänzen. 
de frühere Beſtaͤtigung fer eine Abweichung von den Borichriften dee Ge⸗ 
nd ungültig. Mit Recht bezeichneten daher die R. des Juſtizmin. und des 
es Inn. v. 26. Jan. und 13. März 1824 (Kamptz Jahrb. Bd. 23. ©. 88. 
d. 22. S. 219) es ale ein unangemeflenes Verfahren, wenn die Auseinans 
ng6:Bchörten ihre Entſcheidung auf richterliche Ergänzung mit der Beflätis 
binden ; denn die Beſtätigung des Rezeſſes fönne er ſt bann erfolgen, wenn unter 
wiheien wegen ber Gegenftände deſſelben alles ausgeglichen und jebe Srinne⸗ 
agegen befeitigt fei, und es fei mithin ein Widerfprud mit der Abſicht und 


) Best hierzu den Bericht ver Kom. der I. Kammer zum $. 100. (©. 
42). 


TAA Von v. M6IAf der Realfaften, ven Regulizungen u. Gem. Ih 


der Dertäti dieſelbe mit einem Beſcheide zufanimen zu 
wrihen neih Seturs oder Apprlatin Baltfnde, und in Folge Deffen ns 
SilissRonteftation und Iuftanzens Züge gegen den Sn des | 
werben Fönnen.” — — Se rc Tome = t 
folgten Betätigung nicht ne, fo lange 2 
ob. ein Mezep zu vollziehen fei_ ober nicht, nicht re] 
or ri — ae ⸗ ——— 
des Mezeffes eine unzeitige, und ſowit im | el der vom 
fegten Bevingungen, unter welden bie a ieifes allein ge 
it, eine ungültige. — Wo m bie 
ohne redhtsfräftigen Auetrag geſtritten , fei, abenfe, wie in ben 
Gem ein Negeh zwar vollzogen ift, aber feine redhtzeitige — 
erhalten hat, fein Abfcluß der Ablöfung — vorhanden üt, daf 
barkeit des Gef. ». 2. März 1850 ausgeichlofien wäre. (Mabe's &h 
Gatlaft, des bäuerl. Grundbefiges, Jahrg. 1850, ©. 157—159.) 

Die: Anfichten dürften indeß nicht Überafl für richtig 
fein. Die Beftätigung des Rezeſſes var die betreif. 
Tediglich im Intereffe ver Beobachtung des Gefeges und beittert 
fü der durch die beftätigende 8: e vertretenen fisßalifchen ref) 
Fl Öffentlichen Ionen. jenn diefelbe nur ÜBerbaup 
ift, fo Heat der des $. 100. vor, und bie Befkimm: del 
2. März 1850 fönnen au dann nicht den des 6 
Mezeffed geltend gemacht werben, wein der tigt Klauſel € 
Hebaft Berfiglie gewiſſet Punkte beigefügt worden ft, es ſei u 
der auß dem Gef. v. 2. März 1850 herzuleitende Einwand fi 
die vorbebaltenen (alfo dom der — 
GSegenſtaͤnde bezieht. — Daß übrigens zı J 
iertbümlich oder zu Unrecht erfolgt an; 5 J 
verfteben. So wird e8 3. B. unbedentlich fein, den Angriff int 
augulaffen, wenn die unbedingte Beftätigung erfolgt ift, obgleich 
Nechtömittel gegen einen oder den anderen Punft, ter nicht von 
fätiguna au&genommeu worden, ftatthaft war und eingelegt ift. 

b) Der zweite im Alin. 1. tes $. 100. gedachte Hall if dı 
tie Abfintung bereit® vor Verfüntung des Gef. v. 2. Mi 
rechtsverbindlich feftgeftellt war. 

aa) Zuvörterft beftimmt das Geſetz, Taf ed in dieſer Beziebut 
Unterfchiet begrünten fol, ob tie betreff. Feſtſtellung alle zur! 
gebrachten Verechtigungen und Laften, oder nur einen Abeil 
zum Gegenftante bat. !) 

bb) Dagegen ergiebt fih aus ten Worten: „fo fann bier 
daß wenn nur die Abfindung rechtäverbintlich feftgeftellt ma 
gegen dieſe Abfintung fein aus tem Gef. v. 2. März 1550 kr 
mener Gimwant mehr zuläftg if, Taß aber gegen tie übrigen (a 
Abfindung) behantelten Verbältniffe, welde, felbit in te 
Auseinanterfegungsfacdhe, noch nicht rechtsverbindlich ſeſtgeſtellt wor 
Einwendungen aus tem Gefege pffen bleiben. So läßt 2. 2. ta 





1) Die frühere Gefehgebung lieh die Ablöfung einzelner Lafen 
gegen bag ©. v. 2. März 1550 ($. 95.) fordert, daß der Ablöfung eis 
Eaften, fo daß bie übrigen unverändert betehen bleißen, nit meh 
gegeben, fendern flets die Gefammtheit aller auf demſelben Gruntiüde n 
Karten gleichzeitig zur Nblöfung gebradıt werten fell. Da nun aber über 
Laften Fehr viele Rezeſſe und beflätigte Verträge vorhanten fint, ie ® 
$. 100., daß, wenn es jept zur Ablöfung aud) der übrigen Laſten mal 
Rezeffe und Verträge im Punkte der rechtewerkindlich feftgeftellten Abinbeas 
alterirt werden fellen. 


N 
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Adſung einer auch ſchon feftgeftellten Rente flatt zum 2äfachen, 
Sfachen Betrage zu und zwingt beide Theile zur Baarbezahlung orer 
Bldfung durch die Rentenbank. ' 
}) Dagegen iſt es jur Aueföliefung der Anwendbarkeit des Gef. v. 
J 1850 weſentlich nothwendig, daß die Feſtſtellung ſich auf 
Abfindung ſelbſt, und nicht ewa nur auf den Abldfungs- 
an irgend eine auf die Abfindung bezügliche Borfrage 
apweiielbaft ift fomit, daß wenn über die Pflicht zur Abfindung 
Aber die Höhe der Abfindung bereits vechtöfräftig erkannt oder techtö« 
Ach pacißcitt worden, die Anwendung des Geſetzes, inſoweit es ſich 

Rechte ſelbſt und von ver Abfindung dafür handelt, außge- 
m bleiben mu 
RM dagegen nur die Pflicht zur Abfindung, nicht aber die Höhe 
Ben durch — rechtöfräftiges Erfenntnig oder Anerkenntniß feſt⸗ 
RK, fo ſteht die Abfindung noch nicht feſt, und es finden alsdann alle 
dungen aus dem ©. v. 2. März 1850 noch flatt. ?) 

Meilen ift es indeß weitelhaft, ob in der betreffenden Urkunde 
Abfindung felbft fegefte t, oder nur das Recht anerkannt If, 
Bach ver biöherigen Bejepgebung die Verwandlung in Rente ein Ab⸗ 
ugsmodus war und daher bei foldhen Laften, welche ſchon in einer 
Geldabgabe beflanden, nicht erhellet, ob fle nur anerfannt ober 
Aue neue Verbindlichkeit umgefchaffen find. In den Dienfl- 
Habe Rezefien iſt indbeſondere öfters erwähnt, daß die Verpflichteten 

; vis Uten Dienftrente auch noch Grundzins, Wächtergeld sc. zu 
ma haben. 

Gen. Komm. zu Breslau bat nun angenommen, daß die 
Erwähnung einer biöherigen Geldabgabe im Mezeffe, wenn auch 
detrag angegeben ift, die unentgelvliche Aufhebung refp. tie An⸗ 
} des $. 63. nicht außfchließe, fondern aus tem ganzen Inhalte der 

in jedem einzelnen Falle beurteilt werden müffe, ob ter betreff. 
wur als eine hiftorifche Anführung, refp. ein Anerfenntniß der ur . 
hen Verpflichtung anzufehen, oder ob tie letztere wirklich Gegen⸗ 
ver Ablöfung gemefen und eine Novation verfelben eingetreten fel. 

IFrey's prakt. Grläut. S. 118—119.) 

J Es find insbeſondere Bedenken darüber erhoben worden, wann 
men fei, daß die Abfindung (im Sinne des $. 100.) durch „Ver⸗ 
-" für feftgeftellt zu erachten? 

— — 






















— — — — — 


Benn alſo 3. B. durch Erkenntniß oder Vertrag rechtsverbindlich feſtge⸗ 
daß bei Berechnung der Laudemialrente fünf Fälle auf ein Sant undert 
en, ober wenn feſtgeſtellt iſt, daß bie Abfindung für eine Reallaſt durch 
hri werben ſoll, ober wenn feſtgeſtellt iſt, wie viele Dienſte die Ber⸗ 
zu leiſten ſchuldig, fo erfolgt die Ablöſung reſp. tie unentgetbfüce Aufs 
> .zennoc, untes Befeitigung jener Feſtſetzungen, lediglich nach dem ©. v. 
3 1850. (Bergl. Frey's praft. Erlaͤut. ©. 118). 
Auch im umgefehrten Kalle, wenn die Höhe der Abfindung erfenntniß« 
WBper durch Anerfenninig des Museinanderfegungss Planes 'fehläube, aber 
zur Abfindung Areitig geblieben wäre, würde ein Feſſtehen ber Ab⸗ 
—micht amunehmen fein; indes if dieſer Fall praftifch wicht "leicht denkbar, 
— ef die Abloͤſungspflicht feſtgeſtellt ſein muß, ehe die Höhe der Abſin⸗ 
mt werden kann. Dennoch fommen dergleichen Faͤlle dann vor, wenn 
Epusq bloß eventuell, bloß für den Kal, wenn bie Pflicht zur Ablöſuug 
Bänden anerkannt werden müßte, berechnet und genehmigt worden. Ge⸗ 
aber wird in folchen Faͤllen in einem und demſelben Erkenntniß zuerft 
Ee Pflicht und dann über die Höhe der Abfindung erfannt. (Vergl. 
SB Lhrgeitg. ©. 159). | 
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echtöverbinplih vor, als nach der Beflätigung des Rezeſſes. Die 
igung tft (in $. 168. der V. v. 20. Juni 1817 und 66. 39. ff. 
v. 30. Juni 1834) nur bezüglich der Rezeſſe vorgefchrieben, nicht 
ıfichtlich der im Laufe des Auseinanderfegungsverfahrene oder fonft 
nenden Berträge über die Abfindung, welche demnächſt einen 
er Örundlagen des Rezeſſes zu bilden beflimmt find. Uebrigens ift 
rs nach der Wortfaffung des ‘ 100. ganz Har, daß in Betreff der 
tigten Mezeffe* unter allen Umflänven alle Einwentungen ab» 
ten fein foßlen, weldje aus dem G. v. 2. Mär; 1850 fonft gel» 
macht werden fännten, und daß den „beftätigten Rezeſſen“ vie 
blifation des Geſetzes abgefchloffenen Beriräge, ergangenen rechtö- 
gen Erfenntniffe, abgegebenen Anerfenntniffe tes Auseinan⸗ 
ngeplanes, und fonft erfolgten rechtsverbindlichen Feſtſtel⸗ 
n gleichgeftellt worden find, welche fih auf die Abfindung bezie⸗ 
Solche Verträge bedürfen nicht der Beflätigung, fondern Find 
Alttg, wenn dabei die fonft gefeglich vorgefchriebene Form beobachtet 
n innerer Mangel vorhanden iſt. 

) Ad verba: „Anerfenntniß tes Auseinanderfegungd- 


Der $. 99. Abf. 2. des Gef. v. 2. März 1850 ift auf den 6. 100, 

ı beziehen. ') 

ı zechtöverbinnliche® Anerfenntnig des Auseinanderfegungsplanes 
jeden Einwand aus den 66. 2. und 3. des gedachten 8 wegen 

—* Seſede erfolgten unentgeldlichen Aufhebung der dort gedach⸗ 
te aus. 

genommen von dem Reviſions⸗Kollegium für L. K. Sachen 

at. v. 25. Oft. 1850. 

. Begründung des letzteren Hechtöfages bemerken die Entſchei⸗ 
nde: 


am es ſchon nad) den bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen nicht zweifelhaft 
nte, daß bie beiderfeitige Anerkennung eines Auseinanderfegungsplans die 
nes Vertrages hat, fo ift doch jeder Zweifel dur den $. 100. des 
Def. v. 2. März 1850 befeitiget, indem darin ein ſolches Anerkenntniß als 
der rechtoverbindlichen Fefitellun bezeichnet wird. 

iß jede Auseinanderſetzung — ſelbſt die Umwandlung der bis: 
n Verpflichtung in eine Rente — eine Novation bewirkt, iſt unter 
aud von der Agrar⸗Komm. der II. K anerkannt; nur aus dieſem Grunde 
ef fie das Amendement, „bag bei erfolgter Verwandlung einer unentgeltlich 
jenen Beredhtigung in Rente, die Verpflichtung zur dahlung der letzteren 
Berfündigung des neuen Geſetzes aufhören folle”, mit dem Motiv deflelben: 
durch den Renteverwandlungs : Bertrag nur das Zahlungsmittel geändert, 
ch der eigentlidhe Rechtsgrund der Verpflichtung umgeſchaffen.“ — Sr hier: 
e Novation anzunchmen und biefelbe durch die Anerkennung des Plans für 
uw achten, fo Anden auch die allgemeinen Solarien über die Wirfungen 
sation Anwendung; es Tann deshalb nah $. 467. Tit. 16. Th. 1. A. æ. K. 
: Berbinblichkeit unter dem Borwande, daß bie alte nicht rechtebeländig ge: 
nicht angefochten werden. (Beitfchr. des Mevif.s Kolleg. Br. 3. ©. 311 fi. 
si Samml. deſſelben ©. 64. Nr. 1.) 


Die Gen. Komm. zu Stendal bemerkt in ihrer Inſtrukt. v. 12. 
1851, daB das einfeitige Anerkenntniß des Augeinanderſetzungs⸗ 
nicht genüge, fondern aud die Abfindung für ben anderen Apeil 
ghindlich bereits feftgeftellt fein muͤſſe. (Sprengel's Abloͤſ. Geſ. 


dVergl. über die Begründung die jes Rechtéſatzes bie Erläut. zum Min, 2. 
99. sub 2. (f. oben ©. 739.) 
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) Wenn noch über um hide ch, einer, Abgabe —— 
—— ——— Auteinanderfepungeplaneh 
—2 des 8.100. nicht. 
‚Erfannt von dem Revifions«Rollegium für 8, 3.Cu0 1 
13, Sept. 1850. (Präj. Sanmi. veffelb. ©. 66. Nr. 6) 

ST) Ein Schiedsfpruh iſt Fein Akt, —— den. eine, Mbfiden 
reits rechtsverbindlich feſtgeſtellt iſt und der alfo die Ammendung del 
1öf. Se. 8.2 Märg 18! ieft. 

Angenommen von dem Rev fiond- Kollegium, — ER. 
unterm 11: Mai und 24. Sept. 185%; — [7,7] 


MI. Bun Alin. 8. des $. 100. 


Bm dem All. 3. des $, 100, fi 
mb nicht 
F auf Sr Be u 


u 







** 
Gef. 9.2, ae Ra 
a hungeplan noch nicht ER und if be 
nicht ausgeführt, fo kann derfelbe * auf Grund der dem 
1850 zu entnehmenden Cinwendungen — werden. ik 
in&befondere der Cinwand zulaͤſſig, daß ng u er 
ter In Aa beider heile —R ns 
—7 — noch nicht een aber. bereit 
Era fo gelten, wie Frey ausführt, folg 
L a) IR diefelbe gegen dem Modus der J dur 
lt fie nur infoweit, als fie aus ber —— 
and alſo, daß mad) den gegenwe Geſthe 
unter Gimwilligung beider Partheien inden ehe, al ıt mel ai 
wand aber, baf der Plan ohne Rüchicht auf das, dem Provofaten zufläntt 
den Abfindungsmobus zu wählen, angelegt worden if, gilt allerdings. 

b) Gegen tie Schietlichfeit der Blanlage ift jeder Ginwand zull 

©) Gegen die Höhe der Yandabfindung it ebenfalls jeder Eume) 
läffio, und zwar: 

aa) wenn derſelbe aus der jeüheren Geſetzgebung entſpringt, fe b 

nende Richter zugleih aud darüber zu entideiden, ob die A 
beriweitig durch Yant, oder durch Mente erfolgen cl, 

bb) Ban der Gimvand aber aus dem gegemvärtigen Gejepe hergenemmer® 

. B. barans, Daß die abzulöſenden Laſten nach demſelben mit einem? 
—* Werthe veranſchlagt, reſp. unentgelilich aufgehoben werten wi 
darf Die Ausgleichung beim Mangel anderweitiger Ginigung mt U 
Rente erfolgen. (Frey praft. Grlänt. ©. 119—120.) 

2) Das Alin. 3. des $. 100. bejtimmt, daß in dem Falle, went 
Landabfindungsplan auf Grund des Gef. v. 2. März 1850 nict Er 
fechtbar ift, die Ausgleichung nur durch Rente erfolgen darf, un 
tiefe nach den Vorfchriften der Gemeinbeitd - Theil. Ordn. zu beit 
mithin nach dieſen ablösbar iſt. 

Dagegen iſt nicht vorgeſchrieben, welche Grundſaͤtze in tenjeniga Bl 
eintreten follen, wenn ein vorzeitig an&geführter Lanttheilungaplan and! 
oben (Zuf. 1. ad a., b., c. aa.) angeführten Grünten abgeäntert 


Frey nimmt an, daß alsdann zu unterſcheiden ſei, ob die zu 
















Entſcheidung den Plan in weſentlichen oder nur in untvefentliden € 
alteriren fol, Erſteren Falls fei zu erwägen, daß durch die 2 
tes realiſirten Planes dasjenige Dioment befeitiget werde, welches de 


4) Dies if eigentlich auch der einzige Ginwand, welcher durch den IA 
des $. 100. abgeihnitten wit. 
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des Abloͤſ. Geſ. v. 2. März 1850 audfchließt, nämlich das Fak⸗ 
(usführung, — und daß, wenn ohnedieß em neuer Plan anges 
n muß, die dem Alin. 3. des 6. 100. zum runde liegende Nüd- 
wegfalle. Deshalb fei in diefem Falle Fein neuer Plan feſtzu⸗ 
bern nur der anegeführte zu ann to bap im weiteren Ver⸗ 
u verfahren, ald wäre ter Plan niemals ausgeführt gemefen. 
h. — S. 120—121.) g i A 
Bergl. Zuf. V. Nr. 2. zum $. 63. (f. oben ©. 523—524.) 


3 8. 101. . 102. 


ie 6$. 101. und 102., zu welchen der Regier. Entw. fpegielle 
nicht enthält, haben in den Rammern zu Bemerfungen Feine 
ıng gegeben und find unverändert nach der Faſſung nes Entw. 
n Kammern angenommen worden. (Stenogr. Ber. ber II. K. 1848, 
1577 u. der I. 8. Bd. 5. ©. 2628.) 

3ergl. die Erläut. zu 98. 95. und 47. 


Zum 8. 103. 


er $. 103. iſt mwörtli in der Baffung des Regier. Entw. an- 

worden, deſſen Motive dazu dahin lauten: | 
Beſtimmung enthält anſcheinend eine Beeintraͤchtigung der Berechtigten. 
der gegenwärtige Geſetz- Entwurf im Allgemeinen auf den Standpunkt 
Gr. v. 14. Sept. 1811 zurücdtommt, namentlich aber die Praͤſtations⸗ 
r pflichtigen Stellen wieder feſthalt, fo in hiervon eine nothwendige 
} die erſt durch die Det. v. 29. Mai 1816 eingeführte Supernormal- 
mg, welche jenen Grundſag befeitigt, überall wegfallen mußte, wo fie 
5 rechtsverbindlich feftgeftellt worden. 


de Kommiffion der I. Kammer fand zu vem $. 103. nichts 
en und das Plenum ver II, Kammer trat dem Antrage auf 
te Annahme teffelben ohne Diskuffton bei. (Stenogr. Ber. der 
3%. 2. ©. 1577.) 
ie Kommiffion der I. Kammer erflärte ſich hiermit einver- 
ıdem fie bemerkte, daß dieſer 6. nur eine Konfequenz der Wieder- 
tes Prinzips der Präftationsfähigfeit fei, und die I. Kammer 
igetreten. 2) (Stenogr. Ber. der I. K. 1845. Bb. 5. &. 2628.) 
a8 Regulir. Ep. v. 14. Sept. 1811 feßte unter dem Namen: 
l⸗Entſchädigung“ eine Abfindung in Pauſch und Bogen feft, 
die nicht erblichen Bauerhöfe auf 4 und für die erblichen auf 4 
feftgefegt ward. Die Dekl. v. 29. Mat 1816. flellte demnächſt 
ſowohl den Gutsherrn, ald den bäuerlichen Wirthen, wenn fle 
t glaubten, ein Anfpruch, fomohl auf die Höhere, als niedere 
Intfchädigung zuftehen folle, jenachdem der Werth ver Leiftungen 
lichen Wirthe nach Abzug der Gegenleiflungen der Gutsherren 


x Berbeff.- Antrag des Abgeord. Trieft (Drudf. Nr. 556. ad 2.): 
die Stelle des $. 103. Folgendes zu feben: 

„Wenn der nad der Defl. v. 29. Mai 1816 zu gewährende Anſpruch 
"auf höhere ober geringere als Normalentſchaͤdigung noch nicht erledigt 
„iR, muß, wenn derjenige, der den Anſpruch erhoben hat, nicht auf den⸗ 
„felben verzichtet, die definitive Regulirung nad) den Beſtimmungen des 
„gegenwärtigen Geſetzes erfolgen, jo daß bie Feſtſetzungen der Dekl. v. 
4% Mai 1816 über die Berechnung der Leiftungen und Begenleiftuns 
„gen, wie über bie @utfhädigung für bie @igentfumsverleihung außer 
„Kraft treten“, 

jelehnt. (Stmogr. Ber. der I. K. Bd. 5. ©. 2628.) 
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3* 
den anf ne ei —755 — ung a 
ichen t .ded —— der 

Das EEE ana umge» 
die Super al ⸗Entſchadigin 
Falle, wenn fü bereits vor ion  beifelben Ted 


— worden, foll es dabei Ieviglich bewenven, * 
Anſpruch auf die Minus-Normal- Enthädigung nach d 
— erledigt werden, indeß auch hierbei die Vorſchrift 
. 0. 29. * J ss — bleiben. ) 
Hiernach iſt theilwe m betreff. Vorſchrij 
ana —— 29. Mai tal 
Beſtimmungen find, folgende: 
1) Das) lir. Ep. v. 14. Sept. 1811 die in dei 
$. 30. Der jemeine Megel im $. 10., daß die Abfindur 
aung —* Gutsheren durch % Sand, ober bie Nurkung davon — 
öhnlicdhe Verhaltniß voraus, Ar) wel⸗ —7— — iR, 
2 — 5i6 zu dem Punkt getrieben find, den ihre — 
* — Güte und si ihrer Eupen ag 
It Haken, —— sb. top 3 
—— wenn auch % Land oder ——— zur Eutfepäbigun 


alle et, 
— 


ert iſt, vor; oh alle ‚den Nieberungsgegenden. 
e gr Geredhtigkeit —* iligfeit — dag bei Gütern di 
dere Ausgleihung fatt finde. 

Bei der großen Verfdiebenheit der Fälle laſſen ſich deshall 
Regeln geben. Wir überlafen in Tolhen Kalle um fo mehr die 2 
Iepigtich der gütlihen Ginigung der Intereffenten, und fegen bios 

a) daß foldhe ebenjo, wie in ben übrigen Rällen, binnen x 

gen muß; 

b) daß, wenn fie bis dahin nicht jatt findet, die Auseinan) 
durd) jchiedsrichterliche Kemmijionen nah den Vorſchriften 
theilungsCrtnung geihehen fell; 
daß bie Prevofation auf bie geringere Entihäbigung ala 
nugung, durch das Gutachten zweier Kreisverortneien 
muß, weldes die Umitänte, jo die Ausnahmen begrün 
bezeugt: 

daß tie allgemeine Gntihäbigung durch % ter Gute 

pfichteten offenbar verlegte; 
daß die Feſtſetzung der Entihätigung nah 2% Jahren ta 
Kommiflarien von Amtswegen geſchehen jol, wenn bis d 
gürlie Ginigung, als Lie unter c. bemerkte Provofation 
üche Gneieitung erfelgt üll. ?) 


4) Die Gründe dieſer Beſtimmungen des Gef. v. 2. M 

Äh aus den Motiven des Regier. Eutw. zum $. 103. (ſ. ebe 
Gejeg Hat es vorgezogen, mit Rüciht auf die Umitäneligkeit, ? 
ieffe und die Schwierigfeit der Veweisaufnahme, welde duch ® 
mungen veranlaßt wurden, diefen Weg zu verlaffen und die Prila 
bie in den $$. 63. u. 85. extheilten Vorſchriften zu fern. (d 
fungen des Min. v. Manteuffel in den ſtenogr Ber, ver 1.4 
2) a) Die Deltimmungen des $. 30. des Ed. zu a. bis d. 

die Art. 9. u. 66. f. der Detl. v. 29. Mai 1816 hinſichilich de 
trage auf die außerordentliche Entf ng und hinfihtlic tes %ı 
jerer Beziehung dur Te By. U. Juni 1817, insbel. $ 


e 


d 
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7. Die Dispofitienen des 1. Abſchnitis hinſichtlich der erbliden Bauer: 
en auch von den wicht erblien, mit bem Unterfhiebe, 

5 die Qutsheren, wenn feine gütliche Cinigung auf andere Weiſe erfolgt, 
rechtigt fein follen, die Hälfte der Befigungen an Aeckern, Wörtgen, Wie⸗ 
ı, Holzung und Hütung zu ihren Gütern einzuziehen, ober fon willkühr⸗ 
b darüber zu disponiren. 


He Dekl. v. 29. Mai 1816 verorbnet in den Art. 66 — 69. (zum 
hy Negulir. Ed.) und Art. 81. und 82. (zum $. 37. des Re⸗ 


66. So wie es dem baͤuerlichen Befiger nachgelaſſen iR, auf bie Auss 
einer geringeren, als der Normalentihädigung, anzutragen; ebenfo foll es 
bern nachgelaffen fein, auf die Ausneittelung einer höheren, ale ber Nor: 
bigung, zu provoziven. Wir ertheilen für den all folder Anträge, fie 
n dem Bauer oder Gutsherrn angebracht werden, folgende Borfchriften: 
67. Gin folder Antrag auf höhere oder geringere, als die Normalent⸗ 
1, bat auf den Fortgang der Regulisung feinen Ginfluß, und fell deren 
10 und Bollziehung nicht verzögern; — ſoll derſelbe ganz getrennt 
equlicung verhandelt werben, und wenn fi aus der Berbandlung er: 
5 einer der Intereſſenten durch die Normalentfchäbigung verlegt wird; fo 
ber Schadenerſatz in Ermangelung einer gütliden Ginigang, jederzeit nur 
drente gegeben werben. Wird ein folder Antrag angebracht, fo muß bie 


n 

6 Rechtsverhaltniß, nemlich die. gegenſeitigen Leiſtungen, ausmitteln; 
nnächit müflen unpartheiiſche Sachverſtaͤndige ihr Gutachten darüber erſtat⸗ 
ı: ob die Normalentſchädigung anwendbar, ober mit Rachtheil für den 
tovofanten verbunden ſei? — Bon den Sacdperkändigen wählt jeber Theil 
en und der, im Fall fie verfchiedener Meinung find, erforderliche Ob- 
un, wird von ber Kommiſſion gewählt; 

f diefe Gutachten enticheidet, im Mangel einer GBinigung ber Interefien: 
s, bie Generalfommiffion: ob eine fpegielle Ausmittelung zuläffg fei, ober 
bt. Gegen deren Entſcheidung if binnen 10 en die Berufung auf 
ıe anderweite Entfcheidung durch das Repilions:- Kollegium zuläffig und 
Men Beuriheilung bleibt e8 überlaffen, ob vorher andere Sachverſtaͤndige 
t ihren Gutachten zu hören find. ') 

68. Die fpeziele Ausmittelung geſchieht nicht allein zum Vortheil des 
ten, fondern kommt auch dem Brovolaten zu fatten. iebt fi daher, 
der Brovofant, fondern der Brovolat duch die Normalentihädigung vers 
en; fo muß dennoch diefer, wenn er gleich auf fpezielle Ausmittelung nicht 
s Bat, auf obige Art entſchaͤdigt werden. 


& duch $. 31. der V. v. 30. Juni 1834 abgeändert reſp. aufgehoben 


er Antrag auf eine Super: ober Minus⸗Normal⸗Entſchaͤdigung konnte 
Zeit im Laufe der Auseinanderfeßung angebracht werden. Ex oficio fonnte 
xdentliche Entſchädigung *F nicht veranlaßt werden; wenn jedoch im 
Auseinanderſetzung beim Abſchluſſe des Rezeſſes ober früher ein Vorbe⸗ 
Iben gemadht worden, fo ſchrieb das M. des Min. des 3. v. 7. April 
och's Agrargejeßgeb. ©. 37) vor, dag mit Einleitung deffelben, wie wer 
übrigen Gegenitände der Auseinanderſezung, — dem $. 72. der DB. v. 
1817 gemäß, — vorzugehen, ohne daß es der Abwartung befonderer 
yeshalb oder der Einleitung eines nah Art der Diffamationsflagen einzu: 
Bräflufions:-Berfahrens bedürfe. Wenn bis zur erlarehung bes Rezefles 
rehalt gemacht worden, fo kann, zufolge des 5. 170. der V. v. 20, Juni 
n Intereſſent weiter mit Nachforberungen gehört werben. 
Da6 sub b. u. c. vorgeſchriebene Verfahren findet nad 8. 31. der V. v. 
1834 nit mehr fait; vielmehr fol durch Schiedsrichter die Borfrage 
n werben, ob die Normalentihädigung anwendbar, oder .mit Machtheil für 
yofanten verbunden, und gegen den Ausſpruch, nach 8. 34. ebenvaf., weder 
on, noch Relurs zuläifig ſeien. .. 


_ 
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a et 


1, Die antun 8* Shen werben nach em Betrage ber Kot 
"en Nam Die MBirih ſaft nad) der bisherigen Feideintheilung 


um Grſat Vale verwenden muß, Ali 
0) bat mm immte bäuerliche — A ite = und undej 
—* —— 
fe, werben nach a —— auf bie rg Verhaln 
ſtatten den an der N bere 


Van der Leiftungen, nach Wbzug der’ Gegen 
a ee * 

Bin — der unge yu Wien — 
an Sat u h Serfiben den chen su 
er f er Gegenleiftungen, 

— die aͤberſi⸗ —— — 


dem a ee en bezahlen muß. 
at I * zug ber a —— 
fehlende ae Rente aus, welche der bin 
ea ine, —— 
edoe er ways ” je Ueber 1 
2*2 a 


welche er 

Hofes verlangen Fonntes-und-wer Bil di dub b 
ıbum alln Morihe en he 
hatte, fo ı ür eine —— 
verſteht fid in in dem Faile der zul 
vofation a hoyere, wo afentfepädigung, fattfindet). 

Fünf vom Hundert des gungen reinen Grtrages bes Hofes, 

Gartens, fetgefegt und folde werden dem reinen Grtrage der N 

Leiflungen hinzugerechnet und aljo von ber Mente, vie nad Li 

Gutsherr geben muß, ab⸗, und der Wente, die der Bauer je Im 

hinzugerechnet. 

Uebrigens wird feilgefept, daß Vortbeile, tie nach bewirfter Ausenen 
als Folge derjelben durch die dann mögliche beſſere Kultur zu erlangen | 
diefer Berechnung nicht berühfichtigt werden fönnen. *) 

At. 51. uch in Nbfcht der mit erblihen Bauerhöfe entidete! 
liche Beſibſiand zur Zeit der Bekanntmaͤchung tee Ed. v. 14. Sen. IN! 
ſindet alles Anwendung, was zu dem $. 12. im Art. 11. der Zujäge ver 
ten, mit der Ausnahme, daß ‚Jeitpächter und bie ihnen gleich zu adierte 
teuten in Preußen (Art. 80.) an bie ihnen aufer dem Vauerbofe bei 
werfs-Fändereien feine Anſpruͤche machen können, der Gutsherr viel: 
geendeter vacht zurücknehmen und bei dem Vorwerfe zu benupen 

Art. 52. Das Gift läßt ſchon eine gürlihe Giniaung über cına 
als den in dieſem $. beitimmten Normaliag, nad. indet dieie nicı # 
glaubt der Gutsherr vinch deifen Anwendung beeinträchtigt zu werten, | 
ihm unter eben den Bedingungen, wie folche den Guteherren erhlider X 
tn den Zufägen zu $. 30. nachgelaſſen worden, frei, auf ſpezielle Auamınm 
zutragen. Es finden fodann aber die Vorſchriften der Ausmittelung mit 
nigen Ausnahme jtatt, daß für die Ucberlafung des Gigenthums far für 
und ein halb Prozent des reinen Ertrags berechnet werden. 2) 


= 


zu 








1) a) Ueber die Ausführung diefer Grundfäge vergl. Dönniart 
Kult. Gejepgeb. Bb. 1. &. 235. ff. Juf. LIV. 

b) Die 5 pGt. rein. 73 pGt. des reinen Ertrages für das Gut 
Hofe werden fo berechnet, wie er nach der Regulirung eingerichtet ii. | 
Min. des 3. v. 16. Juni 1821 m Koch's Agrargefeggeb. ©. 61-82) 

2) Die in dem R. des Min. des 3. v. 6. Mai 1825 (Rod a.ad.! 
ausgeiprochene Anficht, doh wehtohhe Dame auf eine Minus Rorzalt 
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Zun $. 104. 


Der F. 104., zu welchem ter Regier. Entw. fpeziele Motive nicht 
beilt, if von beiten Kammern, teren Konmmiffionen ſich darüber 
t weiter euägefbroben aben, unverändert angenommen worden. (Gtenogr. 
s der II. 8. 1838, Br. 2. ©. 1577. u. ber 1. 8. Bd. 5. ©. 2628.) 


Ä Zum 6. 105. 


Der $. 105. war in dem Regier. Entw. nicht enthalten, ſondern 
defien Aufnabme in das Geſetz auf den Antrag ter Kommiffion 
Kammer erfolgt, welche fi zur Motivirung dieſes Antrages anf 
6. 14.1) gefaßten Befchlüffe bezieht. (Stenogr. Ber. der 1.8.1848, 
€. 2628 u. der II. 8., Bd. 5. ©. 2759 ff.) 
Vergl. die Erlaͤut. zu 9. 2. und 32. ff. der V. v. 30. Juni 1834 
). 


Zu . 106. u. 107, 


Rh: Die 65. 106. und 107., welde in ven Regier. Entw. tie 
805. und 106. bildeten, find aus legterem unverändert in das Geſetz 
Bammen worden. 

Ber Begier. Entw. giebt dazu Feine fpieziellen Motive; die Kom⸗ 
onen ter Kammern fanten gegen beite $$. nichts au erinnern, 
we demnähft von den Kammern angenommen wurden. ?) (Stenogr. 
Ber IL 8. 18%}, Br. 3. ©. 1579 u. der I. KR, Br. 5. ©, 2629.) 





72 
Wicht antragen dürfen, wird (auf Grund der Min, Alten) widerlegt in Doͤn⸗ 
B -BandessRult. Sefehgeb. Bd. I. S. 305 — 306. . re 
Bergl. oben S. 361 — 364. 
ıBum $. 106. ($. 105. des Regier. Entw.) wurben in ber IT. K. folgende 
f.s Anträge geitellt: 
on dem Abgeordn. Robe und Sen. (Druckſ. Nr. 350. ad IV.): 
„dem $. hinzuzufügen: 
„Wo zur Schaltung der a en der Berpflichteten ber 
„Berechtigte nah $. 63. fi die Herabſehung feiner Abfindung ges 
—E „fallen laſſen muß, ſind die Koſten niederzuſchlagen.“ 
I Won dem Abgeordn. Schaffraneck und Gen. (Oruckſ. Nr. 350. ad V.): 
„dem $. als drittes Alin. hinzuzufügen: 
„a) In denjenigen Zällen, in welhen nah $. 63. die Abfindung bes 
„Berechtigten in Rückſicht auf die Bräftationsfühlgkeit des Verpflich⸗ 
„teten herabgefeht werden maß, find die Koften der Regulirung und 
„Ablöfung niederzuſchlagen. 
„b) Kann der nah $$. 60. und 61. oder 63. feigeflellte Geldbetrag 
„von dem Berpflihteten Armuths halber durch Baarzahlung des 
„achtzehnfachen Betrages an den Berechtigten nicht abgelöft werben, 
„fondern nur nad den Beftimmungen des Geſetzes über die Errich: 
„tung der Mentenbanfen, fo zahlt der Berechtigte und ergänzunge: 
„weile der Staat von den fompenfirten Ablöfunges und Regulitunge: 
„toften den Theil des Berpfühteten exkl. Brozeßfoften.“ 
otive 
„Wo nichts if, hat der Kaifer das Necht verloren. Diefer ſtaats⸗ 
„ötonomifche Grundſatz wirb gelten, bis ans Ende der Bell. Arme 
„giebts überall. Oberfchlefiens räthfelhaft argverwidelte Berhältniffe, 
Zhinſichtlich der Reallaten und gutöherrlichen Heberbürbungen, find aber 
. „anerkannt ein Kreboſchaden des Landes, und wohl die trübfte Wolke 
„am Himmel der Preuß. Bolitif. Dort find ja ſchreiende Nothflände 
„Die Regel, wie anderwärts nur die Ausnahme. Der allgemein qute 
„Wille zur Abhülfe if ale eine dankenswerthe Symvalhie dur dem 
B-Rultur-Oelepg. BB, II. 48 
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I. Aum $. 106. " rm 
ar den aflemeiutn De Re, * often, welche — 1 
jetragen werben ſdren url 


lichen Verfahrens, Hi —— 
ac Wei Fällen, ji RT 36 
var, in anefen dallen die Feſiſtellung 9 — J 
ter zu verlangen. — Wenn aber ein Theil ichtete 
Berechtigten einigt, und das J——— Verfahten nur 
Werl en erforderlich. iſt, fo find die Koften deifelben zur - 
tigten, zut "Hälfte von denjenigen — zu tre 
ua das: Verfahren ftattfinden muhle ein Theil 
+ fepiebörichterlichen ‚Verfahren — Termin 
tigten einigt, fo kann er deshalb von ten Koflen, n 
— der Schiedsrichter deruſache worden, nicht befre 
Das fehiedsrichterliche Verfahren nad} $$. 17., 63. und 85. 
ven Antrag der Verpflichteten. Wenn daflelbe zu einer — 
am RAR, fo ind die Koften don beiden Partheien zur& 
Ermäßigung, aber, nicht erfolgt, ſo mu die 
An en u getragen werben. Ob, die Verpflichteten 
at und 85. verurfachten Koften nach Verhältniß des ð 
Du und Gegenleiftungen,, oder nach, Verhältniß, der ftatt 





Mund der berebteften Wortführer in unferm Parlamen 
„baft fund geworden. Nur über die Art und Weiſe 
“gen Abhälfe blieb fogar das Hohe Minifte 
Stan rathlos. Rartifulars Beitimmungen zu Gunft 
„denden Provinz waren nit vereinbar mit dem Cha 
„meinheit des Gefeges. Ailgemeine Maafregeln bei 
ftelften ſich im Hinblic auf die Wehlpabenteren jeder 
„als wolle man Holz in den Wald tragen. Alnuioſen 
ward Lurus gegen bie Andern in demfelben gemeinjam 
„Baterlande. 

„Darum glücten weder, noch paßten ver $. 105. 
„ieges:Veitimmungen zu Guniten arnıer Ablöjender üb 
‚bie Schlefier inabefondere. — Grlaß der 10 Prozente 
mittefit Rente erfcheint zwar als Begünitinung für bie 
„fonmt eben jo gut dem Benittelten zu Etatten, ber 
„lidhfeit vorzicht, von ber um zwei Prozent billigere 
Ablofung durd) Barzahlung nicht Gebrauch zu madeı 
„und gilt ernitlic, eine Maapregel zu entderden, dur r 
„haft hülfsbedürftigtten Ablöfungsplichtigen in Dberfe 
„anderwärts einige Unterflügung erwüdje. 

„Ein Zufag im Sinne des obigen Amendemente wi 
„seh auſgenommen, fiher als ein probates Mittel zu de 
„ten, den alle Iegielativen Fatteren gemeinfam eritreben. 
„Befreiung von den Regulirungskeiten ii eine cbenio bi 
„Vaterlandes, als landesväterliche Ausstattung eder Witg 
„Drittel = Hausitand des Gmanzipirten (regulirten Baur 
„alle nicht armen Landsleute chus Ueberbürtung ihr € 
beitragen, daß tas Jahr 1550 ein wahrhaft Griñlich 
„mehrfacher Behiehung werben fann. Dieje humane 
„die Gegend am freudigiten. to bie meiften Armen fin) 
„unfehlbar Schlefien getrörtet jubeln: „Bettler werten 
„und bie Gejchichte wird Zeugnif geben, daß Lie Zweit 
„mer die Schlefier fih nicht wollte nehmen laffen. — 
„die Schlefter ſich aud die Rammer nicht nehmen faffen. 

Beide Anträge wurden abgelehnt. (Stenegr. Ber. ber II 
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Igung beizutragen haben, refp. nach weldyem Derhältniffe fie fonft her⸗ 
ziehen find, muß ber Beurtheilung jedes (begiellen Falle, event. der 
Meldung vorbehalten bleiben. (Frey, prakt. Erlänt. ©. 122.) 

%) Der Jahreswerth bildet nur alsdann ten Maaßſtab für die Koften- 
lung, wenn feine Kompenfation von Gegenleiſtungen flattgefunden hat. 
teres gefchehen, fo muß der doppelte Petzaß der Gegenleiſtung der 
seat binzugefeht werden. (Frey's pralt, Erläut. ©. 123.) 

. Zum g. 107 


Min. für landwirthſchaftl. Ang. bat in dem G. R. v. 
1850 2) (Min. Bl. d. i. ®. 1850, ©. 389, Rr. 486.) zur Erläute- 

des $. 107. darauf Hingewiefen, daß zu den darnach nieterzufchla« 
un Koften nicht allein vie noch undegahlien Koften in den bei Ema- 
tes Gef. v. 2. März 1850 anhängigen Auseinanderfegungs» und 
achen über die durch das ©. ausdrücklich ohne Entfchäpigung 
obenen Gerechtfame, fontern auch über die in Folge des Geſetzes 
und mittelbar binmegfallenden Berechtigungen, Abgaben und 


ſch 
* gehoͤren. 

die Anwendung auf Ablöfungs- und Prozeßſachen betreffend Be⸗ 
eranderun e Abgaben vergl. das R. deſſelben Min. v. 30. Rai 
2) (Min. Bl. d. i. 8. 1850, ©. 191, Nr. 245. 
dergl. auch Frey's prakt. Erläut. S. 123—126. 
F. Vergl. SG. 209— 214. der V. v. 20. Sunt 1817 und $6. 65. u. 
er D. v. 30. Juni 1834 wegen des Gefchäftäbetriebes 3. (ſ. unten). 


Zu 48. 108. bis 111. 


‚ Die Sg. 108. bis Lil. waren in dem Regier. Entmw. nicht ent⸗ 

I fonbern find auf den Vorfchlag der Kommiffion der I. Kammer 
zugefügt worden. 

s Der Bericht der Kommiffion der L Kammer fpricht fich in 
dieſer 88. folgendermaagen aus: 

Mängel des bisherigen Ablöfungsverfahrene, wie es in der V. v. 20. 
f817, in dem Ausführungsgefege v. 7. Juni 1821, in der V. v. 30. Juni 
dent Geiehe v. 29. Juni 1835 und der V. v. 22. Rov. 1844 vorgefchrieben 
d von allen Behörden und Betheiligten längft tief empfunden worden. In 
Kegt zum großen Theil der Grund, aus welchem fi bie — ſo 
allig vorwärts bewegten und bei weitem den Segen zu bringen verfehlten, 
re energifche, raſche Abwickelung der Geſchaͤfte durch Hebung bes National: 
mbes verbreitet haben würde. Es iſt der Kom. zwar befannt geworben, 
: Staatsregierung eine Abänderung im legislatoriſchen Wege vorbereitet; aber 
aum zu hoffen, daß es im Wege des gewöhnlichen Gefchäftsganges gelingen 

den ge enwoärfig nur noch kurze Zeit verfammelten Kammern den Geſe ⸗ 
ef vorzulegen. So wichtig nun ud ci Geſet iſt, welches das ſchiedsrich⸗ 
Werfahren, ſowie das gewöhnliche Prozeßverfahren in Auseinanderſetzungs⸗ 
ordnet, fo iſt doch hierin wenigſtens nicht fo dringend eine Meform der be⸗ 
en GSeſeztzgebung noͤthig, als in Betreff des Verfahrens mit Ablöfungsfapita- 
Behufe der Bahrung der Rechte dritter Perfonen auf den Grundftücen der 
lempfänger. Es tritt dies jeßt ganz befonders darum ein, weil bie Kapitals: 
gen duch Ausreichung von Rentendriefen auf eine nit zu berechnende 
vermehren. Nach den bisherigen Beſtimmungen würden die Bere tias 
F fpät und nicht ohne erhebliche Koften in den Beſitz der Rentendbriefe Tom: 
mb Doch liegt grade darin, daß dies recht fchmell geſchieht, ein Mittel zur 
chung eines Theile der Verlufte, welche die Berehtigten beforgen. Ehen“ 
ugend, wenn jener Zweck balb erreicht werben foll, iR aber au) eine Beftten 
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ı Tautende öffentliche Urkunde vorzulegen im Stande If“, 
b enthalten waren, und 

b) ven Satz ad Litt. c. des 6. 109., in welchem vie Worte: „und 
Behrichtigung der aus dem Hypothekenbuch etwa erficht« 
ſen Eigentbumsprätententen”, nicht enthalten waren; 

e) ven 6. 110., in deſſen vorlegten Alin. binter: „der Berech⸗ 
de” die Worte: „wenn er zugleih im Hypothekenbuche ein» 

gener Befiger iſt“, fich nicht vorfanden. 

Bir erwähnten Einfhaltungen wurden nämlid von dem Ple⸗ 
K-ter 1. Kammer befchloffen, *) welches im Uebrigen vie Anträge 
—— — genehmigte ). Etenogr. Ber. der I. K. 1838, Bd. 5. 


k.-Die Kommiffion der I. Kammer fand gegen die von der 
werner angenommenen 6$. 108. bis 111. nichts au erinnern und die 
m mmer trat dem bei. (Stenogr. Ber. der II. 8. 1844, Bb. 5. ©. 2755 ff.) 
= Gsläuterungen zu den 66. 108 — 111. 

X Zum $. 108, 

> Das E. 9. nes Min. für landwirthſchaftl. Ang. v. 12. Febr. 1851 °) 
SB; d. i. 2. 1851, ©, 42, Nr. 51.) nimmt an, daß auch Feldmeſſer 


in ann — — — 
— 


ies geiha) auf bie Verbeff.sVorfhläge bes Abgeordn. Kisker 
F. Rt. 537. ad A. u. 5.), deren Motive auf die Beſtimmungen der A. ©. 
. $. 102., der 8. O. v. 9. Mai 1835 (©. ©. 1835 &. 163) und ber 
7. März 1845 (©. ©. 1845 ©. 160) Bezug nahmen. 
>: Der zum $. 108. von dem Abgeoron. v. Baffewip geftellte Verbeſſ.⸗ 
Sa Cerudt. Nr. 551.): 
> ime Gingange bes $. 108. flatt: „Senerals®ommiffionen und land⸗ 
si „wirtbfhaftlide RegierungesAbtheilungen” zu ſetzen: „Auss 
m „einanberfegungesBehörbden.” 
zweiten Wſot deſſelben F. ſtatt: „ber General⸗Kommiſſion ober 
der landwirihſchaftlichen Regierungs-⸗Abtheilung“ zu fehen:. 
Ider Auseinanderſezungs-Behörde.* 
„Gründe. 

„Der Antrag enthält feine bloße Redaktions⸗Veränderung. Im $. 39. 
„der B. v. 30. Juni 1834 Heißt es: 

„Den Regierungen und Provinzial⸗Schul⸗Kollegien fleht die eigene Bes 

„ſtaͤtigung der Rezeſſe rüdfihtlih der von ihnen xeffortirenden Güter⸗ 

„verwaltungen zu, infofern die Auseinanderfeßungen auf eigene Ders 

„bandlungen jener Behörben im Wege des Vergleichs zu Stande kom⸗ 

. „men. Dies findet auch in denjenigen Faͤllen flatt, wenn 

„a) bie Regierungen wegen ber zu ihrem Batronat gehörigen kirchlichen 
„Süter und —88 

„b) dieſelben und die Provinzial⸗Schul⸗Kollegien aus dem Intereſſe des 
„Obereigenthums oder des Erbverpaͤchters ber zu ihrer Verwaltung 
„oder refp. ihrem Batronate gehörigen Domainen und Anftalten, 
„die Auseinanderfeßungen unter eigene Leitung zu nehmen, fich vers 
„anlaßt finden. 

„Hiernach gehören auch die Regierungen ıc. zu den Auseinanderſetzungs⸗ 
„Behörden. 

„Die Abficht des Antrages ift: zu bewirken, dag den mit der Beforgun 
„einfacher Auseinanderfeßungen von den Regierungen und Provinzial:Säul: 
„Kollegien beauftragten Staates und Gemeinde⸗Beamten, Hinfits der von 
„ibmen aufgenommenen Protokolle und Rezeſſe, derfelbe Glaube beigelegt 
„werde, weldhen bie SpeyiabRommiflarten, nah $. 55. der 3. v. 20. Juni 
„1817 und $. 43. der V. v. 30. Juni 1834 für die von ihnen aufgenoms 
„menen Protokolle und Rezeſſe haben. 
abgelehnt. (Stenog. Ber. der I. 8. Bd. 5. S. 2630.) 

» Bergl. in Br. I. ©. 236 ff. 


\ 
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bemerken und die II. Kammer a 
Bar, der IL. 8. 1541, Br. 3. ©. 


5 Ne der L Renner — 
—— 3— N ur Eon ern — 
—55 hiermit einverſtanden. . (Stenegt. 
"C. De 1.8 t SE Wh 
dem Def le der 1 Rene IR in. — 
die Brfäehten der Aust ken $. A ar ai On 
1850 ———— Geſetze ſollen, nach % 2. Beheben 


das K eſen, das — abren und vie 3 a) 
Er ig tn Kraft 


die abänderngen 
durch, aut Neutenbant-Grf, Sch 4 B 


das Nähere * zu u 

















— * nd. 1835, und dem Keinehn 
Ih v. u 

Arit 1896. : u | 
am J —X 

m nA Zam ga. DKL | 

Der $. 113.-bildete im:ßegien Entw., welcher kn 

dazu am —— den $ 108,; und zwar in folgender 1 


—5— der Beine di er Geige pi 
ea. hr Ale Sie J—— en 
rung der —— und bänerfichen Be fe, mb ‚über die * 

Dienfte, Natural: und elbabaaben, forie der über biefe Segenflände and 
Progeffe* (G. S. 1548. ©. 276), in Anfehung aller derjenigen erhal 
und Progeffe feine Wirffamteit, welhe Mehtsverhäftnife zum Ge 
die mad dem gegenwärtigen Gcfege geertnet werden fellen. Gteni 
Veitimmungen ter dur $. 1. nicht aufgehebenen Gefege, in fowen 
friften des gegemwärtigen Gefeges entgegenitchen eder fih mit ta 
vereinigen laffen, von dem gehachten Zeityunfte an nicht ferner zur © 


A. Die Kommiffion der I. Kammer beantragte: 

a) bie unveränterte Annahme des erften Satzes, 

b) ven Wegfall des zweiten Satzes, und 

ce) die Sinzufügung ted jegigen Alin. 3. 

Der Bericht motivirt dies in folgender Art: 

Das Sifirungsgeieg v. 9. Oft. 1815 begicht ſich auch auf die Rihl 
ben. Da bie Leptern durch das gegenwärtige Gejeß noch nicht Sunehn 
vielmehr nach der Mittheilung des Kommifarins ter Megierung me 
rung jener Abgaben ein befonberer Gefepentwuf eingebraht werten 
«8 bei der Ciitirung ver Ablöfungs. Werhandlungen und Pregefe über je 
ben einftweilen nech verbleiben. Es wird daher die Annahme Folgender zu 
Beflimmung beantray, 

„Bei der S DH der Ablöfungs Verbanblunaen ent 
zeffe über die Mühlenabgaben behält es eimitmerlen ia 
wenten.“ 

Mebrigens iſt ter Schlußſatz des $. 108.: „Gbenfe Fommen die Br 
gen 2c." bereits in den $. 1. übernenmmen, und fällt daher hier mea,“ 


Die II. Kammer trat tiefen Anträgen bei. 1) (Stenogt. Ber. it 
1543, Bb. 3. ©. 1580.) 

















1) Der von dem Argeerin, Br. Yirten mt Gen. geftellte Verde‘ 


J. 9. 2..äry 1850, Betr. die Abloſ. c., (F. 118.8. 114% Il 


Die Kommiſfion der I. Kammer fand gegen ven 6. nichtd zu 
t, beantragte aber die Einfchaltung des jegigen Alin, 2. mit 
H —ãã die II. Kammer inzwiſchen das Muͤhlen⸗Ablbſ. Geſ. 
amen | 

1. Sammer war hiermit einverftanden. (Stenogr. Ber. de J. 8. 
d. 5. ©. 2631.) , 

Die II. Kammer bat ich fchließlich, auf den Antrag ihrer Kom⸗ 

mit der von der I. Kammer befchloffenen Faffung einverflanden er⸗ 
Gtenogr. Ber. der II. 8. 1843, Br. 5. &. 2755 ff.) 

Der zweite Sag des $. 113. nach der Fafſung des Megier. 
if in den F. 1. (ald Schlußſatz) übernommen worden. . 

Das befondere Geſetz über vie Ablöfung der Mühlen» Abgaben 
sm 11. März. 1850 ergangen und dadurch au das Schluß⸗Alin. 
118. erlebiget worden. - 
ol. auch die Erläut. zum letzten Alin. ver Nr. 10. des 6. 3. des 
Sef. v. 2. März 1850 (f. oben S. 289.) Ä 


Zum &. 114. 


6. 114. bildete in dem Regier. Entw., welcher \ ielle Motive 
cht giebt, den 6. 109., in wörtlich gleichlautender jalfung. 
Kommiffionen beider Kammern fanden gegen viefen $. nichts 
nern und die Kammern find dem beigetreten. (Gtenoge. Ber, ber 
844, Br. 3. ©, 1580 u. der I. 8. Bb. 5. ©. 2631.) 





II. 


b vom 11. März 1850, betreffend die anf Mühlen 
grundftücen haftenden Reallaſten. | 


Dorbemerfungen. 
Zur Entflehungsgefhichte des Geſetzes im Allgemet- 


Mühlengemwerbe genoß im Preuß. Staate nach der älteren 
bung eines befonderen Schutzes. Diefer beftand erftlich in der 
Glen beigelegten BOewerbe- Erflufiv- Berechtigung, in Bolge 
r einen beflimmten Ort oder Diftrift die Errichtung neuer oder die 
ung beftehender Mühlen» Anlagen unterfagt war 2); zweitens in 


Yrudf. Nr. 336. ad XXII.), einen Zufaß: Paragraphen dahin anzıs 
Daß das Geſetz mit dem 1. Jan. 1850 in Kraft treten folle, wurde 
ınt. (Stenogr. Ber. der II. 8. Bd. 3. S. 1580. 

Bei der nachſtehenden Darftellung if v. Roönne's Bearbeitung des Müh⸗ 
‚Gef. (Brandenburg a. H. 1850) zum Grunde gelegt und es find dabei 
dem Gefeb: Entw. beigefügten allgemeinen Motive und der allges 
Eheil der Berichte der Rommiffionen beider Kammern (Drudf. pro 184} 
. Nr. 318 und 399. und der I. 8. Nr. 576.) benußt worden, welche im 
en nicht mehr von praftifchem Intereffe find; wogegen der auf bie eins 
55. des Geſetzes bezügliche Inhalt jener Motive und Kommiffions s@uts 
Hreff. Oris berüdfichtiget worden iſt. 

Das A. L. R. erflärte zwar im 8. 229. Tit. 15. Thl. II. nur das Mecht, 
und Schiffsmühlen in öffentligen Blüffen anzulegen für ein Vorbe⸗ 
egale) des Gtante; dagegen flellte baffelbe im $. 233. a. a, D. dm 





11. Narz 1850, beir. d. auf Mühlengrundftäden haft. Reallaſten. TG3 


n gleich wit mit allen Mühlen ein JZwangs⸗ oder Bann⸗ 
sbunden war, fo Au doch das denfelben beigelegte Gewerbe⸗ 
lvorecht durch die Erſchwerung, welche dadurch in Bezug auf bie 
er des Bezirks hinfichtlich der Benuzung einer anderen Mählen- 
miftend, eine den Zwang» und Banntedyten nahe kommende Wir« 
äbrend ein Zwangs-Bannrecht, auch wenn damit ein CErkluſtv⸗ 
bt verbunden war, dennoch thatſachlich die Fernhaltung anderer Bes 
Senden zur Folge hatte. 

: mit den Mühlen verbundenen Berechtigungen find nun nach umb 
‚ganzen Umfange der Monarchie aufgehoben worden; es if aber 


fhebung nur theilweife gegen Entfhädigung erfolgt. 
Bang der betreffenden Geſetzgebung war folgender: 


In ten Landestheilen, welche vormald zum Königreiche Weft- 
zum Großherzogthume Berg und zu den Franzöſiſch⸗Han⸗ 
en und Lippe»Departements gehört haben !), ſind die Zwangs⸗, 
ınd Gewerbe» Erflufivrechte durch die fremdherrliche Gef ung 
en, und von der Aufhebung nur in den vormald Hanfeatifchen 
ementd diejenigen Zwangd» und Bannrechte audgenommen wor⸗ 


— einer anderen Perſon, als dem Guteherrn der Zwangs⸗ 
en zuſtanden; 

e deren Gründung der Gutsherr den Bannpflichtigen andere Bors 

eile, als bie bloße Erhaltung der Mühlen —* ae | 


fpätere Breuß. Geſetzgebung hat es hierbei überall belaflen, jedoch 
ben erwähnten nicht aufgehobenen Zwangs» und Bannsechte auf 


„$. 3. Doch iſt in der Regel jede Dorfgemeinde Äh zu ber Mühle 
reffelben Dorfes zu halten ſchuldig. 

„$. 26. Sind bei einem Dorfe mehrere Mühlen vorhanden, fo haben 
ie Sinwoßnet beffelben die Wahl, zu welcher berfelben fie fi Halten 
vollen. 

„8. 27. Doch müſſen fie, wenn nur eine davon der Gutsherrſchaft ges 
‚ort, in der Regel dieſer vor den übrigen den Vorzug geben. 

„$: 28. Wenn mehrere Dörfer unter einer Gutsherrſchaft Heben, und 
Hefe mehrere Mühlen hat, fo find tie Einwohner eines jeden Dorfs an 
hre Dorfmühle nit gebunden, fondern können auch einer anderen Mühle 
‚erfelben Gutsherrſchaft fi bebienen. 

„6. 29. Dagegen kann eine Butshersfchaft, welche mehrere Mühlen hat, 
er Drbnung wegen eine Gintheilung machen, zu welcher derſelben ein jes 
er Birth im Dorfe ſich Halten ſolle. 

„S. 30. Alle biefe Vorſchriften (65. 26—29.) Anden jedoch nur in fo 
ern Statt, als einem ober dem anderen Mühlenbefiger nicht sine wirfliche 
zwangsgerechtigkeit beigelegt ift.“ 

Yiefe Landestheile find: 

? Provinz Sahfen, mit Ausnahme des Herzogthume Sachſen 
d ber andebeutenben von Shwarzburg s Sondershaufen und 
AhwarzburgsRudolftabt und Sahfens Weimar abgetretenen Dis 
üfte, ingleihen des Gebietes von Erfurt, und ber dieſſeits Elbi— 
ben Theile der Altmark und des Herzogthume Magdeburg; 

e Provinz Weſtphalen, mit Ausnahme des Serzoatgums Beh 
yalen und der Braffhaften Wittgenſtein⸗-Wittgenſtein und 
Fittgenfeins Berleburg, fowie der Aemter Burbach und Neuens 
den, und 

r dieffeits Nheinifche Theil der Provinz Eleve und Berg, fo 
ei biefer zum Departement des DbersLandbesgerichts zu Hamm ge⸗ 







Be 


r | 
fie nur "beftimmten, daß alle noch beſteheude —— zu Befdrl 
Kongeflonen umd Abgaben von Gewerben aufgeheben fein follten. ( 
des Ob. Trib,, Bo. 17. ©. 445 1.) 
ce) Das Reviſ. Rollen. für UK. Sachen bat (in dem Gef. r. I 
1553) folgende Gruntfäge ansgefpreden: 

@) In den vormals Königl. Weſtphäliſchen Landestheilen Ant te 
frhlieplichen Gewerbeberedhtigungen und das Recht Rongeifionsabaht 
zu Betrieb des Gewerbes du erheben, nicht durch das Gemwerbeirmd 

. 2. Nev. 1810 und die allgem. Gewerbe:D. v. 17. Jan. 184, ft 
Bereits durch die Weftphälifchen Defrete v. 5. Aug. 1808 und 12 
A510, fowie duch das ©. v. 21. April 1825 (Mr. 935) auf 
werden. 

Die Veſtimmungen wegen Gewährleiſtung für aufgehebene Ardit 
Tit. V. des Geh. v. 21. April 1825 (Mr 935.) finden feine Aut 
auf Abgaben, welche für austchliehlide Gewerbe» Berechtigungen ae 
den Betrieb eines Gewerbes übernemmen werden find, infemeit Ät 
ten Abgabepflichtigen geltent gemacht werten. 

Abgaben für ansfhliehlidhe Gewerbe» Berechtigungen fallen in vielen 
bestheilen fofort, und nicht erſt mit dem eintretenden Falle eined a 
zu machenden WirerfprucsRechtes weg. 

(Zeitfihr. des Nepif, Relleg. Br. 6. ©. 31M—350.) 

2) Dies war gefihehen 

«) in tem vermaligen Rönigreiche Weſtphale n durch die Det 

5. Aug. 1808 Art. 19. und v. 12. Febr. 1 10 Art. 21. (Bulletin der 

S08 No. 50. und 1510 No. 8. 

A) in dem vormaligen Örofbergegtbume Vera durdı das Def 

31. März 1509 rt. 5. (Bulletin des lois Tom. 1. pag 312), un 
y) in ben vermale Hanfeatifchen nnd Fippe:Departementt # 

der Franzoſ. Delrete v 0. 28. Mär 1790, Mt. 22, 8 

17. Dürg 1741, Mt. 2. u. 7. (Code general Frangais, Tom 
7 u. 39.) 
Ey Verl. Code 


ß 


Y 





















epolton , art. 538, und die Ve v. 9. Venen 2] 


TS (Code gener. Frang. Tom. WW. yag. 8) 


\ 
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„Mühlen nit zum Meinigen Gebrauche, fondern vielmehr zum Abbruche 
„der ſchon vorhandenn Mühlen anlegen wellen, die Erlaubniß dazu von 
„ber LandespolizeisBehörbe verfagk werten”, 

t —— — bringen ſei, wo der Muͤhlenzwang bei Einfuͤhrung 
. 2. R. bereits aufgehoben geweſen. 

ucch vie an die Min. des J. u. der F. erlaffene K. O. v. 18. Dee. 
wurde tie Anwendbarkeit jener Beſtimmung audgefprochen, fe daß 
rn bei Anlegung neuer Mühlen in diefen Randestheilen die Bedürf⸗ 
age zur Erörterung Fam. J 

‚, Su denjenigen Landestheilen, welche nach dem Tilſiter Friedens⸗ 
ß.bei der Preuß. Monarchie verblieben, murde der Mühlenzwang durch 
Mfte v. 29. Mär, 1808 und 28. Oft. 1810 aufgehoben. Dad Ge 
» Steuergefeh v. 2. Roy. 1810 gab alle Gewerbe frei, machte deren 
6 au von der Löfung eines Gewerbeſcheines abhängig, und indem 
gemeine Bewerbefteuer eingeführt ward, follten alle biöherigen Ab⸗ 
von den Bewerben, inſofern fie die Berechtigung zum Betriebe der-- 
betreffen, aufhoͤren. Ä | 
* ven Mühlenzwang insbeſondere betrifft, fo ward ſolche: 
für Oftpreußen und Littbauen, mit Einfchluß des Ermelan⸗ 
ud des Marienwerderfchen Ianpräthlichen Kreifes, durch das Er. 
* 1808 (G. ©. 1808. ©. 217) ſammt dem Mühlenregal auf⸗ 


In den übrigen, zu dem oben gedachten Gebiete gain Landes 
u bob das Er. v. 28. Oft. 1810 (8. ©. 1810. ©. 95) den Müh- 
Ws auf und gab die Errichtung neuer und Erweiterung beflehender, 
e Wieterherftellung eingegangener Mühlen, frei, indem taffelbe ber 
daß in viefer Beziehung nur die allgemeinen baupoltzeilichen Vor⸗ 
ia beobachtet, dagegen die Rechte benachbarter Mühlenbeflger nur in 
Ne für gefränft angefehen werten follten, wenn ihnen in dem Maaße 
der Wind entzogen werde, oder erſteres dergeſtalt aufgeflauet werde, 
dadurch nach der Art ihres biäherigen Betriebes einen Schaten er⸗ 
würden. 
sh die K. O. v. 23. Oft. 1826 (&. ©. 1826. ©. 108) wurde in⸗ 
he Breigebung ter Mühlen» Anlagen wieder dahin befchränft, Ä 
* Eanbespoligeis’Behörbe den Bau und die Veränderung einer jon Mühle, 









‚auf das eigene Bebürfnig des Eigenthümers berfelben, es fei ein Guts⸗ 


ame Korporation oder eine Bemeinde, eingeſchraͤnkt, fondern gleichzeitig aber 
Mlieglih, auf fremde Mahlgäſte berechnet if, zu verfagen befugt. und vers 
} jein folle, wenn die vor der GErtheilung der Genehmigung jeder Zeit zu 
ende polizeiliche Ermittelung ergiebt, daß die in der Gegend ſchon vor⸗ 
u Mühlen Hinreihen, um das Bebürfnig der Anwohner vollftändig zu bes 


€ follte durch biefe Beftimmung, ohne den beſtehenden Mühlen ein 
Brecht oder ein Ausfchliegungsrecht anderer Gewerbetreibenden beizu⸗ 
‚ einer, den Nahrungsftand der Beſitzer der vorhandenen Mühlen be⸗ 
den Konkurrenz bis tahin ein Ziel gefegt werten, wo vie Gewerbe⸗ 
ph die betreff. Verhältniffe allgemein geordnet haben wärbe. 

erwähnte K. D. bemerft übrigens am Schluffe, daß die darin ge⸗ 
w Beflimmung ſich nur auf diejenigen Provinzen beziehe, in welchen 
Def. v. 23. Oft. 1810 gefegliche Kraft bat, mithin weder auf die 
Whelle ver Provinz Preußen, für welche das Gef. v. 29. März 
’ergangen, noch auf die feit 1814 mit der Monarchie vereinigten Pro- 
Rund Ortfchaften, in welchen es bei ven daſelbſt beſtehenden Vor⸗ 
en verbleibe. !) . 





1) Das Ober⸗Trib. Hat unterm 17. Gept. 1847 erfannt, da dos WS. 
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5 it. 15. Th. IE des A. 2.9.) zur Norm dienen follten. 
wähnten Generale enthalten nur eine wefentliche Abweichung von 
Almmungen tes allegirten Abfchnitts des A. 2. R., nämlich die, 
re BatrimonialsBerichtSobrigkeit zur Anlegung einer Mühle auf eige 
runde und Boden Feiner befonderen Konzeffton berürfe. Die Säch⸗ 
Rechtögelehrten deuteten dieſe Vorſchrift auf eine unbefchränkte Be⸗ 
allein vie erwähnte K. DO. v. 30. Iuni 1823 fprach ans, daß vie 
ung ter Bedürfnißfrage eintreten müſſe, infofern vie Anlage nicht 
x das eigene Berürfnig beſtimmt fe, und bei Anlegung von Müh- 
itens einer Patrimonial» Berichtöbarfeit, fofern darauf noch. anderes 
l, als das feiner Gerichts⸗Eingeſeſſenen geförkert werden folle. 2) 
Ganz unberührt von der neueren Mühlen» und Gewerbe⸗Gefetzge⸗ 
18 zum Erlaß der allgem. Gewerbe⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845 blieben 
angd» und Bannrechte in folgenten Landestheilen: | 


u den ehemals Naffanifchen Landesthellen auf dem rechten Rheinufer 
es Regierungabezirfee Koblenz; ) 

hs der Stadt Wetz lar und ihrem Gebieie; 

m den ehemals zum Großherzogthum Heffen gehörigen Landess 
Gellen, nämlich in dem Herzogthum Weſtphalen und den Brafs 
seiten WittgenfeinWittgenflein un. Wittgenflein-Berles 
urg; 

m —A Erfurt;) 

m Neu⸗Borpommern und Rügen.) 


sEgraffchaften Ober: und NRiederstaufib die Generale v. 13. Ang. 
® das Stift Merfeburg, und v. 12. Aug. 1812 für die Lanfip. 
Bur Erläut. der Frage, wieweit die ten Batrimonialgerichtsderrfchaften in 
der⸗Lauſitz früher zugeflandene Mühlengerechtfane für den Beweis ber 
hen Natur einer Mühlenabgabe von Beveutung if? vergl. die fer gründs 
Borfiche Grörterung in dem Grf. des Revif. Kolleg. Par 2.8. Sachen 
i 1851. (Zeitfchr. defield. Br. 5. S. 392—406.) 
—* wurde insbeſondere der bereits oben (sub A.) nugeführte 8. 242 
. für anwendbar erklärt, welcher in der durch die K. O. v. 23, Oft. 
fchriebenen Art die Erdrterung der Bedürfnigfrage anordnet. 
6 if übrigens auch bier darauf hinzuweiſen, daß nah der K. O. v. 
ru. 1836 (©. ©. 1836, ©. 168) das Ep. v. 28. Dit. 1810 wegen ber 
gerhtigfeit in den oben ad D. genannten Landestheilen nicht in Kraft 


In diefen Landesiheilen wurbe bie Gewerbefreiheit nicht eingeführt, viel⸗ 
ſtelt die Berorbn. v. 9. und 11. Dee. 1815, 8. 7. (Naflauifche Gele 
; MW. 1. ©. 336) die Zwangs- und Bannrechte fogar ausbrädiid; 


Dier wurde die alte MühlensGefebgebung nicht abgeändert, namentlich 
bie Zwangs⸗ und Bannrechte fortbefteben. Das Ed. v. 28. Oft. 1810 
aber bier, obwohl das A. L. R. mit den fpäteren abaͤndernden unb ers 
w Befimmungen durch das Patent v. 21. Juni 1825 (@, ©. 1825, 
elageführt wurbe, nicht zur Anwendung fommen, fondern nur der Abfchn. 5. 
TH. 11. des 9. 2. N. 
Das Gebiet von Erfurt gerieth durch den Tilfiter Brieden unter 
Herrſchaft, wurde aber nicht definitiv zu irgend einem Gtaate ges 
» fondern bie zu a eberoereinigung mit Preußen von einem provi⸗ 
- Gonvernement verwaltet. Das A. 2.8. blieb während diefer Zwiſchen⸗ 
BR in Kraft. Da indeß die Bemwerbefreihett dort nicht angeorbnet 






in 
——— keiten nicht aufgehoben wurden, ſo erlangte das Ed. v. 
2110 daſelbſt Feine Geſetzeekraft. 
Nen⸗Borpommern und Rügen, wo das gemeine Dentfche Recht 
H, bat es niemals Zwangs, und Bannrechte gegeben, md die Ans 
iſt dort flets ein nnbefchränktes Recht der nathrlichen Freihelt 
ſo dag Iandespolizeiliche Konzeffionen dazu niemals Rattgefunten hohen, 
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Gewerse-Drxdn. v. 17. Jan. 1845 
N —F 40 — Umfang ber g 


au Er die in den eingefnen Rantestheilen noch "Gefiche 
5 ten, wonach die Anlage neuer und. bie 
—— vorhandener, auf die Konſumtion der Umgeg 
Getreide» Mahlmühlen. von dem Vedürfniß der mg 
vn ee aber ter $ 24R Bit 18, 80 IL de 
u. 23. Oft 1826), aufgehoben fein je 

" Zugleich erflärte dies Geſetz alle — J 
redtigungen, auch die an einem Gtundftäde haftenden 
rechtigungen, Konzeffionen zu gewerblichen Anlagen od« 
von — zu ertheilen; desgleichen alle noch beſtehen 
und Bannrechte, insbeſondere ven Mahlzwang, füraufı 
2. und da. a. D.). 

Für die unter der Preuf. Regierung flattgefundene 
Erflufto = Berechtigungen und Zwangs- und Bannrechte d 
den Mühlenbefigern nach den bierüber erlaffenen Gefegen | 
gewährt worden. 

Für Oftpreußen und Litthauen nebſt, Grmelant 
rienwerterfchen Kıeife follten nach tem Gr. v. 20. 2 
Entſchaͤdigung dem Zwangsberechtigten, Muͤhlenerbpächter oi 
Kanon oder die Pacht, oder überhaupt die Abgabe, welche 
für Dad Nutzungsrecht derſelben bisher entrichtet werten, < 
Theil erlaffen und dabei vermuthet werten, daß tie Grlaff 
Abgabe zur Gntfhärigung erforderlich fei. Dem Ober: fol 
DVerpächter ter Mühle ſowehl, ald tem bisherigen Makly 
jeroc zu jeter Zeit der Beweis offen ſtehen, Daß ver Auto 
winnfte des Müllers geringer fei, und wenn dieſer Beweis 
follte dem Müller nur der wirfliche Ausfall vergütet wert 
Verluft des Berechtigten durch den Eilaß der Abgabe follten 
Mablpflichtigen aufkommen. 

In ven übrigen Yantestheiten, in welchen unter ter 








(Bergl. Bericht ber Reg. zu Stralſund v. 1. Juni 1524 in ten 
des Innern sub rubro Mühlenfachen, No. 60. Vol. 2.) 

1) Das Revifionsz Kollegium für &. K. Saucen bat 
23, April 1551 und 23. März 1852 augenemmen, daß in Neud 
Nügen zwar eine allgemeine aus tem Regal oder der Gutsherrlid: 
Konzefionsbefugniß bezüglich des Betriebes tes Müllergewerket 
wohl aber der Grwerb einer Gefluv: Berectigung zuläffig geweiet 
daher Mühlen Abgaben, welche Fontraftlic für eine felche nirul 
unentgeldlich aufgehoben du cradıten. Seife, des Rerii. 4 
©. 218 fi. u. Pr, Samm. eich, S. TU. Me. 14) 
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die Zmange», Bann⸗ und Erfluftorechte aufgehoben find, hat 
| die Entfhädigung der Mühlenbeftger für diefe Aufhebung über» 


e Provinzen, mo das Ed. v. 28. Okt. 1810 galt, wurde durch 
15. Sept. 1818 (©. ©. 1818. ©. 178) in Bezug auf die zu 
e Entfchätigung feſtgeſtellt, 

rminderung der Einnahme der früher Berechtigten, dur die Aufhebung 
z- und Bann⸗Rechte nicht zu vermuthen und eine Entfhädigung nur 
währen fei, wenn nachgewielen werbe: 

Debit aus den zehn Jahren von 1796 bis 1805; 

Debit aus den vier Jahren 1811 und 1816 bis 1818; 

der bei Vergleichung des Durdhfchnittes diefer beiden Normal:Berioden 
etroa ergebende Ausfall ohne Schuld des Berechtigten und nicht durch 
ngel an Thätigfeit, Induftrie und Güte des Fabrikats herbeigeführt, fon⸗ 
& ar als unmittelbare Folge der Aufhebung des Zwangrechtes ans 
en fei. 


ſeweis des Ausfalls am Ertrage ſollte Durch genau geführte Buͤ⸗ 
ren Ermangelung aber durch andere Bemeidmittel, mit Ausnahme 
selation, geführt werten. Die Entſchädigung für folchen Ausfall 
ter Fiskus allein. 
a8 Großherzogthum Pofen wurden durch das Gef. v. 13. 
(G. ©. 1833. ©. 59) hinſichtlich der Entfhäpigung die Be⸗ 
n der V. v. 15 Sept. 1818, jedoch mit der Maaßgabe für an- 
rflärt, Daß dafelbft zur Begründung einer Entfchädigungs-Forte- 
Debit aus Ten beiten Perioden von 1816 bis 1825 und von 
1837 nachzumelfen, und der Beweis des Nichtvorbandenfelns 
chuldung auf feiner Seite von dem Berechtigten nicht verlangt 
üte. 
dem mit der Gewerbe - Ordn. v. 17. Ian. 1845 erlaffenen Ent⸗ 
8-Gefepe $. 29. (G. S. 1845. S. 79) wird die Entfchädigung 
urch Die gedachte Gewerbe - Ortnung aufgehobenen Muͤhlen⸗, 
und Bannrechte in ter Art feftgeftellt, vaß die Einwohneranzahl, 
zwangs⸗ oder bannpflichtige Bezirk im Jahre 1844 hatte, ermit- 
ro Kopf alljährlich Metze Roggen nach ten Durchfchnittöprei- 
815 bis 1844 als Vergütigung gewährt wird. 
bl in Folge tiefer Geſetze Ten Mühlenbefigern nicht unbedeutende 
ungen gemährt worden ?), fo zeigten fich folche doch als unzu—⸗ 
ınd es ftellte ſich insbeſondere heraus, daß ver ganze Umfang de 
, welchen die Müller turd; Aufhebung der Zwangs⸗ und Bann⸗ 
ten, erft nach Ablauf ver feitgefegten Normaljahre bervorgetreten, 
n die auf beflinmte Normaljahre gegrüntete Entſchädigung eine 
de fe. Hierzu kam nun, daß die durch vie Sinführung der Ger 
rdn. v. 17. Ian. 1845 und die Aufhebung ter Unterfuchung der 
frage eröffnete freie Konkurrenz des Mühlengemwerbed mit den 
ften Bolgen für tie Beflger ter bi8 dahin beſtandenen Müh- 
sten war, intem das Entflehen neuer Mühlen ven Älteren 
figern einen großen heil ihrer Nahrung entziehen und ihre Ein- 
ringern mußte. 
nbefchränfte Konkurrenz aber war für die Beſitzer der älteren 
ım fo empfindlicher, weil auf ihren Mühlen vielfach aus früherer 





nn —— — 


er Staat hat in Folge des Geſ. v. 15. Sept. 1818 im Ganzen 
Thlr. und in Folge des Entſchadigungs-Geſ. v. 17. Jan. 1845 bis 
DO Thlr. als Eniſchädigung für aufgehobene Zwangs⸗, Bann: und Grs 
te gewährt. 


ltur⸗Geſeßg. BB. I. Ag 





. 
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hluß gefaßt und verfelbe der I. Kammer zur gleichmäßigen Befchluß« 

ne zugegangen fein würte. !) 

In ter II. Kammer gelangte demnächft der Geſetzentwurf zuerft zur 
ung. ?) 

— wurde hier nur mit verſchiedenen Abänderungen angenom⸗ 
„und ging nunmehr an die J. Kammer, welche nach Erſtattung des 
ichtes der von ihr ernannten befonderen Kommiffton für Berathung des 

gefeges ?) dem von der II. Kammer befchloffenen Gefegentwurfe im 
entlichen beitrat.*) Da indeß Seitens der I. Kammer einige Ab⸗ 
en für erforderlich erachtet worden waren, fo gelangte das Gefek 
I. Kammer zur anderweitigen Erwägung. Auf den Antrag ter 
miffion 5) der lepteren trat Dad Plenum verfelben den von der 
mer befchloffenen Morvififationen des Gefeges, mit Ausnahme eines 
Punkties (den $. 3. betreffend), bei.°) Als nunmehr der Gefeg- 
zur endlichen Befchlußnahbme wieterum an bie I. Kammer zus 
g, erflärte diefe fich bei dem noch beftehenden Differenzpunfte mit ter 
mer einverflanten ”), wodurch die völlige Uebereinſtimmung der Ber 

beiter Kammern berbeigeführt war. 
a8 folchergeitalt berathene Geſetz erlangte die Sanktion der Krone 
Eo unterm 11. Mär; 1850 von ded Königs Mafeftät vollzogen 
mnächft durch tie Geſetzſammlung publicitt worden. *) 
















Bergl. den Bericht der Komm. für die Berathung des Mühlenabgaben- 
15. Febr. 1850 in den ftenogr. Verhandl. der I. K. 1848, ©. 2769. 
: Die Kommiffionen ber II. K. für Agrar:Berh..und für 9. u. G., welchen 
Entwurf zur Begutachtung überwiefen worden, erflatteten ihren Komm.⸗ 
unterm 15. Dec. 18439 (Verhandl. der II. K. ©. 19415—1949), nnd es ges 
Gegenſtand bereits in der 80. Plenar-Sitzung v. 7. Jan. 1850 zur des 
indeß wurde auf den Antrag des Abgeordn. Elwanger Sefäloflen, die 
ig einftweilen auszujeßen umd die inzwifchen eingegangenen zahlreichen 
Miühlenbefiter nebft den eingereichten VerbefferungssAnträgen zu dem 
twurfe den beiden Kommiffionen zu überweifen, und nad erfolgter 
a in denfelben demnächſt, ohne weitere Beridhterftattung, die weitere Ber 
Des Geſetz-Entwurfs im Plenum flattfinden zu laſſen. (Verh. der I. 8, 
E) — Dagegen wurde ein ähnlicher Antrag des Abgeordneten Walter 
„ welcher dahin lautete: 
beſchließen, daß der Bericht der Agrar- und Gewerbe: Kommiffionen, 
Folge der von den Betheiligten gegen den Gefek: Entwurf eingereichten 
RBroteſte, Behufs nochmaliger Prüfung und Berathung an die Kommifftonen 
E üdgewiefen und einflweilen die Disfuffion vertagt werde”, 
um abgelehnt (a. a.D. ©. 1828 u. 1830). — Nachdem demnädft von 
Yereinigten Kommiſſionen für Agrar-Verh. und für H. u. Gew. eine 
Wige DBerathung veranlagt worden, welche diefelben zu verfchiedenen Abs 
Bus Anträgen zu dem Gefeh: Entwurfe veranlaßte, gelangte die Sache ans 
Fig in ber 85. Sitzung v. 16. Jan. 1850 zur Plenar-Berathung. 
Be_ Ber. der II. K, S. 1945—1974.) oo. 
Mieſer Beriht wurde unterm 10. Febr. 1850 erjtattet. Vergl. denſelben 
ogt. Ber. ber I. K., ©. 2765 fi. 
: e Plenar:Berathung in der I. K. fand in der 115. Sitzung v. 19. Febr. 
(Stenogr. Ber. der I. K., ©. 2765 ff.) 
Mer! ben Seit der Komm, der II. 8. v. 18. Behr. 1850. (Stenogr. 
.K., ©. 2961.) 
L die Berhandl. der 115. Sigung der II. 8. v. 20. Febr. 1850. 
er. der II. K., S. 2961 — 2965.) 
rgl. die Derdantl der I. K. in der 124. Sitzung v. 22. Febr. 1850. 
er. der I. K, S. 29002902.) 
6 Geſet befindet fi in der (am 16. März 1850 zu Berlin ausgeaes 
11. der ©. ©. pro 1850, ©, 146—148 abgedruckt. 


Ay * 
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archie, mit Ausnahme der auf dem Tinfen Rheinufer bes 
ven Landestheile, zur Anwendung. 


Zum $. 1. 


Der $. 1. des Gef. ift von beiden Kammern ohne irgend eine 
yerung wörtlich in derjenigen Baffıng angenommen worden, melche 
ntw. v. 12. Nov. 1849 in Vorſchlag gebracht Hatte. !) (Stenogr. 
er 11. 8. 1833. ©. 1967, u, der I 8. ©. 2774.) 


— — — — — — — — — 


Es waren in vielfachen Petitionen ber Mühlenbefier Anträge geſtellt wor: 

elche dahin gerichtet waren: 

den Begriff der gewerblichen Abgaben anderweit geſetſlich feft- 
uftellen, um dadurch eine Ermäßigung der auf den Mühlengrundftüden 

Haftenden Reallaften herbeizuführen; 


ben: 

den Mühlenbefigern durch Aufſtellung günftiger Rehtsvermuthungen 
für die gewerblide Gigenfchaft der Laſten, insbefondere in denjenigen 
Faͤllen, wo bei der urfprünglichen Verleihung ein Kauf: ober Erbftande; 
geld gezahlt worden, zu Hülfe zu fommen. 

Yerartige Anträge waren bereits bei der National: Berfammlung geftellt 
. Die Fach: Kommiffion derfelben für Handel und Gewerbe hob indeg in 
Berichte v. 27. Juli 1848 in diefer Beziehung die Schwierigkeit hervor, 
fd der Auffindung eines billigen Prinzips für die Sonderung 
gabe entgegenitellten, und hielt e8 deshalb, und weil die Sachlage in jedem 
en Balle eine befondere fei, für zwecmäßiger, dabei von der Aufitellung all: 
ner Grundſätze abzuitehen. 

er Seitens der Staats:Regierung der National: Berfammlung 
gte Geſetz-Entwurf ſchlug in diefer Beziehung gleichfalls nicht den von meh: 
Rühlentejigern gewünfchten Weg ein. 

agegen wurden bei der (aufgelölten) II. Kammer Seitens der Abgeordneten 
8 u. Gen. und Elsner und Gen. verfhiedene Anträge im Sinne der er: 
n Petitionen der Mühlenbefiger geitellt, welche im Welentlichen dahin gerich: 
en, die Grundfüße von der Beweislaft bei Mühlenabgaben zu Gun: 
er Verpflichteten zu mobdifiziren und rechtliche Bermuthungen für 
werbliche Kigenfhaft der Mühlenzinfen aufzuftellen. 

ie Motive des demnächſt von der Königl. Staats-Regierung vor: 
i, dem jepigen Gefege zum Grunde liegenden Entwurfs erklären ſich ent: 
; gegen die Anträge, welche beabfichtigten: 

an Stelle der früher eventuell für das Vorhandenfein einer Grundabgabe 
aufgeftellten Rechtsvermuthung die Präfumtion einer, die Berechtigung zum 
Gewerbebetriebe betreff. Abgabe treten zu laffen; 

inem ſolchen Berlangen fländen eben die Gründe entgegen, welche für die 
ung der 88. 1. und 2. der Dekl. v. 19. Febr. 1832 ſprechen; es würbe 
ver Grundjag ter Gleichheit vor dem Geſetze wieder auf andere Weife ver: 
erben. Ueberhaupt fönne nicht gehofft werden, durch eine Deklaration die 
jfeiten darüber: 

ob Mühlenpräftationen nah den Vorfchriften des $. 30. des Ep. v. 2. Nov. 
1810 und des $. 3. der Gewerbe-Ordn. v. 17. Jan. 1845 aufgehoben find 
oder nicht, 

e gerechte Weife zu befeitigen. Denn die Worte des Gef. und ber Rechts⸗ 
der Abgaben, welche die Berechtigung zum Betriebe des Gewerbes betreffen, 
ollkommen Har; die Schwierigkeit beruhe nur in ber Anwendung des Gel. 
: fpeziellen Bälle, weil die thatfächliche Grundlage für die Beurteilung, ob 
gabe die Berechtigung zum Betriebe des Gewerbes betrifft oder nicht, felten 
m werden fünne. Die Feſtſtellung von Thatſachen aber Fönne nur der 
rlichen Thätigfeit überlaffen bleiben; fie dürfe nicht zum Gegenſtande der 
baebung gemaht werden. Sofern aber der Vorſchlag den Zweck habe, bie 
n allegirten Gelege dahin zu deflariren, daß durch ſolche alle diejenigen Müb: 
aben haben befeitigt werden follen, welche nicht als Aequivalent für bie dos 
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8 6. 30. des Ev. v. 2. Nov. 1810 1), des 6. 3. der allgem. Ge⸗ 
Ion. v. 17. Ian. 1845 und der Defl. v. 19. Febr. 1832 in Br. I. 
84 u. ©. 86-87. 


„IR bei der erften Verleihung einer Mühle für diefelbe ein Kaufss ober 

„Gröftandsgeld gezahlt, fo wird Bis zum Grweife des Gegentheile ver; 

„muthet, daß die daneben bedungenen Abgaben für das Recht zum Be- 

„triebe des Gewerbes, refp. der verlichenen Exkluſiv⸗Berechtigung ſtipu⸗ 

„lirt worden feien.“ 

Diefer Antrag ftüßte fi auf die Behauptung, dag überall da, wo eine 
Ibgabe neben dem Kauf: oder Erbſtandsgelde vorfomme, fie unzweifelhaft 
ine Gcwerbe:Abgabe fein müffe, ba ja ber Werth des Grundſtückes durch 
rfteres vergütet worben fei.. 

Die Komm. bemerft indeß, „daß der Antragfteller ſelbſt zu egeben habe, 
dag, wenn frucdhttragende Grundftüde mit überlaflen worden: Teen, in Er⸗ 
wägıung gezogen werden müfle, ob biefer Werth durch das Erbſtands⸗ oder 
Kaufgeld ganz gedeckt worden fe. Darum fei dafür in dem Antrage 
nur eine Bermuthung aufgeftellt, deren Widerlegung dem Berechtigten nad 
gelaffen fei.” — Gegen diefen Antrag fei übrigens eingewandt worden, 
baß es unzuläffig feine, eine fo weit greifende Vermuthung zu Gunſten 
eines Theild durch das Geſetz aufzuftellen. Sei fie thatfächli begründet, 
fo würde fie ihre Würdigung auch ohnebies in den Richter hrüden fin: 
ben, fei fie es nit, dann würde Das Geſetz eine Ungerechtigkeit begeben, 
wenn es fie in fih aufnähme.” 

Der Antrag wurde ebenfalls verworfen. . 
)er Borfchlag, durd eine präcifere Definition defien, was das Geſetz unter 
ufgehobener Gewerbeabgabe verftche, Abhülfe zu verfchaffen. 

Die Komm. überzeugte ſich aber auch hier, daß einerfeits die Beſtim⸗ 
tung des Gef. v. 17. Ian. 1845, welche im $. 3. die Abgaben aufhebt, 
ie für den Betrieb eines Gewerbes zu entrichten find, bie Anne 
chen Grörterungen darüber, ob dem in ben einzelnen Ballen fo fei, nit 
bfchneiden würde; andererfeits möglicher Weife mehr umfafle, als die Ber 
immung des $. 30. des Gef. v. 2. Nov. 1810. Die Beflimmung bes 
teren fei an fih Mar und die Schwierigkeit nur in ber thatfächlichen 
'omplifation zu fuchen, deren Löſung nur dur den Richter zn erwar⸗ 


n fei. 
der Berathung im Plenum der II. K. hatte der Abgeordnete Bennede 
trag von gleiher Tendenz (Drudf. der II. K. Dir. 471. ad VI.) ges 
lcher dahin gerichtet war, hinter den $. 1. folgenden $. hinzuzufügen: 

„Kann bei einer mit einer Abgabe belaſteten Mühlenbefigung nicht er: 
mittelt werben, ob bie Abgabe eine Grundabgabe ift, oder ganz, oder zum 
Theil von der Berechtigung zum Betriebe des Gewerbes geleiftet wird, 
fo wird angenommen, tag die Abgabe für den Betrich des Gewerbes und 
für die dem Gruntherrn gegen den Berpflichteten obliegenden Gegenlei⸗ 
ungen ftipulirt if. 

„Wenn aber bei der erſten Verleihung ein Kauf: ober Erbſtandsgeld ge: 
zahlt ift, werben die Abgaben und die Forrefpondirenden Gegenleiftungen 
des Grundherrn ohne Entfhidigung aufgehoben.“ 
fer Antrag wurde indeß von der II. K. (in ber 85. Sitz. v. 16. Ian, 1850) 
ınt. (Stenoar. Ber. ver I. 8. ©. 1967.) 

Berdem war zu dieſem $. auch noch ven den Abgeordn. Robben und 
gender Zufag beantragt (Drudf, der II. K. Nr. 441 ad 11): . 

„Dies gilt auch Hinfichtlih der den aufgehobenen Abgaben gegenuber: 
ſtehenden — und Laſten des Berechtigten, welche mit denſelben 
wegfallen.“ 
fer Antrag wurde indeß gleichfalls von der II. 8. abgelehnt (a. a. D.). 
In Uebereinftimmung mit diefer Vorſchrift verordnete das Geſet über Ein⸗ 
des Abgabenweſens v. 30. Mai 1820 8. 9., daß som Entrichtung ber 
tgejegten Steuern alle bisherigen darunter nicht begriffenen Abgaben, na: 
fimmtliche Gewerbe:, Patent: und Nahrungsfteuern, welde in den feit 


= 
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II; Der $. 1. des Geſetzes beabi et, —— Nebel 
Hülfe zu verfchaffen, welche ſich nady der bisherigen Gefehgebun 
ter Ungleichheit der Beweislaft berausgeftellt hatten. 

Der $. 30. des Er. v. 2. Nov. 1810 hob diejenigen Ah 
den Gemerben auf, welche die Berechti —— Betriebe 
und ter $. 3. der GewerbesDrtn, v. 17. Jan. 1845 alle dielen 
gaben, welche für ven Vetrich eines Gewerbes zu entrichten | 

Bald nad) dem Erſcheinen des Ed. v. 2. Nov. 1810 entf 
mentlid in Schlefien, jehteeige Bose über vie. Bebeutung | 
veffelben, indem von vielen Grumdſtücken Abgaben entridyter you 
zen Bezeichnung als Gewerbe», Schanf», Weber, Mit) 
1c, ober deren Beträchtlichfeit, in Verbindung mit dem Ü 
verliehenen Orundftüde, auf die gewerbliche Natut der —* 
ten ſchienen. Die Eniſcheidungen der Gerichtshoͤfe darubet fielen 
fhleven aus. Der Begriff einer gewerblichen Abgabe war ı 
—— ſondern die Zweifel beſtanden darin, ob im dem e 

alle eine auf einer Mühle haftende Abgabe unter dieſem 
fumirt werden fönne ober nicht? Das Ober» Trib. bemerl 
son ihm erforberten Gub 1. dafi weder bie Worte des Gefe 


die Ungewißheit über ti iſtiſchen Kennzeichen einer Gi 
die Entfch zweife en, fontern die Ui ßheit 
Natur der Abgabe | wu „ırfe nämlich für die Erlauf 


Gewerbebetriebe enırıwytet worden oder nicht. Denn 
vie Gefeggebung es, bei den auffallenven Verfihiedenheiten der in 
terlichen Grfenniniffen angenommenen Grundfäge, für ein Berür 
eine gefeglihe Deklaration gewiffe Merkmale umd Rechtsn 
gr Raufeßen, welche bet den Entfcheidungen darüber, ob vergl 

ıundbefiß verbundene Abgaben für gewerbliche zu era 
oder nicht, maaßgebend fein folten. 

Died war vie Veranlaffung der Dekl. v. 19. Sehr. 1832. 

Der $. 1. verfelben giebt Ten Begriff ter Gewerbe-Ab 
gativ, und zwar in derjenigen Auffaffung, melde ibm bisher 
Ober-Trib.“) beigelegt batte, indem daſſelbe annabın, 

daß Gruntabgaben feine antere fein, ala jolde, ı 
einem Grundſtücke felbft haften und von jedem Beſitze 
entrichtet werten müffen, er mag dad Gewerbe, zu 
das Grundſtück beftimmt ift, betreiben oder nid 

Für Diejenigen Bälle dagegen, wo Lied Kriterium nicht a 
fteltte die Del. im $. 2. eine Nechtövermutbung zu Gunfe 
rechtigten dabin auf, 

daß alarann die Vermutbung für die Gigenfe: 
Gruntabgabe eintreren folle. 

Allein auch dieſe Deklaration, auf deren Inhalt im $. 3. 7 
Gewerbe: Ortn. v. 17. Jan. 1545, als für alle Landestbeil 
bend, verriefen worten, bat jich nicht als zureichent kemäktt: 
find auch nach deren Grlaß vielfach Prozeſſe darüber aeführt, o 
einer Müble baftente Abgabe eine Oruntabgabe oder cine 6 
abgabe fei. 





dem 1. Jan. 813 wiederum enwerbenen Yantestheifen bis dahin erbede 
aufhören jellten. (9. S. IN2, &. 130.) 

1) Tas Ob. Trib, bare dies in einem Berichte an das = 
ev. 1824, welcher dom $. 1. der Dell, v. 19. Febr. 1832 zum Or: 
enhwidelt, 
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Dber-Trib. hat indeß durch den Plenarbefchluß v. 15. Febr. 
folgende Grundfäge auögefprochen: 


er $. 1. der Dekl. v. 19. Febr. 1832 ſtellt Keine Rechtsvermuthung das 
daß Abgaben, welche auf einem zum Gewerbebetriebe beflimmten Grund: 
ten, von jedem Befitzer defielben entrichtet werden müflen, es möge das 
betrieben werden ober nicht; vielmehr beruht das richterliche Urtheil Hier: 
Ehatfachen, welche von derjenigen Parthei, die fi) auf die Vorfchrift des 
ft, angegeben und erwiefen werdem müflen. 

he rechtliche VBermuthung für eine Grundabgabe greift erſt dann Platz, 
in jedem einzelnen Falle obwaltenden faktiſchen Verhältniffe oder fonft 
Bartheien dargethanen Thatumftände dem richterlichen Ermeflen Feine Hin: 
Gründe darbieten, entweder: 

e gewerbzinsliche, 


ve gemifchte Abgabe 
nden anzunehmen. 


Indem der $. 1. des Gef. die in den 66. 1. u. 2. der Del. v. 
. 1832 aufgeftellten Regeln von der Beweislaſt bezüglich der auf 
igrundſtücken haftenden Abgaben aufhebt, extheilt verfelbe zu⸗ 
n Richter vie Anweiſung, 

ch dabei Iediglich nach den allgemeinen Orundfägen von der 
jeweisführung und Beweislaft zu richten. 

in knüpfen ſich folgende Bemerkungen: 

ie Preuß. Prozeß⸗-Geſetze ſprechen ſich ebenſowenig, als Tas 
» Recht 2), direkt darüber aus, wen die Beweislaſt trifft. 
Haupiſtellen, welche davon handeln, ſind folgende: 

x 6. 16. der Einl. zur A. ©. O.: 

n eine erhebliche Thatfache geläugnet wird, fo ift vornehmlich derjenige 
[cher fich darauf gründet, fehuldig, dem Nichter die Mittel ananzeigen, 
he tie Wahrheit an den Tag gebracht werden Fönne. 


er $ 28. vr U. ©. ©. Th. I. Tit. 13.: 


feine anderen rechtlichen PBräfumtionen vorbanten, fo giebt ter Sak 
blag: taß Feine Thatfache und Feine Veränderung vermuthet wird; und 
e, wenn ein Klagepunft oder Einwand bloß in einem beftrittenen Fakto 
veshalb weder Beweismittel beigebracht werben fönnen, noch beſonders 


— — — — ·— 


ergl. denſelben in den Entſcheid. des Ob.⸗Trib. Bd. 14. S. 104—141. 
Das Nähere darüber oben S. 65—67. 

sergl. über Die Regeln des gemeinen Rechts: 

e Beflimmung in L. 21. D. de probat. (XXI. 3.), $. 4. J. de legat. 
. L. 20. C. de probat. (IV. 19.): semper necessitas probandi incumbit 

ıgit, d. 5. ber Kläger bat die Klage, nämlich die Vorausſetzungen und 

fe ne fpeziellen Klagerechtes, womit er feinen Anſpruch durchſetzen 
eweiſen; 

e Beſtimmung in L. 2. D. de probat. n. L. 23. C. cod.: ei imcumbit 
qui dicit, non qui negat, welches den nämlichen Grundfag auetrüdt, 
i dicit, der Kläger, fowie der, welcher des Klägers Rolle übernimmt, ift, 
ıdeß ſchon die Gloſſateren den zu einem anderen Refultate führenden 

ıcht haben: afflirmanti incumbit probatio, non neganti. 

erdem wird im Rüm. Rechte in einigen Fällen tie Beweislalt von einer 

bung, welche ter einen Parthei zur Seite geſtellt ift, abhängig gemacht, 
an die Theorie genügt bat, daß der Parthei, welcher eine Bermuthung 
ehe, tie Beweislaft obliege. 

t. hierüber Leue, Theorie des Beweiſes im Preuß. Givils Prozeß, 
155, Scheele, fuftemat. Darftellung der Lehre vom Beweiſe im Preuß. 
iß, S. 38 ff. Koch, Lehrbuch des Preuß. Civil⸗Prozeſſes, S. 390 ff., 
buch des Preuß. Privatrechts, Bo, I. S. 332 ff. 
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TIL. Der $. 1. des Geſetzes beabfichtiget, denji Ucbeli 
bülfe zu verfchaffen, welche ſich nach der bisherigen Gefeggebun 
der —— der Beweislaſt herausgeſtellt 

Der $. 30. des Er. v. 2. Nov, 1810 hob diefenigen U 
den Gemwerben auf, welche die Berechti ung gut Betrieb 
und ter $. 3. der Gewerbe-Drtn. v. 17. 5 alle diejen 
gaben, welche für den Betrieb eines Gewerbes zu entrichten | 

Bald nach dem Erſcheinen des Ed. v. 2. Do 1810 il 
mentlich in, Schlefien, Jebtreige ro; Yalg über die. Bedeutung 
deſſelben, indem von vielen Grundftäden Abgaben entrichtet wı 
sen Bezeichnung ald Gewerbe», Schant-, Weber, Mü 
3e., oder deren Beträßtlichkeit, in Verbindung mit dem 
verliehenen Grundftäde, auf die gewerbliche Natur der Abgab 
ten fhienen. Die Eniſcheidungen der Gerichtshöfe darüber fiel 
ſchleden aus. Der Begriff einer gewerblichen Abgabe war 
— ſondern die — beſtanden darin, ob im dem ı 

Ile eine auf einer Mühle haftende Abgabe unter dieſem De, 
fumirt werden könne over nicht? Das Ober» Zrib. bemerl 
von ihm erforberten Gutachten, daß weder die Worte des Gef 
die Ungewißhelt über die charakteriftifchen Kennzeichen einer G 
die Entfcheli — machten, ſondern die Ungewlßhei 
Natur der A ahte felöft, ob diefe nämlich für die Erlau 
Gewerbebetriebe entrichtet worben oder nicht. Denn 
die Geſetzgebung es bei den auffallenden Verſchiedenheiten ae 
terlichen Erfenntniffen angenommenen Grundfäge, für ein Bei 
wi fegliche Deklaration gewiſſe Merfmale und Denn 

fe, welche bet den Entfcheidungen darüber, ob derg 

Sruntbefis verbundene Abgaben für gewerbliche zuer 
oder nicht, maaßgebend fein follten. 

Dies war die Veranlaffung der Del. v. 19. Febr. 1532. 

Der $. 1. derfelben giebt Ten Vegriff ter Gewerbe U 
gativ, und zwar im derjenigen Auffaifung, welche ibm bisde 
Ober-Trib.“) beigelegt hatte, indem taffelbe annahm, 

taß Gruntabgaben feine antere fein, ala ſolche, 
einem Grumtftücte felbit haften und von jedem Beüt 
entrichtet werden müffen, er mag das Gewerbe, zu 
das Grundſtück beſtimmt ift, betreiben oder nic 

Für diejenigen Fälle dagegen, mo Lies Kriterium nicht ı 
ftellte die Deft. im $. 2. eine Rechtsvermuthung zu Gunſt 
rechtigten Tabin auf, 

daß alsrann tie Vermutbung für die Gigenfk 
Gruntabgabe eintreten folle. 

Allein auch diefe Deklaration, auf deren Inhalt im $. 3. 
Gewerbe: Ortn. v. 17. Ian. 1545, als für alle Landestbei 
bent, verwiefen worden, bat ſich nicht als zureichend bewäßt 
find auch nach teren Grlaß vielfach Prozeſſe darüber geführt, 
einer Mühle haftende Abgabe eine Gruntabgabe oder eine 
abgabe fei. 


den 1. Jan. 113 wiederum erworbenen Yanteetheilen is dahin erhe 
aufhören follten. (9. S. IN20, &. 136.) 

1) Das Cb.:Trib. hatte dies in einem B 
Mev. 1824, welcher dom $. 1. der Dill. v. 19 
entwidelt, 









e an das Juli; 
1. 1832 zum 6 
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Ober⸗Trib. hat indeß durch den Plenarbefchluß v. 15. Febr. 
ı folgende Grundfäße ausgefprochen: 

Der $. 1. der Dell. v. 19. Gebr. 1832 ſtellt keine Rechtsvermuthung da⸗ 
daß Abgaben, welche auf einem zum Gewerbebetriebe beflimmten Grunds 
ften, von jedem Beſitzer deſſelben entrichtet werben müflen, e6 möge das 
betrieben werden oder nicht; vielmehr beruht das richterliche Urtheil hier⸗ 
Thatfahen, welche von derjenigen Parthei, die fih auf die Vorfchrift des 
ruft, angegeben und erwielen werdem müflen. 

Die rechtliche Vermuthung für eine Grundabgabe greift erfl dann Bla, 
: in jedem einzelnen Falle obwaltenden faftifhen Berhältniffe oder fonft 
Bartheien bargethanen Thatumftände dem richterlihen Ermeflen Feine hin; 
®ründe darbieten, entweder: 

ne gewerbzingliche, 


ne gemifchte Abgabe 
anden anzunehmen. 


Indem der F. 1. des Gef. die in den 66. 1. u. 2. der Dekl. v. 
r. 1832 aufgeftellten Regeln von der Beweislaft bezüglich ver auf 
ngrundftüden baftennen Abgaben aufhebt, ertheilt derſelbe zu- 
m Nichter die Anweifung, 
ich dabei lediglich nach den allgemeinen Grundfägen von ter 
Bemweisführung und Beweislaſt zu richten. 
an Tnüpfen fich folgende Bemerkungen: 

Die Preuß. Prozeß⸗Geſetze fprechen fich ebenfowenig, als Tas 
e Recht ?), direkt darüber aus, men die Beweislaft trifft. 

Haupiftellen, welche tavon handeln, find folgende: 

er F. 16. der Einl. zur A. ©. O.: 


ın eine erhebliche Thatfache geläugnet wird, fo ift vornehmlich derjenige 
yelcher ſich darauf gründet, fchuldig, dem Nichter die Mittel anznzeigen, 
(che tie Wahrheit an den Tag gebracht werden Fönne. 


Der 6 28. vr A. G. O. Th. I Tit. 13.: 


b Feine anderen rechtlichen Praͤſumtionen vorhanden, fo giebt der Sak 
lag: tag Feine Thaiſache und feine Veränderung vermuthet wird: und 
er, wenn ein Klagepunft oder Binwand bloß in einem befttittienen Fakto 
weshalb weder Beweismittel beigebracht werden fönnen, noch befonders 


— —— nn -- — — 


Bergl. denſelben in den Entſcheid. des Ob.⸗Trib. Bd. 14. S. 104 — 141. 
. das Nähere darüber oben S. 65—67. 
Bergl. über die Regeln des gemeinen Rechts: 
ie Befimmung in L. 21. D. de probat. (XXII. 3.), $. 4. J. de legat. 
u. L. 20. C. de probat. (IV. 19.): semper necessitas probandi incumbit 
it, d. 5. der Kläger hat die Klage, nämlich die Vorausſetzungen und 
riſſe des fpeziellen Klagerechtes, womit er feinen Anfpruch durchſetzen 
beweiſen; 
te Beſtimmung in L. 2. D. de probat. u. L. 23. C. cod.: ei imcumbit 
qui dicit, non qui negat, welches den nämlichen Grundfag auetrüdt, 
si dicit, der Kläger, fowie der, welcher des Klägers Rolle übernimmt, ift, 
indes fchen die Blofiateren den zu einem anderen Refultate führenden 
acht haben: affirmanti incumbit probatio, non neganti. 
jerdem wird im Röm. Rechte in einigen Fällen tie Beweislait von einer 
bung, welche ter einen Parthei zur Seite geftellt if, abhängig gemacht, 
ran die Theorie geftügt hat, daß der Parihei, welcher eine Vermuthung 
dehe, tie Beweislaft obliege. 
gl. hierüber Leue, Theorie des Beweiſes im Preuß. Civil-Prozeß, 
-155, Scheele, foltemat. Darftellung der Lehre vom Beweiſe in Preuß. 
eß, S. 38 ff., Koch, Lehrbuch des Preuß. Civil⸗Prozeſſes, S. 390 ff., 
buch des Preuß. Privatrechts, Bd, I. S. 332 ff. 
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üblenbefiter richtig anzumenten, iſt e8 erforverlich, die auf Müh⸗ 
indſtücken haftenten Laften und Abgaben einer näheren Prü⸗ 
ı unterwerfen. Hierbei ergiebt ſich nun fofort, daß dieſelben ver⸗ 
ner Natur und verfchiedenen Urfprunges find. 
tft in dieſer Beziehung auf die Entflehung ter erwähnten Abga⸗ 
üdzugehen. !) 
e Einführung der Gemerbefreiheit waren in ter Megel die Beſttzer 
ttergüter die alleinigen Inhaber von Gewerbeberehtigungen; 
n ihnen Fonnte man die Befugniß zum Betriebe der Gewerbe em- 
1; fle mußte ihnen abgefauft werten. Dies war namentlich 
ı Betreff der Mühlenberechtigungen ter Ball. 2) Eigen» 
iche Meberlaffungen gegen ein, ven Werth erfchöpfennes 
eld waren aber theild wegen Mangel des dazu erforderlichen Vers 
in ter Regel nicht ausführbar; theild fand dem auch die Guts⸗ 
änigkeit der Hinterfaffen entgegen, welche tie Uebertragung eines 
‚ freien Eigenthums nicht, am allerwenigften aber dann geftattete, 
ie Berechtigung als Zubehör eines Grundſtüͤckes ertheilt werben 
Die Dominial= Beflger zogen e8 deshalb, und da beſonders ihnen 
durch die Mühle gewonnenen Naturalien Betürfniß waren, gewöhn⸗ 
', ſich an die Stelle ded höheren Kaufpreifes alljährlich einen, auf 
Kinımte Höhe feftgefegten Iheil des Gewinnftes abgeben zu laffen. 
Gegenftand ter Ueberlaffung mar theils der Grund— 
ned Zubehör, theils der Nabrungdzweig des Mühlen» 
e®. 


Iegtere beſtand nun aber darin, daß dem Erwerber der Mühle 
ı Dominial»Befiger zuftehende Mühlengerechtigfeit (vie Befug⸗ 
u Betriebe des Mühlengemerbes) übertragen wurte, welche ihren 


Berg. zur Erläut. der geichichtlichen Entſtehung ven Mühlenberechligungen 
werbebetriebs: Abgaben für Mühlenanlagen auch des Erf. des Revif. 
für ER Sachen v. 2. Mai 1851. (Zeitfehr. deſſelb, Bd. 4. 


ff.) 
Was insbefonbere bie Provinz Schlefien betrifft, fo war dort, nach 
hlen⸗Edikt v. 14. Febr. 1772 und der Dekl. v. 8. Febr. 1803, die 
sgerectigfeit ein Regal; fie konnte nur durch Berleifung vom 
erworben werben, welcher fich auc das Recht vorbehalten hatte, bie 
m zur Anlegung neuer Mühlen zu eriheilen, mit einer Mühle oder Mühs 
zu beichnen. @s find nun zwar vielfach die Outsherrfchaften in 
en mit dem Mühlen: Regal beliehen werden; häufig aber haben fie 
Shlengerechtigfeiten veräußert, ohne vom Staate mit dem Regale 
n worden zu fein, weshalb ter $. 9. des Edikts v. 14. Febr. 1772 
ec, „daß fein Vaſall und Unterthan ex capite der fehlenden Konzeffion 
en werben folle.” — Diefe Beſtimmung fonmt den Befigern ber bis zum 
. 1772 gegründeten Mühlen gu flatten. Ihnen und ihren Nachfolgern 
ter Staat geftattet, zu mahlen. 
» Nevifions- Kolleg. für L. K. Sachen Hat (in tem Erf. v. 27. Juni 
ngenommen, daß in Schlefien nad Erlaß tes Ep. v. 14. Sehr. 1772 
uthung dagegen fpredic, daß den Rittergutsbeſitzern bie Muͤhlengerechtig⸗ 
h. Tas Exrkluſivrecht zur Anlage von Mühlen und tie Befugniß, bie Gr: 
zum Betriebe des Mühlengewerbes zu ertheilen, zugeſtanden hat. Allein 
im, wenn von einem mit der Mühlengerechtigfeit Belichenen ein fertiges 
$, unter Berbehalt von Abgaben, veräußert worden, könne nicht ohne 
angenommen werten, daß diefe für die Erlaubnig zum Betriebe des 
6 ſtipulirt werten feien. (Zeitſchr. des Reviſ. Kolleg., Bd. 4. S. 246— 
Praͤj. Samml. defielb. S. 75 Nr. 18.) oo 
gl. auch über das Schlefifche Mühlenrecht insbefondere bie ſeg ein⸗ 
Eroͤrterungen in Robe's Eehrgeil für Gutlaflung des baͤuerl. Grant: 
1850—1851, S, 831—81 u. ©, 86—102. 
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Bauhülfen, Weites und Waldgerechtigkeiten u. vergl. Dieſer 
3 bilder den Grundbefig, wie daraus Deutlich hervorgeät, 
iger einer Mühle nicht, wie ein anderer Handwerker, 3. B. 


— — — — 


raft flipulirt worten, fo wird ihm obliegen, den Nachweis zu 
md aus welchem NRechtstitel die in Rebe ſtehende Waſſerkraft fich In 
nließlichen Gigenthume befunden habe. 
eich der einem Drühlenbeflger mit überlaffenen Wafferkraft find 
titanden: 
at der Butsherr, welcher eine Waſſermühle gegen fortvanernde Abs 
veräußert bat, Bezüglich der Wafferfraft tem Mühlenbeſitzer zu 
en‘ und 
ı der Natur eines foldhen Beräußerungs s Vertrages, bei dem mans 
ı Ausbruc des Gegeutheils, die felbftverflandene, dauernde Verpflich⸗ 
es Öuteheren, tem Mühlenbefiger Tas Waſſer auf die Mühle zu 
ren? 
. Trib. hat in einem Erf. (Datum Fonftirt nicht), die Annahme des 
er Inſtanz, welcher die Sntsherrfchaft veruriheilt hatte, dem Mühlens 
Teich, aus welchem jener das Wafler für die Mühle erlangte, im 
halten, weil e6 in der Natur bes zwifchen beiben beflehenden 
ältniffes liege, taß der Qutsherr tem Mühlenbefiger das Waſſer auf 
saffe, als unrichtig bezeichnet, ohne dies indeß in den Entfcheis 
(weil es in dem fpexiellen Balle hierauf nicht anfam) näher zu 


Ifaß in der Beitfchr. des Nev. Kolleg. Bd. 5. &. 137 ff. 
33 


erdings müſſe nach $. 318. b. t. der Verkäufer einer Waſſermühle 
‚äufer das Recht zur Benutzung des die Mühle bewegenden Waflers, 
veit ihm das Recht felbft zuftand, und eben Wafler vorhanden ift, 
en, und mithin dürfe der Berfäufer der Mühle, wenn er zugleich 
bümer der Waflerfraft ift, diefe leßtere dem Känfer nicht durch 
e Handlungen entziehen, auch müfle er folche gegen Anſprüche 
Dritten vertreten, damit der Käufer fich derfelben nach der Natur 
wrirages betienen kann. Ganz verfchieden hiervon ſei aber die 
ichtung, das Wafler auf die Mühle zu fcbaffen. Die dazu nöthigen 
gen und Anftalten feien PBertinenzien der Mühle ($. 46. 
R. 1., 2.), gingen alfo bei dem Berfanfe als folche in das @igen- 
des Käufers mit über, und Gewähr dafür Branche der Verkäufer nur 
ausdrüdlich vorbedungener oder flillfchweigend veranusgefepter 
verborgener Fehler leiften. ($. 325., 330. b. 1.) Bür den Zu⸗ 
und höhere Gewalt brauche nach der Uebergabe feine Gewähr 
t 3u werden ($. 322. h. t.) und Ausnahmen hiervon fänden nur 
schteinftituten flatt, wo Proprietät und Nupungsrecht getrennt find, 
i Miethe und Baht, Erbzinsgütern und Erbpacht. ($$.207., 
420., 478, A. 2.R. I. 21, 88. 762., 763.0 2.8. I. 18.) Bei 
:en fortdauernden gegenfeitigen Verbältniffen, wie bei bloßen Sinss 
n (in deren Kathegorie die mit bloßen Abgaben belafteten Mühlen 
n, welche das volle Gigentbum ber Befiper find), greife jene Nuss 
nicht Pla ($. 817 A. Læ. R. I. 18). Es feien für das fragliche 
verhaͤltniß außerdem nur bie Vorfchriften über Servituten maaß- 
; denn das Berbältnig fei ein fervitntähnlihes. Nach 88. 30. 
A. L. R. 1. 22. fei der Belaſtete nur verpflidhet, das dienende 
ſtück ſo weit in der bisherigen Faſſung zu erhalten, als nicht 
Il oder höhere Gewalt es verändert. Die entgegengefepte Ans 
verwechele mithin die Verpflichtung des Gutsherrn, dem Mühlens 
die Benusung des Waflere zu geftatten, mit ber Berpflichtung, 
a6 Wafler auf die Mühle zu befchaffen, oder fehe doch zu Unrecht 
Berpflichtungen für iventifch an. Die Gewähr könne, ihrer Ratur 
nicht weiter gehen, ale bis zur Aufhebung des Gefchäftes, 
rung des Minderwerthes oder Nachfordernag der ürhs 
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e Abgaben, welche „für ten Betrieb eines Gewerbes ent- 
a,“ für erlofchen; wogegen alle übrigen Mühlenabgaben, 
er dieſe Kathegorie fallen, fortbeftehen follen. !) 
eb macht aber weder die Abgaben felbft, welche als aufgeho- 
Gewerbezins zu betrachten find, nambaft, noch giebt daſſelbe 
‚ dieſes zu erweifen, irgend eine Anleitung; fondern über⸗ 
$ntereffenten, ven Beweis zu führen, und demnächft dem jedes⸗ 
erlihen Ermeſſen, die Natur des Zinfes feftzuftellen. 
un ein Mühlenbeflger bisher eine Abgabe an die Butsherr- 
tet bat, und auf Grund der neueren Gewerbegeſetzgebung da⸗ 
fein will, fo muß er feine Klage durch Angabe des Grun⸗ 
elchem er Befreiung fucht, fubftantiiren. Es liegt ihm alfo ob, 
batfachen anzugeben und zu bemeifen, welche die Anwend⸗ 
Heſetzes als zuläfftg erfcheinen laſſen. Diefe Thatfache Fann, 
n das Fundament der Klage ausmacht, feine andere fein, als 
Rede flehende Abgabe für den Gewerbebetrieb gezahlt 
: Berechtigten, welcher fich im Befige des Rechts auf die 
det, 2) kann, fo lange dieſer Beweis nicht geführt iſt, irgend 
des Gegentheils nicht obliegen. 

dies unzweifelhaft aus den oben mitgeteilten Beflimmungen 
er Einleit. und des F. 28. Tit. 13. Th. I. der A. G. ©. 
indeß die durch die 66. 1. u. 2. der Dekl. v. 19. Febr. 1832 
er Berechtigten aufgeftellten Rechtsmuthungen fortgefchafft wor⸗ 
Interfuchung und Beurtheilung der Frage: von weldyer Na⸗ 
gabe fei, dem uneingefchränften Ermeffen des Rich⸗ 
egeben, welcher fein Urtheil auf fämmtliche bei Errichtung des 
Itenden Umflände zu richten haben wird. Es ift der freien 
ınd Beurteilung deffelben überlaffen, alle diejenigen That⸗ 


— — 





die Breuingen Oftpreugen und Litthauen, mit Einfchluß bes 
s und des Marienwerderfchen Kreifes, verhält fich jeboch die 
. Hier hat nämlich das Edift v. 29. Var 1608 (®. ©. 1808, 
"8 Sammlung, Bd. 9. S. 176) mit dem 1. Dee. 1808 das Müh⸗ 
d den Mühlenzwang aufgehoben und im $. 8. verordnet, daß 
ung wegen der Fünftig zu verfattenden Mablfreiheit dem zwangs⸗ 
tühlenerbpächter oder Pächter in der Urt gewährt werden folle, daß 
von oder die Pacht, oder überhaupt die Abgabe, welde 
üble für das Nutzungsrecht derfelben bisher entrichtet 
nz oder zum Theil erlaffen fein, nach $. 9. a. a. O. aber, bis zum 
I Gegentheild Seitens des Ober: Eigenthümers oder Berpächters, 
rigen Mahlpflichtigen, vermuthet werben folle, daß die Erlaffung 
Abgabe zur Entichädigung erforderlich fei. — In den genannten 
waren fomit fämmtlihe Mühlenabgaben, die nicht wirkliche 
ben find, alfo nicht bloß die für den gewerblichen Betrieb, 
die für den dem Mühlenbefiger übertragenen Mahlzwang zeither 
ſiernach aufgehoben. 
für ſprechen aud tie $$. 179. u. 180. A. L. R. I. 7, wonach jeber 
Vermuthung der Rechtmäßigkeit und Meblichkeit feines Beſitzes für 
en Titel feines Beſitzes nicht anzugeben und nachzuweiſen ſchuldig if. 
I Revifions-Kollegium für L. K. Sachen bat (in dem Erf. 
391) ausgeführt, daß wenn ber rechtmäßige Bells einer Mühlens 
bis zur Emanation tes Gewerbefteuer:@v. v. 2. Nov. 1810 und ber 
ebe⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845 feffteht, den Wirkungen beffelben die 
für die Freiheit des Eigenthums nicht entgegenftehe, fondern der 
welcher die Befreiung von der Abgabe behauptet, den Beweis führen 
zu ben gefeglich anfgehobenen gehdre. (Zeitſchr. des Reviſ. Kolleg. 
1 u. Bröf. Samml. deſſelb, S. 70. Nr. 19.) 
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weife auf den Bemerbebetrich bezieht, den Plenarbefchl. des Ob. 
v. 15. Febt. 1847, welcher folgende Rechtsſaͤtze ausfpricht: 

Bei einer mit Grundbeſitz verknüpften Abgabe braucht der Abgabenpflichtige 
zur Begründung des Anſpruches auf ganzen oder theilweifen Erlaß nicht 
nachzuweifen, daß der Zins für die ihm ertheilte Konzeſſion zum Gewerbes 
beiriebe. entrichtet werten; es genügt vielmehr, um bie gewerbliche Natur 
—— anzunehmen, daß der Zins den Gewerbebetrieb trifft, — be⸗ 

euert. 

Die Ausmittelung: ob die Abgabe fich theils auf den Grundbeſitz, theils 
auf einen Gewerbebetrieb bezieht? wirb dadurch nicht ausgefchlofien, daß 
die Abgabe bei Veräußerung eines fertigen, vollſtaͤndig ausgerüfteten Mühlen» 
werks von Seiten der mit der Mühlengerechtigkeit belichenen Gutsherrſchaft, 
vorbehalten worden. 


rral., bad Nähere über die Begründ ung dieſes Plenarbeſchl. oben 


Aus der vorſtehenden Darftelung (sub IV.) ergiebt fich, 
daß nach Lage der beftehenden Örehgebung +) nur diejenigen 
auf Mühlengrunpftüden baftenden Laften.und Abgaben, welche den 
Gewerbebetrieb betreffen Chbefleuern), für aufgehoben zu 
erachten find; 
d bier indeß ſowohl diejenigen Grundfäge zu erörtern, welche vor Er⸗ 
& Gef. v. 11. März 1850 von den Berichtshäfen in Beziehung 
kihlenlaften angenommen worten, infoweit diefelben nach Aufhebung 
» 1. u. 2. ter Del. v. 19. Febr. 1832 noch von praftifchem Inte 
ind, als auch insbefondere die in Bezug auf die gegenwärtige Lage 
WeBgebung von dem Revif. Kolleg. für L. K. Sachen in Betreff 
stur der Mühlenabgaben angenommenen Grundfäge mitzutheilen. 
; Aus der Bezeichnung einer Abgabe in den betr. Verträgen und 
zen darf zwar allein Fein beflimmter Schluß auf deren Eigen- 
„als Gewerbezins gezogen werden; es kann aber die Benen⸗ 
keinesweges ohne Einfluß auf die Beurtheilung der rechtlichen Natur 
Ubgabe bleiben. 
Das Ob. Trib. hat in diefer Beziehung folgende Anfichten aus⸗ 


ben: 

Ru Ruͤckſicht auf F. 65. A. M. 1. 4. koͤnne die Art der Denen» 
sur da für einflußlos erachtet werten, wo fich nachweiſen laſſe, daß 
terefienten mit einem Namen oder einer Bezeichnung einen unrichtigen 
" gerbunten haben, da dann allerdings das wahre Nechtögefchäft aus 
h ergebenten Merkmalen abgeleitet werden möge. Wo vergl. Merk⸗ 
icht vorhanden, fondern die Nichtigkeit der Bezeichnung, als einer 
Blichen Abgabe, auch in ven übrigen faftifchen Berhältniffen eine 
ſende Beflätigung finde, da fel die Abgabe für einen Gewerbezind 
bten. (rk. des Ob. Trib. v. 24. Nov. 1843, Entfch. Bd. 9. S. 376 — 380). 
Wenn in einem Mühlen-Raufvertrage feftgefeht worden, daß ein Beld- 
ıflatt der Mühlen-Meg- Getreide und Maftungdgelder ent« 
werde, fo deutet diefe Benennung die Natur einer Gewerbeabgabe 
eil Die bezeichneten Leiftungen Produkte der Mühlennahrung find. 
bie Maſtungsgelder fünnen nur auf dad Staubmehl und vie Kleie, 
zum Miäften des Viehes dienen, bezogen werden, fofern nicht nach⸗ 
7 wird, daß dem Müller eine befondere Maftungsberechtigung über« 
worden ifl. 





AIn Betreff der Provinz Ofipreußen und Litthauen nebfl dem Erme⸗ 
und Marienwerderfchen Kreife, vergl. indeß das chen S. 783 In ber 
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für die Seen m Bade wwerdet 
das Muhlen ⸗Zwangs ⸗ und Bannrecht ſtipulirt worden. Ein fol 
iſt daher nur in fo weit aufgehoben, als er auf die Gewerbe⸗ 
tigung fällt, wogegen derjenige Theil, welcher das verlichene 3 
Bannrecht benifft, feribeftebt und dafür nur die im $. 3. tes RM 
Oft. 1510 beſtimmte Eniſchädigung von Staate gefordert werden fi 
muß in ſolchen Fallen feſtgeſtelt werden, welcher Theil des Zinfs al 
der beiden Darunter begrirfenen Gattungen zu rechnen if. (Grt dl 
Zrib, v. 30. Sept. 1552, Striethort's Rechtsf. Bi. 6. ©. 351.2) Ei 


2) Das Revifions=- Kollegium für L. K. Sachen bat init 
ziebung folgente Orunzfäge angenommen: 

a) Bei Veurtbeilung der Frage, ob eine Mühlen Abgabe eine gem 
liche und deshalb durch Das Gewerbeiteuer-Et. v. 2. Nor. 1810, MW 
Sewerbe-Ortn. v. 17. Ian. 1845 unentgeltlich aufgebobene fei, fl) 
nicht auf Die Bezeichnung derfelben an ſich an, und es ift in de 
ohne Einfluß, ob fie Orundgeld, Erbzins, Kanon oter tu 
nannt if. 

Abgaben, welche vertragsmäßtg für die Müblengerectigfeit 
lirt find, unterliegen ver Aufbebung reſp. tes $. 30. des Gr. 0.2 
1810 und des F. 3. der Gewerbe-Ordn, v. 17. Ian. 1845. (Et te 
vifionseRoll fi a en v. 15. Non, 1850, Zeitſcht. tefel. 
©. 315-310 p 6% Nr. 2) 

b) Die Natur einer Müblenabgabe ift nach ven ermittelten fa 
Verhaͤltniſſen und Thatſachen richterlich zu beurtheilen. Die Benrerä 
derfelben giebt fo wenig, als der Umftand, daß die Abyabe aus der 
win des Müblengewerbes zu entrichten ift, ein entfchiedenes Rertad| 
die gewerbliche Natur derſelben. (Grf. des NevifionssKollea 
Sarnen v. 15. Nov. 1550, Zeufeh. deſſelb. Bd. 3. S. 333—337 n. Pril, 
defielb. SW. Nr. 4). 5 


N ©) Die Benennung der Wotche dr Mütlenpadr" gitt an 4" 
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für ein Kriterium der gewerbfichen Natur terfelben, als der Name 
geld, Erbzins, Kanon und dergleichen an ſich ald Merkmal ver 
nslichen Natur gelten kann. (Erf. des Revifiones Kolleg. für &. K. 
ı 9. 15. Nov. 1850, Zeitfchr. defielb. Bd. 3. S. 361—365 u. S. 380 ff., 
Samml. S. 70. Rr. 4.). 
Das O. 2, Ber. zu Breslau bat (in den Erf. v. 30. Eept. 1834 
März 1837) angenommen, daß die Bezeichnung ald: „beflän- 
erblicher Zins“ ver Behauptung, daß der Zins vom Gewerbe 
& meine, entgegenftche. (Koch's Schlef. Arch. Bd. 2. ©. 507 u. 512, 
. 70-71.) 
Wenn es nachgewieſen if, daß In einem beflimmten Falle eine 
als eine Abgabe vom Gewerbe zu erachten fet, To iſt diefelbe nicht 
ı ven Balle für aufgehoben anzufeden, wenn die Gewerbeberech⸗ 
allein und ſelbſtſtändig Gegenſtaud einer Verleihung gewefen 
dern auch dann, wenn ein Grundſtück, welches mit einer Ge⸗ 
rechtigung verlieben tft, überlaffen worden. 
en. Grundſatz hat dad Ob. Trib. ſtets feflgehalten und insbeſ. in 
9. 18 Behr. 1842 (Koch's Schleſ. Arc. Bd. 5. S. 450) und v. 
. 1843 (Gntfcheid. Bd. 9. ©. 377) ausgeführt. 
jI. dad Nähere hierüber oben, ©. 71 ad bb. 
Es giebt überhaupt Feine beſondere fpezififche Merkmale für die ge⸗ 
he oter grundzinsliche Natur der Mühlenabgaben. - 
faftifche Vermuthung fpricht dafür, daß ein Theil ter Abgabe 
rieb des Gewerbes betreffe; einer folchen, lediglich hiſtoriſchen, Ver⸗ 
y an und für fich iſt aber Feine andere Wirkung beizulegen, als die 
ung der Präftationsfähigkfeit der Mühle. 
Uebrigen muß ter Streit über die Natur der Abgabe, nachdem die 
ınd 2. der Dekl. v. 19, Febr 1832 aufgehoben find, lediglich nach 
yemeinen Nechtö» und Prozeß⸗Regeln behandelt und entfchieden 


zweifelhaften Salle entfcheidet tie Prozeß⸗Regel des $. 28. U. ©. 
., daß Feine Thatfache und feine Veränderung (eines beflandenen 
tehenten Zuftandes), alfo auch nicht vermuthet wird, daß eine Ab⸗ 
ber teren rechtliche Eriftenz vor Emanation des Gewerbeſteuer⸗Ed. 
vo. 1810 refp. ter allgem. Gewerbe⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845 kein 
obwaltete, zu den durch dieſe Gefehe aufgehobenen Abgaben gehöre. 
mommen von dem Nevifiond« Kollegium für %. K. Sachen 
15. Nov. 1850 u. 3. Juni 1851. (Zeitſchr. defielb. Bb. 3. S. 346— 
39.4. 6. 261-264 und Präj. Samml. deſſelb. S. 71 Nr. 7. u. S. 76 


Maaßgebend ift vor Allem ver PrimordialsVertrag.!) If 
isgeſprochen, daß dem erflen Erwerber entwerer ein fertiges Mühl- 
d zugleich vie Mühlengerechtigkeit, oder die Erlaubniß 
d einer Erweiterung tes fertigen Mühlenmerkes, z. B. zur An- 
ines zweiten Mahlganges, einer Oel⸗ oder Grüßftampfe, oder aber 
Plag mit ver Erlaubnif zur Erbauung einer Mühle, veräußert, 
ı zugleich die Erlaubniß, Mehl zum Verkauf zu mahlen, ver- 
‚worden ift, fo tft die Mühlenabgabe als eine gemifchte (d. h. theils 
he, theild grundzinsliche) anzufehen. 

enommen von Tem Renifiond- Kolleg um für &. 8. Saden 
Entfcheld. v. 15. Nov. 1850 (Betfche. Bb. 3. S 315—319 u. Präf. 
©. 69., Nr. 2.), v. 20. und 27. Mai 1851 (Zeitfchr. Br. 4. S. 195— 
328. Sammi. ©. 74. Nr. 13), y. 27. u. 2. Mai 1851 (Zeitfchr. Op. 4. 


ee — 


Bergl. auch oben ©. 62 ad 4. 
50 * 
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(Erf. des Reviſ. Kolleg. v. 4. Juni 1852. in deſſen geitfchr. Bo. 4. 
235 u. Bräj. Samml. ©. 74. Nr. 15.) . 
nöbefondere find folche Abgaben von Mühlen, welche für die Ueber⸗ 
einer erlangten polizeilichen Erlaubniß zur Mühlenanlage vorbe⸗ 
porden, nicht als gewerbliche zu erachten, und daher von der unent- 
ı Aufhebung ausgefhloffen, wenn auch jene als die Gerech tig⸗ 
: Erbauung einer Mühle bezeichnet fein follte. (Erk. des Res 
. 2 1 — in deſſen Zeitſchr. Vd. 5. ©. 347—350 u. Präj. 
r. .. 
ine Abgabe von der Mühle iſt noch nicht als eine ſolche für den 
ed Müllergemerbes anzufehen. (Erf. des Revif. Kolleg. v. 15. Nov. 
defien Zeitfchr. Bd. 3. S. 391—393 und Praͤj. Samml. S. 73. Ar. 10). 
er Umftand, daß der wirtbfchaftliche Ertrag der mit der Mühle 
n Ländereien zur Aufbringung der Abgabe nicht ausreicht, iſt 
md an fich für die gewerbliche Natur der Abgabe nicht entfchei= 
d ebenfomenig der Umfland, daß die Abgabe ihrer Art nad 
dem Gewinne des Mühlengemerbes befchafft werden kann. (Erk. 
» Kolleg. v. 15. Nov. 1850, in deſſen Zeitfchr. Bd. 3. S. 380 ff. und 
nmi. ©. 70. Nr. 4.). 
flen ift dagegen der Anflcht, daß wenn nachgewiefen werden Fänne, 
ganze Ertrag ded Grundſtückes, abgefehen von dem Betriebe des 
I, nicht einmal den Betrag der Abgabe und der Zinfen des be= 
aufgeldes erreicht, anzunehmen fet, daß der Ueberſchuß der Abgabe 
Ertrag des Grundſtückes und der Zinfen des Kaufpretiumd ale 
erbebetrieb belaftend anzufehen fel. 
Ihe bezieht fich hierüber auf die den Plenarbeſchl. des Ob. Trib. 
dr. 1847 1) zum Stunde liegenden Prinzipien. (Wulften, bie neuen 
w, &. 337-338. Anm. V.). 
ns dem ©. v. 11. März 1850 Fann der Anſpruch auf unentgeld- 
cafe von Mühlenabgaben wegen behaupteter gewerblicher Natur 
n Bolge des $. 30. des Gewerbeſteuer⸗Ed. v. 2, Nov. 1810 und 
der a Gewerbes Oron. v. 17. Ian. 1845, nicht hergeleitet 
(Srf. des Reviſ. Kolleg. v. 15. Nov. 1850, in deſſen Zeilfche. Bd. 3. 
315. u. Präj. Samml. ©. 68. Nr. 1.). 
gaben, welche für die Befugniß zur Anlegung und Unterhaltung 
iffmühle in einem öffentlichen Fluffe errichtet werden, find nicht 
blicye zu erachten, und Fönnen daher audy jetzt noch vom Staate 
verben. (Grf. des Reviſ. Kolleg. v. 2. März 1802, in deflen Beitfchr. 
189—193 u. Praͤj. Samml. S. 78. Nr. 26.). 


urch die Erbzinseigenfchaft einer Mühle wird die Gewerblich 
lögaben von derſelben nicht ausgefchloffen. 

nt von dem Reviſions Kollegium für. 8. Sachen [Datum 
3. Eonflirt nicht]. (Beitfehr. defielb. Br. 5. 6. 95—100). 


3a in manchen Fällen auch noch nach der Publikation des 
8. Oft. 1810 wegen Aufhebung der Zwangs⸗Bannrechte und des 
‚euer. Ed. v. 2. Nov. 1810 in den Landestheilen, wo dieſe gelten, 
h Bublikation der allgem. Gewerbe⸗Ordn. v. 17. Jan. 1845 neue 
abgaben in den errichteten Verträgen flipulizt worden find‘, und 
Kichteten, indbefondere nach Erlaß der allgem. Gewerbe⸗Ordn. v. 
1845, die Beftelung von dergleichen Abgaben gefordert haben, 
flreitig geworden: 

die nach dem 28. Oft. reſp. 2. Nov. 1810 erft neu ſtipulirten 
tüplenzinfen für unentgeldlich aufgebobene Gewerbeab⸗ 
ıben au erachten? 


A ey 


5. 
nommene Anſicht im Aligemeinen als vie richtige erfcheine, AR 
in jedem einzelnen Falle ſtets auf ten Inhalt und vie ® 
betreff. Vertrages anfonmen werte, ta es ungmeifelbaft möglih MA 
ich daraus Momente ergeben Fönnen, welche Far berausftellen, tft 
achtet der Unguläfitgfeit der Ertbeilung neuer Mühlen Konzefiione & 
ver Gutsberrſchaften, Dennoch dergleichen verlieben und zum Ort 

tes Vertrages gemacht worden. Die Vermutbung werte freilit M 

gleichen Fällen immer zu Gunften der Berechtigten fprecen.?) 

J. Einfluß der vor Verfündigung des Gef. v. 11. Min 
und insbefondere der feit der Verfündigung res Gem 

ftener- Et. v. 2, Nov. 1810 refp. der BemerserDrtn m. 
1545 über Müblen- Abgaben ergangenen rechtsfräftigen 

Fenntniffe und unter den Vetbeiligten errichteten Abtem 

auf die rechtliche Natur der Abgaben. ?) 

1) Das Revifions- Kolleg, führt ingbeſ. and (in tem Erf, r. 14 
1850) aus, daß Mühfenabgaben, weiche nad Verfüntigung des M. x Z 
S10 rein. dev Gemerbe:Ortn. v. 17. Jan. 1845 ungmweifelhaft ir @) 
rehtigung um Mühlenbetriebe feitgefegt worden find, für gemrt 
und beshalb unentgeltlich aufgehobene zu erachten feien; denn tr & 
Detl. v. 19. Febr. 1832 (. in Bd. J. S. 54) und der Schlufjag tet $ 
Gewerbe: Ordn. v. 17. Jan 1545 (f. ebentaf. S. 55) fchläffen nur die 
barfeit der Vorfchriften ber Deflaration auf die feit Verfündung ter Gt. 3% 
4810 bis zum 19. Febr. 1832 ergangenen Jndifate und getroffen 4 
nicht aber den Ginwand der Gewerblicfeit einer Mühlenakzekt 
Geitſchr. des Revif. Kolleg. Br. 3. &,365— 372. und Präj. Samml. en 

2) Bon diefen Grunbfägen il aud das Mevif.z Kolleg. für 4 E4 
ben oben sub 2. ad.a. und c. erwähnten Jutifaten ausgegangen. 
3) Tie Fälle, wu ter mahlzwangsberehrigte Mühlenbefiger # 

Mahlzwangspiliätigen tes Banned wor ter durch Das Geiap @ 

Aufhebung des Malpuans Big EN 


— 
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nA. Zuvoͤrderſt ift darauf Hinzumelfen, daß das Gef. v. 11. März 1850 
Mer keine auddrücklichen Beſtimmung enthält. Es iſt indeß die Frage 
5 Berathung des Geſetzes keinesweges unerwogen geblieben. 
de Mühlenbeſitzer hatten ſchon bei der Nationalverſammlung be— 
a: die über ihre Mühlenabgaben ergangenen Judikate und ges 
Berträge einer Reviſton und andermeitigen Entfcheidung untere 
ar ‚werben möchten. Allein bereitd die Fach⸗Kommiſſion der Nat.» Berf. 
dandel und Gewerbe erklärte fich (in ihrem Berichte v. 27. Juli 1848) 
3 eine ſolche Maaßregel, weil Dadurch das Vertrauen auf die Unver⸗ 
Belt richterlicher Entfcheidungen erfchättert, Damit die Grundlage alles 
ige untergraben und eine nicht zu berechnente Verwirrung in den auf 
tſcheidungen gegründeten Nechtöverhältniifen herbeigeführt werben 
Rn Sie beantragte daher die ausprüdlidhe Aufnahme einer Bor» 
:; ($. 13. des Entwurf), daß in den feit Verfüntigung der Del. v. 
ehr. 1832 über Mühlenabgaben ergangenen rechtöfräftigen Gifenntniffen, 
Men iu den darüber unter ven Betheiligten getroffenen rechtsgültigen 
wwerz Dusch die zu erlafiende Verordnung nichts geändert werben 





ine gleiche Beftimmung enthielt der $. 20. tes Seitens ter Staats» 
Br der Nat.⸗Verſ. vorgelegten Gefegentwurfs, !) welcher indeß das 












Megulirungsverfahren für zuläffig erklärte, fo weit nur eine lImmand- 
u Staturals Übgaben oder Leiftungen in Geldabgaben flattgefunven 
= 15 
‚Motive waren diefelben, welche die Kommiſſion der Nat.-Berf. 
hatte: es erjcheine nicht zuläffig, die Hetligfeit des richterlichen 
amd gefchloffener Verträge anzutaften; nur feien bloße Umwand« 
‚, die für eine Novation nicht zu erachten, ald ein Hinderniß 
Bepeitiger Regulirung nicht anzufehen. 
Motive zum Entwurf des jegigen Geſetzes berühren tie Frage 
Iäufig, indem ſie bemerken, daß wenn man eine gefeglicye Dekla⸗ 
Begriffs gewerblicher Abgaben geben wolle, folche ſelbſt⸗ 
nur in denjenigen Bällen von Einfluß fein Eönne, in welchen nicht 
wadasıch zechtöfräftige Urtheil oder vechtöbefländige Abkommen un 
Eguflich feftgeftellt fei, daß fich unter den Mühlenpräftationen Feine 
gen Abgaben befinden. 
DW der Berathung in ver IL Kammer ift man über die Frage ganz 
Beegangen; dagegen hat die Kommiſſion der I. Kammer hei Er⸗ 
des $. 1. des Geſetes ſich dahin enifchieven, „daß demſelben eine 
—2 Kraft auf bereits ergangene Judikate und abgeſchloſſene Ver⸗ 
nicht eingeräumt werden duͤrfe, weil dies den erſten Grundſätzen des 
kB wibderflreiten, und nur zu unlösbaren Grörterungen durch neue 
effe führen würde, indem ed offenbar nicht genügen würde, daß jene 
‚und Verträge bloß unter der Herrſchaft der Deklaration zu 
De gekommen feien, fondern für die Nüdwirfung tes neuen Geſetzes 
8 gefordert werden müffe, daß eben die Deklaration jened Mefultat 


ch ließlich Herbeigeführt habe.“ 





ie von ben Zwangegäſten zu entrichtenden Mahl: oder Metzgetreides ans 
Bgaben (3.8. firirte Getreibezinfen) gegen die Aufhebung des Zwanges 
B gefeht worden find, gehören zwar nicht hierher; es iſt indeß zu erwähnen, 
2 chiohoͤfe die Anfht ausgefprochen haben, daß dergleihen Abgaben 
nie durch das Edikt v. 28. Dft. 1810 verorbnete Aufhebung des Mahlzwangs 
weggefallen feien. (Berg. die Grfenntniffe des D. L. ©. zu Breslau 
6 Schlef. Arch. Br. 1. S. 176— 186.) — Bornemann iſt derfelben 
B- (Soßen des Preuß. Givilcechts, 2. Ausg. Bd. 4. ©. 300.) 

> Bergl. Verhandl. der Nat. Berl. DB. 3. S. 1951 u. 1956. 
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en der Abgabe, indem ausgeführt wurde, daß dem Müller der $. 5. 
DA. v. 19. Behr. 1832 entg genfche, daß die Verhandlung von 1829 
bloßes Anertenntniß der Abgaben, vielmehr von ver einen Seite 
Abloſung der halben Abgabe durch Kapital zugeflanden, und von Seiten 
MWällers dagegen ausdrücklich übernommen worden fel, für die Zukunft 
WDioepel Korn abzuführen. Die Verhandlung fei alfo mehr, als ein 
6 Binerkenntniß, fie drüde zugleich die Natur der Abgabe in der Urt 
Vaß fie für den Mahlzmang oder für eine Gerechtigkeit entrichtet wor⸗ 
welche nach dem Er. v. 28. Oft. 1810 zwar aufgehoben, aber nur 
Gtaate und nicht von der Butäherrfchaft, zu vertreten war, und außer⸗ 
Fet fie in Sinne des $. 405. A. 2. R. J. 16 als Vergleich, felbk 
$. 454. a. a. O. als Novation zu betrachten, indem einer zweifel⸗ 
& Aogabe- eine zweifellofe fubftituirt und damit jede Anzeige für bie 
Ee einer Bemwerbeabgabe auf immer befeitiget fei. (Rechtefälle des Ob. 
.2 ©. 270 Rr. 135.) 
> Einem Müller, welcher auf eigene Koften mit Genehmigung der Guts⸗ 
t bei einem Mittergute eine Windmühle erbaut hatte, war von der 
srfchaft in dem mit dieſer abgefchloffenen Vertrage (vom Jahre 1716) 
Finem Morgen Land in jedem Belde und dem Holze zu den Mühlen- 
k, zugleich Tas Zwangsrecht genen die Butsangehörigen beigelegt wor» 
bogegen derfelbe jährlich an „Mühlenpacht und Grundgeld” 24 Ahle. 
Kichten übernahm. Das Gut gelangte demnächſt an den Fikkus, wel⸗ 
| Grhöhn ng ber Geldabgabe einführte. In dem hierbei zum 
} uſchlage vom Sabre 1804 war der Zins für Land⸗ 
Bichzucht vom Zins, für den Betrieb der Mühle gefchieden, und 
BE: auf 10 Mihle. 12 Spar. 8 Pf., Iegterer auf 60Thlr. 7 Sgr. 6 Pf. 
Me. Der damalige Mühlenbefiger beantragte indeß eine Fixirung 
abe, und die Verhandlungen fchloffen mit einer Erbverfchreibung 
Ahre 1809, nach welcher Fiskus von ver Solzoerabseichung frei, dem 
der Mahlzwang über neu anzufegende Familien entzogen, und ihm 
; die Verficherung gegeben wurde, daß die im Jahre 1804 feftgefi 
mpacht” von 72 Mthlr. unter feinem Vorwande erhöht werden fo 




















Maß der Gewerbe⸗Ordn. v. 17. Jan. 1845 erbot fih nun der das 
Beſitzer der Mühle, ven früheren Anfchlägen zufolge 11 Rihlr. als 
8 fortzuzahlen, verlangte dagegen Erlaß der Übrigen 61 Rtihlr. als 
bobenen Gewerbezinſes. Dem wurde entgegengefeht, daß die Ab⸗ 
irt ſei, ohne Nüdficht darauf, ob das Gewerbe betrieben würde 
t, daß fie demnah von Anfang an nicht Gewerbezins gewefen, 
8 aber diefe Eigenfchaft im Wege des DVergleiches‘ oder der Nova⸗ 
wätergegangen, und durch die Grbverfchreibung von 1809 ein reiner 
wit Kanon eingeführt und an deren Stelle getreten fei. 

u Ob. Trib, erkannte indeß (unterm 10. April 1847) auf das 
Meftehen ver ganzen Abgabe, Indem angenommen murbe, taß ber 
Ar dieſem Falle als ein Gewerbezins überhaupt nicht feſtgeſetzt 
2) Menn eine Scheivung im Zinfe mittelft der fpäteren Mühlen« 
Age erfolgt fet, fo fei unter dem, den größeren Theil bildenden Zins 
pr Betrag des Mahlzwanges vorzugäwelfe zu berüdfichtigen. Indeß 
mune Bertsag von 1809 beſeitige alle Zweifel über die Natur des 














MB Diefer Grund der Entfcheidung erfcheint allerdings unter den obwalten⸗ 
en bes Falles gerehtfertiget, ba der Zins bier urſprünglich theils 
Wrand und Boden, theils für das übertragene Bannrecht veripro 
E60 fteht dieſer Grund aber an ſich in gar Feiner Verbindung mit der hier 
— vorliegenden Frage von der rechtlichen Wirkung der ſtattgefunde⸗ 
atien. 
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ũt vorhanden war; b) baf der Empfänger dadurch einen Bortheil erlangt babe, 
sahen er gar Fein Recht hatte; c) daß bie Zahlımg aus einem wirflichen Irr⸗ 
@ geſchehen fei ($. 178. a. a. O.). Es folgt hieraus, daß dem durch einen, 
Graf des die Gewerbeabgaben aufhebenden Edikts v. 2. Nov. 1810 abs 
ſſenen, Novations⸗Vertrag Berpflichteten nicht verfchränft werben barf, 
Machweis zu führen, daß die Abgaben, welche er bis dahin entrichtet Hatte und. 
uwen Stelle die neu flipulirien treten follen, gewerblider Natur, mithin. 
den $. 30. a. a. D. aufgehoben waren, daß er fih mithin im Irv⸗ 
u-befunben '), wenn er fi itatt derfelben zu einer Zahlung verpflichtete, wos 
w:gar Feine Berbindlichfeit und zu deren Empfangnahme alfo der anbere 
Fehent gar fein Recht Hatte. — Die Novation if alfo in den Fällen, we 
Berpflichtete überhaupt im Stande if, den Nachweis der gewerbliden 
P:der urfprüngliden Abgabe zu führen, für ihn völlig unverbinds 
: anb flieht ihm alsdann au nach $. 5. der Dei. v. 19. Febr. 1832 Feines 
in bee unbedingten Weife, wie ber erſte Gerichtshof angenommen bat, ents 
w:vielmehr Tann der Richter ih niemals bes Cingehens auf bisjenigen Um⸗ 
r.emtziehen, welche der Verpflichtete für die Natur der Abgabe als einen 
tsblichen beibringt, und deren Nachweis alsbann die Unverbinblichkeit 
Br»vationsgefchäftes nad fi ziehen muß. 
WM den. Erforderniffen einer Novation gehört aber ferner auch die Abſicht 
Bemirahenten, eine wirlihe Novation vorzunehmen. Diefe Abficht mu 
Durch Worte ausgebrüdt werden, oder daraus zu erkennen fein, daß bie 
bindlichkeit fo befchaffen, daß fie mit der alten zusleig nicht befichen lann 
= 4. I. 16. $$. 454. 455., Koh’s Pr. Private. Bd. 2. ©, 159, 8. 541.) 
aber namentlich feine Novation anzunehmen, wenn die Kontrahenten nur 
!Ahbereingefommen find, daß an die Stelle von Natural-Leiftungen ein 
228 treten folle; vielmehr iſt alsdann nichts anders vorhanden, als ein Ver⸗ 
“über die Aeftimation, indem ftatt der urſprünglich verfprocdhenen Gadye 
z5th geleiftet werben fol, der, weil er fih nicht von felbft verſteht, ſondern 
if, Durch Vergleich beftimmt wird (vergl. Koch's Preuß. Privatr. Bd. 
R859, und befien Lehre vom Uebergange der Forderungsrechte, $. 50. &. 295); 
jes alfo lediglich ein Bergleihh über die Modalitäten der Zahlung, web 
der Natur der Berbindlichkeit nichts ändert (U. 2&.R. I. 16. $. 453.) — 
U ift derjenige, welcher befonders bei den Mühlen der Domainens 
g vielfach vorgefommen if. In Bolge der Gb. v. 28. Okt. u. 2, Nov. 
r durch die (nit publizirten) Kabinets-Ordres v. 31. Of. 1820 u. 3. 
6 eine Regulirung der Domanial:MühlensAbgaben angeorbnet, und es 
Wer die dabei zu beobachtenden Grundſätze mehrere Inftruftionen des Finanz⸗ 
Feriums erlaffen worden, welche insbefondere die Abfonderung der eigen⸗ 
genannten Grundrenten von en Bortheilen, welche der Betrieb 
Hlengewerbes auf einer gewiffen Mühle durch die Lage ber letteren 
Dfetzen läßt, anordnen, und babei beitimmten, daß in Abficht des zuleht ges 
x Teils der Abgaben den DMühlenbefigern die Befugniß vorbehalten werben 
für die Folge auf deren anderweitige Regulirung anzutragen, wenn fie 
ne ihre Schulb eingetretene Verminderung im Debitss Berhältnig nachweiſen 
wu — Hieraus erbellet Har, daß dergleichen Ablommen in ber ege 
Anderes find, als bloße Ummwandlungen von Natural⸗Abgaben in Gelb; 
Den, und dag dadurch, wenn nit andere Umflände hinzutreten, was freilich 
Dem einzelnen Yalle geprüft werden muß, eine Novation nit einge: 
fo daß alfo dadurch die Natur der Abgabe felbit nicht verändert worben, 
* dem Mühlenbeſitzer der Nachweis der urſprünglich gewerblichen Eigen: 
Leiſtung unbedingt auch in ſolchen Faͤllen offen eben muß. ?) 
















—— (un 





D 56 genügt hierbei der Nachweis eines itatigefundenen Mechtsirrthums 
Zazeris). Bergl. den Blenarbefhl. des Ob, Trib. v. 19. Oft. 1840 (CEnt⸗ 
* Trib. Br. 6. ©. 399), desgl. Duesberg in Simon's Zeitſchrift, 
we. ©. 290 u. Bornemann's Syſt. Bd. 3. ©. 573. u. 579. 
D Dies iR auch in den Motiven des von Seilen der Staats⸗Regierung im 
1848 der Nat. Berf. vorgelegten Gefeh: Entwurfs anerkannt, indem 
Bra 20. a. a. D. bemerkt wird, daß, wenn lediglih Umwandlungen von Natu⸗ 
Raben in Geld: Abgaben erfolgt find, was in. —* einzelnen Kalle zu yrülım 


\ haltene Anertenntnig folgen Waoebro ug. in ©, GL— 


I 


evifio ——— e. 

». 15 Fi 1850) andgefprochen, * 

daß bie rejeßmaßige Feſtſetzung eines Domainenzinfes (Gelbjinfes) =) 
iner früheren Mühlenvacht (Naturalabgabe) eine Nevation enthalte, 
Anfprud auf den Wegfall der Abgabe wegen ihrer gewerblichen Natur a 


Die Grünte bemerken: 


Das Gef. v. 11. März 1550 habe die Frage nicht entſchieden, ob una 
weit dergl. Verträge unter dem Vorwande, daß bie Nipulirte Gelttente us 
einer gewerblichen Naturalpräftation geteeten fei, noch angefochten zata 
nen. Auch die Motive des Megier. Entw. und der Bericht der Romm. ter I 
berührten dieſelbe wicht, und die Komm, der I. K. habe dieſelbe nur bei da 
wägung des $. 1. dee Gef. in Vetreff ber rühwirfenden Kraft diejer Bein 





fei, dies der anderweitigen Megulirung nicht entgegenfiehen Mönne, da td) 
folge, für eine Novatien nicht u eradhtende Umwandlung die Natur der d 
felbft nicht verändert worden fei, (Verhantl. der National: Wer. Dr. II 
1956.) 

1) Dies ſcheint wenigitens bei dem eriten ber beiden oben — 
dem Ob. Trib. enticichenen Nechtefälle in Zweifel gezogen werden zu 
wohl ein beftimmtes Urtheil hierüber nur auf die Gunficht des sie 
fommens felbit würde gegründet werben fönnen. 

2) Das Ob. Trib, hat (im tem Gef. v. 24. Nov. 1843) in tiefem © 
ebenfalls ausgeführt, daß ein, nach der durch bie neuere Genwerbe-@etegackml] 
folgten Aufhebung ber Gewerbrabgaben, abgegebenes blofes Anerim 
einer Gewerbeabgabe kinen Anfpruch auf deren fernere Furich 
fönne; eine newe Verpflichtung, zu welder es an jedem Titel fehle 
habe der Anerfennende durch das bloße Anerfenntniß nicht überncam 
der urfprüngliche Rechtotitel fei, tes Anerfenntniffes ungeachtet, rehrlid m 
106 geworben. (Gnticheid. bes Dh. Trib, Br. 9. &, 376— 380.) 

Ueber das in einem Urbarium ader in Urbarial-@erbuntlaztn 

3, 
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en Aufhebung der 88. 1. und 2. ber Det. v. 19. Febr. rg ange: 
#) Huch der $. 100. des Ablöf. Geſ. v. 2. März 1850 könne auf an 
Esea wohl analogiſch, aber nicht bireft angewendet werben (vergl. 6. 113. Hin. 
yandaf.), da das MühlensAblöf.sGef. v. il. März 1850 im $. 2. nur die auf 
Mengeundfüden haftenden Reallaiten nad dem Gef. v. 2. Kin 1850 ab: 
s wiffen wolle, mithin vorausfeße, daß die Natur der Luften als Reallaſten 
Written fei. Daher könne die Frage nur nah den allgemein geſetzlichen Bes 
gamgen beurtheilt werden. Nach diefen bauere aber die gewerbliche Natur einer 
Me fo lange fort, bis diefe durch Vertrag ausbrüdlich aufgehoben werde. Dies 
werde daber durch einen Vertrag verändert, wenn fie freilig war und in 
eeines Bergleiche als eine Reallaft anerfannt ift, oder wenn fie aufgehoben 
an Gtelle derfelben eine Reallaft Eonfituirt wird (Novation). Im erſte⸗ 
alle itete die Borichrift des F. 418. A. 2. R. I. 16. ein; im lepteren die 
» £ des 6. 467. ebentaf., und eine rezeßmäßige Umwandlung einer Rü — 
ten neuen Domainen⸗(Geld⸗) Zins enthalte die charakteriſtiſchen Merkmale 
4. a. a. D.) der Novation. (Beitfchr. des Reviſ. Kolleg. Bd. 3. ©. 337 
92. u. Prij. Samml. S. 70. Nr. 5.) ' 


20. Bas insbeſondere in tiefer Beziehung die rechtliche Wirkfamfeit 
Ser: Auseinanderſetzungs⸗Rezeſſe betrifft, fo Hat: 

Jdas Nevifiond- Kollegium für L. K. Sachen folgente Grund⸗ 

enommen: 

4 in von ten Bartheien vorfchriftsmäßig, insbeſondere mit Rückſicht 
Die Vorſchrift des 6. 170 der V. v. 20. Juni 1817 vollgogener, von 
EmBeinanderfegungd= Behörde beflätigter Rezeß, durch welchen tie ur⸗ 
wliche Naturalabgabe oder Leiftung in eine Beldrente verwandelt 
I ift, bat in den Landestheilen, in welchen das Gemwerbefleuer-Er. v. 
We. 1810 gilt, fofern der Rezeß nach deſſen Publikation errichtet if, 

Lie Wirkung eines gerichtlichen Vergleichs im Prozeffe, refp. einer 
Ben, vergeftalt, daß ter Einwand der gewerblichen Natur der urfprüngs 
Abgabe oder Leiftung nicht mehr geltend gemacht werden kann. 

Reviſ. Kolleg. v. 15. Nov. 1850, in deſſen Zeitichr. Bd. 3. S. 326—332 
Samml. ©. 69 Wr. 3.) 

-Ein, von der Außeinanderfegungs-Behärde beftätigter Rezeß ni jetet- 
Ms eine Novation anzufehen. Er bat außerdem aber bie ung 
gerichtlichen Vergleiches im auopefe oder eines rechtöfräftigen Erkennt⸗ 
Jund es iſt der Einwand des Irrthums wegen der demfelben zum 
ve liegenden Mechtöverhältniffe dagegen nicht zuläffig. (Erk. des Neviſ. 
v. 15. Nov. 1850, in defien Zeitfchr. Br. 3. S 332—337.) 

Die Umwandlung der urfpränglicden Naturalabgabe in Beldrente 
einen von ter Audeinanderfegungd= Behörde, felbft vor Publikation 
ewerbe- DOrbn. v. 17. Ian. 1845, beflätigten Rezeß iſt auch in den⸗ 
ı Zandestheilen, in welchen das Gewerbeſteuer⸗Ed. v. 28. Oft. und 
1810 nit gilt, ald eine Novation zu betrachten und iſt gegen eine 
Movation ein weiterer Einwand, und namentlich der, daß die Abgabe 
licher Natur fei, nicht mehr zuläffig. (Erk. des Reviſ. Kollegiums v. 
. 3850, in deſſen Zeitſchr. Bv. 3. S. 393 — 399.) 
efe Entfcheidungen lügen ſich darauf, daß ein Behufs des ai 
useinanderfegungd- Berfahrens errichteten Rezeß (6$. 158. fl der V. 
Sunt 1817) ſtets als Vergleich (MR. R. I 16. $. 405) zu ber 
en fet, da die Verhandlungen im Auseinanderfegungd » Verfahren zu 
wzeffualifchen im weiteren Sinne gehörten, und daß die Umwandlung 
Naturalabgabe in einen Geldzind, wenn fie im Wege ver Aus⸗ 
verfſetzung erfolgt, unzweifelhaft als wirflihe Novation (U, 
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Bung feiner Xafleh in fo weit zu verlangen, Bap 

des Neinertrages des Mühlengrundftücdes verbleibt; indem es, 

Tegtere Begünftigung des Gefeges in Anfpruch zu nehmen, völligh 

gültig fei, ob die Abgaben noch jtreitig oder im irgend melde # 

reits feftgeftellt find. (Kommentar zum MühlenAblöf. Ger, & 11)! 

DD. Die Wirffamfeit vehtsfräftiger Frfenutniffe über M 
abgaben betreff., jo bat das Nevif.eKolleg. für &, K. Sadıd 
nommen, taß der Ginwand ter Gewerblichfeit der Abgaben nd 
mebr geltend gemacht werven Fönne, wenn derfelbe früher rechröfritk) 
worfen worden. (Erf, des Reviſ. Kolleg. v. 15. Nev. 1850, in defen 
ur —* 3132315 u. S. 365 f. und, Prij. Samml. ©. 68. Min 

tr. 8. 
K. Rechtliche Wirkſamkeit des Anerfenntniffes einn® 
Tens Abgabe. 

1) Tas Revif.- Kolleg. für L. K. Sachen hat (in tem Er.t 
Nov. 1850) ausgeführt, daß, wenn in einem früheren Prozeife ront 
Befiger des Mühlengrundftüdes das Anerfenntniß abgegeben ut 
daß von ter Mühle ein Grundzins zu entrichten fei, und wenn bierat 
Agnitoria dabin abgefaft worten, daß ter Müblenbefiger zur Ennd 
des Grumdzinfes verbunden, bierturd tie reale Matur ter 
und die fortbauernte Verpflichtung zu deren Entrichtung dergeftalt fit 
geftelt zu erachten fei, taß der Cinwand ter mangelnden causa 


























4) Die Ausführung in dem Gef. ad b. (Zeitfhr. Bd. 3. &. 334) weil 
daranf Hin, daß dies von der Kom. der II. K. angenommen werden, indem 
ein Amendement abgelehnt habe, welches die Verwandlung eine Sul 
abgabe in eine Beldrente als Novation nicht amgejchen mıfm 
(Bergl. hierüber den Ver. der Rom. ter in Ke zum $. 99. des Aklei Grit 
März 1850, |. den &. WR) 
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btögültigfeit des Anerkenntniſſes nicht mehr entgegengeRell werden 
weil es bei der Agnitoria, wie ber $.14.%2.8.0;:L 8. voraus» 
d verlange, auf das Eingehänbniß, der Forderung, auf die eigene 
ng über die ftreitigen Rechte und Borbindlichkeiten, abgefehen fel, 
eigene Agnition ter Parthei an Stelle des richterlichen Erkenntniſ⸗ 
m und die Parthei zum Nichter ihrer Sache machen folle. Geiiſcht. 
ff. Kolleg. Bd. 3. ©. 319 326.) 

Betreffs der Wirkſamkeit eines bei Gelegenheit einer ander- 
en Dienftablöfung oder Auseinanderfegung abgegebenen 
:aniniffes bat das Ob. Trib. folgenre Anſichten ausgefprochen: 
In dem Erf. v. 30. Juni 1847 wird ausgeführt, daß, wenn auch 
r folhen Beranlaffung das Anerkenntniß des Zinfes als Grund» 
gkeit abgelegt worden, dies doch völlig unerheblich ſei; denn es 
ſolches Anerkenntnif nur als eine hiſtoriſche Angabe, liege 
iſtabldſung felbf fern und verbreite fich nicht über tie Natur des 
— Zugleidy wird bemerkt, Taf unter ſolchen Umfländen auch ver 
Igung, des Ablöſungs-Rezeſſes nicht etwa nach 6. 170. der 
0. Juni 1817 vie Wirfung beigelegt werden Fönne, dad ber a 
z mit feinen Einwendungen aus der gewerblichen Natur der Abe 
* weiter zu hören ſei. (Rerbtsfälle des Geh. Ob. Trib. Bd. 2. ©. 


Das Erk. veffelben Gerichtähofes v. 1. Dec. 1848 1) führt auß, da 
Auselnanderfegungd- Verfahren abgegebenes Anerkennini 
ünlen- Abgabe Seitens des Verpflichteten diefem ſchon deshalb ent⸗ 
ye, weil Das Auselnanderfegungd-Berfahren als ein prozeffuali- 
azuſehen und hierbei vie Gültigkeit des Zugeflinpniffes nicht da» 
dingt fei, ie aus ter Erflärung des Zugeftehenden der Entfte- 
jeund der Forderung bernorgehe, weshalb ver $. 190. A. 2. 8. 
er Feine Anwendung finde. Auch Eönne fich der Verpflichtete tn 
Balle nicht mit tem Mangel ter im $. 65. A. G. O. I. 25. vor⸗ 
men Belehrung fchligen.. (Zeitfehr. des Reif. Kolleg. Bd. 3. &. 83 


‚e, welcher dieſe Entſcheidung gleichfalls mittheilt, wacht darauf 
int, daß daraus keinesweges gefolgert werten Eönne, daß das Ob. 
er Anſicht des Revif.- Kolleg. darin beigetreten fei, daß jedes 
itniß der in Rede ſtehenden Art auch auf die Eigenſchaft der Ab⸗ 
Grundabgabe jr beziehen fei. Denn die Entfchefdungsgründe 
Daß das Ob. Trib. nur die eingewandten Nichtigkeitsgruͤnde zur 
fung sejoan babe, nämlich die Teviglih aus F. 190. A. 2 R. J. 
- 65. 4. G. O. 1. 25. entnommenen Angriffe Das Erf. des 
16. fpreche eben deshalb aus, daß der von ten Appellationdrichter 
te Sntfcheitungdgrund nur infomweit in Erwägung gezogen wer⸗ 
ne, als verfelbe in der Nichtigfeitäbefchwerte angegriffen ſei. 
Lehrzeit. für Entlaſt. des bäuerl. Grundbeſitzes, Jahrg. 1550. ©. 152.) 
zgiebt fich hieraus, ta das Ob. Trib. in der neueren Entſchei⸗ 
1. Dec. 1848 den in dem früheren Erf. v. 30. Iunt 1847 aufs 
Grundfag noch keinesweges unbedingt verlaffen bat. 


_ 


Yies Erf. it auf die gegen eine Gntfcheivung des NRevif.s Kolleg. für 
eingelegte Nichtigkeitsbefchwerbe ergangen. Die angefochtene Entſcheidung 
mommen, daß bas Anerfenntniß des Mühlenbefigers, daß er bas gefors 
getreide liefern müfle, aud) das Anerfenntniß der grundz ins lich en Ras 
Abgabe einfchließe, indem daſſelbe in dem, einem Brozeffe gleich zu 
Auseinanderfegungs-Berfahren abgegeben worben und deshalk 
eren Grmittelung oder Prüfung durch ben Richter nit bevürie. 
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ig fordern zu können. Der Bannberechtigte verliere das Zwangsrecht, ohne 
den ihm unterworfen gewefenen Berfonen Entſchaͤdigung, oder von dem Ber: 
e Gewähr fordern zu Ffönnen; und der Verleiher verliere ben dafür ftipulirten 
. (Koch's Schleſ. Archiv Bd. 1. S. 196 — 197.) 


b) In einem Erk. v. 25. Mai 1837 führte indeß derfelbe Gerichts⸗ 
das Begentheil aus. 


Da, nah $. 3. des ©. v. 28. Olt. 1810, der Staat die Entfhädigung über: 

wen habe, fo fei es Ear, daß der Mühlenbefiger nur an diefen einen An⸗ 

id wegen Aufhebung des Mühlenzwanges habe. Der Beräußerer des Mahl: 

rechte babe feinerfeits den Vertrag vollftändig erfüllt, indem er bei der 

stragung ben Mühlenbefiger in den Beſitz des ihm gegen einen Zins verfaufs 

**— geieht habe. Es Fönne alfo nur die Brage fein, ob der Verkaͤufer 

t8 dafür Gewähr zu leiten fhuldig fei, daß dies Bannrecht dem 

b Hiervon aber entbinde ihn nicht bloß das Spe⸗ 

des $. 2. a. a. D., fondern er fei davon audy nad den allgemeinen Res 

der Sewährleiftung befreit; denn zur Gewährleiftung ſei der Verkäufer 

r nur dann, wenn dem Berfäufer das Recht oder die Sache durch Urtel 

entzogen wird, niemals aber alsdann verbunden, wenn ber Verluft dur 
Macht Herbeigeführt wird, (a. a. O. ©. 211— 212.) 


Das OH. Trib. hat fich bereits in dem Erk. v. 7. Oft. 1836 für 
jest von dem II. Sen. des DO. 2. ©. zu Breslau angenommene 

entfchievden und die Zinfen für aufgehobene Mahlzwangs⸗ 
für fortbeftehbend erklärt. In den Gründen der Entſcheidung 























8 
efiper entzogen worden. 
es 


allgemeinen Geſetze über Grfüllung oder Aufhebung ber Verträge wegen 
ufall, unabwenbbare Gewalt, oder Uebermacht eintretenden Unmöglid: 
364. ff. A. 2. R. 1. 5.) können bier gar nicht Plag greifen, weil das 
3. Dft. 1810 ale Sperialgefeg entſcheidet, weldes in S$. 2 ff. genügende 
en für die aufgeworfene Grat enthält, und nach allgemeinften Rechte: 
(88. 53., 59. Einf. zum A. 2. R.) das jüngere Geſetz vor dem’ ältes 
) Gpezialgefeb vor dem allgemeinen Geſetze den Borzug bat. (a. a. D. 


e Anficht hat der höchfte Gerichtöhof auch in fpäteren über die 
ergangenen Judikaten (v. 29. Mai und 13. Nov. 1847) aufrecht 

(Bechtsfälle des Ob. Trib. Wh. 1. ©. 157. Rr. 74. und Bd. 3. ©, 
«Ir. 62.) 


WM v. Rönne führt (in dem Kommentar zum Mühlen-Ablöf. Gef. ©. 
=88) aus, daß ver Anficht des Ob. Trib., wenngleich mit einer Ein⸗ 
Mung, beizutreten fei, indem er ſich dahin ausſpricht: 
P iR zwar son ben Zinspflichtigen auf die Vorfchrift des A. 2. R. Th. I. 
$. 364. Bezug genommen, welche beflimmt: 
2 .„Sntfteht die Unmoͤglichkeit, den gefchloffenen Bertrag zu erfüllen, durch 
„einen Zufall oder Wa unabwendbare Gewalt oder Uebermadt, fo wird 
—, „der Vertrag für aufgehoben angefehen ;“ 
Baben behauptet, daß diefe Vorfchrift Hier zur Anwendung kommen müfle, 
% Bertrag Seitens der Beräußerer dee Zwangsrechtes zwar eine Reihe von 
hindurch erfüllt fei, diefelben indeß je tzt Hierzu nicht mehr im Stande freien; 
Wi fei hier die Rede von einem Vertrage, der fortwährend in jedem 
von jeher Seite erfüllt werben müffe. 
* dieſes Letztere iſt nicht zuzugeben. Die Verträge der in Rede 
Gattung find nämlich keine Verträge über Handlungen (facio ut 
z,3-ift dadurch den Müllern nur das Mühlenzwangsrecht über einen Bezirk 
sigen Zins verliehen; bag ter Verleiher jührlih dabei Handlu ngen leiften 
I nicht verfprocdhen. Das ade an der Zwangspflichtigen zum Mahlen auf 
Mühle würde aud nicht Sade des Beräußerers des Bannredhtes, fon, 
Juſtiz geweien fein. Gin Zwangs-Mühlenrecht ift ein Bannrecht, und 
gkeilen find felbfiländige din gliche Rechte. Ein fortdauerndes oblis 
we Verhaͤltniß zwifchen dem Berechtigten und dem Beräußerer in "es 
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: werden, wenn in tem über die Natur ter Abgabe entſtehenden Pro⸗ 
auf Entbindung von der ferneren Leiſtung erkannt wird. Ausnahms⸗ 
ie fol indeß eine folche Rũckforderung zuläffig fein: 


) wenn die Zablung mit Vorbehalt geleiftet worten, und 


PA rie Zahlung in Bolge einer durch MWiderfpruch gegen bie 
tung veranlaßten Erefution geleiftet worden. 


Dieß verordnet der F. A. der Dekl. v. 19. Febt. 1832. (f. Bd. J. S. 84) 


zu erwähnen ift indeß hierbei, ka das Ob. Trib. unterm 4. Aug. 
8. Nov. 1847 entfchieten hat, daß der $. 4. a. a. O. nur auf foldhe 
ben anwendbar fei, die ſchon vor Publikation des ©. v. 2. Nov. 1810 
wen. (Gntich. des Ob. Trib., Bd. 15 ©. 496 Präj. Nr. 1933.) 

lebrigens unterliegen, wie die Gen. Kom. zu Breslau (in der Inftr. 
J. Ott. 1850) bemerkt, die Unfprüce, melde auf Ruͤckzahlung von 
6. berichtigten Mühlenabgaben gemadht werden, indem die Behauptung 
Reit wird, daß es Gewerbeabgaben find, nicht der Kompetenz ver 
einanderfehungd- Behörden, ſondern der orbentlicdyen Gerichte. 
1e’6 Lehryeit. 1850 ©. 128). 


T. Zum 8. 2. 


Der 6.2. iſt von beiden Kammern unveräntert nach tem Vor⸗ 
Ades Megier. Entm. v. 12. Nov. 1849, lediglich mit ter Faſ⸗ 
Mopififation angenommen worten, daß im Alin. 1. flatt der Worte: 
Zen Örundfägen der Ablöſ. Ordn.* pefebt worden ift: „nach 
zundfägen des Gefeges über die Abldfung der Neal» 
re. 9.2.0 M.“ (Stenogr. Ber. der II. K. 1848. S. 1968 u. der J. K. 


4.) 
ce Die Motive des Negier. Entw. bemerken dazu: 


$. 2. legt den Streitigkeiten wegen Aufhebung der auf Mühlengrunds 
aftenden Abgaben und Leitungen die Wirkung bei, daß tie nah dem rs 
der vorzunehmenden Grörterungen fortbeitehenden Laften nah Maaßgabe 
t6 der Kammer im Entwurfe vorgelegten Abloͤſungs⸗Ordnung abgelölt wers 
en, weil es als ein dringendes — 58 angufehen ift, bag das Verhaͤlt⸗ 
hen dem Berpflichteten und Berechtigten vollitäindig gern werbe, 
Sen Auseinanderfehungss Behörden, weldhe die Ablöf. Orbn. auszuführen ha; 
mnen auch die geeigneten Organe zu ®ebote fliehen, um bie Regulirung nad 
wgemwärtigen Geſetze befriedigend durchzuführen, mußten baher auch die Streis 
in Betreff der Mühlenabgaben und Leitungen überwiefen werben. 


= Die Rommiffion der IT. Kammer fand gegen den $. nichts zu 
In. 


-— Die Kommiffion ter L Kammer hat ſich in ihren Berichte 
ausgeſprochen: 
Ser g. 2. wurde mit Rückſicht auf die Erklärung der Reg. Kommiſſarien, daß 
mats-Renierung bie Nothwendigkeit erkenne, auch bei den Auseinanderfegunge, 
men das öffentliche und mündliche Prozegverfahren einzuführen, und ein dess 
Geſetz vorzulegen, angenommen. an erwog dabei befonders, daß mit 
Meng der Deil v. 19. Febr. 1832 in die thatfächlichen Umflände bes einzel: 
BMG näher werte eingegangen werben müflen, als bisher, daß bazu bejons 
Bis sechniichen Behörden geeignet feien, und dag, wenn die Prozefle über bie 
—Adr Abgaben in der Hand befielden Kommiffarius feien, welcher die Ablö⸗ 
arbeitete, zwechmäßigere Gelegenheit zu Vergleichen gebeten werbe, als wenn 
reitigkeiten in den Händen der Gerichte bleiben. Auch die Erhöhung ber 
in fepteren Falle doppelten Verfahrens fei zu erwägen. 
ME MWermeidung von Mißverſtaͤndniſſen muß indeß im lin. 1. flat: „Ab⸗ 
Be Drdnung“ gefept werben: „Befep über bie Ablöfung der Reallaken 
Fu 
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iefe Regulirung muß von Amtſwegen, obne daß es eines weiteren 
ages der Interefienten bevarf, bewirft werden; tenn fchon der Um⸗ 
allein, daß die PBartheien über die Qualität der Abgaben un. 
ı find oder werten, fol dieſelbe Wirkung haben, als wenn von einer 
sen eine Provokation auf Abläfung angebracht worden wäre. 

8 ergiebt fich Hieraus, daß die ordentlichen Gerichtsbehorden 
treitigfeiten über Mühlenabgaben nur noch in dem Falle fom- 
find, wenn es fid, um tie bloße Einziehung folcher Abgaben han⸗ 
deren Natur unter den Partheien nicht flreitig if. Sobald aber 
em ſolchen Prozeffe ein Streit über die Qualität der Abgabe eintritt, 
bie weitere Kompetenz der Gerichte auf!) und es gebt die Sache 





„auf dem Srundflüde ruhender Reallaften, fowie etwaniger zur Ablöfung 
„Belangender Gegenleiftungen verhandelt werden. Nur durch ein folches 
„vorangegangenes Regulirungsverfahren, bei welchem die gütliche Befeitis 
“gung der verfchiedenen Streitigkeiten über alle, das Mühlengrundftüd bes 
„laftende Leitungen verfucht if, und durch das Butachten der Auseinanders 
„Tepungsbehörbe, mit welchem tie fyruchreifen Akten über die Frage wegen 
„der realen ober gewerblichen Natur der Abgaben in jedem einzelnen Falle 
„den Reviſ.⸗Kolleg. zur Entſcheidung überreicht werden, wie die ansgebehnte 
„Kompetenz dieſes lepteren als erfennende Behörbe letzter Inftanz bedingt 
= begründet. Bon biefer allgemeinen Beſtimmung des $ 2. und des 







in. 1. des 8. 3. über den Rechtsgang und das Geſchäftsverfahren ents 
alten die Alin. 2. u. 3. des $. 3. Feine Abweichung und Ausnahme, 
wiondern nur eine nähere Borfchrift wegen der Kompetenz des Revif.s 
at über bie Frage der im 6. 3. gedachten Art als lebte und nad 
„Belnden erſte Inftanz im Verhältnis und Begenfape zu den Berichten. — 
Kodie Anwendung des $. 6. kommt zwar allertinge erfi bei der Berechnung 
„und Auslegung des Auseinanderſetzungsplanes in Betracht. Doch ſteht 
„es, wie bei Auseinanderfeßungsgelchäften anderer Art, fo auch bei diefen 
 „Rblöfungen der auf Mühlengrundflüden haftenden Reallaften, zunächfl 
„ben Ermeſſen ber leitenden Auseinanderfepungsbehörbe zu, darüber zu 
„beftimmen: ob für den Fal, daß bei Gröffnung des Regulirungsverfahrene 
„noch andere ablösbare Reallaſten oder Gegeuleiſtungen, bei denen die 
„Brage des $. 3. nicht obwaltet, ihrer Briftenz, ihrer Art und ihrem Ums 
„fange nach fireitig geworben find, über dergleichen flreitige Verhältniſſe 
„zuvor - etwa in erfier Inſtanz zu erfennen fei und fobann erſt mit ber 
„weiten darüber auch gleichzeitig die Entſcheidung des Reviſ. Kolleg. 
„über die gewerbliche Natur von Abgaben der im $. 3. gedachten Art eins 
eholt werten folle, oder ob biefe letztere zweckmaͤßiger bermeg zu erfolgen 
“he, fowie ferner, ob zuvor allenfalls der Blan auf die verfchiebenen Fälle 
„des Austrages amulegen und demnächſt die Bnifcheibung fofort auf den 
: „Uuseinanterfegungsplan felbft zu richten ſei.“ (Zeitfchr. des Revif. Kolleg. 
L ©. 177-178.) | 
Diefer Bericht gab dem Min. für landwirihſchaftl. Ang. die Beranlaffung, 
em Juſtizmin. den Erlaß tes oben erwähnten C. ®R..v. 13. Juni 1850 au 
gen, wovon das Reviſ. Kolleg. mittel R. v. 17. Mai 1850 (a. a. D., 
6) in Kenntniß gefebt wurbe. 
> a) Auch die bereits anhängig gemachten Brozeffe über Mühlenab; 
‚gehen, wie das Geſetz ausdrücklich beſtimmt, an die Auseinanderfegung®s 
wbe über, fobalb die Natur der Abgabe freitig wird. 
bs). hierüber au den Auffap in Robe's Lehrzeit für Entlaſtung bes 
k:@rundbefiges, Jahrg. 1850, S. 53—56, worin ebenfalls gegeigt wird, daß 
einem Prozeſſe die im $. 1. des MühlensAblöf. Gef. bezeichnete Frage 
wird, die Sache von der betr. Gerichtsbehörbe an bie fompetente Auss 
ebung6s Behörde, und zwar auch in denjenigen Bällen abzugeben fei, 
B Behauptung der Gewerblichkeit der Abgabe gegen bereits rezeßmäßig 
gRellte Renten gerichtet wird, fowie wo bereits in früher rechteft ent: 
rozeſſen über die Frage verhandelt und der Cinwand der unenigellliäden 
En der Abgabe verworfen worden ifl, 


in ein er a 
——— ao — 


ARE a 
— ee Rat — feld 
© 


ri IHR ALIEN ER: AN, etenge Konflikt: 


w 

et, 
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„Beftfegu h 
„air Ausführung zu bringen und die Intereffenten zu eine 
„geordneten Auftande zurüdzuführen. 

Aug diefer Vorfchrift, insbefendere aus den Schlußworten derſelben 
fh, daß and Nreitige Nüditände folder Meal- Abgaben, melde de Ü 
and eines bei einer Sen. Kommifften anhängigen Ablöfungs: Verfahrens KM 
zu denjenigen, mit dem Hauptverfahren fonneren Gegenitänden gehören, übt 
die Gen. Komm. mit zu entfcheiten hat. Denn vor der Gutſcheidung u 
tigfeiten über dergleichen Abgaben: Rüsfitinte Faun man nicht Tagen, ra @ 
Intereffenten in einem vollig geordneten Zuftande befinden. Es kommt 

. 2% März 1550 Abgabei üdjtäande unter 
der Nentenbanf überwiefen werden Fönnen, eine Boriteit, 
ungweibeutig auf der Vorausfegung beruht, daß die Rüdtände mır wie 
den Auseinanderfegungs-Vehörben zu vequlivenden Gegenitänden gehören 
der Mühlenbefiger feine Werbintlichkeit zur Bezahlung der eingeflagten Rt 
gleichvie aus welhen Gründen beitreitet, jo ann dee Gen. Komm, tie 
nicht verfagt werden, über diefen Streit in dem Ablsſt ngeverfähren 
ſcheiden. — Daifelbe folgt aus der Verſchrift des 
1550, wenach jeer Prozeß, in welchem die Rage ftreitig i 
ob die auf einem Müblengrundilücte haftenden Abgaben durch tie 
mungen des $. 30. des Gt. v. v. 1510 oder des g. 3. der 
Gewerbe-Ortn. v. 17. Ian. 1545 aufgehoben worden jeien? 
zur Kompetenz der Museinanterfegungs- Behörde gehört. Diefer Rall 
vor, indem ber Berklagte in feiner vorläufigen Rlagebrantwertunge:-Schrift 
tet hat, dap bie eimgeflagten Abgaben durch die alfegirten gejeglichen Leit 
aufgehoben feion, Das Kreisgericht will Dies zwar nicht gelten lafen, mal 
jene Ruage [hen in dem Vorprogeffe redhtsfräftig entichieben fei. Das 
fein eines felhen Judifats macht indefen einen neuen Etreit über tie & 
Brage noch nicht unmẽglich. Ob der Streit eine and wur jeheinbare rede 
Vaſis hat eder nicht, in yleichaültig. fommt vielmehr Tebigli auf tie IF 
fache an, daß jene rage freitig it, und über biefe Thatfadhe Fan bit 
— ohwalten. (MM. WEL. UM. 1851, ©. 301, Mr. 3, 38 
1852, ©. 5, Nr. A, u. Zohcht. iss Roi.‘ ER RE 6) 
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te ubmren gehdten (8. 95. des Ablbſ. Geſ); es iſt mithin unflatthaft, 
sr Wöbe run auf einzelne Arten diefer Laften zu befipränfen. se 
— er. MEansgefchloffen von ver Ablösbarkeit find aber nur die V 
— dern Laften mit Einfluß der Gemeindelaften, Gemeinteabgaben und 
= = Melsdebienfte, forie der auf eine Deich oder ähnliche Sogierät ſich b 
ramben Laften, ferner Abgaben und Leiftungen zur Erbauung oder Ui 
® ag der Kirchen, Pfarr» und Schulgebäute, wenn Ießtere nicht die 
Heiftung einer abldsbaren Meallaft ſind, in welchem Falle ſolche zug 
Diefer abgelöft werten ($. 6. a. a. D.). ! 

gegen tritt die Nothwendigkeit der Ablöfung nicht ein in 
drundgerechtigkeiten (Servituten) und andere nach den Grundſi 
Semeinheitö-Theilungs-Ortnung abzulöfente Berbältniffe ($. 7. a. a. : 
Dergleichen Berhältniffe können alfo, ungeachtet ver Regulte 

= Meallaften, fortbeftehen bleiben, fo lange nicht auf deren 

FE ausprücdlich angetragen wirt. 
Wenn entweder von dem Berechtigten oder von dem DVerpflicht 
lulirung ter Mühlenabgaben bei der Auseinanderfegungs- Beh 
tagen, oder die Verpflichtung der letzteren zu dieſer Megulirı 
se Provokation, dadurch bewirkt wirt, daß in einem Progeffe 
der Qualität der Mühlenabgaben zur Konteftation gelangt, ı 
fe die Feftftellung ter zur Ablöfung geeigneten Realia 
er im Wege gütlicher Ginigung, oder gerichtlicher Entſcheidung (6 
) erfolgen. 7) 


ie Page: ob die Verpflichtung der Guteherrſchaft, dem ihr abga 
Müller das Wehr in baulidem Stande zu erhalten, für 
ver Neallaf zu erachten? iR von dem Revif.sKolleg, für & 
in per sent, v. 4. u. 11. Juni 1852 (PBrij. Samml. ©, 47. Nr. 22.) 
und in dem in deſſen Zeitichr. a 5. ©. 300-304 mitgeteilten Grf. 


1, LE) 

übrt worben, daß die Noihmenbigfeit des Maflerwehre für mehrere 9 
Beldjs der Sutohere der einen oder den mehreren Mühlen gegenübrı 
und zu unterhalten verpflidhtet ift, der Nölefung diefer Verpflichtung 
enftche. 


fo hat das RevifsRatieg (in dem rl. v. 26. Nov, 1852) a 


daß bie Benugung einer Wafferleitung (eines Mühlgrabene) t 
Ere der Mbläfung ber einem Dritten obliegenben Merpfiätung, bie | 
lichen Anlagen und Anfalten zu bauen und zu unterhalten, nidt entge 
Beitfr. deſſelb. Br. 6. ©. 178 f., f. oben ©. — 330.) 
Bergl. die zum Theil abweichenden Anfihten Brey’s oben S. 330—331 

Das Gh des Gerichtshofes zur Entſcheidung der Kompetr 
Äfte v. 13. Juli 1848 (Min. Bl. d. i. ®. 1848, ©. 275 Rr. IR. 
BL. 1348, ©. 294) hat angenommen, daß, wenn der DomainensBis 

Son dem Mühlenbefiger behauptete Gewerblichkeit der an die Domai 

Bisher entridteten Mühlenzinfen und Mühlens KRontribution bei 
über der Nehtsmweg nicht zuläffig fei, fobald bie ben Fiokus vertrei 
bezeugt, daß die Abgabe weder eine grundherrliche, no eine 
ide, vielmehr eine Landesherrliche (mämlik eine unveränberlihe 4 
m md als folge in der Praſtations- Tadelle des Rentamtes vermerkt) 
"über die Berbindlicteit zur Untrichtung allgemeiner Mbgaben folder Art | 
78.48. R, I. 14., in Grmangelung der im $. 79. bezeichneten 9 
fälle der Rechtoweg überhaupt nicht, insbef. aber auch deshalb nicht | 
(> $. 9. Lit, D. des Abgaben: Gef. v. 30. Mai 1820 die —— 
welche der bis dahin unter den direkten Steuern in ben Etats aufgefül 
emiihrer Nalum nach zu den damals und früher aufgehobenen perjönli 
blichen Steuren, und welche dagegen nad) $. 3. a. a. D. zu ben bi 
nen Grumbiteueen gehören, ausfclieplid der Cutſcheidung des Fin+Min. ü 
hierdurch aber jede richterliche Grörterung über bie Woridauer der [2 
ihaufgeführte Steuern abgefgmitten habe. — Diefe Entfeidung büzfhe 
it Rüdjiht aufs. 2. des Mühlen Aölöf. Gef. erheblicgen Bebenten unter 
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Die Rommiffion der I. Kammer beantragte die Annahme des 


„ohne daß jedoch die Dekl. v. 19. Febr. 1832 zur Anwendung 
„gebracht werden darf, entſchieden.“ 

es Amendement wurde jebodh verworfen. (Stenogr. Ber. ber IL K. 
., ©. 1965 u. 1968.) 

Bezug auf dies Amendement bemerkte der Abgeordn. Ambronn, daß 
für bie Kalle, wo es fi um Gntfheidung von Reviſions beſchwerden 
unbedenklich fei, Teinestweges aber für die Entfheibung über Nichtigkeits⸗ 
den, weil möglicherweife eine Richtigkeitsbefchwerbe anf bie Det. v. 1832 
idet fein könne. (Stensgr. Ber. a. a. D. ©. 1965.) 

8. darüber auch den Bericht der Kom. der I. K. zum 8. 3. 

ei der Beratbung im Plenum der II. K. waren au mehrere Bers 
nträge geftellt worden, welche bie Cinſchränkung ber Sußänbigteit der 
sanderfegungsesBehörben in Bezug auf Streitigkeiten über Mühlen; 
bezwedten. Diefe Anträge waren folgende: 

ı Der Antrag des Abgeordneten Treplin (Drudf. der I. 8. Nr. 441. 
‚einen Zufap au den $$. 1. u. 2.) hinzuzufügen ®): - ' 

„Es wird in der Art, wie bie Kreisvermittelungss Behörden, in jebem 
‚Kreife eine ähnliche Behörde für bie Regulirung der Mühlenabgaben bes 
‚Kellt, an welche fih die Betheiligten zu wenden haben, che fie den im 
‚Geſetze vorgefchriebenen Rechtsweg betreten.“ 

I Die —* auf ſchiedsrichterliche Entſcheidung über die Qualität 
‚ nämlid: 
I Amendement des: Abgeordn. Walter (Drudi. der II. 8. Nr. 441. 
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m $. 1. am Schluffe des zweiten Alin. flatt der Worte: „und bewens 
bet es lediglich“ zu fehen: 

* „und wird die Grmittelung, in wie weit bie Abgabe eine gewerbliche 

„ober eine Grunbabgabe fei, durch Schiedsrichter feſtgeſtellt.“ **) 

Das Amendement ber Abgeorbn. Dürre und Treplin (nit gebrudt), 
' lin. 1. u. 2. des jetzigen $. 3. Folgendes zu ſubſtituiren: 

„Sind die darüber entftehenden Streitigfeiten, ob und inwieweit eine auf 
‚einem Mühlen⸗Grundſtücke haftende Abgabe eine Gewerbeabgabe fei, ober 
‚für den Betrieb des Mühlengewerbes entrichtet werben müfle, bei ber Res 
‚gulicung nicht gütlich zu befeitigen, fo erfolgt die Entſcheidung zunächſt 
durg chiedsrichter. 

„Dieſe werden dergeſtalt zuſammengeſetzt, daß jeder von beiden Theilen 
‚einen Schiedsrichter wählt, und die Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrde den Ob; 
‚mann ernennt. 

„Wollen fi die Bartheien bei diefem fchiebsrichterlichen Ausfpruch nicht 
‚beruhigen, fo ſteht jevem von ihnen der Rekurs an das Reviſions⸗Kolle⸗ 
‚gium für Landeskulturfahen zu. 

„Das Berfahren, welches die Schiedsrichter Fr beobachten haben, wird 
durch eine befondere Inftruftion des MevifionssKollegiums geregelt. 

„Alle ſchon anhängige, noch nicht vechteteaftig entfchiedene Beozeffe ges 
hen, wenn gegen das bereits ergangene Erkenntniß ein Rechtsmittel einges 
‚legt wird, ebenfalls an das Revifions⸗Kollegium zur endgültigen Entſchei⸗ 
‚bung auf Grund bes gegenwärtigen Beiepee.” 
ihrend der zu aa. erwähnte Vorſchlag nur bezweckte, vor ber Zulaflung bes 
weges eine angemeflene Bergleihe-Inftanz einzuführen, beabflätigten 





Obwohl dieſer Antrag zu den 55. 1. u. 2. des Gef. geftellt worben, fo 
berfelbe doch feinem Weſen nah zu der hier in Rede ſtehenden Kathes 


Diefes Amendement ift zwar zum $. 1. des Gef. geftellt, gehört aber eigents 
den $$. 2. u. 3. des jegigen Geſetzzes unb verfolgt denfelben Zwed, 
Amendement der Abgeordn. Dürre und Treplin, weldhes zum jegigen 
ſtellt worden war (f. oben ad bb, sub 4.). 
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83; in der von der II. Kammer beſchloſſenen Faſſung, inden 
a Berichte — außerte: — — 
. 3. erhob wbenten bi und 
Baus ———— — — e Ömechmäigteit und ui 
Dagegen wurde — 






und 
— Yahıer den Voriheil, der 
Für diefelbe wurbe aber jangeführt: 


* 6 en nen. — und | 


den, zweckmaͤßig durch das abzugebende 
verjebuugt. Während dee: lnfap Rex G höcfier 
157 Ginwirfung auf bie — unteren —— nicht 

'emigfeit Der ‚erilerem, mad. und‘ 


En * jeien ron i En = auf 


fe — des 
durch, fo wie durch die jeit der ehe Telbft, 







in den einzelnen Provinzen hervorttetenden inbividuellen Verfchiererkt 
Sprache bringen würden, auf die Entſcheidungen des Gerichtshofes ihm @ 
üben. Auch jei gerade in diefen Angelegenbeiten es nicht zu wüniden, ta 
veridiehentien Gntideitungen, welde bei dem nicht in allen Yällın grte 
itangenquge fenit nicht ausbleiben würten, Lie beitchenden Mißverbälmilt, ! 
‚ni 





Vo ungleihen dieſultaten der Prozeffe ch vorzüglich grünten, ne zu: 
Gin Antrag ging dahin, den $. 3. Te zu fafen: 

‚Darüber, ob ımd in wie weit eine auf einem Mühlengeundih 
Abgabe eine Grundabgabe jei, oder für den Verrich dee Mih 
entrichtet werben müffe, fell zuvor das Gutachten einer ven Suftei 
gen und drei Mitgliedern beichenden Rommifften, wenen ter Kann“ 
ein und jede der Partheien ein Vitglied ernennen, gehört wetr ! 











Die zu bb. emwähnten Anträge eine ſchiedrichterliche Feſ dellazz c 
zu laſſen, gegen welche indeß wiederum das Amentement Faree. T 
Refurs an tas Nevifions: Kollegium geltatten wollte, 

Ginen ähnlichen Zwert hatte ferner ein von dem Abgeertn. © 
Gen. (zum $. 3. des jetzigen Geſetzes) geitellter Antrag (Drudi. ter 
336. ad a.), welcher dahin geridter war, binter den Morten: „die fer 
inftrwirten Aften“ einzufcalten: 

„einer jahfuntigen Kemmijten, welde durch drei Mitgliett 
„ide Partbei ein Mitglied, der Kemmiſſarius aber das dritte ı 
„bildet wird, zur Grmitterung und Beititellung des Abgakensıchälttt 
demmächt 10“ *) n 

Alle dieſe Anträge wurden indeß von der II. K. abgelehnt. (Eimer 

a. a. 8) 

















*) Inter. K. em oater der Abgtordn. Matthie die Frl 
etwas veränterter Balıny. Diride worte We auch hier abgelehzt 


v. 11. Marz 1850, betr. d. auf Mühlengrundft. Haft. Neallaften($.3.). 811 


den Thatbeſtand an Ort und Stelle zu ermitteln haben. Sind bie entſte⸗ 

henden Streitigkeiten nicht gütlich zu befeitigen, fo überreicht u. f. w.“ 
Dem Amendement wurde aber entgegengefeht, daß es nicht zweckmäßig fei, 
wibungen über Fragen rechtlicher Natur, Schiebsrichtern zu übertragen, und 
26 beantragte Verfahren, welches nur eine neue inftruirende ZwifchensInftang 
ſchiebe, Zeit und Koftenaufwand ohne allen praftifhen Erfolg vermehren 


336 Amendement ift abgelehnt worden. Hierauf wurden die beiden erften 
Des $. angenommen. 
Bin Antrag: . 
een aeibung in erfter und letzter Inſtanz dem Ob. Trib. zu übers 
weisen“ 
vornehmlih aus dem Grunde verworfen, weil, wenn man ſich einmal für 
me Initanz enticheide, das ans technifchen und juribifhen Mitgliedern zufams 
‚egte MRevifiond:Kollegium eine weit angemefienere Behörde ei. 
u Alin. 3. wurde bie Frage: 
„ob eine Beſtimmung aufgenommen werden folle, daß auch in der Nichtigs 
keits⸗Inſtanz für die in berfelben bei Verkündung diefes Geſetzes ſchweben⸗ 
: Ben Progeffe- die Dekl. v. 1832 nicht mehr maaßgebend fei“, 
neerneint, weil bei der eigenthümlichen Natur der Nichtigleitsbefchwerbe durch 
e Beilisimung dem Geſetze rüdwirkende Kraft gegeben werden würde, iss 
B fich bei dieſem Rechtsmittel nur um bie Prüfung handle, ob in den frühe: 
zen, ber zur Zeit der in ihnen gefüllten Entſcheidungen geltenden Geſetz⸗ 
aͤß. erkannt fei. | 
Alin. 3. und mit ihm der ganze $. 3. wurben angenommen. 


Blenum der I. Kammer lehnte invdeß den $. 3. in der von 
B ARammer befchlofienen Baffung ab und nahm flatt deſſen folgende 
Mmung an: 
Wird die darüber, ob und in wie weit eine auf einem Mühlengrunbftüde haf⸗ 
Vigabe eine Grundabgabe fei cder für den Betrieb bes Mühlengewerbes ents 
werden müfle, entitehenden Streitigkeiten bei der Kegulirung nicht gütlich zu 
gen, fo iſt die Gutfcheidung darüber den gewöhnlihen Berichten im orbents 
* Rechtens zu überlaſſen, welchen der die Regullrung leitende Kommiſſa⸗ 
—* alsdann mit feinem Gutachten überreicht. ) (Stenogr. Ber. der 
.©. 2775, 277 - 2778.) 












Al Diefe Faffung wurde auf den Verbeff.- Antrag bes Abgeorbn. Kiss 
wdi. der I. K. Nr. 589.) angenommen, befien Motive dahin lauten: . 
„Die Unzuläffigfeit eines Ausnahme: Gerichtes, die Ueberlaitung der Aus⸗ 
„einanderfegungs- Behörden und des Reviſions⸗-Kollegiums mit anderen Ges 
„Ihäften, und die Nothwendigkeit, wirkliche Prozeſſe in dem vorgefchriebes 
„nen mündlichen und öffentlihen Verfahren zur Entfcheidung zu bringen.“ 
Der Abgeoron. v. Zander hatte in der I. KR. folgendes Amendement 
R- Nr. 613.) geftellt: 
„den Schlußfap des Alin. 1. des $. 3. dahin zu faflen: 
en den Ausfpruch defielden findet nur bie Nichtigkeits : Befchwerbe 
„ſtatt.“ 
Gründe. 
„Nichtigkeits- und Nullitäts-Gründe find 3. B.: 
»s1) wenn nit die erforderliche Zahl der Richter an der Entſcheidung Theil 
„genommen hat; 
a2) wenn bie erfennenden Richter den Parteien Rath erteilt Hatten — vers 
„wandt mit benfelben oder fonft zur Sache intereffirt find; 
=e3) wenn gegen ben Haren Inhalt ber Akten sc. erfannt ift u. ſ. w. 
„Sole Nichtigkeits- und Nullitäts- Gründe können aber nicht gerügt 
„und durch das Cher:Tribunal geheilt werben, wenn es bei $. 3. lediglich 
„verbleiben follte. 
zuu einer folden beifpiellofen Ausnahme iſt aber um fo weniger 
»Beranlaflung vorhanden, 


812 Von d. Abldſ. der Neallaften, den Regulirungen u. Gem, 


€. Die Kommiffion der I. Kammer beantragte jet 
ven Berichte v. 18. Febr. 1850 [Drudf. Nr, 576.) 
ker des Befchluffes ver I. Kammer, indem fie bemerkte: 
Derfelbe fteht mit dem zweiten Abſa —— des ns von der IR 
Sn —— ———— dag bie sa 
Su gg ac Über alle bei den Auseinandrrfepun 
—— namentlich Kuh über feldhe, bie fonft zur 
— — Fe ge —5 
x Bene der Streitigkeiten mit der hr 


de im Wege bes Bi dl 
ee ahfee *. umſaſſende Auseinan 


var 8. Died ge LE —5— ef) ae in 
wi en und v e 

zinspflic tigen Müllern und den Bereftigten u ie —— 
Die IL Kammer trat dem bei. (Sten. Ber. der IL K. 1i 


D. Bei anderweitiger Berat in ver J. K be 
Denen rote, ven, —* in der von der Il. Kam 


ke hen een —* Ber. der li K. 1834. € 
Bur Erl uterung ar 


Das Durch die Beflimmung des % * find alle Pro; 3] | 
Natur der Mühlenabgaben ig ift oder wird, ber 
dentlihen Gerichte eu en, und auch bie Auseinan 
ish haben nicht darin zu entfcheiden, —— ws 
Ka bewirfen und demnachſt, bei Einteihjung der 

nficht über die Entfheidung gutachtlich zu fies 

Das Revif.cKolleg. für Sarves-Rultur- Baden 
für alle Qandestheile der Monarchie, wo das Mühlenat 
Anwendung fommt, diejenige Behörde, welche in erfter 
Inſtanz das Erfenntnif in tergleihen Prozeffen abzufaſſe 

Das Revif» Kolleg. bat in Bezug bierauf folgente ı 
genommen: 

a) Das Reviſ.-Kolleg. bat au ta allein über die Frag 
ten Betrieb des Mühlengemerbes übernommenen Abgaben 
oder Orund-Abgaben zu erachten find, zu entfcheiten, mo 
Gemwerblicpfeit der Abgaben auf $. 58. refp. $$. 39. u. 37. 
21. April 1825 gegründet wir, und kommen hierbei die Beflimm 
v. 19. Bebr. 1832 zur Anwendung, inſoweit fle nicht Tuch 
Müplen= Ablöf. Gef. außer Kraft gefegt fine. (Erf. tes R 
27. Mai 1851 u. v. 27. Mai 1853., in deſſen Präj. Samml. ©. 
Zeitfchr. Bd. 6. ©. 341. ff.) 

b) Auch für Bulver-Mübhlen ift die alleinige Kompe 
viſtons⸗Kollegiums nach der Vorfahrift des $. 3. des Gef. v. 1 
begründet. (Gef. des Revif. Kolleg, in deſſen PBräj. Sanıml. €. 


„als auch gegen alle anteren Gntiöeitungen des Revifi 
„bie Nichrigfeits:Befcwerte zuläfftg it. 

Dies mendemnt ‚gelangte indeß, nachdem der Rieferfhe ! 
angenommen worden, nit zur Abſtimmung (Stenogr. Ber. ter I. 
2278). — Bei der zweiten Berathung in der I. KR. ernewerte 
». Zander zwar biefen Antrag, zog denfelben indeß felht wieten 
D. ©. 2901). 

Auch bei der zweiten Berathung in ter I. K. hatte der Abge 
(Zilft) denfelben Antrag geitellt, geiger indeß abgelehnt m 
Ber. der I. R. \115. Sig| ©. Won. 
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— ) Ueber die Gewerblichkeit einer Mühlen“ Abgabe, die nicht mehr auf 
— Mühlen-Grundflüde haftet, fondern auf ein Trennftäd deſſelben ge» 
Tosder auf ein Nittergut Übernommen tft, hat nicht das Beoif Reli, 

u entfcheiven; vielmehr gehört die Entfcheivung zunächſt vor di 
Kommiftenen zefp. Spruch«Kollegien, und, fo lange nicht auf Ablb⸗ 
tragen ift, überhaupt vor die ordentlichen Berichte, auch in zwei⸗ 
ing. (Erf. des Mevff. Kolleg. v. 14. Dft. 1851 u. v. 13. Jan. 1852, 

Präj. Samml. S. 80. Nr. 29.) 
8 fragt ſich ob auch a) das Rechtsmittel der Meftitution ge⸗ 
FF Rontumazial-Erfenntniffe, ferner b) die Nullitäts-Rlage 
2.N.1,3,4.u5rer A. G. O. I. 16., und c) die Refi- 
B-Rlagen ex capite minorennitalis (9. &. DO. I. 16. $$. 13 
und megen.neu aufgefundener Urkunden und Zeugen ($$. 17 bis 
[.) durch den $. 3. fi ausgefchloffen zu erachten find? 
Önne verneint, indem er bemerkt: 

igleich die Refitntion gegen Rontumazials@rfenntniffe (re- 
integrum) auch zu den außerordentlichen Rechtsmitteln gehört, fo 
och micht wehl annehmen, daß auch dies Rechtsmittel hat anss 
offen werben follen; vielmehr wird e6 der in contumaciam veruriheilten 
El freiftehen, mach Vorfcheift des $. 31. der ®. v. 21. Juli 1846 über das 
gen in Givilfachen, ein Refitutionsgefuch zu begründen, worauf als⸗ 

# Revifions: Kolleg. anderiweitig definitiv zu erkennen haben wird. 
en fo wenig fann angenomnen werden, daß e# beabfidtigt worden, die 
fe zur Anfechtung rechtefräftiger @ntfheidungen, nämlich bie 
age aus $. 2. Ar. 1., 3. 5. der A. . 16. und die 


#flage ex capite minorennitatis ( 3-1 wegen 
ibener Urkunden oder Zeugen (88. 1 uszufchließen, 
‚cbtemittel sa den während d seffes fRattindenben 

en gehören. (Kommentar zum MühlensMblöf. Bef., 


ben und außerordentli 
He 2.) 


Bulften tritt dieſen Anſichten bei, (Die abldſ. Geſehe ©. 342:) 
Mind der Entſcheidung des Revifnotteg, nicht allein die je⸗ 
eſſe der in Rede flehenten Gattung übertiefen worden, welche 

b Publikation viefes Cefeges anhängig gemacht worden, fo 
‚die zur Zeit der Bublikation des Gefeped bereits ſchweben⸗ 

nicht rechtöfräftig entfhiedenen, und zwar ohne Rück⸗ 

rauf, ob diefelben bei einem Gerichte oder bei einer Auseina, 
& — obſchweben; dergeſtalt, daß ohne Ruckſtcht auf die 
ri ache das Nevif.» Kolleg. auf das etwa eingelegte Rechtomittel 
‚g zu entfcheiven bat. *) 

© für diejenigen Sachen, welche bereits in ter Mevifions» oder 
igfeits = Inftanz fhweben, mithin für diejenigen, wo gegen ein 
Ami zweiter Inftanz das Rechtömitiel der Reviflon ober der 
fehtwerde zur Zeit der Publifation des Geſetzes bereit® angem 
Den, if eine Ausnahme gemacht, indem diefe Sachen in Teg- 


Das Gefeg befimmt nicht ausbrüdlich, wie es mit denjenigen 
gehalten werden foll, in melden zwar bereite ein Appellati 

een jen, die geſehliche Friſt zur Gintesung des bisher dagegen zuläfflgen 

temitteld der Reviſton oder ber Nichtigkeits-Beſchwerde aber zur 

er Bublifation des Bere noch nicht abgelanfen uud das ers 

= Sechtamittel bisher noch nicht angemeldet war. 6 fann indeß nicht 
AM fein, anzunehmen, daß in folchen Fällen das Recrtömittel noch 5 
MM und daß, wenn baffelbe rechtzeitig eingelegt wird, nach der Behimmi 

sten bes $. 3., das RevifiondsKolleg. aledann in —X 

. Rönne's Komment. zum Mühlen⸗dibldſ. el., 








. Maͤrz 1850, betr. d.auf Muͤhlengrundſt. Haft. Reallaſten ($.4-). HE 
ten, weshalb Fein Grund zu dem beantragten Zuſatze vorliege (a. 


Abgeordn. Ambronn machte zwar noch darauf aufmerffam, daß 
bisherigen Gefegen dad Mevif.- Kolleg. verpflichtet fei, für die 
ung feiner Entfcheidvungen befondere Gebühren in Anſatz zu brin⸗ 
daß daher, wenn nicht eine antermeite Beflimmung getroffen werde, 
ı Fünftig gefchehen müffe; wogegen, wenn die General-Kom«- 
en in erſter Inſtanz zu entfcheiten hätten, Feine Stempel, Taren 
in Anfag kommen würden (f. a. a. DO. ©. 19651966); allein 
eachtet wurde dad Rohdenſche Amendement verworfen. 

Nönne bemerkt mit Bezug hierauf: J 
(erwähnte) Bemerkung des Abgeordn. Ambronn iſt inſofern vollfommen 
ls der 6. 4. bes Koſten⸗Regul. v. 25. April 1836 allerdings beſtimmt, 
ıseinanderfeßungs: und Regulirungs-Angelegenheiten von den PBartheien, 
ı Diäten und Reifefoften der Kommiſſarien, Schiedsrichter, Kreisverord⸗ 
> anderen Sachverſtändigen, Urtelsgebühren für die Entfcheitungen 
iſions-Kollegien (an deren Stelle das Revifions-KRollegium zu Der: 
en ift) eingezogen werben follen. — Wenn indeß das Reviſions⸗ 
für 2.8. Sachen nach der Befimmung des gegenwärtigen Geſetzes 
ın Stelle der AuseinanderfegungssBehörden in erfter und 
nflanz zu erfennen bat, fo kann nicht angeuommen werben, taß beabs 
yorden, durch dieſe Befimmung eine Erſchwerung für die Partheien 
ı des Koftenpunftes herbeizuführen; vielmehr wird für bie Entfcheivungen 
lons: Kollegiums in MühlenabgabensProzeffen die Koflen- und 
freiheit, wie folche zeither für die Entſcheidungen erfter Inſtanz 
HusceinanderfegungssBehörben befland, in Anfpruch genommen 
fen. Sofern aber hierüber ein Zweifel entfliehen follte, würde es 
einer entfprechenden Deflaration betürfen, ba es fich in Feiner Art 
en ließe, die Megulirung der Mühlenabgaben bezüglich des Koſten⸗ 
noch mehr zu erichweren, al& dies nach den bisherigen gefeglichen 
ngen ber Fall war. (Kommentar zum Mühlen:Ablöf. Gef, S. 110—111.) 


Zulften tritt dieſer Unficht bei. (Die neuen Agrar⸗Geſetze S. 342 


ad Reviſ.Kolleg. felbft ift anderer Anſicht und bringt für feine 
Mühlen» Ablöfungsfachen Urtelsgebühren auf Grund tes ©. 
tegul. v. 25. April 1836 zum Anfaße, indem ed annimmt, daß es 
3. des Mühlen» Ablöf. Gef. nicht an Stelle der Auseltian- 
ngs⸗Behorden, fontern ald ein Kompromiß-Geridt, in 
d letzter Inflanz zu entfcheiten babe. Auch fpredye hierfür, daß 
. Geſetz Feine Koftendefreiung für tie demfelben unterliegenden 
ungen auöfpreche, und ein auf Koftenfreiheit Ted ganzen Berfah- 
chteter Verbeſſ. Borfchlag von der 11. K. verworfen fei, obgleich 
Vorſchrift des $. 4. des Koſten⸗Regul. zur Sprache gebracht wor⸗ 
k. des Revif.: Kolleg. v. 15. Nov. 1850, in deſſen Entſch. Bd. 3. ©. 


60.) 

aß in ven nach $. 3. des Gefeged von dem Reviſ.Kolleg. zu ent« 
n Mühlen» Prozeß» Sachen eine Berpflihtung des unterliegenten 
ur Erftattung ter Mandatarien-Gebühren nicht obwalte, 
em Min. für landpwirhfchaftl. Ang. in dem R. v. 21. Oft. 
(Min. BI. d. i. V. 1852. ©. 297. Nr. 289.) angenommen 


Zum $. A, 


Dee $. 4., welcher in dem Regier. Entw. den F. 8. bildete, iſt 


SIG Von d. AbIsf. der Nenflaften, ven Regulictingen m. Gem, 4 


unverändert nad dem Vorfchlage des Entw., nur mit der | 
angenommen, daß der in dem Entw. vorgefchlagene Präffufles‘ 
1. Ian. 1851 bis zum 1. Ian, 1855 ver! wurde. 
A. Die Motive des Entw. bemerken dazu: 
‚Die vorgeſchriebene Präffuivfrit für ben 9 auf Megufim 
der noch nicht zum Progep gelangten, wie — ie 
mofftwendig, bamit burd eine baldige Megulirung der freitigen a 
Quelle ununterbrochener Beſchwerden ber betreff. Gewerbe 
Biel gefet werde. 

B. Die Kommiffton ver IT. Kanımer beaı die 9 
des PräflufiveTermins bis zum 1. San. 1855; um biefen Varı 
dem $. 95. des neuen Ablöf. Gef. in Ginffang u bringen. 

Die I, Kammer trat diefem Antrage bei. ?) (Stensgr. © 
A 46 Eu 

. Die Kommiffton der I. Kammer bemerkte: 

Zu 8. 4. wurbe erwogen, daß es fich Hier nicht um bem Berluft 
fondern nur um ben eines Binwanbes handle, und daß bie Ein) 

räfufin- Termins durch die Beftimmung des $..6. des Weſetes n 
ten fei. Denn ein längeres Sinansfäiehen der Auseinanderfeku 
gegenwärtigen Suſtand der Müblengrundftüde, namentlich der Gebü 
eziehung verbunfeln und Immer 3 neuen Zweifelu Anlaß gebe 
ler von meuen —“ halten, e beforgen müßt: 
felben zu ihrem Nachtpeil in Anrechnung gebradst zu fehen. 

Das Plenum der I, Kammer trat in diefem Falle dem | 

der von der IT. Kammer befchloffenen Faſſung bei. (Stenogr. 9 
B. 5. 6.2778), 

Der $. 4. verpflichtet jeden Mühlenbefiger, welch 
auf dem Mühlengrundftüde haftenden Abgabe ganz oder tbı 
dem Orunde befreit fein will, weil folde die Natur ein 
$. 30. des Er. v. 2. Nov. 1810 oder durch den $. 3. ter Ge 
v. 17. Jan. 1845 aufgehobenen Gewerbe» Abgabe babe, tiefe 
fpäteften bis zum 1. Januar 1855 der zuftäntigen Auseina: 
Behörte anzuzeigen. 

dv. Rönne bemerkt hierzu: 

Ges iſt alſo nicht bleß nothwendig, daß die vergeichrichene An 
übrigens zu jeder Zeit gemadıt werten Fann, fpäteftens bis 
gefehriebenen Bräflufin- Termin, fondern au, da fie der zuftin 
einanderfegungssBehörbe, mithin der kette. Generals Ken 
Regierungs-Abtheilung, erflattet were. Uebrigens aber betarf es n 
fachen Anzeige darüber, für welche Abgaben, nach ber Anficht bes I 
die Befreiung gefordert, wird, ohne baf vorläufig eine nähere 3 








1) In den $. 95. des Ablöf. Gef. dv. 2. März 1850 fellte näml 

Beſchluͤffe der IT. R. bie Belimmung aufgenommen werden, 
dag jede Provokation auf Ablöfung der Rcallaften Eis 
1855 angebradit werden müffe, und zwar bei Verluf der 
auf die Reallaſt. 

Diefer Befimmung verfagte indef die I. K. ihre Zuftimmung ı 
deſſen iſt diefelbe in das Ablöf. Gefeg nicht anfgenemme 
Wergl. die Grläut. zu $$. 9. u. 95. des Ablöf. Gef. v. 2. Min 
f. oben ©. 712 fi.) . 

2) Der Verbeſſ-Vorſchlag des Abgeerdn. Ebert (Drudl. 
Nr. 419. ad 11.): 

„Ratt der Worte: „vor dem 1. Ian. 1851“ zu fepen: . 

„Iahresfrifi nach Publifation des gegenmärtigen ( 
erfebigte ſich chne Artimmung dirk tie Annahme des Rommill.:de 
(Stenogr. Ber. der ii. KR, d. S. 108) 


14. Maͤrz 1880, betr. d. auf Mühlengrantfi. haft. Reallaſten (6.5.5. 819 


Naficht erforderlich iſt; ebenſowenig iſt eine befendere Fotm für bie Ans 
g vorgefchrieben ; indeß wird es jedenfalls räthlich fein, daß die Anmeldens 
b, zur Sicherung fünftigen Nachweiles, eine Befrbeinigung ber erfolgten 
yung eribeilen laflen. 2. . 
se der Berabfäumung ber vorgefchrigkenen Aumeldung if ums 
yaft die, | | | | 
Tag dem Mühlenbeflger Ser Einwand verloren geht, daf die Abgabe 
eine wegen ihrer gewerblichen Bigenfchaft anfgehobene fei. 

e darf daher, im Falle ver Verabfäumung, diefen Binwand dem Berec: 
werer in einem fpäterbin eiwa entflehenden Prozeſſe über die Natur 
gabe, nech bei ter Hegulirung durch die Auseinanderfehunges 
:de entgegen feben: vielmehr muB ohne Weiteres der Behanpiung bes 
igten, daß bie betreffenden Abgaben nicht zu den aufgehobenen Gewerbes 
n gehören, bloß aus dem Grunde Felge gegeben werten, weil ber 
biete fich durch tie Nichtanmelduug jedes Binwandes in biefer Be: 
Eule gemacht habe, ) (Kommentar zum Mühlen Ablöf. Geſ., 


= Zum 8.5. 


Der F. 5., welcher den F. 4. des Regier. Entw. v. 1849 bildete, iſt 
seit Kammern, ohne daß Verbeſſerungs⸗Antraͤge dazu geſtellt worden 
he Erinnerungen angenommen worden. (Sten. Ber. der II. K., S. 1969, 
?., ©. 2778.) ' 
otive tes Regier. Entw. bemerken: on 
. 4. erwähnt nur die Yälle, in welchen für die Aufhebung gewerblicher 
m eine Entſchädigung durch das Entſchädigungs-Geſetz v. 17. Jan. 1845 
vet iſt, weil ein antermeiter Anfprirb anf Entfchädigung. ans ter Staates 
Mir ten Verluſt der, bereits vor Publikation der allgem. Gewerbe-Ordn. v. 
* 4845 aufgehobenen Abgabe» Berechtigungen nicht mehr geltend gemacht 
fann. " 


“Die Zuziehung ter betreffenden Regierung zu tem Ablöſungs⸗ 
test in Müblenfachen iſt nur in denjenigen Fällen angeortuet, wo 







— — 





Der, Vertchieratter, Abgeortn. Ellwanger inferle Bei der Dieluſfion 
1. 8.: 


: „Ran würde, wenn man tie Friſt kürzer flellen wollte, wenig gewin⸗ 
„uen; denn der verpflichtete Befiger würde immer berechtigt fein, noch 
„excipiendo geltend zu machen, was er felbfifländig nicht mehr beanfpruchen 
„ann. Die Ereeptionen können noch arigebracht werben, wenn andy bie 
Werjährungefeilt für die eigentliche Forderung ſchon abgelanfen if.” 
(Stenogr. Ber. der IL K, ©. 1969.) 

Ht Bezug hierauf benerft v. Rönne: 

„Abgefehen davon, daß tie Nechtsanfichten über die Frage: ob ein 
„verjährter Anfpruch imner Hoch als Erception geltend gemacht 
„werben faun, von einander abweichen (vergl. hierüber vie Era. der 
„Breus. Rechtsbücher von Sräff ıe., 3. Ausg. Bd. 1. ©. 266 ff.), fit die 
„ausgefprochene Meinung des Abgeordn. Ellwanger fihon aus bem 

Grunde eine irrthümliche, weil eine gefegliche Bräflufivfriit, wie 
er $. 4. eine folche anfftelt, ‚nichts mit einer Verjährungsfrift ges 
Ireln dat. (Vergl. in diefer Beziehung Koch's Lehrb. des —* Pri⸗ 
7yvatrechts, Bd. I. ©. 273 - 276 $. — Das Richtige if, daß ders 

„ienige Mühlenbefiper, welcher nicht bis zum 1. Jan. 1555 feinen Ans 

olbruch auf Befreiung angemeldet hat, durch tiefe Berfäumniß das 
„Hecht verliert, dieſe Befreiung geltend zu machen, und zwar ohne Rüde 
_sficht daranf, ob er felbft klagend und auf Regulirung provocirend auftritt, 
idee ob ter Vereihtigte der Kläger ober Provofant if, welchem bie Bes 

»haupiung der Befreiung als Cinrede entgegengefeht wird. (Kammentor 

„um Mühlen-Ablöf. Gef. S. 50 Mote 1.) 


Rustur-Selebg. 8b, I 52 


B18 Von d.Abldſ. der Reallaſten, den Regulirungen u. Gem. | 


Ab Arie ade ein Anſpruch auf G 
aus an affe zufteht; ‚aber in —* 
Entſchadi en — der bi⸗ 8wa 
tigten feſtgeſeht worden De Bwed ver der fist 
iſt aber nn Ne enien zu —— bei dem 
x abren zu pı ob die jaben, wi Begenftar 
Sr ‚ehoben zu — find, 

—* — und in Er LH 


dabel anzuerfennen. Mebrigens iſt die Zuzi der 
nur für diejenigen Bälle vı (eben, wo die 
Gefege d. 17. Ian 1845 (©. ©. 1845, ©. 79 M eintritt; d 
— ten find nur no in denjenigen Ein 
ing aus ber Statt: — die Auf 
——— a zu fordem, ſolche © 
durch das mit der allgem. Gewerbe -Ordn. d, ».19, Sam. 188 
a FE Er 
ing a er 2 ae für 
ee hakkitanen der en F Ian. 1845 a 
Abgaben - Berechtigungen 


'b_ gemacht we 
—— er ne" 4 * * — 


ai 


des a .) 80 
Bern or ſchrij Hi ah — his mithin in — 
Sen rd. (Vergl. v. Rönne's —— zum Mühlen 


1. Se Gen. Komm. zu Stendal bemerkt zum 5.56 

v. 12. März 1851: 
@6 begicht fi dieſe Beſtimmung auf die 88. 4. und 5. und 
des Entfhädigungs:Gef. zur allgem. Gewerbe:Orbn. v. 17. Jan. 15 
Feiß, welhe zur Anmeltung der Aniprüdhe für die Berechtigten keit 
jegt Tängit abgelaufen it, je fommt es nur darauf an, feitzuitellen, c 
dung von Seiten der zur Erhebung der Abgaben Berechtigten inner! 
erfolgt in, und wird es genügen, dieſe zur Grflärung hierüber zu ver 
das über die Anmeldung von der R. Reg. ausgetiellte Atteit von ibn 
dern. Dann bedarf es nicht mehr der Venadhrihtigung der R 
Die Kommifjarien haben jedesmal die desjallige austrüdlice Grflin 
veptigten, iniofern biejer überhaunt zur Enticädigungsferberung be 
den Alten zu bringen. Sollte es dennoch zweifelhaft jein, ob eine A 
folgt if, je iſt darüber am uns zu berichten. Dies muß immer geit 
die Anmeldung nachgewiefen it, und dabei angegeben werden, auf tie 
qu. Abgabe beläuft, damit hiernad) bie R. Reg. von uns kenachriärigt 


Zum $. 6. 


I. Der $. 6., weldyer in dem Regier. Entw. ven $. 5. 
tete in legterem, was die Alin. 1 u. 2 betrifft, wörtlich eber 
dem Gefege; Tagegen lautete ter übrige Theil des $. in te 
Entw. tahin: 

Es wird der gegenwärtige gemeine Raufwerth, den das Mühlenz 
Berichtigung aller auf ihm ruhenden Katen und Abgaben, fo wit : 
fehenden Veregtigungen Hat, in Baufh und Bogen feigeftell. D: 
Entihäbigung gerechnet, welche dem jegigen ober einem früheren Beif 
Iengrundflüds für Aufhebung damit etwa verbunden geweſener Zwangs 
rechte oder ausſchließlicher Gewerbe: Berechtigungen gewährt werden c 
gewähren iſt. Alsbann werden vier Prozent des Kaufwerthes und tı 
Entfhärigung mit dem Jahreswerthe aller ablöebaren Reallaften des R 
Nds zufammengereänet. Die Summe davon ftellt den Reinertrag } 
grundftüds dar. 


\r 


1.981:3 1850, bett. d. auf Nũhlengtundſt. Haft. Reallalen($.6:). BIO 
Die Motive des Megier. Entw. bemerken zur Geihifertigung 


6. 63. und 85. des Entw. zu dem Belege über Abloͤſung der Reallaften 
e Grunbfaß angenommen, daß bie Präftationsfählgfeit einer Stelle für ge: 
: erachten fei, wenn ber Werth der auf ihr haftenden Reallaften zwei Drit: 
Reinertrags dee Srundfläde,, der ſich nah dem gemeinen Raufpreife be; 
nit überſteigt. Derfelbe Grundſaß Tapt fih au auf die mit Abgaben 

ühlen anwenden. Der gegemwärtige gemeine Kaufpreis eines Mühlen: 
26 vepräfentirt den Werth deffelben unter Beachtung des Umftandes, daß 
r Möglichkeit en Konkurrenz anf einen beftimmten Umfang des Ge⸗ 
riebs mit Gewißheit nicht zu rechnen if. Sofern dem Beſitzer der Müh⸗ 
Abrechnung der Laſten $ des Wertäs frei bleibt, Läßt fi annehmen, daß 
a präftationsfähigen Zuſtande erhalten kann ;_bei einer ſtaͤrleren Belaſtung 
3 aber nicht der Ball fein. Demzufolge müſſen die Mühlen⸗Präſtationen, 
n Werth von % des belaſteten Grundſtücks überfleigen, auf das angegebene 
ebuzirt, und diefer Bortheil muß allen Mühlen zu Theil werden, ohne 
darauf, ob die Abgaben in irgend welcher Art feſtſtehen ober noch frei: 


h $. 63. des Entw. zur Ablöf. Ordn. follen feſte Geldabgaben und Gelb; 
reidesReluitionsrenten bei den zu Bigenthum, Erbzinss und Erbpachtsren⸗ 
ſenen Srundflüden nit zu den einer möglichen Reduktion unterliegenden 
m gerechnet werben, auf regulirungsfähige Grundſtücke iſt diefe Ausnahme 
3. ibid. nicht ausgebehnt. Es ſcheint auch bei ben Mühlen am Orte zu 
eſolche Ausnahme nicht zu machen, weil die Mühlenbeftger ſich überwie⸗ 
einer Hülfsbebürftigen Lage befinden, ein großer Theil ihrer Praͤſtationen 
k Seldabgaben befteht, viele Nakral Behkungen bereits in Renten verwan- 
’, mb weil Belvabgaben und Reluitione : Renten die Präftationsfühigfeit 
en nicht weniger als andere Laften gefährden. Anbererfeits müffen dage: 
— welche für Auſhebung einer Erklufſiv⸗-Berechtigung 
ahlzwanges etwa dem jetzigen oder einem früheren Befſiter der Mühle 
worden ober zu zahlen find, dem Kaufwerthe der Mühle Binzugerechnet 
indem diefe Kapitalien einen theilweifen Erſatz für die dem Btabliffement 
Gewerbefreiheit zugefügten Nachtheile Bilden und es bie Schuld bes Bes 
t, wenn er die erhaltene Abfindung nicht zur Abſtoßung von Reallaften 
rt, ober bei der Crwerbung bes Mühlengrundftüde unbeachtet gelaffen hat, 
daſſelbe zur Ausgleihung dur nacrele eine Abfindung bereits gewährt 
» die Ermittelung der Präflationsfähigfeit die Schaͤzung des Werths der 
m bedingt, fo würde es unzwedimäßig fein, biefelbe nicht gleichzeitig zu 
löfimg der Laften, welche ohnehin begünftigt werden muß, zu benußen. 
fol jeder Prozeß über die Natur der Mühlenabgaben zugleih die Wir; 
ee Provokation auf Ablöfung der fortdauernden Reallaften der Mühle ha⸗ 
» bie Herabfegung zu hoher Lafen nur bei Selegenheit einer Abldfung er⸗ 


Die Kommiffion der II. Kammer beantragte: 
in ihrem Berichte v. 15. Der. 1849 (Oruckſ. Nr. 399) die unver⸗ 
Annahme des $. in der von der Regierung vorgefählagenen Faſ⸗ 
it der einzigen Abweichung, daß im erfien Sage des Alin. 3 
ı den Werten „in Baufh und Bogen“ und „feflgeftellt” ein- 
m: durch Schiedsrichter“. 
: Bericht motivirt diefen Antrag folgendermanßen: 
biefem $. wurden folgende Abänderungen reſp. Zufäge beantragt: 
ın Stelle des $. zu feßen: 
Die Tim en auf Mühlengrundſtücken haftenden Laften und 
follen in der Art regulirt werden, daß zuwörberfi der Werth der vom 
Müller zu leitenden feRgeRellt wird. 
Hiervon kommen in Abzug: 
a) der Werth der Segenleikungen bes Berechtigten, 
b) die infen der etwa erhaltenen —— — — 
Das verbleibende Reſidium wird halbiri. e eine Hälfte fällt fart, 
die andere Hälfte verbleibt ale fortbeſtehende Abgabe. Der arran, ürb 


5% * 





8131850, betr. d. auf Muͤhlengrundſt. haft. Reallaſten ($.6.). 821 
e Anträge find mit fehr überwiegender Stimmenmehrheit verworfen 


der Berathung über ben im $. 5. ausgefprochenen Grundſatz, daß bem 
er & bes Bleinertrages des Müblengrundftüde verbleiben folle, wurbe 
Seite zunörberft überhaupt in Abrede geftellt, daß die hiernach einttes 
naͤßigung ber Entihädigung des Berechtigten gereihtfertigt fei. Von einer 
ı8jähigfeit bei Mühlen könne überhaupt nit die Rebe fein. Die. bishes 
beebung -fenne nur eine Präftationsfähigfeit bei bäuerlihen Stellen; nicht 
zewerblien Anlagen, zu denen die Mühlen gehören. 
Beitimmung über die Gewährung eines Drittels des Reinertrags fei mits 
fo neu, ale willkührlich. Man gebe zu, daß eim großer Theil der Müller 
ıer fehr gebrüdten Lage befinde, dies fei aber nicht die Schuld ber Bes 
fondern es fei die Folge ber durch das Gewerbegefeh v. 17. San. 1845 
ren Konkurrenz des höheren Aufihwungs, den das Mühlengewerbe durch 
Vortſchritte in der Mechanik genommen, und endlich der Weberfüllung, 
vem anderen Gewerbe in nicht minderem Maaße eingetreten ſei. 
anderen Gewerbsgenofien- felen dadurch eben fo ſchwer betroffen, wie die 
88 fei gar kein Grund abzufehen, weehalb gerade den Müllern; welche gutes 
Kbgaben von ihren Mühlen zu geben, eine Erleichterung zu Theil werben 
dere Mülles befünden ih in Folge der veränderten: @ewerbesBerhältnifie 
sicht ‚minder drüdenden Lage. Auf ihren Mühlen” Hafteten. zwar keine 
Hen Abgaben, wohl aber beträchtlihe Schulden. ‚Halte man mit Rüde 
e nachtheiligen Yolgen der Gewerbe⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845 eine Ers 
‚ der Müller einmal für nothwendig, fo würbe man fle den zulegt ers 
Müllern ebenfalls angeveihen laflen müflen. In fehr vielen Fällen bilben 
rrlihen Abgaben nur das Aequivalent des Kaufgeldes, feien alſo ge: 
jen die Zinfen geitundeten Kaufgeldes. Es fei weder recht noch Billig, 
stundung bie Berechtigten durch einen erzwungenen Erlaß büßen zu laflen. 
bemfelben Rechte Fönne man auch dem auf einer durch das Gewerbegeſetz 
Mühle eingetragenen Hypothels&läubiger einen Theil feines Kapitals neh⸗ 
t der Müller fubfiftire. 
müſſe demnad in den den Berechtigten durch den borlirgenben Geſetz⸗ 
angeſonnenen Opfern eine Verletzung des Art. 8. der Verfaſſung er⸗ 
fühle aber der Staat Mitleid mit der Lage der Müller, glaube er, daß 
is nothwendig fei, fle zu unterftügen, fo möge er bies aus eigenen Mits 
und fie nicht auf die Berechtigten anweiſen. Man wolle den Müllern 
ılfe Seitens des Staats gern gönnen. 
diefem Gefihtspunfte aus ift der sub 5. gedachte Antrag geitellt. 
einem Mitgliede der Kommiffion. wurbe fogar. die Frage in Anregung 
ob nicht der Staat verpflichtet fet, den Mällern allen Schaden, den fie 
Durch die neuere Gewerbe⸗Geſetzgebung erlitten, zu erftatten. Hätte? 
yurbe hierbei inabefondere hervorgehoben, dag durch die Einführung der 
eiheit der Staat fehr erheblich gewonnen Habe. Gs ſei in Folge derſel⸗ 
roße Anzahl neuer Mühlen entitanden und bee Staat beziehe von diefen 
bienz Anlagen eine ſehr bebentende Summe an Gewerbefleuer, die ihm 
täntige Freigebung des Mühlengewerbes nicht zufließen würbe. 
Majorität der Komm, fonnte weder bie letztgedachte Frage bejahen, noch 
das Brinzip des $. geltend gemachten Gruͤnden beitreten. 
zlaubte zunächft den allgemeinen Grundſatz feithalten zu müflen, daß der 
e Berpflichtung zu einer Entfhäbigung für die Nachtheile habe, welche 
endige Folge von ftaatlishen, fozialen oder gewerblichen Veränderungen 
8, daß fie von felbft eintreten, oder daß fie der Staat in Berudfichtigung 
weinen Wohls und einer dringenden Nothwendigfeit herbeizuführen vers 
Der Staat habe feinerfeits durch die Entfhädigungen für die Aufhe⸗ 
Zwangss und Bannrechte den Müllern ſchon jede mögliche Berudfihtis 
kheil werben Taflen. 
Etaate gegenüber könne den Müllern feine andere Stellung eingeräumt 
de anderen Gewerbs⸗Genoſſen. Wolle man den Müllern Entihädigungs: 
zugeitehen, fo müßte man andern Gewerbs⸗Genoſſen, welche z.B. durch 
befreiheit, durch Anlegung der Giſenbahnen u. f. w. nicht geringern Scha⸗ 
n Hätten, ein Gleiches bewilligen. Man würde dann ſehr bald bei ber 
6 Unmögliden anlangen. W 


- waren 
geftellt worden. 

Der zu 3. erwähnte Antrag wurde mit fehr überwiegenber Sti 
serworfen, weil derfelbe auf einem Faltulatorifhen Iretfum beruhe. 

Zu Gunften des zu 4. erwähnten Antrags, nach welchem ber Meinerte 
Schiersrichter feitgentellt werben foll, wurte geltend gemacht, daß nad 
Gntw. der gegenwärtige Kaufwerth feitzuftellen fe. 

Benn man ſich über ben gemeinen Raufwerth ausfpreden felle, zdf 
wie bei den zu den Landwirthſchaften gehörigen Grundftücken durch vie & 
befannt fein, 

Gs er Raufwerth, der im gewöhnlichen Verkehr für Grunditüde bald 
Art als dasjenige, für welches der gemeine Raufmwerth angegeben werten Id 1] 
fig vorgefommen. 

Die befannten Raufwerthe ber Mühlengrundſtücke rübrten großenthelt a! 
geit vor 1845, d. h. aus einer Zeit, in welder das Mühlengewerbe nch wi 
licher war und die Mühlen einen höheren Werth hatten, wie jept. Dat 
daß im jener Zeit oft jehr koſtſpielige Anlagen und bebeutende Bauten verume 
die feinen Grtrag gewährten, wenngleid ihr Kaufwerth ein bedeutender ja 
man biefe zum Maapitabe nehmen, jo erhalte man viel zu hehe Raufnertt 
Beſtimmung wegen Belaffung von 4 des Reinertrags fei ganz illuferi 

Welle man aber den gegenwärtigen Raufwerth fil} ext dur lb 
des Neinertrags fhaffen, jo fei es einfacher, den Meinertrag glei dird: 27 
zu laffen, anftatt durch denfelben exit ben Raufwerth gu finden und num zit“ 
um ben einertrag feitzuftellen, die Zinfen des fo gefundenen Raufueriht © 3 
mung zu jeßen. ’ 

Hiergegen wurde geltend gemacht, daß der Raufwerth immer cin ba— 
ver Ausdrud fei, als der Reinertrag, wenngleich Iepterer bei Arbitrirung it 
ven im Allgemeinen zu berücfichtigen ſei, da felbftrebend mur der gegen 
Kaufwerth und nicht der aus einer früheren Zeit berückfichtigt werden Hat 

Ferner freche die Analogie des Ablöj. Gef. für diefe Methahe der Auım® 
Erniittelung. 

 Mußerbem aber gebe ber Kaufwerth eine äuferfte Grenze am, über mit 
hinausgegangen werden anne, da man höchſtens annehmen fönne, ein Lo 
habe feinen Kaufwerth, nicht aber, dab x8 Ann Minnftsutmerth haft. 
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adlich fei auch zu erwarten, daß bei Bemeſſung bes gemeinen Kaufwerths 
x Mühle gepöeenben nußbaren Realitäten ihre volle Berückſichtigung ne 
ei Angabe bes Reinertrages duch Schiedsrichter nicht mit berfelben Sicher 
wartet werben könne 

He Konmiſſion Ichnte daher den Antrag zu 4. ab und entſchied fi, indem 
glieder fh der Abflimmung enthielten, mit 18 gegen 12. Stimmen für ben 
rf, jebod mit einer Abänderung dahin, daß ber gemeine —— durch 

feſtgeſtellt werben foll. 

a vielen Petitionen if der Antrag gefellt, bei Grmittelung bes Meinertrages 
im Kaufpreis die nachzuweiſenden älteften Erwerbungspreiſe zum Grunde zu 


egen wurbe erinnert, daß beren Grmittelung oft rein vom Zufall abhäns 
‚ daß dadurch eine fehr verfhiebene Behandlung ber einzelnen betheiligten 
: eintrete, daß, wenn man auf biefen Antrag eingehen wolle, man auch bie 
gen des Müllers, nad den zu jener Zeit Statt gefundenen Preifen zu vers 
en babe, daß hieraus mannigfahe Weiterungen hervorgehen würden und 
—* eachtet Feine Gewaͤhr für die Erlangung eines gerechten und billigen 
us e. 


In dem Nachtrage zu biefem Berichte (Druckſ. Nr. 433) trug die 

niffion, ohne nähere Motivirung, nody dahin an, ven erflen Sag 

Hin. 3 in folgender Baffung anzunehmen: 

Wwirb der gegenwärtige gemeine Kaufwerih d. 5. der Werth, welchen das 
dſtuͤck nach feiner Waflerkraft, Lage und ber zur Zeit der Abſchätzung 

Ben Konkurrenz, fo wie in Erwägung aller auf ihm ruhenden Laflen und 

ws, fo wie aller ihm zuftehenden Berechtigungen und ohne Rüdficht auf 

wa dem pflichtigen Müblenbefiger fit dem 1. Januar 1830 

Men Berbefferungen und Vergrößerungen ber BausAnlagen 

u Baufch und Bogen durch Schiebsrichter fegefellt. 

ad Plenum der II. Kammer genehmigte die Anträge der Kom⸗ 

on, jedoch mit der Abweichung, daß befchloffen wurde, den in 

tftien Sage des Alin. 3 beantragten Zwiſchenſatz: 

„und ohne Rüdfiht auf tie von dem pflichtigen Mühlenbeſißer feit dem 

al, Sanuar 1850 bewirkten Verbefierungen und Vergrößerungen ber Baus 

anlage” 

Ufen.*) (Gten. Ber. ber Il. K. 1844, Bb. 4, ©, 1971—1972,) 





Die fämmtlihen zum $. 6. in der II. K. geftellten Berbeff. Anträge 
abgelehnt. Es waren dies folgende: 
Des Abgeordn. Freih. v. Hiller (mit edruckt): 
„anı Säufe bes Alin. 1. folgenden ap u befähließen: 
„Inſoweit bei Berechnung bes dem Aber eines Bühlengrundftüdes 
„biernad freigelafienen Dritteld des Reinertrages feines Grundſtückes 
„eine Verminderung der abzulöfenden Reallaften nothwendig wirb, erfolgt 
„bie Entſchädigung des oder der Berechtigten zum 20fadhen Betrage des 
„durch die Verminderung entfallenen Rententheils Seitens ber Staats; 
„tafle. Die Liquibirung bei der Staatsfaffe und die Auszahlung bes 
„Entfhädigungs s Betrages an die Berechtigten Hat die Auseinanber: 
„Tehungs-Behörbe von Amtswegen zu übernehmen.” 
Des Abgeordn. Berndt (Nimptſch) u. Gen. (Drudf. Nr. 441. ad III.): 
„den $. zu flreihen und demſelben folgende Faſſung zu geben: 
„Die fümmtlihen gegenwärtig auf Müßlengeunbfücen — ruhenden 
„Laften werben in nachſtehender Art regulirt, daß nach Abrechnung 
„1) der vom Berechtigten zu ewährenden @egenleiftungen, 
„2) 4 pE&t. Zinfen des etwa erhaltenen Entfhädigunge » Kapitals für 
„aufgehoben Zwangs⸗ und Bannrechte, 
„3) des Reinertrags, des bei ber urſprünglichen Verleihung bes Müblens 
‚„grundftüds mit überwiefenen nupbaren Grund und Bodens. 
„Der noch übrig bleibende Theil kommt als Bewerberin zur Kae 


CO she, Wegfall. Siesen falten 


N) a Bennede (Drudfi Nr. 44. ad IX): ri 


„denn Müller nicht $, fondern % des Meinertrages feiner MIKHR 
benfrei nad der in demfelben Paragraphen vorgejchricken 
lungsferm zu belaffen. 

Motive 
„Das austrüdliche Verlangen ke Betheiligten meines Rablhat 


A) Dis Abgeordn. Walter (Drudl. Pr. 41. ad. X.): 


D 





@) „in der zweiten Zeile des Am. 4. ſtatt: ein Drittel der Kan 
merages ac. zu fegen: bie Hälfte Des Neinertrages 
PB) „in ber erſten Heile des Alin. hatt der Worte: gemein 
„werth a. zu jegen: Aupungscetrag ir. 
otive 
„Die Vefiger —— hoch belaſieter Mühlen Kennen mist r 
„Selbe Katbegerie, wie die bäuerlichen Wirthe geftellt werten, meldet 
„Neinertrages vom Grunbflück frei erhalten, indem tie 9 
„in feinem Berhältuip zu ben hoben Mühlenahgaben jtehm. %: 
„ud auch noch die hodbelaiteten Mühlen, nicht allein der täylıt 
„Renfurreng, fenbern auch öftern Unglüdefällen, z.B, dur 
Warerfhaten y., ausgefeht. 
„Sbenfewenig fann der, bei Ermittelung des Neinertrages atrl 
Ausdruck“ gemeine Raufwerth sc. Anwendung Anden, da kifmtt 
beim Mühlenwefen anf mechaniſche Verbeferungen bi 
„Rapitalien verwenber nunnden,, welche dem betreffenden Gruniid 
jondern materiellen Werth beilegen, werauf jeroch der Bere 
rmiltelung und Feſtſiellung der Reallaften feinen Anſpruch mad 
) Des Abgeordn. v. Rohrſcheidt u. Gen. (Druckſ. Pr. 419. adl.H 
„dem vierten Cage bi . folgende Faſſung zu geben: 
„Dazu wird bie Entfhädigung gerehnet, welche bem jebigen ea 
„feiheen Beſiber des Mählengeundflücts für Aufhebung etır 
3 damit etwa werbimden gewefener Iwangs-, Vonn 
ihlieplicher Gewerbes oder andrer Neal: Verecha genn E 
werten eter neh R% auushten fi." 
(Stenear. Ber. der WREWASIMMANMN 
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ber Reallaſten vom . . . . zu berüdfihtigenben Gegen⸗ 
gen zufammengerechnet. ; 
: Summe davou flellt den Reinertrag des Grundſtücks bar. 


Bericht der Kommiffton motivirt dies in folgender Art: 


$. 6. erflärte fi Die Mehrheit aus den von der Regierung angegebenen 
„für hr Kinverjlanden mit dem Bier zur Geltung gebrachten Grundſatze 
onsfäbigkeit. - on 
wurden folgende Anträge in ber Komm. geitellt: , 
nftatt- des gemeinen Kaufwerthe ben Nutzungswerth, und zwar durch 
Sthiebsrichter ermitteln zu laflen; Ä : 
t-6 gen 3 Stimmen verworfen ; ’ 
em DBelafteten jedenfalls die Hälfte bes Reinertrages frei zu laffen. 
wurde mit 5 gen 4 Stimmen verworfen. indem insbejonbere bag 
}- Wurde, daß die Gründe, welche bei Berathung bes —— für 
eingefehlagene Berfahren manßgebend' geiwefen feien und zur Annahme 
geführt Hätten, Hier ebenfalls Platz griffen. . “ J 
jegen wurde mehrſeitig beantragt: ee] 
ur-Befeitigung von Zweifeln im Alin. 3. des $. 6. Hinter dem Worte: 
Mühlengrundfüd” Hinznzufügen: nebit allem Zubehör. 
icht bloß der offenbar nur beifpielsweife namentlich angeführten Faltoren 
er Werthebeftiimmung zu erwähnen, fonbern um anzubeuten, daß dadurch 
er Kreid der in Erwägung zu ziehenden Werth erhöhenben oder Werth 
ermindernden Objefte nicht Habe erfhöpft werben ſollen, Hinter das. Wort: 
Konkurrenz“ bie Worte: „und anderen beſtimmenden Umfläns 
en.“,-zugufügen. 
urde mit Rüdfiht auf den Beſchluß der I. N. iu ben 68. 63. und 85. 
es an Gef. beantragt, Hinter die Worte: „des Mühlengrundflüds® 
Nzufügen: 
a Abzug ber, nad 65. 59. und 60. des Gef. über die Abloͤſ. der 
- Meallaften u. f. w. vom. — zu berüdfihtigenden Gegenleiftungen. 
ſemnaͤchſt wurbe der bereits in der Il. Kammer geftellte Antrag wieder aufs 
mommen: 
die von bem pflichtigen Mühlenbefiger feit dem 1. Ian. 1830 bewirkten 
Verbefferungen und Vergrößerungen der Bauanlagen bei der —3 — 
mittelung außer Rückficht zu laſſen und die Grmittelung derſelben, ſowie 
deren Wertyſchutun —* Schiedorichter ee laffen. : 
urbe untragt, die Worte: „nad feiner Wafſerkraft“ im Alin. 3. 
ı ftreichen. a 0— 
Anträge ad 1., 2., 3. wurden einſtimmig angenommen, der Antrag ad 5. 
ven 4 Stimmen abgelehnt, weil es fich in Feiner Weife rechtfertigen würde, 
n, für den Werth der Mühle fo erhebliches Objekt außer Anſchlag zu 


den Antrag ad A. wurde hervorgehoben: nn — 
‚8 namentlich ſeit 1830 durch die großen Vortſchritie in dieſer Beziehung, 
Kfpielige Anlagen und Bauten an Muhlengrundfüden ausgeführt worben 
en, zu denen die Beſitzer nur gendthigt. worden, um tie Konkurrenz zu 
ttehen, während ihnen das frühere Zwangsrecht ihre Cinnahme ohne kon 
ielige Mittel gefichert habe. Es fei unbillig, ihnen nunmehr bie, in der 
egel noch dazır mit aufgelichenen Kapitalien bewirkten Meliorationen an: 
rechnen, durch weldye fie fi aud im Intereffe des Berechtigten erſt im 
tande erhalten hätten, Lie ſchweren Abgaben von ihren Grundflüden auf: 
bringen. 
ı Tomme, daß ein großer Theil diefer Anlagen aus einer Zeit herrühre, 
: ber Gewerbebetrieb no mehr Vortheil geboten habe. Jetzt Hätten fie 
ils keinen Ertragswerth. Bine Beranfhlagung nad ihrem Koftenwerth 
n Werth bes Mühlengrundflüds weit über feinen jeßigen Ertragswerth 
während bie Unterhaltung der Foftfpieligen, nicht mehr Ertrag bringenden 
ohnehin ſchon erhebliche Koften verurfahe. Das zugefiherte freie Drittel 
allen ſolchen Fällen fcheinbar erhalten, in Wahrheit aber aus dem Er: 
t zu befhaffen fein. 
gen wurde angeführt: 
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‚ Bel der anderweitigen Berathung in der II. Kammer beantzagte 
‚Kommiffion ven Beitritt zu den abweichenden DBefchläffen ver 
ger, indem fie in ihrem Berichte v. 18. Febr. 1850 (Drudf. ver 
Nr. 576) in diefer Beziehung folgendes bemerkte: 


en zu $. 6. vorgefchlagenen Nbänderungen, bie fchon in dem Komm.sBericht 
8. nachgewieien find, jeboch mit der Maaßgabe, daB im Plenum der I. K. 
fihläge der Komm. zu $. 6. in Bezug auf bie feit dem 1. Januar 1830 
wabenen Berbefierungen und Bergrößerungen der Muühlengrundſtücke abs 
And, trat die Agrars Komm. bei. Theile hielt fie diefelbe für begränvel, 
war fie der Anficht, daß in dem jebigen Stadio nur fehr gewichtige Gründe 
immen dürfen, ihre Buflimmung zn verfagen. 

lerbei ging die Komm. davon aus, daß ber von ber I. K. zu 5. 6. Abs 
„angenommene Zuſatz „mebR allem Zubehör” der betreffenden Borfchrift 
andern Sinn geben fol. Man war der Anficht, daß es ſich von ſelbſt 
t, daß nur folche Zubehdrungen gemeint fein Lönuen, welche für die Mählens 
wmit verhaftet find, und baß fpätere Erwerbungen, die bem Mühlengrunds 
8 Bertineng zugeichlagen find, unzweifelhaft nicht dahin gehören. 


k II. Kammer trat dem Antrage der Kommiſſton bei.!) (Sten. Ber. 
8. 1848, Bo. 5. ©. 2965.) 


* „gezahlten, oder noch zu zahlenden Entſchädigungs⸗Kapitals für 
w el hesung ber Bwange, ober den ; 
nr „3) der Reinertrag des bei der urfprüngliden KBerleihung des 
"ur „Dühlengeundfüde mit überwiefenen nupbaren Grund und 
r „Bodens. 
„Die Hälfte des hiernaͤchſt noch übrig bleibenden Theils 
„kommt als Gewerbezins unentgeltlih in Wegfall.“ 
Men den Abgeoron. Fiſcher und Denzin: 
„im $. 6. flatt der Worte: 
„daß ihm 4 des Meinertrages bes Grundſtückes verbleibe.“ 
„au fein: 
„daß ihm die Hälfte des Reinertrages verbleibe.” 
Mon dem Abgeordn. Trieft: 
„Zum $. 6. folgenden Zufab zu maden: | 
„Zur Erledigung der Frage, ob bem Beflger 4 bes Meinerirages 
„verblieben jei, find die nach obiger Feſtſezung zu berechnenden 
„Binfen des gemeinen Kaufwerths incl. der Zinfen bes gezahlten 
„Entihäbigungs Kapitals gegen das Drittel des einestages, fo 
„wie er nach Obigem ermittelt wird, zu balanciren. Goviel als ers 
„ſterer Hinter dem letzteren zurüdbleibt, find bie auf dem Grundſtuͤck 
| „ruhenden Laflen zu vermindern.“ 
€ dieſe Anträge wurden nit ausreichend unter Rügt! und gelanglen deshalb 
© Abſtimmung. (Stenoge. Ber. der I. K. 1818, Br. 5. &. 2779-2780.) 
Bei der Schlußberathung in ber II. 8. waren zum $. 6. noch fols 
:erbeff.sUnträge geftellt worden: 
Bon dem Abgeordu. Walter (Drudf. Nr. 588.): 

„Sn dem Alin. 2. tes 9. 6. nah dem Beichluffe der I. K. die 

„Worte: „nebft allem Zubehör” zu flreichen. 


Motive. 

„Wenn es fidh fchon von felbft verſteht, daß bei Ermittelung bes Reins 
ertsages eines Mühlengrundſtücks nur biefenigen Realitäten, für welche 
‚Die Abgaben geleiftet werden, zur Abſchäßzung kommen, fo würden aber 
»diefe Worte nur zu Mißdeutungen Veranlaſſung geben, und vielleicht ans 
‚dere nicht dazu gehörige Objekte zur Berechnung ziehen.“ 

Bon dem Abgeordn. Treplin u. Ben. (Druckſ., Rr. 593.): 
„Sum $. 6. Alinea 2. nach den Worten: „Berechiigungen 

„bat“ Hinzu fügen und einzufchallen: 

„jedoch ohne Rüädficht auf Erwerbungen, Berbefferungen „und Bers 
„größerungen des pflichtigen Müßlengrunbüde, welche durch bie 
— gemacht ſind.“ 
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„berüdfichtigt worden, fo kann alles, was fpäter zur * 

„Verbeferung der Mühlen geſchehin, nicht für bie ! 

„mithin auch bei ber Abſchähung nicht in Betracht ge 

©) Von dem Abgeortn. Ohm (nicht getrudt): 

„In dem Amendement des Abgeerdn. Treplin 
un Berbefferungen“ das Wert: „ermeisliche" var 
„nachzuſetzen: 

„Awelche ſeit dem 1. Jan. 1530 ſtattgefunden babe 

Die ad b. u. c. erwähnten Verbef.-Anträge wurden demma 
fragfellern vereiniget. 

Diefe Verbef.: Anträge wurten intep fimmtli abgelehnt. 
der IL 8. 1558, Br. 5. ©. 2965. 

4) Bei den uachſtehenden Grläut. if ter Kommentar ven x 
das Mühlen: Ablöf. Gef, S. 57—75 gum Grunde gelegt werten. 

2) Vergt. Zuf. II. ad. zum $. 2. des Gef. (I. chen ©. 68 

3) Die Gen. Komm. für Schlefien hat, in einer durch bie? 
blieirſen Befanntmadung r. 30. Marz 1850 Folgendes angeertr 

@s ift wünfhenswerth, daß tie Prevefationen mögli: 
bracht werten. Dies it auch von vielen Seiten ſchen geit 

Man hat firh jedech in tiefen Brovofationen auf einen gi 
Antrag auf Ablöfung oder Negulirung befcränft: kei dem ! 
fe großen Maſſe von Arkeiten muß die General-Remmirfien 
her wuͤnſchen und eutſchieden darauf haften, daß gleich velli 
fationen, tie ſich möglichſt anf alle in demſelben Ort verfe 
laſten eritreefen, eingereicht werden. 

Um ten Vetheiligten Dies zu erleichtern, hat tiereibe e 
über den Inhalt der Provefatien sc. auffellen kamen. Tu 
Fermufare zu ten, den Prevefationen beizufügenden Prita 
find in ber Buchteucerei von Bremer und Minuth, Can 
hierſelbſt, und in ben Bureaus unierer Eypezial: Renmifat 

Gs fell daranf Beat genemmmen werden, daß fe fü 
Nreienädten zu haben find. Die Aufftellung der Brerch 
Praͤſtations⸗Tabelle wird biernach cine ganz mechaniſche Art 
Feine Naturalien, für welche NermalsPreife feſtzuſtellen int 
4. 3. wo bleße Geldabgaben vorfemnen, kann fefert mit! 
Auseinanderfegung durch Bermittelung der Rentenkanf vergtg: 

Auch in denjenigen Anteinanterfetungen, in melden e 
folcher Natnralien antemmt, Tür wilde mac um Eelet I 
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a Abloöſungs⸗Verfahren aber muß Seitens des Mühlen- 
wenn er fich des ihm gefetlich zuftehenden Anfpruches auf Der« 
der Reallaſten bedienen will, ein ausdrücklicher Antrag bierunf 
erden, welcher aldtann die Nothwendigkeit der Ermittekung des 
ages des Mühlengrundftüd zur Folge bat. nn 
ie Art und Weife der Ermittelung des Neinertraged. nes 
ndflüdes ift im zweiten Alinea des 6. 6. des Geſehes an« 


yet fich in diefer Beziehung Bolgendes zu bemerken: - 

Es muß zundrderft der gegenwärtige gemeine Kauf- 
; Mühlengruntftädes feftgeftellt werben, und zwar ſoll dies durch 
ichter gefcheben. | 

ter Feſtſtellung des Kaufwerthes durch ſchiedsrichterlichen 
H aus tem Grunde ter Borzug vor der Beflftellung durch den 
ariuß oder durch Vernehmung Sachverftändiger hier, wie 
n ähnlichen Bällen des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850,21) gegeben 
m dad Anl abzufürzen und tie Quelle einer durch den 
bleibenden Inftangenzug begünftigten Berzdgerung zu befeitigen.?) 
das Mühlen Ablöſ. Beleg enthält Feine austrüdlichen Vor⸗ 
er dad fchiedsrichterliche Verfahren, welches in dergleichen 
angeben fein fell; indeß beftimmt ver 6. 105 des Abloͤſ Oel. 


} für das in tem äulebt erwähnten Geſetze angeordnete [gie 
terliche Verfahren tie tn den $. 32 ff. der V. v. 30. Juni 1834, 
en des Geſchaͤftsbetriebes in den Angelegenheiten der Gemeinheits⸗ 
ungen gegebenen Vorſchriften gelten ſollen; 
an, da das Geſetz über die Regulitung der Mühlenabgaben mit 
ee in der innigften Verbindung fteht und nur die fpeciellen 
gen für die Abldfungen der auf Nühlengrundſtücken 
eallaften enthält, nicht zmeifelhaft fein, daß auch für rag Hiey 
e fchietsrichterliche Verfahren vie Beſtimmungen tes Gefehes v. 
‚834 zur Anwendung zu bringen find; Feineswegs aber beabſich⸗ 
en iſt, das Verfahren nach der Allgemeinen Gerichts⸗Ord⸗ 


intreten zu Laffen. | 
: biernady zur Anwendung kommenden VBorfchriften der 65. 32— 84 
30: Juni 1834 wegen des Geſchaͤftsbetriebes ac. beftimmen: *) 


— — — — —— a 
uſtellen find, wird Häufig mit der Regulirnng fchon febt- vorgegangen 
en. fönnen, fei es, daß über den Preis der Natural» Leifinngen eine 
igung ın Stande kommt, ſei es, daß alle übrigen Verhältniſſe fo weit 
‚eftellt worden, daß, fobalb die NormalsBreife feſtſtehen, nur noch ein 
hen: @rempel zu machen iſt, um die Sache zu Ende zu bringen. 
Breslau, den 23. März 1850. 

Königl. GeneralsKommiffion für Schlefien. nt 
tgl. die $$. 11., 14, 17, 30., 31, M., 63., 72, 83., 85. m, 88. 


les Motiv ergiebt fich aus dem Berichte dir Agrar⸗Komm. ‘dert, 8. 
. 1850 über das Gef. wegen Ablöfung der Reallaſten zum 88. 11: 
. O. (f. oben &. 360 u. 364.) 

gl. die betreff. Vorfchriften in dr A. G. O., Thl. I. Ti. 2. 98. 


ı erwähnen iſt hierbei, dag, wie ber Bericht der Agrar: Komm. der I. 8. 
ı. 1850 über das Ablöſ. Gef. (zum $. 11.) ergiebt, die Staats:Res 
die Abficht ausgefprochen hat, durch ein bald vorzulegendeg Geſetz über 
sichterliche Verfahren ben bisherigen formellen Mängeln deſelben atıne 
s find mithin die Vorſchriffen dr SE. 82 — I. der B. v. W. Aut 






















J u 
* re —R LT 
J der KFeſtſtellung 
au voller Bubehör des — “in A 
werben. I0ai oft oe a —— 


Die: oben nitgetheifte Ent eh ungsrGefihichte: des 
die Worte: „uebft allem SEEN in dem Negierun 
wicht enthalte * n 
Fee 
nur folde 

Mühlenab ———— find; 
dungen, die dem Mühlengrundftücte nie 

unzweifelhaft mich & dahin —— — 
—8 folgende Bernertungen! 
v a) enn ver : Mühlenbeflter nah dom Er w 
ſtückes noch anudere, urſprünglich nicht zu tem Mühlengtum 
hörige Grundſtücke, ſei es von dem Berechtigten, oder ver 
erworben hat, ſo iſt auf deren tb bei der Feſtſtellung tes a 
Kaufwerths des Mühlengruntftü feine Rückficht zu neh 
dann nicht, wenn ſolche Tem Mühlengrundſtücke als Ber 
ſchlagen und im Hypothekenbuche zugeſchrieben worden fin; © 
nur derjenige Grund und Boten von ten Schied srichiem [1 
zu bringen, welcher bei Nusfegung ter Müble mir derſelben veh 
bei Feſiſteliung ter Mühlenabgaben in Verrat gezogen werten i 
nige auf dergleichen neuerworbenen Grundſtücken Bafıente 
abgaben müſſen ganz abgefontert behandelt werten, wen 
Ablöfung bei Gelegenheit der Negulirung mit zum Grat 
des Verfahrens zu machen iſt. 

b) Dagegen ergeben tie Verhandlungen, daß es nicht tie J 
Geſetzes ift, bei ver fehiedsrichterlichen Feſiſtelluug Des gegenmir 
meinen Kaufwerthes 

vie von ten Mühlenbefiger bewirften Verbejferungens 
größerungen ter Bauanlagen 


















1) Die Gründe, aus milden ber Raufwertß, und nidı hut! 
Fun Zu Grunde zu Iegen, ergiebt der Bericht der Kemm. ter E 

der) das abgelehnte Amenbement des Abgeoten. alt | 
©. 524 Note 1 ad d.) 

2) Ueber tie Motive, weshalb tas Geſetz bie älteren Ent 
micht berüdfictiget witen Will, vergl. den Inhalt des Vericts ie 
IR. (Oben &. 818 5) 

3) DBergl. den Ber. der Rom URAN 
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Betracht zu laſſen; 1) vielmehr fol Teviglich ver zur Zeit der Er⸗ 
ung vorhandene Zuftand maaßgebend fein. . 
Was tie beweglichen Zubehörungen betrifft, fo muß unzweifelhaft 
von gleichem Grundſatze, wie zu a. in Betreff der unbeweglichen 
werbungen außgegangen werden; denn da nicht einmal unbe» 
he Zubebödrungen, welche nach der erſten Verleihung dem 
igrundſtücke als Pertinenzien zugefchlagen worden, mit berüdfichtiget 
dürfen, fo darf dies noch viel weniger in Betreff beweglicher In» 
tenftä de*) gefcheben, welche der Mühlenbeflger zur Verbeſſerung 
Betriebes angejchafft bat; vielmehr wird nur auf die mit verlicehenen 
ände und deren damalige Befchaffenbeit und wenn dieſe nicht zu er» 
J— ‚folten, auf die gewöhnlich beſtehenden Berhältniffe Rüdkficht 
nen ſein. 
Als Diejenigen Umftände, welche bei ter Abfchägung In Betracht 
. werden follen, werden angegeben: oo 
„die Wafferkraft, die Lage, die zur Zeit der Abfhägung 
gende Konfurrenzg, und andere beſtimmende Um- 
nde. | 
Si. Wafferkraft foll in Anfchlag gebracht werten, well diefelbe 
er Waſſermühle ein für deren Werth fehr erhebliches Objelt ift ®) 


aung der Lage der Mühlenbefiger dafür ſprachen, wenigſtens die feit 
1830 flattgefundenen Meliorationen biefer Art außer der Berechnung 
R, fo if doch das Gegentheil austrüdfich befchloflen worden. Es liegt 
‚jedenfalls eine greße Härte des Geſetzes. 
er hierüber insbefondere die abgelehnten Berbefferungs-Anträge ber 
nm. Walter, Treplin und Ohm (oben ©. 827 ff. Rote 1.) und den ebens 
welehnten Antrag der Komm. der I. K. (oben ©. 824 ff.) — Wulſten 
au, taß die Frage, ob die von dem Müller vorgenommenen Bauten und 
zungen zu berüdfichtigen ? Ieviglich der Beurtheilung der Schiedsrichter 
m einzelnen Falle habe Überlaffen werben follen. (Die neuen Agrars 
S. 355 Anm. 3.) 
Das U. 2. R. fchreibt im 8. 92. Thl. I. Tit. 2, in diefer Beziehung vor: 
„Zu einer Mühle gehört, außer den Geraͤthſchaften, welche zum Betriebe 
‚des Werkes dienen, auch das vorräthige zur Ausbeflerung beflimmte Schirr⸗ 
‚Holz und Gifengeräthe.* 
indeß dergleichen bei ber urfprünglicen Verleihung in der Regel nicht 
hrt fein wird, fo iſt auf etwa vorhandene Beftände diefer Art von dem 
eichtern Feine Mückficht: zu nehmen. . 
a) Vergl. den Bericht der Komm. der I. K. (f. oben ©. 825 ff.) 
Die Wafferfraft erhält zwar ihren Werth erft durch die Möglichkeit, 
Betriebe eines Müblenwerkes anzuwenden, und erfordert daher nicht mins 
B jede antere eine Mühle treibende Kraft, die Belegenheit, zum Gewerbe⸗ 
vortheilhaft angewendet werden zu fünnen, und wenn fie oleich durch die 
e Abhängigkeit von den Wirkungen der Natur, fo wie bei flarfer Waflers 
tech Grzielung eines befieren Fabrikats und geringerer Betriebstoften, uns 
Bare Vorzüge vor der Windfraft voraus hat, fo iſt doch die Benupung bies 
güge durch vie Gelegenheit zum Debit bebingt, und es fleht mithin bie 
Uung beider Gegenftände in innigſter Wechfelwirfung. In manchen 
wird die Bergleichung der Arbeit, welche durch die Anwendung der Waflers 
Esifet werben kann, und der Koflen, welche ihre Anwendung fordert, mit 
Bu Arbeit, welche in einem gleichen Zeitraume bei einer gewöhnlichen 
Ele die Kraft des Windes unter gewöhnlichen Umfänden zu liefern vers 
mit den Koften, welche die Anwendung dieſer Kraft erfordert, zu einigem 
ereichen Fönnen. Niemals aber darf bei Fehftellung des Werths der 
Skraft der Debit unberüdfichtiget bleiben, und ebenfo finb dabei bie 
die erforderlichen Daͤmme, Gräben, Schleufen, Berfchälungen und aus 
aflerwerke, es mögen folche- bem Müller zeither ſchon wbarkrgen Haken, 
Muyme-Sefepg. Bb. II. 53 


—* unzweifelhaft alle Gründe der Billigkeit und einer rückſichtsvol⸗ 
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, die in derfelben mehr oder weniger häufig eintretenten Miß⸗ 
arch Dürre, Hagelfchlag ıc.; Die Getreidepreife der Gegend, forte, 
tage ter Mühle tie Foridauer des jegigen Zuftandes, oder ob 
nderung teffelben zum Nachtheile der Mühle mehr oder weniger 
en iſt. 

efondere Lokal: Werth ter Mühle in Beziehung auf den vor» 
: Betrieb des Mühlen» Gemwerbed wird ſich vorzugsmeife 
von diefem Berriebe zu erwartenden Reinertrage beftimmen. 
erten in Betracht kommen: die Quantität des Getreides, welches, 
ögefegter gehöriger Betriebfamfeit des Müllers, wahrſcheinlich zur 
ıng nad ter Mühle kommt; der Brutto-Ertrag des Debits durch 
19 der zur Zeit der Regulirung üblichen Mahllohns⸗Sätze, ein» 
des Stein» und Staubmehld, vie davon in Abzug zu bringen- 
ebekoften, nebft einem angemeflenen Lohne des Müllers und den 
£ Unterhaltung der Mühle und ver Wafferkraft ıc. 

je Schiedsrichter follen enplich bei Beftftellung des Kaufwer- 
I Mühlengrunrftüdes vie fämmtlicyen auf demfelben rubenven 
nd Abgaben, ſowie die fämmtlichen demſelben zuftehenden Be⸗ 
ngen in Betracht ziehen. 


efem Behufe müffen alfo feftgeftellt werben: 


e Laften und Abgaben, welche jur Zeit der Regulirung von 
iengrundftüde zu entrichten find, mithin ſowohl die an den Be- 
en zu entrichtenten, nicht aufgehobenen Mühlen- Abgaben, als aud) 
ı Staat, tie Öemeinde, Kirche, Geiftllihfeit und Schul⸗ 
:, Seuerfozietätö- Beiträge, Unterbaltungsfoften u. f. w.; 
le Berechtigungen des Mühlengrunnftüdes, mithin insbefondere: 
gerechtfame, es mögen ſolche in dem ganz oder theilmeife freien 
: von Bau- und Reparatur⸗, Brenne, Nutz⸗ und Schirrholz, oder 
ner oder der anderen Art dieſes Holzes beftehen, und fich viefelben 
die eigentliche Mühle uud deren Werfe und Zubehör, oder auf 
Beligung beziehen, einfchließlich der Raff⸗ und Leſeholzgerechtig⸗ 
er die Hutungsgerechtſame; tie Fuhren und Leiſtungen 
Htigten oder anderer Verfonen an ven Mühlenbefiger; das Recht 
bau oder Uinterhaltung von Gebäuden, Dämmen, Brüf- 
äben und anderen Wafferwerfen, Rohrnutzung, Fifche» 
:fftifche, Dienfte, welche der Mühle Überlaffen worden u. f. w. 
3 fommen auch foldhe Bälle vor, wo das Reſultat der ſchieds⸗ 
en Ermittelung und Feſtſtellung dahin geht, daß das Mühlen- 
: gar feinen gemeinen Kaufwerth hat. Dies wird insbes 
a der Val fein, wo auf Waffermühlen, die auf tem Lande un 
elegen, ein bober Zins haftet, welcher bereit bei einer früheren 
in der Art feſtgeſtellt iſt, daß dahei ver Mühlenbefiger, im Wege 
yenfation auf einen Theil feiner bisherigen Leiftungen, felbft vie, 
der Gutsherrſchaft obgelegenen, beveutenten Wehr⸗ und Waffer- 
teparatur« und Unterhaltungafoften ac. übernommen hat. In fol« 
n bat häufig die nad) Publikation der Gewerbe⸗Ordn. v. 17. San. 
getretene übermäßige Konkurrenz die Folge gehabt, daß nicht 
e von dem Mühlenbefiger übernommenen Unterhaltungskoſten durch 
3 der Mühle getedt werten, und ed wird alddann von einem Kauf⸗ 
des Mühlengrundftüdes nicht die Rede fein können, vielmehr fol« 
uf Nichts reduziren. 
als iſt es aber ven Schiedsrichtern geftattet, einen fogenannten 
sufmerth feftzufegen, fondern wenn dad Mühlengrunrftäk gar 
‚emeinen Kaufwerth hat, fo kann, in Anwentung tes 8, 6,, Wr 
yon feine weitergehende fein, ald daß jur Exrheltung er 
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ID. Nachdem auf die unter CC. vargeftellte Weife der gegenwärtige 
eine Kaufwerth des Mühlengrundftüres durch den Ausſpruch 
Schiedsrichter feftgeftelt worken, tritt die im zweiten Sabe ted 
. 2. des $. 6. vorgefchriebene weitere Ermittelung des Nein« 
—F des Mühlengrundſtückes ein. 
wird nämlich: 
J:za dem durch die Schiedsrichter feftgeftellten gemeinen Kauf 
Ihe der Werth ver Entf Wärigung binzugerechnet, welche dem jetzi⸗ 
oder einem früheren Beflger des Mühlengrupftüces für Aufhebung damit 
: verbunden ‚geivefener Zmwangd- oder Bannrechte, oder ausfchliefilicher 
bes Berechtigungen gewährt worten oder noch zu gewähren ijl. ?) 
ie Seftftellung dieſes Gegenſtandes muß mithin durch ten die Mes 
1g Teitenden Kommiffarius erfolgen. 
sang bierauf bat das Revifskolieg für L. 8. Sachen per 
8. 21. San. 1853 angenommen, daß bei Ermittelung des Meinertra- 
Ines Mühlengrunnftüces, von welchem der Beflger bei jeter Ablöfung 
kzauf baftenden Meallaften verlangen kann, on ihm ein Drittel def 
‘gerbleibe, dem gegenwärtigen gemeinen Raufwerthe des Mühlen- 
Hädes nur die, auf rund ter Entfchätigungdgefee v. 15. Sept. 
ud, 17. Ian. 1845, dem jebigen oder einem früheren Beſitzer des 
ndftüdes für Aufhebung damit verbunden gewefener Zwangs⸗ 
umrechte oder außfchließlicher Bewerbe- Berechtigungen —*8 
en Entſchädigungs⸗Kapitalien, und auch dieſe nur dann 
werden duͤrfen, wenn ſie zur Abſtoßung von Reallaſten nicht 
worden ſind. 
E GSründe bemerken: | 
Eng geht aus den Worten und dem Sinne des Gef. ſelbſt, fowie aus ben 
1 F Staatsregier. zu demſelben und aus den Kammerverhandlungen un⸗ 
ervor. 
achdem in den Motiven angeführt worden, daß ber Staat Entſchädigungen 
afhebung der Zwangs⸗ und Bannrechte, fowie der &ewerbe:ErflufivsBe- 
wgen, in Folge der Ed. v. 28. Oft. 1810 und 15. Sept. 1818 zum Belaufe 
‚000 Thlr., und in Gemäßheit des Entſchaͤdigungsgeſ. v. 17. Ian. 1845 
etrage von 200,000 Thlr. gewährt habe, wird in benjelben zu $. 5. dee 
zhourfe $. 6. des 8) wörtlid) bemerft: 

Andererſeits müflen dagegen Entfhädigungs-Kapitalien, welche für 
Siufhebung einer Crkluſiv⸗Berechtigung oder des Mahlzwanges etwa dem 
jeßigen oder einem frühern Befiter der Mühle gezahlt worden ober zu zah⸗ 
Ien find, dem Kaufwerthe der Mühle hinzu eredhnet werden, indem dieſe 
Kapitalien einen theilweifen Erſatz für die dem Gtabliffement durch die 
Sewerbefreiheit zugefügten Nachtheile bilden, und es die Schuld des Bes 
fitzers ift, wenn er die erhaltene Abfindung nicht zur Abſtoßung 
son Reallaſten verwendet, oder bei der Erwerbung des Mühlengrunds 
Rüde unbeachtet gelaffen Hat, dag (für) daffelbe zur Ausgleihung jener 
Nachtheile eine Abfindung bereits gewährt if." (Stenogr. Ber. der II. K. 
von 1849 ©. 1346.) 
ber aud die Rammerverhandlungen ergeben, daß das Wort „Entfhäbigung“ 
eichbebeutend mit „@ntfhädigungs: Kapital” und „Kapitals: Entf hädigung” ges 
worden ift, fowie denn auch die Beflimmung bes — daß 4 pEt. des 
erths und der gedachten Entſchädigung mit dem Jahreewerthe der abs 
a Reallaften zufammengerechnet werden follen, ſchlechterdings eine Kapitals: 
Wigung vorausfeßt. 
unf der andern Seite kann indefien au ber Sinn des Geſetzes nicht anders 
st werben, als dag nur diejenigen Entſchaͤdigungs⸗Kapitalien bei der Berech⸗ 
Des Meinertrages eines Mühlengrundftuds berückfichtigt werden follen, welche 
















) weg! in biefer Beziehung bie in der Vorbemerkung zum Mühlen Mblöf, 
ben ©. 768 ff.) mitgetheilte Befebgebung, 
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t ſich ſchon daraus, daß ver F. 6. des Mühlen Ablöf. Gef. beftinmt, 
‚bei jeder Ablöfung der auf einem Mühlengrundftlide haftenden Real 
der Beſttzer berechtiget fein fol, zu fordern, daß Ihm ein Drittel nes 
straged ded Grundſtückes verbleibe.” Noch unzweifelhafter aber erhellt 
ichtigkeit dieſer Anficht aus den Motiven des Entwurfs zum $. 6.,') 
e bemerken, daß die Mühlen-Präftattionen, welche den Werth von zwei 
yeil des belafteten Grundſtücks überfteigen, auf daB angegebene Maaß 
duziren, und daß diefer BortHeil allen Mühlen zu Theil 
en müſſe, ohne Rückſicht darauf, ob die Abgaben in irgend 
jer Art feſtſtehen oder noch ſtreitig find; forte, daß es noth⸗ 
g fei, den Grundſatz des $. 63. des Nbldf. Gef., wonach feite Geld⸗ 
ben und Geld» und Getreide-Reluitions⸗Renten bei ten 
gentbum, Erbzins⸗ und Erbpachts⸗Rechten befeffenen Grundftüden 
zu den einer möglichen Reduktion unterliegenden Reallaften gerechnet 
n follen, bet Mühlen nicht zur Anmendung zu bringen. — Das 
I des Reinertraged muß dem Befiger des Mühlengrunpftüdes felbft 
em Valle frei bleiben, wenn fänmtliche Abgaben unftreitig 
ıdabgaben find. 
uch die im $. 64. des Abloͤſ. Gef. v. 2. März 1850 gedachten Ab⸗ 
an geiftliche Inftitute unterliegen dem Ahzuge. ) 
‚ Ueber die praftifhe Anwendung der Brundfäße des $. 6. tes 
en⸗Abloͤſ. Gef. und ter nach 8. 2. deſſelben eintretenden Vorfchrifien 
f. und Rentenbank⸗Geſ. v. 2. März 1850 werden Beifpiele in 
ne's Kommentar zum Mühlen Abldf. Gef. (S. 73— 73.) aufs 


“ Die Koften der auf Grund des $. 6. des Geſetzes flattfindenden 
brungen betr., fo bat das Min. für Tandwirthfchaftl. Ang. in 
R. v. 1. März 1853 ?) (Min. Bl. d. i. V. 1853. ©. 98. Nr. 80.) ent« 
a, daß folhe zu ven Regulirungskoſten zu rechnen, nicht aber 
rozeßkoſten zu erachten felen. 
u folgt hieraus, mit Rückſticht auf die Beſtimmung des F. 106. des 
ne v. 2. März 1850, daß diefelben von jedem Theile zur Hälfte 
gen find. 


Zum 8.7. 


Der 8. 7. war in dem Regier. Entw. nicht enthalten; vielmehr 
die Beftimmung deffelben zuerft in der II. Kammer von dem Ab⸗ 
. v. Rohrſcheidt und Gen. in einem Amendement (Drudf. der 11. 
. 419. ad I.) beantragt, welches verlangte, dem F. 1. des Gef. fols 
t Zufaß hinzuzufügen: 
nter der Benennung „Mühlengrundſtücke“ find in dem gegenwärtigen Geſetze 
zchiffsmühlen begriffen. | 
et der nochmaligen Berathung, welche in der Kommifflon der II. Kam⸗ 
attfand, nahm die Kommifflon das Amendement, jedoch in der Faſ⸗ 
des jeßigen $. 7., an, und beſchloß, daß daraus ein befonderer $. zu 
(Drudf. der II. K. Nr. 433.). 


» Bergl. oben ©. 819. 

) Die oben entwidelten Grundfäge hat auch die Gen. Komm. zu Stens 
u ihrer Inſtr. v. 12. Maͤrz 1851 (ſ. in Sprengel’s Ablöf. Gef. S.48—49) 
»mmen. — Vergl. auch die Erläut. zum Alin. 2. des $. 63. des Ablöf. Gef. 
März; 1850 (ad V. 1). (f. oben ©. 523 ff.) 

d Bergl. in Bd. 1, ©. 242 fi. 


= u 
810 uk tn chen 0m 


‚Kammern  erflärten is 
Tide ve Eqiffemätien 
even felen, auf weige die Behlmmungen 
"u bringen, fo war es nı H 
nur von Mühlengrundfl! 


eb) “anf u Bulvermöplen (Ort. v3 isn, Präl. 


r Zum 9.8 


‘ i er, Ent 
ee — 
Die Motive des utw. bemerken 
—— ei Anıoı finde 
— 
. Die Kommiffion ver II, Ram 
"Drudf, Mo: 499), ohne — 
Bufap beizufügen: - 
ben findet diefelbe Anwendung n 
auf * rechten Rheinufer, im welchem — 
fegesfraft hat, 


b) in Neuvorponmern und 
©) in Oſipreußen, itthauen, Grmeland und dem Marienwerderſchen Amt 


Die I. Kammer genehmigte den $. mit diefem Zufage. +) E 
Ber. der II. 8. 1843 Br. 4. ©. 1973.) 


4) Beſondere Motive find von den Kommiſſtenen ber Kammern ri 
—— werben. 

2) a) Bornemann (Syſtem des Preuf. Givifrechte, Br. 1 
und Edi (Sunvamentallehren, Bd. 1. E. 6) nehmen an, das S 
ken beweglicen Caden gu rechnen 

1.6.3) entgegengefenter D 
% v3. "Spt. 1842 Min. Bl. 1812, © 
Hypelhekenbuche eingetragenen Schi hle micht cine klekt & 
Konzefften, fontern cin wirkliches Net zum Grunde lieg fi tale al 
eigentlibe Mühlengerechtiafeit (MUNR.L 23, $$ 2% 
$$. 229. u. 230.) mit oder ohne Zwangsberechtigung augunchmen, wi 
mehr als cine unbewegliche Sache anzufehen, wenn tie Scifemühle vn 
a, als Zubehör eines Grnntjtüces bezeichnet worden In 


95. u. der Hyp. D. 8. 

u Ueber tie nicht gewerbliche Natur ker dem taate 
für die Grlaubniß zur Anlegung oder Unterhaltung von 
Flüffen, vergl. das Gef. des Nepif.sKelleg. für N. 
oben zum $. 1. S 759) 

3) In dem der National-Berfammlung vorgelegten Mair 
($. 2.) war bereits eine ähnliche Beftimmung enthalten. (Verhantl. der Nu ® 
2». II. ©. 1919.) 

4) Zu diefem $. waren in ter U. K. folgende Verbeff.stntristt 
worden; 





1. Marz 1850, bett. d. auf Mühlengrundfl. haft. Reallaſten ($.8.). 841 


Die Kommiffion der I. Kammer erklärte fi gegen den Zus 
ı Uebrigen aber mit dem $. einverflanten, indem fle ausführte: 


$. 8. war die Komm., mit der Beilimmung bes Alin. 1., aus den von 
erung angegebenen Motiven einverflanden. 

Antrag auf Streihung des Nlin. 2. Litt. a. b. wurbe mit 8 gegen 2 
ı und auf Streihung der Liu. c. mit 9 gegen 1 Stimme angenommen. 
Grund zu der Annahme diefes Alin. ıft weder aus dem Berichte ber 
ver II. 8., noch aus dem von ihr geitellten Amenbement, noch auch aus 
ge. Berichten der II. K. zu erfehen. Gr liegt ad a. b. aber offenbar in 
iande, daß in dem bier gedachten Theile der Rheinpropinz die Zwangs⸗ 
mrechte durch die Franzoͤſiſche Geſetzgebung ohne Entfhädigung aufgehoben 
And, in Neuvorpommern aber niemals welche beitanden haben und ad c. 
bgebung von 1808 die Berhältniffe in Bezug auf die Gewerbes und bie 
für das Bannrecht bereits vollfändig regulirt habe. Aber einmal it dies 
ıd nicht flichhaltig, weil das Prinzip der Präftationsfähigkeit nicht mit der 
foldyer Abgaben nothwendig zufammenhängt, in dem «8 ja auch da und 
u recht wefentlih zu einer den Abgabepflihtigen vortheilhaften Geltun 
vo entweder die Gewerbeabgaben aufgehoben end und neben ihnen no 
fehen oder wo nur Grundabgaben vorhanden find. In Bezug auf bie 
achten Landestheile ift aber auch die Annahme unrichtig, daß die Geſetz⸗ 
on 1808 die Verhältnifie vollſt aͤndig — regulirt habe. 

@b. v. 29. Rat 1808, welches in den ad c. genannten Landestheilen 
lenzwang aufgehoben hatte, beilimmte, wie bereit6 oben erwähnt, daß bie 
ung für die künftig zu verftattende Mahlfreiheit den Zwangsberechtigten 
a der für das Nußungsrecht der Mühle bisher entrichteten Abgabe: ges 
wben folle. Den Ausfall des Abgabeberechtigten follten die Mahlpflichtis 
Domainenmühlen tragen, bei Privatmühlen fol die Summe der Entſchaͤdi⸗ 
ch Bertrag oder Urtel Tengefebt werden. ($$. 8., 12., 14.) 
b $. 7. des &b. hörte aber jener Zwang nur nad der Willführ ber 
Bichtigen auf, indem es von ihrer Erklärung abhängen follte, ihn aufzus 
re beizubehalten. Sole Erklärungen für und wider find mehrfach abges 
d «6 find ſelbſt Verträge über den Hortbefland des Mahlzwanges von 
eile der Zwangspflichtigen gefhlofien worden, während ein anderer Theil 
ben wollte. In lebterem Falle war die Regulirung darum bei Priyats 
icht fo einfach, weil die Entfchäbigung, welche die Zwangspflichtigen geben 
yon mannigfachen einwirfenden Umftänden abhing. Auch ſtand ber Ver⸗ 
Maaßſtab, nach welchem die einzelnen Berpflichteten beitragen follten, nicht 
n Zwangspflihtigen bei Domainenmühlen waren zwar durch $. 4. bes Ed. 





on dem Abgeorbn. Gr. Boninski u. Gen. (nicht gebrudt): 
„tem $. folgende Faſſung zu geben: 
„Auf Mühlen, welche nach Verfündigung des Gef. v. 2. Nov. 

„1810 und vor Berfündigung bes Gef. v. 23. Oft. 1826 neuges 
„gründet oder aus freiee Hand oder im Wege der Subhaftation ers 
„Lauft wurden, finden die Beflimmungen wegen Herabfeßung der 
„Entſchädigung für die abzulöfenden Reallaften auf ven Betrag von 
„zwei Dritteln des Reinertrages des Mühlengrundflüdes eben fo 
„wenig Anwendung, wie auf Mühlen, welche erſt nach Berfündigung 
„der Gewerbe⸗Ordn. v. 17. San. 1845 neu gegründet oder aus freier 
„Hand oder im Wege der Subhaflation erworben wurben.“ 

on dem Abgeordn. Neuter (Tilfit-Ragnit) (Drudf. Nr. 441. ad XI.): 

„zu $. 6. folgenden Zufag zu maden: 

„In denjenigen Landestheilen aber, in welchen bas Ed. v. 29. Mir 
„1808 Geltung bat, fowie in denjenigen, in welchen fchon bırcch 
„die fremdherrliche Sefepgebung bie Zwangs⸗, Banns und Erflufivs 
„Rechte der Mühlen aufgehoben waren und das A. L. R. nicht eins 
© it, findet dieſe Herabfegung auch bei älteren Mühlen 
„nicht flatt.“ 

"Antrag ad a. wurde abgelehnt, der ad b. zurückgezogen. (Gteuagr. 

IL 8. 1854, ®b, 4. & 19793.) 





⸗ 


.11. Maͤrz 1850, bett. d. auf Muͤhlengrundſt. haft. Reallaſten (F.9.). 843 


zaͤßig hier feſtgeſtellt werden kann, beantragt die. Komm., ben borgefchlagenen 
anzunehmen. 


ie L Kammer trat diefem Antrage bei. (Sten. Ber. der I. K. 1838. 
S. 23784.) Ä 


.6©. ) 
i Die IE Kammer iſt dieſem Beſchluſſe demnächſt Heigetreten. 
igr. Ber. ber II. R. 1842. Br. 5. ©. 2961.) | 
- Erläuterungen zum $ 9. 

Die im $. 9. in Bezug genommenen Beſtimmungen des Siftirungs» 
v. 9. Dft. 1848 lauten dahin: 


1. Es werden auf den Antrag auch nur eines Theilnehmers fiftirt: 


ic. 
die bei den Auseinanderfegungs = Behörden oder den orbentlihen Gerichten 
ſchwebenden Prozeſſe über Mühlenabgaben. 

. 2. Bon Amtswegen werben flirt: 

die bei den im 8. 1. gedachten Verhandlungen entitandenen und noch nicht 
rechtskraͤftig entihiedenen Prozeffe, jebod mit Vorbehalt interimiftifcher Feſt⸗ 
feßung über die laufenden Leiftungen. 


In Betreff derjenigen Mühlenabgaben, welche währenn der Dauer 
iſtirung der Prozeffe über dergleichen Abgaben rüdfländig geblieben 
hängt die Frage, 06 und inwiefern teren Nachzahlung erfolgen 
Yon der Entfcheidung der Hauptfrage ab, ob die Abgabe ald eine 
kbabgabe anerkannt, oder deren gewerbliche Natur feſtgeſtellt 
legteren Sale kann natürlih von einer Nachzahlung nicht 
fein; wird dagegen von dem Nevif.- Kolleg. (oder in ven bes 
Bei dem Ob. Trib. anhängig gewordenen Sachen von viefen Ge⸗ 
Bhofe) entfchieten, daß die Abgabe für eine fortbeftehbende Grund» 
Be zu erachten fet; fo tritt damit auch die Verbindlichkeit des Müh⸗ 
ders zur nachträglichen Entrichtung ver rüdfländig geblie- 
u Beträge ein. 
as Ablöf Gef. v. 2. März 1850 enthält indeß am Schluffe des $. 
gende Beftimmung: 
ädfände, welche den doppelten Betrag der jährlichen Rente nicht überfteigen, 
„ in fofern beide Theile einig find, nad näherer Beflimmung des Renten: 
Befeßes, der Rentenbank überwiefen werben. 
ke weiteren Beflimmungen bierüber find in ven $$. 10., 22., 28. u. 
8 Rentenbank⸗Geſ. v. 2. März 1850 enthalten. 
ach diefen Beflimmungen, weldhe das &. N. des Min. für landwirih⸗ 
Ang. v. 12. März 1850 sub IV.2) (Min. BL. d. 1.2.1850 ©. 65. 
3,) austrädlic in Bezug nimmt, ift ed zuläffig, 
daß folhe Rückſtaͤnde, welche nen doppelten Betrag der ermittelten 
Sahresrente nicht überfteigen, duch Bermittelung der Rentenbank 
abgelöft werben. ' 
> Berechtigte ift indeß nicht verpfichtet, ſich dies gefallen zu 
vielmehr ift Hierzu die Bereinigung beider Theile nothwendig. 
Serpflichtete ift mithin in zwei Sällen verbunden, vie Rück⸗ 
e fofort baar zu entrichten: 
"wenn der Berechtigte hierauf beſteht und der Lieberweifung der« 
an die Rentenbank widerfpricht, und 
jedenfalls infoweit, ale die Nürflände den doppelten Be⸗ 
Der ermittelten Iahresiente überfleigen. ®) 





»Bergl. in Bd. 1. ©, 189. 

» Wenn 3. D. die Tünftig zu entrichtende Jahresrente bei ber Regu⸗ 

auf 100 Rthlr. fefgeelt wird, und im Ganzen 300 Rthlre. Rüds 

" vorhanden find, fo muß ber Verpflichtete jedenfalls 100 Aruie 


844 Bon d. Abloſ. ver Reallaften, den Negulirungen u. Gem, Theil 


Au dem Falle nun, wenn beite Theile fich dahin einigen, 
»pelten Betrag der feftgeftellten Iahresrentenidi 
sen Müdftände der Rentenbank zur Abläfung mi 
‚erben follen, iſt der Verpflichtete verbunden, zu " 
an ie Rentenbank noch eine be —— 

m, velde in dem zwanzigſte Theile der — 
dieſem Falle nicht die Befugniß, die Amortifationd- 
tung der vollen Rente abzukärzen. Auf bie zur Xi 
nde der Rentenbank überwiefenen Renten finden je 
Pa * gegebenen Beſtimmungen Anwendung ($$. 10.11 
1 Def): 
ehr —* von den Regierungen zu beobachtende 
+ eitend der Domafnen-M rüdfl 


iben, vergl. das G. M. des Fin, 31. — 
Rh, ©. 152. Nr. 202.) | 


Abichnitt. 


ad: u lirungs-Gefege, 
ınd Gebietötheile 
endung kommen.) 





Vorbemerkung. 


Neben ten neuen im Jahre 1850 erlaffenen Geſehen,n 

a) dem G. v. 2. Märg 1550, ketreff. die Ablöſ. der Neallatent 
Requlicung der guteherel. und bäuerl. Verhäftniffe (©. & 

. 77), 

” tem G. v. 2. März 1850 über tie Errichtung von Nentent 
G. ©. 1550, ©. 112), 

c) dem ©. v. 3. März 1850, Eetreff. den erleichterten Abnerfanf! 
Grunttüde (©. ©. 150, ©. 145), und 

d) dem ©. v. 11. Mär 1850, beir. bie auf Mühlengruntfüde 
tenden Reallaften (G. ©. 1850, ©. 146), 
welche für den ganzen Umfang der Monarchie, allein mit 
nahme der auf tem linken Rheinufer belegenen Kante! 
gelten, find? — abgeſehen von ter bereitd vollftäntig au 
Verortn. v. 27. Juli 1508, megen Verleibung tes Gigenthum 
Grundſtücken der Immeriat-Cinfafen in ten Domainen von Oftrtt 
Litthauen und Weftpreußen?) — mehrere provinzielle Eid 











baar an den Berechtigten abführen, und nur bie übrigen 200 Kıblt 
fen, wenn beite Theile einverfanden find, durch Vermittelung rd 
banf getilgt werden. 

1) Bergl. in vd. 1. ©. 212. 

2) Diefe Grfege nebit den dazu ergangenen Deflarationen, — inienl 
noch in praftifcer Wirffamfeit fehen, And abgedrudt in Bi. 1. €} 
worauf hiermit ein für allemal hingewiefen wird. 

3) Vergl. diefe Verordn. in Bd. I. ©. 213 |. Dazu find erzange:, 

a) Iufruft. Aug. 1808 über die Ausführung der Dr. 2.38 
(N. €. C. Tom. All. b. pag. A0T, Ne. 46. de 1908,, Nabe's Samal S 
©. 783), 
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mgöwelle einzelne Beſtimmungen ter in der Zeit von 1807 bis 
5 erlaffenen Geſeze über Ablöfungen und über die Regulisung der 
herrlich⸗bauerlichen Berhältniffe, für Landestheile zwiſchen Elbe 
 MhHein in Gültigkeit verblieben, welche der $. 1 des Ablöf. Geſ. v. 
karz 1850 nicht aufbebt, wenn gleichwohl (nach deſſen Schlußfage), 
nweit außer Kraft ſetzt und abändert, als ihre Beſtimmungen den Vor⸗ 
sen dieſes Abldf. Gef. v. 2. März 1350 entgegenftehen oder mit dem⸗ 
m ſich nicht vereinigen laſſen.) Es find dies a) die drei Koͤnigl. Preuß. 
v. 21. April 1825, Nr. 938, 939 u. 940, die Geſetze v. 18. Juni 
, Mr. 2105, de eod. Nr. 2106 und v. 22. Der. 1839, Nr. 2067, 
E b) einige Großherzoglich Heffifhe und Herzoglich Nafr 
Ehe Geſetzbeſtimmungen. 
Diefe noch in Kraft gebliebenen provinziellen Geſetze umfaflen die Pro⸗ 
Weſtphalen und Theile per Provinzen Sahfen und Rhein 
Nlinks der Elbe und rechts des Rheins, namentlih diejenigen 
Destheile und Ländergruppen des Preuß. Staates, welche eine 
JLang zum vormaligen Königreihe Weftphalen, dem yore 
Egen Großherzogthume Berg und den ehemaligen Franzöſ. 
wrtements (der Ober⸗Ems und Xippe) gehört haben, oder, 
Pas Herzogthbum Weſtphalen und vie Sraffchaften Wittgen« 
En &ittgenflein und Wittgenftein- Berleburg, vom Große 
thume Heffen, oder, wie das Fürſtenthum Stegen (vorher 
BE Großherzoglich Bergifh) nebft den Aemtern Burbach und 
Enkirchen im Kreife Siegen, Provinz Wefphalen, und den Laͤn⸗ 
: im rechtstheiniſchen Theile des Reg.Bez. Koblenz von 
Fau-Oranien, in Zolge ver Wiener Kongreß-Afte v. 9. Juni 1815 
Befonterer Staatsverträge, oter, wie Weglar mit Gebiet, in Folge ver 
en neu erworben wurden. 
Yagegen find die zu jenen noch jetzt gültigen provinziellen Abläf.» und 
! 1 Befegen Nr. 938, 939, 940, 2105, 2106, xefp. unterm 13. Juli 
.(8. ©. 1829, 6.65) und 18. Juni 1840 (G. ©. 1840, &. 156) er- 
wer befonderen Abldſungs⸗Ordnungen, tngleichen das für die yor- 
% Naffauifhen Landestheile und Wetzlar unterm 4. Juli 1840 
. 1840, ©. 195) ergangene befondere —— wodurch 
unter Preuß. over Großherzoglich Heſſiſcher und Nafſauiſcher Regie⸗ 
erlaffenen materiellen Geſetze, bezüglich der Ablösbarkeit einzelner 
laften erweitert oder ergänz: worden, durch ten 6. 1, Nr. 14, 25 u. 
es Ablöf.-Sef. v. 2. März 1850 außer Kraft gefegt, wobei indeß nad 
® a. a. D. doch noch einige formelle Beftimmungen verfelben fortgelten. *) 









) AÆ. des Provinzials Depart. von Oftpreußen v. 16. Nov. 1808, betr. die 
t. der. v. 27. Zuli 1308 (Mathis jur. Mon. Schr. Bd. 7. ©. 2397, Rabe's 
st. Bd. 9. 6. 312). 

2 Bubiif. der K. Reg. zu Königsberg v. 9. Diärz 1824 (v. K. Ann. Bd. 8. 

—125). 

Sergl. über diefe (bereits vollländig ausgeführte) Verordn. Dönniges Laus 
Paulturs@efepgeb. Bd. I. S. 96 — 108. — Das R. der Min. des J. u. der 
27. Juni 1825 (Acta des Min. des J., betr. die Regulirungen, Abldfungen 
Inseinanderfegungen mit den bänerl. Grundbeſihern in den Domainen, G. 
-) Bat die Sen. Kom. zu Königsberg befchieden, daß die Ausführung ber 
»Den DB. nicht zu ihrem Refiort gehöre. (f. Dönniges a. a. D., ©. 97). 
anch Art. 2. der Del v. 29. Mai 1816 (©. ©. 1816, ©. 116). 

‚2 5 den Komm. zum $. 1. des Mbldf. Geſ. v. 2. März 1850 in Br. FF 


I Der gegenwärtige Abfchn. II. umfaßt nur die Erläuterung wer w 
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dien, Verträgen ober Herkommen beruhenden Verfaſſung ter bäner- 
und fonfligen Güter in den verfchiedenen einzelnen Lantestheilen 

und beurtbeilt werden. Zur Erläuterung der Geſetze find deshalb 
tefe Rechts⸗ und Beſitz⸗Verhaͤltniſſe ſelbſt, ſoweit fie auf Parti— 
echten beruhen und ſoweit es nicht ſchon In der allgemeinen Ein⸗ 
(Bd. J.) geſchehen konnte, noch in ihren Umriſſen und Abweichungen 
men. 
ner aber gehoͤrt zur Feſtſtellung der früheren, wie der ſpaͤter ent⸗ 
en Nechtszuſtaͤnde, naͤchſt den befonderen fremdherrl, wie Preuß. 
gefegen auch die Kenntniß der unter der jedesmaligen Landeshoheit 
verfchiedenen Epochen vor, während und nach der Fremdherrſchaft, 
men allgemeinen Selen und Rechte, nächſtdem die Ge» 
e der Aufbebung und Umbildung der fremden und ter Ein« 
5 der befonteren. Preuß. Agrargefeke, denen faft überall eine längere 
irzere Siſtirung ter erfleren vorausging. Vorzüglich iſt jedoch der 
ale Wirkungskreis der verſchiedenen noch gültigen provinziellen Ge⸗ 
3 Auge zu faſſen, welcher, ſoweit er ſich nach der Territorialeinthei⸗ 
us der Kir von 1806—1815 richtete, felbft während dieſer Epoche 
widberrfchaft, wiederum erhebliche Veraͤnderungen erlitt.) 


Der gegenwärtige Abfchn. II. zerfällt in zwei unter-Abfchnitte, deren 

Wie allgemeine rechtsgefchichtlidhe Darftellung ber betreff. provins 

Weiehgebung, und deren zweiter den fpeziellen Kommentar zu den 

ei Belchen enthält. — Der erſte UntersAbfchnitt umfaßt drei Ras 
lic: 


apitell. Allgemeiner Abrig der noch gültigen provinziellen 
unter Berüdfictigung ber durch die Geſeßgebung von 1850 
Petenen Abänderungen; 
BKap.ll. Ueberſicht der verfchiedenen Lanbestheile, (früheren 
rien und Bebietstheile), innerhalb welcher die einzelnen 
Et verbliebenen provinziellen Agrars®efebe gelten; 
Kap. HI. Hiſtoriſcher Rückblick 1) anf die früheren Rechtes 
— des Grundbeſitzes, 2) auf die in den unterfhiedenen Eyo» 
eitenden allgemeinen Rechte und Geſetze, (gemeines Deutfches, 
mes Lands oder Franzöſ. Recht), 3) auf die befonderen Agrar⸗Ge⸗ 
angen der Zwifchenzeit, 4) auf die Siftirung, fowie die Auf: 
der frembherrf. und die Einführung der Preuß. Agrar⸗Ge⸗ 
— geordnet nach den verfchiedenen, bei den provinziellen Geſeßen in Bes 
memenden Territerien, 
"der Darftellung der Großherzoglich Hefflfchen und Naffauifchen Agrar⸗ 
rung, ingl. des Agrarrechts im Wittgenfleinfchen, mußte jedoch zweckmäßiger 
®@ genauere Prüfung der davon noch wirffamen, Sowie der davon aufges 
Beflimmungen, zu dem Ende aber tie fpecielle Grörterung derjenigen Er⸗ 
md Abänderungen jener Heſſiſchen und Naffauifchen Gelege verbunden 
welche diefelben durch die fich ihnen unmittelbar anfchließende neue Preuß. 
zung des 3. 1850 erfahren haben. 


Bon Abldſ. der Nenllaften, den Regulirungen — & 
Erfter Unter » Ubfchnitt. 
It : provinzielfen Ab 
Ka a 


Erſtes Kapitel. 


einer Abriß der zur Zeitnod gültigen prev 

ng8« und Megulivungs-Gefeggebung, ‚unter 

ang Der Durch Die Oefetzgebung von I850 ei 
nen Abänterungen. 


Geier Titeu. 
malerlellen Gelebe über Ablöfungen und” NHegulisung 
es. Stück, 
inziellen AbT& 8 un 
Angabe der nalen funge: u 


Mit der im Schlußfage des $. 1. des Ablöf.-Gef. v. 2. Al 
feſtgefehten Motifikation, find folnende provinzielle Geſehe über 1 
und gutherıl »bäuerl. Reg " gi verblieben:  . 

1 Das Gef. v. 21.9 5 über die den Grundbeſitz betu 
verhältniffe und über die um — in den Landesthel 
vormals eine Zeit lang Alm önigreihe Weftphalen gd 
(8. ©. 1825, ©. 74 Nr. 938), (deifen $. 1. die daſeibſt benannte 
maligen Königreiche Weſtphalen erfchienenen Gefege gänzlich a 
fegte), welches nur bezüglich ter darunter begriffenen, von Kanı 
getretenen Difhifte, im $. 118, einige, von ten übrigen Beftimu 
weichende befontere Vorfchriften entbält. 

Von ten zu diefem Geſetze (ad I) fyäter ergangenen Gi 
gültig verblieben die Verortnungen wegen Abänterungt 
5, 6, 44 und 46 des Gef. v. 21. April 1825 (Mr. 93%) bini 
an tie Stelle der Naturalvienfte getretenen Dienftgelrer und an 
ungen, und zwar! 

A, Die ®. v. 23. Juli 1845 für bie Altmark (G. S. 15 
Nr. 2609): 

B. Die V. v. 23. Juli 1545 für die vormals zum Rönigreide ! 
gebörig gewelenen Theile des Herzegthums Magdeburg (G 
€. 520, Nr. 2610); 

C. Die V. v. 11. Dee. 1815 wegen Ausdehuung dieſer letztatda 
erdn. (gu B.) auf tie übrigen Lantestheile der Provinz Cat 
Ausnahme ter Altmark, welde vermals zum Königreiche Wehr 
hört haben (©. ©. IN5, €. 832, Nr. 2663). 

N. Das Gef. v. 21. April 1525 über die den Gruntbeit & 
Nechtöverbältniffe und über die Realberechtigungen in ten Lam 
welde zu dem ebemaligen Öroßbergogtbume Berg eint 
gebört haben (©. ©. 1525, S. 94, Nr. 939) (deſſen $. 1 vie 
nannten, im vormaligen Großherzogthume Berg erfchienenen Ge 
falls aufhob); 

11. Das Gef. v. 21. April 1825 über Die ten Grunttet 
Nechtöverbältniffe und über die Nealberechligungen in ten dad 


4) Vergl. in Bo. J. ©. WE ved Amer Ya, Br. IL EM 
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ormals zu ven Franzöſ. Depart. eine Zeit lang gehört haben 
825, ©. 112, Nr. 940), (deffen $. 1 die daſelbſt gedachten Königl. 
i ven ——— Bergiſchen und Franzoͤſ.⸗hanſeatiſchen Geſetge 
e außer Kraft ſehte). 
Geſetze zu 1., IL und III. traten auch an die Stelle des, alle 
destheile gemeinfchaftlid, umfafenden, durch fie aufgebobenen Preuß. 
25. Sep. 1820 (&. S. 1820, ©. 169). 
Das Sefet v. 18. Juni 1840 über die Mechtöverhältniffe des 
figes und über die Ablöfung der Mealberechtigungen in dem 
ithume Stegen (9. &. 1840, &. 151, Nr. 2105), durch welches 
. 21. April 1825 für die Landestheile des vormaligen Großherzogthums 
ben ad II.) mit wenigen Ausnahmen in das Sürftenthum Siegen, 
zum Großherzogthume Perg gehört hatte, eingeführt iſt. 
dieſen Geſetzen (ad, II, III. u. IV.) ift zu bemerken: 
3u allen. 
ftehente Beflimmungen: 
te Kab.»Ordres und Deflarationen v. 24. Nov. 1833 (G. ©. 1833, 
und 1. Aug. 1835 (©. ©. 1835, ©. 181) betreff. die Vererbung der 
mfall untertworfenen Grundſtücke find bereit® durch den 6. 2 der 
8, Der. 1848 (G. ©. 1818, 5. 425), hiernaͤchſt aber auch durch ven 
r. 1. reſp. A. des Ablöf. Gef. v. 2. Ri 1850; 
„a8 Gef. dv. 25. April 1835 (60. ©. 1835, ©. 53), megen Erleich— 
er Ablöfung des Heimfallsrechts in der Provinz Weſtphalen, durch 
I Nr. 17 des Ablöf. Geſ. v. 2. März 1850 — befeitiget und auf 
worden. 
Bu dem ad I. gedachten Geſetze. 
zu den 66. 17. und 18. deffelben ergangene Def. v. 15. San. 1832 
1832, ©. 14), wonach das volle Eigenthum in allen Fällen über- 
an tie bäuerlichen Grundſtücke mit keinen anderen als feften Geld- und 
abgaben oder Strohlieferungen au verwandelten Zehnten belaflet waren, 
Iget — aufolge des 6. 2 Nr. 1. reſp. 2. des AbIdf. Gef. v. 2, März 1850. 
Das Gefeg v. 18. Junt 1840 über die ten Grundbeflg betreff. 
erhältniffe in dem (früher Kurkölnifchen, ſodann Großherzoglich 
m und im I. 1816 an Preußen abgetretenen) Herzogthume 
yalen, (©. ©. 1840, ©. 153 Nr. 2106), welches das für das Her⸗ 
‚ Weftphalen über die gutöherrlichebäuerlihen Verhältniffe erlaffene 
Bef. v. 25. Sept. 1820 (©. ©. 1820, S. 191) wieder aufhob, jedoch von 
oßberzoglich Heſſiſchen Befegen nur den 7. Abfchn. der Großherzog- 
ſiſchen Gemeinheitstheil. Ordn. v. 9. Juli 1808 (betreff. die She 
derer Güter in Eleinere Agrikulture Etabliffements), befeitigte, wogegen 
anderen Großherzoglich Heſſiſchen Agrargefehe in Kraft 
t und nur theilmeife modificirte.!) 
V. v. 28. Nov. 1839 (G. ©. 18410, S.5.), betteff. die Allodifika⸗ 
e nicht zur Klaſſe der bäuerlihen gehörigen Tandesherr- 
Lehne im Herzogthume Weftphalen, ift durch den $. 1 Nr. 22 
n 6. 2 Nr. 1 und 3 des Abldf. Gef. v. 2. März 1850 theils aus⸗ 
y aufgehoben, theild ihrem Gegenftande nach befeltiget. 


Vergl. diefe einzelnen Großherzoglich Heffifchen Geſetze unten im Kap. III. 
Stück 3. Sie find abgetrudt unter den Beilagen zu „Sommer’6 Dar 
der Rechtöverhäftniffe der Bauerngüter im Heriogihume Weſtphalen;“ desgl. 
ıniges Eanbes- Kultus @efebgrbung Preußens Bd. IT. Abth. 2. &. 63 f. 
22 ff. Formell find diefelben noch gültig, weil nicht auedrücklich auf 
‚ aber materiell größtentbeils, in Folge der weiter ımten im Kap. III. 
ſpecieller zu erdrternden, ſehr erheblichen Abänderungen durch das Abloͤſ. 
2. März 4850, außer Kraft getreten. 


Aultur-Geſebq. Æb. II SA 
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VI: Das Geſet dv. 22. Dec. 1839, Betreff. die Red 
Grundbi und die Ablöfung der Reallaſten im ven (I 
unter erzoglich Heſſiſcher Hoheit gewejenen) Graff 

enfteine Berleburg und Wittgenftein« Wittgenfte 
& 6, Nr, 2067), nebft einer auf Orund des $.2 diefes Geſet 
fonderen Inſtruktion Behufs der Ablöfung, durch weld 
veifelden) alle entgegenftehenden Beftimmungen 
indbefondere, der Großherzuglih Heififchen Den 
AR11, Innerhalb der Wittgenfteinfchen Gebiete aufgebobı 

VI. Dagegen find — abgefehen von dem im fi 
Töfungsnormen enthaltenden Gef. o. 4. Yult 1840 (f. unter 
— por dem Fahre 1850 feine Preuß. materiellen @ 
ſchaffung der früheren Beudal- und Mealla j 
ergangen: 

1) für diejenigen Landestheile, welde vormals u 

heit des Serzoglichen und Fürſtlichen Gefammtb 
fanden haben, darunter die Kürtlich Wiedſchen um 
ebiete; 

2) für die nicht unter Naſſauiſchet Hobeit-gewejene 4 
nebft ©ebiet; (melde Lanvesiheile zu 1 1. 2 den ge 
—— belegenen Theil tes — ei Koblenz u 
Altenkirhen, — jevod mit Ausnahme dermicht Na 
Ball geweſenen Herrfihaft Wildenburg — ferner die K 
und Aa En): fowie 
3) für die in der fürfichiten Spige des zur Provin 
geb gm Kreifes Siegen, Negierungdbezirfs Arnsberg, 
mals Naffauifchen Aemter Burbad und Neuenfir 

In allen vormals Naffanifchen Landestbeilen (iu 
tie von der Naſſauiſchen Negierung feit tem 2. 180% & 
Preuß. Herrſchaft erlaſſenen Geſetze über Abſchaffung ter 
laſtenverbaͤltniſſe ſormell nech in Kraft!) und nur 
abgeämtert, ais die neueſie Vreuß. Geſehgebung von 1850 
Beſtimmungen entbält, fo daß ſich demnächſt dieſe neu: 
von 1850 unmittelbar an jene Naſſauiſche anſchließt 
wegen Ablöfung der Reailaſten in den v 
und in der Statt Weplar mit Gebiet, v. 
— welches jept durch das Ablöſ. Gef, 
it — weſentlich nur eine Ablöſnngs-Ordnung 
Reallaſten zum Gegenſtande batte, die nad ter N 
nicht bereits ohne Entſchädigung aufgehoben waren. 
























Iweites Stück. 

Abanderungen diefer nicht aufachebenen z 
Der Einfluß, welchen auf die vorſtebend 
und neben denſelben fortgeltenden Grofberz 
Gefegen aus der Zeit yon IN06 bis 115. 7 
1550 ausübt, ebwohl ter $. 1. deſſelbe— 
angeführten provinziellen Gejege von 13 IS30 L 
1540 für Siegen nicht ausdrücklich aufgehoben bat, & 














__ Vergl. über dieſe Geiege unten 
Sammlung ter lantesberrlicb Nam, 
1817. DO J. u. in Ztettve Zamml, ter 
vormals Mirtiten, Sannitın, Salmiken, V 
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tn. I. betreffend Die Berechtigungen, welche ohne Ent: 
ig aufgehoben werden. Denn zu biefen. ohne Entfchädigung 
aufgehobenen Berechtigungen gehören insbefondere 1) laut $. 2, 
igentbum des Lehnd«, des Guts⸗ oder Grund⸗, fo wie des Erb⸗ 
r und das Eigentbum des Erbverpächterd, ferner der Anſpruch 
lirung eines Allodifikationszinſes für die aufgehobene Lehnäherr- 
ımentlich in den vormals Weftpbälifchen, Großherzoglich Bergi⸗ 
Branzöf. Lanteötheilen, fotann das guts⸗ oder grundherrliche 
echt, ingleichen die Berechtigung des Erbverpächters oder des Zins⸗ 
ı zur willfübrlichen Erhöhung des Kanons oder Zinfes, fo wie 
ufs⸗ Nähere oder Netraftrecht an Immobilien; 2) laut $. 3, das 
en Untheil oder ein einzelnes Stück aus einer Verlaffenfchaft ver- 
⸗, grunds oder gerichtöherrlichen Verhältniffes zu fordern, ferner 
des zu Abgaben und Leiflungen Berechtigten, der Zerftüdelung 
igen Grundſtücks zu widerfprechen, ſodann alle in Beziehung auf 
obliegende Dienfte und Leiftungen, Ingleichen die Abgaben für die 
dee fließenden Waſſers in Privatfläffen, fo weit bei diefen im 
m ohne Entſchädigung aufgehobenen Dienften, Abgaben und Lei⸗ 
es 6. 3. nicht etwa die im vorlegten Satze dieſes 5 begründete 
' zutrifft. 1) | u 
en waren bisher nach den Naffauifchen Geſetzen die Jagd⸗ 
roͤßtentheils nicht aufgehoben, auch nach dem Preuß. Abläf. 
Juli 1840 nur für abldsbar erklärt worden; es hatten die Groß» 
Heffifhen und die Naffauifchen Agrar-Befepe die lehnés⸗ 
n Rechte unberührt gelaffen, welche fogar nach ver Abldf. Ordn. 
ni 1840 für das Herzogthum Weftphalen ($. A), und dem Ablöſ. 
Juli 1840 für die vormald Nafjauifchen Landestheile und Wehe 
von der Abldfung ausgefchloffen blieben. Selbft die Abldf. O. 
lt 1829 fchloß im $. 4. innerhalb de» zum vormaligen König- 
tpbalen gehörig geweſenen Randeötheile, die lehnsherrlichen Mechte 
Allen, in welchen das Lehn zum Heimfall oder auf A Augen 
"der Ablöfung aus, und dad Heimfallsrecht war hier, fo wie 
mals DBergifchen und Sranzdfifchen Landestheilen, ebenfalls nur 
[$. 37. des Gef. Nr. 938, $. 24 des Gef. Nr. 939, $. 23 des Gef. 
Geſ. v. 21. April 1825). Insbeſondere aber erhielten, nad) dem 
38, im vormaligen Königreiche Weftphalen die bäuerlichen Wirthe 
[8 nur dad nugbare Eigenthum und fie blieben nach allen 
ben Mr. 938, 939 u. 940 noch manchen Dispoſitions be⸗ 
ngen unterworfen. oo 
dem ändert das Abldf. Gef. v. 2. März 1850 im $. 99 die Be⸗ 
gen der oben in Stück J. ad I., II. II., IV. gedachten Geſetze auch wegen 
fände. Es Hatten bezüglich ver Abldsbarkeit verZehnten ſchon 
Drdn. v. 18. Iunt und 4. Juli 1840 die bieferpalß mangelnden 
m der Großherzoglich Heſſiſchen und Naſſauiſchen Gefepgebung 
doch tritt jept das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 auch an deren 
Wegen der in den vormals Nafjauifchen Ländern, im Herzogthume 
m und in den Graffchaften Wittgenftein (vergl. 88, 19 und 35 des 
B. Dec. 1839) bis zum I. 1845 noch nicht abldßbar gewefenen 
- und Bannrechte verweift das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 
Auf. 2 auf die SG. 1—5 ver Gewerbe⸗Ordn. v. 17. San. 1845 
> Haß diefe Beflimmungen gegenwärtig auch an die Stelle des 
B. 86, 90) ver aufgehobenen Abldf. O. v. 13. Juli 1829 wegen 


— — — 


BT. den Kommentar Br. 11. ©. 224 ff. 
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3, April 1823 in denjenigen rechts der Elbe belegenen Theilen der Mo⸗ 
hie getreten ift, für welche das Er. v. 14. Sept. 1811 und das Gef. 
„April 1823 erlaffen refp. fyäter anwendbar erflärt waren. Solchergeftalt 
nunmehr aljo für Die oben S.848 ff. genannten Landestheile aAaI— VII. zwi⸗ 
ı Elbe und Rhein auch ter ganze Abfchn, II. des Ablöf. Gef. v. 2. März 
>, und zwar fowohl Tit. I. über vie Abldsbarkeit, als Tit. IL und folg. 
die Grundſaͤtze und die Ausmittelung der Entfchädigung für Dienfle, 
Körner und Naturals, Geld», Befigveränterungd- Abgaben, Naturals 
Dtzehnt, wie über antere — in jenen Lantestheilen nicht etwa fchon 
we aufgehobene — Abgaben und Leiftungen, Zit. IX. über Gegenlei- 
ven, Tit. X. über die Abfindung der Berechtigten, Tit. XI. über Feſt⸗ 
rıg der Normalpreife. Ebenſo findet der Abfchn. IV., die allgemeinen 
Anmungen enthaltend, mit DBefeitigung der zu A., B. und C. gedachten 
ſ. Ordnungen, Anwendung, infoweit nicht in einzelnen 66. des neuen Abloͤſ. 
9. 2. März 1850 (namentlid 6. 66, $. 99) befonvere, jene Provin⸗ 
eſetze ausdrücklich betreff. Beflimmungen enthalten find. Daffelbe gilt 
Ben Mühlen-Ablöf.-Gef., v. 11. März 1850 (9. S. 1850, ©. 146), 
veit nicht die gewerblichen Abgaben (wie dies innerhalb des Bereiches 
Brei Preuß. Gef. v. 21. April 1825 und des Gef, für Siegen v. 
Bunt 1840 fchon gefcheben), bereits früher aufgehoben und weggefallen 
na. Dabei aber find doch wiederum von ver Aufhebung jener drei zu 
B. und C. gedachten Abläf. Ordn. durch das Ablöſ. Gef. v. 2. März 
), laut deffen $. 112, noch einzelne prozeffualifche und organifche Bes 
zungen vorbehalten; dies indeß nur fowelt, als dieſe Beitimmungen 
entweder anderweit, nach 68. 106— 111 deſſelben Gef. v. 2. März 
> abgeändert find, oder mit den überall (zufolge $. 1 der Verordn. 
>. Suni 1834) im Auseinanderſetzungsreſſort geltenten allgemeinen pro⸗ 
nlifchen und formellen Borfchriften, oder den fpäter erlaffenen organi⸗ 
Geſetzen ohnehin ſchon übereinftimmten.) Hier ifl wegen des ge= 
en Borbehalts im $. 112 des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850 nur darau 
ewelfen, daß in den vormald Naffauifchen Landestheilen nebft 
Blar noch gemeines Deutfches Necht, nicht das A. 2. R., und bie 
8. Hyp.⸗O. gilt, fowie daß in nem übrigen rechtörheinifchen Theile der 
ünprovinz, — mit Ausfchluß ver dem A. L. R. unterworfenen Kreife 
3 und Duidburg, — der Code civil gilt, daß deſſenungeachtet aber 
auch in diefen und jenen Landestheilen die Vorſchriften wegen Sicher- 
ang der Berechtigten, ſowie wegen der Rechte und Verbindlichkeiten 
2 PBerfonen und wegen des Verfahrens, fchon, laut Abldf. O. v. 13. 
1829 und Ablöf. Gef. v. 4. Suli 1840, mit den desfallfigen Anord⸗ 
ven in den übrigen Landeötheilen ter Monarchie, im XBefentlichen 
"inflimmten. 


Zweites Stück. 


In Gültigkeit verbliebene Rentenbankgeſetze. 


Sn dem ganzen oben S. 848 ad J.-VII. gedachten Bereiche gilt jet auch das 
et v. 2. März 1850 über die Errihtung von Rentenbanten. 
=. 1850, ©. 112). 





4) Vergl. Geſ. für Siegen v. 19. Juni 1840., $. 1. Nr. 4., 88. 4. u. 9.5 
"Gef. für das Herzogthum Weftphalen v. 18. Juni 1810, $. 4. und Abloöſ.⸗O. 
mod. 8. 138.; Abloͤſ. Gef. für die Naffauifchen Landestheile sc. v. 4. Juli 
BD, 98. 113. u. 120.; endlich $. 1. der V. v. 30. Juni 1834 u. $. 4. bes 

v. 29. Juni 1835. 


Bon d. Abldſ. der Reallaften, den Regulirungen u. Gem. Zpeilı 


ın dieſem find indeß noch, und zwar innerhalb des Wit 
8 Gef. v. 21 April 1825, Nr. 98° ide, mit ı 
vestheile betreff. Reglemente und 
am $. 58 des MentenbanfsGef. v. 2. März 1 mäher 
ationen, befteben geblieben: 
u 
die Tilgungsfaffe zur ing 
— Br Büren, Warburg und Hoerter ( 


. 236); 
a durch die K. O. v. 18. April 1845 Reg. 9.9 
vie Tilgungsfaffe zur Erleichterung der Ab) der 
. den Heiligenftadt, Müblbaufen und Worbis (&& 
‚ls, ſowie das durd die K. DO. v. 6. Juli 1846 
u... Juni * — —— der — —— 
vorerwähnten drei Kreiſen tra um öfung 
—— di. im —8 der — Erfurt, Jahrg. 1516, Ba 
Stüd 30, ©. 163); 
3) die — Beiti igen des Gef. v. 22. Der. 1850 
die Mechtsverhälmilfe der Oru der umd die Ablöfung der An 
it 





in den Graffchaften Wittgenflr. erleburg und Wittgen| 
2 ©. 1840, ©, 6), nebſi der uktion v. 30. Nov. 1839 

1. 1840, S, 50-56) über die difieirung und Ablöfung und t 
gumgsfaffe bei der Negierung zu ınöberg. 





Zweites Kapitel. 


Ueberſicht der verfhierenen Yantestheile (frübere iı 
rien und Gebierätbeile), innerbalb welcher vie einge 
Kraft verbliebenen yrovinziellen Agrargefege gelte 


Diefe Landedtheile zerfallen, mit Rückſicht auf tie frühere Lankı 
in fünf verfchiedene Päntergruppen; da indeß das Fürſtenthum ẽ 
und die Wittgenfteinfchen Graffchaften bier zmecmäßiger ki 
behandelt werden, in fieben verſchiedene territoriale Rechtsgebiete. 


Vorbemerkungen. 


1) Bei der nachſtehenden Ueberſicht der Landes- und Gekini 
welche der territoriale Wirkungskreis jedes einzelnen provinziellen 
Geſetzes umfaßt, war, mit Rückſicht auf die im Kap. III. Darzuftellentend 
zuftände, gleichzeitig zu erörtern, ob fie fehon vormals Rurbranter 
giſch geweſen refy. ter Krone Preußen gehört haben, oder ob jet 
Preußen neu oder wierer ermorbenen fremdherrlichen (Meftprälifter, 
giſchen oder Franzöf.) Territorien aus einem früheren Ränterbeftante 
ter Deutfcher Staaten und, welcher, zugelegt worden, oder ob je® 
eigene ſelbſtſtändige fouveraine Territorien bildeten. 

2) Die wichtigſten Veränderungen im Territorialbeſtande, jeri 
Preuß. Erwerbungen, fnüpfen ſich an nachſtebende Greignijfe: a) de 
yhälifchen Frieden von 1648, b) ten Lüneviller Frieden v. 7. Ns 
und den Reichsdeputationshauptſchluß v. 25. Sebr. 1803, c) tied 


1) Bergl. die algem. Cich. a W-1. ©. URREN NASE. 
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zakte v. 12. Juli 1806, d) ven Tilſiter Frieden v. 9. Juli 1807, e) 
Biener Kongreßakte v. 9. Juni 1815, nebft ten an viefelbe ſich an« 
enden Staatd-Verträgen. 1) 

) Die legte Wiederbeſitznahme der vormals fchon Preuß. gewe- 
sa Zandestheile hat zwar bereit im Herbſt 1813, in Folge der Wie» 
berung, die förmliche Befitergreifung hingegen, fowohl ber wieder 
Be als der neu erworbenen Landestheile, mittelft folgenter Patente 
funden: 

) Befipergreifungs:Bat., betr. Kleve, Berg, Geldern, Mörs, Eſſen und Wer; 
5. April 1815 (G. ©. 1815: ©. 21), b) desgl. betr. das Großherzogfhum 
shein, bei dem es fidy hier nur um die rechtsrheinifhen Kantone Mühlheim, 
erg, Lindlar, Siegburg, Honnef, Königswinter, Waldbröl, Wildenburg, Hom⸗ 
Bummersbad handelt, de eod. (a. a. O. S. 23), c) desgl. betr. bie Kaffaus 
hen Erbländer oder für biefelben erhaltenen Aequivalente, v. 21. Juni 1815 
O. ©. 126), d) desgl. betr. bie mit dem Preuß. Staate wieder vereinigten 
tzen im Nieder: und Ober : Sihfifgen Kreife (Altmark, Magdeburg ıc.) v. 
mi 1815 (a. a. D. ©. 193), e) desgl. betr. die mit Preußen wieder vers 
a Weftphälifchen Linder, mit Einfluß der dazwiſchen liegenden Enklaven, 
Lk (a. a. 9. ©, 19). 


Innerhalb der drei vormals fremdherrlichen Gebiete, für welche ſpaͤ⸗ 
die drei Gef. v. 21. April 1825 Nr. 938., 939., 940. ergingen, 
während der Fremdherrſchaft, in Folge Senatskonſulis v. 13. und 
1. Franz. Defretö v. 14. Dec. 1810, mit vem 1. Ian. 1811 wiederum 
derungen in der Art flatigefunden, daß von dem Königreiche Weſt⸗ 
der nordweftliche Theil von MintensMavendberg, ferner vom Groß⸗ 
thume Berg der bei weitem größte nördliche und nordöflliche Theil 
tünfterlantes, und von Kleve der Theil nörtlich der Lippe, zu Frank⸗ 
und zwar die Landestheile dftlich der Ems zum Ober- Emb-, mefl- 
ım fpäter gebildeten Lippes Depart. abgezweigt und gefchlagen wur⸗ 
) 


) Der Kürze wegen wird in der nachfiehenden Darſtellung, unter Vorauss 
diefer Breignifie, in der Regel nur die beir. Zahl zur Bezeichnung der 
2 jedesmaligen Preuß. Srwerbung beigefügt werben. 
) Deshalb hatten die nach dem 1. San, 1811 erlaffenen BWeftphälifchen 
fo. Broßherzoglich Bergifchen Befepe in diefen zu dem Branzöf. Neiche ges 
nen Landestheilen feine Gültigkeit; auch ergingen daſelbſt fpäter befondere 
f. Dekrete, welche die früher erlaffenen Königl. Wephälifchen und Großs 
ich Bergifchen Geſetze abänderten und ergänzten. 
ber diele TerritorialsBeränderungen iſt bier zu bemerfen: 
us allen den verfchiedenen, durch den beflätigfen Beſchluß bes Yranzöf. 
6 v. 13. Dec. 1810 zum Branzöf. Reiche gefchlagenen nerbdenifchen Landess 
bildete das Kaiferl. Defr. v. 14. deſſelb. Mon. zehn neue Departements: 
Bunderfee, 2) der Maaß-Mündungen, 3) der DbersMffel, 4) der 
‚Mündungen, 5) von friesland, 6) der weſtlichen Ems; — für welche 
6. ein Kaiferlih. Gerichtshof (Appellationshof) im Haag nebſt einer 
wie, auch ein befonderes Gouvernement errichtet wurde; 7) der öftllichen 
8) der Ober⸗Ems, 9) der WelersMändungen, 10) der Elb⸗Mün⸗ 
; — für welche ad 7 — 10. ein Kaiferlicher Gerichtshof zu Hamburg 
iner Senatorie errichtet, auch am 18. Dec. 1810 ein Generals Gouverneur 
k wurde. — Wegen diefer Berbindungen burdy Lage und Jurisdiktion 
‚en im gemeinen Leben und in den Zeitungen - 
die ad 1— 6. genannten Depart. die Hollänbifchen, 
die ad 7— 10 die Hanfentifchen . 
t au werben; doch waren biefe Kollektiv-Namen Feine offiziellen. — Hierauf 
—*— Kaiferl. Dekr. v. 28. April 1811 (Nr. 6700.) und Senats-⸗Beſchluſ⸗ 
.d Mis., a) aus zwei Arrondiffements (Münfer und Rees) des Deyart. 
es Dfiel, ferner b) aus: dem Arrondifiement Steinfurt ded Driparkemra 
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Erfter Titel. 


8 Geſetz v. 21. April 1825 Nr. 938., die vormals. Koͤnigl. Weſtphaͤli⸗ 
ſchen Landestheile betreffend. 


Dem Geſetze Nr. 938. unterliegen folgende bei Auflöfung der Fremd⸗ 
rſchaft zum Königreiche Weftphalen gehörig gewefenen Landestheile: 
A. Altpreußifche. 


(Dur den Frieden v. 9. Juli 1807 an Frankreich abgetreten und ſodann 
hs wicht Preuß. geweſenen Landestheilen zum Königreiche Weftphalen ver: 
| 


a) In der jehigen Provinz Sachfen: 

'@) regierungebezint Magdeburg.?) 

1) die Altmark links der Elbe, 

@) das Herzogthum Magdeburg (feit 1648 u. 1680 Brandenburgifch), jes 
Pe ebenfalls nur auf dem linfen Elbuſer; fpäter (18. San. 1811) wurde 
auch der Feſtungs⸗Rayon auf dem rechten Elbuſer mit den Dörfern Krakau, 
Breiter und Stabliffement Herenkrug dem Königreiche Weſtphalen abgetreten ; 2) 

B) das Fürſtenthum Halberftadt nebft Herrfhaft Debrenburg und 
Hafferode (feit 1648 Brandenburgifh), *) 

H das Fürſtenthum (vormals unmittelbare Reichsabtei) Quedlinburg 





ubeln, als die Ueberrefte diefer Mevifchen Dörfer, bie bei Auflöfung der frems 
Berrſchaft zum Lippe: Departement gehörten, war eigentlich nicht anzuers 


en. 

Das ©. v. 25. Sept. 1820 führte die Ueberfchrift: „Die gutsherrlichen und 
zlichen Berhältniffe in den vormals zum Königreiche Werphalen, zum Groß⸗ 
wglhum Berg, oder zu den Branzöfifh-Hanfeatifchen Departements ges 
muden Landestheilen betreffend.“ Bei deflen Revifion machte die Gen. Komm. 
Münfter darauf aufmerffam, taß die Benennung „Hanfeatifche Depart.“ 
e offtzielle fei und dag, wenn eiwanır bie dem Rppellationsgerichtes 
u und Beneral:Gouvernement in Hamburg unterworfen ges 
denen Landestheile darunter verflanden würden, zu biefen die 
B an Preußen gefallenen Theile des vormaligen KippesDepart., (mithin ber 
ne bedeutentftie Theil aller wieder vereinigten und neu erworbenen Länder 

Provinzen Weftphalen und Rheinland vechts des Rheins), ingleichen Wefel 
Weinen Rayon, nie gehört hätten. Die GeneralsKomm. beantragte deshalb, 
die Landestheile, welche vormals zu den Franzöſ. Depart. eine 
g gehört haben, als dem revidirten Gef. unterworfen zu bezeichnen. Dems 
BE if denn auch in der Weberfchrift des Gef. v. 21. April 1825, Nr. 940. 
Mer Abldf. Ordn. v. 13. Juli 1829 das Wort „Hanfeatifch“ geftrichen wars 
3:3n dem Gingange beider Geſetze ift jedoch die Streichung unterblieben, ohne 
Sber tie befundere Abficht einer foldhen Abweichung von den veränderten 
Mefchriften etwas erhellt. Dagegen aber heißt es dafelbſt: „zu den Franzoͤſiſch⸗ 
mfeatifchen Depart. oder dem LippesDepart. gehört haben“, fo daß durch 
Bezeichnung Wefel nebft Rayon auch von dieſen Gefeben allerdings auss 
Sfoffen if. In der Praris der Ablöfungsbehörben wurde übrigens wegen bir 
ung der eben gebachten Befebe in den zum Rayon der Feſtung Weſel ge: 
Mader, durch bie Rayonlinie durchfchnittenen Theilen der oben genannten eins 
u Bauerfchaften niemals Streit erhoben. Unbebenklich findet gegenwärtig auf 
Me Rayon das für ben ganzen Umfang der Monarchie, mit Ausnahme 
Binten Mheinufers, erlaflene Gef. v. 2. März 1850 volle Anwendung. 
H Vergl. den Friedens⸗Traktat v. 9. Juli 1807 Art. VI. VIL VOL im N. 
” 1806 — 1810, Br. 12. S. 225 ff., Constitut. d. Könige. Weſtphalen ». 
1807 u. Defr. v. 7. u. 24. Nov. 1807 im Weftphäl. Gef. Bulle. pro 
Faab 1808. | | 
2) Starte; Beitr. zur Kenutniß ter befichenden Gerichtsverfaſſung x. 
IBerwaltungsflatifiif, Thl. II. Abthl. 2. S. 154 ff. 
12 Starte, IL 2. ©. 155. 
Rh) Gtorke. II. 2. ©. 209. 


USE Bon d. Ablbſ. ver Reallaſten, den Bieyfktungen u. Gem. 3 


feit 1697 unter Brandenburgiſcher Schutherrſchaft, 1801 u 
& genommen und —— Preußen —— 9 
5) die Graffchaft Wernigerode (ſeit 1714 unter Preuf. Ho 
B) Regierungsbegirt Merfeburg. 
6) der Saalfreis (jeit 1680 Brandenburgifh), 
7) die Grafihaft Mansfeld, Altbrandenburgifchen Antheils ( 
F2} I irf ——— arg 5 i 
8) bie Graffchaft Hohenftein 'raml .*) 
» das —A— di sfeld und. bie — —— 
haufen und Norbhanfen nebit Gebiet (1803 an Preufen 


fowie 
10) das Amt Treffurt und bie Voigtei Dorla, theilmeife Brar 
D Meehmelfe abır Kurfiänte) und Ofen Motpenbineike *) 
b) In ter Provinz Weftphalen: 
a) Regierungsbezirf Minden. 
11) —* een (vormals Hohfift) Paderborn (1803 ı 
en), 
12) der fs Theil des Fürftienthums Minden (feit 1618 
—— ON die en — — 
ingl. de6 Stifts Herford (feit et g 
fell zum Königreiche Meftyhalen ee 
Minden: Rapensberg feit 1811 davon abgenommen und zu b 
‘Hanfeatifchen Depart, (dem Ober-Ems:Depart.) gelegt ift, *) 
m F Erſt im Jahre 1815 von Preußen erworbene 
jeile: 
a) in der Provinz Sachſen: 
@) Regierungsbezirk Magdeburg, 
1) das vormals Hannoverſche Amt Klöpe im SKreife Gatdeleg 
die 38 Weſtphalifchen Gefege jeboch erſt mit bem 1. Ent. 
geführt find. **) 





O. S. 
D,©. 
.D, ©. 

4) a. a. D., ©. 209. 

5) a a. O. S. 209. Das Eichsfeld und die beiten früheren Reicheü 
haufen und Northanfen wurden 1803 mit Stadt und Gebiet Erfutt, (legt 
reichtunmittelbar, fetann von 1664—1502 zum Kurflift Mainz gehörig un 
Fürftenthum an Preußen gedichen) vereinigt. Grfurt nebft Gebiet murte abe 
Preußen an Frankreich abgetreten. Starke a. a. O. ©. 244, 246 url 
der verſchiedenen älteren und neu erwerbenen Landestheile, melde is 
vinz Sarhfen vormals zum Rönigreihe Weſtphalen gehört haben, übe 
Darftellung der Veränderungen x. im Ober:Cer. Vegirf Naumburg ven 
in v. K. Jahrb. Br. 30. €. 155 fi. 

6) v. R., Jahrb., Bd. 22. ©. 14 F. und unten Kap. II. Stüd 
Starfe a. a. D.. ©. 210. 

7) Starke, 11. 2. ©. 372. 
© Ri Wigand, Provinzialrechte des Fürflenthums Minden x, 

. 135. 

9) Starke, I. 2. ©. 369, 370. ©. R., Jahre, Br. IT. ©: 
Theilungelinie begann unterhalb Hefelticet an ter alten Heftel, felge ! 
Aueſchlieung der Städte Halle uud Werther, ferann dem Aabah bit 
Vereinigung mit ter Werra bei Herford, mit Einſchluß tiefer Statt. 
Werra und dem linfen Ufer der Wefer, ausichlieklich der Stärte Mi 
Schlüſſelburg; der Theil füböntlich dieſer Linie blicb Königlich Wehr 
norböflliche wurde Frauzöſiſch; anf lebteren fintet das Gef. Mr, 940. Ar 
vergl. das Raiferl. Defr. v. 14. Dec. 1810 in Sfetti's Camnl 
Mark, Thl. V. Anh, Nr, I. ©. it. 

10) Anh. zum Weinhil. Ga. Bale., DA. &.% u. 22, m 
19. Zuti 1810, Se. Ber. O.U.S.W. Ska NLEU 





* 
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Rach Auflöfung des Koͤnigreichs Weſtphalen wurde das Amt Klötze 

Pi ben beiden andern weiter unten zu 6. und 7. gedachten Sannöverfchen 

iſtriften zunächft wiederum von Hannover in Beſiß genommen !) und an 
Preußen durch den Staatsvertrag v. 29. Mai 1815 abgetreten. 2) 

2) die früher Kurfähfifhen, durch Vertrag v. 19. März 1808 an Weſt⸗ 
phalen abgetretenen, auf Grund tes Briedenstraftats zwifchen Sachſen und 
Preußen v. 18. Mai 1815 und Pat. v. 22. Mai ej. a. in Befib genom⸗ 
menen Sraffhaften Gommern und Barby links der Elbe, nebft EI: 
benau und Ihleburg, ausfchließlich jedoch des zu Barby gehörigen Her⸗ 
zoglich Anhaltfhen Amts Walter⸗-Nienburg rechts der Elbe. ®) 

3) die vormalige Reihsbaronie Schauen, Kreis Halberftadt, 1807 mit 
Weſtphalen vereinigt. *) | 

6) Regierungsbezirk Merfeburg. 

B) der uefähfifge Antheil der Graffhaft Mansfeld mit der Stabt 
Eisleben nebit Ober: und Unteramt, die Statt Hettflädt, die Aemter 
Wimmelburg, Arnflein, Walbed, Quenſtädt, Meisberg, Ober; 
Wiederſtädt, Rammelburg, Biefenrode, Neuhaus, Leinungen 
und Mohrungen (ausfchlieglih des übrigen Sächfifhen Antheils von 
Mansfeld), durh den Vertrag v. 19. März 1808 yon Sahfen an WeRs 

.. Phalen, fodann 1815 an Preußen abgetreten (vergl, oben ad 2.). ®) 
) Regierungsbezirt Erfurt. 

der Kurfächfifche reſp. Heflen:Rothenburgifche Theil von Treffurt nebfl 
Dorla (f. oben) — 1815 mit Preußen vereinigt —, 

> die Hannöverfhen Ortichaften Bänfeteih und Rüdigershagen (refp. 
im Kreiſe Heiligenftabt und Worbis) — f. oben ad 1. — 


>) In der Provinz Weftphalen: 


ww) Regierungsbezirk Minden. 

das Hannöverfhe (zum Fürſtenthume Osnabrüd gehörige) Amt Recke⸗ 
berg — Kreis Wiedenbrück — (f. oben ad 1.), *) 

> das Bürftenthum (früher reihsunmittelbare Abtei) Korvey, Naffaus 
Dranifh in Folge des Reichedepuiations⸗Hauptſchluſſes v. 25. Febr. 1803, 
feit Ende 1807 Königlich Weftphälifch, zufolge der Wiener Kongrefafte an 
Breugen überwiefen, auf Grund des Staatsvertrages und der Berzichtleis 
fung von Naffan » Oranien v. 31. Mai 1815 und laut Pat. v. 21. Juni 
1815 in Befitz genommen, ") 

die reichsunmittelbare Grafſchaft Rietberg (Kreis Wiedenbrüd), feit 
1807—1813 Weſtphaͤliſch, 1815 Preußifd. *) 


Kr auf Lanteötheile, welche unter dem Geſetz Nr. 938. begriffen wa⸗ 
wm) die Altmark, b) die Weftphälifch gewefenen Theile des Herzogthums 


mn 


M)Y. 8. Sahıb., Br. 2. ©. 133, Bo. 3. S. 213; Starke, Beitr. IL. 2. 
, 211, 212, 375. 

ME) Bergl. Und. zur ©. ©. 1818, enthaltend bie in Verfolg des Wiener 

Bes und der Wiener Kongreß-Mfte mit mehreren auswärtigen Höfen abge, 

wen Traftate, ©. 14, 36, 58. | | - 

®. ©. 1815, ©. 53 u. 77, Weſtphaͤl. Gef. Ballet. v. 1808, Br. I. 

x Binder, Provinz. Recht der vormaligen Sächſiſchen Landestheile, Thl. TI. 

; v. 8. Jahrb. Bd. 22. ©. 65; Starfe, II. 2. &. 169. 

Starke, 1. 2. ©. 211; v. 8. Jahrb., Bd. 22. ©. 47. 

Starke, II. ©. 248. | 
Die früher Hanndverifch gewefenen feinen Diſtrikte, Nr. 1., 6. u. 7., 
das Amt Nedeberg, zur Provinz Weſtphalen, erflere, Nr. 1. u. 6., zur 
Sachſen geſchlagen, — fallen fämmtlich unter das Gef. Ar. 938., defien 
dezuglich derfelben deshalb einige befondere. Beflimmungen enthält, weil 
Meoftupation, zunäcft von Hannover, die Hannöverfche Regierung mits 
e Berorbn. v. 2. Dec. 1813 und 23. Ang. 1814 die älteren Geſete, mit 
ng ber fremdherrlichen, wieberhergeflellt hatte. u 
y. ©. 1815, ©. 195, Anh. 1618, ©. 22; Starte, 1.2. S. IT. 
Btarfe, 1.2. ©, 379, 








Von d. Abldſ. der Neallaften, ven Regulixungen u. Gem. Ih 


e) desgl. der übrigen Provinz —— beziehen fü 
SS. des Gef. Nr. 938. abändernden Beroidnungen 
en wegen der ungemeffenen Dienfte x. (S 


— 
Zweiter Titel, 


Das Geſet v. 21. April 1825 Nr. 999, * bermals Großhe 
Bergifchen Landedthelle betreffe 


Bum ———— Berg gehörten bei 7 Auflöfun 
Landestheile: 

A, Altpreußifche: 

a) in der Provinz Weftphalen: 

0) Regierungabexirf — 

1) die Sratfart Marf mit der Stadt See und der Sorfir 
(feit 1609 und 1666 Brandenburgifch), 1806 von Wranfteih e 
durch” den Tilfiter Ftieden an dafelbe und durch den Traftat s. 
1808 am das Großherzogthum Berg —— 2), am 8, Mat 
biefem und 1815 *) wieder von Preußen in B item) 

2) die Stadt Eiypftabt nebt Webiet (bis 18: unter der Gl 
fchaft Preußens und des Fürften vom Lippe» Detmold) +) — miı 

3) die Dorffchaften Hudarde und Dortfeld bei Dorkmmt 
Mbtei (feit 1815° Grafſchaft) Effen (feit 1648 unter ber ©ı 
Schirmvoigtei Brandenburg, 1803 an Preußen gefallen, fonft wi 

p Regierungsbezirt Münfter: 

I) der fübliche, bei weitem einere, von der Lippe und einer The 
fübsßtih von der Stadt Münfter abgegrenzgte Theil des (1801 
ng und an Preußen überwiefenen) Hocfifte, Fürk 
Münfter. *) 





1) Sfetti'e Samml. Cleve und Mark IV.; 
v. 27. Oft. u. 14. Nor. IS06, S. 2694, 2702, 

2) Durch den Traftat v. 21. Jan. 1808 (Sferti, IV. & 
erhielt ter Gu von Berg num Kleve die Herricbaften Glren, 6 
den, tie Grafſchaft Mark mit Livpftadt, das Fürſteuthum üniter net 
berg, tie Oraficbaften Techenturg und Lingen und die Grafidait 
Frankreich ter eigentliche Gefftengz Vertrag erfolgte am 20. April IN" 
Nienahme am 5. u. 8. Mai INS. — Vergl. and Starke, I. 2. © 3m. 
1215, S. 195. 
jet den Bertrag v. 17. Mai 1550; ©. S. 180, &.' 
Starke, II. 2 Hl. 

5) 6.8. Isıä, ©. 2 

6) Preußen erhielt 1803 infolge tes Lüneviller Fricke 
Reichedeputatiens-Hauptſchluſſes v. 25. Febr. 103 das ſterland ei 
der Hauptſtadt Münfter und der Aemter Saflenberg, Stromberg, Bir 
Probftei Kaypenberg und einem Theile der Aemter Dülmen, We 
und Rheine Bevergern. Andere weſtliche Theile des Münterlan 
an einige reichsfürftliche Häuſer, namentlich Rheine und 
am den Herzeg von Leeg-Kergwaren, Dülmen an ten Herz 
an den Rheingraf von SalmsOrumbadı *), und wurbe der Gr 


Beſitzerabme ti 
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?) Vergl. bie Anlage A., Verzeichniß der durch die in Gefeh 
Deyut. Haupiſchluſſes v. 25. Fetr. 1803 erfolgte Theilung durck cuin— 
fpiele und Bauerſchaften nach der Cingrenzung v. Dec. IN02 zur Dart: 
Wechſels der Geiergtung. v._ K. Jahrb. Bd. 17. ©. 136, 145. 448 
©. 11, 145, 17% in ter Daellung: Tas Nrcal, weldes zon ran 
Berg, zum jegigen Di. Tont. Ger. Beat Min u «ut 
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In der Rheinprovinz rechten Ufers des Rheins: 


) Regierungs-Bezirk Düſſeldorf: 
vom ——u6 Kleve, (ſeit 1609 u. 1666 Brandenburgifch, durch 
den Pariſer Traftat v. 15. Febr. 1806 an Frankreich, von diefem unterm 


Dülmen durch die Rheinbunds-Akte v. 12. Juli 1806 der Souverainität 
erzogs von Aremberg unterworfen. In Bolge des Tilfiter Friedens fielen die 
ifhen Landestheile im Münfterlande an Franfreich und wurden unterm 5. 
Mai 1808 nebſt den Grafſchaften Horflmar, Rheina⸗Wolbeck und der 
eimfchen Grafichaft Steinfurt dem Großherzogthume Berg einverleibt. 
ganze Großherzogthum murde inzwifchen wiederum fchon unterm 1. Juli 
an den Kaiſer von Franfreich und Hierauf unterm 3. März 1809, unter 
haltung der vormundfchaftliden Regierung des Kaifers Napoleon, an den 
n Napoleon Ludwig von Holland, als Großherzog von Berg, abgetreten, 
: aber bis 1813 reip. bis zum Parifer Frieden v. 30. Mai 1814,-eine ſelbſt⸗ 
je Großherzoglich Bergifche Regierung (v. K. Jahrb., Bd. 17. ©. 11 ff.) 
Zeim —— Berg blieb feit Januar 1811 vom Müns 
ınde nur der von der Lippe fünliche und fübwefliche Theil, 
end der bei weitem größte Theil des Münfterlandes nebft den 
fhbaften Lingen, Tellenburg und Steinfurt, der Hanptftabt 
ter, der Stadt Telgte un. ſ. w., infolge Senatusfonfults v. 13. Dee. 1810, 
em 1. Jan. 1811 vom Großherzogthume Berg wiederum abgenommen und, 
ylieglich des vormals rheingräflichen Gebiets Horftmar, des 
oglich Loosſchen Bebietes Rheina⸗Wolbeck, zu Frankreich ges 
gen unb unter die nen gebildeten Departements der Ober: 
und Lippe vertheilt wurde. Dabei, (feit Anfang 1811), verloren auch 
Fürſten von Salm:Salm und Salm-Kyrburg ihre bisher erhals 
Sonvernainetät und die 1804 eriworbenen gemeinfchaftlichen Lande Ahaus, 
oft, Wehrt nebſt Anholt und Gemen, indem biefe Gebiete mit den 
f. Depart. vereinigt wurden, b) der Herzog von Mremberg die Souve⸗ 
it über das Amt Dülmen (dem Herzog von Eroy gehörig), welches nun⸗ 
mit dem, feit 1802 von Kurköln an den Herzog von Aremberg Üübergegangenen 
tedlingbaufen dem Großherzogthume Berg einverleibt wurde. Gin 
jedoch des Ante& Dülmen wurde Franzöfifch.*) 

Inf den feit Anfang 1811 Franzöſiſch gewordenen überwiegend 
ten Theil des Münfterlandes, einfchlieglih der Hauptfladt, 
t demnach nicht das Gef. Nr. 939. S. 94, fondern das Gef. Nr. 940. 
2 Anwendung, während jedody die in der Zeit v. 8. Mat 1808 bie Ende 
für das Großherzogthum Berg publizirten Großherzoglich Bergifchen Defrete 
mf den bis dahin Bergifch gewefenen, aber feit Anfang 1811 zu Frankreich 
‚genen Theil Anwendung fanden. Hingegen ergingen für biefen zu ven 
F. Depart. gefchlagenen Theil Bes Großherzogthums Berg, gleichwie für 
Landestheile der Yranzöf. Depart. und refp. für das fbäter ans ihnen 
dete Lippe: Depart. feit 1811 befondere Agrar: Gefege."”) Die Salms 
Gebiete aber unterlagen bis 1814 der Fürſtlich Salmſchen und erſt 
San. 1811 der Branzöf., die Arembergifchen Gebiete Redlinghanfen 
a6 Amt Dülmen vor 1811 der Herzoglich Arembergifiben, feildem (excl. 
Theile dee Amts Dülmen, der Franzoͤſiſch wurde) der Großherzoglich Ber 
Beſetzgebung. Bergiſch wurde der Theil von Dülmen zwiſchen Stever 
wppe.) 


nn 


eſchichte, Verfaffung und Zerftüdelung des Oberſtiftes Münfter, beſonders in 
jung auf Jurispift..Verh.“, vom Appellat. Ger. Präfld. v. Olfers. Münfter 
‚mit. einer guten Karte über die Gebietsgrenzen in den verfchiedenen Zeit 


ükten, 

* K. Jahrb. Br. 17. S. 137—139. 

) Vergl. unten Kap, III. Tit. I. Stück 3. ad II. u. TIL. und oben ©. 855 
5 Vorbemerkungen zu 4. und 6. 

2) a) Die Salmfıhe Defepgebung blieb im Wefentlichhen eintuhlee auf Wr 


862 Von d. Abldſ. der Reallaften, den Regulirungen u. Gem, Thellungen 


= seiten re a war nur Ha iu rH 
DJ — (vormals Een Da hen und — 


vom ———— Ben om 
B. Neu erworbene —— — > 
a) In der Provinz We Is alen: u 
* an inben 


1) die — —— eda und Fülerdk 
(Kreis —R— dem Für: ME. 
Tedlenburg⸗Rheda gehörig +), J 



























Bom 
e 1808 die 
—— en “ 


feben fen blie 
Er ea | 


= Rec) das 
Se Ih — 
das Kaiferl. D 
das v. Yen a 
and Münfter von — 
und. öftliben Sms, ein m, 
mit dem Hauptorte Mü 
Aleve, Sülidh, Berg II. . 
€. 1320, ©. 196 Gungıcu der Frangöf. Gefepe in der El 
und deren Raben betref.; v. R. Jahrk., Bd. 17. ©. 136, 137 u. Br. 
2) Starfe ll. 2. 8.41 Al 
3) Auf Grund der Wiener Kongref-Afte oder in Felge berjelben zeitiia 
befonderer Verträge durch die Patente v. 5. April 1815. &. ©. 1515, &1 
w. 23, und 21. Juni 18 9 
4) Starfe, I. 















Agrarverhäftniffe; die Atembergiſche von 1808 hob die Leibeigenfdatt Ft 
1. unten Kap. II. Tit, 1, Stüd II. ad IT j 
b) Die Grenge wiſchen den Aranzef. Sanfeatifchen Depart, und wir MF) 
Lippe: Devart. einer⸗ und dem Orofherzgogihum Berg andererjeits, begann m 
am Ausflufie der Lippe in den Rhewm, ging längs der Eippe hinauf bu n 
Ginfluß der Stever, folgte dang diefer bis an den Dummerbach, Linz 
Baches und der Eirafe von Senden nach Amelsbueren Eis zum Girfd 
Einerbach in die Werfe und Bis zum Ginfluß des Moeffinger Badı ı 
Telgte in bie Ems u. f. w. bis Hefelbied, der uenen Örenge um Niuterdsl 
bergifchen. Die Ems bildete überall die Orenze wifchen dem Hanfeatüte 
vernement (Hamburg) umd dem Helländifcben (Haag). Tedlenburg, Ey 
der auf dem rechten Finsufer belegene Theil des Müniterlandes wurde uud 
Gmsz, alles linfs der Gnis Velegene zum LippesDepart. gefchlagen. (Bil 
©. 100.) Vergl. im Uebrigen über Dieie Territerials Veränderung, über 
linie und die namentlichen Verzeichniſſe der Ortichaften, melde fortan m 
Großhergegthum Berg und qu Kranfreich gehörten und gelegt wurten: 8 
das gutsherrl. bäuerl. Nechtsverhältniß im früheren Hechflifte Münfter, — 
fter 1836, — 88. 37. bis 10. ©, 95 bis 103, fowie über den frühen Mh, 
torialbeftand mn! früheren Antheite Deutfher Neichöfürften, ehental PAR 
und 33. ©. 9 2, fedanı Skotti a. a. ©. IV. S, 100% um IM; 
Jahrb., Bd. 17. €. 137, IM, 192, insbefondere Anlage B. ©. A 
du procs verbal de delimitation de Ia frontiere au Nord du 6f 
arr&ts le 22, Wevrier IM a, auch Starke, Beilr I 2, © u 
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) Regierungsbezirk Arnsberg: | 

) die reichöunmittelbare Staffhaft Hohenskimburg (Kreis. Iſerlohn) 
des Reichsgrafen, jebigen Fürften von BentheimsTedlenburgs RAheva, — 
ad 1. u. 2. 1808 dem Großherzogthume Berg einverleibi '); 

3) die freie Reichsſtadt und Grafſchaft Dortmund, anvor Naſſau⸗ 
Dranifch in Folge des Reiche: Deput.s Hauptichluffes v. 23. Febr. 1803, 
fodann 1806 vom Frankreih in Belig genommen und burch den Zraftat 
v. 21. San. 1808 an das Großherzogthum Berg abgelreten, nach - der 
Breußifchen Offupation im Nov. 1813 durch den Staatsvertrag v. 31. Mai 
1815 erworben. ?) 

I) Regierungsbezirf Münfter: 

4) Das (früher Furkötnifche) Ver oder die Graffchaft Redlinghaufen, 
durch den Reichsdeputationd⸗Hauptſchluß v. 25. Febr. 1803 von Kurföln 
abgetreten und an den fonverainen Herzog von Aremberg gefallen ®); 

>>» ein Theil des Amtes Dülmen (feit 1811). ®) 


») In der Nheinpropinz: 


ne) Regierungsbezirk Düffeldorf: 
A die Bergifche .Unterherrfhaft Broich (Kreis Dnisburg), durch bie 
Rheindundsakte v. 12. Juli 1806 zum Großherzogthume Berg gefchlagen. ®) 
EB) Regierungsbezirke Köln und Düfieldorf rechten Rheinufer: 
BD das vormals Kurpfalz: Baierfche Herzogthum Berg, von Balern 
anierm 15. Mär; 1806 an Frankreich abgetreten *); | | 
» die vormals Kurfölnifchen, von NaffausUfingen durch den Neiche- 
"MDepntat.s Hanpiichluß von 1803 erworbenen Aemter Deug, Wolken⸗ 
„. burg, Königswinter nebſt Bilich, durch die Rheinbunns:Akte an 
"Berg abgetreten; (jebt die Bürgermeiftereien Bilich im Kreife Bonn, und 
" Denk im Landkreife Köln) ’);- 
- de vormals reichsunmittelbaren Herrfchaften, die Gräflich Walls 
"modenfhe Herrfchaft WilbornsNenftadt und die Wittgenfleinfche 
Serrſchaft Homburg (Kreis Gummersbach). *) 
=) Regierungsbezirt Koblenz: 
B die Hapfeldfche reichsunmittelbare Herrfhaft Wildenburg (Kreis 
Wltenkicchen) )) — ad 9. u. 10. in Bolge Rheinbunde- Afte. 


Deitter Titel, 


iefeh v. 21. April 1825 Nr. 940., die Franzoͤſiſchen Departements 
betreffend. 


em Geſetze Nr. 940. unterliegen und gehörten zu den Franzoͤſiſch⸗ 





! 


> v. 8. Sahıb., Bd. 19. ©. 11; Starfe, II. 2. ©. 417. 
* ©. 1818, Anh., S. 22; Starke, II. 2. ©. 415. 
m 


iefer andestheil wurde erk, zufolge Bekanntmachung v. 28. Jan. 


— 


gm 2. Febr. ej. a. mit dem Großherzogthame Berg vereinigt, 
Fa ..waren daſelbſt ſchon vorher das Leibeigenthum und die auf der Perſon 
.unbeftimmten Abgaben und Leiftungen durch eine Herzoglich Sirembergifäe 
. - 98. Jan. 1808 aufgehoben werden, f. unten Kap. II. Tit. I. &t. 3. 
— Starke, Beitr., I. 2. ©. 337; Welter a. a. D., 6. 47. ©. 118, 
m 8. 
WM Bergl. oben S. 860 Anmerf. 6. 
WER. Iahrb., Br. 19. S. 78; Rive, Banerngüterwefen, ©. 351; 
Bee, Hantb., S. 265. | 
w_ &totti, Samml., Jülich⸗Kleve⸗Berg, H. &. 983, 1004; Starke, II. 
no Das Seryogthum Kleve und Berg wurde durch die Rhein⸗ 
Be vo. 12. Inli 1806 zum Großherzogthum Berg erhoben. 
KW tarke, I. 3. ©. 50. | | 
"WB jerle, I. 3. ©. $1. 
I. eine namentliche Angabe der Ortfchaften der Sera ru: 





£ 
Bon d. Abldſ. der Reallaſten, den Regulitungen u. Gem. The 


nfeatif em Departements und dem et 
ke 1 Frempberrfehaft und Veflgnahme durch Preußen: 
A. —V teunbifche deren eile, 
a) In der Provinz Weitphalen: 
.“) ra ee Minden: 
4) der morbweflliche Theil bes Gürkentgums Minden und de 
fchaft Rayensberg.t) 
“ B) Regierungsbezirf Münfter: 
2) die Ober: Graffchaft Lingen und bie „Beafißeft ze 
(Breufifch feit vefp. 1702, 1’ unb 1729), = 
3) der überwiegend größte mörbliche Zeit bes Fürftentäume Mü 
b) In der Mheinprovinz: 
Im Regi ebezirk Düffeld 8 bes Mheins: 
JJ 
sen, 1807 an Frankreich und 1808 an Berg abgetreten, feit Aeſa 
aber ae des Franzöf. &ipb ebart,), de 
5) der feit Anfang 1811 vom 8 iherzogthume Berg abgezmeigte Anl 








Kleve, noͤrdlich der Li zum jeßigen Kreife Reck.) 

B: Neu erworkersw. Atheile; 

a) Im der Proy Ten: 

D eher — Steinfurt (eit 18 

—8 '“ fur 

. feit 183 1 dan ar 

2) bie (erft 1811 ı .. mb, * den Fran joſiſchen Deram 
Tegten a) Salı. . SalmsKyrbur en Hert 
Anholt und © em Nemtern Ahau Di 
der Herrſchaft in Theil des 1814 mebiatiirten 
tih wrenbergugen ver "Fur Groyfhen Ant 
men. * 


b) In ter Rbeinproving: 

Im Regierungsbezirf Düffeltorf: 

3) die vormals zum Möninreidhe Holland geherigen, jeir deß 
mit dem Fran Meiche durch Defr. v. 14. Dec. 1810 zum SH 
Depat., amı 25. April INL aber zum Ye: Deyart, seihtaaee 
Kreife Rers gehörigen Orte Findherit, Vodberg u. |. m 
Klein = Netteiden) 7) in der noͤrdlichſten Spitze des Meg 
dorf. *) 

















burg bei Sfotti Sauml. ter Geſete und Verordnungen in den vcm 
Newvictz, Sayn⸗, Salmz, Werlarfiben sc. Scbieten (firbein) Tbt. N 
Starke, 1.3. ©. 80. 

1) Vergl. oben S. dod Tit. l. A. b. 12. u. Anmert. 

2) Starfe, 11.2. ©. 343. 

3) In Folge Senatfonfults v. 13. Dee. I>10 und Defr. v. 14. Tri. 
Jan. 1511, ad 1. vom Königreiche Weſtphalen, ad 2. u. 3. der 
hetzogthume Berg abgezweigt, redits der Eme gun Ober: Ent, 
Ems fpäter zum Lippe-Depart. gelegt. Bergl. eben S. 558 ir. 1A 
oben ©. 860 Tit. I. A. a. P. 4. u. S. 862 ad h. 6. Anmert. zu d.n 6 
ter a. a. D., ©. 1. 8. 38. 

4) v. K. Jahrb, Bd. 1 

5) Starke, II. 

6) Starte, IL. 2. 5—346 1. f oben S. 860 Tit. 1. AH 

7) Bergl. v. 8. Jahıb., 3. 19. ©. Su. 68: Starte, Il 

8) Vergl. den Öreng: und Austaufcungs: Vertrag v. 7. IM. 
Anh. 1818, ©. 113. 

Auer biefen urfprängfich zu Solland gehörigen Heinen rin. act 
Diſtriften (m B. 3), — werd wegen ihrer Unbedentendhet de 
Agrar: Gefepgebung Feine hefondere RÜALEL wien, — ud anfer 15 
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Vierter Titel, 
ad Geſet v. 18. Juni 1840 Nr. 2105, das Fürſtenthum Siegen betreffend. 


Dem Gefeße über die Rechtöverhältniffe ıc. im Fürſtenthume Siegen v. 
. Suni 1840, vefp. dem durch daffelbe auf das Fürſtenthum Siegen an⸗ 
veriveten Gefege Nr. 939. für die vormald Großherzoglich Bergifchen 
Meötheile, unterliegt das 6i8 zum I. 1806 mit den Naffau-Oranis 
en Erblanden vereinigte, darauf durch die Rheinbunds⸗Akte dem Groß» 
wgthume Berg einverleibte Fürſtenthum Siegen, welches jedoch bei 
Idfung des Großherzogthums Berg, zufolge Naffnuifchen Pat. v. 20. 
- 4813 auerft wiederum vom Haufe Naffau» Oranien in Beſitz genom⸗ 
„demnaͤchſt aber durch die Staatöverträge v. 31. Mai 1815 an Preußen 
ereten ung von dieſem durch Pat. v. 21. Juni 1815 in Beſitz genom⸗ 
wurde. 


Fünfter Titel, 
cas Geſetz v. 18. Juni 1840, das Herzogthum Weftphalen betreffen. 


Dem Gef. v. 18. Juni 1840 über die den Grundbeſitz betr. Rechts⸗ 
Xliniſſe im Herzogthume Weftphalen, und den durch daſſelbe be⸗ 
Ben Sroßherzoglih Heffifhen Verordnungen?) unterliegt 
. ebemald zum Kurfürftentbume Köln gehörige Herzogthum Weftphalen 
alen und Engern) mit der ihm einverleibten Graffchaft Arnsberg, 
Bolge des Lüneviller Friedens an Heffen- Darmftadt abgetreten und 
6. Oft. 1802 von demfelben in Beflg genommen, fodann Durch 
"Staatövertrag v. 30. Juni 1816 an Preußen überlaffen und von dies 
am 15. Juli 1816 in Beflg genommen®), oegentoärtig ein Theil des 
r Bezirks Arnsberg. (Vergl. Kap. III. Tit. III.) 










— — — — 


— 
wesifirten Gebieten (zu B. 2.), haben alle anderen, dem Gef. Nr. 940. unters 
maden LZandestheile, vor ihrer Bereinigung mit den Branzöf. Departements, 
mp eder (wie der nerbweftliche Theil von MindensRavensberg) zum Königreiche 
wabalen, oder Sr die übrigen oben genannten Landestheile) zum Groß⸗ 
ume Berg gehört; erſt um bdiefelbe Zeit wurde dem legteren auc das Veſt 
Fam Rellinghaufen nebfl dem Amte Dülmen zwifchen Stever und Lippe, 
ee bis 1S11 der Landeshoheit des Herzogs von Aremberg unterworfen waren, 
Mer Mediatifirung im Januar u. Zebruar 1811 einverleibt. Bon den 1813 
4815 zu Sranfreich gehörigen Deutichen Landestheilen hat Preußen nur 
EB Gebiete erworben, welche vorher entweder zum Ober-Ems- ober zum 
BD esDepart. gehörten. (6. oben S. 855 Note 2.) 
A) Naffanifches Verordn. Bi. v. 1814, ©. 2; Sfotti, Samml. Jülich: Kleve: 
in II. ©. 1004, ©. &. 1818, Anh. ©. 22, 1819, Anh. ©. 97; Starfe, II. 
un 248 fl. 
Mie im Kreife Siegen belegenen, ebenfalld von Naffau an Preußen abgeires 
ER Wemter Burbach und Neuenkirchen haben niemals zum Großherzogthum Berg 
EM, daher weder das ©. v. 13. Juni 1840, noch das v. 21.. April 1825 Nr. 939. 
Fke Anwendung findet, vielmehr tiefe beiden Memter nur unter das Ablöf. G. 
» -Safi 1840 für die vormals Naflauifchen Landestheile und Weglar fielen. 
A) Vergl. oben ©. 849 sub V. und Note 1. 


2 Bergl. Skotti's Samml. Kurföln. Geſetze, I. 1. S. 6 ff., Abth. I. 
3 S.1 
—22 






‚1% S. 929; G. S. 1818, Anh. S. 99; Starke, I, 2. 
Mcultur⸗Geſepg. Bb. I. 53 
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haufen und Beterslabr nebſt der Serrſchaft Hönningen und 
dem Dorfe Irrlich, 1803 an Naflau überwielen; 

3) das früher bereits Naffau-Weilburgfche Fuſtigamt Azbach, feit 
1806 unter gemeinfchaftlich NaffansUfugenfcber und Raffaus Weilbinrgfdher 


= Regierung; 
&) die Foarſtlich Solmsfhen Zefbungen, namentlich die Graffchaften 
Golms-Braunfels und Solme>Lich; 
B) die Kürfilich Wiedfchen Befigungen, bie Graffchaften Wied Runfel 
un Reus Wied, — die Befigungen ad 4. u. 5. bis 1806 fonverain, felte 
= bem unter gemeinfhaftlich Mafauifcher Sandeshoheit, — ad 4. und 6. 
größtentbeifs im jegigen Kreife Wehlar; 
die urfpränglich Graͤflich Saynſchen Befigungen, a) bie Graf⸗ 
" ſchaft Sahn⸗Altenkirchen, durch den Reiches Deput.:Hauptfhlug v. 
1803 an Nafau gefallen, b) ein Theil’ der Graffbaft Sayn⸗Hachen—⸗ 
burg, Schon 1799 an Raflau gelangt, und der Fleden Bendorf mit 
der Graffhaft-Sayn-Altenkirhen 1803 an Nafau überwiefen. *) 


hemmtliche Naſſauiſche Landestheile ad B. 1—6. gingen durch die 
Werträge v. 31. Mai 1815, 14. u. 19. Der. 1816 und 24. Ian. 
Fan Breußen über und bilden gegenmärtig den rechts des Rheins bes 
n Theil des Regierungsbezirks Koblenz, namentlich einen Aheit des 
Koblenz, den Kreis Nenwied und den Kreis Altenfichen, in iel« 
jeren jedoch auch tie zum Großherzogthume Berg gehörit ‚er 
18 zu IR Auflöfung bei demfelben verbliebene Herrſchaft Ankvene 
fegen ift. ?) 
Die vormalige Reihaftadı Weglar und deren Gebiet, als 
ft durch den Neichöveputationshauptfehluß v. 1803 dem Kurfürften 
15 (Bürften von Regensburg und Afchaffenburg, bei Auflöfung des, 
jem Meiches durch die Mheinbundsafte 1806, Fürften Primas) über» 
‚Bei der neuen Konftituirung de Großherzogihums Frankfurt durch 
9. 19. Febr. 1810 Äntegriseneer Theil veffelben, im Nov. 1813 
und durch die Wiener Schlußafte v. 9. Juni 1815 an Preußen 
It bildet Weglar mit den fein Gebiet umgebenden Enklaven 
reis, °) . 
ju A., B., C. gedachten Landesthelle find diejenigen, welche das 
Das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 $. 1. Nr. 26. wiederum aufge 
‚Gef. v. 4. Juli 1840 wegen ötöfung der Reallaften in den 
Nafauifchen Landestheilen und in der Stadt Weplar mit Gebiet 
. 1840 ©. 195) umfaßte. 














Bergl. ad 1—6. Starke Veit. I. 3. S. 89 fi; Dinniges Land. 
20.2. ©. 49. 


efhergreifungspat. ». 21. Jun 1815, ®. &. ©. 1%6, Anh. ur @. €. 
©. 31 u. Anh. für 1819, ©. 97 u. 99. — Die vormals Großferggl. 
Herrfchaft Wilbenburg gehört in legislativer Beyiehung zu dem Länders 

— bes Tit. II. vergl. — B. b. y. 10. (f. oben ©. 863). — Vergl. über 
ER gehörigen Orte Stotti Samml. der Gef. u. Berorn. in den ad 1—6. 
Bandestheilen (Ofrhein.) Th. 4. S 1647, besgl. Starfe II. 3. ©. 89, 
ergl. Starfell. 3. ©. 91, v. K. Jahrb. Br. 49. ©. 111 ff, v. Sparre's 

19 36. im Kreiſe Weplar, — Skotti a. a. D. 

7 u. daſ. ©. 2239 u. ©. 2275. 











Bon d. ASLBf. der Reallaen, ven Regullpungen u. Gem. &1 
Drittes Kapitel, 

iftori NRädblic auf: 1) die früheren Redt 

en renigie; 2) die I den 26 edenen Ep 

tenden allgemeinen Nechte und Geſehe, 3) vie be 

Agrargefepgebungen der Zwifchengeit, 7} die Sifir 

wie die Aufhebung der fremdberrlien und die Ei 


Der Arapl hen Agrargefege, —in den verſchiedenen 
provinziellen Gefegen in Betracht Eommenden Tert 
Vorbemerfungenm 

1) Die frügeren Recht zuſtande des Grundbefiges, 
Umformung die fremde und Be die Preuß. Agrargefeggebun 
worden ift, find Gegenftand und Vorausſetzung viefer Ichteren, 
foweit fie nicht ausprüdlich aufgehoben oder modifigirt find, nei 
Grundlagen der — und der Entſchãdigungt 
gen, indem auf ihnen Eriften, Art und — — 


abzulöfenden Thellnehn und Reallaften 

2) Selbft die ter rausgegangene fremtherrli 
hungsweiſe Deutfh rum Sgejeggebung blieb deren g 
und legislative Vorau * Brundlage, wennſchon fie durchĩ 
Gefeßgebung großentl sen wurde, 

3) 8 hatten fl mu. fremdperrlicen, reſp. Deutfche 
bung, fo weit fle zur prur“ gefommen, zum Theil ſchea 
Nedjtszuftände neu ge Ir, auch abgeſehen davon, d 
zelne — der Agrargefege in den fpäteren 9 


defieklich zuruckverwieſen 

4) Mehrere reſp. Großherzoglich Heffifche und Naſſauiſche 
über unentgeltliche Aufhebung oder entgeltliche Ablöfung von 
und dinglichen Vefhränfungen und Reallaften beſteben überdie 
in Gültigkeit fort, inſofern allein ibre Beſtimmungen Tas Fun 
Ten und ten Nechtögrund enthalten für die umgeſtalteten Grunde 
verhältniffe, und ſich ihnen allererft die neueſte Preuß. Geſeh 
Jahres 1850 ergängend oter abändernd anfchlieft. 

5) Die verfehjieenen Syſteme res jerenfall® als ſubſidiei 
allgemeinen Rechts, tie Ginführung und Tie Wiereraufbebung t 
oder des Allgem. Vreuß. Landrechts, jint für die Auslegung u 
tung der in ven entfprecbenten Epochen erlajfenen beſonderen 
ebenfo wichtig, als die periotiihe Siſtirung und Aufbebung tie 
(Vergl. unter antern die K. O. v. 21. April 1825 und tie 
drei Gef. Nr. 93%., 939., 940. v. 21. April 1525.) 

6) Folgende Momente aber machen ed nothwendig, Tie tem 
Kommentar zu ten drei Öefegen Nr. 938. 939. u. 940. voraus 
rechtshiſtoriſche Darftellung für die Tiefen drei Geſetzen un 
Rändergruppen im Wefentlichen zufammenzufaffen: 

a) die wefentliche Uebereinſtimmung der Trei Gef. v. 21.8 
(von welchen Tas für tie vormald Großberzoglich Veraiicen ! 
erlaffene Gef. Mir. 939, laut Gef. Mr. 2105. v. 18. Juni Is 
Fürſtenthume Siegen eingeführt ift), ſodann 

b) ter Umſtand, daß bedeutende Yantestbeile erft währen! ? 
berrfbaft vom Rönigreiche Weftpbalen und Grofberzogtbume Fr} 
abgezweigt und Ten neu gebildeten Franzöſ. Depart, zugeſchlazet 
obne daß dabei vie frübere territoriale Zufammengeböriafeit, nut! 
Grenzen von Flüſſen, Bächen ꝛc., neben pelitifhen Rückſickten @ 
hierdurch aber ein meinanteumeiien ter tremdhberrlichen Grit 
n drei Käntergrumpen herbeigkiüin mutie, 
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viefelbe Mannigfaltigkeit und Ungleichartigkeit der früheren Rechts⸗ 
: faft in jeder diefer drei Yändergruppen, wie fchon in einer Mehr⸗ 
e ehemaligen Deutſchen Gebiete,” aus denen fie beflanden, vorfam, 
in jeder diefer drei Territorialfomplere, reſp. der Geſetze Nr. 938., 
940. aus fehr verfchiedenartigen, theils Altpreuß., theils neuerwor⸗ 
andestheilen, tbeild aus Fleinen vormals reichsunmittelbaren Deut- 
indern zufammengefeßt war. 

5 muß fich in Betreff des Fürftenthums Siegen, weil e8 nach dem 
n der Bremdherrfchaft 'Zzunächft wiederum von Naffau-Oranien ok⸗ 
gurde, eine befondere Darftelung anfchließen, wennfchon daſſelbe die 
zoglich Bergiſche Geſetzgebung theilte. 

nachfolgende Darſtellung, insbeſondere der älteren Rechtszuſtaͤnde 
ctikulargeſetzgebungen, bat indeß nur diejenigen Gegenſtände ſpezieller 
hnen, welche in der allgem. Einleit. und dem geſchichtlichen Ueber⸗ 
£ Landeskulturgeſetzgebung im Bd. I. S. VI. ff. mit Rückſicht auf vor⸗ 
ſe partikulaire Beziehungen, keine Stelle finden konnten, wogegen im 
r auf jene allgemeine hiſtoriſche Einleitung zurückgewieſen, auch be⸗ 
des Details und der erſchöpfenden Entwickelung der einzelnen ver⸗ 
irtigen Grundbeſitzverhaͤltniſſe ſelbſt meiſtentheils nur auf die darüber 
enen ſpeziellen Werke hingewieſen werden kann. 


Erſter Titel. . 


tlihe Darftelung ver Agrarrechtöverhältniffe 1) in den vormal 
nigreihe Weftphalen, 2) zum Großherzogthume Berg, 8) zu den 
öf. Departements gehörig gemefenen Landestheilen und Gebieten. 


Erftes Stück. 
Die früheren Rechtszuſtände des Grundbeſitzes. 


halb eines jeden dieſer vormald fremdherrlichen Territorien, reſp. 
ligreichs Weftphalen, wie des Großherzogthums Berg und der feit 
311 Davon abgezweigten, zu den Branzdf. (dem Ober » Ems 
m &Xippe=) Departement gefchlagenen Lanteötheile, fanden ſich 
Mannigfaltigfeit der Formen die entfchiedenften —E 
ig auf die bäuerlichen Grundbeflg- und Reallaſten⸗-Verhältniſſe 
infofern eine mehr gemeinfame, von der int Wefentlichen überein- 
seren ländlichen Verfaſſung in den äftlichen Provinzen des Staates 
 Gibe, abweichenre Form ter Landed-Berfaffung — felbft in der 
— vor, als das Erbunterthänigfeits- und Eigenbehärigfeitd- oder 
zherrlich⸗bäuerliche Verhältniß zu beflimmten Guts⸗ und Gerichts⸗ 
ten (Rittergutern), in der Regel nicht mit ganzen Ortſchaften oder 
en abſchloß und zufammenfiel, vielmehr die einzelnen bäuerlichen 
ı und Höfe derfelben Gemeinte fe einem anderen, öfter fogar ein 
relbe bäuerliche Hof binfichtlich feiner verfchievdenen Leiftungen meh⸗ 
utöheren pflichtig waren. Ingleichen find, befonvders in Weftphalen 
einland, abgefeben von der fehr großen Mannigfaltigkeit der Par⸗ 
chte in den Eleinen, vormals felbfftäntigen Zerritorien, übervieß die 
und Leiſtungs⸗-Verhältniſſe, felbft einzelner bäuerlicher Höfe der⸗ 
Irtfchaft, durch Vertrag oder Herkommen oft verfchieden feftgeftellt. 
And die Dienfte, Abgaben und Leiftungen häufig nicht Zubehdr 
mter (Mitter-) Güter, fondern als fubfekttu-perfönliche Rechte, für 
ienflände des Verkehrs und felbfiftändiger Veräußerung. ?) 





Bergl. Dr. Sommer's Darkellung ber Mechtsverhaliniſſe ber Bauergüter 
gihume Werphalen S. 4, Rive's Beilsäge zus Deutichen Redtagriüiiuie 


872 Von d. Ablöf. ver Reallaſten, den Regulirungen u. Gem, 


gleichen einzelnen oder auch von fümmtlichen (ben und 4 
Bauerhofes „Stücen freies im Hofe.“ Theils man bu 

weife Verleihung von Immunitäten gegen mäßige 
Abgaben ‚die Überlafteten VBauerhöfe von Naturalpräftstionen 
Teichtert, folchergeftalt im Teiftungefähigen Stande erhalten 
auch wohl bei früheren Erbtbeilungen in ven abgabenbereditig 
pen Familien verfciedene Gutsheren vie ihnen bei der Gil 
gefallenen, vom ihren Mitt. entfernten Grumnpftüde oder 
andere Mealabgaben dadurch für ſich nugbar gemacht, daß fie 
Beſthern der Bauerböfe gegen Geldzins und Lehnwaate zu 
wiefen. Viele, obſchon fett Jahrhunderten beftandene Bauerngd 
vergleichen einzelnen, bel ganz verſchiedenen Gutäheren oder 
Lehn gehenden Grundſtücken und Mealitäten zufammengefegt, 
Lebnherrn daher häufig ganz verſchledene Perfonen, auch der 
der qutöherrliche Verband als verſchiedene Beſitz ⸗ umd Rech 
behandelt, bei vielen Höfen fogar mehrere dergleichen und bon 
Lehnäberen relevirende Lehne vorhanden; auch kamen oft bei t 
felben oe — Arten ee Bauerlehne —— 3 ve 
chergeſtalt m jenen ien over ma 
ber Beit it in al Baurrööfen fo verſchmolzen, daß 


rar ohne wir dan üdfelung des Hofes, faum ı 
b | 2ehn ſaſt niemald eingezo 

f + „.ldft, der en ng Überdiel 

w £.0, 12. Aug. 1749 und v. 1 


— hung wer Sre.ninderung der bäuerlichen Beſi 
gegengerit.. MALEN; 

B. Provinz Weſtphalen. 

1) In den von der jetzigen Provinz Weſtphalen zum vorn 
reiche Weſtphalen gebörig geweſenen, fowie auch in den im 
zum Ober-Ems-Depart. abgenommenen Landestbeilen berrſcht 

a) theilweiſe die ſtrengere Leibeigenſchaft mir einem erblic 
minium utile analogen Kolonat-Necte; 

b) tbeiweife verfönliche Areibeit und Eigenbebörigkeit nebe 
im Allgemeinen gefebloffenes, beſchränktes Eigentbum und ' 
zwar Griteres (zu a) im Fürſtenthume Minten umt 
Tafı Navensterg nebit Stift Serfort, — moren ter 
Abeil im I. 1811 zum Franzöſ. Ober-Ems-Depart. Fam 
tbums-Ortn. v. 26. w. 1741 ); und Verteres (u 
Paderborn — zufolge ter Meier-Ordn. v. 23. Dec. 1 
für Die eigenbörigen Meier als fubjitiäre Norm die Minten-R 
und die Osuabrücfche Gigenthumsortnung galt,2) woieleit 
und neben den geſchloſſenen hubigen Gründen (Ten Meier- or 
ſchen Gütern) auch frei tbeilbare und veräußerliche Zinsg 
Erb⸗, Kötters oder Rottläntereien, — (walgente Grundftü 
ädfer) — gab, bald mit Schreibbeuer, je nach der Bejtellu 














4) Bergl. die Darftellung in der allgem. Gin. Bd. I. S. IN 
Broving. Rechte des Kürtenthums Minten, der Grafichaften Raser 
berg, der Herrfchaft Nheda und des Amts Nedenberg von Vaul B 
geicsichtlicher Entwictelung u. Urkunden 1834. — Das Leibeigenthumsre 
auc hier durch die erile Navensbergiiche Gigenthums > Ort. 2. 
nad) dem SOjährigen Kriege auf Antrag der Stände, nur um 
der und fchärfer ausgeprägt (Wigand a. a. D. ©. 152, 164, 

Ph Folge Reit, d. 8. Nm. 16 Wigand Prer. 8. r! 
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ter Sommerforn, bald mit fefter Heuer, häufig zugleich 
uch wohl mit Laudemium belaftet. ') 
hatte fi, befonderd im Paderborner Lante dad, ohnehin nur 
underte ded Bauftrechtd gültige Sprichwort: „daß unterm 
ıt wohnen ſei,“ nicht bemährt. Denn tie grade in den 
reifen, Paderborn, Warburg, Büren und Hoerxter beftehenve 
elaftung und dadurch herbeigeführte allgemeine Verarmung 
ides, — die Beranlaffung, nicht die Wirkung eines die 
d8 audfaugenden Wucherd und ter, den Beſtimmungen der 
zum Trotz, verbreiteten Zerftüdelung der Kolonate, — bewog 
egierung in den Jahren 1834 und 1836, — mie fpäterhin 
), aus gleichen Gründen in dem (vormals ebenfalls geiftlichen, 
ifchen) Eichsfelde — zur damals noch ausnahmsweiſen Maaß⸗ 
tung einer Renten⸗Tilgungskaſſe Behufs Abbürtung ver 
allaften. ®) | 
ftenthume (Abtei) Corvey waren die bäuerlichen Verhält- 
: Vaderbornfchen theilweife ähnlich, 2) jedoch herrfchte bier 
Zerfplitterung Te8 Grundeigenthums und gab ed vieles 
Belle von Köttern (Eleinen Wirthen). | 
Ibrüder Lande beftand neben perfönlicher Eigenhörigfeit 
ofltion über den Grundbeſitz unter Lebenden und von Todes 


mals Hanndverfhen Amte Klötze (Enflave der Alt« 

Lüneburgifche Meier-Drdn. v. 1. Iuli 1699, hingegen 
leichfall8 Sannöverfhen Amte Reckeberg — einem Theile 
Snabrüf — die Osnabrückſche Eigenthums⸗Ordn. v. 

2,5) und zwar 

stere auch in der vormals Fuͤrſtlich Kaunigfchen reichsunmit⸗ 

f Haft Nietberg ftillfchweigend recipirt. ®) 

en oben gedachten vorherrſchenden Perfonen» und Beſitzver⸗ 
ed jedoc, in den genannten Landestheilen, wie überall in 

ıch freie Bauern, Eigenthümer, Zinsleute und Erbpächter. ?) 


arftellung in der allgem. @inl.Bb.I. S. X-LXIII. — Wigand Pro: 
Paderborn u. Corvey; Dr. Sommer Handbuch über die älteren 
töverhältniffe in den vormals Großherzoglich Bergifhen, Königl. 
. Franzöf..hanfeatifchen Preuß. Provinzen Rheinland u. Weſtphalen 
5. 193 ff. — Die eigenbehörigen Kolonate herrſchten vor in 
ıtern Delbrüd, Neubaus u. Bofe u. der vormaligen Jeſuiten⸗Herr⸗ 
Auch befaßen in jenen Diftriften die eigenbehörigen Kolonate meift 
jungen, hingegen die Meiers u. Zinsgüter Holzungsrechte in gutes 


n. 
Regl. v. 8. Ang. u. 8. O. v. 20. Sept. 1836, ©. ©, 1836, 
r. Sommer a. a. D. S. 202 - 203. 

tie Darftellung in der allgem. Einleit. a. a. D. u. Wigand 
der Fürftenthümer Paderborn u. Gorvey, Th. I. 67. I. 333., Dr. 
D. ©. 203. 

er a. a. O. S. 187 ff., ©. 185 u. ©. 226 u. vergl. die Anm. 


Entw. des Provinz. Rechts des Fürftenthums Minden, der Graf⸗ 
rg und des vormaligen Amts Redenberg, Berlin 1841, 
er a. a. O. S. 226, Wigand Provinz. Recht von Minden, Ra: 
erg, Rheda und Reckenberg (ſ. oben), v. K. Provinz. R. II. S. 640, 
Oénabrückiſche Cigth. O. (daſ. 534. u. ©. 181). 

aptz ſtatutariſche Rechte II. S. 640 und Sommer a. a. O.; Wis 
1. B. S. 405; vergl. auch Rieiberger Landrecht und V. v. 1791, 
g des Leibeigenthums bei Wigand ©. 486, 488. 

» B. über die verfchiedenen Klaffen — Heriras , Wcnlals Turex 





Provinzial» Befehe. 


unterflüßt von ver romanifirenden Jurisprudenz, darauf aus 
chen Rechts⸗ und Beflg-Verbältniffe innerhalb deſſelben Territor 
Raaßgabe des überwiegenden und vorherrfehenden Verhältniffes, g 
zu geftalten, 1) fo wiverfland doch diefer Richtung wiederum anı 
und zwar vorzugsmelfe zwifchen Wefer und Rhein, ver alte, bis 
nd 14. Jahrhundert hinauf nachgewiefene Brauch gefchriebener: d 
irkunden über Hof» und Dienftrechte, felbft über vie Rechts⸗ 
198» Berhältniffe einzelner Höfe, weshalb fich denn neben dem 
ſenden Rechts⸗ und Beſitz⸗Verhältniß überall mannigfach abweic 
n dieſes Verhaͤltniſſes vorfinden. So exiſtirten beiſpielsweiſe au 
und Mark folgende verſchiedene Klaſſen von Bauergütern neben 


durchſchlechtig eigene Güter, 2) Zinsgüter, 3) Erbzinsgüter (Emphyte 
igüter, 5) wadhszinfige Güter, 6) Hobs⸗ und Behundigungss (hofh 
‚, 7) Zatbengüter, 8) Rurmuthsgüter, 9) Koeßgüter (jedoch felten) n 
umd im ‚Bergifchen, 10) LeibeigenthHumsgüter (eigenbehörige Höfe), dod 
isnahme und nur in der Mark, 11) Erbpachtgüter, als ſolche in der 

bezeichnet, 12) Leib⸗ und Zeitgewinngüter, mit erblichem Recht, thei 
ohl ohne ein ſolches, 13) bloße Zeitpachtgüter, doch jelten bei eigen 
yütern, 14) kleinere Ruftifalftellen von Brinkfigern und Beiliegern. 2) 


| der Herrſchaft Wildenburg (fräher reichSunmittelbar, 

erzoglich Bergifch, jeht im Kreife Altenkirchen der Rheinprovin 
‚ find die bäuerlichen Güter feit 30—40 a mehrentheils in 
Ater verwandelt, obſchon fie früher mit fehr verjchiedenen alth 
'n, unveränderten Abgaben belaftet gemwefen. ®) ' 


ı den Altpreuß. Landestheilen Hingegen flanden der Erha 
der auf längere oder kürzere Zeitpacht befeffenen Höfe, vie Di 
Einziehung, wie gegen Schmälerung und DVerfchlechterung bäuer 
ingen jeder Urt, v. 12. Aug. 1749 und 12. Juli 1764, den Doma 
i, insbeſondere wegen DBererblichkeit ihrer Büter, die Verord 
br. 1777 und 25. März 1790 zur Seite.*) Im Allgemeinen 
fdet fo wenig die Selönıng als Zeit⸗ oder Leibpacht, wie di 
be Erneuerung des Leibgewwinnd oder eine Befchränkung der Erf 
Jenerationen und beftimmte Jahre an und für fich fehon übe 


) Bergl. die allgem. Einl. in Bb. I. ©. XVIII, LIX und LX. 


Vergl. Sommer a. a. D. ©. 174 ff. Geck topographifchshiftorife 

Beichreibung der Stadt Soeſt S. 372, 1825; Rive Beiträge zur 
Rechtögefchichte u. zum Deutfchen Privatrecht TH. I. über das Dauern 
1. Hauptabfehn. I. Abth. die Grafſchaft Mark S. 12—207 u. Abth. 
IHum Kleve ©. 339 ff. deren Darftellung indeß durch die Inftruftion 
ızelnen Ablöfungsfachen mehrfach berichtigt u. auf die oben gedachten | 
rien zurücgeführt worden ifl. — Wegen der Erbpachten, insbefond 
affchaft Darf, wo biefelben nach gemeinem Rechte zu beurtheilen u 
fichen mit Erbbeſtand, Erömelerreht, Kolonatrecht gleich bedeutend 
m guisberrlichen bäuerl. Verhaͤliniß flehen, vergl. Rive a. a. D. € 
nz Deutſch. Privat. R. Bd. 5. $. 527. 


) Sommer a. a. O. 6.266. Vergl. dagegen den revib. Eutw. zu 

Recht des Herzogth. Berg u. der Furfölniichen Enklaven, wie ind 
enburg, Berlin 1837, S. 179, wonach daſelbſt, auf. bee un ei 
chts, zwar Erbbeſtaͤndniſſe und Erbbelehnungen liegender Säle, m 
sannt, vorlommen, biefe Verleifungeferm aber nicht Häufig ſe 


) Berg. die allgem. Einl. in Bd. I. S. LXXIL und LXXIV. 
L ‚Sn und Mat Th. I. ©, 1370, 25. 01. ©. 1594, Rabe ' 


— — — 
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IWer Kurkölnifhen Eigenthumsordn. v. 3. April 1781,%) c) in den Vent- 
. chen Braffhaften a) Steinfurt Beamer Münfter), ebenfo 
s Mpeda nebft Gütersloh (Meg.- Bezirk Minden), — mofelöft die 
— ſterſche Eigenthums -⸗Ordn. dv. 10. Mai 1770 zu « unterm 3. Nov. 
$YIT7O, zu ß unterm 14. Mai 1784 als Landeögefeg eingeführt war,2) d in 
zıKedlenburg nebfl Lingen, wo die Minden» Ravensbergiſche Eigen 
⸗ -Drdn. dv. 26. Nov. 1741 galt.2) 
> Daneben kommen jedoch im Münfterlante «) befonders feit Erlaß der 
ſchen Erbpachts-Ordn. v. 21. Sept. 1783 auch Erbpachten theild 
die ganze Descendenz, theild auf beſtimmte Grade, Generationen oder 
me vor, bei denen die den Eigenbehdrigen vermöge diefes perfänlichen 
iffes obliegenden Leiftungen wegfielen und die @rbpächter, den Zeite 
ähnlich, als freie und vedhtöfähige Leute galten ;*) dazu 8) fon 
Alters her Freibants- Freiſtuhls⸗ oter ftuhlfreie, hofhärige und 
, in keinem gutöherrlichen Verbande ſtehende bäuerlidhe 
iter®), wie es denn auch in der Graffchaft Reckllinghauſen Hobs«, Zins-, 
ichto⸗ und eigenthümliche Erb⸗, aber auch Zeitgewinn-Büter gab.*) 


= Zweites Stück. 


e in ven unterſchiedenen Epochen (vor, während und nad) der Fremd» 
7 herrſchaft) geltenden allgemeinen Rechte und Geſetze.7) 
L 
. Bor der Fremdherrſchaft. 
_A. Im den vor der Franzoſiſchen Ofkupation und dem Tilflter Frieden 


















24) Diefelbe if aus der Münkerfchen Cigenthums⸗D. entlehnt. Vergl. Skotti 
int. Furföfn. Gef. Abth. 1. TH. I. Nr. 743. ©. 100%, Starke Beite. II. 
S. 337 n. 313, Schlüter Provinz. Redıt der Graffchaft Redtlinghaufen, 
— 224, Guelt Provin. R. der @raffchaft Reflinghanfen, in v._R. Jahrb. 
30. ©. 6, wo das Datum ber Binführung der LeibeigentfumssD. anf den 
R fürz 1754 angegeben ift. Bon ber Münfterfchen Cigenthums-O. v. 1770 wich 
a Barin ab, daß den Guteherrn Fein Wahlrecht unter den Kindern bei Gukceffionss 
3 ir zuftand, fondern immer ber Altefe Gohn u. in @rmangelung männkider 
* alteſte Burke zur Gufceffion berufen wurde. (Bommer’s Arneberger 

, 3b. 2. ©. 286). 
= 2) Dergl, Welter des gutöherel. bauerl. Rechtsverh, im früheren Hochkifte 
Eller u... $. 8. ©. 21 u. 22, Anl. 2, ©.430, Wigand Brovin, R. von 
Mibden ıt. Rhıda Bd. 2. Anh. ©. 192, v..R. Zahık. Bd. 17. ©. 384, Gtarke 
— 374. Ges if über die Rechtsguftände auch zu vergl.: „Schlüter Wer 
img. R., insbef, Partifufarrecht ter Graffchaft Zedtenbung und der Obere 

ft 


Brovi 
— Lingen, desgl. von Redlinghaufen, ferner ber „renid. Ent. der Partis 
— der que Bropinn Mefphalen gehörigen Stanbesherrfcaften 1837.” 











inghaufen, Anheit, Ahaus und Bocholt, Herkmar, Dülmen, Reina und 
, Gehmen, Steinfurt, Rbeta, Hohen-Limburg, Rietberg, Wittgenfeins@itts 
ein und Wittgenftein Berleburg, Lingen u. Zedlenburg.) 
3) Revid. Entw. der Bartifularrechte der Standesherrichaften u. von Zediene 
- w. 2ingen. Berlin 1637, ©. 189, 190 u. Schlüter Broving. R. von Beh 
a a 9.2. 6. 10. 

A) Ueber die Münferfchen Erbbadtsverh. vergl. Welter a. a. D. 8. 12 
Br 29 ©. 31—51 u. f. unten den II. (Unters) Abfcnitt im Kommentar zum 
SEM. ves-Gef. Nr. 938. u. $. 21. der Bef. Nr. 939. u. Ar. 920. 
= 5) Sommer a. a. D, ©. 238, Belter a. a. D. 88. 89. 

- 6) Rive a. a. D. ©. 222 ff, 286, Evelt, das in der Brafichaft Redlings 


z Em vor deren Bereinigung mit dem Großherz. Berg, reſp. vor Einführung der 
a Srembegicen Gefeäg, DeRandene Proinyalsieht In m. &. Sahıb. 
PR: =» 8 1—' 


"T) Bergl. zu diefem u. dem folgenden Gtüde die Darellang ver Grhäre 
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en der Code civil ald allgemeines bürgerliches Öelegbu nebft der 
13df. Prozeß⸗Ordn. und Gerichts⸗Verfaſſung gegolten, mit deffen Ein» 
zung die Mömifchen, Kanonifhen und vormals Deutfhen 
ichs⸗Geſetze, fo wie die befonderen Geſetze und Verordnun— 
„ingleichen die allgemeinen und drtlihen Obfervanzen 
dr Gewohnheiten, Statuten und Vorſchriften in Anfehun 
ee Segenflände und Nechtömaterien, worüber der code civi 
eügungen enthält, außer Kraft geſetzt wurden.) 

Einführung deſſelben erfolgte ' 
zu A) in die zum Königreiche Weftpbalen verbundenen Länder im 
gemeinen durch deſſen Konftitution v. 15. Nov. 1807 (Art. 45) mit dem 
tan. 1808, *) jedoch in die vormals Hannoͤverſchen Landestheile erft — 
Maeitig mit den feitvem ergangenen Weftphälifchen Geſetzen — mit dem 
ept. 1810,2) und eben fo erft fpäter in einige, 1808 von Kurfachfen 

nen Tleinen Landestheilen; *) Bu 
zu B) in das bereit8 durch die Mheinbunds- Akte v. 12. Juli 1806 bes 
idete Großherzogthum Berg erfolgte die Einführung erft durch die 
pie v. 12. Nov. 1809 mit dem 1. Ian. 1810; 5) das Hypothekenweſen 
ein Großherzogthume Berg Durch Dekret v. 3. Nov. 1809 neu geord⸗ 
— Dingegen erfolgte die Ginführung des code civil in die fpäter, 
En dem Großherzogthume vereinigte Graffchaft Recklinghauſen nebſt 

fhon durch die Herzoglich Arembergfche V. v. 28. San. 1808, doch 
wicht mit dem 1. Juli 1808 —. fo wie durch diefe Verordnung, welche 
Meiseigenfchaft daſelbſt aufhob (vgi. Stüd 3, ad II. zu II.). beabſichtigt 









P’vr 


=) Befph. Dekr. v. 7. Dec. 1807, Art. 3, Wehph. Dekt. v. 21. Sept. 1808, 
Bullet. des vormal. Königreichs Weſtphalen Bd. I. Nr. 1. m. 3b. II. Nr. 57. 
w9, v. 8. Jahrb. Bd. 17. ©. 361, Bergifches Der. v. 12. Nov. 1809, Bere 


allein Th. 11. Nr. 2. S. 8, v. K. Jahrb. Bb. 17. ©. 169 u. 385 


2) Wefvhät. Gef. Bullet. 1807, ©. 3 u. vergl. die ferneren Dekr. v. 7. Der. 
u. v. 21. Sept. 1808, (Art. I. Nr. III. Weſtphaͤl. Geſ. Bullet. I. TE. L., 
#5. und III. ©..93), v. 27. Jan., 17. Gebr. u. 6. März 1808. (Gef. Bullet. 
Ar. 56. I. 283, 381 u. Nr. 27), v. 7. Aug. 1810 (ibid. 1810 Il. ©: 459). 
Bye Beite. II. 2. S. 157, Gefchichte des Wechfels der Gefehgebung im OB. 
ezirk Paderborn, in v. K. Jahrb. Bd. 17. S. 357, 361, 385. 
3 Dekret v. 19. Juli 1810 (Weſtphaͤl. Gef. Bullet. Bd. II. ©. 367). 
Bergl. auch die Darftellung der Veränderungen ter Gefepgebung Im Ob. 
. Raumburg in v. K. Jahrb. Bd. 30. S. 285. 
Seit dem Uebergange des Herzogthbums Kleve, ferner des Erbfürſtenthums 
> nebſt Lingen u. Tecklenburg von Prenßen an den Prinzen Murat, als 
Bon Kleve u. Berg, reſp. an Holland n. Frankreich, im Maͤrz refp. Oktober 
mit tem Tilfiter Trieden, wurde die Preuß. Befehgebung:n. Ges 
Berfaſſung nebſt Provinzialrechten daſelbſt einftweilen noch 
Riten. Erſt mittelſt Dekr. v. 3. Nov. 1809 erfolgte die Einführung eines 
Eraogl. Bergiichen Grefeb- Bulletins, (Düffeldorf in der Megierungs » Druderet 
Bemit, feitbem am 1. Jan. 1810 der Code civil eingeführt war, atıch fufs 
Be Einführung anderer Franzöſiſcher Geſetze, jedesmal mit dem Zeitpunfte 
utragung in tie Regifter der Präfektur des betr. Depart. — Darftellung 
eſſchichte des Wechſels der Gefepgebung im Ob. L. Ger. Departement Müns 
„RR. Jahrb. Br. 17. S. 137, 164—177; desgl. Geſchichte des Wechſels der 
EBung im Ob. L. Ger. Bezirk Paderborn, v. K. Jahrb. Bb. 17. ©. 357, 
5 (wegen Kheda und Gütersloh), Geſchichte des Wechſels der Gefehgebung 
= 2 Ger. Bezirk Hamm, v. K. Jahrb. Br. 19. ©. 5, 19 f., 53 fi, 109, 
@. a. O. Starke II. 2. S. 340, 370, 374, 404. Vergl. auch v. Das 
MSaubbuch der für die Preng. Abeinpropingen verfündigten Geſetze ıc. aus 
Her Grembherrfchaft, Bd. VII. S. 73, 107, 108 und wegen Ginführung 
—— Franzoſ. Befepbücher, Dekrete v. 17. Der. 1811 x. S. AA. 





daffelbe nicht aus früher Großherzoglich Bergifchen oder : 
bergifchen Landestheilen befland, in welche das Branzdf. | 
mit 1. Ian. 1810 und 1. Bebr. 1809 eingeführt war) m 
1811.°) 


u — — 


1) v. K. Jahrb. Bd. 17. S. 137, 155, 156, Starke II. 2. 
ter, im Provinz. R. von Recklinghauſen, in v. K. Jahrb. Bd. 
bemerkt, daß in tem mit dem 2. Febr. 1811 an Berg übı 
Redlinghaufen nebſt dem Theil des Amts Dülmen zwifchen | 
zugleich alle vorher erlaffene Großherzoglich Bergiſche Defrete 
eivil — foweit leßterer noch nicht eingeführt war, — de facto ı 
Geſetzeskraft erlangen follten, während Welter (tas gutsherrlich 
verhältnig $. 47. S. 118) fpeciell angiebt, daß das Bergifche 
1808 Lafelbft nachträglich nicht publicirt fei. — Vergl. auch 
Arembergifche Geſetzgebung Cvelt, das in der Braffchaft Recklin 
Provinz. R. ıc., in v. K. Jahrb. Bd. 30. ©. 24 ff, Ginführun; 
©. 42 ff., über die Verfaſſung der Hobsgerichte ©. 5, 82 ff. 

Ueber die an Art. 529, u. 530. des Code civilu. d 
Hyp. Wefen fpäterhin angefnüpfte Kontroverfe: inn 
maligen Großherzogth. Berg ablösbare Reallaften g 
unten den Kommentar zu 66. 15. 19. 36. des Gef. Nr. 938. 

2) v. K. Jahrb. Br. 17. S. 1%, 192-196, Starfe II. 
SenatssRonfult. v. 13. Dec. 1810. Vergl. Nr. 6193. Franzo 
Zum Obers@ms:Depart. (banfeatifhen Depart.) gehörten Tedier 
abgezweigte Theil von Minden und NRavensberg und ein Theil tk 
rechts der Ems, zum hierauf gebildeten LippesDepart, der ül 
des DMünfterlandes, foweit es nicht beim Großherzogthume Berg 
Rees und die mediatifirten Salmfchen Gebiete. (Starfe II. : 
Sahrb. Br. 17. S. 375, 376). 

3) Zum Lippe: Depart. gehörten außer den früher Großher 
Gebietstheilen — Steinfurt, Münfter, Rees (Kleve) — und d 
Befisungen, — namentlich bie erfi 1811 metiatifirten Fürſtenth 
und Salm:Kyrburg, — (Ahaus, Bocholt nebft Werth und die H 
und Gemen), im melche Tas Franzöſ. Recht mitbin zuerſt mittel 
1811 (fr. 6521. Franzöſ. Ser. Bulletin) eingeführt it, durch 


Provinzial-Befege. 881 
III. 
Nach dem Aufhören der Fremdherrſchaft. 


t zu rekapituliren, daß die förmliche Beſttzergreifung der ſchon Ende 
der eroberten älteren und der neu erworbenen Landestbeile Preu⸗ 
ſeits durch folgende Patente erfolgte: 


er. die Herzogthümer Kleve, Berg, Geldern, das Fürſtenthum Mörs, die 
en Gffen und Werden, v. 5. April 1815; ; 1) 

etr. das Großherzogthum Ober» und Niederrhein 9. 5. April 1815, 
nter Nr. 7. die zum Großherzogthume Berg gehörig gewefenen Kantone 
nd; 2? 

etr. den mit Preußen vereinigten antheit von Sachſen v. 22. Mai 1815 ®), 
ber darunter begriffenen, vormals zum Königreihe Weitphalen gehörigen 
en Barby, Gommern und Mangfeld, Sägfl iſchen Antheils, desgl. Tref: 


etr. die mit Preußen wieder vereinigten vormals, Preuß. Provinzen im 
nd Ober: ⸗Saͤchfiſchen Kreiſe, v. 21. Juni 1 

etr. die mit der Preuß. Monarchie wieder — —— Laͤn⸗ 
tinſchluß der dazwiſchen liegenden Enklaven, v. 21. Juni 1815. ® 


gen wurden die von Hannover zum Königreiche Beftfafen ge⸗ 


— 


ben. Wo es wegen bes Ginführungstermins an einer fpeciellen Zeitbes 
in den Franzöſ. Sefegen fehlte, trat tafür ter Tag ein, an welchen im 
des Depart. das betr. Gefegs: Bulletin ausgegeben u. bei der Präfektur 
et wurde, Kailerl. Defr. v. 19. April 1810 (Geſ. Bullet. 6696. 6897.), 
1811 (6885.), 4. Juli 1811 (7113.), v. K. Iahıb. Br. 17. u. 19. a. 


en der Ginführung der Franzöf. Geſetze in diefe Depart. ift zu bemerken: 
sie fämmtlichen 10 neuen Depart. (f. oben ©. 855. Note 2.) wurde das 
Recht nicht im Ganıen eingeführt. Nur einzelne, beflimmt bezeichnete 
Geſetze follten in ihnen Geſetzkraft erhalten, theils von ausbrüdlich feſt⸗ 
Tagen, theile, der Tamaligen Franzöſ. VBerfaflung gemäß, von den Tagen 
Fation der Ginführungs:Defrete, refp. der Ginregiftrirung der Geſetze bet 
ftur, an. 

enigen Franzoͤſ. Gefebe, welche in den, dem Appell.-@erichtshofe im Haag 
dneten (Doltänbifihen) Depart. Gültigkeit erhalten follten, wurben 
iſerl. Defrete v. 6. Ian. (6444. des Zranzöf. Gef. Bullet.) u. 19. April 
ifchen Nr. 6696. u. 6697.) bezeichnet u. befonders abgedrudt in Ron- 
u's Collection des lois francgaises, constitutionelles, administratives, Judi- 
ommerciales, militaires et religieuses, actuellement en vigeur dans l’em- 
leclardes par les decrets des 22. Juin, 8. Nov. 1810 et 19. Avril 1811 
es dans les d&epartements de la Hollande. v. K. Jahrb. Bd. 17. ©. 183. 
rt. v. 22. Zuni u. 8. Nov. 1810 Hatten diefelben Gefepe für die Mepart. 
n u, Zwelde— „Mündungen geltend erflärt.) v. K. Jahrb. Bo. 19. E20 ff., 
11 

Bezeichnung derjenigen Franzöſ. Gelege, welche in den 4 (hanfeatis 
Departements des Hamburger Appell.:@erichtshofes Geſetzeskraft erhal⸗ 
n, erfolgte durch Verweiſung auf ein in Hamburg gedrucktes Verzeichniß. 
4 za 1811 (Nr. 7113.), (v. K. Jahrb. Br. 17. ©. 361 ff., 385 u. 
-185) 
Dekret v. 24. Ian. 1812 erflärte nachträglich noch mehrere einzelne 
Geſetze für in fänımtlichen, am 13. Dec. 1810 zu Frankreich geichlagenen 
eifen geltend. Wegen der PBublifation u. Art ber Promufgation ber 
Gelege u. Die 1 insbefondere v. K. Jahrb. Bd. 17. ©. 179 ff. 
B. ©. 1815, ©. 2 
a. O. S. 23. 

O. ©. 7. 
a. a. O. S. 193. 
a. a. O. S. 195. 
nltur⸗VGeſeßg. Bb II 56 





dafjelbe nicht aus früher Großherzoglich Bergifchen oder : 
bergifchen Landestheilen befland, in welche das Branzöf. | 
mit 1. Ian. 1810 und 1. Gebr. 1809 eingeführt war) m 
1811.°) 


1) v. R. Jahrb. Br. 17. S. 137, 155, 156, Starfe II. 2. 
ter, im Provinz. R. von Redlinghaufen, in v. K. Jahrb. Bb. 
bemerft, taß in tem mit dem 2. Febr. 1811 an Berg übe 
Redlinghaufen nebſt dem Theil des Amts Dülmen zwifchen 
augleich alle vorher erlaffene Großherzoglich Bergifhe Defrete 
civil — foweit leßterer noch nicht eingeführt war, — de facto ı 
Geſetzeskraft erlangen follten, während Welter (das gutsherrlich 
verhältnig $. 47. S. 118) fpeciell angiebt, daß das Bergifche 
1808 daſelbſt nachträglich nicht publicirt fe. — Vergl. auch 
Mrembergifche Geſetzgebung Evelt, das in der Grafſchaft Recklin, 
Provinz. R. ıc., in v. K. Jahrb. Br. 30. ©. 24 ff., Ginführung 
©. 42 ff., über die Verfaffung der Hobsgerichte S. 5, 82 ff. 

Ueber die an Art. 529. u, 530. des Code civil m. db: 
HSyp. Wefen [päterbin angelnüpfte Kontroverfe: inn 
maligen Großherzogth. Berg ablösbare Reallaften g 
unten den Kommentar au 88. 15. 19. 36. des Gel. Nr. 938. 

2) v. 8. Jahrb. Br. 17. S. 1W, 192-196, Starfe II. 
SenatssRonfult. v. 13. Dec. 1810. Bergl. Nr. 6193. Franzo 
Zum Obers@m8sDepart. (banfeatifhen Depart.) gehörten Tecklen 
abgermeigle Theil von Minden und Navensberg und ein Theil d 
rechts der Ems, zum hierauf gebildeten LippesDepart, der ül 
bes Diünfterlandes, foweit es nicht beim Großherzogthume Berg 
Rees und die mebiatifirten Salmfchen Gebiete. (Starke II. ‘ 
Sahrb. Bd. 17. ©. 375, 376). 

3) Zum Lippe:Depart. gehörten außer den früher Großher 
Gebietstheilen — Steinfurt, Münfter, Need (Kleve) — und d 
Befisungen, — namentlich die erft 1811 metiatifirten Fürſtenth 
und Salm:Kyrkburg, — (Ahaus, Bocholt nebft Werth und tie H 
und Semen), in melche Tas Franzöſ. Recht mithin zuerſt mittel 
INIE (Nr. 6521. Franzöſ. Ser. Bulletin) eingeführt it, turt 
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III. 
Nach dem Aufhören der Fremdherrſchaft. 


t zu rekapituliren, daß die förmliche Beſitzergreifung der ſchon Ende 
:der eroberten älteren und der neu erworbenen Landestheile Preu⸗ 
ſeits durch folgende Patente erfolgte: 

er. die Herzogthümer Kleve, Berg, Geldern, das Fürſtenthum Mörs, die 
en Gfien und Werden, v. 5. April 1815; !) 

etr. das Großherzogthum Ober: und Niederrhein v. 5. April 1815, in 
nter Nr. 7. die zum Großherzogthume Berg gehörig gewefenen Kantone 
nd; 2 

er. den mit Preußen vereinigten Antheil von Sachſen v. 22. Mai 1815 8), 
ber darunter begriffenen, vormals zum Königreiche Weſtphalen gehörigen 
en Barby, Gommern und Mansfeld, Sahfifhen Antheild, desgl. Tref: 


etr. die mit Preußen wieder vereinigten vormald Preuß. Provinzen im 
nd Ober⸗Sächſiſchen Kreife, v. 21. Juni 18155 *) 

etr. die mit der Preuß. Monarchie wieder vereinigten Weftphälifchen Läns 
tinſchluß der dazwifchen liegenden @nklaven, v. 21. Juni 1815. ®) 


gen wurden die von Hannover zum Königreiche Weftphalen ge- 


ben. Wo es wegen des Sinführungstermins an einer fpeciellen Zeitbe⸗ 
tu den Sranzöf. Geſetzen fehlte, trat tafür ter Tag ein, an welchen im 
des Depart. tas betr. Gefeps Bulletin ausgegeben u. bei der Präfektur 
rt wurde. Kaiſerl. Defr. v. 19. April 1810 (Geſ. Bullet. 6696. 6897.), 
1811 (6885.), 4. Juli 1811 (7113.), v. 8. Jahrb. Bd. 17. u. 19. a. 


en der Sinführung ber Franzöf. Gelee in diefe Depart. ift zu bemerken: 
sie fämmtlichen 10 nenen Depart. (1. oben ©. 855. Note 2.) wurde das 
Recht nicht im Ganıen eingeführt. Nur einzelne, beftimmt bezeichnete 
Geſetze follten in ihnen Geſetzkraft erbalten, theils von ausdrüdlich feſt⸗ 
Tagen, theile, der tamaligen Franzöſ. Verfaſſung gemäß, von den Tagen 
fation der Ginführungs:Defrete, refp. der Einregiſtrirung der Geſetze bet 
flur, an. 
enigen Franzöſ. Gefebe, welche in ben, dem Appell.:@erichtshofe im Haag 
dneten (Holländifchen) Devart. Gültigkeit erhalten follten, wurden 
iſerl. Defrete v. 6. San. (6444. des Branzdf. Gef. Bullet.) u. 19. April 
ifchen Nr. 6696. u. 6697.) bezeichnet u. befonders abgebrudt in Ron- 
u's Collection des lois frangaises, constitutionelles, administratives, judi- 
ommerciales, militeires et religieuses, actuelleıment en vigeur dans l’em- 
leclardes par les decrets des 22. Juin, 8. Nov. 1810 et 19. Avril 1811 
es dans les departements de la Hollande. v. K. Jahrb. Bd. 17. ©. 183. 
r. v. 22. Juni u. 8. Nov. 1810 hatten biefelben Gelege für die Depart. 
* u. Zbelde: Muͤndungen geltend erflärt.) v. K. Jahrb. Bd. 19. M2 ff., 
7. 111. 

Bezeichnung derjenigen Franzöſ. Geſetze, welche in den 4 (hanſeati— 
Departements des Hamburger Appell.-Gerichtshofes Geſetzeskraft erhal⸗ 
n, erfolgte durch Verweiſung auf ein in Hamburg gedrucktes Verzeichniß. 
4 Dal 1811 (Nr. 7113.), (v. K. Jahrb. Bd. 17. ©. 361 ff., 385 m. 
-185). 

Dekret v. 24. Ian. 1812 erffärte nachträglich noch mehrere einzelne 
Sefepe für in fänmtlichen, am 13. Dee. 1810 zu Brankreich gefchlagenen 
eifen geltend. Wegen der Publifation u. Art der Promulgation der 
Geſetze u. Defrete |. insbefondere v. K. Jahrb. Br. 17. ©. 179 ff. 

B. ©. 1815, ©. 21. 

a. a. O. S. 23. 
a. a. O. ©. 77. 

a. a. O. S. 193. 

a. a. O. S. 19. 
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n Einführung des A. L. R. u. ver A. ©. O. In den mit den Preuß. 
ıten vereinigten, zwifchen den älteren Provinzen belegenen Diftrikten 
Ortfchaften und wegen Einrichtung des Hypothekenweſens in venfelben. 
d 8. 3. viefer V. v. 25. Mai 1818 und den daſelbſt bezogenen Pa- 
n v. 22. April und namentlidy 15. Nov. 1816 ©. 3. follen „vie in 
einzelnen Provinzen und Orten biöher beflandenen be» 
deren Nechte und Gewohnheiten noch fernerhin gefegliche 
ft und Gültigkeit behalten und das A. 2. R. nur als fub- 
arifches Gefet eintreten.“ Wegen der im $. 1. gedachten Ge⸗ 
„ ingl. (laut $. 3. in fine) wegen der Niederlänpifchen Abtretungen 
18 Rees) galt jedoch das Patent v. 9. Sept. 1814, fo daß, da die im 
geraden Gebiete mit Ausnahme der Hanndverfhen Aemter 
örfer in den territorialen Umfreiß der drei Geſetze Nr. 938., 939,, 
gar nicht hineinfallen, der $. 3. des Pat. von 1818 bier nur für diefe 
göverfchen Theile Bedeutung bat. Auch für die vormals Weſtphaͤ⸗ 
en, von Sachſen abgetrennten Landestheile galt nicht das 
st v. 15. Nov. 1816, fondern das v. 9. Sept. 1814 (vergl. ©. 1. 
Bat. v. 25. Mai 1818 u. Kay. I. zit. 1. B. 2. 3. 4. 5. f. oben 
59). Bür die Hanndverfchen Landeötheile konnten aber die befonderen 
Dinzial-) Rechte und Gemohnheiten unbedingt bergeflelt werden, da 
Bereits durch die Sanndverfdhen Verordnungen v. 21. Dec. 1813 
23. Aug. 1814 gefchehen war (Vergl. oben S. 881 — 882). 
Ser Gefege über die gutöherrlic) = bäuerlichen DVerbältniffe war in ven 
zten nicht befonderd erwähnt und es beftimmten erft die refp. 66. 2. 
zei Gef. v. 21. April 1825 Nr. 938., 939., 940., daß: 
>» dic befonderen Gefege, welche über die bäuerlichen Verhaͤltniſſe und über 
die Ablöfungen biesteits der Elbe erlaflen worden, nur infofern zur Ans 
wendung kommen follten, als biefes für einzelne Stellen berfelben durch 


Xſchaften Rheda und Gütersloh, Anholt, Werth und Gehmen, den Aemtern 
sich und Styrum, Treffurth und Dorla, Sächfifchen Antheils u. f. w. — hat 
Bei den Beflimmungen des Pat. v. 9. Sept. 1814, mit Rückficht auf welche 
ere Geſetze, nad Anleitung der K. O. v. 20. Nov. 1814 bereits feit dem 
San. 1815 eingeführt find, fein Bewenden. 

Gin Gleiches findet in Abficht der Stadt Lippflabt, zufolge der Vereinba⸗ 
& mit der Fürftlich Lippe-Detmoldſchen Regierung, Statt. *) 

8. 2. In denjenigen fpäter, in Gemäßheit der. Wiener Kongreßafte, und 
»mderer StantdsBerträge mit den Königreichen der Niederlande und Hanne: 
. mit dem Großherzoge zu Sachſen⸗-Weimar und mit dem Fürften zu Schwarzs 
BR, zu Unferm Staat gefommenen Ländertheilen und Ortfchaften, welche nachs 
end benannt find, nämlich: den vormals Hannöverſchen Aemtern Reden: 
B und Klöge, und den Dörfern Rüdigershagen und @ünfeteich, dem Amte 
Bangen, den Gerichten Allersberg und Hainröden, und den Ortfchaften Uttes 
> und Bruchflädt, welche aus Schwarzburgs Sontershaufenfcher Randeshcheit 
Minfern Staat übergegangen find, den vormals zum Königreich Böhmen ges 
gen, in den Preuß. Antheil der Oberlaufig eingefchloflenen Ortichaften Güns 
porf und Nieder-Gerlachsheim, mit deren Zubehör, dem vormals Schwarz⸗ 
ge Rubolfäntichen Dorfe Wohlframshaufen, den Aemtern Heringen und 

; dem vormals SacıfensWeimarfchen Dorfe Ringleben, und den durch 

Greuz⸗Rezeß v. 7. Oft. 1816 auf dem rechten Mheinufer von dem Königs 
Ee der Niederlande zu Unferm Staate gekommenen Ortfchaften, follen das 

RM. u, die A. G. O. nebſt den nachher erfolgten abändernden, ergänzenden 

erläuternden Beſtimmungen v. 1. Oft. d. 3. an, gefegliche Kraft haben. 





ae jet den Vertrag v. 17. Mat 1850 wegen Abtretung ter millontras 
n echte über Lippflabt an bie Krone Preußen. (®. S. IR, ©. W) 


56 * 
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Unter denjenigen Landeötheilen, in welchen das A. 2. R. nebft den 
elbe abändernden und ergängenben Beitimmungen (mithin auch im Als 
kinen nebft dem Ev. v. 9. Dft. 1807 und dem Landkultur⸗Ed. v. 14. Sept. 
42), fo mie die A. G. O. eingeführt worden, find hiernach auch zwei 
ife der Rheinprovinz — Rees und Duisburg (einſchließlich 
el) begriffen, welche zum Herzogthume Kleve rechts des Rheins und von 
m der Kreis Rees, nörvlich der Lippe, feit dem I. 1811 zum Franzoͤſ. 
°sDeypart., Duisburg, ſüdlich der Lippe, auch nach dem I. 1811 nodh 
Sroßherzogthume Berg gehört hatten, während die Feſtung Wefel nebft 
var. (Kreis Need) fchon im I. 1808 zum Franzoͤſ. Roer⸗Depart. gefchla- 
Barden war. 
‚aı B. Die Branzdf. Geſetzgebung ift dagegen beftehen geblieben in 
m anderen, jegt zur Rheinprovinz gehörigen, vormals Groß: 
»glich Bergifchen Landestheilen auf der rechten Rheinſeite (dem 
Fe Berg, der Herifchaft Wildenburg, dem Amte Königswinter ıc.,*) 
mithin das Branzöf. Recht in der ganzen Mheinprovinz gilt, nur 
Lusnahme 1) der zum Herzogthume Kleve vechtd des Rheins gehoͤri⸗ 
auch die Abteien Elten ꝛc. und die Niederländifchen Abtretungen ent» 
den Kreife Need und Duisburg, wo Preuß. Recht, und 2) der vor» 
Nafſauiſchen Landestheile nebft Wetzlar im Regierungsbezirke Koblenz, 
emeines Deutſches Recht gilt. 


Drittes Stück. 
Die beſondere Agrargeſetzgebung der Zwiſchenzeit. 
J. 
Allgemeine Bemerkungen. 


® der beſonderen Geſetzgebung I. des vormaligen Koͤnigreichs 
Phalen, II. des vormaligen Großherzogthums Berg, zu 
em bis zu deſſen Auflöfung auch das Fürſtenthum Siegen ges 
III. der ehemaligen Franzöſ. Departements — des Ober⸗ 
und des Lippe⸗Depart. — ?) treten beſonders zwiſchen der zu I. einer⸗ 
er zu 1. u. III. andererfeitS wefentliche Unterſchiede hervor. 2) Die 
Fe Uebereinftimmung in der Gefeßgebung zu II. und III. erklärt ſich 
Daraus, daß das Großherzogthum Berg feit 1808 reſp. unter eigener 


mungen wegen ber Gintragung mit Präflufivs Friften enthalten auch bie 
Dekrete v. 13. Sept. 1811, Art. 39., 40. und wegen ber Zehnten v. 
Arz 1813 $. I. Art. 2—3., ferner die Branzöf. Defrete v. 9. Dec, 1811, 
7. f., 107. und v. 22. Ian. 1813, Art. 3. ff. (f. unten sub. II). 

D Bergl. oben ©. 29, 55, 81. 

> a) In den vormals Naffauifchen Lundestheilen nebit Wetzlar, welche nies 
ausm Großherzogthume Berg gehört haben, (in dieſem rechtsrheinifchen Theile 
Dierungsbezirks Koblenz, jedoch excl. Wildenburg) gilt das gemeine Deutfche 

ort 


> Bergl. wegen ber Bergifchen Theile übrigens oben S. 883 8.2. des Gef. Rr.939. 
Anwendung des Tit. 7. Abfchn. 6. Th. I. 9. 2 R. und it. 1i. 
Pf. ibid. als fubfiviäres Recht, wonach in Bezug auf biefe Materien der 
geltende code civil ausgefchloffen iſt, welcher dieſe Materien nicht mehr kennt. 
D Welter a. a. DO. ©. 100, Anm. a. 
D. Berg die Auffäge a) des Oberlandesger.«R. Schepers über bie gutes 
bäuerlichen Berhältnifie in den ehemals DBergifchen und Branzöf. Theilen, 
> mımer’6 Arnsberg. Arch. Bo. 1. ©. 718, b) des Oberlandesger.«R. Sch lüs 
»Wendaſ. Br. 3. S 241. 
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chaft und faͤmmtlicher guts- und lehnsherrlicher Rechte 
‚Ten ihren Wirkungen und Ausflüſſen (Tit. I.) a) theils 
zeldlich (Kap. 1I.), — hierunter des Sterbefalls, (als An⸗ 
m Mobiliarnahlaf des Kolonen und feiner Frau), des Retrakt⸗, 
D8= und Vorkaufdrechtes, — P) theild gegen Abldfung und 
äbigung (Kap. II.) — darunter audh der lehns— und 
errlichen nugbaren Mechte, als Zehnten, Menten, überhaupt der ° 
: and NRaturalsteiftungen jeder Art, welche den Preis 
eberlaffung des Grundbeſitzes bilden, ingleihen der zu= 
en (Beligveränderungs=) Abgaben, ferner auch der Frohndieunſte, 
zieller Bezeichnung einerfeitö ter unentgelvlich abgefchafften, anderer- 
t Tosfäuflihen Rechte; aber laut Tit. HI. mit VBerwantlung der 
‚ wie der Kolonate (Meiers, Erbmeier⸗, Erbleihe-, Exrbzind-Gü«- 
volles und freies Eigentbum, — indem das Gefet allein 
ialgüter anerfenne, — nur vorbehaltlich der Thellung oder Abs 
‚ wegen der zu den Kolonaten gehörigen Holzungen,; — fodann laut 
. Kap. II. Tit. I. mit der Beftimmung wegen eines verhältnigmäßi« 
bzugs von den ablösbaren Abgaben bei der dem Kolonen oblie- 
Entrihtung der Grunpdfteuer. Außerdem gab das Defr. aus⸗ 
e allgemeine und befondere Borfchriften über die Ausmittelung, Feſt⸗ 
und Zahlung der Entfchädigungbeträge für fefte Natural⸗ und Geld⸗ 
n, Zehnten oder andere antheilige Fruchtleiftungen, Frohndienſte, 
e (Beligveränderungd=) Abgaben, Heimfalldrechte und fpeziell 
mainenabgaben (Tit. II. Kap. I., 11); dabei auch wegen der Sicher- 
‚ Inffription und Erhaltung der Privilegien für die Abgabenberech- 
mit Rückſicht auf die Art. 2148. 2154. u. 2103 des Code civil 
7. fl., 57. fl., 107. ff. Dekr. von 1811). Dem Kolonen und deffen 
enten in direkter Linie follte, bei regelmäßiger Rentenzahlung und 
e das Kolonat nicht getheilt wurde, das Ablöf. Kapital nicht ges 
werden dürfen (Art 109—111.). Zugleich fchlug Das Dekr. v. 
1811 alle über unentgelvlich aufgebobene Rechte ſchwebende Pros 
der, erklärte alle richterlichen Urtheile, durch welche vergl. Rechte 
, für nicht ergangen, hingegen Verträge und Judikate über Ausfüh⸗ 
r Ugrargefege in den vom Königreiche Weftphalen, dem Großherzog 
Berg, den Herzogthume Aremberg und anderen Staaten den Franzoͤſ. 
einverleibten Landestheilen für gültig. 
Erſt zufolge Der. v. 8. Ian. 1813 wurde das Defr. v. 9. Dec. 1811 auch 
ıpes Departement publicirt und auf daffelbe für anwendbar erklärt. 
lich 
erging für alle, mit dem Franzöſ. Reiche vereinigte Län 
ı denen noch Zehnten unabgelöft eriftiten, das Talferliche Des 
22. San. 1813, wonach die Zehnten für loskäufliche Real- 
en erflärt und die Ablöfungsprincipien beftimmt wurden. 
1. . Parallel mit dem Geſetze für die genannten drei Branzdf. Des 
‚ 9. Dee. 1811 und fodann das Lippe=Depart., war im Groß- 
thume Berg furz zuvor das Dekret v. 13. Sept. 18111) ergangen, 
Konformirung der betreff. Verhäftniffe mit den Prinzipien des Code 
nd zur Erläuterung des Defretd v. 12. Dec. 1808,2) welches letz⸗ 
afelben bereitö vorausgegangen war und zunächſt nur die Abfchafs 
‚er Leibeigenſchaft mit allen darauf gegründeten Rechten und 


Temme a. a. O., ©. 66; v. Daniels Handbuch ber für die Rheins 
verfündeten Gefebe ıc. ans der Zeit der Fremdherrſchaft, Bd. 7. ©. 


. 36. 
Vergl. Bergifches Gefeps Bülletin I. Nr. 6. ©. 182 fi. 


. J 2 ri v 
m d. Abldſ. der Reallaſten, den Regulixungen u. Gern Thellmn 


ſo wie vorerſt die ——— nur der Kolonate 
L zu und Grbpächter (Art, 21) — in volles undaie 
Eigenthum,?) doch vorbehaltlich der Thellung ot 
lich der Kolonats · Holzungen, milt Aufhehung ter Eu 
one Entfehävigung, theils gegen Losfauf, verfügt, übriarnd sh 
INA —————— — en 
andere ie en unentge aufgeheht 
n im Anh 8* Kolonen —— Hatte, alle efimml 
ın Geld oder an Naturalien nad Inhalt ihrer 
'etften. 
J 1 dem Dekrete v. 13. Sept. 1814 noch ein zmeited ». 11.28 
. die Afhaflung der Lehnäherrfchaft voran r 
r Binfen, Abgaben und folche Dienftleiftunges, 
ver erfon, noch zu Ounften der Perfon auferlegt ft 
Ab ſch iffung der Lehnöherrlichkeit ansgenonmmen * a 
















Au ergamgte umd erweiterte das Dekret v. 13. S 
ing derſelben auf alle and Arten von Grumtt 
4) dur die Aufftellung e 3 mamentlichen Verzeiheill 
a dur die Gefege über“ direkten und indirelten 
ohne Erapetbigung ab; in Abgaben (Kit, 1.), 2) tınd 
des Detreis v. 12. Sm a009, betrefl. die Abfwaffun 
N insbefondere die Aufhebung bes Oben 
nebft Verleihung des vollen Gigenthums an die 
Sigenthümer, refp. Kolonats-Beſiher — auf die a 
Nechtöverhältniffe, auf Erbpacht-, Leibe oder Erbleibgerinnd, 
wf.w.’) (it. II. Kay. 1), und indem es 3) mit m 
mung der einzelnen Leiftungen und Aufftelung von Präftmi 
einerſeits a) über die ohme Gutfchädigung abaefchafften Adr 
ſpeziellere Beſtimmungen erließ, darunter (im Art. 21) alle und iM) 
Frohnden oder Hand: und Spaundieuſte obne Ansnaten 





Temme,a.a. O. 
a a. O. S. 64. 
gl. die allg. Einl. in Br. I. ©. LXxXxxvI. 

$ tes Gef. Mr, 


1 





3) 
Ei 
3) $. 10. des Ger. Mr. 
6) Nach Art. 3. Mr. 4. des Bergiſchen Defr, v. 12. Der. 1808 
Gutidätigung abaefibafft: „die Arehnden, Hants und Eramıtıc 
anteren perfönlichen Tienitleiitungen“. (Temme aa 
TDeebalb wurte von einer Seite behauptet: daß tie unentaeltlite 
Frehnen lediglich auf tie Berfenalz, nit and auf tie ein 
Reallaften cbliegenten Dient 
Aum. d S. 107), zumal cine felde Berdrinfung auf Worten 
ten in ten MWefiphätiichen und Aranzef. Fanteatheilen zu 

dag fpitere Defr. 9. 13. Cent. 1811 beſeitigie biete Zweifel nidt zoll 34 
während einerfeit& ter Art. 21. beſtimmte: „sont ögaleı supprimes, sans dB] 
et sans exception les corxées ou redevances de aux man 4 
ports queleonques““, und ter Art. 2 erdem auch tie Mean; 
in Geld oder Lebensmitteln (tie Tienitentit Ätigungsgelter) 
ſdafte, begreift ter Art. 24. unter den tafelbft nur präfım 
des Gegenbeweiſeg genaunten Leitungen Nr. 13. „Hants 
tie mithin eventuell fertdauern fönuen und dann nur ablösber fi 
ten tie Dienftleitungen feit Publifatien des Defr. v. 1 
Grſcheinen des Gef. v. 25. Sept. 1820 meit auf und erfe 
urtbeitungen dazu. Bergl, übrigens $. 5. Nr. 1, SS. 24, 25, 
Gef. Mr. 939., desgl. des Geh. Nr. 90, wonach die Gntited 
durch tie Preuß. Geiene au Gunten ter berechtigterfeits behauı 
und der Gerechtigteit enlforeenteren MNÜRL, guten I. 
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Art. 23 auch deren Aequivalente: „vie flatt der Frohnden in 
der Lebensmitteln ausbedungenen Leiftungen,* ferner im 
‚ unter antern Lehnpferde- und Sattelvienftgelver, und im 
den Sterbefall, wie das Beſthaupt als Antheil oder 
» des Mobiliarnahlaffes, begriff (Kap. TI.) andererfeits 
die ablödbaren Leiftungen fpezielere Verfügungen traf (Kap. IIL)!) 
unter begriff «) (Art. 29) Die Abgabe des Beſthaupté, (Köhr- 
urmut oder Kurmede) ald mortuarium fixum — wenn fie 
em Kolonat bafter,*) PB) (Art. 30 u. 31) alle nicht nament⸗ 
enommenen, nugbaren Lehnds oder emphyteutiſchen Rechte, 
en Preis und die Beringung einer urfprünglichen Ver- 
z von Grund und Boden tarftellen, inäbefondere aa) alle 
en, die nur von dem Gigenthümer oder Befiger eines 
Rücdes, fo lange er Eigenthümer oder Befiger ift und 
:aafgabe der Dauer des Beſitzes, bb) alle zufälligen 
welche wegen Beränterungen im Eigenthume oder Beflge eines 
icks oder wegen Veränderung der Verpächter, verfchultet 


Iuögenommen von der Eigenthbumsverleihbung wurden das 
unter gewiffen Vorausſetzungen (Tit. II. Kap. 2, Art. 12— 14), 
eib- und Zeitgewinndgüter, *) ingleichen b) die auf 2 oder 3 Gene⸗ 
oder nicht über 99 Jahre in Erbpacht oder Erbzins verliehenen 
während Tas Branzöflfch«Hanfeatifche Dekret v. 9. Dee. 1811 eine 
zeſtimmung nicht enthielt. 5) 
ich erging unterm 19. März 1813 noch das Defret, betreff. „die 
Eigenſchaft der Zehnten (als tem Art. 530 des Code civil bei⸗ 
Grundrenten), deren Ablöfung und Cintragung ın die Hypotheken⸗ 

welches audführlichere Ablöfungde und Entfchädigungsbeftim- 
für die Zehnten, und zugleich über tie (befonderd im Herzogthume 
d in vormald Kurfölnifchen Theilen) häufig auf dem Zehnten ru⸗ 
ven Zehntberrn obliegenten Gegenleiftungen, als Unterhaltung des 
hiffes und Chores, Vorhaltung der Zuchithiere u. f. w. gab. 

dieſe Bergifchen Defrete verfügten über die Sicherftellung der Ab» 
schtigten und Gläubiger, durch hypothekarifche Eintragung mit Prio⸗ 
Narural- Präftationen wie der Menten (Art. 11, ff. des Dekr. v. 
1808, Art. 33—40, 42, 44 des Dekr. v. 13. Sept. 1811 und wegen 
ten, Dekr. v. 19. März 1813 Tit. II. Art. 2—-5);,°) singen an⸗ 
hierin aber ſo weit, daß ſie 1) die Dismembration der Kolonate 
e von weniger als 10 Morgen ohne ausdrücklichen Konſens des 
n ganz unterſagten und ſelbſt bei ſolchen Parzellirungen, neben 
mlichen, vie folitarifche Verhaftung aller Trennftüde, im Mangel 
inbarung, fortvauern ließen (Art. 9, 11, Der. v. 12. Dec. 1808, 
des Defr. v. 13. Sept. 1811) und 2) (ausgehend von der ven 
rlichen Gefegen eigenen, [ter wirklichen Gefchichte und Rechtsver⸗ 
Deutfcher Bauergüter großentheild durchaus nicht entfprechenden] — 
fe, daß urfprünglich alle belafleten Bauergüter vom Gutsherrn 


— 





— — — 


Art. 32. 

Im Königreiche Weſtphalen und in den Franzöſ. Depart. wurde der 
U unbedingt aufgehoben. Vergl. auch Welter a. a. O., 8. 94. S. 2603 
bnniges, Bd. 2. ©. 164 ff. und oben ©. 258. 

"emme a. a. O., ©. 66-893. 

‚ebernommen in 88. 21., 22. des Gef. Nr. 939. 

nn Franfreih waren indeß ähnliche Beſtimmungen ergangen. Vergl. 
> 6, Landfultur:Gefepgebung Preußens, Bd. 2. S. 13—14. 

‚ehnlich wie bie Preuß. Hyp.= Patente (f. oben S. 8Wa. aa 9) 
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) in den ehemals Franzdf. Depart. (Ober⸗Ems⸗ u. Lippe-Depart.), 
das Sranzdf. Dekret v. 9. Dec. 1811 (welchem in Brankreich das Pa- 
mergefeg v. 2. 17. März 1791 und 12. Okt. 17981) vorausgegangen 
‚ durch welches ohne Entfchädigung aufgehoben wurten a) bie 
[8 Ausflüffe der Leibeigenfchaft betrachteten — gutöberrlichen 
e und Gefälle wegen Errichtung von Werfftätten und Ausübung von 
ıben,2) b) Zwangs⸗ und Bannrechte, nebft den für Veräußerung, 
Verleihung verfelben bezogenen Einnahmen, mit Ausfchluß jedoch 
enigen Bannrechte «) zu welchen urfprünglich eine andere Perſon, 
er Gutsherr der Zwangspflichtigen, berechtigt war, 8) für deren Brün« 
der Gutsherr den Bannpflichtigen noch andere Vortheile, als die 
Erhaltung der Babrifationsanftalten, zugeftanden hatte. ?) 
zegen des Gemährleiftung für vergleichen unentgeltlich abgefchaffte 
e beftimmten demnächſt Art. 27 u. 29 viefe® Franz. Defrets.*) 
ı In dem vormaligen Großherzogthume Berg, zu welchem aud 
kürſtenthum Stiegen gehörte, Durch dad Bergifche Dekret v. 13. 
4811, welches hingegen ohne Entfhädigung aufhob, a) (Akt. 
als Folge der direkten und indireften Staatdauflagen 
andern Abgaben auch die Gebühren für nicht mehr beflehende Privi⸗ 
‚ b) (Art. 16) alle Banngeredhtigfeiten, befonders den Müh— 
vang, namentlich «) das Recht, vie Einwohner zu groingen, zur Müple 
namen, 4) jedem anderen zu unterfagen, in dem Banndezirfe Mühlen 
auen, 7) die benachbarten Müller zu verhindern, in dem Bannbe⸗ 
hre Gewerbe zu treiben. 
je Art. 17—20 enthielten Beflimmungen wegen des dem Käufer 
Pächter einer Banngerechtigfeit gegen feinen Verkäufer oder 
ächter zuftebenden Rechts auf Gewährleiftung. 
ur Agrargefeßgebung der Zwifchenzeit in ten oben zu 1. und 2. gedach⸗ 
stheilen gehört aber auch) vie Herzoglich Arembergfche Verordn. 
San. 1808 für das Veſt Redlinghaufen und das Amt 
sen, indem diefe Gebiete erſt am 2. Febr. 1811 medtatifirt und theils 
ich, theild, wie ein Stüd von Dülmen, Branzöftfch wurden. ®) Iene 
dn., v. 28. Jan. 1808, welche gleichzeitig den Code civil einführte, hob 
ribeigenſchaft und die auf der Perfon baftenden Abgaben 
haften — Zwangsdienſte, Sterbefall, Loͤſegeld für den Breibrief — auf, 
en alle übrigen Abgaben und Dienfte, fo wie dad Eigenthum des Guts⸗ 
an den Kolonaten noch ftehen blieben, auch vie Verfaffung der Hobs⸗ 
Vehandigungsgüter noch aufrecht erhalten wurde. In dieſen Herzoglich 
yergifchen Gebieten ift zwar das Bergifche Dekret v. 12. Dec. 1808 nicht 
irt, hingegen daß fpätere Bergifche Dekret v. 13. Sept. 1811 eingeführt. *) 
ı den onderen ebenfalls exft im I. 1811 mediatifirten und zu 











B Bormann u. v. Daniels, I. 510. Nr. 180. 1791, decret portant 
ssion de tous les droits d’aides, de toutes les maitrises et jurandes, et 
wements de palentes. 
2 Art. 9. des Dekr. v. 9. Dee. 1811 u. $. 37. des Gef. v. 21. April 
. 940. | 
B Art. 16. des Dekr. v. 9. Dec. 1811 u. vergl. damit $. 40. des Gel. v. 
il 1825, Nr. 940., wo erfleres wörtlich übernommen ift; deögl. $. 39. ibid. 
>» Temme a. a. O., ©. 100. | 
D NRedlinghaufen war bis 1802 Kurkölnifch, dann 1802 bis Ende 1810 
2er Souverainetät des Herzogs dv. Aremberg. (Stotti, 1.1. ©. VI.) 
‚WBergl. Welter a. a. D., $. 47. u. Anm. a. ©. 118.5; v. 8. Jahrb. 
- ©. 155, 156. G@ine Mrembergifche Berorbn. v. 3. Aug. 1810 erklärte 
be MWerbinblichkeiten der Vaſallen bei Lehnsverhältnifien für ablösbar. 
a. D., ©. 156.) | N 





IM Rouigieicht Deſiphaurn war vie ZEIDEIGENIE 
Konftitution von 1807 abgefchafft, worauf das Defret v 
die aus der Leibeigenfchaft entfpringenden Bi 
und bierunter nur die Perfonalfrobnden (ſolche, m 
einzig aus dem Orunte, weil fle Vaſall ift oder einen 
wohnt, obliegen), nebft den unbeflimmten und voı 
des merchtigten abhängigen Dienften, *) fobaı 
dem Namen Mortuarium befannte Redt (Ste 
Kurmede) — das Recht am Mobiliarnachlaffe ver Brau 
folge in vie Mobilien, das Vieh oder die Baarfcaft 1 
Theil zu nehmen, aufhob.®) 

Dagegen beließ ed aber den biöherigen Seren I 
thum, ®) nebft dem Weinkauf und allen von der! 
unabhängigen Abgaben und Leiftungen, die 
Ueberlaffung des nugbaren Eigenthums zu betr 
für abldsbar erflärt wurden. Durch das Defret v. 28. 
die Lehne auch nur gegen eine jährlihe Abgabe 
des Reinertrages allodificirt.?) Das Dekt. v. 16.! 
noch befonders das Schuggeld, als eine Perfonalabga 
gefeffenen Einwohner, ab.®) 


1) Belter a. a. D., $. 97. Vergl. über bie Geſ. 
2b. 17. &. 152—160. Eine Verordn. v. 1809 u. 1810 im 
bieten Ahaus, Bocholt u. Werth betraf bie Tpeilung der Mı 
a. a. D., ©. 160. 

2) ®elter, $. 48. Anın. a. ©. 120. 

3 Temme a. a. D., ©. 1 ff, Weſtphaͤl. Gefep- Bulle 
Rr. 27. Thl. 1. ©. 224 ff. 

A $. 5. Nr. 1. u. $$. 56. 60. 61. u. f. w. Gef. 


5) Bergl. 8. 10. deegl. $. 118. b., des Gef. Nr. 938. 
$. 10._des Gef. Nr. 940.; bagrgen $. 10. tes Gef. Mr. 93: 
©. 255 diefes Werfes. 

6) Beral. tesbalb 88. 15. 18. 19. 21. 2. Geſ. Ar. 03 
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as Dekr. v. 27. Juli 18091) iſt das Dekr. v. 23. San. 1808 
9 auf ®emeindefrohnen und ungemeffene Dienfte erläutert, wo⸗ 
de Dienjte für wegfallend erklärt wurden, welche wegen ter 
ing, der Gerichtöbarfeit, oder des verliehenen Schußes zu leiften 
leihen die Jagdfrohnen, fowohl zu Treibjagven, als zur 
des Wildes, oder zu irgend einem anderen, auf vie Jagd bes 
ve, bloß vorbehaltlich derer, welche zur Ausrottung ſchaͤdlicher 
öffentlichen Wohls wegen, zu leiften?). Es ergingen feine be= 
timmungen wegen ter Eviftion, abgefehen von dem Xrt. 18. 
18. Aug. 1809, der aber nur wegen der Abldfung von Dien- 
bnten im Verhältniß zu Gutspächtern verfügte. 


: Abzüge wegen der Grundſteuer betreffent. 


ce Beziehung wurde im Königreihe Weftphalen in befons 
ordnungen beflimmt: 
m Grundſteuer⸗Geſ. v. 42. Aug. 1808 (Art. 59. u. 60.): 


en Butsbefigern, welche Renten und andere befläntige Präftationen 
richten haben, vorbehalten bleibe, davon ihren Gläubigern nach Vers 
3 der Grundſteuer einen Abzug zu machen, unbefchadet inteß der 
ige, wodurch flillfchweigend oder ausbrüdlich folche Genfiten die Gnts 
ig der öffentlichen Abgaben übernemmen haben, oder welche mit 
jung irgend einer andern Klaufel gefchlefien find, woraus die Ueber: 
ft der Partheien hervorgeht, daß die öffentlichen Abgaben dem Rente: 
gen, außer der Rente oder der Präftation, zur Laft bleiben follen; 
iß dieſer Abzug überhaupt nicht fattfinden fole bei den f. g. 
rgütern, Erbleihe- und Zinsgütern und anderen Gütern tie: 
rt, deren Befiger nadı den alten Geſetzen und Gewohnheiten ver: 
et find, die Steuern außer den darauf haftenden Renten noch befons 
u entrichten, es wäre denn, daß hierüber zwifchen dem Gutsherrn 
em Meier oder Inhaber, eine andere Uebereinkfunft getroffen worben. >) 


ftimmte 
Dekret v. 31. Mat 1812 ®). 


inftig che Unterfcied die Nentes sc. Pflichtigen tie Grund: 
ganz bezablen und den Eigenthümern der Präftation den 
en Theil derfelben in Abzug zu bringen ermächtigt fein 
doch aber nur in den Fällen, wo in Gemäßheit der Art. 59. u. 60. 
ef. v. 18. Aug. 1808 diefer Abzug gemacht werben durfte. 


Dekret v. 18. Jan. 1813 5) verorpnete: 


ie verhältnigmäfige Entſchädigung, welche nach Inhalt der Art 509., 
es Gef. v. 21. Aug. 1808 der Zehntherr dem Zehntpflichtigen zu 
habe, ohne Abzug am Behnten, in baarem Gelde bezahlt werben 
en zehnten Theil der anf den zehntpflichtigen Grund und Boben ge: 
Srundfteuer ausmachen, in Fällen aber, wo der Zehnte mehr oder 
er als ten zehnten {HA des Ertrages enthält, nach dem Betrage 
ehnten ſich richten, jedenfalls indeß nur auf die Hauptigrundflener 
efchränfen und weder auf ZulagssGentimen, noch auf irgend eine 
» Abgabe oder Laft, die nad dem Fuße der Grundfleuer repartirt 
a Eönnte, erftreden folle. 


ibung der Dienfle, Sehnten ıc., 9) v. 26. März 1813, wegen Abs 
ehnten, — betrafen im Wefentlichen Ablöfunges und Ausführungss 
ı, oder, wie das ad 7., Modalitäten ber früheren. 


me, ©. 17. 

l. dieferhalb die parallelen Beflimmungen im $. 12. Nr. 1., 2., 3., 
1. April 1825, Nr. 938. 

me, a. a. O., S. 7. 

me a. a. O., ©. 51. 

me a. a. O., ©. 50. 
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der Reallaſten war den kleineren baͤuerlichen Eigenthümern (den 
wſ. g. Dienſtfamilienſtellen), lange verſagt und erſt im I. 1845 
ch damals nur in einzelnen Provinzen — in Schleſien und dem 
zeſtphäliſch geweſenen Theile von Sachſen — geſtattet worden. 

t ungünſtiger aber hatten ſich früher die bäuerlichen Beflgverhälmiffe 
Mehrzahl der kleineren Deutfchen Territorien geftaltet, wo ſich meift 
und Gutöherrlichfeit — Bürftens und Staatöpflicht einerfeits und 
ndes gutäherrliches Privatintereffe andererfeits — in den Händen 
ad deffelben Träger& ver politifchen Macht vereinigten, oder mo tiefe 
roch zu kraftlos war, um auf dem Wege einer reformatorifchen Ges 
19, im Kampf und Konflikt mit dem Privatintereffe der im alten 
vefen allein vertretenen Gutsherrn, gerechte und zeitgemäße Verbeſ⸗ 
ı durchzufeßgen. !) 

diefe Berbältniffe ausnahmsweiſe eine günftigere Geſtalt in folchen 
ien erhielten, oder wo 3.3. ein Landtagdbefchluß vorfam, wie 1716 
‚ogtbum Weftphalen, 2) ta beruhte das mehr in individuellen, zu- 
daher vorübergehenden Umfländen, nicht auf der höheren politifchen 
ndigfeit einer allgemeinen Staats-Idee, oder auch in der unaus⸗ 
yen Noth der Vermittelung des eigenen Intereffed mit der Erhal⸗ 
8 fleuernden und laftentragenden Bauernſtandes. | 

rigens theilte die fremdherrliche Gefeßgebung fehr natürlich mehr 
niger den Charakter der Nation und ihrer gefchichtlichen Entwicke⸗ 
on welcher fie den nächften Anftoß erhalten hatte, — vie uniſormi⸗ 
nd centraliftrende Rang allgemeiner Doktrinen, deren Verwirkli⸗ 
inem bureaufratifchen Polizeiregimente anvertraut war, das jedenfalls 
ıf organifche Einrichtungen Bedacht nahm, durch welche eine, dem 
en Rechte enifprechende, dabei aber auch gewiffe und durchgreifende 
rung der Agrargeſetze erſt gefichert wird, während dies gleich An- 
ı Preußen, zunächft wenigſtens dadurch angeftrebt wurde, daß fo- 
it und bei Smanation der Agrargeſetze für deren Ausführung "eigene 
en mit richterlichem Clement und Charafter eingefegt worden waren. 
: auch in ten erften Dezennien dieſer Einrichtung bei Befegung die⸗ 
drden, namentlich bei Beftelung der Kommiffarien, als ihrer Or⸗ 
fehlt und daher über deren im höchſten Grade mangelhaften Geſchaͤfts⸗ 
nit Necht geklagt ift, fo wurde doch fpäterhin nur dadurch eine folche 
rung der Agrargeſetze möglich, welche dem Geifte und Zwecke verfelben, 
fu£ceffiven Foriſchritte des Volksbewußt feind und der Landeskultur ent« 
welche ihren fegensreichen Erfolg ſicherſtellte und ihre die gerechte 
nung aller einfichtövollen und denfenden Männer in der Nation 
, feittem die Negierung ihrerſeits erkannt hatte, daß für eine glück⸗ 
usführung der in die fogialen und Mechtöverhältniffe der Nation 
eingreifenden, auf deren Wohlftand fo einflußreichen Agrargeſehe, 


Es ſtellt fich dies um fo klarer heraus, wenn die, unter fortwährendem 
esweges wirkungslofem Widerſtreben der Stände, reſp. Gutsherrn, felbft 
Altpreußifchen Landestheilen (4. B. Minden und Ravensberg), nur fehr 
e erfolgreichen Bemühungen der gleichwohl Fräftigen Preugifchen Regierung 
Verbefierung der, nach eigener Schilderung der Stände, hoͤchſt Fläglichen 
iiffe des Bauernflandes in Betracht gezogen werben. (Bergl. Wigand, 
alrechte von Minden ıc. 2. Buch, ©. 145, 170, 232, 235, 241, 249 ff., 
D.) Nue auf den Domainen wurbe bie Leibeigenfchaft aufgehoben. 
3d. I. S. XXVIII und LXV.) | " 

Vergl. allg. Cinl., Bd. I. S. LXIII; ferner auch die V. v. 27. Ang. 
egen Abftellung des Leibeigenthums in der Fuͤrſtlich Kaunigldhen cal 
ietberg. (Wigand, Provinz. von Minden x., 11. B. ©. AS) 


D 
& 
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ndeten Staatörathe, ein wefentlicder Antheil, welcher letztere im Allge⸗ 
n, fo weit fein verfaffungämäßiger, fpäterbin weuiger felbftthätig ſchaf⸗ 
, als kritiſch beurtheilender Wirkungskreis reichte, an den Bruntfägen 
zreuß. Agrars, Gewerbes und Santeld» Gefepgebung ter Jahre 1807 
821 fefthielt und fo durch lange Zeit in der politifchen Entwickelung 
Bens eine fttlihe Macht bildete, an der fidy die viel meiter gehenden 
onairen Gegenftrömungen brachen. | 

rfahrungen und ter Fortſchritt in der inneren Staatsennvidelung 
Bend und feiner Berfaffung während tesjenigen Bierteljahrbunderts, 
es feit Erlaß jener trei Gef. v. 21. April 1825 vergangen, brachen ſich 
Achft in der neuen Agrargeiepgebung Ted Jahres 1850 weiterhin Bahn 
führten zu tenjenigen Modifikationen wiederum auch jener drei Geſetze, 
je bereitö oben ©. 848 ff. im Kap. I. bezeichnet und die unten ©. 941 
e Kommentar zu denfelben (Abfchnitt IL.) fpezieler nachgewiefen find. 


I. 
Siſtirungen der fremdherrlihen Befepe. 


och vor der Publikation des U. 2. R. und der U. G. ©. mittel 
ıt8 v. 9. Sept. 1814 ergingen: 
> die Verfügung des für die Landestheile zwifchen Wefer und Rhein 
ünſter niedergefegten Civil-Gouvernements v. 14. Mat 18141), 
deffen Art. 4. die Wirkſamkeit der unter Sranzöf., Bergifcher und 
phälifcher Berfaffung ergangenen Beflimmungen über die Art 
Abloſung der Zehnten bis zur Fünftigen allgemeinen Reviſton der 
Prembbertlichen Gefeßgebung fußpentirt, durch deffen Art. 5. ferner das 
| Dekr. v. 19. März 1813 in Beziehung auf die Kolonen der Ge⸗ 
e Lohne, wegen des Fünftelabzugs von der Grundſteuer 
- oben S. 890 sub B.) außer Anmendung geſetzt, auch alle viefer- 
fo wie wegen Ablöfung der Zehnten anhängigen Prozeffe fiftirt 


>; 
DB die Verfügung de8 Generals Bouvernements zu Düſſeldorff 
Aug. 1814 2), welche für den Preuß. Antheil am Großherzogthume 
‚ ven Fünftelabzug mit Ausdehnung auf die Orundrenten und alle 
dalb anhängigen Brozeffe fuspentirte; ' 
> die Verfügung des Eivil-Gouvernements zu Münfter v. 24. 
1814 ®), welche in den vormals Franzöſ. Lanvestheilen des Gou⸗ 
ments die Prozeffe a) über die bei den Ablöfungen in Berechnung 
Engenden Rolonatsleiftungen, b) über die Theilung der zu ven 
nen geweſenen Kolonaten gehörigen Holzungen, c) über früher ge» 
e, in neuerer Zeit aber verweigerte Hand- und Spanntienfte, 
Borbehalt der von den Dienftpflichtigen zu leiſtenden Entfchärigung, 
mr Gefegrevifton und mit der Beſtimmung fiftirte, daß die Kolonen 
wrtleiftung der bisher geleifteten Dienfte verpflichtet feien; 
B die Gouvernements⸗Verfügung von demfelben Tage), 
» Gleiches in Bezug auf tie Bergifchen Defrete und Landes» 
e nebft ter Suspenſion aller PBrozeffe über Aufhebung oder Bei⸗ 
mung von Abgaben, mit der näheren Beflimmung anorbnete, Daß die 


DSkotti's Samml. Kleve: Marf, Bd. V. Nr. 2975. S. 2764. WMünfters 

Iutelligenzblatt, Jahrg. 14. Nr. 22., Welter a. a. D. $. 55. ©. 130. 
Start, Samml. Jülich⸗Kleve⸗Berg III. Nr. 3612. 
Skotti's Eamml. Kieve:Marf, V. Nr. 3018. ©. 2766. Münſterſches 
⸗Ol. 1814, Nr. 30. 

DB Gfott a. a. D. Nr. 3019. &. 2787. 


Ei Bulıur-Gelepg. Bd. II. Ag | 
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mit genaner Erörterung ter Gtreitpunfte Vorfchläge zu machen, wie nach 
tigfeit und Billigfeit Gutsheren und Unterthanen zu vereinigen feien. 


ine Inflruftion des Min. des I. v. 9. Juni 1817 an’ die Mes 
gen (und in Uebereinftimmung damit Seitens des Juftiz-Min. auch 
? Ober«-Landesgerichte) beftiminte dazu: 
aß die Rommiffarien bei den abrzugebenden Borfchlägen von dem Grundſatze 
ven follten, daß Jeder, welcher fich in einem, nach bisherigen Rechten gültigen 
u Rechte beftändigen Beſitze befindet, dabei gegen. jeden privatrechtlichen 
ıch gefchügt und Niemand in dem Genuſſe feiner biernach wohlerworbenen 
geitört ober beeinträchtigt werde, indem tiefer Grundfag namentlich audy 
Anwendung auf die fremden Geſetze, wodurch die vormaligen Rechie der 
erren mehr oder weniger beſchränkt worten, von.des Könige Majrftät ber 
dahin ausgefprochen fei, daß Allerhöchftbiefelben in dem Rechtszuflande des 
eigentbums, worin Diefelben foldhes auf den Brund der Gefepgebung einer 
unten Regierung bei der Befignahme gefunden haben, feine Veränderung zu 
niren geneigt wären, fo wenig Sie die durch diefe Geſetzgebungen aufges 
n Zehntrechte oder aus früheren Feudal⸗Verhältniſſen entiprungenen, gleich: 
‚bgefchafften Leitungen wiederherflellen, refp. die Ablöfung der für abldsbar 
en Abgaben und Leiflungen, fofern die Ablösbarfeit chne wahrhafte Beein⸗ 
jung des gegenfeitigen Interefie gewährt werden könne, zurüduchmen 
—* 


b demnaͤchſt die fremden Geſetze zu beſtätigen und nur nach glei» 
Plane zu vervollftändigen oder daraus ganz neue Verortnungen zu 
fein würden, follte dem Befchluffe der oberften Staatsbehörden vor⸗ 
en fein. !) oo. 
bige Prinzipien blieben auch in den weiteren Stadien der Berafhung 
'egißlation maaßgebend. 
te anfänglich für jeden einzelnen Regierungsbezirk niedergefeßten Kom⸗ 
ren wurten zwedmäßiger in Kommiffionen je für die verfchlerenen, 
nen oder anderen fremdherrlichen Hoheit und gleichartigen Geſetz⸗ 
3 unterworfen gewefenen Landestheile umgebilde. Ein Hauptpunkt 
Unterfuchung beftand in den Befchwerten über den Bünftelabzug zur 
ertragung der Orundfleuern Seitend der Berechtigten. " 
emnähft wurte (laut 8. O. v. 3. Sept. 1819) zur meiteren Bear« - 
g des Gegenflantes nach ven von den Provinzial-Kommiffionen eins 
jenen Berichten eine MinifterialsKommifflon aus den Minifterien der 
des Innern und der Binanzen und fodann durch Die K. O. v. 12. 
1820 eine eigene Immerdiats Kommifflon dazu niedergefeßt, worauf 
erathung der Entwürfe zu den drei Gefegen v. 25. Sept. 1520 dem. 
Brath übertragen wurde. Erſt bei den fpäteren Berathungen über die 
bung und Vervollftändigung diefer Gefepe von 1820 konzentrirte ſich 
islative Thaͤtigkeit vorerfi auf die im Tit. I. behantelten Gefege 
—* 939, 940.) und die denſelben unterliegenden Landestheile. 
a Folge ver Berathungen der Immediat⸗Kommiſſion und des Staats⸗ 
ergingen hierauf: 
) das Geſetz v. 25. Sept. 1820, betr. die gutsherrlichen und baäͤuer⸗ 
‚Verhältniffe in ven vormald zum Königreiche Weftpbalen, zum Große 
zthume Berg, oder zu ven Branzöf.=banfeatifchen Depart. gehörigen 
#theilen (©. ©. 1820. ©. 169. Nr. 623.); 
) das Gefep v. 25. Sept. 1820, wegen ver in Magdeburg und Muͤn⸗ 





) Bergl. Ddnniges a. a. O. 11. 2. ©. 131; Sommer, Darftellung bee 
perhältnifle der Bauergüter im Herzogthume Weſtphalen $. 9 ©. 13—133 
er a. a. O., Anl. X. ©. 441—444 und $. 97: ©. 136 1.) iX) 


. 87 * 
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23., daß für die Eigenfchaft als Reallaſt, mithin für die 
ver Dienfle, Zehnten, Renten ꝛc., im Begenfage zur unentgeld» 
fung, zu präfumiren fei, und beflimmte ſodann über tie Art 
der dauernden und zufälligen Laſten, ſowie wegen des Fuͤnftelab⸗ 
Entfchädigung wegen des in Branzöf. Landestheilen, vorbehaltlich 
Entfhädigung, aufgebobenen Heimfalldrechte®, wegen der 
ungen, wegen der echte Dritter, wegen der Abgabenrüde 
egen Aufhebung der Suspenſion der Prozeffe ($. 64.). 


II. 


nen in Bezug auf das Gefek v. 25. Sept. 1820; 

reitung und Erlaß der drei Gefege v. 21, April 

rechtlihe Bedeutung nebſt ihren nicht mehr gel« 
tenden Deflarationen. 


v. 25. Sept. 1820 führte um fo meniger zu einem befrie- 
tande, als e8 nur die gutsherrlihen und bäuerlichen 
fe und die Zehnten zu feinem Gegenftande hatte, Dagegen 
echtöverhältniffe (Tehnd» und fchußberrliche, fleuerartige und 
omwie die Zwangs⸗ und Bannrechte) ungeregelt ließ. Bereits 
ov. 1820 war die Regelung diefer andermeiten Verhältniſſe 
n Berathung verwiefen worden. 
idficht auf erneuerte MNeflamationen fudpendirte daher wies 
.D. v. 18. Sept. 1822 (®. ©. 1822. &. 207.) 1) alle in 
3 zum Königreihe Weftphalen gehörig gewefenen Lan« 
yangigen Prozeffe wegen des Bünftelabzuges bei Zehnt- 
ferner 2) in ven drei Ländergruppen — „überall, wo 
25. Sept. 1820 zur Anwendung fommt*, — die richter⸗ 
ſcheidungen wegen aller Ablöfungen von Dienften, 
anderen Naturalleiftungen. 
Deklaration dieſer K. DO. v. 27. Der. 1823 (©. ©. 1824. 
ſe fich indeß auf die Altmark und dad Magdeburgifche 
‚eftattete nur auf Provofation ded einen oder anderen Theile 
j eines Interimiftifums über ven Bünftelabzug. 

eftimmte 

D. v. 30. April 1824, 1) 

denjenigen rechtshängigen Sachen, worin das Gef. v. 25. Sept. 
ar Anwendung fommt, der Abfafjung und Publifation der Erfennts 
i8 nach erfolgter Bekanntmachung der bevorftehenden Deklaration 
Hefepes Anftand zu geben ſei. 


Arbeiten einer Minifterial-Kommiffion ging hierauf ein befon- 
Sntwurf nebft einer Ablöf. Ordn. an den Staatsrath zur Be⸗ 
‚ von deffen Kommiſſion indeß drei befondere Entwürfe für 
ıchten drei Zändergruppen bearbeitet wurden. 

af emanirten drei Gef. v. 21. April 1825, hoben ebenfowohl das 
Sept. 1820, fo weit nicht einzelne Beſtimmungen in ihnen 
eftätigt worden, als auch alle darin ſpeziell benannten fremdherr⸗ 
auf, ergänzten das Gef. v. 25. Sept. 1820 in Bezug auf 
durch daſſelbe noch nicht geregelten Gegenflände und Rechts⸗ 
traten nebft der Fünftigen, damals noch in der Berathung bes 
löſungs⸗Ordn. an die Stelle des Gef. v. 25. Sept. 1820, 
fchlagenden frempherrlichen Geſetze. Tuenige $$. der drei Geſ. 9. 
5 meifen nur auf einzelne fremdherrliche Gefegesbeftimmungen 


mt bei Welter a. a. O. zu 3. 63. ©. 181. 
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e es bei dem früheren Geſetze beließ und deshalb beſtimmte, 
die Erfolgerechte der Agnaten in Lehnguͤter gänzlich. ‚eufoören. 1) 
en anteren Beſtimmungen haben die drei Geſectze v 
remdherrlichen Gefetze mehr nur formell aufgehoben, materieit 
eftätigt und übernommen. 
weichenten Beflimmungen für. die vormals Hanndverfchen Diſtrikte 
118. des Gef. Nr. 938. u. 6. 90. der Abloͤſ. Ordn. v. 13. Juli 1829) 
Veranlaſſung darin, daß nach der zunächft von Seiten Hanno⸗ 
ten Reokkupation die fremdherrlichen Geſetze gem. en 
eren wieder hergeftelt wurden (Vergl. oben )2) 
chſt aber iſt es nach der Tendenz und Wortfaffung un drei 
ſ. v. 21. April 1825 unbedenklich, daß ſich deren Beſtimmungen 
ı ihnen geordneten Gegenftände auch auf die Vergangenheit iu 
, dieſelben daher als alleinige Entfcheidungsquelle bezüglich 
fie und in ihnen geregelten Verhältniffe gelten, ſoweit nicht bes 
der Herrſchaft | fremden Gefepe, durch befondere, rechtlich 
Ifte oder —52 von dritten Perſonen Rechte erworben, oder 
e Berechtigten und Verpflichteten, alſo überhaupt neue Nechtd« 
zweifelhaft begründet, indbefondere auch über Segenftände dieſer 
ge durch Vergleich, Judikat oder fonft rechtögültige Feſtſetzungen 
id 3), ausſchließlich nur ſolcher Feſtſetzungen, wodurch eine o ne 
ng abgefchaffte Gerechtfame unverwandelt aufrecht erhalten wer» 


Judikate ans der Zeit der angeordneten Suspenſion fol vie 
Plage zugelaffen werden. ®) 


Zweiter Titel. 
ıe Darftelung der AgearreihtbeiBechättnifie des Fürſtenthums 
egen. 


@rftes Stück. 


ung und Vorbereitung bes befonberen Geſetzes für Sie⸗ 
gen v. 18. Juni 1840, ®) 


is fräherhin Naffauifche, doch zufolge Gheinbundo— Alte v. 
1806 dem Großherzogthume Berg einverleibte Fürſten⸗ 
egen fanden zwar die oben ©. 886 ff. sub II. erwähnten 


f. wegen ber Sehne unb heilonmifle in biefen Ban eotbeilen auch 
Juni 1827, 23. März 1828, 8.D. v. 28. April 1829, 7. April 
juli 1832, 14. Zuli 1833, ie Aug. 1834, und Dönniges, "Lands 
b., Bd. 2. ©. 196202, worauf hiermit derwiefen wird, da dieſer 
außerhalb des Bereichs biefes Kommentare liegt. 

. Jahrb., Bd. 3. ©. 213. Diefe abweichenden Belimmnugen bes 
‚ daß ungemeffene Dienfte, Sterbefall, fleuerartige und Gewerbe: Abs 
Ingen für Monopole orer Privilegien, Tehnsherrliche, fowie Zwangs⸗ 
e nur, gleich anderen Realtaften, abldslich find. (Bergl. Motive des 
o. und Bericht der ——S der IE. Kammer zum Abildſ.Geſ. 
1850, in Br. II. S. 255 dieſes me) 

l. hierüber —8 a. a. O., $. 65. ©. 156 ff. 

17. des Gef. Nr. 938., $. 94. des Sr. Mr. 939., $. 91. des Geſ. 


5, 1840, ©, 151, Nr. 2105., f. in Dd. L 6 MM. 
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hten war und bei denen wegen mehrjähriger Nichtbezahlung des Erb⸗ 
keine Kaducität eintrat. Im zweifelbaften Falle flreitet die Ver⸗ 
ing für Erbzinsgutseigenfchaft; fobald von einem Bute feit 40 Jahren 
a rũber ein gleichförmiger Zins bezahlt und deſſen Austhuung auf 
ht nicht zu ermweifen iſt. Hofedienſte beflanten nur noch ausnahms⸗ 
ſonſt aber Neallaften aller Art, darunter auch Dienfigelter und ver» 
zwartige Zehnten. Der Bruchtzehnt wurde jedoch gewöhnlich an die 
gen verpachtet. Von Mühlen und anderen durch Wafferkraft be= 
en Babrifanftalten wurde Waſſerzins, für Verleihung von Bann 
&skeiten, Erbpachtskorn, Wachd-, Gänfegeld u. f. w. entrichtet. Die 
zenſchaft hatte ſchon früh, In der Zeit von 1416—1559, unter der 
te Landesmwohlfahrt bedachten Naffauifchen Regierung allmählig aufs 
-  Gefchloffene Güter gab e8 außer den Erblehn⸗ und Erbzinsgütern 
Abgeſehen von diefen, galten für vie weitaus größte Maffe des 
dbeſttzes bereit früher freie Veraͤußerlichkeit und Theilbarfeit, auch gleiche 
eilung; hingegen andererſeits einige Naſſauiſche Verordnungen (v. 5. Der. 
u. 2. Mat 1784) gegen übertriebene Dismembration und wegen an⸗ 
Hener Sufammenlegung der Güter!) Eine Bauhülfe Seitens des 
Bherrn fand nur den Lehnträgern im Stifte Keppel zu. Der Verfaſ⸗ 
"der Erblehngüter lag die Naffauifche (Kapenellenbogenfche) Landord⸗ 
9. 3. Mai 16162), der der Keppelfchen Erblehngüter insbeſondere 
si g. Erblehn-Konvention v. 23. Aug. 1759, Eonfirmirt Ten 10. Mai 
I zum Grunde.®) Die Naffauifchen Verordnungen v. 27. Bebr. 1771 
ept. 1781 *) hoben verfchiedene Metraft- und Abtriebörechte auf. 
Iben Grundbeſitz- und Abgaben» Verhältniffe beftanden in den vormals 
mifchen, durch den Staatävertrag v. 1. Juli 1816 von Naffau an 
Ben abgetretenen Aemtern Burbach und Neuenkirchen (dem freien und 
yeunde). 


Mrittes Stück. 
Allgemeine Rechte und Geſetze im Fürſtenthume Siegen. 


rüber galt in Siegen, neben den auf befonvdere Naffauifche Verord⸗ 
en gegründeten Partifularrechten, gemeines Deutfches (Römiſches und 
nifcyes) ®), während der Fremdherrſchaft, da Siegen ein Theil des 
berzogthbums Berg mar, hingegen Branzöftfcyes Recht. Nachdem dies 
e durch das Naffauifche Patent v. 20. Dec. 1813, unter Herflelung 
rüheren Rechtszuſtandes, wiererum abgefchafft worden, wurden fpäter 
A. L. R. und vie A. ©. D. erft mit dem 1. Dec. 1825 durch Pa« 


I) Rintelen, ©. 225., 254, Rap. 7., abgebrudt bei Rintelen, Partifulars 
von Siegen ıc., Anh. S. 181. 

I) Schenk, Statifiif des Kreifes Siegen, $. 40. ©. 53. 8. 43. S. 57 ff., 
SG. 77 ff. $ 51. S. 80 ff., $. 52. ©. 81, $. 54. ©. 83, Weisthum ber 
as Dranifchen Belege und Berorbuungen für die Länder Ottoiſcher Linte, 
nar 1803, 3 Theile; Dönniges a. a. D., II. 2. ©. 99, 102. — Der 
uſchen Wielens und Haubergs⸗Ordnungen, welche aus älterer Zeit flammen, 
der allg. Gint. Thl. J. S. XCIV. erwähnt. Vergl. auch Rintelen a. a. O., 
64-159., 259. 

8) Bergl. Schenk's GStatiflif des Kreifes Siegen 88. 50-53. S. 77—83. 
intelen a. a. D., S. 142. 

2 Rintelen, S. 223, 233. Wegen der älteren Nafſſauiſchen Verordnungen, 
& Starke, Beiträge zur Renntniß der befiehenden Berichtsverfafiung, II. 2, 
48 ff. u. Rintelen, Anhang, ©. 157, 222 x, 

5) Schend a. a. D., $ 40. ©. 52. 
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Bleich nach der Naffanifchen Meoffupatton wurde aber durch das oben 
05 ff. gedachte Naffauifche Pat. v. 20. Dec. 1813 verortnet: 
bie fremde Gefepgebung, ſowohl der Code Napoleon, als alle übrigen feit 
31. Inli 1806 im vermaligen Großherzogthume Berg gegebenen oder dahin 
anzten Defrete, Gefeße, Berorbmungen und Gewohnheiten für tas Fürftens 
Siegen mit dem 1. Jan. 1814 vollfommen erlofchen und an Stelle ders 
von. neuem mit Gefepesfraft bekleidet fein fellten alle diejenigen Geſetze, 
Bnungen, Regulative und Gewohnheiten, welche vor dem 31. Zuli 1806 das 
gefegliches Anfehen genoſſen. . 


>abei wurde jedoch megen der bi8 dahin nach jenen fremdherrlichen 
Ben veränderten Mechtöverhältniffe feftgefeßt: | 

„alle Erkenntniſſe und Entſcheidungen in NRectsfachen, alle Verträge, Urs 
u, legte Willensorbnungen, Hypotheken ıc., bie feit dem 31. Juli 1806 auf 
‚üche Weile gegeben, geichloflen, aufgefegt und eingetragen worden, behalten 
Mraft. Diefes gilt überhaupt von allen Rechtsgefchäften, die feit, 
er Zeit auf redtsgältige Art vorgenommen worden, und von 
m Rechtsverhältniffen, welche in diefem Zeitraume auf recht: 
üße Weife entftanden find. 


Sanach blieben mithin diejenigen Grofherzoglich Bergifchen Geſetze, 
welche früher beſtandene Mechtöverhältniffe wirklich aufgehoben oder 
Dert waren, in Kraft und e8 wurde auch von Ten Gerichten anerkannt 
zeltend gemacht, 
k dur Anfbebung der Sranzöfifch-Bergifhen Geſetzgebung 
durch diefe begründeten Rechtsverhältniffe feinesweges von 
B aufgelöft, daher aucd Lie durch dieſelben abgefchafften Reals 
a unbedingt aufgehoben feien, bierunter namentlich auch da@ 
lenzwangsrecht und die gewerblihen Grbpachtzinfen der 
geberechtigten Müller.“ 


edoch fügten fidy anfänglich die Verpflichteten Erblehn- und Erbpachts⸗ 
5 ſelbſt zum Theil der Anficht, daß mit Tieberperfellung der früheren 
esgeſetze die vormaligen Erblehnverhältnifie und vie lehnsherrlichen 
2 wieder aufgelebt fein. Auch hatten fehon vorher - viele Kirchen⸗ 
Bfarrlehnleute, welche ohne Konkurrenz der Obereigenthümer ſchaͤtzungs⸗ 
Ng waren, das Fünftel von ihren Leiflungen den Berechtigten nicht in 
3 gebraht. . 


 Sünftes Stück. 


:e gegenwärtig im Fürſtenthume Siegen geltende Preußiſche 
Agrargefeßgebung. 


Ber Vorbehalt im 6. 4. des Pat. v. 21. Juni 1825, wonach der 
Sfchn. Tit. 21. SH. LM 8. R., ferne Ti. 7. Th. II. vom Bauern- 
>, Tit. 23. Th. I. von Zwangs⸗ und Bannrechten und einige Ab⸗ 
Re des Tit. 8. Th. II. von Sandwerfern und Zünften, nicht eingeführt 
u, fand im Wefentlichen feine Erledigung durch das Geſetz v. 18. Juni 
w.vermöge ded durch daffelbe zur Anwendung kommenden Gef. Nr. 939 
„ QAptil 1825 nebft Abldf. Ordn. v..13. Juli 1829, megen des Tit. 23, 
- und Tit. 8. Th. II. A. 8. R. betreff. die Zmangs- und Bannrechte 
Bewerbe insbefondere, durch die 66. Al., 42. des Gef. Nr. 939. v. 
Upril 1825. Die wenigen Abänderungen tiefes Geſetzes und ver Ablöſ. 
„ 9. 1829 betrafen nur folgende Punkte: 1) den Grundfleuer- und 
clabzug, bezüglich deſſen der F. 2. des befonderen Gef. v. 18. Juni 

an die Stelle der KFä. 59—76 des Gef. v. 21. Un IR) et‘, 
: 2) einige auf Stegen überhaupt nicht anmwennbare Befinmurgen, 
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Erftes Stück. 
Die früheren Rehts: und Grundbeſitz-Verhältniſſe. 


e Bezugnahme auf das hierüber in der allgem. Einlelt. (Bd. 1. 
I. und LXIV.) Bemerkte ift dieſerhalb zur Eıläut. der Großher⸗ 
heſſiſchen Geſetzgebung aus den I. 1806, 1808 ff. noch Nach⸗ 
zu erwähnen. Ä 

allgemeinen zerfielen vie bäuerlichen Güter im Herzogthume Weft- 
n zwei Klaffen, in Erbgüter, deren Eigenthum dem Wirth und 
zufteht, und in Kolonatgüter, deren Inhaber und Wirth daran 
tem Gigenthume analoges erbliches Nießbrauchsrecht, dabei aber 
ht zur Erhaltung Ted Guts, wie der Hofgebäude und zur Ueber⸗ 
aller Öffentlichen Laſten hatte. Zur legten Klaffe wurden auch die 
üter, außerdem aber alle im gutöherrlichen Verbande befindlihe — 
ithums⸗ und hofhörige Güter, gleich ten Kolonatgütern im engeren 
gerechnet. Indeß entfcheidet dieſe Klaffifilation und Bezeichnung 
und für ſich ſchon über die Beſitz⸗ und Leiſtungs⸗Verhältniſſe der 
men GOüter, indem tiefe auch im Herzogthume Weftphalen durch 
und Gewinnbriefe, wie durch Herkommen und Obfervanz ver« 
rtig geftaltet waren. Neben eigenen Zeuten gab ed auch freie, altar⸗ 
Voigt⸗, und Hofedleute, neben Gigenthümern Erb» und Zeits 


venigen Ortfchaften des Landes und im Amte Olpe befland uns 
Roͤmiſche Theilbarkeit ded Bodens, dagegen im übrigen als Regel 
arfeit ter Bauergäüter mit dem Anerbenrechte eines Kindes, geist 
8 Älteften Sohnes, und zufolge ver Polizei-Ordnung v. 20. Sept. 
ıd des Landtags⸗Abſchiedes von 1732 auch ein Rekouſolidations⸗ 
aämlich die Befugniß Ted Beflgerd ter Sohlſtätte, die davon feit 
räußerten, im Schagungsfomplerus tes Guts begriffenen Grund⸗ 
ı ten Ermerbungsdpreid und wenn diefer nicht audzumitteln, für den 
tigen Schatzungspreis und gegen Erfag der erweislich gemachten 
rungen zu jeder Zeit wieder einzuldfen; obfchon dergleichen Rekon⸗ 
nös Brozeffe oft ohne Erfolg blieben. Daneben galten verfchiedene 
rechte, wonach beftimmten Perfonen, welche zu dem veräußernden 
tes Guts in einem gewiffen Verhältniſſe fanden, auch allen chrift- 
nterthbanen gegen Juden, die Befugniß beigelegt war, das an einen 
veräußerte But für ven Erwerbs⸗ oder Schägungdpreid zu vin⸗ 


) 

der Ausftelung von Gewinnbriefen, in welchen ter Heimfall nach 
en Leihejahren vorbehalten, dabei aber häufig ein Laudemium flipus 
te, iſt auf Ten Mangel des erblichen Befiges, beziehungsweife des 
8 an ben bäuerlichen Höfen nicht zu fchließen. ®) 


Sommer a. a. O., ©. 19 u 25, 26, 111—113, 123—127, Beil. 1. 
u. Beil. da.; V. v. 19. Nov. 1763, ©. 276. — Vergl. auch des Obers 
r.⸗R. Fintelen Provinz.⸗R. des Herzogthums Weſtphalen, Thl. 1., 1837, 


.a. O. 

Vergl. Auszug aus der Kurkbln. Herzogl. Weſtphaͤl. verbeſſerten Polizei⸗ 
20. Sept. 1723, Beil. 2. und aus dem Landtagsabſchiede des Gerzogti- 
len von 1732, Beil. 3. u. 4 ©. 274; ingl. ©. 51 — 56 u. ©. 75, 
bis 93. bi Sommer a. a. D.; — Kurföin. Ed. Samml. v. 1773, 
Abfchn. 9. Abth. 4. Stüd 513. S. 105, DBeroron. v. 27. Nov. 1753, 
ı Anh. bei Rintelen, Provinz. sRedt. 

Bergl. Sommer a, a. D., ©. 105, 199. 


an 


nn re 8 nn *— 


und _ 





vysyviomyvsus s..J1u1gyv8s y’mviygess wueyyos sn... 


und verfügte ferner die Kurföln. V. v. 9. Mat 1766: 


daß tie von den Butsheren verfpliffenen Höfe innerhalb Jah 
folivirt und mit tüchtigen und frommen Kolonen befegt werden 


worauf tie V. v. 3. Mat 17823) beflimmte: 


daß fein Gutsherr eines pachtpflichtigen Hofes oder Kottens ı 
den Pacht⸗ oder Gewinnbriefen beffimmten gewöhnlichen Pacht 
oder wenn ein wüſt gewordenener Hof mit einem neuen Kech 
will, um neuen Gewinu oder Weinfauf, wofern nicht bereits 
oder Geding ein geringeres Laudemium feſtgeſetzt if, mehr al 
Jahrespacht ven tem Kolenen zu fordern und ihn aufzudeir 
aber bie alte Pacht au verfleigern ober ten Hof oder Ketten m 
befdiweren fih anmaafen' türfe, ſendern der Landesohfervan: 
Jahres Padıt als einer Verhener fih begnügen und babei alle: 
von Alters gewöhnlichen Pacht und nenerlicher Befchwerung f 


Endlich erläuterte eine DB. v. 4. Mai 1791*) die 

noch dahin: 

daß alle volls oder halbfpännige fchakungspflichtige Höfe und | 
febied, fie freien ten Kirchen, Stiftungen ober Klöfern gebör 
simplicis conductionia titulo ausgeliehen, von GErh 
und anderweiten befdwerlichen Auflagen durchaus befreit fei 
wegen aller anderen Güter, tie nicht aus Höfen oder Kette 
einzelnen Grundftüden befichen, aucd zu ven gemein: 
feinen Beitrag leiften, derlei Befreiung nicht geforbert we 


In Herzogtbume Weftphalen (einem vormals Kurfölni 
galt für Ten Zehntherrn, nach der Klementinifchen Ber 
auch häufig Die Pflicht zu Kirchenbaulaften. 5) 


unten 


I) Vergl. tie allgem. int. in Br. J. S. XVI, XXI 
it. LXXIII. 


)ı > f ten z Format! 6 senden it non haurıne Dat V JI. i. r 
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Zweites Stück. 
Allgemeine Rechte und Geſetze im Herzogthume Weftphalen. 


Ein allgemeines Landesrecht beftand Im Herzogthume Weftphalen nicht. 
e fa in allen Deutfchen Territorien, galt dafelbft, neben Partikular⸗ 
ardnungen, dad gemeine Necht und diefed machte erft S Folge Pat. v. 
: $unt 1825 dem, nebft ver A. ©. D. eingeführten U. 2. R. Platz, 
bei jetoch die Beftimmungen des A. 2. R. 1) über Rulturgüter (Abſchn. 
xt. 21. Sb. 1.), 2) über den Bauerſtand (Zit. 7. Th. IL), 3) über 
mgd=» und Bannrechte (Tit. 23. Th. 1.) und A) die ſechs erften Abe 
. de Lit. 8. Ih. IE vom Bürgerftande (excl. $$. 444.—455.) ins- 
nndere von Handmwerfern und Zünften — nebft allen fich darauf bezies 
sen fpäteren Vorſchriften nicht mit eingeführt find, in allen diefen 
iehungen vielmehr vie beftehenden gemeinen Mechte und darauf bezüg- 
er Landesortnungen noch vorläufig gültig verblieben.) (Vergl. bier» 

zu. II. sab 111.) Um fo einflußreicher blieben die feit dem 3. 1806 
Elaffenen Heſſiſchen Geſetze. 


Drittes Stück. 
Die Großherzoglich Heſſiſche Agrargeſetzgebung. 


— J. 


Aufhebung der Leibeigenſchaft und des Kolonatverhält⸗ 
niſſes; Verordn. v. 5. Nov. 1809. 


Defebe über Aufhebung der Retraktrechte . und Erſatz 
des Wildſchadens. 


. Aehnlich, wie das Preuß. Er. v. 14. Sept. 1811 betr. die Regu⸗ 
g der gutöherrlichen und bäuerlichen Berhäliniffe, auf ter. altherges 
Lantesverfaffung, ter Konfervation der felbfiftäntigen Bauergäter, 
Bits, fo ging auch die Hefftfche Geſetzgebung bei ter, allein das Hers 
um Weſtphalen betreff. Kolonat-Verordn. v 5. Nov. 1809, 2) 
Znbalt ihrer Dekl. vo. 18. Aug. 1813, 3) auf die VBerortn. v. 3. Mai 1782 
B>.4. Mai 1791 (vergl. oben S. 910.) zurüd, indem die Kolonat⸗V. v. 5. Nov. 
Be in zweifelhaften Faͤllen auf alle tie Güter für anwendbar erflärt wurde, 
reiche Die DB. v. 3. Mai 1782 Anwendung fand, bei denen mithin vie 
— 6. Nr. 2 und 3. der V. v. 5. Nov. 1809 angeführten Kennzeichen 
an die Güter mochten fonft in Zeit⸗, Leib», Erbgeminn oder in Pacht 
»Ihm fein. 
WEIS dergl. vereinigte Kennzeichen der Kolonatgüter, welche den Gegenftand 
3. v. 5. Nov. 1809 ausmachten, waren aber, zufolge $. 6. derfelben, 
wre aufgeftellt: 
BD wenn nach der bisherigen Verfaſſung das Gut dem Kolon, fo fange er bie 
gutsherrlicdyen Abgaben leiftete, auch nach abgelaufener Gewinnzeit, oder 





> Vergl. Über das GinführungssPat. und ten Begriff, wie die Auspehnung 

„so vinzial, Rechte, Rintelen, Provinz.sR. des Herzogthums Weſtphalen, 

— * 

BD Seilage XI. S. 289, bei Sommer. 

> Bommer aa. D., Beil. XVL S 310. — Vergl. die Heffifchen Vers 

Rech abgedrucdt im Anh. zu Rintelen’s Provinz.:R, des Herzogth. Wels 
agnd der Srafichaft Wiltgenfein. | 
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fügte Tiefe Verortn.: 

AA. in Betreff der oben befchriebenen Büte 

1) vie Abfchaffung der mit dem Befige die 
verbuntenen Reibeigenfchaft und aller daran 
Rechte und Verbindlichkeiten — ter Kolonats⸗M 
niffe —, fomwohl bei eigenbebörigen, ale auch | 
Erb⸗, Leib- und Zeitgewinn-⸗Gütern, nebſt ven 
natnexus, indem fortan alle dawider etwa eingeganger 
ten, Kontrakte und Gewinnbriefe als nicht geſchehen un! 
ben feien ($. 1. rer V. v. 5. Nov. 1809); 

2) vie Aufbebung der bisherigen, im Kolona 
deten Untbeilbarfeit Der Güter, wonach tiefelb: 
einen Anerben unzertrennt vererbt oder Übertragen wur 
darauf fi gründenden Rekonſolidations⸗Rechts 

3) die Uebertragung des vollen und unbef 
eigenthums foliher mit unveränderlicher Pacht befe! 
fammt allen zubehdrigen Pertinenzien, an den w 
nen, beziehungsweife tiejenigen, denen das Kolonie» 
gefallen ift, gleichviel, ob fle eigenbehörige oder fr 
braucher, Leib» oder Zeitgewinn» Pächter feien um 
Butsherr bisher die Wohngebäute ganz oder zum Theil 
paratur erhalten habe oder nicht, wogegen terfelbe von | 
kurtenz zum Bau oder Unterhalt der Kolonie» Gebäute g 
folle ($. 3. ibid.). 

Demnähft wurden alle vorbenannten, bisher gefchlofl 
nien und Kotten fortan für vererblih nach gemei 
unbefchränft theilbar erklärt und nur in dem zuerſt 
folgefall die zur Zeit bereit abgefundenen und ausgeſte 
Geſchwiſter von der Erbfolge ausgefchloffen (65 4. und 

4) vie Vertheilung der Kolonlal-Waldung 
Kolonen und Gutsberrn nach nüberen Inhalte des 6. 
worüber eine ſpätere Erläuterung und Ergänzung in ı 
ISIN orsıny 1a: 
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n) des Geſindedienſtzwanges obne Bntfchädigung ($. 10. Nr 2, 
11), dagegen gegen Cutſchädigung b) des Rechts der Freilaffung 
Breifäufe, c) des Sterbefalls, d) des Gewinngeldes, e) fämmtlicher 
ſener und ungemeffener Hands und Spanndienfte ohne Unterfchieb, 
ler Abgaben an Bieh und anderen Naturalien, werunter jedoch die Frucht⸗ 
terpacht nicht gu verftehen iſt, g) der f. g. Garbenpacht von Kolonien, 
ve unter dem Namen Barbenbifn befannt find, h) des gutsherrlichen 
teigentbums und des Heimfalls des Gutes an den Gutsherrn zur anders 
u Wiederverleihung ($. 10. ibid.). . 
Bei der bereits früher erfolgten Berwandlung des Dienft- 
mges in eine beftimmte jährlihe Abgabe von Dienftgeld 
te e8 jedoch bewenden. Auch follte zufolge F. 12. die Ausmitte⸗ 
| jährlicher Oruntienten bi8 zum 11. Nov. 1810 der gütlichen Ueber⸗ 
anft zmwifchen Gutsherrn und Kolonen Üüberlaffen bleiben, fpäterhin dies 
aber nad) den in den 66. 13— 19. beflimmten Gruntfügen erfolgen. 
s Zwede der Theilbarkeit der Höfe und der Entſchaͤdigung des Heimfalls, 
Begteren durch Erhöhung der Hofesabgaben um den zwanzigften Theil 
19.), machte die Regierung zu Arnsberg unterm 8. Nov. 1814 1) pro» 
Kfche Normalpreife befannt. 
Außerdem aber verfügte der $. 20. ter V. v. 5. Nov. 1809: 
3B. in Betreff anderer Reallaften und nicht bereitd unter die 
szien ver 65. 1— 6. diefer Verordn. fallenden Güter und Grundſtücke, 
alle fowohl auf Kolonien, aldg anderen Orundgütern haftende Ges 
e and Örundrenten in Geld, Frucht oder fonfligen Präftationen 
einftweiliger Ausnahme des Naturalzehents), für losfäuflicdh er 
werben, fie mögen bisher an den Leibs oder Gutsherrn, oder fonft immer 
u entrichtet worden fein. 


Bnsbefontere hierauf bezogen ſich die Ablöfungäbeflimmungen der fpäs 
DB. v. 9. Bebr. 1811. 

Die 66. 21.ff. Interefftren hier nicht, indem fie, durch fpätere Geſetze 

Agten Beflimmungen über fünftige Kapitalabfindung, ferner vergl. Bes 

mungen zur Befeitigung von Streitigkeiten, ingleichen über Paſſioſchul⸗ 

Wer Kolonate und über Theilnahme an aktiven Gerechtfamen verfelben 

Fehtheilungen;” enthalteit. 

Sie V. v. 5. Nov. 1809 ſchloß Dagegen von der Aufhebung aus: 

M) das rechtliche Befigverhältnig folcher gewöhnlicher Erbpachtgüter, 

m nach Brlöfchung der Erbpacht dem Grbverpächter zur ganz freien Benutzung 

me beimfielen ($. 6. am Schluß), 2) tie aus dem Lehnsverbande (aud 

TEN fliegenden Wechtsverbindlichkeiten ($. 7.), 3) den Naturalgehent 
., 20.). 


WB. Im Anſchluß an diefe nur dad Herzogthum Weftphalen betreff. 

— 5. Nov. 1809 find noch zwei diefen Landestheil mitbetreffende Hefe 
‚Befege bier zu erwähnen: 

Dre V. v. 15. Mai 1812 2), durch welche alle Arten von Re⸗ 


— — — 





Z Sommer, Beil. XVII. S. 313 f., Dönniges, Landfullurgef. Bd. 2. 
f. 

2) Sfotti’s Samml., Nr. 486., Sommer a. a. D., $$. 43 — 47. ©. 
— Bintelen, Brovinz.sRect, Thl. II. ©. 63, u. Anh. S. 343 f. oben 


Die Erblofang (tas Näherrecht der Erben, retractus gentilitius) war bereits 
durch die Kurfölnifche V. v. 5. Aug. 1789 (Stotti, Abth I. TE. II. 
68 und Sommer a. a. D. S. 89) aufgehoben. Mit der Ginführung des 
zufolge Publifat.» Pat. v. 21. Juni 1825 fam im Herrogthume Wels 
: and im denjenigen anderen Landestheilen, auf welche jene® Dar. A and: 
° auch der $. 11. des Ed. v. 9. Oft. 1807 zur Anwendung, derkelbe XX 


Bo gultur-Iefepg. Bb. II. 88 


por 
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II. 


Theilbarkeit:der Grundſtäcke nebfl der Vertbeilung der 
eallafen; die beiden Verordnungen vom 9. Bebr. 1811. 


chon der Abfchn. 7. der Gem. Theil. D. v. 9. Juli 1808 2) Hatte 
heilung gefchloffener Höfe oder Kotten in mehrere kleinere Agrikultur⸗ 
ffements geftattet. In fpezieler Beziehung auf die der V. v. 5. Nov. 
unterliegenden Güter (im Herzogthume Weftpbalen) war dar» 
durch tie V. v. 5. Nov. 1309 verfügt und dabei jener Abfchn. 7. der 
zH. O. v. 9. Juli 1808 bereitd großentheils aufgehoben. Dem- 
dehnte eine V. v. 9. Febr. 1811 2) die Vorfchriften der Kolonats⸗V. 
9 wegen der Iheilbarfeit der Güter und gleichzeitig der Verwand⸗ 
und Sentifizirung, fo wie Repartition der Reallaſten zum Zwecke der 
derung der Parzellirungen, auf alle gefchloffene, frei vererbliche 
beräußerlihde — Huben-, Stamm, Meier» und andere bise das 
ntheilbare — Güter (mit Ausfchluß der Lehn«, erbleih Icbenslänglich 
nen, und auf längere oder fürzere Zeit verliehenen Güter), im ganzen 
jherzogthume Heſſen auß, wozu die oben erwähnte Dekl. v. 18. Aug. 
jedoch bemerkte, daß durch diefe fpätere V. v. 9. Febr. 1811 an der 
5. Nov. 1809 für das Herzogtbum Weftphalen nichts geän- 
de und für diefen Landestheil die V. v. 9. Febr. 1811 nur als 
* und ergänzende Vorſchrift zu der Kolonat⸗Verordn. von 
betrachtet werben folle. Die V. v. 9. Febr. 1811 errheilte Abloͤſungs⸗ 
mungen für fläntige und unfländige Grundlaften, verordnete auch die 
ung der der Theilung binderlichen Dienftbarfeiten und zur Entfchädis 
des Berechtigten für die Durch die Pascellirung ſchwieriger gewordene 
ang einen Aufchlag von 2 Prozent zu den fländigen jährlichen Ab⸗ 
(gleichwie das Preuß. Landfultur- Er. v. 14. Sept. 1811). Eine 
‚ Werortn. v. 9. Gebr. 1811 2) ertheilte weitere Borfchriften wegen 
eilung der Grundſtücke und Gebäude und ter Darauf ruhenden Ab⸗ 
if der Zins⸗ und Pachtberechtigten, wie in polizeilicdher 
it. u . ne 


le 0. | I. | 
sadfeuesverhältniffe und Fünftelabzug; die Verordn. v. 


je Großherzoglich Heſſiſche Verordn. v. 1. Oft. 1806 *) hatte alle 
ihin beſtandene Steuerfreiheiten ohne Ausnahme für immer aufgeho- 
und die Entrichtung der Steuern von allen bis jegt fihagungdftei ge⸗ 
kn Gütern, Sehnten, Sefällen und anderen Bellgungen angeordnet. 
nach follte der Beſitzer des bäuerlichen Hofes nur den nach Abzug des 
Mhsten Steuerbetraged der Grundlaften verbleibenden Reinerttag, da⸗ 
u.ter zum Bezuge der Heallaften Berechtigte Tas Steuerfapital der 
aften verfteuern. Zur Befeitigung der Schwierigkeiten ver Kataſtri⸗ 
"bei der Mannigfaltigkeit der Reallaſten und der vielen Streitigkeiten 





— 


Sommer, Bell. X ©. 288, Skotti's Samml. Kurkdln. Gef. IE 
u, Nr. 276 


BR Beil. XIIL Sommer, S. 29. 

BSeil. XIV. bei Sommer, ©. 303. ZZ E 
Seil. VIIL bei Sommer, ©. 282, Stotti’s Samml. Ar. 194. Bergl. 
Bxreordn. v. 2A. Ian. u. 30. Sept. 1809, Skotti, Nr. 307. &. 351, war. 
m. u. 19. April 1808 ibid. 254, 261. 
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fteben, das Recht bat, an Zehnten jührlich den fünf 
entrichten, als er bisher zu entrichten ſchuldig war (4 
4) die Entfchätigungen dafür gegeben werden, daß ber € 
Steuern und öffentlichen Abgaben, welche nach tem 
das Srundverniögen fallen, allein zu tragen bat, t 
dem Jahre anfangen, für welches die Gruntfteucr na 
neuen Steuerfatafter ausgefchrieben wird, und aufhöre 
laften des Grundvermögens abgelöf fein werten. (5 . 
5) anch der Weideberechtigte dem Gigenthär 
HütungssGerpitut belafteten Grunpflüde je 
ten Theil der entfprechenden Steuer entric 
6) eben fc der Bigentbümer eines Waldes, wı 
tigungen baften, befugt fei, dem Berechti; 
fünften Theil des Holzes oder der fonfige 
die diefer aus dem Walde für das Jahr zu & 
dann in Abzug zu bringen, wenn zuvor tie % 
jährlich gemeflene, event. nach Qualität und Quantität 
gemäß der Verorbn. v. 9. Juli 1808, feſtgeſetzt if ($ 


IV. 
Gewerbliche Reallaſten. Zwangs- und 2 


Im Großherzogthume Heffen war früher tie Frtbeilt 
werbd- und Handeld» Polizei einfchlagenten Privilegien 
egen Konzeſſtons⸗ und Mefognitiondgebühren, welche, 
euer, als Ginnahmequellen betrachtet wurden, ein bei 
Landesherrn, und für lofale Gewerbe, ter Patrimon 
Durch vie V. v. 24. Juni 1808 *) murde hierauf im 4 
phalen eine allgemeine Gewerbefteuer eingeführt und in 
de V. v. 1. April 1811 °) zur Beſeitigung ter noch be 
fungen der Gewerbefreiheit verortnet, 
daß aller Zunftzwang und alle Zunft « Menopolien anfgehok 
jeter tasjenige Gewerbe, merauf er ein Patent löſt, ungebi 


Tamit fielen alle ausfchließlichen Gemwerbeberechtiqum: 
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iehenen Berechtigungen zum Gewerbebetriebe und für gewerbliche 
rechte übernommenen Laſten fortdauerten; auch das Publik. Pat. v. 
i 1825, mit welchem die A. ©. O. und das A. L. R. eingeführt 
(f. oben), ſchloß von der Einführung, nebft ven betreff. Titeln 
Annrechte ac., zugleich die fpäter dazu ergangenen altländifchen 
: über Gewerbefreiheit von 3810 uw. 18111) aus, indem 
ı Jahre 1825 an eine allgemeine Gewerbe⸗Ordnung für den ganzen 
edacht wurde, 


Diertes Stück. 


:reitung der Preußiſchen Agrargefeßgebun . (Das Geſe 
Nr. 625. v. 25. Sept. 1820.) 3 1. 


: oben ©. 898 ff. erwähnten Maaßregeln der Befekreviflon 
fich in ber dort befchriebenen Art auch auf das Herzogthum 
len aus. Aus derfelben ging das Geſetz Nr. 625., betreff. die 
fihen und bäuerlichen DVerhältniffe im Herzogthume Weltphalen 
Sept. 1820 (8. ©. 1820 S. 191) hervor. Daffelbe beließ es bei 
Bherzoglich Hefflfchen Verordn. über vie gutöherrlichen und bäuer- 
jerhältniffe, erflärte nur — im Hinblid auf das erſt nach Abtre⸗ 
3 Herzogthums Weſtphalen ergangene, taher in diefem, inzwifchen 
gewordenen Landestheile nicht mehr anwendbare Gefeh der Groß⸗ 
h Heffifchen Regierung v. 15. Aug. 1816 — die Zehnten aller 
ch den Ablöfungsnormen des gleichzeitig erlaffenen Gef. Nr. 624. 
Landestheile ded vormaligen Königreichs Weftphalen, Großherzog. 
Berg und der Branzöf. Depart. auch im Herzogthume Weſtphalen 
slich, gab wegen des Bünftelabzuges einige, den Berechtigten gün- 
jeftimmungen, vorbehaltlich weiterer Beftfegungen bei der Regulirung 
uerweſens, verordnete die Anwendung ter Ablöfungs » Grunpfähe 
n gleichzeitigen Gefehe Nr. 624. auf die Verwandlung von Natus 
tungen In Geldrenten auch für dad Herzogthum Weftphalen, bes 
wegen ter Kapital» Ablöfung und der Vertheilung ver Abgaben bei 
brationen nebft Verhaftung der Trennftüde, endlich mit Befeitigung 
r der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung durch die V. v. 8. Nov, 
fannt gemachten proviforifchen Normalpreife: 

ı eine Nuseinanderfeßung proviforifch, aber noch nicht definitiv erfolgt iſt, 
weile freifteht, binnen Jahresfrift bei der Gen. Kommiſſton die definitive 
ng ftatt der Bisherigen proviforifchen in Antrag zu bringen“, und „baß, 
nnen Sahresfrift von Feinem Theile gegen die proviforiiche Auseinanders 
eklamirt worden, es bei derfelben für immer fein Bewenden baben folle.” 


derholte Beſchwerden der Berechtigten, von welchen keine Deputirte 
Vorarbeiten des Gef. für das Herzogthum Weftphalen zugezogen 
veranlaßten indeß eine meitere Meviflon auch des für das Herzog 
teftphalen ergangenen Gef. v. 25. Sept. 1820. Dabei blieb es je- 
itrovers: ob Die KR. O. v. 18. Sept. 1822 über einige einflweilige 
ungen, betr. die Ausführung des Gef. v. 25. Sept. 1820 wegen 
‚herrlichen und bäuerlichen VBerhältniffe in den vormals zum König- 
Jeftphalen, zum Großherzogthume Berg oder zu den Franzöſ.⸗ han⸗ 


— nn — 
— 


Ev. v. 233. Oft. 1810 a. v. 2. Nov. 1810, $. 30. Aber die Einführung 
g. Gewerbefteuer (G. S. 1810, S. 79 ff.), Ed. v. 28. Oft. 1810 wegen 
ng des Mühlenzwangs (a. a. D. ©. 38), &. über die pollıellihen Uete 
der Gewerbe se. v. 7. Sept. 1811 (G. S. 1811. ©. MI). 
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vegen Theilbarkeit der Grundſtücke und Vertheilung der darauf 
n Laſten (6. 2.), 

Irt, daß bezüglich beider Gegenftänve mit einigen reſp. im 6. 1. und 
. des Gef. näher bezeichneten Mopdiflfationen, im Uebrigen die Vor⸗ 


ı) der Großherzoglich Heſſiſchen V. v. 27. Febr. 1811, und 
) der V. v. 5. Nov. 1809 und der beiden Verordn. 9. 9. Febr. 


: verblieben, zu b) unter gänzlicher Befeltigung des Abfchn. 7. der 
n Gemeinheitstheil.⸗Ordn. v. 9. Juli 1 (vergl. oben, S. 913 
‚ und außerdem 

Ngemein im $. 3. „daß, ſoweit nicht durch die Beflimmungen ber 
2. des Gef. eine Aenderung getroffen worden, e8 bei den Groß» 
ih Heffifhen Verordn. in Betreff der Nehtöverhält- 
e8 Brundbefiges fein Bewenden behalten folle. 

tefer Lage blieb die Agrargefehgebung im Herzogthume Weftphalen 
lich der gewerblichen Meallaften und der Bannrechte bis zur Pu⸗ 
der für den ganzen Umfang der Monarchie erlaffenen Ge⸗ 
ron. v. 17. Ian. 1845, durch deren $$. 1.—5. (worauf auch der 6. 58. 
2. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 zurüdwelft), unter Hinzutritt 
n Müplen-Abldf. Gef. v. 11. März 1850 dieſer Gegenſtand auch 
gthume Weftphalen geregelt wurde, 2) in allen anderen geguns 
zur Publikation des neuen Ablöf.- und des Nentenbanf» Gef. v. 
1850, welche für die ganze Monarchie, ausſchließlich allein des 
Rheinufers, erlaſſen wurden. Die oben S. 911 ff. varges 
deſſtſchen Verordnungen galten, abgefehen von den Modiſikationen 
v. 18. Juni 1840 bis zum Sabre 1850 und find, fo weit fie nicht 
efe neuefte Geſetzgebung aufgehoben oder abgeändert ‚worden, noch 
Grundlage des Dedptözuftantes wirkſam und gültig. Diefe Ab⸗ 
en find nun aber allervings fehr erheblich. 


1. 


oßherzoglich Heffifchen Geſeze; deren Abänderungen 
und deren noch fortgeltende Beflimmuugen. 


Anſchluß und mit Rückſicht auf F. 9. des Gef. v. 18. Junt 1840, 
bier zu erörtern, welche Beftimmungen der Großherzogl. Heſſiſchen 
on der fpäteren Preuß. Gefehgebung unberührt und demgemäß als 
amfeit geblieben, noch jeßt anzufehen, und welche dagegen aufge» 


id. 

Bezüglich der Kolonat-Verordn. v. 5. Nov. 1809 nebſt Er⸗ 
ihrer Ergänzung v. 8. Sept. 1810, betr. die Thellung der Kolo⸗ 
ingen, und b) ihrer. allgemeinen Erläut. v. 18. Aug. 1813.?) 

Ye 66. 12.— 19. und 88. 21.—28. der V. v. 5. Nov. 1809, tn 
flimmungen über die Entfchädigungsberechnung und über die Rechte 
Ingleichen über das Theilnahmeverhältniß von parcellizenden Erben 
Mlven echten des getheilten Buted enthalten find, waren: 

n Allgemeinen fchon durch die Abloſ. Ordn. v. 18. Juli 1840 
1840, ©. 156, Nr. 2107.) befeitiget und nur 

ı fo weit durch diefelbe noch aufrechterhalten, als deren $. 2, bee 


Deren wefenilicher Inhalt if oben S. 911 fi. angearken. 


9— 


— 


Er 


. 4 2% 


- 


ya 


und Abfintungsnormen des Abloſ nebſt Rentenbank 
1850 getreten. Dies gilt auch wegen Abldſung des 9 
und 6. 20. der DB. v. 5. Nov. 1809; vergl. oben ©. 9 


‚ deffen Abloͤsbarkeit indeß ſchon ver $. 6. des Gef. v. 25 


flimmt batte. 

2) Für den Geſindedienſtzwang ($. 10. Nr. 2. 
1809) follte ohnehin (nach 6. 11. a. a. D.) feine En 
finten, wofern derfelbe nicht etwa bereit vorber herkdm 
tragsmeife in ein beftlimmtes jährliche Dienſtgeld v 
war. Sofern nun nidyt bei Subftituirung eines folchen | 
Novation eingetreten it (ſ. F. 100. des Ablöf. Gef. v. 
ift auch dies Aequivalent, zwar nicht zu Folge ded eben 
(da deſſen Nr. 3. und 10. $. 3. darauf nicht paſſen), 
Art. 42. der Verfafl.-Urf. v. 31. Ian. 1850, obne Ent 
fallen, weil die Verpflichtung zum Zwangsgeſindedienſt 
Erbunterthänigkeit herſtammt. 

Weiter find durch das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 
rielle Beffimmnngen der Kolonat8-Ordn. v. 5. 
dazu gehörigen Erläuterungen aufgehoben reſf 

3) ter legte Ubfag des $. 6., indem auch diejenigen 
welche nach Erloͤſchung der Erbpacht tem DVerpächter zur 
wieder heimflelen, in Eigenthum verwandelt, dabei 
berrlichen oder gutöherrlichen Heimfallsrechte aufgehoben 
Abgaben und Laften nur ablösbar find.) 

4) ter $.7.; denn der Lehneverband iſt bezüglich des 
mit allen lediglich aus demſelben fließenten Rechtöverb 
$. 2. Nr. 1. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 unent; 
hoben, vorbehaltlih der Abldfung und Entſchädigung 
bindlichfeiten, weldye in Abgaben oder Leiftungen oder a 
En Nutzungen beftehen (68. 5. und 6. des Abldſ. 

5) Die Nr. 1., 3., 3. des 8. 10. in Verbindung m 
ufolae 8. 2. Mr. 2. und 4. tes Ablöſ. Gef. n. 2 Mm 


Provinzial⸗Geſetze. 921 


e im $. 10. Nr. 1. der V. v. 5. Nov. 1809 gedachten Rechte der 
ung und Freifäufe, weil deren Urfprung auf einem Leibeigen⸗ 
bältniß beruht, 2) fofern nicht bereit8 eine Ummandlung im Aus» 
tzungsverfahren flattgehabt hat, durch den Art. 42. ver DBerfafl. 
v. 31. Ian. 1850 aufgehoben. 
den Beflimmungen der Kolonat⸗-Verordn. v. 5. Nov. 
nd ihren Erläuterungen find biernady nur unberührt 
en und (foweit fie nicht fchon durch die Ausführung ſelbſt 
Ind), als fortdauernd wirffam zu betrachten a) die $6. 
edoch excl. des Schlußfages, nebft den 68. 1., 2. und 9. der Er» 
en v. 18. Aug. 1813; b) der $. 8. wegen der Kolonatwaldungen 
Erläuterung v. 8. Sept. 1810; c) der G. 10., ausfchließlich jedoch 
al8 wegfallend erwähnten Beflimmungen.?) 
ift das oben ©. 913 gedachte Gefeg v. 15. Mai 1812 wegen 
ung der Abtriebs⸗, Näher- und Retraktrechte, deſſen 
: in der allgemeinen Beflimmung des F. 3. des Gel. v. 18. Juni 
t begriffen war, durch ten 6. 2. Nr. 6. des Abloͤſ. Geſ. v. 2. 
50 im Wefentlichen nur beftätigt.?) 
Bezüglich der beiden Berordn. v. 9. Febr. 1811 über 
ırkeit der Grundſtücke und Bertbeilung der Neallaften, 
ben ©. 915), welche dad Gef. v. 18. Juni 1840 mit einigen 
tionen bauptfächlih nur aus dem Grunde fortbefteben ließ, weil 
mald über die Materie wegen der Dismembrationen berathen und 
nen wurde, daß die Heflifchen Verordnungen zwedmäßige Bes 
en der Zertkellung von Grundſtücken enthielten. 
rt. 42. der Verfafl.-Urfunde v. 31. Ian. 1850 hat die freie Ver⸗ 
mie die Theilbarkeit des Grundeigenthums gewährleiftet und es 
er F. 93. des für den ganzen Umfang der Monarchie, mit Aus« 
[08 der auf dem linken Aheinufer belegenen Landestheile, erlaffenen 
jef. v. 2. März 1850 ganz allgemeine Beflimmungen über vie 
ıng der Renllafen, wobei nach vdeffen letztem Abf. ver $. 2. des 
18. Junt 1840, fo weit er diefen Beſtimmungen entgegen ifl, aufe 
wird. 
it erledigen fidy die befonderen Borfchriften der V. v. 9. Febr. 
d insbeſondere die polizeilichen Befchränfungen der zweiten V. de 
ter Andern „über den Vertheilungsplan oder die Bertheilung von 
und Gebäuden, zu welcher Iegteren in jedem Falle obrigkeitliche 
6, und von Waldungen, wozu vie Erlaubniß des Oberforſt⸗Kollegs 
ht werden follte;” ferner die Beflimmung des $. 21. der erfien V. 
br. 1811, „wonach die zu einem gefchloffenen Gute gehörigen 
ven bei der Butövertbeilung nur alddann mitvertheilt werden dürfen, 
: verfchiedene, non einander gänzlich abgefonterte Walpftäde aus⸗ 


‚eren Stelle treten lediglich die allgemeinen feuer- und ſicherheits⸗ 


Bergl. Sommer’s Darftellung der Rechisverhältnifie der Banerngüter im 
me Weſtphalen ©. 188-191. 

im Herzogthume Weſtphalen find die ungemelfenen Dienſte nicht 
lich aufgehoben, ſondern nur ablösber. Vergl. oben S. 255 ff., bis 
ind Kammerberichte zum Abt. Gef. v. 2. März 1850. 

Bergl. oben S. 913 Note 2. u. ©. 244 fi. 

$. 4. des Ablöf. Geſ. v. 2. März 1850 gilt in Betreff ber Vorkaufs⸗ 
ven Ghanfieen und Bifenbahnen fortan aud) im Herzogthume Weftphalen 
lex specialis. 





ertrages beträgt, auch den Abzug in demfelben Berhältniß zu 


In Folge ver Meflamationen über biefen Abzug, ein 
flände ter legislativen Verhandlungen, flelte das Gef. 
unter gänzlicher Aufhebung des Gef. v. 25. Sept. 1820, 
Heſſtſche V. v. 27. Bebr. 1811 wieder her, jedoch mil 
Beftimmungen: 

a) Infeweit die Grundſteuer des mit Reallaften beſchwert 
anderen, als den fünften Theil bes wirklichen reinen Grirag: 
Verlangen des Berechtigten oder des BVerpflichtefen auch ber 
andere, biefem Verhaͤltniß entfprechenbe Abzugequote zu verw⸗ 

b) Die Realberechtigten Fönnen fi, wenn fie es ihrem 
den, von dem Fünftelabzuge dadurch befreien, daß fie dem U 
Grundfüde die ganze darauf haftende Grundſteuer erflatten. 

Auch ſollten zu dieſer Grundfleuer (a und b) nur t 
die im $. 5. des Grundfteuergef. für die Weftlichen Pro 
1839 erwähnten BVeifchläge gerechnet werden. 

Diefe noch jegt maaßgebenden Beftimmungen galten ı 
$.66. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, blos noch als prı 
nur noch bis zur Ablöfung derjenigen Meallaften, für 
auf die Grundfleuer gast wird; Indem nah $. 66. ı 
Ablöfung felbft im Allgemeinen weder eine Ermaͤßlgun 
wegen ter ten pflichtigen Grundftüden aufliegenden Grui 
Umſchreibung derfelben flattfinden fol; und, fofern ein 
Abfindungsrente oder des Abfindungskapitals wegen der d 
Eube eingetreten war, alsdann Behufs einer Abldfung 

löf. Bef. v. 2. März 1850, der abgezogene Betrag ent 
zugerechnet oder die Ablöfungsrente mit dem 2öfaden 
werben muß. :) 

D. Bezüglicg der Healabgaben für Gewerbel 
wie der Swangsredhte, ift jegt die Gewerbe-Drdn. ' 
(8. ©. 1845, ©. 41) (vergl. $. 58. des Ablbſ. Gef. v. 
Sig ter Ablöfungsbefimmungen auch für das KHerzogt 
außerdem weaen Der auf Mühlen haftenten Meallaiten d 
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Vierter Titel. 


Suerhältniffe in Betreff des Orundbejtget und der Reallaſten, fo« 
nr Zeit geltente Agrargefeßgebung in den beiden Graffchaften 
enfteinsWittgenftein und Wittgenflein- Berleburg. 


@rftes Stück, 


nlaffung und Gegenſtände ber befonderen Preußiſchen 
Agrargefehgebung für diefen Landestheil, 


eiden Graffchaften Wittgenftein, früher reichsunmittelbar, fpäter 
Bberzoglich Heffifcher Hoheit, wurden in Folge des Staatövertra- 
. Suni 1816 an Preußen abgetreten, und durch die Pat. v. 8. u. 
1816 in Beflg genommen. ') Sie wurden unter Großherzoglich 
Landeshoheit nur von denjenigen Heffifchen Befegen betroffen, 
bt bloß, wie die Kolonat⸗Verordn. v. 5. Nov. 1809, für das 
m Weftphalen erlaffen waren, indem fle zu letzterem nicht gehörten. 
Heſſiſchen Veordnungen trafen fle hauptfächli nur zwei, 1) die 
Ibarkeit der Grundſtücke nebft Vertheilung der Meallaften (v. 9. 
1) und 2) die über die Grundfteuerverhältniffe und den Fünftel⸗ 
27. Febr. 1811). Beide Verordnungen, indbefondere die erftere, 
och wegen der fehr abweichenden örtlichen Beſitz⸗ und Rechtsver⸗ 
venig Anwendung in den ©raffchaften gefunden und waren bier 
ı8geführt geblieben. Für die Abldfung der Reallaſten aber fehlte 
anifchen Einrichtungen und genaueren Borfchriften. 

1.2 R. nebfl ver A. G. DO. wurde erft tur das Pat. v. 21. 
5 (8. ©. 1825. ©. 153.), die Hyp. D. noch fpäter durch die D. 
An 1834 eingeführt, das erftere überdies, gleichwie in das Für⸗ 
Siegen und in das Herzogthum Weftphalen, mit Ausfchluß der⸗ 
itel und Abfchnitte „über Häuerliche Perſonen⸗ und Beflg -Der- 
Tit. 7. Th. II. u. Abſch. 4. Tit. 21. Th. I), über Handwerker⸗ 
aigs⸗ und Bannrecdhte (Tit. 8. Abfchn. 1—6. Th. I. u. Lit. 23. 
welche zwar in Preußen durch die feit 1807 ftattgefundenen Re⸗ 
eiſt antiquirt, zu denen aber gerade fo tief eingreifende Geſetze er⸗ 
aren, die daher im MWittgenfteinfchen nicht Platz griffen. 

ies verordnete das Pubiikat. Pat. v. 21. Juni 1825 die Aufe 
ıg nicht o1o6 der befonderen Rechte und Gewohnheiten, fondern auch 
rovinzial⸗Rechtsverhaͤltniſſe ſich beziehenden Landesorbnungen oder 
Beſtimmungen derſelben. 

wurden ſchon gleichzeitig mit den Verhandlungen wegen Reviſion 
e v. 25. Sept. 1820 auch die den Grundbeſitz betr. Mechtöver- 
n ven Graffchaften. Wittgenftein und fpäterhin insbeſondere vie 
n, unter welchen die Abloͤſ. DO. v. 13. Juli 1829 daſelbſt einzu⸗ 
‚ der Erörterung unterworfen, mobei die beiden Bürften von Witt⸗ 
nit ihren Erklärungen und Anträgen gehört wurden. Jedoch ver⸗ 
h der Abschluß diefer Verhandlungen zum Theil dadurch, daß es 
rung zur durchgreifenden Hülfe und zur Erhaltung der mit Laften 
ben mannichfacher Art überbürdeten ftandesherrlichen Hinterfaflen, 
werth esfchien, zuvor mit den Standesheren über Art und Höhe 


ein Fünftiges Gefeh etwa aufzuhebenden Banngerechtigfeit“, — präjus 
t dem Anfpruche anf die durch das Gef. v. 17. Ian. 1845 für Aufs 
Bannrechts gernähete Entſchaͤdigung. (Vergl. das Erk. in Sommer’s 
. Bd. 13. S. 141). 

©. 1818, Anh. ©. 9, Skotti Samml. Ay. I, S. U, 


924 Bon d. AbIdf. ver NReallaſten, den Regulitungen u. Gem. Theilungn 
Abldſun⸗ demnaͤchſt Stelle, den 
— — 
wer Grai 
andere eigelige © — —— 
Brühere Beſfih-⸗ und Nealrehis-Berhäliniffe. | 


li ® der beiden zerfielen 
u ktafen Din Bann une 2) I 
und Hoffe, 
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‚oder Grbe, theils aus-Lehn-Grundftüden. Ein 

bloß aus Lehn-Orumdftücen beftehendes Beflgverhäftnif und 
hört zu den Ausnahmen. Der Mehrzahl nach fanden die Grundfüdt 
Vehnöverbante. Zu ven Pebngütern gebörten beſonders die ſogen Ak 
felder, welche von ven Ortſchaften entfernt belegen, in einer Periste m 
15, 20, 30 und mehreren Jahren nur einmal benugt werben, nadten k 
Boden durch Verbrennung des Nafens ertragsfäbig gemacht worte ik 

Wennfchon bei den eingeleiteten Verbandlungen über die neuer Kr 
gefeßgebung ſtandesherrlicherſeits vie erbliche Beſitzqualität ter Lt 
beftritten und deren Zeitpachtverbältnig bebauptet wurte, fo mar it # 
dahin anerfannten Rechtens, daß das Vehnsverbälmig dem Gröint® 
niß faft gleich fand. Mur mußte von ven Pehngütern alle 7 tum 
BVorbeuer im Betrage des einjübrigen Zinfes an die Lebnberricaft amt 
tet, in der Graſſchaft Witrgenftein-Wirtgenftein auch bei Veräußerung # 
ten lebnberrlichen Konſens ein Laudemium von 10 Prozent entrichtet mo 
den. Ungeachtet der zweifelloſen Grblidfeit der Yehngüter. famen ie m 
in Sufcefftonsfällen nicht zur Iheilung; fe blieben vielmehr bein! 
vem Haufe und Fonnten obne Konſens ter Lehnsherrſchaft nicht 2 
werden, wogegen die Vanergüter Fein gefchloffenes Beſitzthum biltet 
deren einzelne Vertinenzien ſeparat mit Steuern und Abgaben bevsin m 
en, wobei aber doch tie flantesherrlichen Yaften, mit Ausfchluf da Hit 
abgaben, auf den Gütern im Ganzen rubten, wenn gleichwobl tet 
gürer veräuferlich und theilbar waren und bei ter Diemembr ind 
Abgaben und Laften verhältmpmäßig revauirt wurden, In Verrhuift 











4) Vergl. Dönniges Land. Kult. Geſetg. Br. I. S. 118 — Ir! 
früheren allg. Nedte und die Geridtserbnung, das fog. Wittgenftei 7 
vergl. Starke Beiträge WM. 2. © NT, u Aintelen Provin, 8 mW 
fchaften Mittgenkein. 





\ 
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der Bauergüter bildete tie Vertheilung der Erb» oder Eigenthums- 
indſtücke unter alle Erben ſchon früher tie Regel. 
Der weit uͤberwiegende Theil der Einwohner unterlag als flandeöherr- 
de Hinterfaffen dem gutsherrlichen Mechte der Bürften. Außerdem gab 
jedoch in den beiden Grafſchaften auch Kirchenlehn, deren Öbereigen- 
am den Kirchen und Pfarreien des Standesgebiets, ingleichen fogen. Geor⸗ 
ubergfche Lehn, woran das Obereigenthum der Kurfürftlich Heſſiſchen Do- 
sine Georgenberg zuftant. 
Die Leibeigenfchaft der Hinterfaffen war ſchon früher bis auf die be 
* in der Art der Abgaben und ihrer Bezeichnung erkennbaren Spuren 
en. 

Muhlenzwangs⸗ und Bannrechte exiſtirten ſeit älterer Zeit. *) 


Drittes Stück. 


wirkung der betreffenden Großherzoglich Heſſiſchen Verord⸗ 
Egen auf die Beſitzrechts⸗, beſonders auch auf die Grundſteuer⸗ 
Verhaͤltniſſe. 


Die Großherzoglich Heſſiſchen Verordnungen wegen Aufhebung der Leibe 
mefchaft und des Kolonatnerus, wie wegen Untheilbarfeit der Höfe und 
mtion der Abgaben, in denen überdies vie lehnsrechtlichen Verbind⸗ 
eiten ausdrücklich vorbehalten waren (vergl. oben ©. 911 ff.), fan- 

in den beiten Graffchaften, nach Ten vben gefchilderten Ders 
täten, feinen eigentlichen Gegenftand ihrer Anwendung vor, mit Aus- 
Me etwa der in der zweiten V. v. 9. Febr. 1811 enthaltenen polizei» 
ern Vorſchtiften für Parzellirungen von Häufern, Hofftelen und vergl. 
gen war auch in tiefen früher reichsunmittelbaren Territorien die Na⸗ 
and Eniftehung der Laften und Abgaben, vorzugéweiſe der ten Stan« 
Errn patrimonialpflichtigen Einfaffen, bei ver Vermiſchung Iandeöherr« 
T und fleuerartiger, wie grund», lehn⸗, und gutöherrlicher Gerechtfame, 
S verdunkelt und nach ihrer Mannichfaltigfeit und Ausdehnung fo ber 
end, daß die Pflichtigen dem Drucke faft erlagen, obwohl bereits unter 
Seffifchen Regierung manche Abgaben mit Rüdficht auf ihre fleuerartige 
RE eingezogen und erlaffen, wogegen aber neue Heſſiſche Stantöfleuern 


ngen waren. ?) 

Die V. v. 15. Aug. 1312, wonach tie ven Stanteöherren bis dahin 
Kelaffenen Abgaben, zur Erleichterung der belafteten Unterthanen, je 
ührer, beziehungswelfe fleuerartigen oder gutöherrlichen Natur, unters 

- wund audgefontert werden follten, blieb unausgeführt. 

Zufolge der Großherzoglich Hefſiſchen B. v. 1. Oft. 1806, wegen Aufs 

aeg aller feither beitandenen Steuerfreiheiten und ter Befteuerung der 

een, Gefälle und Berechtigungen, waren auch die flandeöherrlichen Do» 

Ren zur Grundfteuer herangezogen worden; doch Fam in den Graffchaf- 

Die nach den Großherzoglich Heſſiſchen V. v. 27. Febr. 1811 u. 18. Aug. 

getroffene Einrichtung, wonach der belaftete Grundeigenthümer bie 

Kerr zu entrichten und fich durch Abzug an der Mente zu entfchäbigen 

- nicht zur Ausführung. 


— — — — 


A Vergl. die Wittgenſteinſche Volizei-Ordnung v. 28. Febr. 1776 und bie 
En⸗Ordnung v. 1. Febr. 1791 bei Rintelen, Provinz. R. Anh. S. 358, 362. 
„S) Vergl. die allg. Einl. in Bd. I. ©. XI, XI; Heſſiſche V. v. 1. au. 
wegen der ftanbesherrlichen Gebiete, in Cigenbrodt, Handbuch der Ex. 
VcH. Verordn, Br. 2. ©. 60. 





befigen neben ver Haube und Hofſtelle, Beldgrundfäde, 
ſchieden an Größe und Vebeutung, und waren die eigen 
glieder, während die Iegteren in der Megel nur Häufer, 
tbumsredhten, befaßen und tabei feine Rommunallaften, fi 
Stanbeöherifchaft verfſchiedene beflänvige jährliche Abgabı 
zeichnung „Beifipergelv,* außerdem aber von den Käufe 
als Jäger-, Hunter, Kraut⸗ Hafer u. f. w. zu entrichten ha 
theilten ſich wiederum a) in eigentliche, Taften- und abgabeı 
und b) in fogen. Ranoniften. Den Kanoniften ift Grun! 
en Entrichtung eines jährlichen Zinfes nach Erbzindrecht 
Bauen hingegen befaßen die Grunpftäde theils zu ve 
theils im Lehnsverbande, jedoch die Wohnhäufer flets ; 
Am. Zwar wird jedes Bauergut ald zu einem Haufe 
ein Ganzes betrachtet, daſſelbe befland jedoch in der Regel 
thumlichen oder Erb⸗ theils aus Lehn-Grundfläden. Et 
oder bloß aus Lehn-Bruntftücden beſtehendes Beſihverhaͤl 
gr zu den Ausnahmen. Der Mehrzahl nach flanden vi 
ehnöverbande. Zu den Lehngütern gehörten befonders 1 
felder, weldye von den Ortfchaften entfernt belegen, in € 
15, 20, 30 und mehreren Jahren nur einmal benugt wer 
Boden durch Verbrennung des Mafens ertragsfähig gema 
Wennſchon bei den eingeleiteten Verhandlungen über 
gefenaebung ſtandesherrlicherſeits die erbliche BVeflgqualit 
eftritten und teren Zeitpachtverhältnig behauptet wurte, 
dahin anerfannten Mechtens, daß das Lehnöverhältniß de 
niß faft gleich fland. Nur mußte von den Lehngütern ı 
Vorheuer im Betrage des einjährigen Zinfes an die Lehn 
tet, in ver Grafſchaft Wittgenftein-Wittgenftein auch bei A 
den lehnherrlichen Konſens ein Laudemium von 10 Proze 
den. Ungeachtet der zmeifellofen Erblichkeit der Lehngüt: 
in Sufcefflonsfällen nicht zur Theilung; fle blieben vieln 
tem Kaufe und fonnten obne Konfens ter Lehnsberrſcha 


werden moaraen Die Raneraüter Fein nofchlntenea Meiinrh 
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der Bauergüter bildete die Vertheilung der Erb» oder Eigenthums⸗ 
adftüde unter alle Exben fchon früher die Megel. 

Der weit überwiegende Theil der Einwohner unterlag als flandeöherr- 
e Hinterfaffen dem gutsherrlichen Mechte der Fürſten. Außerdem gab 
jedoch in ven beiden Grafſchaften auch Kirchenlehn, deren Obereigen- 
m den Kirchen und Pfarreien des Standesgebietd, ingleichen fogen. Geor⸗ 
bergfche Zehn, moran das Obereigenthum der Kurfürftlich Hefitfchen Dos 
ine Georgenberg zuftant. 
Die Leibeigenfchaft der Hinterfaffen war ſchon früher bis auf die be 
DRS in der Art der Abgaben und ihrer Bezeichnung erkennbaren Spuren 


ſchen. 
Muhlenzwangs⸗ und Bannrechte exiſtirten feit älterer Zeit. *) 


Drittes Stück. 


gwirfung der betreffenden Großherzoglih Heffifhen Verord⸗ 
mgen auf die Befigredhts-, befonders aud auf bie Grundſteuer⸗ 
Verhältniffe. 


Die Großherzoglich Heſſiſchen Verordnungen wegen Aufhebung der Leib⸗ 
wefchaft und des Kolonatnerus, wie wegen Untheilbarfeit ver Höfe und 
mtion der Abgaben, in denen überdies tie lehnsrechtlichen Verbind⸗ 
Seiten austrüdlid, vorbehalten waren (vergl. oben ©. 911 ff.), fan» 
*- In den beiden Graffchaften, nach Ten oben gefchilvderten Ver⸗ 
:siften, keinen eigentlichen Gegenftand ihrer Anwendung vor, mit Aus- 
wine etwa der in der zweiten V. v. 9. Febr. 1811 enthaltenen polizet- 
ren Borfchriften für Parzellirungen von Käufern, Hofftelen und vergl. 
Wegen war auch in dieſen früher reichdunmittelbaren Territorien die Na⸗ 
und Eniftehung der Laften und Abgaben, vorzugöweife der ten Stan- 
Ben patrimonlalpflichtigen Einfaffen, bei der Vermifchung landeshetr⸗ 
} und fleuerartiger, wie grund⸗, lehn⸗, und gutöherrlicher Gerechtfame, 
verbunfelt und nach ihrer Mannichfaltigfeit und Ausdehnung fo be⸗ 
Berd, daß die Pflichtigen dem Drucke faft erlagen, obwohl bereits unter 
Meffifchen Regierung manche Abgaben mit Nüdficht auf ihre fleuerartige 
eingezogen und erlaffen, wogegen aber neue Heſſiſche Staatäfteuern 


en waren. ?) 
Die V. v. 15. Aug. 1312, wonach die ten Stanteöherren bis dahin 
” Gelaffenen Abgaben, zur Erleichterung ver belafteten Unterthanen, je 
Rihrer, beziehungswelfe fleuerartigen oder gutsherrlichen Natur, unter 
E umd ausgefondert werben follten, blieb unausgefühtt. 
Bufolge ver Großherzoglich Hefſiſchen V. v. 1. Oft. 1806, wegen Auf- 
ac aller feither beftandenen Steuerfreiheiten und ter Befleuerung der 
"ten, Gefälle und Berechtigungen, waren auch die flandeöherrlichen Do⸗ 
ten zur Grundſteuer herangezogen worden; doch Fam in den Grafſchaf⸗ 
Die nach den Großherzoglich Heſſiſchen V. v. 27. Febr. 1811 u. 18. Aug. 
getroffene Einrichtung, wonach der belaftete Grundeigenthümer die 
ex zu entrichten und fich durch Abzug an der Mente zu entſchädigen 
- nicht zur Ausführung. 





R » Dergl. die Wittgenfteinfche Polizei» Ordnung v. 28. Febr. 1776 und bie 
Sa Oekmung v. 1. Behr. 1791 bei Rintelen, Provinz. R. Anh. ©. 358, 362. 
® ) Vergl. die allg. Einl. in Bd. I. ©. XI, XIII; veſſiſche V. v. — 
_ wegen der ſtandesherrlichen Gebiete, in Cigenbrodt, Handtuch der Srugn. 
HH. Verordn, Bd. 2. ©. 60. 
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führung dieſes Ed., dv. 3U. Mat 1840 (9. 8. 182U ©. 7 
—** Indem dadurch die früher reichſsunmittelbarer 
heit gefommenen Häufer von ter ordentlidhen Grundfter 
lich ihrer Domainen, als der ihnen zuftändigen. Gefä 
und vie Abzüge, welche ihnen ihre Patrimonialpflichti 
nengefällen, wovon fle die Steuerfreiheit genießen, wege 
tritt der Metiatifirung neu auferlegten Steuern gefeglic 
tigt ſind, aus den Staatöfaffen enıfchädigt wurden '). 
haft war, ob eine noch beflehende Abgabe grundherrlid 
einer Steuer habe, fo folte gegen. den Staat, für die 
muthet und entichieten werten 2). 

Zur Erleichterung der Laften ver Vflichtigen, woraı 
Hefflihe Geſetzgebung von feinem fichtbaren Einfluffe 
reits zwiſchen der Preuß. Regierung und den Yürften 
und Gefflon mehrerer, theils fteueraztiger, theils grunt 
fonderd trüdenter Abgaben, tbeild foldyer, deren Na 
resp. mit Wittgenftein» Berleburg unterm 16. Juli u. 
mit Wittgenflein- Wittgenflein unterm 6. Mai 1828 ı 
befondere Verträge abgefchloffen worden. Außerdem | 
tungswege verfchledene Anordnungen zur Aufhülfe der 
fen, während unter anterem flandesherrlicherfeits fogar 
ſchaͤdigung für den Novalzehnten auf den Außenfelden 
jegigen, fondern nach demjenigen Kulturzuftande beanf 
jene Felder Fünftig noch etwa fähig fein würden. Lebe 
dere zum Theil Phreitige Punfte iſt das Gef. v. 22, : 
ihm voraudgegangenen Verträgen mit den flanteöherrlic 
vergleichöweifer Abſchluß zu betrachten. 


Sünftes Stück. 
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desherrlichen Häufern baar oder In Schulpverfchreibungen der bei der 
Blerungs- Haupt» Kaffe in Arnsberg zu errichtenden Witt«- 
afteinfchen Tilgungskaſſe gemährt, für welche der Staat Garantie 
tet; hiernächft aber wird von den Verpflichteten vie Ablöfung ihrer Prä« 
Nomen, mittelft Verwandlung derfelben in eine fefte, an die Tilgungskaſſe, 
die Kreisfteuerkaffe, in 6 Terminen jährlich abzuführende Geldrente, 
RR ‚orlaufenbem Zufchuffe des Staats, durch Amortifation in 41 Jah⸗ 
rkt. 
ga Crmittelung des Geſammtwerths der Leiflungen und der den ſtan⸗ 
errlihden Häufern zufommenten Entfchädigung, nebft der Verteilung 
Abloſungs⸗-NRenten auf die einzelnen Pflichtigen als Haudrenten, wozu 
E einzelne Grund» und Haudbefiger beizutragen bat, ift feitvem au 
md der nad $.2. des Gef. v. 22. Dec. 1839 vom Staatsminiſterium 

nen Inftruftion v. 30. Nov. ej. a. 1) gefchehen. 

Betreff der von flandeöberrlichen Unterfaffen an andere Realberech⸗ 
außer den Standesherrfchaften, wie ter von Eingeſeſſenen ver Graf⸗ 
en, welche nicht ſtandesherrliche Unterfaffen find, zu entrichtenten Abs 
u und Laflen, follte Dagegen nicht die Wirkfamfeit der Arnsberg'ſchen 
ssugdfafle, fondern die Ablöf. Ordn. v. 13. Juli 1829 mit einigen Mo⸗ 
teonen eintreten (66. 33. u. 35. ded Gef. v. 22. Dec. 1839). | 
Der g. 38. diefes Geſetzes bob alle den Anordnungen def 
enmn entgegenflehenden Beſtimmungen früherer Gefege, insbeſon⸗ 
Die Sreonherpo lih Heffifhen Verordn. v. 9. Febr. 1811 auf. 
Im die Stelle der im $. 1. des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850 aufgeho- 
u Abldf.Oron. v. 13. Juli 1829, find jegt die Abloͤſungs⸗Grundſaͤtze diefes 
a GSeſetzes v. 2. März 1850 getreten, weldye jedoch gleicherweije nur auf die 
E fRandesherrlichen Hinterfaffenund Realabgaben Anwendung 
5 wogegen wegen der ftandeöherrlichen Hinterfaffen und Realabgaben vie 
er Megierungd- Hauptfaffe zu Arnsberg errichtete Wittgenfleinfche Til« 
@Baffe laut $. 58. des Mentenbanf» Gef. v. 2. März 1850 in fortdauern- 
Dixtſamkeit geblieben if. Zur Zeit find demnach die auf GOrund des 
"9. 22. Der. 1839 und der ebengedachten neueren Gefeßgebung des 
es 1850 geordneten Rechtöverhältniffe in den beiden Graffchaften Witt 
Bin folgende: u 
> Sämmtliche fandesherrliche Unterfaffen — ohne Unterfchied, 
2 zu den Bauern und Kanoniften oder zu den Beiflgern gehören, ‘oder 
einem andern Namen bezeichnet werden —, denen nur das nußbare 
Rtbum, oder ein Erbpachts⸗ oder fonft vererbliches Befigrecht an den 
nen benugten Grundftüden zuftand, haben — und zwar diefe fchon 

Juli 1840 ab, — das volle Eigenthum jener Grundſtücke er⸗ 
en, vergeflalt, daß auch ein Heimfallsrecht von da ab nicht mehr 
fündel und die Verpflichtung zur Einholung des flandesherrlichen 
Enſes bei Beräußerungen, Dismembrationen und Verpfändungen weg⸗ 
CS. 16._de8 Gef. v. 22. Der. 1839). oo 
D Doffelbe gilt gegenwärtig ohne Ausnahme auch hinfichtlich derjenigen 
affen mit nugbarem Eigentbum, Erbpachts⸗ oder fonft vererblichem 
recht und deren Srundftüde, welche nicht dem Obereigenthum oder 





ı> Bergl. die durch das Neffe. des Juſt. Din. v. 7. Febr. 1840 auch ben 
2ESbehbrden zugefertigte Inflruftion v. 30. Rov. 1839 (JufizMin. Bl. 1840, 
> —56) und die dabei zum Grunde gelegte Tabelle für die Ablöfung ber 
©E während ber 41 jährigen Tilgungsperiode mittelſt Kapitalbeiräge, ale Ans 
gas dem Reglement für bie Tlgungsfafie in den 4 Babderborner Kreifen in 

- E 1836, ©. 244; desgl. Dönniges Landkultur-Geſetzgebung Br. 2. 


N a 





zunun weenysuuee myerewrregpe 2 
Schug und Beiftand abzwedten, tie nach $. 34. tes 
erfi mit tem Qintritte des vollen Eigentbun 
befondere Ablöfung von ſelbſt erlöfchen folk 
folge F. 2. des Ablöſ. Gef. v. 2. Mär; 1850 mit dei 
entgeltlich fortgefallen, nachtem das nugbare Eigent 
Dienfte geknüpft waren, nunmehr vermöge dieſes Geſe 
wantelt und damit tie Reſolutiv-Bedingung der einf 
jener Dienfte eriftent geworten ift. 

4) Die Standesherrſchaften find v. 1. Juli 1841 
Rückſtaͤnden) nicht mehr befugt, von neuen Anſiedel 
vorhantenen Grund» und Haudbeflgern Abgaben ot 
einer Art auf Grund eines landes⸗, lehnd-, grund 
Rechtes zu fortern ($. 14. Alin. 3. tes Gef. v. 22, : 

5) Alle Geld- und Naturals Abgaben, Zehn 
ftationen an die ffandesherrlichen Häufer von. 
ohne Unterſchied, ob die Leiftungen auf einem land 
oter gutöberrlichen Mechte beruben, find vermittelft X 
zu Arnsberg errichteten IWittgenfteinfchen Tilgungska 
geftellt; wogegen 

6) tie Neallaften nicht ſtandesherrlicher 
ftanteöherrlicher Sinterfaifen, an andere Berfonen 
herren, ald Kirchen, Pfarr» und Schulſtellen oter « 
phyſiſche Berfonen, nach Maafgabe der beiten Geſetze 
durch Vermittelung der Provinzials Mentenbant zu Müı 
(Hinfichtlich der Kirchen, Pfarr» und Schulftellen fü 
der Beichränfung des, fogar in neuefter Zeit fuspen 
des Abldf. Gef. v. 2. März 1850). 

7) Die nach $. 18. des Gef. v. 22. Dec. 1839 for 
herrliche Jagd- und Fiſcherei-Gerechtigkeit 
das Geſ. v. 31. Okt. 1848, betr. tie Aufhebung des 


nem N 
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allaften unter Berichtigung des befonderen Mühlen-Abläf.- 
1. März 1850 ?). | 

berall tritt aber bei ten DVerbantlungen und Streitigkeiten mit 
lichen Hinterfaffen über. Gegenftände des Gef. v. 22. Dez. 1839 
8 65. 3.ff. veffelden und des Vertrages niit den Standeöherren, 
resp. Fiskus an Stelle der früher berechtigten flandesherrlichen 


Fünfter Titel. 


Sverhältniffe in Betreff des Grundbefiged und der Neallaften, fo 
r Zeit geltende Agrargefepgebung 9) in den vormald Naffaui- 
deötheilen: a) dem redhtörheinifcyen Theile Ted Negierungd» 
Koblenz und b) ven zur Provinz Weftphalen und deren Kreis 
örigen Aemtern Burbach und Neuenkirchen, wie. 2) in der 
zur Nheinprovinz gehörigen Stadt Weglar mit Gebiet. 


ımald Naffauifchen Lanvdedtheile nebſt der Naffauifchen Lan 
aber die Fürſtlich Solms'ſchen und Wiev’fchen Beſitzungen (f. 
66 ff. Tit. VII.) wurden durch den Staatsvertrag v. 31. Mat 
n Preußen abgetreten; Wetzlar nebft Gebiet, welches feit 
dem Durch Vertrag v. 19. Behr. 1810 neu Eonftituirten Groß⸗ 
e Sranffurt vereinigt und vorher, ſchon durch die Rheinbunds⸗ 
. Zuli 1806, dem Erzbifchof von Mainz und Bürften Primas 
hierauf im Nov. 1813 in Beflg genommen war ?), gelangte an 
urch die Wiener Schlußafte v. 9. Juni 1815. 


Erſtes Stück. 
Frühere Rechtszuſtände des Grundbeſitzes. 


uerlichen Beſitz- und Abgaben-Verbältniffe Hatten vor⸗ 
n den einzelnen Theilen, aus welchen dieſe Ländergruppe befteht, 
edenartige Formen angenommen. Es gab 1) Zins», Erbzins⸗, 
er, 2) daneben auch Zeitpachtgüter,; ſodann 3) Erbleihen, erb⸗ 
edeleis und Meiergüter ( Kolonate), — Theilbauer- und Drite 
auf halbe oder drittel Frucht (Medumsgüter, bona medietaria, 
2). 


Abldfung mit den früher bann⸗ und zwangsberechtigten, auch mit ges 
Srffufivrechten beliehenen, dagegen den Standesherrſchaften zu vers 
bgaben und Gegenleiftungen pflichtig geweſenen Müllern, ift durch die 
ungsfaffe, unter Aufhebuug jener Rechte und Bflichten, vermittelft bes 
effe mit 21 Müllern bewirkt, in welchen Rezefien das Revif. Kols 
einem von den Müllern gegen die Regierung angeftellten Prozeſſe 
n fand, dergeftalt, daß es die 21 Müller mit dem Verlangen abwies: 
Renten wegen der urfprünglich gewerblichen Natur der früheren Abs 
teiftungen fünftig wegfallen zu laſſen“; Hingegen hat hinſichtlich der 
'üller, welche einen folchen Rezeß nicht errichtet, die ihnen zufommende 
g für die aufgehobenen Bannrechte den Betrag der Abgaben abforbirt. 
5. 1818, Anh. S. 30—34. | 
‚tti Oſtrhein. Th. 4. ©. 2015 u. 2239. 
horn Binleit. in das Deutfche Private. A. Ausg. 9. 261, Anm. e. 
ve Grandf. des gem. Deutfch. Private. 5. Ausg. $. 527. u. die dafelbft 
e. gedachte Soimſche Landesordn. Th. II. Tit. 6. u. 7., und Mainzer 


wr⸗Geſetg. Wh. ii. 59 
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Zweites Stück. 
Allgemeine und Partikularrechte. 


vormald Naffauifchen Beftgungen, welche gegenwärtig 
nz, Reg. Bezirk Koblenz, rechts des Rheins gehören, galten 
ı Deutfchen Rechte und Gerichtöverfuffung folgende Partikus 
und zwar: 

urſprünglich Graͤflich Sayn'ſchen Befitungen, melde 
lweiſe an Sachſen⸗-Eiſenach, feit 1741 an Brandenburg⸗ 
ayreuth gefallen, ſeit 1792 unter Preuß. Protektorat, ſodann 
Reichsdeputationd⸗Hauptſchluſſes von 1803 an Naſſau ge⸗ 
— theils Saͤchſiſche, theiis Anſpachſche, theils Naſ⸗ 
ordnungen?), theils Gewohnheitsrechte; 

vormals kurkölniſchen Beſitzungen (dem jetzigen Ju⸗ 
der Herrlichkeit Lahr, der Graͤflich Hazfeld'ſchen Herrſchaft 
welche durch den Reichsdeputations⸗Hauptſchluß von 1803 
e Landeshoheit kamen, ferner in den Fürſtlich Wiedſchen 
Neuenburg und Altenwied, welche 1803 an den Fürſten 
und 1806 durch die Rheinbundsakte unter Naffauifche Ho» 
Kölnifhe Rechtsordnung v. 16. März 1663, nebft 
rungen und Sammlungen ®); 

yrmald Kurtrierfhen Befigungen (den Juſtiz⸗Aemtern 
n, Valendar und Hammerftein, den Kirchfpielen Horrhaufen 
und der Herrſchaft Hoenningen nebft Dorf Irrlich), 1803 
ngt, dad Trierſche Landrecht von 1668, erweitert 


Juſtiz-⸗Amt Azbach, feit 1806 unter Naffauifcher Regie⸗ 


Fürſtlich Solmsfhen Befigungen, der Grafſchaft 
els und Solms⸗Lich, früher ſouverain, feit 1806 unter 
gierung, — das Solmdfche Landrecht und Landesord⸗ 
cit 15719); 


5tarfe Beiträge zur Kenntniß der Gerichte: Berfaflung II. 3. 
jen Ende des 16. u. in der erften Hälfte des 17. Jahrh. wurden 
andestheilen, mit Ausnahme von Sayn Altenkirchen, die Parti: 
irt und gefammelt und erfchienen Landrechte oder Landesorbnuns 
ıng der Gewohnheitsrechte. 

der Geſetze im Oftchein (den Neuwiedſchen, Sayn Altenkirchen, 
ı) von Skotti Th. I. S. 597 u. „Zufammenftellung der in den 
weilen des Reg. Ber. Koblenz noch geltenden Provinzials u. Bars 
erlin 1837, Sinl. ©. XII. 

‚eichniß diefer Verordnungen vergl. in Hert el's Rechtsverfaſſung des 
8.56. — Benndorf bildete feit 1744 ein Markgraͤflich Anſpach⸗ 


ie Zufammenftellung S. XXIII. 
Iufhebung des Mahlzwangs, Ermäßigung ber Dienfte, 
. vergl. den Wiedſchen Landesvergleich v. 14. Aug. 1804, Scotti 


: Trierfchen Schöffengerichte vergl. v. K. Jahrb. Bd. 37. ©. 301 
bie Trierfche Geſetzg. u. deren Geſchichte die Bufammenftellung 


V. 

ttia.a. DO. (Oſtrhein) Th. II. S. 1471, v. d. Nah mer's Hands 
* —e — De 439, v. Rampp Prov. R. III. ©. 465 
enftellung x. ©. LXVIII; ferner: Nafauifche Landes: Drbn, bei 


59 * 





« 
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ogthums Frankfurt durch Gouvernements⸗Verfügung v. 16. 
rüdlich wieder aufgehoben. fügung San. 


Drittes Stück. 
Naſſauiſche Agrargeſeßgebung 
L 


der Berfonal-», Brundbefig- und Reallaſten⸗Ver⸗ 
hältniſſe im Allgemeinen. 


wifche Agrar⸗-Geſetzgebung verfolgte bei der Umgeſtaltung des 
tözuftandes einen, in ‚manchen Beziehungen von den anderen 
Geſetzgebungen abweichenden Gang und Plan. | 

derft bob zwar auch bier das gemeinfchaftliche Geſez des Her- 
Bürften zu Naffau v. 1. Ian. 1808 2) die Leibeigenfchaft 
st: „daß die Abgabe, welche Beſthaupt heißt, oder wie 
yeutfchen echte genannt fein mag, v. 1. Ian. 1808 an, nicht 
werden dürfe.“ 

urde den Standesherren, Evelleuten und andern, die da⸗ 
n Einfünften gefchmälert werden, auf ihr Begehr Erſatz ver- 
fpäterer Geſetzgebung vorbehalten, wie es mit ven Manumifs 
ınd andern Entlaffungsgebühren gehallen werden folle. 

ınn erfolgte duch V. v. 25. u. 29. März 1808 die Aufhe⸗ 
btriebs⸗und Retraktrechte?). 

hdem hierauf durch das Er. v. 10. u. 14. Febr. 1809 nebft 
. u. 20. Mai, ingl. 6. u. 9. Oft. 1809 *) ein neues Syſtem 
Steuern eingeführt und durch diefelben alle bis dahin beftan« 
&herrlichen, ſſandes- und grundherrlichen oder fun» 
aben fleuerartiger Natur aufgehoben, insbeſondere 
vd. v. 6. u. 9. Oft. 1809 (fpäter erläutert durch Refkt. v. 
)®) die Aufhebung aller Grundfteuer- Privilegien 
Ionen ohne weitere Gewährsleiftung verorbnet worden, 


ti a. a. O. ©. 2370. 

l. der landesherrl. Naffauifchen Edikte u. Verordn, Wiesbaden 1817, 
end die bis zum Ende des 3. 1815 erfrhienenen Epikte u. Verordn. 
tti Samml. der Geſetze u. Berorbn. in den vormals Wiedfchen, 
solmsfhen, Nafauifchen ꝛc. Gebieten (Oſtrhein) Th. 4. Nr. 41. 


ad. Samml. &. 177, Sfotti a. a. D. 4. Th. ©. 1663, Nr. 26. 
1749. Bergl. Hingegen die älteren Belege bei Rintelen Partikular- 
jen, S. 223 - 233). Schon dur V. v. 26. Mai 1807 waren, in 
Rheinbundsakte, die gegenfeitigen Abtriebsrechte der Bürgers 
n Adlihe und der vseichsritterfchaftl. Berfonen gegen 
abgefchafft; welchemnädhft 1808 der retract. ex jure consanguini- 
s, incolatus, territoriali aufgehoben und dabei eine DB. gegen die zu 
bration vorbehalten wurde. ine foldhe if jedoch erſt ſpaͤterhin im 
taffau unterm 12. Sept. 1829 u. 2. Febr. 1830 in einer fog. Konz 
truftion erlaffen. Vergl. B. Blatt des Herzogth. Naſſau 1829 Nr. 11. 
., auch Wißmann über das Konfolidationswelen im Herzogthume 
Aeltere Verordnungen hierüber v. 1776 u. 1784 f. bei Rintelen 
Siegen, S. 225 n. 255. 

ad. Samml. ©. 228—274, Sfotti aa. O. ©. 1765 u. 1797, 
. Jahrb. 49. ©. 1. 

ad. Samml. S. 28%, Skotti ©. 1797. 


ů —— ” — 


ende " 


— 
* 





ganzen Umfang des Herzogthums folgende A 
abgeſchafft wurden: 1) vie ebemaligen Manum 
Entlaſſungsgelder, 2) die Baſtardgefaälle, 

gelder, 4) v. 1. Jannar 1813 ab vie Abgabe des 
Unterfihied, von wem file bezogen werde; nur follte 
mit dem Genuß diefer Abgabe verbunten, 3. B. die 
ſelviehes (der Zuchttbiere), eine billig mäßige Ent 
Berechtigten durch ten zur Entrichtung des Blutzeh 
teten und zugleich an den Vortheilen einer ſolchen 
participirenten Theilhaber, auf Provokation der Beth 
gierung feſtgeſetzt werden; 5) die Geldabgaben fü 
und für Sperlingsköpfe, 6) ale und jede Ver! 
entgeldlihen Arbeiten und Frohndienſten, u 
folgender: 

. Dienfte dffentliher Akt: 

a) Der unentgelplichen Arbeit bei den Kunflfiraßen, b) ber 
der Militairs Transportdienfte, c) der unentgeldlichen Ar! 
bei Unterhaltung und Ausbefferung von Brüden, Wegen, 
Bebäuden, d) des unentgelvlichen Brieftragens für die 
und PolizeisBehörden, jedoch mit Befchränfung dieſer b 
auf die Amtes Korrespondenz, e) der Ianbesherrlichen Jagt 


B. Dienfte privatrehhtlicher Natur: 


Pi Der Jagddienſte beiTreibjagen nach beſtehen 
bfervang, mit Befchränfung jedoch auf die gewöhnlich 
entgeldlichen Transports beftländiger Frucht⸗A 
der Ablieferung, besgl. c) der Leiſtüng der aus E 
Beitpachts Verträgen dem Erb» oder Zeitpäcter 
geldlichen Arbeiten, nach Manfgabe des vdiefe ! 
menden Bertrages oder Obfervanz. 


Sotann aber auch 


alaa n.£ß NA AInPfasıı an an 3... “on on .! 
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a Grundabgaben entrichtet werden, für die Zukunft in die ein- 
ſichſte Sattung von Örundzinfen verwandelt, auf beftimmte 
rund ſtücke radizirt oder zum 25fachen Betrage abgeldft wer- 
en follen. Standes- und Grundherren und fonftige Gutöbefiper, wie 

e und geiflliche Staatödiener, follten wegen der fofort abgefchafften 
Usgaben für reelle Verlufte durch Nenten aus der Stautöfaffe oder Beſol⸗ 
Bngbzulagen auf billige Weife entfchäidigt werden, dagegen Gemeinvefaffen, 

e und milte Stiftungen auf dergleichen Entfchädigung feinen An« 
Euch haben. 

Insbefondere enplich follten auch die aus Gemeinde» Waltungen an den 
BFu®, an Standes⸗ oder Grundherren, oder an andere Gemeinden zu 
richtenden Holzabgaben (Dienft-, Wacht⸗, Beamten» Holz, Salze 
wte, Chriſtbrand, fo meit dieſer nicht fpeziel in der V. ald aufgehoben 
ichnet war), nad) Maafgabe der Berechtigung und des Zuſtandes der 
Tpungen mittelft Uebertragung eines verhältnißmäßigen Ans 
ELS der legteren auf den Berechtigten, durch die Regierungs⸗ 
legien abgelöft werden i). Orundgeredtigfeiten find bierunter 
»# begriffen * 
Außer der Kultur» Beroren. v. 7. u. 9. Nov. 1812 3) war auch die 
Dn. 17. u. 21. Mai 1811 °) wegen Erſatz des Wildſchadens erlaffen. 


II. 
Grundfteuerverhbältniffe. 


Sufolge der oben ©. 933 sub I. ad III. gedachten Steuergefege, ind- 
mDere der V. v. 10. u. 14. Febr. 1809, folten zur Grundſteuer auch 

anf den Orundftüden haftende, von teren Inhaber an einen Andern 
| de Geld» oder Naturalabgaben ( Zebnten, Zinfen, Erbpächte u. f. w.) 
P 2Berhältnig ihres in Geld zu beftimmenden Steuerfapital® (des fleuer- 
"sr Meinertrages) mit herangezogen und die darauf gelegten Steuern 
& Guröbefiger, mit Vorbehalt des Rückgriffs auf Die Berechtigten, in 
mäßheit des dieferhalb in der Verordnung, befonders wegen der Zehnten 

Fonftiger Natural= und Gelvabgaben, näher beflimmten Maaßes, ent⸗ 
tet merten ($$. 8. 12. 16. 18—26.), doch unter Beachtung vertragd« 
Bügger liebereinkünfte, wodurch der zinspflichtige Gutöbefiger fich zur Zah⸗ 
B Der vollen Grundfteuer verbindlich machte 5). Das R. v. 9. Oft. 1813 ®) 
a rirte jedoch, daß ein Eviftiondanfpruch auch in den Ballen ausgefchlofs 
fei, wo für das jegt fleuerbare Objekt früherhin von Privatperfonen 
= Gemeinden die Grundfteuer vertragsweiſe für den Beflger entrichtet 
Den if. 





WM) Vergl. 88. 39 — 43. der oben geb. V. v. 1. u. 3. Sept. 1812, Samml. 
330-333 u. Skotti a. a. O. 

D) Vergl. auch die 6. 4., 36., 49. Nr. 1. u. 2. des Abloͤſ. Gef. v. 
maXi 1840. 

ZB) Wiesbad. Samml. S. 187, welche ſich jedoch nur auf die Einf hräns 
& von Huts m. Weidegerechtfamen bezieht, aber nicht die Abldfung 
Wervituten zum Gegenftande hat. 

a a. a. O. S. 182; u. bei Rintelen, BartifularsRecht für Siegen, &. 286. 
uihwie im Herzogthume Weftphalen.) 
) aa. O. S. 233, 239. 

&5) a. a. D. ©. 282. — Das Grundfteuergef. für bie weſtlichen Provinzen v. 
an. 1839, ©. S. 1839, S. 30, befteuert den Reinertrag, reſp. den Nußs 
Ewe> ober Erbpächter, ohne Rüdficht auf beftehende Laften und Servituten, und 
Ei es bei den oben gedachten Verhaͤltniſſen zwifchen Verpflichteten und Berech⸗ 
Er (98. 14., 24, do, 44. Bergl, unten Stüd IV. sub II. ad IL). 





un use wupyulmug wwugspweuiun vunven anıyıe 
fen @efehgebung folgende Drallaften privatregiiich 
die Zwanges und Baunrechte, die gewerblich 
tigungen und die Gewerbsabgaben, *) 2) ( 
Ucden Rechte, ®) 3) deögl. die anentgeidllchen D 
port befländiger Sruchtabgaben an ten Ablieferungso 
welche den Grbpächtern nach befonderen Erbpad 
Obfervangen oblagen, 4) ingleichen die Jagddien 
in der gewöhnlichen Iagtzeit, wie die Jagtgerechtigfeite 
mit Ausnahme des Blutzehnts, 6) die faudemien u 
abgaben (fo weit fie nicht etwa in der V. v. 1. 
abgefhafft fpeziell aufgeführt ſtehen), hinſichtlich 
und Berwantlung in einfahe Brundzinfen 
fung zum 25fachen Vetrage aber nur dann, wen: 
einzelne Grunpfläde nicht ausführbar wäre. ®) 

Einen Theil der in dem Gef. v. 1. u. 3. Sept. 
Stantes» und Gutsherrn verheißenen Entſchadigung 
erſt die Preuß. Regierung geleiftet. 


Diertes Stück. 
Die Preußiſche Agrargefeggebı 
L 
Vorbereitung und Gegenfland des Preuf 
v. 4. Juli 1840. 


Von der Preußifchen Gefepgebung blieben dieſe 





Na.a.D. S. 20. 245. 
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: Berbältniffe in den vormald Naffauifchen Landestheilen infowelt 
übrt, als durch die Naffauifche Geſetzgebung die unentgeldliche 
affung mehrerer perfönlicher und dinglicher Abhängigkeitd-DVerhältniffe 
räuerliden Beſitzer oter die unentgeldliche Aufhebung von Reallaſten 
nur mit Vorbehalt einer Staatdentfchädigung) — erfolgt mar. Die 
B- Geſetzgebung fegte diefe zur Naffauifchen Befigzeit geſchehene Ab⸗ 
ung und Aufhebung voraus; — denn auch das Gef. v. A. Juli 1840 
dnete nur über Ablöfungsmittel und Abfindungsgrunpfäge. — Infos 
blieben alfo die oben erdrterten Nauffauifchen Verordn. in fortdauern« 
Yültigfeit und Wirkſamkeit, wenn fle auch inzwifchen längft zur Aus⸗ 
ng gefommen find. | | | 
Heichwohl umfaßte das Reviſionswerk der fremdherrlichen und Deut⸗ 
Agrargefeßgebung auch die vormald Naffauifchen Landestheile, ebenfo 
ar; ed ging gleichen Schritte mit dem im Herzogthume Weftpbalen, 
tegenfchen und im Wittgenfteinfchen (vergl. deshalb Tit. II. III., IV.) 
urch diefelben Stadien, — Durch eine Provinzial«, Minifterial» und Immer 
Rommiffton. In Betreff der Naffauifchen Lanvestheile, fowie des Wetz- 
en Gebiets, befchränften ſich indeß vie Tegigslativen Verhandlungen 
: hauptfächlich auf die Art und Weife, wie die Ablöf. O. v. 13. Juli 
! dafelbft zur Anmendung zu bringen ſei. Dabei wurden die Fuͤrſten 
ed, Solms-Braunfeld und Solms⸗Lich gehört; die Regelung der ges 
* Verhaͤltniſſe war zur Verhandlung über die Gewerbe⸗Ordnung 
fchieden. 
Jemgemäß hatte das hierauf erlaffene Geſetz wegen Abläfung der Real⸗ 
: in den vormals Naffauifchen Zandesıheilen und ter Stadt Weplar 
zebiet v. 4. Juli 1840 (G. ©. 1840. ©. 195. ff.) wefentlih nur Ab» 
ngenormen und Abfindungsbeſtimmungen, nicht materielle 
derungen. oder Ergänzungen der vorausgegangenen Naffauifchen Agrar⸗ 
e, zum Gegenſtande. Es vervollflänvigte dieſe letzteren nür bezüglich 
Jeftimmungen über die definitive Ablöshdıkeit und die Abfin— 
jögrundfäge, fowie wegen ded Verfahrens; ſchloß aber ebenfalls 
die lehnsherrlichen Rechte von ver Ablöfung aus, unter den Abld- 
mitteln übrigens, in Berücdfichtigung der großen Zerftüdelung des Bo⸗ 

die Lantabfindung. Es mar dad Gefeg von 1840 bingegen auf 
Iblöfung der feſten Geld», Getreide» und anderen Natural» Abgaben, 
jehnten, der zufälligen Rechte (Kaudemien, Gewinngelder) und der 
te, einfchließlich der Jagddienſte, gerichtet. 


1. 
Die neuefte Preußiſche Geſetzgebung. 


. Im Allgemeinen. | | 

ft Durch Das Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850 find nunmehr I. von den 
der Naffauifhen Geſetzgebung ſtehen gebliebenen Realrechts⸗ 
Itniffen weiterhin unentgeldlich aufgehoben ($$. 2., 3.): 1) die 
yienfte, 2) die lehnsherrlichen Rechte, Tegtere mir Ausfchluß befonterer 
ben oder Leiftungen oder ausdrücklich vorbehaltener Nutzungen, !) — 
3) dem Eigenthumd- und refp. Obereigenthumsrecht Ted Erbverpäch- 
wie des Lebnäheren; dabei ift IT. Durch dies neuefte Gefeß auch wies 
ı das Abldf. Gef. v. A. Juli 1840 befeitigt (6. 1. Nr. 26.), an deſ⸗ 
Stelle die übrigen Beftimmungen des Abldſ. Gef. und des Rentenbank⸗ 
v. 2. März 1850 in Nüdficht aller, nach der Naffauifchen Geſetz⸗ 


I) 98. % und 5. des Ablbſ. Geſ. v. 2. März 1850. 





des Ablöf. Gef. v. 4. Juli 1840 fchon früher tie allg 
gen für Tas Reſſort der Auseinanderfegunge- Behörden, 

Wenn nach 6. 112. des Ablöf. Gef. v. 2. März 
das Verfahren, fowie die Mechte dritter Perfonen regel 
gleichwohl, laut F. 1., im Allgemeinen aufgebobenen At 
fomweit fle nicht Durch Died Oefeg und „nas Rentenbar 
1850 austrüdlich abgeäntert find, in Kraft bleiben, | 
fonder8 folgente zu rechnen fein: 

0) der $. 105. des Ablöf. Gef. v. 4. Juli 1840 ı 
der Berechtigten *) und 

ß) der F. 107. in Betreff des Abzuges wegen der 
beide aber doch nur für den Ball einer bloßen ! 
Abgaben (vergl. ven — neuerlich aber fuspendirten 
$. 65. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850), nicht für 
Idfung, in welchem letzteren Falle vielmehr die Abfindu 
ten durch Mentenbriefe und ver 6. 18. des Rentenbar 
nach „die an die Rentenbank abgetretenen Menten bei 
deren Verpflichtungen des belafteten Grundſtücks daſſe 





1) Der $. 105. lautet: 
„In den vormals Raflauifchen Landestheilen ift der Berech 
„ber ihm bei der Ablöfung überwiefenen Geld— 
„gaben nad) näherer Beflimmung des $. 42. de 
„dv. %. Sept. 1812*) zu fordern befugt. In gleicher 
„Nellung der ihm gebührenden und nicht fofort bez 
„Tindung verlangen. Bei den Ablöfungen in dem ( 
„Weplar follen die feftgefepten Jahresrenten und K 
„ſämmtliche für die abgelöfeten Leiflungen verhaftet 
„getragen werden, jedoch foll auch hier der Bered 
„Gintragung auf einen Theil der Grundſtücke 
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i, welches die Geſetze den Staatsſteuern beilegen, auch Feiner Eintragung 
fen“ (vergl. au F. 64. des Rentenbank⸗Geſ.). 

In Betreff des Grundſteuerabzuges. 
Rit dem R. v. 9. Oft. 1813 ſchloß die Naffauifche Gefehgebung 
der Zeit vor der Preuß. Beflgnahme über dieſen Gegenſtand ab. In 
Breuß. Geſetzgebung findet ſich Darüber nur der 6. 107. des Abldſ. 
v. 4. Juli 1840, ) deſſen zweiter Satz ſich auf die (fchon im Tit. 
betr. die Srafichaften Wittgenftein, befprochenen) -Beflimmungen der 
. 21. Juni 1815, betr. die DVerbältniffe der vormald unmittelbaren 
ſchen Meichäftände in den Preuß. Staaten (8. ©. 1815. ©. 103.), und 
azu erlaffenen Inftruftion v. 30. Mai 1820 (G. ©. 1820. ©. 81.) be= 

Dazu ift bier zu bemerken, daß es in den vormals Naſſauiſchen 
ern und im Kreife Wetzlar vorzüglich nur folche Meallaftenberechtigte 
denen als früheren fouverainen Fürſten die Befimmungen jener Preuß. 
tn. von 1815 und 1820 zu flatten famen, deren Befchwerden über 
verhältnigmäßigen Abzug vom Werthe ihrer Nealberechtigungen Sei» 
der zur Gewährung diefer Berechtigungen und gleichzeitig zur Zahlung 
Srundfteuer DVerpflichteten, durch jene Preuß. Verordn. von 1815 und 
mithin erledigt waren. 
!ünftig findet nun — zufolge des $. 66 des Ablöf. Gef. v. 2. März 
— der gedachte Abzug von der Grundſteuer nur noch proviſoriſch 
ur Ablöfung flatt, hingegen bei der Abldfung der Neallaflen nach 
ßgabe dieſes Geſetzes, weder eine Ermäßigung der Abfindung 
ı der den pflichtigen Grundſtücken auferlegten oder aufzulegenven Grund⸗ 
n, noch eine Umfchreibung der von den berechtigten Grundftüden für 
bgelöften Reallaſten zu entrichtenden Steuern auf die verpflichteten 
dſtücke, und ed hat auch der F. 107. des Ablöf. Gef. v. A. Juli 1840 
m weiteren Kontert des F. 66. a. a. D. (f. den Kommentar zu dem«- 
) feine, dem obigen Prinzip entfprechende nähere Beflimmung er⸗ 
i. 
. In Betreff der Gewerbs-⸗Berechtigungen und Abga⸗— 
wie der Zwangs- und Bannrechte. 
eren Aufhebung und Abldfung iſt in den vormals Naffauifchen Lan⸗ 
eilen und Wetzlar erft unter Preußifcher Hoheit und zwar erſt in Ge⸗ 
eit der Gewerbe» Orten. v. 17. Ian. 1845 erfolgt, refp. zu bewirken; 
Gewerbe⸗Ordn. tritt gegenwärtig rüdfichtlich der auf Mühlen haften⸗ 
Reallaften das Gefeg v. 11. März 1850 Hinzu. 


) Diefer $. 107. lautet: . 
enn ber Berechtigte, in Deriehung auf die ihm zuſtehende Realberechtigung 
end einen Beitrag zur Grundſteuer des verpflichteten Guts zu geben 
t, fo foll verfelbe Beitrag auch bei jeder Ablöfung In Anfchlag ges 
acht und daher der Werth der Leiftung um fo viel geringer ges 
ätzt werben. 

„Die Entfchädigungsrenten, welche der Berechtigte etwa, vermöge der ihm 
Rebenden Grundfienerfreiheit, von Seiten des Staats für jene Beiträge bes 
ht, follen ihm deſſen ungeachtet unverfürzt fortgezahlt werben; der Staat 
indeß befugt, die Abldfung derfelben durch Zahlung des fünf und zwanzig⸗ 
ben Betrages zu bewirken.” 


1 
Pa 


ae NE Pe 





(Gleichzeitig auch mit Rückſicht auf das Befe 

1840, ©. ©. 1840. 151., für das Fürſtenthur 

weldhem mit wenigen Ausnahmen [f. oben ©. 
das Geſetz Nr. 939. gilt.) 


j I. 
Erläuterungen zur Kab.Ordre v. 21. April: 


Die K.⸗O. v. 21. April 1825 (Nr. 937.), weldhe | 
wöürfe genehmiget, bezeichnet lediglich ven Standpunkt, 
Legislation bei Meviften ter fremdherrlichen Geſetzgel 
fohlieglichen Redaktion der drei Oefepe andgegangen ifl, 
leitend gewefenen Beweggründe. Zur Auslegung der eir 
Beftimmungen felbft bietet fie Feine entfcheidenten Mom 

1) Ueber das Verhältniß, in welchem einerfeitö a) die 
fremdherrlichen ®efege und b) das hierauf erlaflene, jet 
hobene Preuß. ©. v. 25. Sept. 1820, betr. vie gutöher 
lihen Berhältnijfe in den vormals zum Königreiche Weftn 
Derjogtpume Berg oder zu den Sranzäfifch-Hanfeatifchen 3 

andestheilen (®. ©. 1820, ©. 169) zu den drei Geſetzen 
annererfeiß, ſtehen, beflimmen die ausprüdlichen Vorſchri 
fel 


a) In der Einleitung diefer Ieteren heißt es: „mit Aufh 
25. Sept. 1820, infofern nicht einzelne Beſtimmu 
dur das gegenwärtige Geſetz (beziehungsweiſe N 
940.) ausdrücklich beſtaͤtiget werden;“ ſodann 

8) im $. 1. derſelben: „daß die — hier namentlich aufgef 
vormaligen Königreiche Weftphalen, im vormaligen Groß 
und in den Branzdf.Hanfeatifchen Depart. oder dem Kipy 
nenien) fremdberrlihen Geſetze aänzlih außer Kraft 
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m Schluß des $. 1. derſelben: „daß von dieſer Aufbebung nur 

Igen Beftlimmungen jener frempherrlichen Gefege ausgenommen 

elche in den eigenen Geſetzen ausdrücklich erwähnt und 

gt werden;” endlich . 

m $..2. derfelben: „an die Stelle dieſer aufgehobenen Geſetze 

2. gegenwärtige Geſetz (reſp A., B., C.) nebſt der Fünftigen 
d u 


ron.*. 
Ueber die rückwirkende Kraft der aufgehobenen, refp. fremdherrlichen 
und des Gef. v. 25. Sept. 1820 beftimmen die allgemeinen Prin- 
er 66. 14. und 15. der Einl. zum A. L. R., womit auch der Art. 2. 
AliminarsTiteld zum Code civil üßereinftimnt, wonach neue Geſetze 
unter der Herrfchaft ter früheren vorgefallenen Handlungen 
egebenheiten nicht angewendet werden koͤnnen. Endlich 
disponiren hierüber die übereinflimmenvden Vorfchriften refp. des 
A., 94. B. und 91. O., daß J 
Begenflände dieſer Geſetze durch Vergleich, Indikat oder ſonſt rechiegüftig 
eſtgeſetzt find, es dabei inſofern fein Bewenden behaͤlt, als dadurch nicht 
erechtſame, die nach dieſen Geſetzen ohne Entſchädigung abgeſchafft find, 
pandelt aufrechterhalten werden ſollen“; 
e dies im F. 67. des Gef. v. 25. Sept. 1820 gleichmäßig beſtimmt 
. das Weitere zu ven ad 3. angeführten 88. unten). 
‚gl. das Erf. res Ober⸗Trib. v. 11. Mat 1838, wonach nur nach 
der 8-D. v. 21. April 1825 gedachten Geſetzen ſelbſt zu ber 
n tft, inwiefern ter faftifche Reansguftend beibehalten worden. 
Bd. 4. S. 83 ff) Vergl. auch oben S. 897 ff. Kap. II. Tit. T. 
1. ad I. und IV. | 
Icyen einzelnen Beflimmungen der frempherrlichen Geſetze eine forte 
e Wirkſamkeit verblieben ift, wisd weiter unten bei den einzelnen 
nerft werben. Vergl. hierüber unter Andern die 66. 15. und 73. 
15. 49. u. 54. B. und $$. 15. u. 52. C. 


I. 


terungen zu den drei Geſetzen v. 21. April 1825, Nr. 938., 
939. u. 940. (A., B. u. C.) | 


Zur Einleitung. 


rgl.: I) wegen ded Umfanges der territorialen Wirkfamfelt der drei 
‚ Kap. II., die Vorbemerk. und Zit. I., IL, III. (oben ©. 854 ff., 
860 ff. u. 863), desgl. 2) wegen der Bezeichnung „Franzoͤſiſch⸗ 
:atifchbe oder Lippe»Departement,“ Kap. Il. Vorbemerf. 4. u. 6., 
f. (oben &. 868) und Kap. III. Tit. I. Stüd 2. ad I., II., III.; 
S. 877 fi.) 3) wegen des befchränften inneren Umfanges des Gef. 
Sept. 1820 und deffen Erweiterung durch die drei Gef. v. 21. April 
Kap. III. Tit. I. Stück 4. ad III. (oben &. 901 ff.) - 


Zum Titel I. 


den Geſetzen, nach welchen die bezeichneten Begenftände 
zu beurtbeilen find) 


und zum 6. 1. (A.B. C.) 


Die im $. 1. der drei Geſetze gedachten fremdherrlichen Dekrete und 
hen Beftimmungen find zufammengeftelt in 3. D. H. Temme’s 
lung der Königlich Weſtphaͤliſchen, Großherzoglich Bergifchen und 


“ 








J egen dieſes A 
führlich verfügt, auch im $. 97. A. beſtimmt ift 
$5 79. ff. an tie Stelle jener beiden fernerhin nicht meh 
fommenden Weftphälifchen Sefeye treten."  Hinge, { 
18. Jan. 1813 (Temme a. a. DO. ©. 55), betr. die Bi 
ter Zehntherr dem Behntpflichtigen wegen ter Brundfte 
im F. 1. A. unter Mr. 14. fpeciell erwähnt und außer A 

2) Bu ©. Im. 1. C. find unter c. diejenigen Gefi 
gefühet, welche in den Branzdf.» Hanfeatifchen Depar 
ipper Depart., nach ber Abzweigung des legteren und 
Dber-Emb-Depart. vom Königreiche Weftphalen und Großl 
erlaffen find, hingegen unter a) und b) diejenigen, welde 
beiden Staaten erlaffen, daher für die von ihnen abge 
jener Sranzdf. Depart. gültig waren.*) 





4) Bon welchen Depart. indeß nur ein Theil des Obe 
an Preußen gefommen if. (f. oben ©. 855 Note 2.) 

2) a) Vergl. wegen der vom Königreihe Weſtphalen uni 
Berg Ende 1810 zu Branfreich abgeweigten Bebieistheile obe 
u. ©. 856 Rote 1.u. 2.; desgl. oben ©. 857 Tit. I. A. 12. © 
zit. U. A. Rr. 4. Anm.; ferner Tit. II. ©. 863 A. 1 
Stüd 3. ad II. A’ zu III. ©. 886 f. — Die Bezeichnung ale } 
tifche Gefege ſtellt dh nad) diefen Afegaten als eine inforrecte 
dieſe Gefege unter c. auf das Lippes Depart., welches zum Ap 
Anfangs im Haag, dann au Aüttich, gehörte, ausgebehut wurden 
Def v. 22. Jan. 1813 Ne. 13, für alle, fowohl die f. g. 
als die f.g. Holländifhen Depart. „dans tons les Br rd 
pire oü il existe encore des dimes“‘ (Temme, a. a. D, ©. 

* b) Die trei unter c. Mr. 11. 12. 13. aufgeführten Franzi 
tem theils Modifikationen und Erweiterungen, ſelbſt einige Beic 
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Im Allgemeinen. 

Zu den Gefegen Nr. 938. (A.) und Nr. 940. (C.) In 
en Landeötheilen, welche vormald zum Königreiche Weftphalen und 
Sranzöf. (dem Ober⸗Ems⸗ und Lippe) Depart. gehört haben (A. 
t gegenwärtig ausfchließlich als ſubſidiariſches Recht das A. 2. M. 
fien fpäteren Ergänzungen und Erläuterungen. Denn (ad C.) audh 
Holländifchen Abtretungen auf der nörtlichen Spike des Kreifes 
jo wie in tie Aheinifchen Kreife Need und Duisburg. (als ältere 
beile Kleve, Effen, Werden) ift daffelbe, dort laut F. 3. des Bat. 
Mai 1818, bier durch Pat. v. 9. Sept. 1814 eingeführt. ?) 
Bereiche der Geſetze A. und C. kommen bei der Entfcheidung über 
diefen Gefegen behandelten Gegenftände nad) der Priorität in 
t: 


zunächft die Befege Nr. 938. (A.), reſp. 940. (C.) und jegt das 
Gef. v. 2. März 1850 nebft dem Mentenbanfgef. de eod., Tas 
Is Ablöf.» Gef. v. 11. März 1850, und daß Gef. v. 3. März 1850 
en erleichterten Abverkauf Fleiner Grundftüde, fo weit dadurch die 
Nr. 938. (A.) und 940. (C.) abgeändert find, (vergl. Kap. 1. 
II.), mit den dazu ergangenen Ablöfungsbefimmungen; 

fodann die zu Bolge Publifationd- Bat. v. 9. Sept. 1814 und in 
nnöverfchen Landestheilen v. 25. Mai 1818 ($. 3.), xefp. 15. Nov. 
aufrechterhaltenen Gewohnheiten und Provinzialgefege; 

endlich das U. 2. R. nebft deſſen Erläut. und Erg. zu denen auch 
ndeskultur⸗Ed. v. 14. Sept. 1811 und das Er. v. 9. Oft. 1807 ges 
f. oben Bd. 1. ©. 27 ff. u.S. 80 ff.) 

mentlich find Eriften, Art und Umfang der aufgehobenen oder ab⸗ 
m Gerechtfame und Verpflichtungen, fo weit tarüber in den beſon⸗ 
zu 1) gedachten Agrargefegen nichts Abweichendes ausdrücklich bes 
ift, nach ten Rechten und Gefegen zu 2) und 3) zu beurtheilen. 
. Zum Gefeg Nr. 939. (B). 

dem Gef. für die zum Großherzogthume Berg gehörig gewefenen 
tbeile ift im F. 2. zufäglich beflimmt, daß, wo die allgemeinen 
en Gefege (der Code civil) fortbeftehen, 

zunächfi dad Geſetz B. nebft Ablöf. Orten. 

fodann die durch die fremden Gefege nicht abgefchafften Gewohn⸗ 
und Provinzialgefege, 





erhältniffes, ben brei Fenpſ. Agrar⸗Geſetzen vorausging. (Vergl. oben 
5 ff. Kap. IN. Tit. I. St. 3. ad II. in fine und oben S. 860 ff. Kay. IL 
. A. 4. Anmerf.) 

ie 88. 1. B. und C. haben viefer Berzualic Mrembergifchen Berordn. 
veiter erwähnt; fie waren beziehungsweife in dem weit umfaflenderen Groß: 
ich Bergifchen Defr. v. 13. Sept. 1811 und dem Branzdf. Dekr. v. 9. Dec. 
aufgegangen. Vor der Vereinigung der Herzoglich Arembergifchen Gebiete 
haufen nebft einem anderen Theil des Amts Dülmen mit dem Großher⸗ 
m Berg, waren in diefem letzteren ſonach bereits die Defrete v. 12. Der. 
wegen Aufhebung ver Leibeigenfchaft und der Kolonats-Verfaſſung, ımd v. 
m. 1809 wegen Aufhebung der Lehue, erlafien. ine fpecielle Publikation 
eu in den Arembergiſchen Gebieten hat fpäter nach dem Zeitpunkte tiefer 
igung, dem 2. Febr. 1811, nicht flattgefunden. (Vergl. Welter, tas 
rrlichsbäuerliche Nechtsverhältnig $. 47. Anm. a. ©. 118, dagegen v. K. 
. Br. 17. S. 205.) 

I) Wegen der Suspenfion ber frembherrlichen Geſetze vergl. oben S. 897 ff. 
II. Tit. I. Stüd A. ad I. 1. II, 

) Bergl. oben S. 881 ff. Kap. IH. Tit. I. Stüd 2. ad III. ad A. in Ber 
d mit Kap. Il. Tit. II. A. 5. 6. Ti, IL. A. 4. 5. ſ. oben S. 860 ff. n. S. 864 ff. 


nr 





fo weit darüber nicht peinzipaliter die Ablöfungdgefege, 
gefchaffte Gewohnheiten unt Provinzialgefege entſcheid 
miffarifche und proceffualifche, reſp. vichterliche Verfa! 
allen, tem Geſetz zu B. unterworfenen, gleidy 
provinz gehörigen Landestheilen, bezüglich 
und Berbandlungen ter Abldf. und Neguli: 
Deffort der Auseinanderfegungsbehörten überhaupt an 
v. 20. Suni 1817, 7. Suni 1821, 30. Juni 1834 u. 
G. D., und es tritt auch in diefem heile ver Rheinp 
ten; des Nevifions-Kollegiums für Landes Ku! 
ter Reviſions⸗ oder Nichtigfeitö-Inflanz, die des Ob 
eine ſolche Inſtanz gegen Entfcheitungen des Reviſ.⸗K 

abe ter K.⸗O. v. 15. März 1834 (G. ©. 1834, € 

2. Nov. 1844 (®. ©. 1845, ©. 19) überhaupt zulä 
bei den Auseinanderfegungen vorkommenden Streitigkeit 
ohne Ausnahme ein, 

CC. Zu den drei Geſetzen (A. B. C.) 

1) Bon der Einführung find in den 66. 2. viefer 
die befonderen Befege über Megulirungen und Abloſ. 
(vergl. die Worte ver 66. 2.) auögenommen, alfo da 
14. Sept. 1811 nebſt ven fpiteren Ed. und Verordn. d 
die Abloͤſ. Ordn. v. 7. Juni 1821, obfchon letztere a 
Meftphälifch gewefenen, von Sachſen ıc. abgetretene: 
feits der Elbe erlaffen if. Diefe Ausnahme Hat jet, 
befonteren Regulir.» und Ablöf.»Gefege durch ©. 1. 
2. März 1850, ihre innere Bedeutung meift verloren. 

2) Wieweit tie Provinzialgefege und Gewohnheiten, 
Pat. v. 9. Sept. 1814 in den wiebererworbenen und 
phältfchen, von Sachfen erworbenen, refp. den enflavirte: 
dem $. 3. des Pat. v. 25. Mai 1818 refp. tem Pat. 
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le eivil aufgehobenen Provinzialrechte in allen den Fällen 
der volle Wirkſamkeit erhalten haben, in welchen das A. L. R. 
ꝛx den Gegenſtand derſelben feine Beſtimmung enthält. Da⸗ 
haben denn jedenfalls alle diejenigen Rechts⸗ und Verpflichtungsver⸗ 
riffe des Agrarrechts ihre Gültigkeit behalten, welche vie fremtherrlichen, 
die an ihre Stelle getretenen Preuß. Ablöf.- und Regulir.⸗Geſetze zum 
enſtande ihrer Berfügung gemacht, und nicht ausdrücklich aufgehoben 
abgeändert, indbefontere diejenigen, welche fle für forttauernd' und nur 
Bar erklärt haben, tamit aber auch die provinzialrechrlichen oder auf 
Bögewohnbeiten berubenten Beftimmungen, in denen fich diefe Rechts⸗ 
Zeiftungsverhältniffe grünten, und welche der Code civil nicht kennt 
milht mebt in fid aufgenommen bat. (Vergl. Weiter das gursherrlichs 
Eiche Berbältniß 86. 66. 67. ©. 163 ff.) 
Emgeachtet ter gründlichen und forsfältigen Bearbeitung der Provinzial« 
ke feit tem J. 1815, ift jedoch eine Kotififation derfelben in ten Pros 
wa linf8 ver Elbe nicht erfolgt; auch iſt die Staatdentmwidelung über 
ſolche Aufgabe gegenwärtig binausgefchritten. 
I) Tas Geſez betr. die Zertheilung von Grundſtücken und tie Grün⸗ 
neuer Anflevelungen v. 3. Ian. 1845, (G. ©. 1845, ©. 25) fo wie 
Y demfelben ergangene Ergäinzungögefeg v. 24. Mai 1853 (G ©. 1853 
1) gilt zwar links der Eibe in der gan,en Provinz Sachſen, mithin 
in den vormald Königlidy Weſtphaͤliſch gemefenen Gebietstheilen der⸗ 
u, jedoch nicht in ver Provinz Weſtphalen, für welche eine befontere_ 
- 11. Juli 1845 (8. ©. 1845, ©. 496) betr. die neuen Anſiedelungen, 
En ift, und eben fo wenig in den Rheiniſchen Kreifen Rees und 
urg. 
. Giecht sſpruͤche über einzelne, die Agrargeſetzgebung be» 
ende provinzialrehtlihe Befimmungen. 
) Zufolge des Art. III. des Weftphälifchen Dekrets v. 21. Sept. 1808 
Bullet. ded vormaligen Königreichs Weftphalen Bd. 2. Nr. 57. ©. 619.) 
⁊ Ginführung des Code civil feit tem 1. Jan. 1808, ift die frühere 
ervanz, daß bei vormals eigenbehdrigen Kolonaten gebrech— 
Sofesfinder lebenslängliche Verpflegung auf der Stätte 
wdern befugt, aufgehoben, diefelbe auch nach $. 2. des Pat. v. 9. Sept. 
nicht wieder bergeftellt; auch ift dies nicht geſchehen durch die 
>. v. 24. Nov. 1833 (©. ©. 1833 ©. 292). (Erf. des Ob. Trib. v. 
a5 1840, in den Entſch. Bd. 6. S. 119 — 127.) 
> Die frühere partifularrechtliche Befugniß, von einem vormald eigen- 
ägen Kolonate veräußerte Pertinenzftüde zurüdgufordern, — das Re⸗ 
wilidationsreht — ift durch die fremdherrliche Gefeßgebung auf⸗ 
Ben und fann nicht mehr ausgeübt werden; auch haben die Defcen- 
a des Beflgerd, oder die fonftigen Sufcefflondberechtigten — Aner⸗ 
— fein Widerſpruchsrecht, weder gegen Dismembrationen, 
gegen Veräuferungen. (Erk. des Ob. Trib. v. 22. Mai 1840, in den 
>. Bb. 6. ©. 139— 145.) Vergl. ebendaf. S. 139 vie Literatur über 
>gen. Nevofatorien= oder Reuniond-Klage. 


Zum Titel m 


Bon den gutöherrlich-bäuerlihen Nehtsverhältniffen.) 
Zum $. 8. (A., B., C.). 


suite den gutöhertlihsbäuerlichen VBerhältniffen des Tit. II. 
zu alle Rechte von gutsherrlicher Natur und die denfelben ente 
enden Verpflichtungen verflanden. Welchen Rechten eine folche gutb⸗ 
EE-Rultwe-Öclehg. BD. II. 60 


an 





- Da 
» 
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u 


b 
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marf, welche voues wigenthum bejapen, freie, nıcht ſchou 
deren Bauergüter feinem gutsherrlichen Heimfall unterm 
Brovinz Recht Abfchn. 2. ©. 20., 21., 40., 61 -64. und ſ. u 


2) Unter die 66. 3. fallt au eine Bariermüb 
gewinngut war, intem in Reibgewinn nicht nur ganze 
felbft einzelne Gärten, Weiten, Büſche, Häufer in S 
fogar Gerechtigfeiten, wie tie Fiſcherei, ausgethan wur 
Nr. 939. (B.) Leib⸗ und Zeitgeminngüter ausdrücklich de 
(Erf. des Ob. Trib. v. 15. Ian. 1852, in Striethorſt's! 

Ingleichen ift e8 unerheblich, ob ein Kolonat in 
einem Dorfe liegt. (Erk. des Ob. Trib. v. 2. Oft. 1834, 
berg. Arch. Br. 2. ©. 474.) 


3) Dagegen zählt ter $. 35. B. und ter 6. 33. 
bantigungds und bofhörigen Güter zu denjenigen, wel: 
bennlihen Verhaͤltniß in Verbintung fteben. 2) Ta 
gungsbrief nicht al8 ein fchriftlicher, zmeifchen dem Hı 
mann errichteter Vertrag über Verleihung eines Guts 
an legteren gegen Entrichtung von Kanon, Zins oter 
betrachtet werten fann, fo findet bei Ablöfung der Abga 
Werdenſchen Hobs⸗ und Behandigungsgütern) nicht te 


1) Vergl. über die Hebs⸗, Behandigunge⸗, Lathen: ı 
Dönniges Lantesfult Geſetzgeb. Bd. 2. ©. 180, Sommı 
bäuerlichen Rechtsverhältniffe S. 261 ff., Rive Banergüter 
wegen der in Kleve und Marf S. 55 ff., wo tiefe Güter 
feuda impropria angefeben wurden, (a. a. D. ©. 60, 64), 
fen ©. 371, 437. — Das Verbältniß zwiſchen dem Hebsh— 
und tem Hebemann oder Hofhürigen (Diinifterialen, Lither 
das Verhältnig zwifchen dem Lchneheren und dem Bafallen, 
von dem zwiſchen Gutsherrn und Bauern. Die Behantign 
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ed Abloͤſ. Gef. v. 2. Maͤrz 1850 Anwendung (Erk. des Keviſ. 
. 8 1852, in deſſen Zeitfchr. Bd. 6. ©. 80. und Praͤj. Sauml. 
ir. 30.) . | u 


[4 


Zum. $. 4. (A. B. C.) 
(Aufgehobene Rechte der Gutsherrn.) 


Die Leibeigenfchaft (Erbunterthänigkeit, Cigenbehoͤrigkeit u. f. w.) 
it ihren Folgen ohne Entfhädigung aufgehoben — 
Belche Rechte und Verbindlichkeiten unbedenklich als Wirfungen der 
ſchaft Poeſthen werden und abgeſchafft bleiben, darüber beſtimmen 
nten 8%. 
tie 68.5. ff. enthalten aber Feine erfchöpfende Angabe aller folcher, 
: Reibeigenfchaft entfprungener und deshalb unentgelvlich 
ider Fol gen berfelben, inſoweit fie zugleich einen objektiv⸗dinglichen 
t— die Natur von Realleiſtungen — angenommen hatten, d. h. 
n Grundbeflge Bafteten; denn nur bei folgen Reallaften kam es 
Unterfcheldung ihres Urſprungs, ob aus dem perfänlichen Subjek⸗ 
nd Abhängigfeltd» oder aus tem Beflg- Verhältniffe zu einem Bauer⸗ 
Monate), an. Es war ter Leibherr und der SutBderr meift die» 
zerſon und ebenfo mar der Bigenbehörige. zugleich Inhaber und 
ıcher des Kolonatd, oder wenigftens Glied der zum Kolonate erb⸗ 
en Bamilie, fo daß, ſubjektiv und objektiv, vie aus den perfönlichen 
gkeits⸗ und Berpflichtungs =» Berhältniß bervorgegangenen, mit der 
Schaft zufammenhängenden Leiftungen mit denjenigen Berbindlich- 
velche auf dem (fei es urfprünglich oder ex nova gratia verliche- 
er auch nur, durch gutöherrliche Inveftitur beftätigten) Grundbeſitze 
miteinander vermifcht und verwachfen waren; oft fanden ſich die⸗ 
teallaften bei dem Kolonate des Hörigen, wie des perſoͤnlich freien 
vor. Die fremdherrlichen Defrete fanden Gegenfat und 
Hied zwifchen ven aufgehobenen Folgen ver Leibeingen 
ınd den fortdauernden, nur ablößbaren Reallafen darin, 
pie Iegteren wiederum als Bolgen und Aequivalent (pars 
einer geſchehenen Ueberlaffung von Grund und Boden 
Einräumung eines dinglichen Rechts tarftellten. ?) 


Bergl.: 
as Weſtphaͤliſche Dekr. v. 27. Juli 1809, wodurch das die Leibeigenfchaft 
de Defr. v. 23. Ian. 1808 erklärt wird, im Art. I, wegen ber Dienfte; 
das die Bergiſche B. wegen Abfchaffung ber Leibelgenfchaft v. 12. Der. 
yänzende Bergifche Def. v. 13: Sept. 1811, welches, — abgefehen von 
S$., in denen einestheils bie unbedingt abgefchafften (Art. 1—4., 21., 
29.) und die anderfeits fortdauernden Rechte und Laflen, (Art. 15., 33., 
‚ namentlich und fpeciell bezeichnet, anderntheils für eine Anzahl ſpeziell 
x Laſten der einen oder andern Kathegorie Bermuthungen bis auf Gegens 
resp. Seitens des Butsheren oder Seitens des Bauern anfgeflellt wor: 
. 24., 25., 27., 31., 32., 36.), — im Art. 30. befimmte: 
Es find nur ablöshbar und follen bis zur gefchehenen Ablöfung nad) 
or entrichtet werben alle nutzbare Lehns⸗ oder emphnteutiiche 
te und Verpflichtungen, welcde in ben vorflehenden Atikeln nicht 
nommen find und den Preis und die Debingung einer urfprängs 
n Verleihung von Grund und Boden darftellen;* 
m Art. 3L: 0 
Als folche werben mit Vorbehalt des Begenbeweifes vermuthet a) alle Ab⸗ 
‚ welche nur von dem Eigenthümer oder Befiger des Grundſtücks, fo lange 
Igenthümer oder Befiger If und nach Maaßgabe der Dauer des Beſitzes 
60* 


* 
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, Außerdem iſt in WVetreff einzelner Wirkungen der Leibe 
nfchaft zu bemerken: 

) Ein Maplzähler, veflen Beſitzjahre erft nach Publikation der fremd» 
chen Dekrete wegen Aufhebung der Leibeigenfchaft, xefp. im 
preiche Weftphalen v. 23. San. 1808 und im @roßherzogthume Berg 
. Dec. 1808, angefangen haben, erwirbt das Pekulium für ſich; 
Ben muß ein zur Zeit der alten Berfaffung eingetretener Mahlzähler 
is zur Publikation der fremdherrlichen Defrete erworbene Pekulium 
Ablauf ver Mahljahre an den Erben mit abtreten, nur verbleibt ihm 
als das anderd woher, als aus den Mitteln der Stätte erworbene 
tum. Gaben die Mahljahre aber auch vor Publikation der fremd⸗ 
hen Defrete angefangen, fo iſt der mabtjährlge Wirth doch nicht mehr - 
chtet, das nach dieſem Zeitpunfte bis zum Ablauf ver Mahljahre ans 
Ritteln der Stätte erworbene Pekulium bei Abtretung der Stätte an 
Inerben berauszugeben. (Vergl. den, fowohl mit Rückſicht anf die Mins 
Bavensbergifche, als die Münfterfche ECigenthums⸗Ordn., gefaßten Blenarbes 
des Ob. Trib. v. 12. Dec. 1833 in den Entich. Bd. 4. S. 367, 381—397, 
e taf. angeführten Sckriftfteller, Borentfcheitungen und Provinzialgefege. ') 
ı Der einer zweiten Ehefrau eines mahljährigen Kolonatsbeſitzers im 
nthume Deünfter zufolge ver Eigenthums⸗Ordn. v. 10. Mai 1770 
zach dem Tode ihres Ehemannes gebührende Anfprudy auf vie halbe 
ht Fann nur noch aus einer vertragämäßigen Zuftcherung und nicht 
aus der Eigenthumd» Ordnung hergeleitet werden, wenn die Ehe nach 
lufhebung ver Leibeigenfchaft durch die fremdherrliche Befehgebung 
fen if. (Sf. d. Ob. Trib. v. 18. Of. 1839, in den @utfcyeid. Bd. 5. 


De mit feiner Ehefrau nicht in Gütergemeinſchaft lebende B 
ehemals eigenbehörigen Stätte im Sürenpum Paderborn (Gef. A.) 
Bt verpflichter, für feine Ehefrau die Beweinfaufung der Stätte beim 
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zn den Kaufhoͤfen auf ein bloßes Cigenthum an den Gebäuden und Befs 
en allmählig eingeichränkt worden war. (Bergl. allgem. Cinl. Br. I. ©. 
III., deögl. oben S. 585 Note 3.) 
affen ſich im Allgemeinen auch tie weientlichen Folgen der Leibeigenfchaft 
e in den 66.5. ff. der drei Geſetze gedachten Nechte zurüdführen, fo waren 
b nach den verfchiedenen Bigentbumsorbnungen ſehr verfchieden modiſtcirt 
e Frage, welche Rechte fortvauernd und nur ablösbar fein follten, nach den 
errlichen Gefepen ebenfowenig erfchöpfend beftimmt und mit Sicherheit au 
iben, daher die frembherrliche, wie bie Preuß. Beiepgedung, ihre Zu 
Ifumtionen nahm. ' Das Ablöf. Gef. v. 2. März 1 bat in biefer edle 
vie Geſetzgebung weſentlich ergänzt, dabei aber auch die Gründe für die 
tgelblihe Aufhebung von bänerlien Reiftungen weiterhin auf bie 
ht6: und Schugherrlichkeit ausgedehnt, nachdem durch die Berfafl.s 
e v. 31. Ian. 1850 auch diefe publicikifchen Vorrechte der GOuisherrn ges 
find (f. das Weitere zum $. 46. A. x.). 
Nach der Münfterfchen Tigenthums⸗Ordn. v. 10. Mai 1770 und nach 
ndensRavensbergifchen RigenthumssOxbn. v. 26. Nov. 1741, Eonnte fich 
em Tode des Leibeigenen Beflgers eines etgenbehdrigen Gutes, beis 
imtwe mit Zuflimmung des Gutsherrn wieder verheirathen und in Gemein 
mit dem angeheiratheten Ehegatten, innerhalb einer gewiſſen Zeit, (besies 
weife 25 ober 28 ſ. g. Mahljahre), bis zur Annahme ber Stätte Seitens 
merben, im Gute erhalten; was tiefe einflweiligen Beflper ber Stätte, 
laähfler, mahljährige Wirthe), während ter Mahljahre erwarben, 
Behutium), ging, foweit es bei Ablauf der Mahljahre vorhanden, mit bem 
ammen auf deu Anerben über, wogegen der Mahlzähler von dem Aners 
fich die Leibzucht, für feine während der Mahljahre gebornen Kinder, 
Rusfteuer, fordern konnte. 





Befehls erlaffene Befanntmacdung der Din. tes 3. und ter 
v. K. Aunal. Br. 11. ©. 98.) ®) 


Zu 83 Nr.4 u6.6.(A.B.C),aub F. 44. A., $. 
(und ven drei Verortn. resp. v. 23. Juli u, | 


As ein Ausflug des perfönlichen Eigenbehörigke 
auch Tie ungemeſſenen Dienfte zu betrachten. 


— — — — — 


1) Vergl. die nähere Angabe ber Motive dieſer Ent 
24. B. und 23. C. unten. 

2) 88 beftimmten: 

a) Art 1. Des Königlich Weſtphäliſchen Defr. v. 22 
läuterung des Art, 13. der Weſtphäliſchen Konflitution v. 15 
Leibeigenfchaft aufbebt: . 

„Als Leibeigenfchaftsverbindfid-Feiten werben betrachte 
geheben: 1) blos perfönlidhe Dienfe oder Berfonalfr 
die ciner Perſon einzig aus dem Grunde obliegen, weil ſie 
gewiſſen Ort bewehnt; 2) alle Dienfte, die zwar in Ruückf 
Gruntftüds obliegen, aber unbeflimmt, und von der R 
au fordern bat, abhängig find.” 

b) Das Bergifche Dekr. v. 12. Dec. 1808, betr. bie 
eigenjchaft, Art. 3. Nr. 1. und 4.: 

„Abgeſchafft find chne Entſchaͤdigung 1) der Geſfinde 
Recht ver Breilaffung und der Freifäufe, 3) der Sterbefal 
Kolenat haftet, 3) tie Frohuden, Hands oder Spannbienft: 
perfönlichen Dienſtleiſtungen.“ 

Dazu beflimmte das DBergifche Defr. v. 13. Eept. 1811 

„Alle und jede Frohnden oter Hand» und Spaundi 
nahme unentgeldlich abgeſchafft (ausfchließlich allein ver 
flimmte Zeit Fontraftlich übernommenen, Art. 22.); eben 
„abgefchafft die ftatt früherer Frohnen in Geld oder Lebe: 
nen Leitungen.“ Dennoch TieR Art. 24. Nr. 13. hiniich 
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In den vormald Hanndverfchen Diftrikten (vergl. oben S. 858 
Unter-Abfchn. I. Kay. II. Zu. 1 B, 1. 6. 7.) dauern inteß nad 
A. die ungemeijenen Dienfte fort und follen nur auf Antrag in ges 
verwantelt werten fönnen 1). Jedoch waren laut $. 68. des Gef. 
Sept. 1820 nur die ungemeffenen Dienfte zu Gunften der, Pri⸗ 
nen gehörigen Güter aufrecht erhalten, mithin bezüglich der Do« 
a aufgehoben geblieben. 


Ibwohl der $. 6. (A. B. C.) als ungemeffene Dienfte nur folche ange⸗ 
iffen will, welche von ver Willkühr vesjenigen abhängen, der fle zu 
bat, bei welchen alſo die mehre oder mindere Belaflung der Dienft- 
en in dem Gutbefinden der Dienftherren ftebt, und unter Nr. 1. 2.8. 
Grundſätze als Anleitung für die Beurtheilung der Gemeffenheit ter 
im Gegenfage zur Ungemeffenheit, gegeben find, fo find doch über 
Begenftand vielfache Streitigkeiten und bei deren Entſcheidung Kon⸗ 
ı bervorgetreten, welche legteren jedoch a) beſonders nur foldhe Lan⸗ 
e, welche ven Geſetze A. für dad vormalige Königreich Weftphalen 
zen, vorzugäwelfe die Altmark und das Herzogthum Magdeburg, ſo⸗ 
) hauptfaͤchlich auch nur die Frage betrafen, wiefern bei Zahlung 
id⸗ oder Natural Abgaben oder Entrichtung gemeffener Dienfle, an 
arſprünglich ungemeffener, eine unabänderlihe Verwandlung 
:gteren (vergl. $. 44. Alin. 2. A, 6.24. B. und $. 23. C.) anzuneh- 
d auf die Wiederherftellung der Naturaldienfte (der ungemeſſenen) 
icht wieder zuruͤckzugehen fei? 
dieſe Kontroverfe führte nach längeren legislativen Verhandlungen 
Berorbpnungen wegen Abänderung ver 65.4. 5. 6. 44. 
6. des Gef. v. 21. April 1825, hinſichtlich der an die Stelle 
turalvienfte getretenen Dienſtgelder und anderen Leiſtungen a) in 
(tmartv. 23. Juli 1845 (9. S. 1845. ©. 518 Nr. 2609) ?) b) in. 
vormals zum Königreihe Weftphalen gehörig gemefenen 
ın des Herzogthums Magdeburg v. 23. Juli 1845 (6.6.1845 
%r.2610) 2) und c) wegen Ausdehnung diefer letzteren Ver⸗ 
ng auf die übrigen Zandestheile der Provinz Sadfen, 
zum vormaligen Königreih Weftphalen gehört haben, 
usnahme der Altmark, v. 11. Der. 1845 (©. 6.1945 ©. 832 


3.) *® 

Beef der Übrigen Landeſstheile, welche dem Geſetze 
38. A., und in Betreff aller Landestheile, welche ven Ge» 
Nr. 939. u. 940. (B. u. C.) unterworfen find, mithin der - 
Provinz Weftphalen und derjenigen rechtörheinifchen Theile der 
covinz, welche dum Großherzogthume Berg oder dem Lippe» Depart. 
haben, find die oben allegirten Beflimmungen ter brei Geſetze 
ändert und in fortdauernder Gültigkeit verblieben ®). u 





Vergl. auch die Berichte der AgrarsKommilfion der II. K. und bie Motive 
atss Reg. zum Mbl. Gef. v. 2. März 1850, ©. 255 ff. Gegenwärtig ers 
e Ablöfung auch dieſer ungemeffenen Dienfle nach $. 11. dieſes 

Gef. und dabei die Werthsausmittelung durch fchiederichterlichen Aus⸗ 


Bergl. in Bd. I. ©. 238, 

Bergk: in Br. I. ©. 299. 

Vergl. in Br. I. S. 299— 300. 

a) 4) Im vormaligen Königreich Weſtphalen beflimmte darüber zuerft 
fr. v. 23. Ian. 1808 (f. oben ©. 950 Mote 2.), dann das Der. v. 5. 
308, beir. die proviforiiche Leitung der Frohnen während ber Erndte, im 
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a8 Ober⸗Trih. faßte jedoch unterm 12. Oft. 1840 ven Plenarbe⸗ 
j, „daß die Befchränfung der Baudienfte auf das Bedürfniß der Wirth⸗ 
8= und umeutbehrlichen Wohngebäute des berechtigten Guts für ſich 
ı nicht hinreichend fel, um die Bantienfte den gemefjenen Dienften 
yählen.” (Entf. Bh. 6. ©. 216. 218— 225.) 

Jucch das Erf. red Ober⸗Trib. v. 23. Ian. 1848 wurde daffelbe 
in Betreff ungemeffener Meifefuhren im Pfarrdienſt feflgeftellt und 
eichen Reifen nach auswärts, wenn deren Zahl, die Ortdentfernung 
der Zweck der Reife im Vertrage nicht aufgerrüct worden, für un« 
en erachtet. (Ertſch. Bd. 16. S. 2411 — 248.) ' 
gleich wurde durch dieſe Entfcheid. audgefprochen, daß eine unabe 
erlich gefchehene Berwandlung ungemeffener Dienfte in ge- 
ne oder in Dienftgeld nur dann anzunehmen fei, wenn kein Theil, 


Wochendienſte verpflichtet if, auf den bie Fuhren über Land nach Borfchrift 
wbpachtss und Eigenthums⸗Ordn. angerechnet werben können. (Bergl. Wels 
. a. D. $. 97. ©. 286 und die in den Anmerf. angeführten Beflimmungen 
Rünfterfchen Gigenthums; und Erbpachte⸗Ordn. — ı. DB. $. 92. der letzteren 
ebſt Sutfcheidungen des früheren D. L. Ger. zu Münfter und bes Ob. Trib. 
U für die vormals Bergifchen, als für die vormals Branzöf. Landestheile). 
>) Der Dienftpflichtige, felbft wenn er viele Jahre hindurch anftatt des Nas 
rienſtes Dienfigelt gezahlt Hat, wird dadurch der Naturalleiftung nicht übers 
« ebenfo if aber auch der Pflichtige feinerfeits befugt, auf den Naturaldienſt 
zugehen, fofern entweder Feine qualificirte Verjährung (der Erwerb 
Unterfagungsrechts infolge Forderung und Verweigerung des Naturalvienfles), 
Kein ausbrüdlicher Vertzag wegen unwiderruflicher Umwands 

zwiſchen Berechtigten und Berpflichteten (eine Novation, durch welche an 
e der fonft angumehmenden locatio conductio eine emtio venditio operarum 
en) flattgefunden hat. Berg. $. 90. und 88. 427— 431. A. 2. R. II. 7. 
in Bere des Münfterlandes insbefondere Welter a. a. D. $. 101. 
DE; ferner wegen ber vormald zum Königreiche Weſtphalen gehörigen 
:6theile in der Provinz Weftvhalen*) 8. 2. Kap. V. der Minden⸗Ra⸗ 
ergiſchen Cigenihums⸗Ordn. v. 26. Nov. 1741, in v. Rabe's Samml. Bd. I. 
. 160; ferner in Betreff des Altmärkiſchen Provinzial-Rechts, fo wie 
a der Beflimmungen des gemeinen Rechtes, Cichhorn's Dentiches Pri⸗ 
ht, $. 167. &. 419, $. 250. ©. 636, Müller, Practica civil. March. Re- 
9. 86. 25—238., Scheplis, consuetud. March. Lib. I. pars IV. Tit. II. Nr. 7., 
men’s Beiträge zur jnr. Lit. Br. I. ©. 60 und Goöͤtze Provinz. Recht ber 
we Th. I. S. 134 — 137. Nur für die vormals Sächſiſchen Landess 
war bie Sache Eontrovers, (Vergl. Eurtins Handbuch des Säcf. Eis 
bie TH. I. 88. 305 — 307. S. 408 ff. und dagegen Pinder Provinz. 

der vormals Königlich Sächfifchen Landestheile Th. I. $. 1131. &. 197, 
1. ©. 286 nebft Const. 4. P. II. im Codex August.) — Nach $. 428. 9. 

Il. 7. mußte der Dienftverwandlungsvertrag fchriftlich, zufolge der als Bros 

Igefeb geltenden Magdeburger Polizei⸗Ordn. v. 3. Ian. 1688 aber fogar in 
licher Form anfgenommen fein, wenn er eine unwandelbare Umfcaffung 
taturaldienfte in Dienftgeld begründen follte. 
5) Much die Weftvhälifchen Berichte hatten während der Fremdherrſchaft 
don damals flreitig gewordene Frage, ob eine an die Stelle nngemeflener 
ke nicht unwiderruflich getretene Abgabe nach Art. 9. des Defr. v. 23. Jam. 
für fortdauernd anzuſehen fei? verneint und hiernäcft für die unentgeld⸗ 
Aufhebung des feiner urfprünglichen Befchaffenheit nach für ungemefien zu 
tenden Raturaldienftes erkannt. 


®) Sanptfächlich kam es bier, wie an den meiften Orten, auf die Baubienfe 
auch wegen der andern Dienfte beflimmt aber die GigentbumssOrtn. nur, bag 
ꝛi der Obfervanz verbleiben folle und fonft nur wegen der wöchentlichen Spanns 
se und wegen ber Tageszeit der Dienſtleiſtungen. 
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fheidungen wegen des unentgelvlichen Wegfalls vor 
Dienften, ſelbſt Anfprüche auf Erftattung der feit dem 
Dienfigelver, und das Ob. Trib. nahm in foldyen | 
fegungen einer condictio indebiti al® vorhanten an. 
23. Märı 1836 in Koch's Schlef. Arch. Br. 1. ©. 407 n. 
©. 9. betr. die Grftattung des unterlaffenen + Mbzuges von 


5) Zur Befeltigung der aus tiefen Entfcheitungen 
ſchwerden, insbeſondere auch des Minift. für tie Dom 
nachdem tie Prozeffe mittel 8. O. v. 21. Bebr. 1845 
Geſetz⸗ Entwürfe an den Sädjlihen und Brandenbur 
landtag fuspendirt morten —, tie oben ad 2. gedach 

en für die Altmark und das Herzogthum ! 

3. Juli 1845, von tenen bie leßtere, auf Antrag de 
vinziallandtaged, mittelft V. v. 11. Dec. ej. a. auch 
vormals Weftpbälifchen Landestheile der P 
angewendet wurde, welche ald ein Kompromiß zwifchen 
Berechtigten einer» und denen der DVerpflichteten andere 
die oben dargeſtellten Kontroverfen betrachtet wurden; k 


a) nur der $. 1. derſelben entfcheitet über die Forter 
oder von Natural Abgaben oder gemeſſenen Dienflen, a 
mefjener Naturaldienfte, hingegen verfagt ‚ver ©. 2. aı 
Berpflichteten den Berechtigten den Nüdgıiff auf einen 
turaldienft, an deſſen Stelle Geld⸗ oder Natural - 
worten.?) 


— — — — 6 


1) Vergl. Goͤtze's Provinz. R. der Altmark Th. I. Ab 
wegen der Baudienſte, deren hiſtoriſchen Urſprungs, Befchefl 
lichen Gntwidelung; ebentaf. S. 100 fi. 

1) am .-44 .. Si nd. 


Kiıfae Mann nes aam .4.4 Ga 
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b) Der $. 3. der Verordnungen Beftimmt, daß es: 

a) zwar bei feter, von den Beflimmungen der 66. 1. und 2. abwei⸗ 
iden definitiven Befftelung tiefer Verhältniffe durch rechtöfräftige 
Scheidung, Vertrag oder andere Mechtötitel, welche nach Publikation 
z Weſtphäliſchen Dekrets v. 23. Ian. 1808 erfolgt iſt, fein Be- 
iden bebält, ſelbſt dann, wenn die den Begenftand der Abldfungen, Vers 
je u. f w. ausmachenden Dienfte zu den ungemeffenen gehört hätten, 
oh mit folgenrten Maaßgaben: — 

aa) aus einer nach Publikation des Geſ. v. 21. April 1825 ergans 
en rechtöfräftigen Entfcheidung fann ein Anſpruch auf Zurüdzahlung ober 
Rattung des ſchon Geleifteten niemals hergeleitet werden, wofern nicht bereite 
b der zu reſtitnirende Betrag (die Summe) im Srfenntniffe deſinitiv (rechtes 
Hg) anerfannt wäre ' 

bb) wenn die rechtöfräftigen Erkenntniſſe, Verträge n. f. w. vor Bublifas 
BR des Geſ. v. 21. April 1825 erfolgt Mind, findet darauf die Vorfchrift des 
‚17. Anwendung, wonach die Judikate, Vergleiche ober rechtsgültigen Feſtſetzun⸗ 
auur fo weit befteben, als «w) dadurch nicht folhe Gerechtfame unvers 
It delt aufrechterhalten werben follen, welche nad tem ©. v. 21. April 
» ohne Cutſchädigung abgefchafft find, auch PP) die während ber 
Feuficn ?) ergangenen Judifate über Verhältniffe der, 88. 1. und 2 
Verordnungen von 1845 gedachten Art, der Richtigfeitsflage unters 


t 

welche Faͤlle 

) aber wiederum nach Abſatz 2. $. 8. nur die Beſtimmungen der eben 
Hhten DBerortnung Anwendung finden, gleichviel, ob bereits auf bie 
raldienſtpflicht zurüdgegangen, oter ob Seitend des Verpflichteten gegen 
-ortentrichtung der Dienfigelver Einwand erhoben fei. 

Die DB. für das Herzogtbum Magdeburg und refp. vie für vie 
en vormals Königlich Weftphälifch gemefenen Theile der Provinz 
fen, ausfchließlich ter Altmark, enthält noch den zufäßlichen $. A, 
er für den Ball dieponitt, daß dad in ten 66. 1. und 2. gerechte 
Aleniß durch Indikat, Ablöfung, Vertrag oder andern Mechtötitel nur 
5 eilweiſe definitiv feftgeftellt worken iſt, und zwar folgende befondere 

aben: 

x) Der Berechtigte muß fidy einen, für gemeffene Dienfte bereits erhaltenen, 

ats nach 8. 2., feftgefegten Gntfchädigungebetrag mit dem biefen Sap übers 
Ten Mehrbeirage auf die noch für ungemeflene Dienfle oder für die an deren 
EB getretenen gemeflenen Dienfte verlangte Rente, anrechnen laflen; 

> ebenfo müß der Berpflichtete, welcher wegen der noch nicht regulirten 

DVerbältniffe vom $. 2. Gebrauch machen will, demnächſt auf eine etwa bereits 
Bte rechiöfräftige Freiheit von Abgaben oder gemefienen Dienften, tie an, bie 
© ungemeſſener getreten find, wieberum verzichten, mithin fich einer nochmals 
Regulirung jener Abgaben und Dienfte, von denen er rechtsfräftig befreit iſt, 
Werfen, fofern er bei Regulirung des noch nicht feftgefteflten Theile feiner 
ſtverhaͤltniffe vom $. 2. Gebrauch machen will. 
3) Da die Verordnungen von 1845 nur für die Vorausfegungen und 
Maungen der 66. 1. und 2. gegeben find, fo finden in Ermangelung 
Aben, zufolge des Schlußfahes der Verordnungen, vie Beflimmungen 
Geſetzes Nr. 938. (A.) unbefchränkte Anwendung. 


— — — — 


en, ſowohl Seitens des Berechtigten, als des Verpflichteten, unzuläſſig, viel⸗ 
E Dieferhalb lediglich die ohne Vorbehalt erfolgte Annahme und die Leiſtung 
- des Dienfigeltes oder der gemeffenen Dienfte im 3. 1808 und noch einmal 
> Erlaß des ©. v. 21. April 1825 für die Berechtigung und die Verbindlich⸗ 
maaßgebend. (Berg. Erf. des Ob. Trib. v. 9. Dec. 1847 in der Entic. 
16. €. 393—404). 

1) Bor Publifatten des Geſ. v. .21. April 1825, vergl. oben S. 898 ff. Kap. 
Tit. 1. Stüf A. ad I. u. I, und $. 64. des Gef. v. 25. Sept. 1820. 
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ı in einzelnes A — 
e a) auf ein einzelne er N 
nie fm). ding und ER auf.ei 


WE m 

urch Die enden eſehe bei ober abgeänderten Mt 
verhältniffe (außerhalb eines ſolchen —— —— Kefieal, 
und ba der $. 10. namentlich nicht im F. 56.A., $. 36. B. mm 
C., wofelbft tie, über die fortdauernden Reallaflen im Ziel I. 
flinmmenden Vorfihriften mit Angabe der einzelnen FF. auch für yekda 
Reallaften außerbalb eines qutäberrlihen Verbältnifes anwendbat mn 
werten, in Bezug genommen ift, fo muß hieraus gefolgert werten, WIM 
Sterbefall felbit als mortuarium fixum und al& Meallaft in tm Ik 
weggefallen war, wenn das Beſitzrecht zum behafteten Gute mi kam 
qutöberrlihen Verbältniffe in Verbindung flebt, alfo z. ®. bei den It 
Seganeigungen befbörtgen- und ähnlichen Gütern. (Verl. 19.4 
$. 35. B,, 8. 33. C.) Nur, intem man bei den Rolonaten rede 
potbefe einer — gutsberrlichen Grundverleihung aus 
maß tas dingüche mortnarium fixum al pars pretii anfab, Ins mıt 
bei Gittern diefer Art fortbeftehen. 

(Beral. Donniges a. a. D. Bd, S. 164 und 165 und tie 
führten Entſcheid. und Gutachten des Ob. Trib. aus den Jahren 1X 
1536; ferner über tie techniſche Bedeutung des Worts „Rolonat” im&i 
Bergiſchen Delr. v. 12. Dec. 1808, das Erk. des Ob, Trib. v. 2.0 1 
den Entſch. Br. 16. 460. *) 





1) In ten vormals Weitphäliihen und Franzej. Landeetheilen jap mar A 
das mortwarium Gxum (Beithaupt, Kurmebe, Sterbebette u. |. w.) als ana 
Auß der herföntien, Grbunterthänigleit an. (Vergl. das Weiipbil, Dit + 
Jan, 1808. Art. 6. Tit, I, „von der Yufhebucg der Leibeigenfsattenfl 
Verbintlichfeiten.") Das Raiferlih Franz. Def. v. 9. Dec. 1811, bed 
ihaffung der Bendalität, zählt im Art. 9. Mr. 7. zu den „aces de sera“ 4 
das Recht auf einen Theil der beweglichen Erbſchaft des Rolonen atır lat 
unter bey Bentunany des Sterbetallrehtes, — Beſihaupt, Kurmedi — 
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Aber auch im Bereiche des Geſetzes Nr. 939. (B.) hatte das auf 
Jauergute noch haftende mortuarium fixum aufgehört, fobald die in den 
‚6. und 8. des Bergiſchen Def. v. 12. Der. 1808 gleichzeitig 
den Sterbefall, b) das Heimfalldrerht und c) die Auflaffung (vie 
inn⸗, Auffahrts⸗ oder Weinfaufgelter) bei Zulaffung eines neuen 
ı zum GErbnießbrauch, angeordnete Mehrpacdht vom Kolonate Turch 
ige) Zahlung regulirt worden war. (Bergl. $. 76. der Ordn. v. 13. Juli 
egen Ablöfung der Neallaflen ıc., &. ©. 1829, ©. 80). 

In ven drei Fleinen vormals Sanndverfchen Gebietötheilen, welche 
rmaligen Königreiche Weftphalen gehörten, follte der Sterbefall un⸗ 
und ohne Unterſchied bis zur Ablöfung fortdauern (vergl. 6. 118. 
, felbfiverftännlich, fo weit derſelbe Nealabgabe und vermöge des 
fies zu entrichten war.?) 

Nunmehr bat jedoch in Folge der Befimmungen Nr. 1. 
es Abldf. Gef. v. 2. März 1850, fowohl in den vormats 
yerzoglih Bergifchen Lantestheilen (B.), als in den 
zveiſchen ($. 318. (4) vefp. das mortuarium fixum, fo 
n Antheil an der Verlaffenfhaft ohne Entfhädigung 
hört, fofern nicht der im vorlegten Alin. des F. 3. a. a. Q. 
rte Nachweis geführt werten fann, daß das mortuarium 
refp. der Sterbefall ansdrücklich für die Verleihung oder 
ıBerung des Srundflüds übernommen worden iſt (vergl. den 


oßherzoglih Bergische Dekret v. 12. Dec. 1808, betr. die Abfchaffung der 
nfhaft, im Art. 3. ohne Entſchaͤdigung nur den Sterbefall, der nicht auf 
tolonate haftet, hingegen im Art. 4. nur gegen Entfhädigung bie 
m Rolonate entfpringenden Redte, darunter den Sterbefall, 
as Recht der Erbfolge, aufhebt, und laut Art. 6. die Entſchädigung 
rbefall, Auflaffung und Heimfall zufammenfaßte und in einer, im Art. 7. 
egulirten Mehrpacht beftimmte, worauf das fpitere, das Dekr. v. 12. Dec. 
rliuternde Dekr. v. 13. Dec. 1811 im Art.,29. folgende naͤhere Beſtim⸗ 


af: 

„Der Sterbefall, vermöge welches der Grundherr oder Verpächter einen 
re oder minder beträchtlihen Antheil aus der Mobiliar s Nadhlaffenichaft des 
torbenen Pächters erhielt, if ohne Entfhädigung abgeſchafft. Das Rams 
it der Ball mit dem unter dem Namen Beſthaupt, Köhrredt, Kurs 
t oder Kurmede befannten Rechte, das beite Stück zu nehmen. Dies 
legte Recht wird jedoch infofern beibehalten, ale es auf eis 
n Kolonate haftet,” . 
ı diefem Balle fol es (zufolge Art. 56., 57.) nad) Art der Beſitzverände⸗ 
ygaben ablösbar fein. 
; diefer befhränften Art als f. g. mortuarium fixum, wo es einen indivi⸗ 
Gegenitand des Nachlaſſes, gewöhnlih ein beflimmtes Stück aus dem 
lande (Sterbepferd, Sterbefnh), oder ein beſtimmtes Stud aus der Mo: 
Radhlafienfchaft (Sterbebett, Sterbekleid) zum Gegenſtande hatte und nicht 
em Hörigen ohne Rüdfiht auf den Kolonatsbefiß, fondern nur vom wirk 
Rolonen aus dem Kolonate, wenn mitunter auch beim Todesfalle des Leib: 
‚ gewährt wurde, mithin ale eine Kolonatsabgabe für den gehabten Erb: 
uch betrachtet werben Fonnte, follte die Abgabe in ben vormals Großherzog: 
rgiichen Landen fortdauern. (Welter aa. ©. $. 94. ©. 269.) Dem 
der $. 10. des Gel. 939. (B.), wofelbft dem Worte Kolonat nur 
zdruck „Bauerngut“ fubkituiıt, die Fortdauer resp. Ablösbarkeit alfo 
6 zugleih an eine beflimmte Cigenfchaft des Guts gefnüpft it, welche die 
nz eines bezüglich deffelben obwaltenden gutsherrlihsbäuers 
Berhältniffes vorausfeßte. Ä 

Bergl. oben S. 858— 859. Kap. II. Tit. I. B. Nr. 1, 6. u. 7. u. oben 
I Kap. 111. Tit. I. Stück 4. ad I. und die daf. angeführten Hannoͤverſchen 
2. Der. 1813 und 23. Aug. 1814. 


* 





Shupgelt, Heuerlingsgeld w.f.w. der Nichtan 
laut $. 3. Nr. 3. des Ablöf. Se. v. 2. März 1350 
der Verf. Urk. v. 31. Ian. 1850, auf vie ganze Moı 


Zum $. 12. (A.B. C.) 


Daffelbe gilt wegen ter im $. 12. getachten, aus 
dung entfpringenten bloßen Ehren-, oder a 
fand abzweckenden, oter wegen ter Gerid 
ftenden Dienfte und ter Jagdfrohnden aller Xı 
N. 3. Nr. 4.—6. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. 
Ablöf. Geſ. v. 2. März 1850, oben ©. 268 und zum $. 


Zu SG. 13. und 14. (A. B. C. 


1) Frohndienſte der Gemeinden als folcher 
ihnen dafür Gruntflüde oter dingliche Rechte überla 
für Geldſummen verfehulten?). Darüber, welche Ne 
Dienfte von der Ablöfung ausgenommen, beflinmte 
Abloͤſ. DO. v. 13. Juli 1829 (G. ©. 1829, ©. 66), 
2. und 3. des $. 6. des Ablöf. Gef. v. 2. März 18 
nad diefem Gefege Burgfeflen, Lantfrobnten un 
welche auf Srundflüden baften, oder in Ruͤckſicht aı 
zu entrichten find, jegt nur dann, wenn fle zu öfff 
Semeinveberürfniffen, an eine Deich» oder ähnliche < 
bauung und Unterhaltung der Kirchen, Pfarr und € 
find.*) (Bergl. den Kommentar zum $. 6. des Ablüf. 
Wegen der Ablöslichfeit ver aus tem Kirchen- und 
ſtenden Dienfte, vergl. Alin. 4. des 6. 65. tes A 
1850 und den Komm. dazu. " 

2) Wie weit Die an den Domainen-Kiffıd oder 
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dafür, mit Rückſicht auf ihren Urfprung aus einem gerichts⸗, voig⸗ 
fhugherrlihen Verhältniß (vergl. Cichhorn's Deurfches Privat. 
2438. S. 630 und $. 54. ©. 159) aufgehoben, ift nach den Bes 
gen der Nr. 4. und 10. $. 3. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 
1. 42, Nr. 2. der Verfaſſungs Urkunde v. 81. Ian. 1850 zu bes 


15—40. und $. 42. A. $6. 15.—20. und $. 23. B., $6. 15.— 
20. $. 22. C. 


(Rechte des bäuerlichen Orundbefites). 


Hiſtoriſche Ueberſicht bezüglich der Ten obigen Beflim- 
n zum runde liegenven fremdherrlichen Gefepe. 


Das Weftphälifche Dekr. v. 23. Ian. 1808 Art. 9. belief den 
igen Herrn das Obereigentbum (dominiam directum) und 
t von der Leibeigenfchaft abhängigen Rechte, die mit der Konftitus 
träglich und als Preis der lieberlaffung des nutzbaren Eigenthums 
ium utile) zu betrachten feien; wozu noch ter Art. 11. beflimmte, 
ne Einwilligung des bisherigen Herrn das Grundſtäck 
veräußert, vertaufcht, zerftüdelt, noch mit einer Dienft» 
t oder Hypothek befchwert werden dürfe, Iojern nicht die 
Mungd-Urfunde oder Tas Hebe⸗Regiſter dazu berechtigen. 


Dagegen beftimmie das Großherzoglih Bergifche Dekr. v. 12. Dec. 
wegen Abfchaffung der Leibeigenfchaft, ' 

s Kolonat und die unter biefem Titel beſtehende Theilung 
en der Butsherrfhaft und den Kolonen ift aufgehoben. Die 
‚ follen das Kolonat fammt allen dazu gehörigen Bertinengien 
les und unbefhränftes Bigenthum befigen, mit Ausnahme des 
nd hochſtaͤmmigen Holzes. 

bei disponirte Inteß ter Art. 9., daß 

lonate zur Sicherung ber dem Gutsheren vorbehaltenen Rechte nit 
effen ausdrückliche Cinwilligung getheilt oder in Stüde zer⸗ 
Et werden dürfen, die weniger als 10 Morgen enthalten. 


Sicherung der fortdauernten Leiſtungen follte nah Art. 11. ter 
x die Rechte und Privilegien des Art. 2103. Nr. 1. des Code 
Ben. 

Anſchluß an das Bergifche Dekr. v. 11. Ian. 1809, wegen unent« 
x Verwandelung ter Lehne in freies Eigenthum, Abfchaffung der 
wıfchaft und aller Lehnsvienftbarfelien (Temme ©. 65), verfügte das 
erloffene, die früheren Defrete ergänzende Bergifche Defr. v. 13. Sept. 
xt. 5—11. die Aufhebung auch des emphyteutifchen Ver⸗ 
Fies, wie des Obereigenthums, ſowohl binfichrlich der emphy⸗ 
m, wie der Erbpacht⸗, Leib» oder Erbleibgewinns⸗ Hobs⸗, und Bes 
zıgd-, Erbzins⸗, Lathen⸗, Kurmut⸗, Herren⸗ wie aller ähnlichen 
und beſtimmte, daß in Zukunft Feine anderen als Allodial» 
anerfannt würten, die nußbaren Eigenthümer an ven Gütern 
8 volle Eigenthbum erworben haben. Der Art. 15. ſchaffte das 
Ser gutöherrlihe Einftandss, Borfaufd- und Überhaupt jedes 

des Cintritt des vormaligen Herren an die Stelle des Ans 
ab, wogegen das gutsherrliche Heimfallsreht („nie Exlöfchung 
Dnießbtauchs, wenn der Kolon feine zur ftafung auf das Kolonat 
we Erben hinterläßt") nach Art. 4. des Dekr. 9. 12. Der. 1808 bet 
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ı der die Zeit- und die fürzeren Erb-Bachten, fowie die Leib⸗ und 
innsgüter im Bergifchen betr. frempherrlichen und Preuß. Ber 
m vergl unten die befonderen Exläut. zu $. Al. A., 66. 21. u. 
. Ü | 


Berfehiedenartigfeit in den Oruntfägen der frempherrlichen Ge⸗ 
‚ einerfeitö in den vormals Weftpbälifchen und andererfeitd in den 
Bergifchen und Franzoͤſ. Gebietstheilen, war bei der verfchiedenen 
ng der bäuerlichen Beflgverhältniffe dort und hier maaßrebend, 
iegen obige Dispofltionen einerfeits dem Gef. Nr. 938. (A.) in 
5—40., andererfeit3 den Gefegen Nr. 939. (B.) in ven 66. 15 
nd 6. 24. Abfaß 2. (das Heimfalldrecht betr.) und Nr. 940. (C.) 
. 15— 20. und im 6. 23. Alin. 3. (betr. die Fortdauer des Heim⸗ 
) zum Grunde. ?) 


1 Bezug auf die Ablösbarfeit der Reallaften und die Anwendung des 
939. (B.) $$. 15, 19.,,36. auf diejenigen zum vormaligen Großherzogs 
rg gehörig geweſenen Landestheile, welche zum Bezirke des App. Ger.⸗ 
Köln gehören und in welchen der Code civil beibehalten iſt, entſtand 
fpät, erſt nach Grlaß des Ablöf. Gef. u. befonders des Rentenbank⸗Geſ. 
z 1850, die Frage: ob es in jenen Landestheilen überhaupt noch ablösbare 
en im Sinne der Preuß. Ablöfungs: und Regulirungs⸗Geſetze von 1825 u, 
. ber zu jenen erlaffenen Ablöf. O. v 13. Zuli 1529 und ber in diefen neuen. 
ıthaltenen, der Uebernahme des Aequivalents der Reallaften (der Rente) auf 
bank zum Grunde liegenden Ablöfungsbeitimmungen, gebe?, — indem ber 
im Art. 530. bereits alle fortbauernden, als Kaufpreis eines Grund⸗ 
bei Ueberlaffung eines Immobiliarftüds, als Bedingung der Verleihung, 
‚ Renten für losfäuflid (ablösbar), und im Art. 529. alle dergleichen 
Orundrenten für bewegliche Güter erklärt babe, überdies auch ſchon 
brungs:Defr. des Code v. 12. Nov 1809 in den Art. 58.—61. (Berg. 
etin Th. I. Rr. 3. ©. 12, in v. Daniels Handbuh ⁊c. Br. 7. ©. 
nöthigen Ablöfungsvorfchriften dafür enthalte und das Rheiniſche Civil⸗ 
thekenrecht nebſt der zu denſelben ergangenen Jurisprudenz, beftimme unb 
en habe, daß nur Zehnten und Zehntrenten als eigentliche Reallaſten fort: 
deshalb aber au zu ihrer Erhaltung gar feiner Inffription in die Hys 
zifter bedurft hätten, (vergl. den revid. Entwurf zum Provinzial:R. des 
ms Berg und der vormals Kurkölniſchen Enklaven. Berlin 1837 S. 82 
ve ©. 111) wogegen alle anderen Reallaſten, in Folge der Beſtim⸗ 
Art. 529., 930. des Code civil, nur noch ale perfönlid = obligatoriiche 
ıngen des urfprünglichen Schuldners und Befigers aufzufaflen und ans 
ien, und den dritten Befiger lediglih vermöge der Inffription, wie ihrer 
n Erneuerung und des aus diefer entflandenen akceſſoriſchen Rechts der 
eftellung, ſubſidiariſch verpflichteten, dagegen nicht mehr principaliter das 
E als ſolches und jeden dritten Befiger deflelben, als folchen belaiteten. 
Anſicht, welche diefe Kontraverfe affirmist, ſtehen jedoch nicht bloß bie, 
jähriger bis dahin unbeftrittener Anwendung geweienen Preuß. Ablöfungs- 
lirungsgefeße, resp. v. 25. Sept. 1820, v. 21. April 1825 Nr. 939 für 
vormaligen Großherzogthume Berg gehörig geweienen, auch dem Code 
rfiegenden Landestheile, (vergl. bierbei auch $ 2. a. a. D.), ferner das 
das Nentenbant:Gef. v. 2. März 1850 (vergl den Gingang), fodann 
Ordnungen, in denen Normalpreite und andere fpezielle Ablöhıngs- und 
‚sbeitimmungen für alle dergleichen Belaſtungen gegeben und praftiich auss 
nd, fondern die frempherrlihen Geſetze felbit entgegen, aus welchen fi 
‚nz ergiebt, daß es bei der Ablöfung ber in jenen Preuß. Gefepen ges 
ıflen und Abgaben, welche, fei es prinzipal oder alcefforiih, die Grund; 
» deren dritte Befiger verpflichten, auf jene nur in das Gebiet ber 
allende Kontroverfe gar nicht ankommt. Die Art. 58.— 61. des Sins 
Dei. v. 12. Nov. 1509 find im Art, 53. des Dekr. v. 13. Sept. 
wrüdlih für anwendbar auf die nach diefem Def, ablösbaren Rechte 
aben erHärt, dagegen für Ablöfung ber Zehnten im 88. II. u. IV. 
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Die Bedingungen der Eigenthumſserwerbung im Allge⸗ 
u. 
A, In Betreff ver berechtigten Perfonen ($. 42. A., 23. B,, 


e verliehenen Eigentbumsrechte gebühren micht einem etwanigen mahl« 
en Beſttzer oder Interimswirth, fondern demjenigen, welcher zur ans 
nen Zeit das Grundſtück aus eigenem Rechte befaß, oder darauf 
nerbenrecht hatte, ‚ferner bei obwaltender Gütergemeinſchaft beiden 
tten, reſp. dem überlebenden. 1) ' " 








s und anderen Guter in volles und freies Bigenthum verwandelt wurden; 


n 

ı das Gefep C.: a) wegen der vom Königreihe Weftphalen zum 
Imsd-Departement gefchlugenen Landestheile, ohne Unterſchied der Büterarten, 
Zeit der Geſetzkraft des Weltphälifchen Defrets v. 23. Jan. 1808, hinge: 
wegen ber vom Grofherzogthume Berg zum Ober⸗Ems- und Lippes 
. abgezweigten Zandestheile &) bezüglich der Kolonate auf die Zeit der 
raft des Bergiſchen Dekr. v. 12. Dec. 1808, 8) bezüglich aller übrigen Gü⸗ 
die Geſetzkraft des Franzöf.-Hanfeatifhen (durh Def. v. 8. Ian. 
nuf das Lippe:Depart. angewendeten) Dekr. v. 9. Dec. 1811 zurüdgeht. 

ı a) Vergl. die Analogie des $. 76. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. 

ı Im Betreff der Frage, welchem zur entf&heidenden Zeit im erblichen Befige 
:undftüde befindlichen Wirth das Gigenthum verliehen fei, find folgende, ‘. 
ichterliche Entfcheidungen feitgeftellte Grundſätze bemerkenswerth: 

Das Gigenthum eines in dem zum vormaligen uabheragatbume 
Berg gehörigen Theile des Fürſtenthums Müniter belegenen, 
fonft eigenbehörig gewefenen Kolonats, welches bei der DBerfündigung des 
Bergifchen Defrets v. 12. Dec. 1808 von einem mahljährigen eher bes 
ſeſſen wurde, iſt fchon mit dem Eintritte der Geſetzeskraft biefes Dekrets, 
nit erft mit dem Ablaufe der jpäter beendigten Mahljahre des Mahlzaͤh⸗ 
lers den Erben bes früheren Kofonen anheimgefallen; denn ohne eine ſolche 
Annahme würde das Rolonat in der Zwilchenzeit gar Feinen Gigenthümer 
gehabt und ein ganz unbeitimmtes, vom Zufalle abhängiges Mechteverhälts 
niß obgewaltet haben. Die Defl. v. 24. Nov. 1833 fann, gemäß der K. O. 
v. 1. Aug. 1835, auf frühere Erbfälle nicht zurüdbezogen werden. (Ple⸗ 
narbeihl. des Ob. Trib. v. 17. Dec. 1838, in den Enid. Br. 4 ©. 
243— 200 ) 

Wenn vor der Fremdherrſchaft im Fürſtenthume Paderborn, zur 
Zeit der Gültigfeit der Minden:Ravensbergifhen Cigenthums⸗Ordn. v. 26. 
Nov. 1741, der Befiger einer eigenbehörigen Stätte, welcher aus dem Rechte 
der Geburt, auf Grund des gefeplichen Anerbenrehts, zum Befitze des er: 
fedigten bäuerlichen Guts gelangt ifl, auf der Stätte geheirathet und die 
mit Bewilligung des Gutsherrn auf die letztere aufgezogene fremde Per: 
fon, e8 fei der Mann oder die Brau, den Weinfauf entrichtet Hat, fo if 
das, dem unverheiratheten Stättebefiger bis dahin ausſchließlich zuftehend 
gewefene Kolonatrecht oder vererblihe Nußungsreht am Gute auf den, 
durch die Aufheirathung auf die Stätte gefommenen Chegatten mit überge: 
gangen. — Beiden Ehegatten fieht diefes Recht, fo lange die Ehe dauert, 
gemeinfhaftlid und ungetheilt zu. Stirbt einer von ihnen, fo verbleibt jes 
nes Recht dem überlebenden Ghegatten allein, fo lange er daſſelbe nicht aus⸗ 
drüdlih aufgiebt, in ein Mahlzählerverhältniß tritt, oder auf die Leibzucht 
geht. Die Wieberverheirathung allein, und die Feſtſetzung beflinmter 
Mahljahre für den zweiten Ehegatten, hebt jenes Recht noch nicht auf. Das 
den eigenbehörigen Kulonen unter der Fremdherrſchaft, nah Aufhebung 
der Leibeigenfchaft, zufolge Def. v. 23. Jan, 1808, verliehene und durch 
das G. v. 21. April 1825 $. 15. aufrechterhaltene Eigenthum an ihren 
Stätten iſt, in Fall eine foldye Stätte zur Zeit des Grlaffes des vorgedach⸗ 
ten Dekrets von beiden Gheleuten, als gemeinichaftlihen Kolonen, beſeſſen 
‚wurde, beiden zujammen zu Theil geworden; im falle aber die (She bar 
mals ſchon duch den Ton bes einen Ehegatten aufgelöft worden und ber 


GL * 





Provinzial-Befege. (Die Gefege v. 21. April 1825.) 965 


Hr auf peichen vor Einführung der fremden Geſetze gutsherrliche 
afteten. 

der Anwendung diefer Beftimmungen fol es auch nichts Andern, 
zanzer Wirtbfchaftshof oder einzelne Landſtücke, ob ländliche Grund⸗ 
ver bloße Häufer die Gegenſtaͤnde des Beſitzes find. (Bergl. die zu 
2. u. 3. angeführten Erkenntniſſe.) 

In Betreff der Befchaffenheit der Befigrechte. 
allgemeinen Borausfegung in den 68. 15. in Betreff eines drblichen 
t8 gegenüber und zus näheren Qualififation deffelben, verordnen 
41. A., 21. B., 21. C. übereinflimmend: 

1. Die Rechtsverhaͤltniſſe bloßer Zeitpächter find durch das 
icht verändert; ?) 


ieder heirathet. (Erf, des Ob. Trib. v. 10. April 1843, in den Entf. 
d. 8. S. 458-464.) 
)as Gewinnrecht von, auf bäuerlihen Befißungen bemeierten Cheleuten 
and ihnen folidarifh zu, ging auf den überlebenden Gatten allein über, 
ne daß auf dem Wege der Schihtung -ein Theil des Werth des Erb⸗ 
hts den Kindern ale Erben des. verftorbenen Gatten zugefallen wäre, fos 
ın nicht etwa der zur zweiten Che fchreitende Batte nur einen Pachtbrief 
ıf beftimmte Jahre und ein Kind I. Ehe die gutsherrliche Zuficherung der 
tbfolge erhalten und in dieſem Balle der überlebende Gatte nur als mahl⸗ 
ihriger Befiger, das Kind aber ald Anerbe anzufehen if. (Erf. des Ob. 
rib. v. 11. Oft. 1847 in Sommer's Arnsb. Arch. Br. 13. S. 90 — 
J3 und Bd. 14. ©. 556-560). Die Bemeierung beider Eheleute iſt als 
ne Gefammt:Inveftitur zu betrachten und die Ronfolidation des Gewinns 
chts in der Perfon des überlebenden Ghegatten die natürlide Wirkung 
8 gutsherrlichen Gewinns, weldhe jedem Ehegatten, fo lange er mit bem 
ıdern zufammen lebte, ein Gefammtredht, und für den Ball, daß der ans 
re veritarb, ein alleiniges Fonfolidirtes, nunmehr duch einen Ginzelnen 
prüfentirtes Recht gab. Nicht bloß bei Leibs und Zeitgewinngütern, bei 
elchen eriteren bie Servinnverleihung auf beider Ehegatten Leben (Leiber), 
5 welchen legteren fie an beide Gatten auf gewifle Jahre (zufammen und 
solidum) erfolgte, fondern aud bei vielen andern Arien von Adergütern 
en Kolonaten, den Leibeigenthums«, wie den Behanbigungsgütern), bei 
elchen ein auf gutsherrlicher Inveflitur beruhendes erbliches Befigrecht 
ftand, ift die Aufeinanderfolge der Befiger durch eine Kette von Inveftis 
ren vermittelt. — Durd die Zahlung bes Sewinngelbe6 Seitens des aufs 
jrathenden Chegatten (vergl. auch 88. 22. Nr. 4. c. Geſ. B.) erlangte 
rfelbe das Recht beim Abfterben des andern, als Gewinntraͤger das erbs 
he Nutzungsrecht fortzufegen. Die zu theilende Nachlaßmaſſe erſtreckt ſich 
ich den Grundfüben ber Kleviſch-Markiſchen Gütergemeinfhaft 
ır auf die der freien Beräußerung bes Gatten unterworfenen Bermögenss 
geuftände, Bon einem Anrechte der Kinder des verſtorbenen Gewinnträs 
rs an dem erblichen Nußungsredht des Kolonats Eonnte nicht die Rebe 
in, weil dies Recht auf Gewinnung berubte, und ber Anerbe, der zuvor 
ıv eine Hoffnung hatte, erft die Gewinnung nachfuchen mußte. Der übers 
bende Ehegatte, welder das Gemeingut zu einem erblihen Rechte zur 
eit der Geſetzkraft des Bergifchen Dekr. v. 13. Sept. 1811 inne Hatte, 
warb auf Grund diefes Dekr. das volle und ausſchließliche Sigenihum 
6 Buts. (a. a. DO. Bd. 13. S. 96, 101—103 u. Bd. 14. ©. 558, 559). 
Bergl. hingegen das zu $. 45. (C.) Nr. 6. angeführte Erk. des Ob. 
15. Dec. 1847 in ben Entf. Bd. 16. ©. 469. 
In gleichem Sinne ſchließt das legte Alin. des 8. 74. des Ablöf. Gef. v. 
1850 die in Seinem gutsherrlihen und bäuerlichen Verhaͤltniß befinbliden, 
Zeitpacht ausgethanenen Grundſtücke von ber Regulizung aus, nachdem 
e pofitiven Bedingungen ber Cigenthumserwerbung im Win. 1. vollkäns 
eben worden. . Nach $. 35. des jegt aufgehobenen Regulic. Ed. für bie 
rechts ber Elhe, v. 14. Sept, 1811, waren ſelbſt bie auf unbeftimmie. 
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Aufdebung des Obereigenthums u. f. w., auf alle Arten von Gütern, 
ibpacht⸗, emphpteutifchen, Leib⸗ oder Erbgewinns⸗, Erbbehäntigungs-, 
: und Behandigungs⸗, Erbzins⸗, Lathen⸗, Kurmut⸗, Eurmedige, 
Is, Freie, ſtuhlfreie, Herren» Güter und Erblehn, wie auf alle an» 
n Büter vor gleicher Natur, wie fie auch immer genannt 
en mögen, audtehnte, jedoch im Art. 12. für die in einigen 
fen des Großherzogthund unter tem Namen Leib» und Zeit- 
nnögüter befannten Güter befondere, bei denfelben nachzumeifende 
ıöfeßungen für tie Liebertragung des vollen Eigenthumd an deren 
et mit der Beſtimmung aufftellte (Art. 13.), „daß außer den Fällen 
lrt. 12. vergleichen unter dem Namen Leib» und Zeitgewinnsgüter 
nmente Befigungen tem Verpächter gehören nnd deren Inhaber als 
Pächter betrachtet werten follten,” fährt ſodann im Art. 14. fort: 
iefe Beſtimmung des Art. 13. ift auch für die bloß für 2 oder 3 Beneras 
in Grbpacht gegebenen Güter anwendbar, desgl. auf diejenigen Güter, melde 
te gewiſſe und beflimmte Zeit, die fich nicht über 99 Jahre beläuft, gegen 
3 (en emphyteose) verliehen worden. 
tich Dekr. v. 12. Ian. 1809 war das Lehnsverhältniß bereit3 aufs 
nn, duch Art. 5. des Defr. v. 13. Sept. 1811 tiefe Aufbebung auch 
ı8 emphyteutiſche DBefigverhältnig für anwendbar erklärt und fodann 
t. 6. als Folge der Abichaffung des Sehnöbergältniffee ausgefprochen, 
6 Geſetz in Zukunft feine andern, als freie Erbgüter, mebr 
enne, bei tenen laut. Urt. 8. das volle Eigenthum des Orund« 
mag daſſelbe vorher lehnbar, oder urfprünglich allodial geweſen fein, 
in den Händen deffen beruht, welcher davon dad nußbare Eigen⸗ 
(im Sinne red Dekrets Tas erbliche Beflgrecht) batte. 
In dem im Jahre 1813 auf das Kippe»Depart. angemendeten dran» 
b-banfentifhen Dekr. v. 9. Der. 1811 finden fich Feine ähn- 
Zeftimmungen über Zeit- und befchränfte Erbpacht⸗ resp. Zeit» und 
vinngüter vor; der Art. 1. Tit. I. fehafft Ten Feudalnexus (regime 
) ab, nah Art. 4. werten nur Allodialgüter noch anerfannt und 
11. „über die Kolonate” (Meierrecht-, Erbmeier⸗, Erbleihes, Erb⸗ 
ter) wird verordnet, daß: ur 
olonen mit dem Rechte eines vollen nnd uubefchränften Eigenthume das 
at und alle Zubehdrungen (vorbehaltlicdy der näheren Beflimmungen wegen 
olzungen) befigen und genießen Sollen.“ 
n 86.41. (A.) und resp. 21. (B. u. C.) Tiegt nun lediglich ter 
4. Des Bergifchen Dekrets v. 13. Sept. 1511 zum Grunde, aus wel» 
vie Beſtimmung zuerft in den $. 18. des inzwifchen aufgehobenen 
. 25. Sept. 1820 und biernächft in wörtlicher Uebereinfiimmung mit 
legteren in die drei Gefege v. 21. April 1825 überging. 
Entſcheidungen der Gerichtshöfe. 
hei ten vielfachen Streitigkeiten darüber, ob ein erbliches Beſig⸗ 
sin Zeitpadhtverhältniß obwalte, if, wie dies aud in allen 
ebend angeführten Entfheidungen geſchehen (ganz abgefehen 
m befonteren Kriterien wegen der Leib» und Seitgeminngüter des 
B.), fletö auf die gemein» und provinzialrechtlichen Kriterien der erb⸗ 
bäuerlichen Beflgverhältniffe um fo mehr zurüdzugehen, ald die Vers 
diefe legteren in bloße Zeitpacht umzuwandeln, hauptfächlich erft dem 
ı Sabrhuntert angehören. : 
Die in den alten Hypotbefenbüchern ter Graffchaft Mark, nad ver 
rung des Gutsherrn ald Beflgerd eines Bauergutd folgende Bermers 
ved.Bauery als „colonus titulo locationis conduclionis”, bemeift 
8 Erbrecht Ted Bauern. (Er. d. D.% ©. zu. Hamm v. W. Kebrunr 
' —88 Taüb. v. 8. Dee. 2843, in Sommex's Arnsb. Arch. Od. 13, 
cn? 7 77) Fraa ed re re Pa  TTı VA: EEE HEBT BEE Er 


2 





finigung a 
Vorbandenfein eines erblichen Beſitzrechts nicht au: 
v. 15. an. 1852 in Striethorft's Archiv Br. 4. 





260.) *) 


1) In dem zweiten Falle lauteten die feit dem 17. Zahrb. autachr 
Gewinnbriefe, nad denen das Out an bie Pächter und derem reahtmäfie d 
ftets verpachtet geweſen, je auf 15 Jahre mit ber Klauſel: „wenn tiefe 159 
um feien, fo fellten gedachte Eheleute eter ibre Erben zu dem Gewinn diet 
Ren fein, wenn fie thum was billig und recht if.“ 

Alle Kriterien des $. 22. B. waren hingegen nicht erwiefen. 

2) a) &$ wird bei diefem in ber Untersderrfchaft Broich im wormaligen € 
herzegthum Berg vorgefommenen Kalle zur Widerlegung der bafelbit übe ı 
nommenen Antcdt, vaß bei Yeihgewinngütern die Vermuthung für Zeitpadt # 
weil es in den besfalligen Verleihungsbriefen hieh, „„daß das freie sit 
liche Out auf Lebens lang ausgethan uud verpachtet fei”“, ober audı „th 
Gut wie vorbin ein bioßes Bachts und Gewinnsgut fei und bleibe, mikit 
der Leibgewinner oter Pächter Tod mit aller und jeder daran verwendeten # 
ration zur freien Dispofition wieder heimfalle, deren Kinder aber nach ibrrm 
um neuen Gewian anftchen müßten, und wo feine von felben den Gm 
halten fellte, e# fich von felbft veriche, daß ber meme Wächter die angımız 
Banfoften ben Kindern erfegen mühe ıc.“" — (Vergl. die Auszüge aus der 
winnbriefen bei Striethorft a. a. D. S. 270 und 271) — auf vie Kr 
Rive Banergüterweien Th. I. $. 144. ©. 352 verwiefen, dagegen abır # 
führt, daß dergleichen Klauſeln der Gerwinnkriefe der Grblichfeit des Beig 
nicht widerſprechen, in&befendere deshalb nicht, weil den Nachfemmen und 
des Pächters, fo lange deren vorhanten, qugelicbert ift, daß fie gegen Gil 
eines zu vereinigenden Leibgewinng oder Mefognition alle Zeit vie nächfer 
vorzäglichften fein follen, 

b) Im Ver Redlinghaufen ik ala feſtſtehende Regel anjunchar, 
die Güter in den beigenden Banerfamilien gegen unveränderliche jährlidt ! 
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) Wenn die Beflgung Fein Leibe oder Zeitgewinngut gewefen ift, fo 
t ed auch in den vormals Großherzoglich Bergiſchen Lan- 
beilen auf ten Nachmeis ver im $. 22. B. aufgeftellten Kriterien 
an, vielmehr ift die Frage, ob ein Zeitpachtverhälniß oter ein erb» 
Befitzrecht anzunehmen fei, letialih dem richterlichen Ermeflen über- 

. — Die Beflimmung der 66. 634. A. 2. R. I. 21. und 305. U 8%, 

I. 7., nach welcher im zweifelbaften Balle die Vermutbung für die 

chfeit des Beſitzrechts ftreitet, gilt indeſſen auch in jenen Landestheilen, 

trag A.L. N. gilt. — Erkannt von tem Ob. Trib. unterm 14. Jan. 1851. 

iefhorſt's Arch. Bd. 1. S. 170— 182.) 

) Den Beflgern ver im $. 11. des Bergiſchen Defretö v. 13, Sept, 
erwähnten Kurmutdgüter gebührt ein Anſpruch auf das volle Eigen⸗ 
nach F. 15. B. alsdann, wenn die in jedem einzelnen Falle beſonders 

nehmende Prüfung (ter Rechts⸗ und Beſitzzuſtaͤnde vor der fremten 

zgebung) ergiebt, daß ihnen bereit? zur Zeit, wo das getachte Dekr. 
jeskraft erhielt, ein vererbliches Beflgreht an tem Grundſtücke zus 

— Ein foldes vererblihed Befigrecht ift aber bei einem Kur⸗ 

gute anzunehmen, wenn die Kurmut als Nealabgabe von dem 

e entrichtet worden iſt. — Der bei Kurmutsgütern in den Gewinns 
n fih findende Vorbehalt, „Laß ver Hof nach dem Abfleıben ter Päch- 

8 und letig dem Gutsherrn zur fielen Diöpofliion wieter anheimfals 

ad die Kinder oder fonfligen Erben Fein weiteres Recht daran haben 

;, al® dasjenige, welches fie aufs neue mieter gewinnen und ihnen 

nn geflattet wird,” fchließt ein vererbliched Beflgrecht an dem Grund⸗ 
niht aus. — Erkannt von dem Ob. Trib. unterm 11. Wat 1838, 

&h. DB. 4. ©. 49-65.) 

) Bei Leibgewinngütern wird der Erbrecht-Kriterien- Beweis tes 6. 22. 

uch ſchon dadurch erſetzt, daß ein Gewinnbrief das Nachfolgerecht der 


— 


Beilungen und gegen Tragung aller Öffentlichen Laſten erblich und untheil⸗ 
yaren. Selbſt eine Leibpacht oder eine auf eines Menfchen oder auf _ 
e GhHelente Leben gefchehene Bachtung oder Gewinnung wurde nicht vers 
t, wenngleich der Bachts oder Gewinnbrief die Klaufel enthielt: „auf deſſen 
uf deren Lebenlang und länger nicht“, oder eine ähnliche und noch 
mter anf den Rüdfall des Gutes an ten Verpächter oder Verleiher gerichtete; 
Sre dann, daß das verliehbene Gut nach dem Abflerben der erften Pächter 
Bewinnträger von dem Berleiher wieder eingezogen, oder einem Andern, ale 
Erben des verftorbenen Inhabers, oder auch diefem, jedoch unter ganz andes 
uchtbedingungen und übriaens ımter den nämlichen Klaufeln wegen des Rück⸗ 
‚verliehen worden if. War ein folches in Leibpacht vertbane Bauergut 
nur einmal an die nähften Erben der früheren Bächter oder 
innträger gegen die nämlichen Bedingungen, menngleich unter den 
chen Klaufeln, übergegangen und in Gewinn verliehen, fo wurde von 
Berichten, wenn nicht befoutere, das Gegentheil bemweifende lImflänte. vor 
‚ auf die Grblichfeit des Gutes erfannt. (S. Rive a. a. O. ©. 219 und 
vergl. auch Cvelt über das Güterweſen in der Grafſchaft Rediinghaufen 
5, $.50., $. 63., in v. 8. Jahrb. Bb. 33. H. 65. ©. 207, 229, 297 


185). 

3») Anders verhält es fich bei einem Sireite über die Erbpachtqualität eines 
im Münfterfchen. Weil daſelbſt Erbpachtgüter zufolge $. 11. ver 
achts⸗Ordn. v. 17853 nur durch befondere Kontrafte verliehen werben, auch 
r an ben Guisherrn zurücfallen und dann auch wieder nad Leibeigenthums⸗ 
"oder aber auf Zeityacdıt an andere überlaffen werden fonnten, fo if bie 
zaſchaft als Erbpachtgut im Münfterichen nicht zu vermuthen, fons 
Wuech den Inhalt der BerleihungssUrkunde oder andere Thatſachen nachzu⸗ 
n (tubem bie fchriftliche, event. notarielle Form nach 8. 10. der Erbpachts⸗ 
. nur angeratben, nicht aber zur Beringumg ber Gültigkeit der Vertraͤge 
hi). (Welter a. a. O. 8. 13. 14.) u 
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eſp. fein Rechtsnachfolger, $. 39. A.), bezüglich 1) der Veräußerung, - 
var fowohl unter Xebentigen (66. 23.—26.), als von Tores megen 
:7.—29.), 2) der hypothekariſchen Verpfäntungen und deren Wir, 
bei eröffnetem Heimfall (68. 30.—32.), indbefontere 3) der Ente 
g eined unfühigen Befigerd und Beftelung eines tüchtigen Gewährs⸗ 
8 ($. 24. c. und $$. 25.—27. 1.)1) 
:genmwärtig aber haben nunmehr in Bolge tes $. 2. Nr. 1., 2. des 
Sei. v. 2. März 1850 mit Aufhebung tes Öbereigentbums der 
⸗, Guts⸗ und Erbzinsherrn und mir Verwandelung zer Erbpacht in 
bum, ſämmtliche zuvor nur noch nutzbare büuerliche Figenthümer das 
ınd ungerheilte Eigentbum erworben und alle eben beirachteten, auf 
bereizenihum gegründeten Befchränfungen des Beſitzrechts und der 
‚tion aufgebört. (Vergl. ven Komm. zu den obigen Gefehflellen). 
>. Vorzugsrechte des Obereigenthbümers. 
6$. 33., 34., betr. Dad Recht, auf gerichtlichen Verkauf des Gutes 
gen, wenn ter nubbare Eigenthümer a) unvermögend ift, die Ab⸗ 
und Laften zu entrichten, oder b) das Gut Schulten halber verläßt 
ine Auftalten zur fortgefegten Bewirthſchaftung vorkehrt. 
GG. 35. und 36., betr. tie vorzugs weiſe Befrietigung des Ober» 
ümerd aus dem gelöften Kaufgelde wegen rüdflindiger Zinfen 
r ibm Tuch Schuld des nupbaren Eigenthümers entflandenen Schä- 
d Koften, felbft bei Konkurrenz mit anteren Gläubigern, mit denen 
jo weit das Kaufgeld zu feiner Befriedigung ausreicht, in den Kon 
icht einzulaffen braucht. 
> Brage: ob bei viefen Beftimmungen zu BB. 1. und 2. noch die, 
ten Gutsherrn gegen eigenbehdrige oder meierflättifche und andere 
: zuftändigen Katucitätöflagen auf Abmeierung und Ent- 
q tes Wirths, infomeit wenigftend, ald vie Abmeierungsgründe 
Natur find, fomit ald Strafe und Folge wegen Nichtentrichtung der 
en und Leiftungen in einer gewiſſen Friſt, oter wegen Deterioration 
itte durch fchlechte Bewirthfchaftung, Verfallenlaſſen der Gebäute, Holzes 
tung u. f. m.2) fortgeltend verblieben waren? muß unbedenklich ver- 
werden.!) Die VBorzugsrechte der GG. 33— 36. (A.) find an deren Stelle 


—— — — — 


Darüber ſollte laut $. 6. Alin. 2. der V. v. 30. Juni 1834 (G. S. 1834, 
das febietsrichterliche Verfahren nach näherer Beſtimmung des 8. 32. a, 
md ter dazu cerlaffenen Inſtr. v. 12. Oft. 1835 (v. K. Annal. Bd. 19. 
) ftattfinden. (Vergl. unten 88. 111. und 112. A.) — Degen der übris 
den trei Gef. v. 21. April 1825 ausdrüdlich zum fchiedsrichterlichen Ver⸗ 
verwiefenen Segenftände erging bereits unterm 31. Oft. 1825 eine Inftruft. 
i. der J., des J. u. der F. (v. R. Annal. Bd. 10. ©. 619), welche indeß 
I. der fpäteren Infteuftion v. 12. Oft. 1835 wieder aufgehoben if, fo daß 
ere an deren Stelle getreten if. 
Vergl. Paderborner Meier⸗Ordn. v. 23. Dec. 1765 (Welter a. a. D. 
S. 61, $. 10. ©. 26). 

Dagegen Wigand Prov. R. von Minden-Ravensberg ıc. Bb. I. ©. 343 
‚, besgl. von Paderborn I. S. 222 u. 349; dafür Welter gutsher!. 
Rechtsverh. im Hochſtift Münfter $. 80. &. 199. — Vergl. hierzu, wie 
n oben angebeuteten Begriff der Kabucität und beren Unterfchied vom Helms 
m NRüdfall des Gutes an den Gutsheren nach Ansflerben der fulceffiones 
sten Blntsyerwandten des mit dem Kolonatrecht beliehenen — erſten — 
ero), ven ImmebiatsBericht u. die 8. O. v. 11. April 1835 nebſt Sntfik. 
. Trib.- in Dönniges Land. Kult. Geſetzg. Br. 2. ©. 171; in&bes 
find auch darüber: „daß unter dem nach der Bergifchen und Franzdf. Ge⸗ 
ig beitehen gebfiebenen und nur ablösbateu:H elmfallertchte- (Art. 4.-deB 
ven Dekr. v. 12. Dec. 1808, Art. 49. des Berg. Dekra’ 18.Sept. 1814, 
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znahme zu, wenn der Anfpruch aus einem andern (befonderen) Titel, 
aus dem, worauf dad bäuerliche Beſitzrecht unmittelbar felbft berußt 
fei dies Vertrag, Propinzialsecht oder Herkommen — dem Wirthe er- 


8lich zufteht. *) 
2) Beihräntungen wegen der Dismembration. 
$. 40. A., $. 20. B., $. 20. C. 


Ungeachtet im Bereiche der Geſetze B. und C. den erblichen bäuerlichen 
ſthern ohne Ausnahme volled Eigenthum verliehen und dabei auch, laut 
"17. B. und C., jeter vor Einführung ter fremden Gefeße beftandene - 
herzliche Borkauf oder Retrakt weggefallen ift, fo find dennoch gemein⸗ 
frlich in allen vrei Ländergruppen nad) den Geſetzen A., B. und C. 
ende Beichränfungen geblieben, infofern fte fehon vor Einführung der 
üben Geſetze beftanten: 


AA. in Betreff der Serküdelung folher Grundſtücke, auf 
Hen noch irgend eine bäuerlidhe Leiftung haftet, a) die Ein- 

ung des Berechtigten, welcher viefelbe in jedem Balle zu verfagen bes 
.M,:) b) für ten Ball, daß bei einer Vererbung dad Gut an mehrere 
en fällt, vie Befugniß des Gutsherrn zu verlangen, daß diefelben einen 
ihrer Mitte beflimmen, ver dad But ungetheilt zu übernehmen hat, ?) 


4) Vergl. $. 3. Nr. 15. des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850 und den Kom. 
S. 2. und 3. deflelben, oben ©. 235 ff. — Indeß derogiren jedenfalls dieſe 
umeinen neueren Beftimmungen nicht den fpecichlen Borfchriften der Geſetze v. 
Miprit 1825, und es finden die erfteren unbedingt auch zum Nachtheile der 
Mäschen Wirthe auf diejenigen Anwendung, welde die Umwandlung des nußs 
w Gigenthums in volles erfi aus tem $. 2. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1650 


My Die Behimmung, daß zu allen Zerflüdelungen folder Grundſtücke, auf 
m noch irgend eine binerliche Laſt haftet, tie Binwilligung des Berechtigten 
g iſt und tiefer fie in jedem alle zu verfagen befugt fei, macht tie ohne 
willigung bes Berechtigten erfolgte theilweife Beränßerung cines ſolchen Grund⸗ 
I. noch nicht in Beziehung auf den Verkäufer nichtig, fondern giebt nım dem 
whtigten die —* den Kauf ale für ihm nicht rechtéverbindlich anzu⸗ 


m. 
Nach dem Münfterfchen Provinz. R. erhält der überlebende Ehegatte, wenn 
nerfkorbene Kinder hinterrläßt, an dem alsdann vorhandenen Vermögen, bis 
Ener Wiederverheirathung, ein unbefchränftes Recht zur Berfügung, dergeflalt, 
wer felbft die von dem Berftorbenen eingebrachten Immobilien, ohne Beitritt 
> Kinder ober deren VBormünder, gültig veräußern fann. (Erf. des Ob. Trib. 
ug. 1833 in Simon's und v. Strampff’s Rechtsſpr. Br. 4, ©. 143). 
3) a) Vergl. den Rectsfall und die Gntfheidungen in Sommer’s Arne 
u Arch. Bd. 5. S. 4öt ff. 
B) Die Beſtimmung der allegirten $$.: „daß von ihnen eine Anwendung 
ht werben folle, infoweit die Vorfchriften der SemeinheitstheilungssDrdnung 
Abweichung nöthig machen“, verftand ſich von felbft und war in ter Bezies 
annöthig, als vielmehr nach $. 61. der Gem. Thl. Ordn. v. 7. Inni 1821 und 
.” des Ausführungs: Gef. de eod. die Landentfchädigungen deſſelben Befipers, 
weit thunlich, in einer zufammenbängenden Lage ausgewielen, mithin nicht 
wMdelt werden fellen; übrigens aber enthält die Gem. Thl. Ordn. feine Vor⸗ 
Men, durch: welche die Befisrechtsverbäftniffe der Grundſtücke vers 
> rt werden, vielmehr find nach $. 147. u. $. 148. der Gem. Thl. Ordn. 
Hhädigunasgrundftüde nur Surrogate ter dafür abgetretenen, und erhalten 
ah in Anfehung ihrer Befugniffe, Laften und fonfigen Rechtsverhältnifie vie 
Kwichaften derjenigen Grundſtücke, für welche fie gegeben worden; mithin blieben 
ie Abfindungen auch die oben gedachten Beſchränkungen wegen 
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D. $. 109. ©. 323, 325, Sri des Ob. Trib. 3.2. ©.2 

das Bergifche Der. v. 12. Dec. 1S0S, Art. 4. Ne 3. ob 
Sommer's Archiv Bd. 2. ©. 112 f., insbefondere über 
welden Gütern das Heimfallrecht hattfand, mund 
febichte während ter Rremtherribaft und nach Grlaß te 
1820 und 1825, tie anenegeichnete, grüntliche Abhandln 
deſſen Archiv Br. 2. S. W163, fo wie bie in bieler 
tichterlichen Gntfcheitungen, ingl. den Nad 
füge über die Auffolge ın Bauergüter ih 
&, 6. Af. Piners; den Aufias chendai nv 
Scheperg, Wigand Brovin. Net von Minten-Rayensber 
220 f., 382 Mi über das Aertfallen und Grlöfchen 
rehts {.Welter aa. ©. $. 111. 8. 31). — 
das Heimfallsredt tie Sirenen in whaͤlen umfaßt 
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Gemeinfhaftlie Ausnahme in Betreff der Eigen⸗ 
berwerbung der beſchränkten Erbpächter. 


Satz 2. des ©. 41. A,, fo wie der 6. 21. B. und C. 


ber bie 6 ufehung obiger Beflimmungen, vergl, die Erläuterungen oben 
> sub C. C. 


Hung, daß das Recht in der Regel bei allen eigenbehörigen Güs 
tattfand (f. Sommer’s Ardı. Bd. 2. ©. 119) und die Eigenthums⸗Ord⸗ 
‚ in welchen das Heimfallsrecht feine Quelle hatte, faſt die ganze Provin 
en.“) So galt die Münfterfche GigenthumssDrdn. v. 10. Mai 1770 au 
Gigenbehörigen in den flandesherrlichen Befitungen Horfimar, Ahaus und 
, Dülmen, Rheina und Wolbeck, Rheda und Hohen: Limburg, Steinfurt, 
und Gemen, die DiindensNavensbergifche v. 26. Nor. 1741 auch in Babers 
ud Corvey, Tedlenburg und Lingen, im Wefentlichen aud im Veſt Reds 
fen, die Dsnabrüdfche v. 25. April 1722 in der Graffchaft Rietberg und 
e Redeberg. (Schlüter Provinz. Recht von Weltphalen und f. oben S 870ff. 
II. Tit. I. Stück 1. ad I. u. IL). Dem Hrimfalle unterlagen ferner die 
ster nach der Münfterfchen Erbpachts⸗Ordn. v. 21. Sept. 1783. (Welter 
J. $. 13. ©. 33, Sommer in Arusberger Archiv Bd. 2. ©. 122). Selbſt 
hofhörige, und Hobs⸗ und Behandigungss Güter, fielen beim Ausfterben 
seffionsfähigen -Berwandten an den Grbs und Hofesheren zurüf (Welter 
©. 62 ff., $. 26. ©. 70, Rive Bauerngüterweien ©. 70, 323 ıc.), wie 
ach $. 22. der Paderbornſchen Meier⸗Ordn. v. 23. Dec. 1765 ein Helms 
t auch in Betreff der nicht eigenbehörigen meierflättifchen Güter im Biss 
Saderborn und im Fürſtenthum Korvey behauptet (vergl. Wigand Provinz, 
von Paderborn und Korven III. ©. 42, I. S 239), wenngleich bei den hofs 
und den freien Meiers&ütern, wie in Lande Delbrück beftritten wurde, 
mer's Arnsberg Archiv Bd. 2. ©. 119 — 128 und Sommer’s Handbuch 
Br. I, S. 412). Die Zweifel bei den dem Heimfall unterworfenen eigens 
gen Kolonaten entiprangen Hauptfächlih aus ber Frage: mwiefern die 
achen, aus welden der Anfprud eines Defcenbenten, resp. 
6 der Familie des erften Rolonatserwerbers, auf das Erbs 
- (das allgemeine Anerbenrecht auf Gewinnung des Buts nach Maaßgabe 
Feefionsordnung) — verloren ging, — (die Ademtionsgrüude), — mit 
ibeigenfchaft und Eigenbehörigfeit, vieler perfünlichen glebae ad- 
‚sufammenbingen, wiefern daher mit deren Aufhebung die rechtliche 
8 dieſer Thatſachen von ſelbſt befeitigt und weggefallen ſei? 

Die älteren wichtigſten Ademtionsgründe, aus denen das allges 
Anerbens und Sufcefiionss Recht zur eigenbehörigen Stätte verloren ein, 
folgende: 1) die Freilaſſung durch Ertheilung-eines Freibriefes, 2) die Abs 
ing, 3) die Annahme eines anderen Guté, 4) die erfolgte Abfindung (Abs 
8, Auslofung), 5) Lie Verzichtleilung. *) Ihnen traten nach Obſervanz 
rtrag auch wohl noch andere Hinzu. Es war nun kontrovers, ob biefe 
mögründe als Folgen der Leibeigenfchaft anzufehen und mithin unter 
rechterhaltenen Stüce des älteren Erbrechts in den Heimfallsgütern nicht 
nen feien, oder wieweit dies tennoch Hinfichtlich des einen oder andern 
nsgrundes der Ball wäre? Ohnehin mußte dee Bintritt des Heimfalls in 
afelben unterworfenen Güter nach der Natur und dem Begriffe vieles 
‚ gleichwie die Erbfolgeordnung ſelbſt, oft zweifelhaft fein, weil bevingt 
a6 Ausfterben der, theils auf einen gewiflen gemeinfchaftlichen Stammvater, 
en Erwerber, theils auch auf den aufgeheiratheten, durdı Gewinnung zum 
ıtberechtigten Shegatten, theils felb auf einen durch Abtretung des Gutes 
ıfens des Gutsherrn ex nova gratia zum DBefig gelangten Grwerber, zurüds 





Nur im Herzogthbume Weſtphalen war e6 durch die Helfifche Koles 
v. 5. Nov. 1809 aufgehoben und nicht wiederhergeftellt.. 

Bergl,. Welter a. a. O. 8. 110, S. 327 auch wegen der Grbfolgebee 
a im Mänfterfchen. 





* 
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bungsfälle oder auf eine Zeit von weniger als 100 Jahre befchräntt 
find Kontroverfen in zweierlei Beziehung bervorgetreten, welche zur 
heidung über die Befchaffenbeit ihres Beſitzrechts, reſp. über das 
enthum an den Gruntftäden führen, fobald von den Beflgern anf 
Bfung der Reallaften angetragen wird, da nach $. 6 des Ab⸗ 
Geſ. v. 2. März. 1850 nur der Gigentbümer eines Grundſtücks zu 
foichen Provokation befugt if. (Bergl. das Erk. des Reviſ. Kolleg. für 
.S. v. 77. Sept. 1850, in deffen Zeitfchr. Br. 5. S. 379). 

Diefe Streitfragen find folgende: 

LA. Ob Erbpächter gerade auf 100 Jahre oder darüber, fo» 
nah Ablauf dieſer Zeit die bedingliche Wiederaptretung 
e der Nüdfall des vererbpyacdhteten Landes ftipulirt war, nach 
5.(A.B.C.) Eigenthum (und nunmehr auch in den vormals König. 
tphälifchen Landestbeilen mit Rückſicht auf F. 2. Nr. 2. des Abldf. Gef. 
‚Mär; 1850 das volle) erworben haben? ' 
3B. Ob — in Bolge der eben gedachten Beflimmung tes Abloͤſ. Gef. 
‚Mir, 1850 — Erbpächter auf 8 Bererbungsfälle oder me- 
er als 100 Jahre gegenwärtig Eigenthümer geworden, oder ob 
bermöge. der oben gedachten Befimmung der drei Geſetze v. 21. April 
>» von diefer Eigenthumsyerleihung ausgefchloffen find und auch ferner 
eſchloſſen bleiben? 





Won. 1833 nicht weiter, ale bis auf ben Zeitpunkt der Publikation der durch 
Be deklarirten drei Geſetze zurückerſtrecken dürfe. *) 
D. Ungeachtet der Wiederherfiellung der älteren SufceffionssDrbnungen kann 
er Befiger über das Kolonat doch unter Lebenden und von Tobeswegen frei 
‚ indem die Gufceffionsrechte der Anerben erft in Ermangelung folcher 
gungen des Befitzers eintreten. (Bel. des Ob. Trib. v. 25. April 1840, 
Gntfb. Br. 6. ©. 19 ff., v. 30. Mai 1842, a. a. O. Br. 8. S. 439—458, 
„Mai 1840, a. a.D. 3b. 6. ©. 37—46, vergl. aub Sommer's Arnsberg. 
‚@. 2. ©. 90 ff. 445 ff. 551 ff. 565 —571 u. Bd. 3. S. 405 ff); 2) gehört 
Ist der Thellung und Abfindung nicht zu den wieberhergeftellten älteren Ders 
Sgrundfägen (Erf. des Ob. Trib. v. 3. Jan. 1851 in den Entſch. Bd. 20. 
81). 3) find von einer Erbtochter des Kolonen abſtammende uneheliche Kins 
jen der Anerbfolge nicht ausgefchlofien. (Erf. des Ob. Trib. v. 14. Febr. 
), in den Entſch. Br. 19. ©. 338); 4) werden abgefundene oder abgehei⸗ 
fe Kinder eigenbehöriger Kolonen und deren Abfümmlinge, wenn der Gutdherr 
ie befonderen Borbehalt zum Gewinn zugelafien hat, als Regrebient: @rben 
wicht als erſte Erwerber des Kolonats ex nova gratia betrachtet. (Erk. des 
Zrib. v. 2. Oft 1847, in den Entf. Br. 16. ©. 453. Vergl. dazu auch 
2.6.274u.5. 99 n. Sommer’s Arnsberg. Arch. Bd. 2. ©. 160). 5) tritt, 
bem ein Kolonat auf mehrere Erben duch einen nach Publikation des Bel. 
5. Gept. 1520 erfolgten Todesfall gefallen if, in den Nachlaß und Antheil 
I demnächft vor der Auseinanderfepung nach 6. 20. des Bel. v. 21. April 
i, verſterbenden Miterben die gemeinfchaftliche Sufcefion ein. (Erf des OB. 
b. v. 1. Gebr. 1845, in den Entſch. Br. 11. ©. 439 ff.). Dagegen wird 
durch eine in der Zeit von Publifation des Bergiſch. Dekrets v. 12. Der. 
3 bis zum Gef. v. 21. April 1825 gefchloffene Ehe die alte Sukceſſions⸗Ord⸗ 
u nicht ausgefchloffen. (a. a. O. ©. 439 ff. ). 


2) a) Vergl. Staats: Min. Bericht v. 29. Iuni m. K. D. v. 1. Aug. 1835, 
B. 1835, ©. 150 und die ausführlichere Anweilung in dem R. des Juſt. Min. 
%. Aug. 1835, in v. K. Jahrb. Br. 46. ©. 96— 101, und das R. v. 
Nng. 1834 in den Jahrb. Bo. 44. ©. 71. 

6) Der $. 75. der Ablöf. Ordn. v. 13. Zuli 1829, wonach der Heimfalls⸗ 
Mägte tie Ablöfung bei den nur much auf 4 oder 2 Augen ſtehenden Gütern 
&gern durfte, wurde durch das ©. v. 25. April 1335 wegen Grleichterung 
BKidſ. diefes Recits in der Brovinz Weſtphalen aufgehoben und bie Abs 
B_ resp. gegen 5 und 10 Prozent des Reinertrages gefattet. 


BE. Kultuv-Örfehg. Bd. I. 8 
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Die Gen.» Rom. zu Münfter und das Nevif.-Kolleg. für L. K. ©, 
n biöher für, das Ob.⸗Trib. aber gegen die Eigenthumserwerbung, 
die Provokationsbefugniß Der Erbpächter auf drei DererSungafälle oder 
erationen, oder auf weniger ald 100 Jahre entfchieden. 

Es handelte fich bei tiefen Entfcheitungen meiſt um ſolche Erbpächter, 
n Erbpachtsrecht aus ten in Folge der Münfterfcehen Erbpachts⸗Ordn. 
1. Sept. 1783 errichteten DBerträgen entftanden war. 1) 

Bon einer Seite iſt ausgeführt worden (vergl. das Erf. des Reviſ.⸗Kolleg. 
k. K. S. v. 16. Sept. 1851, in deffen Zeitfchr. Bd. 4. ©. 357 ff.)ꝛy: 


Die Münfterfche Erbpachts-⸗Ordn. v. 21. Sept. 1783 habe nach Zweck und 
It feine bloßen Zeitpacht:, ſondern wirflihe Erbpachts⸗-Verhältniſſe, gleichviel 
fchränft auf gewifle Generationen und Abflammungen oder Jahre, oder der 
aner nach unbefchränft begrüntet. Deren $. 40. entfpreche in erflerer Bes 
ug nur dem $.189. A. ER. I. 21., welcher zweifellos ähnliche Verhäftniffe, 
fe im Münfterfchen vorfommen, vor Augen gehabt Habe und tieferhalb ebens 
gbeftimme, „daß das Weſen eines Erbpachtögefchäftes nicht verändert werde, 
auch der Vertrag nur auf gewifle Grade oder Generationen gefrblofien fei. 
nun, der $. 2. Nr. 2. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 allen Erbpächtern, 
awifchen denen, welche unter $. 188. und denen, welche unter $. 189. 
N. 1. 21. fallen, zu unterfcheiden, mit aufgebung des Ober⸗ resp. Gigens' 
des GBröverpächters, volles Cigenthum an den Erbpachtgrundſtücken verlies 
'o müſſe diefelbe Beflimmung auch für die nach der Münfterfchen Erbpachts⸗ 
. and ſonſt auf nur drei Senerationen eingefegten Erkpächter gelten. Ohne⸗ 
erfüge der $. 1. (in fine) tes Ablöf. Gef. v. 2, März 1850, daß die Bes 
azngen ter im $. 1. nicht aufgebebenen Geſetze, — (mithin auch der drei 
o. 21. April 1825) — doch in fo weit außer Kraft gelebt werben, als fie 
Zoricriften des Ablöf. Gef. v. 2. Diärz 1850 entgegenftehen oder fich mit 
Ben nicht vereinigen laflen, und zu folchen gehörten auc die 88. 41. (A.), 
B. und C.), welche den Erbpädhtern und anderen erblichen Nießbrauchern 
Brundflücden, deren Befis auf drei Bererbungsfälle oder weniger ale 100 "Jahre 
&inft fit, die nadı SS. 15. (A., B., C.) allen anderen erblichen Befigern zus 
Dene Erwerbung des Eigenthums verfagen. Das nach Inhalt der Münfters 
Erbpachts⸗Ordn. bei deu gedachten Befitzern, ungeachtet jener Einſchraͤnkung 
‚erblichen VBefigrechts auf Generationen, in der That. beftandene wirfliche Grbs 
Bnerhältniß, fei aber in feinem rechtlichen Wefen und faktifchen Beſtande we⸗ 
izrch den Art. 14. des Großherzoglich Bergifchen Defr. v. 13. Sept. 1811, 
as die gedachte Befimmung in die drei Bel. v. 21. April 1825 übergegans 
Für den Bereich des tamalıgen Großherzogthums Berg, noch durch dieſe Bes 
ung der drei Gefepe felbft aufgehoben und vernichtet worden. Das Erb⸗ 
Syerbältnig habe vielmehr als folches auch nadı der Ginführung des Code 
und der fremdherrlichen Belege bis zum Ablauf der in ben Verträgen bes 
ten Zeitdauer oder Öenerationen, event. alfo, fofern jene urfprünglich vers 
xte Refolutivbedingung nicht vorher eingetreten, bis zur Publikation des Abs 
3eſ. v. 2. Maͤrz 1850 rechtlich und thatfächlich fortgedauert. Tenn obwohl 
Sergifchen und Franzöſ. fremden Gelege Feine anderen, als freie Erbgüter 
anerkennen wollten, fo haben fie doch keinesweges Privatverträge über ſolche 
techtsverhäftuiffe, worüber fie Feine Berfügung getroffen, (alfo ber 
‘er und befchränften Erbpaͤchter), aufgehoben, im Gegentheil diefe Verträge 


— —— — —— 


1) Dieſelbe galt auch in den Fürſtlich Salmſchen Gebieten Ahaus, Bocholt 
w., welche früher zum Hochſtifte Münſter gehörten, indeß durch den Reichs⸗ 
t. Hauptſchluß v. 25. Behr. 1803 unter die Landeshoheit ber Fürſten zu 
i⸗Salm und Salm:Kyrburg famen, (vergl. oben S. 860 ff Kap. II. Tit II. u. III.), 
ↄAge des Branzöf. Senatöfonfults und Def. v. 13. u. 13. Dec. 1810 aber 
ıtifirt wurden und feit dem 1.-Ian. 1811 cinen Theil dee bald darauf El 
Sranzöf. Lippe-Depart. ausmachten. Die zur Entfcheidung gekommenen Fälle 
meiſt aus diefen Gebieten. . 
2) GEs find Hierbei auch die oben ©. 967 ff. zu $$. 15. ff. angeführten Entſch. 
5, Trib. zu vergleichen. | 





Er * 


r, und Die 4 
nad $. 189. 9. 2. R. 1. 21. auch beich 
neue Gntfichung gefchehen lafen. 

Das Ober-Trib. hat dagegen per sent. v. 22. April 1852, m 
Vernichtung der Entſcheidung des Reviſ.-Kolleg, den Grundfag feat 
„daß Grundſtücke und Geredytigfeiten in ven ebemals Franzöſe-Hanſcetſce 
Landestheilen, welche auf hödftens 3 Vererbungsfälle, oder auf eine JE 
von weniger ald 100 Jahren verlieben oder verpadtet find, den Teir 
mungen des $. 2. Mr. 2. tes Ablöf.= Gef. v. 2. März 1850 nice um 
liegen und daher nicht volles Cigentbum der Veliger werten.“ (Er! 
Br. 23. ©. 126, m. Zeitſchr. des Nevis :Kelleg., Bd. 5. S. 270-251.) 

Derfelbe Grundfatz ift feitdem auch für ſolche Bälle aufrecht aim 
melde in den vormals Großherzoglich Bergifchen Landestbeilen vnd® 


men find. 

In den Gründen ift ausaeführt: 

Es enthalte vie Erbpachts⸗Ordn. feine fpegielle Definition des Begrift = 
Erbpacht, indem deren 8.40. bei Weglafung ter entbehrliden Zmittennert # 
beftimme, daß ein Grbvachtegut dasjenige fei, mas jemanden in Grepadı de 
fragen worden, che fich weiter darüber zu äußern, welche thatfächli 
eigentlich tas innere Wefen der Gröpacht ergeben fellen, mas dagege 
MER. 1. 21. gefceben ei. Das vorliegende Verbättmß fei durh tat 
giſche Defret von 1811 nicht berührt; der Code civil uud das Rramel, 
9. Dec. ISI1 Fenne vur Alledialgüter und wenn im Art. 99. des Iepterca tust 
lonen das velle und gange Gigentbum verliehen fei, unter ven Relonatı A 
auch Erbpactsgüter nach dem inne der frembberrlichen Gefepgebung su ##) 
heu wären, eine den Art. 13. und 14. tes Bergifden Defreis v. 13. Sat N) 
ähnliche Beftimmung aber in den rang. Defr. v. 9. Der. 1811 mangde. C) 
«8 bei Revaftion der Preuß. Gefege doranf angekommen, in deu Gefepn ee 
(A) und 910. (C.) tiefe Yürte auszuüllen und die dabei hergergetretene 
fel_ auf angemefiene Art zu erletigen. Allerdings fein Rechts- und Veite 
niffe der vorliegenden Art ihren Melen wach weder durch Die frembhernidt, 
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durch die Preuß. Gefehgebung vor dem Jahre 1850 alterirt, vielmehr davon 
amberührt geblieben; hierans folge aber frinesweges, daß fie uch 
Erbpachten fortberehen müßten. Die $$. resp. 41. und 21. fagten au 
in ihren bispofltiven Worten nicht femohl dies, als vielmehr, „daß eröliche Red 
der bezeichneten Art als Zeitpacht anqufehen fein.“ Dadurch fein bie Bedent 
über die fernere Muffafjung der rechtlichen Natur jener Befigverhäftniffe befeitig 
deren Nichtveränderung gegenwärtig nur eine nothwenbige Folge der beffarateı 
fen Befimmung felbtt und des mit ihr fehgeftellten Ansralufee derjenigen 4 
thumeverleihung bleibe, welche im $. 15. a. a. D. geregelt war. Rad di 
herrlichen Belegen fei zwiſchen dem Eigenthum und ber Zeitpacht, in wi 
= — der nichts verändert werden follte, Fein drittes, zwiſchen beiden Affermaaß 
= 33: fm der Mitte ſtehendes Mechteverhältnig geblieben. Man Fönne eher das voril 
wıy 17; Berhältniß eine vererblicht Zeitpacht nennen; überhaupt aber wäre eiı 































w__cı= Beltpect, welche von vornherein auf zwei ober drei @enerationen, oder doc a 
— lange Fonftitwirt worden iR, daß deren Uebergang auf Erben mit Gewißhı 
— Juſchen bleibt, darum noch feine Erbpacht Im gefeglichen Einne, wenn | 
2 fo genannt fein möchte. Denn das Weſen der legteren liege weber in jen 
per exerblichkeit, noch im Namen, vielmehr in den gegenfeitig vereinbarten Mechtı 
— Bartheien, welche nur aus den kontraktlichen BeRimmungen in jedem einze 
Pe Falle zu abftrahiren feien. Unter feinen Umfländen bürfe basjenige Becht 
m /itmiß als @rbpacht angefehen werden, welches vom Befege felbR einer Zei 
acht austrücklich gleichgefellt und deren Konfequenzen unterworfen worden i 

En ben $$. 41. (A.), 21. (B. u. C.) fei mit Borbedacht das Wert „Bröyacı 


= emmieben und fatt defien bie rechtliche Bezeichnung „erblices Mecht“ gewähl 
— WDemgemäß liege nach den Bartifulars@efegen Nr. 938, 939. und 940, Fein er! 
achtliches Verhältniß, felbf nicht einmal das f. g. befchränfte, fondern eine Bel 
acht, auf drei Leiber vererblich, vor; auch treffe der Echlußfag des $. 2. des d 

Gel. v. 2. März 1850 bier nicht zu, indem bie den bloßen Zeitpächtern gleid 
ten befcränften Grbpächter (oder vererblichen Zeitpächter) eben fo wen 

jem Anforuch auf Sigentsumsnereitung haben. Gine Abänderung des $. 2 
#940. hätte in dem neuen Befep d. 2. März 1850 bireft ausge| ‚en we 


In einem andern Fall war mittelft Exhpachtö« Vertrages vom I. 180 
Eheleuten H. auf eins ihrer Kinder und eines Ihrer Kindeskinder, ei 
undfüd zur Kultur und Erbauung eined Haufes gegen Geminngeld d 
Bejit folgenden Kinder, in recognitionem dominii directi, auch Au 
det zweiter Ehegatten, und gegen ein jäbrliches Gruntgeld, mit der me 
en Beftimmung verliehen, „aß die Eheleute während vorgedacht 
*i Generationen, ald wofür jedesmal eines Mannes und einı 
au Leben gerechnet wird, als freien Standes Leute obiges Haus ur 
irten beflgen nnd nach Wohigefallen abnugen können x; und folle ı 
5 gehalten werden; es wäre denn, va nad Ablauf der vor 
=HÄhnten drei Generationen ihre Nahfommen dad Haus un 
Garten fernerhin zu benugen nicht verlangen mödıten, a 
hen Fall dann das Haus abzubrechen ihnen freiftehen, der Orund abı 
zu machende Forderung wegen Meliorationen, dem Butsherm voled 
allen fol.“ 
Die Provokation ift auch in diefem Balle zurädgemiefen. Das Obe: 
— BD. verwarf dabei auch die Anficht des Nichterd II. Inft., „daß hier die Be 
lang nicht auf drei Bererbungsfäle befhränft, fondern auf drei Generation 
—* (mar jedesmal auf eines Mannes und einer Frau Leben, all 
echs Todesfälle ausgedehnt fel”; — und führte dagegen auß, di 
füctficht auf die im Münfterfchen herrfchende allgemeine eheliche Güte 
nfchaft (durch welche für beide Eheleute ein condominium pro ü 
ES und für den Ueberlebenden ein freies Verfügungsrecht begränt 
), nicht jeder Todes- auch als Erbfall anzufehen, vielmehr ein Er 
* rt nach dem Tode des letztlebenden Ehegatten —E fe, va Te 
= nicht vermdge Erbe, fondern vermöge eigenen diechts im Beflg d 








pie Erbe, Höfe oder Kotten waren im Hocflifte Mün; 
etgenbehörigen Kolonen eder Wehrfeſtern befept, weld 
ficherer Praestanda oder Abgaben an den Herrn tes Guts o 


*) Der $. 40. der Erbpachts⸗-Ordn. im Theil II. „i 
Gutsheren und Erbpächters in Anfehung des Erbpacht 
Titel I. „von den Erbpachtgütern und deren Bertinenzien 
pacbigut ift das Gut, Tas Erbe, Hof oder Kotten, welches 
rationes oder fichere Abſtammungen befchränft, oder 
Erbpacht übertragen iſt.“ 

Es war allertings die Münfterfhe Erbpacht⸗O. mı 
oder Kotten, nicht auf einzelne Grundſtücke oder < 
Höfen gerichtet. Die Vererbpachtung folcher einzelnen Stücke 
Beurtheilung nach der Münfterfchen Erbpacht⸗O. nicht, if 
führung der fremden Gelege, resp. nach gemeinem oder (im be 
Lanbestheilen, feit Binführung des A. 2. Rechte), nad dem ! 
dem Code civil, und feit 1. San. 1815, bis zum Geſetz v. 
derum nach dem 9. L. N. zu beurtheilen. Schon deshalb wi 
leg. ten Gigenthumss und Ablöfungsantrag cines Kotters zu 
Bertrages v. 23. Dec. 1817 einen einzelnen Kamp vom B 
Jahre bis 1917 erpachtet Hätte, obgleich mit ker Befngniß e 
zu errichten, das er aber nach Ablauf der 100 jährigen Pach 
men durfte. (Erf. v. 16. Eept. 1853.) 

") Daß das Dafein eines wirklichen Grbpachtisrechte ni 
ob dafielbe eniweder ganz unbeichränft auf ewige Zeit, ode 
ganze Defcendenz bes erften Erwerber, oder nech befckrän‘ 
Senerationen, begründet iſt, unterliegt mit Rüdficht auf 66.187 
unter Zufammenhaltung mit $. 189. daf. und bei Vergleichung ter 
Vorbericht n.$$.11.1.40. Dfünfterfche Erbp.D. an und für ſich 
Bei einer andern Gelegenheit, (zu SS. 101—103. A., Simon’s 
Reditsfprüche Bd. 2. S. 206 ff.), wo tie Frage erörtert wu 
Umftänden bei einem Gute Erbzinss oder Erbpacht:Qualit: 
und deshalb auf eine Benrtheilung des Rechtes und Beſitzver 
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Befondere Beftimmungen über die Eigentbunsderwer- 
der Leib» und Zeitgewinngüter in den vormals zum 
iherzogthum Berg gehörigen Lantestheilen. ($. 22. B.) 


A. Bergleihung ber betreffenden fpeziellen Beflimmung 
Jergifhen Dekrets und des Preuß. Gefeges Nr. 939. 


et $. 22. B. grüntet ſich auf Art. 12. des Vergifchen Dekrets v. 


rauch dieſee letzteren hatten, einerfeits dem Gntsheren in Rüdficht auf ihr 
‚ mit Out und Blut zugethan, glebac adscripti, waren; (Ginfeit. der Erb⸗ 
Orbn.); dagegen anbererfeit# aber auch ein auf die Defcendenz des erften 
vers vererbliches Kelonat » Recht am Gute befaßen, wodurch der Butsbere 
tt war, vor dem Auefterben des fufceffionsfähigen Geblüts über das Gut 
eit zu verfügen (Welter gutsherrlich = bäuerliches Nechtsverhäftnig $. 3. 
Viele Guteherrn hatten nun felbft fehon ver Erlaß der Erbpachts⸗Ordn. 
rigenen Intereffe gemüßer gefunden, das perfönliche LeibeigenthHum durch 
ung von Erbpachtverträgen mit den bis dahin eigengehöriger Wehrfeſtern, 
ben. (Vergl. int. zur Erbp. D.: Welter a. a. D. ©. 31 ımd 38.) 
b beabfichtigte die Erbpachts-O. nur, chne der freien Vereinbarung vorzugreis 
ir mögfihft allgemeinen Richtichnur für Kontrahenten und Michter, fefte 
äße und beflimmte Normen bezüglich der aus ber Verwandlung des Leibs 
ım6 in Grbpacht bervorgehenden neuen Berbindungen und Rechtsfolgen 
en, zugleich indeß mit der ausdrüdlich erflärten Abficht, daß dadurch zum 
des Lantes fewchl, als der Gutsheren und Gigenbehörigen erreicht werde, 
be, Soviel thnnlich, immer befest und im Stande zu erhalten. (Schlüs 
a. D. ©. 339, Beltera. a. D. S. 4.) Dan hatte bei dieſer günflis 
Yeftaltung der Verhaͤltniſſe Hanptfächlich die gegenwärtigen cigenbehörigen 
der Höfe und Ketten im Nuge, überall aber doch folche, welche ein 
B Erbe, Hof oder Ketten nach Erbpachtrecht auf fichere, zu verelns 
Generationen oter für beffändig übernehmen ($. 4. Vorbericht 
p. O.). Erbpachts⸗ nicht befckränft erbliche Zeitpachtverträge au befördern, 
Abficht der Erbpachtertnung. Um tie Perfonen des Bauernflandes aus 
enbebörigfeit und perſönlichen Unterthänigkeit zn befreien und biefe ges 
aagen vom Linglichen Befitzverhältniß abzulöfen, Fannte man damals fein 
Mittel, ald das tingliche Befipverhältnig von Leibeigenthumsgütern in das 
bpachtegütern umzugeftalten. Damals war das eine, da® perfönliche Uns 
gEeitö:, und das andere, das Dispofitions:, Abgabens und Zaren: Berhälts 
Höfe, bei den Deutfchen Bauergütern fo miteinander verwachfen, daß bie 
yenen Gülerarten und ihre Benennung (Reibeigenthums:, Kolonats, Hob8s, 
üter u. f. w.) ebenſewehl und gletchzeitig das erflere, wie das letztere bes 
Ging ber bisher bereite erbberechligte Kolon aus der perfönlichen @is 
vigfeit in das mit einer ansgedehnteren perfdnlichen Freiheit verbundene 
tverhältniß über, fo mußte fogar tie austrüdliche Entlaffung ter fufcefs 
echtigten Bamilie ans der Leibeigenfchaft und ſelbſt vie Binwilligung ber 
in diefe Umwandlung voransgehen, (Welter $. 18. ©. 35, $. 1. ff. 
).), obwehl in Beriehung auf den berfönlichen Nerus des Wehrfeflers 
uch noch nach @ingehung der Grbpacht, eine gewiſſe glebae adscriptio ſte⸗ 
6, indem er das nt nicht verlaffen durfte und er und feine Kinder zur 
mg der Ehe, wie bei Veräußerung der @rbpachtgerechtigkeit, des gutsherr⸗ 
denſenſes beburften (Welter a. a. O. ©. 49, $. 20., 21.—23 , 25., 27.). 
nan flatt ewiger ober wenigftens auf die ganze Reihe ter Deſcendenz bes 
Irbpächters bis zum Musfterben des Geblüts laufender Grbpachten, bers 
häufig nur auf befckränkte Zeit ober wenige Generationen errichtete, fo 
an dabei wohl die Verleihungsfermen folcher Büter im Einne, deren Vers 
: den Leibeigenthumsgütern näher flanden, und neben den leßteren auch 
ıfterfchen öfter vorfamen, namentlich die Leibs und Zeitgewinngüter, bei 
aber ähnliche, felbft noch weit beengendere und beichränfendere Klaufeln 
ver Befitzzeit auf ein oder zwei Leiber, nicht fowohl die Ausſchli⸗aun⸗ der 
eit, als die Erhaltung einer von Zeit zu Zeit fi erner pr 
ir den Gutsheren bezweckten. (Vergl. die Grläut. zu der ' 
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1) der 6. 22. (B.) ſtellt den im Art. 12. fehlenden Sag an die Spige, 
5 in einzelnen Bällen vie Bedingungen des $. i5. (erblicyes Beſitzrecht) 
Dex $. 21. (bloße Zeitpachten) vorhanden, bleibt in ver Regel der richtere 
hen Entfcheitung lediglich überlaffen“ ; Ä 

- 2) der Schlußfag des Art. 12. des Bergifchen Dekr. Tautet: — „alles jedoch 
tt Vorbehalt des Begenbeweifes, welcher für den Verpächter ent» 
veder aus rechtöfräftigen Erfenntniffen, oder aus einer 
Brmlichen Anerkennung von Seiten des Pächters entſtehen 


; 

"wogegen $. 22. in feinem Schlußfag 

rı @) einerfeits die Rechte des Verpächters in Betreff der Art des 
Gegenbeweifes durch die allgemein gebaltene Beftimmung ermeltert: 
„allein auch wenn tiefe Beweiſe geführt werten, ifl dennoch dem 

.: Berpäcter der Gegenbeweid unbenommen; 

D) andererfeitö auch dem Wirthe die Befugniß einer anderweiten Bes 

weisführung in den Worten giebt: „ingleichen flebt es dem 

P° . Befiger frei, fein erblihes Recht auch auf jetem an» 
"dern Wege, ald durch die oben angegebenen Bemweife, 

rechtlich zu begründen.“ | 


0, WG iu 


g db, 
[1 | 1} 





EEE Unterfchted Bleibt aber auf die materiellen Berhältnifie der Erbpacht, na; 
etc auf das Rupungsverbältnig einerfeits und das als defien Aequivalent bes 
te Abgabenverhältniß andererfeits, ohne aller Cinfluß. In beiden ‚Fällen 
t das Erbpachtsverhältniß auch nach der Münflerfchen Erbp. D. überall 
muierfcheidenden Mechtsbegriff und Charakter bieies Inſtituts ſowohl überhaupt, 
Siune des A. ER. I. 21. $. 187. „als Meberlaffung des vollländigen 
echtes an Grundſtücken gegen damit im Berhältniß ſiehende Leiſtungen.“ 
ER Schon die Bigenth. O. v. 1770 ($. 1. Tit. II. TH. II.) den Bigenbes 
den Erbnießbrand am unterhabenden Gut oder Hof nebſt allen dabei uns 
"und ungefchmälert zu belaffenden Bertinenzien zugefland, — nur nad 

thumsrecht, — fo bat, zufolge Erbp. D. $. 47. u. 57., der @rbpächter 
— 


a Erbpacht habenden Gut oder Hof, nebſt tayn gehörigem Geholz und 
* Herkommen, nur nach Erbpacht⸗Recht. — Gegen dieſen Erbnießbrau 



















i 
Pertinenzien, den Genuß und Erbnießbrauch laut Kontrakt, ovent. Geſe 
FJenuß muß (laut 6. 70.) der Erbpächter, (der unbeſchraͤnkte, wie ber bes 
), die vereinbarte Erbpacht und Präftanta oder Nbgaben feinem Gutes 
a . entrichten ; überdies aber auch noch alle ordinaire und ertraorbinaire 
ungen, Brandfaflengelder, KRirchfpielsiaften, überhaupt alle onera inhaeren- 
dem Erbe anklebende Laſten, ohne. des Gutsherrn Zuthun, abtragen. 
Darf, (nah $. 71. der Erbp. O. wie nah 8. 193. A. L. R. I. 21.), 
= ntsherr die Erbpacht und Präftationen nicht erhöhen, welde 
eren vielmehr gewöhnlich in Broportion mit dem Benuffe fies 
Zu: (vergl $. 75. der Erbp. O.); daher denn auch nur ausnahmeweife, in eingels 
dieſem Brinzip entiprechenden, und deshalb grade tie Regel beftätigenden 
And (8. 72. ff). 
‚gebt felbft die Anleitung wegen Anfertigung des dem Webergange in bie 
t zum Grunde zu legenden Anfchlage der wegfallenden Leibeigenthumsge⸗ 
= 8. 9. und $. 210.) darauf hinaus, Daß durch die Erbpacht ein fidhes 
= anf nnd Verhältnis zwifchen den Nupbarfeiten des Erbes 
er dafür zu entrichtenden Bacht gewonnen werde. — 
—* iR die Münſterſche Erbp. O. v. 1783 ale Provinzialgeſetz, ſowohl 
e en Sinführung des A. ER. mittelR Pat. v. 5. Apıil 1803, ale bei 
Wiedereinführung mittelft Bat. v. 9. Sept. 1814 aufrecht erhalten und nur 
bh dem Zeitpunkt ver Publikation der fremden Defrete resp. von 1808 und 
Me zur Wiedereinführung des N. 2. R. errichteten Grbpachten unterliegen 
amberen Beurteilung, während bie feit 1. San. 1815 errichteten allerdings 
„dem Bel. v. 1825, fondern nur dem Ablöf. Geſ. v. 2. März 1850 unters 


Bee ngen oder Verringerungen der Pächte zuläffig 


"Denn tie zur Entſcheid. des Ob.⸗Trib. 9. 29. 
Striethorſt's Archiv, Br. 5. ©. 42, bemerkte Anſichte 
keit des Gegenbeweiſes auf Seiten des bäuerlichen Beſitze 
zu 6. 15. mitgerbeilten Entfcheitungen des Ob.⸗Trib. 
auch fonft mit ten vorallegirten Worten des letzten Se 
Widerſpruch. Cie würte ohnebin von feinem Effekt fei 
Falle ter Befiger feine Beweisfübrung außerhalb der Nr 
tes F. 22. bewirfen würte. 

3) Die Nr. 1. lautet im Urt. 12. des Bergifchen 
Bebäude ihnen (ten Beflgern) zugehören“, wogegen Nr 
zufügt: „welches jetoch vermuthet werten fol, wenn fi 
oder ihre Vorgänger tiefelben auf ihre Koften erbaut he 

4) Die Nr. 2. des Art. 12. des Berg. Defr. laut« 
Befiger) Bamilien vom Vater auf ven Sohn, wenig 
Generationen diefe Güter benußt babe”, während tie 
fortefter „Uebertragungsfälle* fubftituirt nnd viefe 
Vater und Sohn, fontern auf Verwandte oder Ehe 
hergehenden Beſitzers ausdehnt. 

5) Endlich find in ter Nr. 3. des 6. 22. die Wo 
Art. 12. des Berg. Defretd: „fundern in außerorder 
wodurch ter Ertrag des Guts vermehrt oder vermindert 
Weglaſſung tes befonteren Motivs der Veränterung 
oder Ertrages („durch außerordentliche Creigniffe“) ebt 
des Befigerd des Leib⸗ und Zeitgewinnsgutes veräntert 


BB. Begriff und Natur der Zeit- und & 
und Gefhichtliches über viefelben. 

Am hänflgften kommen diefe Güterarten in ter © 
im SHergegthunte Kleve vor. Bei ten reinen Zeitpachten 
ben Zins- oter anteren freien Gigentbumdgütern auf 
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nebrerer- Menfchen Leben, jeboch ohne Erwähnung der Erben, oder 
em Zufag: „auf ihr LZebelang“, oder gar mit der austrüdlichen 
1: „auf ihr Lebelang unt länger nicht”, geaen ein gewiſſes zu er⸗ 
e8 Gewinngeld und gegen berungene jährlihe Pacht» Präftanta in 
und Benutzung gegeben, oder nad) dem üblichen Ausprude „in Ges 
verliehen“ find. 1) 

ber deren Geſchichte und die im vorigen Jahrhundert zmeifelbafte 
: 05 dergleichen Güter als coloniae perpetuae oder ald bloße Zeit« 
üter zu betrachten? vergl. Rive a. a. O. ©. 112 ff. und die oben 
"iM sub b. angeführten Entſcheidungen. — WMive, bezeugt a. a. 


daß in älteren Zeiten bei Leibgewinnsgütern von Privatgutsherren fein Fall 
immen, mo eine willführliche Veränderung der Gewinnträger nach Abflers 
rt bisherigen Befiger außerhalb deren Nachlommenfchaft, vorgenommen wors 
äre, fürmliche Gewinnbriefe aber häufig deshalb nicht ertheilt und angenoms 
fen, weil darin von den Gutsherrn (äfigere Bedingungen und ungewehnte 
nicht gebrauchte Ausdrücke einzufügen verfuckt worden fei.” 


ı ver Sraffchaft Mark, fo wie im Herzogthune Kleve wur- 
ie Leibgewinnsgüter mit den Hobs⸗ und Behantigungd-Bütern durch⸗ 
Ynonym gebraucht und ed beſtand bierin unter beiten Provinzen 
dwo ein auf einem gefchriebenen oder ungefchriebenen Nechte ge 
Mer Unterfchied. ?) Hier, wie dort begriff die Verleihung im Leib⸗ 
n oder nach Leibgewinnsrechten der Hegel aa ein Erbnugungdrecht 
n verliehenen Gütern in fi. ?) 


eitgemwinngüser find hingegen folche Güter, vie auf eine gewiſſe 
U von Iahren, 3. ®. von 12 zu 12, von 15 zu 15, von 20 zu 20 


‚Rive Bauerngüterwefen S. 111, Geck a. aD. ©. 378 ff. insbefondere 
und 390, wo die verfc:iedenen in den Gewinnbriefen vorfommenden Fors 
md Klauſeln, die jetoch der Erblichkeit nicht entgegenftehen, angegeben find. 
jerfaffer war Lands u. Stadt. Ger. Direktor in Soef. 

) Rive a. a. O. S. 132. 

) a) ebendaſ. S. 137, 139, 143, 144. 

) Bergl. .in diefer Bezichung auch das Jurisbiftions:Regl. für tie in Kleve, 
und Mark vorhandenen Leikgewinnss, Hobs⸗, Koess und Lathengüter v. 
re. 1779 mit ten darin allegirten älteren Bererin. in Skotti's Samm⸗ 
er Geſetze und Vererdn. im Herzegthume Kleve und ter Grafſchaft Mark; 
Rive S. 151 die Gntfcheitung des gemeinfdaftlichen Obergeridits, welche 
le Leibgewinnsgüter unter die erblichen Kolonafe fubfumirt, fers 
: Verfaffung wegen ihrer Beſteuerung ©. 152 ff., die auch auf dieſe Gü⸗ 
vendbare DB. v. 12. Ang. 1749 ©. 156, das Regl. wegen der Kriegsfchäs 
14. Juli 1764 ©. 159: „wonach ſelbſt die auf Gewinn von 12—15 oder 
m Jahren gefeßten langen Zeitpächter, welche gemeiniglich fowohl für fich 
Ihrigen beftändig bei einerlei Pacht und ungefähr bei einerlei Gewinnung 
und denen zumal in der Grafſchaft Mark größtentheils die Gebäute anf 
He zuftehen, den Erbpächtern gleichgeftellt werten.“ — Ueber die Anficht ven 
©. 192, daß bei ven nach dem Jahre 1749 in Leibgewinn ober auf Les 
ıg verlichenen Gütern für bloße Leibpacht zu praͤſumiren fei, vergl. bie 
5. 967 ff. sub b. angeführten Entſcheid. 

ı Die bei den Leibgewinngütern auch im Klevifchen vorfommenden Auss 
„lebenslänglich, auf Lebenslang und nicht länger,“ beziehen ſich nur anf 
heuernng der Belchnung und Gewinunng, resp. bie tafür zu zahlenden 
n, ganz ähnlich wie bei den Behantigungsgütern. Auch Kaiferl. Branzöf. 

' für die 4 neuen Depart. des linken Rheinufers v. 24. Juni 1808 und 
3 1810 erflärten tie Abgaben von den Leibgewinngütern für Erb⸗ und 
enten. Bergl. Rive a. a. D. ©. 345, 316 — Megen der Leibgewinns⸗ 
I! der Unterherrfchaft Broich vergl. oben S. 968 Note 2. ad a. 


988 Won d. Ablöf. der Reallaften, den Wegufirungen u. Grm, Ten 










ſondern har perpetuae co 
als Gröbefländer, anerfannt wurden 
‚1735 und 


Entwerfung der 
Dt an 


— —— 














2) Rivea.a. DO, Se a.a.D. ©. 39 

3) Met, 12. des Berg, Der, v. 13. Sept, 18 

— Vergl. auch alla. Ginleit. Br. I. ©. LAIN, 

4) Durch Gnirihtung xegelmäßig twieverfehrenden Gewinns, a 
By 





z 


fahrt u. | w. Geda. a. D., &, 374, 378. 
5) Riva a Dertmund, &. 305, Heben Limburg S. 3, RE 
haufen, S. 220, — mmera.a. D:, ©. 175, 181, 257. 
6) 68 bieh in dieſem Berichte des Magilrats: „Tas wenn ale 
Gigentbümer ter Kolonie Tas Erbrecht, der Rolone nur das Badtredı dk 
teres doch darin befiche, daR fo lange ber Colonus feine jährlichen % 
auch gu gehöriger Zeit das Laudemium und den Gewinn richtig abliehrt, 
Hofe nicht vertrieben werten fünne; nad Ablauf der Gewinnjahte miitı 
Zahlung des Faudemii der Vachtfontraft renevirt werden: mach det Re 
Rerben feien and defen Rinder tie hächten que neuen Anpactung, m 
zu den beracbrachten Pröftandis vereben: edech habe der Grhberr 
unter den Kindern eins zum Sefwirth zu wählen. Wenngleich aut 
liche Rlaufeln dem Baditfontrafte inferiet werden und die Koloni aus & 
deren Unterichrift fich, verleiten laffen, fo werde doch auf die Gent 
des Kandes und die Obſervanz mit hiefigen VBanerböfen met 
auf folde Notuln rejleftirt.” s 
Verüglich der jährlichen Pachte wurde bereugt: daß dieſelben nitt si 
werden dürften; die Faudemien oder Gewinngelder würden zwar bei den al 
Kolonien, bei einigen auf Cebensgeit, bei einigen anf 6, ii 
meiiten auf 12 Jahre affordirt und bezahlt, bei ver Affordirung mt! 
die uralte Obfervang oder das bergebradhte Quantum gemeiniglih Mit 
und nur, falls der Def eder Kelon in beſſeren oder fchlechteren Stand 
alsvanı das Quantum in eiwas erhöht oder vermindert; won einigen RI 
welche fein Laudemium bergebracht, werde auch folches nicht entrittet. — 
Bed aa. O. ©. 778-391, 397 und tie ©. 420 als Anlage F. kit 
aus den Obiervanyen und Gewehnheitsrerhten zufammengeftellten Scrict 
insbefondere über den Unteriiien ver Kenn u Erb: und au Sanretl, 
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. Die einzelnen Erbrechtö- Kriterien betreffent, und Ent« 
ıngen des Ober-Tribunald darüber. 
Zu 6.22. Nr. 1.(B.) &8 genügt nicht, wenn nachgewiefen wird, daß ter 
der Kolonat- Gebäude von dem Kolonen nad) der Geſezgkraft 
krets v. 13. Sept. 1811 geſchehen, vielmehr muß diefe Iharfache, 
e übrigen Kriterien des 6. 22., fchon vor ver Geſetzeskraft des De- 
. 13. Sept. 1811 vorhanden gewefen fein; mit Rückſicht darauf, 
15. die Gigenthumsverleihfung davon abhängig madıt, daß ter 
he Beflger fchon zu der Zeit, wo die fremden Gefege für ihn Ge⸗ 
ft erhielten, ein yererbliches DBeflgrecht am Grunpftüd hatte und das 
. 13. Sept. 1811 nur die ſchon damals vorhandenen vererblichen 
He in Eigenthum verwandelte. (Erk. des Ob.sTrib. v. 23. Sept. 
Sommer's Arnsberg. Arch., Bd. 3. S. 52—56). 
Zu F. 22. Nr. 2. (B.) Der Nachweis, daß tie Güter in ven drei legten 
agungsfällen an einen Verwandten oder Ehegatten des vorhergehen⸗ 
figerd gekommen find, bedingt, daß fich diefe Mebertragungsfälle in 
t vor der Gefegfraft des Dekr. v. 13. Sept. 1811 zugetragen 
fpätere Uebertragungsfälle kommen dabei nicht in Betracht. (rk, 
‚‚Trib. v. 2. Sept. 1818, iu den Entich., Bd. 17. ©. 449.) 
Die aus der, durch die Befiger des Kolonats bewirkten Erbauung 
onat6-®ebäute, abgeleitete Bermutbung für das Eigenthum derfelben, 
durch nicht ausgefchloffen, Daß tie Erbauung auf Grund einer ver⸗ 
ißigen Verpflichtung erfolgt ift, fofern dieſelbe als ein integrirender 
ed zwifchen dem Gutsherrn und Kolonen beftehenden Rechtsverhaͤlt⸗ 
und nicht als Folge eines fpesiellen, dem Kolonatöverhältniffe frem⸗ 
ligatorifchen Akts erfcheint. (Erf. des Ob.⸗Trib. v. 29. Jan. 1852, 
Entfch. Br. 22. ©. 414 und Striethorſt's Archiv, Bd. 5 ©. 38.) !) 


3u 6.42. (A) 23. (B) und 22. (0). 


gl. die Erläut. und angeführten Entfch. zu 66. 15 — 40., sub B. 
\., oben ©. 963 ff., in&befondere den Plenarbeſchluß des Ob.⸗ 
v. 17. Dec. 1833. (Juſt. Min. Bl. 1839, ©. 16 und Entſch. Br. 4. 
„ſ. oben ©. 963 Note 1. ad b.) 


Zum 43. (A). | 


Betreff der Aufhebung des Ober» Eigenthbumd vergl. die Erläut. zu 
— 40. sub C. ad AA. sub AAA. u. BBB., oben ©. 970 fi. 
m $..2. Nr. 2. des Ablöf.- Gef. v. 2. März 1850. j | 


um 6.22. (B.) Nr. 1—4. find auch die oben S. 968 ff. angeführten Entfcheid. des - 
rib. zu vergleichen, wonach: „die dem Verpaͤchter eines Leib⸗ und Zeitges 
its im vormaligen Großherzogthume Berg vorbehaltene Befugniß, in gewiflen, 
Bewinnbriefen beftimmten Faͤllen, einfeitig die Auflöfung des Kolonatsver⸗ 
& herbeizuführen, die rechtlihe Natur vieles Verhaͤltniſſes nicht ändert” — 
sen daher das urfprünglich begründete Redtsverhältnig bie zur Zeit ber 
fraft der fremdherrlichen Agrargefege unverändert fortgedauert hat, die Frage 
ı, dem Kolonen zuſtehendes vererbliches Beſitzrecht, jenes Vorbehalts uns 
‚nah den Vorfchriften des $. 22. Ar. 1—4. Gef. Nr. 939. zu eniſcheiden 
au „die Klaufel in den verfchiedenen älteren Gewinnbriefen, wonach der 
Me Auflöfung des Leibgewinne in dem Kalle erleiden follte, wenn die Guts⸗ 
ft den Hof veräußert oder verpfändet, deshalb unerheblich if, weil die Aufs 
nicht eingetreten und das urfprüngliche Rechtsverhaͤltniß bis zur Publikation 
den Beitte fortgedauert Haste. 


yve m... ve ev... - us 


nen, nicht zwei für das Aufbheirathen eines Mannes unt 
Cart ot Revif. Kolleg. v. 28, März 1851, in deſſen Pri 

4) Bon früher eigenbehörigen, durch die Franzoͤſ. 
durch Dad Gef. v. 21. April 1825 (Nr. 940.) in vol 
wandelten Gütern im ehemaligen Hochſtifte Münfte 
den nach ter Münfterfchen Eigenthums⸗Ordn. v. 10. 8 
den Sufceiftonsfällen, fontern überhaupt bei jede 
rung daß hergebrachte Gewinngeld (Weinfauf, Lar 
antretenten neuen Beflger zu zahlen, fo lange diefe Ab 
löſung gebracht ifl. (Erf. des Reviſ. Kolleg. v. 20. Ang. 
Samml. S 86. Nr. 1. und S. 87. Nr. A. nnd Zeitfchr. 8 

5) Dagegen wird nah der Minden-Havensbe 
thums⸗Ordn. v. 20. Nov. 1741 Gewinne und Auf 
eahlt, wenn eine fremde Perſon die Stätte erwirbt. * 
gate zu 4.) - 


1) Vergl. Geck, tebograhifch : Ratiftifche Beſchreibung 
der Soeſter Börde. 1825. S. 295 - 299. 

2) Vergl. Schlüter's Provinz. R. der Provinz Weſi 
u. 24, Münſterſche Bigenth. Ordn. II. T. 5. $$. 2., 3., auc 
$$. 76., 77., Welter, das gutsherrl. bäuerl. Berhältniß 
$. 95. S. 272 ff. Die Gewinnpflicht füllt aber fort, foba 
Dekr. v. 12. Dec. 1808 angeordnete Mehrpacht einmal bezal 
Abloͤſ. Ordn. v. 13. Juli 1829.) 

3) Se iſt mit Bezug auf die Minden: Ravensberg 
insbefondere auch die Frage Fontrovers geworden: ob bei « 
des Kolonats an einen Fremden (mit Konfens des Gutsher 
tion „ohne gutsherrlihen Konſens ftand Entſetzung, $. 3. 8 
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der mit feiner Ehefrau nicht in Gutergemeinſchaft lebende Be⸗ 
er ehemals eigenbehörigen Stätte im Fürſtenthume Paderborn 
verpflichtet, für feine Ehefrau die Beweinkaufung der Stätte beim 
ber nachzuſuchen. (Erk. des Ob. Trib. v. 15. Dee. 1847, in deſſen 
Id. 16. S. 460.) - 
Ueber den Ablieferungsort der Gefälle, | 
glich des Ablieferungsortes gutöherrlicher Gefälle und der Entſchä⸗ 
über den Weitertrandport, nach 66. 5. u. 6. Th. II. Zit. 6. der 
hen Eigenth. O. v. 1770 und 66. 84. u. 85. Th. II. Tit. 6. der 
ſchen Erbpachts⸗Ord. v. 1783 1), iſt von den Gerichtähöfen ange- 
worden, daß „jene Beflimmungen, der Aufhebung der Gutsherr⸗ 
ingeachtet, auch jegt noch maaßgebend find und daß die darin feſt⸗ 
llternative ein Wahlrecht für den Abgabenberechtigten und nicht für 
‚abenverpflichteten hinſichtlich der Art der Entſchaͤdigung des lepte- 
den Weitertrandport begründet.” (Erk. des II. Sen. bes Ob. Trib. 
ft. 1852, in deffen Entſch. Bd. 25. ©. 61. ff. und Erf. des Revif. Kolleg. 
S. ». 7. Mär, 1846 u. 18. Juli 1846, fowie des Ob. Trib. v. 1. Oft. 
der Zeitfchr. des Revif. Kolleg. Bd. 1. ©. 174—187.) 2) 
Abloͤsbarkeit. | 
bei feiner Ausbedingung ald „nicht abldshar” bezeichneter Erb⸗ 
non ift durch das Abloͤſ. ef. v. 2. März 1850, Iaut G. 97. deſ⸗ 
‚6ldö8bar geworden und finden auf ihn die Ausnahmebeflimmungen 
91. u. 92. a. a. D. feine Anwendung. (Erk. des Revif. Kolleg. für 
9 9 Febr. 1852, in deſſen Zeitſchr. Bd. 5. ©. 70. u. Praͤj. Samml. 
r. 4. 


Bu . 46. A, 5. 25. B. um. 24. C. 
ionen für oder gegen die Foridauer der Reallaſten und Gegenbeweis. 


Die Berfügungen der fremdherrlichen Geſetze Über der» 
n Präfumtionen. | | 


dachdem das Großherzoglich Vergifche Dekt. v. 13. Sept. 
m I. zit. Art. 14. unter einer fortlaufenden Meihe von Num⸗ 


ibid. („von Sufceffion der Gigenbehörigen”), wo bie Freiheit des Ans 
n Weinkauf ausgefprohen und dann beftimmt ift: „Braut oder Bräutis 
fo fremd auf die Stätte kommt““, muß fih des Weinkaufs wegen 
Gutsherrn vergleichen;" übrigens aus Rap. XVI. $. 3. © contrariv folge, 
‚ früher mit Konfens der Gutsheren Alienationen Seitens der Kolonen 
men und zuläffig gewefen. (Zeitſchr. des Revif.Rolleg. Br. 6. S. 380 


) 
Diefe Geſetze verfügen a. a. D. übereinkimmend: „daß die Pächte auf 
er Bigenbehörigen resp. Erbpächter sc. an den. Wohnort des Gutsherrn, 
es der Gutsherr fonft hergebracht, auch wohin er diefelben bekimmt und 
bat, geliefert werden müflen, wenn nur ber affignirte Drt von dem fonk 
chen Orte der Ablieferung um ein Merkliches nicht entfernt il. Wäre 
zur Ablieferung angewiefene Ort oder wann der @igenbehörige, resp. 
er durch Verkauf, Taufch, Erbfchaft oder auf eine andere Weife einen 
Yutsheren befommt, die Wohnung des neuen Gutsherrn von dem Orte, 
nft die Pächte geliefert, fo weit entfernt, daß der Bauer einen halben 
ızen Tag, oder aud einige Tage mehr, wie vorher, darauf zubringen 
o foll demfelben für einen jeden ganzen ober halben Tag ein halber ober 
Spanndienft, oder das Fuhrlohn zu 1 Thlr. täglich, ober auch allenfalls 
des Dienfigeldes vergütet werden.“ Ä 
Vergl. über die Eutrichtung des Korns und Geldpächte, wie anderer Ras 
zoKultur⸗Geſetzg. Bd. 11. 3 


4 


3 F 
(B), 43. (C.), endlich Art. 33. tie Wafferrefognitionen megen 
auf floͤßbaren oder fchiffbaren Flüſſen fortbefteben. 

Unzweifelbaft galten diefe Veftimmungen Des Defr. v. 13. Em N 
aus) für Die Kolonatbefiger, welden das vorausgegangene Defr. 2. 11% 
1508 aueſchließlich gewidmet war. 

2) Aebnlihe Beſtimmungen entbielt das Branz-banfeat 
9, Dec. 1811 im Kay, I. Art. S— 15. 17—19., 23., doch 
ſolche ſpezifizirte Aufzeichnung, wie fie im Bergifchen Der. vorfonm # 
die aus der Leibeigenſchaft (Servage) abzuleitenten ung unentgeltlich aufeheke 
Herru⸗ und Seudalrecbie( Ahr. d. 9.), welche Beſtimmungen im Wefenıliter 
indie gg 5—14. tee Gef. v.21. Arril 1525 (C.) übergegangen jind; vet kt 
das Franz -banfeat. Defr. alle nicht re in perfönlidye gemeifene Dien! 
bei, ſofein nur durch rechtsgültige Titel erwieſen werden Eonnte, NEN 
felben für die Verleidung von Grund und Boden oder eines Aeilet 
übernommen worten (Art. 17.), wobei in ven Urt. 30. u. 31. biris 
ter fortdauernden ünd nur ablösbaren gutaberrlichen Rechte Tell 
allgemeine Prinzip, wie in dem Bergiſchen Dekr. v. 13. Sept. 111.8 
Art. 31., vorbebaltlih des Senenbeweifes, die Wermurtun! 
die Fortdauer aller derjenigen Abgaben und Pflichten enbol 
welche den Preis für die Verleibung eines nugbaren Gruntftüde ta 





turalabgaben nach der Münfterfihen Eigenthums- und Erbpachte-Oit, Er" 
“0.0.8. 9%. & 270 fi. i 
1) Bergl. Sommer's Handbuch über die bäuerl. Mechteverb Ir IP 
©. 313, 415, 419 u. a. a. D. ber. bie Abgaben der hofhörigen Cütr 
2) Der Art. 4. des Deft v. 11. Kan. IS09, Betr. die Mbfchorfeng tn 
herrfbaft, hatte bereits alle Lehnadienſibarkeiten, unter welcher Benennenz 
ficden oder beftanten haben, chne Enthätiqung aufgehoben. 





Brovinzialo@efege. (Die Geſetze v. 21. April 1825.) 995 


. als 3. B. Zinſen, Renten, Erbpächte, Zehnten, überhaupt aller Geld» und 
: HMaturalsfeiftungen, felbft an einen Gutsherrn, wofern fie nur vom Eigen- 
cthamer und Befiger des Grundſtücks, fo lange er Eigenthümer und Befiger 
HR, und während ter Dauer feines Befiges gezahlt und verfchuldet werden; 
Abrigens unfaßte das Branzöf. hanfeat. Defr. unter der allgemeinen Be⸗ 
—* des regime féodal, wie unter den oben gedachten befonderen Be» 
F ungen über deſſen Wirkungen einerſeits, und über die fortdauernden 
zund nur ablösbaren Rechte andererſeits zweifellos auch die Kolonate, wenn⸗ 
gleich von ihnen erſt im Tit. III. noch beſonders gehandelt wurde. 
Dazu aber kam, laut Art. 37. des Bergiſchen Dekr. v. 13. Sept. 1811 
mund Art. 27. Des Branzöf.haufeat. Def. v. 9. Dec. 1811, die progeffunlis 
. ehe Beſtimmung: „daß wenn über ein und daffelbe Gut mehrere Urkunden 
‚ oder Unerfenntniffe vorhanten, diejenigen, weldye für den Inhaber am wes 
„. nigſten Täftig find, vorgezogen werben follen, ohne Rückſicht auf das ältere 
oder jüngere Datum, nur vorbehaltlich der Einwendungen des Berechtigten, 
- wenn er bei der Urkunde nicht als Parthei zugezogen worden.“ 
- 5) In den Weſtphäliſchen Dekreten Eommen vergleichen Beſtim⸗ 
mungen über die bei Streitigkeiten über tie Fortdauer oder Abfchaffung 
von Laſten eintretenten Präfumtionen nicht vor. " 


: B. Beflimmungen der Preuß. Gefege A., B., C. über diefe 
Bräfumtionen. " Ä 
Dagegen beftimmten vie FF. 46. (A.), 25. (B.), 24. (C.) allgemein, 
Baß bei einem über tie Berpflichtung zu den in den 66. 44. u. 45. A, 
24. B. und 23. C. gedachten Leiſtungen entftehenden Streite die Praͤſum⸗ 
ı #ion für deren rechtliche Fortdauer gelten folle, unter der Vor: 
wusfehung, daß diefe Leitungen auf einem Grundbefige haften. 
zn Mbe dieſe Vermuthung Platz greift, muß daber zugor die Eigenfchaft der 
Reifung ald einer Meallaft dargethan fein. (Vergl. den Kommentar zum $. 
6..des Ablöf. Gef. v. 2. Mär; 1850 über Begriff und Natur der Reallaften.) 
Jedoch laſſen auch die Preuß. Geſetze dem DVerpflichteten hinſichtlich der 
beſtrittenen einzelnen Leiftung den Gegenbeweis darüber nach, daß die⸗ 
” Selbe lediglich als Folge der Leibeigenſchaft zu betrachten ſei. Für 
„ wen Ball des geführten Begenbeweifes greift die Beſtimmung des $. 4. Platz, 
” „wonach tie Keibeigenfchaft mit ihren Folgen ohne Entſchädigung aufges 
=, . ift und bleibt. Zu diefem Gegenbeweife gehört der Nachweis, daß 


⸗78 


% [U 5 ni 


%ı 


“a 


4." 


— De ſtreitige Leiftung, vermöge Landesverfaffung und Herkommen, allein und 
: aneichließlich ein Ausflug des Leibeigenjchaftsverhältniffes gewefen und nicht 
uch ald eine, dem, In Beriehung auf das verpflichtete Out, obmwaltenden 
FT Aursherrlich-bänerlichen Berbältniffe angehörige Verpflichtung von gutöhert= 
*Aicher Natur, vorgefonmen ift, Taß fie alfo tem Gutsherrn als —* 
7 und nicht als Gusherrn gebührt habe. | 
Obige Beftimmung über die tem Berechtigten zur Seite ftehende Ver⸗ 
‚ muthung bat inteß gegenwärtig einen großen Theil ihrer Bedeutung ver- 
‘ Toren, nachdem der Kreis Der unentgeltlich aufgehobenen Ver— 
= sflichtungen, ſowohl Hinfichtlich ihres Urfprungs, als bin- 
ſichtlich fpezieller Gegenftänte, durch tie Gefepgebung des Jahres 
— 4850 eine wefentliche Abänterung erlitten hat und dahin erweitert worden 
iR, daß nicht bloß — wie e8 in ten älteren Provinzen durch Tas Er. 

v. 9. Oft. 1807 gefchehen mar — das Erbunterthänigkeits⸗- (Leibe 

eigenfchafts-⸗) Verhältniß. und (mie das Reſkr. v. 5. u. 15. März 
= 4809 teflarirte) Die damit zufammenhbängenden gutöherrlid n Rechte 

aufgehoben wurten, fondern nunmehr Tuch Art. 42, der Verfaff. Urs 

kunde v. 31. Ian. 1850 fernermeit ohne Entfhärtigung aufge» 

boden find die Berichtäherriichkeit, die gutöberrlihe Polizei 

und obrigfeitlihe Gewalt und die aus dieſen Befugniffen, 


8* 


MU 


Wil 


Sverfaffung brgrändeie 


nd eg en eh see un 


ommen, ıı je gefunden baben, 

die Anwendbarkeit, einerfeit® des Tit. II. und andererfeits des zit 1 
nur Gegenftand und Beichaffenbeit der Nechte und Pflichten, nicht vie 
tur und urfprüngliche Eigenſchaft der Güter, bei denen veraleichen Rt 
und Pflichten vorkommen, entfcheidet, movon nur, laut 88. 57. A. 63 
B. und $. 35. Verfügungen in ten N. 53. BEE) 
und 8 31.fl. des Tit. I, wegen ter zu den bäuerlichen Peilk: 


gehörigen Holgungen, eine Ausnahme machen. 


Es gilt dies um fo mehr gegenwärtig. machten ver Berechtigte, glat 
viel auf welchem Verbaͤltniß feine Mechre beruben, gegenüber den Ventit 
teren lediglich in das Verbältnif eine? Nealgläubigers getreten ift, um ie 
fortan nur Diejenigen Vorzugsrechte zuftchen, welche ibm als foldem, # 
allgemeinen efege oter die befonderen Veroitnungen wegen Ad 
und guisherrlich - bauerlicher Negulirung, beilegen. (Bergl. vie Grit # 
SW. A,$. 19. B, $. 10. C.) 











1) Seit der Wiedereinführung des A. UR. mach tem Pat. v. 9 Cut N 
war, laut $. 20, auch die Batrimemialgerichtsbarfiit nnd, fo weit die Weit? 
be YandgemeinderOrtn. v. 31. Oft, ISH und, für die Nheiniften Keil I 
1. Drisburg, die Rheinische Gemeinde-Ordu. v. 23. Juli 1845, nit fett 
die Provinz Meitphalen und jene Nbeinifchen Kreife ein Anderes belimmt Mi 
jedenfalls aber für die der Weiphälifben Zwifchenregierung untermarter rc! 
Theile der Provinz Sarhien, zufolge ®. m. 3. März 1833 (©. & 1 
auch die qutsherrlite Boliei in einem gewiffen Umfange micderbirgell! 
techterhalten. Webrigens hatten jeden bereits die $$. 12. (A.B.C) NER 
Geridhtebarfeit, ferner die wegen der Pehnsrerkindumg als Ghren: che 
und perfonlicben Veiſtand zu leiftenden Dienfte, nebft den Jagthetatts 
twieber aufleben (afien. 












mei 
vet 
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Bu $$. 47. 48. 49. 50. 51. A., $$. 26. 27. 28, 29. 30. B. und 
— | 56. 25. 26. 27. 28. 29. C. 


Nähere Beftimmungen über Dienftleiftungen. 


.Dieſen $$. der Preuß. Geſetze entfprechen nur Weſtphaͤliſche und Fran⸗ 
‚zöfifche Dekrets⸗ Artikel, da vie Bergiſche Geſetzgebung alle‘ Frohndienſte 
wuentgeldlich aufbob. Es flehen zur Seite: ' 
1) dem f. 47. A., 26. B. u. 25. C. der wörtliche Inhalt des Art. 5. 
des Weſtphaͤl. Dekr. v. 27. Juli 1809, außerdem Art. 19. Sag 2. des 
Stanz. Dekr. v. 9. Dec. 1811, | 
- .. 2) den 66. 48. und 49, die Art. 6. u. 7. des Weſtphaͤl. und Art. 21. 
ves Franz. Dekr. (Vergl. dazu die 88. 308— 313. A. &: R. II. 7., Hingegen 
m 96. 45. u. 49. A., 86. 27. 28. B., 86. 26. 27. C. den 8. 5. Tif 7. ver Münfers 
Bigenth. Ordn. v. 1770 u. Welter gutsh. bänerl. Rechtsverh. 8. 100, 


8) dem $. 50. A. der Art. 10. des Weſtphaͤl. Dekr. v. 23. San. 1808. 
J 4 Zum $.29.B. iſt auf $.2.B. und die Erläut. zu dieſem $. zu ver» 
weiſen. 


gu 8.52. A, §. 31. B. u. §. 30. C. 
Die Einführung neuer Dienfle betreffend. 


In allen andern Thellen der Monarchie, in denen das U. 8. M. 
— und mit demfelben als deſſen Ergänzung des Landkult. Er. v. 14. Sept. 
811 eingeführt if, — mit Ausfchluß der vormald Wefppälifchen, Ber» 
—Michen und Branzdf. Landeötheile —, ift die vertragsmeife Einfühs 
zung neuer Dienfte, nad) 6. 7. ded Kultur» Ep., unterfagt. Demgemäß 
che das Erf. des Ob. Trib. v. 14. Dec. 1852 angenommen, daß feit 
x1 Weublikation ded Landkult. Ed. auch die erwerbende Verjährung neuer 
Blenfte unterbrochen ift. (Beitfchr. des Revif. Kolleg. für €. 8. ©. Dh. 6. 
5& 193 — 200.) | 
5° Eben died gilt auch während der Herrfchaft der fremden Gefege, und 


r: 
=) zufolge Art. 8. des Weftphäl. Der. v. 27. Juli 1809, „wonach 
Se Einführung neuer Brohndienfte, felbft unter dem Vorwande einer für 
en Leiftung gefchehenen Ueberlaffung von Grunpftüden, ausdrücklich ver⸗ 
Beten iſt;“ ſowie Ä 
= # :b) zufolge Art. 21. des Bergifchen Dekr. v. 13. Sept. 1811, „wonach 
- er jede und Spanndienſte ohne Entſchaͤdigung und ohne Aus⸗ 
— mhme abgeichafft find,“ und 
0) zufolge des Branz.-hanfeat. Der. v. 9. Dee. 1811 (Art. 22.) und 
‚us gewendet auf dad Lippe⸗Depart. durch Dekr. v. 8. Ian. 1813, „wonach 
BE gegenwärtig beſtehenden Dienfte nicht vermehrt werden dürfen und bie 
a neuer, felbft für Verleihung von Grund und Boden, verbo- 
ze u | 


“gun 


4 ı! 


u 
.. -. 


LI L 9 4 


ui. 








Auch in tem nächften, fich hieran anfchließenden Zeitraume fonnten, zu⸗ 
[se $.7. ves mit dem A. 8. R. eingeführten Kultur» &. (laut Bat. v. 
Ent. 1814, feit dem 1. Ian. 1815), auch in den vormals Weftphäll« 
Pe, Großherzoglich Bergifchen und Franzoͤſ. Landestheilen neue Dienfte 
>= Aipulict, mithin eben fo wenig, zufolge tes oben gedachten Exf. des 
— &rib,, durch Ufufapion, erworben werden. Das Bef. v. 25. Sept. 
BE (8. 68. 15% ©. 174) geftattete im 6. 28. zwar, daß neue gemeffene 
terrjte bertragsmweife auf ein baͤuerliches Grundſtück gelegt werden bür« 
> s» _ nad $. 43. a. a. O. jedoch verbindlich und unabldlich hoͤchſtens auf 
Sa hre. Erſt die Geſetze v. 21. April 1825 Leßen Te werktonkudir 


$. 3., den Gutsherrn, gleichwie vom Erbe, fo auch vom fruchtbaren Eid 
und Buchenholze, ald wahren Gigenthümer an, verordnete indeß vorm 
die Abrechnung deſſen, was davon zur Unterhaltung ver Gebäute und ib 
tigen Nothwendigkeiten ver Stätte, nach fadhwerftintigem Anfchlag, er 
derlich ſei, und gefattete mur von dem nach Abzug des Kolonaraberartt 
verbleibenden Ueberreſt ten dritten Theil zum Tarwerth des Grunttid 
huſehen, wogegen die Münfterfcbe Erbpacht⸗Ortn. Tir. 2, Ind 
$. 169. (f Schlüter Preving. Wert der Provinz Weftnbalen Br. I. & 8) 
zwar von gleichen Vorausjegungen megen des Eigenthums des Gustem 
am fruchtbaren Gihen« und Buchenbolge ausging, deren $. 69. it 
Ib. II. jedoch beſtimmte, daß das nach Abzug des zum Neubau m 
sur Deckung felbit von Unglüdsfällen erforderlichen, miet! 
nötbigen Brant- Holzes und unter Verücjldirigung der yölligen RE 
wenn diefe Tem Gıbpäcrer debört, fiberlüffige Solz, verkauft merden Bir 
und ber Dafür gelöfte Kauffchilling zwiſchen Guisberrn und Gibräun 
gieich gerbeilt, Die Dalbicbein des Erbpächters auf Berichtigung von Str 
den verwendet, wenn deren aber nicht vorhanden, Dem Erkwächter jur 
voſttion überlaffen und dabei alsdann auch die andere Halbjteit if 
Erbe zu deſſen Beſten verwendet werden folle, J 

2) Das Bergiſche Dekt, v. 12. Dec. 1808 Art. 14-18, inder 
Bindung mit Tem Ar. 4%. des Defr. v. 13. Sept. 1811 und denu ie 
einfimmend das Sranzebanfeat. Defr. v. 9. Dec. 1811 Ar. IM- 
104. verfügten, daß a) in Betreff des Bau» und bocyftämmigen Sk 
fowie des Grund und Borens, a. der Kolon Gigenthümer bleibt, a) MM 
er bisher Ten gusſchließlichen Genuß davon hatte, bb) ohne Ri 
auf vie bisherigen Iheilnabmeverbälmiffe von allen auf den Seht 
oder einyeln auf den Kolonat» Yändereien zerftreut befindlicen Ze" 
B- die Verbeilung u leiden Hälften eıfolgt bei bisheriger gamint” 
licher Benugung, oter wenn Tas Soly ohne Aetteieitige Fimmiligun 
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ıen werben durfte; y. die Vertbeilung mit $ an den Butsheren und 
an den Kolonen geſchieht, fofern ausfchlteßlich der Gutshert zum’ 
» und bochflämmigen Holze, nur unter ter Verbindlichkeit berechtigt 
daraus den Kolonatsbedarf für Gebäude, Befriedigungen und Ader- 
euge zu gewähren. — Auf den dem Kolonen beſonders zuftehenden 
iß der Gichelmaft wird bei diefen Thellungen zu 4. und y. feine Rüde 
genommen. — b) Bon ven SHolzungen, die gleichzeitig ſo⸗ 
Bau und hochflämmiges, ald auch Schlag⸗ (Brenn-) Holz enthal⸗ 
nebft Grund und Boten, foll Gutsherr und Kolon einen. denn Werthe 
des Baus und-hochflämmigen und des Schlag= Holzes entfprechenden 
eil erhalten. " 
ver Art. 48. des Bergifchen Der. v. 13. Sept. 1811 beflätigte nım 
U die Serfügung zu a. a. bb. des nur Die Holzungen ter Kolonate 
Dekrets v. 1808 für alle andern Güterflaffen, mit der erweiterten 
mmung: „daß der Verpächter für befondere Nupungsrechte, vote Holz« 
e, Maftung, Weitegang u. dergl., durch Abfchäßung (Mente) oder 
lung (Kantonnement, Abfindung in Grund und Boten) entſchädigt 
en folle, während auch bier rer Pächter alle zerftzeut ſtehende Baͤume 
Unterfchied unentgeltlich befommt. 
Beftimmungen der drei Preuß. Geſetze v. 21. April 1325. 
ſieſe unterfchieden: 
.A Theilung von Solzungen mit Hofbefigern im gut&herrlich « bäuer» 
IFhelmiß (von Kolonatswaldungen, zufolge des Berg. Dekr. v. 12. 
); J 
B. dergl. mit Beſitzern von Guͤtern, die nicht im gutsherrlich⸗baäuer⸗ 
Verhäliniß ſtehen; — auch zu AA. aber nacht zwiſchen hochſtaäͤm⸗ 
ı und Bauholz einerſeits und Schlag⸗ (Brand⸗) Holz andererſeits; 
en aber bei ver Holzungstheilung. im gut&herrlich» bäuerlichen Ver⸗ 
8 (gu AA.) wieder: “ 
) ven Ball, wo die Holzungen Pertinenz der bäuerlichen Beſthungen 
und 
) den Sal, wo ter Wald Gigenthum des Gutöherın ift und dem 
m nur gewiſſe Nutzungsrechte darauf eingeräumt find, oder diefem ein 
il u on im Miteigenthbume der Gutöherrichaft befinvlichen Holzungen 
dig ifl. 
m Testeren Falle zu 2. gefchieht die Auseinanderfegung nach den Vor⸗ 
en der Gem. Theil. Ordn. v. 7. Juni 1821, und nur dann, wenn 
a DBanergute zuftebenden Nutzungsrechte in Baubülfen beftehen, uns 
‚en diefe der Beurtheilung nach den Beflimmungen des 6.21. A., 
. B. und $. 18. C. (f. oben). Im erſten Falle zu 1. wird ver Um⸗ 
und Werth ter Geredhtfame des Gutsherrn nah Maaßgabe der ihm 
enden Nußungdrechte ausgemittelt; Doch kann temfelben miter feinen 
n niemald eine Natnralabfindung (in Grund und Boden mit dem 
Raufgedrungen werten. 
nbetenflihh muß jedoch überall auch auf die Mitbenugungsrechte des 
atbefiger3, und, nach Maaßgabe ter auf Provinzial » Mecht 
Derfommen beruhenten Theilnabmeverhältnifie, auch auf die aus den 
atwaltungen zu befriedigenden eigenen Bedürfniffe des Bauerhofes, 
icht genommen werden. Die Ausmittelung der Theilnahmerechte und 
Werthoeſchaͤtzung erfolgt wie bei jedem Gemeinheitstheilungsverfahren. 
find die auf dem Bauergute zerſtreut lebenden Bäume Eigenthum des 
eis ohne beſondere Entfchärigung '), (vergl. jedoch die Erläut. sub ©. 
); doch müſſen viefelben, fofern nach dem früher beftandenen 


— — — 


Zeln each vach 5. 3. Mr. 13. des Abltſ-Geſ. v. 21. Mär 1850. 





Bon den übrigen durch die fremden Geſetze beibehaltenenett 
abgeänderten Rechtöverbältniffen. 


Zur Ueberſchrift. 


Unter den fremden Geſetzen find diejenigen zu verftchen, melde in 
SS. 1._der drei Gefege v. 21. April 1825 aufgeführt find. Nergl air 
oben ©. 941 ff. die Erläut. zu den Sf. 1. 


Zu $$. 55., 56. und 57. A., $6. 35, 36, 37. B. und gg. 3.4 
und 35. C. 
Anwendbarfeit der Beftimmungen des Tit. II. über Befige 
tete und Reallaften auf die Verhältniffe des Zir. Il 


1) Vergl. die Grläut. zu den in obigen $$. alleg. Beſtimmunget # 
zit. I. (u 8. 15.—43,, 8.5. Nr. 7., 98.44, 85, 47—52, 53, 541 & 





1) Derfelbe entforicht auch dem $. 127. der G.⸗Th. O. v. 7. Juni IS E 
Verbindung mit Art. 4. bes Grgänzunge:&ef. v. 2. Märg 1850. (©. S. 1850, 810 

2) 8 mwirb megen der vor der fremdberrlichen Gefepgebung im Hettift 
Münfter obwaltenten Theilnahmeredite refp. der Ontsheren und Kelonen Sit 
lich der Hefesgebölge, und wegen der nach ter Öefepgebung p. 1825 eintreteeit 
Verhältniffe, auf die grüntliche und ausführliche Darftellung bei Welter a ad 
$. 81. S. 200 bis $. 91. ©. 253 verwielen. Vergl. außerdem vie in Grm 
mer’s Arnsb. Archiv, Br. 2. ©. 250— 296 mitgeteilten Gutfcheit. mega = 
zelner Rechte des Gntsherrn, wieweit Bäume für zerftreut febende im Senit 
u gefchlefienen Holyungen qu halten, und wieweit dem Gutberen aut an M 
Markenabfindungsantheilen der Kolenate Nuyungrchte außtehen; ferner and N 
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Mr. 988. (A.) und zu ven Korrelatbeflimmungen In den Befeten Nr: 939. 
940., (B. und C.), ingl. wegen ver Hobb⸗, Behandigungd« und hofhoͤrigen 
@üter, welche im $. 85. B. und $. 33. C. beifpielsmeife als ſolche 
genannt werten, die mit feinem gutöberrlich-bäuerlihen Verhaͤltniß in Ver⸗ 
indung ſtehen, oben die Erläut. zu 66. 3. u. 15. und Zeirfchr. des Revif. 
Kolleg. Br. 6. ©. 80. | Ä 


2) Während die Borfchriften des Geſetzes im Tit. IT.: a) wegen der 

erblichen Befigrechte und b) wegen der Neallaften im Allgemeinen 

auch auf dieſelben Gegenftände außerhalb eines gutöherrlich- bäuerlichen Ver- 
‚ Hältniffed Anwentung finden, bleiben davon nur die Borfchriften wegen ber 
Auseinanderſetung binfichtlich Der bäuerlichen Holzungen audgenommen, 

Krach jedoch Nr. 3.), und für diefe Audeinanderfegung, wie für tie Ab⸗ 
* fung anderer Grundgeredhtigfeiten außerhalb eines gutöherrlichbäuerlichen 
" MBerhältniffes, die Beftimmungen der Gem. Theil. O. v. 7. Junt 1821 nebfl 
Erganz. Geſ. v. 2. März 1850 und, fomeit in den betr. Landestheilen der 
" ©ode civil gilt, der Gem. Theil. O. für die Rheinprovinz v. 19. Mat 
: 4831 (8. ©. 1851, &. 371), maaßgebend. ’ BE 


. . 8) Indeß enthält ter $. 37. B. für vie vormals Broßherzoglich Bergi⸗ 
sv chen Landestheile die abweichende Beſtimmung, daß die Vorſchrift des 
Iran welche die auf dem Bauergute zerftreut ſtehenden Bäume ohne bes 








-, fondere Entſchaͤdigung des Gutsherrn für ein Eigenthum: tes Beſitzers er- - 
. ‚nit bloß in gutöbertlich-bäuerlichen, fondern auch in den Berbälte 
uiflen der Beflger anderer, zu erblichen Rechten beſeſſener Güter gegen den. 
MWerleiber Anwendung finden fol. Es gründet fich dieſe Abweichung in 
Den vormald Bergifchen Landestheilen darauf, Daß viefe, im Art. 14. des 
Bergifchen Defr. v. 12. Dec. 1808 wegen Aufhebung der Leibeigenfchaft 
| erwandlung der Kolonate in volles Eigenthum zuerſt vorfoınmende 
i ung, biernächft auch im Art. 48. ne8 — alle Arten von Öütern, 
Fgithin auch die bereits. zu vollem oder befchränktem Eigenthum befeffenen, 
 amfaflenden — Bergifchen Dekr. v. 13. Sept 1811, ganz allgemein ent« 
alten iſt; während Die ganz gleiche Beftimmung im Art. 100. des Stanz.» 
feat. Dekr. v. 9. Dec. 1811 nur im Tit. III. vorfommt, welcher von 
w Kolonatögütern befonter8 handelt. Sie fehlt deshalb auch im $. 35, 
Br Bel. Nr. 940. Dergl. indeß jetzt 6. 3. Nr. 13. des Abloͤſ. Gef. v. 
ee. Mir; 1850. | 


‚Ba $. 58. (auch $. 67.) A., 66. 38. und 39. (auch 48. und 49.) B, 
65. 36. und 37. (auch 46.) C. 


9 Die Aufhebung der ſteuerartigen und gewerblichen Abgaben betreffend. 


mies. 


., A. Allgemeine Erläuterungen. | 
„. 4) Die Beſtimmung wegen unentgelvlicher Aufhebung folder, aus 
Ghemaligen ober», [huß- und gutsherrlihen Rechten abgelel- 
teten und hergebrachten Abgaben und Leiftungen, welche die Natur 
Ver Steuern haben, ift in Nr. 10. ©. 3. des Ablöf. Gef. v. 2. März 
k wörtlich übernommen und ebentafelbft fpeziel auf die in einigen Theilen 


— a 
—  — 


4 
Maiſcheidung in der Zeitſchr. des Reviſ.⸗Kolleg, Bd. 3. ©. 230, wonach „im 
afonatsverättnife an nnd für fich nicht die Verpflichtung des Gutsherrn ents 
en iR, dem Kolonen Baus und Schirrholz aus feinen Forſten zu gewähren; 
we —— Necht aber vom Kolonatebefiger durch Verjährung erworben wer⸗ 
„den kann.“ 
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renden jaͤhrlichen Natural» und Gðelw. Abgaben, ‚gehören 
C. aufgebobenen, weil fle urfprünglidy Iante&herrliche 
berrlihe Abgaben geweſen. (Vergl. damit Nr. 3. U 
Dekr. v. 13. Sept. 1811, f. oben S. 1003 die Note 1.) 
Halberſtadt v. 21. Juni 1828, in Simon’s und v. St 
Bp. 2, ©. 387). 

2) Die von Bemeinten unter vem Namen „Cd 
Herzogtdume Magdeburg) zu entrichtente Abgı 
dem ober» und ſchutzherrlichen Rechte enıfprungene an 
aufgehoben. (Erk. tes Ob. Trib. v. 16. Oft. 1847, in 

s. und des Reviſ. Kolleg. für 2. 8. ©. v. 13. Ang. 1 
PS 2. ©. 2239 — 239. 

3) Die in dem vormald zum Königreiche Sa 
heile der Provinz Sachſen unter dem Namen: „Befc 
abe ift für aufgehoben zu erachten. (Erk. des Reviſ 
. April 1852, in defien Zeitfchr. Bd. 5. S. 287—293). 

4) Der „Schaafzoll“ ift eine ablösliche, Durch d 
gebung, nist aufgehobene Mealabgabe. (Erk. des 

0. Mär; 1848, in befien Zeitſchr. Br. 2. ©. 2 

5 "Die Lehnspfertegelder ftellen Eeine Ster 
Gruntfteuer, fontern eine ſchlechthin auf dem Lehnsver 
gabe dar. Die in ten vormals zum Königreihe We 
wefenen Lantestbeilen bei ehemals fleuerfreien Mit 
Bruntfteuer ift deshalb nicht an die Stelle der Lehne 
(Erk. des Ob. Trib, v. 21. Febr. 1850, in deſſen Entich. 


C Hiſtoriſche Bemerkungen, Insbefonder 
herrliche Geſetzgebung, in Betreff der Nah 
werb6- Abgaben, für die Erlaubniß zum Be 
werbes, oder ohne diefe Beffimmung von den 
den gewifler Stlaffen oter von Innungen. 
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. Im Art. 2. wird vie Löfung eines Patents für alle diejenigen, welche 
nerbalb des Staates Handel, Gewerbe, Induftrie oder Handwerk treißen 
allen, angeordnet; es erklärt der Art. 20. die Patente für rein perfönlich, und 
t Art. 21. jeden mit einem Patente Berfebenen zur unbefchränften Betreibung 
8 Gewerbes im ganzen Staate befugt. Damit waren fortan gewerbliche 
uflos, wie Zwangs⸗ und Bannrechte, Monopole und gewerbliche Neal» 
Inilegien unvereinbar und von felbft furtgefallen. Mit dem folchergeftalt 
fgebobenen Objefte rer Beſtenerung mußte aber auch tie darauf ruhende 
tener aufhören, mochte dieſe Iegtere urfprünglidy unter der Form eines 
ebzinſes, oder eines Erbpachtskanons, oter wie fonft mittelft ſpeciellen 
8, in einem befonderen Erbzins⸗ order Erbpachto⸗Verttage über Ver⸗ 
Yang des gewerblichen Erflufio-, Zwangs⸗ oder Realrechts auferlegt, oder 
\ fie aus dem allgemeinen Grunde eines, der früheren Landesverfaffung 
hörigen, Der Guts⸗, Gerichts» pder Schugberrlichfeit anflebenden Ho⸗ 
Avrechts hergeleitet fein. Nur diefe, naturgemäß fchon aus der Gewerbe» 
Pibelt abzuleitente Folgerung hatte denn auch der Art. 1. tes Gewerbe⸗ 
ef. v. 12. Febr. 1810 audgefprochen, indem derſelbe die Beflimmung an 
[e Spitze ftellte: | 
Die Abgaben, welche bisher von dem Handel, den Bewerben und von 
E andwerkern erhoben worden find, follen, unter welcher Benennung die 
hebung auch flattgefunden haben mag, aufgehoben und abges 
Fufft fein und bleiben. ') | 
Dagegen nn | | 
-,2) if in den vormals Großherzoglich Bergifhen Landes» 
w ilen?) das Nähere hierüber in ten Agrargefegen beflimmt. 
. Der Art. 2. des Bergifchen Dekr. v. 13. Sept. 1811 fchafft ohne Ent» 
FDigung ab, weil durch die indireften Auflagen erfegt: „die Inpuftrieftener 
3 andere Abgaben, womit der Handel, die Konſumtion oder der Betrieb 
s Rünfte und Handwerke belaftet waren,“ und führt beiſpielsweiſe unter 
x. 1.—35. vergleichen einzelne Abgaben auf. Ä | 
. Werner verfügte der Art. 3. tie Abfchaffung ver Gebühren für Ertheilung 
mehr beftehender Privilegien, oder welche als Bezahlung ded herr⸗ 
Elichen Schutzes entrichtet wurden; (f. oben ©. 1002. zu A ad 8.) 
A) Ebenfe ift in den Franzdf. Depart. durch Art. 9. Nr. 4. des Frans 
we-Danfentifchen Defr. v. 9. Dec. 1811 verorenet: „daß ald Folgen der 
enfchaft die an einen Gutsheren für die Errichtung von Werfkftätten, 
bung von Gewerben, oder für ‚andere, jedem zuſtehende bürgerliche 
E zu entrichtenten Abgaben betrachtet werten und vergleichen Abgaben 
Mer Leibeigenfchaft ſelbſt unentgelvlich aufgehoben find.“ 





SO. Nr. 106. u. Jahrg. 1810, Th. 1. ©. 122 ff, St. 8. Nr. 22. — Dies 
etſtener⸗Geſ. entiprach in feinen wefentlichen Beflimmungen dem Preuß. Ge: 
æſt euer⸗Geſ. v. 28. Okt. u. 2. Nev. 1810. Vergl. befonders den $. 30. des 
een mit Art. 1. jenes Weſtphäliſchen Patenifleuers Gef.; jedoch dazu 88. 32. 
8 Sei. über die polizeil. VBerhältniffe der Gewerbe v. 7. Sept. 1811, ©. 
11, S. 265 und Dekl. v. 11. Zuli 1822, &. ©. 1822, S. 187. 
27 Die Sefeße von 1808 und 1810 umfaßten unter Andern auch die Apos 
—* ind andere Gewerbtreibende, bei welchen bis dahin die Ausübung des Ge⸗ 
Es mit befonderen, und zwar mit Realprivilegien, verbunden war, ebenfo die 
SwWirihſchaften u. Mühlen. Die Königl. Weftphälifchen Agrargeſetze 
Mlten Feine Beftimmungen hierüber. 
* Es war auch bier eine Verordn. v. 31. März 1809, publicitt am 12. Mai 
or Über Einführung einer allgemeinen Patentfleuer, über Freiheit der Gewerbe 
ne Handelns und über Aufhebung des Gildenzwanges ergangen. (Vergl. Lois 
g auıres "des Großherzogihums Berg bis 3. Nov. 1809 in Bd. I. des Bergi⸗ 
Sefeps Bulletins.) 


a 


ent 


anyesmwisiuent, vuy EIUyulmdiiLuijen usutV ſporijait myu 
werb einer Arotbefe und Weinfchanfgerechtigfeit und 
buntenen Neal» Apothefer-Privilegiums in ten Landest 
Aporbeferprivilegien Durch die Weftphälifhen Patrentg 
und 12. Febr. 1810 aufgehoben find, foweit fie für 
Privilegien auferlegt, nach F. 58. A. unentgeltlich 
bleiben. (Zeitſchr. des Reviſ. Kolleg., Br. 6. E. 361 ff. 

2) a) Tie Erk. ter O. L. ©. zu Magdeburg ı 
10. Iuli 1821 und 17. Mai 1822 beflimmen wegen 
eine aufgebobene Krug- und Schanfgeredhtigfeit 
Erbyachrösfanond. (Simon'su.v. Strampfi's Rechter 

b) Der für eine Schankgerechtigkeit nebft tem Bifi 
Schenken⸗ und Erbenzins it für eine unentgeldlich 
Abgabe zu erachten. (Erk. tes Reril.: Kolleg. für 
1852, in deſſen Zeitfehr. Bd. 6. S. 207.) 

3) Nüdjichtlid) eines von einer Windmühle, fü 
zum Aufbau derfelben, vorbetungenen Kanons, bat t 
sent. 9. 2. Bebr. 1849), unter Aufhebung dieſes K 
daß tie Orundfäge ver Gemerbe-D. v. 17. Ian. 18 
6. 190. auf tie in ten vormals MWeftphälifchen Lan 
gewefenen Abgaben feine Anwendung mehr finten. ®) 

4) Das Mevif.- Kolleg für L. K. S. bat ur 
erfannt: a) daß in ten vormal8 zum Königreiche | 
Xandestheilen tie audfchließlichen Gewerbeberechtigun 
Konzeffiond - Abzaben für Ten Betrieb des Gewerbes | 
durch das Gewerbefteuer-Er. v. 2. Nov. 1810 u. tie 
v. 17. Jan. 1845, fontern bereit durch die Weft 
5. Aug. 1808 u. 12. Behr. 1810, ſowie durch Tas € 


— — — — — — — 


1) Vergl. ebendaſ. das Reſkr. der Min. der geiſtl. An 


J 


- 
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38. aufgehoben worten, und b) tag Abgaben für ausſchließ— 
Gewerbeberechtigungen in viefen Landestheilen fofort und 
erft mit dem eintretenden Falle eines geltend zu machen⸗ 
Taneifpengöregtes wegfallen. Geitſchr. des Revif.s Rolleg., 


Zu 8.59. A,&. 40. B., $. 38: C. 


jergl. auch 6. 68-75. A, 50—56. B., 48—54. C.). 
je lehnsherrlichen Rechte und bei dem Gef. Nr. 939. den 
u. Mottzehnt betreffend. 
Die Beftimmung in Nr. 2. des 6. 40. B. megen Aufhebung des 
jehnt an Domainen, vorbehaltlich des Gegenbeweifes ?), gründet 
ıf ven Art. 27. Nr. 12. des Berg. Dekr. v. 13. Sept. 1811 (f. oben 
03 Note 1.), tie Nr. 3. 6. 40. B., megen Abfchaffung des Rott» 
en, aber auf Art. 28. ebendaſelbſt. Diefe Beſtimmungen fehlen in 
eſetzen Nr. 938. und 940. (A. u. B. 
Die Aufbebung der lehnherrlichen Rechte und aller daraus 
n Lehnbeſitzer entfprungenen Befchränkungen, der Vorkaufs⸗, Netraft« 
yeimfallörechte u. f. w., beruhte a) für die vormals Weftphäli- 
Landestheile auf dem Defr. v. 28. März 1809, welches nur die 
Augen ftehenten Lehne ausnahm, für die Verwandelung in Allotium, 
Irt. 10., Dagegen eine jährliche Abgabe von einem Prozent des aus⸗ 
elnden Ertraged des Lehns als Grundzins ftipulirte und nach Art. 14. 
Ablöfung mit dem 20fadyen Betrage geftattete; b) für die vormals 
ifchen auf dem Dekt. v. 12. Ian. 1809, veffen Art. 4. alle Lehns⸗ 
yarfeiten ohne Entfchärigung aufhob; c) für die Franzöſ. Landes 
auf Art. I—7. des Franzöf.» hanfeatifhen Dekt. v. 9. Dec. 1811, 
Art. 7. die gutd- und lehnsherrlichen Nechte, mit Ausnahme der das 
Ray. IH. nur für ablösbar erklärten nußbaren Realrechte, unentgelt- 
ufbob. 
) Die 66. 68—75. A., 50—56. B., 48—54. C., in weldyen die 
yeren Abgaben und Dienfte zur Ablöfung vorbehalten, tie zum Heim⸗ 
yer nur auf 4 Augen geftantenen Lehne ausgenommen find, bezüglich der 
heficht. auf den Lehnsherrn durch Einführung ter Lehnpfertegelter 3. 
nicht allodifizixten Lehne, eine jährliche Abgabe von einem Prozent des 
ttrages, zurück His auf die Gefegfraft der gedachten fremtherrlichen 
‚e beitimmt und wegen Bertheilung des Allodiſikationszinſes bei After 
mungen verfügt wurde, find gegenwärtig, zufolge $. 2. Nr. 1. u. 8. 
3. 5. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, durch unentgelvliche Aufhe⸗ 
des in den drei Geſetzen beftimmten Allodififationsıinfes, vorbehaltlich 
Nblöfung von Abgaben, Leiftungen und auedrüdlich vorbehaltenen 
ıngen, außer Kraft getreten. 2) (Bergl. Kommentar zu den betr. 88. des 
der. v. 2. März 1550.) 
) In Betreff ver Wirfungen vdiefer Aufhebung tft zu bemerken: 
) Durch das R. des Iuftig- Min. v. 17. Aug. 1850 ?) find, mit Rück⸗ 
auf eine Verfügung tes Fin. Min. fämmtlicye Gerichtsbehoͤrden, welche 
t ald Lehnskurien das lehnsherrliche Intereffe des Bisfus wahrzuneh⸗ 
hatten, benachrichtigt, daß Fiskus keinen Anſpruch auf Zahlung einer 


. — — — 2— — — — 


I) Dem Prinzip dieſer Beſtimmung entfpricht das vorletzte Alinea des 8. 3. 
„Bel. v. 2 März 1850. 
2) Wegen der Bauerlchne vergl. die Erläut. zu $. 78. A., $. 58. B., $. 


3) Berg. in Br. 1. ©. 192. 
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lichen Aufhebung der hier gedachten Rechte aus. (Er 
für L. KR. S. v. 25. Okt. 1850, in deſſen Zeitſchr. Bd. 3. 
100. des Ablöf. Geſ. v. 2. Maͤrz 1850.) 

d) Dies iſt aber nicht der Fall, ſobald noch die Eı 
ſtreitig war. (Erk. des Reviſ. Kolleg. für 2. K. ©. v. 13. 
ſen Präj. Samml. S. 66. Nr. 6.) 


Zu 66. 60. u. 61. A, 66. 41. u. 42. B, ©. 3 
Die Aufbebung ter Zmwangd- und Bannrechte E 


A. Die fremdherrlichen Dekrete. 

1) Im Königreihe Weftpbalen find tie Zwan 
durch die Ronftitution v. 15. Nov. 1507 Art. 10— 1 
zum $. 58. A. angeführten Patentfteuergefege vom Jahre 
1810 Are. 21. abgefchafft, im Großherzogthume Berg u 
zdf. Depart. hingegen im Zufammenhange mit der X: 

2) Das Großherzoglich Bergiſche Der. v. 1 
im Art. 16. alle Banngerechtigkeiten ohne Ausnahme, 
fle fein mögen, auf, und befonder8 den Mühlenzwang; ? 

3) bad Fransöf«hanfeat. Defr. v. 9. Dec. 1811 
feit8 a) tie Bannrechte, mit Einſchluß ter ihnen a 
benverbintlidyfeiten (sujetions accessoires) und de 
von denfelben Rechten zu entridhtenden Get 
vances payees à titre d’abonnement) aufhob, andererfe 
unentgeltlichen Aufhebung gänzlih ausnahm &) diejeni 
Bannrechte, zu welchen urfprünglich eine antere Perſon, 
ter Zwangspflichtigen berechtigt war, 8) viefenigen, ı 
Gutsherrn, aber Fraft eined Uebereinkommens zuflanten, 
Gutsherr ter Kommune (ten Bannpflidhtigen) noch ir 
Vortheil für tie Grüntung ter Bannrechte zugeflanden 
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erfönliche Dienfte verwandelt worden;“ die Beftimmungen zu 3. 
iber wurden (abgefehen von einer Redaktionsverbeſſerung) woͤrt⸗ 
ı 6. 40. Nr. (C.) 940. übernommen. 


fe Ausnahmen des 8.40. (C ) Eönnen fich jedoch nur a) auf die vom 
gthume Berg abgezmeigten und b) auf vie bei ihrer Vereinigung 
'ranzöf. Depart. mediatifitten, bierauf zum Lippe» und Ober⸗Ems⸗ 
efchlagenen Landestheile beziehen, nicht auf diejenigen, welche 
Bereinigung mit Frankreich (dem Ober= Ems + Depart.) zum 
e Weſtphalen gehört hatten, weil in diefen legteren die Aufhe⸗ 
Zwangs- und Bannrechte bereitd vor ihrer Bereinigung mit 
durch die Weftphäl. Konflitution v. 15. Nov. 1807 und das Pa⸗ 
efeß v. 1. Ian. 1808, refp. 12. Febr. 1810, unbedingt und ohne 
: erfolgt war, wogegen das Großherzoglich Bergifche Dekt. v. 18. 
1, deffen Art. 16. die Banngerechtigfeiten ohne Ausnahme ab⸗ 
ıft erging, nachdem bereitd in Folge Franzöſ. Senat» Konfulis 
tl. Dikr. v. 13. u. 14. Dec. 1810 die Abtrennung eined Theile 
yerzogthbums Berg und defien Vereinigung mit Frankreich audges 
yar. 


ıbei haben jedoch die $6. 60. Nr. 938. (A.) und 41. Nr. 939. 
ich mit den Zwangs⸗ und Bannrechten, — entfprechend ihrem 
u. 6. 5. (A.) erdrterten allgemeinen Prinzip, — bloß die per⸗ 
ı Abgaben für Befrelung von ter Zwangspflicht und die per- 
ı Dienfte für die Fabrikationsanfſtalt unentgeldlich abgefchafft, wor 
6.61. Nr.938.(A.)w. $.42.Nr.939.(B.) Reallaften, wennfchon 
t und gleichen Urfprungs, fortvauern, weil, obwohl nach dem Ber» 
fr. 0. 13. Sept. 1811 Art. 21., 23. alle Frohnden aufgehoben waren, 
doch Feine fpezielle, wie in den Weftppälifchen Defreten über- 
feine Beftimmung bezüglich ſolcher Neallaften vorfand, durch 
felben wegen ihres Zufammenhbanges mit einem Bann 
fgehoben worden wären (f. dagegen oben ©. 100% sub A. ad 3.). 


e für den Bereich des Geſetzes Nr. 938. (A.) (die Altmark, da 
yum Magdebung und die übrigen vormals Weftphälifhen 
er Provinz Sahfen) erlaffenen Verordn. v. 23. Juli u. 11. 
(vergl. oben S. 950—955 die Erläut. zu $.5. Nr. 4., 6. 6. u. $. 44.) 
ich nach Ausweis der Einleitung der gedachten Verordn. nicht auf 
. A. alfo nicht auf Dienfte, welche, laut F. 60. A., für Fabrika⸗ 
ten (Zwangd- Mühlen, Schmieden u. f. mw.) zu leiften find, wes⸗ 
Beurtheilung der etmwanigen Ungemeſſenheit folcher Dienfte, wie 
nderlihen oder widerruflichen Verwandlung derfelben in gemeijene 
Ibgaben, nicht den Beftimmungen jener Verordn., fondern den Im 
. angeführten F8. 5., 6., 44. u. 56. des Gef. Nr. 938. (A.) 


; den von Hannover erworbenen Diftriften find auch bie 
und Bannrechte, mit Einfchluß der für die Befreiung von der 
licht übernommenen perfänlichen Abgaben und für die Yabrifa- 
It zu leiftenden perfönlichen Dienfte, durch die Sanndverfchen Vers 
ch ver NMeoffupation (vergl. oben S. 831 ff.) wieder ber» 
‚aber durch F. 118. A. nur für ablösbar erflärt worden, früher 
ıfgabe der 65. 86 — 90. der Ablöf. Ordn. v. 13. Jult 1829; 
fie jegt reſp. aufgehoben oder ablöshar find, gemäß $. 53. Alin. 
öf. Gef. v. 2. März 1850 nad $$ A. u. 5. der Gewerbe-Ortn. 
n. 1845 und des Entfchädigungs-Gef. de eod. 
es leßtere gilt auch für vie laut $. 40. C. in den vormals Fran⸗ 
sötheilen aufrecht erhaltenen Zwangs⸗ und Bannrechte. 
Ituro@efepg. Bd. 11. RA 
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4) Oblgen $$. ef abe, Behnten, opne I 
— ein Guteherr irgend en 
ea (nur ante, au im * 
—— mit Ausnahme des Blut und Rontzehnten. 
oben S. 1007 zum $. 40. B. Ar 2. und 8.) 
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5 r I auumg Und 
in, oder sur, Vorbaltung der 
— ‚vor, welche bereitd nach dem Bergiſchen 
1813 8. 4, Art. 24. ff. loskäuflich waren und nach ten 
Beſtimmungen abgefhägt und vom Wertbe tes Zehn 
wurden; deren Abldsbarfeit auch im K. 6. des Ablöſ. 
1850 mit der Wirkung auerkannt ift, daß für den Fall de 
Reallaſten und Gegenleiſtungen zugleich Die ſonſt unabl 
Erbauung und Unterhaltung von Kirchen» ıc. Gebäuden 
ten foll.t) 








Zu $8. 63.66. A., F5. 44. 17. B. um Sf. - 


Die ven Markenberrn (Walde, Sfutifationge 2) 
es als Theilnehmern an ter Mark, oder fei es 
der Marfengenoffenfchaften, oder Jnbabern de 
gerichtöbarfeit (ald Marfenrichtein, Holzgraven) oder 
fiht und Verwaltung, an ven Marfenunt umr 
zuſtändigen Antbeile oder Ginkünfte beneffend 

A. Nechtsgeſchichtliche Bemerkungen. Peg 
ter Marken-Verfaffung. 





1) Am baufi 
von Kirchen, im vermaligen Sroihergen [ 
Landestheilen vor. (Bergl. den revit. 0 
Vera, der vormals Kurkoölniſchen Gntl, 
lin 1837 ©. ©2 fi. und Merive &. 1 
Rechtsfalle Br. 1. &. 25, 135, Dr. 2 
Plenarbefhluß des Ob. Trib u. 1. \ 
wegen Sicherſiellung der Kirche, keſp. 
im Herzegthume Wevhaten.) 

2) Von scutam, Shi. 
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uralte Deutfche Marfen-Berfaffung fintet ſich haupiſaͤchlich nur 
balen unt am Rhein. Sie bat befonterd Walt» und Weir 
‚auch Torf⸗, Lehm-, Steinlager ı., bald in größerer bald in gi 
: Austehnung, zum Gegenſtande. Das eigentliche Subjelt de 
umsrechts an ter Mar ift tie Geſammtheit ver Marfengenoffen (te 
orer Beerbten) — die ganze Markengenoſſenſchaft, als moralifchı 
‚ welcher das Eigenihum ter Mark ungeibeilt, (ald condominium 
liviso, in solidum. als Geſammteigenthum) zugehört. Deren ges 
aftlihe Benugung ift in ter Regel nach beſtimmten iteellen, öfter 
in fich unt in Beziehung auf Die Nugungsgegenflinte (als Holz, Torf, 
- |. m.) verfchiedenartigen Nutzungsantheilen ter Marfengenojien ge» 
(Bergl. Sihhorn's Ginleit. in das Deutfche Privatrecht $. 168. 
454, 6. 372. S. 906, Runde, Deutfchts Brivatrecht $. 181 d. ©. 155 
nger, Münflerfche Beiträge Bd. II. S. 29, Cich hern's Deutſche Staates 
hiögefchichte F. 60., 84. a., 345.b., Möfers Oouabrückſche Geſchichte, 
5. 13 fff, Eniſch. des Ob. Trib. in der Zeitſchr. des Reviſ. Kolleg. Br. 6 
), Die Nupungdantheile ter einzelnen Genoſſen find in ter Regel 
dedingliche, nemlich beftimmten Höfen in ver Nachbarſchaft und Um⸗ 
ter Mark anklebende Rechte, jedoch völlig unabhängig von ter Mit« 
aft zu einer politifchen Gemeinte. Zu foldhen Nußungsrechten ter 
noffen gehören, je nach ter Beichaffenheit ver Marf, die Viebtrift, 
bolzungsrecht, Maftung, Plaggebauen, Torf, Mergele und Lehm⸗ 
Steindredgen u. f. w.; vergl. echte nugt und übt jeder Erbe (Be⸗ 
Benofje) an ter Mark, zum Beſten feines berechtigten Hofes und 
rietigung ter Berürfniffe Teffelben an Tenjenigen Nutungögegen- 
aus, welche die Darf bietet und vie in jeinem Marfenrecht benriffen 
Vergl. Runde’s a. a. D., Cichhorn's Deutfches Privatrecht S. 453, 
S. 700, und die Zeitfchr. des Revif. Kolleg. a. a. D). Neben ven 
woffen befaßen jedoch öfter auch andere Güter und Höfe, ohne Mit- 
ser Markgenoffenfcbaft zu fein, befonter8 erworbene einzelne Dienfts 
schte auf Holz, Maft, Weite u. tergl. auf ten Marfengrünten, tie 
er fein Recht gaben, an ver Verwaltung der Mark Theil zu neh 
enſo Eonnte einem einzelnen Markbeerbten, neben feinem aus ter 
ne am Geſammteigenthum der Marf und dem markengenoffenfchafts 
chte fließenren Nußgungsantheil, auf Grund fpezieller Tirel, auch 
sefonderes Servitutrecht in der einen oder anteın Beziehung zu 
zergl. Zeitfche. des Reviſ. Kolleg. Br. 6. S. 272— 276). 
darkenrecht (das mit ter Berfaffung der Mark zufammenbängende 
recht jeres Genoffen) beruhte, beziehungsweiſe (vermöge Auto» 
ter zur Oenoffenfchaft gehörigen Iheilnehmer am echten Eigen- 
Mark), auf Willführen und Bertiägen, oter auf Gewohnheit 
imen, oder ald Zubehör von Höfen, auf Berleibung und Erwerb 
n. (Vergl. Eichhorn's D. Private. $. 280. S. 700 $. 168. ©. 453, 
D., KRindlinger. aa. O. ©. 14, 121). 
ger Der zur Benupung ter Marfengrünte berechtigten Höfe 
ı oter Marfengenoffen) fegten das MRecht und befchloffen in 
Verſammlungen, (Marfenfonvention, Höltingen), über Ver- 
Nutzung der Mark, beſetzten urfprünglich auch Durch Genoſſen 
inte das Marfengericht, wählten ten Borfleber und Marfen- 
Scheren, Holzgraven), welchem Vorfig und Leitung, ter Vers 
er Markengenofien, auch die Vollſtreckung der Uriheile, wie 
g ter gemeinfchaftlichen Befchläffe oblag. Später wurde dies 
ıblich nnd mit dem Befige größerer Güter verbunden. Den 
fand jedoch, auch nachdem fie Dad Anıt erblich und als 
nmten Gutsbeſitz verbunden, ausübten, eine eigentliche Givil« 
Iurispiktiion in den Marfenangelegenheiten nicht zu. Sie 
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auf der Mit, iledſchaft zum Verbande und dem Markenrechte berubet, 
en einzelnen Nutzungen, Gefälle und Antbeile, mei] 
Marfenberrn währen? der Dauer der marfengenoffenfchaftlichen 8 
tung und Nugungeverbäliniffe, vor dem Gintritt der Theilu 
äuferung von Marfengrünten, zuftanten. Das Recht zur teı 
wird übrigens erft Durch eine Theilung und ä 
lebt erſt mit dieſer auf. 
B. Bremdberrliche Geſetgebung 
Allein das Bergiſche Dekr. v. 13. Sept. 1811 enthielt im 
folgente dieſen Gegenfland betreffende Beſtimmung: 
Es folle tas, unter der Benennung dritter Fuß, dritter Pfennig, ter 
alis, eber jeder andern von gleicher Natur, befannte Recht, weiches a 
Betrag fein möge, als Souverainetätsteht in denjenigen Gegend 
ten werden, wo foldes zum Beiten der Domainen, über öbe und wöht 
mpfe und andere unfultivirte Gründe au; bt wurde, mit Vorbehalt 
Megenten und benjenigen, welden tiefer die Befugniß dazu übertragen wi 
aber aud den Semeinten zuitchenten Klage auf Abtheilung (action en # 
nent, d.h. Provelation auf Gemeinheitstheilung, — Spezial:Eevaratı 
iheitimg eines Antheils vom Grund und Boden zu vrivativem (ic 
elle der Berechtigung), um das Drittel oder den fenitigen Antheil, m 
ante, rejp. die Z oter_ den fonftigen Antheil, welcher den Gemeint 
Varfengrünten zuitcht, ſich abgefendert anweiſen zu lafen. 


68 batte dieſe Bergiſche Gefeggebung aber nicht ſowobl ven 
vrivatrechtlichen Verhaͤliniß als Marfenberrn, fondern Den aus de 
berrlichen Verbältnif als Staatsfisfus abgeleiteten Anfpruc auf 
ma, zum Öegenftante. (Bergl. die Anmerf. weiter unten). 

C. Preußifche Geſetzgebung. 

AN. Befepline BeKamungen. 

1) Dagegen bat jent ter d. A, Ve Om, Theil, O. für dir 
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it Ausnahme der Kreife Duisburg und Rees ıc. v. 19. Mai 1851 
1851 ©. 373) beftimmt, taß das Recht des Fiskus auf den dritten 
titten Pfennig (terlia marcalis) im Herzogthbume Berg ohne 
digung aufgehoben ift ?) Uebrigens gefchieht, zufolge viefes Gefetes, 
Hung der Marken, Erbenwaldungen u. vergl. nad) Manfgabe der. 
teigentHum, Grundgerechtigfeiten und fonftige Nußungsberechtigungen 
Nenten Theilnahmeverhäftniffe (ded Markenherrn, wie der verſchie⸗ 
Rarfengenoffen und Dienftbarfeitöberechtigten), in Gemäßheit dieſes 








In früherer Zeit bezog in dem vormals Kurpfälzifchen Herzogihume Berg 
nmeralsAerar (tie Hoffammer, der Fiskus), ganz abgefehen von der ihm 
fenherr (Markenricter, Sfutifations: oder Weideherr) gebührenven tertia 
aus dem Berhältniß zu den Beerbten, den Genoſſen des Markengrundes, 
ten Fuß oder Pfennig von allen zu veräußernden Gemeinheites 
n (gleichviel ob Korporationgs, Bürgers oder Intereilenten s Bermögen,”) 
verlangte Fiskus eine Abfindung dafür bei allen Theilungen von Ge⸗ 
eiden und fonfligen Gemeingründen. Diefes fisfalifche oder Sons 
tätsrecht (wie es das Bergifche Der. v. 13. Sept. 1811 bezeichnete), 
urch Kurfürflliche V. v. 20. Nov. 1772 im Interefle der Landesfultur uud 
wberung der Bemeinheitstheilungen nur einftweilen in Betreff derjenigen 
en fuspendirt und erlaffen, welche vor dem Ente des Jahres 1773 den ges 
ftlihen Belis folder Gemeingründe aufgehoben und bdiefelben unter fich 
ingetheilt haben würden. Das Bergiſche Defr. v. 13. Sept. 1811, wel: 
fes, vielmehr nicht auf dem marfenherrlihen, Tondern auf dem 
herrlichen Verhältniß des Fiskus beruhende Recht in feinem Art. 35 
und dabei ausbrüdlich beibehält, gab folchergeftalt Figentlich über bie 
arcalis der Markenherrn Eeine Beflimmung, während andererfeits bie 
‚achten $$. der drei Bel. v. 21. April 1825 allein die aus bem mars 
rlidhen Rechtsverhältniß bergeleitete tertia marcalis betreffen und hinges 
8 aus der Landesherrlichkeit abgeleitete, im Bergifchen Dekr. von 1811 
verainetätsrecht bezeichnete fisfalifhe Recht auf andere Bemeingründe, bei 
isfus nicht Marfenherr if, unberührt laffen und darüber gar feine Bes 
geben. Deshalb bedurfte es darüber, beim Erlaß einer befonderen Bes 
ztheilnngs⸗Ordn. für tie Rheinprovinz, einer anstrüdlichen Sutfcheibung, 
: wurde auf Antrag der AgrarsKom. der II. 8., wie im $. 4. der Gem.⸗ 
.2.19. Mai 1851 gefcheben, gegeben, wobei in Erwaͤgung kam, daß fich bei der 
Hevölferung des Herzogthums Berg ein nach Befrietigung der Nutzungs⸗ 
e allee Marfengenofien, wie ber Servitutberechtigten, übrig bleibender 
iß von den Marfeugründen nur in äußerfi wenigen Bällen ergeben würde. 
waren früherhin tie Markenherrn mit dem allgemein angebradten 
glich in einer bevorftehenden Theilung von Marken gegründeten Anfpruche 
tertia marcalis, durch gleichförmige Entfcheidungen in allen Inftanzen 
en worden, „weil ihr Recht auf tie tertia marcalis vor einer wirklichen 
ı der Mark nur zur Ausübung gefommen, wenn die Markengenofien eine 
rung von Marfengründen befchloffen hatten, folchergeflalt der Ertrag dies 
t8 ein zufälliger, überdieß aber auch nur infoweit zu erwarten geweſen, 
Bedarf der Markengenoſſen noch einen Ueberſchuß von dem Marfengrunde 
infen oder Berpachtungen übrig gelaffen hatte.“ 
Tendenz des $. 4. der Rheinifchen Gem. Th. O. v. 19. Mai 1851 geht mithin 
unentgeldliche Abfchaffung des fisfalifchen Anfpruchs auf den dritten Buß, 
ckſicht darauf, ob diefer Anſpruch Marfengründe, bei denen Fiskus Mar⸗ 
ift, oder Semeinweiden und Gemeinheitsgründe außerhalb eines folchen 
iiffes beirifft, ob er aus dem marfen:, oder aus dem lanbesherrlichen Bers 
abgeleitet wird. 
‚gl. die Motive der Regierung und resp. bie Ausführung der Agrar⸗Kom. 
x. ©. 181 der flenogr. Berichte der II. K. pro 1850. 


— D i— 


Vergl. über den Begriff und Unterſchied die Dekl. v. 26. Juli 1847 7” 
"€. 327, ſ. in 9b. 1. ©. 349), | 





ihren Iıfprung, ob Tiefelben entweder auf Miteigentbur 
deren privativen Nupungsrechten berußten, oder aber « 
Akcidens der tem Marfenberrn zuftebenten Marfalgericht: 
chen Aufjicht, ter Verwaltung und Geſchaͤftefübrung, Bebu 
Juftltiarien, wie der Aufſichts⸗ und anderen Verwaltung 
gegen aber auch tem Markenherrn Tiefenigen Veirpflich 
die er gegen ten Genuß jener Rechte biöher verfaffung: 
hatte, feruerhin zur Yaft bleiben. 


BB. Entſcheidungen der Gerichtshöfe. 


1) Tie bei ter Theilung beivorgetretene Trage: „ob dı 
Verfaſſ. Urkunde v. 31. Ian. 1%50, beziehungsweiſe Tu 
Nr. 4. 6. 3. Des Ablöf. Gef. v. 2. März 1550, auch 
der Markenherrn und Markenrichter Weftpkälifcher M 
aufgeboben fei?* it von tem Reviſ. Kolleg. für L. 
v. 5. Nov. 18352) aus tem Grunde verneint, weil 
des Markenrichters oder Markenberin verbundenen Bu 
ter Batrimonials Gerichtsbarkeit und Polizei entfprii 
ven Urfprunge und Wefen nach nicht mit einem guts 
liyen Verbältniß zufammenhängen. (Zeitſchr. tes Repi 
200. ff. und Präj. Samml. deſſelb. S. 36, Nr. 14.) 

2) Diefelbe Ontfcheitung bat angenommen, daß die 
bei Zufehlägen (Ausweiſung eines privativen Eigenthu 
an tie Marfengenoffen) ebenfo, wie bei Veräußerung v 
tem Markenherrn auftebente Theilnahmerecht — bei 
tbeilung Ter ganzen Darf tem Markenherrn zuzufprechen 
diefe TotalsSeparation jede fernere Ausficht auf Geltend 
chen Anfpruchd entzogen werte. 

3) Sin Marfenbeerbter, tem auch vie Maft in te 
ber Negel nad) vollfläntiger Miteigentbümer ter Mart, ı 
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Bu 6. 67. A,, 66. 48, 49. B. u. 66. 46, 47. C. 


tionen wegen der in 66. 58—60. A., 38 — 41. B., 36— 39. C. 
genannten echte. 


Sergl. de Erläut. zu $$. 46. u. 56. A., 66. 25. u. 36. B., 66. 


Zum $. 47. C. Während vie Weftphälifche und Bergifche Befeh- 
abweichend über das Jagdrecht verfügt und daffelbe zum Theil als 
nderes, von Grundeigenthume unabhängiges Recht anerkannt hatte, !) 
Art. 14. des Branzöfıs hanfeatifchen Der. v. 9. Dec. 1811 die 
lichen Rechte zum Fiſchfange in den nicht öffentlichen (nicht ſchiff⸗ 
Bbaren) Flüſſen und die der Jagd, zum Bortheil eines jeden Eigen» 
innerhalb ter Grenzen feined Grundſtücks, unentgeldlich auf, wo⸗ 
er $. 47. C. über Beides die weiteren Beflimmungen einer befon- 
zerordnung vorbehielt. Die vielfachen Kontioverfen, welche in den 
achten Landestheilen in Betreff ver Iagdgerechtigkeiten auf fremden 
ücken entflanden, worüber die Ordre v. 2. Sept. 1827 nebft Be⸗ 
Hung ded Staat3- Min. v. 20. Juni 1828, die B. v. 16. Nov. 
‘eögl. die Dekl. derfelben v. 3. Ian. 1845 ergingen‘, find nunmehr 
18 Gef. v. 30. Oft. 1848 befeitiget, während die Abloͤsbarkeit ver 
nftbarfeit (Servitut) laſtenden Fifcherei auf ftehenden oder fließen 
iyatgewäffern im Art. I. des Ergänz. Gef. zur Gem. Thl. Ordn. 
ärz 1850 und im $. 1. ter Rheinifchen Gem. Thl. DO. v. 19. Mai 
sögefprochen iſt. ” 

Die im $. 47. C. vorbehaltene Verordn. über den Umfang und die 
j des Defr. v. 9. Dec. 1811 tft jedoch in Betreff der in deſſen 
. verfügten unentgelvlichen Aufhebung des ausfchließlichen Rechts 
chfange in Privatgewäffern, teren Eigenthum einem Dritten gehoͤrt, 
jangen. Es hat daher bei. diefer unentgelvlichen Aufhebung duch 
nzöf. Der. v. 1811 fein Bewenden, da nad $. 3. des Publikat. 
9. Sept. 1814 wegen Wiebereinführung des A. 2. R., jeder, wel⸗ 
Zeit ter wierer eingetretenen ah Hr deffelben fich in einem, 
sherigem Mechte gültigen und zu Recht beflehenden Beſitze irgend 
ect befindet, dabei gegen jeden privatrechtlichen Anfpruch gefehügt 
ſoll. 


. 68— 75., 76. u 77. A., 6F. 50 — 56., 57. B. und 
66. 48 — 54..55. C. 


Die lehnsherrlichen Rechte betreffend. 


Bergl. wegen Aufhebung der Tediglich aus dem Obereigenthume der 
ren entfpringenten Rechte und des Allodifikationszinſes, den $. 2. 
u. 3. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 und die 66. 59. A., 40. 
B. und 38, C. nebft ven Erläut. dazu. 

Zum $. 76. A. Vergl. oben ©. 227, und wegen der vorbehaltenen 
ver Agnaten und Mitbelehnten nach $. 77. A. und 55. C. und der 
lb feit dem Jahre 1818 ergangenen gefehlichen Beftimmungen, Dön⸗ 
Landkult.» Gefehgeb., Br. 2. S. 196—202. 2) 


— — — — — — — 


Bergl. Dönniges Landkult. Befehg. Bd. 2. S. 188-191 beſonders über die 
fen und den Inhalt der zur Eniſcheidung derſelben ergangenen Berord⸗ 
welche indeß lediglich bie Iaghgerschligfeit betreffen, daher gegenwärtig 
Hifches Intereffe mehr haben. - Das Branzöf.sDanfeat. Dekr v. 1811 galt 
auch im LippesDeyart. vermöge Dekr. v. 8. Jan. 1813. 

Das Königl. Wefphälifche Deir. v. 28. März 1809, betr, die Alahiklas 
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güter, Seimfal und Yautemium jtatt *), wenngleich v 
rechte fait niemald Gebrauch gemacht war, vielmebr d 
großentheils feit ältefter Zeit )) einen integrirenten, Tar 
ftantibeil der Bauergürer bildeten, ſtets mit dieſen, gec 
geld, nicht nur auf Rollateralen, fontern fel&ft auf wei 
gange gelangt, auch ſonſt wohl mit Ten Gütern ver 
waren auch in Berreif folcher bäuerlichen Xebne bei B 
ter Regel befontere Lehnsbriefe und Urkunden ausg 
tem Rechtsverhältniß nach die Lehnſtücke von Ten U 
trennt gehalien. 

Durch das Weſtphäliſche Dekr. v. 28. März 180 
Allodifikation aller Lehne, mithin auch der bäuerlich; 
ter Yautemials und Konſensgelder, der Kaducität und 
aller ſonſtigen Beſchränkungen, vorbehaltlich der Grun 
jährliche Abgabe von 1 Prozent des Ertrages, ausgefpr 
der Ausnahme unterlagen, daß ſie tem Heimfall nahe 
4 Augen ſtanden. 

MWährent nach F. 58. A. 6.40. Nr. 4. B. u. 6.3 
lihen Rechte aller Art, fofern jte bei Einführung der 
fortvauernt gewefen, nebſt Tem Vorkaufs⸗, Retrakt⸗ 
ingleichen allen anteren daraus für den Vehnbejiger entf 
kungen, aufgehoben fein und bleiben follen, folten nac 
B. unt 8.56. C. tie Bauerlehne nicht ter Beurtbeilu 
ten 68. tes Tit. III, ſondern des Tit. 11. als Bauergüt 
und ed war ter Begriff der Bauerlehne Tabin beſti 
folche Güter zu verfteben, bei welchen tie Rechte de: 
dem gutsherrlichen und dem lebnäberrlichen 
fammengefegt fint. 

In Rüdficht auf Tiefe Begriffsbeflimmung entſtand 
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uf die Altmärkifcben Bauerlehne; denn in andern Landestheilen, für 
: die Geſetze von 1825 galten, hatten ſich ähnliche Kontroverfen nicht 
n), — 

tie Frage: ob dieſe Altmärkiſchen Bauerlehne nach $. 59. A. in 
adung mit 66. 68— 74. A., over nach $. 78. A. zu beurtbeilen und 
yanteln feien? und 
mit Nüdficht auf die von einer Seite vertheidigte Behauptung: „daß, 
folge ver Verfaſſung der Altmärkifchen Bauerlehne ftet3 nur ein Sohn 
gien Beflgerd, und zwar nach Auswahl des Lehnsherrn, zur Zehn» 
berechtigt gemefen und es im Intereſſe des Lehnöheren gelegen habe, 
tigen Sohn auszuwaählen, welcher noch Feine Defcendenz babe, — die 
xeifchen Bauerlehne faft immer nur auf 4 Augen geftanden“: ob da» 
86 Meftphälifche Dekt. v. 28. März 1809 auf dergleichen Altmärfifche 
t⸗Bauerlehne gar Feine Anwendung gefunden und fonit die im Weſt⸗ 
hen Defr. v. 28: März 1809 außgefprochene Allodifikation bei dem 
fifhen Bauerlehnen nur tie Ausnahme gebildet babe? !) 
ı Bolge der Kontroverje zu 1. und des Antrages der Märfifchen Bra» 
fände auf teren Entſcheidung, wurten.die Prozeife und Verhandlun⸗ 
ei ven Gerichten und Auseinanderſetzungsbehörden über die Altmär⸗ 
Bauerlehne durch die K. O. v. 18. Febr. 1833 (v. K. Annal. Bd. 22. 
Nr. 67.) ſiſtirt und jehr ausführliche legislative Vethandlungen ein» 
t, bei denen fich, abgefehen von untergeortneten Schattirungen, haupt⸗ 
h zwei Meinungen geltend machten, 0 
ob die Bauerlehne (wie fie in der Provinz Sachen, bauptfächlich 
Altmark vortommen), wenn auch feuda impropria -ieregalaria,' doch 
iirkliche Lehne zu erachten und nach Lehnrecht zu beurtbeilen, ded⸗ 
denn auch tur das Weftpbälifche Dekr. v. 28. März 1809, unter 
igung des 6. 59. A,, in freied Eigenthum verwandelt feien, während 
78. A. nur auf ſolche Büter Anwendung finte, bezüglich deren ein 
denfelben Berechtigten gleichzeitig lehnsherrliche und 
herrliche Rechte zufteben, beiderlei Mechte alfo in einer Per» 
‚ufammentreffen und Lehnsherr und Gutöherr ein und diefelbe 
he oder moralifche Perfon ift? oder 
‚ob der $. 78. A. fih auf alle Bauerlehne ohne Unterſchied aus⸗ 
‚08 möge der Lehnsherr zugleich Gutsheir des Vaſallen fein orer 
indem, im Sinne des Geſetzes von 1825 und mit Rüdficht auf deſ⸗ 
). 3. 16. u. 55, derjenige Lehnsherr, zu welchem, wenn auch nicht 
anze Bauerhof, fondern nur das eine oder antere Stüd deſſelben, 
war auch Iediglich in einem lehnéhertlichen und nicht in einem guts⸗ 
ben Verhaͤltniß ftehe, dennoch für den Lehnsnexus bezüglich eines 
ı einzelnen Stücks und fpeciellen Objektes, als Gutsherr betrachtet 
eurtheilt werden mäüffe? 
ine praktiſche Bolgerung der einen oder andern Anficht war .die, daß 
ser Anftcht zu b. (zufolge $. 75. der Ablöf. Ordn. v. 13. Juli 1829) 
yeimfallsrecht erft in Folge befonterer Provofation, und zwar gegen 
zent des Heinertrages, nicht, wie nach $. 71. A., nur gegen 1 Pros 
ablösbar war, außerdem noch befonvers ein Löfe- und Konfendgelv 
fen gewefen, überdieß, nad; damaliger Lage der Geſetzgebung, das 
allörecht offen geblieben, fpäterhin, zufolge des Gef. v. 25. April 1835 
. 1835 ©. 53., wenioftens, bei 2 oder 4 Augen, nur gegen 5 oter 
rozent des Meinertrages abzulöfen gewefen wäre. 


) Bergl. unter andern: Goetze's Altmärk. Provinz. Recht TH. I. ©. 396, 
411, 416 u. 319, 


ra 


en Sr 


——— 


wa) DEW ZIEL AR. DECO We. A., JONCEIN MIO wirtamyt 
hei welchen, nad ihrer Allodififation ſchon durch ta 
v. 28. März 1809, zufolge $. 59. A. vie lehnbherrli 
mit allen daraus entfpringenten Beſchraͤnkungen aufg 
bierunter auch das nur ald Ausflug der Lehnsverbir 


Recht auf ein Löfegeld beim Lintritt von Kollateraleı 


fömmlingen um fo mehr mit begriffen, als daſſelbe n 
ruht, wogegen befondere Abgaben und Leiftungen 
A., ale nach ©. 3. nes Abldf. Bel. v. 2. März 18 
vorbehalten bleiben. 

Zu bemerken if noch, Taf rad Mevif. Kolleg. 
21. Mai 1852, mit NRüdfiht auf F. 99. Alien. 2. ı 
März 1850 erkannt bat, daß in ven vormals zum K 
ac. gepörigen Landestheilen ein, vor Verfüntung bei 
9. Oft. 1848 apert gewordenes Bauerlehn jegt nicht 
ven fann. (Praͤj. Sanıml. des Reviſ. Kolleg. ©. 67 Rr. 


Zum Titel UV. 


Bon der Verbindlichkeit in Beziehung auf 
der mit Neallaften befchwerten Orı 


Zu 65. 79-97. A., 66. 59-76. B. und 66. 
A. Borausgegangene frempherrlide Ge 


Die frewmdherrlichen Geſetze folgten den hierüber in 
Beftimmungen, ?) in Bolge teren, mit Aufhebung al 
allgemeine Srundfteuer eingeführt war, welche ter Eig 
oder erbliche Nupnießer tes Grundſtücks, felbft danr 
Grundrenten und Reiftungen belaftet, zu entrichten ba 
nik Tem 2u Den GErundrenten und Reiftiinaen herechti 
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hne Abrechnung der darauf haſtenden Menten und Lelftungen, 
der 4 des Meinertraged angelegten Grundfteuer. *) 

nte darüber: 

nigreiche Weftphalen?) das Grundſteuergeſetz v. 21. Aug. 
., in Berbintung mit dem Dekr. v. 31. Mai 1812,°) und 
Zehnten mit dem Der. v. 18. Jan. 1813.°) Der Art. 60. 
jergeſezes ſchloß jeroch die Zuläffigkeit eines ſolchen 
n Ermangelung anderer befonverer Webereinfünfte zwifchen 
d Befiger, bei den f.g. Meier», Erbleibe-, Zind- und 
tern diefer Art aus, deren Beflger nad) den alten Geſetzen 
eiten verpflichtet felen die Steuern, außer den darauf haften» 
och befonderd zu entrichten. | 

roßherzogthume Berg galten, zufolge ter Verwaltungs⸗ 
0. Juli 1810 und 4A. Febr. 1811, wonach die Franzoͤſ. Ge⸗ 
ung auf die Befugniß, + an den Nenten einzubehalten, ale 
f das Großherzogthum erklärt worden, Ausweis des unterm 
3 genehmigten Staatsraths⸗Gutachtens über Tas Geſuch ver 
Munizipalität Lohne (Kreis Soeſt) v. 22. Juli 1811 — 
. Gef. v. 1. Dec. 1790, wegen bes Fünftelabzuged, und 23. Nov. 
nair Jahr 7) — wonach: | 

bzug auch daun, wenn bie Pflihtigen, vermöge ber ältes 
und Gewohnheiten, da Fein Recht gehabt, zuläffig fei, 
yadet der Vollziehung der Erbzinskfontrafte, woburd ber 
ıspflichtige bie direntlichen Abgaben ohne Abzug ansdrädlich über: 
ver welche mit Beifügnung irgend einer andern Klauſel gefchlofien 
e Uebereinkunft ber Bartheien hervorgeht, daß bie öffentlichen Ab⸗ 
ıtes oder Binspflichtigen außer der Rente oder Leiſtung zur Laſt 


utachten des Staatsraths von Frankreich v. 21. San. 1809, 


er befugt if, dem Grbverpächter $ vom Betrage ber Abgabe eins 
ern nicht das Gegentheil ausdrücklich bedungen worden. 


irde auch die Befugniß der Kolonen ter Mairie Lohne aner- 
‚richtung der ganzen Steuer von ihren Kolonaten, ten Erb⸗ 
n Betrage ihrer Abgaben 4 einzubehalten, doch vorbehaltlich 
ı 4. Ian. 1810 dieſer Einbehaltung halber abgejchloffenen 


auch $. 3. 8. 5. des Gef. v. 30. Mat 1820 über die @inrichtun 
ſens (&. S. 1520. S. 134), ingl. 88. 1. 6. des OrundfienerGet 
‚39 für die weftlichen Brovinzgen (G. ©. 1839 S. 30). 

oben ©. 893 Abth. I. Kap II. Tit. I. Stück 3. sub III. B. 
yefret autorilirte die Bflichligen, den Cigenthümern der Präfationen 
derfetben in Abzug zu bringen. 

tefem Defr. fol tie VBergütigung des Zehntberechtigten unb ber 
ide Abzug ten 10ten Theil der Srundfleuer betragen, wenn ber 
10ten Theil des Neinertrages*) bericht; in allen andern Bällen 
ehnte mehr oder weniger, als ten 10ten — des Ertrages aus⸗ 
tie Vergütigung nach dem Betrage tee Zehnten richten, dieſelbe 
danptgrundſtener ſich beſchränken und weder anf Zulags⸗ 
ch auf irgend eine andere, nach dem Fuße ber Grund⸗ 
irte Abgabe ausdehnen. 


über den hierbei vorgekammenen Druckfehler im Geſetz, Dö a nd 
dr. 2. ©. 114. i fehler im Geſeb 


\y - 


er 73 


rn Men 





yvooyvıj vs [ 42 7 | 7 ».”y = B.ys% ...n 1] gr wm wuy myyaraouszs as D > 
phältfchen und Branzöf.s Hanfeatifchen Geſetze — pin: 
29.—32. des Gef. v. 25. Sept. 1820, nur mit ter A 

1) der Abzug niemals mehr, als die von tem Bauern 
ſteuer betragen; auch 2) tem Yutsheren freiichen ſolle 
Bauergnis nachzumweifen, und wenn tie Srundfleuer wenig 
eriragee betrug, tie gleichmäßige Verminterung diefes Abzu 
ner 3) daß gar fein Abzug ober Srfap wegen der Grundſte 
bebaltene Dienfte oder dafür, wie für zufällige Rechte 
ſtattſinde; übrigens 4) (in Uebereinflimmung mit dem Art. 
Dekreis v. 18. Jan. 1813, ten Abzug bei Zehnten beir.), 
fung des Abzuges auf die Hanpigrundſteuer. 


Doch wurden die Prozeffe über tie Beflimmungen 
abzuges Taut Gef. v. 25. Sept. 1820, bereitö durch Die 
1822 (®. ©. 1822, S. 207) und die Deflaration v. 2 
1824, ©. 11) fiſtirt 

C. Die betr. Befimmungen der drei Be 
1825. 

AA. Allgemeine und gemeinfhaftlide 8: 

Während in ten Ablöfungs-Gefegen 1) für das 8 
aen v. 18. Iuni 1840 (8. ©. 1840, ©. 151), vesgL. fi 
Weftphalen de eod. (8. ©. 1510, ©; 153), vie Q 
Großherzoglich Bergifchen und ter Broßherzoglich Heſ 
wegen des Bünftelabzuges,') bloß vorbehaltlich rechts 
die Megel blieben und nur dahin modificitt worden fin 
Grundſteuer tes belafteten Grundſtücks einen antern, 
des wirklichen Neinertraged ausmadıt, auf Verlange 
ten oder des Verpflichteten auch det Fünftelabzu— 
ſem Verhaͤltniß entfprechente Abzugsquote zu verwant: 
berechtigte befugt fein fol, ſich Dadurch vom Bünftelabzuge z 
Befiger des verpflichteten Grundſtücks die ganze dara 
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nur noch ald Ausnahme zu den anteren, ihm voraußgehenten Ber 
ıgen .erfcheint. Denn es iſt: 
A. vorweg die Verbintlichkeit zur gänzlichen oder theilweiſen Ver⸗ 
ng der Grundſteuer Seitend des Leiftungsberechtigten an 
tungspflichtigen Grundbeſitzer im Wefentlichen auf die beiten Yälle 
ft, wern a) ein folcher Abzug überhaupt durch Vertrag oder Judikat 
t*) und bei theilweifer Uebertragung insbeſondere, Ter Ans 
8 Berechtigten entweder &) auf einen aliquoten Theil (3.2. ein 
I) over 4) auf eine in fih und ein für allemal beftimmte Aver⸗ 
fumme feitgeftellt war, oder 
ter Berechtigte vor Cinführung der fremten Geſetze enimeder tie 
Sruntfleuer oder einen foldyen allquoten Theil derfelben, reſp. eine 
gig von den DVeränterungen beflimmte Averjionalfumme bereits 
ch thatſächlich beigetragen hatte; 

(85. 83—87 A. in Verbindung mit $6. 79—82. A, 

66. 62—66 B. > ⸗ s 8$. 59—61. B. 

88. 60—64 C. > ⸗ ⸗88. 57-59. C.) 


B. der Fünftelabzug nur noch als Ausnahme im Allgemeinen auf 
le befchränft bleibt, wenn 
vor Einführung der fremden Geſetze der Berechtigte wirklich ſchon 
undfleuer, nur nicht nach einem beflimmten aliquoten Verhältniß 
ht in einer unabänderlichen Averftonalfumme, beigetragen hatte, oder 
ein vorher fleuerfreied Grundſtück verliehen war und feiner der Bälle 
in har ohnehin ſchon der Leiftungspflichtige die Grundſteuer allein 
en hatte. 
. 85., 89. A, 67., 68. B., 65., 66. C. in Berbindung mit 88. 79., 81, 
59., 62. B., 57., 60. C.) 
ei laſſen vie drei Gefehe von 1825 auch tie oben S. 1020 beim 
25. Sept. 1820 zu B. 1., 2., 3., 4. gedachten Beflimmungen befte- 
d werten ten Dienften auch zufällige Nechte, z. B. Lautemien, uns 
gleichgeftellt (FF. 90— 93. A., 69 — 72. B., 67—70.C.). Den 
[t denn die Verbintlichfeit des Teiftungspflichtigen Beſitzers zur al« 
Tragung det Grundſteuer ald Regel, ſoweit nicht in den allegirten 
drücklich Ai Gegentheil beftimmt ift.?) (Vergl. SS. 81., 82. A,, 
., 59. C.) 
» Befondere Bemerkungen gu ten einzelnen Sg. 
Zu $$. 79. A., 59. B. u. 57. C. Bergl. über das Motiv der 
ıng Ted Wortes „ausdrüdlich* vor Vertrag oder Judikat, mit 
auf eine fehlerbafte Ueberfegung Ted Art. 59. des Weftphälifchen 
teuer Gef. und des Art. 3. des Weftphälifchen Dekr. v. 18. Jan. 
Doenniges Landfult. Gefeßg. Br. 2. ©. 114, 206. 
Zu Sf. 80. A., 60. B. u. 58. C. Die fpezielle Ausnahme der 
dachten fremdherrlichen Defrete und des F. 32. Nr. 2. des Gef. v. 





—— nn un 


als eine ſolche vertragsmweife Stipulation wird e8 auch angelehen, wenn 
ndverleihung eines früher ftenerfreien Grundſtücks damals mit Zufage oder 
licher Crwäßnung der Steuerfreiheit flattgefunden hat. ($. 83. A., 6.62. B., 
>.) Wegen der Judikate it auf S. 117. A., $. 94. B., $. 91. C. vers 


Vergl. über den Begenfland bie Abhandlungen von Dr. Sommer über 
ftelabzug bei vormals ftenerfreien Befigungen in den Landen des ehemas 
Inigreichs Weftphalen, in Sommere Arnsberg. Archiv Bd. 1. S. 337 — 
gl. Br. 3. S. 595 insbefondere 612 fi. 


| 
[1 — 


= © ode 


— Te —E— —* 


Din niges.a. a. D. &. 206, 207. mit Bejug anf die da 
bandlungen ter Miniſt. Kommillion.) 

4) Zu $. 81. A, Diefe nur in tem Gef. für d 
nigreihe Weſtphalen gehörigen Lantesıheile vorfom 
„wonach ver verpflichtete Grundbeſitzer die Steuer alle 
tigung zu tragen bat, wenn die Verleihung eines ſter 
vor Ginführung ter fremten Geſetze tergeftalt vorgenor 
Verleibungdvertrag tie Steuerfreibeit weder zufagte, r 
wähnte*, beruht bauptfüchlich auf ter Mraris in ter 
wonach das Weftrhälifche Defr. v. 31. Mai 1812 (T 
fonter® in ten Landestheilen Magteburg, Galberftatt, © 
kreife und dem Hohenfteinfchen, nicht zur Ausführung q 
Dönniged a. a. D. ©. 207, 208. mit Rückſicht auf 
SpezialsAften ter Min. Kommiſſion); wogegen 


5) für den Ball zu 4. in ten vormals Bergifche: 
veötheilen ter verpflichtete Befiger zum Bünftelabzug | 
tigt bleibt. 

6) Zu $. 86. A., 6.65. B. u. 6. 63. C. Die 
Berechtigten zur Vergütung betrifft im Allgemein: 
gruntfteuer, nicht die Beifchläge. (Vergl. Art. 4. des 
v. 18. Ian. 1813, betr. tie liche zur Bergütigung 
Temme ©. 55., und $. 31. de8 Gef. v. 25. Sept. 
tad Judikat zu CC. ad 2, unten (S. 1023) über den 
pachtöfontraften ſpeztell das Gegentheil flipulizt war.) 

7) Bel $. 88. A, $. 67.B. u. $. 65. C. iſt vie | 
fung mehrerer Landestheile, wonach tie Berechtigten 
Nutzungen und Gefälle, welche fle aus tem belafteten 
befonterö verfleuern mußten, berückjichtiget. 


8) Zu ©. 90. A., ©. 69. B. u. ©. 67. C.. betr. 


—— ’ 


Provinzlalo@efege. (Die Befehe v. 21. April 1825.) 1023 
yontfgeidungen der Gerichtohdfe über einzelne 66. des 


Zu $6.79., 81.,'88. A.) Hat ein Rittergutöbeftger vor der fremd 
n Gefepgebung, bei Vererbpachtung einzelner Beſtandtheile ſeines 
tes, die auf demfelben haftenden Lehnspferdegelder fernerhin allein 
n fich verpflichtet, der Erbpächter aber alle übrigen Laſten und Ab⸗ 
ils Kontribution u. f. w., allein übernommen, fo trifft die inzwiſchen 
vererbpachteten, ehemels fleuerfreien Grundſtuͤcke gelegte Brundfleuer 
en Erwerber, und der Erbverpächter Fann wegen der Uebernahme der 
rdegelter zur Bergütigung jener Grundfleuer nicht angehalten 


ınnt von dem Ob. Trib. unterm 21. Febr. 1850. 


ın die Lehnspferdegelder flellen Keine Gtener, namentlich Feine Grunde 
'ondern eine fchlechthin auf dem Lehnsverbande beruhente Abgabe dar. 
ven ehemals zum Königreich Weſtphalen ‚gehörig gewelenen Landesiheilen 
mark) bei ehemals fleuerfreien Rittergütern eingeführte Grundſteuer if 
nicht an bie Stelle der Lehnspferdegelder getreten. Tie Grundſteuner ifl 
allgemieine Beſteuerungsrecht des Staates, das Lehnspfertegeld dagegen 
Behnherrlichfeit zurüdzuführen. (Entfcheid. Vd. 19. S. 317—330.) 


(Zu ©. 62. B.) Die vertragsmäßige Verpflichtung tes Erb⸗ 
erdö. zur Entrichtung der auf der Sache haftenten Abgaben (insbes 
folder, welche nad) den zur Zeit des gefchloffenen DBertrages bes 
n Geſetzen der Erbpaͤchter zu tragen hatte) ift auch nach Verkün⸗ 
der Gef. v. 21. April 1825 (66. 15., 19. u. 35. B.) ohne Rückſicht 
durch dieſe Geſetze zum Beſten des Erbpächterd flattgefuntene Ver⸗ 
ag der Erbpachtsgerechtigkeit in volles Eigenthum für fortbeſtehend 
n. 
ſenommen von dem Ob. Trib. durch Plenarbeſchl. v. 31. Oft. 1842. 
Dr. 8. ©. 180. ff, J. M. Bl. 1843. ©. 64.) 


a) Als überwiegende ®rünte für das kontraktliche Fortbefichen der 
tung des Erbverpäctere, — ubwehl im Allgemeinen derjenige, welcher 
Bbrauch ter Sache habe, auch die auf diefer ruhenden Laften tragen müfle, 
angeführt, „vaß der Betrag der Nusungen den Werth des Gegenftandes 
: und der Zins das Surrogat ter dem Erbpächter überlaffenen Nugungen 
be fich in dem Maaße verninderten, als fortlaufende Laften, Grund⸗, Koms 
ver u. ſ. w, auf der Sache rubten. Der Kanon fei tem Grbverpächter, 
mehrigen bloßen Nealberechtigten, verblieben, nebit allen anderen, dem 
zleich zu flellenden Präfationen des bäuerlichen Beſitzers. Darin finde er 
ung für tie fchon früher ausprüclich übernommenen Abgaben.“ 
Während das Ob. Trib. früher, im Jahre 1828, entfchieden hatte: „daß 
on, deſſen Berfahr fein Grundſtück gegen einen beflimmten jährlichen Zine 
us nach Cigenthumsrecht mit der Zuficherung in Grbgewinn erhalten 
aß fein Gruneflüd von allen Lafen, fie mögen Namen haben, wie fie 
wie bisher, alfo ferner befreit fein folle, biernach, außer der Befreiung 
Grundſteuer, auch die Befreiung von folchen Reallaften und Abgaben 
sn dürfe, welche eiſt fpäter Grundflüden diefer Art auferlegt und beim 
5 des Kontrafts nicht vorhergefehen worden," (vergl. Simon's und 
umpff’s Rechtsſpr. Bd. 3. S. 141—150; desgl. die Eniſch. vom 3. 1832 
amer's Arnsb. Arhiv Bd. 3. S. 599 — 616°), — hatte daſſelbe fpäter 





In den Gründen bes Erf. des O. 2. G. zu Hamm wird bemerft, daß 
" Kontributionsverfaffung im Hergogthume Kleve ber jährliche 
"Darf auf den f. g. Erbentagen von den ftändefählgen Grundbefigern ober 
| Durch die Heberolle, den ſ. g. Hundertzettel, feftgeftellt wurbe, das zur 
° Königl. Domainenfammer entrichtete Steuerfontingent des betirk. Ann 


. 
wet Dr a 


Anjprucho auf TEN DOunNTInapzug nam 9. 09. a. a. u, I 
freiheit des Grundſtücks vor Einführung ter fremten | 
behauptet der Berechtigte, daß einer der in ten 66. 79 
Fälle, in denen ber Verpflichtete die Grundſteuer allein 3: 
banten fei, fo liegt ter Beweis tiefer Behauptung dem 

Angenommen von ten Ob. Trib. turdy ten Pler 
Mai 1840, deſſen Gründe bemeiken: 


Die Fälle F. 79. und $. EO. wiederholten nur in ander 
Faſſung die Beitimmungen des $. 32. Rr. 1. u. 2. des Gef. 
wogegen ber $. 51. des Sei. v. 21. April 1525 weiter gehe | 
ten die ausjchließliche Uebertragung der Grundfteuer and danı 


im Sahre 1836, in einem ganz gleichen Balle erfannt: „dan 
welche zum vormaligen Orcoßherzogtgume Berg gehört Baben), 
zur Beſtreitung der Bemeindebetürfniffe ausgeſchriebenen aa 
v. 21. Aprit 1625 dem früheren Erbpächter als jebigen 

wenngleich derfedbe diefe Abgaben nach dem Grbpadıtefontra 
verpflichtet gewefen, und dies audı ven Kommunalſtenern gelt: 
Repartitionsfuße der Grundſteuern ausgefchrieben werden. (2 
— und Sommer's Arnsberg. Archiv Bd. 3. S. 67 ff., 

. 213."*) 


res auch den Bedarf zur Beftreitung der Kowmunallaften in 
hatte in langjähriger Obfervanz, feit Grrichtung des Erbpadhtsf: 
bis zum 3. 1826, ununterbrochen alle von tem @rbpachtgut 
gaben, fewohl Schagungen, als Zulagscentimen nnd die neu 
gezahlt, — mit Ausnahme allein von 3 Thaler 22 Gtüber, w 
auch ferner allein beizutragen behielt. 

*) Vergl. dazu ben Kuffap von Arndts in Sommer’: 
571 ff.; ferner über die Verpflichtung tes Bauern zur Tragun 
beziehungsweiſe gegen und chne Vergütigung, uber ten Fü 
bäuerlichen Leilungen und wegen Bergutung der Grunduene 


F Men she oo es ureefed Kerın nf cd. 
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' Berleifung eines fleuerfreien Grundſtücks ber Gteuerfreihelt feine Erwaͤhnung 
Gehen fe. Aus dem Stillihweigen im Berleihungsvertrage über die dem Grund⸗ 
k zuſtehende Steuerfreiheit müſſe gefolgert werden, daß ber Inhaber des Grund⸗ 
ks die biefem letzteren ſpaͤter —2 — Staatsabgabe als Eigenthümer ober 
z ungsberechtigter allein entrichten müfle, ohne von feinem Autor Cviktion for: 
ı zu tönnen ıc. Der Fünftelabzug finde ſonach bei vormals itenerfreien 
enbdflüden niemals flatt, wenn das Grundſtück dem Verpflichteten durch 

Berechtigten verlichen ill, fondern nur dann, wenn bas zuiigen dem 
ımbbefiper und dem Berechtigten Hinfichtlih der auf den Grundflüden haftenden 
Nlotionen beftehende Rechtsverhaͤltniß auf einem andern Mechtsgrunde, als auf 
wagsmäßiger Verleihung beruht sc. Die Anwendung bes $. 89. A. habe nur 
wnierigkeit, wenn die thatfüchliche Vorausſetzung dieſer Vorfchrift nicht Far vors 
>, der Urfprung bes Rechtsverhältniffes im Dunkeln bleibe, für welchen Ball die 
gge entfcheidend fei: wen der Beweis barüber obliege, daß die Borausfegungen, 
2 denen der Bünftelabzug nach $. 89. nur ftattfindet, vorhanden feien? insbe: 
»ere; ob der Anfpruh auf Gewährung bes Wünftelabzuges ſchon durch Ten 
weis der früheren Steuerfreiheit des Grundſtücks begründet werde, oder ob 

Berpflichtete noch außerdem darthun müſſe, daß feiner der in ben 88. 79., 81., 

bezeichneten Fälle vorliege, in denen der Fünftelabzug ausgefchloffen bleibt, 
ꝛatſch. Bd. 5. ©. 228 ff.) 


4) Zu SS. 92., 93. A., 6$ 71., 72. B., 68. 69., 70. C. 
- Die Verpflichtung, den Gutséherrn auf der Jagd zu beföftigen, ift ein zu⸗ 
Eiges Recht im Sinne des $. 93. des Gef. v.21. April 1825 A.; tabel findet 
ger der Künftelabzug nicht flatt. (Erkannt von dem Reviſ.⸗Kolleg. für 
8.6. unterm 6. Sept. 1850, Bräj. Samml. deſſelb. S. 85, Nr. 3.) 

5) Der Fünftelabzug nach ten Gef. v. 21. April 1825 (indbefondere 
89. A., 68. B., 66. C.) findet nur bei Keiftungen, weldye Reallaſten 
‚nicht bei Grundgerechtigkeiten, auch nur bei folchen Reallaften 
B; welche auf ten in einem gutöherrlich-bäuerlichen Verhältniß ſtehenden 
3 zu erblichen Befigrechten verliehenen Gütern haften, keinesweges bet 
Gen Neallaften, bei welchen tie Berechtigung den Bauern oder erblichen 
Fger gegen ven Gutsherrn oder Verleiher zufteht; von einer Befugniß 
& letzteren zum Wünftelabzug handelt fo wenig der it. III., als ver 
"IV. der Gef. v. 21. April 1825. (Erf. d. Ob.⸗Trib. v. 22. Oft. 1847, 
er Zeitfchr. des Reviſ.-Kolleg. Bo. 3. ©. 252.) !) 
5) Die im vormaligen Königreiche Weftphalen eingeführte Grundfteuer, 
Se bei bemohnten Häufern nach dem Reinertrage des Miethsmwerthä ver⸗ 
gt wird, haftet nicht auf dem Gebäude allein, fondern auf dem ganzen 
andftüd, alfo fomohl auf ver Bauflelle, ald dem tarauf errichteten Ge⸗ 
De. (Erk. des Ob.⸗Trib. v. 8. Sept. 1847, in den Gutfch. Br. 16. ©. 
— 409.) 
DD. Schlußbemerkungen gum Titel IV. mit Rückſicht auf 
Ablöſ.⸗Geſ. v. 2. März 1850. 

Kortan haben tie oben erläuterten Beflimmungen des Tit. IV. aufolge 
36. des Ablöſ.⸗Geſ. v. 2. März 1850, jedenfalls in Bezug auf die An⸗ 





1) a) Dies Erf. bemerkt, daß von den Anfprüchen des Befikers auf Bauhüls 
und fonitige Holzberehtigungen in den $$. 21., 53., 54., 55., 56,, 57. bie 
de fei, ohne daß dafelbft von einer Berechtigung des Verpflichteten zum Bünftel- 
ug hinſichtlich derfelben gefprochen werde und ohne daß die Beſtimmungen des 
. IV. darauf ausdehnende Anwendung finden; darauf paſſe auch die ratio legis 
(a. a. ©. ©. 260). Vergl. ebendaf. auch die Ausführungen über den Uns 
ied von Reallaft und Servitut mit Bezug auf bie Beflimmungen im ik. IV. 
: drei Gef. v. 21. April 1825 (S. 346249, 253 ff, 260 u. 262). 
b) Abweichende Prinzipien Hinfihtlih des Beitrags zur Grundſteuer von 
eide? und Holzberechtigungen enthält bie Großherz. Heſſiſche V. v. 27. Febr. 
11 (ſ. oben S. 915 ff. ad III.). 


andes⸗Kultur⸗Geſeßg. Bd. II, N) 


PN 
.. 


Dur Fun ıı | “ 


flimmung des Alin. 1. des $. 66. auch auf ten Ball 
wenn bei ter Verleihung von Grundſtücken zu Erbaing, 

zu erblichen Nechten, im DBertrage, refp. Bewinnbriefe 
ertraorbinaire Schagung von Berleiher austrüdlich übern 
geftalt tie Befreiung von Steuern zugefagt ift und ob 
verpflichteten Befiger ein Gemährsanfpruch für Die ihm 
säumte Befreiung auch nad der Ablöfung noch gelte: 
Zönne? 2) 


1) Diefer lebte Cab bezicht fih hauptſaͤchlich auf die ©: 
in Schleſien, wo neben dem Wittergutsader audy die den @ 
Dienfte und andere Gerechtſame Gegenſtand der Gruntfteuer 
fr. Bergl. hierüber die Reffe. v. 15. Febr. 1821, 22. Mai 
n der Königeberger Samml. ©. 269, 271, 285 und die Alle 
Band 2. diefes Werfs. 

2) Vergl. hierbei den oben ©. 1023 zu CC. sub 2. alleg. 3 
Trib. Es iſt wohl nicht anzunehmen, daß der $. 66. des Ai 
41850 die auf Verträgen beruhenden Privatrechts⸗Verhaͤltniſſe! 
auch erhellt aus den Motiven des Abloſ. Gef. und den Kamme 
den $. 66. defielben, dag man dabei lebiglih an tie allgem 
Fünftelabzuges und nit an dergL ſpezielle Verträge gedacht 
nogr. Berichte der I. u. II. K., namentli über die Eigung b 
1849, ©. 1533 u. der I. 8. v. 8. Febr. 1850, ©. 2568, 251 
Abloͤſ. Bei. v. 2. März 1850 Hat aber, abgefehen von bei 
über die Abfindung durch die Rentenbanf, resp. ti 
2. Alin. des $. 66., aus dem Grunde, weil durch deſſen F. 2 
nußbare Gigenthumsverhältnig iu volles Cigenthum verwandelt 
anf die Grundfteuerverhältniffe der früheren Erbpächter, Mei 
deren Befugniß zum Wünftelabzuge 2c. in den Lanbestheilen, i 
1825 gelten, einen Einfluß mehr üben können, nachdem 
Durch die Geſetze v. 1525 das Eigenthum erworbe 
feße aud Bereits tie Steuerbeitragsverhältniſſe 
Weshalb auf Die Beiträge Test Berechtiaten zuu ber dem J.iſt; 
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Zum Titel V. 
Bon der Gewährsleiftung für aufgehobene Rechte. 


Zu $. 98 — 112. A., $$. 77 — 90. B., $$. 74 —87,C. 

A. Voraudgegangene fremdherrlihe Geſetzgebung. 

1) Die Weftphälifchen Patentfteuergefege enthalten Feine ſpeziellere 
Beftimmungen wegen der Eviftion. Auch fpricht der Art. 18. des Dekr. 
. 18. Aug. 1809 über die Art und Weife der Ablöfung von Dienften, 
Zehnten u. f. w. nur von Vächtern (Tenme, ©. 23); hingegen 

2) beftimmt das Großberzoglich Bergifche Dekr. v. 13. Sept. 
‚811, nachdem daffelbe im Art. 16. ohne Entfchätigung und ohne Aus⸗ 
ſahme alle Banngerechtigkeiten und insbefondere ven Mühlenzivang abge= 
chafft hatte (vergl. oben Erläut. zum $. 41. B.) im Art. 17.: 

daß denjenigen, melde in früheren Zeiten von Privatperfonen durch 
dauf oder eine dem Kaufe gleichgeftellten Titel dergleichen abgefchaffte Gerechtig⸗ 
eiten erworben haben, Fein Anſpruch auf Entfhäbigung ober Erſatz des 
Erwerbspreifes zufteht, . 
nd im Art. 20.2) ° , 

bag diejenigen, welche eine Mühle oder einen andern Gegenfland, dem ein 
Zannrecht anklebt, gegen eine Erbrente oder einen Erbzins übernoms 
nen haben, nur eine verhältnigmäßige Berminberung ber ıhnen oblies 
enden Abgaben verlangen fönnen, ter Pachtvertrag mag diefen Gegenftand 
Hein oder zugleich aud) beibehaltene oder loskäuflid erklärte Güter oder Rechte in 
ich begreifen; für das gegebene Antrittss oder Einkaufsgeld (Borheuer) 
önnten fie weder Entſchädigung, noch Erfah fordern. 


Endlich beftimmt 
3) das Branzdf.»banfeatifhe Dekr. v. 9. Dee. 1811 (auf das 
!ippesDepart. anwendbar laut Dekr. v. 8. Ian. 1813) 


x 


a) im Art, 27.: j | 

dag a) diejenigen, welche von Privatperfonen unentgelblih aufgehobene 
Rechte erworben hahen, weder Erflattung tes Prerfes, noch Schadenserſatz verlan⸗ 
en fönnen, dagegen 3) diejenigen, welche dergleichen Rechte von der Staates 
ıomaine (dem Fiskus) erworben haben, Anſpruch auf Erftattung der von 
hnen dafiir gegebenen Gelbjummen, oder dem Staate dafür abgetretenen anderen 
Begenftände und Güter haben jellen; 

b) im Art. 29., im Zufammenhange mit Art. 28.: 

dag diejenigen, welche für unentgelvlih aufgehobene Rechte Erbrenten über: 
omnten haben, &) für den Fall, daß dergleichen Rechte den alleinigen Gegenſtand 
2 Verleihung bilden, den Grlaß der Reuten, 3) für den Fall, daß fie dergl. 
techte in Verbindung mit anderen Gütern oder mit ablösbaren Rechten erworben 
ıben, eine im VBerhältnig zu dem Werthsantheil der abgefchafften echte ſtehende 
emöäßigung und Berninderung ber von’ ihnen Mr übernommenen Abgaben vers 
ngen, jebody y) in beiten Bällen feinen Anſpruch auf Grftattung von Ginfaufes 
ver Grbitandsgeldern machen können. 


B. Das Preußifche Geſetz v. 25. Sept. 1820. 
In veffen $. 14. ift nur aus tem Branzdf. Dekr. v. 9. Dec, 1811 fol⸗ 
de Beitimmung übernommen: 





1) Der Art. 18. handelt von den Verhältniſſen bloßer Pächter, und der Art. 
9. von den deu bloßen Pichtern gleich geachteten erblichen Befikern. (In Betreff 
:g letzteren vergl. Art 13. und 14. neh den Erläut. zu 88. 21. u. 22. B.) 

Ueber die Gewährsredhte der Feitpächter wurde nicht in den Preuß. Ges 
gen v. 21. April 1825, jondern in der Ablöſ. O. v. 13. Suli 1829 das Naher 
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dung mit tin u. f. w.) verliehen und ver 
Pachtgeld dafür nicht abgefontert von ven übrigen Gegenj 
leihung vorbetungen war. (Vergl. Art. 20. des Berg. 
des Franzoͤſ. Defr.) 
Dagegen — das Gef. Nr. 938. A. abweichende um 
zipien. (8. unten zu CC.) 
BB. In Betreff N Gegenftantes der Gewäh 
1) Zu $. 98. (A.), $. 77. (B.) und $. 74. (C.). 
a) Diefe Vorſchriften SR ten folgenten $8. des 3 
Tann anwendbar, wenn für ſolche Nechte Eviktion verlan 
nach ten Beſtimmungen der drei Gef. v. 21. April 1625 
lich aufgehoben worden. Dahin gehören: 
aa) Die Peibeigenihaft mit ihren Felgen ($. 4), bb) Peri 
fndegwangetienft, Abgaben für den Heirarhstonfens und ungemen 
5 ferner — abgeiehen von ten bier nicht in Detradır Fomm 
ter 88. 7., 8,9 — cc) das Mertiarium ($. 10.), du) Ber) 
Dienite für den Schuß ($. 11.), ee) Iageirchnen, Biene wei 
barfeit und Ghrentiente wegen ber Fehnsverbindung edir auf € 
tigen Beiſtand abywerente, ff) Frobntienſte von Semeinden, 
Grundſtücke oder dingliche Rechte überlaffen oder Geldſummen 
(GG. 13), 66) Nenerattige Abgaben aus ober, fdugz und quts 
verhältniffen ($. 1. 38. B. und $. 36. C.), hh) 
Gewerbsabgaben ve Grlaubniß yum Gewerbebetriche oder vc 
gewiffen Rlaflen von Gewerbtweibenten, ingt. Ceiltungen wegen 
Htantsbürgerlichen Nedıten, wie bei befenteren Menonolen oder % 
ab. A, $. 39. B. C.), üi) die lehnberilihen Rechte ncb 
entfpringenden Vorkaufss:, Retrafte, Heimfalls-Rechten u. ſ. w. (8 
ir. 4. B. 8.35. C.), kk) der Blutz und Moitzthnte, nach $. 40, 
WM) tie Zwangs: und Bannrechte nebſt den perfönlichen Abgaben 
von der Zmangerligt um Ten veriinlihen Dieniien für Bat 
EN EMA,KEMEWMEDN C,, airmus 3. C. 
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e aus ter Verwandelung ſelcher reriönlider Abgaben und Diende entſtan⸗ 
int. ') 
b) Gegenftant ter Gewäbrsleiſtung nah Maafyube ter Gef. v. 
April 1325, Tit. V. find alfo keinesweges ſolche Rechte, welche nicht 
turch Tiefe Gefege, fentern ſchon früher durch die in Wirkſamkeit ges 
benen fremdberrlichen Geſetze, insbefontere durch tie Vatentgeſeze wegen 
führung einer allgemeinen Gewerkefreibeit und Gewerbeſteuer aufjebo- 
find, wohin tie — zum (ſei es erkluſiven oder allge⸗ 
nen) Gewerbsbetriebe aebören: denn ſolcher Berechtigungen er⸗ 
nen die F. 55. A., 6. 39. B. $. 37. C. nicht; tiefe letzteren bandeln 
mehr nur vom Mechte auf Abgaben für tie Erlaubniß zum Ges 
bebetriebe oder deſſen Ausübung. 2) 
CC. Beſondere Bemerkungen zu einzelnen 88. 
t) Zu $6 99. u. 100. (A.), 73. u. 79. (B.), 75. u. 76. (C.). 
Die gemeinfcbaftliche Beſtimmung, wodurch ebenſowobl dem Käufer, als 
Grbzind» oder Erbpachts⸗ oder fonjtigen erblichen Beflger ver Anſpruch 
Zurückerſtattung des Kaufrreifes, wie des bezahlten Ginfaufd» oder 
andsgeldes, ingl. Schadenerſatz verfagt wirt, entfpricht ebenfomohl tem 
16. A. 2.9.1. 21. und tem Gruntfage casum senlit dominus, als 
ben gedachten Beflimmungen des Bergifchen und Franzöſ. Dekrets. 
) Die 66. 101 — 106. A., melde ten Erlaß eines fortlaufenden 
achtsfanons oder Zinfes bebanteln, baben in Betreff ter vormals 
whälifchen Landestheile, in welchen e8 an voraudgegangenen fremthert- 
a Borfchriften fehlte, flrengere, vefp. an tie betreif. Iantrechtlichen Bes 
Be ſich anfchließente Regeln aufgeftelt und im zweiten Balle des 
1., laut 6. 103., nur dann eine Ermäßigung bewilligt, wenn das 
Grunde liegente Rechtöverhältniß ein erbpacdtliches war ?); wo⸗ 
- a8 Gef. A. und C. auch in tem Valle, wenn das aufgebobene 
e in Berbintung mit anteren Gegenflänten verliehen und der Zins 
mas Pachtgeld rafür nicht abgefondert vorbedungen war, dennoch ohne 
Echied, ob das Befigverhältniß ein eigenthümliches, erbzinsliches oder 
chtliches geweſen, in Berüdfichtigung der betreff. frempherrlichen Ber⸗ 
#&.. 


— — — — 





—Bergl. hierüber die R. der Min. der I. u. des I. v. 3. u. 18. April 1837 
BE’E Agrargeſetzgeb. 3. Auflage ©. 374). 
Bergl. die Grläut. zu $. 58. (A.) $. 39. (B.) u. $. 37. (C.) und bas 
Reviſ. Kolleg. für 2. 8. S. v. 27. Mai 1853. (Zeitfhr. Br. 6. ©. 
» f. oben ©. 1001 ff. zum $. 58. (A.) sub D. Wr. 4., desgl. unten sub CC. 
> desgl. die in ber vorhergehenden Note alleg. R. v. 3. u.’ 13. Aprif 1837, 
Sder Anfpruc auf Entfhädigung für eine mitverpachtete Schenk⸗ und Her: 
Sechtigfeit, welche nicht erft durch das Gef. v. 21. April 1625, fondern ſchon 
Amfiihrung der Gewerbefreiheit (duch bie Weitphälifchen Bewerbeiteuerges 
A. Aug. 1808 und 12. Febr. 1810) aufgehoben und werthlos geworben, 
"er die Vorſchriften der drei Bel. v. 21. April 1825 über bie Gewaͤhrs⸗ 
auit; ferner das R. der Min. für geiftl. Ang., des J. u. der I. v.TJan 
ich. Do. 4. ©. 227, 228) betr. tie Aufhebung ber Reulprivilegien ker 
kp welche, fowie bie dafür übernommenen Grbzinfen, Erbpachte und andes 
len gleiherweife nad den Gewerbeiteuergefeßen und nicht nah Tit V. 
2.9. 21. April 1825, die Gviftionsleiftung betr., zu beurtheilen fink, inal 
= »e6 Ob. Trib. v. 22. März 1839 (a. a. DO.), wonab tie Püiht aur 
Ewag von Abgaben für die Ausübung vererblicher Apethefer: und ühnfider 
Ben felbit dann für aufgcheben erachtet wird, wenn tiefe Abgaben ala Erb: 
— - bie Verleihung des Privilegiums vorbedungen waren. Pergl. arch Me 
>e>s Nevij. Kolleg. in deſſen Jeitſchr. Bd. 6. S. 361 fi. 
arzt. in Allgemeinen megen der Remiifion 6. 762., 763., 764.. 770. ın 
wg mit 6. 515.9. 2.8. I. 18., inebeſondere 6. 755., wen x 
le ic. fein Erlaß ſtattfindet. s wenad Team 


— 


1) Zu 8. 103. A. vergl. über die Frage, unter welchen Umjtänten ke 
Gute CErbzins- oder Erbpacht-Qualitaät anzunehmen fei, die Erf. des O. 
Halberitadt und des Ob. Trib, v. 14. Nov. 1826 und 9, Oft, 1572 
men su. Strampff s Rechtoſpr. Bd. 2. S. 06--211, werin angenemzr 
der eigentliche Unterſchitd zwiſchen dem Erbzing und ber Erbvacht beitche 
wohl in dem Verhaͤltniſſe des Kanens zu den Nutzungen des Guts, ſenten 
Mbfiht der Kontrahenten felbit und Bejonters in dem Willen des Berl 
entweder das Obereigenthum mit feinen Asrüffen, Gntrihtung bes Zinjet 
cognitionem domini ſ. ſich vorzubehalten, oder das Eigenthauͤm da 
Hanz ganz id) u veferoieen, die brbche Nugung aber ganz qu veräußern 
Zins dagegen in compensationem fruchnum anzunehmen. Diefe Gais 
in Bezug auf tie SS. 101. und 108 
und Val Mühle, weldyen quyleid das privative Sıhroten des Brabie 
Biermalzes, als Bannrecht, beigelegt war, nicht berechtigt ift, megem 
bung dieſes letzteren verhaltnißniaßige Herabjegung des Kanens zu ferem. 
biefer nicht abgejontert für das Grbzinsreht und das Vannrecht vortar 
weſen. — Dagegen iſt von dem Mevi Kollegium x 
fentlicht) in einem ähnlichen Balle, in weldem einer Mühle das pri 
malzihreten nicht ald Zwangsreht, ſondern als eine erElnfive 6 
berechtigung beigelegt war, auf unentgelvlihen Weg 
übernommenen verhälmifmäßigen Theils vom Kanon (teffen Aufbdef 
durch die Wertphäliichen Watentteuergefege v. 1808 u. 1510 gefdhehen > 
8: 58. A. nur beitätigt Tel), und Dabei ferner erfannt: „Dap tie Bih 
wegen Gewährsleitung für aufgebebene Medhte in Tit. V. des Ger. 
Anwendung auf Abgaben finden, welhe für ausihlichliche Gewerbeiir 
oder für den Betrieb eines Gewerbes übernommen worden find. 

2) ©. K. Jahrb. Bd. 5.9. 10. ©. 8. Vergl. auch Welter a: 
VI. S. 435, 8. ». 23. Febr. 1817 u. R. des Juſiiz-Min, u. de 
> de 1817. Anl. IN. 4 13. 
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